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Vorwort. 


Rußland  begann  mit  dem  staatlichen  Bankwesen;  bis  zur 
Bankreform  im  Jahre  1860  kannte  es  neben  einigen  städtischen 
Banken  fast  nur  staatliche  Anstalten  für  kurzfristigen  sowohl 
wie  für  langfristigen  Kredit.  Auch  nach  der  Reform,  welche 
die  Bankorganisation  von  Grund  aus  umgestaltete,  hat  die 
Regierung  durch  die  Staatsbank  auf  dem  Gebiete  des  kurz- 
fristigen Kredits  eine  hervorragende  Bedeutung  behalten  und 
sie  durch  die  staatliche  Bauern-  und  Adelsbank  auf  dem  Ge- 
biete des  langfristigen  Kredites  wieder  erlangt.  Nach  der 
Reform  erst  begann  das  Privatbankwesen  sich  auszubreiten. 
Vorher  hätte  es  keine  Ehitwicklungsmöglichkeit  gehabt:  der 
Staat  nahm  das  Notenrecht,  durch  das  die  Banken  sich  die 
nötigen  Mittel  hätten  verschaffen  kOnnen,  für  sich  allein  in 
Anspruch,  und  die  Kapitalansammlung  und  Mobilisierung  des 
Kapitals  war  in  Rußland  damals  noch  gering.  Ein  großer 
Teil  der  Banken  in  Westeuropa,  besonders  die  bis  zu  den 
1850  er  Jahren  entstanden,  suchten  ihre  Mittel  aus  der  Noten- 
ausgabe zu  gewinnen.  Auch  im  Westen  sind  die  modernen 
Banken  erst  Kinder  der  letzten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, erst  nach  der  Cr^it  mobilier- ,  der  Pereire-Periode 
entstanden.  Kreditanstalten  auf  Grundlage  der  Gegenseitigkeit 
fanden  nach  der  Reform  zuerst  in  größerem  Maße  Eingang 
in  Rußland;  vorher  waren  nur  4  derartige  Anstalten  ftir  den 
Bodenkredit  und  zwar  in  den  nichtrussischen  Gebieten,  in 
den  Ostseeprovinzen  und  in  Polen,  entstanden.  Es  folgten  in 
den  60er  und  70er  Jahren  die  Aktienbanken.  Entsprechend 
diesem  Entwicklungsgange  sind  in  der  vorliegenden  Arbeit 
zuerst  die  Kreditanstalten  bis  zur  Bankreform  behandelt,  dann 
die  staatlichen   und  städtischen  Institute  und  'schließlich  die 
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Gegenseitigkeits-  und  die  Aktienbanken.  Die  Rleinkredit- 
anstalten,  die  eine  Gruppe  fbr  sich  bilden,  sind  in  einem  be- 
sonderen Abschnitt  dargestellt.  Der  zweite  Teil  der  Arbeit 
soll  zeigen,  in  wie  weit  die  einzelnen  Bankarten  für  die  ein- 
zelnen Geschäfte  in  Betracht  kommen. 

Die  Arbeit  war  ab  Gegenstück  zu  dem  Werk  JaffiSs  über 
das  englische  Bankwesen  (Jaffa,  Edgar:  Das  englische 
Bankwesen.  [Staats-  und  sozialwissenschaftliche  Forschungen. 
Band  23,  Heft  4]  Leipzig  1904)  gedacht.  Bei  der  gewaltigen 
Bedeutung  des  Agrarkredits  und  des  Eleinkredits  für  Ruß- 
land konnten  diese  bei  einer  Darstellung  nicht  übergangen 
werden.  Die  ganze  Verschiedenartigkeit  der  Volkswirtschaft 
und  der  Entwicklung  des  Bankwesens  in  England  und  Ruß- 
land erforderte  eine  andere  Behandlung.  In  Rußland  entstand 
—  im  Gegensatz  besonders  zu  England  —  im  Bankwesen  so 
ziemlich  alles  »von  oben  herunter'' ;  deshalb  mußten  die 
Regierungserlasse,  die  übersichtlich  in  der  „Vollständigen 
Sammmlung  der  Gesetze  des  Russischen  Reiches*'  enthalten 
sind,  als  die  wesentlichste  Grundlage  dienen,  und  deshalb 
muß  hier  die  Gesetzesgeschichte  einen  breiten  Raum  ein- 
nehmen. Dies  ist  der  eine  wesentliche  Unterschied  in  der 
Darstellung  gegenüber  JbS6.  Der  andere  besteht  in  der 
weniger  ausführlichen  Schilderung  der  tatsächlichen  Geschäfts- 
übung. Jaffa  konnte  sich  auf  eine  hundertjährige  große  und 
hervorragende,  z.  T.  klassische  Spezialliteratur,  auf  ein  lang- 
jähriges, vorzügliches  Zeitschriftenwesen  stützen.  Derartige 
Hilfsmittel  stehen  bei  einer  Darstellung  des  russischen  Bank- 
wesens nur  in  geringem  Ausmaß  zur  Verfügung,  und  die 
mangelhafte  Organisation  des  Buchhandels  in  Rußland  oder 
besser  das  Fehlen  einer  Organisation  erschwert  die  Beschaffung 
des  Vorhandnen  ganz  ungemein  und  macht  sie  oft  —  be- 
sonders wenn  es  sich  um  Broschüren  handelt  —  unmöglich. 
Diese  Lücke  kann  nur  durch  eigne  Erfahrung  und  An- 
schauung ausgefüllt  werden,  was  aber  bei  der  Ausdehnung 
des  russischen  Reiches  sehr  viel  schwieriger  ist  als  anderswo. 
Sehr  förderlich  in  dieser  Richtung  war  mir  meine  frühere 
Tätigkeit  in  einem  Moskauer  Bankgeschäft,  nachdem  ich  vor- 
her in  einer  deutschen  Kreditanstalt  SVa  Jahre  gearbeitet  hatte. 
Aber  eine  so  eingehende  Darstellung  der  Arbeitsteilung  im 
Bankwesen,  wie   sie  Jaffa  bietet,   wäre  nur  nach  Jahrzehnte- 
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langer  Tätigkeit  in  russischen  Banken  möglich.  Die  Kennt- 
nis der  rassischen  Sprache  war  ein  anderes  wesentliches  Hilfs- 
mittel; sie  ermöglichte  mir,  überall  auf  die  Quellen  zurück- 
Eugehen.  Leider  wird  so  viel  über  Rufiland  geschrieben, 
ohne  Kenntnis  der  Eigenart  des  russischen  Volkes,  die  man 
erst  durch  die  Sprache  richtig  verstehen  kann.  Ich  möchte 
auch  hierauf  manche  Abweichung  in  meiner  Auffassung  der 
russischen  Verhältnisse  von  der  wie  sie  in  der  letzten  Zeit, 
besonders  während  des  russisch-japanischen  Krieges,  vertreten 
worden  ist,  zurückführen.  Ich  sehe  dabei  von  tendenziösen 
Schriften  ab,  die  aus  politischen  Gründen  —  besonders  von 
sozialistischer  Seite  —  schlecht  über  den  Zarenstaat  urteilen, 
und  den  von  der  Regierung  lanzierten  Nachrichten,  die  alles 
im  rosigsten  Licht  spiegeln.  Politische  Interessen  beeinflußen 
übrigens  vielfach  auch  die  Ansichten  der  Russen  selbst  über 
das  Bankwesen;  fast  jede  Maßnahme  der  Regierung,  auch  die 
auf  dem  Gebiete  des  Bankwesens,  ruft  bei  der  Opposition 
eine  scharfe  und  häufig  unberechtigte  Kritik  hervor.  Die 
russische  Intelligenz,  besonders  auch  die  journalistisch  tätige, 
rekrutiert  sich  zum  großen  Teil  aus  Kreisen,  die  von  Haus 
aus  unvermögend  sind  und  deshalb  weniger  Verständnis  fUr 
das  Bankwesen  und  das  praktische  Wirtschaftswesen  über- 
haupt mitbringen. 

Durch  einige  Anmerkungen  habe  ich  darauf  hingewiesen, 
daß  die  eine  oder  andere  Erscheinung  auch  im  Westen  zu 
finden  ist;  man  neigt  ja  leicht  dazu,  vieles,  was  man  von 
Rußland  hört,  für  spezifisch  russisch  zu  halten,  während  es 
bei  uns  auch  vorkommt. 

Zum  Schluß  möchte  ich  nicht  versäumen,  Herrn  Prof. 
Schmoller  zu  danken,  in  dessen  Seminar  die  Arbeit  ent- 
stand, und  der  ihr  durch  Aufnahme  in  seinen  Forschungen 
den  Weg  in  die  Öffentlichkeit  ermöglichte,  sowie  Herrn  Arthur 
Spiethoff  für  die  Anregung  zur  vorliegenden  Arbeit  und 
die  vielseitige,  wertvolle  Unterstützung  derselben  meinen  herz- 
lichsten Dank  auszusprechen. 

Berlin,  März  1908. 

Rudolf  ClAQg. 
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Erstes  Kapitel. 

Die  staatliclien  Kreditanstalten. 


1.   Die  Kreditaiistalten  bis  zur  Bankreform  (1860). 

Die  Kasse  des  Münzkontors.  In  Rußland  hatte 
während  der  Regierung  Peters  d.  Qr.  und  seiner  Nachfolger 
das  Kupfergeld  das  Silber  aus  dem  Umlauf  verdrängt,  das 
nach  dem  Staatsbankerott  von  1663  zum  Währungsmetall  ge- 
macht war.  Den  großen  Anforderungen  ^  die  die  Kriege  und 
die  Umwälzungen  der  petrinischen  Zeit  stellten ,  konnte  im 
unentwickelten  Agrarstaat  durch  Steuern  nicht  entsprochen 
werden.  So  fand  man,  wie  in  Westeuropa,  so  auch  in  Ruß- 
land in  der  Prägung  und  Ausgabe  unterwertiger  Münzen  eine 
Einnahmeauelle.  Dazu  wurde  von  Privatleuten  so  viel  falsches 
Greld  in  Verkehr  gebracht,  daß  sich  im  Jahre  1733  in  den 
Staatskassen  allein  403  Pud  ^  falsches  Kupfergeld  befand.  Die 
Schwerfälligkeit  der  Zahlungsmittel  war  natürlich  ein  großes 
Hindernis  für  den  Handel;  ein  weiteres  bildete  die  Höhe  des 
Zinsfußes.  Am  Wucher  beteiligten  sich  selbst  die  Mönche 
mit  dem  reichen  Besitz  ihrer  Klöster. 

Der  erste  Versuch,  den  damals  üblichen  Zinsfuß  von 
12 — 20  ®/o  herabzusetzen  und  dem  Wucher  damit  Abbruch  zu 
tun,  wurde  von  der  Kaiserin  Anna  (1730 — 40)  gemacht.  Sie 
befahl'  im  Jahre  1733,  eine  Kasse  in  Verbindung  mit  dem 
Münzkontor  zu  errichten,  die  kurzfristige  Vorschüsse  auf 
Gold  und  Silber  bis  zu  75  ^/o  des  Wertes  gegen  8  ^/o  Zinsen 
geben  sollte.  Dörfer  und  Höfe,  auch  Edelsteine,  waren  von 
der  Beleihung  ausgeschlossen;  Depositen  wurden  nicht  ge- 
nommen. Trotz  des  niedrigen  Zinssatzes  scheinen  die  Ge- 
schäfte keinen  größeren  Umfang  angenommen  zu  haben ;  man 
findet  wenigstens  nichts  darüber. 


»  Pud  =«  40  Pfd.  ru88.  «  16,6  kg. 

'  Vollständige  SammluDg  der  Gesetze  (im  folgenden  als  V.  S.  d.  G-. 
zitiert)  I,  Nr.  6800. 
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Der  nächste  Versuch  ging  von  der  Kaiserin  Elisabeth 
(1741 — 62)  aus.  Generalbergdirektor  Graf  Minich  schlug  die 
Ausgabe  von  Assignaten^  vor,  die  aber  vom  Senat  mit 
der  Begründung  verworfen  wurde,  daß  sie  für  Rußland 
ungewöhnlich  sei,  auch  schädlich,  da  die  Umwechselung 
Kosten  und  Verluste  verursache,  und  gefährlich,  da  sie  eine 
fristlose  Schuld  hervorrufen  könne.  Durch  Ukas  vom  13.  Mai 
1754*  ordnete  die  Kaiserin  Elisabeth  die  Gründung  einer 
Adels-Leihbank  in  St.  Petersburg  und  Moskau  in 
Verbindung  mit  dem  Senat  und  die  Errichtung  einer  Handels- 
Lei  h  b  a  n  k  in  St.  Petersburg  in  Verbindung  mit  den  Kommerz- 
Kollegien®,  die  von  Peter  d.  Gr.  errichtet  waren,  an. 

Die  Adels-Leihbank  erstreckte  ihre  Tätigkeit  nur 
auf  den  gi*oßrussischen  Adel;  1766  dehnte  sie  diese  auch  auf 
die  Ostseeprovinzen,  1776  auf  Weißrußland,  1883  auch  auf 
das  Gouvernement  Smolensk  und  Kleinrußland  aus. 

Die  Bank,  deren  ursprüngliches  Kapital  von  750000  Rub. 
von  Katharina  IL  (1762—96)  auf  6000000  Rub.  erhöht  wurde, 
durfte  £klelmetalle  und  Edelsteine  bis  zu  Vs  des  Wertes, 
aber  auch  Güter  und  Dörfer  und  von  1754  an  auch  Stein- 
häuser gegen  6  ^/o  beleihen.  Maßstab  für  die  Taxe  der 
Güter  war  die  Anzahl  der  dazugehörigen  Bauern;  zuerst 
wurden  nur  10  Rub.  pro  Seele  gegeben;  durch  Ukas  vom 
11.  Dezember  1766*  wurde  die  Summe  auf  20  Rub.  hinauf- 
gesetzt. Die  Vorschüsse  wurden  erst  nur  auf  ein  Jahr  ge- 
geben, konnten  aber  zweimal  auf  je  ein  Jahr  verlängert 
werden;  nach  dieser  dreijährigen  Frist  sollte  das  nicht  ein- 
gelöste Gut  verkauft  werden,  und  dabei  die  nächsten  Ver- 
wandten des  Schuldners  das  Vorkaufsrecht  haben. 

Die  Bank  wurde  reichlich  in  Anspruch  genommen,  hatte 
aber  dennoch  wenig  Erfolge.  Noch  mehr  als  später  wurde 
damals  der  Kredit  von  den  Gutsbesitzern  zu  Konsumtiv- 
zwecken verwendet  und  nicht  zu  Meliorationen,  wodurch  die 
Sicherheit  der  Pfandobjekte  stark  beeinträchtigt  wurde.  Die 
Schuldner  zahlten  weder  die  Zinsen  noch  das  Kapital  zurück, 
so  daß  die  Frist  der  Rückzahlung  1759  auf  vier  Jahre,  1761 
auf  sieben  Jahre  verlängert  werden  mußte.  Die  Bank 
wurde   dazu   so   schlecht   verwaltet  —  eine  ordentliche  Buch- 


^  Unter  Assignaten  ist  hier  und  im  folgenden  nicht  die  bekannte 
französische,  auf  Grund  von  konfiszierten  Gutem  ausgegebene  Art  zu 
verstehen ,  sondern  anfänglich  nur  Trassierungen  des  Staates  auf  den 
Metallfonds  staatlicher  Banken. 

2  V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  10235. 

"  Die  Kommerz-Kollegien,  die  zuerst  von  Peter  d.  Gr.  geschaffen 
wurden,  setzten  sich  aus  Kaufleuten  und  Beamten  zusammen  und 
hatten  die  Aufgabe,  den  Handel  zu  fördern;  sie  waren  also  eine  Art 
Handelsministerium. 

*  V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  12800. 


131.  3 

führang  fehlte  —  daß  sie  1779  von  der  Assignatenbank 
300000  Rub.  Kupfer  leihen  mufite. 

Die  Bestimmung  über  den  öffentlichen  Verkauf  verfallener 
Oüter  trat  niemals  in  Kraft  und  wurde  1761  ganz  zurück- 
gezogen. Derartige  Güter  wurden,  entsprechend  dem  Ukas 
vom  25.  Oktober  1761  \  unter  die  Verwaltung  der  Kon- 
fiskationskanzlei gestellt;  10  ^lo  der  Reineinnahmen  erhielt 
der  Besitzer,  90  ^/o  wurden  zur  Tilgung  der  Schuld  verwendet. 

Im  Jahre  1786  wurde  die  Moskauer  Abteilung  der  Adels - 
Leihbank  aufgehoben  und  die  Petersburger  von  der  neu- 
gegründeten Staats-Leihbank  übernommen. 

Die  Handels-Leihbank  gab  Kredite  auf  1^6  Monate 
an  russische  Kaufleute,  die  am  Petersburger  Handel  beteiligt 
waren,  unter  Verpfandung  von  Waren  bis  zur  Höhe  von 
^/4  des  Wertes.  Die  Kaufleute  mußten  Bürgschaft  leisten, 
und  die  Kommerz-Kollegien  mußten  dem  Darlehnnehmer  ein 
Zeugnis  ausstellen.  Von  1764  an  war  ein  Verpfänden  nicht 
mehr  nötige  es  genügte  eine  Bürgschaft  des  Magistrates  und 
Rates.  Groß  wurde  auch  der  Geschäftskreis  dieser  Bank 
nicht;  1770  stellte  sie  die  Beleihungen  ein,  1782  wurde  sie 
ganz  geschlossen.  Sie  ging  erst  auf  die  Adels-Leihbank  und 
mit  dieser  an  die  Staats-Leihbank  über. 

Nach  dem  Muster  der  Petersburger  Handels-Leihbank 
wurde  eine  solche  in  Astrachan  im  Jahre  1764  gegründet, 
die  Wechsel  auf  Moskau  diskontierte. 

Die  Kupferbanken.  Um  eine  Erleichterung  im  Ver- 
kehr der  unförmigen  Kupfermünzen  zu  schaffen,  wurden  auf 
den  Rat  des  Grafen  Schuwalow  durch  Ukas  vom  21.  Juli 
1758'  zwei  Kupferbanken  in  Petersburg  und  Moskau  ge- 
gründet mit  einem  Kapital  von  je  einer  Million  Rub.  Kupfer. 
Sie  diskontierten  Wechsel  und  vermittelten  den  Giroverkehr 
zwischen  den  beiden  Hauptstädten. 

Mit  Hilfe  dieser  Institute  wurde  ebenfalls  auf  Veranlassung 
des  Grafen  Schuwalow  im  Jahre  1760  die  Bank  des 
Artillerie-  und  Ingenieurkorps  gegründet,  deren  Kapital 
aus  dem  Umschmelzen  und  Prägen  von  Kupferkanonen  ge- 
wonnen wurde. 

Alle  diese  Banken  entsprachen  nicht  den  Erwartungen, 
meist  infolge  ihrer  ungenügenden  Organisation  und  miß- 
bräuchlichen Benutzung  seitens  der  Kunden.  Deshalb  wurde 
unter  Peter  III.  (1762)  ein  großzügiger  Plan  einer  Staats- 
zettelbank ausgearbeitet.  Diese  sollte  ein  Grundkapital  von 
2  Millionen  Rub.  aus  der  Staatskasse  erhalten,  das  auf 
5  Millionen  Rub.  zu  bringen  war;  dagegen  sollte  sie  Banknoten 
bis   zur  Höhe  von  5  Millionen  Rub.   in   Stückelung  von  10, 


1  V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  11 344. 
«  V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  10868. 
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50,  100,  500  und  1000  Rub.  ausgeben,  die  zu  allen  Zahlungen 
an  die  Staatskasse  dienen  konnten.  Der  betreffende  Ukas 
vom  25.  Mai  1762*  blieb  infolge  der  Ermordung  Peters  III. 
unausgeführt. 

Die  Assignatenbanken.  Katharina  II.  (1762 — 96) 
nahm  den  Plan  der  Errichtung  einer  Bank  wieder  auf;  der 
Entwurf  Peters  III.  war  aber  gänzlich  verändert  worden.  Das 
Manifest  vom  29.  Dezember  1768^  befahl  die  Errichtung  von 
2  Assignatenbanken  in  Petersburg  und  Moskau  mit  einem 
Einlösungsfonds  von  */2  Million  Rub.  Kupfer.  Dagegen 
setzte  die  Regierung  auf  jede  der  Banken  V2  Million  Rub. 
Assignaten  in  Umlauf,  die  jederzeit  gegen  klingende  Münze 
an  den  Banken  umgetauscht  werden  konnten  und  von  allen 
Staatskassen  al  pari  in  Zahlung  genommen  wurden.  Die 
Assignaten  waren  also  keine  Banknoten;  die  Banken  betrieben 
keine  eigentlichen  Bankgeschäfte,  sondern  dienten  lediglich  als 
Ausgabe-  und  Einlösungsstelle.  Die  Stückelung  war  erst  zu 
25,  50,  75  und  100  Rub.  in  gleichen  Beträgen  zu  je  ^U  Million 
Rub.  Im  Jahre  1771  wurden  die  75  Rubelassignaten  wieder 
eingezogen,  da  sie  zuviel  aus  25  Rubelscheinen  gefälscht 
wunlen.  Von  1771  an  wechselten  die  beiden  Banken  ihre 
Assignaten  gegenseitig  ein.  Um  das  Publikum  an  den  Gebrauch 
des  ihm  fremden  Zahlungsmittels  zu  gewöhnen,  wurde  befohlen, 
daß  bei  allen  Abgaben  an  die  Krone  in  den  beiden  Haupt- 
städten in  Höhe  von  500  Rub.  mindestens  25  Rub.  in  Assignaten 
eingeliefert  werden  sollten;  ferner  wurden  die  Provinzial- 
behörden  angewiesen,  bei  Zahlungen  an  die  Regierung 
Assignaten  miteinzusenden.  Durch  ihre  große  Bequemlichkeit 
dem  Kupfergeld  gegenüber,  vor  allem  beim  Versand,  wurden 
die  Assignaten  bald  sehr  beliebt.  In  einer  der  ersten  Wochen 
wurden  100000  Rub.  aus  den  Banken  genommen,  bald  konnten 
sie  Vi— Va  ®/o  Provision  für  das  Umwechseln  von  Metall  in 
Assignaten  nehmen.  Der  glückliche  Anfang  führte  zur  Er- 
richtung von  Bankkontoren  mit  Einlösungsfonds  und  Assignaten- 
ausgabe von  100000 — ^300000  Rub.  in  verschiedenen  Städten, 
von  denen  die  meisten  jedoch  bald  wieder  beschlossen  wurden. 

Dem  Wortlaut  des  Manifestes  nach  sollten  die  Assignaten 
voll  metallisch  gedeckt  sein.  Als  aber  die  glänzende  Hof- 
haltung, der  erste  Türkenkrteg  und  die  Niederwerfung  des 
Pugatschowschen  Aufstandes  große  Geldanforderungen  stellten, 
eine  entsprechende  Vermehrung  der  Staatseinkünfte  bei  den 
unentwickelten  Verhältnissen  des  Landes  aber  nicht  möglich 
war,  wurde  zur  Emission  ohne  Deckung  geschritten«  Im 
Jahre  1771  erhielten  die  Banken  die  Befugnis,  Depositen 
anzunehmen   und   mit  5^/o   zu  verzinsen.     Die  Einlösung  der 

»  V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  11 550. 

«  V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  13219  u.  13220. 
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Assignaten   erfolgte  seit  1777   nur  noch  in  Kupfer;  dadurch 
erhielt  das  Silber  ein  Agio. 

Nach  Beendigung  des  ersten  Türkenkrieges  im  Jahre  1774 
wurde  durch  ein  Manifest  die  Summe  der  umlaufenden 
Assignaten  für  immer  auf  20  Millionen  Ruh.  beschränkt  und 
festgelegt;  ihr  Kurs  hob  sich  dadurch  zur  Parität  mit  dem 
Silber.  Trotzdem  steigerte  sich  der  Assignatenumlauf^  sodaß 
er  1786  eine  Höhe  von  fast  50  Millionen  Rub.  erreichte  bei 
einem  gesamten  Zahlungsmittelumlauf  von  ca.  180  Millionen 
Rub.  Dennoch  wurde  der  Kurs  nur  um  2— 3®/o  unter  Pari 
Silber  gedrückt,  da  wegen  der  großen  Bequemlichkeit  der  Scheine 
gegentU)er  den  Münzen  die  Nachfrage  im  Ausland,  in  das 
Rußland  viel  exportierte,  groß  war. 

Inzwischen  waren  aber  eine  ganze  Reihe  anderer  Kredit- 
anstalten ins  Leben  gerufen  worden.  Nach  dem  Entwurf 
Betzkis,  der  das  Findelhaus  in  Moskau  gegründet  hatte,  befahl 
Katharina  durch  ükas  vom  20.  November  1772^  die  Ein- 
richtung von  Witwen-  und  Depositenkassen  in  beiden 
Hauptstädten  unter  Aufsicht  der  kaiserlichen  Waisenräte.  Die 
Witwenkassen  nahmen  einmalige  Kapitalzahlungen  und 
zahlten  nach  dem  Tode  des  Mannes  an  die  Witwe  jährliche 
Renten.     Die  Einrichtung  blieb  bedeutungslos. 

Die  beiden  Depositenkassen  nahmen  terminierte  und 
unterminierte  Einlagen  an  gegen  Ausgabe  von  Depositen- 
scheinen, die  durch  Indossament  unter  dem  Publikum  wie 
bares  Geld  umliefen.  Auch  konnten  bei  ihnen  Summen  über 
500  Rub.  und  verschlossene  Packete  mit  Bestimmungen  hinter- 
legt werden.  Sie  vermittelten  den  Giroverkehr  zwischen  den 
beiden  Hauptstädten  gegen  V*  ®/o  Provision  und  beliehen  Güter 
auf  1 — 5  Jahre  mit  1000 — 5000  Rub.,  wobei  die  Revisions- 
seele '  mit  10  Rub.  bewertet  wurde.  Fabriken  und  Steinhäuser 
beliehen  sie  mit  V2— '/s  des  Schätzungswertes.  Anfänglich 
war  ihr  Geschäftskreis  gering;  als  aber  die  Kaiserin  Maria 
Feodorowna  mit  den  Findelhäusem  auch  sie  unter  ihr  Protektorat 
nahm,  dehnten  sie  sich  rasch  aus. 

Durch  den  gleichen  Ukas  wurden  auch  2  Leihkassen 
in  Petersburg  und  Moskau  geschaffen,  die  die  Geschäfte  von 
Leihhäusern  betrieben  und  ebenso  wie  die  Witwen-  und 
Depositenkassen  unter  der  Aufsicht  der  kaiserlichen  Waisen- 
räte standen. 

Bei  der  Neueinteilung  Rußlands  in  50  Gouvernements 
wurde  bei  jedem  durch  Ukas  vom   7.  November  1775*   ein 

»  V.  8.  d.  G.  I,  Nr.  13909. 

*  Bei  den  PrüfnD^en  der  Volkszahl  wurden  die  steuerpflichtigen 
männlichen  Personen  in  Listen  eingetragen,  die  bei  jeder  Revision 
ergänzt  wurden. 
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Kollegium  der  allgemeinen  Fürsorge  eingerichtet, 
dem  die  Gründung  von  Volksschulen,  Waisen-,  Kranken*, 
Arbeits-  und  Armenhäusern,  Irrenanstalten  und  Apotheken 
obliegen  sollte.  Alle  für  diese  Zwecke  bestimmten  Gelder  des 
Staates  und  Privater  wurden  den  Kollegien  überwiesen,  die 
sie  gemäß  den  Bestimmungen  der  Adels-Leihbank  gegen  Ver- 
pfllndung  von  Gütern  auf  ein  Jahr  ausliehen.  Die  Kollegien 
der  allgemeinen  Fürsorge,  die  zuerst  lediglich  für  Wohl- 
tätigkeitfizwecke  gegründet  worden  waren,  erlangten  als 
Hypothekenbanken  große  Bedeutung.  Ihre  Beleihungs* 
bedingungen,  sowie  die  der  Depositenkassen,  wurden  später 
mit  denen  der  Staats- Leihbank  in  Übereinstimmung  gebracht. 
Die  Kollegien  und  die  Depositenkassen  durften  aber  10  Rub. 
pro  Revisionsseele  über  die  Norm  hinausgehende  Darlehne 
gewähren  und  für  verfallene  Zins-  und  Amortisationszahlungen 
Aufschub  gewähren,  wenn  der  Darlehnsempfänger  durch 
Feuersbrunst,  Hagelschlag,  Mißernte  oder  Krankheit  geschädigt 
worden  war.  Einige  Kollegien  beliehen  unbewohnte  Güter 
bis  zur  Hälfte  ihres  Wertes.  Die  Taxation  der  Güter  ge- 
schah durch  benachbarte  Gutsbesitzer,  die  für  die  Richtigkeit 
ihrer  Schätzung  mit  ihrem  Vermögen  hafteten. 

Einen  temporären  Charakter  trug  eine  1779  ^  in  Astrachan 
errichtete  Leihbank  zur  Unterstützung  der  Armenier, 
die  durch  den  Überfall  der  Kalmücken  Schaden  erlitten  hatten. 

Alle  diese  Banken  genügten  aber  nicht,  um  den  An- 
forderungen gerecht  zu  werden,  die  der  Staat  und  der  grund- 
besitzende Adel,  der  meist  auch  die  schwach  entwickelte 
Industrie  in  seinen  Händen  hatte,  an  sie  stellte. 

Der  Assignatenumlauf  hatte  im  Jahre  1786  eine  Höhe 
von  50  Millionen  Rub.  erreicht.  Vor  einer  weiteren  Emission 
warnte  Fürst  Wjasemski  vergeblich.  Durch  das  Manifest  vom 
28.  Juni  1786'  ordnete  die  Kaiserin  auf  das  Gutachten  einer 
Kommission  hin,  die  den  Betrag  der  umlaufenden  Zahlungs- 
mittel ungenügend  gefunden  hatte,  eine  Assignatenausgabe  von 
100  Millionen  Rub.  an  und  versprach  abermals  feierlich,  daß 
nie  und  niemals  mehr  emittiert  werden  sollte.  Bei  dieser  neuen 
Emission  sollten  lO^/o  in  5  und  10  Rubelscheinen  ausgegeben 
werden,  um  sie  auch  unter  die  unteren  Schichten  der  Be- 
völkerung zu  bringen.  Hiervon  waren  50  Millionen  Rub.  zum 
Umtausch  der  alten  Assignaten  bestimmt,  die  wegen  ihrer 
Einfachheit  selbst  von  Bauern  und  Tataren  viel  gefälscht 
wurden.  An  die  Staatsleihbank  waren  33  Millionen  Rub.  ab- 
zuführen, den  Rest  nahm  der  Staat  für  sich  in  Anspruch. 
Die  beiden  Assignatenbanken  wurden  zu  einer  Staats- 
Assignatenbank  zusammengefaßt.     Diese  wurde  mit  der 

»  V.  8.  d.  G.  I,  Nr.  U853. 
«  V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  16407. 
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Regulierung  des  Wechselkurses  durch  Kupferverkäufe  und 
Gold-  und  Silberankäufe  im  Ausland  betraut;  auch  sollte  sie 
eine  Münze  in  Petersburg  anlegen  und  Münzen  prägen  lassen. 
Schließlich  bekam  sie  noch  die  Erlaubnis,  9  Monatswechsel 
gegen  6  ®/o  p.  a.  und  1  *Vo  Prov.  pro  Semester  zu  diskontieren. 
Zur  Durchführung  der  Umwechselungsoperation  erhielt  Graf 
Schuwalow,  der  Direktor  der  Assignatenoank,  die  Erlaubnis, 
eine  Hilfsbank  zu  eröffnen. 

Durch  Ukas  vom  18.  Dezember  1797^  wurden  die  kauf- 
männischen Geschäfte  der  Assignatenbank  zu  besonderen 
Kontoren  abgetrennt  unter  der  Bezeichnung  Diskont-  und 
Versicherungskontore.  Sie  sollten  zur  Belebung  von 
Handel  und  Handwerk  Wechsel  ankaufen  und  Waren 
russischer  Herkunft  lombardieren.  Diese  wurden  in  Lager- 
häusern untergebracht  und  mußten  vor  der  Beleihung  beim 
Versicherungskontor  versichert  sein.  Derartige  Kontore  wurden 
noch  5  errichtet,  ohne  daß  sie  größere  Bedeutung  gewonnen 
hätten. 

Durch  das  Manifest  vom  28.  Juni  1786*  wurde  auch  die 
Staats-Leihbank  geschaffen,  die  die  Bestände  der  Adels- 
Leihbank  übernahm.  Das  Kapital  für  ihre  Operationen  erhielt 
sie  aus  Einlagen,  die  sie  mit  4  ^/s  ®/o  verzinste,  sowie  von  der 
Assignatenbank,  die  ihr  33  Millionen  Rub.  überwies.  Hiervon 
sollte  sie  11  Millionen  Rub.  auf  in  Städten  gelegene  steinerne 
Häuser  und  Fabriken  gegen  4^o  Zinsen  und  3°/o  jährliche 
Amortisation  auf  22  Jahre,  22  Millionen  Rub.  an  den  Adel 
gegen  5  ®/o  Zinsen  und  3  ^/o  jährliche  Amortisation  auf  20  Jahre 
unter  Verpfändung  von  Gütern  ausleihen.  Die  Beleihungstaxe 
lieferte  die  Zahl  der  Leibeigenen;  für  jede  Revisionsseele 
wurden  40  Rub.  gegeben;  jedoch  durften  nicht  weniger  als 
25  und  nicht  mehr  als  2500  Bauern  von  einer  Hand  ver- 
pfändet werden.  Am  1.  Januar  1830*  wurden  zugleich  mit 
der  Zinsherabsetzung  von  5%  auf  4^/o  die  Beleihungs- 
bedingungen  geändert.  Darlehne  auf  Häuser,  die  auf  15  Jahre, 
und  auf  Güter,  die  auf  26  Jahre  gewährt  wurden,  kosteten 
nun  b^lo  Zinsen,  2  ^/o  Amortisation  und  1  ®/o  einmalige  Provision, 
Darlehen  auf  37  Jahre  auf  Güter  5  ®/o  Zinsen,  1  ^/o  Amortisation 
und  1  ^'a  ®/o  Provision.  Der  Maßstab  für  die  Höhe  der  Be- 
leihung bildete  für  Güter  und  Gutsfabriken  die  Revisionsseele, 
für  die  30 — 75  Rub.  gegeben  wurden.  Häuser  wurden  bis  */* 
ihres  Schätzwertes,  dem  der  Roh-  und  Reinertrag  der  letzten 
8  Jahre  zu  Grunde  gelegt  wurde,  beliehen.  Die  Bank  sollte 
in  ganz  Rußland  tätig  sein  mit  Ausnahme  von  Taurien,  für 
das  Fürst  Potemkin,   der  Günstling  der  Kaiserin,  3  Millionen 


»  V.  8.  d.  G.  I,  Nr.  18275  u.  18281. 
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Rub.  zur  geeigneten  Verleihung  bekam.  Sie  hatte  auch  die 
Versicherung  von  steinernen  Häusern  und  Fabriken  g^en 
Feuer  für  1  V«  ®/o  Prämie  zu  übernehmen.  Die  Verwaltung 
der  Bank  war  teilweise  in  recht  schlechten  Händen.  In  den 
Jahren  1794/5  entwendete  die  Frau  des  Kassierers  die  für  die 
damalige  Zeit  riesige  Summe  von  600  000  Rub.  Der  Direktor 
der  Bank,  Graf  Sabadowski  entnahm,  obgleich  er  von  der 
Kaiserin,  deren  Günstling  er  war,  große  Einkünfte  und 
Besitzungen  geschenkt  erhalten  hatte,  beträchtliche  Summen 
aus  der  Bank.  Statt  der  vorgeschriebenen  Zinsen  wurden  12 
und  15  ^/o  erhoben.  Die  Kreditsuchenden  wurden  an  die 
Kaufleute  verwiesen,  die  sie  zur  Einlage  von  Depositen  in  der 
Bank  veranlassen  sollten;  bei  einer  derartigen  Führung  flössen 
natürlich  keine  Einlagen  zu,  und  so  blieoen  die  Mittel  und 
damit  auch  die  Geschäfte  der  Bank  sehr  gering^. 

Paul  I.  (1796 — 1801)  ordnete  daher  durch  Ukas  vom 
18.  Dezember  1797  die  Eröffnung  einer  Staats-Hülfsbank 
für  den  ÄdeP  an.  Diese  belieh  Güter  zu  6^/o  auf  25  Jahre 
und  gab  dagegen  5  ^/o  ige  Pfandbriefe  mit  25  jähriger  Lauf- 
zeit aus,  die  mit  Zwangskurs  versehen,  wie  Assignaten  ge- 
nommen werden  mußten.  Pro  Leibeigenen  wurden  40 — 75  Rub. 
gegeben.  Je  nach  der  Klasse,  der  das  Gouvernement,  in  dem 
das  Gut  lag,  nach  seiner  Bodenbeschaffenheit  zugeteilt  war. 
Außer  den  Zinsen  hatten  die  Schuldner  im  ersten  Jahr  8®/o, 
in  den  fünf  folgenden  Jahren  je  6  ^/o  der  ganzen  Schuld- 
summe, dann  pro  anno  6^/o  des  restierenden  Betrages  Amorti- 
sation zu  zahlen.  Die  Güter  der  mit  Zahlungen  in  Verzug 
geratenen  Schuldner  wurden  von  der  Bank  selbst  verwaltet. 
Nach  IV2 jähriger  Tätigkeit,  am  7.  Mai  1799,  wurde  diese 
Hülfsbank  wieder  geschlossen,  sie  hatte  die  für  die  damalige 
Zeit  bedeutende  Summe  von  60  Millionen  Rub.  ausgeliehen. 
Die  Pfandbriefe  hatten  geringen  Absatz  gefunden;  zum  größten 
Teil  waren  sie  an  die  Staatskassen  gekommen.  Zur  Ab- 
wickelung der  Geschäfte  der  Hülfsbank  wurde  bei  der  Staats- 
leihbank die   25jährige   Liquidationskasse  geschaffen. 

Im  Vordergrund  des  Staatsinteresses  und  der  Volks- 
wirtschaft standen  aber  die  Assignaten  und  ihre  Kurs- 
entwickelung. Der  2.  Türkenkrieg,  die  Kriege  mit  Schweden 
und  Persien  veranlaßten  neue  Emissionen,  die  den  Kurs  mehr 
und  mehr  drückten,  sodaß  er  1795  bis  auf  68  V2  ^/o  fiel,  bei 
einem  Umlauf  von  150  Millionen  Rub.  Die  Assignaten  waren 
nicht  in  irgendeinem  Umfang  bar  gedeckt,  sondern  ruhten  lediglich 
auf  dem  Staatskredit;  die  Einlösung  konnte  nicht  aufrecht  er- 
halten werden  und  wurde  1793  eingestellt.   Da  aber  ausländische 


^  Karpowitsch:  GroBe  Vermögen  in  Rußland.    Petersburg  1874. 
S.  320  (ru88.). 
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Kapitalisten  ihr  Qeld  in  Rußland  anlegten,  das  sie  während 
der  Stürme  der  Revolution  für  sicher  hielten,  so  stiegen  die 
Wechselkurse  und  mit  ihnen  der  Assignatenkurs,  der  sich 
1797  auf  79 Vs  ^/o  stellte,  obgleich  die  Assignaten  um  ungefähr 
12  Millionen  Rub.  vermehrt  worden  waren.  Pauls  I.  Sorge 
galt  mehr  der  äußern  Schuld,  die  er  bei  Hope  &  Co., 
Amsterdam  durch  eine  5  ^/oige  Obligation  über  88,3  Millionen 
Gulden  unifizierte;  in  dieser  Summe  waren  auch  die  über- 
nommenen polnischen  Schulden  enthalten.  Er  erkannte  die 
Assignaten  als  Staatsschuld  an,  zu  welchem  Zwecke  sie  auch 
emittiert  seien.  Im  Lande  begann  das  Silbergeld  aus  dem 
Verkehr  zu  verschwinden;  vielfach  wurden  die  Münzen  ein- 
geschmolzen und  zu  Hausgeräten  verarbeitet,  deren  Gebrauch 
in  Rußland  seit  Katharina  II.  in  Aufnahme  gekommen  war. 
Ein  Versuch  Pauls,  den  Kurs  der  Assignaten  zu  fixieren, 
schlug  fehl.  Durch  Ukas  vom  18.  Dezember  1797  ^  befahl  er 
der  Assignatenbank,  Silber  mit  30 ^/o  Agio  gegen  Assignaten 
abzugeben.  Da  der  Börsenpreis  des  Silbers  höher  war,  wurden 
so  viel  Assignaten  angeboten,  daß  die  Bank  sie  nicht  einlösen 
konnte.  Am  21.  Juli  1798'  wurde  das  Agio  auf  40  ^/o  fest* 
gesetzt.  Die  Kosten  des  italienischen  Feldzuges  und  der  steten 
Kriegsbereitschaft,  zu  der  die  europäische  Lage  Rußland  zwang, 
riefen  neue  Emissionen  hervor.  Auch  wurde  auf  die  Bitte  der 
Moskauer  Kaufmannschaft,  die  die  Geschäftsstockung  und  die 
Unzuträglichkeiten  der  Kursschwankungen  auf  den  Mangel  an 
Zahlungsmitteln  schob,  eine  neue  Ausgabe  von  70  Millionen 
Rub.  beschlossen,  aber  erst  von  Pauls  Nachfolger,  Alexander  I. 
(1801 — 1825),  ausgeführt.  Das  Fallen  des  Assignatenkurses 
infolge  der  Vermehrung  wurde  noch  durch  die  ungünstige 
Gestaltung  der  Wechselkurse  beschleunigt;  die  Kontinental- 
sperre lähmte  die  russische  Ausfuhr;  der  3.  Türkenkrieg,  die 
Kriege  mit  Persien  und  Schweden  wirkten  in  gleicher  Richtung. 
Die  Kursschwankungen  machten  jedes  reelle  Geschäft  un- 
möglich ;  es  kam  auf  den  Stand  des  Rubels  am  Erfüllungstag 
an,  ob  mit  Gewinn  oder  Verlust  gearbeitet  war;  so  wurde 
alles  in  die  Sphäre  der  Spekulation  gedrängt.  Am  meisten 
litten  darunter  die  Landwirte,  deren  Güter  verschuldet  waren, 
und  die  nun  das '2-  und  3  fache  an  Zinsen  zu  zahlen  hatten, 
während   die  Preise  der  Produkte  nicht  entsprechend  stiegen. 

Nachdem  man  erkannt  hatte,  daß  nicht  der  Mangel,  sondern 
der  Überfluß  an  Assignaten  die  schädlichen  Kursschwankungen 
hervorrief,  suchte  man  den  Umlauf  einzuschränken;  durch 
Manifest  vom  2.  Februar  1810^  wurden  die  Assignaten  von 
neuem  als  Staatsschuld  anerkannt    Zugleich  wurde  verkündet, 


»  V.  8.  d.  G.  I,  Nr.  18278. 
«  V.  8.  d.  G.  L  Nr.  18594. 
»  V.  8.  d.  G.  I,  Nr.  24116. 
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daß  keine  neuen  Ausgaben  erfolgen  sollten.  Der  Ukas  Tom 
13.  April  1810^  setzte  die  Höchstsumme  des  Umlaufs  auf 
577  Millionen  Rub.  fest  und  bestimmte,  daß  der  darüber 
hinausgehende  Betrag  vernichtet  werden  sollte.  Auch  wurde 
nach  dem  PlanSperanskis  durch  Manifest  vom  27.  Mai  1810  ' 
die  Schuldentilgungskommission  geschaffen,  die  neben 
dem  1802  entstandenen  Finanzministerium  bestehend,  durch 
Verkauf  von  Staatsgütern  und  durch  innere  Anleihen  Mittel 
für  die  Einziehung  von  Assignaten  aus  dem  Verkehr  schaffen 
sollte.  Die  Regierung  wollte  den  Staatskredit  nicht  durch 
eine  gesetzliche  Devalvation  schädigen;  man  wollte  durch 
Verminderung  den  Kurs  auf  Pari  bringen^.  Die  Anleihen 
wurden  in  zwei  Formen  angeboten;  4^/a  ^/o  unterminiert,  wobei 
VI 2  Rub.  Assignaten  =  1  Rub.  Silber  genommen  wurde, 
6®/o  1817  rückzahlbar,  2  Rub.  Assignaten  =  1  Rub.  Silber. 
Die  dabei  eingehenden  Assignaten  sollten  verbrannt  werden. 
Die  Bedingungen  waren  so  überaus  günstig,  daß  die  20  Millionen 
der  1.  Auflage  gleich  vergriffen  waren.  Da  das  Publikum  die 
Kapitalien,  die  es  in  den  neuen  Anleihen  anlegen  wollte,  den 
Staatskreditanstalten  entzog,  so  hätten  diese  die  Depositen- 
rückforderungen nur  mit  Hülfe  von  neuen  Assignatenemissionen 
befriedigen  können.  Man  nahm  deshalb  Depositenbillete  in 
Zahlung,  wodurch  natürlich  der  eigentliche  Zweck  der  Operation 
nicht  erreicht  wurde.  Im  ganzen  sind  nur  5  Millionen  Rub. 
Assignaten  vernichtet  worden.  Der  Verkauf  der  Staatsgüter 
hatte  auch  nicht  den  gewünschten  Erfolg;  es  konnten  im 
ersten  Jahr  für  kaum  2  Millionen  Rub.  veräußert  werden. 

Zur  Besserung  der  Handelsbilanz  wurde  die  Anzahl  der 
Einfuhrhäfen  und  damit  die  Einfuhr  selbst  beschränkt,  die 
Ausfuhr  durch  Aufhebung  der  Ausfuhrzölle  gefördert;  man 
hoffte,  dadurch  auch  den  Assignatenkurs  zu  steigern. 

Zugleich  wurde  durch  das  Manifest  vom  20.  Juni  1810* 
die  Silberwährung  eingeführt.  Der  Münzumlauf  war  recht 
bunt.  In  den  Ostseeprovinzen,  in  denen  man  dem  Mangel  an 
kleinen  Zahlungsmitteln  mit  Stadt-  und  Klubmarken  abzuhelfen 
suchte,  zirkulierten  noch  preußische  und  polnische  Scheide- 
münzen, im  Südwesten  türkische,  im  Zentrum  selbst  waren 
viele  fremde  Goldmünzen  zu  finden,  die  zu  höherem  Kurs 
umliefen  als  ihrem  Metallgehalt  entsprach.  Die  1810  ge- 
schaffenen   kleinen   vollwichtigen   Silbermünzen   wurden  sehr 

»  V.  S.  d.  G.  r,  Nr.  24197. 

2  V.  8.  d.  G.  I,  Nr.  24244. 

"  Im  gleichen  Jahr  erschien  von  David  Ricardo  „High  price  of 
bullion,  a  proof  of  the  depreciation  of  bank  notes;  London  1810";  in 
dieser  Schrift  beschäftigte  er  sich  mit  der  Untersuchung  der  Frage, 
wie  die  Noten  der  Bank  of  England ,  die  seit  1797  uneinlOslich  waren, 
auf  pari  zu  bringen  seien. 

*  V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  24264. 
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bald  exportiert,  und  unterwertige  fremde  Scheidemünzen  ein- 
geführt.    Alle  Verbote  waren  fruchtlos. 

Die  Zeit  zu  diesen  Reformen  war  ungünstig;  im  „Vater- 
ländischen Krieg*'  (Napoleons  Zug  nach  Moskau)  konnte  keine 
aufrecht  erhalten  werden.  Am  9.  April  1812  *  wurde  die 
Papierwährung  eingeführt.  Jetzt  wurden  die  Assignaten 
gesetzliches  Zahlungsmittel,  sie  waren  also  jetzt  Papiergeld. 
Ferner  wurde  bestimmt,  daß  bei  allen  Abgaben  und  Steuern 
Assignaten  zum  Tageskurs  berechnet  würden,  während  sie  bis 
dahin  zu  pari  angenommen  wurden.  Während  des  Krieges 
wurden  von  neuem  Assignaten  emittiert,  deren  Summe  durch 
die  Fälschungen  der  Franzosen  noch  vermehrt  wurde;  ein 
Warschauer  Bankier  soll  allein  20  Millionen  Rub.  falsche 
Assignaten  in  Umlauf  gesetzt  haben.  Ihr  Kurs  sank  ent- 
sprechend, bis  er  1815  seinen  tiefsten  Stand  mit  24  Vs^/o 
(nach  Kaschkarow  20  ^/o)  bei  einem  Gesamtassignatenumlauf 
von  826  Millionen  Rub.  erreichte. 

Die  Bankprojekte  N.  C.  Mordwinos.  Es  seien 
hier  noch  einige  Bankprojekte  erwähnt,  die  von  dem  Admiral 
Grafen  N.  C.  Mordwinow  ausgingen,  der  zu  dem  geheimen 
Komitee  gehörte,  mit  dem  Alexander  I.  die  wichtigsten  Fragen 
beriet,  und  das  sich  aus  seinen  Freunden  zusammensetzte. 
Ein  Plan  einer  „Bank  zur  Förderung  der  Arbeit'' 
wurde  im  Dezember  1801  von  Mordwinow  dem  Kaiser  vor-* 
gelegt.  Die  Bank  sollte  mit  allen  möglichen  Mitteln  die  „Lust 
und  Liebe  zur  Arbeit  fhrdern,  dieser  Quelle,  aus  der  Reich- 
tum, Überflufi,  Kraft  und  Volkswohlstand  fließt;  deshalb  soll 
sie  jedem,  der  ordentlich  wirtschaften  kann,  aber  nicht  die 
nötigen  Mittel  besitzt,  seine  Kenntnisse  zu  verwerten^,  unter- 
stützen. Die  natürlichen  Reichtümer  des  Landes  soll  sie  er- 
schließen, z.  B.  Sümpfe  entwässern  und  nutzbar  machen,  den 
Boden  verbessern  usw.,  aber  nicht  Luxusindustrien  hervor- 
rufen. Nach  der  voraussichtlichen  Rentabilität  des  Unter- 
nehmens, ftlr  das  das  Geld  entliehen  würde,  sollte  sich  die 
Höhe  des  Zinsfußes  richten.  Landwirtschaftliche  Betriebe 
sollten  die  ersten  vier  Jahre  keine  Zinsen  zahlen,  da  sich  bei 
ihnen  in  der  ersten  Zeit  die  Anlagen  nicht  verzinsen.  Auch 
erzieherische  Zwecke  wollte  Mordwinow  mit  der  Bank  ver- 
binden; pro  Seele  konnte  nach  dem  Plan  30  Rub.  mehr  Dar- 
lehn gegeben  werden,  wenn  während  der  letzten  drei  Jahre 
auf  dem  Gute  geimpft  worden  war;  Leute,  die  ohne  Unter- 
pfand Geld  bekamen,  mußten  Handwerker  anlernen.  Er- 
findungen bekanntmachen ,  selbständig  Untersuchungen  an- 
stellen, Handwerker  beschaffen,  Farmen  und  Schulen  anlegen, 
alle  diese  Aufgaben  waren  der  Bank  zugedacht.  Um  stets 
mit  den  Fortschritten   des  Auslandes   in  Fühlung  zu  bleiben, 

'  V.  8.  d.  G.  I,  Nr.  25080. 


12  131. 

hatte  die  Bank  sechs  Schüler  in  England,  vier  in  den  andern 
Ländern  zu  unterhalten.  Jährlich  sollte  sie  100000  Rub.  als 
Prämien  verteilen  und  2  Millionen  ausleihen ,  die  die  Assig- 
natenbank vorschießen  sollte.  Die  Prämien  waren  für  alle 
möglichen  Verbesserungen  und  Erfindungen,  besonders  auch 
für  die  Hebung  der  Landwirtschaft  durch  Einführung  guten 
Zuchtviehs  bestimmt;  es  sollte  auch  der  eine  Prämie  erhalten, 
welcher  zuerst  im  Dorf  seine  Kinder  impfen  ließe  und  auch 
der,  welcher  mehr  als  sechs  lebende  eigene  Kinder  erziehe, 
sobald  das  jüngste  mindestens  sechs  Jahre  alt  sei.  Die  Vor- 
lage Mordwinows  wurde  im  Ministerrat  verlesen,  geriet  dann 
aber  in  Vergessenheit.  Im  Jahre  1809  trat  Mordwinow  mit 
dem  Projekt  einer  „Freien  russischen  Bank"  auf.  Er 
hielt  den  Staat  nicht  für  geeignet,  alle  Bedürfnisse  des  Volkes 
zu  befriedigen  und  wollte  deshalb  eine  Privatbank  nach  dem 
Muster  der  Bank  von  England  schaffen.  Die  Bank  sollte 
Güter  beleihen  und  als  Darlehn  eigene  Noten  ausgeben,  die 
durch  die  Hypotheken  sicher  gestellt  sein  sollten.  Mordwinow 
erwartete,  daß  die  Noten  der  Bank  ein  viel  größeres  Ver- 
trauen genießen  würden  als  die  Noten  der  Bank  von  England, 
da  die  russischen  Noten  durch  Güter,  die  englischen  nur  durch 
Gold  und  Silber  sicher  gestellt  seien.  Er  hoffte  auch,  daß 
durch  eine  derartige  Bank  die  Unruhen  im  Lande  beseitigt 
würden.  Teilhaber  der  Bank  sollten  die  Hypothekenschuldner 
sein,  die  auch  bare  Einlagen  machen  sollten.  Der  Kaiser  sollte 
Ländereien  verpfänden,  mit  den  dadurch  erhaltenen  Bankassig- 
naten wollte  Mordwinow  Reichsassignaten  kaufen  und  diese 
vernichten  und  so  die  Schuld  der  Regierung  vermindern. 

In  den  Jahren  1811  und  1812  erschien  ein  Projekt  über 
„P  r  i  vat- S  tad  tb  anken".  Mordwinow  wollte  durch 
Gründung  von  privaten  Banken  in  allen  größern  Städten  die 
Vorteile  einer  Bank  auch  der  Provinz  zugängig  machen.  Die 
Diskont-  und  Versicherungskontore  und  die  Kollegien  der 
allgemeinen  Fürsorge  sollten  den  Banken  übergeben  werden. 
Die  für  die  Hungersnot  bestimmten  Getreidevorräte  sollten 
verkauft,  der  Erlös  den  Banken  gegeben  werden,  die  ihn  in 
Notjahren  wieder  herausgeben  sollten.  Es  kam  Mordwinow 
darauf  an,  Silber  anzuziehen;  deshalb  sollten  die  Banken 
durch  hohe  Zinsen,  die  nach  der  Länge  der  Kündigungsfrist 
abgestuft  waren,  besonders  auch  von  kleinen  Leuten  Kapital 
anlocken.  Sie  sollten  auch  jederzeit  einlösbare  Banknoten 
ausgeben,  wenn  sie  aber  die  Noten  nicht  einlösen  könnten,  so 
sollten  sie  eine  Bescheinigung  geben,  wann  sie  dazu  imstande 
seien,  und  für  diese  Zeit  ^/a  ^/o  pro  Monat  Zinsen  zahlen. 
Mordwinow  macht  hier  einen  Unterschied  zwischen  lang-  und 
kurzfristigen  Einlagen  und  will  danach  das  Kapital  auf  kurze 
oder  lange  Zeit  angelegt  wissen.  Sein  Entwurf  lag  dem  Reichs- 
rat vor,  wurde  aber  mit  13  gegen  9  Stimmen  abgelehnt. 
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Interessanter  ist  ein  anderes  Projekt,  das  Mordwinow  in 
drei  Auflagen  im  Druck  veröffentlichte,  und  das  eine  lebhafte 
Diskussion  hervorrief,  da  der  Begriff  einer  Bank  in  weiten 
Kreisen  völlig  unbekannt  war.  Es  sollte  in  England  eine 
6  ^/oige  Anleihe  von  24  Millionen  jg  aufgenommen  werden, 
die  zum  Kurse  von  16  Rub.  384  Millionen  Rub.  ergeben  sollte. 
Von  diesen  sollte  eine  „Tilgungsbank"  240  Millionen  Rub. 
an  „Privat-G  ouvernementsbanken"  ausleihen.  Durch 
deren  Tätigkeit  erwartete  er  eine  Steigerung  des  Kurses  auf 
6  Rub.,  so  dafi  dann  die  zurückbehaltenen  144  Millionen  Rub. 
zur  Rückzahlung  der  24  Millionen  £  reichen  würden.  Es 
sollten  die  Adeligen  pro  Revisionsseele  15  Kopeken,  ebenso  die 
Krons-  und  Apanagenbauern  lährlich  25  Kopeken  zahlen.  Diese 
Summen  sollten  das  Grundkapital  der  Gouvernementsbanken 
bilden,  und  diese  Einlagen  mit  4  ^/o  verzinst  werden.  Außer- 
dem sollten  die  Banken  Depositen  annehmen  und  Handwerker 
durch  Sparprämien  anlocken.  Weiter  sollten  sie  eigene  Billete 
ausgeben.  Durch  Diskont,  Lombard  und  Hypotheken  sollte 
Handel,  Industrie,  Handwerk  und  Landwirtschaft  gefördert 
und  die  Reichsassignaten  vermindert  werden.  Dadurch  hoffte 
Mordwinow  allmählich  den  Kurs  der  Assignaten  zu  heben,  so 
dafi  an  der  englischen  Anleihe  240  Millionen  Rub.  gewonnen 
würden.  Ausführliche  Berechnungen  hatte  er  dem  Plane  bei- 
gefügt. 

Was  Mordwinow  vorschlug,  kam  einer  inneren  Zwangs- 
anleihe  zur  Hebung  des  Assignatenkurses  —  das  war  der 
Hauptzweck  —  eigentlich  ziemlich  nahe. 

Obgleich  das  Projekt  lange  die  Öffentlichkeit  beschäftigte, 
—  die  in.  Auflage  erschien  1829  —  hat  es  doch  keine 
praktische  Bedeutung  erlangt. 

Nach  Beendigung  des  Krieges  gegen  Napoleon  wendete 
man  sich  wieder  der  Finanzreform  zu.  Die  äußere  Schuld 
war  auf  56  Millionen  fl.  gesunken,  da  England  und  Holland 
am  7.  Mai  1815  je  25  Millionen  fl.  übernommen  hatten.  Zur 
Regelung  der  inneren  Schuld  wurde  durch  das  Manifest  vom 
7.  Mai  1817^  das  Aufsichtsamt  der  Staatskreditanstalten 
geschaffen,  dem  die  Schulden  tilgungskommission,  die  Assignaten-, 
Leih-  und  die  neuzugründende  Kommerzbank  unterstellt 
wurde.  Der  Konseil  setzte  sich  aus  dem  Vorsitzenden  des 
Reichsrates,  dem  Finanzminister,  dem  Staatskontrolleur  und 
je  6  Vertretern  des  Adels  und  der  Kaufmannschaft  zusammen. 
Er  hatte  die  jährlichen  Rechenschaftsberichte  der  Banken  zu 
prüfen  und  dem  Kaiser  Bericht  darüber  zu  erstatten. 

Ferner  wurde  durch  Manifest  vom  gleichen  Tage  die 
Staatskommerzbank  geschaffen.     Die  Bank  wurde  von 


>  V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  26834. 
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einem  Präsidenten  und  7  Direktoren,  die  die  Regierung  er- 
nannte, und  4  Direktoren,  die  von  den  beiden  ersten  Qilden 
gewählt  wurden,  verwaltet.  Sie  erhielt  das  Kapital  der  1797 
bei  der  Assignatenbank  gegründeten  Diskontkontore,  die  wegen 
ungenügender  Betriebsmittel  wenig  geleistet  hatten.  Weiter 
sollte  die  25jährige  Liquidationskasse,  die  im  Jahre 
1799  zur  Abwickelung  der  Geschäfte  der  Staatshulfsbank  für 
den  Adel  errichtet  worden  war,  eine  jährliche  Zahlung  von 
4  Millionen  Rub.  Assignaten  leisten,  bis  mit  dem  Gewinn  aus 
dem  Unternehmen  das  Kapital  auf  30  Millionen  Rub.  gebracht 
sei.  Die  Kommerzbank  nahm  Einlagen  zur  Aufbewahrung, 
zur  Überweisung  nach  andern  Städten  gegen  V*  ®/o  Provision 
und  zur  Verzinsung  gegen  Ausgabe  von  5^/o  Billets,  die  pro 
Semester  */4  ®/o  Provision  kosteten  und  giriert  werden  konnten. 
Dagegen  sollte  sie  Solawechsel  und  Tratten  von  russischen 
und  fremden  Kaufleuten  und  Bankers  diskontieren.  Die 
Wechsel  durften  nicht  über  6  Monate  laufen  und  mußten 
zwei  gute  Unterschriften  tragen;  ein  Wechselverpilichteter 
mußte  in  Petersburg  wohnen.  Den  Diskontsatz  gab  der 
Finanzminister  alle  15  Tage  bekannt.  Ferner  belieh  die  Bank 
Waren  russischen  Ursprungs  zu  denselben  Bedingungen,  wie 
es  die  Diskontkontore  getan  hatten.  Im  Jahre  1818  wurde 
eine  Filiale  in  Moskau  eröffnet,  der  bald  solche  in  Archangelsk, 
Odessa,  Nischni-Nowgorod  zur  Jahrmarktszeit,  Riga  und 
Astrachan  folgten.  Von  1820  an  belieh  sie  auch  die  Billete 
der  Depositenkassen. 

Um  den  Transithandel  zwischen  Persien  und  Westeuropa 
über  Rußland  zu  leiten  und  ihn  von  der  türkischen  Linie 
Trapezunt — Erzerum  abzulenken,  erhielten  die  Filialen  in 
Odessa  und  Astrachan  besondere  Befugnisse.  Letztere  durfte 
auch  asiatische  Produkte  beleihen,  erstere  kaufte  auch  fremde 
Gold-  und  Silbermünzen  von  den  Kaufleuten  an. 

Das  Warenlombardgeschäft  hielt  sich  in  den  engsten 
Grenzen;  während  der  ganzen  Zeit  des  Bestehens  zeigte  es 
meist  einen  kleineren  Jahresumsatz  als  1  Million  Rub.  Der 
Wechseldiskont  entwickelte  sich  im  Anfang  sehr  rasch, 
sodaß  schon  1820  über  38  Millionen  Rub.  angekauft  wurden; 
später  nahm  er  wieder  ab.  Die  verzinslichen  Einlagen 
wuchsen  stetig;  1825  waren  es  28,07  Millionen ;  1850 175  Millionen 
Rub.  Die  Depositenbillets ,  die  die  Bank  als  Quittungen  ftlr 
die  Einlagen  ausgab,  erfreuton  sich  großer  Beliebtheit  beim 
Publikum;  auf  den  Messen  wurde  eine  beträchtliche  Menge 
Geschäfte  durch  sie  ausgeglichen.  Der  größte  Teil  der  Ein- 
lagen wurde  aber  der  Leihbank  überwiesen,  die  1850  der 
Kommerzbank  170,87  Millionen  Rub.  schuldete.  Großen 
Umfang  nahm  auch  der  Giroverkehr  an. 

Der  Assignaten  wurde  ebenfalls  im  Jahre  1817  gedacht. 
Finanzminister  Gurjew  (1810 — 1823)  wollte  durch  Verminderung 
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den  Kurs  auf  pari  bringen,  obgleich  er  damals  25  ^/e  ^/o  war. 
Der  Umlauf  war  durch  Neuausgaben  auf  836  Millionen  Rub. 
gestiegen,  die  zum  Umtausch  gegen  neue  aufgerufen  wurden. 
Dabei  wurden  11  Millionen  nicht  vorgebracht.  6,8  Millionen 
Rub.  gefälschte  Assignaten  ersetzte  aber  die  Regierung,  um  das 
Vertrauen  des  Publikums  zu  den  Papierrubeln  nicht  noch  mehr  zu 
erschfittern.  Zur  Kapitalbeschaffung  gab  die  Schuldentilgungs- 
kommission 6®/oige  ewige  Rentenbillets  heraus.  Außerdem 
wurde  am  16.  August  1820^  der  Abschluß  einer  5°/oigen 
Anleihe  von  40  Millionen  Rub.  Silber  mit  Baring  Brothers  &  Co., 
London,  und  Hope  &  Co.,  Amsterdam,  am  28.  Juni  1822  ^  der 
Abschluß  der  5  ^/o  igen  russisch  -  englischen  Anleihe  von 
43  Millionen  Rub.  Silber  mit  N.  M.  Rotschild  &  Sons,  London, 
vom  Kaiser  genehmigt.  Bis  1823  war  die  Summe  der  um- 
laufenden Assignaten  auf  595776310  Rub.  vermindert.  Der 
Kurs  hob  sich  infolge  dieser  Operation  nur  um  1  ^/o ,  von 
25  Ve  (1817)  auf  26  Vi  (1822). 

Ein  Wechsel  im  Finanzministerium  brachte  einen  Wechsel 
im  System  mit  sich.  Graf  E.  F.  Kankrin,  ein  Deutscher 
von  Geburt,  der  am  22.  April  1823  Graf  Gurjews  Nachfolger 
wurde,  hielt  es  ftlr  „wild",  eine  unverzinsliche  Schuld  in  eine 
verzinsliche  zu  verwandeln,  die  große  Verpflichtungen  an  das 
Ausland  zur  Folge  habe.  Er  wollte  nicht  die  nun  seit  einem 
Jahrzehnt  entwerteten  Assignaten  vermindern,  um  sie  dadurch 
auf  pari  mit  dem  Silber  zu  bringen,  wobei  alle  Kurs- 
schwankungen und  damit  alle  Preisumwälzungen  in  rilck- 
laufender  Linie  wieder  durchzumachen  gewesen  wären.  Alle 
Schuldner,  die  in  Assignaten  kontrahiert,  wären  dadurch  um 
den  Betrag  der  Kurssteigerung  geschädigt  worden,  allen 
Gläubigem  wäre  dieser  als  unverdienter  Gewinn  zugefallen. 
Kankrin  wollte  den  Kurs  der  Assignaten  fixieren;  so  hoffte 
er  eine  Einheit  in  das  Geldsystem  bringen  zu  können.  Die 
Re^erung  selbst  hatte  bei  der  Annahme  der  Zoll-,  Paß-  und 
anderen  Abgaben  3  verschiedene  feste  Kurse  eingeführt; 
außerdem  gab  es  den  Börsenkurs  und  den  Volkskurs  —  die 
Hoffnung,  daß  die  Assignaten  mit  der  Zeit  al  pari  eingelöst 
werden  würden,  und  dadurch  ein  Gewinn  zu  machen  sei, 
verlieh  ihnen  beim  einfachen  Volk  ein  Agio,  das  bis  27®/o 
ging,  dessen  Beseitigung  trotz  aller  Maßregeln  nicht  gelang. 
Erst  1839,  durch  das  Manifest  vom  I.Juli®  wurde  die  Münz- 
reform durchgeführt.  Der  Silberrubel  wurde  wieder  zum 
legalen  Zahlungsmittel  erklärt;  alle  Abmachungen  mußten 
vom  1.  Januar  1840  an  auf  Silber  lauten.  3  ^/e  Rub.  Assignaten 
wurden  gleich  1  Rub.  Silber  gesetzt;  zu  diesem  Kurs  mußten 


>  V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  28381. 
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sie  überall  genommen  und  auch  von  den  Reichsrenteien  ein- 
getauscht werden.  Das  Kupfergeld  wurde  in  dasselbe  Ver- 
hältnis zum  Silber  wie  die  Assignaten  gestellt;  Goldmünzen 
behielten  3^/o  Agio  gegenüber  dem  Silber.  Alle  anderen 
Kurse  und  Rechnungen  wurden  verboten;  somit  war  allen 
Kursschwankungen  ein  Ende  gemacht. 

Rechtlich  konnte  Kankrin  sich  bei  dieser  Reform  darauf 
stützen,  daß  den  Assignatenbanken  bei  ihrer  Gründung  ein 
Einlösungsfonds  in  Kupfer  gegeben  worden  war,  dafi  der 
Staat  mithin  nur  verpflichtet  sei,  die  Assignaten  dem  Kupfer 
gleich  zu  stellen,  wie  es  denn  auch  geschah.  Das  Manifest 
vom  29.  Dezember  1768  bezeichnet  auch  nicht  das  Metall,  in 
dem  die  Assignaten  eingelöst  werden  sollten;  es  spricht  nur 
ganz  allgemein  von:  „Geld,  klingender  Münze''. 

Den  Kreditanstalten  waren  unterdessen  neue  Bestimmungen 
gegeben  worden.  Am  1.  Januar  1830  ^  wurde  zugleich  mit 
der  Änderung  der  Beleihungsbedingungen  der  Zinsfuß  für  alle 
Einlagen  von  5^/o  auf  4^/o  herabgesetzt.  Trotz  der  Zins- 
herabsetzung flössen  Depositen  ein,  so  daß  der  Staat  alle 
Budgetdefizite  durch  Anleihen  aus  den  Anstalten  decken  konnte. 

Das  Jahr  1839  brachte  für  Rußland  eine  Mißernte  durch 
Trockenheit;  die  Not  wurde  noch  durch  die  durch  die  Dürre 
veranlaßten  Feuersbrünste  und  durch  die  Choleraepidemie  ver- 
größert. Infolgedessen  wurden  die  Depositen  in  starkem  Maße 
zurückgefordert,  ohne  daß  in  den  Staatskreditanstalten  genügend 
Barmittel  zur  Rückzahlung  vorhanden  gewesen  wären.  Die 
Staatskassen,  die  Schuldentilgungskommission,  der  Kriegsfonds 
wurden  zur  Aushülfe  herangezogen,  schließlich  wurde  die 
Rückzahlung  verzögert.  Da  entwarf  Kaiser  Nikolaus  I.  einen 
Plan  für  die  Ausgabe  von  Kreditbilleten,  den  er  durch 
das  Manifest  vom  1.  Juli  1841 '  veröffentlichte.  Die  Leihbank 
und  die  Depositenkassen  wurden  dadurch  ermächtigt  bis 
30  Millionen  Rub.  Kreditbillete  in  Stücken  zu  50  Rub.,  die 
wie  Silbergeld  genommen  werden  mußten,  auszugeben.  Diese 
Billete  sollten  jederzeit  an  den  Kassen  einlösbar  sein;  bis 
100  Rub.  sollten  auch  die  Renteien  sie  eintauschen,  Ve  des 
umlaufenden  Betrages  mußte  in  bar  gedeckt  sein.  Diese 
Billete  waren  also  auf  Grund  von  Hypotheken  aus- 
gegebene Banknoten.     Bis  1843  hatte 

die  Leihbank  nur  .      1958960  Rub. 
die  Depositenkassen     4551300     „ 

zusammen  6510260  Rub.  ausgegeben. 

Die  Emission  dieser  Kreditbillete  wurde  1843  wieder  ein- 
gestellt,  da   Graf  Kankrin  eine  neue  Art  herausgeben  wollte. 


;  &  d.  a  n,  Nr.  3399. 

'  ^   ^  Q»II,Nr.  14700. 


131.  17 

Um  das  Publikum  an  Papierzahlungsmittel  zu  gewöhnen,  das 
durch  die  bösen  Erfahrungen  mit  den  Assignaten  mißtrauisch 

geworden  war,  war  durch  Ukas  vom  1.  Juli  1839^  in  Ver- 
indung  mit  der  Valutareform  eine  Depositenkasse  bei 
der  Kommerzbank  errichtet  worden,  die  gegen  Hinter- 
legung von  russischen  Silbermünzen  Depositenbillete  zu  1,  3, 
10,  25,  50  und  100  Rub.  ausgab,  die  wie  Silber  genommen 
werden  mußten  und  jederzeit  einlösbar  waren.  Der  Metall- 
Bchatz  dieser  Kasse  sollte  getrennt  von  den  Beständen  der 
Kommerzbank  gehalten  werden  und  lediglich  zur  Einlösung 
der  Depositenbillete  dienen.  Von  1841  an  wurde  auch  Gold 
und  Silber  in  Barren  genommen.  Am  Ende  des  ersten  Jahres 
waren  bereits  24,16  Millionen  Hub.,  1843  schon  43,97  Millionen 
Rub.  dieser  Depositenbillete  in  Umlauf  gesetzt.  Aber  nur 
^U  war  von  Privaten,  ^U  vom  Staat  genommen  worden.  Durch 
Ukas  vom  1.  Juni  1843  *  wurde  diese  Kasse  in  die  Verwaltung 
(Expedition)  der  Staatskreditbillets  unter  Aufsicht  des 
Konseils  der  Staatskreditanstalten  umgewandelt,  der  der  Umtausch 
der  Assignaten  und  Depositenbillete  in  eine  neue  Art  Kredit- 
bill e  t  e  übertragen  wurde.  Im  Umlauf  waren  595  776  310  Rub. 
Assignaten,  zu  deren  Einlösung  dem  festen  Kurs  von  3^/2:1 
entsprechend  170221802  Rub.  Kreditbillete  nötig  waren, 
welcher  Betrag  auf  170210800  Rub.  abgerundet  wurde.  Zum 
Eintausch  der  49,13  Millionen  Rub.  Depositenbillete  wurden 
weitere  17  Millionen  Rub.  in  Anschlag  gebracht,  da  nur  die 
vom  Publikum  vorgebrachten  Billete  eingetauscht,  die  im 
Staatsschatz  befindlichen  aber  gegen  Metall  eingelöst  werden 
sollten.  Der  gesamte  Betrag  der  Kreditbillete  für  diese  Operation 
wurde  auf  187021550  Rub.  festgesetzt,  ^/e  dieser  Summe 
sollte  in  bar  hinterlegt,  über  diesen  Betrag  hinausgehende 
Emissionen  sollten  Rubel  für  Rubel  in  Metall  gedeckt  sein. 
Jeder  Betrag  mußte  bei  der  Verwaltung  in  Petersburg  sofort, 
in  Moskau  bis  3000  Rub.,  in  den  £j*eisstädten  von  den 
Renteien  bis  100  Rub.  von  einer  Person  eingelöst  werden. 
Diese  Kreditbillete  waren  keine  Banknoten,  sondern  Papier- 
geld. Die  Kreditbillete  hatten  Zwangskurs  zur  Parität  mit 
Silber;  Verträge  in  Silber  abgeschlossen,  konnten  in  Billeten 
erfüllt  werden.  Die  Leihbank  und  die  Depositenkassen  be- 
hielten von  den  ihnen  1841  überwiesenen  30  Millionen  Rub. 
ELreditbilleten  10  Millionen  Rub.,  die  anderen  20  Millionen 
Rub.  sollten  sie  in  Reserve  halten  und  nur  mit  Genehmigung 
ausgeben.  Der  Umtausch  der  Assignaten  in  Kreditbillete 
sollte  am  1.  Januar  1848,  an  welchem  Tage  die  Assignaten- 
bank geschlossen  wurde,  beendet  sein;  es  waren  aber  noch 
10  Millionen  Rub.  Assignaten  in  Umlauf,  deren  Umtausch  der 


1  V.  8.  d.  G.  II,  Nr.  12498. 
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Verwaltung  der  Staatskreditbillete  übertragen  wurde.  Erst 
1852  war  diese  Operation  beendet 

Dem  Einlösungsfonds  der  Verwaltung  der  Kreditbillete 
wurden  14,5  Millionen  Rub.  Silber  im  Jahre  1843  aus  dem 
Staatsschatz  ttberwiesen;  femer  wurde  ihm  der  Gegenwert  der 
dem  Staatsschatz  gehörigen  14  Millionen  Rub.  Depositenbillete 
zugeführt  Man  erwartete,  dafi  die  im  Verkehr  sich  befindenden 
Depositenbillete  nicht  alle  zur  Bareinlösong  präsentiert,  sondern 
in  Kreditbillete  umgetauscht  werden  wtürden,  sodafi  Ton  den 
35  Millionen  Rub.,  die  die  Depositenkasse  noch  als  Einlösungs- 
fonds besafi,  ein  Teil  dem  Einlösungsfonds  der  Verwaltung  der 
Kreditbillete  zufliefien  würde. 

Die  Kreditbillete  wurden  in  Abschnitten  von  1,  3,  5, 10, 
25,  50  und  100  Rub.  ausgegeben. 

Eine  derartige  ^U  Deckung,  bei  der  die  übrigen  ^/e 
lediglich  auf  dem  Kredit  des  Staates  ruhen,  war  durch  das 
in  Westeuropa  geltende  Dogma  von  der  ^/s  Deckung  heryor- 
gerufen  worden.  Bei  dem  langsameren  Umlauf  der  Zahlungs- 
mittel in  Rußland  hielt  man  die  V«  Deckung  für  genügend; 
die  Versuche  mit  den  Kreditbilleten  der  1841  er  Ausgabe  und 
mit  den  Depositenbilleten  hatten  einen  sehr  geringen  Rückflufi 
gezeigt. 

Die  Gefahren,  denen  die  neuen  Kreditbillete  durch  die 
geringe,  nicht  bankmäßige  Deckung  ausgesetzt  waren,  sind 
sicher  auch  Graf  Kankrin  \  dem  Schöpfer  der  Reform,  nicht 
entgangen;  es  war  dies  aber  alles,  was  er  bei  dem  damaligen 
Stand  der  Finanzen  erreichen  konnte.  Hätte  er  eine  stärkere 
Deckung  durchführen  wollen,  so  hätte  er  mit  Rücksicht  auf 
den  Metallvorrat  Billete  einziehen  müssen;  bei  der  geringen 
Entwicklung  der  metallsparenden  Zahlungsmethoden  in  Ruß- 
land (Schecks,  Giro)  wäre  eine  Einschränkung  der  ümlaufs- 
mittel  bei  der  zunehmenden  Bevölkerung  wirtschaftlich  sehr 
hinderlich  gewesen. 

Im  Anfang  bot  dieses  System  der  ^/e  Deckung  keinerlei 
Besorgnis.     Zu  dieser  Zeit  stand  Rußlands  Ansehen  in  Europa 

1  Kankrins  Reform  ist  auf  das  heftigste  angegriffen  worden. 
So  mar  7  bezeichnet  eie  in  einem  Aufsatz:  Geschichte  der  Staats- 
bankerotte (Plutus,  3.  Jahrg.  Nr.  15)  als  „Betrug,  teuflische  Arglist 
und  den  schmählichsten  aller  Bankerotte".  DaBltankrin  die  einmal 
entwerteten  Assignaten  ohne  die  schwerste  Schädigung  der  Volkswirt- 
schaft nicht  auf  Pari  bringen  konnte ,  ist  oben  schon  hervorffehoben. 
Wenn  Somar^  behauptet,  daß  den  Inhabern  der  Depositenbillete  das 
Recht  der  Einlösung  genommen  worden  sei,  so  irrt  er.  Der  Umtausch 
der  Depositenbillete  in  Kreditbillete  war  1848  bis  auf  einen  geringen 
Betrag  vollzogen.  Diese  Kreditbillete  waren  aber  bis  1854  unbeschränkt 
einlösbar,  also  doch  auch  die  Depositenbillete. 

Die  Kankrinsche  Reform  war  keine  Devalvation  der  Assignaten; 
diese  war  vielmehr  bereits  durch  die  Kriege  am  Anfang  des  Jahr- 
hunderts hervorgerufen  und  durch  den  Ukas  vom  9.  April  1812  (V.  S. 
d.  G.  I,  Nr.  25()S0)  mit  Einführung  der  Papierwährung  ausgesprochen. 
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sehr  hoch.  Kaiser  Nikolaus  sah  sich  nach  dem  persischen 
Kriege  (1826/8),  dem  4.  Ttirkenkrieg  (1828/9),  nach  der  Nieder- 
werfung des  polnischen  Aufstandes  (1830/1)  als  Beschützer  des 
europäischen  Friedens  an.  Als  solcher  kam  er  den  Türken 
gegen  die  aufständischen  Ägypter,  den  Österreichern  gegen  die 
Ungarn  (1849)  zu  Hilfe.  Die  Handelsbilanz  war  fUr  Rußland 
günstig,  und  die  Goldausbeute  der  Bergwerke  hatte  sich  ge- 
steigert. Die  Budgetdefizite  hörten  aber  nicht  auf,  besonders 
w^en  der  Eisenbahnbauten  unter  Graf  Kankrins  Nachfolgern, 
unter  Graf  P.  P.  Wronschenko  (1845—52)  und  P.  F.  Brok 
(1853/8).  Man  deckte  die  Defizite  durch  Anleihen  aus  den 
Kreditanstalten  und  durch  Kreditbilletausgaben.  Bald  war 
der  über  das  Kontingent  hinausgehende  Betrag  der  Billete 
nicht  mehr  voll  gedeckt,  und  außerdem  erschienen  seit  1847 
Staatspapiere  im  Einlösungsfonds,  obgleich  er  gesetzlich  nur 
Metali  enthalten  sollte.  Bis  zum  Ausbruch  des  Krimkrieges 
(1853/6)  hielt  sich  der  Kurs  nur  wenig  unter  pari,  obgleich 
über  300  Millionen  Rub.  in  Umlauf  gesetzt  waren.  Um 
ohne  neue  Steuern  die  Kosten  des  Krieges  zu  decken,  sollten 
alle  Mehrausgaben  durch  Kreditbillete  bestritten  werden,  die 
zu  Ve  in  bar  gedeckt,  als  „zeitweilige"  Ausgabe  bezeichnet 
wurden.  Zur  Verstärkung  des  Metallfonds  sollte  die  sechste 
5®/oige  50  Millionen  Rub.  Silber- Anleihe  von  1855  dienen. 
Bis  zum  Januar  1857  waren  689,27  Millionen  Rub.  Kredit- 
billete in  Umlauf  gesetzt,  während  es  zur  selben  Zeit  1854 
333,41  Millionen  Rub.  waren.  Der  Einlösungsfonds  besaß 
1857  nur  146,55  Millionen  Rub.,  davon  122,83  Millionen  Rub. 
in  Metall.  Die  Deckung  betrug  also  21,2  ^/o,  die  metallische 
17,8  ^/o,  während  sie  1854  noch  39,4  ®/o  gewesen  war.  Der 
Kurs  schwankte  in  den  Kriegsjahren  zwischen  94  ^U  und  98  V« ; 
in  Anbetracht  der  geringen  Deckung  und  des  unglücklichen 
Verlaufs  des  Feldzuges  ein  sehr  geringes  Disagio.  Vom 
Jahre  1854  an  war  die  Einlösung  der  Billete  beschränkt  und 
erschwert  worden,  1857  wurde  sie  ganz  eingestellt,  der  russische 
Kredit  im  Ausland  wurde  dadurch  schwer  geschädigt. 

Zur  allmählichen  Einziehung  der  mehr  ausgegebenen 
Kreditbillete,  wie  sie  der  Ukas  vom  10.  Januar  1855  ^  bis  zum 
dritten  Jahr  nach  dem  FriedensschluB  vorsah,  wurden  erst  am 
18.  April   1858  60  Millionen  Rub.  aus  Kronfonds  bestimmt 

Die  gewaltige  Menge  Elreditbillete ,  die  in  den  Kriegs- 
jahren emittiert  waren,  flössen  zum  grofien  Teil  als  Depositen 
in  die  Kreditanstalten,  aus  denen  der  Staat  sie  zu  billigem 
Satz  lieh.  Über  die  Hälfte  der  über  1  Milliarde  betragenden 
Einlagen  hatte  der  Staat  für  sich  verwendet '.    Es  lagen  auch 


«  V.  8.  d.  G.  n,  Nr.  28908. 

*  Daft  der  Staat  die  Depositen  der  Kreditanstalten  für  sich  ver- 
wendete, kam  aach  in  Westeuropa  vor.  Es  sei  hier  nur  daran  erinnert, 
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große  Barvorräte  in  den  Anstalten  nutzlos;  1857  waren  sie 
auf  über  140  Millionen  Rub.  angewachsen.  Finanzminister 
Brok  fand,  daß  die  Depositen  für  den  Staat  zu  teuer  seien, 
daß  auch  die  Anleihen  aus  den  Banken  zu  teuer  kämen. 
Durch  Ukas  vom  20.  Juli  1857^  wurde  deshalb  der  Zinsfuß 
für  Privatdepositen  von  4^/o  auf  3^/o,  für  Depositen  öflfent- 
licher  Körperschaften  auf  1  ^U  ®/o  herabgesetzt.  Die  Regierung 
vergütete  für  ihre  Darlehen  4*^/0  neben  V2  ®/o  Amortisation 
auf  56  Jahre,  während  Private  bei  Darlehen  auf  28  Jahre 
2  ®/o  Amortisation,  auf  33  Jahre  1  ^/a  ^lo  Amortisation  und  auch 
nur  4^/0  Zinsen  zahlten. 

Da  das  Kapital  aber  eine  bessere  Verwertung  als  zu  3  ^/o 
finden  konnte ,  wurden  den  Kreditanstalten  die  Depositen  so 
stark  entzogen,  —  im  Jahre  1857  wurden  allein  239  Millionen 
Rub.  zurückverlangt  —  daß  die  Regierung  für  88  ^/s  Millionen 
Rub.  Kreditbillete  ausgeben  mußte,  um  die  Banken  in  den 
Stand  zu  setzen,  den  Anforderungen  gerecht  zu  werden. 

Ein  Anlaß  zu  dieser  Zinsreduktion  war  mit  die  Absicht, 
den  Bau  von  Eisenbahnen  zu  fördern,  deren  Notwendigkeit 
der  Krimkrieg  gezeigt  hatte,  dessen  Mißerfolge  zum  großen 
Teil  auf  den  Mangel  an  guten  Verkehrsmitteln  zurückgeführt 
wurden.  Man  wollte  durch  diese  „Austreibung"  der  Depositen 
aus  den  Staatsanstalten  den  privaten  Eisenbahngesellschaften 
—  den  Staatsbahnbau  der  ersten  Periode  hatte  man  auf- 
gegeben —  Geld  zuführen.  Die  große  russische  Eisenbahn- 
gesellschaft,  die  1857  von  Pereire,  Hope,  Baring  Brothers  und 
Stieglitz  gegründet  war,  brachte  allein  im  selben  Jahre  noch 
75  Millionen  Rub.  Aktien  und  im  folgenden  35  Millionen 
Obligationen  an  den  Markt.  Durch  das  durch  die  Zins- 
herabsetzung so  plötzlich  freiwerdende  Geld  wurde  ein 
Grün  dun  gsfieber  hervorgerufen,  das  sehr  rasch  zu  einem 
großen  Krach  führte.  Broks  Maßnahme  erwies  sich  als 
vollkommen  verfehlt.  Man  verwandelte  eine  leicht  fundier- 
bare Schuld  in  eine  schwer  fundierbare  Billetschuld.  Broks 
Nachfolger,  A.  M.  Knyaschewitsch  (1858/62),  versuchte  eine 
Fundierung  der  Depositen.  Durch  Ukas  vom  13.  März  1859  * 
wurde   den   Inhabern   der   Depositenscheine  der  Umtausch  in 

daß  in  Bayern  eine  Königliche  Verordnung  von  1823  den  Gemeinde- 
Sparkassen  gestattete,  überschüssige  Kapitalien  bei  der  Staatsschulden- 
tilgungskasse  verzinslich  anzulegen.  Als  nach  20  Jahren  mehr  als  die 
Hälfte  der  gesamten  Sparkassengelder  dem  Staate  geliehen  war,  wurde 
die  fernere  Annahme  eingestellt.  Die  Unruhen  im  Jahre  1848  ver- 
ursachten eine  massenhafte  Kückforderung  der  Spareinlagen,  die  den 
Staat  in  Schwierigkeiten  versetzte.  Durch  Erhönung  des  Zinssatzes 
von  8Va  auf  4  ^/o  im  Juni  18^  und  durch  Hückdatierung  dieser  Er- 
höhung auf  den  1.  April  1848  wurde  der  Rückfluß  der  Sparkassen^elder 
aufzuhalten  gesucht.  (Vgl.  Röscher,  Postsparkassen  und  Lokalspar- 
kassen in  Deutschland.    Dresden  1885.    S.  72.) 

1  V.  S.  d.  G.  n,  Nr.  32082. 

2  V.  8.  d.  G.  II,  Nr.  34243. 
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4^/oige  ewige  Rentenbillete  angeboten,  die  mit  großen  Vorzügen 
ausgestattet  waren.  Von  jeder  Steuer  befreit,  konnten  sie  in 
große  oder  kleine  Stücke  unentgeltlich  umgetauscht  und  nach 
Wunsch  als  Inhaber-  oder  Namenspapiere  ausgestellt  werden. 
Der  Erfolg  war  gering;  die  4®/oigen  Depositenscheine  hatten 
keinen  Kursschwankungen  unterlegen,  die  4,32  ^/o  igen  Serien 
gaben  mehr  Zinsen  und  liefen  wie  bares  Geld  um,  boten  also 
mehr  Vorzüge.  So  wurden  nur  gegen  22  Millionen  Rub. 
Depositen  in  dieser  Anleihe  fundiert.  Nun  wendete  man  sich 
wieder  zum  auswärtigen  Markt.  Durch  Ukas  vom  20.  März  1859  * 
wurde  eine  3®/oige  Anleihe  von  12  Millionen  £  mit  Tomson, 
Bonar  &  Co.,  London-Petersburg,  und  F.  M.  Magnus,  Berlin, 
genehmigt,  die  aber  wegen  der  schwierigen  Lage  des  Geld- 
marktes zur  Zeit  des  italienischen  Krieges  schwer  zu  realisieren 
war;  es  wurden  nur  7  Millionen  i^  untergebracht.  Der  Ertrag 
war  zur  Stärkung  des  Einlösungsfonds  bestimmt,  wurde  aber 
zu  Depotrückzahlungen  verwendet,  ohne  damit  einen  Stillstand 
im  Rückfluß  zu  erreichen. 

Landbeleihungen  waren  aus  Mangel  an  Mitteln  nicht  mehr 
möglich;  ein  am  26.  Dezember  1858  Allerhöchst  bestätigtes 
Gutachten  des  Finanzkomitees  empfahl,  die  Gewährung  von 
Hypotheken  so  viel  als  möglich  einzuschränken  und  die  Be- 
stätigung neuer  Aktien  -  Gesellschaften  zu  verzögern,  da  die 
zurückgeforderten  Summen  gerade  zur  Erwerbung  von  Aktien 
verwendet  würden.  Am  16.  April  1859  wurden  die  Land- 
beleihungen  ganz  eingestellt,  was  mit  dem  Verwände  der 
Statutenänderung  bemäntelt  wurde. 

Die  Kreditanstalten  konnten  so  nicht  aufrecht  erhalten 
werden.  Der  Fehler  aller  Institute,  so  mannigfach  sie  gewesen, 
war  das  Mißverhältnis  zwischen  Aktiv-  und  Passivgeschäft: 
sie  nahmen  kurzfristige  Einlage  und  liehen  sie  auf  lange 
Termine  aus.  Bei  jedem  „run^  mußte  dieses  System  ins 
Wanken  geraten.  Die  Banken  waren  rein  staatlich,  ohne 
Selbständigkeit  und  hingen  mit  ihrem  Kredit  lediglich  von 
dem  des  Staates  ab,  dessen  flüssige  Mittel  ihre  einzige  Reserve 
bildeten.  Zur  Untersuchung  der  Bankfrage  wurde  im  Mai  1859 
eine  Kommission  eingesetzt,  die  diese  Gefahr  richtig  erkannte. 
In  der  Zeit  der  Bauernbefreiung  richtete  sie  naturgemäß  ihre 
Aufmerksamkeit  mehr  auf  den  Boden-  als  auf  den  Handels- 
kredit. Der  Bericht  der  Kommission  wurde  einem  Ausschuß 
zur  weiteren  Prüfung  überwiesen,  dessen  Gutachten  am 
10.  Juli  1859  Allerhöchst  bestätigt  wurde.  Der  Ausschuß 
empfahl  die  Liouidation  der  bestehenden  Kreditanstalten,  die 
Umwandlung  cfer  Depositenschuld  dieser  Anstalten  in  eine 
5^/oige  Anleihe,  die  Einsetzung  einer  neuen  Kommission  zur 
Beratung   der   Frage  einer  neuen  Regelung  des  Agrarkredits. 

'  V.  S.  d.  G.  II,  Nr.  34263  ii.  34379. 
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In  Verfolgung  dieses  Vorschlages  wurden  im  September  1859 
die  5  ^/o  igen  Bankbillete  zum  Umtausch  gegen  Depositenscheine 
aufgelegt.  Diese  Billete  sollten  in  37  Jahren  durch  Verlosung 
getilgt  werden  und  waren  durch  alle  Staatsgüter  sichergestellt. 
Sie  hatten  grofien  Erfolg*,  es  wurden  277  Millionen  Rub.  in 
ihnen  plaziert  und  die  Ritckzahlungen  damit  etwas  zum  Still* 
stand  gebracht, 

Das  Finanzministerium  benutzte  die  Zeit  zu  einer  durch- 
greifenden Umgestaltung  des  Kreditwesens.  Am  Schluß  dieser 
Periode  bestanden  folgende  rein  staatliche  Kreditanstalten: 

1.  Die  Staatsleihbank,  die  1786  gegründet  war,  Hypotheken 
gewälirte  und  Darlehen  entgegen  nahm, 

2.  die  Staatskommerzbank,  die  1817  gegründet  war  und 
das  reguläre  Bankgeschäft  betrieb, 

3.  die  Verwaltung  der  Staatskreditbillete, 

4.  die  Depositenkassen  der  beiden  Hauptstädte,  die  De- 
positen annahmen  und  sie  auf  Hypotheken  ausliehen, 

5.  Die  Kollegien  der  allgemeinen  Fürsorge,  die  ebenfalls 
Geld  auf  Hypotheken  ausliehen, 

6.  die  Witwenkassen  und 

7.  die  Leihkassen  in  Petersburg  und  Moskau,  die  Mobilien 
beliehen. 

Die  ersten  fünf  Anstalten  unterstanden  dem  Finanz- 
minister, —  die  Depositenkassen  und  die  Kollegien  der  all- 
gemeinen Fürsorge  waren  ihm  erst  im  Jahre  1859  ^  unter- 
geordnet worden  —  die  übrigen,  die  alle  von  Katharina  IL  im 
Jahre  1772  gegründet  waren,  den  kaiserlichen  Waisenräten. 

Der  liberalen  Strömung  der  Zeit  entsprechend  wurde  die 
Aufgabe  des  Staatsmonopols  für  den  Bankbetrieb  befürwortet 
und  die  Zulassung  einer  privaten  Notenbank  empfohlen. 
Alexander  IL  (1855 — 81)  entschied  sich  aber  für  eine  Staats- 
bank, deren  Errichtung  er  durch  Ukas  vom  31.  Mai  1860* 
anordnete. 


1  V.  S.  d.  G.  II,  Nr.  34730. 
"  V.  S.  d.  G.  II,  Nr.  35847. 


Zweites  Kapitel. 

Die   Staatsbank. 


Organisation.  Die  neubegründete  Staatsbank  sollte  zur 
Belebung  des  Handels  und  zur  Sicherung  des  Qeldsjstems 
dienen.  Sie  ging  aus  der  Vereinigung  der  Staatskommerz- 
bank mit  der  Verwaltung  der  Staatskreditbillets  hervor.  Die 
Liquidation  der  Leihbank  wurde  der  Petersburger  Depositen- 
kasse übertragen,  der  die  Annahme  von  Einlagen  ebenso  wie 
der  Moskauer  Depositenkasse  und  den  Kollegien  der  all- 
gemeinen Fürsorge  verboten  wurde.  Alle  diese  Anstalten 
wurden  unter  die  Aufsicht  des  Finanzministers  gestellt.  Alle 
Hypothekengeschäfte  mufiten  abgewickelt  und  die  Erträge  der 
Staatsbank  überwiesen  werden.  Alle  Depositen  übernahm  die 
Staatsbank  zur  Zurückzahlung;  alle  einzelnen  Schulden  der 
Regierung  an  die  früheren  Anstalten  gingen  im  gesamt  auf 
sie  über. 

Die  Verwaltung  der  Bank  wurde  einem  Präsidenten  und 
dessen  Gehülfen  übertragen,  die  vom  Kaiser  ernannt  wurden. 
Sechs  Direktoren  bestimmte  der  Finanzminister  auf  Vorschlag 
des  Präsidenten  und  drei  Vertreter,  je  einen  aus  dem  Adel, 
der  Kaufinannschaft  und  der  Staatskontrolle  berief  das  Aufsichts- 
amt der  Staatskreditanstalten.  Der  erste  Präsident  war  Baron 
Stieglitz,  aus  der  Petersburger  Bankfirma  Stieglitz  &  Co.  Die 
oberste  Leitung  der  Staatsbank  lag  dem  Finanzminister  ob, 
dessen  Genehmigung  bei  Emissionen,  bei  An-  und  Verkauf 
von  Staatspapieren,  von  Gold  und  Silber,  sowie  bei  Personal- 
veränderungen in  den  höheren  Stellen  eingeholt  werden  mußte. 
Der  Finanzminister  erhielt  wöchentlich  Bericht  und  monatlich 
eine  Bilanz.  Die  Kontrolle  übte  das  Aufsichtsamt  der  Staats- 
kreditanstalten aus.  Einmal  jährlich  berief  er  eine  Versammlung, 
in  der  der  Präsident  Rechenschaftsbericht  ablegte  und  in  der 
auf  Vorschlag  des  Finanzministers  über  die  Verteilung  des 
Reingewinns  beschlossen  wurde. 
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Projekt  zur  Wiederherstellung  der  Einlösbarkeit  der  Kredit- 
billete  eine  vollständige  Reorganisation.  £r  forderte  Un- 
abhängigkeit der  Bank  vom  Finanzministerium,  Unterstellung 
unter  den  Konseil  der  Staatskreditanstalten  und  Hinzuziehung 
des  privaten  Kapitals.  Es  sollte  eine  Aktiengesellschaft  mit 
einem  Kapital  von  20  Millionen  Rub.  die  Bank  übernehmen, 
die  Regierung  sollte  mit  dem  von  ihr  gegebenen  Grundkapital 
beteiligt  bleiben.  Der  Präsiden t^  sein  Gehülfe  und  sechs  Direk- 
toren sollten  von  der  Regierung  aus  der  Zahl  der  Aktionäre, 
sechs  weitere  von  diesen  selbst  ernannt  werden.  Die  Re- 
gierung, der  Adel  und  die  Kaufmannschaft  sollten  durch  je 
zwei  Direktoren  vertreten  werden.  Das  Projekt  wurde  jedoch 
verworfen. 

Durch  Ukas  vom  3.  Juni  1885  ^  nahm  die  Staatsbank 
die  Polnische  Bank  mit  8  Millionen  Rub.  Grund-  und 
^/s  Million  Reservekapital  auf.  Diese  Bank  war  1828  mit 
30  Millionen  pol.  fl.  (1  fl.  pol.  =  Ve  Tlr.  preuß.)  zur  Förde- 
rung von  Kredit,  Handel  und  Industrie  gegründet  worden. 
Das  Kapital  wurde  1834  auf  42  Millionen  pol.  Gulden ,  1841 
«zum  Gedächtnis  der  Vermählungsfeier  des  Großfürsten 
Thronfolgers**  auf  53  Vs  Millionen  pol.  Gulden  (=  8  Millionen 
Rub.  Silber)  erhöht.  Sie  nahm  Einlagen  zur  Aufbewahrung, 
zur  Überweisung  und  zur  Verzinsung  von  Korporationen 
und  Privaten  an,  diskontierte  Wechsel,  kaufte,  verkaufte 
und  belieh  Wertpapiere,  Produkte,  Fabriken  und  Güter,  be- 
teiligte sich  an  inaustriellen  Unternehmungen  und  verwaltete 
die  Lotterie  des  Königtums  Polen  sowie  dessen  Schuld.  Sie 
hatte  auch  das  Recht,  bis  zur  Höhe  ihres  Kapitals  Noten  aus- 
zugeben, die  an  allen  Staatskassen  wie  bares  Geld  genommen 
wurden;  im  Jahre  1845  erhielt  sie  die  Genehmigung,  weitere 
2  Millionen  Rub.  Noten  auszugeben  und  diesen  Betrag  auf 
Güter  auszuleihen.  Bei  ihrer  Gründung  hatte  sie  auch  die 
polnischen  Kassenscheine,  die  bis  dahin  das  Finanzministerium 
ausgegeben  hatte,  zur  Emission  und  Verwaltung  überwiesen 
erhalten:  von  1830  an  sollte  die  Bank  diese  Scheine  gegen 
ihre  Noten  einlösen.  Sie  betrieb  also  alle  nur  denkbaren 
Bankgeschäfte;  diese  Vielseitigkeit  der  Polnischen  Bank 
schwebte  Louis  Blanc  als  Ideal  vor. 

Bis  zur  Revolution  machte  die  Bank  gute  Geschäfte,  dann 
beteiligte  sie  sich  aber  an  Spekulationen  und  Gründungen. 
So  hatte  sie  unter  anderm  eine  Papierfabrik,  mehrere  Lager- 
häuser, eine  Dampfschneidemühle,  Waldungen,  eine  Maschinen- 
fabrik und  eine  Salzsiederei.  Im  Jahre  1846  wurde  ein  Teil 
der  Betriebe  von  der  Krone  übernommen.  Seit  1842  betrieb  sie 
die  Kohlen-  und  Eisenwerke  Guta  Bankowa.  1876  wurden  diese 
Werke ,   nachdem   sie  acht  Jahre   stillgelegen ,   an   zwei   ver- 


1  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  3019. 
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schied ene  Gesellschaften  verkauft,  die  jetzt  die  Kohlen-  und 
Eisengruben  getrennt  ausbeuten  ^. 

Durch  Ukas  vom  26.  März  1869'  wurde  die  Bank  der 
Aufsicht  des  Finanzministers  unterstellt  und  am  24.  Januar 
1870  die  Liquidation  der  Geschäfte  angeordnet,  die  der 
russischen  Staatsbank  verboten  sind;  es  waren  dies  haupt- 
sächlich die  Industrieunternehmungen  und  die  hochverzins- 
lichen Depositen,  die  besonders  der  römisch-katholische  Klerus 
unterhalten  hatte.  Von  den  10  Millionen  Rub.  Noten,  die  die 
Bank  ausgegeben  hatte,  wurden  9,6  Millionen  in  Kreditbillete 
umgetauscht;  diese  Operation  war  1882  ganz  beendet.  1885 
wurde  die  Warschauer  Niederlassung  und  die  zehn  Filialen  in 
Kontore  und  Abteilungen  der  Staatsbank  umgewandelt.  Für 
die  Geschäfte,  deren  Liquidation  mit  Verlust  verknüpft  sein 
konnte,  wurde  eine  besondere  Rechnung  geführt. 

Eine  gänzliche  Veränderung  des  Bank-  und  Geldwesens 
wurde  vom  Finanzminister  Sergius  Julewitsch  Witte  (1892  bis 
1903)  durchgeführt.  Gleich  nach  der  Übernahme  des  Porte- 
feuilles berief  er  eine  Kommission  zur  Revision  der  Satzungen 
der  Bank.  Der  Staatsbank  wurde  die  Annahme  von  zwölf 
Monatswechseln  gestattet,  was  besonders  dem  asiatischen 
Handel  zugute  kam,  der  durch  die  glückliche  äußere  Politik 
und  den  Bau  der  Sibirischen  Bahn  sehr  gefördert  wurde.  Die 
Mittel  der  Staatsbank  vermehrte  er  dadurch,  dafi  er  die 
Barbestände  der  Eisenbahnen  auf  laufende  Rechnung  ein- 
zahlen liefi. 

Am  6.  Juni  1894^  wurden  die  neuen  Satzungen  der 
Staatsbank  vom  Kaiser  bestätigt.  Diese  sollte  nun  ihr  Haupt- 
augenmerk auf  die  Erleichterung  des  Geldumlaufes,  Unter- 
stützung des  vaterländischen  Handels,  der  Industrie  und 
Landwirtschaft  durch  kurzfristigen  Kredit  und  auf  die  Ver- 
besserung des  Kreditsystems  richten.  Das  Kapital  sollte  von 
25  Millionen  Rub.  auf  50  Millionen  Rub.,  der  Reservefonds 
auf  5  Millionen  Rub.  erhöht  werden.  Bis  zu  dieser  Grenze 
sollten  jährlich  10  ^/o  des  Reingewinns  zum  Kapital,  5  ^/o  zum 
Reservefonds  geschlagen  werden.  Aber  bereits  durch  Ukas 
vom  6  Februar  1895^  wurden  der  Staatsbank  24,33  Millionen 
Rub.  überwiesen,  und  so  die  gesetzliche  Höhe  des  Grund- 
kapitals erreicht.  Etwaige  Verluste  sollten  weiter  nach  Ver- 
brauch des  Reservefonds  aus  den  Staatskassen  ersetzt 
werden.  Die  oberste  Leitung  der  Staatsbank  blieb  in  den 
Händen  des  Finanzministers.     An   die  Spitze  der  Verwaltung 

1  Brandt:  Ausländische  Kapitalien.  Ihr  Einfluß  auf  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  der  Länder.  Petersburg  1899.  Bd.  II,  S.  24 
(russisch). 

«  V.  S.  d.  G.  II,  Nr.  46900. 

>  V.  S.  d.  G.  UI,  Nr.  10767. 
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wurde  der  Präsident  gestellt,  der  vom  Kaiser  ernannt 
wird;  ihm  stehen  zwei  Gehülfen  zur  Seite.  Der  Aufsichts- 
rat unter  Führung  des  Präsidenten  setzt  sich  aus  dem 
Direktor  der  besonderen  Kanzlei  für  Kreditangelegenheiten, 
einem  Mitglied  der  Staatskontrolle ,  den  beiden  Gehülfen  des 
Präsidenten ;  dem  Direktor  des  Petersburger  Kontors,  aus 
Mitgliedern  des  Finanzministeriums,  die  auf  Vorschlag  des 
Finanzministers  vom  Kaiser  ernannt  werden,  sowie  aus  je 
einem  Vertreter  des  Adels  und  der  Kaufmannschaft  zusammen. 
Die  beiden  Vertreter  werden  vom  Kaiser  aus  dem  Kreis  der 
Leute  ausgewählt,  die  von  dem  Petersburger  und  Moskauer 
Adel  bzw.  von  der  Kaufmannschaft  vorgeschlagen  werden.  Das 
Aufsichtsamt  der  Staatskreditanstalten,  die  frühere  Aufsichts- 
behörde, wurde  aufgehoben  und  seine  Funktionen  dem  Staats- 
rat übertragen. 

Für  die  Handelsabteilung  wurde  der  Geschäftskreis  auf 
folgende  Operationen  festgelegt:  1.  Diskont  vcn  Wechseln 
und  andern  befristeten  Schuldverschreibungen,  2.  Gewährung 
von  Darlehen  und  EröflFnung  von  Krediten,  3.  Annahme  von 
Einlagen  zur  Verzinsung  und  zur  Verwahrung ,  4.  An-  und 
Verkauf  von  Wertpapieren,  5.  Überweisungen  und  andre 
Kommissionsgeschäfte. 

Mit  der  Währungsreform  wurde  durch  Ukas  vom 
29.  August  1897  ^  die  Kreditbilletausgabe  der  Staatsbank  über- 
tragen, die  sie  den  Bedürfnissen  der  Volkswirtschaft  und  nicht 
denen  der  Staatskasse  entsprechend  ausgeben  soll. 

Dadurch  ist  die  Bank  in  den  Stand  gesetzt,  wie  die  west- 
europäischen Notenbanken  zu  wirken. 

Filialen.  Die  Kommerzbank,  die  Vorgängerin  der 
Staatsbank,  war  vor  ihrer  Schließung  nur  in  sieben  Städten* 
tätig.  Die  Staatsbank  vermehrte  die  Zahl  der  Kontore  und 
Abteilungen  ständig.  Im  Jahre  1885  besaß  sie  8  Kontore 
(Moskau,  Archangelsk,  Odessa,  Riga,  Kiew,  Charkow,  Jekaterin- 
burg  und  Rostow  a.  Don),  Ö3  ständige  und  4  zeitweilige  Ab- 
teilungen. Archangelsk  wurde  später  wieder  zur  Abteilung 
verkleinert  Bei  der  Übernahme  der  Polnischen  Bank  wurde 
deren  Hauptstelle  in  Warschau  in  ein  Kontor,  deren  10  Filialen 
in  Abteilungen  umgewandelt. 

Die  Witte'sche  Bankreform  sah  die  Errichtung  von  Agen- 
turen vor,  die  von  einem  Agenten,  der  auch  Beamter  sein 
konnte,  verwaltet  werden  und  nur  einfache  Geschäfte  aus- 
führen sollten.  Dieser  Plan  kam  nicht  zur  Ausführung,  da 
mit  der  Überführung   der  Barbestände   der  Staatskassen   auf 


»  V.  S.  d.  G.  m,  Nr.  14504. 

■  V^l.  Bericht  von  E.  Lamansky  in  der  Sitzung  der  Soci^t^ 
dMconomie  politique  vom  25.  Oktober  1881.  Journal  des  Economistes. 
Bd.  16,  8.  141. 
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die  Staatsbank  durch  den  Ukas  vom  29.  April  1896^  die 
Kreisrenteien  dieser  angegliedert  und  mit  der  Ausführung 
einiger  einfacher  Geschäfte,  wie  Auszahlung  verloster  Wert- 
papiere, An-  und  Verkauf  von  Serien,  Inkasso,  Scheck-  und 
telegraphischem  Zahlungsverkehr,  betraut  wurden. 

Im  Jahre  1905  standen  der  Staatsbank  8  Kontore  (mit 
Petersburg),  108  ständige  und  7  zeitweilige  Abteilungen  und 
735  Renteien  zur  Verfügung. 

Bilanz.  Die  Staatsbank  trennte  früher  in  der  Bilanz 
nach  dem  Muster  der  Bank  of  England  die  Rechnungen  fär 
die  Kreditbilletausgabe  (Issue  department)  und  für  die  sonstigen 
Bankgeschäfte  (Banking  department).  Auf  der  Passivseite  des 
Ausweises  der  Abteilung  für  die  Ej-editbilletausgabe  stand  der 
Betrag  der  in  Umlauf  gesetzten  Kreditbillete,  die  Aktivseite  wies 
den  Einlösungsfonds  für  die  Billete  und  die  Schuld  der  Regierung 
für  dieselben  nach.  Die  Bankabteilung  trennte  die  Rechnungen 
ftir  die  Petersburger  Hauptstelle  und  die  Kontore  und  Ab- 
teilungen, die  alle  gesonderte  Bilanzen  aufstellten.  Ein  dritter 
Teil  der  Bilanz  umfaßte  die  Liquidation  der  alten  Kredit- 
anstalten, ebenfalls  getrennt  nach  Hauptstelle  und  Filialen,  da 
diese  Geschüfte  nicht  in  den  Rahmen  aer  neuen  Bank  hinein- 
paßten. Aus  demselben  Grunde  wurde  die  Liquidation  der 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  für  die  russische  Staatsbank 
widersprechenden  Geschäfte  der  polnischen  Bank  in  besonderer 
Rechnung  geführt. 

Durch  den  Ukas  vom  29.  August  1897  *  wurde  mit  der 
Übertragung  der  Kreditbillete  auf  die  Staatsbank  die  Trennung 
der  beiden  Abteilungen  aufgehoben;  alle  Geschäfte  werden 
nun  in  einer  Bilanz  zusammengefaßt,  die  für  die  Hauptstelle, 
die  Filialen  und  die  seit  1896  in  den  Geschäftsbereich  der 
Staatsbank  einbezogenen  Renteien  gesondert  veröffentlicht  wird. 

Die  Wochenausweise  der  Staatsbank  sind  außerordentlich 
ausführlich.  Während  der  Ausweis  der  Bank  of  England  13, 
der  der  deutschen  Reichsbank  12  Posten  umfaßt,  weist  der  der 
russischen  Staatsbank  39  auf,  ein  Beweis  des  viel  größeren 
Aufgabenkreises  der  russischen  Bank. 

Eine  Besprechung  der  einzelnen  Posten  eines  Ausweises 
wird  am  leichtesten  die  Tätigkeit  der  Staatsbank  beleuchten. 
Als  Beispiel  ist  auf  S.  30  u  31  der  Ausweis  vom  23.  März/5.  April 
1905  wiedergegeben. 

Liquidation  der  alten  Kreditanstalten.  —  Ehe 
wir  zur  Besprechung  der  einzelnen  Posten  des  Ausweises  über- 
gehen, sei  ein  Konto  erwähnt,  das  bis  1887  auf  der  Aktivseite 
der   Bilanz   erschien,   nämlich:   Liquidation   der  alten  Kredit- 


»  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  12862. 
«  V.  S.  d.  ö.  III,  Nr.  14504. 
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anstalten^  die  die  Bank  für  Rechnung  des  Staates  besorgte. 
Die  Staatsbank  stellte  fllr  diese  Operation  eine  besondere 
Bilanz  auf,  deren  Saldo  in  den  Ausweis  der  Bankabteilung 
eingesetzt  wurde  und  hier  als  die  Summe  erschien,  die  der 
Bank  durch  die  Liquidation  entzogen  wurde. 

Am  1.  Januar  1859  waren  in  allen  Kreditanstalten 
967,1  Millionen  Rub.  Depositen,  davon  725,07  Millionen  Rub. 
von  Privaten,  vorhanden.  Im  Laufe  des  Jahres  wurden 
638 V2  Millionen  Rub.  durch  auswärtige  Anleihen,  durch 
Kreditbillet-  und  Schatzschein- (Serien)  Emission,  sowie  durch 
Umwandlung  in  4®/oige  Rente  und  5®/oige  Bankbillets  getilgt; 
am  Schluß  des  Jahres  blieben  also  noch  328  V2  Millionen  Rub. 
Depositen,  von  denen  die  Hälfte  öffentlichen  Verbänden  ge- 
hörte. Zur  rascheren  Abwickelung  des  Geschäfts  wurde  der 
Zinsfuß  am  1.  Januar  1860  auf  2^/o  herabgesetzt.  Für  die 
weitere  Rückzahlung  wurde  1860  anstatt  der  1859  nicht 
realisierten  5  Millionen  äS  der  3  ^/o  igen  englischen  Anleihe 
eine  4  ^'12  ^/o ige  Anleihe  von  8  Millionen  £  mit  Baring 
Brothers  &  Co.,  London,  und  Hope  &  Co.,  Amsterdam,  kon- 
trahiert. Der  Erlös,  im  ganzen  39,39  Millionen  Rub.,  wurde 
nur  zum  Teil  zu  Rückzahlungen  verwendet:  14'/*  Millionen 
Rub.  dienten  zur  Deckung  des  Budgetdefizits.  Durch  Ukas 
vom  16.  Dezember  1860  ^  wurde  die  Staatsbank  zur  Ausgabe 
von  100  Millionen  Rub.  4  ^/o  iger  Metallbillets  in  300  Rubel- 
stücken ermächtigt,  die  in  41  Jahren  durch  Verlosung  getilgt 
und  wie  Serien  bei  Zahlungen  an  den  Staat  genommen  werden 
sollten.  Man  glaubte  durch  sie  auch  dem  Mangel  an  klingender 
Münze  abhelfen  zu  können.  Im  Jahre  1861  wurden  36  Millionen 
Rub.  realisiert,  im  folgenden  Jahre  weitere  24  Millionen  Rub., 
im  ganzen  also  60  Millionen  Rub.  Am  1.  Januar  1862  blieben 
noch  181,6  Millionen  Rub.  alte  Depositen,  denen  eine  Forderung 
der  Bank  an  die  Regierung,  für  deren  Rechnung  die  Liquidation 
stattfand,  von  160  Millionen  Rub.  gegenüberstand.  Mit  Hilfe 
der  neu  in  die  Staatsbank  einfließenden  Einlagen  und  der 
Rückzahlung  der  Regierungsschuld  wurden  bis  1865  die  alten 
Depositen  auf  29,7  Millionen  Rub.  reduziert.  Die  Regierungs- 
schuld hatte  bis  1865  nur  um  19  Millionen  Rub.  abgenommen. 
Der  Erlös  der  I.  5®/oigen  Prämienanleihe  von  1864  wurde 
mit  98  V2  Millionen  Rub.  zur  Rückzahlung  verwendet  Die 
Liquidation  nahm  bedeutende  Mittel  der  Bank  in  Anspruch, 
1864  stand  sie  mit  165,3  Millionen  Rub.  in  der  Bilanz,  am 
1.  Januar  1885  noch  mit  75,5  Millionen  Rub.,  während  sie 
vorübergehend  zu  Beginn  der  80  er  Jahre  auf  53  Millionen 
gesunken  war.  Im  Jahre  1885  erhielt  die  Bank  für  Rechnung 
der  Staatskasse  75,3  Millionen  Rub.  nominal  in  Wertpapieren, 
die   bei   der  Liquidation  an  Zahlungsstatt  eingegangen  waren. 


»  V.  S.  d.  G.  II,  Nr.  36405. 


Akti?a. 


Übrige 

Petersburg 

Kontoreu. 
Abteilgn.^ 

Renteien  ^ 

Zusammen 

1.  Kasse:  Rreditbillete. 

23849  771  — 

11  691  000 

38657  000 

74 197  771,— 

Gold 

904080,— 

86410  000 

48201000 

184515  080,— 

Vollwertiges  Silber 
Scheidemünze  .   .   . 

8 170  187,80 

14  764000 

21295000 

44  229  18730 

3  634  567,27  V^ 

9  816000    10659000 

24 109  567,27  Vi 

iDsgesamt 

36  558  606,07  V« 

122681000 

117  812000 

277  051 606,07  Vi 

2.  Otoid  in  Barren ,   An- 

weisungen der  Berg- 

werksyerwaltongen    . 
3.  Gold  im  Ausland  *  .   . 

681 438  992,34  »/i 

83096000 

— 

764  534  992,34  V« 

125  218  132,93  Va 

— 

— 

125  218  132,93  V« 

4.  Tratten  n.  Anweisun- 

gen auf  ausl.  Plätze  im 
Besitz  d.  Bank    .   .   . 

264  810,20 

— 

— 

264810,20 

5.  Diskontierte  W  echsel 

u.  befristete  Papiere  . 

13  568  505,26 

126  949  000 

21783000 

162  300  505,26 

6.  Spezial-Kto.-Krt.  geg. 
Wechsel 

1 145  678,79 

4356000 

— 

5  501 678,79 

7.  Spezial-Kto.-Krt  geg. 
Wertpapiere 

8.  Darlehne    auf   Wert- 

20 369  910,36  >/4 

52322  000 

— 

72  691 910,36  >/« 

papiere  

9.  Darlehne   auf  Waren 

7  416  476,21  Vi 

23  677  000 

— 

31 093  476,21  Vi 

412  025,82 

41 245  000 

— 

41  657  02532 

10.  Darlehne  auf  Waren- 

dokumente     

— ^ 

4373000 

4  373000,— 

11.  Darlehne    an    Land- 

wirte ........ 

1  017  549,39 

7  239  000 

8  256  549,39 

12.  Darlehne  an  industr. 

Unternehmungen    .    . 

34951825,71 

5  965000 

— 

40916825,71 

18.  Darlehne    an    Hand- 

werker    und     Hans- 

196000 

— 

196000,— 

gewerbetreibende    .   . 
14.  L>arlehne  zum  Ankauf 

von  landw.  Maschinen 

— 

772000 

— 

772  000,— 

16.  Vorschüsse  durch  Ver- 

mittelung 

14281, 

161000 

— 

175  281,— 

16.  Vorschüsse  an  Städte 

u.  Semstwos 

— 

14  000 

— 

14000,— 

17.  Schuld  d.  Petersb.  u. 

Moskauer  Leihkassen 

6113629,38 

2025000 

— 

8 138  629,38 

18.  Protestierte   Wechsel 

42  795,90 

649  000 

691 795,90 

19.  Verfallene    Schulden 

• 

durch  Immob.  gedeckt 
20.  Wertpapiere,  d.  Bank 

257,97 

1095000 

— 

1 095  257,97 

g«höng 

21.  Wertpapiere,  in  Kom- 

12 668  738,18  '/■ 

31558000 

10945000 

55 171  738,18  Vs 

mission  erworben    .    . 

1  593  591,90 

— 

— 

1 593  591,90 

22.  Abrechnung  m.  Adels- 
u.  Bauembk.  u.  andern 

4  077  908,40 

— 

4077980,40 

Staatsanstalten    .   .   . 

23.  Unkosten  d.  Bank  u. 

verschiedene  Konten. 

44  908  228,13  »/4 

5821000 

— 

50  729  228,13  •/4 

24.  Konto  der  Kontore  u. 

Abteilungen 

349  311 617,53  V4 

— 

349311  617,53  V4 

25.  Konto  der  Renteien  . 

— 

21286000 

61250000 

82486000.— 

Insgesamt 

1 341 093  561,51 

535  430000 

211790000 

2088313561,51 

^  Laut  telegraphischer  Berichte  (in  1000  Rubel). 

'  Dieser  Posten  weist  nur  das  der  Staatsbank  im  Ausland  gehörige  Gk)ld  nach ; 
der  Staatskasse  im  Ausland  gehöriges  Gold  ist  hierin  nicht  enthalten. 


Passlya. 


Übrige 

■ 

Petersburg 

Kontoreu. 
Abteilgn. 

Renteien 

Zusammen 

1.  Kreditbili.  im  Umlauf 

970  000  000,— 

_^_ 

__^ 

970  000  000,— 

2.  Tratten  a.  Ausl.  aus- 

eegeben  

3.  Grundkapital    .... 

2  513  124,77  Va 

— 

2  513 124,77  Vi 

50000000,— 

— 

— 

50  000  000,— 

4.  Reservekapital    .   .   . 

5000000,- 

— 

— 

5000000,— 

5.  flausbaukapital  für  die 

Filialen 

36  590,59  Vt 

— 

36  590,59  Vi 

6.  Einlagen  mit  Kündi- 

gungsfrist   

7.  Einlagen  ohne  Kündi- 

764887,- 

15  167  000 

— 

15  931 837,— 

gungsfrist  

8.  Kontokorrent: 

5  816  269,78  »/* 

34  578000 

— 

39  889  269,78  Vi 

a)  des  Departements  d. 
Staatskasse .... 

122  242  769,22 

— 

—^ 

122  242  769,22 

b)  der  Spezialmittel  u. 

Depositen 

— 

— 

200247  000 

200  247  000.— 

c)  von  Staats-  u.  Kom- 

munal-Instituten    . 

104117  026,— 

5  820000 

— . 

109  937  026,— 

d)  Privater,     Kredit. 

anstalten,  Handels- 

häuser    

3  290  064,22  Va 

7  605  000 

11543000 

22  438  064,22  Vi 

e)  bedingte 

11 226  570,12  »/4 

53  602000 

— 

64  828  570,12  Vi 

9.  Abrechnun^konto 

zw.  den  Eisenbahnen 

29  939  633,91  Vt 

— 

29  939  633,91  Vi 

10.  AuBenstehende  Über- 

weisungen  

1 480  996,17 

6  395  000 

— 

7  875  996,17 

11.  Zinsen 

1 451 478,44  »/* 

6  012  000 

— 

7  463  478,44  Vi 

12.  Zinsen  auf  Einlagen  u. 

verschiedene  Summen 

9  344  917,33  Vs 

6  701000 

— 

16  045  917,38  Vi 

18.  Kontokorrent  d.  Fili- 

alen mit  der  Bank 

— 

399  555  000 

—m. 

899  555  000,— 

14.  Kontokorrent  d.  Ren- 

teien 

24  369  283,91  '/4 

— 

— 

24  369  283,91  Vi 

Insgesamt  |l  841 093561,51      |535430000|211  790000 12  088  313  561,51 

Außerdem  hat  die  Staatsbank  zur  Verwahrung :  Depots  verschiedener  Personen 
und  Anstalten: 

a)  Wertpapiere  und  Dokumente 4 159  782 162,69  Vi 

b)  Gold  und  Silber,   nach   Schätzung  der  Depotinhaber 

(am  1.  März) 8760000,— 

Die  Staatsbank  berechnet: 


n 
n 


beim  Diskont  von  Wechseln 

mit  3  monatlicher  Laufzeit  5  ^/i  ®  o 

6       „             n  eviVo 

9       „            „  iy%^io 

«  12         «                  .  8ViVo 
aufSp  es-Kto-Krt.  geg. Wechsel  6  Vi— 7  Vo 
auf  Darlehne  gesenWaien  5  Vi — 7  Vi  ®/o 
,       an  Industrielle    .  6— 8Vo 
n      ge^.Wertpapiere : 
gegen  4^/oige  Rente.   .   .  6Vo 
gegen  andere  Staats-  und 
vom  Staate  garantierte 
Papiere,  Obligationen  d. 
städt.  Kreditffesellschftn. 
u.  Pfandbriefen  v.  Hypo- 
thekenbanken    6ViVo 


auf  Darlehne  gegen  andere  zur 
Beleihg.  zugelassene  Wert- 
papiere          7ViVo 

auf  Spezialkontokorrent  gegen 
W< 


'ertpapiere : 

gegen  4  ®/o  ige  Rente  .   .   . 

gegen  andere  Staats-  und 
vom  Staate  garantierte 
Papiere,  Obligationen  d. 
städt.  Kreditgesellschftn. 
u.  Pfandbriefen  v.  Hypo- 
thekenbanken   

gegen     andere     zur     Be- 
Te"  ■  ^    * 


6Vo 


6  Vi  Vo 


eihg.  zugelassene  Wert- 
papiere          7ViVo 

Die  Staatsbank  vergütet: 

auf  Einlagen  m.  Kündiggsfrist  2—3  Vi  ^/o  \  auf  Einlagen  ohne  Kündigungfrist  1  Vo 
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Durch  Ukaa  vom  19.  Dezember  1886  *  wurde  die  Liquidations- 
bilanz aufgehoben;  mit  der  Zahlung  der  Zinsen  und  der 
Tilgung  der  5®/oigen  1.  Bankbillete  und  der  Depositen  der 
alten  Kreditanstalten  wurde  die  Staatskasse  beauftragt,  der 
auch  die  Eingänge  auf  die  Außenstände  der  alten  Kredit- 
anstalten zugleich  mit  den  Gewinnen  der  Handelsabteilung  der 
Staatsbank  überwiesen  wurden. 

Grund-  und  Reservekapital.  Aus  den  Beständen 
der  Kommerz-  und  der  Leihbank  erhielt  die  Staatsbank  bei 
ihrer  Gründung  15  Millionen  Rub.  als  Grund-  und  1  Million 
Rub.  als  Reservekapital.  Von  dem  Grundkapital  überwies  die 
Bank  den  Filialen  eine  Summe,  die  in  aen  Bilanzen  der 
einzelnen  Filialen  als  Grundkapital  erscheint.  Diese  Summe 
schwankte  für  die  Kontore  zwischen  0,3—4,0  Millionen  Rub. 
und  betrug  für  die  Abteilungen  50000  Rub.  Von  den 
15  Millionen  Rub.  Grundkapital  entfielen  bei  Beginn  7,4  Millionen 
auf  die  Filialen. 

Durch  Überweisung  eines  Drittels  des  Reingewinnes  sollte 
der  Reservefonds  satzungsgemäß  auf  3  Millionen  Rub.  gebracht 
werden.  Bereits  1803  hatte  er  diese  Höhe  erreicht.  Da  die 
notwendige  Vermehrung  der  Filialen  das  Grundkapital  der 
Bank  schmälerte,  wurde  es  1865  um  2  Millionen,  1867  abermals 
um  2  Millionen,  1868  um  1  Million  Rub.  erhöht,  die  dem  Reserve- 
fonds entnommen  wurden,  der  durch  die  Überweisungen  aus  dem 
Reingewinn  seit  1869  die  satzungsmäßige  Höhe  mit  geringen 
Abweichungen  beibehalten  hat.  Von  den  20  Millionen  Grund- 
kapital entfielen  1869  auf  die  43  Filialen  9,85  Millionen  Rub. 

Die  Übernahme  der  Polnischen  Bank  machte  abermals 
eine  Vermehrung  des  Grundkapitals  nötig.  Im  Jahre  1875 
wurde  es  um  2  Millionen,  1876  um  1  Million,  1878  um 
weitere  2  Millionen  Rub.  erhöht.  Durch  den  Ukas  vom 
6.  Juni  1894'  wurde  im  Zusammenhang  mit  der  Witte'schen 
Bankreform  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  von  25  auf 
50  Millionen  Rub.,  die  des  Reservefonds  von  3  auf  5  Millionen 
Rub.  angeordnet.  Es  sollten  jährlich  10  ^/o  des  Reingewinnes 
zum  Kapital,  5  ^/o  zum  Reservefonds  geschlagen  werden.  Aber 
schon  im  folgenden  Jahre  wurden  durch  Ukas  vom  6.  Februar 
1895®  der  Bank  24,33  Millionen  Rub.  überwiesen  und  so  die 
gesetzliche  Höhe  des  Grundkapitals  erreicht.  Der  Reserve- 
fonds weist  seit  1901  die  statutenmäßige  Höhe  von  5  Millionen 
Rub.  auf. 

Kr editbillete  und  Barbestände.  Eng  zusammen 
gehören  in  der  Bilanz  die  Posten  1,  2  und  3  der  Aktivseite, 
nämlich  Kasse ,   Gold  in  Barren ,  und  Anweisungen  und  Gold 

1  V.  S.  d.  G.  in,  Nr.  4108. 
»  V.  S.  d.  G.  111,  Nr.  10767. 
»  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  11851. 
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im  Ausland,  und  Posten  1  der  Passivseite:  Kreditbillete  im 
Umlauf.  Diese  Zusammenfassung  entspricht  ungefähr  dem 
Geschäftskreis  der  früheren  Abteilung  der  Kreditbilletausgabe^ 
es  fehlt  dabei  die  unverzinsliche  Schuld  der  Regierung  für 
die  Kreditbillete,  die  seit  1900  ganz  aus  der  Bilanz  ver- 
schwunden ist;  es  ist  dagegen  in  dieser  Zusammenfassung  auch 
der  Kassenbestand  der  früheren  BankabteHung  enthalten. 

Um  den  Betrag  der  wirklich  in  Umlauf  sich  befindenden 
Noten  zu  erhalten,  muß  man  in  der  alten  Bilanz  vom  ersten 
Passivposten  der  Abteilung  für  die  Kreditbilletausgabe : 
nämlich  Kreditbillete  im  Umlauf,  den  Betrag  der  in  der  Bank- 
abteilung auf  der  Aktivseite  nachgewiesenen  Billete  absetzen; 
in  der  jetzigen  Bilanz  entspricht  der  Umlauf  der  Differenz 
der  ersten  Posten  der  Aktiv-  und  Passivseite ;  er  beträgt  also 
in  unserer  Bilanz  970  Millionen  Rub.  abzüglich  74197771 
=  895802229  Rub. 

Bei  Gründung  der  Staatsbank  waren  die  ihr  übertragenen 
Kreditbillete  uneinlöslich.  Im  Jahre  1858  waren  60  Millionen 
vernichtet  worden,  dann  aber  wieder  zur  Depositenrückzahlung 
88 Vs  Millionen  neu  begeben  worden;  am  1.  Januar  1862 
erreichte  ihr  Umlauf  eine  Höhe  von  713  Millionen  Rub.  bei 
einem  EinlOsungsfonds  von  98  Millionen  Rub.  Ihr  Kurs  fiel 
mit  dem  Wechselkurs.  Der  Krimkrieg  hatte  das  Vertrauen 
zum  russischen  Kredit  schwer  geschädigt,  so  dafi  die  Wert- 
papiere aus  dem  Ausland  nach  Rußland  zurückflössen;  die 
ausländischen  Depositen  wurden  nach  der  Zinsherabsetzung 
zurückgezogen.  Auch  die  großen  Materialbestellungen  für 
Eisenbahnbauten  im  Ausland  trugen  beim  liberalen  Zolltarif 
zur  Verschlechterung  der  Zahlungsbilanz  bei. 

Nach  dem  Plan  Lamanskvs,  des  Präsidenten  der  Staats- 
banky  sollte  der  Kurs  der  Kreditbillete  durch  Einlösung  gegen 
Qold  und  Silber  zu  allmählich  sich  erhöhendem  Kurse  auf 
pari  gebracht  werden.  Kreditbillete  sollte  nur  die  Bank  selbst 
ausgeben  und  zwar  gegen  volle  Deckung.  Dem  Einlösungs- 
fonds sollte  die  Regierung  200  Millionen  Rub.  5^'oiger  Rente 
zum  Verkauf,  femer  200  Millionen  Rub.  in  einer  1^/oigen, 
innerhalb  100  Jahren  zu  tilgenden  Schuldverschreibung  und 
weitere  200  Millionen  Rub.  in  Hypotheken  auf  Domänen, 
Staatsforste  und  Staatsbahnen  übergeben.  Dadurch  hoffte 
Lamansky  das  Vertrauen  zu  der  Einlösungsßihigkeit  der 
Bank  zu  heben.  Nur  ein  kleiner  Teil  seines  Planes  wurde 
angenommen. 

Im  Umlauf  befanden  sich  zu  Beginn  des  Jahres  1862 
722  Millionen  Rub.,  denen  ein  Einlösungsfonds  von  79  Millionen 
Rub.  gegenüberstand ;  die  Deckung  betrug  also  10,9  ®/o.  Durch 
die  8.  5^/oige  15  Millionen  i^  Anleihe  bei  den  beiden  Häusern 
Rotschild  in  London  und  Paris  wurde  der  Fonds  auf  25,4  ^/o 
des   Kreditbilletumlaufes  gebracht.    Am   1.   Mai   1862  wurde 
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die  Einlösung  aufgenommen.  Anfangs  wurden  wenig  Billete 
eingetauscht  y  dann  aber  schmolz  der  Metall vorrat  rasch  zu- 
sammen; in  manchen  Monaten  wurden  der  Bank  über 
10  Millionen  Rub.  entzogen,  da  die  Spekulation  sich  die  Ein- 
lösung zu  Nutze  machte.  Man  brauchte  nur  Kreditbillete  zu 
kaufen,  sie  einige  Zeit  zu  behalten  und  dann  an  die  Staats- 
bank zu  verkaufen  um  den  Kursgewinn  einzustreichen.  Der 
Polenaufstand,  der  im  Januar  18(33  ausbrach,  trug  hauptsächlich 
mit  zum  Mißlingen  der  Einlösungsoperation  bei.  Auch  war  die 
Goldproduktion  infolge  der  Bauernbefreiung  erheblich  zurück- 
gegangen; die  Bauern  verließen,  als  sie  nicht  mehr  zur  Arbeit 
gezwungen  werden  konnten,  in  Scharen  die  verhaßten  Berg- 
werke. Das  Gerücht,  die  polnischen  Aufständigen  hätten 
Kreditbillete  in  großen  Mengen  hergestellt  und  in  Umlauf 
gesetzt,  trug  viel  dazu  bei,  das  Vertrauen  zu  den  Billeten  zu 
erschüttern^.  Als  in  den  ersten  3  Tagen  des  August  allein 
4,4  Millionen  Rub.  Metall  der  Bank  entzogen  wurden,  stellte 
sie  am  6.  August  die  Einlösung  gegen  Gold  ein. 

Der  Kurs  der  Kreditbillete  war  von  93,1  %  im  Januar  18G3 
auf  98,2  ^lo  im  Oktober  1863  gestiegen.  Durch  das  Versteifen 
der  westeuropäischen  Geldmärkte  war  die  Bank  gezwungen, 
durch  Goldversendungen  die  Wechselkurse  zu  halten;  dies 
erweckte  die  Befürchtung,  daß  die  Bank  die  Einlösung  nicht 
fortsetzen  könne  und  veranlaßte  einen  neuen  Sturm  auf  ihren 
Metallschatz,  dem  sie  nicht  gewachsen  war.  Am  5.  November  1863 
stellte  sie  auch  die  Einlösung  gegen  Silber  ein. 

Dieses  Fehlschlagen  der  Einlösungsoperation  drückte  die 
Billete  unter  den  früheren  Kurs;  im  November  1863  standen 
sie  auf  92,3  <>/o,  im  Oktober  1864  auf  77,3  <>/o.  Im  Verkehr 
waren  im  Jahre  1863  am  1.  Dezember  642  Millionen  Rub., 
denen  ein  Barfonds  von  68  Millionen  Rub.  gegenüberstand. 
Vernichtet  waren  45  Millionen  Rub.  Kreditbillete,  die  den 
Staat  107  Millionen  Rub.  gekostet  hatten. 

Die  Summe  der  Billete  vermehrte  sich  nun  von  Jahr  zu 
Jahr.  Seit  1864  war  die  Regelung  dieser  Schuld  auf- 
gegeben. Die  Staatsbank  war  mit  dem  künstlichen  Halten 
der  Wechselkurse,  der  Prämienanleihen,  mit  der  Unterstützung 
des  Privatbankwesens,  das  nach  dem  Reformplan  der  1 800  er 

^  In  Wirklichkeit  waren  bis  zum  1.  Januar  1864  nur  0,57  Millionen 
Rub.  falsche  Kreditbillete  bei  den  Kassen  der  Bank  vorgekommen;  im 
ganzen  sind  bis  zum  1.  Januar  1872  nur  1,9  Millionen  Rub.  Falsifikate 
von  der  Bank  eingezogen  worden. 

Die  Schädling  des  Utaatskredits  ist  in  Rußland  ein  beliebtes 
Mittel  der  Revolutionäre  zur  Bekämpfung  der  Regierung.  Im  Jahre 
1905  veranlagten  sie  das  Publikum,  den  Sparkassen  in  Massen  die  Ein- 
lagen zu  entziehen.  —  Im  Herbst  1906  forderte  das  Exekutivkomitee 
des  internationalen  sozialistischen  Bureaus  die  Presse  und  die  Ab- 
geordneten auf,  den  Kredit  Rußlands  in  jeder  möglichen  Weise  zu 
schftdigen. 
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Jahre  geschaffen  werden  sollte,  mit  der  Realisation  der  Staats- 
anleihen vollauf  beschäftigt.  Für  ihre  Handelsoperationen 
hatte  sie  nur  wenig  Mittel  übrig.  Ihr  Diskontsatz  war 
8  Vi — 9Vi^/o;  durch  diesen  hohen  Satz  wurde  die  Zurück- 
zahlung der  Depositen  angeregt.  Im  Jahre  1867  wurde  ihr 
die  „zeitweilige**  Ausgabe  von  35  Millionen  Rub.  Kredit- 
billeten,  zu  deren  Deckung  sie  Schatzscheine  (Serien)  empfing, 
zur  Verbilligung  der  Diskontosätze  erlaubt  und  gleichzeitig 
die  Erwerbung  von  Gold  und  Silber  in  Barren  und  Münzen 
gegen  Ereditbillete  gestattet.  Zweck  dieser  Maßnahme  war 
die  Ansammlung  eines  Goldschatzes.  Der  Erlös  der  3.  5  ^/oigen 
Bankbillete  wurde  ebenfalls  dem  Fonds  zugeführt.  Bis  zum 
1.  Januar  1876  war  dieser  auf  229,3  Millionen  Rub.  gebracht 
und  stellte  so  bei  einem  Kreditbilletumlauf  von  797,3  Millionen 
eine  Deckung  von  28,8  ®/o  dar. 

Diese  Metallanhäufung  führte  ein  allmähliches  Steigen  des 
Kurses  der  Kreditbillete  herbei,  der  sich  von  1870— 1875  von 
79,9  ®/o  auf  92  ®/o  hob.  Bei  ruhiger  Weiterentwickelung  wäre 
ohne  Zweifel  die  Parität  erreicht  worden.  Als  aber  1875 
infolge  der  amerikanischen  Konkurrenz  die  Getreidepreise  stark 
fielen,  und  die  Handelsbilanz  Rußlands  sich  damit  wesentlich 
verschlechterte,  sanken  auch  die  Wechselkurse.  Der  Finanz- 
minister, Graf  M.  Ch.  Reutern  (1862 — 78),  wollte  sie  halten, 
obgleich  diese  Operation  1862/3  bereits  gänzlich  fehlgeschlagen 
war.  Am  26.  Januar  1876  wurde  der  Staatsbank  die  Abgabe 
von  Goldwechseln  auf  das  Ausland  gegen  Kreditbillete  zum 
Tageskurs  befohlen.  Die  eingehenden  Billete  sollten  vernichtet 
werden.  Im  Anfang  wurden  wenig  Wechsel  gekauft.  Dann 
aber  entzog  eine  Finanzgruppe  der  Bank  das  Gold  systematisch. 
Sie  kaufte  russische  Wertpapiere  im  Ausland,  lomoardierte  sie 
bei  der  Staatsbank  und  verwendete  die  dabei  erhaltenen 
Kreditbillete  zum  Ankauf  von  Goldwechseln,  mit  denen  wieder 
russische  Fonds  erworben  und  der  Kreislauf  von  vorne  be- 
gonnen wurde. 

Um  diese  Spekulation  zu  verhindern,  erhöhte  die  Staats- 
bank den  Diskontsatz  von  6  Va  ^/o  auf  8  ^k  ^/o,  den  Lombard- 
zins  von  7  Va  ^/o  auf  9  Vs  ^/o ,  wies  dann  weitere  Beleihungen 
zurück  und  forderte  die  Auslösung  der  alten  Pfänder.  Dadurch 
kamen  die  russischen  Banken  und  Bankers,  die  sich  an  der 
Goldentziehung  beteiligt  hatten,  in  große  Verlegenheit.  Der 
Einlösungsfonds  war  aber  im  Laufe  des  Jahres  von  231,2 
Millionen  auf  180,5  Millionen  Rub.  zusammengeschmolzen.  Da 
die  Bank  auch  die  von  England  auf  den  Markt  geworfenen 
Papiere  aufnehmen  mußte,  so  zeigten  sich  im  Einlösungsfonds 
am  1.  Januar  1877  31  Va  Millionen  Rub.  Wertpapiere,  während 
im  Jahre  vorher  nur  1,8  Millionen  Rub.  vorhanden  waren. 
Der  Goldvorrat  hatte  sich  also  um  80  Millionen  Rub.  ver- 
ringert.   Der  Kreditbilletumlauf  betrug  735,2  Millionen  Rub. ;  die 
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Oesamtdeckong  machte  demnach  24Vs^/oy  die  metallische 
20,2^/0  ans.  Bei  den  politischen  Verwickelangen  der  sweiten 
Hälfte  der  1870  er  Jahre  war  dieser  Mifierfolg  für  Rofiland 
doppelt  empfindlich.  Oraf  Reutern  liefi,  am  den  Metallschati 
wieder  za  stärken,  Yom  1.  Janaar  1877  an  die  Zollabgaben 
in  Oold  erheben. 

Zar  Deckang  der  Kosten  des  6.  Tttrkenkri^es  (1877/8) 
warde  der  Staatsbank  erlaubt,  Kreditbiilete  sa  emittieren,  am 
mit  den  Erträgen  der  Staatskasse  Darlehen  machen  sa  können. 
Diese  Kreditbiilete  gab  also  nicht  der  Staat,  sondern  die 
Bank  aus ;  sie  wurden  auch  nicht  in  der  Abteilung  für  Kredit- 
billetausgabe,  sondern  in  der  Bankabteilung  Terrechnet.  Nach 
dem  Kri^e  konnten  die  Vorschüsse  nicht  gleich  eingestellt 
oder  zurückgezahlt  werden.  Die  drohende  Haltung  Rußlands 
g^en  Deutschland,  die  vielen  Attentate,  denen  schließlich 
auch  Kaiser  Alexander  IL  (1855 — 81)  am  13.  März  1881  zum 
Opfer  fiel,  waren  Finanzreformen  nicht  günstig;  erst  1881 
wurde  die  Neuausgabe  von  Kreditbilleten  eingestellt  Die 
Darlehen  an  die  Regierung  waren  am  1.  Januar  1881  auf 
419 V2  Millionen  Rub.  angelaufen,  während  die  ^zeitweilige" 
Kreditbilletausgabe   am    1.   Januar   1880   446   Millionen,   am 

I.  Januar  1881  417  Millionen  betrug.  Der  Kurs  sank  bis  auf 
63— 64«/o. 

Von  Finanzminister  A.  A.  Abasa  (1880/1),  dem  Nach* 
folger  S.  A.  Qreigs  (1878/80),  wurde  ein  Plan  zur  Verminderung 
der  Kreditbiilete  aufgestellt  Die  Schuld  der  Regierung  sollte 
zunächst  auf  400  Millionen  Rub.  herabgebracht  werden,  von 
denen  dann  jährlich  50  Millionen  Rub.  getilgt  werden  sollten. 
Für  den  gleichen  Betrag  sollten  dann  Billete  eingezogen  und 
vernichtet  werden.  Aus  dem  r^ulären  Etat  konnte  diese 
Summe  nicht  genommen  werden,  da  die  Staatseinnahmen  sich 
infolge  der  Aufhebung  der  Salzsteuer  und  der  Mifiemte  von 
1880,  durch  die  die  Zolleinnahmen  sich  verringerten,  ver- 
mindert hatten.  Die  erste  Ratenzahlung  von  69  Va  Millionen 
Rub.  wurde,  da  eine  äufiere  Anleihe  wegen  des  Versteifens 
des  Geldmarktes  nicht  möglich  war,  durch  den  Erlös  der 
5.  5^/0  igen  100  Millionen  Rub.  Bankbilletanleihe,  die  günstig 
untergebracht  wurde,  gedeckt. 

Der  neue  Finanzminister  N.  Ch.  Bunge  (1882/7),  früher 
Professor  in  Kiew,  suchte  vorerst  die  Staatsausgaben  zu  ver- 
ringern, ohne  jedoch  die  Defizite  aus  dem  Budget  beseitigen  zu 
können.  Im  Jahre  1882  erfolgte  die  zweite  Zahlung  von 
50  Millionen  Rub.  durch  Gutschrift  auf  laufender  Rechnung. 
Die  dritte  Zahlung  wurde  aus  dem  Erlös  der  6®/oigen  ewigen 
steuerfreien    50    Millionen    Goldrente,    die   durch   Ukas   vom 

II.  November  1883^  genehmigt  war,   geleistet.      Um   „keine 

1  V.  8.  d.  G.  m,  Nr.  1827. 
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plötzliche  Bedrückung  des  Geldmarktes*'  hervorzurufen,  wich 
man  1884  von  der  durch  Ukas  vom  1.  Januar  1881  ^  be- 
fohlenen Barzahlung  ab  und  übergab  der  Staatsbank  5  ®/o  ige 
Goldrente  zur  Realisation. 

Hatte  Bunge  in  mäßiger  Weise  die  Ansammlung  eines 
Goldschatzes  angestrebt,  so  tat  dies  sein  Nachfolger  J.  A.  Wy  s  ch  - 
negradski  (1888/92)  mit  aller  Energie,  um  die  Zahlungs- 
bilanz zu  bessern,  suchte  er  durch  seine  Fracht-  und  Tarif- 
politik die  Ausfuhr  zu  forcieren,  die  Einfuhr  durch  Zoll- 
erhöhung zu  beschränken,  die  Schuldzinszahlung  an  das 
Ausland  durch  Konvertierung  zu  vermindern.  Seine  Kon- 
versionspläne wurden  durch  die  Verstimmung  zwischen  Rußland 
und  Deutschland  Ende  der  1880er  Jahre  vereitelt.  Im  Jahre  1887 
war  der  deutschen  Reichsbank  und  der  preußischen  Seehandlung 
die  Lombardierung  russischer  Wertpapiere  untersagt  worden; 
dies  Verbot  wurde  erst  1894  wieder  aufgehoben.  Durch 
rücksichtsloses  Eintreiben  der  Steuern  vermehrte  Wyschne- 
gradski  zwar  die  Einnahmen  des  Staates,  zwang  aber  die 
Bauern  zum  Getreidemehrverkauf;  durch  diese  Politik,  das 
berüchtigte  „System  Wyschnegradski** ,  waren  die  Defizite 
zwar  aus  dem  Budget  verschwunden,  die  Bauern  aber  waren 
im  Hungerjahr  1891  ohne  Vorräte,  und  die  Regierung  mußte 
viel  für  ihre  Unterhaltung  aufwenden. 

Bunges  und  Wyschnegradskis  Ziel  war  die  Währungsreform 
gestützt  auf  einen  großen  Goldschatz.  Am  10.  Juli  1887' 
wurde  der  Bank  befohlen,  40  Millionen  Rub.  Gold  aus  der 
Bankabteilung  in  den  Einlösungsfonds  überzuftlhren,  also  aus 
der  Bankabteilung  diese  Summe  an  die  Abteilung  für  Kredit- 
billetausgabe  abzugeben.  Dieser  Fonds  wurde  dadurch  auf 
211,47  Millionen  Rub.  gebracht,  bei  einem  Kreditbilletumlauf 
von  1046,29  Millionen  Rub.  Im  folgenden  Jahre  wurde  dem 
Einlösungsfonds  aus  dem  Erlös  der  4  ^/o  igen  äußeren  Gold- 
anleihe und  aus  dem  Budgetüberschuß  37,64  Millionen  Gold 
überwiesen.  Wegen  der  stärkeren  Ausfuhr  war  größere 
Nachfrage  nach  Kreditbilleten ,  und  so  wurde  die  Staatsbank 
am  8.  Juli  1888'  ermächtigt,  zur  Befriedigung  der  Handels- 
bedürfnisse Kreditbillete  auszugeben,  die  Rubel  für  Rubel  in 
Gold  gedeckt  sein  und  wieder  aus  dem  Verkehr  gezogen 
werden  sollten,  wenn  sie  sich  für  den  Umlauf  nicht  mehr  nötig 
erwiesen.  Am  7.  und  28.  September  gab  die  Staatsbank  je 
15  Millionen  Rub.  Kreditbillete  aus,  zu  deren  Deckung  aus 
den  Reichsrenteien  15  Millionen  Rub.  Gold  und  aus  den 
Kassen  der  Bank,  also  der  Bankabteilung,  die  gleiche  Summe 
dem  Einlösungsfonds  zugeführt  wurde.    Der  Rubelkurs   war 

*  y.  S.  d.  G.  II,  Nr.  61 730. 
»  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  4639. 
■  y.  S.  d.  G.  in,  Nr.  5396. 
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seit  1888  in  stetem  Steigen  begriffen,  von  1888—1890  war  er 
von  55,7  ^/o  auf  72,6  ^/o  gestiegen.  Da  man  aber  aufgegeben 
hatte,  die  Parität  zu  erreichen  und  den  Kurs  auf  66Va^/o 
fixieren  wollte,  so  brachte  der  Verkauf  von  Kreditbilleten  zu 
höheren  Kursen  Gewinn.  Am  16.  August  1890  erhielt 
Wyschnegradski  die  Genehmigung,  ausländische  Geldwechsel 
anzukaufen,  was  er  in  ausgedehntem  Mafie  tat,  auch  als  der 
Kurs  unter  66  "/s  ^/o  gefallen  war.  So  wurde  die  „zeitweilige'' 
Ausgabe  um  150  Millionen  Rub.  erhöht  und  betrug  nun  im 
ganzen  416,26  Millionen  Rub. 

Der  Nachfolger  Wyschnegradskis,  S.  J.  Witte,  erwarb 
sich  ein  großes  Verdienst  durch  die  glückliche  Durchfuhrung 
der  Währungsreform,  die  Bunge  bereits  begonnen  hatte.  An 
Kreditbilleten  waren  im  Umlauf  716  Millionen  Rub.,  ferner 
75  Millionen  Rub.  „zeitweilige"  Ausgabe  für  die  Bedürfnisse 
des  Handels  entsprechend  dem  Ukas  vom  8.  Juli  1888^,  die 
Rubel  für  Rubel  in  Gold  gedeckt  waren,  und  330  Millionen 
Rub.  „zeitweilige''  Ausgabe  während  des  Türkenkrieges,  die 
im  zweiten  Teil  der  Bilanz,  in  der  Bankabteilung  verrechnet 
waren.  Der  Ukas  vom  9.  Dezember  1894'  vereinigte  die 
beiden  Ausgaben  von  716  und  330  Millionen  Rub.  zu  einer 
ständigen  Ausgabe  von  1046  Millionen  Rub,,  während  der 
Einlösungsfonds  .  auf  277  Millionen  Rub.  gebracht  wurde. 
Durch  Ukas  vom  3.  März  1895^  wurden  dem  Fonds  weitere 
98  Millionen  Rub.  aus  dem  Staatsschatz  überwiesen,  wodurch 
er  auf  375  Millionen  Rub.  Gold  gebracht  wurde,  außer  den 
75  Millionen  Rub.,  die  als  Spezialdeckung  für  den  gleichen 
Billetbetrag  der  „zeitweiligen"  Ausgabe  galten.  Am  1.  Januar 
1896  wurden  dem  Fonds  abermals  aus  dem  Staatsschatz 
50  Millionen  Rub.  Gold  zugeführt.  Die  beiden  Kreditbillet* 
Emissionen  wurden  nun  vereinigt  und  um  52^/2  Millionen 
Rub.  verringert,  so  daß  sich  der  gesamte  Betrag  auf  1068 
Millionen  Rub.  belief.  Auch  die  beiden  Fonds  wurden  zu- 
sammengeschlagen und  auf  500  Millionen  Rub.  Gold  erhöht. 
Durch  die  durch  Ukas  vom  8.  Juli  1896*  genehmigte  3  ®/o  ige 
steuerfreie  100  Millionen  Rub.  Gold-Anleihe  und  durch  Zu- 
zahlung  aus  den  Staatskassen  wurde  der  Fonds  auf  600  Millionen 
Rub.  Gold  gebracht. 

Durch  das  Schwanken  des  Rubelkurses  war  für  Ex-  und 
Importeure  eine  sichere  Kalkulation  erschwert;  der  Kurs  am 
Erfüllungstag  entschied  erst,  ob  mit  Gewinn  oder  Verlust  ge- 
arbeitet war.  Deshalb  waren  sie  genötigt,  sich  durch  Termin- 
geschäfte in  Kreditbilleten  zu  sichern.    Der  Hauptrubelraarkt, 


1  V.  8.  d.  ö.  III,  Nr.  5396. 

2  V.  8  d.  G.  III,  Nr.  11114. 
»  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  11421. 
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der  Ort  der  Preisbildung  für  rassische  Werte  überhaupt,  war 
Berlin;  das  war  ganz  natürlich,  denn  der  deutsch-russische 
Handel  machte  ungefähr  ^/s  des  gesamten  Außenhandels 
Rußlands  aus,  und  der  größte  Teil  der  russischen  Auslands- 
anleihen war  durch  Berliner  Bankhäuser  untergebracht.  Als 
Mitte  der  1880  er  Jahre  der  Rubelkurs  stark  fiel,  eröffnete  die 
russische  Presse  leidenschaftliche  Angriffe  gegen  die  Berliner 
Börse,  daß  sie  systematisch  den  Kurs  zu  drücken  suche. 
Als  dann  der  Kurs  wieder  stieg,  konnte  dies  nicht  mehr  be- 
hauptet werden,  und  man  warf  nun  den  Berliner  Spekulanten 
vor,  daß  sie  die  Kurse  zum  Schaden  Rußlands  bald  steigen, 
bald  fallen  ließen.  Die  Bedeutung  der  Berliner  Rubelbörse 
ist  hier  offensichtlich  überschätzt.  Rubel  wurden  gleichzeitig 
in  Paris  und  London  gehandelt;  die  Arbitrage  hätte  Kurs- 
veränderungen, die  nicht  durch  die  Kreditwürdigkeit  Rußlands 
begründet  gewesen  wären,  sich  sehr  bald  zum  Schaden  der 
Berliner  Spekulanten  zu  Nutzen  gemacht.  Eine  einseitige 
Senkung  des  Kurses,  wie  es  an&n^lich  den  Berliner  Spe- 
kulanten vorgeworfen  wurde,  lag  gar  nicht  im  Interesse  der- 
selben ;  sie  wollten  natürlich  verdienen,  und  das  ist  sowohl  bei 
steigenden  wie  bei  fallenden  Kursen  möglich.  Es  waren 
politische  und  nationale  Gründe,  besonders  das  Gefühl  der 
Abhängigkeit  von  Berlin,  die  die  Angriffe  veranlaßten,  uäd 
die  preisausgleichende,  vermittelnde  Tätigkeit  der  Berliner 
Börse  in  Rußland  verkennen  ließen.  Während  die  Finanz- 
minister Bunge  und  Wyschnegradski  in  der  richtigen  Er- 
kenntnis, daß  die  Rubelbörse  durch  die  Papierwährung  Rußlands 
bedingt  sei,  nicht  gegen  die  Börse  einschritten,  wie  es  von 
ihnen  verlangt  wurde,  gab  Witte  dem  Drängen  nach.  Die 
bevorstehende  Einführung  der  Goldwährung  nahm  der  Rubel- 
börse auch  einen  der  Hauptgründe  ihrer  Existenzberechtigung. 
In  einem  Erlaß  vom  16.  Januar  1893  warnte  er  die  russischen 
Banken  und  Bankers  vor  der  Beteiligung  und  Begünstigung 
der  Rubelspekulation  und  bedrohte  die  Firmen,  die  der 
Warnung  entgegen  handeln  würden,  mit  Entziehung  ihres 
Kredits  bei  der  Staatsbank.  Ein  Reichsratsgutachten  vom 
8.  Juli  1893  verbot  die  Differenzgeschäfte  in  Valuta  ganz. 
Die  russischen  Börsenkreise  wurden  abgeschreckt,  besonders 
als  einigen  Häusern  der  Kredit  gekündigt  wurde.  Um  auch 
dem  Ausland  diese  Spekulation  zu  verleiden,  legte  Witte  einen 
Ausfuhrzoll  auf  Papierrubel.  Dann  gelang  es  ihm,  Ultimo 
Oktober  1894  die  Baissepartei  einzuklemmen ,  indem  er  per 
Ultimo  durch  die  russischen  Finunzagenten  Kreditbillete  auf- 
kaufen und  dann  effektive  Lieferung  verlangen  lieä,  nachdem 
er  vorher  die  Ausfuhr  von  Billeten  verboten  hatte.  Am 
27.  Oktober  notierten  Billete  5  V2  ^/o  höher  als  Auszahlung 
Petersburg.  Um  das  Dekouvert  decken  zu  können,  mußten 
sich  die  Spekulanten  an  den  russischen  Finanzminister  selbst 


40  131. 

wenden^  der  Billete  nur  zu  höchsten  Kursen  abgab.  Die 
empfindlichen  Verluste ,  die  die  Baissepartei  dadurch  erlitt, 
machten  der  Rubelspekulation  ein  £nde. 

Durch  die  Ansammlung  eines  so  beträchtlichen  Gold- 
schatzes von  600  Millionen  Rub.  und  durch  die  Festigung  des 
Rubelkurses  hatte  Witte  die  Vorbereitung  zur  Durchführung 
der  Währungsreform  beendet.  Durch  das  am  8.  Mai  1895^ 
Allerhöchst  bestätigte  Gutachten  des  Reichsrates  wurde  die 
Berechnung  in  Goldvaluta  zugelassen.  Das  Verhältnis  zwischen 
Gold-  und  Kreditbilleten  wurde  angeblich  der  bequemeren 
Rechnung  wegen  wie  2:3,  also  1  Rub.  Gold=  l*/2  Rub.  Kredit 
festgesetzt,  obgleich  damals  der  Kurs  etwas  höher  war;  denn 
mit  dem  Wachsen  des  Goldschatzes  war  er  gestiegen.  Der 
Ukas  vom  8.  August  1896^  behielt  diesen  Kurs  bei,  zu  dem 
die  Staatsbank  nun  Gold  gegen  Kreditbillete  abgab. 

Im  Jahre  1895  noch  überreichte  Witte  seinen  Reformplan 
dem  Reichsrat.  Witte  wollte  die  Goldwährung  einführen; 
einen  neuen  Goldrubel  im  Werte  eines  Kreditrubels  wollte  er 
schaffen,  um  so  äußerlich  eine  Devalvation  zu  vermeiden. 
Kreditbillete  sollte  fernerhin  nur  die  Staatsbank  nach  den 
Bedürfnissen  des  Handels  und  der  Industrie  ausgeben;  diese 
Billete  sollten  jederzeit  einlösbar  sein  und  bis  800  Millionen 
Rub.   zur   Hälfte ,   darüber   hinaus  voll  in  Gold  gedeckt  sein. 

Für  eine  derartige  Regelung  der  Einlösung  sprachen  die- 
selben Gründe  wie  s.  Z.  für  die  Kankrinsche  Reform;  der 
Kreditrubel  war  seit  langem  entwertet,  die  Inlandpreise  waren 
dementsprechend  gestiegen,  wenn  sie  auch  den  Wechselkursen 
etwas  nachhinkten.  Eine  allmähliche  Steigerung  des  Kurses 
hätte  die  Schuldner,  besonders  die  Landwirte,  schwer  ge- 
schädigt und  das  Gelingen  der  Reform  von  einer  ununter- 
brochenen Reihe  günstiger  Jahre  abhängig  gemacht.  Die 
Einführung  der  Goldwährung  erschien  für  Rußland  bei  seiner 
starken  Auslandverschuldung,  die  zum  überwiegenden  Teil 
auf  Metall  lautete,  geboten.  Die  Zeit  für  die  Durchführung 
der  Reform  war  auch  sehr  günstig,  denn  Rußland  stand  hoch 
in  Kredit. 

Die  Durchführung  dieses  großen  Programms  lehnte  der 
Reichsrat  jedoch  ab.  Witte  setzte  aber  durch  einzelne  Ukase 
des  Kaisers  die  hauptsächlichsten  Punkte  durch.  Der  Ukas 
vom  3.  Januar  1897®  schuf  einen  neuen  Goldrubel,  der  in 
demselben  Wertverhältnis  zum  alten  Goldrubel  stand,  wie  die 
Kreditbillete,  nämlich  wie  1  V2  : 1.  Die  alten  10-  und  5  Rubel- 
stücke (Imperial  und  Halbimperial)  galten  also  jetzt  15  bezw. 
7  */«  Rubel.    Zu  diesem  Kurs,  also  zu  66  '/a  *^/o  ihres  früheren 


^  V.  S.  d  G.  III,  Nr.  11644. 
a  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  13194. 
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Wertes,  löst  nun  seit  1897  die  Staatsbank  die  Ereditbillete 
wieder  ein. 

Durch  den  Ukas  vom  29.  August  ^  1897  wurde  der  Staats- 
bank die  Kreditbilletausgabe  übertragen,  die  sie  nach  den  Be- 
dürfnissen der  Volkswirtschaft  und  nicht  mehr  nach  denen 
der  Staatskasse  ausgeben  und  einziehen  soll.  Die  Trennung 
der  Abteilung  (br  die  Kreditbilletausgabe  von  der  Bank- 
abteilung wurde  zugleich  aufgehoben  und  alle  Posten  in  einer 
Bilanz  vereinigt.  Die  Ereditbillete  müssen  bis  600  Millionen 
Rub.  (nicht  800  Millionen  Rub.,  wie  Witte  gefordert  hatte) 
zur  Hälfte,  darüber  hinaus  Rubel  für  Rubel  in  Gold  gedeckt 
sein;  das  freie  Kontingent  beträgt  also  300  Millionen  Rub. 
Die  Kreditbillete  sind  also  Banknoten,  die  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel sind.  Die  Billete  behielten  ihre  frühere  Benennung 
„Staats-Kreditbillete**  bei,  obgleich  sie  nun  „Staatsbankbillete** 
sind.  Ihre  Einlösbarkeit  ist  außer  durch  die  Aktiva  der  Bank 
noch  durch  den  Staat  garantiert.  Jetzt  war  die  Bank  durch 
das  Recht  der  Billetausgabe  nach  den  Bedürfnissen  der  Volks- 
wirtschaft in  die  Lage  versetzt,  wie  die  westeuropäischen 
Notenbanken  zu  wirken. 

Seit  1897  werden  Goldmünzen  zu  5  Rub.,  seit  1898  auch 
10  Rubelstücke  geprägt  und  in  den  Verkehr  gebracht.  Dadurch 
hat  sich  der  Kreditbilletumlauf  verringert;  vom  1.  Januar  1898 
bis  zum  Ende  des  Jahres  sank  er  von  901,2  Millionen  auf 
683,2  Millionen  Rub.,  die  mit  151,6  ^/o  metallisch  gedeckt  waren. 

Beim  Ausbruch  des  russisch-japanischen  Krieges  verstärkte 
die  Bank  den  Notenumlauf,  der  am  1.  Januar  1904  578,7 
Millionen  Rub.  betragen  hatte,  von  Monat  zu  Monat,  so  daft 
am  1.  Januar  1905  856,1  Millionen  Rub.  in  Zirkulation  waren. 
Es  erhöhte  sich  aber  auch  beständig  der  Metallbestand,  der 
im  Laufe  des  Jahres  1904  von  981,8  auf  1093,1  Millionen 
Rub.  stieg  und  eine  Notendeckung  von  127,6  ^/o  ausmachte. 
Da  der  Verkehr  lieber  die  bequemen  Billete  nimmt,  konnte 
die  Bank  ohne  besondere  Kunstgriffe  den  Notenumlauf  so 
stark  vermehren,  indem  sie  ihre  Zahlungen  in  Billeten  leistete, 
wenn  nicht  ausdrücklich  Metall  verlangt  wurde.  Seit  1897 
hatte  sie  es  mit  den  Goldmünzen  so  gemacht,  die  anfänglich 
ungern  genommen  wurden,  sich  dann  aber  doch  durch  die 
Bemühungen  der  Bank  im  Verkehr  hielten. 

Schon  bei  Beginn  der  Einlösung  und  besonders  zur 
Kriegszeit  tauchte  das  unkontrollierbare  Gerücht  auf,  daß 
Billete  ausgegeben  seien,  die  nicht  gebucht  wären.  Diese  Aus- 
gaben seien  mit  Hilfe  des  Erneuerungsfonds  gemacht  worden, 
aus  dem  neue  Noten  zum  Ersatz  der  alten,  beschmutzten  ent- 
nommen werden.  Die  außerordentliche  Schwierigkeit  einer 
derartigen  Fälschung  in  größerem  Maßstabe  —  und  größere 

1  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  U504. 
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Summen  nur  hätten  ja  für  die  Staatskasse  Zweck  —  läßt  sie 
höchst  unwahrscheinlich  erscheinen. 

Das  Gold,  das  sich  in  der  Bank  befindet,  stellt  sowohl 
deren  Besitz  als  auch  den  der  Regierung  dar;  der  Regierung 
gehöriges  Gold  im  Ausland  ist  nicht  in  dieser  Summe  ent- 
halten, wie  die  Anmerkung  2  zum  Ausweis  angibt.  Die 
Regierung  läfit  aber  zuweilen  den  Erlös  der  ausländischen 
Anleihen  nicht  auf  das  Konto  der  Kreditkanzlei,  sondern  auf 
das  der  Staatsbank  einzahlen  und  sich  gutschreiben.  Dann 
erscheint  dieses  Gold  doch  in  der  Bilanz;  auf  der  Passivseite 
ist  das  Guthaben  der  Regierung  um  diesen  Betrag  dann  höher. 

Die  Staatsbank  hält  also  die  einzige  Metallreserve  für  das 
ganze  Land.  Dieser  Goldschatz  war  1897  der  größte,  der 
jemals  bestanden  hat. 

Die  Existenz  dieses  Goldschatzes  und  seine  Höhe  ist 
vielfach  angezweifelt  worden,  z.  B.  von  Cyon,  Noch  im 
März  1905  tat  dies  ein  Korrespondent  der  Times,  Lucian 
Wolf,  indem  er  den  Goldschatz  als  „Humbert-Safe"  bezeichnete. 
Finanzminister  Kokowzew  bot  der  Zeitung  an,  sie  solle  sich 
durch  einen  Vertreter  vom  Vorhandensein  des  Goldes  über- 
zeugen; diese  lehnte  jedoch  das  Anerbieten  ab. 

Wechsel.  Der  wichtigste  Posten  unter  den  Handels- 
operationen ist  der  Posten  Nr.  5  der  Aktiva:  Diskontierte 
Wechsel  und  andere  befristete  Papiere.  Die  Bank  nimmt 
zum  Diskont  Wechsel,  die  zwei  gute  Unterschriften  tragen 
und  auf  einen  Ort  gezogen  sind,  in  dem  sich  eine  Filiale  der 
Bank  befindet.  Die  Laufzeit  darf  6  Monate  nicht  über- 
schreiten, mit  Rücksicht  auf  die  große  Ausdehnung  des 
Landes,  den  langsamen  Verkehr  und  die  Verkehrsstockungen 
im  Winter  durch  Eis,  im  Frühjahr  und  Herbst  durch  Regen, 
ist  diese  längere  Laufzeit  durchaus  am  Platze.  Witte  ließ  für 
einige  Filialen  sogar  die  Annahme  von  12  Monats  wechseln  zu; 
dies  kommt  besonders  dem  asiatischen  Handel  zugute,  der 
durch  die  anfänglich  glückliche  äußere  Politik  und  den  Bau 
der  Sibirischen  Bahn  sehr  gefördert  wurde.  Seit  der  Neu- 
regelung der  Satzungen  nimmt  die  Bank  nicht  nur  Waren- 
wechsel, durch  deren  Einlösung  ein  Geschäft  seinen  Abschluß 
findet,  sondern  auch  Finanzwechsel,  die  zur  Kapitalbeschaffung 
für  Handel  und  Industrie  dienen.  Um  auch  kleineren  Leuten 
Kredit  zu  gewähren,  soll  die  Staatsbank  Wechsel  auf  niedrige 
Beträge  annehmen. 

Die  Staatsbank  bestimmt  nach  eingehender  Prüfung  der 
Kreditwürdigkeit  eines  Kunden  die  Höhe  des  ihm  zu  ge- 
währenden Wechselkredits.  Die  zum  Diskont  eingereichten 
Wechsel  werden  dem  Kunden  auf  seinem  Konto  (Posten  8o 
bedingte  Kontokorrente)  gutgeschrieben,  über  das  er  durch 
Scheck  verfügen  kann.     Alle  -3  Monate  werden  die  Wechsel- 
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kredite  darauf  geprüft,  ob  ihre  Höhe  noch  der  Kreditwürdig- 
keit des  Kunden  entspricht. 

Über  die  Annahme  oder  Ablehnung  der  angebotenen 
Wechsel  entscheidet  ein  Diskontkomitee,  daß  sich  aus  dem 
Präsidenten,  seinem  Gehülfen,  2  Direktoren  und  4 — 8  Ver- 
tretern zusammensetzt,  die  von  der  Kaufmannschaft  gewählt 
und  vom  Finanzminister  bestätigt  werden. 

Da  die  von  der  Kaufmannschaft  gewählten  Vertreter 
meist  Grofikaufleute  sind,  so  wird  ihnen  häufig  der  Vorwurf 
gemacht,  daß  sie  nur  die  Interessen  ihres  engeren  Kreises  und 
nicht  auch  die  der  kleineren  Leute  vertreten. 

Die  starke  Inanspruchnahme  der  Mittel  der  Bank  durch 
den  Staat  und  besonders  in  der  ersten  Zeit  durch  die  Liquida- 
tion der  alten  Kreditanstalten  machte  sich  bei  diesem  Posten 
besonders  bemerkbar.  Im  zweiten  Geschäftsjahr  diskontierte 
die  Hauptstelle  in  Petersburg  32,03  Millionen  Rub.,  die 
Filialen  55,23  Millionen  Bub.  Wechsel;  im  folgenden  Jahr 
aber  sank  der  Petersburger  Diskontbetrag  auf  18,65  Millionen, 
1864  sogar  auf  12,88  Millionen  Rub.  Dieser  Rückgang,  den 
alle  Aktivgeschäfte  der  Bank  im  Jahre  1862/3  zeigen,  iUllt 
mit  dem  verfehlten  Versuch  Graf  Reuterns,  die  Kreditbillete 
zu  allmählich  steigenden  Kursen  einzulösen,  zusammen.  Die 
Mittel  der  Bank  wurden  zum  Stützen  der  Wechselkurse  und 
der  Prämienanleihen  verwendet;  mit  hohen  Diskontsätzen,  die 
zwischen  8^/a  und  9^/2  °/o  schwankten,  wurden  die  Handels- 
operationen eingeschräTikt.  Die  „zeitweilige^  Ausgabe  von 
35  Millionen  Rub.  Kreditbillete  vom  Jahre  1867,  die  das  Geld 
verbilligen  sollte,  trug  etwas  zur  Hebung  des  Diskontbetrages 
bei.  Die  Summe  der  an  die  Hauptstelle  und  die  Filialen 
verkauften  Wechsel  stieg  mit  Ausnahme  der  Jahre  1871/2  bis 
zum  Jahre  1876,  in  dem  sie  trotz  des  zweiten  verunglückten 
Versuches,  die  Kreditbillete  einzulösen,  243,59  Millionen  Rub. 
betrug.  Infolge  des  Türkenkrieges  (1877/8)  ging  das  Diskont- 
geschäft etwas  zurück;  im  Jahre  1880  wurden  aber  bereits 
wieder  200,8  Millionen  Rub.  Wechsel  angekauft. 

Das  Diskontgeschäft  nahm  unter  Witte  bedeutend  zu; 
während  1892  für  158  Millionen  Wechsel  angekauft  wurden, 
stieg  diese  Summe  jährlich,  bis  sie  1896  ihren  Höhepunkt  mit 
552  Millionen  Rub.  erreichte. 

Die  Übertragung  der  Kreditbilletausgabe  auf  die  Staats- 
bank durch  den  Ukas  vom  29.  August  1897^  gab  dieser 
größeren  Spielraum  für  ihre  Handelsoperationen.  Der  Wechsel- 
diskont stieg  trotz  der  Krise,  die  im  Jahre  1898  begann,  bis 
auf  1205  Millionen  Rub.  in  1901;  in  der  Bilanz  erschien  am 
1.  Januar  1902  ein  Bestand  von  252  Millionen  Rub.  Wechsel. 
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Beim  Ausbruch  des  russisch -japanischen  Krieges  im 
Februar  1904  erhöhte  die  Bank  den  Diskont  auf  5  ^/s  ^/o  und 
6^/a  ®/o  ftir  3  bzw.  6  Monatswechsel,  während  er  sich  seit 
1902  auf  4  Va  ®/o  bzw.  5  Va  ®/o  gehalten  hatte.  Trotz  der  Er- 
klärung, daß  d\6  Kredite  auch  während  des  Ejieges  un- 
beschränkt aufrecht  erhalten  werden  würden,  weist  das 
Wechselkonto  am  1.  Januar  1905  in  der  Bilanz  78,6  Millionen 
Rub.  Bestand  weniger  auf  als  im  Vorjahr. 

Die  Bank  stützte  während  des  Krieges  den  Devisenkurs, 
indem  sie  Goldwechsel  auf  das  Ausland  abgab.  Diese  wurden 
aber  nur  von  der  Zentrale  ausgestellt,  nicht  auch  von  den 
BMlialen,  um  diese  Operation  einheitlich  und  für  die  Bank 
übersichtlicher  zu  gestalten. 

Früher  hatten  die  Filialen  verschiedene  Diskont-  und 
Lombardsätze.  Sie  berechneten  ^/a — 1  ^/o  mehr  als  die  Haupt- 
stelle und  die  Kontore  in  Moskau  und  Odessa.  Die  starken 
Unterschiede  in  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  der  ver- 
schiedenen Qegenden  des  Reiches  lassen  diese  Differenz  be- 
rechtigt erscheinen^.  Da  alle  Zinssätze  sich  nach  denen  des 
Zentralinstituts  zu  richten  pflegen,  so  war  auch  darauf  Rück- 
sicht zu  nehmen,  dafi  wegen  der  bestehenden  Schuldverhält- 
nisse keine  sehroffen  Umwälzungen  durch  starken  Rückgang 
der  Leihsätze  hervorgerufen  wurden.  Jetzt  sind  die  Zinssätze 
für  Zentrale  und  Filialen  dieselben;  diese  Gleichheit  trägt 
viel  zum  wirtschaftlichen  Ausgleich  der  verschiedenen  Ge- 
biete bei. 

Um  lange  Kreditgewährungen  im  Handel  möglichst  ein- 
zuschränken, erhebt  die  Bank  verschieden  hohe  Sätze  je  nach 
der  Laufzeit  der  Wechsel.  Das  Publikum  begegnet  dieser 
Maßnahme  nicht  selten  dadurch,  dafi  es  die  Stücke  zerlegt, 
z.  B.  ein  6  Monatspapier  in  2  ii  3  Monate. 

Der  Posten  Nr.  5  enthält  außer  den  diskontierten  Wechseln 
noch  „andere  befristete  Papiere".  Dies  sind  zum  grOfiten 
Teil  Koupons,  die  noch  nicht  fällig  sind,  und  verloste  Wert- 
papiere. Wie  früher  auch  in  Deutschland,  so  laufen  letzt 
noch  in  Rußland  später  fällige  Koupons  als  Zahlungsmittel  um 
und  werden  von  den  Banken  diskontiert 

Im  engen  Zusammenhang  mit  diesem  Posten  Nr.  5  steht 
der  Posten  Nr.  18:  Protestierte  Wechsel.  Die  Höhe  dieses 
Kontos  hängt  naturgemäß  mit  der  Konjunktur  zusammen.  Die 
Krise,  in  der  Rußland  sich  seit  1898  befindet,  hat  die  Proteste 
stark  anschwellen  lassen;  während  1897  fbr  9,22  Millionen 
Rub.  protestiert  wurden,  waren  es  1902  17,92  Millionen  Rub., 


>  Auch  an  die  deutsche  Reichsbank  ist  mehrfiach  die  Fordening 
gestellt  worden,  daB  sie  zwischen  dem  industriell  entwickelten  Westen 
and  dem  agrarischen  Osten  einen  unterschied  in  der  Zinsrate  machen 
solle. 
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1904  32  Millionen  Rub.  Im  folgenden  Jahre  wurden  nur  ftlr 
16,2  Millionen  Rub.  Wechsel  protestiert,  da  durch  die  Aus- 
stände der  Post-  und  Telegraphenbeamten  die  Aufnahme  der 
Proteste  erschwert  war. 

Die  Höhe  dieses  Kontos  spricht  dafUr,  dafi  die  Güte  der 
Wechsel  nicht  durchgängig  einwandfrei  ist. 

Die  Qeschäfte,  die  die  Posten  6  und  7:  Spezial-Konto- 
korrent  gegen  Wechsel  und  Wertpapiere,  nachweisen, 
sind  für  die  Börsenspekulanten  von  besonderer  Bedeutung; 
da  die  russische  Effektenbörse  das  Termingeschäft  nicht  kennt, 
ist  das  Publikum  auf  den  Eassakauf  unter  gleichzeitiger 
Lombardierung  der  gekauften  Papiere  angewiesen.  Vom  ge- 
wöhnlichen Lombard  weichen  diese  Vorschüsse,  die  sog.  „on 
caU** -Darlehne  dadurch  ab,  daß  sie  einer  Kündigungsfrist  von 
nur  7  Tagen  unterliegen.  Dafi  sie  nicht  wie  die  Lombarde 
für  das  breite  Publikum  bestimmt  sind,  geht  auch  schon 
daraus  herTor,  dafi  die  Staatsbank  diese  Kredite  nur  Leuten 
einräumt,  die  des  Lesens  und  Schreibens  mächtig  sind. 

Früher  wurden  diese  Kredite  auch  gegen  Waren  und 
Immobilien  gegeben. 

Die  gegen  Hinterlegung  von  Wertpapieren  gegebenen 
Darlehne  unterliegen  einer  Staatssteuer  von  0,216  ^/o  pro  anno. 

Die  Umsätze  auf  diesen  Konten  stiegen  beträchtlich;  1897 
wurden  gegen  Hinterlegung  von  Wechseln  134,5  Millionen, 
von  Wertpapieren  144,8  Millionen  ausgeliehen,  1903  aber 
426,7  bzw.  205,2  Millionen  Rub.  Beide  Posten  zusammen 
standen  mit  31,7  Millionen  am  1.  Januar  1893,  am  gleichen 
Tage  1902  mit  118,8  Millionen  Rub.  in  der  Bilanz.  Seitdem 
sind  sie  etwas  zurückgegangen. 

Darlehne  .  auf  Wertpapiere.  Bei  der  Beleihung  von 
Wertpapieren,  Posten  8  der  Aktivseite  unseres  Ausweises, 
scheidet  die  Bank  bei  der  Berechnung  der  Zinsen  gewöhnlich 
zwischen  1)  4^/oiger  Rente,  2)  sonstigen  Staats-  und  vom 
Staate  garantierten  Wertpapieren,  Obligationen  von  städtischen 
Kreditgesellschaften  und  Pfandbriefen  der  Hypothekenbanken 
und  3)  sonstigen  zur  Beleihung  zugelassenen  Wertpapieren. 
Für  die  zweite  Gruppe  ist  der  Lombardsatz  ^/2  ^lo,  für  die 
dritte  1  Va  ®/o  höher  als  ftlr  die  erste.  Über  die  Zulassung 
von  Wertpapieren,  die  nicht  vom  Staat  garantiert  sind  —  die 
garantierten  sind  alle  zugelassen  —  entscheidet  der  Aufsichts- 
rat der  Bank.  Die  Darlehne  werden  höchstens  auf  6  Monate 
gegeben,  können  dann  aber  3  Monate  verlängert  werden. 
Staats-  und  vom  Staate  garantierte  Wertpapiere  beleiht  die 
Bank  bis  85  ^/o,  andere  Wertpapiere  bis  50  ^/o.  Auf  Quittungen 
über  Einlagen  mit  Kündigungsfrist  gibt  sie  90  ®/o. 

Oft  hat  die  Bank,  um  Emissionen  zu  erleichtem,  die 
neuen  Papiere  hoch  beliehen ;  dies  geschah  z.  B.  bei  der  Aus- 
gabe der  1.  Prämienanleihe  von  1864  und  der  Prämienpfand- 
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briefe  der  Adelsbank.  Die  Höhe  des  Postens  ist  deshalb 
starken  Schwankungen  unterworfen.  Bei  Beginn  der  Krise 
im  Jahre  1898  wurden  viele  Papiere  zur  Beleihung  neu  zu- 
gelassen. Die  Bank  kam  auch  einzelnen  Gesellschaften  durch 
Beleihung  ihrer  Papiere  zu  Hülfe;  so  belieh  sie  8  Millionen  Ruh. 
4  ^h  ^/ 0  ige  Obligationen  der  Briansker  Stahlwerke,  die  diese  nicht 
emittieren  konnten.  Die  Summe  der  Neubeleih ungen  stieg 
Ton  35,4  Millionen  Rub.  in  1898  auf  41,0  Millionen  in  1900; 
dann  sank  sie  wieder  auf  23,2  Millionen  in  1903.  In  der 
Bilanz  erreichte  sie  am  1.  Januar  1904  mit  22,7  Millionen 
ihren  tiefsten  Stand. 

Darlehne  auf  Waren  und  Warendokumente. 
Dauerhafte  Waren  russischen  Ursprungs  beleiht  die  Bank  bis 
zu  '/s  des  Wertes;  sie  kann  bis  75  ^/o  des  Wertes  geben, 
wenn  der  Darlehnnehmer  der  Bank  als  kreditfähig  bekannt, 
oder  wenn  er  einen  Bürgen  stellt  und  der  Bank  einen  Sola- 
wechsel übergibt  Wenn  der  Preis  der  beliehenen  Waren 
sinkt,  so  dafi  das  Darlehn  nur  mit  25  ^/o  bzw.  15  ^/o  überdeckt 
ist,  so  kann  die  Bank  eine  Zuzahlung  fordern,  und  wenn  dieser 
Forderung  nicht  innerhalb  6  Tagen  nachgekommen  ist,  die 
Waren  versteigern.  Unter  ausnahms weisen  Umständen  kann 
die  Bank  davon  Abstand  nehmen.  Bei  Krisen  hat  sie  häufig 
die  Zuzahlungen  nicht  eingetrieben  und  dann  beim  Verkauf 
Verluste  erlitten. 

Die  verp&ndeten  Waren  verwahrt  die  Bank  selbst  oder 
nimmt  sie  unter  Siegel.  Aus  Mangel  an  geeigneten  Silos 
wurde  beliehenes  Getreide  häufig  bei  Privaten  untergebracht, 
wodurch  die  Überwachung  sehr  erschwert  imd  der  Betrug  er- 
leichtert wird. 

Anfangs  hielt  sich  dieses  Geschäft  in  den  engsten 
Grenzen.  In  den  60  er  Jahren  wurden  durchschnittlich  nur  für 
5 — 8  Millionen  Rub.  Waren  beliehen,  zwischen  1871  und  1875 
sogar  nur  für  1  ^/t — 3  Millionen.  Am  11.  Dezember  1885 
wurde  allen  Filialen  die  Beleihung  von  Zucker  erlaubt,  um 
die  Zuckerfabrikanten  zu  unterstützen.  Größeren  Umfang 
gewann  dieses  Geschäft  jedoch  erst,  als  durch  Witte  1894  die 
Beleihung  auf  9 — 15  Monate  ausgedehnt  wurde,  während 
vorher  die  Darlehne  nur  auf  1 — 6  Monate  gegeben  wurden. 
Während  am  1.  Januar  1893  die  Bilanz  nur  5,06  Millionen 
auf  Waren  ausgeliehen  aufwies,  war  dieser  Posten  1894  schon 
auf  24,7  Millionen,  1896  auf  47,1  Millionen  Rub.  gestiegen. 
Die  folgenden  Jahre  zeigt  das  Konto  einen  scharfen  Rückgang, 
der  erst  1902  wieder  eingeholt  wurde.  Im  Liaufe  des  Jahres 
1903  lombardierte  die  Bank  für  101,1  Millionen  Rub.  Waren ; 
am  1.  Januar  1904  stand  der  Posten  mit  45,4  Millionen  in 
der  Bilanz. 

Warendokumente  wie  Warrants,   Konnossemente  beleiht 
bis  zu  80  ^lo  des  Wertes  auf  9—15  Monate.     Erst 
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1899  nahm  dieses  Geschäft  gröfieren  Umfang  an;  1903  wurden 
für  33,5  Millionen  Dokumente  lombardiert,  am  Schluß  des 
Jahres  erschienen  6,8  Millionen  in  der  Bilanz. 

Darlehne  an  Landwirte.  Seit  1885  erscheint  in  der 
Bilanz  der  Posten  Nr.  11:  Darlehne  an  Landwirte.  Diese 
Vorschüsse  gewährt  die  Staatsbank  gemäß  den  am  28.  Mai  1883 
und  am  24.  Januar  1884  Allerhöchst  bestätigten  Reichsrats- 
gutachten gegen  Hinterlegung  von  Solawechseln  und  gleich- 
zeitiger Verpnlndung  von  Immobilien.  In  die  Bilanz  trat  der 
Posten  1886  bereits  mit  3,1  Millionen  Rub.,  1897  war  er  auf 
22,1  Millionen  Rub.  angewachsen.  Am  1.  September  1897 
wurde  jedoch  die  Kreditgewährung  so  erschwert,  aaß  der  Posten 
am  Schluß  des  Jahres  1898  auf  9,5  Millionen  Rub.  gefallen 
war.     Ausgeliehen  wurden  im  Jahre  1903  14,7  Millionen  Rub. 

Darlehne  an  industrielle  Unternehmungen.  Ein 
Posten,  über  dessen  Höhe  häufig  Vorwürfe  gegen  die  Staats- 
bank erhoben  worden  sind,  ist  Nr.  12,  Darlehne  an  industrielle 
Unternehmungen.  Bei  50  Millionen  Grundkapital  scheint  eine 
Festlegung  von  40,9  Millionen,  wie  sie  der  Ausweis  zeigt, 
nicht  unbedenklich.  Die  Gewährung  von  Krediten  aus  Staats- 
mitteln an  einzelne  Unternehmer  zur  Errichtung  und  zum 
Betriebe  von  Fabriken  ist  seit  Peter  dem  Großen  ständig  vor- 
gekommen. Früher  wurde  die  Kommerzbank  mit  dieser 
Aufgabe  betraut, .  später  die  Staatsbank.  Aber  erst  unter  Witte 
sind  größere  Summen  in  industriellen  Unternehmungen  fest- 
gelegt worden. 

Die  Bank  gewährt  ihre  industriellen  Kredite  gegen  Sola- 
wechsel unter  Verpfändung  von  Immobilien  und  Inventar 
russischer  Herkunft  oder  unter  Bürgschaft.  Die  Darlehne 
müssen  so  verwertet  werden,  daß  sie  den  wirtschaftlichen 
Interessen  des  Landes  dienen;  der  Empfänger  muß  sich  ver- 
pflichten, sie  nur  zu  dem  Zwecke  zu  verwenden,  zu  dem  er 
sie  erhalten  hat.  Er  muß  auch  Sorge  tragen,  daß  der  Wert 
des  Pfandobjekts  nicht  vermindert  wird.  Der  Maximalkredit, 
der  einem  Industriellen  gewährt  wird,  ist  auf  Vs  Million  Rub., 
für  einen  Kleingewerbetreibenden  auf  600  Rub.  festgesetzt,  die 
jedesmal  auf  ein  Jahr  gegeben  werden,  dann  aber  verlängert 
werden  können. 

Diese  Darlehne  waren  mit  vielen  Formalitäten  verbunden, 
so  daß  sie  anfänglich  wenig  verlangt  wurden.  Die  Krise,  die 
1898  begann,  erweiterte  die  Aufgaben  der  Bank  auf  diesem 
Gebiet.  Die  westlichen  Geldmärkte  hatten  sich  durch  das 
Aufhören  des  Kapitalzuflusses  aus  Amerika  und  durch  den 
Abfluß  nach  Afrika  und  Asien  versteift.  Auf  sie  war  aber 
Rußland  zur  Beschaffung  der  Kapitalien  durch  sein  Streben, 
eine  Großindustrie  im  eigenen  Lande  ins  Leben  zu  rufen,  an- 

fewiesen.     Viele  industrielle  Gründungen,   die  in  den  letzten 
ahren,   besonders   im  Süden ,   entstanden  waren ,   gerieten  in 


48  131. 

Schwierigkeiten,  nicht  wenige  auch  dnrch  ihre  schlechte  Ver- 
waltung. Die  Staatsbank  wurde  mit  der  Sanierung  der  ge- 
fährdeten Unternehmungen,  die  meist  der  Metallindustrie 
gehörten,  betraut.  Die  Zahl  dieser  Unternehmungen  war 
beträchtlich.  Scherzweise  sagte  man,  dafi  ftar  diese  Aufgabe 
ein  besonderes  Ministerium  errichtet  werden  könne.  Die 
Summen,  die  die  Bank  in  einzelnen  Unternehmungen  fest- 
legte, waren  recht  bedeutend;  so  war  sie  z.  fi.  bei  Kertsch, 
einer  Tochtergesellschaft  der  Briansker  Werke,  obgleich  nach 
den  Satzungen  der  Höchstkredit  ^/s  Million  Rub.  nicht  über- 
schreiten darf,  mit  6  Millionen  Rub.  beteiligt^. 

Bis  zum  1.  Januar  1895  weisen  die  Bilanzen  nur  3—4 
Millionen  Rub.  Darlehne  an  industrielle  Unternehmungen  auf; 
im  folgenden  Jahr  war  der  Posten  bereits  auf  16,74  Millionen 
Rub.  gestiegen.  Er  ging  zwischen  1897 — 99  etwas  zurück, 
nahm  dann  aber  wieder  sehr  rasch  zu  und  stand  am  1.  Januar 
1903  mit  39,23  Millionen  Rub.  in  der  Bilanz.  Neu  ausgeliehen 
wurden  im  Jahre  1903  64,14  Millionen  Rub.,  von  denen  allein 
59,68  Millionen  auf  das  Petersburger  Kontor  entfallen. 

Darlehne  an  Handwerker  und  Hausgewerbe- 
treibende. Um  auch  die  Handwerker  und  Hausgewerbe- 
treibenden die  Vorteile  eines  billigen  Kredites  genießen  zu 
lassen,  gibt  die  Staatsbank  seit  1895  an  sie  Ejredite  (Posten 
Nr.  13  der  Aktivseite).  Zur  Hebung  des  Schiffbaues  wurde 
auch  die  Beleihung  von  Fluß-  und  Kaspischen  Meerschiffen,  die 
aus  russischem  Material  auf  russischen  Werften  gebaut  sind, 
bis  zu  '/s  des  Wertes  zugelassen. 

Diese  Kreditgewährungen  sind  stets  in  engem  Rahmen 
geblieben  und  haben  V2  Million  Rub.  im  Jahr  seit  1898  nicht 
überschritten. 

Darlehne  zum  Ankauf  von  landwirtschaftlichen 
Maschinen.  Um  den  Übergang  von  den  rückständigen 
Arbeitsmethoden,  wie  sie  in  Rußland  in  der  Landwirtschaft 
vorwiegen,  zu  rationellen  Betrieben  zu  fördern,  gewährt  die 
Staatsbank  Darlehne  zum  Ankauf  von  landwirtschaftlichen 
Maschinen  (Posten  Nr.  14  der  Aktivseite).  Auch  dieses  Geschäft 
ist  unbedeutend  geblieben.  Nur  1896  erschien  dieser  Posten 
in  der  Bilanz  mit  2,3  Millionen  Rub.  Im  Jahre  1903  wurden 
0,57  Millionen  Rub.  für  diesen  Zweck  ausgeliehen. 

Darlehne  durch  Vermittelung.  Die  Darlehnsge- 
währungen,  die  die  Posten  Nr.  11,  13  und  14  aufweisen,  sind 
fUr  die  Bank  sehr  beschwerlich,  weil  den  Kreditnehmern 
häufig  das  richtige  Verständnis  ßir  die  Darlehne  fehlt,  die  sie 
für   staatliche   Geschenke   halten.     Deshalb   wurde    1896    die 


^  Die  Freofiische  Seehandlung  war  bei  den  Nordischen  Elektrizitäts- 
and Stahlwerken,  die  in  Konkurs  gerieten,  mit  2  Millionen  Mark  be- 
teiligt. 
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Gewährung  von  Krediten  durch  Vermittelung  von  Ver- 
bänden ,  wie  Semstwos ,  Ariele ,  Eisenbahngesellschaften, 
die  dann  der  Bank  gegenüber  haften,  eingeführt.  Auf  diese 
Weise  sollte  den  kleinen  Landwirten,  den  Hausgewerbe- 
treibenden und  Handwerkern  unter  Verpfändung  von  Produkten 
Kapital  zur  Erwerbung  von  Inventar,  sowie  Betriebsmittel  zu 
billigem  Zinssatz  zugängig  gemacht  werden.  Ein  großer 
Umsatz  ist  bis  jetzt  auch  auf  diesem  Konto  nicht  erzielt 
worden ;  seit  1900  erst  haben  die  jährlichen  Kreditgewährungen 
1  Million  Rub.  erreicht,  1903  betrugen  sie  1,6  Million;  am 
1.  Januar  1904  standen  sie  mit  0,2  Million  in  der  Bilanz. 
Zumeist  haben  sich  die  Eisenbahngesellschaften,  um  Getreide 
zu  beleihen,  und  die  Semstwos,  um  an  die  Bauern  Dar- 
lehne geben  zu  können,  diese  Art  der  Kredite  der  Staatsbank 
zunutze  gemacht. 

Bedeutungslos  ist  der  Posten  Nr.  16,  Darlehne  an 
Städte  und  Semstwos. 

Schuld  der  Leihkassen.  Den  beiden  staatlichen  Leih- 
häusern in  Petersburg  und  Moskau  schießt  die  Staatsbank  die 
nötigen  Mittel  für  ihre  Operationen  vor,  nachdem  ihnen  mit  der 
Bankreform  im  Jahre  1860  die  Befugnis  zur  Annahme  von 
Depositen  entzogen  worden  ist.  Das  Konto  lautete  irüher: 
Darlehne  auf  Faustpfand  durch  Vermittelung  der  Leihhäuser. 
Seit  Gründung  der  Staatsbank  ist  die  an  die  Leihhäuser  aus- 
geliehene Summe  ziemlich  auf  derselben  Höhe  geblieben,  die 
auch  unser  Ausweis  aufweist,  nämlich  8  Millionen  Rub.,  von 
denen  6  Millionen  auf  Petersburg  und  2  auf  Moskau  entfallen . 

Wertpapiere.  Die  Bank  übernimmt  russische  Staats- 
anleihen und  sucht  deren  Kurse  durch  Käufe  und  Verkäufe 
zu  regeln.  Sie  muß  bei  ihren  Filialen  und  bei  den  Renteien 
stets  einen  starken  Besitz  an  Staatspapieren  vorrätig  halten, 
um  der  Nachfrage  genügen  zu  können,  da  die  Banken  in 
Rußland  ja  noch  dünn  gesät  sind.  Sie  hat  auch  den  Vertrieb 
der  staatlich  garantierten  Wertpapiere,  besonders  den  der 
Eisenbahnobligationen  in  die  Hand  genommen,  da  die  Ge- 
sellschaften sich  auf  dem  Geldmarkt  gegenseitig  bekämpften 
und  dadurch  die  Kurse  der  Staatsanleihen  schädigten.  Sie 
realisierte  auch  den  größten  Teil  der  Pfandbriefe  der  Bauern- 
bank und  der  Adelsagrarbank.  Um  die  Gründung  von  Aktien- 
gesellschaften zu  fördern,  zeichnet  sie  Aktien  und  Obligationen ; 
80  übernahm  sie  1864  1  Million  Rub.  Aktien  der  St.  Peters- 
burger Privathandelsbank.  Die  bei  der  Liquidation  der  alten 
Kreditanstalten  an  Zahlungsstatt  eingehenden  Wertpapiere 
erhielt  sie  ebenfalls  zur  Veräußerung,  die  natürlich  nur  all- 
mählich vor  sich  gehen  konnte.  In  Krisenzeiten  suchte  sie 
die  Kurse  der  Aktien  und  Obligationen  durch  Käufe  zu 
schützen.  Dieser  Posten  ist  deshalb  starken  Schwankungen 
unterworfen.    Anfang  1885  wies  er  73,9  Millionen,  am  Schluß 
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des  Jahres  198.6  Millionen  Rub.  auf.  In  der  Zeit  der  Kon- 
version der  Staatsanleihen  stieg  der  Effektenbestand  beträchtlich; 
am  1.  Januar  1894  besafi  die  Bank  für  228,3  Millionen  Rub. 
Wertpapiei*e,  im  folgenden  Jahr  nur  44,8  Millionen,  und  1897 
war  der  Posten  auf  24,3  Millionen  zurückgegangen.  Die  An- 
käufe während  der  Krise  erhöhten  den  Bestand  wieder  auf 
51,5  Millionen  im  Jahre  1900.  Der  Effektenbesitz  besteht 
zum  größten  Teil  aus  Staatsanleihen  und  garantierten  Wert- 
papieren, zum  Teil  aber  auch  aus  Industriewerten,  wie 
Obligationen  der  Orientgesellschaft  für  Warenlager  usw. 

Über  Posten  Nr.  22:  Kontokorrent  der  Adelsagrar- 
und  Bauernbank  und  anderer  Staatsanstalten,  werden 
die  Beträge  geführt,  die  die  Staatsbank  durch  den  Verkauf 
der  Pfandbriefe  der  beiden  staatlichen  Agrarbanken,  denen 
sie  die  bei  ihrer  Errichtung  nötigen  Summen  vorgeschossen 
hatte,  erhält. 

Unkosten  und  verschiedene  Konten.  Ein  Posten, 
der  in  der  letzten  Zeit  die  Aufmerksamkeit  sehr  auf  sich  ge- 
zogen hat,  ist  Posten  Nr.  23,  Handlungsunkosten  und  ver- 
schiedene Konten.  Es  ist  ohne  weiteres  einleuchtend,  daß  das 
Handlungsunkostenkonto  bei  der  riesigen  Ausdehnung  der  Bank 
sehr  hoch  sein  muß.  Indessen  hat  die  Höhe  dieses  Kontos, 
das  in  unserem  Ausweis  mit  50,72  Millionen  Rub.  —  also 
mehr  als  das  Grundkapital  der  Bank  —  auftritt,  den  Verdacht 
erregt,  daß  dieser  Posten  benutzt  wird,  um  einzelne  Geschäfte 
der  Bank  zu  verdecken.  Da  das  Konto  im  Frühjahr  190G 
vor  der  Anleihe  stark  anstieg  —  bis  auf  131,5  Millionen 
Rub.  im  Mai  1906  — ,  nach  Beginn  der  Einzahlungen  aber 
rasch  fiel,  liegt  der  Gedanke  nahe,  daß  hier  Entnahmen  der 
Regierung  gebucht  waren. 

Kontokorrent  der  Regierung.  Außer  der  unverzins- 
lichen Schuld  der  Staatskasse  für  die  Kreditbillete,  die  erst 
1901  ganz  aus  der  Bilanz  verschwunden  ist  und  im  Zusammen- 
hang mit  den  Kreditbilleten  und  dem  Einlösungsfonds  schon 
behandelt  ist,  finden  sich  drei  Posten,  die  ihrer  Natur  nach 
zusammengehören ,  nämlich  Nr.  25  der  Aktivseite  und  14  der 
Passivseite:  Konto  der  Renteien  und  Posten  8a  der  Passiva: 
Kontokorrent  der  Staatskasse.  Sie  weisen  die  Geschäfte  nach, 
die  die  Bank  für  Rechnung  des  Staates  ausführt,  wie  die  Ver- 
waltung der  Schuld,  der  Einnahmen  und  Ausgaben.  Die  durch 
Ukas  vom  29.  April  1896*  angeordnete  Überführung  aller 
Barbestände  der  Staatskassen  an  die  Bank  vermehrten  deren 
Mittel  beträchtlich.  —  Die  Höhe  dieser  Konten  wechselt 
ständig  entsprechend  dem  Bedarf  der  Regierung.  Der  Umsatz 
für  Rechnung  des  Staates  betrug  im  Jahre  1903  4,85  Milliarden 
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Rub.^  bei  einem  Gesamtumsatz  der  Bank  von  123,54  Milliarden 
Rubel. 

Depositen.  Aufier  dem  Grund-  und  Reservekapital  be- 
stehen die  Betriebsmittel  der  Bank  aus  den  Summen,  die  die 
Posten  Nr.  6 — 9  der  Passivseite  nachweisen. 

Die  Bank  nimmt  Depositen,  Posten  6  und  7,  von  Privaten 
entgegen,  deren  Verzinsung  sich  nach  den  Einlagebedingungen 
richtet,  ob  das  Geld  ohne,  nach  kurzer  oder  langer  Kündigungs- 
frist zurückgenommen  werden  kann. 

Beide  Posten  sind  in  ständiger  Abnahme  begriffen.  Am 
1.  Januar  1895  waren  noch  128,74  Millionen  Depositen  vor- 
handen, am  gleichen  Tage  1904  nur  noch  52,66  Millionen  Rub. 

Posten  8b  der  Passiva:  Spezialmittel  und  Depositen 
enthält  die  Summen,  die  von  Behörden  eingezahlt  und  für 
besondere  Zwecke,  wie  z.B.  für  Bauten  usw.  bestimmt  sind, 
sowie  Kautionen  aller  Art. 

Posten  8d  und  e  des  Ausweises  bringen  die  Kontokorrent- 
Guthaben  von  Privaten,  Banken  und  Handelshäusern. 
Bis  1899  vergütete  die  Bank  Zinsen  auf  diese  Guthaben.  Um 
den  Privatbanken,  die  durch  die  Krise  in  Mitleidenschaft 
gezogen  waren,  Mittel  zuzuführen ^  hörte  die  Staatsbank  am 
22.  November  1899  auf,  Zinsen  auf  Kontokorrent  zu  zahlen; 
dadurch  wurden  diese  Einlagen  natürlich  den  Banken  zu- 
getrieben, die  meist  3  ^/o  vergüten.  In  der  Bilanz  von  1899 
erschienen  auf  diesem  Konto  noch  75,3  Millionen  Rub.,  am 
1.  Januar  1904  waren  es  nur  noch  17,3  Millionen  Rub.  Die 
„bedingten'^  Kontokorrente  sind  die  Girokonten,  auf  die  auch 
die  Gegenwerte  der  diskontierten  Wechsel  gutgeschrieben 
werden.  Die  Guthaben  dürfen  nicht  unter  300  Rub.  sinken;  für 
Banken  ist  dieser  Betrag  ihrem  Umsatz  entsprechend  höher.  Die 
Erleichterung  des  Giroverkehrs  im  Jahre  1901,  den  Witte  erst 
eingeführt  hatte,  ließ  den  Umsatz  auf  diesem  Konto  beträcht- 
lich steigen;  während  1898  nur  470  Millionen  Rub.  umgesetzt 
wurden,  waren  es  1902  13,04  Milliarden  Rub.  Der  Bestand 
auf  diesem  Konto,  der  mit  64,82  Millionen  Rub.  in  unserer 
Bilanz  erscheint,  liefert  der  Bank  erhebliche  Mittel  für  ihre 
Geschäfte  und  zwar  Mittel,  die  ziemlich  beständig  sind,  da 
das  Guthaben  der  Kontoinhaber  unter  eine  gewisse  Summe 
nicht  sinken  darf;  bei  Geldklemmen  bleiben  der  Bank  auch 
diese  Mittel,  während  die  übrigen  rasch  abgezogen  werden 
können.  Dieses  Konto  macht  die  Bank  auch  etwas  un- 
abhängiger vom  Staat,  von  dem  sie  den  größten  Teil  ihrer 
Betriebsmittel  bezieht,  und  der  bei  Geldnot  leicht  durch 
Zurückziehung  seiner  Einlagen  den  Geschäftsgang  der  Bank 
in  Gefahr  bringen  kann.  Posten  8a,  b,  c,  die  in  unserer 
Bilanz  einen  Bestand  von  zusammen  422,42  Millionen  Rub. 
aufweisen,  hängen  vom  Staat  ab,  während  nur  143,08  Millionen 
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Bub.  (PoBten  6,   7,   8d  und  e)  yon  Privaten  stammen  (außer 
Posten  9,  Abrechnungskonto  der  Eisenbahnen). 

Man  hat  in  Rußland  auch  gefordert ,  daß  die  Staatsbank 
keine  Zinsen  auf  Depositen  zahlen  solle.  Wenn  in  der 
letzten  Zeit  in  Deutschland  die  Annahme  verzinslicher  Depositen 
durch  die  Reichsbank  empfohlen  wurde^  um  dadurch  der  Geld- 
knappheit zu  begegnen,  so  wird  hiergegen  richtig  eingewendet, 
daß  durch  die  Zinsaussichten  keine  verborgenen  Kapitalien 
hervorgelockt  und  keine  Umlaufsmittel  gespart  würden  * ;  es 
wird  auch  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  daß  Depositen  „un- 
getreue Freunde*'  sind,  die  in  Krisenzeiten  leicht  abfließen, 
und  daß  die  Rückforderung  der  Depositen  die  Preußische 
Bank  im  Jahre  180(5  zu  Fall  gebracht  habe.  Für  Rußland 
ist  die  Zinszahlung  aber  durchaus  gerechtfertigt,  da  die  eigenen 
Mittel  der  Staatsbank  sehr  gering  sind,  und  sie  demgemäß 
Kapitalien  heranziehen  muß,  um  ihrem  vielseitigen  Aufgaben- 
kreis gerecht  werden  zu  können.  Da  sie  eine  Reihe  lang- 
fristiger Aktivgeschäfte  laufen  hat,  die  sie  teilweise  den  be- 
sonderen Verhältnissen  verdankt,  und  die  sie  ohne  durch- 
greifende Umgestaltung  nicht  fallen  lassen  kann,  so  ist  ein 
Gegengewicht  in  Gestalt  eines  langfristigen  Passivpostens  — • 
eben  der  verzinslichen  Depositen  durchaus  am  Platz. 

Abrechnungskonto  der  Eisenbahnen.  Um  die  Mittel 
der  Staatsbank  zu  stärken  und  unnötige  Barzahlungen  zu 
vermeiden,  ließ  Witte  seit  1893  alle  Barbestände  der  Eisen- 
bahnen bei  ihr  einzahlen  und  die  Abrechnungen  der  Eisen- 
bahnen untereinander  über  dieses  Konto  (Posten  Nr.  9  der 
Passiva)  führen.  Im  Oktober  1899  wurden  von  diesen  Eisen- 
bahndepositen 9  Millionen  Rub.,  im  November  abermals 
15  Millionen  Rub.  den  Privatbanken  überwiesen,  um  diesen 
flüssige  Mittel  zu  schafl^en.  In  der  Bilanz  erschien  der  Posten 
am  1.  Januar  1898  mit  32,66  Millionen,  am  1.  Januar  1900 
mit  22,96  Millionen  Rub.;  am  1.  Januar  1904  war  er  auf 
45,93  Millionen  gestiegen. 

Überweisungen.  Besondere  Bedeutung  haben  für  Ruß- 
land die  Geschäfte,  die  Posten  Nr.  10:  Außenstehende  Über- 
weisungen andeutet.  Die  Bank  gibt  Überweisungsschecks  auf 
jede  Filiale  und  Rentei  aus,  die  auf  den  Namen  lauten  und 
giriert  werden  können.  Ihren  Kunden  berechnet  sie  hierfür 
keine  Gebühr,  Fremden  nur  eine  geringe.  Bei  der  großen 
Ausdehnung  des  Reiches  und  der  Langsamkeit  des  Verkehrs 
haben  sich  telegraphische  Überweisungen  sehr  eingebürgert. 

Seit  dem  1.  Januar  1904  gibt  die  Staatsbank  auch  Kredit- 
briefe aus,  auf  die  innerhalb  6  Monaten  bei  sämtlichen  Kontoren, 
Abteilungen   und   Renteien  Beträge  erhoben   werden   können, 

*  Bankarchiv  VI.  Jahrg.  Nr.  19.  Heyn,  Das  Projekt  der  An- 
nahme verzinslicher  Depositen  seitens  der  Keichsbank. 


131.  53 

während  sie  vorher  nur  auf  wenig  Plätze  ausgestellt 
wurden. 

Die  Überweisungen  sind  in  den  letzten  Jahren  zurück- 
gegangen; im  Jahre  1897  wurden  1,7  Milliarden  Rub. ,  1903 
die  noch  immer  beträchtliche  Summe  von  0,92  Milliarden  Rub. 
durch  Billete  oder  Telegraph  überwiesen.  Diese  Überweisungen 
häufen  sich  naturgemäß  an  den  Quartalen,  besonders  am 
1.  Januar;  es  erscheint  daher  dieser  Posten  Nr.  10  in  der 
Bilanz  zum  Jahresschluß  bedeutend  höher  als  in  unserm  Aus- 
weis; so  wies  dieses  Konto  am  1.  Januar  1904  einen  »Bestand 
von  24,19  Millionen,  in  unserm  Ausweis  nur  einen  solchen 
von  7,87  Millionen  Rub.  auf.  Die  Überweisungen  ersparen 
eine  erhebliche  Menge  Metall,  das  ohne  sie  der  Verkehr 
brauchen  würde;  bei  der  verhältnismäßig  geringen  Entwick- 
lung der  sonstigen  metallsparenden  Zahlungsarten  gewinnen 
die  Überweisungen  in  dieser  Hinsicht  erhöhte  Bedeutung. 

Die  Ausstellung  von  Kreditbriefen  hat  keinen  großen 
Umfang  angenommen;  im  Jahre  1903  wurden  nur  für 
2,05  Millionen  Rub.  ausgegeben. 

Besondere  Aufgaben.  Eine  ganze  Reihe  besonderer 
Aufgaben  erwachsen  der  russischen  Staatsbank  aus  ihrer  Ab- 
hängigkeil von  der  Regierung  bei  dem  Einfluß,  den  diese  auf 
die  Entwicklung  von  Handel  und  Industrie  ausübt.  Bei  der 
Gründung  der  ersten  Handelsbank  auf  Aktien  mußte  sie 
helfen;  der  Bauern- Agrarbank  und  der  Reichs- Adels- Agrar- 
bank schoß  sie  die  Mittel  zum  Beginn  der  Geschäfte  vor  und 
besorgte  den  Verkauf  ihrer  Pfandbriefe.  Durch  Ukas  vom 
10.  April  1890*  wurde  ihr  die  Liquidation  der  Alexander- 
bank  in  Tula'  übertragen,  die  sie  mit  einem  Verlust  von 
über  1  Million  Rab.  durchführte.  Die  Förderung  des  länd- 
lichen Kreditgenossenschaftswesens  war  hauptsächlich  in  ihre 
Hand  gelegt. 

Während  der  Krise  gewährte  die  Staatsbank  den  Privat- 
banken Kredite,  damit  sie  kleinen  Leuten  Wechsel  zu  10 ^/o 
abnehmen  konnten.  Die  Verluste  aus  diesen  Geschäften 
sollten  Staats-  und  Privatbanken  gemeinsam  tragen.  Als  am 
23.  September  1899  die  Petersburger  Börse  einen  „schwarzen 

'  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  6705. 

*  Die  Gründung  der  Alexanderbank  in  Tula  war  am  28.  Dezember 
1845  (V.  S.  d.  G.  n,  Nr.  19546)  senehmi^t  worden.  Sie  nahm  Depositen, 
diskontiert«  Wechsel  und  belieh  Immobilien.  Das  Kapital  in  Hone  von 
20000  Rah.  wurde  Fonds,  die  für  wohlt&tige  Zwecke  bestimmt  waren, 
entnommen;  die  Gewinne  sollten  wieder  vir  wohltätige  Zwecke  ver- 
wendet werden.  Die  Bank  stand  unter  dem  Protektorat  der  Kaiserin 
Maria.  Im  Jfl^re  1885  konnte  sie  die  Depositengl&ubiger  nicht  be- 
friedigen und  wurde  als  selbständiges  Institut  dem  Finanzminister 
nnterstellt  OJkas  vom  12.  Dezember  1885.  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  3420). 
Im  Jahre  1887  bekam  sie  von  der  Staatsbank  2  Millionen  Rub.  vor- 
geschossen, ohne  daß  ihr  dadurch  geholfen  war. 
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Tag"  zu  verzeichnen  hatte,  wurde  unter  Führung  der  Staats- 
bank ein  Syndikat  von  Banken  und  Bankers  gebildet,  zum 
Ankauf  von  Effekten ,  um  allzuheftigen  Kursrückgängen  ent- 
gegen zu  wirken*. 

Einzelnen  in  Schwierigkeiten  geratenen  Banken  half  die 
Staatsbank  durch  große  Darlehen.  So  schofi  sie  der  Charkower 
Agrarbank,  die  durch  den  Zusammenbruch  der  Charkower 
Handelsbank  schwer  geschädigt  war,  6  Millionen  Rub.  vor. 
Die  Alexandrowsky-Stahlwerke  wurden  1900  durch  das  Ein- 
greifen der  Staatsbank  vor  der  Liquidation  bewahrt. 

Abrechnungsstelle.  Im  Jahre  1898  wurde  bei  der 
Staatsbank  in  Petersburg  eine  Abrechnungsstelle  eingerichtet, 
der  im  Jahre  1905  12  Aktienhandelsbanken,  4  Bankhäuser 
und  eine  gegenseitige  Kreditgescllschaft  angehörten.  In 
Moskau,  Warschau,  Kiew  und  Odessa  sind  gleichfalls  Ab- 
rechnungsstellen eröffnet  worden.  Im  Jahre  1901  wurden 
8370,63  Millionen  Rub.  Zahlungen  durch  sie  ausgeglichen. 
Ihr  Umsatz  erweitert  sich  beständig;  1905  betrug  er  6336,94 
Millionen  Rub. ,  von  denen  allerdings  4376,81  Millionen  auf 
Petersburg,  1526,12  Millionen  auf  Moskau  entfallen,  während 
Warschau  202,55  Millionen,  Odessa  147,87  Millionen  und  Kiew 
nur  83,58  Millionen  ausglich.    • 

Gewinne.  Der  Ukas  vom  31.  Mai  1860^  bestimmte^ 
daß  Vs  des  jährlichen  Reingewinns  zur  Bildung  eines  Reserve- 
fonds in  Höhe  von  3  Millionen  Rub.,  der  Rest  zur  Tilgung 
der  5^/0  igen  Bankbillete  und  der  Schuld  der  Staatskasse  an 
die  alten  Kreditanstalten  verwendet  würden.  Die  Verteilung  des 
Reingewinns  geschah  durch  das  Aufsichtsamt  der  Staatskredit- 
anstalten nach  Prüfung  der  Jahresbilanz  im  Einvernehmen  mit 
dem  Finanzminister.  Durch  Ukas  vom  19.  Dezember  1886® 
wurden  die  Gewinne  der  Bank  zugleich  mit  der  Aufhebung 
der  gesonderten  Liquidationsbilanz  der  Staatskasse  überwiesen. 
Auch  die  neuen  Satzungen  der  Bank  sehen  die  Überweisung 
des  Reingewinns  nach  Abzug  von  10%  für  Gratifikationen 
an  die  Beamten  und  an  die  Unterstützungskasse  der  An- 
gestellten —  80  lange  der  Reservefonds  die  gesetzliche  Höhe 
Hat  —  an  die  Staatskasse  vor.  Verluste  sind  aus  dem  Reserve- 
fonds zu  decken,  und,  falls  dieser  erschöpft  ist,  von  der  Staats- 
kasse zu  tragen. 

Die  Höhe  der  Reingewinne  stieg  mit  der  Zunahme  des 
Betriebskapitals  und  schwankte  seit  1876  meist  zwischen  5 
und  10  Millionen  Rub.  jährlich,   seit  1899  betrugen  sie  mehr 


^  Beim  Zusammenbruch  von  Baring  Brothers  im  Jahre  1890  leitete 
die  Bank  of  England  ein  gemeinsames  Vorgehen  der  Banken  und 
Bankers. 

«  V.  S.  d.  G.  ir,  Nr.  35847. 

«  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  4108. 
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als  10  Millionen  Rub.  Auf  die  50  Millionen  Rub.  Grund- 
und  5  Millionen  Rub.  Reservekapital  betrug  der  Rohgewinn 
des  Jahres  1902  mit  36,14  Millionen  Rub.  Üb.l^lo,  der  Rein- 
gewinn mit  11,63  Millionen  Rub.  ==  21,1%.  Dem  Staats- 
säckel fließen  also  nicht  unbeträchtliche  Einnahmen  aus  dem 
Grewinn  der  Staatsbank  zu. 

BeurteiluniT.  Hat  nun  die  Staatsbank  ihre  Aufgabe 
erflillt,  und  ist  sie  den  Anforderungen,  die  an  sie  gestellt 
werden,  gerecht  geworden? 

Sie  wird  von  den  verschiedensten  Seiten  stark  angegriffen ; 
besonders  sind  es  die  Kredite,  die  sie  an  industrielle  Unter- 
nehmungen gab,  die  man  rügt.  Allerdings  ist  es  nicht  Sache 
einer  Notenbank,  ihre  Mittel  in  dieser  Weise  festzulegen.  Die 
Unternehmungen,  die  mit  vieler  Mühe  und  vielen  Kosten  ge- 
schaffen waren,  um  den  landarmen  Bauern  Arbeit  zu  schaffen, 
um  Rußland  unabhängig  vom  Ausland  zu  machen  und  durch 
Verminderung  der  Einfuhr  Handels-  und  Zahlungsbilanz  zu 
bessern,  diese  Unternehmen  konnte  der  Staat  in  der  Krise 
nicht  fallen  lassen.  Es  wären  noch  mehr  Arbeiter  brotlos 
geworden,  als  es  schon  durch  die  Geschäftsstockung  waren. 
Andere  Institute,  die  der  bedrängten  Industrie  tatkräftig  zu  Hilfe 
kommen  konnten,  gab  es  nicht;  es  blieb  also  nur  die  Staats- 
bank übrig. 

Eine   gänzliche   Unabhängigkeit  der  Bank   von   der  Re- 

fierung  wird  von  vielen  als  Sicherung  gegen  Übergriffe  des 
taates  in  Finanznöten  gefordert,  doch  dürfte  diese  wenig 
Zweck  haben.  Die  Regierung  würde  in  Rußland,  wie  wohl 
ebenso  in  Westeuropa,  auch  beim  Widerstand  der  Bank- 
verwaltung eine  Vermehrung  der  Noten  erzwingen  und  ihnen 
nötigenfalls  Zwangskurs  beilegen.  Im  kritischen  Augenblick 
würde  dieses  Mittel  also  versagen. 

Öfters  ist  auch  empfohlen  worden,  die  Staatsbank  in  eine 
Privatbank  umzuwandeln,  damit  ihre  Bestände  im  Falle  eines 
Krieges  nicht  der  Konfiskation  unterlägen.  In  Wirklichkeit 
würde  auch  das  wenig  Zweck  haben  Bei  der  geschützten 
Lage  Rußlands  ist  eine  Überraschung  schwer  auszudenken,  und 
die  Barbestände  der  Filialen  an  der  Grenze,  auf  die  es  doch 
allein  ankäme,  pflegen  nicht  allzugroß  zu  sein. 

Für  den  riesigen  Aufgabenkreis,  den  das  Protektions- 
system der  Staatsbank  zuweist,  scheint  das  eigene  Kapital  der 
Bank  (50  Millionen  Grund-  und  5  Millionen  Reservekapital) 
zu  gering,  besonders  da  ein  Teil  des  Kapitals  in  unveräußer- 
lichen Papieren  und  industriellen  Unternehmungen  festgelegt 
ist.  Durch  Einbehaltung  eines  Teiles  des  Reingewinns  ließe 
sich  diese  Stärkung  der  eigenen  Mittel  ohne  schwere  Opfer 
für  die  Staatskasse  durchführen.  Sie  wäre  dann  auch  in  der 
Lage,  ihre  Kredite  der  Handelswelt  unbeschränkter  zur  Ver- 
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fügung  zu  stellen,  aus  der  jetzt  mannigfache  Klagen  erhoben 
werden,  daß  die  Staatsbank  nicht  genügend  freigebig  sei. 

Einige  Geschäfte,  wie  die  Darlehne  an  Landwirte,  an 
Handwerker  und  Hausgewerbetreibende,  zum  Ankauf  von 
landwirtschaftlichen  Maschinen  (Posten  11,  13,  14  der  Aktiv- 
seite), widersprechen  dem  Prinzip  einer  Notenbank.  Diese 
Kredite  haben  sich,  obgleich  sie  die  besten  Dienste  leisten 
können,  in  engem  Rahmen  gehalten.  Sie  ließen  sich  vielleicht 
einem  neu  zu  errichtenden  Institut,  ähnlich  der  Preußischen 
Zentralgenossenschaftskasse  ^,  übertragen,  dem  dann  auch  die 
Pflege  des  Kreditgenossenschaftswesens  obliegen  müßte. 

Die  Hauptaufgabe  einer  Notenbank  ist  es,  die  Währung 
zu  regeln  und  sie  in  Zeiten  der  Not  zu  stützen.  Hat  eine 
Bank  dieses  in  schweren  Zeiten  durchzuführen  verstanden,  so 
kann  man  ihr  ein  Verdienst  nicht  aberkennen.  Anläßlich  der 
Diskussion  über  die  Erneuerung  des  Notenprivilegiums  der 
deutschen  Reichsbank  schrieb  Lexis^:  „aber  man  darf  sich 
keine  Illusion  darüber  machen,  daß  nicht  auch  die  Reichs- 
banknoten in  einem  unglücklichen  Kriege  Zwangski^rs  erhalten 
würden"  und  Stroell®  (Direktor  der  Bayerischen  Notenbank) 
schrieb  bei  derselben  Gelegenheit:  „Heute  scheint  mir,  daß 
überhaupt  kein  Festlandstaat  einen  größeren  europäischen 
Krieg  ohne  vorübergehend  eingeführtes  Zwangsgeld  wird 
durchführen  können."  Einen  unglücklichen  Krieg  hat  Rußland 
gegen  Japan  geführt,  innere  Unruhen  haben  Handel  und 
Industrie  und  damit  den  Kredit  schwer  geschädigt,  aber  dennoch 
hat  die  Bank  die  Währung  gehalten  und  die  Billete  unbeschränkt 
eingelöst,  trotzdem  von  einem  Ausweis  zum  andern  von  den 
verschiedensten  Seiten  der  Zusammenbruch  prophezeit  wurde. 
Ihre  Hauptaufgabe   hat  sie   also   erfüllt. 

^  Die  Preußische  Zentralgenossenschaftskaase  (Preußenkasse)  soll 
den  Personal  kredit  der  zu  Genossenschaften  zusammengeschlossenen 
produktiven  Klasse  des  Mittelstandes  in  Stadt  und  Land  auf  billigem 
Wege  befriedigen;  sie  steht  mit  der  Börse  direkt  in  Verbindung  und 
übermittelt  das  dort  erhaltene  billige  Geld  den  Genossenschaften,  be- 
wirkt also  einen  Ausgleich  des  Zinsunterschiedes  der  Kredite  für  den 
Handel  und  für  die  Landwirtschaft. 

8  Bankarchiv  VI.  Jahrg.,  Nr.  23,  S.  309. 

">  Ebenda,  S.  314. 


Drittes  Kapital. 

Die  Banern-Agrarbank. 


Die  Veranlassung  zur  Gründung.  Die  staatliche 
Bauern- Agrarbank,  deren  Gründung  durch  Ukas  vom  18.  Mai 
1882^  angeordnet  wurde,  ist  im  Grunde  genommen  eine  Weiter- 
führung der  Bauernbefreiung;  es  soll  hier  deshalb  kurz  auf 
sie  eingegangen  werden.  Der  Zusammenbruch  des  ancien 
regime  im  Krimkrieg  brachte  Reformen  und  Umwälzungen 
auf  allen  Gebieten  mit  sich ;  Justiz,  Verwaltung,  Militärdienst, 
Kreditsystem  wurden  neu  organisiert;  durch  das  Manifest  vom 
19.  Februar  1861  ^  wurde  die  Leibeigenschaft  abgeschafft,  der 
freigewordenen  Landbevölkerung  die  Selbstverwaltung  gegeben 
und  die  Ablösung  der  von  den  Bauern  benützten  gutsherrlichen 
Ländereien  angestrebt. 

Den  Gutsbesitzern  wurde  als  Vergütung  für  die  Abtretung 
des  Landes  5^/o  Ablösungszertifikate,  die  auf  Namen  lauteten, 
und  5®/o  11.  Bankbillete,  die  in  37  Jahren  durch  Verlosung 
zu  pari  getilgt  werden  sollten,  gegeben,  Die  5®/o  Zertifikate 
wurden  später  in  Bankbillete  umgewandelt.  Für  die  Ablösung 
der  frohndienstpflichtigen  Bauern  erhielten  die  Gutsbesitzer 
5^/a^/o  Rente.  Der  Staat  zahlt  die  Zinsen  und  Amortisation 
dieser  Papiere  und  treibt  von  den  Bauern  zugleich  mit  den 
Steuern  6®/o  der  Ablösungssumme  ein,  wovon  5  ^/o  für  Zinsen, 
V2®/o  für  Amortisation,  ^,'2*^/0  für  Deckung  der  Unkosten  ge- 
rechnet werden.  In  49  Jahren  mußte  nach  diesem  Plan  die 
Tilgung  beendet  sein.  Der  Staat  spielt  dabei  die  Rolle  einer 
Abrechnungsstelle. 

Vielfach  erhielten  die  Bauern  aber  nicht  genügend  Land, 
um  sich  und  ihre  Familien  durch  dessen  Bearbeitung  zu  er- 
nähren. Das  Bauemland  war  häufig  auch  ungeschickt  aus 
dem  Gutsland  ausgeschieden  worden,  so  dafi  es  an  einzelnen 
Landarten  fehlte ;  besonders  entbehrten  die  Bauern  die  Weide, 

»  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  894 
«  V.  S.  d.  G.  II,  Nr.  36650. 
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da  sie  nach  der  Ablösung  nicht  mehr  auf  dem  gutsherrlichen 
Land  hüten  durften.  Den  durch  die  lange  drückende  Leib- 
eigenschaft vollkommen  unselbständig  gemachten  Bauern 
konnte  ein  Ukas  nicht  zu  intensiver  Wirtschaft  bringen,  die 
ihm  das  fehlende  Land  durch  bessere  Ausnutzung  des  vor- 
handenen eVsetzt  hätte.  Eine  günstige  Entwicklung  erschwerte 
ferner  die  russische  Agrarverfassung,  der  Mir.  ^  Bei  den  Um- 
teilungen  hat  kein  Bauer  ein  Interesse  daran,  sein  Land  zu 
verbessern  oder  auch  nur  im  Stand  zu  halten ,  da  er  es  ja 
kaum  wiederbekommt.  Der  Flurzwang  und  die  Gemenglage 
waren  weitere  Hindernisse  für  einen  Übergang  zu  besseren 
Betriebsmethoden.  Mit  jeder  Umteilung  wurde  aber  der  ein- 
zelne Landteil  kleiner,  da  die  Zahl  derer,  die  sich  in  das  Ge- 
meindeland teilen  mußten,  größer  wurde;  nur  intensivere  Wirt- 
schaft hätte  die  Abnahme  des  Landes  ersetzen  können. 

Von  allen  Seiten  erschollen  bald  Klagen  der  Bauern  über 
Mangel  an  Land;  die  Rückstände  der  Ablösungszahlungen 
wuchsen  rasch  an.  Abgesehen  von  Ermäßigungen,  die  den 
polnischen  Bauern  nach  dem  Aufstand  des  Jahres  1863  ge- 
währt wurden,  um  den  dortigen  Adel  zu  schwächen,  erreichte 
erst  Finanzminister  Bunge  eine  Herabsetzung  der  Loskaufs- 
zahlungen und  teilweise  Erlassung  der  Rückstände.  Der  Bei- 
trag zu  den  Verwaltungskosten,  den  die  Bauern  in  Höhe  von 
V2 ^/o  jährlich  mit  der  Ablösungszahlung  entrichteten,  war  zu 
hoch  bemessen  und  wurde  für  diesen  Zweck  nicht  verbraucht ; 
aus  dem  Überschuß  wurden  die  Ermäßigungen  bestritten. 


*  Das  Wort  Mir  bedeutet  zugleich  Welt  und  Gemeinde.  Es  wird 
darunter  die  Form  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  verstanden.  Nicht 
der  Einzelne  besitzt  den  Grund  und  Boden,  sondern  die  Gemeinde;  das 
einzelne  Gemeindemitglied  hat  nur  ein  Nutzungsrecht  am  Land,  das 
nach  einer  Reihe  von  Jahren  unter  die  männlichen  Seeleu  durch  Los 
neu  verteilt  wird. 

Die  Slavophilen  sahen  die  regelmäßigen  Umteilungen  als  ein 
Zeichen  eines  besonderen  Gerechtigkeitssinnes  des  großrussischen  Volkes 
an.  Die  Verhandlungen  des  .Geheimen  Komitees"  zu  Zeiten  Alexanders  L 
zeigen  deutlich,  daß  den  Mitgliedern  desselben  die  Eigenheiten  der 
bäuerlichen  Verfassung,  an  deren  Besserung  sie  arbeiteten,  nicht  be- 
kannt waren.  Der  Mir  wird  als  eine  Folcc  der  Einfuhrung  der  Scholleu- 
pflichtigkeit  und  der  Kopfsteuer  angesenen.  Für  die  VerpÜichtungen 
der  Gemeinde  dem  Staate  und  den  Gutsbesitzern  gegenüber  haften  alle 
Gemeindemitglieder  solidarisch.  Der  einzelne  Bauer  kann  seinen  Ver- 
pflichtungen nur  nachkommen,  wenn  er  eine  Möglichkeit  zur  Arbeit 
hat;  diese  gibt  ihm  das  Feld,  das  er  bestellen  kann.  Das  Recht  auf 
Land,  das  jedes  Gemeindemitglied  hat,  schließt  die  Pflicht  in  sich,  die 
Lasten  der  Gemeinde  mitzutragen.  Der  Bauer,  der  nach  der  Stadt  zieht, 
um  dort  sein  Brot  zu  verdienen,  muß  aber  immer  noch  zu  den  Lasten 
der  Gemeinde  beitragen,  während  er  keinen  Nutzen  vom  Land  hat. 
Merkwürdig  ist,  daß  ein  Teil  der  deutschen  Kolonisten,  die  in  Ruß- 
land angesiedelt  wurden,  aus  freien  Stücken  die  periodischen  Um- 
teilungen einführten  (Lavelave:  Das  üreigentum.  Deutsch  von 
K.    Bucher.    Leipzig.    1879.    S.  18). 
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Dem  „Landhunger"  der  Bauern  abzuhelfen,  gab  es  drei 
Mittel ;  einmal  die  Auswanderung  zu  fördern,  dann  das  Pachten 
und  den  Erwerb  von  Land  durch  die  Bauern  zu  erleichtem» 
Vor  der  Bauernbefreiung  hatte  der  Staat  sowohl  wie  die  Guts- 
herrn sobald  durch  die  natürliche  Yolksvermehrung  ein  Mangel 
an  Land  eingetreten  war,  die  in  einem  Dorf  überschüssigen 
Leibeigenen  auf  dünn-  oder  unbevölkerten  Ländereien  an- 
gesiedelt. Mit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  hatten  die 
Gutsherrn  kein  Recht  mehr,  diese  Aussiedelung  vorzunehmen. 
Die  Regierung  suchte  sie  in  den  60  er  und  70  er  Jahren  zu 
hindern,  um  den  Gutsbesitzern  nicht  durch  Abwandern  der 
Bevölkerung  die  Arbeitskräfte  zu  nehmen  oder  zu  verteuern. 
Die  Bauern  wanderten  aber  trotzdem  aus,  teils  um  sich 
vorübergehend  —  selbst  im  Sommer  —  Arbeit  zu  suchen, 
teils  um  sich  in  Gegenden  anzusiedeln,  in  denen  Land  noch 
billig  zu  haben  war.  Erst  zu  Beginn  der  80  er  Jahre  er- 
leichterte der  Staat  wieder  die  Auswanderung,  später  förderte 
er  sie  und  lenkte  sie  nach  Asien,  um  die  Strecken  in  der 
Nähe  der  Sibirischen  Bahn  zu  besiedeln.  Gleichzeitig  wurde 
auch  der  Kautionszwang  und  einige  andere  Vorschriften,  die 
das  Pachten  von  Domänenland  erschwerten,  aufgehoben.  Da 
die  Bauern  selten  in  der  Lage  waren,  die  Kaution  zu  stellen, 
80  pachteten  Zwischenhändler  das  Land  und  verpachteten  es 
dann  an  die  Bauern  —  natürlich  mit  großem  Gewinn  — 
weiter.    Infolge  dieser  Erleichterungen  wurde  bald  doppelt  so 


Die  Altmssen,  wie  Katkow»  hofften  vom  Mir,  daß  er  eine  Ver- 
armung des  Einzelnen  verhüten  könne,  da  ia  bei  jeder  neuen  Umteilung 
1'eder  arbeitsfähige  Bauer  ein  Stück  Land  erhalte.  Diese  Erwartung 
lat  sich  ^anz  und  gar  nicht  erfüllt.  Sehr  bald  sammelten  sich  mehrere 
Landanteile  in  den  Händen  einzelner  Bauern,  die  dann  die  übrigen 
aussaugen;  der  Volksmund  gab  diesen,  die  durch  ihr  gutes  Ansetien 
von  den  anderen  schlecht  ernährten  Bauern  abstechen,  den  Namen  „Ge- 
meindefresser**. 

Die  Gemeinde  konnte  früher  mit  ^/s  Stimmenmehrheit  die  Auf- 
teilung des  Gemeindelandes  beschließen;  der  Gemeindebesitz  ist  aber 
noch  in  ganz  ßußland  vorherrschend  mit  Ausnahme  der  baltischen 
Provinzen,  Polens  und  einiger  Teile  Südrußlands. 

Stolypins  Reform  im  Jahre  1906,  der  Gegenstoß  gegen  dasAgrar- 
programm  der  Opposition,  die  Enteignung  der  Privatländereien  forderte, 
wollte  den  Mir  beseitigen.  Ein  Ukas  vom  5.  Oktober  schränkte  die 
Strafbefugnisse  des  Mir  ein  und  machte  den  Bauern  frei  von  dem  Recht 
des  Mir,  den  Paß  zu  verweigern,  dessen  er  bedarf,  um  nach  einem 
anderen  Ort  zu  wandern.  Ein  Ukas  vom  9.  November  gab  jedem 
Bauern  das  Recht,  zu  verlangen,  daß  sein  Anteil  am  Gemeindeland  ihm 
als  Privatbesitz  ausgeschieden  werde,  daß  er  aber  zur  Benutzung  der 
gemeinsamen  Weide  berechtigt  bleibe.  Ein  Ukas  vom  15.  November 
1906  gestattete  den  Bauern,  ihr  Land  hypothekarisch  zu  belasten. 
(Raffalovich.    Le  marche  financier  1906/7,  S.  606.) 

Die  oppositionelle  Presse  hat  die  Reform  Stolypins  heftig  ange- 
griffen, weil  sie  eine  Klasse  kleiner  Grundbesitzer  schaffe,  auf  die  die 
Regierung  sich  stützen  könne,  ilu:  aber  einen  Teil  der  unzufriedenen 
Leute  entziehe. 
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viel  Domänenland  an  Bauern  verpachtet  wie  früher.  Die  Er- 
werbung von  Land  suchten  die  Semstwos  *  durch  Gewährung 
von  Darlehen  zu  fördern ;  so  beschloß  z.  B.  das  Semstwo  des 
Gouvernements  Twer  bereits  1875,  den  Bauern  zum  Land- 
ankauf aus  seinen  Mitteln  Vorschüsse  zu  gewähren,  und  das 
Semstwo  des  Gouvernements  Taurien  stellte  50000  Rubel  flir 
diesen  Zweck  zur  Verfügung  und  leistete  bis  zur  Höhe  von 
im  ganzen  150000  Rubel  Bürgschaft  für  rechtzeitige  Zahlungen 
der  Bauern  flir  die  erworbenen  Ländereien. 

Organisation.    In  größerem  Maßstab  sollte  eine  staat- 
liche Bank  den  Bauern  im  ganzen  Reich  bei  der  Erwerbung 


1  Die  Semstwos  lassen  sich  am  besten  mit  den  Kreistagen  und 
KreisausBchüssen  und  den  Provinziallandtagen  und  Provinz ialausschüssen 
vergleichen. 

Die  Bauernbefreiung  (1861)  hatte  der  Bevormundung  des  Volkes 
durch  die  Verwaltung,  die  auf  dem  Gouvemementsstatut  vom  Jahre  1775 
(V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  14892)  beruhte,  den  letzten  Rest  einer  Berechtigung 
genommen.  Durch  die  „Ordnung  der  Gouvernements-  und  Kreis- 
Semstwoinstitutionen*^,  die  am  1.  Januar  1864  (V.  S.  d.  G.  II,  Nr.  40457) 
in  Kraft  trat,  sollte  der  Bevölkerung  die  örtliche  Selbstverwaltung  ver- 
liehen werden.  Diese  Selbstverwaltung  sollte  die  Semstwoversamm- 
lung  (sobranie)  ausüben,  der  das  Semstwoamt  (uprawa)  als  aus- 
führendes Organ  zur  Seite  steht;  jedes  Gouvernement  hat  diese  Ein- 
richtung und  ebenso  jeder  Kreis  (ujäst),  f^on  denen  mehrere  ein  Gouverne- 
ment bilden.  Nach  der  Verordnung  von  1864  w&hlten  drei  Klassen 
(Kollegien)  Wähler  nach  einem  Vermögenszensus  die  Abgeordneten  für  die 
Kreis-Semstwo Versammlungen,  nämlich  1.  die  Privatgrundbesitzer,  2.  die 
städtischen  Gemeinden,  3.  die  Bauemgemeinden.  Die  Mitglieder  der 
Gouvernements-Semstwoversammlune  werden  von  der  Kreis-Semstwo- 
vcrsammlung  gewählt.  Den  Vorsitz  rührt  der  Adelsmarschall  des  Kreises 
bezw.  Gouvernements.  Die  Mitglieder  der  Semstwoämter  werden  von 
den  Vorsammlungen,  die  meist  im  Herbst  zusammentreten,  gewählt; 
der  Vorsitzende  und  seit  1890  auch  die  übrigen  Mitglieder  der  Ämter 
bedürfen  der  Bestätigung  seitens  der  Regierung.  Den  Semstwos  liegt 
die  Befriedigung  der  wirtschaftlichen  örtlichen  Bedürfnisse  ob  (z.  B. 
Straßenbauten,  Förderung  von  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel, 
Versicherungen,  Gesundheitspflege  usw.);  zur  Durchführung  ihrer  Auf- 
gaben erheben  sie  Steuern. 

Diese  Gewährung  der  Selbstverwaltung  wurde  von  der  Bevölkerung 
mit  Begeisterung  aufgenommen;  die  besten  Männer  arbeiteten  in  den 
Semstwos,  die  sich  rasch  das  Vertrauen  erwarben;  z.  B.  werden  ihnen 
bei  Hungersnöten  usw.  am  sichersten  und  liebsten  die  zur  Vorteilung 
bestimmten  Gelder  und  Vorräte  überwiesen.  Die  Reaktion,  die  der  Be- 
freiungszeit folgte,  suchte  die  Befugnisse  der  Semstwos  mehr  und  mehr 
herabzudrücken;  infolgedessen  zogen  sich  die  besseren  Elemente  von 
den  Semstwos  zurück.  Durch  den  Ukas  vom  12.  Juli  1889  (V.  S.  d. 
G.  III,  Nr.  6196)  wurden  den  Kreisen  die  Landeshauptleute  beigegeben, 
die  dem  Minister  des  Innern  unterstehen  und  aie  Bedeutung  der 
Semstwos  dadurch,  dafi  ihnen  einige  Funktionen  übertragen  wurden, 
verminderten.  Der  Ukas  vom  12.  Juni  1890  (V.  S.  d.  G.  ift,  Nr.  6922) 
brachte  eine  Neuordnung  der  Semstwos.  Es  wurde  durch  sie  der 
Standesunterschied  stärker  hervorgehoben,  und  dem  Adel  ein  noch 
größeres  Übergewicht  verliehen,  als  er  es  bereits  besaB.  Die  Semstwos 
wurden  noch  dadurch  in  ihrer  Selbständigkeit  beschränkt,  daß  fast  alle 
ihre  Beschlüsse  der  Bestätigung  des  Gouverneurs  oder  des  Ministers 
des  Innern  bedürfen. 
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TOD  Land  behilflich  sein.  Am  20.  Mai  1881  wurde  die  Aus- 
arbeitung des  Entwurfes  einer  derartigen  Bank  angeordnet, 
der  am  18.  Mai  1882^  bestätigt  wurde.  Die  neue  Bauern- 
Agrarbank  konnte  ihre  Tätigkeit  erst  im  folgenden  Jahr  be- 
ginnen, da  vorher  zwei  Gesetze  erlassen  werden  mufiten,  die 
die  Eigentumsübertragung  von  mit  Hilfe  der  Bank  erworbenen 
Landes  (22.  März  1883')  und  die  Versteigerung  von  Grund- 
stücken, die  der  Bank  verpfändet  sind,  regeln. 

Die  Bauern -Agrarbank  untersteht  dem  Finanzminister, 
der  den  Direktor  und  die  drei  Verwaltungsmitglieder  ernennt. 
Für  jede  Filiale,  die  selbständig  oder  in  Verbindung  mit  den 
Kontoren  und  Abteilungen  der  Staatsbank  oder  den  Renteien 
errichtet  werden,  ernennt  ebenfalls  der  Finanzminister  einen 
Direktor,  während  von  drei  Verwaltungsmitgliedern  eins 
der  Gouverneur  bestimmt,  und  zwei  von  dem  Semstwo  des 
Gouvernements  gewählt  werden.  Die  Aufgabe  der  Bank  sollte 
es  sein,  durch  Kreditgewährung  den  Bauern  aller  Art  den 
Kauf  von  Grund  und  Boden  zu  ermöglichen,  wenn  die  Be- 
sitzer ihn  veräußern,  die  Bauern  ihn  erwerben  wollen.  Die 
Bank  sollte  also  die  Rolle  einer  Vermittlerin  zwischen  Guts- 
besitzern und  Bauern  spielen  und  Fehler,  die  bei  der  Aus- 
führung des  Bauernbefreiungsgesetzes  durch  unzweckmäßige 
Abgrenzung  und  zu  geringe  Zumessung  des  Landes  begangen 
waren,  wieder  gutmachen.  Ihr  Zweck  unterscheidet  die  Bauern- 
bank  von  sonstigen  Bodenkreditanstalten  also  dadurch,  daß 
diese  an  Grundbesitzer  unter  Verpfandung  ihres  Besitzes  Dar- 
lehen geben,  während  jene  erst  die  Mittel  zum  Erwerb  von 
Land  liefern  soll. 

Die  Bank  bekam  von  der  Staatsbank  zum  Beginn  ihrer 
Operationen  ^/a  Million  Rubel  vorgeschossen.  Die  weiteren 
Mittel  sollte  sie  durch  Ausgabe  von  5V8^/oigen  vom  Staat 
garantierten  Zertifikaten  der  Bauern -Agrarbank  erwerben,  die 
in  Abschnitten  zu  100,  500  und  1000  Rubel  ausgegeben  wurden. 
Jährlich  sollten  bis  5  Millionen  Rubel  dieser  Papiere  mit  Ge- 
nehmigung des  Finanzministers  emittiert  werden,  darüber 
hinausgehende  Beträge  nur  mit  Allerhöchster  Erlaubnis.  Die 
Realisation  dieser  Papiere  übernahm  die  Staatsbank,  die  sie 
bis  zur  Unterbringung  zum  Nennwert  gegen  5Va"/o  Zinsen 
belieh.  Ihre  Darlehen  gibt  die  Bank  in  bar  ohne  Rücksicht 
auf  den  Emissionskurs  der  Zertifikate,  sodaß  Gewinn  und 
Verlust  aus  der  Realisation  ihr  zufallen.  Den  Kredit  der 
Bank  können  ländliche  Gemeinden,  Genossenschaften  von 
mindestens  drei  Bauern,  die  Land  unter  solidarischer  Haftung 
erwerben,  und  auch  einzelne  Bauern  in  Anspiruch  nehmen. 
Beim  Gemeindebesitz  durfte  nicht  mehr  wie  125  Rubel  pro 
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männliche  Seele  der  Oemeinde  oder  Genossenschaft,  bei  Privat- 
besitz bis  500  Rubel  pro  Hofbesitzer  gegeben  werden.  Es 
soll  jedem  Bauern  nur  zu  soviel  Land  verhelfen  werden,  wie 
er  ohne  fremde  Kräfte  selbst  bewirtschaften  kann  und  wie 
zur  ordentlichen  Führung  der  Wirtschaft  nötig  ist.  Für  jede 
Gegend  wurde  ein  Normalsatz,  der  7o®/o  des  Wertes  ent- 
sprach, für  das  pro  Deßjatine  zu  gewährende  Darlehen  fest- 
gesetzt; besonders  wertvolle  Grundstücke  wie  z.  B.  Garten- 
land, Flußwiesen  waren  bis  75  ^/o  des  Schätzungswertes  be- 
leihbar. Infolge  dieser  Beschränkung  konnten  nur  die  Bauern 
Land  erwerben,  die  etwas  Vermögen  besasseu,  oder  sie  mußten 
die  fehlenden  25®/o  von  Privathand  borgen;  das  war  aber 
meist  nur  zu  Wucherzinsen  möglich.  Die  Bank  sollte  im 
europäischen  Rußland  mit  Ausschluß  von  Finnland,  Polen  und 
der  Ostseeprovinzen,  in  denen  die  Entwicklung  eine  andere 
war,  und  in  denen  Kreditanstalten  bestanden,  ihre  Tätigkeit 
entfalten.  Für  Polen  wurde  sie  1888  mit  geringen  Ände- 
rungen ihrer  Bestimmungen^  zugelassen;  dort  gibt  sie  bis 
90^/0  des  Schätzungswertes. 

Die  Schuldner   hatten  5V2^/o  Zinsen,    l^/o    zur  Bildung 
eines  Reservefonds  und   zur  Unterhaltung  der  Bank,  und  bei 
24V2Jähriger  Frist   2®/o,    bei    34^/ajähriger   l^/o   Amortisation 
postnumerando  in  halbjährlichen  Raten  zu  zahlen.    Im  ganzen 
waren  es  also  7V2 — 8V2®/o;  dies  war  zwar  bedeutend  niedriger 
als  der  Satz,  zu  dem  die  Bauern  sonst  Geld  erhalten  konnten, 
für  Landhypothek  war   es   aber  immerhin   noch  hoch  genug. 
Für  Rückstände   wurden    V2^/o  Verzugszinsen   monatlich   be- 
rechnet; wenn  der  Darlehennehmer  aber  durch  unverschuldetes 
Unglück,  wie  Hagelschlag,  Mißernte,  Viehseuche  usw.  in  eine 
Notlage  gekommen  war,   so   konnten   ihm  die  Verzugszinsen 
erlassen  und  die  Rückstände  auf  2 — 3  Jahre  gestundet  werden. 
Erfolgte  dann  keine  Regelung,  so  sollte  das  Grundstück  ver- 
steigert werden,  wenn  der  Schuldner  nicht  den  Nachweis  er- 
bringt, daß  sein  sonstiger  Besitz  seine  Verpflichtungen  deckt. 
Tätigkeit  bis  zur  Reform.     Die  Bank  begann  ihre 
Tätigkeit  am   10.   April   1883.     Im  ersten  Jahr   eröffnete   sie 
11  Filialen,  die  sich  im  Laufe  des  nächsten  um  7  vermehrten ; 
1^86  waren  bereits  34,  1892  43  in  Wirksamkeit.    Durch  ihre 
Vermittelung  wurden  im  Jahre  1883  bereits  60529  Deßjatinen 
von    Bauern    erworben  ;    1886    hatte    sie    beim    Ankauf  von 
883226  Deßjatinen,  1892  im  ganzen  von  1 890350  Deßjatinen  die 
Mittel   geliehen.     Insgesamt  hatte  sie  in   dem  Jahrzehnt  1883 
bis  1892  65,17  Millionen  Rubel  vorgeschossen,  von  denen  die 
Bauern  1892   noch  49,74  Millionen   schuldeten.     Den  größten 
Teil   des   Landes,   nämlich   1,02   Millionen  Deßjatinen   hatten 
Bauemgenossenschaften  erworben,  nur  25994  Deßjatinen  ein- 
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zelne  Bauern,  den  Rest  ganze  Gemeinden.  An  dem  Land- 
erwerb waren  268499  Hofwirte  oder  866698  männliche  Seelen 
beteiligt. 

Im  2.  Jahre  gelang  es  der  Staatsbank,  6,1  Millionen  Rubel 
5^/2^/0  Zertifikate  für  Rechnung  der  Bauernagrarbank  ab- 
zustoßen, im  dritten  Jahre  weitere  14  Millionen  Rubel.  1886 
waren  28,9  Millionen  untergebracht,  ein  Betrag,  der  sich  unter 
Wjschnegradski  auf  51  Millionen  vermehrte.  Die  beiden  ersten 
Jahre  hatten  Verluste  gebracht,  da  die  Zertifikate  unter  pari 
begeben  werden  mußten.  Mitte  der  80  er  Jahre  stiegen  aber 
alle  russischen  Fonds,  mit  ihnen  die  Zertifikate,  deren  Realisa- 
sion  nun  Gewinn  brachte,  da  vom  5V2®/o  Zinsfuß  nicht  ab- 
gewichen wurde.  Aus  diesen  Gewinnen  und  den  Zahlungen 
der  Bauern  wurde  ein  Reservefonds  gebildet,  der  im  Jahre 
1889  eine  Höhe  von  0,8  Millionen  Rubel  erreichte,  in  dem 
Hungerjahr  1891/92  aber  fast  ganz  aufgezehrt  wurde,  da  die 
Bank  viele  Erleichterungen  gewähren  mußte. 

N.  Gh.  Bunge  sah  in  der  Bank  ein  geeignetes  Mittel,  den 
Bauern  zu  helfen;  er  suchte  Leute,  die  der  Bauernfrage  reges 
Interesse  entgegenbrachten,  an  die  Spitze  dieses  eigenartigen 
Unternehmens  zu  stellen.  Bei  seiner  Fürsorge  für  den  Bauern- 
stand begegnete  er  dem  Widerstand  des  Ministers  des  Innern, 
des  Grafen  D.  A.  Tolstoi,  der  die  Interessen  des  Adels  über- 
mäßig in  den  Vordergrund  schob.  ^ 

Es  stellten  sich  aber  wesentliche  Mängel  der  Bank  heraus. 
Sie  überließ  es  den  Bauern,  sich  über  die  erworbenen  Lände- 
reien auseinanderzusetzen ;  das  führte  zu  Streitigkeiten ,  die 
manchmal  selbst  zur  Wiederaufgabe  des  neu  erworbenen  Gutes 
führten.  Wo  Gemeindebesitz  herrschte,  wurde  auch  das  neue 
Land  nach  der  Güte  des  Bodens  eingeteilt,  und  von  jedem 
dieser  Teile  erhielten  die  einzelnen  Mitglieder  wieder  ein 
Stück,  so  daß  ganz  kleine  Parzellen  herauskamen,  die  weniger 
rentabel  sind.  Viele  Klagen  wurden  auch  über  die  Langsam- 
keit des  Verfahrens  erhoben ;  oft  hatten  die  Bauern  das  Land 
schon  lange  in  Benutzung  genommen,  ehe  alle  Formalitäten 
erledigt  waren.  Da  sich  die  Bank  nicht  genügend  um  die 
Xaufbedingungen  kümmerte,  wurden  die  Bauern,  die  der 
Landhunger   unvorsichtig   gemacht  hatte,   häufig  übervorteilt. 


'  Derartig  verschiedene  Kurse  zweier  Ministerien  begegnen  uns 
häufiger.  So  versuchte  das  Ministerium  des  Innern  die  Fabrikinspektion 
Vom  Finanzministerium  zu  trennen  und  sich  anzugliedern;  die  Tätig- 
keit der  Fabrikinspektion  würde  das  Ministerium  des  Innern,  dessen 
Aufgabe  ee  in  erster  Linie  ist,  die  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten,  auf 
dieses  Ziel  gerichtet  (Protokoll  der  Sitzung  des  Ministerrats  am  28. f 
29.  und  31.  Januar  1905)  und  seiner  eigentlichen  Bestimmung  entfremdet 
haben.  —  Auch  im  Schulwesen  vertritt  das  Finanzministerium  die  fort- 
schrittlichere Richtung;  die  von  ihm  eingerichteten  und  unterhaltenen 
Schulen  (Polytechnikum,  Kommerzschulen),  sind  durchweg  besser  und 
moderner  als  die  Anstalten,  die  dem  Ministerium  des  Innern  unterstehn. 
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Gewerbsmäßige  Güterschlächter  brachten  mit  Hilfe  von  Wodka 
die  Bauern  zum  Abschluß  des  Kaufvertrages.  Die  Bauern 
konnten  dann  bei  einem  zu  hohen  Kaufpreis  die  Zinsen,  die 
mitunter  den  Bodenertrag  überstiegen,  nicht  aufbringen  und 
gerieten  mit  ihren  Zahlungen  an  die  Bank  in  Verzug.  Diese 
Rückstände  waren  bereits  unter  Bunges  liberaler  Leitung  an- 
gewachsen ;  daß  sie  unter  Wyschnegradski  abnahmen,  ist  neben 
der  guten  Ernte  auf  die  strenge  Eintreibung  zurückzuführen, 
durch  die  er  allerdings  mehr  schadete  als  nützte.  Die  Bank 
mußte  auch  Güter  selbst  übernehmen,  deren  Bewirtschaftung 
durch  Inspektoren  und  Pächter  sie  teuer  zu  stehen  kam. 

Sie  besaß  1891  für  7,04  Millionen  Rubel  Land;  das  waren 
15,2  ^/o  von  den  46,39  Millionen  Rubel  betragenden  Darlehen. 

Manchmal  nahmen  die  Bauern  auch  Strohmänner  in  die 
Gemeinde  oder  Genossenschaft  auf,  um  möglichst  hohen  Kredit 
bei  der  Bank  zu  bekommen,  da  diese  nach  der  Zahl  der 
männlichen  Seelen  die  Höchstsumme  des  Darlehns  berechnete. 
Besonders  hinderlich  aber  war  der  hohe  Zinsfuß,  der  den 
Bauern  berechnet  wurde;  sie  hatten  5Vs%  Zinsen,  mit 
Amortisation  und  Unkostenbeitrag  7^/2 — SVa^/o  zu  zahlen, 
während  die  Schuldner  der  Adelsbank  damals  nur  4  ^/o  Zinsen 
entrichteten. 

Die  Bank  vermittelte  während  des  Jahrzehnts  1883/1892 
den  Erwerb  von  1,89  Millionen  Deßjatinen  Land  durch  die 
Bauern.  Diese  Zahl  erscheint  gering,  wenn  man  sie  mit  der 
ganzen,  in  Nutzung  der  Bauern  stehenden  Fläche  vergleicht. 
Es  erhielten  nämlich  bei  der  Emanzipation  die  Bauern 
110  Millionen  Deßjatinen  Anteilsland,  11  Millionen  pachteten 
sie  hinzu,  und  5Vs  Million  hatten  sie  bis  1892  ohne  Ver- 
mittelung  der  Bank  erworben.  Die  Tätigkeit  der  Bank  ge- 
winnt aber  etwas  größere  Bedeutung,  wenn  man  berück- 
sichtigt, daß  60 — 70  ^/o  der  durch  sie  erworbenen  Grundstücke 
unmittelbar  an  das  Bauernland  angrenzen,  und  daß  durch  die 
Abrundung  und  Ergänzung  des  früheren  Besitzes  eine  bessere 
Ausnutzung  desselben  ermöglicht  wird. 

Reform.  Eine  durchgreifende  Reform  ging  von  Finanz- 
minister S.  J.  Witte  aus,  der  reges  Interesse  am  Wohl  und 
Weh  des  Bauernstandes  nahm,  der  ftlr  Rußland,  dessen 
städtische  Bevölkerung  nur  13,4%  der  gesamten  Einwohner- 
zahl ausmacht,  so  wichtig  ist;  wichtig  nicht  nur,  weil  er  die 
Mehrzahl  darstellt,  sondern  auch,  weil  er  der  Hauptsteuer- 
zahler ist.  Zuerst  suchte  Witte  die  Mittel  zu  erhalten,  den 
Zinsfuß  zu  ermäßigen  durch  Konversion  der  Zertifikate.  Durch 
Ukas  vom  23.  März  1893  ^  wurden  die  5^/2  ^lo  igen  Zertifikate, 
von  denen  51,07  Millionen  Rubel  im  Umlauf  waren,  gekündigt 
und  den  Besitzern  4 V2  ^lo  Zertifikate  zum  Kurs  von  99  ^lo  an- 
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geboten.  Es  wurden  43,78  Millionen  Rubel  konvertiert,  der 
Rest  zu  98 ^/o  begeben;  am  1.  Januar  1894  befanden  sich 
54,02  Millionen  Rubel  4Vfl®/oige  Zertifikate  im  Verkehr; 
außerdem  schuldete  die  Bank  der  Staatsbank  öVa  Millionen 
Rubel.  Die  Zuzahlungen  bei  der  Konversion  und  die  Ver- 
luste bei  der  Realisation  der  nicht  eingetauschten  Stücke,  im 
ganzen  0,58  Millionen  Rubel,  wurden  aus  dem  „Kapital  für 
gemeinnützige  Zwecke  im  Königreich  Polen",  das  der  Bank 
überwiesen  war,  bestritten.  Durch  Manifest  vom  14.  November 
1894  ^  wurde  femer  der  Bank  vom  Jahre  1895  an  ein  Teil 
der  Ablösungsgelder  überwiesen.  Die  Bank  erhält  l^/o  der 
im  Jahre  eingehenden  Ablösungszahlungen,  so  lange  diese  ^/lo 
des  Sollbetrags  nicht  übersteigen;  fiiefien  mehr  ein,  so  erhält 
die  Bank  weiter  ^/s  des  letzten  Zehntels  des  Sollbetrages  und 
die  Hälfte  der  über  diesen  hinausgehenden  Summe.  Das  Ver- 
mögen der  Bank  soll  aber  nicht  über  50  Millionen  Rubel 
steigen.  Durch  die  Konversion  der  Zertifikate  und  die  aus 
den  AblöBungszahlungen  fließenden  Beträge  war  die  Bank  in 
den  Stand  gesetzt,  1894  den  Zinsfuß  für  die  Darlehen  von 
5  V2  auf  4V2  ^/o  herabzusetzen  und  die  Beleihungsfristen  von 
24V2  und  34V9  Jahren  auf  26*/2  bezw.  88'/2  Jahre  zu  ver- 
längern. 

Die  Bank  selbst  wurde  durch  Ukas  vom  27.  November 
1895'  umgestaltet.  Sie  soll  nun  aus  ihrer  passiven  Rolle 
heraustreten;  sie  wurde  ermächtigt,  im  Betrag  ihres  eigenen 
Kapitals  selbst  Güter  anzukaufen,  sie  den  Bedürfnissen  ent- 
sprechend aufzuteilen  und  an  Bauern  weiter  zu  veräußern. 
Das  eigene  Kapital  der  Bank  setzt  sich  aus  den  Beträgen,  die 
ihr  nach  dem  Manifest  vom  14.  November  1894  zufallen,  aus 
dem  „Kapital  für  gemeinnützige  Zwecke  im  Königreich  Polen*' 
und  aus  den  Gewinnen  zusammen.  Die  Erlaubnis  zum  An- 
kauf von  Land  wurde  der  Bank  erst  auf  fünf  Jahre  erteilt, 
nach  Ablauf  dieser  Frist  aber  auf  weitere  zehn  Jahre  ver- 
längert. Den  Ankauf,  welcher  der  Genehmigung  des  Finanz- 
ministers bedarf,  beschließt  der  Verwaltungsrat  der  Bauern- 
und  der  Adelsagrarbank  gemeinsam.  Die  Bank  teilt  einzelne 
Parzellen  ab  und  veräußert  sie;  sie  kann  sie  auch  verpachten, 
jedoch  auf  nicht  länger  als  9  Jahre.  Sie  stundet  dem  Käufer 
90^/0,  in  besonderen  Fällen  die  ganze  Kaufsumme.  Sie  schießt, 
wie  früher,  den  Bauern  Geld  zum  Ankauf  von  Land  vor  und 
beleiht  nun  auch  Grundstücke,  die  nicht  durch  ihre  Ver- 
mittel ung  erworben  sind;  Beleihungsgrenze  ist  hier  ebenfalls 
90  ^lo,  in  besonderen  Fällen  100<>/o  des  Wertes.  Sie  darf  bis 
zu  90  ®/o  des  Wertes,  auch  für  die  von  ihr  verkauften  Grund- 
stücke,   Zertifikate  ausgeben;    wenn  sie   bis   100 ^/o  ausleiht, 
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muß  sie  die  lO^/o  aus  ihren  eigenen  Mitteln  decken,  aus  denen 
sie  auch  die  Landankäufe  bestreiten  muß,  da  sie  ftir  den 
Gegenwert  der  in  ihrem  Besitz  befindlichen  Grundstücke  keine 
Pfandbriefe  ausgeben  darf.  Als  Darlehennehmer  können  nun 
außer  Gemeinden,  Genossenschaften  und  einzelnen  Bauern 
auch  Kleinbürger,  wenn  sie  auf  einem  Dorfe  wohnen  und 
Ackerbau  betreiben,  auftreten.  Der  Leihfrist  wurde  eine 
größere  Mannigfaltigkeit  verliehen;  sie  wurde  auf  13,  18,  28, 
41  und  55^/8  Jahre  zugelassen,  wobei  vorzeitige  Tilgung  in 
bar  gestattet  wurde.  Die  Beleihungen  wurden  auch  auf  den 
Kaukasus,  Sibirien  und  die  Ostseeprovinzen  ausgedehnt.  Die 
Stundung  der  Rückstände  und  lautenden  Zahlungen  wurde  bei 
Unglücksfällen  wie  Hagelschlag  usw.  auf  drei  Jahre  aus- 
gedehnt, bei  wiederholten  Unfällen  auf  sechs  Jahre.  Um  die 
früheren  Mißbräuche  zu  vermeiden,  wurde  der  Bank  zur 
Pflicht  gemacht,  die  Bauern  beim  Ankauf  zu  beraten,  Kosten- 
anschläge aufzustellen  und  die  Kaufverträge  zu  prüfen.  Die 
Bank  blieb  dem  Finanzministerium  unterstellt;  sie  wird  ge- 
leitet von  einem  vom  Finanzminister  ernannten  Direktor,  dem 
ein  zweiter  Direktor  zur  Seite  steht,  und  einem  fUnfgliederigen 
Verwaltungsrat,  bestehend  aus  dem  Direktor  und  vier  Mit- 
gliedern, die  ebenfalls  vom  Finanzminister  auf  Vorschlag  des 
Direktors,  des  Vertreters  des  Ministeriums  des  Innern,  Ab- 
teilung für  Aussiedlung,  und  der  Staatskontrolle  bestimmt 
wird.  Zur  Verbilligung  der  Verwaltung  wird  die  Direktor- 
stelle der  Bauernbank  vom  Direktor  der  Adelsbank  mit  ver- 
sehen. Diese  enge  Verbindung  der  beiden  ständischen  Kredit- 
anstalten hat  vielfach  zu  der  Klage  Anlaß  gegeben,  die 
Bauernbank  nehme  hauptsächlich  die  Interessen  der  Adligen 
wahr  und  ermögliche  diesen  die  Abstoßung  selbst  des  schlech- 
testen Landes  zu  übertrieben  hohen  Preisen. 

Zertifikate.  Von  den  Zertifikaten  wurden  1894 
10  Millionen  Rubel  realisiert;  der  Frlös  wurde  zum  größten 
Teil  zur  Rückzahlung  der  Schuld  an  die  Staatsbank  ver- 
wendet. Der  Kredit  derselben  wurde  aber  im  folgenden  Jahr 
wieder  in  Anspruch  genommen,  um  die  Darlehnsbedürfnisse 
zu  befriedigen,  ohne  Zertifikate  auszugeben.  Am  2.  Juni  1895  ^ 
wurde  die  Emission  von  10  Millionen  Rubel  4^/o  Zertifikaten 
genehmigt,  denen  1897  zwei  Anleihen  zu  15  und  10  Millionen 
und  1898  eine  weitere  zu  50  Millionen  4®/o  Papiere  folgten. 
Am  27.  Februar  1898'  wurde  die  Konversion  der  4}l2^lo 
Zertifikate,  von  denen  noch  57,06  Millionen  im  Verkehr  waren, 
in  4®/o  befohlen,  und  1899  diese  Operation  glücklich  durch- 
geführt. Nun  konnte  auch  der  Zins  für  die  Darlehen  von 
4^/2  ®/o   auf  4  **/o ,   sowie   die  Provision   von  1  ®/o   auf  ^U  ^/o  er- 


»  V.  S.  d.  Gr.  m,  Nr.  11788. 
«  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  15081. 
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mäßigt  werden.  Bis  1901  steigerte  die  Bank  den  Pfandbrief- 
umlauf  auf  213,34  Millionen  Rubel  und  brachte  ihr  eigenes 
Kapital  auf  16  Va  Millionen  Rubel.  Das  Reservekapital  wurde 
aber  durch  die  Verluste  bei  der  Realisation  der  Anleihe  fast 
ganz  aufgezehrt  Mit  der  Versteifung  des  Geldmarktes  wurde 
der  Absatz  der  Zertifikate  erschwert;  die  IX.  50  Millionen 
Rubel  Anleihe  mufite  von  den  Sparkassen  übernommen  werden, 
die  sie  mit  Verlusten  abstießen.  Auch  die  X.  und  XL 
Emission  brachte  Verluste,  so  daß  das  eigene  Kapital  an- 
gegriffen werden  mußte.  Im  ganzen  hatte  die  Bank  am 
1.  Januar  1904  376,35  Millionen  Rubel  Zertifikate  im  Um- 
lauf. Infolge  des  Anziehens  der  Zinssätze  sah  sich  die  Bank 
genötigt  im  Jahre  1905  zum  4^/8  ^/o  igen  Zinsfuß  zurück- 
zukehren. Sie  hatte  am  1.  Januar  1906  6  Millionen  Rubel 
4^/2^/oiger  und  443,48  Millionen  Rubel  4®/oiger  Pfandbriefe 
im  Verkehr. 

Darlehen  zum  Ankauf  von  Land  durch  Ver^ 
mittelung  der  Bank.  Mit  dieser  Vermehrung  der  Mittel 
konnte  die  Bank  ihre  Darlehnsgewfthrung  von  Jahr  zu  Jahr 
steigern.  Mit  der  Verbilligung  des  Zinssatzes  wuchs  auch  die 
Nachfrage.  Während  bis  1896  durchschnittlich  jährlich  5  bis 
7  Millionen  Rubel  Darlehen  gegeben  wurden,  stieg  diese 
Summe  von  21,08  Millionen  im  Jahre  1897  auf  60,04  Millionen 
im  Jahre  1903.  Der  größte  Teil  der  Darlehen  wurde  Ge- 
nossenschaften gegeben  (1903:  50,63  Millionen),  nur  ein  ge- 
ringer Teil  Gemeinden  und  einzelnen  Bauern  (1903 :  7,99  bez. 
1,42  Millionen).  Die  meisten  Darlehen  waren  auf  55^/2  Jahre 
(1903:  53,39  Millionen)  abgeschlossen. 

Mit  dem  Ausbruch  des  russisch-japanischen  Krieges  wurden 
die  Geschäfte  der  Bauernbank  eingeschränkt.  Durch  Ukas 
vom  26.  März  1904^  wurde  die  Beleihungshöhe  auf  60®/o  des 
Schätzungswertes,  wenn  das  Darlehn  von  einem  einzelnen 
Hofbesitzer,  auf  75®/o,  wenn  es  von  einer  Gemeinde  oder 
Bauemgenossenschaft  gefordert  wird,  herabgesetzt.  Die  Agrar- 
unruhen  trugen  auch  dazu  beii,  die  Geschäfte  der  Bank  zu- 
rtlckgehen  zu  lassen.  Bei  der  Bank  gingen  in  den  Jahren 
1904  und  1905  nur  halb  soviel  Gesuche  um  Beleihungen  zum 
Ankauf  von  Gütern  wie  in  den  frühern  Jahren  ein  (1903: 
7041,  1905:  3754). 

Der  größte  Teil  des  Landes,  zu  dessen  Ankauf  die  Bank 
Darlehen  gibt,  ist  von  Adligen  erworben  (1905:  54 ^/o),  ein 
nicht  geringer  Teil  von  Bauern  (1905:  13,2  ®/o),  z.  T.  waren 
auch  Bauern  gezwungen,  Land,  das  sie  selbst  erst  erworben 
hatten,  aber  nicht  halten  konnten,  wieder  zu  veräußern.    Die 


^   Tätigkeit  der  Bauernbank   im   Jahre   1904.     Finanzbote,    1906, 
Nr.  32. 
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Hälfte  dieses  Bauernlandes,  stammte  von  den  Baschkiren  (Erb- 
besitzer) in  den  Oouvernements  Ufa,  Perm  und  Orenburg*. 
Seit  die  Bank  selbst  in  größerm  Maßstab  fUr  eigene  Rechnung 
Güter  erwirbt,  also  seit  1898  ist  auch  der  Prozentsatz  des 
Landes,  den  sie  an  Bauern  abgibt,  gestiegen;  1905  waren  es 
19,6 **/o.  Der  größte  Teil  der  Käufer  sind  Bauern,  die  nur 
ihren  Anteil  am  Gemeindeland  haben  (1904:  62%,  1905: 
54^  o);  nicht  unbedeutend  ist  jedoch  auch  die  Zahl  der  Käufer, 
die  vor  dem  Erwerb  kein  Land  besaßen,  für  die  die  Bank 
anfänglich  überhaupt  nur  geplant  war  (1905:  13®/o).  Bis  zum 
1.  Januar  1906  hat  die  Bauern bank  in  den  23  Jahren  ihrer 
Tätigkeit  60185  Vorschüsse  in  Höhe  von  492,33  Millionen 
Rubel  zum  Ankauf  von  8,27  Millionen  Deßjatinen  Land  ge- 
geben; der  Kaufpreis  betrug  644,73  Millionen  Rubel;  es  be- 
nutzten den  Kredit  der  Bank  1,28  Millionen  Hofbesitzer  oder 
4,06  Millionen  männliche  Seelen;  am  1.  Januar  1906  blieben 
der  Bank  7,71  Millionen  Deßjatinen  mit  440,61  Millionen 
Rubel  verpfändet. 

Darlehen  auf  Land,  das  ohne  Vermittlung  der 
Bank  erworben  ist,  zu  gewähren,  war  bei  der  Reform  im 
Jahre  1895  der  Bauembank  gestattet  worden,  ein  Geschäft, 
wie  es  die  sonstigen  Bodenkreditanstalten  betreiben.  Großen 
Umfang  hat  es  jedoch  nicht  angenommen;  von  1896  bis  zum 
1.  Januar  1906  hatte  die  Bank  in  1530  Fällen  142632  Deß- 
jatinen mit  7,25  Millionen  Rubel  beliehen.  Diese  Darlehen 
benutzten  18674  Hofbesitzer  mit  63661  männlichen  Seelen. 
Die  Kapitalschuld  betrug  am  1.  Januar  1906  noch  6,82  Millionen 
Rubel,  gegen  die  141424  Deßjatinen  der  Bank  verpfändet 
waren. 

Der  Ankauf  von  Gütern  für  eigene  Rechnung, 
der  ebenfalls  durch  Ukas  vom  27.  November  1895  genehmigt 
wurde,  hat  aber  recht  große  Bedeutung  erlangt;  es  wurden 
von  1896  bis  zum  1.  Januar  1906  im  ganzen  504  Güter  mit 
0,96  Millionen  Deßjatinen  Land  von  der  Bank  erworben  und 
dafür  68,18  Millionen  Rubel  gezahlt.  Gleichzeitig  mit  der 
Herabsetzung  der  Beleihungsgrenze  wurde  durch  den  Ukas 
vom  26.  März  1904  der  Bank  der  Ankauf  von  Gütern  für 
eigene  Rechnung  verboten;  es  wurde  ihr  nur  gestattet, 
Ländereien,  die  den  Baschkiren  im  Gouvernement  Ufa,  Oren- 
burg  und  Samara  gehören,  in  Höhe  von  IVe  Millionen  Rubel 
jährlich  zu  erwerben. 


^  Die  Baschkiren,  denen  die  Regierung  einen  Teil  ihres  früheren  Be- 
sitzes als  Reservat  (Erbbesitzer)  zugewiesen  hat,  ziehen  z.  T.  die  Wander- 
schaft dem  Festsitzen  vor ;  sie  verpachteten  ihre  Ländereien  an  russische 
Kolonisten  und  kamen  häufig  in  die  Lage,  bei  ihren  Pächtern  vorüber- 
gehend Lohnarbeit  verrichten  zu  müssen.  Die  ßauembank  vermittelt 
nun  den  Übergang  der  Baschkirenländereien  in  die  Hände  der  die  Felder 
bereits  bebauenden  russischen  Kolonisten. 
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Der  Weiterverkauf  ging  nur  langsam  von  statten,  am 
l.  Januar  1906  besaß  die  Bank  noch  108  Güter  mit  0,26  Milli- 
onen Deßjatinen  im  Werte  von  16,52  Millionen  Rubel.  Der 
größte  Teil  dieses  Landes  war  von  Adligen  erworben,  ein  er- 
heblicher Teil  auch  von  der  Adelsbank  und  in  den  letzten 
beiden  Jahren  auch  von  den  Baschkiren. 

Die  Zahlungen  gingen  ziemlich  regelmäßig  ein,  am 
1.  Januar  1904  waren  der  Bank  nur  37  673  Deßjatinen  ver- 
blieben, die  sie  wegen  Rückständen  übernommen  hatte,  die 
Schuld  hierauf  belief  sich  auf  2,31  Millionen  Rubel.  Infolge 
des  Krieges  und  der  Unruhen  konnten  die  Schuldner  ihren 
Verpflichtungen  schlecht  nachkommen,  es  gingen  im  Jahre  1904 
nur  71,3  <>/o,  1905  nur  59,9  <>/o  der  feUigen  Zahlungen  ein.  Die 
Bank  gewährte  im  Jahre  1905  in  530  Fällen  Stundungen, 
dennoch  kamen  37  Güter  zur  Versteigerung,  von  denen  31 
nicht  verkauft  wurden.  Es  blieben  der  Bank  am  1.  Januar 
1906  126  Güter  mit  51 514  Deßjatinen,  auf  denen  ein  Hypo- 
thekenrest von  3,15  Millionen  Rubel  lastete. 

Die  Gewinne  der  Bank  waren  beträchtlich;  seit  1900 
haben  sie  mehr  als  2  Millionen  Rubel  betragen;  1903  waren 
es  3,52  Millionen  Rubel.  Hauptsächlich  stammten  die  Ge- 
winne aus  den  Zahlungen  der  Bauern  zur  Unterhaltung  der 
Bank  ('/i^/o),  die  mit  der  gewaltigen  Ausdehnung  der  Tätig- 
keit der  Bank  entsprechend  wuchsen;  die  Unkosten  stiegen 
aber  durch  die  im  Jahre  1895  herbeigeführte  Verbilligung  der 
Verwaltung  nicht  in  demselben  Maße.  Trotz  der  Gewinne 
ist  der  Reservefonds  gänzlich  aufgebraucht  worden,  da 
aus  ihm  die  Verluste  aus  der  Realisation  der  Zertifikate  ge- 
deckt wurden.  Es  wurde  hierzu  auch  teilweise  das  eigene 
Kapital  der  Bank  herangezogen,  das  am  1.  Januar  1904 
24,87  Millionen  Rubel  betrug,  nachdem  ihm  im  Jahre  1903 
4,09  Millionen  Rubel  aus  den  Ablösungszahlungen  zugeflossen 
waren.  Am  1.  Januar  1906  betrug  infolge  der  Kursverluste 
das  eigene  E^apital  der  Bank  nur  noch  22,94  Millionen  Rubel. 

Vom  Jahre  1906  an,  für  das  der  Rechenschaftsbericht 
noch  nicht  vorliegt,  hat  sich  die  Tätigkeit  der  Bank  stark 
ausgedehnt.  Das  Manifest  vom  3.  November  1905^  gab  der 
Bank  die  Möglichkeit,  wirksam  die  landarmen  Bauern  bei  der 
Erweiterung  ihres  Besitzes  durch  Vermehrung  der  Mittel  der 
Bank  und  durch  günstige  Bedingungen  bei  Gewährung  von 
Darlehen  zu  unterstützen.  Sie  begann  aber  anfangs  1906 
aus  Mangel  an  Barmitteln  mit  Pfandbriefen  zu  zahlen;  die 
Gutsbesitzer  erlitten  beim  Abstoßen  der  Papiere  empfindliche 
Verluste,  und  eine  Gruppe  von  ihnen  wendete  sich  mit  einer 


1  Tätigkeit  der  Bauernbank  im  Jahre  1905.     Fiuansbote,   1907« 
Nr.  25. 
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Klage  gegen  die  Bank  an  den  Finanzminister.'  Drei  Ukase 
wiesen  der  Bank  Ländereien  zur  Veräußerung  an  die  Bauern 
zu.  Der  Ukas  vom  12.  August  1906  bestimmte  4  Millionen 
Defijatinen  Apanage -Ländereien,  soweit  sie  für  landwirt- 
schaftliche Zwecke  nutzbar  sind,  der  Ukas  vom  27.  August 
1906  5  Millionen  Defijatinen  Domänenland  und  der  Ukas 
vom  19  September  Kabinetsländereien  des  Zaren  (die  etwa 
den  Schatuilgütern  in  Preufien  entsprechen)  in  Sibirien  am 
Altai  zum  Verkauf  an  die  Bauern.^  Die  Aufmessung  und 
Verteilung  des  Landes  erfordert  aber  bei  dem  Mangel  an 
geschulten  Beamten  geraume  Zeit. 

Auf  die  Beurteilung  der  Wirksamkeit  der  Bauemagrar- 
bank  ist  später  bei  Besprechung  des  Hypothekarkredits  näher 
eingegangen. 


^  Glaser:  WirtschaftspolitiBche  Annalen.  1906.  Berlin  1907. 
S   389. 

*' Raffalovich:  Le  marcW  financier  1906-1907.  Paris  1907. 
S.  606. 


Viertes  Kapitel. 

Reichs-Adelsagrarbank. 


Organisation.  Nachdem^  gemäfi  dem  Ukas  vom 
16.  April  1859,'  die  Leihbank,  die  Depositenkassen  und  die 
Kollegien  der  allgemeinen  Fürsorge  die  Beleihungen  eingestellt 
hatten,  war  den  Gutsbesitzern  die  Möglichkeit  eines  billigen 
Hypothekenkredites  genommen.  Einige  Jahre  gab  es  gar 
keine  Anstalten,  die  ihn  gaben,  und  so  waren  die  Gutsbesitzer 
auf  den  teuern  Elredit  von  Privaten  angewiesen.  Die  zu  An- 
fang der  70  er  Jahre  ins  Leben  tretenden  Hypothekenbanken 
nahmen  10  ^/o  und  mehr.  Die  Regierung  hielt  für  die  Guts- 
besitzer Kredite  nicht  für  nötig,  da  diese  infolge  der  Bauern- 
befreiung viele  flüssige  Mittel  in  die  Hände  bekommen  hatten. 
Diese  Gelder  waren  aber  z.  T.  sehr  rasch  verschwendet,  oder 
auch  beim  Börsenspiel  verloren,  wozu  die  vielen  neuen  Werte 
der  Banken  und  der  Eisenbahngesellschaften  reichlich  Ge- 
legenheit boten. 

So  waren  die  Gutsbesitzer  in  eine  schlimme  Lage  ge- 
kommen. Als  sich  im  Jahre  1883  der  AcTel  des  Gouvernements 
Orel  an  Alexander  III.  mit  der  Bitte  um  Gewährung  von 
langfristigen  Ea*editen  aus  Staatsmitteln  wendete,  beschlofi  der 
Kaiser  zum  früheren  Prinzip  des  Staatshypothekenkredites, 
das  1860  verlassen  war,  zurückzukehren  und  die  Deckung 
des  langfristigen  Kreditbedürfnisses  nicht  mehr  allein  der 
Privatinitiative  zu  überlassen.  Unter  Bunge  wurde  durch 
Ukas  vom  3.  Juni  1885'  die  Gründung  einer  Reichs-Adels- 
agrarbank befohlen,  deren  Ziel  die  Erhaltung  des  erblichen 
Adels  auf  seinen  Gütern  bilden  sollte. 

Die  Verwaltung  dieser  Bank  liegt  einem  Direktor  und 
einem  Rat  ob,  dessen  Mitglieder  vom  Finanzminister  auf  Vor- 


1  V.  S.  d.  G.  n,  Nr.  34379. 
«  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  3016. 
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schlag  des  Adels  ernannt  werden.  Ihre  Kontore  wurden  bei 
denen  der  Bauernbank  eröffnet,  deren  Personal  ihre  Qeschäfte 
mit  erledigen  mußte,  um  möglichst  wenig  Handlungsunkosten 
zu  haben.  Sie  gibt  Darlehen  auf  Güter,  die  Adligen  gehören 
und  im  europäischen  Rußland  liegen  (außer  Finnland,  Polen 
und  den  Ostseeprovinzen) ;  diese  waren  anfänglich  innerhalb  48 
Jahren,  später  innerhalb  66  Jahren  zu  tilgen.  Sie  nahm  5  ^/o 
Zinsen,  Va®/o  Amortisation,  Vi^lo  zur  Unterhaltung  der  Bank 
und  zur  Bildung  eines  Reservefonds  und  ^U^lo  einmalige 
Provision ,  im  ganzen  zahlte  der  Adel  also  5^/4  ^/o ,  abgesehen 
von  der  Provision,  während  die  Bauern  zu  jener  Zeit  T^k  ®/o  bis 
8V2®/o  zahlen  mußten.  Die  Darlehen  wurden  in  barem  Geld 
gegeben ,  wobei  ein  fester  Abrechnungskurs  von  98  ^/o  für  die 
Pfandbriefe,  deren  Realisation  die  Staatsbank  übernahm,  an- 
gesetzt wurde.  Sie  belieh  die  Güter  bis  60  ^/o  des  Wertes, 
wenn  sie  aber  bei  privaten  Hypothekenbanken  bereits  verpfändet 
waren  und  von  der  Adelsbank  abgelöst  werden  sollten  bis 
75  ^/o.  Zur  Ablösung  der  alten  Hypotheken  kaufte  die  Staats- 
bank für  26  Millionen  Rubel  Pfandoriefe  privater  Hypotheken- 
banken, die  sie  der  Adelsbank  übergab.  Die  Bank  sollte 
nur  dem  Stand  dienen,  für  den  sie  gegründet  war;  deshalb 
mußte  beim  Verkauf  eines  Gutes  an  einen  Nichtadligen  die  Hypo- 
thek innerhalb  fünf  Jahren  gelöscht  werden;  später  wurde  diese 
Frist  auf  zehn  Jahre  ausgedehnt.  Zum  Beginn  der  Geschäfte 
schoß  die  Staatsbank  3  Millionen  Rubel  vor.  Weitere  Mittel 
sollte  die  Bank  sich  durch  Pfandbriefausgabe  auf  Grund  der 
Hypotheken  verschaffen.  Diese  Pfandbriefe  wurden  vom 
Staate  garantiert.  Die  ersten  100  Millionen  Rubel  dieser  5  ®/o 
Papiere  wurden  der  Staatsbank  übergeben,  die  sie  entsprechend 
den  von  der  Adelsbank  gewährten  Darlehn  verkaufen  sollte. 
Den  Emissionskurs  setzte  der  Finanzminister  im  Verein  mit 
dem  Staatsbankpräsidenten  und  dem  Adelsbankdirektor  fest. 
Etwaige  Gewinne  bei  der  Realisation  sollten  der  Adelsbank 
zufallen,  Verluste  dagegen  die  Staatsbank  tragen. 

Tätigkeit.  Sofort  nach  Betriebseröffnung  setzten  die 
Privathypothekenbanken  ihren  Zinsfuß  von  10  ^/o  auf  8^o 
herab.  Die  günstigen  Bedingungen  lockten  -einen  großen 
Kundenkreis  an;  1886  gab  die  Bank  bereits  68,78  Millionen 
Rubel  Darlehen,  während  nur  13,8  Millionen  Rubel  Pfand- 
briefe begeben  wurden.  Den  Rest  hatte  die  Staatsbank  vor- 
geschossen. Während  Wyschnegradski  für  die  Bauern  wenig 
Interesse  zeigte,  begünstigte  er  den  Adel  um  so  mehr.  In 
den  Jahren  1887  und  1888  wurden  der  Staatsbank  weitere 
je  50  Millionen  Rubel  5^/o  Pfandbriefe  zur  Realisation  über- 
geben, um  die  Forderungen  an  Darlehen  befriedigen  zu  können, 
die  in  der  Bilanz  vom  1.  Januar  1888  mit  138,61  Millionen 
Rubel  figurieren.  Die  Begebung  der  Pfandbriefe  gelang,  da 
die  Staatsbank  sehr  vorsichtig  damit  vorging,  zu  Kursen  über 
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98®/oy  dem  Abrechnungskurs;  so  konnte  die  Adelsbank  einen 
Reservefonds  sammebi,  da  ihr  die  Gewinne  zufielen. 

Die  erhaltenen  Gelder  wurden  aber  häufig  nicht,  wie  es 
eigentlich  im  Sinne  der  Einrichtung  lag,  zur  Verbesserung 
und  Ergänzung  von  Inventar  und  zur  Bodenmelioration  be- 
nutzt, sondern  oft  zur  Anlage  in  Industrie-  und  Bankaktien 
verwendet,  die  mehr  als  5 V4  **/o  Zinsen  brachten  oder  wenigstens 
bringen  sollten. 

Trotz  des  geringen  Prozentsatzes  und  der  günstigen  Ernte 
gingen  die  Zins-  und  Amortisationszahlungen  im  Jahre  1888 
schlecht  ein;  die  Rückstände  wuchsen  mehr  und  mehr  an. 
Dem  Adel  schien  noch  wenig  geholfen.  Um  nun  billiges 
Geld  zu  verschaffen  und  damit  dem  Adel  Vergünstigungen 
gewähren  zu  können,  wurde  die  Ausgabe  von  80  Millionen 
Rubel  5®/o  Prämienpfandbriefe  durch  Ukas  vom  12.  Oktober 
1889^  befohlen.  Die  glänzenden  Erfolge  der  beiden  ersten 
Prämienanleihen  von  1864  und  1866  hatte  diese  Art  Papiere 
günstig  erscheinen  lassen.  Die  Pfandbriefe  wurden  mit  215  ^/o 
aufgelegt,  die  Zahlungen  in  jeder  Weise  erleichtert;  so  wurde 
die  Anleihe  stark  überzeichnet.  Buchmäßig  erhielt  die  Bank 
dadurch  90  Millionen  Rubel  zinsloses  Kapital.  Der  Erlös 
der  Anleihe  wurde  zur  Abtragung  der  Schuld  der  Adelsbank 
an  die  Staatsbank  verwendet. 

Im  selben  Jahr  wurde  durch  Ukas  vom  12.  Oktober  ^  der 
Zinsfuß  für  Darlehen  von  5®/o  auf  4V2®/o  herabgesetzt,  die 
Amortisation  bei  einer  Frist  von  51*/4  Jahren  auf  ^/2®/o,  bei 
38^4  Jahr  auf  1  ®,'o.  Neue  Darlehen  wurden  nun  zum  vollen 
Nennwert  ausgezahlt,  die  Verluste  bei  der  Realisi^ion  der 
Pfandbriefe  von  der  Bank  getragen.  Den  alten  Darlehen- 
nehmem  wurden  die  2  ®/o,  die  ihnen  abgezogen  waren,  wieder 
vergütet.  Die  Strafen  für  die  Rückstände  wurden  ermäßigt, 
die  Rückstände  selbst  ohne  Verzinsung  zum  Kapital  ge- 
schlagen. Diese  Rückstände  hatten  1889  eine  Höhe  von  11  Mil- 
lionen Rubel  erreicht,  die  durch  die  Vergütung  von  2^/o  und 
die  Kapitalisierung  beseitigt  wurden.  Der  Adel  hoffte  aber 
auf  weitere  Vergünstigungen  und  entrichtete  deshalb  seine 
Zahlungen  nicht;  die  Rückstände  wuchsen  abermals  an  und 
machten  im  Jahre  1893  mit  infolge  der  Mißernte  (1891/2) 
10*  2  Millionen  Rubel  aus. 

Obgleich  die  Bank  nur  4*/2^o  von  ihren  Debitoren  er- 
hielt, emittierte  sie  weiter  5S  Pfandbriefe,  von  denen  1892 
147,82  Millionen  Rubel  im  Verkehr  waren,  während  von  4V'a  ^/o 
nur  10  Millionen  Rubel  ausgegeben  waren.  Erst  1893  wurde 
die  Emission  von  5  ®/o  Pfandbriefen  eingestellt  und  die  Summe 
der  ausgegebenen  durch  verstärkte  Tilgung  bis  zum  April  1894 
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auf  111,62  MillioDen  vermindert.  Diese  wurden  durch  Ukas 
vom  13.  Mai  1894  ^  gekündigt  und  den  Inhabern  4V9  ^/o  Pfand- 
briefe angeboten.  Zugleich  wurden  auch  27,69  Millionen  5% 
Pfandbriefe  des  Gegenseitigen  Bodenkreditvereins  und  2  Mil- 
lionen 5^/o  VI.  Bankbillete,  die  gegen  6^/o  Pfandbriefe  der 
Saratow-Simbirsk'schen  Agrarbank  gegeben  waren,  zu  4^2  ^;o 
Adelsbank-Pfandbriefen  konvertiert.  Die  Operation  ging  gut 
von  statten;  von  141,32  Millionen  Rubel  4^/2^/0  Papiere,  die 
(Ur  die  Konversion  bestimmt  waren,  wurden  133,93  Millionen 
eingetauscht.  Weitere  Ausgaben  von  4*/«  ^/o  Pfandbriefen 
konnten  z.  T.  nur  zu  Kursen  unter  Pari  untergebracht  werden; 
die  Darlehnnehmer  wurden  aber  voll  ausbezahlt. 

Das  Gleichmafi  im  Zinsfuß  der  Darlehen  und  Pfandbriefe, 
das  durch  die  Konversion  herbeigeführt  war,  wurde  durch 
das  Manifest  vom  14.  November  1894'  wieder  aufgehoben. 
Den  Darlehnnehmern  wurden  nicht  mehr  4V2  ®/o,  sondern  nur 
4®/o  berechnet.  Ferner  wurden  ihnen  Vergünstigungen  ge- 
währt für  die  Rückstände  aus  den  Notjahren  1891/2.  Im 
folgenden  Jahr  folgte  der  Prozentsatz  der  Pfandbriefe  dem 
der  Darlehen.  Es  wurde  die  Ausgabe  von  40  Millionen  4®/o 
Pfandbriefe  genehmigt,  von  denen  35  Millionen  abgesetzt 
wurden.  Von  den  1896  zur  Ausgabe  bestimmten  100  Millionen 
4^0  Pfandbriefe  konnten  im  laufenden  und  folgenden  Jahr 
88  Millionen  realisiert  werden. 

Im  Jahre  1897®  wurden  die  Zinsen  .für  die  vor  dem 
1.  Mai  1897  gegebenen  Darlehen  von  4^/o  auf  SVa^'o  herab- 
gesetzt und  für  Strafen  und  Rückstände  abermals  Vergünsti- 
gungen gewährt.  Am  4.  April  1897^  war  bereits  die  Aus- 
gabe von  100  Millionen  3^/2^/0  ewig  steuerfreier  Pfandbriefe 
mit  vierteljährlichen  Kupons  genehmigt  worden.  Diese  Pa- 
piere sollten  bei  Kautionsleistungen  zum  Parikurs  angenommen 
werden y  und  wurden  auch,  um  sie  für  den  ausländischen 
Markt  annehmbar  zu  machen,  in  fremder  Valuta  ausgestellt. 
Im  Jahre  darauf  wurde  in  Verfolgung  des  Ukases  vom  16.  Ja- 
nuar 1898*  unter  Bonifikation  von  2^lo  von  den  172,78  Mil- 
lionen Rubel  4V2<>/o  Pfandbriefe  140,7  Millionen  in  3^12  ^lo 
konvertiert;  die  nicht  eingetauschten  32,08  Millionen  Rubel 
3V2  ^/o  Papiere  wurden  begeben.  Im  Selben  Jahre  folgte  noch 
eine  III.  100  Millionen  3  ^k^lo  Pfandbriefausgabe,  1899  eine  IV. 
in  gleicher  Höhe,  obgleich  die  Zinsen  für  Darlehen  auf  4^/o 
(mit  Amortisation  und  Kostenbeitrag  5^'o)  erhöht  worden 
waren,  1903  eine  V.  von  50  Millionen  Rubel.  Die  letzten 
beiden  Anleihen  übernahm  die  Staatsbank  teils  auf  den  Fonds 
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der  Sparkassen,  teils  sachte  sie  sie  durch  rassische  and  aus* 
Iftndische  Bankhäuser ,  besonders  durch  den  CrMit  Lyonnais, 
abzusetzen.  Die  Verluste,  die  durch  die  Realisierung  der 
niedrigverzinslichen  Pfandbriefe  entstanden ,  deckte  sie  aus 
dem  Reservefonds  y  der  dadurch  fast  ganz  verzehrt  wurde. 
Ottter,  die  die  Adelsbank  bei  der  Versteigerung  kaufen  mußte, 
gingen  an  die  Bauembank  über.  Von  den  26  Filialen  waren 
23  in  Verbindung  mit  der  Bauernbank  errichtet,  mit  der  sie 
in  enger  Beziehung  blieb. 

Seit  1894  leiht  die  Bank  russischen  erblichen  Adligen  die 
Mittel,  um  in  den  westlichen  Qouvemements  (Polen)  Gtlter 
von  Nichtrussen  zu  erwerben.  Es  wurden  bis  zum  1.  Ja- 
nuar 190Ö  im  ganzen  durch  die  Vermittlung  der  Bank  184 
Oüter  mit  414735  Deßjatinen  im  Werte  von  25,10  Millionen 
Rubel  erworben ,  auf  die  die  Bank  18,73  Million  Rubel  vor- 
gestreckt hat^. 

Trotz  der  Erleichterung  der  Bedingungen  nahm  die  Zahl 
der  zur  Versteigerung  gelangenden  Güter  zu;  1898  waren  es 
30,  1900  waren  es  40  Güter.  Zur  Herbstauktion  1903  waren 
im  ganzen  2513  Gflter  zur  Versteigerung  angemeldet,  das  waren 
10,8  ®/o  aller  verpfändeten  Güter.  Zur  Versteigerung  kamen 
nur  15,  da  die  übrigen  unter  Hinterlegung  oder  Stundung  der 
Rückstände  zurückgezogen  wurden.  Meist  waren  die  ver- 
kauften Güter  stark  überschuldet,  im  Durchschnitt  bis  95,8  ^/o 
des  Taxationswertes.  Oft  wurde  die  Versteigerung  freiwillig 
herbeigeführt  um  zu  liquidieren,  z.  B.  bei  Erbteilung. 

Den  durch  die  schlechten  Ernten  der  Jahre  1905  und  1906 
und  durch  die  Agrarunruhen  geschädigten  Gutbesitzem  mußte 
die  Bank  in  den  letzten  Jahren  Stundungen  und  Vergünsti- 
gungen gewähren.  Ein  am  28.  Dezember  1907'  allerhöchst 
bestätigtes  Reichsratsgutachten  gestattet  der  Bank,  die  Rück- 
stände auf  3 — 6  Jahre  zu  stunden. 

Im  Jahre  1904  mußte  die  Adelsbank  ebenso  wie  die 
Bauembank  infolge  des  Ukases  vom  26.  März  ihre  Tätigkeit 
einschränken.     Sie  hatte  am  1.  Januar  1904 

Rubel  428205800  3V2  0'oige      Pfandbriefe 
„       146445900  4^/oige 

227100  4Vau.  5  <>/ö  ige 
„        65820000  5<*/oige  Prämienpfandbriefe 

im  ganzen  also    640698800  Rubel  Pfandbriefe 

im  Umlauf.  Am  1.  Januar  1906  war  der  Pfandbrief  betrag  nur 
um  20  Millionen  Rubel  gestiegen.  Die  Eapitalschuld  der  Dar- 
lehnnehmer  belief  sich  Ende  1905  auf  725,40  Millionen  Rubel 
und   die  Rückstände  auf  21,44  Millionen  Rubel;  der  Sonder- 


^  Die  Tätigkeit  der  Reichs- Adelsagrarbank  im  Jahre  1905.   Finanz- 
bote, 1907.    Nr.  26. 

«  Zeitung:  Ketsch.  10/23.    Nov.  1907. 


76  131. 

fonds  von  90  Millionen  Rubel,  der  von  dem  Agio  auf  die 
m.  Prämienanleihe  von  1889  gebildet  war,  war  durch  die  Ver- 
luste, die  durch  die  dem  Adel  gewährten  Vergünstigungen 
entstanden,  auf  74,94  Millionen  Rubel  zusammengeschmolzen. 
Im  ganzen  waren  auf  25461  Güter  mit  17,55  Millionen  Deßjatinen 
25621  Darlehne  gewährt  worden;  davon  gehörten  6041  Güter 
mit  1,98  Millionen  Deßjatinen  Nichtadligen,  deren  Schuld 
83,63  Millionen  Rubel  betrug.  Der  Schätzungswert  der  ver- 
pfändeten Güter  war  1313,21  Millionen  Rubel.  Der  größte 
Teil  der  Darlehen  war  auf  66 V2  Jahr;  1905  waren  98^,0  aller 
Hypotheken  auf  diese  längste  Frist  abgeschlossen. 

Der  Adelsbank  waren  in  einer  Sonderabteilung  2  Hypo« 
thekenbanken  angegliedert,  deren  Liquidation  sie  zu  führen 
hatte;  es  waren  dies  die  Saratow-Simbirsksche  Agrar- 
bank und  der  Gegenseitige  Bodenkreditverein.  Erstere  war 
eine  Aktiengesellschaft,  die  durch  ihre  schlechte  Verwaltung 
(Juchanzew)  in  Schwierigkeiten  geraten  war.  Die  Pfandbriefe 
waren  auf  die  einzelnen  Güter  ausgestellt;  die  Zinsen  waren 
von  den  Darlehnnehmern  an  die  Inhaber  der  Pfandbriefe  zu 
entrichten ;  waren  die  Pfandbriefe  in  mehreren  Händen,  so  war 
dies  oft  nicht  leicht.  Bei  unpünktlicher  Zahlung  konnten  die 
Pfand briefinhaber  das  belastete  Gut  zur  Versteigerung  bringen. 
Diese  Schwierigkeiten,  die  das  ganze  Hypothekenbankwesen 
diskreditieren  konnten,  veranlaßten  die  Regierung  im  Jahre 
1884^,  die  Liquidation  der  Bank  in  die  Hand  zu  nehmen;  sie 
setzte  2  Verwalter  ein,  die  vom  Finanz-  und  Justizminister 
ernannt  wurden.  Nach  Gründung  der  Adelsbank  bekam  diese 
die  Liquidation  übertragen.  Die  6^/q  Papierpfandbriefe  und 
b^lo  Metallpfandbriefe  wurden  in  5®/o  VI.  Bankbillete  um- 
getauscht, wobei  für  100  Rubel  Kreditpfandbriefe  80  Rubel 
in  Billeten,  für  125  Rubel  Metallpfandbriefe  150  Rubel  in 
Billeten  verabfolgt  wurden.  Im  ganzen  wurden  6,9  Millionen 
Rubel  Billete  zu  diesem  Zwecke  ausgegeben.  Bis  1894  waren 
4,9  Millionen  Rubel  Bankbillete  getilgt,  der  Rest  von  2  Millionen 
Rubel  wurde  in  4^/9  ®/o  Adelsbankpfandbriefe  konvertiert.  Die 
Liquidation  wickelte  sich  glatt  ab;  die  Aktionäre  erhielten 
50  ^/o.  Am  1.  Januar  1904  waren  der  Adelsbank  aus  der  Liqui- 
dationsmasse noch  58  Guter  mit  62  643  Deßjatinen  verp&ndet; 
der  Eapitalrest,  der  darauf  stand,  betrug  1,10  Millionen  Rubel. 
Weder  der  Staatsbank  noch  der  Adelsbank  erwuchsen  aus 
der  Liquidation  Verluste. 

Der  Gegenseitige  Bodenkreditverein  in  Peters- 
burg wurde  1866  von  einer  Anzahl  Großgrundbesitzer  ins 
Leben  gerufen;  seine  Satzungen  wurden  durch  Ukas  vom 
1.  Juni  1866'  unter  Finanzminister  Reutern  genehmigt.     Der 
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Verein  sollte  seine  Tätigkeit  auf  ganz  Rußland  mit  Ausnahme 
Polens  y  der  Baltischen  Provinzen  und  einiger  Gouvernements 
im  Süden  erstrecken.  Mitglieder  des  Vereins  waren  die  Dar- 
lehn nehmenden  Gutsbesitzer,  die  mit  ihren  Gütern  solidarisch 
hafteten.  Der  Sitz  der  Hauptverwaltung  war  Petersburg,  wo 
die  Generalversammlungen  abgehalten  wurden.  Provinzial- 
Versammlungen  hielten  die  Mitglieder  der  einzelnen  Gouverne- 
ments ab.  Äußer  durch  die  solidarische  Haftung  sollten  die 
Pfandbriefe  durch  einen  aus  Überweisungen  von  10  ^/o  des 
Reingewinns  zu  bildenden  Reservefonds,  durch  das  Grund- 
kapital, das  durch  Einbehaltung  von  5^/o  des  gewährten 
Darlehns  geschaffen  werden  sollte,  sowie  durch  das  Kapital 
der  „Gesellschaft  für  Landerwerb  in  den  westlichen  Provinzen" 
in  Höhe  von  5  Millionen  Rubel,  das  dem  Verein  von  der 
Regierung  überwiesen  wurde,  sicher  gestellt  werden.  Der 
Verein  gab  Darlehne  bis  40  ^/o  des  Schätzungswertes  auf 
56V2  Jahre  in  Pfandbriefen  und  Ergänzungsdarlehne  in  Höhe 
von  lO^/o  auf  kurze  Frist,  jedoch  nicht  unter  1  Jahr,  in  bar. 
Für  die  kurzfristigen  Darlehne  waren  6^/0  Zinsen,  für  die 
langfristigen  6V8®/o,  davon  */8  Amortisation  und  Va^/o  Ver- 
waltungskosten zu  zahlen.  Der  Verein  emittierte  5^/o  durch 
Rückkauf  zu  tilgende  Pfandbriefe,  die  in  Metallvaluta  aus- 
gestellt waren,  da  man  auf  den  ausländischen  Markt  rechnete, 
der  Papierpfandbriefen  ungünstig  war.  Man  erwartete  auch 
bei  dem  steten  Steigen  des  Kreditrubels,  daß  er  siqh  bald 
auf  pari  mit  dem  Metall  stellen  würde.  Da  die  Pfandbriefe 
nicht  durch  Verlosung  getilgt  werden  sollten,  fanden  sie  wenig 
Anklang.  Der  Verein  setzte  dann  seit  1868  durch  Vermittlung 
von  Rotschild-Paris  und  Bleichröder- Berlin  5^/o  mit  125% 
rückzahlbare  Metallpfandbriefe  in  Umlauf,  die  durch  halb- 
jährliche Auslosung  getilgt  werden  sollten.  Während  der 
ersten  10  Jahre  gingen  die  Geschäfte  gut.  Die  Pfandbriefe 
waren  im  Ausland  beliebt  und  fanden  guten  Absatz.  Der 
Berliner  Begebungskurs  schwankte  zwischen  76V2  (1868)  und 
9Vli  (1872).  Der  Verein  hatte  in  Rußland  wenig  Konkurrenz; 
die  Landschaftsbank  für  das  Gouvernement  Cherson,  die  1864 
gegründet  war,  hatte  ein  beschränktes  Tätigkeitsfeld,  und  die 
zu  Beginn  der  70  er  Jahre  aufschießenden  Aktien-Hypotheken- 
banken mußten  mit  ihren  Krediten  teurer  sein  als  der  Verein, 
da  sie  für  ihre  Pfandbriefe  viel  niedrigere  Kurse  erzielten. 
Der  Verein  machte  beträchtliche  Gewinne,  die  1874/75  mehr 
als  1  Million  Rubel  betrugen,  und  die  ihn  in  den  Stand  setzten, 
seinen  Schuldnern  jährliche  Zinsermäßigungen  von  V2 — 1,12 
Rubel  pro  100  Rubel  Schuldsumme  zu  gewähren.  Bis  1877 
hatte  die  Gesellschaft  130  Millionen  Rubel  Metallpfandbriefe 
und  ebensoviel  Darlehne  ausgegeben.  Da  aber  die  Darlehne 
in  Kreditbilleten  gezahlt  wurden,  stellte  sich  die  Verzinsung 
viel  höher  als  die  berechneten  6^/0,    Beim  Sinken  des  Rubel- 
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kurses   zur   Zeit   des   Türkenkrieges   (1877/8)  erforderte  die 
Bezahlung    der    Metallkupons    grofie  Opfer   von   Seiten    der 
Schuldner.     Der  Verein  stellte  die  Ausgabe  von  Metallpfand- 
briefen ein  und  erhielt  1881^  die  Genehmigung,  5®/o  Pfand- 
briefe in  Kreditvaluta  zu  emittieren.   Die  neuen  Darlehnnehmer, 
fbr  die  Papierpfandbriefe  ausgegeben  waren,  wurden  nicht  als 
Mitglieder  betrachtet  und   teilten   demgemäß  auch   nicht  die 
Haftung  für  die  Metallpfandbriefe;  5^/o  des  Darlehns  wurden 
zugunsten    eines  Speziaireservefonds  einbehalten  und  mit  5^/o 
jährlich   verzinst     Der  Verein    mußte   aber    doch   die   Zins- 
zahlungen   der    alten    Schuldner    erhöhen,     um    die    Metall- 
Verpflichtungen  an  das  Ausland  decken  zu  können.  Da  wendete 
er  sich   im  Jahre  1884  an   die  Regierung  mit  der  Bitte   um 
Hilfe.     Durch  Ukas  vom  22.  Mai  1884^   wurde   der  Verein 
zur  Ausgabe   von   3,8  Millionen  Rubel   5^/o  Obligationen   er- 
mächtigt, zu  deren  Zinsendienst  ihm  die  Regierung  einen  un- 
verzinslichen Vorschuß  solange  gewährte,  bis  er  in  der  Lage 
sei,   seinen  Darlehnnehmern  nicht  mehr  als  8^/o  abzufordern. 
Im  folgenden  Jahr  ging   der  Verein   die  Regierung  abermals 
an,   ihn  bei  der  Konversion  der  Pfandbriefe  zu  unterstützen. 
Finanzminister  Bunge  lehnte  jedoch  jede  weitere   Hilfe  ab; 
der  Reichsrat  aber,   dem  geraae  das  Projekt  der  Adelsagrar- 
bank  vorlag,    empfahl   eine   Reorganisation   des  Vereins  mit 
Hilfe  der  Adelsagrarbank.     Bunge  schlug  darauf  vor,  Aktiva 
und  Passiva  des  Vereins   auf  die  Adelsagrarbank   übergehen 
zu   lassen    und   von    den   Schuldnern   6,9  ^/o  (statt  8^/o)   ein- 
zuziehen.   Während  der  Verhandlungen  wurde  1887  mit  Hilfe 
der   Häuser   Bleichröder  und  Rotschild   der  größte  Teil   der 
5®/oigen,    der  Kuponsteuer  unterliegenden,   mit  125*^/o  rück- 
zahlbaren  Metallpfandbriefe   in   4^/2^/0  Metallpfandbriefe,   die 
von  joder   Steuer   befreit  und   vom  Staate  garantiert  waren, 
unter  Zuzahlung  von  9,55  Rubel  pro  100  Rubel  umgetauscht; 
im  Verkehr  blieben  1888  nur  8,52  Millionen  Rubel  5  0/0  Metall- 
pfandbriefe.    Die  Zinszahlungen  wurden  1887  auf  7^/o  herab- 
gesetzt.   Es  wurde  aber  immer  lebhafter  der  Anschluß  an  die 
Adelsagrarbank  gefordert.    Mit  großer  Stimmenmehrheit  sprach 
sich   die  Oeneralversammlung  des  Vereins  dafür  aus.     Durch 
Ukas  vom   12.  Juni   1890^  gingen   Aktiva   und  Passiva  des 
Vereins    auf  die  Adelsbank    über,    die    ihn    in   der   Sonder- 
abteilung liquidierte.    Bei  seiner  Schließung  am  1.  Juli  1890 
hatte     der     Verein     101,02    Millionen    Rubel     Metall     und 
36,62   Millionen   Rubel  Kredit   langfristig   und    7,4  Millionen 
Rubel  kurzfristig  ausgeliehen;  dagegen  hatte  er  6,61  Millionen 
Rubel  5<>/oige  und  94,41   Millionen  Rubel  4V2<^/oige  Metall- 


1  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  153. 

2  V.  S.  d.  G.  in,  Nr.  2258. 
»  V.  S.  d.  G.  in,  Nr.  6926. 


131.  79 

Pfandbriefe,  sowie  36,62  Millionen  Rubel  5^/o  Eredi^and- 
briefe  im  Umlauf.  Neue  Darlehne  wurden  nun  nicht  mehr 
gewährt;  die  Adelsbank  gibt  aber  den  Mitgliedern  ergänzende 
Hypotheken  bis  zu  60  ^/o  des  Wertes.  Die  Zinszahlung  wurde 
für  Adlige  auf  6,9  <^/o ,   für  Nicbtadlige  auf  7,15  ^lo  ermäßigt. 

Mit  der  Konversion  der  5^/o  Adelsbank- Pfandbriefe  im 
Jahre  1894  wurden  von  den  damals  noch  im  Umlauf  befind- 
lichen 27,69  Millionen  Rubel  5  ^/o  Papierpfandbriefe  25,63 
Millionen  Rubel  in  4  Vs^/o  Adelsbank-Pfandbriefe  umgetauscht. 
Durch  Ukas  vom  6.  Februar  1895*  wurden  4,942,500.— 5  ^/o 
und  79,743,200.—  4V2^/o  Metallpfandbriefe,  im  ganzen  also 
84,685,700.—  Rubel  von  der  Regierung  als  Staatsschuld  über- 
nommen. Der  Betrag  wurde  der  Reichsrentei  gutgeschrieben 
und  der  Sonderabteilung  der  Adelsbank  belastet;  die  Schuld 
wird  mit  4V8^/o  verzinst  und  soll  in  48V2  Jahren  getilgt  sein. 
Weiter  wurden  der  Sonderabteilung  18  Millionen  Rubel  zur 
Deckung  ihres  Defizits  vom  Staat  überwiesen.  Im  Jahre  1898  ^ 
konvertierte  die  Regierung  die  übernommenen  A}k^lo  Metall- 
pfandbriefe des  Vereins,  von  denen  noch  78,36  Millionen  Rubel 
Qold  im  Umlauf  waren,  in  3,8 ^/o  innerhalb  81  Jahren  zu 
tilgende  Konversionsobligationen  und  in  4^/o  der  Euponsteuer 
unterliegende  Rente.  Am  1.  Januar  1905  waren  noch  84,33 
Millionen  Rubel  3,8  ^/o  Obligationen  im  Verkehr.  Durch  diese 
Konversion  wurde  die  Schuld  der  Sonderabteilung  an  die 
Regierung  um  11,8  Millionen  Rubel  vermindert.  Die  Liquida- 
tion ging  rasch  vor  sich.  Die  Hypotheken  der  Sonderabteilung 
werden  von  der  Adelsbank  übernommen,  die  dafür  ihre  eigenen 
Pfandbriefe  ausgibt  und  so  die  Schuld  der  Abteilung  an  die 
Regierung  tilgt. 

Am  1.  Januar  1904  waren  der  Sonderabteilung  noch 
4887  Oüter  mit  2,47  Millionen  Deßjatinen,  die  auf  einen 
Wert  von  127,17  Millionen  Rubel  geschätzt  waren,  verpfändet; 
die  Darlehne,  die  darauf  noch  ausstanden,  betrugen  67,55 
Millionen  Rubel.  Die  Kapitalschuld  der  Darlehnnehmer  der 
Adelsbank,  der  früheren  Saratow-Simbirskschen  Agrarbank 
und  des  Gegenseitigen  Bodenkreditvereins  betrug  am  1.  Januar 
1904  also  775,86  Millionen  Rubel. 

Beurteilung.  Ohne  Zweifel  hat  die  Reichs- Adelsagrar- 
bank durch  ihren  billigen  Kredit  vielen  Nutzen  gebracht. 
Der  Adel,  dem  diese  Bank  dienen  sollte,  hat  auf  Kosten  des 
Staates  durch  sie  außerordentliche  Vergünstigungen  erhalten. 
Die  Staatsbank,  deren  Gewinne  an  die  Staatskasse  abgeführt 
werden,  mußte  die  Verluste  bei  der  Realisation  der  Pfand- 
briefe tragen  und  ihre  Mittel  anfänglich  zu  einem  bedeutenden 
Teil   hierbei   festlegen.    Die  Emission  der  III.  Prämienanleihe, 
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die  sie  hoch  lombardieren  mußte,  brachten  ihr  Verluste;  die 
Kosten  der  Konversion  von  1898  gingen  z.T.  auf  ihre  Rechnung. 
Der  Staatskasse  erwuchs  auch  ein  Steuerausfall  dadurch, 
daß  die  8^/2^/0  ige  Anleihe  von  jeder  Steuer  befreit  wurde. 
Die  Garantie  des  Staates  machte  die  Pfandbriefe,  die  außerdem 
noch  durch  die  Hypotheken  gesichert  sind,  zu  erstklassigen 
Papieren  und  ermöglichte  den  niedrigen  Zinsfuß.  Oewiß  ver- 
dient in  einem  Staate  wie  Rußland,  in  dem  die  Landwirt- 
schaft die  größte  Rolle  spielt,  der  Agrarkredit  die  meiste 
Aufmerksamkeit  und  Unterstützung  durch  den  Staat.  Es  ist 
auch  eine  Trennung  der  Kreditanstalten  für  größere  Güter 
und  ftar  Bauernhöfe  durchaus  gerechtfertigt.  Es  hätten  aber 
die  Darlehnnehmer  der  Bauernbank  und  die  der  Adelsbank 
bei  den  Vergünstigungen  gleich  behandelt  werden  müssen, 
wenn  auch  die  kleinen  Hypotheken  verhältnismäßig  mehr  Ver- 
waltungsunkosten verursachen  als  die  großen.  Es  erscheint 
auch  nicht  angebracht,  daß  eine  Bank,  die  sich  derartiger 
Vergünstigung  erfreut,  ausschließlich  für  einen  Stand  be- 
stimmt ist.  Wenn  auch  in  Rußland  die  Standesverhältnisse 
bei  weitem  andere  sind,  und  bei  der  Gründung  der  Bank 
vielleicht  diese  Ausschließung  berechtigt  war,  so  läßt  sie  sich 
jetzt  kaiun  noch  rechtfertigen,  besonders  nicht,  wenn  die 
Schuldner  Vergünstigungen  auf  Staatskosten  erhalten.  Die 
Vergünstigungen  demoralisieren  auch  leicht,  indem  sie  die 
Schuldner  an  Unpünktlichkeit  gewöhnen.  Daß  dies  durch 
die  Adelsbank  teilweise  geschehen  ist,  läßt  sich  aus  dem  An- 
wachsen der  Rückstände  schließen.  Im  ganzen  hat  die  Reichs- 
Adelsagrarbank  aber  durch  die  Durchführung  der  Liquidation 
der  Saratow-Simbirsker  Agrarbank  und  des  Gegenseitigen 
Bodenkreditvereins,  sowie  durch  die  beträchtliche  Menge 
von  billigen  Darlehen  der  russischen  Landwirtschaft  gute 
Dienste  geleistet. 


Fünftes  Kapitel. 

Sparkassen  und  Leihkassen. 


SparkasseB. 

Die  ersten  Sparkassen.  Sparkassen  im  eigentlichen  Sinn 
wurden  in  Rufiland  im  Jahre  1841  bei  den  Depositenkassen  in  Mos« 
kau  und  Petersburg  errichtet.  Größere  Einlagen  nahmen  die  Eom» 
merzbank  und  die  Depositenkassen  schon  lange  entgegen.  Diese 
Sparkassen  gaben  4  ^o  und  nahmen  Einlagen  von  50  Kopeken 
bis  10  Rubel  auf  einmal,  im  ganzen  höchstens  300  Rubel  von 
einer  Person.    In  zwei  Jahren  hatten  sie  nur  119129  Rubel 

fesammelt.  Im  Jahre  1845  wurde  die  Mazimalgrenze  für 
en  Oesamtbestand  auf  750  Rubel,  für  einmalige  Einzahlungen 
auf  25  Rubel,  1853  auf  50  Rubel  erhöht.  Bis  1854  hatten  die 
Kassen  es  auf  2V8  Millionen  Rubel  Bestand  gebracht  Sie 
nahmen  jetzt  auch  an  manchen  Werktagen  Geld  an,  während 
sie  in  der  ersten  Zeit  nur  Sonntags  von  9  bis  2  Uhr  geöffnet 
waren.  Als  1860  der  Zinsfuß  in  lulen  Staatsanstalten  von  3% 
auf  2  ®/o  herabgesetzt  wurde,  erhielten  sie  einen  stärkeren  Zu- 
fluß, da  sie  den  1857  eingeführten  Prozentsatz  von  3^/o  bei- 
behielten. Am  1.  Januar  1880  hatten  sie  3,89  Millionen  Rubel 
Einlagen. 

Seit  Mitte  der  40  er  Jahre  wurden  Sparkassen  auch  bei 
den  Kollegien  der  allgemeinen  Fürsorge  eröffnet^  bis  1860  im 
ganzen  46,  die  mit  der  Liquidation  dieser  Anstalten  eingingen ; 
am  1.  Januar  1880  war  ihr  Bestand  noch  123549  Rubel. 
Durch  Ukas  vom  16.  Oktober  1862^  war  es  den  Städten  er- 
laubt worden,  Sparkassen  zu  errichten,  die  der  Oberaufsicht 
der  Staatsbank  unterstanden;  diese  zeigten  am  1.  Januar  1880 
8,07  Millionen  Rubel  Einlagen.  Die  durch  Ukas  vom  30.  Mai 
1870 '  dem  Finanzministerium  unterstellten  18  Sparkassen  des 

*  V.  S.  d.  G.  n,  Nr.  88798. 
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Zartiim8  Polen  wiesen  am  1.  Januar  1880  einen  Bestand  von 
1,35  Millionen  Rubel  nach.  Alle  Einladen  in  den  Sparkassen 
dieser  vier  Arten  betrugen  idso  13,4  Millionen  Rubel. 

Die  Oesetzgebung.  Durch  Ukas  yom  27.  März  1864^  war 
die  Staatsbank  ermächtigt  worden,  bei  ihren  Filialen  Sparkassen 
zu  errichten.  Bis  zum  1.  Januar  1884  waren  von  ihr  94Kassen  er- 
öffnet worden.  Unter  Bunge,  der  dieser  Frage  größeres  Inter- 
esse entgegenbrachte,  wurden  durch  Ukas  vom  21.  Februar  1884' 
Sparkassen  auch  bei  den  Renteien  in  den  Kreis*  und  Gouver- 
nementsstädten  und  in  den  Industriezentren  errichtet.  Ea  ver- 
mehrten sich  unter  ihm  die  Einigen  auf  44  Millionen  Rubel, 
die  Zahl  der  Kassen  auf  557.  Eine  größere  Bedeutung  er- 
langten sie,  als  durch  Ukas  vom  26.  Juni  1889*  bei  den  Post- 
telegraphenämtem  Kassen  errichtet  wurden.  Diese  nahmen 
selbständig  bis  10  Rubel  Einlagen  an,  wofür  sie  Sparmarken 
klebten,  Beträge  über  10  Rubel  schickten  sie  mit  den  Büchern 
an  die  Staatsbank.  Seit  1899  nehmen  sie  selbständig  an  und 
zahlen  zurück  bis  25  Rubel,  einige  bis  100  Rubel.  Diese  Kassen 
begannen  ihre  Tätigkeit  am  1.  November  1889;  nach  2  Monaten 
waren  167  im  Betrieb,  in  den  drei  folgenden  Jahren  stieg  ihre 
Zahl  auf  1760.  Mit  dieser  raschen  Vermehrung  der  Kassen 
wuchsen  auch  die  Einlagen,  die  1892  auf  250,52  Millionen 
Rubel  gestiegen  waren.  Der  Ukas  vom  4.  April  1893^  er- 
mächtigte die  Staatsbank  bei  den  Zollämtern  Sparkassen  zu 
errichten. 

Unter  Witte  wurde  durch  Ukas  vom  I.Juni  1895*  das 
Sparkassenwesen  umgestaltet  Die  Sparkassen  blieben  der 
Staatsbank  unterstellt;  erst  durch  Ukas  vom  4.  Juni  1901' 
wurden  sie  etwas  selbständiger  gemacht;  der  Direktor  der 
Sparkassen  untersteht  dem  Präsidenten  der  Staatsbank.  Ein 
besonderes  Komitee  unter  dem  Vorsitz  des  Direktors  der  Spar- 
kassen überwacht  die  Geschäfte;  in  dieses  Komitee  entsenden 
Vertreter:  die  Staatsbank,  Staatskasse,  Zollverwaltung,  Kredit- 
kanzlei, Abteilung  für  Industrie  (im  Finanzministerium,  jetzt 
selbständiges  Ministerium  fUr  Handel  und  Industrie),  Haupt- 
verwaltung des  Post-  und  Telegraphenwesens,  Eisenbahnver- 
waltung und  Staatskontrolle  (Oberrechnungskammer). 

Durch  das  Gesetz  von  1895  garantierte  der  Staat  für  die 
Einlagen.  (In  England  garantiert  ebenfalls  der  Staat  mit  seinem 
ganzen  Besitz-  und  Steuereinkommen  die  Einlagen ;  in  Frank- 
reich ebenfalls.)    Die  Kassen  führen  seit  der  Zeit  den  Namen 
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Beichssparkaasen.  Sie  nehmen  auf  einmal  von  einer  Person 
höchatens  50  Babel,  im  ganzen  bis  1000  Kabel,  von  Ansüdtan 
und  Unternehmungen  bis  3000  Rubel  entgegen.  Für  kleinere 
Beträge  können  Sparmarken  eeklebt  werden,  die  zu  1,  5  und 
10  Kopeken  ausgegeben  werden.  Für  eine  Person  darf  nur 
ein  Buch  ausgestellt  werden;  es  sollte  dadurch  verhindert 
werden,  daß  Leute  ihre  Einlagen  den  Banken  entziehen  und 
auf  mehrere  Bttcher  einzahlen,  um  die  höheren  Zinsen  der 
Sparkassen  zu  geniefien.  Die  Einlagen  kann  der  Sparer  nach 
anderen  Kassen  überweisen  lassen,  sogar  auf  telegraphischem 
Wege.  Beträge  von  1  Rubel  an  werden  verzinst  Bis  zum 
22.  Juli  1894  zahlten  die  Kassen  4  ^/o,  jetzt  nur  noch  3,6  ^/o» 
Die  Zinsen  werden  am  Jahresschluß  zum  Kapital  geschlagen 
und  mitverzinst. 

Wenn  der  Bestand  1000  bzw.  3000  Rubel  überschreitet, 
wird  der  Inhaber  benachrichtigt  und,  falls  er  keinen  Wider- 
spruch erhebt,  ein  Teil  seines  Guthabens  in  Staatspapieren 
angelegt  Diese  Papiere  heben  die  Elassen  auf;  sie  be- 
sorgen die  Einziehung  der  Kupons  und  sehen  die  Verlosung 
nach  ^.  Den  Kassen  sind  große  Vorteile  eewährt  worden,  Ihre 
Geschäfte  unterliegen  nicht  der  Stempelsteuer,  die  Einlagen 
sind  von  der  Kapitalrentensteuer  befreit  und  müssen  geheim 
gehalten  werden.  Während  früher  bedingte  Einlagen  nur  ftlr 
Beerdigungszwecke  angenommen  wurden,  sind  jetzt  alle  Be- 
dingungen  zulässig,  die  den  Gesetzen  nicht  zuwiaerlaufen  und 
ausführbar  sind;  eine  Person  darf  nur  ein  Buch  für  Einlagen 
mit  besonderer  Bestinmiung  neben  einem  für  gewöhnliche  Ein* 
lagen  haben. 

Der  Finanzminister  wurde  ermächtigt,  dort  wo  er  es  für 
geeignet  findet,  im  Einvernehmen  mit  den  betreffenden  Be« 
hörden,  Sparkassen  zu  errichten.  Seit  1900  wurden  Kassen 
an  den  Stationen  der  Eisenbahnen,  seit  1902  auch  bei  den 
staatlichen  Branntweinniederlagen  eröffnet,  sowie  eine  bei  der 
Filiale  der  Russisch-Chinesischen  Bank  in  Port  Arthur  und 
auf  im  Ausland  stationierten  Kriegsschiffen.  Schließlich  wurden 
noch  Schulsparkassen  geschaffen.  Gerade  diese  letzten  wurden 
auf  das  heftigste,  auch  von  vielen  Pädagogen  verurteilt,  weil 
sie  den  Kindern  unnötig  früh  die  Gegensätze  zwischen  Arm 
und  Reich  vor  Augen  führen  und  sie  zu  einem  kleinlichen 
Geiz  erzögen.  Den  Unterschied  zwischen  Arm  und  Reich, 
der  unter  den  Kindern  derselben  Schule  ja  wohl  kaum  über- 
mäßig ist,  sehen  sie  sonst  auch  genug,  und  ein  Volk,  das 
so  wenig  an  Fürsorge  gewöhnt  ist  wie  das  russische,  kann 
nicht  früh  genug  zum  Sparen  angehalten  werden.  Vielleicht 
ließen  sich  hier  Sparautomaten  gut  verwenden. 

^  Auch  in  Frankreich  lesen  die  Sparkassen  die  Einlagen  in  Staats« 
rente  an,  wenn  der  Höchstbe&ag  erreicht  ist. 

6* 
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Tätigkeit.     Die  Sparkassen   nahmen    seit  1805  stark 

za;  es  gab  damals  3876,   9  Jahre  spftter  6417.    Von  diesen 

Sparkassen  bestanden: 

Obertzag  6199 

in  Moskau  und  Petersburg  .       62  bei  Stadtgemeindebanken    .  2 

bei  der  Staatsbank  und  deren  bei  WolostFerwaltungen  .   .  132 

Filialen 218      auf  Kriegsschiffen 99 

bei  Benteien 734      in  Fabriken 102 

bei  Post-Telegraphenamtem    4146  bei  Branntweinniederiagen .  2 

bei  Eisenbahnstationen.  .   .      946  bei  d.  Russisch-Chinesischen 

bei  ZoUstanonen ^  Bank  in  Port  Arthur    . I 

6139  susammen    6417 

außerdem  bestanden  noch  2126  Schalsparkassen.  Alle  Ein- 
lagen zusammen  machten  1022,39  Hillionen  Rubel  aus,  von 
denen  161,90  Millionen  Rubel  ftlr  Rechnung  der  Sparer  in 
Wertpapieren  angel^  sind,  die  von  den  Kassen  verwaltet 
werden.  Die  jährliche  Zunahme  stieg  von  1896  Ton  51,87 
Millionen  auf  86,85  Millionen  in  1902  und  betrug  1903 
102,25  Millionen  Rubel.     1903  wurden   485,09  Millionen  ein- 

Sezahlt,    26,03   Millionen   Zinsen  zageschrieben  und   434,67 
lillionen  Rubel  zurilckgezahlt. 

Am  1.  Januar  1904  hatten  die  Sparkassen  einen  Wert- 
papierbesitz von  809,84  Millionen  Rubel.  Anfänglich  erwarben 
die  Kassen  für  die  Depositen  Staatspapiere.  Dann  wurden 
ihnen   Pfandbriefe  der  Bauern   und   der  Adelsagrarbank   zu- 

fewiesen,  und  schließlich  mufiten  sie  zur  Unterstfitzung  der 
Eisenbahnen  —  besonders  der  unrentablen  Kleinbahnen  — 
deren  Obligationen  aufnehmen,  während  der  Bestand  an  Staats- 
papieren stark  zurückging. 

Nach  dem  Gesetz  dürfen  nur  Staats-  und  vom  Staate 
garantierte  Werte  erworben  werden.  Um  die  Konversion  der 
Pfandbriefe  der  Aktienhypothekenbanken  zu  erleichtem,  wurde 
ihnen  am  7.  Dezember  1897  gestattet,  Vs  der  Einlagen  in 
Pfandbriefen  anzulegen ;  sie  erwarben  darauf  hin  62^/9  Million 
Rubel  5^/o  Pfandbriefe,   die   sie  konvertierten   und  im  Jahre 

1899  wieder  abstießen. 

Freie  Kapitalien  werden  bei  der  Staatsbank  eingelegt  und 
von  dieser  mit  ^It  ®/o  unter  täglichem  Geld  minimal  ^h  ®/o,  seit 
1902  mit  1  ^/o  verzinst.  Am  1.  Januar  1904  belief  sich  das 
Outhaben  der  Sparkassen  bei  der  Staatsbank  auf  73,54  Millionen 
Rubel. 

Während  der  Krise  erlitten  die  Papiere  eine  schwere 
Kurseinbuße,  so  daß  die  Kassen  auf  sie  12,87  Millionen  Rubel 
abschreiben  mußten.  Aus  dem  Gewinn  der  früheren  Jahre 
hatten  sie  sich  einen  Reservefonds  gesammelt,  der  am  1.  Januar 

1900  mit  21,29  Millionen  Rubel  zu  Buche  stand,  nach  Ab- 
schreibung der  Verluste  aber  im  Jahre  darauf  nur  noch 
9«96  Millionen  betrug.  Infolge  der  Kurserholung,  sowie  der 
ErhölniMC  4mi  Zinssatzes  der  Staatsbank  um  Vs®/o  haben  die. 
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Kassen  in  den  letzteti  Jahren  Gewinne  zu  verzeichnen.  Der 
Beservefonds  betrag  am  1.  Januar  1904  24,08  Millionen  Rubel 
und  machte  somit  2,79  ®/o  der  860,49  Millionen  Einlagen  aus« 

Die  Nachricht  von  der  Beteiligung  der  Sparkassen  an 
der  5^/o  inneren  Anleihe  rief,  obgleich  es  sich  um  keine 
Neuerung  handelte,  im  März  1905  einen  Run  auf  die  War- 
schauer Kassen  hervor,  die  diesem  jedoch  mit  genügenden 
Mitteln  begegnen  konnten.  Die  Revolutionäre  versuchten 
auch  Mißtrauen  gegen  die  Kassen  zu  verbreiten,  doch  be- 
gannen bald  die  Gelder,  die  in  der  ersten  Erregung  abgehoben 
waren,  zurückzufließen. 

Der  PaBzwang  ermöglicht  in  Rußland  eine  Statistik, 
die  sich  wohl  in  keinem  anderen  Land  durchführen  läßt,  eine 
Statistik  der  Sparer  nach  Berufen;  es  besaßen  danach  (in 
1000  Rubel): 

Landbesitzer.     .     .       43  602  Bücher  mit    13  610,6  Rub.  Einlag. 

SrtÄet}  1"0240      ,         ,    216209,3     „         . 
Stadt.  Handwerker     636202       „         „      99871,5     ,. 

Krglrbeut}    '     '     220950       „         .      32300,9     „         „ 

Dienstboten  .     .     .  473401  „  „  71771,1  „ 

Kaufleute.     .     .     .  434291  „  ^  101849,3  „ 

Geistliche.     .     .     .  173046  „  „  69163,8  „ 

Militär- i2?«r^%-  57181  „  „  16756,1  ,         , 

Personen  tg^'*^^^^^  242798  ,  „  18052,1  „ 

Öflfentl.  Beamte  /  .     218128  „  „  61141,2  „ 

Privatangestellte     .     655413  „  „  141126,2  „         „       . 

Andere  Berufe   .     .311225  „  „  62446,8  „ 

Juristische  Personen    277858  „  „  118096,4  „ 

zusammen  4  854  335  Buch,  mit  1 022  395,3  Rub.  Einlag. 

Die  Statistik  gliedert  noch  nach  der  Höhe  der  Einlage 
und  dem  Geschlecht  des  Sparers.    Es  betrugen  die  Einlagen: 

bis  25  Rubel  bei  1736964  Büchern  mit  10737,0  Rubel 

25-100      „„  934200        „  ,     50821,2       „ 

100—500       ,        „  1323172        „  „  296610,4       . 

über  500       „        „  582141         „  „546130,3       „ 

Auf  weibliche  Sparer  kamen  1 907  101  Bücher  mit  383,24 
Millionen  Rubel  Einlagen.  Die  1022,39  Millionen  Rubel  Spar- 
einlagen machten  pro  Kopf  der  am  1.  Januar  1905  148,98 
Millionen  betragenden  Bevölkerung  7,1  Rubel  aus. 

Ist  der  Betrag  pro  Kopf  auch  noch  niedrig,  so  haben  die 
Reichssparkassen  besonders  in  den  letzten  Jahren  viel  Kapital 
an  sich  gezogen.  Sie  haben  aber  diese  Kapitalien  Zwecken 
zugeführt,   die  die  Kreise  der  Sparer  nicht  berühren.    Den 
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Sparkiwsen  fließen  große  Mittel  zu,  und  die  Kleinkreditanstahen 
können  nur  geringe  BetrSge  aufbringen.  So  nützlich  die 
Sparkassen  sind,  sie  lassen  ihre  Konden  in  Unmündigkeit, 
während  die  genossenschaftliche  Spar-  nnd  Darlehnskasse  ihre 
Kunden  erzieht. 

Leflikassen. 

Die  von  der  Suiiserin  Anna  Johannowna  1733  beim  Mfinz- 
kontor  eröffnete  Kasse  betrieb  die  Geschäfte  eines  Leihhauses, 
doch  hatte  dies  damals  noch  andere  Bedeutung  als  jetzt,  da 
die  LfOute  ihr  Vermögen  in  Schmuck  anl^^n,  mit  diesem 
also  ihr  Vermögen  Tersetzten.  Auch  die  1764  gegründete 
Adelsleihbank    beschäftigte    sich  mit  ähnlichen  Beleihungen. 

In  Verbindung  mit  den  Depositenkassen  wurden  durch 
Ukas  vom  20.  NoTember  1772^  Leihkassen  in  den  beiden 
Hauptstädten  „zum  Nutzen  der  ganzen  Gtesellschaft''  ge- 
gründet, die  unter  Aufsicht  der  Waisenrfite  standen.  Sie 
gaben  auf  Qold  und  Silber  bis  zu  ^U  des  Wertes,  auf  andere 
Metalle  und  Edelsteine  bis  V2  des  Wertes  Vorschüsse  auf 
3—12  Monate  in  Höhe  von  10—1000  Rubel.  Die  Mittel 
dazu  mußten  die  Depositenkassen  zu  5®/o  vorstrecken.  An 
Zinsen  sollten  die  Schuldner  6®/o  zahlen,  da  aber  pro  Pfand- 
schein 1 — 2  Rubel  Gebühren  erhoben  wurde,  so  war  der  Zins- 
fuß doch  sehr  hoch.  Die  Benutzung  war  so  gering  und  diese 
noch   so   mißbräuchlich,  daß  1796  die  Beleihungen  ganz  ein- 

festellt  wurden.  Im  Jahr  darauf  nahmen  sie  aber  die  Tätig- 
eit  wieder  auf  und  gaben  nun  Vorschüsse  von  5 — 500  Rubel 
—  später  bis  1000  und  3000  Rubel  gegen  8^lo  Zinsen  und 
4®/o  zugunsten  des  Waisenhauses,  die  1800  auf  6^/0  bezw.  3^/o 
ermäßigt  wurden.  Bis  1817  hatten  sie  2  Millionen  Rubel 
Assignaten  eigenes  Kapital  erworben,  die  das  Waisenhaus 
an  sich  nahm.  Bei  der  Bankreform  wurden  sie  durch  Ukas 
Tom  5.  Dezember  1862'  dem  Finanzministerium  untergeordnet. 
Sie  erhalten  nun  ihre  Kapitalien  gegen  4^/o  von  der  Staats- 
bank, in  deren  Bilanz  vom  1.  Januar  1905  die  Schuld  der 
Petersburger  Leihkasse  mit  6,04  Millionen,  die  der  Moskauer 
mit  2,14  Millionen  Rubel  auftritt  Das  eigene  Kapital  beider 
Kassen  ist  fast  gleichgroß  und  betrug  am  1.  Januar  1905  zu- 
sammen 5,22  Millionen  Rubel.  Sie  geben  Vorschüsse  auf 
Gold-,  Silbersachen,  Uhren,  Brillanten  und  Edelsteine  auf 
12  Monate  gegen  6%.  Am  1,  Januar  1905  hatte  die  Peters- 
burger Kasse  8,67  Millionen ,  die  Moskauer  4,52  Millionen, 
beide  zusammen  also  13,19  Millionen  Rubel  Darlehn  auf  Faust- 
pfand ausstehen. 

«  V.  8.  d.  G.  I,  Nr.  13909. 
•  V.  8.  d.  G.  n.  Nr.  39007. 


Sechstes  Kapitel. 

Stadtgemeindebanken  nnd  städtische 

Leihhänser. 


Stadtgemeindebanken. 

Gesetzgebung.  In  der  Städteverordnung  vom  21.  April 
1785^  hatte  Katharina  den  Städten  die  Erlaubnis  gegeben,  mit 
ihren  freien  Beständen  Banken  zu  eröffnen.  Den  ersten  Ver- 
such machte  die  Gouvemementsstadt  Jekaterinoslaw;  die 
Satzungen  ihrer  Anstalt  wurden  am  13.  Oktober  1786^  be- 
stätigt. Im  Jahre  1788  wurde  eine  zweite  Gemeindebank  in 
Wologda  gegründet  und  am  29.  Oktober  1809^  eine  dritte 
für  die  Stadt  Slobodsk,  Gouvernement  Wjatka,  genehmigt 
Zu  dieser  stiftete  der  Kaufmann  Anfilatow  25000  Rubel  als 
Kapital.  Die  Bank  konnte  dieselben  Geschäfte  betreiben  wie 
die  Leihbank  und  die  Diskontkontore.  Sie  gab  Darlehen  bis 
5000  Rubel  gegen  6^/o  und  diskontierte  Warenwechsel  mit 
Laufzeit  bis  zu  12  Monaten.  Jährlich  mußte  sie  dem  Finanz- 
minister Rechenschaftsbericht  einreichen.  Nach  dem  Muster 
dieser  wurde  in  Ostaschkow  eine  Bank  zur  Belebung  von 
Handel  und  Gewerbe  gegründet,  die  nach  Sawin,  dem  Geber 
des  Kapitals  von  25  000  Rubel  genannt,  und  deren  Satzungen 
am  28.  Dezember  1818^  die  Bestätigung  erhielten. 

Die  ersten  allgemeinen  Bestimmungen  für  die  Stadtbanken 
wurden  durch  Ukas  vom  10.  Juni  1857^  erlassen,  durch  den 
sie  der  Aufsicht  der  Waisenräte  unterstellt  wurden.  Bis  da- 
hin waren  21  Banken  mit  V2  Millionen  Rubel  Kapital  errichtet 
worden.  Am  6.  Februar  1862  ^  wurden  Normalsatzungen  für 
die  Stadtgemeindebanken  veröffentlicht,  durch  die  ihre  Grün- 


»  V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  16187.  Art.  153. 

•  V.  8.  d.  G.  I,  Nr.  16439. 

•  V.  8.  d.  G.  I,  Nr.  23942. 

•  V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  27603. 
»  V.  8.  d.  G.  n,  Nr.  31 967. 

•  V.  8.  d.  G.  n,  Nr.  37  950. 
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dang  wesentlich  erleichtert  wurde,  da  nun  dazu  nicht  mehr 
die  kaiserliche  Genehmigung,  sondern  nur  die  des  Finanz- 
ministers nötig  war.  Die  Banken  breiteten  sich  infolge- 
dessen rasch  aus;  in  den  nächsten  10  Jahren  wurden  215  ge- 
gründet, von  denen  viele  nicht  weiter  als  bis  zur  Gründung 
fekommen  sind.  Nach  den  Normalsatzungen  darf  das  Grund- 
apital  nicht  geringer  als  10000  Rubel  sein,  mit  dem  auch 
viele  Banken  begonnen  haben.  Meist  wurde  es  aus  dem 
Qemeindevermögen  genommen,  oft  aber  auch  von  Privatper- 
sonen gestiftet,  deren  Namen  dann  in  die  Firma  aufgenommen 
und  denen  Direktorenstellen  übertragen  werden  können.  Der 
Reingewinn  ist  häufig  zur  Unterhaltung  von  wohltätigen  Ein- 
richtungen bestimmt.  Viele  Schulen  und  Wohltätigkeitsan- 
stalten verdanken  ihre  Entstehung  und  Unterhaltung  ganz 
oder  teilweise  den  Gewinnen  der  Stadtbanken.  Es  gehen 
10 — 20®/o  des  Gewinns  an  den  Reservefonds  ab,  der  in  Wert- 
papieren bei  der  Staatsbank  hinterlegt  werden  muß ;  ein  Teil  des 
Reingewinns  wird  flir  die  Bedürfnisse  der  Stadt  verwendet,  der 
Rest  zum  Grundkapital  geschlagen.  Dadurch  vergrößert  sich 
dies  beständig;  bei  manchen  Banken  ging  das  sehr  rasch, 
z.  B.  brachte  die  Bank  von  Skopin  von  1863  bis  1871  ihr 
Kapital  von  10000  Rubel  auf  270000  Rubel.  Der  Stadtrat 
(Duma)  ernennt  den  Direktor  und  seine  beiden  Gehülfen  auf 
4  Jahre.  Nach  den  Bestimmungen  des  Ukases  vom  26.  April 
1883^  dürfen  die  Leiter  der  Bank  nicht  nahe  mit  einander 
verwandt  sein  und  nicht  zugleich  Stellen  in  der  Verwaltung 
der  Stadt  oder  einer  privaten  oder  staatlichen  Kreditanstalt 
bekleiden.  Sie  erhalten  Gehalt  und  können  am  Reingewinn 
beteiligt  werden.  Der  Stadtrat  revidiert  die  Bank  monatlich, 
und  eine  Kommission  prüft  die  jährlichen  Rechenschaftsberichte, 
die  dem  Finanzminister  eingereicht  werden  müssen.  Der  Ge- 
schäftskreis der  Stadtbanken  ist  außerordentlich  groß:  sie 
dürfen  Einlagen  annehmen  auf  ewig,  mit  Kündigungsfrist  und  als 
tägliches  Geld.  Einige  Banken  nehmen  auch  Geld  auf  laufende 
Rechnung.  Sie  diskontieren  Wechsel  mit  2  guten  Unterschriften 
mit  höchstens  12  Monaten  Laufzeit,  die  sie  bei  der  Staatsbank 
rediskontieren  können;  von  diesem  Recht  haben  sie  anfangs 
geringen  Gebrauch  gemacht.  Der  Ukas  vom  22.  Mai  1879 ' 
schrieb  den  Banken  größere  Sorgfalt  in  der  Prüfung  der  Dis- 
konten vor;  es  wurde  dem  Stadtrat  gestattet,  besondere  Dis- 
kontkomitees zu  wählen  und  ihnen  die  Prüfung  der  Wechsel 
und  der  von  der  Bank  gewährten  Kredite  zu  übertragen;  am 
Schluß  des  Jahres  1878  hatten  die  bestehenden  278  Banken 
fbr  116V2  Millionen  Rubel  Wechsel  hereingenommen.  Femer 
beleihen  sie  Wertpapiere,  dauerhafte  Waren,  Wertgegenstände 


»  V.  8.  d.  G.  m,  Nr.  1526. 
«  V.  S.  d.  G.  n,  Nr.  59  676. 
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(ESdelsteine,  Goldsachen  usw.),  Steinhäuser  bis  8  Jahre  and 
ländliche  und  städtische  Grundstücke  bis  12  Jahre.  Auch  be- 
sorgen sie  Inkasso  von  Wechseln  und  den  Verkauf  und  An- 
kauf von  Wertpapieren.  Für  den  Geschäftsbetrieb  hafteten 
nach  den  Normalsatzungen  die  Bürger  der  Stadt  solidarisch 
mit  ihrem  Vermögen;  1871  wurde  die  Haftung  auf  den  städti- 
schen Besitz  beschränkt,  von  1883  an  mußte  die  Stadt  ein 
bestimmtes  Objekt  als  Sicherheit  stellen.  Einzelne  Banken 
hatten  einen  so  starken  Depositeneingang,  daß  dieser  das  Kapital 
um  ein  Vielfaches  überstieg;  so  hatte  z.  B.  die  Bank  in  Skopin 
68  mal  mehr  Einlagen  als  Kapital.  Deshalb  wurde  durch 
Ukas  vom  30.  November  1870  ^  bestimmt ,  daß  die  Depositen 
und  sonstigen  Verpflichtungen  der  Bank  das  zehnfache  des 
Grund-  und  Reservekapitals  nicht  übersteigen  dürfen.  Dieser 
Betrag  wurde  durch  Ukas  vom  26.  April  1883 '  auf  das  fünf- 
fache herabgesetzt  und  der  einer  Person  eingeräumte  Kredit 
auf  Vio  des  Kapitals  beschränkt.  Ferner  wurde  zur  Über- 
wachung die  Staatskontrolle  eingeführt,  der  die  Banken  bis 
jetzt  nicht  unterstanden  hatten.  Weiter  wurde  bestimmt,  daß 
der  Barbestand  zuzüglich  des  Guthabens  bei  der  Staatsbank 
nicht  weniger  als  10  ^lo  aller  Verpflichtungen  betragen  darf. 
Der  Ukas  vom  21.  März  1890^  gestattete  den  Banken  und 
den  Städten  nur  mit  Genehmigung  des  Ministers  des  Innern 
und  Finanzministers  Kredite  zu  geben.  Am  1.  Mai  1892 
wurde  ihnen  erlaubt,  mit  Genehmigung  der  beiden  Minister 
Darlehen  an  Semstwos  zu  geben.  Ein  allerhöchst  am  14.  De- 
zember 1893^  bestätigtes  Reichsratsgutachten  gestattete  ihnen, 
Oetreideladescheine  der  Eisenbahnen  zu  beleihen  und  Spezial- 
kontokorrent  gegen  Verpfandung  von  Getreidelagerscneinen 
2u  eröffnen.  Dieses  Gesetz  ist  wirkungslos  geblieben;  nur 
14  Banken  haben  derartige  Kredite  gegeben.  Das  Gesetz 
vom  9.  Mai  1894^  erleichterte  die  Gewährung  von  langfristigen 
Krediten. 

Tätigkeit.  Die  ungesunde  rasche  Entwicklung  der 
Stadtgemeindebanken  schränkten  die  Verordnungen  von  1870 
and  1883  ein.  Während  es  am  1.  Januar  1883  im  ganzen 
306  Banken  gab,  von  denen  270  Rechenschaftsberichte  ein- 
geliefert hatten,  bestanden  am  1.  Januar  1905  42  in  Gouver- 
nementsstädten und  222  in  Kreisstädten,  zusammen  also  264. 
Der  gröBte  Teil  von  ihnen  ist  in  den  Jahren  zwischen  1866 
und  1883  gegründet.  Das  Grundkapital  betrug  am  1.  Januar 
1905 :  36,07  Millionen  Rubel,  das  Reservekapital  8,90  Millionen 
Rubel.     Nur   3   Banken    haben    mehr    als    1    Million    Rubel 


*  V.  S.  d.  G.  n,  Nr.  48965. 
«  V.  S.  d.  Gr.  in,  Nr.  1526. 
»  V.  8.  d.  G.  m,  Nr.  6658. 

*  V.  8.  d.  G.  m,  Nr.  10152. 
»  V.  8.  d.  G.  ni,  Nr.  10600. 
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Omndkapital  (Easaner  1,01,  Samarer  1,07,  Charkower  1,50 
Millionen  Rubel).  Das  Kapital  hat  in  der  letzten  2^it 
von  einem  Jahre  snm  andern  sich  annähernd  am  1  Million 
Rubel  erhöht  Fast  sämtliche  Banken  hatten  ewige  Ein- 
lagen, zusammen  in  Höhe  von  12,91  Millionen  Rubel.  Ewige 
Einlagen  waren  den  Banken  bis  zum  ErlaB  des  Oesetzes  von 
1883  stark  zugeflossen;  da  sie  nicht  zurückgefordert  werden 
können,  bilden  sie  die  angenehmsten  Betriebsmittel.  Das  Ge- 
setz von  1883  schrieb  vor,  daß  die  ewigen  Einlagen  in  Wert- 
papieren angelegt  und  die  Zinsen  für  wohltätige  Zwecke  bestimmt 
sein  müssen.  Für  die  Banken  boten  sie  nun  keinen  Vorteil 
mehr  und  haben  wenig  mehr  zugenommen.  Diese  drei  Quellen 
lieferten  also  zusammen  57,88  Millionen  Rubel,  das  sind  im 
Durchschnitt  pro  Bank  ca.  220000  Rubel,  also  ein  verhältnis- 
mäfiig  geringer  Betrag.  Die  hauptsächlichsten  Mittel  fliefien  ihnen 
aus  dem  Depositen-  und  dem  Kontokorrentgeschäfte  zu,  näm- 
lich 95,94  Millionen  Rubel,  davon  sind  55,26  Millionen  Rubel 
Einlagen  mit  Kündigungsfrist.  Die  Kontokorrentguthaben  stiegen 
von  11,53  Millionen  Rubel  im  Jahre  1899  auf  21,45  Millionen 
im  Jahre  1905;  trotz  dieser  bescheidenen  Höhe  zeigt  ihr 
Wachstum,  daß  auch  in  der  Provinz  das  Verständnis  für  das 
Bankwesen  zunimmt.  Das  hauptsächlichste  Geschäft  der  Stadt- 
banken ist  der  Wechseldiskont;  68,21  Millionen  Rubel  Wechsel- 
bestand wiesen  die  Bilanzen  am  1.  Januar  1905  nach,  ein  Jahr 
vorher  waren  es  71,14  Millionen  Rubel,  unter  Lombard  von 
Wertpapieren  hatten  sie  8,50,  unter  Lombard  von  Wertgegen- 
Btänden  und  Waren  2,27  Millionen  Rubel  ausgeliehen.  „On  call*'- 
Kredite  hatten  nur  einige  Banken  in  Höhe  von  2,18  Millionen 
Rubel  gegeben  und  2,73  Millionen  Rubel  an  Städte  vorge- 
schossen ;  der  Wertpapierbesitz  belief  sich  auf  15,28  Millionen 
Rubel. 

Rasch  im  Wachsen  begriffen  ist  ihre  Bedeutung  als  Hypo- 
thekenbanken für  den  städtischen  Grundbesitz.  Am  1.  Ja- 
nuar 1899  hatten  sie  gegen  Verpfandung  von  Bauten  in 
Städten  24,41,  1905  bereits  42,26  Millionen  Rubel  ausgeliehen; 
fast  alle  Banken  hatten  mit  größeren  oder  kleineren  Beträgen 
Stadthäuser  beliehen,  landwirtschaftliche  Grundstücke  im  Kreise 
nur  einige,  im  ganzen  mit  1,94  Millionen  Rubel.  Die  Hypo- 
thekendarlehen der  Stadtbanken  erfreuen  sich  großer  Beliebtheit, 
da  sie  in  Bar  gegeben  werden  und  nicht  in  Pfandbriefen,  wie 
dies  die  anderen  Anstalten  f)ir  langfristigen  Elredit  tun,  deren 
Schuldner  dann  beim  Verkauf  der  Papiere  Verluste  erleiden. 

Die  Beschränkungen,  die  den  Stadtgemeindebanken  nach 
einigen  großen  Krachs,  nämlich  denen  der  Banken  in  Skopin 
und  Orel  auferlegt  worden  waren,  zum  Teil  heute  aber  nicht 
mehr  für  berechtigt  gehalten  werden,  riefen  eine  lebhafte  Be- 
wegung auf  Abänderung  des  Gesetzes  von  1883  hervor.  Auf 
Anregung  der  Gemeindebank  der  Stadt  Rostow  am  Don  kam 
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im  Mai  1900  der  erste  allrasaische  Kongreß  der  Ver- 
treter der  Stadtgemeindebanken  in  Charkow  sa- 
fitande.  Die  Arbeiten  des  Kongresses  benntaste  das  Finanss- 
ministerium  als  Unterlage  eines  Gesetzentwurfs,  der  den 
Stadtgemeindebanken  im  Jahre  1905  zugingt.  Danach  sollen 
ihnen  außer  den  angeführten  folgende  Geschäfte  erlaubt  werden : 
Diskont  von  ausländischen  Wechseln  und  Warendokumenten, 
Lombard  von  Solawechseln  von  Landwirten,  von  Warendoku- 
menten, von  Edelmetallen  und  Anweisungen  der  Goldberg- 
werke, das  Auflegen  zur  Zeichnung  von  Staats-  und  Stadt- 
anleihen, Versicherung  von  Prämienanleihen  mit  der  Ver- 
pflichtung der  Rückversicherung. 

In  der  Gewährung  der  Hypothekenkredite,  die  besonders 
wichtig  in  den  Städten  sind,  in  denen  sonstige  Hypotheken- 
banken nicht  bestehen,  sollen  die  Stadtbanken  den  Hypotheken- 
banken auf  Aktien  und  den  städtischen  Kreditgesellschaften 
gleich  gestellt,  die  Frist  für  ihre  Hypotheken  auf  Holzhäuser 
auf  10,  auf  Steinhäuser  und  ländliche  Grundstücke  auf  30 
Jahre  ausgedehnt  werden  und  die  Tilgung  nach  einem  vom 
Stadtrat  zu  genehmigenden  Plan  erfolgen.  Der  Entwurf  sieht 
auch  eine  Vereinfachung  des  jetzt  umständlichen  Abschätzungs- 
verfahrens vor;  einer  der  stellvertretenden  Direktoren  soll  die 
Schätzung  unter  Hinzuziehung  eines  Sachverständigen  vor- 
nehmen. Für  dieses  Geschäft  darf  das  Grundkapital  bis  zur 
Hälfte,  die  ewigen  Einlagen,  die  vor  dem  Erlaß  des  Gesetzes 
vom  26.  Februar  1883  eingezahlt  sind  und  diejenigen  Depositen, 
deren  Rückzahlungsfrist  mit  der  der  Darlehen  übereinstimmt, 
verwendet  werden. 

Dem  Reservefonds,  dessen  Höhe  bis  jetzt  bei  Gründung 
der  Bank  festgelegt  wird,  sollen  jährlich  15  ^/o  des  Reingewinns 
überwiesen  werden,  bis  er  Vs  des  Grundkapitals  gleichkommt. 
Der  Forderung,  dafi  die  Barbestände  zuzüglich  des  Guthabens 
bei  der  Staatsbank  nur  5  ^/o  (statt  10  ^/o)  aller  Verpflichtungen 
betragen  müsse  und  die  Summe  aller  Verpflichtungen  höchstens 
bis  auf  das  10  fache  (statt  5)  des  Kapitals  steigen  darf,  wurde 
vom  Finanzministerium  nicht  entsprochen;  ebenso  wurde 
nicht  gestattet,  einer  Person  Kredite  bis  15  ^/o  des  eigenen 
Kapitals  (statt  10  ^/o)  einzuräumen. 

Auf  dem  Kongreß  wurde  auch  die  Gründung  einer 
Zentral-Stadtgemein debank  angeregt,  die  einen  Aus- 
gleich im  Geldüberflufi  und  -bedürfnis  der  einzelnen  Städte 
vermitteln  soll.  Der  Plan  hat  aber  im  Finanzministerium 
keinen  Anklang  gefunden,  da  man  dort  der  Meinung  ist,  dafi 
diese  Aufgabe  der  Staatsbank  obliege. 

Beurteilung.  Anfänglich  genossen  die  Stadtgemeinde- 
banken so  geringes  Vertrauen,  dafi  der  Heiig.  Synod  den 
geistlichen   Korporationen    verbot,    ihr    Geld   bei   ihnen   an- 

1  Finanzbote  1906,  Nr.  9  und  12. 
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zulegen.  Mit  der  EinschräDkung  ihrer  Befugnisse  wurde  ihre 
Geschäftsführung  auch  solider.  Leicht  geraten  sie  in  die 
Hände  einer  Partei,  so  dafi  sie  nur  deren  Anhängern  Kredite 
geben,  anderen  Leuten  nicht. 

Die  Mittel  der  Banken  sind  gering,  sie  können  nur  lokale 
Bedeutung  haben.  Durch  sie  sind  aber  an  Ortschaften  Bank- 
verbindungen entstanden,  die  sonst  lange  auf  solche  hätten 
warten  können.  Die  Sicherheit,  die  die  Haftung  der  Stadt 
bietet,  zieht  wohl  auch  Kapitalien  an,  die  sonst  verborgen 
geblieben  oder  den  Sparkassen  zugeflossen  wären.  Durch 
letztere  wären  sie  fUr  den  Staatskredit  verwendet  worden, 
während  sie  durch  die  Stadtbanken  den  Kaufleuten  und  Ge- 
werbetreibenden der  Stadt,  besonders  den  kleinen,  selbst  zu- 
gute kommen.  Den  großen  Städten  —  es  besitzen  42  Gouverne- 
mentsstädte, Moskau  und  Petersburg  allerdings  nicht,  solche 
Banken  —  ist  durch  sie  eine  Möglichkeit  gegeben,  auf  die 
Bodenspekulation  einzuwirken.  Bei  der  Zunahme  der  Auf- 
gaben der  Städte  können  sie  die  größten  Dienste  leisten ;  es 
sei  hier  an  die  Beleuchtungsanlagen,  Wasserleitungen,  Kanalisa- 
tionen, Straßenbahnen  usw.  erinnert  und  die  Erleichterung, 
die  diese  Banken  bei  Verstadtlichung  derartiger  Unter- 
nehmungen bieten  können.  Ihr  weiterer  Ausbau  würde  auch 
die  Realisierung  der  städtischen  und  Semstwo- Anleihen  er- 
leichtern, besonders  wenn  eine  Zentralbank  —  ähnlich  der 
Zentralbank  des  russischen  Bodenkredits  —  die  Anleihe  über- 
nehmen und  dafür  eigene  Pfandbriefe  ausgeben  dürfte.  Den 
Absatz  dieser  Papiere  könnten  die  einzelnen  Stadtbanken 
unter  ihrer  Kundschaft  fördern.  Es  würde  dadurch  ein  großes 
einheitliches  Papier  geschaffen  werden,  während  jetzt  die 
kleinen  Anleihen  keine  beliebten  Werte  sind,  und  geringe 
Mengen,  die  zum  Verkauf  angeboten  werden,  bereits  den  Kurs 
drücken.  In  Deutschland  wird  seit  einigen  Jahren  für  eine 
derartige  Zentral-Kommunalbank  Propaganda  gemacht  ^ 

St&dtlsche  Leihhäuser. 

Ende  der  1880  er  Jahre  begannen  die  Städte  aus  ihren 
Mitteln  Leihhäuser  zu  errichten ;  das  erste  wurde  fUr  die  Stadt 


^  Aach  in  Deutschland  gibt  es  Stadtbanken,  nämlich  die  städtische 
Bank  zu  Breslau  und  die  Chemnitzer  Stadtbank,  die  beide  im  Jahre  1848 
als  Notenbanken  gegründet  wurden;  das  Notenprivileg  lief  für  die 
Chemnitzer  Bank  1879,  für  die  Breslauer  18d4  ao.  Das  Kapital  der 
Breslauer  Bank  beträgt  3  Millionen  Mark,  das  der  Chemnitzer  510000 
Mark.  Hypothekengeschäfte  sind  ihnen  untersagt.  Bei  der  Breslauer 
Bank  darf  die  Summe  der  verzinslichen  Depositen  den  doppelten  Betraff 
des  Grund-  und  Beservekapitals  nicht  übersteiffen;  die  Chemnitzer  Bank 
kann  mit  Genehmigung  des  Bankausschusses  aber  den  zwölffachen  Bei- 
trag hinausgehen.  Den  Aufsichtsrat  bildet  bei  beiden  Banken  ein  Aus- 
BchuA  des  Stadtverordneten-Kollegiums.  (Vergl.  Mitteilungen  der  Zentral- 
stelle des  Deutschen  Städtetages.    1907.    Nr.  6.) 
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Wologoda  am  12.  Dezember  1886^  allerhöchst  genehmigt. 
Später  erfolgte  die  Genehmigung  durch  den  Finanzminister 
im  Einverständnis  mit  dem  Minister  des  Innern. 

Am  1.  Januar  1905  hatten  44  Gouvemementsstädte  und 
84  Kreisstädte  Lombarde  errichtet  Das  gesamte  Kapital 
dieser  78  Leihhäuser  belief  sich  auf  6,73  Millionen  Rubel; 
fast  durchweg  sind  die  Kapitale  sehr  gering,  nur  in  Peters- 
burg und  Moskau  waren  sie  bedeutender,  nämlich  2,00  Millionen 
bezw.  1,49  Millionen.  Aufier  ihrem  eigenen  Kapital  ver- 
wendeten 50  Leihhäuser  geliehene  Gelder  im  Geschäft.  Sie 
hatten  im  ganzen  8,02  Millionen  Rubel  ausgeliehen.  Die  Rein- 
gewinne beliefen  sich  im  Jahre  1904  auf  298068  Rubel. 


»  V.  S.  d.  a.  m,  Nr.  4088. 


II.  Gegenseitige  Kreditanstalten. 

Siebentes  Kapitel. 

Landhypothekenbanken  anf  Gegengeitigkeit. 


Die  Kommission,  die  mit  der  Reorganisation  der  Bodenkredit- 
anstalten im  Jahre  1859  betraut  wurde,  sprach  sich  für  die 
privaten  Banken  aus  und  empfahl  die  Gründung  von  Gesell- 
schaften mit  gegenseitiger  Haftbarkeit  der  Darlehnemp&nger. 
Sie  glaubte,  daß  diese  Art  Banken  billiger  Kredit  geben 
könnte  als  die  Aktienbanken,  da  diese  höhere  Verwaltungs- 
kosten hätten  und  nach  grofien  Dividenden  trachteten;  die 
gegenseitige  Gesellschaft,  —  so  nahm  die  Kommission  an  — 
könnte  auch  leichter  eine  Überwachung  der  verpfändeten 
Gtlter  vornehmen  und  den  Agrarkredit  normaler  entwickeln, 
da  sie  nur  dem  Bedürfnis  nachkäme,  während  die  Aktien- 
banken die  I^andwirte  zu  Anleihen  zu  bewegen  suchten,  um 
Geschäfte  zu  machen.  Die  von  der  Kommission  entworfenen 
Normalsatzungen  wurden  Jedoch  nicht  bestätigt ;  indessen  war 
dadurch  die  Frage  angeregt  worden. 

Die  baltischen  Landschaften.  Bodenkreditan- 
stalten auf  Gegenseitigkeit  gab  es  schon  einige  in  Rußland. 
Durch  Ukas  vom  15.  Oktober  1802*  wurde  dem  Adel  von 
Estland  die  Erlaubnis  erteilt,  eine  eigene  auf  Gegenseitigkeit 
beruhende  Adelsbank,  die  Estländische  adelige  Kredit- 
kasse in  Reval  zu  gründen.  Aus  der  Staatskasse  erhielt 
die  Bank  ^k  Million  Rubel  Silber  auf  33  Jahre,  und  außerdem 
wurde  ihr  noch  ein  Kredit  von  2  Millionen  Rubel  Assignaten 
gegen  Verpfändung  von  Gütern  eingeräumt.  Die  verpfändeten 
Güter,  die  bis  '/s  des  Wertes  beliehen  wurden,  hafteten  soli- 
darisch für  die  ausgegebenen  Pfandbriefe,  die  mit  dem  Namen 
eines  speziellen  Ritterguts  bezeichnet  waren.  Die  Darlehen 
wurden  in  bar  und  in  Pfandbriefen  gewährt,  deren  Größe 
nach  Wunsch  des  Empfängers  und  dem  Ermessen  der  Kassen- 
verwaltung ausgestellt  wurde.  Die  Kasse  nahm  auch  Darlehen 
entgegen.    Die  Oberverwaltung  setzte  sich  aus  dem  jeweiligen 

1  V.  8.  d.  G.  I,  Nr.  20464. 
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Ritterschaftshauptmann  und  vier,  dem  immatrikulierten  estlAn- 
diachen  Adel  angehörenden  Mitgliedern  der  Kasse  zusammen. 
Die  ordentlichen  Versammlungen  fanden  regelmäfiig  alle  drei 
Jahre  zur  Zeit  der  Landtage  statt.  Auch  der  Adel  von  Liv- 
land  erhielt  durch  den  gleichen  Ukas  die  Genehmigung  zur 
Gründung  einer  derartigen  Bank  und  zum  Beginn  der  Ger 
Schäfte  Vs  Million  Rubel  Silber  geliehen.  Durch  Ukas  vom 
24.  Januar  1830  ^  wurde  sie  dem  Adel  von  Kurland  verliehen. 
Die  3  Banken  hatten  am  1.  Juli  1903  84  Millionen  Rubel  in 
4^/o  und  4^/i^/o  Pfandbriefen  ausgegeben. 

Ein  landschaftlicher  Kreditverein  im  Zar- 
tum  Polen  war  im  Mai  1825  auf  dem  Reichstag  in  War* 
schau  auf  Veranlassung  des  Kaisers  Alexander  gegründet 
worden.  Die  Mitglieder  des  Vereins  sind  die  darlehnnehmenden 
Gutsbesitzer;  aus  den  Mitgliedern  des  Vereins  wurden  die 
acht  Direktionen,  die  in  den  Hauptstädten  der  acht  früheren 
Woiwodschaften  Polens  ihren  Sitz  hatten,  gewählt.  Der 
Präsident  der  Generaldirektion  in  Warschau  wurde  vom 
Kaiser  ernannt.  Von  der  Bank  von  Polen  konnte  der  Kredit- 
verein Darlehne  beanspruchen.  Im  Jahre  1851  waren  5853 
Güter  bei  der  Bank  verpfändet,  an  Pfandbriefen  hatte  sie  200,73 
Millionen  poln.  Gulden  (30,10  Millionen  Rubel  Silber)  im  Um- 
lauf. Bei  der  Reorganisation  des  polnischen  Bankwesens  im 
Jahre  18(59'  erhielt  der  Verein  die  Genehmigung,  seine  Ge- 
schäfte fortzusetzen.  Am  1.  (14.)  Mai  1904  hatte  der  Verein 
138,74  Millionen  Rubel  Darlehen  aufienstehen ;  sein  Pfandbrief- 
umlauf betrug  138,73  Millionen  Rubel.  Der  Reservefonds  hatte 
eine  Höhe  von  8  Millionen  Rubel. 

Auch  im  eigentlichen  Rußland  gab  es  1860  bereits  eine 
Bodenkreditanstalt  auf  Gegenseitigkeit,  die  Alexander- 
Adelsbank  in  Nischni-rTowgorod.  Sie  war  1841' zum 
Andenken  an  den  Besuch  des  Thronfolgers  Alexander  Niko- 
laijewitsch  vom  Adel  des  Gouvernements  Nischni-Nowgorod 
gegründet  worden.  Ihr  Kapital,  das  ursprünglich  1  Million 
Rubel  betrug,  wurde  später  auf  IVs  Million  Rubel  erhöht. 
Sie  gewährte  aufier  ihren  Darlehen  auf  Hypotheken  auch 
Vorschüsse  auf  Wertpapiere   und  Edelmetalle   und   nahm  De- 

E)siten  zur  Verzinsung  und  Aufbewahrung  entgegen.  Der 
eingewinn  wurde  zu  gemeinnützigen  Zwecken  verwendet. 
Im  Jahre  1868  wurde  die  Bank  reorganisiert,  ihr  Geschäfts- 
kreis blieb  aber  derselbe.  Infolge  Mißwirtschaft  konnte  die 
Bank  im  Jahre  1891  ihre  Depositengläubiger  nicht  befriedigen 
und  wendete  sich  an  den  Staat  mit  der  Bitte  um  Unterstützung. 
Um  das  Vertrauen   zu  den  Banken  wieder  herzustellen,   das 

»  V.  8.  d.  G.  II,  Nr.  8442. 
•  V.  S.  d.  a.  II,  Nr.  47303. 
»  V.  S.  d.  G.  n,  Nr.  14982. 
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durch  einige  Krachs  geschädigt  war,  wurde  die  Staatsbank 
am  2.  Juli  1891  >  beauftragt,  der  Alexander-Adekbank  7Vt  Mil- 
lionen Rubel  zur  Rückzimlung  ihrer  Depositen  gegen  4Vfl^/o 
vorzuschießen;  bis  zur  Rückzahlung  dieser  Summe  sollte  sie 
unter  der  Eontrolle  der  Adelsbank  stehen;  die  Verwaltung 
der  Bank,  bestehend  aus  einem  Präsidenten  und  3  Mitg^edem, 
wurde  Tom  Finanzminister  bis  auf  eins  der  Mitglieder  er- 
nannt,  das  die  Adelsversammlung  wählte.  Die  Bank  mufite 
die  Depots,  die  bei  ihr  hinterlegt  waren,  der  Filiale  der  Staats- 
bank übergeben.  Die  Annahme  neuer  Depositen  wurde  ihr 
untersagt  und  die  Zinsen  der  alten  herabgesetzt.  Die  Lombard- 
geschäfte wurden  ebenfalls  verboten  und  auch  die  Beleihung 
von  Oütem  bis  zur  Beendigung  der  Sanierung  eingestellt. 
Als  diese  im  Jahre  1901  durchgeführt  war,  wurde  die  Bank 
dem  Adel  auf  dessen  Antrag  zurückgegeben. 

Die  Schließung  der  staatlichen  Agrarbanken  im  Jahre  1859 
veranlafite  im  Zusammenhang  mit  dem  Outachten  der  Kom- 
mission zur  Reorganisation  der  Bodenkreditanstalten  eine 
Reihe  Bankproiekte,  von  denen  jedoch  in  den  60er  Jahren 
nur  zwei  verwirklicht  wurden.  Im  Jahre  1800  konstituierte 
sich  eine  Gesellschaft  aus  96  Personen,  deren  Satzungen  einer 
russischen  Agrarbank  am  16.  März  1865  bestätigt  wurden. 
Die  Gesellschaft  wollte  Anteilscheine  ausgeben  und  außerdem 
noch  die  Darlehnnehmer  gegenseitig  haften  lassen.  Die  Hälfte 
der  Gewinne  sollte  auf  die  Anteilscheine  als  Dividende  ent- 
fallen, der  Rest  auf  die  Darlehnnehmer.  Das  Projekt  kam 
jedoch  nicht  zur  Ausfuhrung.  —  Im  Jahre  1861  wurde  von 
8  Montanindustriellen  die  Genehmigung  für  eine  Kredit- 
gesellschaft für  das  Gouvernement  Perm  nachgesucht;  als 
1'edoch  das  Gesuch  im  Jahre  1865  bis  zum  Reichsrat  ge- 
kommen war,  war  einer  der  Gründer  gestorben,  der  andre 
bankrott  und  der  dritte  verreist.  —  Zwei  weitere  Bankprojekte, 
die  für  Lithauen  und  das  Südwestgebiet  geplant  waren,  wurden 
wegen  der  Unruhen  nicht  genehmigt  —  Ein  Gesuch  des 
Adels  des  Gouvernements  Saratow,  eine  gegenseitige  ständische 
Bodenkredi^Gesellschaft  gründen  zu  dürfen,  wurde  zwar  ge- 
nehmigt, aus  Mangel  an  Beteiligung  kam  die  Bank  jedoch 
nicht  zustande.  DieSemstwos  der  Gouvernements  Jekaterinoslaw 
und  Pensa  planten  ebenfalls  die  Errichtung  von  Hypotheken- 
banken auf  Gegenseitigkeit,  doch  kamen  die  Projekte  nicht 
zur  Ausführung,  da  inzwischen  andere  Kreditinstitute  in  diesen 
Gebieten  errichtet  worden  waren. 

Die  Landschaftsbank  für  das  Gouvernement 
C  h  e  r  s  0  n.  Erfolgreicher  war  das  Semstwo  des  Gk>uvernements 
Cherson;   die  Satzungen   einer  Landschaftsbank,   die  es   ein- 


'  V.  S.  d.  G.  in,  Nr.  7895. 
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reichte,  worden  am  20.  Mai  1864^  bestätigt.  Die  Bank  ist 
eine  Gesellschaft  auf  Gegenseitigkeit,  deren  Hitglieder  die 
Darlehnnehmer  bilden,  die  solidarisch  mit  den  verpfändeten 
Gütern  haften.  Sie  beleiht  Güter  in  den  4  Gouvernements 
Cherson,  Jekaterinoslaw,  Taurien  und  Bessarabien;  sie  gibt 
Darlehn  bis  50  ^/o  des  Taxwertes  und  nur  auf  erste  Stelle. 
Die  Güter  müssen  mindestens  100  Defijatinen  bebautes  Land 
haben  und  dürfen  nicht  weniger  als  1000  Rubel  wert  sein. 
Die  Frist  der  Darlehne  ist  34  Jahre  11  Monate  oder  36  Jahre 
6  Monate;  der  Schuldner  erhält  Pfandbriefe,  die  entsprechend 
der  Frist  seiner  Hypothek  36^/2  Jahre  laufen  und  5^/oig  sind 
oder  in  34  Jahren  11  Monaten  getilgt  werden  und  5Vi®/o 
Zinsen  bringen. 

An  der  Spitze  der  Bank  steht  ein  Verwaltungsrat,  dessen 
4  Mitglieder  von  der  Generalversammlung  der  Gesellschafter 
aus  ihrer  Mitte  auf  3  Jahre  gewählt  werden.  Neben  einem 
Aufsichtsrat,  der  sich  aus  5  Mitgliedern  zusammensetzt,  gibt 
es  noch  einen  Ausschuß  der  Pfandbriefbesitzer,  der  einen  Ver- 
treter zu  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrates  entsendet.  Die 
Generalversammlung  der  Gesellschafter  wird  jährlich  in  Odessa 
abgehalten.  Zu  Beginn  ihrer  Operation  erhielt  die  Bank  von 
dem  Semstwo  des  Gouvernements  100000  Rubel  geliehen. 
Die  Bank  entfaltete  eine  rege  Tätigkeit;  nach  10  Jahren  hatte 
sie  43,06  Millionen  Rubel  Dahrlehn  gewährt,  im  Jahre  1890 
schon  66,84  Millionen  Rubel.  Im  Jahre  1898  konvertierte 
die  Bank  ihre  5V2®/o  und  5'®/o  Pfandbriefe  in  4}l2^lo.  Am 
1.  Januar  1905  hatte  sie  155,41  Millionen  Rubel  auf  34^Vi2  bis 
38^/s  Jahre  ausgeliehen ;  sie  besaB  außer  einem  Reservekapital 
in  Höhe  von  10,64  Millionen  Rubel  einen  Fonds  zur  Ver- 
minderung der  Zahlungen  der  Darlehnnehmer,  der  2,63  Millionen 
aufwies;  ihr  Pfandbriefumlauf  (4*/«  ®/o)  betrug  150,98  Millionen 
Rubel. 

Die  guten  Erfolge  der  Chersoner  Bank  veranlaßten  den 
XJkas  vom  17.  Mai  1871*,  durch  welchen  den  Semstwos 
gestattet  wurde,  mit  ihren  Mitteln  Anstalten  sowohl  ftlr  lang- 
fristigen wie  für  kurzfristigen  Kredit  zu  errichten.  Die 
Satzungen  von  Hypothekenbanken  sollten  denen  der  Chersoner 
Bank  oder  denen  des  Gegenseitigen  Bodenkreditvereins,  die 
für  Handelsbanken  denen  der  Aktienhandelsbanken  oder  der 
Gegenseitigen  Kreditvereine  entsprechen. 

Zwei  Jahre  nach  der  Gründung  der  Chersonschen  Bank, 
am  1.  Juni  1866'  wurden  die  Satzungen  des  Gegenseitigen 
Bodenkreditvereins  bestätigt,  dessen  Organisation  und 
Geschichte  in  dem  Abschnitt  über  die  Reichs- Adelsagrarbank, 

>  V.  S.  d.  G.  II,  Nr.  40898. 
«  V.  S.  d.  G.  II,  Nr.  49609. 
»  V.  S.  d.  G.  n,  Nr.  43861. 
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deren  Sonderabteilung  seine  Liquidation  durchftihrte,  schon 
berührt  worden  ist 

Obgleich  durch  Ukas  vom  31.  Mai  1872^  dem  Finanz- 
ministerium das  Recht  verliehen  wurde,  Bodenkreditanstalten 
nach  dem  Muster  der  Chersonschen  Landschaftsbank  und  des 
Gegenseitigen  Bodenkreditvereins  zu  genehmigen  —  so  dafi 
also  nicht  mehr  ein  allerhöchster  Ukas  zur  Gründung  nötig 
war,  sondern  nur  ein  Erlaß  des  Ministers  —  wurden  doch  nur 
noch  zwei  Gesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  gegründet;  es 
sind  dies  zwei  kaukasische  Banken,  die  Adelsagrarbank 
in  Tiflis  und  die  M  ichaels  -  Adelsagr  ar  ban  k  in 
EutaVs. 

Die  Tifliser  Bank  war  am  28.  Mai  1874 '  zur  Gewährung 
von  Hypotheken  genehmigt  worden.  Der  Tifliser  Adel  hatte 
80000  Rubel,  die  Regierung  160000  Rubel  als  Kapital  ein- 
geschossen. 60000  Rubel  zahlte  der  Adel  noch  nach.  Am 
1.  Januar  1905  hatte  sie  5,22  Millionen  Rubel  auf  Güter, 
32,67  Millionen  Rubel  auf  städtische  Immobilien  langfristig 
und  0,34  Millionen  kurzfristig  ausgeliehen.  Das  Grundkapital 
betrug  0,55  Millionen,  das  Reservekapital  0,64  Millionen,  der 
Pfandbriefumlauf  37,84  Millionen  Rubel. 

Sie  gibt  ihre  Darlehne  auf  Güter  und  städtische  Immobilien 
langfristig,  auf  Weinberge  und  Obstgärten  wegen  der  Gefähr- 
lichkeit dieses  Geschäftes  nur  kurzfristig  und  nur  bis  40  ^/o 
des  Schätzungswertes.  Die  langfristigen  Hypotheken  werden 
in  Pfandbriefen,  die  kurzfristigen  in  bar  ausbezahlt. 

Die  Michaels-Adelsbank  in  Eutai's  war  1876  mit 
^/a  Million  Rubel  Kapital  gegründet  worden;  sie  betreibt 
dieselben  Geschäfte  wie  die  Bank  in  Tiflis.  Durch  Ukas 
vom  4.  Juli  1901 '  wurde  zur  Beaufsichtigung  ihrer  Geschäfte 
ein  Bevollmächtigter  vom  Finanzministerium  bei  ihr  bestellt. 
Die  Bilanz  am  1.  Januar  1905  wies  1,49  Millionen  Rubel 
langfristige  Darlehne  auf  Güter,  7,09  Millionen  Rubel  Darlehne 
auf  städtische  Immobilien  und  0,14  Millionen  Rubel  kurz- 
fristige Kredite  auf.  Auf  der  Passivseite  erschien  das  Grund- 
kapital mit  0,67  Millionen,  der  Reservefonds  mit  0,14  Millionen 
und  der  Pfandbriefbetra^  mit  8,67  Millionen  Rubel. 

Die  Staatsaufsicht  über  diese  Banken  entspricht  der  über 
die  Hypothekenbanken  auf  Aktien,  die  dort  behandelt  ist. 

1  V.  S.  d.  G.  n,  Nr.  50913. 
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Städtische  Kreditgesellschaften. 


Nach  der  Schliefiung  der  staatlichen  Kreditanstalten  im 
Jahre  1859,  die  Geld  auf  Hypotheken  ausliehen,  war  der  länd- 
liche und  städtische  Grundoesitz  ohne  Kredit  Während  aber 
die  Gutsbesitzer  durch  die  Loskaufzahlungen  flüssige  Mittel 
erhielten,  waren  die  städtischen  Grundbesitzer  ganz  und  gar 
auf  den  Privatkredit  angewiesen.  Die  Grundbesitzer  der 
größern  Städte  fanden  aber  bald  im  genossenschaftlichen  Zu- 
sammenschluß einen  Ausweg.  Am  4.  Juli  1861  ^  bereits 
wurden  die  Satzungen  der  Petersburger  Städtischen 
Kreditgesellschaft  bestätigt.  Nach  diesen  Satzungen 
beleiht  die  Bank  Holzhäuser  auf  14^/fl  Jahr,  Steinhäuser  und 
Grundstücke  auf  26^/4  Jahre ;  die  Pfandobjekte  müssen  in  der 
Stadt  Petersburg  gelegen  sein.  Die  Darlehnnehmer  haben 
außer  4*/«  ®/o  Zinsen  ^/s  ®/o  jährlich  zur  Unterhaltung  der  Ver- 
waltung und  zur  Ansammlung  eines  Reservefonds  und  2^/o 
Amortisation  bei  Hypotheken  mit  26®/* jähriger  Frist  und  5  *^/o 
bei  solchen  mit  14^/2 jähriger  Frist  zu  entrichten;  */a*^/o 
wird  bei  der  Auszahlung  des  Darlehns  einbehalten.  Die  Dar- 
lehne wurden  anfänglich  in  4V2^/oigen,  später  in  5-  und 
5^/2 '^/o igen  Pfandbriefen  (Obligationen)  gegeben,  die  zu  pari 
genommen  werden  müssen;  die  Gesellschaft  kann  aber  den 
kommissionsweisen  Verkauf  der  Pfandbriefe  übernehmen. 

Die  Pfandbriefe  sind  durch  den  ganzen  verpfitndeten  Be- 
sitz und  durch  die  Gesamthaffcung  der  Hypothekenschuldner 
sicher  gestellt.  Ihr  Betrag  darf  den  der  Summe  der  Hypotheken- 
reste nicht  übersteigen.  Die  Pfandbriefe  müssen  im  Ver- 
hältnis zu  den  einlaufenden  Amortisationszahlungen  durch  Ver- 
losung getilgt  werden;   diese  können  die  Inhaber  der  Pfand- 
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briefe,  die  mindestens  solche  im  Werte  von  5000  Rubel  be- 
sitzen, beaufsichtigen.  Die  Pfandbriefe  werden  in  der  Staats- 
druckerei hergestellt;  Mitglied  der  Gesellschaft  ist  der,  welcher 
ihr  ein  Haus  oder  Grundstück  verpfkndet.  Geleitet  wird  die 
Gesellschaft  von  der  Verwaltung  und  dem  Aufsichtsrat,  die 
▼on  der  Generalversammlung  gewählt  werden.  Die  Schätzungen 
nimmt  eine  besondere  Schätzungskommission  vor,  die  den 
mittleren  jährlichen  Reingewinn  und  den  Wert  des  Objekts 
ihrem  Gutachten  zugrunde  legt.  —  Zum  Beginn  der  Geschäfte 
schofi  die  Stadt  St.  Petersburg  800000  Rubel  vor. 

Auf  Grund  ähnlicher  Satzungen  wurden  Städtische  Kredit- 
gesellschaften in  Moskau  (30.  Oktober  1862^),  Warschau 
(31.  Dezember  1869«),  Odessa  (20.  April  1871 »)  zugelassen. 

Ein  am  31.  Mai  1872^  allerhöchst  bestätigtes  Reichs- 
ratsgutachten bevollmächtigte  den  Finanzminister,  Satzungen 
von  Städtischen  Kreditgesellschaften  nach  dem  Muster  der  vier 
genannten  zu  genehmigen.  Nach  dieser  Erleichterung  nahmen 
die  Gesellschaften  rascher  zu. 

Im  Jahre  1885  kam  die  Petersburger  Städtische 
Ereditgesellschaft  in  Schwierigkeiten,  da  sie  Häuser  und 
Grundstücke  sehr  hoch  beliehen  hatte,  und  die  Zahlungsrück- 
stände stark  anliefen.  Durch  Ukas  vom  12.  Juni  1886  ^  wurden 
die  Besitzer  der  gefährdeten  Pfandbriefe  zu  einem  Schutzver- 
band zusammengeschlossen ;  dieser  wird  von  6  Verwaltungsmit- 
gliedern geleitet,  von  denen  4  von  der  Generalversammlung  der 
Pfandbriefmhaber,  1  vom  St.  Petersburger  Stadtrat  (Duma) 
und  1  vom  Börsenkomitee  gewählt  wird.  Den  Vorsitzenden  er- 
nennt der  Finanzminister.  Dem  Verband  liegt  die  Wahrung 
der  Interessen  der  Pfandbriefinhaber  ob,  er  kann  über  Änderung 
der  Satzungen  bei  dem  Finanzminister  vorstellig  werden,  Be- 
vollmächtigte mit  beratender  Stimme  in  die  Vorstandssitzungen 
entsenden  und  an  den  Revisionen  teilnehmen  und  durch  Ver- 
treter die  Verlosung  und  Vernichtung  der  gezogenen  Pfandbriefe 
beaufsichtigen  lassen.  Der  Bericht  über  seine  Befunde  und 
Ausstellungen  und  die  Antworten  darauf  werden  auf  Kosten 
der  Gesellschaft  veröffentlicht. 

An  Stelle  der  Generalversammlung  aller  Mitglieder  als 
oberstes  Organ  der  Gesellschaft  wurde  eine  Bevollmächtigten- 
Versammlung  eingeführt.  Die  Bevollmächtigten,  210  an  der 
Zahl,  werden  von  allen  Mitgliedern  auf  3  Jahre  gewählt. 
Männliche  Mitglieder  können  nur  persönlich  ihr  Stimmrecht 
ausüben,   weibliche   können   sich  durch  nahe  Verwandte  ver- 


»  V.  8.  d.  G.  II,  Nr.  38857. 
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treten  lassen.  Für  die  Moskauer  Städtische  Kreditgesellschaft 
wurde  durch  die  Ukase  vom  10.  Mai  und  13.  Dezember  1902  ^ 
ein  Bevollmächtigter  vom  Finanzministerium  bestellt,  der  über 
alle  Geschäfte  wacht  und  in  den  Versammlungen  der  Ver- 
treter der  Mitglieder  den  Vorsitz  führt;  bezahlt  wird  dieser 
Bevollmächtigte  von  der  Gesellschaft.  Außerdem  wurde  für 
3  Jahre  die  Wahl  des  Vorstandes,  des  Aufsichtsrates  und  der 
Schätzungskommission  von  der  Bestätigung  des  Finanzministers 
abhängig  gemacht 

Von  1894  an  konvertierten  auch  die  Städtischen  Kredit- 
gesellschaften ihre  5  und  5V8%  Pfandbriefe  in  4V9®/oige. 
Durch  allerhöchst  am  2.  Juni  1898^  bestätigtes  Reichsrats- 
gutachten erhielten  die  Städtischen  Kreditgesellschaften  ebenso 
wie  die  Aktien-Hypothekenbanken  das  Recht,  die  Pfandbriefe 
statt  durch  Verlosung  durch  Ankauf  zu  tilgen;  die  Höhe 
der  Tilgung  muß  aber  dem  Tilgungsplan  entsprechen.  Die 
früher  ausgegebenen  Pfandbriefe  müssen  aber  noch  ausgelost 
werden. 

Nach  den  Bestimmungen  des  Ukases  vom  29.  April  1902  ^ 
müssen  die  Staats-  und  vom  Staate  garantierten  Wertpapiere, 
in  denen  der  Reservefonds  angelegt  werden  muß,  sowie  die 
Barbestände  bei  der  Staatsbank  oder  deren  Filialen  hinterlegt 
werden.  Durch  den  gleichen  Ukas  (I,  Abs.  4)  wurde  der 
Finanzminister  ermächtigt,  Staatsrevisionen  bei  den  Gesell- 
schaften vornehmen  zu  lassen,  wenn  er  es  für  nötig  hält,  ohne 
Anruf  von  Seiten  der  Mitglieder  oder  Obligationäre. 

Um  den  Banken  ein  größeres  Tätigkeitsfeld  zu  schaffen, 
wurde  ihnen  gestattet,  ihre  Beleihung  auf  alle  Städte  des 
Gouvernements,  in  dem  sie  ihren  Sitz  haben,  auszudehnen. 
Dadurch  wird  auch  die  Gefahr,  in  die  eine  Baukrisis  in  einer 
Stadt  eine  Gesellschaft  bringen  kann,  etwas  vermindert. 

Eis  bestanden  am  1.  Januar  1905  außer  in  den  beiden 
Hauptstädten  in  26  Städten  derartige  Hypothekenbanken; 
12  entfallen  davon  allein  auf  Polen,  4  auf  die  baltischen 
Provinzen  (auf  Riga  2),  2  auf  den  Kaukasus  (Baku  und  Tif  lis). 
Die  Kapitalschuld  für  die  Hypotheken,  die  sie  gewährt,  be- 
liefen sich  bei  den  29  Städtischen  Kreditgesellschaften  zu- 
sammen auf  793,90  Millionen  Rubel,  von  denen  277,54  Milli- 
onen Rubel  auf  die  Petersburger,  179,46  auf  die  Moskauer, 
99,95  auf  die  Odessaer,  87,14  auf  die  Warschauer  Gesellschaft 
entfallen ;  3  haben  zwischen  20 — 30  Millionen  Rubel  ausgeliehen 
(Lodz,  Riga,  Tiflis). 

An  Reserven  hatten  sie  31,42  Millionen  Rubel  ange- 
sammelt,  von  denen  die  Petersburger  Gesellschaft  5,77,    die 
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Moskauer  6,94  MiUionen  Rubel  besafi.  Daneben  hatten  sie 
einen  Fonds  für  Eoponszahlungen  in  Höhe  von  21^78  Milli- 
onen Rubel.  In  Wertpapieren  waren  35,36  Millionen  Rubel 
angelegt,  und  13,51  Millionen  Rubel  waren  ihnen  auf  laufende 
Rechnung  gut  geschrieben. 

Sie  hatten  am  1.  Januar  1905: 

648,99  Millionen  Rubel  4VB<>/oiger  Pfandbriefe 
141,24  „  „       5^/oiger 

3,38  5  Va  %  iger 

BUsammen  also  793,61  Millionen  Rubel  Pfandbriefe  im  Umlaufl 


Neuntes  Kapitel. 

Gegenseitige  ELreditgesellscIiaften. 


Organisation.  Der  grofie  Brand,  der  am  26.  Mai  1862 
Petersburg  heimsuchte,  hatte  die  Kaufleute  schwer  geschädigt. 
Um  die  Kreditnot,  die  infolgedessen  hereinbrach,  zu  mildem, 
schlössen  sich  eine  Reihe'  von  ihnen  zu  einem  Kreditverein 
auf  Gegenseitigkeit  zusammen,  dessen  Satzungen  im  Jahre 
1864  bestätigt  wurden.  Nach  dem  Muster  dieser  Gesellschaft 
wurde  eine  Reihe  anderer  gegründet,  besonders  nachdem  durch 
Ukas  vom  31.  Mai  1872  ^  dem  Finanzminister  das  Recht  ein- 
geräumt war,  die  Satzungen  von  gegenseitigen  Kreditgesell- 
schaften zu  genehmigen.  Den  Semstwos  war  durch  Ukas 
vom   17.  Mai  1871 '   aie  Errichtung   von  Kreditgesellschaften 

Bestattet  worden.  Im  Jahre  1879  waren  im  ganzen  92  in 
Tätigkeit.  Im  Anfang  war  ihre  Wirksamkeit  gut,  bald  aber 
stellten  sich  Mifibräuche  ein,  und  1877  kamen  sie  in  eine 
schwere  Krise,  in  der  die  Staatsbank  sie  unterstützte. 

Die  Mitglieder,  meist  Kaufleute  und  kleine  Industrielle, 
haben  10%,  bisweilen  auch  20%  des  Betrages  einzuzahlen, 
fUr  den  sie  Kredit  genießen.  Eine  Person  darf  nur  bei 
einer  derartigen  Gesellschaft  Mitglied  sein ;  die  Anteil- 
scheine sind  nicht  übertragbar.  Die  Gesellschaft  kann  ihre 
Tätigkeit  beginnen,  wenn  10  000  Rubel  eingezahlt  sind.  Dies 
muÖ  innerhalb  6  Monaten  vom  Tage  der  Satzungsbestätigung 
an  gerechnet,  erfolgt  sein,  sonst  verfkllt  die  Konzession.  An- 
fänglich beschäftigten  sie  sich  nur  mit  Wechseldiskont,  später 
dehnten  sie  ihre  Tätigkeit  aus.  Jetzt  ist  ihnen  außer  dem 
Diskont  erlaubt,  Darlehen  zu  geben,  Depositen  zur  Auf- 
bewahrung und  zur  VerzinsuDg  anzunehmen,  Inkasso  und 
Giroüberweisungen  zu  besorgen,  sowie  Subskriptionen  auf 
öffentliche  und  private  Papiere  ohne  Risikoübernahme  zu  er- 

1  V.  8.  d.  G.  II,  Nr.  50913. 
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öffnen.  Die  Wechsel,  die  angenommen  werden,  dürfen  nicht 
über  6  Monate  laufen  und  müssen  aufier  der  eines  Mitglieds 
noch  eine  gute  Unterschrift  tragen.  Solawechsel  müssen  durch 
Wertpapiere  oder  Waren  gesichert  sein.  Darlehen  geben  die 
Geseliscnaften  auf  6  Monate   gegen   Verpfändung   von  Wert- 

(>apieren,  Waren,  Warenscheinen  sowie   auf  Immobih'en,  auf 
etztere  nur  bis  V5  ihres  Kapitals. 

Jedes  Jahr  mufi  eine  Generalversammlung  der  Mitglieder 
berufen  werden,  die  den  Äufsichtsrat  und  die  Verwaltung 
wählt  Mitglieder,  die  mit  ihren  Zahlungen  an  die  Gesellschaft 
im  Rückstande  bleiben,  sind  von  der  Versammlung  aus- 
geschlossen. Auf  Antrag  von  mindestens  20  Mitgliedern  muß 
eine  außerordentliche  Versammlung  einberufen  werden.  Die 
Mitglieder  des  Aufsichtsrats,  deren  Zahl  durch  die  Satzungen  zu 
bestimmen  ist,  werden  durch  die  Versammlung  gewählt.  Ein 
Annahmekomitee  beschließt  über  die  Aufnahme  neuer  Mit- 
glieder, prüft  ihre  Kreditfähigkeit  und  setzt  die  Höhe  des 
Obligos  nir  die  einzelnen  fest  Für  etwaige  Verluste  haften 
die  Mitglieder,  die  zur  Nachschußpflicht  herangezogen 
werden  können.  Aus  dem  Reingewinn  müssen  10  ^/o  zur  Bildung 
eines  Reservefonds  verwendet  werden.  Die  Summe  der  Ver- 
pflichtungen darf  das  zehnfache  des  Grund-  und  Reserve- 
kapitals nicht  übersteigen.  Durch  Gesetz  vom  11.  Mai  1898  ^ 
wurde  den  Gesellschaften  erlaubt,  Solawechsel  gegen  Sicher- 
stellung durch  Güter  hereinzunehmen,  um  den  Landwirten 
kurzfristigen  Kredit  zugängig  zu  machen. 

Tätigkeit  Am  I.Januar  1905  bestanden  217  Gegen- 
seitige EjreditgesellscKaften ,  davon  8  in  den  beiden  Haupt- 
städten, 72  in  Gouvernements-  und  137  in  Kreisstädten;  im 
Jahre  1898  waren  erst  99  in  Tätigkeit.  Eine  Anzahl  von 
ihnen  ist  von  Semstwos  ins  Leben  gerufen,  die  die  Gesell- 
schaften durch  eine  größere  Einlage  unterstützten.  Einige 
Gesellschaften  vereinigen  nur  Berufsgenossen;  so  gibt  es  eine 
Gegenseitige  Kreditgesellschaft  der  Gutsbesitzer,  der  Druckerei- 
besitzer, der  Bergindustriellen  Südrußlands  (Charkow),  der 
Manganerzindustriellen,  der  Angestellten  der  Kreditanstalten 
und  Aktiengesellschaften,  der  Handlungsgehilfen  usw. 

Die  Zahl  der  diesen  Gesellschaften  angeschlossenen  Mit- 
glieder belief  sich  auf  140057;  sie  ist  in  den  letzten  Jahren 
mit  der  Zunahme  der  Anzahl  der  Gesellschaften  stetig  an- 
gewachsen; am  1.  Januar  1898  waren  es  erst  66954.  Die 
hauptstädtischen  Gesellschaften  zählen  naturgemäß  die  meisten, 
auf  die  I.  Petersburger  entfallen  7899,  auf  die  des  Peters- 
burger Kreissemstwo  4473,  auf  die  Moskauer  Kaufmännische 
3375  Mitglieder.  Das  Kapital  betrug  37,75,  die  Reserven 
7,90  Millionen  Rubel.    8  hatten  mehr   als   1  Million  Kapital; 
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die  Moskauer  Kaufmännische  4,04  und  die  I.  Petersburger 
3,70  Millionen  Rubel.  Auf  Kontokorrent  hatten  sie  104,07 
gutgeschrieben,  an  Einlagen  wiesen  sie  100,11  Millionen  mit 
Kündigungsfrist  und  10,67  Millionen  ohne'Kündigungsfrist  nach. 

Das  Hauptgeschäft  ist  der  Diskont;  der  Wechselbestand 
erschien  mit  139,93  Millionen  Rubel  (=  44,3  ®/o  der  Aktivseite). 
Protestierte  Wechsel  hatten  sie  1,02  Millionen  (=  0,73  %  des 
Wechselbestandes).  Auf  Solawechsel  hatten  sie  24,54  Millionen 
ausgeliehen.  Bedeutend  ist  auch  noch  das  Spezialkontokorrent, 
das  „on  call^-Geschäft,  das  mit  63,41  Millionen  zu  Buche  stand; 
davon  entfallen  allerdings  42,52  Millionen  auf  die  hauptstädti- 
schen Banken  —  die  Moskauer  Kaufmännische  hatte  21,78 
=  33,0  ®/o  ihrer  Aktivseite,  die  Petersburger  I.  11,87  Millionen 
=  52,1  ^/o  der  Aktivseite  auf  Spezialkontokorrent  ausgeliehen. 
Diese  hohen  Beträge  hängen  damit  zusammen,  dafi  diesen 
beiden  Gesellschaften  eine  Reihe  kleiner  Bankers  angehören, 
die  durch  sie  ihre  Börsenspekulationen  ermöglichen.  Wert- 
papiere hatten  alle  217  für  12,03  Millionen,  Waren  für  3,38  Mil- 
lionen lombardiert  Der  Wertpapierbestand  beziffert  sich  auf 
16,69  Millionen  Rubel. 

Die  Mittel  der  Gegenseitigen  Kreditgesellschaften  sind 
verhältnismäßig  gering.  Bei  vielen  erreichen  alle  Aktiva  zu- 
sammen kaum  ^/a  Million;  größeren  Umfang  haben  die  Mos- 
kauer Kaufmännische,  die  Petersburger  L,  die  Warschauer, 
die  Kiewer,  die  Tiflisser  und  Odessaer  Gegenseitige  Kredit- 
ges'ellschaft.  Die  Bedeutung  der  Gegenseitigen  Kreditgesell- 
schaften ist  naturgemäß  nur  lokaler  Natur. 

Kongresse  der  Vertreter  der  Gegenseitigen  Kreditgesell- 
schaften haben  mehrfach  stattgefunden. 


IIL  Aktienbanken  und  Bankers. 


Zehntes  ELapitel. 

Aktienhandelsbanken  • 


Organisation  und  Gesetzgebung.  Mit  der  Bank- 
reform im  Jahre  1860  war  das  Monopolprinzip  des  Staates 
verlassen  worden.  Die  Stadtgemeindebanken  konnten  mit 
ihren  geringen  Mitteln  den  Bedürfnissen  des  Handels  nicht 
genügen.  Dennoch  bedurfte  es  der  Hülfe  der  Regierung,  um 
die  erste  Aktienhandelsbank  ins  Leben  zu  rufen:  von  der 
im  Jahre  1864  gegründeten  St.  Petersburger  Privathandelsbank 
mußte  die  Regierung  1  Million  Rubel  Aktien,  ^/s  des  gesamten 
Kapitals,  übernehmen.  Erst  1866  wurde  eine  zweite,  die 
Moskauer  Eaufmannsbank,  errichtet,  der  1868  die  Charkower 
Handelsbank  und  die  Kiewer  Privatbank  folgten.  Der  rasche 
Erfolg  dieser  Banken  rief  ein  Gründungsfieber  hervor,  ähnlich 
dem  der  Credit  mobilier-Periode  in  Westeuropa.  Ein  Teil 
der  Gründungen  konnte  aber  die  nötigen  Kapitalien  nicht 
zusammenbringen  und  trat  gar  nicht  in  Wirksamkeit.  Andere 
Banken  waren  an  solchen  Plätzen  errichtet,  wo  kein  Bedürf- 
nis danach  vorlag,  mithin  kein  Geschäftskreis  vorhanden  war. 
Auch  konnte  in  den  ersten  Jahren  die  Staatsaufsicht  nur  ge- 
ring sein,  da  die  Einrichtung  noch  zu  neu  war,  um  alles 
prüfen  zu  können.  So  kamen  viele  Betrügereien  vor.  Die 
Spekulation  in  Bankaktien  nahm  so  überhand,  daß  Finanz- 
minister Reutern  durch  Ukas  vom  31.  Mai  1872^  die  Ge- 
nehmigung für  weitere  BankgründuDgen  in  den  Städten  ver- 
sagte, in  denen  bereits  solche  bestanden.  Eb  wurde  femer  be- 
stimmt, da6  die  Blankokredite  Vio  des  eingezahlten  Aktien-  und 
Reservekapitals  nicht  übersteigen  dürfen,  daß  die  einzelne  Aktie 
auf  mindestens  250  Rubel  lauten  und  das  Grundkapital  mindestens 
^li  Million  Rubel  betragen  muß.  Die  Annahme  von  Solawechseln 
wurde  den  Aktienbanken  ganz  verboten;  Immobilien  dürfen. sie 

*  V.  S.  d.  G.  n,  Nr.  50913,  I,  Ab».  5—8. 
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außer  für  den  eigenen  Gebrauch  nicht  besitzen.  Nach  dem  Zu- 
Bammenbruch  der  Moskauer  Leihbank  wurden  die  Bestimmungen 
über  die  Aktienhandelsbanken  durch  Ukas  vom  5.  April  1883  ^ 
gettnderl  Danach  müssen  es  wenigstens  5  Gründer  sein,  die 
keinen  Anspruch  auf  besondere  Vergütung  aus  dem  Gewinn 
haben.  Das  Gründungskapital  darf  nicht  weniger  als  ^/i  Million 
Rubel,  nicht  mehr  als  5  Millionen  Rubel  betragen ;  die  einzelne 
Aktie  darf  nicht  kleiner  als  250  Rubel  sein.  Innerhalb 
6  Monaten  nach  Bestätigung  der  Satzungen  muß  die  Bank 
ihre  Tätigkeit  beginnen.  Die  Hälfte  des  gezeichneten  Kapitals 
muß  vor  der  Eröffiiung  bei  der  Staatsbank  hinterlegt,  6  Monate 
nach  Eröffnung  muß  der  Rest  eingezahlt  sein. 

Es  ist  ihnen  erlaubt,  Wechsel  und  Devisen  sowie  andere 
Handelspapiere  mit  einer  Laufzeit  von  nicht  länger  als 
9  Monaten  zu  diskontieren.  Sie  dürfen  Vorschüsse  geben  und 
Kredite  eröffiien  gegen  Hinterlegung: 

a)  von  Staatspapieren,  Anteilscheinen,  Aktien,  Obliga- 
tionen  und  Pfandbriefen  bis  90 ^/o  des  Börsenwertes; 

b)  von  Konossementen,  Warrants,  Ladescheinen  von  Eisen- 
bahn-, Transport-  und  Dampfschiffgesellschaften  bis  zu 
*/8  des  Wertes  der  Ware; 

c)  von  Edelmetall  und  Assignationen  von  Goldbergwerken 
bis  90®/o  des  Wertes; 

d)  von  dauerhaften  Waren  bis  zu  '/a  des  Wertes. 

Sie  besorgen  ferner  das  Inkasso  von  Wechseln  und 
anderen  fUUigen  Papieren ,  Giroüberweisungen ,  Ausstellung 
von  Kreditbriefen,  An-  und  Verkauf  von  Effekten  und  Waren 
in  Kommission,  von  Edelmetallen  in  Barren  und  Münzen  auch 
für  eigene  Rechnung.  Sie  dürfen  außer  garantierten  Papieren 
auch  Aktien  erwerben,  wenn  bereits  eine  Einzahlung  auf  sie 
gemacht  ist,  doch  darf  deren  Summe  ^/s  des  Kapitals  nicht 
überschreiten.  Sie  können  Subskriptionen  auf  Anleihen  und 
Aktien  eröffnen,  auf  ausländische  Wertpapiere  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Finanzministers;  Verpflichtungen  für  die  auf- 
gelegten Papiere  dürfen  sie  nicht  übernehmen.  Sie  nehmen 
Wertpapiere  und  Kostbarkeiten  zur  Aufbewahrung,  Geld  zur 
täglicnen  Verfügung,  mit  Kündigungsfrist  und  auf  laufende 
Rechnung  in  Beträgen  von  mindestens  100. —  Rubel. 

Der  einer  Person  eingeräumte  Kredit  darf  ^/lo  des  eigenen 
Kapitals  (Aktien-  und  Reservekapital)  nicht  überschreiten.  Die 
Summe  aller  Verpflichtungen  darf  über  den  fünffachen  (früher 
zehnfachen)  Betrag  des  eigenen  Kapitals  nicht  hinausgehen. 
Barbestand  zuzüglich  Guthaben  bei  der  Staatsbank  muß 
mindestens  10  ^/o  der  Verpflichtungen  ausmachen. 

Die  Führung  der  Bank   liegt  der  Verwaltung  und  dem 

«  V.  8.  d.  G.  m,  Nr.  1484. 
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Aufsichtsrat  ob.  Die  Mitglieder  der  Verwaltung  und  die  Be- 
amten der  Banken  dürfen  nicht  zugleich  in  anderen  Kredit- 
anstalten tfttig  sein;  sie  dürfen  bei  ihr  selbst  auch  keinen 
Wechselkredit  genießen.  In  der  Generalversammlung  darf 
eine  Person  nicht  mehr  als  */io  der  Stimmen  vertreten. 
Aktionäre,  die  zusammen  ^/s  des  Kapitals  besitzen,  können 
eine  staatliche  Revision  beantragen. 

Der  10  ^/o  übersteigende  Reingewinn  muß  zur  Hälfte  an 
einen  Sonderreservefonds  abgeführt  werden.  Seit  1902  ist 
den  Banken  das  Ausschütten  einer  Abschlagsdividende  ver- 
boten. Der  Reservefonds  wird  aus  den  jährlichen  Über- 
weisungen aus  dem  Reingewinn  gebildet,  die  Zinsen  des  Fonds 
werden  ihm  zugeschlagen.  Dieser  Fonds  wird,  bis  er  ^/a  des 
Aktienkapitals  gleich  kommt,  in  Staatspapieren  oder  garantierten 
Papieren  bei  der  Staatsbank  hinterlegt.  Die  Sonderreserve 
kann  zur  Verteilung  herangezogen  werden,  wenn  die  Dividende 
weniger  als  8^/ö  beträgt;  Vs  dieses  Fonds  muß  in  garantierten 
Papieren  bei  der  Staatsbank  hinterlegt  werden,  der  Rest  kann 
als  Betriebskapital  verwendet  werden.  Auf  Beschluß  der 
Generalversammlung  kann  eine  Bank  ihre  Tätigkeit  ein- 
stellen, sie  muß  es,  wenn  sie  ^.U  ihres  Kapitals  verloren  hat 
und  die  Aktionäre  nicht  zuzahlen  wollen. 

Durch  Ukas  vom  22.  Mai  1884^  wurde  die  Liouidation 
einer  Bank  (auch  der  Gegenseitigen  Kreditgesellschatten)  an- 
geordnet, wenn  die  Verluste  mehr  als  Vs  ihres  Kapitals  auf- 
zehren; der  Finanzminister  ernennt  dann  eine  Liquidations- 
kommission. 

Um  kurzfristigen  Kredit  auch  der  Landwirtschaft  zugängig 
zu  machen,  wurde  am  11.  Mai  1898'  den  Aktienbanken  ge- 
stattet, auf  Solawechsel  Vorschüsse  gegen  Sicherstellung  durch 
Güter  zu  geben. 

Einige  schlechte  Erfahrungen  mit  den  Aktiengesellschaften 
machten  eine  Revision  der  Gesetzgebung  nötig.  So  hatte 
z.  B.  der  Direktor  der  Charkower  Agrarbank,  Altschewsky, 
mit  Hilfe  der  Charkower  Handelsbank  Schiebungen  vor- 
genommen, die  zum  Zusammenbruch  der  Handelsbank  führten. 
Um  derartigen  Vorkommnissen  vorzubeugen,  bestimmte  das 
Gesetz  vom  21.  Dezember  1901',  daß  in  Generalversammlungen 
von  Kredit-  und  Versicherungsgesellschaften  Angestellte  dieser 
Gesellschaften  als  Bevollmächtigte  keinen  Zutritt  haben.  Die 
Versammlung  ist  beschlußfähig  nur  dann,  wenn  ^/s  des  Grund- 
kapitals vertreten  ist;  sie  kann  über  die  Erhöhung  oder  Her- 
absetzung des  Kapitals,  Emission  von  Obligationen,  Satzungs- 
änderungen und  Liquidation  nur  entscheiden,  wenn  die  Hälfte 

»  V.  S.  d.  G.  ni,  Nr.  2249. 
•  V.  S.  d.  G.  III,  Nr.  15374. 
»  V.  8.  d.  G.  m,  Nr.  20874. 
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des  Aktienkapitals  vertreten  ist.  Anordnende  Direktoren  von 
Kreditgesellscnaften  dürfen  nicht  gleichzeitig  anordnende  Di- 
rektoren von  anderen  Gesellschaften  sein.  Durch  Ukas  vom 
29.  April  1902^  wurde  weiter  verboten,  dafi  Mitglieder  der 
Verwaltung  und  Angestellte  Kredite  irgendwelcher  Art  bei 
ihrer  Bank  genießen,  und  die  Liquidation  derartiger  Kredite 
innerhalb  3  Jahren  angeordnet.  Ferner  wird  nun  auf  Ver- 
langen einer  Minderheit,  die  mindestens  ^/lo  der  Stimmen  und 
^ho  des  Kapitals  besitzt,  eine  staatliche  Revision  der  Bank 
vorgenommen. 

Kapital.  Die  meisten  Banken  sind  in  den  70er  Jahren 
gegründet;  dann  folgte  ein  Stillstand,  bis  Ende  der  90er  Jahre 
wieder  einige  größere  ins  Leben  gerufen  wurden.  Einige  sind 
infolge  schlechter  Verwaltung  wieder  eingegangen,  z.  B.  die 
Jekaterinoslawer  Kommerzbank  und  Charkower  Handelsbank. 
Am  1.  Januar  1905  bestanden  38  Aktienhandelsbanken,  außer 
dem  Credit  Lyonnais.  In  Petersburg  sind  10  dieser  Banken,  in 
Moskau  5  domiziliert;   die  übrigen  entfallen   auf  die  Provinz. 

Von  den  Banken  hatten 

17  ^  5  Millionen  Rubel  und  mehr, 
16  1  Million  bis  5  Millionen  Rubel, 
5  weniger  als  1  Million  Rubel  Aktienkapital. 

Es  belief  sich  zusammen  auf  212,21  Millionen  Rubel';  an 
Reserven  waren  69,03  Millionen  Rubel  vorhanden.  Sonder- 
reserven hatten  13  Banken  in  Höhe  von  3,18  Millionen  Rubel. 
Das  größte  Kapital  besitzt  die  Petersburger  Internationale 
Handelsbank,  nämlich  24  Millionen  Rubel  Aktien-  und  12  Mil- 
lionen Rubel  Reservekapital.  Das  ist  verhältnismäßig  wenig, 
die  Deutsche  Bank  hat  z.  B.  200  Millionen  Mark,  die  Diskonto- 
Gesellschaft  170  Millionen  Mark.     Allerdings  haben  auch  erst 

^  V.  S.  d.  G.  in,  Nr.  21366. 

^  Die  RuBsisch-Chinesische  Bank,  welche  die  Statistik  des  Finanz- 
ministeriums nicht  aufführt,  ist  hier  mitgezählt,  dagegen  ist  der  Credit 
Lyonnais,  den  jene  mit  aufführt,  hier  weggelassen. 

•  Unter  der  Rubrik  Geld-  und  Kreditwesen  gibt  die  erste  amt- 
liche Statistik  für  den  31.  Dezember  1906  für  das  deutsche  Reich  480 
Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  an;  davon 
waren  39  Hypothekenbanken.  Das  nominelle  Aktienkapital  dieser 
480  Gesellschaften  belief  sich  auf  3788,83  Millionen  Mark;  davon  ent- 
fallen  2984,83  Millionen  Mark  auf  die  Handelsbanken  und  754,00  MilU- 
onen  Mark  auf  die  Hypothekenbanken.    Es  hatten 

5  Banken  mehr  als  100  Millionen  Mark  Aktienkapital, 
12        „        zwischen    50  und  100  Millionen  Mark  Aktienkapital, 
6»  n  30„50„  „  „ 

20        „  „  20    „       30         „ 

80        „  „  10    „       20         „ 

(Statistik  des  Bestandes  der  Aktiengesellschaften  und  Kommandil^sell- 
scbaften  auf  Aktien  im  deutschen  Reiche  am  31.  Dezember  1906.  Viertel- 
jahrshefte zur  Statistik  des  deutschen  Reichs.    1907.   Heft  4,  S.  360  ff.) 
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im  letzten  Jahrzehnt  die  deutschen  Aktienbanken  ihr  Kapital 
auf  diese  Höhe  gebracht.  Die  Russische  Bank  fbr  auswärtigen 
Handel  hatte  20,  die  Russisch-Chinesische  Bank  15,  die  Nord- 
bank 12 Va,  die  Wolga-Kama  und  die  Warschauer  Kommerz- 
bank je  12  Millionen  Rubel  Aktienkapital. 

Auffallend  gro6  ist  die  Zahl  der  Filialen  und  Agen- 
turen. Die  Asow-Don  Bank  unterhält  bei  10  Millionen  Rubel 
Aktienkapital  30  Filialen  und  4  Agenturen,  die  Moskauer 
Internationale  bei  10  Millionen  Rubel  31  Filialen,  die  Oreler 
Kommerzbank  bei  5  Millionen  22  Filialen.  Selbst  ganz  kleine 
Banken  haben  Niederlassungen,  z.  B.  die  Woronescher  Kommerz- 
bank mit  750000  Rubel  Kapital  3  Filialen  und  2  Agenturen. 

Die  Gründe  hierfür  liegen  teilweise  darin,  daß  die  Banken, 
besonders  die  der  ersten  Periode  oft  an  solchen  Plätzen  ge- 
gründet wurden,  wo  sie  sich  keinen  genügenden  Geschäftskreis 
erwerben  konnten.  Sie  mußten  nun,  um  ihr  Kapital  zu  be- 
schäftigen, durch  Filialen  Kunden  zu  erwerben  suchen.  Die 
Gleichartigkeit  und  die  geringe  Besiedelung  des  Landes  war 
der  Entwicklung  des  Filialsystems  günstig,  dem  kein  Lokal- 
bankwesen entgegentrat.  Das  Überwiegen  der  beiden  Haupt- 
städte in  jeder  Hinsicht,  die  erst  in  den  letzten  Jahren  von 
Odessa  und  Warschau  erfolgreiche  Konkurrenz  bekommen, 
sowie  die  Entwicklung  von  dort  aus  trugen  zur  Filial- 
gründung bei. 

Eine  besondere  Stellung  nimmtdieRussisch-Chinesische 
Bank  ein,  die  im  Jahre  1895  zur  Förderung  des  russischen 
Handels  in  Ostasien  gegründet  wurde.  Sie  soll  Konzessionen 
für  Eisenbahnen  usw.  erwerben,  den  russischen  Einfluß  stärken, 
überhaupt  dem  russischen  imperialen  Gedanken  dienen.  Sie 
hat  in  Paris  und  St.  Franzisko,  sowie  an  vielen  Plätzen  Chinas 
und  Japans  Filialen  eröffnet,  im  ganzen  50.  Die  Kaiserlich 
Chinesische  Regierung  ist  mit  5  Millionen  Kuping  Taels  bei 
ihr  kommanditiert;  dafür  besorgt  sie  den  Dienst  aer  chinesischen 
Anleihen.  Sie  gibt  in  Ostasien  auch  Banknoten  aus,  die  zu 
^/s  in  bar  gedeckt  sein  müssen.  Am  1.  Januar  1903  waren 
965  300  Rubel  ihrer  Noten  im  Umlauf,  die  wegen  ihrer  großen 
Bequemlichkeit  dem  mexikanischen  Dollar  und  den  sonstigen 
Münzen  gegenüber  sich  großer  Beliebtheit  erfreuen.  Bei  ihrer 
Niederlassung  in  Port  Arthur  hatte  der  Staat  eine  Sparkasse 
errichtet.  Für  Ostasien  hat  die  Bank  eine  große  Bedeutung 
erlangt. 

Nach  dem  Muster  dieser  Bank  plante  man  die  Errichtung 
einer  Russisch-Koreanischen  Bank;  aurch  den  Krieg  mit  Japan 
wurde  dieses  Projekt  jedoch  hinfällig. 

Russische  Bank  in  Persien.  Im  Wettbewerb  mit 
England  suchte  Rußland  mit  allen  Mitteln  seinen  Einfluß  in 
Persien  zu  stärken,  ohne  an  dessen  Besitzstand  zu  rühren. 
Die  Bahnen  wurden  bis  an  die  persische  Grenze  geführt,  russi- 
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sehes  JE^apital  l^te  gute  Wege  in  Nordpersien  an,  der  Persische 
G^olf  wurde  von  den  Dampfern  der  von  der  Regierung  sub- 
ventionierten Freiwilligen  Flotte  besucht.  Ruöland  garantierte 
eine  persische  Anleihe,  die  erst  in  England  untergebracht 
werden  sollte  und  in  London  bereits  gezeichnet  war,  durch 
das  Zögern  Lord  Salisburys  aber  nicht  zustande  kam.  SchlieB- 
lich  wurde  eine  russische  Bank  in  Teheran  gegründet,  die 
den  russischen  Ausfuhrhandel  kräftig  unterstützt  und  dem 
englischen  und  besonders  dem  indischen  schwere  Konkurrenz 
macht  \ 

Ausland-Beziehungen  der  Banken.  Als  einzige 
ausländische  Bank  unterhält  der  Credit  Lyonnais  in  Rußland 
3  Filialen,  in  den  beiden  Hauptstädten  und  in  Odessa.  Im 
Ausland  haben  außer  der  Russisch  -  Chinesischen  Bank  nur 
noch  die  Moskauer  Internationale  und  die  Russische  Bank 
für  auswärtigen  Handel  Niederlassungen.  In  Berlin  werden 
die  Aktien  von  5  russischen  Banken  gehandelt,  von  denen 
die  Russische  Bank  flir  auswärtigen  Handel  auch  per  Ultimo 
notiert  wird;  auf  dem  Pariser  Kurszettel  findet  sich  nur  die 
1901  gegründete  Nordbank  und  seit  letzter  Zeit  auch  die 
Russisch-Chinesische  und  Asow-Don  Bank.  Dies  weist  darauf- 
hin, daß  die  früheren  Banken,  wie  überhaupt  das  ganze 
Finanzwesen,  sich  mehr  auf  Deutschland  stützte  und  von  ihm 
abhing,  während  später  Frankreich  mehr  in  den  Vordergrund 
getreten  ist,  was  sich  sowohl  aus  den  politischen  Beziehungen 
der  Länder  als  auch  aus  der  Beschränkung  der  Börse  durch 
das  Börsengesetz  erklärt.  In  letzter  Zeit  nach  dem  Elrieg 
haben  die  deutschen  Banken  wieder  mehr  Fühlung  mit  den 
russischen  Banken  genommen;  so  emittierten  die  russische 
Bank  für  auswärtigen  Handel  und  die  Sibirische  Handelsbank 
mit  Hilfe  der  Deutschen  Bank  neue  Aktien,  und  die  National- 
bank fUr  Deutschland  unterstützte  die  Sanierung  der  Peters- 
burger Privathandelsbank. 

Projekt  einer  englisch-russischen  Bank.  Die 
Handels-  und  Bankbeziehungen  Rußlands  zu  England  waren 
durch  die  Afghanistan- Affäre  getrübt;  im  Jahre  1903  er- 
wog man  in  England  den  Plan,  eine  große  englisch- 
russische Bank  ins  Leben  zu  rufen.  Der  japanische  Krieg 
ließ  das  Projekt  für  einige  Zeit  in  den  Hintergrund  treten. 
Aber  schon  geraume  Zeit  vor  dem  Friedensschluß  rieten  eng- 


1  Die  Aasfuhr  von  Tee  aus  Indien  nach  Persien  ging  trotz  aller 
Anstrengunffen ,  die   gemacht  wurden,   um  gerade  die  Ausfuhr  dieses  j 

Artikels   auf  der  Nusnki-Straße  zu  fordern,  zurück;  im  Jahre   1908/4  | 

betrug  der  Wert  des  ausgeführten  Tees  46000  Rupien,  1904/5  nur  noch 
11000  Rupien.  Die  Gründe  für  den  Rückgang  waren  nach  einem  Be- 
richt des  Kaiserl.  Deutschen  Generalkonsulats  in  Kalkutta  außer  auf 
den  ungünstieen  Rupienkurs  auf  die  Tätigkeit  der  Bank  zurückzufuhren 
(Nachrichten  f.  Handel  und  Industrie,  81.  Oktober  1905).  i 
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lische  Zeitschriften  den  EIxporteuren,  ihre  Kataloge  ins  Rus- 
sische übersetzen  zu  lassen,  um  gleich  bei  dem  mit  Schluß 
des  Krieges  erwarteten  Aufschwung  mit  den  deutschen  Ex- 
porteuren konkurrieren  zu  können.  Kurz  nach  der  britisch- 
russischen Entente  im  Jahre  1907  erhielten  Engländer  eine 
Reihe  wichtiger  Konzessionen  in  Sibirien.  Es  tauchte  auch 
wieder  der  Plan  einer  englisch- russischen  Bank  auf.  Diese 
soll  in  den  Haupthandelszentren  Rußlands  Niederlassungen 
unterhalten  und  mit  einer  Kreditauskunftei  verbunden  werden^ 
deren  Errichtung  in  den  letzten  Jahren  wesentlich  erleichtert 
wurde.  Das  Organ  der  Londoner  Handelskammer^  schließt 
einen  Aufsatz  über  das  Projekt  mit  den  Worten:  „Die  Be- 
deutung des  zukünftigen  russischen  Marktes  kann  kaum  über- 
schätzt werden.  Wenn  nichts  zur  Förderung  getan  wird,  so 
wird  der  englische  Handel  mit  Rußland  zurückgehen  oder 
mindestens  stehen  bleiben.  Jetzt  ist  es  an  der  Zeit,  jeden 
Versuch  zu  unterstützen,  im  Wettbewerb  auf  dem  großen 
russischen  Markt  zu  siegen;  eins  ist  sicher,  wenn  der  Handel 
einmal  verloren  ist,  so  kann  er  selten  wieder  gewonnen 
werden." 

Tätigkeit.  Am  1.  Januar  1905  hatten  die  Banken 
212,21  Millionen  Rubel  Aktienkapital  und  72,21  Millionen 
Rubel  Reserven;  diese  letzteren  können  sie  allerdings  nicht 
im  Geschäft  verwenden,  da  sie  zum  Teil  in  garantierten  Pa- 
pieren '  angelegt  und  in  der  Staatsbank  deponiert  werden 
müssen.  Auf  laufende  Rechnung  hatten  sie  527,78  Millionen 
Rubel  gutgeschrieben,  und  255,59  Millionen  waren  bei  ihnen 
mit  Kündigungsfrist,  18,63  Millionen  ohne  Kündigungsfrist 
hinterlegt.  Der  Depositenverkehr  liefert  ihnen  also  die  haupt- 
sächlichsten Betriebsmittel. 

Der  größte  Posten  der  Aktivseite  ist  der  Wechselbestand, 
der  am  1.  Januar  1905  619,91  Millionen  betrug  und  damit 
gegen  das  Vorjahr  einen  kleinen  Rückgang  aufwies,  während 
er  im  letzten  Jahrzehnt  stark  zugenommen  hatte;  am  I.Ja- 
nuar 1897  betrug  er  nur  238,60  Millionen  Rubel.  Am  Diskont 
sind  prozentual  am  stärksten  die  Moskauer  Banken  beteiligt, 
ihr  Wechselbestand  machte  41,5  ^/o  ihrer  Aktiva  aus.  Bei  den 
Petersburger  Banken  betrug  der  W^echselbestand  31,1  ®/o,  bei 
den  Provinzbanken  nur  29,9^/o.  Solawechsel  unter  gleich- 
zeitiger Sicherstellung  der  Kredite  durch  Waren,  Konosse- 
mente,  Ladescheine  und  Immobilien  hatten  die  Banken  für 
17,05  Millionen  hereingenommen,  davon  entfallen  7,16  Millionen 
auf  die  Provinzbanken,  während  die  hauptstädtischen  Banken 
an  diesem  Geschäft  weniger  beteiligt  sind.  Ausgeloste  Wert- 
papiere und  Kupons  hatten  die  Banken  für  4,28  Millionen 
Kübel    eskomptiert.     An    protestierten    Wechseln    hatten   die 
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Banken    4,69  MiUionen  Rubel  im  Portefeuille  =  0,7<>/o  des 
gesammten  Wechselbestandes. 

Elin  weiteres  wichtiges  Geschäft  bilden  die  Spezialkonto- 
korrente  (on  call)  gegen  Verpfandung  von  Wertpapieren,  Wech- 
seln und  Waren ;  hierin  waren  303,09  Millionen  angelegt.  Auch 
hier  sind  die  Moskauer  Banken  stärker  engagiert  als  die 
Petersburger;  die  „on  calP-Rredite  gegen  Verpfandung  von 
Wertpapieren  machten  bei  ihnen  11,0  ^/o  ihrer  Aktivseite  aus, 
während  die  der  Moskauer  14,9  ^/o  betrugen. 

•  Lombardiert  hatten  alle  Banken  fUr  79,27  Millionen  Rubel 
Wertpapiere  und  Waren.  Die  Petersburger  Banken  hatten 
fast  ebensoviel  auf  Waren,  Konnossemente  und  Ladescheine 
ausgegeben  wie  auf  Wertpapiere,  nämlich  17,16  bzw.  18,57 
Millionen  Rubel.  Bei  den  Moskauer  Banken  standen  sich 
5,54  Millionen  auf  Waren  usw.  15,69  Millionen  Rubel  auf 
Wertpapiere  ausgeliehen  gegenüber.  Staats-  und  vom  Staate 
garantierte  Wertpapiere  besafien  die  Banken  in  Höhe  von 
77,22  Millionen,  nicht  garantierte  33,85  Millionen  Rubel. 

Durch  Wertpapiere,  Waren  oder  Handelspapiere  gedeckte 
Kredite  erscheinen  in  Höhe  von  196,78  Millionen  Rubel  in 
der  Bilanz.  An  Blankokrediten  hatten  die  Banken  55,09  Mil- 
lionen Rubel  gewährt;  bei  den  Petersburger  Banken  machte 
dies  Qeschäft  2,7  ^/o,  bei  den  Moskauer  1,9  o/o  und  bei  den 
Provinzbanken  4,3%  der  Aktivseite  aus. 

Ohne  Zweifel  ist  die  Aktienbank,  die  große  Kapitalien 
zusammenfaßt,  im  Vordringen  begriffen.  Die  nach  dem  Still- 
stand der  80  er  Jahre  und  der  ersten  Hälfte  der  90  er  Jahre 
einsetzende  lebhaftere  Entwicklung  wurde  durch  den  japa- 
nischen Krieg  wieder  gehemmt,  der  auch  den  Konzentrations- 
bestrebungen, die  sich  geltend  zu  machen  begannen,  ein  Ende 
bereitete.  Auch  in  Rußland  werden  Klagen  laut,  daß  die 
Staatsbank  den  Handelsbanken  in  Hauptstadt  und  Provinz 
Konkurrenz  macht,  indem  sie  alle  Bankoperationen  billiger 
ausführt;    diese    Klagen    dürften   indessen   unberechtigt  sein. 

Die  Aktienhandelsbanken  schufen  sich  ein  „Komitee  des 
Kongresses  der  Vertreter  der  Aktienbanken  des 
Handelskredits",  dessen  Satzungen  am  21.  Dezember  1874 ^ 
allerhöchst  bestätigt  wurden.  Das  Komitee  übermittelt  dem 
Finanzminister  zur  Berücksichtigung  die  Wflnsche  des  Kon- 
gresses betr.  das  Bankwesen,  bereitet  Kongresse  vor  und  gibt 
Bankstatistiken  heraus. 
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Elftes  Kapitel. 

Aktien-Hypothekenbanken. 


Organisation.  Ende  der  1850er  Jahre  hatte  die  Re- 
gierang den  Staatshypothekenkredit  aufgegeben  und  versichert, 
nicht  wieder  zu  ihm  zurückkehren  zu  wollen.  Nur  zwei 
Bodenkreditanstalten  wurden  im  folgenden  Jahrzehnt  gegründet: 
die  Landschaftsbank  für  das  Gouvernement  Cherson  und  der 
Gegenseitige  Boden  kreditverein.  Das  Interesse  der  Kapitalisten 
wendete  sich  mehr  den  Eisenbahnen  zu.  Erst  Ende  des  Jahres 
1869  wurden  dem  Finanzministerium  die  Satzungen  einer  Hypo- 
thekenbank auf  Aktien,  der  Charkower  Agrarbank  eingereicht, 
die  am  4.  Mai  1871  ^  die  allerhöchste  Bestätigung  erhielten. 
Um  die  Gründung  derartiger  Aktienbanken  zu  erleichtern  und 
zu  fordern,  wurden  durch  Dkas  vom  17.  Mai  1871'  Normal- 
bestimmungen für  sie  aufgestellt.  Die  Absicht  der  Regierung 
wurde  voll  und  ganz  erreicht,  innerhalb  12  Monaten,  bis  Mai 
1872,  wurden  10  Hypothekenbanken  auf  Aktien  gegründet. 
Die  ursprüngliche  Zahl  war  noch  größer,  da  einige  von  ihnen, 
z.  B.  die  Nischni-Nowgoroder  und  die  Samaraer  Agrarbank  ver- 
einigt wurden,  ehe  sie  ihre  Tätigkeit  begannen.  Das  Gesetz  vom 
31.  Mai  1872'  hemmte  diese  rasche  Entwicklung,  indem  es 
bestimmte,  daß  in  Jedem  Gouvernement  nur  zwei  Bodenkredit- 
anstalten (außer  dem  Gegenseitigen  Bodenkreditverein,  der 
für  ganz  Rußland  zugelassen  war)  tätig  sein  dürfen.  Die  letzte 
Bank,  die  genehmigt  wurde,  war  die  Saratow-Simbirsker 
Agrarbank,  die  infolge  von  Mißwirtschaft  in  Schwierigkeiten 
geriet  und  von  der  Adelsbank  liquidiert  wurde.  Nach  dem 
Jahre  1873  wurden  alle  Gesuche  um  Genehmigung  von  Hypo- 
thekenbanken auf  Aktien  abgewiesen,  um  den  Wettbewerb 
unter  den  Banken,  dessen  schädliche  Folgen  die  Immobilien- 
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kreditanstalten  des  Westens  zur  Genüge  gezeigt  hatten,  nicht 
Bu  scharf  werden  zu  lassen. 

Zarzeit  bestehen  10  Hypothekenbanken  auf  Aktien  in 
RuBUnd.  Das  Tätigkeitsfeld  ist  für  jede  Bank  auf  bestimmte 
Gouvernements  beschränkt,  so  daß  z.  B.  die  Charkower  Agrar- 
bank ihre  Beleibungen  nur  in  den  Gouvernements  Charkow, 
Kursk,  Woronesch,  Jekaterinoslaw,  Poltowa,  Orel  und  in  dem 
Gebiet  der  Don'schen  Kosaken  vornehmen  darf.  Die  Banken 
dürfen  nur  auf  erste  Hypothek  ausleihen.  Sie  geben  lang- 
und  auch  kurzfristige  Darlehen  auf  ländliche  und  städtische 
Grundstücke.  Die  kurzfristigen  Darlehen  dürfen  nur  10  ^/o 
des  Schätzungswertes,  die  lang-  und  kurzfristigen  zusammen 
60  %  des  Schätzungswertes  nicht  übersteigen.  Die  Charkower 
Agrarbank  leiht  auf  dasselbe  Grundstück  nur  in  einer  Form, 
entweder  lang-  oder  kurzfristig  aus.  Der  Schätzungswert  eines 
zu  beleihenden  Grundstückes  muB  bei  den  meisten  Banken 
mindestens  500  Rubel  betragen.  Bleiben  die  Schuldner  mit 
ihren  Zahlungen  im  Rückstand,  so  werden  ihnen  2  Monate 
Frist  gewährt;  dann  wird  das  verpfilndete  Grundstück  zur 
Versteigerung  ausgeschrieben.  Findet  es  keinen  Käufer,  so 
übernimmt  es  die  Bank,  die  es  innerhalb  6  Monaten  für  eigne 
Rechnung  abstoßen  muB.  Verluste  hierbei  werden  aus  dem 
Reservefonds,  und  falls  dieser  erschöpft  ist,  aus  dem  Kapital 
gedeckt.  Durch  ükas  vom  6.  Mai  1886*  wurden  die  milderen 
Bestimmungen  der  Adelsagrarbank  über  Stundung  der  Rück- 
stände auch  auf  die  Schuldner  der  Aktienhypothekenbanken 
übertragen. 

Die  langfristigen  Darlehen  werden  auf  ländliche  Grund- 
stücke auf  18^/i8  bis  61^/8  Jahre,  auf  städtische  Immobilien  auf 
18^/i8  bis  36  ^/s  Jahre  gegeben.  Die  Schuldner  hatten  außer 
der  Amortisation,  die  sich  nach  der  Frist  der  Anleihe  richtet, 
6^/o  Zinsen  zu  zahlen.  Zur  Deckung  der  Verwaltungskosten, 
zur  Bildung  eines  Reservefonds  und  für  die  Dividende  der 
Aktionäre  wurde  noch  l^/o  der  wirklichen  Schuldsumme  er- 
hoben. Bei  der  Ausbezahlung  des  Darlehns  behalten  die 
Banken  l^/o  Vergütung  für  die  Schätzung  des  Grundstücks 
und  die  Herstellung  der  Pfandbriefe  ein.  Die  Darlehnnehmer 
haben  das  Recht,  jederzeit  ihre  Schuld  durch  Zahlung  in  bar 
oder  in  Pfandbriefen  zu  tilgen.  Ist  die  Schuld  bis  auf  ^/s  des 
ursprünglichen  Betrages  amortisiert,  so  kann  ein  neues  Dar- 
lehen auf  das  Grundstück  gewährt  werden. 

Die  kurzfristigen  Darlehen  werden  auf  l — 3  Jahre,  von 
einer  Bank,  der  Moskauer  Agrarbank,  auch  auf  ^/a  Jahr  ge- 
währt und  in  bar  gegeben.  Die  Mittel  für  diese  Darlehen 
dürfen  nicht  durch  Pfandbriefausgaben  beschafft,  sondern 
müssen  aus  den  flüssigen  Mitteln   entnommen  werden.     Den 
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ßanken  und  Bankers  wurden  die  6^/0  Pfandbriefe  in  5^/o 
konvertiert  Das  weitere  Steigen  der  Kurse  veranlaßte  unter 
Witte,  als  die  4Va^/o  Pfandbriefe  über  pari  notierten,  die 
Konversion  der  5®/oigen  Papiere.  Im  Jahre  1898  wurde  die 
Konversion  von  418  Millionen  5^/o  Aktienbankpfandbriefe  in 
4Va  ^/o  genehmigt  und  mit  Hülfe  der  Staatsbank  diese  Operation 
durchgeführt.  Ein  allerhöchst  am  2.  Juni  1898^  bestätigtes 
Reichsratsgutachten  gestattete  den  Banken,  ihre  Pfandbriefe 
statt  durch  Verlosung  durch  Ankauf  zu  tilgen ;  die  Tilgung 
mu6  aber  den  Amortisationszahlungen  der  Schuldner  ent- 
sprechen. Pfandbriefe,  die  vor  Erlaß  dieses  Ukases  ausgegeben 
sind,  müssen  weiter  durch  Verlosung  getilgt  werden.  Solange  die 
Papiere  über  pari  notierten,  hatte  diese  Bestimmung  natürlich 
keinen  Wert  für  die  Banken,  als  aber  mit  dem  Beginn  der 
Krise  auch  die  Pfandbriefe  stark  am  Kurs  einbüßten,  war 
dieses  Recht  fiir  sie  wertvoll. 

Am  1.  Januar  1905  hatten  die  10  Aktienhjpothekenbanken 
1010,38  Millionen  Rubel  4V8^/o  Pfandbriefe  und  0,3  Millionen 
Rubel  5%  Metallpfandbriefe  im  Umlauf^  auf  die  Moskauer 
Hypothekenbank  entfielen  hiervon  187,06,  auf  die  .Wilnaer 
142,36  Millionen  Rubel.  Außer  diesen  beiden  Banken  hatten 
noch  zwei  mehr  als  100  Millionen  Rubel  Pfandbriefe  (Peters- 
burg-Tulaer  Und  Bessarabisch-Taurische  Bank),  4  Banken 
zwischen  75  und  100  Millionen  und  eine  nur  29,25  Millionen 
Rubel  Pfandbriefe   (Jaroslaw-Kostromaer  Bank)   im  Verkehr. 

Darlehen.  Die  große  Anzahl  der  in  so  kurzer  Zeit 
entstandenen  Hypothekenbanken,  die  ihre  Gelder  beschäftigen 
mußten,  machten  sich  gegenseitige  Konkurrenz;  verschiedene 
Banken  suchten  sich  einander  durch  ihr  Entgegenkommen 
gegenüber  den  Darlehnsuchenden ,  besonders  durch  hohe 
Schätzungen  zu  übertreffen;  die  Agenten  der  Banken  durch- 
zogen das  Land  auf  der  Jagd  nach  Gutsbesitzern,  die  ihre 
Güter  noch  nicht  verpfändet  hatten.  Während  es  vorher  den 
Landwirten  an  Kredit  gefehlt  hatte,  wurden  sie  zu  Anfang 
der  70  er  Jahre  damit  überschwemmt.  Obgleich  die  Hypo- 
theken im  ganzen  auf  ungefkhr  10 — 12^/o  zu  stehen  kamen, 
da  die  Schuldner  den  Kursverlust  beim  Abstoßen  der  Pfand- 
briefe zu  tragen  hatten,  so  waren  diese  Kredite  doch  noch 
sehr  viel  billiger,  als  die  Landwirte  sie  sich  sonst  ver- 
schaffen konnten.  Nur  wenige  der  plötzlich  erhaltenen  Gelder 
wurden  zu  Meliorationen  verwendet,  zum  großen  Teil  wurden 
sie  in  den  Hauptstädten  oder  im  Ausland  verbraucht. 

Mit  den  Zins-  und  Amortisationszahlungen  gerieten  die 
Gutsbesitzer  sehr  bald  in  Rückstand;  da  sich  die  Banken 
streng  an  ihre  Satzungen  hielten,  mußten  viele  Güter  zum 
Verkauf  ausgeschrieben  werden.   Die  Banken  wurden  durch  die 
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Verluste;  die  sie  dabei  erlitten,  vorsichtiger  in  der  Abschätzung. 
Der  russisch- ttlrkische  Krieg  1877/78  lähmte  die  Ausfuhr  von 
Getreide  durch  die  Schließung  der  südrussischen  Häfen;  da- 
durch gerieten  die  Landwirte  in  immer  bedrängtere  Lage,  und 
die  Verkaufsangebote  von  yerpfändeten  Gütern  nahmen  stark 
zu.  Die  Banken,  die  an  ihre  Satzungen  gebunden  waren, 
konnten  den  Schuldnern  keine  Erleichterung  gewähren.  Da 
gestattete  ein  Ukas  vom  6.  Juni  1877  ^  unter  Finanzminister 
V.  Reutern  zuerst  nur  der  Beßarabisch-Taurischen  Bank,  später 
auch  den  übrigen  Banken,  von  den  Verkäufen  der  Güter, 
deren  Besitzer  mit  ihren  Zahlungen  in  Verzug  geraten  waren, 
abzustehen« 

Durch  das  Moratorium  wurden  vielen  Landwirten,  die 
sich  nur  vorübergehend  in  Notlage  befunden  hatten,  ihre 
Güter  erhalten,  besonders  da  die  Ernten  der  Jahre  1878  und 
1879  gut  und  die  Getreidepreise  hoch  waren.  Nach  Eröffnung 
der  Adelsagrarbank  im  Jahre  1885  entging  den  Aktien- 
Hypothekenbanken  die  Kundschaft  der  adligen  Grundbesitzer, 
die  bei  ihrer  Standesbank  außer  dem  billigern  Kredit  noch 
Vergünstigungen  aller  Art  bekamen.  Sie  mußten  ihre  Kredite 
verbilligen;  erst  nach  der  Konversion  war  ihnen  dies  jedoch 
im  größeren  Maßstabe  möglich.  Nur  das  Land  Nichtadliger 
und  die  städtischen  Immobilien  blieben  ihrem  Geschäftskreis 
erhalten.  Noch  vor  der  Gründung  der  Adelsbank  hatten 
einige  Banken  erhebliche  Beträge  auf  städtische  Immobilien 
ausgeliehen;  von  im  ganzen  248^/2  Million  Rubel  Darlehen, 
die  im  Jahre  1882  von  den  Banken  ausgeliehen  waren,  waren 
68  Millionen  Rubel,  also  27,3 ^/o  auf  städtische  Immobilien 
gegeben.  Besonders  hatte  die  Petersburg-Tulaer  Agrarbank 
sich  bei  der  Beleihung  in  Städten  engagiert;  sie  hatte  viele 
Bauten  in  Petersburg  sehr  hoch  beliehen  und  mußte  eine 
große  Anzahl  von  ihnen  übernehmen  ohne  sie  rasch  abstoßen 
zu  können;  einer  neuen  vorsichtigem  Verwaltung,  die  1882 
gewählt  wurde,  gelang  es,  die  Bank  aus  ihrer  schwierigen 
Lage  herauszubringen.  Die  Stadthypotheken  nahmen  nach  1882 
im  Verhältnis  ab  und  betrugen  1891  nur  21,7  ®/o  aller  Dar- 
lehen; später  stiegen  sie  wieder,  besonders  seit  1897.  Da  für 
einige  andere  Banken  die  Hypotheken  auf  städtische  Immo- 
bilien gefährlich  geworden  waren,  bestimmte  der  Ukas  vom 
29.  April  1902*,  daß  nicht  mehr  als  ^/a  der  gesamten  Dar- 
lehen auf  städtischen  Besitz  gegeben  werden  dürfe;  die 
Banken  dürfen  jährlich  nur  ^/s  aller  Darlehen  auf  Stadt- 
hypotheken ausleihen,  bis  die  Geschäfte  in  Einklang  mit  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  gebracht  sind. 

Am    1.   Januar  19ü5   hatten   die  10   bestehenden  Banken 
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langfristig  1004,52  Millionen  Rubel  ausgeliehen,  davon  594,34 
Millionen  Rubel  =  59,2  o/o  auf  Güter  und  410,17  Millionen 
Rubel  =  40,8  ^h  auf  städtischen  Besitz.  Die  Moskauer  Agrar- 
bank und  die  Petersburg  -  Tulaer  Agrarbank  hatten  mehr  in 
Städten  als  auf  dem  Lande  ausgeliehen,  erstere  nämlich  57,2  ^/o, 
letztere  54,8^/0  ihrer  gesamten  Darlehen,  so  daß  die  Be- 
zeichnung „Agrarbank^  eigentlich  nicht  mehr  zutreffend  ist. 
Verhältnismäßig  am  stärksten  an  der  Beleihung  von  Oütern 
waren  die  Wilnaer,  die  Nischni-Nowgorod-SamaraSr  und  die 
Kiewer  Agrarbank  beteiligt.  Am  1.  Januar  1905  hatten  die 
Banken  ländliche  Grundstücke  im  Besitz,  auf  die  sie  0,22 
Millionen  Rubel,  und  städtische  Grundstücke,  auf  die  sie 
5,18  Millionen  Rubel  vorgeschossen  hatten;  die  Beleihung 
städtischer  Grundstücke  gestaltete  sich  also  für  sie  viel  ge- 
fährlicher. Kurzfristige  Darlehen  hatten  sie  in  Höhe  von 
16,89  Millionen  Rubel  gegeben,  von  denen  3,89  Millionen 
Rubel  auf  die  Moskauer  Agrarbank  und  3,88  auf  die  Wilnaör 
Agrarbank  entfielen. 

Aktienkapital  und  Reserven.  Da  die  Banken 
höchstens  bis  zum  zehnfachen  Betrag  ihres  Aktien-  und  Reserve- 
kapitals  Pfandbriefe  ausgeben  dürfen,  so  sahen  sie  sich  ge- 
nötigt, ihr  Aktienkapital  ständig  zu  erhöhen,  um  durch  ent- 
sprechende Ffandbriefausgaben  sich  Mittel  für  ihre  Operationen 
zu  verschaffen.  Innerhalb  9  Jahren  hatte  sich  das  Aktien- 
kapital, das  1874  13  Millionen  Rubel  betragen  hatte,  verdoppelt. 
Um  allzu  rascher  Vermehrung  vorzubeugen,  wurde  durch  Ukas 
vom  16.  Oktober  1882  ^  angeordnet,  daß  die  Hälfte  des  Agios 
einem  Sonderreservefonds  zur  Deckung  etwaiger  Verluste  zu- 
geführt werden  sollte. 

Am  1.  Januar  1905  hatten  die  zehn  Banken  zusammen 
71,23  Millionen  Aktien-  und  38,84  Millionen  Rubel  Reserve- 
kapital. Das  kleinste  Kapital  hat  die  Jaroslaw-Kostromaör  Bank 
(2V2  Millionen  Rubel),  das  größte  die  Moskauer  Hypotheken- 
bank (12V9  Millionen  Rubel). 

Durch  Reichsratsgutachten  vom  29.  April  1902"  wurde 
den  Banken  befohlen,  die  Staats-  und  garantierten  Wertpapiere, 
in  denen  sie  einen  Teil  ihres  Kapitals  und  den  Reservefonds 
anlegen  müssen,  bei  der  Staatsbank  oder  deren  Filialen  zu 
hinterlegen.  Am  1.  Januar  1905  wiesen  alle  Banken  zusammen 
80,18  Millionen  Rubel  Wertpapiere  in  der  Bilanz  nach. 

Mißwirtschaft.  £inige  Banken  gerieten  durch  ihre 
Geschäftsführung  in  Schwierigkeiten.  Die  Saratow-Simbirsker 
Agrarbank  ist  ganz  eingegangen  und  von  der  Adelsbank  in 
deren  Sonderabteilung  liquidiert  worden.  —  Mißwirtschaft  bei 
der  Wilnaer  Agrarbank  führte  zum  Ukas  vom  9.  Juli  1899", 
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durch  den  ein  vom  Finanzminister  im  Einverständnis  mit  dem 
General-Gouverneur  von  Wilna  ernannter  Aufsichtsbeamter 
der  Direktion  der  Bank  beigegeben  wurde.  —  Ein  Eingreifen 
der  Staatsbank  machte  sich  auch  bei  der  Charkower  Agrar- 
bank nötig.  Der  Direktor  dieser  Bank,  Altschewskj,  ver- 
pfändete die  bei  vorzeitiger  Tilgung  eingehenden  Pfandbriefe 
Dei  andern  Kreditanstalten  und  ließ  das  Geld  hierfür  der  ihm 
nahestehenden  Charkower  Handelsbank  auf  Konto  der  Agrar- 
bank überweisen ;  aus  der  Handelsbank  entlieh  er  es  auf  seinen 
Namen  und  verwendete  es  zu  industriellen  Gründungen  in 
Südrußland,  besonders  zur  Finanzierung  der  Donez-Juriew 
Metallurgischen  Werke.  Während  der  Krise  brach  die  Speku- 
lation zusammen.  Altschewskj  beging  Selbstmord.  Die 
Handelsbank  mußte  liquidieren,  während  die  Agrarbank  ge- 
mäß dem  Ukas  vom  20.  Juni  1901  ^  von  der  Staatsbank 
6  Millionen  Rubel  gegen  Verpfilndung  ihres  Wcrtpapierbesitzes 
erhielt.  Unter  der  Leitung  der  Staatsbank  wurde  die  Agrar- 
bank saniert,  die  6  Millionen  Rubel  Vorschuß  wurden  teils 
aus  dem  Reservefonds  zurückgezahlt,  teils  durch  Ausgabe 
neuer  Aktien  und  Zuzahlung  zu  den  alten  aufgebracht  Um 
derartigen  Schiebungen  vorzubeugen,  wurde  durch  ein  aUer- 
höchst  am  29.  April  1902^  bestätigtes  Reichsratsgutachten 
bestimmt,  daß  die  flüssigen  Mittel  einer  Aktien- Hypotheken- 
bank nur  soweit  bei  Privatbanken  als  Depositen  oder  auf 
laufende  Rechnung  eingezahlt  werden  dürfen,  als  diese  Ein- 
lagen Vio  des  Kapitals  (Grund-  und  Reservekapital)  der 
gebenden  und  ^/lo  des  Kapitals  der  empfangenden  Bank  nicht 
übersteigen.  Am  1.  Januar  1905  wiesen  die  Bilanzen  der 
10  Aktienbanken  zusammen  21,9  Millionen  Rubel  auf  diesem 
Konto  nach.  —  Auch  die  Moskauer  Agrarbank  bedurfte  der 
Unterstützung  der  Staatsbank.  —  Bei  einigen  Banken  kamen 
Unregelmäßigkeiten  bei  der  Tilgung  der  Pfandbriefe  vor; 
standen  die  Papiere  unter  pari,  so  wurden  hauptsächlich 
die  Pfandbriefe  ausgelost,  die  die  Direktion  und  ihr  nahe- 
stehende Leute  besaßen. 

Staatsaufsicht  Diese  Vorkommnisse  veranlaßten  eine 
Verschärfung  der  Staatsaufsicht  Durch  Ukas  vom  16.  Oktober 
1882  *  bereits  war  der  Finanzminister  ermächtigt  worden,  einer 
Bank  die  Ausgabe  von  Pfandbriefen  zu  verbieten,  wenn  sie 
unvorsichtig  arbeitet  und  die  Darlehen  den  Satzungen  nicht 
entsprechen.  Jedes  einzelne  Geschäft  und  jede  Pfandbrief- 
ausgabe mußten  vor  Abschluß  an  die  Kreditkanzlei  im  Finanz- 
ministerium zur  Genehmigung  eingesendet  werden.  Die  Prüfung 
konnte  nur  eine  formale  sein.     Durch  Ukas  vom  15.  August 
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1901  ^  wurden  Staatskommissare  eingeführt,  die  nur  teilweise 
die  Funktionen  der  Zentralbehörde  übernommen  haben.  In- 
struktionen für  die  Bevollmächtigten  des  Finanzministeriums 
bei  der  Hypothekenbank  wurden  am  28.  Oktober  1900  er- 
lassen. Die  Staatskommissare  werden  von  der  Bank  bezahlt, 
sie  haben  die  Aufsicht  über  alle  Geschäfte,  sie  können  an 
den  Sitzungen  der  Direktion,  der  Schätzungs-  und  Revisions- 
kommissionen und  an  den  Generalversammlungen  teilnehmen, 
und  müssen  das  Revisionsprotokoll  unterschreiben.  Vor  jeder 
Pfandbriefausgabe  müssen  sie  das  Vorhandensein  der  vor- 
schriftsmäßigen Deckung  bescheinigen ;  sie  brauchen  dies  nicht 
eigenhändig  zu  tun,  sondern  können  es  auf  mechanischem 
Wege  ausführen. 

Alle  Pfandbriefe  werden  in  der  Reichsdruckerei  gedruckt 
und  müssen  vor  der  Drucklegung  von  der  Aufsichtsbehörde 
genehmigt  werden.  Der  größern  Schutzbedürftigkeit  der 
Pfandbriefinhaber  Rechnung  tragend,  gab  ein  Reichsratsgut- 
achten vom  29.  April  1902^  dem  Finanzminister  das  Recht, 
wenn  er  es  für  nötig  hält,  für  die  Hypothekenbanken  eine 
Revisionskommission  zu  ernennen,  ohne  daß  eine  Minderheit 
der  Aktionäre  —  wie  es  bei  den  Handelsbanken  vorgesehen 
ist  —  darum  nachsucht. 

Zu  den  Aktienhypothekenbanken  ist  auch  die  Zentral- 
bank des  russiscnen  Bodenkredits  zu  zählen.  Sie 
sollte  die  Ereditpfandbriefe,  die  auf  dem  russischen  Markt 
nur  niedrige  Kurse  erzielten,  auflcaufen  und  dafür  eigene 
Pfandbriefe  in  Metallwährung  ausgeben.  Diese  sollten  im 
Ausland  untergebracht  werden,  das  die  Papierpfandbriefe  nicht 
nehmen  wollte.  Man  hoffte  auch  dadurch  verhindern  zu  können, 
daß  das  Angebot  kleiner  Mengen  Papiere  einer  Bank  den 
Kurs  drücke,  wie  es  häufig  geschah.  Die  Gutsbesitzer, 
die  ihre  Darlehen  in  Pfandbriefen  erhielten,  brauchten  meist 
ihr  Geld  sehr  rasch  und  suchten  ihre  Papiere  sobald  wie 
möglich  zu  verkaufen.  Die  Satzungen  wurden  am  6.  April 
1873^  genehmigt.  Das  Aktienkapital  sollte  15  Millionen  Rubel 
in  60000  Aktien  zu  250  Rubel  betragen. 

Die  Bank  durfte  Pfandbriefe  der  russischen  Aktienhypo- 
thekenbanken und  der  Städtischen  Kreditgesellschaften  er- 
werben und  ftar  den  gleichen  Betrag  eigene  Metallpfandbriefe 
ausgeben,  deren  Summe  das  zehnfache  Aktien-  und  Reserve- 
kapital nicht  übersteigen  sollte.  Die  angekauften  Pfandbriefe 
hatte  sie  bei  der  Staatsbank  zu  hinterlegen  und  noch  für 
12  Monate  Zinsen  und  Amortisation  der  auszugebenden  Metall- 
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Sfandbriefe.    Die  Aktionäre  schössen   40 ^/o  gleich,   20 ^/o  im 
ahre  1876  ein. 

Die  Bank  erwarb  im  ganzen  bis  zum  Jahre  1875  39,24 
Millionen  Rubel  Ereditpfandbriefe  und  5,33  Millionen  Rubel 
5^/2  ^/o  Obligationen  der  Odessaer  Städtischen  Kreditgesellschaft 
und  setzte  dafür  44,25  Millionen  Rubel  5^2^/0  und  5^/o  Qold- 

Sfandbriefe  im  Ausland  ab.  Während  in  den  ersten  Jahren 
ie  Geschäfte  gut  gingen,  kam  die  Bank  durch  das  Sinken 
des  Rubelkurses  Ende  der  70  er  Jahre  in  dieselben  Schwierig- 
keiten, in  die  der  Gegenseitige  Bodenkreditverein  gekommen 
war;  der  Zinsendienst  der  Metallanleihen  kostete  viel  mehr, 
als  die  Ereditpfandbriefe  und  das  Aktienkapital  an  Zinsen 
einbrachten.  Wie  der  Bodenkreditverein,  so  wendete  auch  sie 
sich  an  die  Regierung  mit  der  Bitte  um  Hilfe.  Finanzminister 
V.  Reutern  ließ  1877  die  Staatsbank  15  000  Aktien  für  3  Mil- 
lionen Rubel  übernehmen,  die  als  4.  Einzahlung  galten.  Statt 
der  5.  Einzahlung  sollte  der  Bank  gemäß  dem  Ukas  vom 
22.  Dezember  1878*  ein  5%iger  Vorschuß  in  der  Höhe  der 
Eursverluste  aus  der  Staatskasse  gewährt  werden;  in  Wirk- 
lichkeit wurden  aber  die  Verluste  bis  zum  Jahre  1887,  im 
ganzen  3^/2  Millionen  Rubel,  aus  dem  Aktienkapital  gedeckt. 
Wyschnegradski  veranlaßte  die  Zurückziehung  des  nicht  aus- 
geführten Ukases  vom  22.  Dezember  1875,  nach  dem  der 
Bank  ein  Vorschuß  gegeben  werden  sollte;  durch  Ukas  vom 
30.  Mai  1887«  wurden  der  Bank  3,54  Millionen  Rubel 
zur  Deckung  der  Verluste  und  weitere  3  Millionen  Rubel  als 
Eapital  aus  der  Staatskasse  überwiesen.  Im  ganzen  hatte  sie 
also  9,54  Millionen  Rubel  vom  Staat  erhalten.  Ihr  war  aber 
damit  immer  noch  nicht  geholfen,  da  die  Verluste  aus  der 
Valuta  fortdauerten.  Es  waren  im  Jahre  1894  noch  37,32  Mil- 
lionen 5*/o  und  5V2®/o  Pfandbriefe  im  Umlauf,  deren  Dienst 
halbjährlich  1,25  Millionen  Rubel  Metall  erforderte ;  ihr  Pfand- 
briefbesitz und  der  Rest  ihres  Eapitals  erbrachten  P/2  Mil- 
lionen Rubel  Eredit  pro  Semester;  zu  einem  Eurs  von  1  Rubel 
Gold  =  1^/2  Rubel  Eredit  ergab  die  Differenz  schon  einen 
beträchtlichen  Verlust  im  Jahr.  Die  Eonversion  der 
6°/o  Pfandbriefe  der  Aktienbanken  in  5®/o  fügten  ihr  einen 
weiteren  Schaden  zu.  Im  Jahre  1893  wendete  sich  die  Ge- 
sellschaft abermals  an  die  Regierung  mit  der  Bitte  um  Bei- 
stand. Obgleich  1887  bei  Überweisung  der  6,54  Millionen 
Rubel  erklärt  worden  war,  daß  keinesfalls  eine  weitere  Unter- 
stützung folgen  werde,  und  die  Bank  nun  auf  eigenen  Füßen 
stehen  solle,  kam  Witte  ihr  abermals  zu  Hilfe.  Mit  Rück- 
sicht auf  den  Eredit  Rußlands  im  Ausland  hielt  er  es  ftir 
geraten,  es  nicht  zu  einem  Erach  kommen  zu  lassen,  der  doch 
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immer  Mifitrauen  gegen  russische  Werte  hervorgerufen 
haben  würde;  gerade  vor  der  großen  Währungsreform  wäre 
ihm  das  ungelegen  gekommen.  Die  44,57  Millionen  Rubel 
Pfandbriefe,  die  die  Bank  besafi,  wären  auch  plötzlich  auf  den 
Markt  geworfen  worden  j^  hätten  die  Kurse  gedrückt  und  die 
Konversion  der  Pfandbriefe  der  Aktienbanken  erschwert.  Der 
Bank  wurden  42 Va  Millionen  Rubel  3^/o  ewig  steuerfrei,  in 
81  Jahren  rückzahlbare  Ooldanleihe  von  1894  II.  Emission 
übergeben ;  dafür  trat  sie  an  die  Staatskasse  ihren  Pfandbrief- 
besitz ab  und  zahlte  noch  0,66  Millionen  Rubel  in  bar.  Mit 
Hilfe  eines  Syndikats  ausländischer  und  russischer  Banken 
wurden  die  5  ^/o  und  5^/2  ®/o  Metallpfandbriefe  unter  günstigen 
Bedingungen  für  die  Inhaber  in  die  der  Bank  übergebene 
3®/o  Goldanleihe  konvertiert,  von  der  im  ganzen  41,62  Mil- 
lionen Rubel  emittiert  wurden;  1903  waren  noch  40,36  Mil- 
lionen im  Umlauf. 


Eine  Vertretung  haben  sich  die  russischen  Bodenkredit- 
anstalten in  dem  Komitee  des  Kongresses  der  Ver- 
treter der  russischen  Bodenkreditanstalten^,  das 
allerhöchst  am  12.  März  1876^  bestätigt  wurde,  geschaffen. 
Dieses  Komitee  gibt  eine  Statistik  über  die  Tätigkeit  aller 
Agrarbanken  (mit  Ausnahme  der  Adelsagrar-  und  Bauernagrar- 
bank) und  über  die  Verschuldung  des  Grundbesitzes,  getrennt 
nach  ländlichem  und  städtischem,  heraus ;  diese  Statistiken  sind 
in  das  Jahrbuch  des  russischen  Finanzministeriums  aufge- 
nommen. Auf  Grund  ihrer  geschäftlichen  Wahrnehmungen 
stellen  sie  auch  eine  Bodenpreisstatistik  auf^.  Das  Komitee 
wird  von  der  Regierung  zu  Gutachten  herangezogen;  die 
Konversion  der  6^/0  igen  Pfandbriefe  der  Aktienagrarbanken 
erfolgte  nach  einem  Plane,  der  von  dem  Komitee  ausgear- 
beitet war. 

*  Die  österreichischen  Landeskreditanstalten  errichteten  1898  ein 
allgemeines  Informationsbüro  in  Wien  zur  Förderung  der  gemeinsamen 
Tendenzen  dieser  Landesinstitute  durch  persönlicne  Fünlungnahme, 
durch  in  gemeinsamem  Interesse  unternommene  Aktionen,  durch  Scnaffung 
einer  einheitlichen  Statistik  usw.  (Satzungen  sind  abgedruckt  bei  Hecht: 
Der  europäische  Bodenkredit    Bd.  I,  Leipzig,  1900). 

«  V.  S.  d.  G.  II,  Nr.  55693. 

'  Die  Bodenpreisstatistik  soll  häufig  nicht  zutreffend  sein.  Besseres 
Material  liefern  aie  Notariatsakten,  die  die  Grundbücher  ersetzen,  auf 
Grund  deren  das  statistische  Zentralkomitee  seine  Bodenpreiserhebung 
in  den  Jahren  1882  bis  1887  vornahm  (vergl.  Kollmann,  die  Kaufpreise 
des  Grundeigentums  im  Großherzogtum  Oldenburg,  Tübingen  1895, 
S.  13  u.  f.) 


Zwölftes  Kapitel. 

Leihhäuser  anf  Aktien. 


Neben  den  beiden  staatlichen  Lombarden  entwickelten 
sich  12  Aktienlombarde,  von  denen  der  erste  1840  gegründet 
wurde;  4  sind  in  Petersburg,  4  in  Moskau,  2  in  Warschau, 
und  je  1  in  Odessa  und  Astrachan.  Sie  hatten  am  1.  Januar 
1905  im  ganzen  10,62  Millionen  Rubel  Aktienkapital,  6  Ton 
ihnen  1  Million  Rubel  und  mehr.  Ihre  Reserven  beliefen  sich 
auf  1,98  Millionen  Rubel.  2  von  ihnen  hatten  Obligationen 
von  zusammen  1,11  Millionen  Rubel  im  Umlauf.  An  Vor- 
schüssen hatten  sie  19,76  Millionen  Rubel  auf  bewegliche  Habe 
und  Wertsachen  ausgeliehen.  Außer  zweien  sind  sie  alle  Mit- 
glieder von  Gegenseitigen  Kreditgesellschaften.  Die  Gesell- 
schaften arbeiten  fast  alle  mit  gutem  Erfolg,  manche  verteilen 
bis  25^/0  Dividende.  Die  Aktien  einiger  Lombarde  werden 
auch  an  der  Börse  gehandelt. 

Die  Aktienlombarde  sind  mit  ihrem  Kredit  teuerer  als 
die  staatlichen  und  städtischen  Leihhäuser;  auf  die  19,76 
Millionen  Rubel  Darlehne  nahmen  sie  im  Jahre  1904  4,63 
Millionen  Rubel  Zinsen  =  23,5  ^/o  ein.  Bei  den  städtischen 
Lombarden  machten  die  Pfandzinsen  18  ^'o,  bei  den  beiden 
staatlichen  Leihkassen  8,8  ^/o  der  Darlehen  aus.  Der  Rein- 
gewinn der  Aktienlombarde  war  mit  1,79  Millionen  Rubel  im 
Durchschnitt  14,3  ®/o  des  Aktien-  und  Reservekapitals ;  die  zur 
Verteilung  gelangende  Dividende  betrug  für  1904  im  Mittel 
12,1  o/o.  Je  100  Rubel  Darlehen  brachten  9,10  Rubel  Rein- 
gewinn ;  bei  den  staatlichen  und  städtischen  Leihhäusern  warfen 
je  100  Rubel  Darlehen  2,44  bezw.  3,65  Rubel  ab.  Die  hohen 
Verwaltungskosten  der  Aktienlombarde  werden  von  denen  der 
städtischen  Leihhäuser  noch  übertroiFen;  sie  machten  pro 
100  Rubel  Darlehen  im  Jahre  1904  bei  den  ersteren  9,35  Rubel, 
bei  den  letzteren  10,89  Rubel  aus;  bei  den  Leihkassen  ent- 
fielen hierauf  1,51  Rubel.  * 

1  Betschasnow,  P.,  Lombarde  in  Raßland  (Jahrbach  RuBlands 
1906.  Herausgegeben  vom  Zentral-Statistischen  Komitee)  Petersburg  1907. 


Dreizehntes  Kapitel. 

Bankers. 


Im  alten  Rußland  waren  die  Klöster  die  Bankers  ge- 
wesen ^.  Später  erscheinen  auch  einige  Firmen  in  den  Haupt- 
städten. Als  der  erste  Türkenkrieg  die  Aufnahme  einer  An- 
leihe nötig  machte  —  früher  hatte  man  die  Klöster  geschröpft  — 
mußte  man  nach  Holland  gehen.  Die  erste  Anleihe  wurde 
von  Raimond  und  De  Smet- Amsterdam  übernommen  und 
zwar  durch  Vermittlung  des  Hofbankers  Friedrichs,  nach 
dessen  Tod  durch  den  Engländer  Sutherland,  der  in  Peters- 
burg wohnte.  Sutherland  genoß  großes  Ansehen;  er  betrog 
aber  die  venetianischen  Gesandten.  Als  er  6  Millionen  fl.  von 
der  Regierung  erhalten  hatte,  die  er  nach  England  überweisen 
sollte,  führte  er  das  nicht  aus ;  als  er  gemahnt  wurde,  erklärte 
er  den  Bankrott  und  beging  Selbstmord.  Schuld  an  dem  Zu- 
sammenbruch waren  seine  Beziehungen  zur  Kaiserin  KatharinaH; 
unter  den  Schuldnern  Sutherlands  waren  die  höchsten  Würden- 
träger, Fürst  Potemkin,  Fürst  Wjasemski,  Graf  Besborodkow, 
Graf  Ostermann  und  auch  der  Großfürst  Paul  Petrowitsch. 
Die  Schulden  des  Großfürsten  und  Potemkins  wurden  von  der 
Staatskasse  übernommen.  Mit  der  Zunahme  des  Wohlstandes 
und  der  Entwickelung  der  Industrie  nahmen  auch  die  Bank- 
häuser zu.  Aus  einzelnen  großen  Handels-  und  Industrie- 
Firmen  zweigten  sich  die  Finanzgeschäfte  zu  besonderen  Bank- 
häusern ab. 

An  Staatsanleihen  hat  sich  zum  ersten  Mal  das  in- 
zwischen eingegangene  Haus  Stieglitz  &  Co.,  Petersburg 
(bei  den  beiden  5®/o  Anleihen  von  1854  und  1855,  den  so- 
genannten Stieglitzanleihen)  beteiligt.  Zur  Zeit  sind  an 
größeren  Bankhäusern  in  Rußland  zu  nennen  H.  Wawelberg, 
Petersburg;  J.  W.  Junker  &  Co.,  Petersburg  und  Moskau; 
E.  M.  Meyer,  Petersburg;  Gebr.  Dschamgarow  (Armenier) 
Moskau;  0.  Chayes  und  R.  Sonschein  &  Co.,  Odessa.    Außer- 

*  Miljnkow,  Skizzen  zur  Geschichte  der  russischen  Kultur.  Peters- 
bvg,  1900.    Bd.  I,  S.  118  (niss.). 


126  131. 

ordentlich  grofi  dagegen  ist  die  Anzahl  der  kleinen  Bankers, 
die  neben  dem  Umwechseln  von  Serien  und  Kupons,  der 
Börsenspekulation  und  der  Versicherung  der  Losanleihen  sich 
hauptsächlich  mit  dem  Diskont  von  Wechseln  beschäftigen,  die 
sonst  nicht  unterzubringen  sind.  Dabei  werden  auf  der  Diskont- 
note offiziell  nur  12 ^/o  Zinsen  angesetzt;  man  stellt  die  Note 
aber  auf  ein  früheres  Datum  aus,  so  dafi  ^h  oder  noch  1  mal 
so  viel  Tage  berechnet  werden.  Dann  gehen  fUr  Damno  und 
Provision  noch  ein  paar  Prozent  ab,  und  schließlich  wird  der 
Kunde  mit  später  fälligen  Kupons  oder  Serien  bezahlt,  so  dafi 
im  ganzen  ungefähr  30  ^/o  herauskommen.  Einige  dieser  kleinen 
Bankers,  besonders  Moskauer,  Warschauer  und  Odessaer  ver- 
schaffen sich  Kapital  durch  Akzepte,  indem  sie  von  aus- 
ländischen, meist  Berliner  Banken  ihre  Wechsel  akzeptieren 
lassen  und  zum  Privatsatz  im  Auslande  begeben.  Als  Sicher- 
heit dient  meist  ein  Depot  von  Wertpapieren  oder  Wechseln, 
die  bei  der  Höhe  des  Diskontsatzes  natürlich  nur  eine  geringe 
Sicherheit  bieten.  Die  Wechsel  werden  meist  vor  Verfall 
umgetauscht,  oder  wenn  sie  von  Berlin  zum  Inkasso  ver- 
sendet worden  sind,  vom  Deponenten  eingelöst.  Die  deutsche 
Reichsbank  lehnte  1897  die  Diskontierung  dieser  russischen 
Finanzakzepte  ab.  Aus  dem  Verkehr  sind  sie  aber  deshalb 
noch  nicht  verschwunden. 

Seit  1884  die  Moskauer  Gesellschaft  für  Handelskredit, 
die  1872  für  Del  Credere  Übernahme*  gegründet  worden  war, 
geschlossen  ist,  bleibt  dieser  Geschäftszweig  den  Bankers  vor- 
behalten, da  sich  die  Aktienbanken  nicht  damit  befassen. 

Durch  am  26.  Juni  1889«  allerhöchst  bestätigtes  Gut- 
achten des  Reichsrats  wurde  dem  Finanzminister  das  Recht 
eingeräumt,  den  Bankers  einzelne  Geschäftsarten  oder  das 
ganze  Geschäft  zu  verbieten,  in  welchem  Falle  er  einen 
Liquidator  bestellt.  Auf  die  Betreibung  verbotener  Geschäfte 
wurden  hohe  Geldstrafen,  für  Rückfall  sogar  Gefängnisstrafe 
gesetzt 

Wie  in  Westeuropa,  so  wird  auch  in  Rußland  das  Bank- 
haus von  den  Aktienbanken  verdrängt.  Eine  Gesundung  des 
Handels  und  der  Geschäftsprinzipien,  die  häufig  noch  stark 
zum  Betrug  neigen  (z.  B.  Fälschungen  im  Getreide-,  im  Pelz- 
handel), wird  dem  Kleinbanker  einen  Hauptteil  seines  Ge- 
schäfts, den  Diskont  von  unsicheren  Waren-  und  Reitwechseln, 
wegnehmen  und  ihn  schließlich  selbst  ausschalten. 

Der  Artelschtschik.  Eine  Eigentümlichkeit  im  Kassen- 
wesen  der  russischen  Banken   und   Geschäfte   sei   hier   noch 


^  Das  Del  Gredere-Geschäft  ist  eine  Kreditvereicheranff.  Gegen  eine 
Provision,  deren  Höhe  sich  nach  dem  Risiko  richtet,  „steht*'  der  ProTisionS" 
empfänger  ^Del  Credere^,  d.  h.  er  haftet  fttr  den  Eingang  einer  Fordemng 
bei  Venall,  die  bei  ihm  versichert  ist 

«  V.  S.  d.  G.  m,  Nr.  6137. 
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angefUgt.  Der  Kassierer  zahlt  nicht  selbst  aus  und  nimmt 
keine  Zahlungen  entgegen;  er  schreibt  nur  eine  Empfangs- 
oder Zahlungsanweisung  aus,  die  der  Kassenkontrolleur  gegen- 
zeichnet. Auf  diese  Anweisung  hin  zahlt  dann  ein  Artelschtschik 
das  Oeld  aus  bezw.  nimmt  es  in  Empfang.  Der  Artelschtschik 
ist  Mitglied  eines  Arteis  ^,  das  sich  am  ehesten  mit  einer 
Genossenschaft  yergleichen  läßt,  und  das  fdr  ihn  haftet.  Mit 
der  Buchführung  hat  er  gar  nichts  zu  tun;  meist  kann  er 
jeden  Augenblick  den  Bestand  seiner  Kasse  angeben,  da  er 
auf  einer  ganz  einfachen  Rechenmaschine  (ein  Rahmen  mit 
einigen  Reihen  beweglicher  Kugeln),  die  in  Rußland  sehr 
weit  verbreitet  ist,  die  Ein-  und  Auszahlungen  zu  oder 
abzieht.  Große  Banken  und  Geschäfte  haben  mehrere 
Artelschtschiks.  *  Auch  die  Kassenboten  werden  lediglich 
solchen  Artelen  entnommen. 

^  Das  Artel  ist  eine  Vereinigung  unter  sich  gleichberechtigter 
Personen,  die  gemeinsame  wirtschaulicne  Zwecke  verfolgen  nnd  solida- 
risch unter  einander  haften. 

Das  Wort  Artel  wird  vom  türkischen  orta  *=  Gemeinde  abgeleitet, 
ist  also  nicht  rassischen  Ursprungs.  Im  Süden  hat  die  Verfftssang  des 
Saparoger  Rosakenheeres  das  Muster  für  viele  Arteis  abgegeben.  Die 
Kosaken  holten  in  Trupps  Salz  von  den  Tataren  und  verkauften  es 
dann  in  der  Ukraine  (Grenzland)  gemeinsam.  Auch  sonst  zo^n  die 
Leute  gemeinsam  auf  Erwerb  aus,  da  es  für  den  einzelnen  zu  get&hrlich 
war;  so  bildeten  sich  Artele  der  Jäger,  Fischer,  Händler.  Später  ent- 
standen auch  Artele  der  Lastträger,  Packer,  Schauerleute,  Dienst- 
männer usw.  und  Börsenartele,  die  Markthelfer  und  Rassendienste  ver« 
richten ;  es  haben  sich  auch  Bettler  und  fahrende  Musikanten  zu  Artelen 
zusammengeschlossen. 

Je  nach  dem  Zweck,  den  sie  verfolgen,  treten  die  Leute  nur  für 
einige  Zeit  oder  für  unbestimmte  Zeit  zu  Artelen  zusammen.  Die  Mit- 
glieder wohnen  zusammen  und  führen  unter  Leitung  eines  Altesten  ge- 
meinsame Wirtschaft.  Die  Arbeit  nimmt  das  Artel  an,  das  entsprechende 
Leute  an  die  Arbeitsstelle  sendet.  Der  Gewinn  wird  gleichmäßig  ver- 
teilt. Verschiedene  Artele  haben  eigenes  Vermögen  angesammelt  nnd 
erheben  von    neu  Eintretenden   eine   Aufnahmegebühr.     Da   die  Mit- 

flieder  unter  einander  solidarisch  haften  und  Schäden,  die  ein 
Ttelschtschik  einem  Arbeitgeber  zufügt,  abarbeiten  müssen,  so  nehmen 
die  Artele  nur  Leute  auf,  deren  Zuverlässigkeit  sie  kennen  Das  Artel 
hält  auf  Nüchternheit  und  sorgt  im  Krankheitsfall  für  seine  Angehörigen 
nnd  für  Ersatz  auf  deren  Arbeitsstellen.  Es  nimmt  die  Mitglieder,  die 
ihre  Arbeiten  nicht  ordentlich  verrichten,  die  Blau  machen  usw.  in 
Strafe,  und  stößt  sie,  wenn  sie  sich  nicht  bessern,  ganz  aus  (vgl.  Stieda: 
Die  Artelle  in  Rußland  [Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  Neue  Fo&e.  Bd.  6], 
Grünwaldt,  C:  Das  Artelwesen  in  Rußland  [Russiscne  Revue. 
Bd.  4  u.  9.]). 


IV.  Kleinkreditanstalten. 

Vierzehntes  Kapitel. 

Organisationen  und  Gesetzgebung. 


Die  ersten  Darlehnskassen  haben  die  Raskolniki^ 
gehabt,  die  aus  ihnen  an  bedürftige  Gemeindemitglieder  Vor- 
Bchüsse  zum  Ankauf  von  Pferden  und  Geräten  gaben.  Im 
Gouvernement  Bjälostok  gab  es  ebenfalls  Gemeinde- 
banken, die  zinslose  Vorschüsse  an  hilfsbedürftige  Gemeinde- 
mit^lieder  gewährten.  In  den  Ostseeprovinzen  wurden 
nach  der  Bauernbefreiung  in  der  Zeit  von  1816— 1818  Ge- 
meindekassen errichtet  aus  Strafgeldern,  Überschüssen  und 
Schenkungen.  Der  Gemeindevorstand  verwaltete  die  KassOi 
die  Darlehen  unter  Bürgschaft  gegen  6^/0  Zinsen  gab.  Im 
Jahre  1793'  war  bereits  eine  Bauernbank  auf  der  Insel  Oesel 
gegründet  worden,  die  ihr  Kapital  aus  dem  Verkauf  des  Ge- 
treides der  Kronmagazine  erhielt.  Sie  gewährte  Darlehen 
und  unterstützte  hilfsbedürftige  Bauern. 

Kommunalkassen.  Seit  1837  wurden  auf  den  Apanag'e- 
itern  der  kaiserlichen  Familie  Kommunalkassen  errichtet, 
lie  unverzinsliche  Darlehen  an  Bauern  auf  3  Jahre  gaben. 
Wegen  ihres  bureaukratischen  Betriebs  hatten  die  bis  1861 
eröffneten  122  Kassen  geringen  Erfolg. 

Spar-  und  Hilfskassen.  Nach  dem  Reglement  von 
1840  Konnte  bei  jedem  Wolost'  eine  Spar-  und  eine  Hilfs- 
kasse für  die  Domänenbauem  errichtet  werden.  Beide  Kassen, 
die  von  einander  getrennt  gehalten  werden  mußten,  unter- 
standen der  Verwaltung  der  Staatsdomänen.  Sie  gaben  Darlehen 
gegen  6  ^/o  an  Bauern  bis  60  Rubel  auf  3  Jahre,  an  Gemeinden 
auf  16  Jahre.  1863  gab  es  1726  Spar-  und  2899  Hilfskassen; 
erstere  hatten  3,3  Millionen  Rubel  Einlagen,   letztere  hatten 


^  Sekten,  die  sich  seit  dem  16.  Jahrhundert  von  der  Staatskirche 
(rechtgläubige,  orthodoxe)  abzweigten. 

*^V.  S.  d.  G.  I,  Nr.  25714. 

*  Wolost  ist  die  unterste  Verwaltongseinheit,  bestehend  aus  mehreren 
Gemeinden. 
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7,5  Millionen  Rubel  Vorscbüsse  gegeben.  Da  aber  die  Leute 
fast  nie  Zinsen  gezahlt  hatten,  so  ist  die  Hälfte  der  Summe 
auf  aufgelaufene  Zinsen  zu  rechnen.  Die  Verwaltung  der 
Kassen  war  meist  parteiisch,  der  Gemeindevorstand  nutzte 
häufig  seine  Macht  unrechtmäßig  aus. 

Dorfbanken.  Für  die  Apanageguts-  und  Domänen- 
bauem  war  die  Hülfe  nicht  so  nötig  wie  für  die  Bauern  der 
Gutsbesitzer.  Nur  vereinzelt  waren  für  sie  Anstalten  errichtet 
worden.  So  hatte  bereits  1777  der  Moskauer  Kaufmann  Larin 
eine  Summe  ausgeworfen,  von  der  in  seinem  Heimatdorfe 
Ljubutsch  (Rjfisan)  eine  Bank  errichtet  werden  sollte,  die  1817  ^ 
genehmigt  wurde.  Sie  gab  Darlehen  an  Bauern  gegen  6^/o. 
Über  die  Geschäfte  sollte  genau  Buch  geführt  werden,  und 
falls  irgend  eine  Unordnung  entstände,  sollten  die  Bücher 
unverzüglich  der  Moskauer  Universität  zur  Berichtigung  ge- 
bracht werden. 

Im  Jahre  1820  hatte  der  Kriegsminister  Graf  Arka- 
tschejew  auf  seinem  Gut  im  Nowgorodschen  Gouvernement 
fUr  seine  Bauern  10  000  Rubel  für  eine  Bank  gestiftet,  die  Spar- 
einlagen annahm  und  Darlehen  an  arme  Bauern  zinslos,  an 
wohlhabende  gegen  6  bis  12%  gewährte. 

Ein  Ukas  vom  25.  Januar  188B  ^  ordnete  die  Gründung 
von  Dorfbanken  an,  für  die  im  Jahre  1885  Mustersatzungen 
ausgearbeitet  wurden.  Das  Grundkapital  —  mindestens  300 
Rubel  —  kann  aus  den  Überschüssen  der  Gemeinde,  durch 
Schenkungen  oder  zinslose  Darlehen  von  Semstwos  oder 
Privaten  gewonnen  werden.  Einlagen  dürfen  sie  bis  zur  fünf- 
fachen Höhe  ihres  Kapitals  annehmen  und  Vorschüsse  nicht 
über  200  Rubel  auf  längstens  12  Monate  gegen  höchstens  12^lo 
geben.  Nach  den  Normalsatzungen  wurden  bis  1.  Oktober  1903 
863  Dorf  banken  neu  gegründet.  Ihre  Tätigkeit  läßt  sich  schwer 
feststellen,  da  ihre  Berichte,  soweit  sie  überhaupt  eingehen, 
unzulänglich  sind.  Am  1.  Januar  1902  besaßen  582  Banken  zu- 
sammen nur  3  Millionen  Rubel  eigenes  Kapital  und  5  Millionen 
Rubel  Einlagen ;  sie  hatten  8  Millionen  Rubel  Vorschuß  gewährt. 

Außerdem  bestanden  die  Spar-  und  Hilfskassen  weiter, 
von  denen  aus  596  Berichten  fUr  1900  sich  nur  für  372  Kassen 
das  Kapital  auf  2,53  Millionen  Rubel,  die  Einlagen  auf  3,54 
Millionen  berechnen  lassen. 

Gemeindekassen  in  Polen.  Bereits  seit  1866  waren 
in  den  polnischen  Gouvernements  Gemeindekassen  mit  Hilfe 
von  zinslosen  Vorschüssen  aus  dem  Kapital,  das  fUr  gemein- 
nützige Bedürfnisse  bestimmt  war,  gegründet  worden.  Wenn 
die  Kasse  aus  dem  Gewinne  ein  eigenes  Kapital  angesammelt 
hat,    so   muß    der   zinslose  Vorschuß    zur   Errichtung   neuer 


1  V.  8.  d.  G.  I,  Nr.  26924. 
«  V.  S.  d.  G.  m,  Nr.  1336. 

Forschungen  181.  —  Claus.  9 
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Kassen  verwendet  werden.  Bis  zum  Jahre  1901  entstanden 
auf  diese  Weise  872  Kassen.  Aufier  diesen  waren  447  Kassen 
aus  verschiedenen  Mitteln  errichtet  worden ,  sodaß  im  ganzen 
1319  in  1281  Qemeinden  in  Tätigkeit  waren.  Nur  4  Gemein- 
den hatten  keine  Kassen.  Sie  werden  vom  Dorfkitesten  und 
2  gewählten  Mitgliedern  verwaltet;  die  Revision  tihen  3  ge- 
wählte Hofbesitzer  aus.  Sie  unterstehen  der  Verwaltung  der 
Bauernangelegenheiten,  die  die  Kassen  einmal  jährlich  durch 
einen  Kommissar  prtlfen  läfit. 

Nach  den  Bestimmungen,  die  im  Jahre  1884  für  sie  er- 
lassen wurden,  geben  sie  gegen  Verpfändung  von  Land  Dar- 
lehen an  kleine  Landwirte,  die  zu  der  Gemeinde  gehören, 
auf  12  Monate  in  Höhe  von  100—200  Rubel  gegen  8%  Zinsen. 
Da  sie  keinen  Personalkredit  gewähren,  haben  sie  für  den 
ärmsten  Teil  der  Dorfbevölkerung  keine  Bedeutung.  Sie 
nehmen  Einlagen  und  können  die  Einnahmen  aus  den  Geld- 
strafen, welche  die  Gemeinde  verhängt,  den  Kassen  zufuhren. 
Die  1319  Kassen  hatten  im  Jahre  1902  8  Millionen  eigenes 
Kapital  und  15  Millionen  Einlagen. 

Seit  1873  wurden  die  Vorschuß-  und  Hilfskassen 
des  Gouvernements  Mohilew  auf  Veranlassung  der 
Verwaltung  errichtet.  Sie  geben  jedem  Glied  der  Gemeinde 
Vorschüsse  bis  10  Rubel,  für  je  weitere  20  Rubel  muß  ein 
Bürge  gestellt  werden.  Im  Jahre  1901  gab  es  145  Kassen, 
die  mit  solchem  Erfolg  arbeiteten,  daß  sie  ihr  Kapital  um  das 
Vierfache  vergrößert  und  auf  1  Million  Rubel  gebracht 
hatten. 

Hier  sind  endlich  noch  drei  Banken  besonderen  Typs  zu 
erwähnen.  Die  Bank  der  Gräfin  Branitzka  imDorf  Bjälga 
Zerkow  (Gouvernement  Kiew).  Die  Gräfin  hatte  1838  zur 
Verbesserung  der  Lage  ihrer  Bauern  285  700  Rubel  bestimmt, 
aus  deren  Zinsen  1880  eine  Bank  mit  91000  Rubel  Kapital 
errichtet  wurde.  Sie  gibt  Vorschüsse  unter  Bürgschaft,  zum 
Ankauf  von  landwirtschaftlichen  Maschinen,  sowie  unter  Ver- 
pfandung von  Land,  Waren,  Wertpapieren  und  Produkten  auf 
^^2 — 25  Jahre  gegen  6 — 12  ^/o.  Am  1.  Januar  1900  hatte  sie 
210000  Rubel  eigenes,  6000  Rubel  Reeervekapital.  —  Die 
Alexander-Bauernbank  in  Sumsko  wurde  1885  von 
J.  H.  Charitonenko  durch  Schenkung  von  50000  Rubel  er- 
richtet; sie  untersteht  dem  Semstwo,  das  ihre  Verwaltung  er- 
nennt. —  Die  Bank  fürHausindustrielle  (Kustare)  des 
Semstwo  von  Perm^  wurde  1893  eröffnet.    Sie  gibt  Dar- 


'  i)ie  tLausindustrie ,  die  für  Kußlani  mit  seinen  langen  Wintern 
und  teilweise  wenig  ertragreichen  Böden  sehr  wichtig  ist,  nat  eine  be- 
sonders ^roße  wirtschaftliche  Bedeutung  für  das  Gouvernement  Perm. 
Dort  zählt  man  nach  den  Nachrichten  für  Handel  und  Industrie  (Berlin, 
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lehen  an  einzelne  Handwerker,  die  keine  Arbeiter  beschäftigen, 
unter  Bürgschaft,  sowie  an  Artele  unter  solidarischer  Haft 
der  Mitglieder.  Den  Aufsichtsrat  ernennt  die  Semstwo- Ver- 
sammlung; die  Qeschäfte  fUhrt  die  Verwaltung,  bestehend  aus 
3  Mitgliedern.  Ihr  Kapital  betrug  am  I.Januar  1901  140000 
Rubel. 

Im  Jahre  1903  haben  3  weitere  Semstwos  die  Genehmigung 
erhalten,  derartige  Banken  zu  eröffnen. 

Spar-  und  Leihgenossenschaften.  Den  ersten 
Versuch  zur  Einführung  der  Spar-  und  Lieihgenossenschaft 
nach  dem  Muster  der  Schulze-Delitzschen  Vereine  in  Deutsch- 
land machte  der  Gutsbesitzer  Luginin  auf  seiner  Besitzung 
Roschdestwensk  im  Gouvernement  Kostroma.  Nach  vielen 
Mühen  gelang  es  ihm,  einige  Bauern  dahin  zu  bringen,  eine 
Genossenschaft  zu  bilden,  der  er  einen  zinslosen  Vorschuß 
von  1000  Rubel  auf  10  Jahre  gewährte.  Die  Satzungen  dieser 
Genossenschaft  wurden  im  Jahre  1865  ^  bestätigt.  Die  Bauern 
sahen  in  dem  Unternehmen  des  Gutsherrn  erst  einen  Versuch, 
die  Verluste,  die  ihm  die  Bauernbefreiung  gebracht  hatte, 
wieder  einzuholen;  als  aber  den  Mitgliedern  am  Schluß  des 
Jahres  ein  Gewinn  zufiel,  wurde  die  Genossenschaft  rasch 
beliebt.  Eine  zweite  derartige  Genossenschaft  wurde  im  Jahre 
1869  gegründet,  die  Spar-  und  Leihkasse  in  Fallin  in  Lifland, 
deren  Satzungen  am  21.  März  1869^  bestätigt  wurden.  Gleich- 
zeitig wurde  der  Finanzminister  ermächtigt,  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  des  Innern  Spar-  und  Leihgenossenschaften 
nach  dem  Muster  der  beiden  bestehenden  zu  genehmigen. 
Bis  zum  Jahre  1871  waren   im  ganzen  16  gegründet  worden. 

Die  Satzungen  der  Kassen  und  der  Genossenschaften 
waren  ziemlich  gleich.  Bei  beiden  haften  die  Mitglieder  un- 
beschränkt mit  ihrem  Vermögen  im  Verhältnis  ihres  Anteils, 
nur  bei  einigen  bis  zum  zehnfachen  Betrag  desselben.  Der 
Anteil,  meist  50  Rubel,  wird  nach  und  nach  eingezahlt.  Mit- 
glieder können  Personen  beiderlei  Geschlechts,  auch  Artele 
werden.  Die  Genossenschaften  geben  Personalkredit  bis  zum 
1  ^/s  fachen  Betrag  des  Anteils,  darüber  hinaus  muß  Bürgschaft 
geleistet    werden;    der    Höchstbetrag    ist    in    den    einzelnen 


4.  Oktober  1906)  über  80  verschiedene  Zweige  der  Hausindustrie,  die 
etwa  12000  Arbeiter  beschäftigt  und  jährlich  gegen  4Vfl  Millionen  Rubel 
umsetzt.  Die  Hausindustrie  oildet  das  notwendige  Hilfseewerbe  fftr 
die  ackerbautreibende  Bevölkerung  und  liefert  der  Fabrikoevölkerung 
das  einzige  Existenzmittel,  wenn  die  Werke  die  Betriebe  einstellen  oder 
einschränken. 

Das  Wort  Kustar  ==»  Hausindustrieller  weist  auf  die  Holzver- 
arbeitunß  hin  (Kustj  ==  Strauch).  Recht  geschmackvolle,  teilweise 
künßtlerische  Arbeiten  sieht  man  im  Kustarmuseum  in  Moskau,  durch 
das  der  Verkauf  der  Waren  organisiert  werden  sollte. 

1  V.  S.  d.  G.  II,  Nr.  42598. 

«  V.  S.  d.  Gr.  n,  Nr.  46879. 

9* 
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Satzungen  verschieden  festgelegt.  Den  Kassen  ist  eine  Grenze 
der  Vorschußhöhe  nicht  vorgeschrieben.  Da  sie  so  grtffiere  Oe» 
Schäfte  betreiben  können,  sind  sie  mehr  in  Städten  errichtet; 
sie  beschränken  sich  ausschließlich  auf  die  drei  baltischen  Pro« 
vinzen.  Einige,  deren  Geschäftskreis  einen  sehr  großen  Um*» 
fang  angenommen  hatte,  sind  in  Gegenseitige  Kreditgesellsehaften^ 
umgewandelt  worden.  Die  Genossenschaften  sind  mehr  auf 
dem  Lande  zu  Hause.  Beide  dürfen  Einlagen  auch  von  Nicht- 
mitgliedem  annehmen  bis  zur  Höhe  des  fünffachen  Kapitals. 
5^/0  des  Reingewinns  müssen  zur  Bildung  eines  Reservefonds 
verwendet  werden.  Verwaltung  und  Aufsichtsrat  werden  bei 
den  Vereinen  von  der  Versammlung  gewählt,  bei  den  Elassea 
besteht  kein  Aufsichtsrat. 

Die  Einführung  der  Spar-  und  Leihgenossenschafteu  war 
nicht  leicht;  Bauern,  die  erst  ein  Jahrzehnt  von  der  Leib- 
eigenschaft befreit,  die  nie  zur  Fürsorge  erzogen  waren, 
schlössen  sich  schwer  zur  Selbsthilfe  zusammen;  die  Armut 
der  Bauern  war  ein  weiteres  Hindernis.  Auch  suchten  die 
ländlichen  Wucherer,  aus  deren  Klauen  die  Bauern  durch  die 
Genossenschaften  befreit  werden  sollten,  diese  mit  allen  mög- 
lichen Mitteln  zu  vereiteln. 

Zwei  Broschüren,  die  im  Jahre  1870  erschienen,  forderten 
die  Gouvernements-  und  Kreissemstwos  auf,  die  Förderung 
des  Kleinkredits  in  die  Hände  zu  nehmen.  Diese  nahmen 
sich  auch  der  Sache  im  Anfang  mit  großem  Eifer  an.  Von 
360  Semstwos  unterstützten  67  Spar-  und  Leihgenossenschaften. 
Einige  Semstwos  beriefen  Versammlungen  der  Leiter  der  Ge- 
nossenschaften und  unterwiesen  sie  in  der  Geschäftsführung. 
Ende  der  1870er  Jahre  ließ  der  Eifer  der  Semstwos  nach; 
die  Hälfte  der  Genossenschaften  war  durch  ihre  Bemühungen 
entstanden. 

Eine  weitere  Förderung  erfuhr  das  Kleinkreditwesen  durch 
die  Moskauer  Kaiserliche  Landwirtschaftliche  Gesellschaft.  Auf 
Anregung  des  Fürsten  Wassiltschikow  setzte  der  aus  Anlaß  des 
Jubiläums  der  Gesellschaft  Ende  1870  in  Moskau  tagende  Kon- 
greß der  russischen  Landwirte  einen  Ausschuß  zur  Untersuchung 
der  Frage  des  Kleinkredits  ein.  Aus  diesem  ging  das  „Komitee 
für  ländliche  Spar- und  Leihgenossenschaften  und 
gewerbliche  Genossenschaften  bei  der  Moskauer 
Kaiserl.  Landwirtschaft!.  Gesellschaft'',  das  im 
September  1871  bestätigt  wurde,  hervor.  Dieses  Komitee  ar- 
beitete Mustersatzungen  aus,  die  es  verbreiten  ließ.  Es  wendete 
sich  auch  an  den  Finanzminister*  mit  der  Bitte,  den  Genossen- 
schaften Betriebsmittel  zur  Verfligung  zu  stellen,  da  die  Be- 
völkerung zu  arm  sei,  um  sie  sich  selbst  zu  verschaffen.  Darauf 


'  Diese  sind  Banken,  für  welche  die  ganxe  Bankgeaetzgebong  gilt, 
wahrend  die  Oenoasenflchaften  nur  die  Anforderungen  cu  erfüllen  haben, 
die  an  die  Klein  kreditanstalten  gestellt  werden. 
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wurde  die  Staatsbank  am  25.  Februar  1872  angewiesen,  den 
Oenossenscbaften  auf  9  Monate  Kredite  zu  eröffnen,  wenn  sie 
einen  Rechenscbaftsbericht  bereits  gegeben  haben.  Ende  der 
BO  er  Jahre  benützten  diesen  Kredit  nur  200,  1901  nur  65  Oe- 
nossenscbaften. 

Das  Komitee  gab  ein  Handbuch  zur  Anleitung  für  die 
Oründung  von  Genossenschaften  heraus,  und  ließ  die  Satzungen 
und  Gesuche  an  den  Finanzminister  drucken,  sodaß  sie  nur 
unterschrieben  zu  werden  brauchten;  ferner  ließ  es  eine  An- 
weisung für  Buchhaltung  und  Rechnungswesen  ausarbeiten 
und  sendete  an  die  bestehenden  Genossenschaften  Rechenschafts- 
berichtsformulare. Durch  die  Bemühungen  des  Komitees,  das 
von  der  Regierung  einen  Zuschuß  erhielt,  wurden  viele  Ge- 
nossenschaften gegründet. 

Auch  die  jüdische  Kolonisations-Gesellschaft, 
die  im  Jahre  1896  gegründet  wurde,  um  den  Ackerbau  unter 
den  Juden  zu  verbreiten  und  die  Lage  der  jüdischen  Land- 
wirte zu  heben,  hat  sich  an  der  Gründung  von  Spar-  und 
Leihgenossenschaften  beteiligt.  Die  Gesellschaft  hat  inren  Sitz 
in  Paris,  in  Petersburg  gibt  es  ein  Zentralkomitee;  sie  ver- 
fügt über  große  Mittel.  Unter  den  jüdischen  Siedlungen  im 
Nordwestgebiet,  die  in  den  Jahren  1836  bis  1853  durch  die 
Regierung  auf  Kronland  entstanden,  suchte  die  Gesellschaft 
^rst  einen  Zusammenschluß  zustande  zu  bringen.  Die  ersten 
Spar-  und  Leihgenossenschaften  wurden  im  Gouvernement 
Minsk  im  Jahre  1901  ins  Leben  gerufen ;  sie  geben  den  Kolo- 
nisten Maschinen  auf  Abzahlung,  Saatgut,  künstlichen  Dünger 
und  auch  bares  Geld.  Es  sind  eine  Reihe  Genossenschaften  vorbe- 
reitet worden,  doch  erhielten  nur  einige  von  ihnen  die  Bestätigung. 

Im  Jahre  1896  wurden  Mustersatzungen  für  die  Sd ar- 
und Leihgenossenschaften  erlassen,  und  die  Grün- 
dungen nahmen  darauf  etwas  zu.  Bis  zum  1.  Januar  1903 
waren  884  Genossenschaften  eingegangen  oder  genehmigt,  aber 
nicht  in  Tätigkeit  getreten.  Die  Bauern  haben  selbst  sehr 
häufig  als  Grund  des  Eingehens  angegeben:  „Weil  keiner  von 
uns  lesen  kann."  Am  1.  Januar  1905  gab  es  934  Genossen- 
schaften mit  370000  Mitgliedern.  Das  Anteilskapital  betrug 
bei  885  Genossenschaften  13,45,  der  Reservefonds  3,37,  die 
Einlagen  30,32  Millionen  Rubel,  ausgeliehen  hatten  sie  47,61 
Millionen  Rubel. 

Manchmal  bekommen  die  Dorfwucherer  die  Genossen- 
schaften in  ihre  Hände  und  benutzten  das  bei  der  Genossen- 
schaft erhaltene  Geld  zum  Wuchern;  dann  bringt  die  Ge- 
nossenschaft nur  Unheil  statt  Segen.  Derartige  schlechte 
Erfahrungen  haben  viele  zu  Gegnern  der  Spar-  und  Leihgenossen- 
schaften gemacht^. 

^  Aach  bei  sonstigen  genossenschaftlichen  Einrichtungen  haben 
sich  derartige  Mißbr&ncne  herausgestellt.  So  gründen  zum  Beispiel  die 
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yä*a«  vom  l.Jani  1895» 
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[I  nicht  durch  die  Ein- 

itr-   und  LeihgenoBBen- 

—  J  oder  durch  freiwillige 
' ^ y I «>g-chaften .    Im  folgenden 

—  -    -^        sie   herauBgegeben ; 
^imeinen,  die  andern 

errichtet  werden,  be- 
184  Kredit  vereine,  von 
'«einige  von  den  Semst- 

^^.^^ -Millionen   Kapital,  7,03 

f^^^^liehen  und  11,99  Mil- 

»UmJ*«)  Charakter  haben  die 
ikiren  und  Kirgisen), 
und    die    Leihkassen 


fl^^^^-S^B^l.  April  1901  ■   wurde 
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"**"►  Gewährung  von  Dar- 
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anstalten.  So mannig- 
're  Bedeutung  und  ihre 
Die  Kommission   f^r 
im  Jahre  1902   ein- 
sät der  Frage  des  Volks- 
Im  die  Pflege  des  Klein- 
ih  Ukas  vom  7.  Juni  1904 
_         ditanstalten*     ge- 
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131. 


135 


wirtschaftsabteiluDg  des  Ministeriums  des  Innern  unterstanden, 
die  Kreditvereine  der  Staatsbank  und  die  Spar-  und  Leih- 
genossenschaften der  besondem  Kanzlei  für  Kreditangelegen- 
heiten im  Finanzministerium.  Diese  „Verwaltung"  setzt  sich 
aus  Oouvernementskomitees  und  einem  Zentralkomitee  zu- 
sammen. In  letzteres  entsenden  alle  beteiligten  Ressorts  Ver- 
treter,  nämlich  die  Ministerien  des  Innern,  der  Finanzen,  des 
Kriegs,  der  Justiz,  der  Landwirtschaft  und  Domänen  und  die 
Staatskontrolle.  Den  Vorsitz  führt  ein  Vertreter  des  Ver- 
waltungsrats der  Staatsbank,  aus  deren  Gewinn  die  Kosten 
der  Verwaltung  gedeckt  werden.  Dieser  Verwaltung  wurde 
die  Forderung  des  Kleinkredits  übertragen;  zugleich  wurden 
neben  den  bestehenden  Spar-  und  Leihgenossenschaften  und 
Kreditvereinen  noch  ländliche  Gemeindespar-  und  Leihkassen 
und  Semstwo-Kleinkreditkassen  geschaffen.  Ein  Entwurf  von 
Satzungen  über  letztere  ging  den  Semstwos  zur  Begutachtung 
zu.  Am  14.  September  1905  wurden  die  Mustersatzungen  der 
Spar-  und  Leihgenossenschaften,  am  5.  Dezember  1905  die 
der  ländlichen  Gemeindespar-  und  Leihkassen  und  im  Juni 
190Ö  die  der  Semstwo-Kleinkreditkassen  bestätigt,  die  von  der 
Verwaltung  ausgearbeitet  worden  waren. 

Vom  1.  September  1904  bis  1.  Januar  1907  wurden  955 
Kreditvereine  genehmigt,  die  meist  von  der  Staatsbank  1000  bis 
2000  Rubel  Kapital  erhielten ;  40  wurden  von  Semstwos  unter- 
stützt. Spar-  und  Leihgenossenschaften  wurden  während  dieser 
Zeit  139  eröffnet,  von  denen  15  Darlehen  von  der  Verwaltung 
als  Grundkapital  nahmen.  Gemeinde-Spar-  und  Leihkassen 
wurden  67  errichtet,  davon  54  auf  Grund  der  Satzungen  für 
Dortbanken  vom  Jahre  1885.  Semstwokassen  für  Kleinkredit 
wurden  15  bestätigt,  von  denen  7  von  der  Verwaltung  Vor- 
schüsse erhielten. 

Nach  den  Angaben  der  Verwaltung  hatten  (in  1000  Rubel): 


Grund- u. 
Reserve- 
kapital 


Ein- 
lagen 


Ge- 
liehen 


AUB- 

geliehen 


1084  Kreditvereine,  1.  Oktober  1906 

885  Spar-  u.  Leihgenoflsenschaften, 

1.  Januar  1905 


754  Dorfbanken,   1.  Januar  1904 
2497  Spar-  und  Hilfskassen,  1.  Ja 

nuar  1904 

161  Kommunalkass.  d.  Apanagen 

bauem,  1.  Januar  1904  . 
32  Kassen  für  die  Kirgisen  . 
92  Kassen  für  die  Baschkiren 


2481 

16828 
4588 

14  848 

1005 

96 

671 


7  087 
80  821 


3586 
5801 


7  963 

11897 

192 

5 


11999 

47  617 
12416 

24351 

1423 

70 

406 
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Die  „Verwaltung^  unterstützte  ferner  die  Herausgabe  der 
„Chronik  für  Kleinkredttanstalten"  und  gab  volkstümlich  ge- 
haltene Brochüren  zur  Belehrung  der  Bauern  über  den  Nutzen 
der  Kassen  und  die  Einrichtung  derselben  heraus ;  sie  förderte 
auch  die  Kongresse  der  Vertreter  der  Kleinkreditanstalten 
und  suchte  solche  zu  veranlassen. 

Den  Kleinkreditanstalten  wurden  dieselben  Vorrechte  ver- 
liehen, welche  die  Sparkassen  genießen ;  ihre  Einlagen  wurden 
von  der  Kapitalrentensteuer,  ihre  Geschäfte  von  der  Stempel- 
steuer befreit.  Sie  sollten  mehr  die  Ersparnisse  der  kleinen 
Leute  anziehen  und  diese  nicht  allein  den  Reichssparkassen 
zufließen  lassen,  die  sie  für  Zwecke  verwenden,  die  den  Ein- 
legern fern  liegen.  Die  Verpflichtungen  dürfen  das  Zehnfache 
des  Kapitals  nicht  übersteigen ;  während  bei  den  Aktienbanken 
die  Verpflichtungen  das  fünffache  nicht  überschreiten  dürfen, 
wurde  innen,  wie  den  Gegenseitigen  Kreditgesellschaften,  der 
zehnfache  Betrag  erlaubt,  da  angenommen  wurde,  daß  sie 
ihre  Schuldner  besser  kennen  als  die  Großbanken,  deshalb 
sicherer  arbeiten,   und  die  Einleger  weniger  Gefahr   laufen. 

Die  Inspektion  der  Kleinkreditanstalten,  die  bis  zum 
Jahre  1904  recht  mangelhaft  war,  wurde  durch  das  Gesetz 
verschärft  Die  Staatsbank  stellte  jetzt  ausschließlich  für  die 
Revision  der  Kleinkreditanstalten  bestimmte  Inspektoren  an; 
im  Jahre  1906  waren  82  tätig. 

Beurteilung.  Diese  Kleinkreditanstalten,  die  gerade 
in  Rußland  so  segensreich  wirken  könnten,  stehen,  so  mannig- 
facher Art  sie  sind,  zum  großen  Teil  lediglich  auf  dem  Papier. 
Hat  auch  die  Zahl  der  Anstalten  sowie  deren  Betriebsmittel 
und  die  von  ihnen  gewährten  Darlehen  zugenommen,  besonders 
seit  die  Verwaltung  der  Kleinkreditanstalten  geschafi'en  wurde, 
so  ist  der  Erfolg  doch  bis  jetzt  als  sehr  gering  zu  bezeichnen. 
Spielt  das  bare  Geld  auch  auf  dem  Lande  eine  ganz  andere 
Rolle  als  in  der  Stadt,  können  dort  schon  wenige  Rubel  viel 
Gutes  stiften,  so  ist  nicht  außer  Acht  zu  lassen,  daß  ein  großer 
Teil  der  Darlehen,  die  die  Kassen  auf  der  Aktivseite  nach- 
weisen, lediglich  aufgelaufene  Zinsen  sind,  während  die  Kapitale 
zum  Teil  überhaupt  nicht  zurückgezahlt  werden;  aus  Mangel 
an  Mitteln  können  die  Kassen  dann  überhaupt  keine  Tätig- 
keit entfalten.  Die  Zeiten,  die  Rußland  jetzt  durchgemacht 
hat,  waren  allerdings  wenig  geeignet  f^r  die  Entwickelung 
des  Kleinkredits,  und  die  Wirksamkeit  der  im  Jahre  1904  ge- 
schaffenen Verwaltung  kann  nach  den  bisherigen  Erfolgen 
nicht  beurteilt  werden. 

Auf  alle  diese  Kassen,  besonders  auf  die  Spar-  und  Leih- 
genossenschaften  wurden  die  übertriebensten  Hoffnungen  ge- 
aetst»     Aib^  blllt  es   oft   schon   in  Deutschland  bei   seinem 

di^  geeigneten,  genügend  gebildeten  Leute 
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zu  finden,  die  eine  Oenossenschaft  leiten  und  die  geringe  not- 
wendige Buchführung  übernehmen  können,  so  ist  das  noch 
viel  mehr  in  Rußland  der  Fall,  dessen  Landbewohner  zum 
größten  Teil  Analphabeten  sind  ^  Eiuzelne  Gutsbesitzer 
haben  sich  der  Sache  angenommen,  und  auch  die  Semstwos 
haben  viel  getan.  Aber  Bauern,  die  weder  lesen,  schreiben 
noch  rechnen  können,  die  jeglichem  Fortschritt  in  der  Be- 
triebsmethode also  fem  stehen  müssen,  sind  unsichere 
Schuldner;  ufid  so  lange  die  Klassen,  ftir  die  die  Kleinkredit- 
anstalten geschaffen  sind,  in  tiefster  Unbildung  gehalten 
werden,  ist  ein  Gedeihen  derselben  kaum  möglich. 


^  Im  ganzen  Keich  waren  78,9 ^/o  aller  Einwohner  Analphabeten; 
läfit  man  die  Städte  unberücksichtigt,  so  waren  82,6 ^/o  der  ländlichen 
Bevölkerung  des  Lesens  und  Schreibens  unkundig  (vergL  Erste  all- 
gemeine Volkszählung  im  russischen  Beich.    1897.    Petersburg  1905). 


V.  Die  Arbeitsteilung  im  russischen  Bankwesen. 


Fünfzehntes  Kapitel. 

Kreditbillete,  Depositen,  Kontokorrentgnthaben. 


Die  Schaffung  der  Umlaufs  mittel  hat  in 
Rufiland  mit  ganz  geringen  Ausnahmen  der  Staat  in  die 
Hand  genommen.  Nicht  nur  die  metallischen  Umlaufsmittel, 
sondern  auch  die  Papierumlaufsmittel  wurden  vom  Staate 
geschaffen.  Als  das  schwerfällige  Eupfergeld  einen  Ersatz 
forderte,  wurden  im  Jahre  1768  die  Assignaten  in  Um- 
lauf gesetzt,  die  anülnglich  lediglich  Geldzertifikate  waren, 
da  ihr  Gegenwert  in  den  beiden  Assignatenbanken  in 
Metall  hinterlegt  war.  Bald  aber  wurden  sie  zum  Kredit- 
mittel für  die  Regierung,  die  einen  größern  Betrag  in 
Umlauf  setzte  als  dem  Einlösungsfonds  entsprach.  Es  wurde 
zuerst  die  Einlösung  gegen  Silber,  dann  auch  die  gegen  Kupfer 
eingestellt,  und  damit  waren  die  Assignaten  Papiergeld  ge- 
worden. 

Im  Jahre  1810  versuchte  Rußland  die  Silberwährung  ein- 
zuführen; aber  zwei  Jahre  später  bereits  wurden  die  Assig- 
naten zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel  zum  Tageskurs  erklärt. 
Erst  1839  wurde  unter  Finanzminister  Kankrin  der  Silber- 
rubel wieder  zum  alleinigen  gesetzlichen  Zahlungsmittel  er- 
hoben und  den  Assignaten  ein  fester  Kurs  gegeben,  nämlich 
3V2  Rubel  Assignaten  =  1  Rubel  Silber;  gleichzeitig  wurde 
die  Einlösung  gegen  Silber  wieder  aufgenommen.  Von  1843 
an  wurden  die  Assignaten  gegen  die  neugeschaiFenen  Staats- 
kreditbillete  und  gegen  Silber  eingezogen. 

Eine  besondere  Art  Umlaufsmittel,  die  Depositenbillete, 
wurde  im  Jahre  1839  eingeführt.  Diese  Billete  gab  die  Depo- 
BitenkiMse  d^  Kommerzbank  gegen  Einlage  von  Metall  aus; 

itallisch  gedeckt  und  jedereit  einlöslich.    Von 
wieder  eingezogen. 

id  von  Hypotheken  waren  die  Kredit- 
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billete^  die  gemäfi  dem  Ukas  vom  1.  Juli  1841  von  der  Staats- 
leihbank und  von  den  beiden  1772  gegründeten  Depositenkassen 
der  Waisenräte  ausgegeben  wurden.  Diese  Ereditbillete  waren 
^/e  in  Bar,  sonst  durch  die  den  3  Banken  verpfändeten  Hypo- 
theken und  deren  sonstige  Aktiva  gedeckt.  Diese  beioen 
letzten  Arten  von  Umlaufmitteln  waren  in  der  Hauptsache  in 
Moskau  und  Petersburg  im  Verkehr. 

Assignaten,  Depositenbillete  und  Kreditbillete  wurden  von 
1843  an  von  der  Verwaltung  der  Staatskreditbillete  gegen 
neue  Staatskreditbillete  umgetauscht  Der  fUr  den  Umtausch 
nötige  Betrag  der  Staatskreditbillete  sollte  bis  zu  ^U,  die  darüber 
hinausgehende  Emission  Rubel  fbr  Rubel  in  Metall  gedeckt 
sein.  Sie  hatten  Zwaogskurs  zur  Parität  mit  dem  Silber  und 
waren  jederzeit  einlösbar.  Sie  waren  vom  Staate  ausgegeben, 
welcher  die  ^/e  des  Betrags  des  Kontingents  durch  seinen  Besitz 
sicher  stellte.  Die  Ereditbillete  waren  also  keine  Banknoten, 
sondern  einlösliches  Papiergeld  mit  Zwangskurs.  Durch  den 
Krimkrieg  wurden  die  kreditbillete  uneinlöslich. 

Mit  der  Gründung  der  Staatsbank  wurde  dieser  die  Ver- 
waltung der  uneinlöslich en  Staatskreditbillete  übertragen.  Sie 
waren  auch  jetzt  keine  Banknoten,  denn  die  Bank  verwaltete 
nur  die  Billete  und  gab  sie  nicht  selbständig  aus.  Die 
Emission  erfolgte  noch  immer  für  die  Bedürfnisse  der  Staats- 
kasse. Um  dieser  Vorschüsse  während  des  Türkenkrieges 
(1877/78)  machen  zu  können,  erfolgte  eine  Kreditbillet-Emission, 
die  als  „zeitweilige*'  bezeichnet  wurde;  diese  Billete  gab  nicht 
der  Staat,  sondern  die  Bank  aus,  sie  waren  also  Banknoten, 
die  aber  ebenfalls  den  Bedürfnissen  des  Staates  dienten.  Zur 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  des  Handels  und  der  Industrie 
wurden  erst  1888  Kreditbillete  emittiert,  die  Rubel  für  Rubel 
in  Oold  gedeckt  waren. 

Durch  Wittes  Reform  wurden  die  Staatskredit- 
billete zu  einlösbaren  Banknoten,  die  bis  zum  Be- 
trat von  600  Millionen  Rubel  zur  Hälfte,  darüber  hinaus 
Rubel   für  Rubel  in  Oold  gedeckt  sein  müssen. 

Für  Rußland  spielen  die  Kreditbillete,  die  Noten  der 
Staatsbank,  eine  größere  Rolle  als  die  Noten  in  den  westlichen 
Staaten.  Als  Kreditmittel  kommen  sie  nur  für  den  Be- 
trag von  300  Millionen  Rubel  in  Betracht,  da  die  Emissionen 
über  600  Millionen  Rubel  voll  in  Gold  gedeckt  sein  müssen. 
Bei  der  geringen  Menge  der  Umlaufsmittel  spielen  sie  aber 
als  solche  eine  große  Rolle.  Abrechnungswesen,  Kassenführung, 
Scheckverkehr  —  also  metallsparende  Zahlungsmethoden  — 
sind  in  Rußland  noch  verhältnismäßig  sehr  wenig  ausgebildet. 
Durch  die  große  Entfernung  und  den  langsamen  Gang  des 
Handels  im  Reiche  läuft  das  Geld  auch  weniger  rasch  um, 
es  werden  also  verhältnismäßig  mehr  Umlaufsmittel  gebraucht. 

Seit  die  polnische  Bank  von  der  Staatsbank  übernommen 
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wurde,  hat  diese  als  einzige  Anstalt  Noten  ausgegeben ,  ab- 
gesehen von  dem  verhältnismäfiig  geringen  Betrag,  den  die 
Russisch- Chinesische  Bank  emittiert  hat,  und  der  auf  chine- 
sischem Oebiete  umläuft; 

Es  waren  am  1.  Januar  1905  im  Verkehr; 

Stück        Prozent        Summe  Prozent 

alte  Noten  —  —  241812  Rubel       — 


1  Rubel 

13136935 

16,7 

13136935 

n 

1,4 

3   „ 

37961101 

48,2 

113883303 

n 

12,2 

5   , 

10590638 

13,4 

52  953 190 

7) 

5,7 

10   , 

4661556 

5,9 

46615560 

n 

5,0 

25   „ 

7482572 

9,5 

187064300 

J7 

20,1 

50   , 

829  708 

1,1 

41 485  400 

» 

4,5 

100   „ 

3947905 

5,0 

394790500 

» 

42,5 

500   , 

159658 

0,2 

79829000 

n 

8,6 

78770073  100,0    930000000  Rubel  100,0 

Den  größten  Betrag  liefern  die  lOO-Rubelscheine,  nämlich 
42,5  ^/o  des  Umlaufs.  Nicht  unbeträchtlich  ist  jedoch  auch  die 
Summe  der  kleinen  Noten.  Dabei  ist  vielleicht  kein  Volk 
weniger  geeignet,  kleine  Scheine  im  Verkehr  zu  haben,  als 
das  russische.  Der  Russe  faltet  gewöhnlich  die  Note  so  viele 
Male  zusammen,  wie  es  nur  irgend  geht.  Da  die  Bruchstellen 
den  Schmutz  leichter  annehmen  als  die  glatten  Flächen,  werden 
die  Scheine  sehr  leicht  schmutzig;  sie  zirkulieren  ja  auch, 
da  sie  auf  so  kleine  Beträge  wie  1  und  8  Rubel  lauten,  an- 
stelle der  Silbermünzen  beim  ärmeren  Volk;  die  großen 
Scheine  werden  wohl  meist  in  Notentaschen,  die  kleineren 
aber  mit  dem  Metallgeld  zusammen  im  Geldbeutel  getragen, 
werden  also  leichter  schmutzig.  Es  sind  eine  große  Menge 
Kreditbillete  im  Umlauf,  bei  denen  man  vor  Schmutz  kaum 
den  Druck  erkennen  kann.  Die  Gefahr,  die  diese  Scheine 
durch  Krankheitsübertragung  bieten,  ist  außerordentlich  groß. 
Bei  der  großen  Ausdehnung  des  Reiches  und  dem  langen 
Umlauf  der  Noten  —  je  kleiner  sie  sind,  desto  länger  halten 
sie  sich  im  Verkehr,  je  größer,  desto  eher  kehren  sie  zur 
Ausgabestelle  zurück  —  ist  ein  häufiger  Umtausch  der  be- 
schmutzten gegen  neue  nicht  leicht  zu  ermöglichen. 

Die  Ejreditbillete  erfreuen  sich  einer  großen  Beliebtheit 
beim  Publikum,  das  sie  mit  Diminutiven  und  Kosenamen 
benennt. 

Die  Kreditbillete  der  russischen  Staatsbank  sollen  noch 
leichter  zu  fillschen  sein  als  die  der  Bank  von  England;  es 
kommen  auch  viel  Fälschungen  vor,  die  im  Ausland  abgesetzt 
und  erst  entdeckt  werden,  wenn  sie  an  die  Kassen  der  Staats- 
bank kommen.    Die  Revolutionäre  haben  dies  mehrfach  aus- 
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genutzt;  während  der  polnischen  Ejrhebung  wurden  von  den 
Aufstftndigen  falsche  Kreditbillete  in  Umlauf  gesetzt;  auch  in 
den  letzten  Jahren  soll  dies  mehrfach  von  den  Revolutionären 
versucht  worden  sein.  Sie  erreichen  dadurch  zweierlei:  sie 
schädigen  den  Kredit  des  Staates  und  verschaffen  sich 
Mittel '. 

Neben  diesen  930  Millionen  Rubel  Ereditbillets  waren 
am  1.  Januar  1905  683,6  Millionen  Rubel  Goldmünzen  und 
123  Millionen  Rubel  Silbermünzen  im  Umlauf  (auf  1 43,98  Mil- 
lionen Einwohner  am  1.  Januar  1905);  über  die  HälftCi  näm- 
lich 362,5  Millionen  Rubel  der  Goldmünzen  waren  5 -Rubel- 
stücke, von  den  Silbermünzen  waren  93  Millionen  1- Rubel- 
stücke und  29  Millionen  V2  -  Rubelstücke.  Seit  1897  ist  der 
Verkehr  mit  Goldmünzen  getränkt  worden,  der  sie  erst  nicht 
nehmen  wollte.  Bis  zum  Jahr  1904  stieg  das  Gold  im  Ver- 
kehr bis  auf  773,3  Millionen  Rubel,  während  des  Krieges 
nahm  das  Gold  im  Verkehr  etwas  ab,  1906  war  es  aber  wieder 
auf  837,8  Millionen  Rubel  gestiegen. 

Außer  den  Noten  und  dem  Metallgeld  sind  noch  Kupons 
und  Schatzscheine  (Serien  genannt,  weil  sie  in  Serien  aus- 

f gegeben  werden)  in  großer  Zahl  als  Zahlungsmittel  im  Um- 
aufe.  Die  Schatzscheine  besonders  sind  als  Zahlungsmittel 
sehr  beliebt.  Sie  tragen  3  und  3,6%  Zinsen,  haben  etwa  die 
Größe  der  deutschen  Tausendmarkscheine  und  sind  mit  jähr- 
lichen Kupons  versehen.  Diese  sind  klein  und  sitzen  am 
Stück,  also  nicht  an  einem  besonderen  Kuponbogen. 

Die  Serien  sind  in  Stücken  zu  50  und  100  Rubeln  aus- 
gegeben und  müssen  von  den  Staatsrenteien  und  der  Staats- 
bank zu  pari  zuzüglich  der  Zinsen  bis  zum  1.  des  laufenden 
Monats  in  Zahlung  genommen  werden.  Die  Zinsen  sind  bei 
den  3,6%  Serien  leicht  zu  berechnen;  sie  machen  pro 
100  Rubel  und  pro  Tag  1  Kopeke  aus.  Die  Serien  sind,  da 
sie  Umlaufsmittel  sind  und  Zinsen  bringen,  ein  sehr  bequemer 
Kassenbestand.  Sie  werden  gerne  bei  Zahlungen  verwendet, 
bei  denen  der  Empfänger  froh  ist,  überhaupt  Geld  zu  be- 
kommen; dann  fehlen  oft  mehrere  Kupons,  die  dem  Zahler 
zu  Gute  kommen,  da  der  Empfknger  keinen  Abzug  machen 
kann,  wenn  er  den  Kunden  nicht  verlieren  will.  Die  Ver- 
wendung der  Serien  und  Kupons  bei  Zahlungen  entspringt 
nicht  allein  dem  Mangel  an  Zahlungsmitteln,  sondern  meist 
der  kleinlichen  Absicht,  an  der  Zahlung  etwas  zu  „reißen*^; 
in  Petersburg  trifft  man  sie  nicht  so  häufig  wie  z.  B.  in 
Moskau.     Am  1.  Januar  1905  waren  ca.  250  Millionen  Rubel 


^  Ende  November  1907  wurde  in  Berlin  ein  Lager  der  ruseischen 
Revolutionäre  entdeckt,  in  dem  19000  Bogen  Papier  gefunden  wurden, 
wie  es  zur  Herstellung  von  3  Rubelnoten  verwendet  wird;  aus  dem 
Papier  hätten  eich  15*2000  Scheine,  also  fast  Vi  Million  Kübel  ver- 
fertigen lassen. 
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3  und  3,6 ^/o  Serien  im  Verkehr;  nicht  alle  dienen  jedoch 
als  Umlaufsmittel,  40  Millionen  z.  B.  waren  im  Besitz  der 
Sparkassen: 

Die  Mittel  der  Handelsbanken,  mit  denen  sie 
ihrer  Hauptaufgabe,  der  Versorgung  der  gewerblich  tätigen 
Welt  mit  dem  nötigen  Kredit,  nachkommen,  sind  zwei- 
facher Art:  einmal  sind  es  die  eigenen  Kapitalien,  also 
das  vom  Staat,  von  den  Städten,  von  den  Aktionären  oder 
von  den  Mitgliedern  aufgebrachte  Grund-  oder  Aktienkapital 
und  der  aus  den  Gewinnen  gebildete  Reservefonds,  das  andere 
Mal  fremde  Kapitalien,  die  Depositen  und  die  Konto- 
korrentguthaben der  Kunden  der  Banken.  Am  1.  Januar  1905 
betrugen  (in  1000  Rubel): 


Grund«  u. 
Reservekapital 

bei  der  Staatsbank  .     .      55  000 
„   38  Aktienbanken    .     269  434 
„   217     Gegenseitigen 

Kreditgesellschaften      45  660 
„    264  Stadtgemeinde- 
banken*   ....      44980 

Depositen 

52917 
274224 

110795 

87414 

Kontokorrent- 
guthaben 

245919 
612285 

123410 

21458 

415074 


525350        1003072 


Es  sind  hier  sämtliche  Einlagen  (ewige,  ohne  und  mit 
Kündigungsfrist)  und  die  Kontokorrentguthaben  aller 
Art  zusammengestellt,  bei  der  Staatsbank  jedoch  die  Guthaben 
der  Regierung  ausgelassen.  Die  Zahlen  zeigen,  daß  die  Aktien- 
banken, die  jüngste  Bankart,  die  größten  Kapitalien  zu- 
sammenfassen. 

Der  ersten  Aufgabe  der  Banken,  der  Einsammlung 
der  zeitweilig  nicht  verwendeten  Kapitalien  beim  Publikum, 
stellen  sich  in  Rußland  viele  Hindemisse  entgegen.  Der  Kapital- 
reicbtum  des  Landes  ist  nicht  groß,  die  Bildung  des  Volkes 
ist  verhältnismäßig  niedrig,  und  der  Sparsinn  und  die  Für- 
sorge ist  noch  wenig  geweckt«  Die  Verwendung  der  Schecks, 
die  in  England  so  ausgebreitet  ist,  und  für  die  in  Deutschland 
so  eifrig  Propaganda  getrieben  wird,  ist  im  Privatpublikum 
noch  sehr  wenig  ausgebildet 

Immerhin  zeigen  die  P/2  Milliarden  Rubel  Depositen  und 
Kontokorrentguthaben  der  Banken  neben  den  mehr  als  1  Milli- 
arde Rubel  betragenden  Sparkasseneinlagen,  daß  die  gewerbs- 
mäßige Kapitalzusammenziehung  auch  Rußland  nicht  fremd  ist. 

Bei  den  Hypothekenbanken  spielen  die  eigenen 
Kapitalien  gegenüber  den  fremden  eine  verschwindend  ge« 

^  Die  Stadtgemeindebanken  sind  hier  mitgezählt,  obgleich  sie 
sowohl  kurzfristigen  wie  langfristigen  Kredit  gewähren,  da  bei  ihnen 
die  Geschäfte  ersterer  Art  überwiegen. 
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ringe  Rolle;  aufier  den  Stadtgemeindebanken  verscliaffen  sie  sich 
idle  durcli  Pfandbriefausgabe  die  für  die  Kreditgewährung 
nötigen  Mittel.   Es  betrug  am  1.  Januar  1905  (in  1000  Rubeln) : 

Pfandbhefamlauf 

der  Reichsadelsagrarbank 651943 

der  Bauemagrarbank    ......  417754 

10  Aktienbanken 1010689 

29  städtische  Kredi^esellschaften  .     .  793  634 

Chersoner  Landschausbank  ....  150989 

Tifliser  und  Kutai'sker  Adelsbank      .  46518 

2  baltische  Bodenkreditanstalten  ^ .     .  67  798 

Polnischer  Bodenkreditverein     .     .    .  138732 

3278057 

Diese  gewaltige  'Summe  von  über  3  Milliarden  Rubel 
Pfandbriefe  ist  zum  weitaus  größten  Teil  in  Rußland  unter- 
gebracht ;  nur  ein  Teil  ist  ins  Ausland  gegangen.  Die  Grund- 
kapitale und  Reservefonds  der  verschiedenen  Banken  machen 
etwa  265  Millionen  Rubel  aus. 


^  Die  Angaben  beziehen  sich  auf  die  lifl&ndische  und  estländische 
adlige  Bodenbank.  Die  Bilanz  der  kurländbchen,  sowie  die  der  Alexander 
Adelsbank  in  Nischni-Nowgorod  waren  mir  nicht  zugängig;  sie  er- 
scheinen nicht  im  Jahrbuch  des  Finanzministeriums  und  nicht  in  der 
Beilage  des  Finanzboten  (Jahrgang  1904^  1905  und  1906),  die  etwa  dem 
Zentralhandelsregister  des  deutschen  Beichsanzeigers  entspricht 


Sechzehntes  Kapitel. 

Wechseldiskont,  Lombard,  Spezial-Konto- 
korrent,  EmissioDs^escliäft. 


Der  Wechseldiskont.  Der  Wechsel  spielt  in  kapital« 
reichen  Ländern,  in  denen  die  Käufer  weniger  den  Elreait  in 
Anspruch  nehmen,  in  denen  Barzahlung  sich  eingebiligert  hat, 
und  Schecks  and  Überweisungen  gebräuchlicher  sind,  eine 
geringere  Rolle  als  in  Rußland.  Im  Verhältnis  werden  dort 
mehr  Geschäfte  durch  Wechsel  geregelt  als  im  Westen.  Die 
längeren  Fristen,  die  in  Rußland  —  mit  infolge  der  großen 
räumlichen  Ausdehnung  —  gewährt  werden  müssen,  vermehren 
das  Wechselmaterial  beträchtlich.  Wenn  in  Deutschland  ein 
Kaufmann  gegen  3  Monate  Ziel  kauft  und  fUr  die  Lieferungen 
auf  sich  ziehen  läßt,  so  laufen  gleichzeitig  halb  soviel  Wechsel 
auf  ihn  um  wie  auf  einen  russischen  Kaufmann,  der  beim 
gleichen  Umsatz  6  Monatswechsel  gibt;  6  Monate  Frist  sind 
aber  in  Rußland  gebräuchlich,  häufig  müssen  noch  längere 
Fristen  gewährt  werden.  Die  Möglichkeit,  einen  Wechsel 
diskontieren  zu  können,  spielt  also  in  Rußland  eine  große 
Rolle.  In  welchem  Maße  kommen  nun  die  einzelnen  Bank- 
arten für  dieses  Geschäft  in  Frage?  £s  belief  sich  der 
Wechselbestand  am  1.  Januar  1905  (in  1000  Rubel)  bei 

Prozent 

der  Reichsbank 171799            17,2 

den  Aktienbanken 619912            62,0 

„    Gegenseitigen  Kreditgesellschaften  139  937             14,0 

„    Stadtgemeindebanken      .     .     .     .      68213 6,8 

zusammen    999  861  100 

Außer   den  Banken  kommen  als  Diskonteure  noch  die 

Sroßen  Handelsfirmen  in  Betracht,  die  ihren  Kunden  Wechsel 
iskontieren. 

Früher  hatte  die  Staatsbank  fast  ebensoviel  Wechsel  im 
Portefeuille  wie  die  Privatbanken;  noch  am  1.  Januar  1896 
hatte  die  Staatsbank  168,4,  die  Aktienbanken  204,6  Millionen 
Rubel  Wechsel  im  Bestand.  Wie  in  den  westeuropäischen 
Ländern  so  zeigt  es  sich  auch  in  Rußland»  daß  die  Bedeutung 
der  Zentralbank  für  das  Wechselgeschäft  im  Rückgang  be- 
griffen ist,  und  zwar  liegt  der  Hauptgrund  hierfür  in  der  Er- 
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Stärkung  der  Aktienbanken.  Durch  Depositenznflufi  haben 
diese  ihre  Betriebsuiittel  stark  rermehrt,  während  die  Staats- 
bank mit  ihren  in  der  Hauptsache  gleichbleibenden  Mitteln 
die  anschwellenden  Bedürfnisse  nicht  befriedigen  kann  und 
anderen  Banken  gegenüber  weiter  darin  zurücksteht,  daß  diese 
in  Verbindung  mit  dem  Wechsel-  einen  umfangreichen  Eonto- 
korrentkredit  gewähren.  Wie  aus  einer  Mitteilung  der  Staats- 
bank an  die  Presse  aus  dem  Jahre  1900  hervorgeht,  beruht 
diese  Erscheinung  z.  T.  aber  auch  darauf ,  daß  die  Aktien- 
banken feine  Wechsel  unter  der  offiziellen  Rate  diskontieren; 
für  die  Staatsbank  liege  keine  Veranlassung  vor,  durch  Unter- 
bietung den  Privatbanken  Konkurrenz  zu  machen.  Groß  kann 
dieser  Diskont  zu  niederer  als  der  offiziellen  Rate  nicht  setn, 
von  der  die  Staatsbank,  wie  verlautet,  nicht  abweicht.  Wird 
der  Anteil  der  Staatsbank  am  Gesamtdiskont  auch  geringer, 
so  ist  deren  Stellung  auf  dem  Wechselmarkt  doch  bedeutend, 
da  sie,  wie  man  hört,  die  einzelnen  Banken  in  der  Höhe  des 
Diskontkredits,  den  sie  einzelnen  Firmen  gewähren,  direkt 
beeinflußt  Der  Privatdiskont  spielt  an  der  Peters- 
burger Börse  eine  geringe  Rolle;  man  kann  ihn  nicht  eigent- 
lich als  Verbindungsglied  zum  zwischenländischen  Kapital- 
markt bezeichnen.  Die  sehr  bedeutenden  Summen,  die 
namentlich  Deutachland  gegen  Wechsel  hergibt,  werden  viel- 
mehr durch  unmittelbare  Eundschaftsverhältnisse  zwischen 
russischen  und  deutschen  Banken  flüssig  gemacht,  und  zwar 
werden  die  Wechsel  meist  nicht  diskontiert,  sondern  in  Depot 
genommen. 

Das  Lombardgeschäft.  Im  Lombardgeschäft  hatten 
die  verschiedenen  Banken  am  1.  Januar  1905  folgende  Summen 
angelegt  (in  1000  Rubeln): 


Staatsbank  .... 
Aktienbanken  ^     .     . 
Gegenseitige   Kredit- 
gesellschaften 
Stadtgemeindebanken 

papiere 

29929 
45377 

12033 
8507 

Prozent 

31,2 
47,3 

12,6 
8,9 

Waren  and 

Waren- 
doknmeBte 

51336 
33897 

4618 
2272 

Prozent 

55,7 
36,8 

5,0 
2,5 

Summe    95  846     100  92123        100 

Außer  diesen  Summen  kommen  für  die  Aktienbanken 
hier  noch  die  Kredite  gegen  Sicherstellung,  1.  durch  Wert- 
papiere und  2.  durch  Waren  und  Warendokumente  in  Be- 
tracht; die  ersteren^  beliefen  sich  auf  50,12  Millionen  Rubel, 
die  letzteren  auf  137,60  Millionen  Rubel. 

'  Soweit  die  Beträge  ffir  Wertpapiere  und  Waren  nnd  Waren« 
doknmente  in  den  Bilanzen  getrennt  sind. 

FoTschnngen  181.  —  Ol  ans.  10 
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B«i  der  SamtiAaik  lEzid  isa  AktieaEMOBken  ab«fw{egt  disr 
Waroiloi&baani*  w4luciul  bei  dem  übrigen  der  Wtrtpapmr' 
lamboxd  ^e  gnSfier«  BoQe  spseh  mul  zwar  mift  ao  nisiiE;  je 
geringer  dit»  KapitiBoL  dar  Rtnkgt».  anui.  I>cr  Waren  iomharA 
gsstäLcet  ^ck  daduTcii^  dafi  die  Wai«i  afcher  iuit«;^efanKiLt 
werden  mäaaeiL.  aekr  aeKwier^  wäKrend  ßzr  d£e  Terpfc^niirten. 
W<*rtpapiere  azidore  als  in  der  Bank  adioti  ToriuuuieiLe  R-ATünp- 
Hiebt  nötig'  snid.  Für  di^  Bdeiban^  toh  Cretreide  kammaL 
noch.  beaoGtier»  die  EaenbahnjyggelLfchaiftea  In  BeCraeht^  isaesL 
dfeae  GeKhüirce  dnrck  di^  Ukaae  Tom  14.  Jnjii  I>^^8  luifi 
24.  Janoar  I^^t>  ^  gestattet  wimfezu  I>&a  Eiaenbaim^^aell' 
Schäften  wurde  weiter  im  Jakre  l^l»  gestattet  ^  im  Äiuland 
Agenimren  fiir  den  Verkauf  Toa  Getreide  euLULricEtea. 

Neben  den  ELienbaEnen  sind  di^  HandeUbanken  besonders 
an  der  Beieihong  TtiU  Getrefde  beteiligt-  Infolge  des  sckarfea 
W'^ttbewerbs  klonen  die  Banken  Ebren  Kunden  immer  mekr 
entgegen;  sie  belieben  das  Getreide  immer  b«>ber  und  belieben 
noch  im  Transport  begrrtfene  Getretdepartien »  naturlicb  mit 
b«.rben  Zin>^ien  und  sritetn  Gewinn.  Durcb  tüeses  weite  Ent- 
gegi^akommen  zog«^  die  Banken  einen  nen^i  Soblag  Exporteure 
grotd,  da  nur  ein  ganz  geringes  Kapital  zum  Beginn  eines  Ge- 
schäfte» nödg  Lit,  An;iteLie  der  groiäen.  bx^banstin<iij:en 
Welmrmen  wie  Ba&Iowitacbp  Emest  Maß,  Rodtikanaki  ^  Co. 
in  0»iesÄa,  die  liquidiert  haben,  traten  kleine  Hindier.  »üe 
den  sridrus4iä«:f.en  Getreidebandel  in  den  schlechten  Ruf  ge- 
bracht haben,  in  dem  er  jetzt  mit  Recht  steht.  Das  (jetretde 
winl  aböichdicb  Ton  ihnen  mit  ^fprea.  Trespen,  Sand  nnter- 
mischL  die  Lieferungen  in  der  Qualität  weit  unter  den  Proben 
gehalten,  die  Termine  werden  nicht  berücksichtigt.  Die  tje^ 
schädigten  k'Snnen  ihnen  nicht  beikommen,  da  diese  Exp>rteare 
nicha  zu  verlieren  haben  und  leichten  Herzens  den  Bankrott  er- 
klären. Die  Getreidekontrollen,  welche  Yon  dem  B»3rsen- 
komitee  in  ^Jdessa  und  Xikolajew  auigeäbt  werden«  am  das 
Vertrauen  zum  ms^sischen  Getreidemarkt  wieder  za  beben 
und  den  Betrügereien  wenigstens  etwas  zu  stenem.  haben 
bis  jetzt  nur  einen  geringen  Erfolg  zu  Terzeichnen. 

Hier  hat  der  reichliche  I»mbardkred:t,  den  die  Banken 
gewährten«  schäilich  nicht  nur  für  den  Handel,  si^ndem  auch 
t'ir  die  Pmd-izenten  gewirkt,  die  auch  unter  der  Unreeüität 
des  russischen  Getreidemarktes  zu  leiden  haben. 

Spezialkontokorrent  loncall).  Da.  wie  bereits 
bei  Be^rechung  des  Postens  Nr.  7  der  Aktivseite  des  Staats- 
bankausweises  au^ageföhrt  ist,  die  russische  Effektenbörse  das 
Termingeschäft  nicht  kennt,  so  ist  das  spekulierende  PnbUknm 
auf  den  Kassekauf  unter  gleichzeitiger  I»mbardiening'  der 
gekauften  Papiere  angewiesen.  Es  wiesen  am  1.  Jannar  19*>o 
(in  1  <»»•«.»  Rubelnj 

«  V.  S,  d.  G.  m,  Nr.  o:i4^  a.  5727. 
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Prozent 

die  Reichsbank 89  755  19,6 

,    Aktienbanken 303097  66,1 

„    Gegenseitigen    Ereditgesellschaften  63413  13,8 

^    Stadtgemeindebanken 2187  0,5 

zusammen    458  452      100 

auf  diesem  sogenannten  Spezialkontokorrent  ausgeliehen  in  den 
Bilanzen  nach.  Die  Aktienbanken  sind  an  diesem  Qeschäfie 
am  stärksten  beteiligt,  von  den  Gegenseitigen  Kreditgesellschaften 
kommen  in  größerm  Maßstab  nur  die  hauptstädtischen  hierfür 
in  Betracht.  Die  Stadtgemeindebanken  haben  nur  einen  ganz 
verschwindend  geringen  Anteil  daran. 

Das  Effekten-  und  Emissionsgeschäft.  Ziemlich  un- 
durchsichtig ist  das  Emissionsgeschäft  in  Rußland  gehalten,  und 
das  liegt  im  Wesentlichen  an  der  Organisation  der  Aktienhandels- 
banken, die  neben  den  Privatbankers  hierfür  lediglich  in  Frage 
kommen.  Die  Banken  sind  als  Depositenbanken  gegründet,  sie 
sollen  ihre  Mittel  im  Wechsel-  und  Lombardgeschätt  arbeiten 
lassen  und  nur  freie  Summen  in  Wertpapieren  anlegen,  außer 
den  garantierten  Papieren,  die  sie  für  den  Reservefonds 
erwerben  müssen.  Die  Banken  vermeiden  deshalb  zumeist, 
offen  als  Emissionsbanken  aufzutreten.  Sie  übernehmen  zwar 
die  Aktien,  suchen  sie  aber,  soweit  sie  nicht  rasch  an  die 
Kundschaft  abgestoßen  werden  können,  vom  eigenen  Wert- 
papierenkonto herunter  zu  bringen;  die  Papiere  werden  des- 
halb auf  den  Namen  eines  Aufsichtsratsmitglieds  überschrieben 
und  erscheinen  dann  auf  dem  Lombardkonto  oder  auf  dem 
Kontokorrentkonto,  sichergestellt  durch  Wertpapiere.  Die  Ein- 
führung an  der  Börse  erfolgt  dann,  wenn  das  erste  Jahr  ver- 
flossen und  die  erste  Bilanz  im  amtlichen  Finanzboten  ab- 
gedruckt ist.  Da  auch  hierzu  ein  Prospekt  über  das  Unter- 
nehmen nicht  nötig  ist,  aus  dem  man  etwas  über  die  Gesell- 
schaft ersehen  könnte,  so  geschieht  die  ganze  Emission  im 
Dunkeln,  sicher  nicht  zum  Vorteil  des  Publikums,  das  sich  aller- 
dings ja  öfters  auch  durch  verlockende  Prospekte  täuschen  läßt. 
Einige  Bankhäuser  haben  dem  Mangel  an  öffentiichkeit  *  bei 
der  Emission  abhelfen  wollen  und  haben  Prospekte  veröffent- 
licht, doch  kamen  sie  davon  wieder  ab,  da  die  Aktienbanken 
ihnen  nicht  folgen  konnten. 

Ehe  eine  neugegründete  Gesellschaft  ihre  Tätigkeit  be- 
ginnen kann,  muß  das  Grundkapital  bei  der  Staatsbank  ein- 
gezahlt sein.  Wenn  die  Gründer  nicht  das  volle  Kapital  haben, 
so  schießt  ihnen  eine  Bank  die  fehlende  Summe  auf  einige 
Tage  für  die  Einzahlung  bei  der  Staatsbank  vor.  Die  Ver- 
sammlung beschließt  dann,  das  Geld  abzuheben  und  zahlt 
es  der  Bank  zurück,  die  die  Aktien  sofort  beleiht. 
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Siebzehntes  Kapitel. 

Der  kurzfristige  ländliche  Ej*edit. 


Verschieden  von  dem  kaufmännischen  Kredit  ist  der  kurz« 
frbtige  Kredit,  den  Gutsbesitzer  und  Bauern  genießen.  In 
der  Hauptsache  mufi  er  noch  aus  Privathand  gedeckt  werden. 
Nur  6  Gegenseitige  Kreditgesellschaften  dienen  vornehmlich 
dem  ländlichen  kurzfristigen  Kredit;  davon  sind  4  von  Guts- 
besitzern, 2  von  Bauern  errichtet;  je  eine  befindet  sich  ia 
Moskau,  Witebsk  und  Tiflis,  3  in  Kreisstädten.  Nur  die 
Tifliser  ist  1895,  die  5  anderen  sind  erst  in  den  Jahren  1903 
und  1904  entstanden.  Meist  betreiben  die  Landwirte^  die  sie 
errichteten,  auf  ihren  Gütern  Nebengewerbe.  Den  13  von 
Kreissemstwos  ins  Leben  gerufenen  Gegenseitigen  Kredit- 
eesellsehaften  gehören  ebenfalls  Landwirte  als  Mitglieder  an^ 
die  dementsprechend  bei  ihnen  Kredit  genieflen. 

Kurzfristiger  Kredit  wird  den  Gutsbesitzern  auch 
von  der  Staatsbank  seit  dem  Jahre  1884  gegen  Hinterlegung 
von  Solawechseln  und  gleichzeitiger  Verpfändung  von  Immo- 
bilien auf  9  Monate  gegeben.  Dieses  Geschäft,  das  wegen 
der  geringen  Pünktlichkeit  der  Landwirte  im  Zahlen  schlecht 
in  den  Aufgabenkreis  einer  Notenbank  paßt,  nahm  erst  rasch 
zu,  ist  aber  seit  1897  im  Rückgang  b^riffen.  Zum  Ankauf 
von  landwirtschaftlichen  Maschinen  gewährt  die  Staatsbank 
ebenfalls  Darlehen.  In  unserem  Ausweis  (S.  30)  erscheinen 
die  beiden  Posten  mit  8,25  Millionen  bzw.  0,77  Millionen  Rubel« 
Den  Aktienbanken  und  Gegenseitigen  Kreditgesellschaften 
wurde   durch   Ukas  vom    11.   Mai    1898    ebenfalls   gestattet, 

fegen  Solawechsel  Darlehen  an  Landwirte  zu  geben ;  der  neue 
intwurf  der  Normalsatzungen  der  Stadtgemeindebanken  sieht 
auch  für  sie  diese  Kredite  vor. 

Kurzfristiger  Kredit  für  die  Bauern.  Zum 
Ankauf  von  Land  leiht  die  Bauembank  dem  Baueru 
Mittel,    er   bedarf  jedoch  noch  weiterer  Mittel,  um  Land  zu 


iSl.  149 

pichten.  Nach  Earysachew^  sind  30  Millionen  der  Bauem- 
Derölkerung  an  der  Pacht  von  Staats-  und  Privatland  in- 
teressiert, und  50  Millionen  DeBjatinen  beträgt  die  Bräche 
des  gepachteten  Landes.    Allerdings  herrscht  nur  z.  T.  Geld- 

Eacht,  z.  T.  bezahlt  der  Bauer  in  Getreide  oder  durch  Arbeit, 
^ie  Zahlung  der  Pacht  bringt  Kreditbedürfnisse  mit  sich. 
Andere  Elreditbedürfnisse  entstehen  durch  Mifiernten  und 
Krankheiten;  der  Bauer  mufi  im- Herbste  nach  der  Ernte  zu 
niedrigen  Preisen  alles  Oetreide  veräußern  und  im  Frtlhjahr 
zu  sehr  viel  höhern  das  Saatgut  wieder  kaufen.  Die  Pachten 
vermittelt  oft  ein  Mittelsmann,  der  den  Bauern  die  Pacht 
«tundety  dafür  aber  hohe  Zinsen  nimmt.  Kaufleute,  Händler 
und  Dorfgenossen  geben  dem  Bauern  Vorschüsse.  Die  Zinsen 
steigen  bis  zu  1000  ^/o.  Bekannt  ist  die  Form,  dafi  der  Bauer 
pro  Rubel  und  Woche  1  Kopeke  zu  zahlen  hat,  das  sind 
52 ^/o  im  Jahre;  manchmal  sind  es  auch  bis  5  Kopeken  pro 
Woche ,  dann  steigt  der  Zins  bis  260  ^/o.  Oder  der  Händler 
gibt  einen  Vorschuß  und  bedingt  sich  aus,  daß  der  Schuldner 
ihm  nach   einiger  Zeit  Getreide  oder  Vieh  ^U   unter  Markt- 

{»reis  verkauft.  Es  kommt  auch  vor,  daß  der  Wucherer  das 
nventar  oder  das  ganze  Anwesen  kauft,  der  Schuldner  es  aber 
in  Nutzung  behält  and  es  wieder  zu  Eigentum  bekommt,  wenn  er 
die  Schuld  bis  zum  Termin  zurückbezahlt.  Ein  großer  Teil  der 
Darlehen  wird  in  ein  von  der  Wolostverwaltung  geführtes 
„Buch  der  Geschäfte  und  Verträge"  eingetragen.  Die  Höhe 
der  Zinsen  ist  aus  den  Eintragungen  meist  nicht  ersichtlich; 
es  geht  aber  aus  ihnen  hervor,  daß  bei  dem  größten  Teil  der 
Darlehen  keine  Frist  angegeben  wird;  der  Gläubiger  kann 
also  jeden  Augenblick  Rückzahlung  fordern,  und  der  Schuldner 
muß  stets  in  Angst  vor  dem  Gläubiger  leben. 

Welche  Anstalten  sollen  dem  Wucher  steuern?  Die  Staats- 
bank gibt  den  Kleinkreditanstalten  Darlehne  und  auch  den 
Semstwos,  die  die  Gelder  an  Bauern  weiter  verleihen  sollen. 
Groß  sind  die  Beträge  hierfür  bis  jetzt  nicht.  Sonst  sind  nur 
die  im  Abschnitt  Kleinkreditanstalten  behandelten  Institute 
anzufiihren,  nämlich  Kommunalkassen,  Spar-  und  Hilfskassen, 
Dorfbanken,  Gemeindekassen  in  Polen,  Vorschuß-  und  Hilfs- 
kassen des  Gouvernements  Mohilew  und  die  Spar-  und  Leihge- 
nossenschaften. Die  letztgenannten  Anstalten  sind  die  wichtigsten. 
Große  Erfolge  hat  das  Kleinkreditwesen  aber  noch  nicht  zu 
verzeichnen. 

Projekt  eines  Getreidetrusts.  Ein  Vorschlag,  der 
Deutschland  und  England  besonders  interessiert,  ging  von  dem 
Charkower  Universitätsprofessor  Migulin  '  aus.    Er  reichte  der 

^  N.  Kar^BBchew,  Die  bäuerliche  Pacht  von  Nichtsemeindeland. 
Jnrew  1892  zit.  bei  E.  v.  Bergmann:  Zur  sozialen  Bedeatung  des 
bäuerlichen  Kredits  in  Rußland.    S.  206. 

*  Migulin:  Eine  russische  Landwirtschaftsbank.    Charkow  1902. 
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„Kooimission  für  die  Bedürfnisse  der  Landwirtschaft^  das  Pro- 
jekt einer  Rassischen  Landwirtschaftsbank  ein.  Eine  Bank 
mit  100  Millionen  Rubel  Aktienkapital,  das  die  Staatskasse 
zur  Hälfte  übernehmen  sollte ;  sollte  die  Pflege  des  Elein- 
kredits  und  des  Meliorationskredits  übernehmen  und  den  An- 
und  Verkauf,  Lombard  und  Transport  landwirtschaftlicher 
Produkte,  sowie  den  Diskont  von  Wechseln  von  Landwirten 
ausführen.  Depositen  sollten  fUr  die  kurzfristigen  Geschäfte 
die  Mittel  liefern,  Pfandbriefe,  die  durch  Staatsgarantie  bei 
niederem  Zinsfuß  gute  Kurse  erlangen  sollten,  für  den  Melio- 
rationskredit. Für  das  Ausland  wichtiger  war  die  Absicht, 
die  Bank  mit  den  amerikanischen  Getreideexporteuren  zur 
gemeinsamen  Beherrschung  des  Gtetreidemarktes  in  Verbindung 
treten  zu  lassen.  Durch  den  Zusammenschluß  der  beiden 
wichtigsten  Lieferanten  glaubte  Migulin,  die  Bank  werde  die 
Preise  diktieren  und  nach  Belieben  in  die  Höhe  treiben 
können,  da  England  und  Deutschland  auf  die  russische  Zu- 
fuhr angewiesen  seien.  Dieser  Getreidetrust  war  gedacht  als 
Mittel  gegen  die  deutschen  Zölle  und  gegen  die  Abwehr- 
maßregel der  deutschen  Importeure  gegen  die  Unreellität  im 
südrussischen  Getreidehandel,  von  der  in  dem  Abschnitt  über 
das  Lombardgeschäft  gesprochen  wurde.  Bei  dem  großen 
Einfluß,  den  die  Regierung  auf  das  wirtschaftliche  Leben  in 
Rußland  ausüben  kann,  würde  wohl  ein  derartiges  Projekt 
trotz  des  Widerstandes,  den  es  unter  den  Exporteuren 
finden  würde,  und  trotz  der  Schwierigkeiten  durchführ- 
bar sein. 

Die  Kommission,  welcher  der  Satzungsentwurf  eingereicht 
wurde,  verwertete  ihn  jedoch  nicht.  Der  russisch-japanische 
Krieg  schob  das  Projekt  in  den  Hintergrund. 


Achtzehntes  Kapitel. 

Der  Hypotheken-  nnd  Fanstpfandkredit 


Der  langfristige  Kredit  der  Gutsbesitzer.  Für 
Rußland  ist  der  Agrarkredit  so  wichtig  wie  vielleicht  fUr  kein 
anderes  Land  Europas.  Nach  der  ersten  Volkszählung  im 
Jahre  1897  ^  gehörten  von  125,64  Millionen  Einwohnern  96,89 
Millionen  dem  Bauernstand  an;  das  sind  77,1  ^/o;  zieht  man 
nur  das  europäische  Rußland  in  Betracht,  so  bilden  die  Bauern 
84,16^/o  der  gesammten  Bevölkerung.  Da  man  die  Kosaken 
(2,92.  Millionen) ,  die  eingeborenen  Stämme  (8,29  Millionen) 
und  die  Kleinbürger,  (13.38  Millionen)  letztere  Izur  Hälfte,  den 
Bauern  zurechnen  kann,  wie  die  Statistik  empfiehlt  ^,  so  macht 
dieser  Stand  90  ^/o  der  Bevölkerung  aus.  In  der  Landwirt- 
schaft sind  16,84  Millionen  selbständig  Erwerbtätige,  die 
71,44  Millionen  Familienangehörige  haben.  Nur  13,4%  der 
Bevölkerung  wohnt  in  Städten. 

Auch  bei  dem  Außenhandel  kommt  dieses  Überwiegen 
der  landwirtschaftlichen  Interessen  zum  Vorschein.  Der  Ge- 
treideexport Rußlands  betrug  1905  569,1  Millionen  Rubel,  das 
ist  mehr  als  die  Hälfte  der  gesamten,  1077,3  Millionen  Rubel 
bewerteten  Ausfuhr. 

Einzelnen  großen  Gutsbesitzern  hatten  früher  die  Zaren 
Geld  vorgestreckt.  Das  Kreditbedürfnis  der  kleineren  befriedigten 
die  Klöster,  die  selbst  einen  erheblichen  Landbesitz  hatten; 
bei  der  Säkularisation  unter  Katharina  H.,  die  „zum  Ruhme 
Gottes **  voi^enommen  wurde,  gehörten  der  Geistlichkeit  10^/a  ^lo 
aller  steuertragenden  Seelen.  Die  erste  Bodenkreditanstalt 
war  die  1754  von  der  Kaiserin  Elisabeth  gegründete  Adels- 
leihbank, die  Güter  und  Dörfer  belieh.  Auch  die  1772  ge- 
schaffenen Depositenkassen  und  die  1775  eingerichteten  Kol- 
iken der  allgemeinen  Fürsorge  gewährten  auf  Güter  Darlehen. 

^  Erste  allgemeine  Volkszählung  im  russischen  Reich.  1897.  Peters- 
burg 1905. 

■  Ebenda.    Bd.  I.    S.  XUI. 
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An  die  Kollegien  wendeten  sich  die  Gutsbesitzer  der  Provinz, 
und  fbr  sie  erlangten  diese  sehr  groBe  Bedeutung ;  die  Staats- 
leihbank zählte  unter  ihren  Schuldnern  hauptsächlich  die 
Würdenträger  und  Hofleute  in  Petersbui^.  Im  Jahre  1786 
ging  die  Adelsleihbank  auf  die  Staatsleihbank  über;  da  diese 
iedoch  nur  geringen  Erfolg  hatte,  wurde  1797  die  Staatshilfs- 
bank für  den  Adel  eröffnet,  die  nach  IVb jähriger  Tätigkeit 
wieder  geschlossen  und  der  25  jährigen  Liquidationskasse  zur 
Abwicklung  der  Geschäfte  übertragen  wurde.  Nur  die  Hilfs- 
bank hatte  Pfandbriefe  ausgegeben,  die  drei  andern  Boden- 
kreditanstalten hatten  ihre  Mittel  für  die  Beleihungen  aus 
Depositen,  Mündelgeldern  und  aus  Anleihen  aus  der  Staats- 
kommerzbank erhalten.  Der  Liberalismus  der  Bauernbefrei- 
ungsperiode wollte  den  staatlichen  Hypothekenkredit  be- 
seitigen und  diesen  der  Privatinitiative  überlassen.  Im  Jahre 
1859  wurden  die  Beleihungen  eingestellt;  die  Rückzahlung 
der  Depositen  hatte  sie  unmöglich  gemacht.  Der  Ukas  gab 
als  Grund  Satzungsänderungen  an;  es  sollte  nicht  mehr  die 
Zahl  der  Seelen  das  Beleihungsmafi  bilden,  sondern  der 
Schätzungswert  des  Gutes.  Bei  ihrer  Schließung  betrug  die 
Schuld  des  Adels  an  sie  425^^8  Millionen  Rubel)  von  denen 
315  Millionen  Rubel  durch  die  Ablösungszahlungen,  die  ein- 
behalten wurden,  getilgt  wurden.  Außer  diesen  drei  rein 
staatlichen  Landbanken  waren  bis  zur  Bankreform  nur  die 
3  Ereditkassen  der  baltischen  Provinzen  (1802  und  1830) 
und  der  Landschaftliche  Kreditverein  im  Zartum  Polen 
(1825),  die  auf  dem  Prinzip  der  Gegenseitigkeit  beruhten, 
sowie  die  Alexander-Adelsbank  in  Nischni-Nowgorod  (1841) 
und  die  Alexanderbank  in  Tula  (1845)  gegründet  worden. 
Diese  6  Banken  setzten  auch  nach  der  Reform  ihre  Tätig- 
keit fort. 

Die  Kommission,  welche  die  Agrarkreditfrage  beriet, 
empfahl  private,  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Banken  an 
Steile  der  staatlichen;  von  den  Aktienbanken  fürchtete  sie, 
daß  diese  auf  der  Jagd  nach  Geschäften  und  Gewinnen  die 
Gutsbesitzer  zu  leichtsinnigem  Schuldenmachen  verleiten 
könnten.  Erst  1864  wurde  die  Landschaftsbank  für  das  Gou- 
vernement Cherson  gegründet  und  1866  die  Satzungen  des 
Gegenseitigen  Bodenkreditvereins  bestätigt.  Von  1859  bis  1866 
waren  also  die  kreditbedütftigen  Gutsbesitzer  auf  privaten 
Kredit  angewiesen,  denn  die  7  Bodenkreditanstalten  (3  baltische, 
polnische  Gegenseitigkeitsgesellschaften,  die  Tulaer  und  Nischni- 
Nowgoroder  Alexanderbanken  und  die  Chersoner  Bank)  hatten 
nur  Bedeutung  für  ihren  beschränkten  Wirkungskreis.  Auch 
der  G^enseitige  Bodenkreditverein  konnte  sich  nur  aUmählig 
ausdehnen,  und  erst  die  in  den  Jahren  1871  und  1872  empor- 
schießenden Hypotibekenbanken  auf  Aktien  gaben  reichlichere 
Kreditmöglichkeiten. 
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Welches  war  die  Wirkung  des  Übergangs  vom  Staats- 
bankwesen zum  Privatbankwesen  aaf  dem  Gebiete  des  Agrar- 
kredits? Keineswegs  eine  günstige.  Ein  Jahrzehnt  gab  es 
überhaupt  keine  Agrarkreditbanken  oder  doch  nur  solche  von 
lokaler  Bedeutung.  Sagt  man  einerseits,  daß  die  Gutsbesitzer 
in  den  60  er  Jahren  ja  die  Ablösungszahlungen  bekommen 
hätten,  für  sie  Geld  also  nicht  nötig  gewesen  sei,  so  muß  man 
anderseits  auch  bedenken,  daß  durch  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft und  der  Frondienste  ihnen  eine  billige  Arbeits- 
kraft genommen  war,  auf  die  bis  dahin  die  Wirtschaft  ein- 
gerichtet war,  und  daß  dadurch  und  durch  die  Verringerung 
des  Jjandes  häufig  eine  Änderung  der  Bewirtschaftung  nötig 
war.  Oft  genug  war  auch  das  den  Bauern  zugeteilte  Land 
ungeschickt  ausgeschieden.  Nur  ein  Beispiel:  Wenn  ein  Gut 
einen  großen  Viehstand  besitzt,  und  seine  ganze  Wirtschafts- 
weise darauf  eingerichtet  ist,  so  muß  es  diese  ändern,  wenn 
man  ihm  Wiesen  wegnimmt,  deren  es  für  seinen  Viehstand 
bedarf,  wenn  das  Ackerland  nicht  für  Kleebau  geeignet  ist. 
Übergang  zu  andern  Wirtschaftsmethoden  erfordert  aber  immer 
Kapital,  und  die  Landwirte  mußten  ihren  Kredit  sehr  teuer 
bezahlen,  während  sie  vorher  aus  den  Staatskreditanstalten 
sehr  billig  Darlehen  erhalten  hatten.  Statt  die  veraltenden 
Banken  den  neuen  Verhältnissen  entsprechend  zu  gestalten, 
den  billigen  Staatskredit  den  Landwirten  aber  zu  erhalten, 
trieb  ein  falsch  angewendeter  Liberalismus  die  Gutsbesitzer 
Wucherern  in  die  Hände  oder  verteuerte  ihnen  wenigstens  den 
Hvpothekenkredit  um  das  Doppelte.  Selbst  die  Kredite  der 
Aktienbanken  kamen  die  Gutsbesitzer  noch  auf  10  bis  12  ®/o 
zu  stehen,  da  die  Pfandbriefe  nur  zu  niedrigen  Kursen  zu 
begeben  waren. 

Der  Fehler  wurde  bald  eingesehen,  und  die  Regierung 
suchte  das  Agrarbankwesen  mit  allen  möglieben  Mitteln  zu 
entwickeln,  ^ormalsatzungen  wurden  aufgestellt,  nach  denen 
der  Finanzminister  die  Gründung  von  Hypothekenbanken  ge- 
nehmigen konnte,  so  daß  also  kein  Ukas  mehr  dazu  nötig 
war;  den  Semstwos  wurde  die  Errichtung  von  Banken  erlaubt; 
das  Ziel  wurde  voll  und  ganz  erreicht,  die  Hypothekenbanken 
schössen  überall  aus  der  Erde,  sodaß  1872  bereits  die  Re* 
gierung  die  überrasche  Entwicklung  hemmen  mußte.  Die 
entstandenen  Banken  machten  sich  untereinander  scharfe  Kon- 
kurrenz und  drängten  ihre  Darlehen  den  Landwirten  auf,  die 
über  ein  Jahrzehnt  nur  schwer  Kredit  und  nur  zu  hohen 
Sätzen  gefunden  hatten. 

Der  plötzliche  Überfluß  an  Kredit  hatte  auch  nachteilige 
Folgen.  Die  leichtsinnig  aufgenommenen  Schulden  konnten 
schwer  wieder  abgetragen  werden  und  führten  zu  einer  argen 
Verschuldung  des  Grundbesitzes.  In  Sttdrußland  wurden  die 
Landwirte   durch  die  Darlehen  zu  starkem  Weizenbau  ver- 


154  131. 

anlaßt  y  den  die  gehobenen  G-etreidepreise  und  die  Ausfuhr- 
erleichterung durch  die  neuen  Eisenbahnen  begünstigten.  Bei 
der  grofien  Abhängigkeit  der  Weizenkultur  vom  Klima 
mißlang  in  vielen  Gegenden  jedoch  der  Anbau  und  mußte 
wieder  aufgegeben  werden.  Da  die  plötzliche  Ausdehnung  der 
Getreidefelder  nur  bei  einer  oberflächlichen  Bodenkultur  möglich 
war,  so  verunkrauteten  die  Felder  sehr;  es  nahm  die 
grüne  Steppe  ab  und  damit  auch  der  Viehbestand,  auf  den  die 
Landwirtschaft  wegen  der  geringen  Verbreitung  des  künst- 
lichen Düngers  angewiesen  ist^. 

Die  Darlehen  der  Aktienbanken  kamen  auf  10  bis  12  ^/o, 
die  Schuldner  des  Gegenseitigen  Bodenkreditvereins  hatten 
ebensoviel  zu  entrichten.  Derartige  Sätze  mußten  zu  einer 
Überschuldung  führen.  Im  Jahre  1885  kehrte  man  durch 
die  Gründung  der  Reichs-Adelsagrarbank  zum  Staats-Hypo- 
thekenkredit  zurück.  „Zur  Erhaltung  des  erblichen  Adels 
auf  seinen  Gütern"  wurde  sie  errichtet.  Der  Hypotheken- 
kredit verbilligte  sich  wesentlich,  da  durch  die  Staatsgarantie 
die  Kurse  der  Adelsbankpfandbriefe  hochgehalten  wurden,  und 
die  übrigen  Banken  ihre  Darlehen  verbilligen  mußten,  um  mit 
der  Adelsbank  konkurrieren  zu  können.  Eine  große  Menge 
Vergünstigungen  wurden  den  adligen  Schuldnern  gewährt,  und 
dennoch  hat  der  Grundbesitz  des  Adels  stark  abgenommen. 
Nach  der  Grundbesitzstatistik  des  Zcntralstatistischen  Komitees' 
waren   in  den   50  Gouvernements  des   europäischen  Rußland: 

im  Jahre   1877  =  114632  Besitzungen  mit  73076789 

Deßjatinen; 
im  Jahre   1905  =  107247  Besitzungen  mit  53169008 
Deßjatinen 

im  Besitz  des  erblichen  Adels;  innerhalb  28  Jahre  hat  dieser 
also  um  fast  20  Millionen  Deßjatinen  abgenommen.  Es  müssen 
in  der  Hauptsache  große  Besitzungen  gewesen  sein,  die  aus 
den  Händen  des  Adels  glitten,  denn  1877  kam  auf  eine  dieser 
Besitzungen  durchschnittlich  637,5  Deßjatinen,  1905  nur  495,8 
Deßjatinen. 

In  weitgehendem  Maße  hat  der  Staat  die  privaten  Agrar- 
kreditanstalten  unterstützt.  Die  Konversion  der  Pfandbriefe 
wurde  mit  Hilfe  der  Staatsbank  ausgeführt;  den  Banken 
wurde  dadurch  die  Möglichkeit  gegeben,  ihren  Schuldnern 
billige  Darlehen  zu  gewähren.  Es  liegt  ja  auch  im  Interesse 
des  Staates  selbst,    daß  die  Gutsbesitzer  billige  Kredite  ge- 


^  Matthaei,  Friedrich:  Über  die  Bodenkreditanstalten  und  die 
Lage  des  Bealkredits  in  RnBland.    (BuBische  ßevue.    Bd.  23.   S.  488.) 

*  1.  Statistik  des  ländlichen  Grundbesitzes  1905.  «50 
Gouvernements  des  europäischen  Bußlauds.  Herausgegeben  vom 
Zentral-Statistischen  Komitee  (Ministerium  des  Innern).  Petersburg  1907. 
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niefien  und  nicht  durch  hohe  Zinssätze  in  Überschuldung 
kommen«  Den  in  Schwierigkeit  geratenen  Anstalten  wurde 
die  Staatshilfe  in  ausgiebigem  Maße  zuteil;  der  Gegenseitige 
Bodenkreditverein ,  die  Zentralbank  des  russischen  Boden- 
kreditS;  die  Nischni-Nowgoroder  Alexander- Adelsbank  und  die 
Tulaer  Alexanderbank,  die  Saratow-Simbirsker  und  die 
Charkower  Agrarbank  wurden  vom  Staate  unterstützt  oder 
mit  Staatshilfe  liquidiert  Krachs  hätten  das  Vertrauen  zu 
den  Pfandbriefen  erschüttert,  dadurch  diese  im  Kurs  gedrückt 
und  den  Darlehnnehmem  die  Hypotheken  verteuert.  Deshalb 
war  es  durchaus  richtig,  dafi  äer  Staat  einsprang  und  dann 
auch  um  weiteren  Mißständen  vorzubeugen,  die  Aufsicht  ver- 
schärfte. 

Welchen  Anteil  haben  nun  die  einzelnen  Banken  an  der 
Darlehnsgewährung?  Die  gesamte  Verschuldung  des  privaten 
ländlichen  Grundbesitzes  belief  sich  im  Jahre  1904  auf 
2079,57  Millionen  Rubel,  es  hafteten  hierfür  59,43  Millionen 
Deßjatinen  =  49  ^/o  des  ganzen  privaten  ländlichen  Grund- 
besitzes ^. 

Ka  belief  sich  die  Kapitalschuld  der  auf  ländliche  Grund- 
stücke am  1.  Januar  1905  ausgeliehenen  Darlehen  (in  1000 
Bubel)  bei': 

Bauemagrarbank 420  554       „ 

10  Aktienbanken 594575 

Chersoner  Landschaftsbank  ....  155419 

Tifliser  und  Kut^'sker  Adelsbanken  .  6724 
Alexander  Adelsbank  in  Nisch-Now- 

gorod — 

Landschaftlicher  Kreditverein  im  Zar- 

tum  Polen 138745      „ 

3  baltische  Bodenkreditanstalten    .     .  68774       ^ 

84  (von  264)  Stadtgemeindebanken    .  1 945 

zusammen  2171461   Rubel 


n 


w 


Den  stärksten  Anteil  an  den  Beleihungen  hat  also  die 
Reichsadelsbank  und  die  Bauembank,  einen  hervorragenden 
Anteil  nehmen  auch  die  Chersoner  Bank  und  der  polnische 
Bodenkreditverein   in   der  Beleihung  von  Land  ein,   wie  ihn 


1  Nach  den  Angaben  des  Komitees  der  Vertreter  der  russischen 
Bodenkreditanstalten.   Jahrbuch  des  Finanzministeriums  1906/7.  8.  282. 

'  Wegen  der  Alexander  Adelsbank  in  Nischni- Nowgorod  und 
der  3  baltischen  Bodenkreditanstalten  (vergl.  die  Anmerkung  auf  S.  143). 
Die  Angaben  f&r  den  Landschaftlichen  iSeditverein  im  Zartum  Polen 
besiehen  sich  auf  den  1.  Mai  1904. 
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dio  Aktienbanken  nicht  erreichen.  Eine  untei^geordnete  Rolle 
spielen  die  3  Adelsbanken,  die  3  baltischen  Bodenkredit- 
anstalten und  die  Stadtgemeindebanken. 

Langfristiger  Kredit  für  die  Bauern.  Eine  be- 
sondere Rolle  spielt  die  Bauernbank;  sie  soll  die  Fehler  der 
Bauernbefreiung  wieder  gut  machen  und  dem  Landmangel 
der  Bauern  abhelfen.  Seit  ihrer  Gründung  bis  zum  1.  Januar 
1906  hat  die  Bank  den  Ankauf  von  8,27  Millionen  Defijatinen 
Land  an  die  Bauern  vermittelt.  Von  1877  bis  1905  ist  in  den 
50  Gouvernements  des  europäischen  Rußlands  nach  der  zitierten 
Statistik  des  Zentralkomitees  der  Privatbesitz  der  Bauern  von 
5,78  Millionen  Defijatinen  auf  13,21  Deßjatinen  gestiegen. 

Es  waren  überhaupt  im  Privatbesitz : 


Von  Bauern 

^    Bauerngemeinden      .     . 
„    Bauerngenosse  nschaften 

1877: 
Defijatinen 

5  787  570 
764595 

1905: 
Defijatinen 

13214025 
3  729  352 
7654006 

zusammen 

6552165 

24597383 

Innerhalb  28  Jahren  hat  sich  also  der  Privatbesitz  der 
Bauern  und  Bauernvereinigungen  um  18  Millionen  Deßjatinen 
vermehrt. 

Durch  Pachtung  haben  die  Bauern  ebenfalls  bedeutende 
Landstrecken  in  Bewirtschaftung  genommen.  Dennoch  klagen 
sie  nach  wie  vor  über  Landmangel,  keiner  Mißernte  sind  die 
Wirtschaften  gewachsen,  und  die  Hungersnöte  sind  in  einzelnen 
Teilen  des  Reiches  schon  chronisch  geworden. 

Die  erste  und  die  zweite  Duma  scheiterten  an  der  Agrar- 
frage; zwangsweise  Enteignung  des  Privatbesitzes  und  Auf- 
teilung desselben  an  die  Bauern  forderte  die  Opposition;  die 
Radikalen  wollten  die  Enteignung  z.T.  ohne  Entschädigung.  Man 
denke  sich  die  Folgen  für  den  Agrarkredit  bei  einer  hypothe- 
karischen Verschuldung  der  Landwirtschaft  von  über  2  Milli- 
arden Rubel.  Und  dann  die  weitere  Demoralisierung  der 
Bauern,  wenn  sie  kostenlos  Landzuweisungen  erhielten !  Jeglicher 
Antrieb,  die  Wirtschaftsmethode  zu  verbessern,  würde  da 
fehlen,  und  in  wenigen  Jahren  würde  das  Land  wiederum 
nicht  reichen,  und  der  Bauer  neues  fordern.  Der  unselige 
Einfluß  des  Mir,  der  einen  Eigentumsbegriff  und  die  Achtung 
vor  dem  Eigentum  nicht  hat  aufkommen  lassen,  würde  durch 
kostenlose  Landsuteilungen  fortgesetzt  werden. 

Stolipins  und  Fürst  Wassiltschikows  Agrarreform  hatte 
außer  der  Befreiung  der  Bauern  von  dem  Druck  des  Mir  und 
der  Beseitigung  der  Beschränkung  der  Freizügigkeit,  wie  Paß* 
zwang  UBW«,  den  Bauern  erhebliche  Ländereien,  die  dem  Staate 
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und  dem  24aren  g^Grten,  zur  Besiedlung  angewiesen  und  fUr 
Kolonisation  im  Etat  fttr  1907  =  11  Millionen  Rubel  aus- 
geworfen. Der  Bauembesitz  hat  also  in  letzter  Zeit  gewaltig 
zugenommen  und  vergrößert  sich  mit  dem  Fortscbreiten  der 
Arbeiten  der  Landauf teilungskonunission  ständig.  Kann  nna 
aber  die  Landzuteilung  ein  endgültiges  Mittel  zur  Hebung  der 
Landnot  der  Bauern  sein? 

Bei  der  Bauernbefreiung  betrug  das  Durchschnittslos 
eines  Bauern  ca.  4  DeBjatinen;  heute  ist  es  auf  wenig  mehr 
als  eine  Defijatine  herabgesunken.  Mögen  sie  jetzt  noch  so 
viel  Land  bekommen,  einmal  müssen  die  Zuteilungen  aus 
Mangel  an  weiterm  verftkgbaren  Land  ein  Ende  haben,  und 
dann  tritt  die  alte  Landnot  wieder  ein.  Rufiland  hat  trotz 
der  hohen  Kindersterblichkeit  eine  starke  Bevölkerungs- 
zunahme und  zwar  hauptsächlich  auf  dem  Lande.  Die  Städte 
wachsen  nur  in  den  westlichen  Provinzen ,  in  den  Industrie- 
zentren rasch,  und  auch  dort  nimmt  die  Landbevölkerung 
noch  stärker  zu  als  die  städtische.  Nach  der  Bevölkerung»- 
atatistik^  wuchs  in  den  letzten  15  Jahren  (1890 — 1905)  in 
Polen  die  ländliche  Bevölkerung  um  2,11  Millionen  Seelen, 
die  städtische  nur  um  0,92  Millionen.  Es  läßt  sich  beinahe 
mathematisch  berechnen,  wann  das  verfügbare  Land  zu  Ende 
sein  wird.  Denn  der  Bauer  wird,  sich  selbst  überlassen,  seine 
alten  Geräte,  seine  rückständige  Wirtschaftsweise  beibehalten 
und  so  das  neue  Land  aussaugen  und  ruinieren;  die  nicht 
gedüngten  und  schlecht  bearbeiteten  Felder  werden  Mifiemten 
geben,  und  der  Jammerruf:  |,Mehr  Land**  wird  wieder  von 
allen  Seiten  ertönen;  der  Bauer,  nie  an  Selbsthilfe  gewöhnt, 
wird  nach  Staat&hilfe  schreien,  wie  er  es  bis  jetzt  stets  getan 
bat.  Die  Landzuteilungen  können  ebenso  wenig  eine  Prole» 
tarisierung  verhindern,  wie  es  der  Mir  getan  hat.  Auf  die 
Selbsthilfe  ist  noch  wenig  zu  rechnen ;  ^weil  keiner  lesen  und 
schreiben  kann**  ging  die  Hälfte  der  Spar-  und  Leihgenossen- 
schaften wieder  ein.  Suchten  aber  die  Agronomen  der  Semstwos 
durch  Vorträge  die  Bauern  zu  belehren,  gleich  waren  sie  „ver- 
dächtig**,  und  die  Polizei  unterband  bald  ihre  Tätigkeit.  Die 
Schulen,  die  a.  T.  in  uneigennützigster  Absicht,  z.  T.  aber 
auch  um  sozialistische  Propaganda  zu  treiben,  von  Privaten 
aus  eigenen  Mitteln  errichtet  werden,  werden  bald  von  den 
Begierungsorganen  lahm  gelegt  und  begegnen  deren  heftigster 
Opposition.  Ohne  Hebung  der  Bildung,  ohne  Verbesserung 
der  Wirtschaftsmethoden  wird  das  alte  Elend  bald  wieder 
hereinbrechen. 

Noch  eine  andere  Seite  hat  der  Obergang  von  Gutsland 
iu  Bauemhände.  Mag  die  Wirtschaft  der  Güter  auch  noch 
sehr  viel  zu  wünschen  übrig  lassen,  sie  ist  doch  unvergleich- 


*  Arbeiten  des  Warschauer  Statistischen  Komitees»    Bd.  22. 
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lieh  viel  besser  als  die  Bauernwirtschaft.  Auch  in  den 
Gegenden,  in  denen  Teilpacht  besteht,  in  denen  also  die 
Bauern  einen  Teil  des  Qutslandes  bestellen  und  dafür  einen 
anderen  Teil  fbr  sich  bearbeiten^  bilden  die  Gutswirtschaften 
für  die  Bauern  Musterbetriebe.  Werden  sie  aufgeteilt,  so 
fällt  die  Anregung  weg,  die  die  Güter  jetzt  den  Bauern  bieten. 
Es  geht  aber  damit  noch  viel  mehr  verloren:  hochgezüchtete 
Heerden,  zu  hoher  Kultur  gebrachte  Böden,  alte  Herrensitze  \ 
Während  z.  B.  in  Mitteldeutschland  die  Bauern  durchschnitt- 
lich mehr  Getreide  pro  Morgen  ernten  als  die  Güter,  ist  das 
in  RuBland  gerade  umgekehrt;  dort  produzieren  die  Güter 
das  meiste  Getreide,  das  zur  Ausfuhr  kommt.  Ihr  Ver- 
schwinden muß  die  Ausfuhr  der  landwirtschaftlichen  Produkte, 
die  den  überwiegenden  Teil  der  Ausfuhr  bilden,  zurückgehen 
lassen  und  damit  die  Handelsbilanz  zu  Rußlands  Ungunsten 
beeinflussen. 

Die  Bauembank  hat,  und  damit  kehren  wir  zum  Aus- 
gangspunkt zurück,  ihre  Aufgabe,  den  Erwerb  von  Land  durch 
Bauern  zu  vermitteln,  seit  ihrer  Reorganisation  erfüllt.  Es 
wird  ihr  nachgesagt,  sie  habe  die  Preise  für  das  Land  in  die 
Höhe  getrieben,  sie  unterstütze  eigentlich  den  Adel,  dem  sie 
die  Güter  zu  hohen  Preisen  abnehme.  Allein  auf  die  Tätig- 
keit der  Bauernbank  kann  —  wenn  überhaupt  —  die  Preis- 
steigerung des  Bodens  natürlich  nicht  zurückgeführt  werden; 
ohne  die  Aufsicht  der  Bank,  die  ihr  1896  vorgeschrieben 
wurde,  wären  die  Bauern  wahrscheinlich  beim  Ankauf  viel 
häufiger  übervorteilt  worden.  Jedenfalls  ist  dadurch,  daß  die 
Bank  den  staatlichen  Kredit  den  Bauern  zugänglich  machte, 
einer  so  schamlosen  Ausbeutung  der  Landbevölkerung  vor- 
gebeugt worden,  wie  sie  in  Galizien  besonders  durch  die 
Rustikalbank  geschah^.  Hätte  der  Staat  dieses  Ereditbedürfnis 
nicht  befriedigt,  so  wäre  es  schließlich  von  Privaten  gedeckt 
worden,  aber  sicher  nicht  so  billig. 


^  Wahrend  der  Bauemunmhen  sind  genügend  derartige  Fälle  auch 
im  Westen  bekannt  geworden;  hier  sei  nur  ein  Beispiel  ausfuhrt 
Ein  Herrenhof  im  Groavemement  Bjäsan,  der  aus  der  Familie  der 
Narjischkin  stammt,  und  auf  dem  Peter  des  Großen  Mutter  geboren 
wurde,  war  in  kurzer  Zeit  verwüstet.  Die  Bauern  rissen  die  Steine 
aus  dem  Herrenhaus,  Teiche  und  Wasseranlagen  versumpften,  der  Park 
wurde  an  einen  Waldschlächter  verschleudert.  £in  Achtel  des  firlOses 
soll  nach  einem  Gemeindebeschluß  zu  Gemeindefesten  verwendet,  d.  h. 
in  Schnaps  vertrunken  werden.  —  Um  der  sinnlosen  Zerstöning  etwas 
vorzubeugen,  bestimmte  die  Regierung,  daß  die  Gebäude,  die  sich  für 
Wohlfahrtsanstalten,  z.  B.  Krankenhauser  usw.  eignen,  den  Bauern 
nicht  überleben  werden  sollen.  Aber  vielfach  zerstören  die  Bauern 
die  Gebäude  vorher,  ehe  die  Kommission  über  die  Verwendbarkeit  der 
Gebäude  entscheiden  kann,  um  die  Einrichtung  derartiger  Anstalten 
zu  verhindern,  weil  sie  fürchten,  es  könnten  die  Steuern  wachsen. 

*  Caro:  Der  Wucher,  Leipzig  1893. 
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Die  Beform  Stolipins  hilft  der  dringendsten  Not  ab  und 
schaflft  erst  einmal  Luft;  ihr  mu8  eine  Hebung  des  Bildungs- 
niveau, eine  Hebung  der  Wirtschaftsmethode  und  ein  Ausbau 
des  Kleinkreditwesens  auf  der  Grundlage  der  Selbsthilfe 
folgen,  sonst  wird  der  Buf  „Land  und  Freiheit^  kaum  ver- 
stummen. 

Der  Meliorationskredit^  ist  in  Bufiland  gänzlich 
unentwickelt.  Ein  Versuch  wurde  durch  das  Gesetz  vom 
6.  Mai  1896 '  gemacht,  durch  das  die  Abteilung  ftlr  Landwirt- 
schaft und  Landwirtschafts  -  Statistik  mit  der  Verabreichung 
von  Darlehen  zu  Meliorationszwecken  durch  Vermittlung  der 
Semstwos  beauftragt  wurde.  Durch  Gesetz  vom  29.  Mai 
1900^  wurden  die  Gouvernementskomitees  zur  Vermittlung 
herangezogen.  Im  Jahre  1902  wurden  50000  Bubel  zu  Dar- 
lehen an  Molkerei-Genossenschaften  in  Westsibirien  ^  bestimmt. 
Der  Meliorationsfonds  betrug  am  1.  Januar  1906  3,31  Millionen 
Bubel;  es  waren  bis  zum  1.  September  1906  im  ganzen  1310 
Darlehen  in  Höhe  von  2,75  Millionen  Bubel  gegeben.  Von 
diesen  Vorschüssen  waren  226  zur  Förderung  landwirtschaft- 
licher Bauten,  174  zur  Förderung  von  Obstgärten,  173  für 
Bewässerungs-  und  172  fUr  Entwässerungsanlagen,  125  zur 
Erwerbung  von  Zuchtvieh  bestimmt.  Die  Darlehen  nahmen 
bis  zum  Jahre  1903,  in  dem  ^U  Millionen  Bubel  gewährt 
wurden,  zu  und  gingen  dann  infolge  des  Krieges  zurück.  Bis 
jetzt  hat  der  Meliorationskredit  nur  einen  sehr  geringen  Um- 
fang angenommen. 

Der  städtische  Hypothekenkredit.  Vor  der 
Bankreform  gaben  dieselben  staatlichen  Anstalten  langfristigen 
Kredit  auf  städtischen  Besitz,  die  ihn  auf  ländlichen  Besitz 
gewährten ;  es  waren  dies  die  Adelsleihbank,  die  später  auf  die 
Staatsleihbank  überging,  die  Depositenkassen  und  die  Kollegien 
der  allgemeinen  Fürsorge.  Mit  der  Schließung  dieser  An- 
stalten im  Jahre  1859  war  der  städtische  Grundbesitz  ebenso 
wie  der  ländliche  auf  den  Privatkredit  angewiesen.  Einige 
Stadtgemeindebanken,  die  auf  Häuser  Geld  ausliehen,  be- 
standen zwar  bereits,  doch  waren  sie  noch  sehr  wenig  ent- 
wickelt;  erst  in   den   letzten  zehn  Jahren  ist  ihre  Bedeutung 


^  Zehn  Jahre  Meliorationskredit,  Finanzbote  1906.     Nr.  37. 

*  V.  S.  d.  G.  m,  Nr.  12892. 

•  V.  8.  d.  G.  III,  Nr.  18  695. 

^  Die  Molkereiwirtschaft  wird  in  Westsibirien  durch  die  ausge- 
dehnten Weideflächen  sehr  begünstigt ;  seit  der  Erbauung  der  sibirischen 
Bahn  hat  sie  sich  rasch  entwickelt.  Nach  Anhaken  (Die  Zukunft  der 
russischen  Landwirtschaft.    Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft.    X.  Jahr- 

fang.  Heft  11,  S.  660)  besitzt  jetzt  fast  jedes  größere  Dorf  in  erreich- 
arer  N&he  der  Bahn  bis  in  das  Altaigebirge  eine  modern  eingerichtete 
Sammelinolkerei  oder  Entrahmungsstelle.  Die  Butterausfuhr  Sibiriens 
betrug  1906  ca.  1  Million  Zentner. 
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fiir  den  städtischen  Hypothekeükredit  gestiegen.  Haaptsildilicb 
befriedigen  diesen  Kredit  die  Städtischen  ElreditgeseUschttften 
und  die  Aktienhypothekenbanken.  Die  ersteren  sind  vor' 
wiegend  in  den  Städten  Polens  und  der  baltischen  Provinsea 
zu  finden,  auf  die  die  Aktienbanken  ihre  Tätigkeit  nicht  aus- 
dehnen. 

Es  hatten  am  1.  Januar  1905  (in  1000  Rubel)  : 

29  Städtische  Kreditgesellschaften    .    .  mit  793904 

10  Aktienhypothekenbanken    ....      „  415362 

231  (von  2b4)  Stadtbanken      .     .    .     .      „  42262 

Tifliser  und  Kutaisker  Adelsbank    .     .      „  39765 

alle  Banken  zusammen  mit  1291293 

städtischen  Besitz  beliehen. 

Pfandgeschäft  Bei  dem  Mangel  an  Fürsorge  und 
Sparsinn  und  bei  der  Leichtlebigkeit  der  Russen  haben  die 
Leihhäuser  eine  größere  Bedeutung  und  können  sehr  viel 
Gutes  bewirken.  Es  zählen  in  Rufiland  zu  den  regelmäßigen 
Kunden  der  Leihhäuser  Leute,  die  in  Deutschland  dort  kaum 
zu  finden  sind.  Dennoch  sind  außer  in  den  beiden  Haupt- 
städten die  Leihhäuser  nur  mit  sehr  geringen  Kapitalien  ver- 
sehen. Es  bestanden  außer  den  beiden  staatlichen  Leihkassen 
12  Leihhäuser  auf  Aktien  und  78  städtische  Leihhäuser. 

Am  1.  Januar  1905  hatten 

2  staatliche  Leihkassen  in  Moskau  und 

Petersburg     . 13196285  Rubel 

8  Leihhäuser    auf  Aktien   in   Moskau 

und  Petersburg 14450878       „ 

2  städtische  Leihhäuser  in  Moskau  und 

Petersburg    .     . 3166750       ^ 

in  den  Hauptstädten    30813913  Rubel 


4  Leihhäuser  auf  Aktien  in  der  Provinz      5  313  280  Rubel 

,     ,         ,  4861281       , 

in  der  Provinz    10174561  Rubel 


76  städtische  Leihhäuser  ^     „         „ 4861281       „ 


in    Hauptstädten    und    Provinzen    zu> 

sammen  also 40988474  Rubel 

ausgeliehen.    Die  Hauptstädte  sind  also  bei  weitem  besser  mit 
Leihhäusern  versorgt  als  die  Provinzstädte. 


Schluß. 


Wenn  wir  zum  Schluß  die  Fülle  der  OrganisationBformen 
der  Ereditvermittelung  überblicken,  so  sehen  wir,  dafi  das 
gesamte  Bankwesen  in  Rußland  noch  in  der  Entwickelung 
begriffen  ist,  und  zwar  nach  dem  deutschen  Muster  der  Arbeits- 
vereinigung, während  das  Englands,  das  seinen  Abschluß  fast 
erreicht  hat,  die  weitgehendste  Arbeitsteilung  aufweist.  Nach 
der  Bankreform  im  Jahre  186Q  beginnend,  hat  sich  das 
moderne  Bankwesen  in  Perioden  entwickelt,  die  durch  Krisen 
und  Regierungsmaßregeln  begrenzt  sind. 

Bei  den  staatlichen  sowohl  wie  bei  den  kommunalen  und 
selbst  bei  den  privaten  Kreditinstituten  muß  der  große  Einfluß 
des  Staates  auffallen.  Besonders  tritt  er  auf  dem  Gebiete  des 
Agrarkredits  hervor,  der  eine  sehr  viel  größere  Bedeutung  für 
Rußland  hat  als  für  die  westeuropäischen  Staaten.  Durch  die 
Ausnützung  dos  Staatskredits  für  die  Pfandbriefe  und  die  da- 
durch ermöglichte  Heranziehung  des  ausländischen  Kapital- 
marktes ist  der  Hypothekenzinsfuß  wesentlich  erniedrigt  worden. 
Der  staatliche  Betrieb  und  die  Kontrolle  lassen  sich  bei  diesen 
einfachen  Geschäften  verhältnismäßig  leicht  durchfllhren  und 
werden  sich  wohl  auch  ferner  bewähren,  wenn  das  System  nicht 
wie  s.  Z.  unter  Wyschnegradski  benutzt  wird,  einem  einzelnen 
Stande  außergewöhnliche  Vergünstigungen  zu  gewähren.  Die 
Bauembank  hat  das  erreicht,  was  sie  konnte:  sie  hat  den 
Bauern  zu  einer  beträchtlichen  Menge  Land  verhelfen.  Sie 
allein  kann  aber  die  Not  des  Bauernstandes  nicht  beseitigen; 
dazu  gehört  Verbreitung  von  Bildung,  und  daran  fehlt  es  noch 
fast  tiberall.  Auch  der  Kleinkredit,  der  nicht  nur  für  die 
Bauern,  sondern  auch  für  die  Handwerker  der  Städte  in  Be- 
tracht kommt,  liegt  trotz  vielfacher  Versuche  noch  vollkommen 
im  Argen,  hauptsächlich  aus  Mangel  an  Bildung.  „Weil  keiner 
lesen  und  schreiben  kann'',  gehen  die  Spar-  und  Leihgenossen- 
schaften ein ;  und  dabei  neigen  die  Russen  zu  genossenschaft- 
licher Arbeit,  wie  die  Artele  beweisen. 

Was  den  Handelskredit  betrifft,  so  wird  vielfach  darüber 
geklagt,  daß  die  Zinssätze  zu  hoch  seien ;  sie  sind  in  der  Tat 

Forsohangen  131.  —  Clans.  11 
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durchschnittlich  höher  als  im  Westen.  Die  Höhe  der  Zins- 
sätze hängt  davon  ab,  in  welchem  Grade  die  Oeld Wirtschaft 
durchgeführt  und  Kapitalansammlungcn  stattgefunden  haben, 
in  welchem  Maße  also  Angebot  und  Nachfrage  von  Kredit 
stehen.  Sie  hängen  femer  von  der  Höhe  des  Risikos  ab,  das 
der  Geldgeber  läuft;  es  kommt  darauf  an,  ob  eine  hohe  kauf- 
männische Moralität  vorhanden,  ob  eine  feste  Regierung  eine 
gute  und  rasche  Justiz  ausübt.  Diese  Voraussetzungen  für 
niedere  Leihsätze  treffen  für  Rußland  nur  in  beschränktem 
Maße  zu.  Der  Kapitalreichtum  ist  noch  gering,  die  Er- 
schließung der  Bodenschätze,  Handel,  Industrie  und  Land- 
wirtschaft stellen  so  große  Anforderungen  an  den  Kapitalmarkt, 
daß  das  Ausland  herangezogen  werden  muß.  Die  Nachfrage 
nach  Kredit  ist  also  groß,  das  Angebot  gering.  Sieht  man 
auch  von  den  jetzigen  anomalen  Zuständen  ab ,  wo  Geld- 
sendungen von  einem  Haus  zum  anderen  Bedeckung  von  Be- 
waffneten bedürfen,  wo  die  Güter  sich  selbst  wieder  Tscher- 
kessen  als  Leibwachen  halten  müssen,  weil  der  Schutz  des 
Staates  nicht  ausreicht,  so  steht  doch  die  Sicherheit,  Billigkeit 
und  Schnelligkeit  der  Justiz  in  Rußland  der  der  westlichen 
Staaten  weit  nach.  Auch  läßt  sich  die  kaufmännische  Moralität, 
besonders  je  weiter  man  nach  dem  Osten  des  Reiches  kommt, 
nicht  immer  mit  der  des  deutschen  oder  englischen  Kaufmanns 
vergleichen.  Bei  der  Höhe  der  Zinssätze  ist  aber  zu  berück- 
sichtigen, daß  auch  die  Gewinne,  die  gemacht  werden,  in 
Rußland  im  Durchschnitt  höher  sind  als  im  Westen. 

Wenn  aber  auch  ein  Teil  der  Intelligenz  wirtschaftlichen 
Aufgaben  ein  geringes  Verständnis  entgegenbringt  und  den 
Handels-  und  Industriestand  noch  etwas  als  Schmarotzertum 
ansieht,  so  ist  doch  zu  erwarten,  daß  eine  Hebung  des  Bildungs- 
niveaus und  eine  Verbesserung  und  Verbilligung  des  Rechts- 
schutzes eine  Verbilligung  und  Verbreitung  des  Kredites  und 
eine  Gesundung  der  Geschäftsprinzipien  mit  sich  bringt. 


Altenburg 
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Vorwort. 


Die  Bearbeitung  der  Wirtschaftsgeschichte  der  fran- 
zösischen Revolution  ist  erst  in  ihrem  Anfangsstadium.  Damit 
stimmt  sowohl  Jaur^s  überein,  der  in  den  vier  Bänden  seines 
der  Geschichte  der  konstituierenden  und  legislativen  Ver- 
sammlungen und  des  Nationalkonventes  gewidmeten  Werkes 
eine  geschickte  Zusammenfassung  dessen  gibt,  was  auf  dem 
Gebiete  der  Wirtschaftsgeschichte  dieser  großen  Epoche  be- 
reits mehr  oder  weniger  klargelegt  war,  und  der  diese  Über- 
sicht in  vielen  Punkten  durch  selbständig  ausgeführte  Unter- 
suchungen vervollständigt  hat;  damit  ist  auch  Boissonnade 
einverstanden,  der  Verfasser  der  vollständigsten  bibliographi- 
schen Übersicht  über  die  Wirtschaftsgeschichte  der  Re- 
volution^; dem  wird  jeder  beistimmen,  der  auch  nur  begonnen 
hat,  sich  mit  den  (hierher  gehörigen)  Fragen  zu  beschäftigen. 
Natürlich,  diese  Erkenntnis  hat  ja  auch  so  viele  hervorragende 
Gelehrte  des  heutigen  Frankreichs  —  Aulard,  Brette,  Sagnac, 
Gh.  Schmidt  u.  a.  —  veranlaßt,  mit  solcher  Bereitwilligkeit 
der  Aufforderung  zu  folgen,  durch  ihre  Hilfe  das  monumentale 
Unternehmen  zu  unterstützen,  das  durch  die  (kurz  genannt) 
Commission  des  documents  ^conomiques  de  la  Revolution  im 
Jahre  1903  ins  Leben  gerufen  wurde.  Die  Kommission  hatte 
sich  zum  Ziele  gesetzt,  die  auf  die  Wirtschaftsgeschichte  der 
Revolution  bezughabenden  Dokumente  den  Forschern  nach 
Möglichkeit  zugänglicher  zu  machen,  und  bereits  eine  Reihe  im 
höchsten  Grade  vollständiger  und  nützlicher  Sammlungen  von 
Dokumenten  veröffentlicht. 

Auf  dem  Gebiete  der  Wirtschaftsgeschichte  der  Revolution 
ist  nicht  nur  nicht  das  geleistet  worden  —  und  konnte 
auch  bisher  noch  nicht  das  geleistet  werden  —  was  mit  so 
enormem  Erfolge,  nach  der  Arbeit  eines  halben  Menschen- 
lebens, Aulard  auf  dem  Gebiete  der  politischen  Geschichte 


^  Les  6tndeB  relatives   k  l*histoire   dconomique   de   la  R^volation 
fran^aise.    Paris  1906. 
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belegt  w&re  wie  eben  die  Geschichte  der  vier  nationalen 
Manufakturen.  Dies  verdanken  wir  hauptsächlich  zwei  Um- 
stAnden.  Vor  allem  hatten  es  die  Arbeiter  mit  zwei  Arten 
von  Obrigkeit  zu  tun :  mit  einer  unmittelbaren  (dem  Direktor 
oder  Unternehmer)  und  einer  höheren  (dem  Direktor  „des 
bätiments  du  roi'',  Grafen  d'Angiviller,  dem  Intendanten  de 
la  liste  civile  —  bis  zum  10.  August  1792,  sodann,  einige 
Wochen  lang,  mit  dem  Minister  des  contributions  publiques 
Claviöre,  mit  den  Ministem  des  Innern  Roland,  Garat,  Par^,  — 
mit  dem  Komitee  und  der  Kommission  für  Ackerbau  und 
Künste  in  den  Jahren  1794 — 1795,  sodann  wieder  mit  dem 
Minister  des  Innern  zur  Zeit  des  Direktoriums);  keine  einzige, 
einigermafien  wichtige  Angelegenheit  konnte  zu  Ende  geführt 
werden  ohne  Beschluß  dieser  höchsten  Obrigkeit,  an  welche 
die  Arbeiter  fortwährend  Petitionen,  der  Direktor  oder  Unter- 
nehmer aber  seine  Berichte  und  Rapports  richtet,  und  welche 
in  Form  von  Resolutionen  und  Befehlen  ihre  endgültigen  und 
inappellablen  Entscheidungen  schickt.  Dieser  verhältnis- 
mäßige Reichtum  an  Korrespondenz  ermöglicht  eben  ein  mehr 
oder  weniger  eingehendes  Studium  der  Geschichte  dieser 
Manufakturen.  Der  zweite  Umstand,  der  eine  für  den  Histo- 
riker günstige  Rolle  spielte,  besteht  darin,  daß  diese  Doku- 
mente im  allgemeinen  als  zum  Ministerium  des  Innern  gehörig 
betrachtet  und  zusammen  mit  den  übrigen  offiziellen  Akten 
aufbewahrt  worden  sind,  während  die  Dokumente,  die  auf 
private  Institute  Bezug  hatten,  oft  vollständig  verloren  gingen 
oder  der  Vernichtung  anheimfielen.  In  den  folgenden  Unter- 
suchungen werden  wir  Gelegenheit  haben,  des  öfteren  auf  die 
Dürftigkeit,  das  Fragmentarische  und  Unvollständige  der  ur- 
kundlichen Daten  hinzuweisen,  die  sich  auf  private  gewerb- 
liche Unternehmen  während  der  Revolution  beziehen. 

Je  mehr  wir  diese  Dokumente  studierten,  um  so  klarer 
wurde  uns  das  Bild  dessen,  was  die  Arbeiter  in  der  Zeit  der 
Revolution  durchlebt  hatten,  und  um  so  unerläßlicher  erschien 
es  uns,  diesem  Thema  eine  spezielle  Arbeit  zu  widmen.  Als 
wir  das  Studium  begannen,  meinten  wir,  das  Hauptinteresse 
einer  derartigen  Monographie  könne  sowohl  darin  liegen,  die 
Lebensbedingungen  dieser  Kategorie  von  Arbeitern  „salariös 
de  r^tat''  kennen  zu  lernen,  als  auch  darin,  klarzulegen,  wie 
der  Staat  in  der  Eigenschaft  als  Arbeitgeber  während 
dieser  bedeutsamen  Periode  der  Geschichte  Frankreichs  ver- 
fahren sei,  in  welcher  Weise  zugleich  mit  der  Änderung  des 
politischen  Regime  sein  Verhältnis  zu  den  Arbeitern  sich  ge- 
wandelt habe.  Wir  glaubten,  auch  dann,  wenn  es  uns  ge- 
länge, irgendeine  Antwort  auf  diese  beiden  Fragen  zu  finden, 
würde  eine  solche  Arbeit  nicht  nutzlos  sein.  Aber  als  wir 
das  Studium  der  Dokumente,  die  sich  auf  die  nationalen 
Manufakturen  bezogen,  abschlössen  und  sie  mit  anderen,  die 
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nur  auf  private  industrielle  Unternehmungen  Bezug  hatten, 
zusammenstellten,  mußten  wir  zu  der  Überzeugung  gelangen, 
daß  bei  aller,  wie  man  annehmen  mußte,  Besonderheit  und 
Ausschließlichkeit  der  Lage  der  nationalen,  direkt  oder  in- 
direkt vom  Staate  unterhaltenen  Manufakturen  die  Arbeiter 
dieser  Manufakturen  sich  in  vieler  Hinsicht  nicht  von  der 
übrigen  Masse  der  Arbeiter  unterschieden;  und  die  reicheren 
und  vollständigeren  Dokumente  für  die  Geschichte  der  natio- 
nalen Manufakturen  erläuterten  und  ergänzten  uns  mehr 
als  einmal  das,  was  in  den  dürftigen  und  seltenen  Dokumenten, 
die  von  den  privaten  Industrieanstalten  übrig  geblieben  sind, 
in  flüchtigen  Notizen  erschien. 

Das  vollständige  Fehlen  einer  speziellen  Untersuchung 
über  die  Geschichte  der  Arbeiter  der  nationalen  Manu- 
fakturen in  der  Epoche  der  Revolution  hat  uns  also  diese 
Arbeit  unternehmen  lassen.  Die  allgemeinen,  der  Geschichte 
der  Arbeiterklasse  gewidmeten  Untersuchungen  konnten  sich 
naturgemäß  nicht  bei  der  Lage  der  Arbeiter  auf  den  natio- 
nalen Manufakturen  aufhalten,  schon  angesichts  des  Um- 
fanges  des  Themas,  das  sie  sich  gestellt  hatten.  So  z.  B. 
zeichnete  uns  das  durch  sein  Erscheinen  epochemachende 
Werk  Levasseurs  ^  —  ein  unentbehrliches  Handbuch  für  jeden, 
der  sich  mit  der  neuesten  Geschichte  der  französischen  In- 
dustrie beschäftigt  —  das  Bild  der  finanziellen  Lage,  der 
gesetzgeberischen  Tätigkeit  in  bezug  auf  Handel,  Gewerbe 
und  die  Arbeiterklasse;  eine  wertvolle  Untersuchung  Germain 
Martins^  gibt  eine  präzise  Darlegung  und  Analyse  der  Ge* 
setze  und  Verordnungen  über  die  Arbeiterassoziationen  und 
-Organisationen  (bis  zum  Jahre  1792);  aber  beide  Arbeiten 
konnten,  allein  schon  auf  Grund  der  gestellten  Aufgabe  und 
der  gezogenen  Grenzen,  nicht  irgendwie  eingehender  dabei 
verweilen,  wie  sich  diese  allgemeinen  Verhältnisse  in  dem 
Leben  der  Arbeiter  dieser  oder  jener  Kategorie  von  indu- 
striellen Unternehmungen  abspiegelten.  In  noch  höherem 
Grade  trifft  dies  für  die  kurzen  Arbeiten  zu,  wie  z.  B.  den 
inhaltsreichen  Aufsatz  Chabots  ,,La  Revolution  fran^aise  et 
la  question  ouvri^re**  ^,  und  auf  die  wenigen  anderen  Arbeiten^ 
die  überhaupt  über  diesen  Gegenstand  existieren. 

Was  die  spezielle  Literatur  der  Geschichte  der  nationalen 
Manufakturen  betrifft,  so  umfaßt  sie  im  allgemeinen  fast  aus- 
schließlich Werke,  die  sich  mit  der  künstlerischen  und  tech- 
nischen Seite  dieser  Frage,  nicht  aber  mit  den  Arbeitern 
beschäftigen.     Eine    eingehende   allgemeine   Geschichte   der 


'  Histoire  des  classeB  ouvri^res  et  de  rindustrie  en  France  de  1789 
k  1870. 

'  Les  associations  ouvri^res  au  XYIU  si^cle  (Paris  1900). 
'  cf.  die  Zeitschrift  „La  Revolution  fran^aise**,  1888,  p.  481. 
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Bationalen  Manufakturen  ist  von  Henry  Havard  und  Marius 
Yachon^  geschrieben  worden,  welche  zwar  von  diesen  Manu- 
fakturen hauptsächlich  vom  Gesichtspunkt  des  Kunstgewerbes 
aus  handeln,  aber  auf  den  Blättern,  die  sich  auf  die  Bevolu- 
tionsperiode  beziehen,  dennoch  einige,  das  Leben  der  Arbeiter 
in  jener  Zeit  betreffende  Tatsachen  beibringen.  Speziell  Ober 
die  Geschichte  der  Gobelinmanufaktur  existiert  außerdem 
noch  ein  kleines,  1853  erschienenes  Buch  von  Lacordaire, 
dem  damaligen  Direktor  dieser  Fabrik^.  Darin  sind  der 
Epoche  der  Revolution  einige  Seiten  gewidmet,  wobei  eben- 
falls einige  Tatsachen  in  betreff  der  Arbeiter  beigebracht 
werden;  doch  ist  auch  diese  Arbeit,  gleich  den  übrigen,  zum 
Rröfiten  Teile  mit  der  Geschichte  der  Erzeugnisse  der  Manu- 
faktur beschäftigt^.  Das  vom  gegenwärtigen  Direktor  der 
Gobelins,  Jules  Guiffrey^,  veranstaltete  illustrierte  Prachtwerk 
berührt  die  Epoche  der  Revolution  nur  flüchtig  und  ist  auch 
gemäß  seinem  Thema  fast  ausschließlich  dem  betreffenden 
Zweige  der  Eunstindustrie  gewidmet.  (Noch  mehr  muß  das 
von  dem  Prachtwerke  von  Maurice  Fenaille^  gesagt  werden, 
das  eine  illustrierte  historische  Beschreibung  der  Erzeugnisse 
der  Manufaktur  von  ihrem  Anbeginn  darstellt ;  sie  reicht  vor- 
läufig bis  zum  Jahre  1736).  Von  den  Manufakturen  der 
Savonnerie  und  von  Beauvais  redet  das  Buch  Guiffreys  noch 
weniger,  während  das  Buch  Lacordaires  Beauvais  überhaupt 
nicht  berührt. 

Die  Spezialliteratur  über  die  Geschichte  der  Fabrik  von 
Beauvais  ist  sehr  dürftig  und  spricht  ebenfalls  nur  wenig  von 
den  Arbeitern.  Die  historische  Skizze  Dubos'®  widmet  der 
uns  interessierenden  Epoche  einige  Seiten  (S.  20—27),  be- 
schränkt sich  aber  hierbei  auf  den  Abdruck  zweier,  die 
Manufaktur  betreffenden  Dekrete  (17.  Brumaire  an  2  und 
13.  Prairial  an  3).    Die  Broschüre  Da  villers  "^  gibt  nur  den 


^  Las  manufactares  Nationales  (Paris  1889). 

"  Notice  historique  sur  les  manufactares  imperiales  de  tapisseries 
des  Gobelins  et  de  tapis  de  la  Savonnerie  suivie  du  catalogue  des  ta- 
pisseries eipos^es  et  au  cours  d'ex^cntion.    Paris  1858. 

*  So  wie  auch  £.  Gerspach:  La  Manufacture  N.  des  Gobelins 
(Paris  1892). 

^  „Histoire  g^n^rale  de  la  tapisserie**  in  Folio ;  desselben :  „Histoire 
de  la  tapisserie  depuis  le  moyen  ftge  jusqu*^  nos  Jonrs*',  gr.  in  4^ 
(Tours  1886);  siehe  auch  sein  kleines  Kompendium  „Les  manufactures 
nationales  de  Gobelins  et  de  Beauvais^  (in  der  Kollektion  „Les  grandes 
institutions  de  France"). 

^  Etat  g^n^ral  des  tapisseries  de  la  Manufacture  des  Gobelins  de- 
puis son  origine  juBqu'4  nos  jours  (Paris  1908—1904). 

*  Notice  historique  sur  la  manufacture  royale  de  tapisseries  de 
Beauvais.    A  Beauvais,  Aoüt  1834. 

^  Une  manufacture  de  tapisseries  de  haute  lisse  k  Gisors  sous  le 
rögne  de  Louis  XIV.  Documents  in^dits  sur  cette  manufacture  et  sur 
ceUe  de  Beauvais.    Paris,  1876. 
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Text  eines  Ediktes  Ludwigs  XIV.,  betreflfend  die  Gründung 
der  Manufaktur,  sowie  den  Text  von  Dokumenten  aus  den 
Jahren  1722,  1732  und  1734.  Die  neueste  Broschüre  von 
Bousson\  die  einen  allgemeinen  Begriff  von  der  Vergangen- 
heit und  Gegenwart  der  Manufaktur  zu  geben  bezweckte, 
konnte  allein  schon  infolge  ihrer  Kürze  der  Epoche  der  Re- 
volution nicht  mehr  als  einige  Zeilen  widmen.  Was  die  all- 
gemeinen Übersichten  über  diesen  Zweig  der  Industrie  betrifft, 
so  berühren  sie,  soweit  sie  von  den  Gobelins,  Beauvais  und 
der  Savonnerie  reden,  die  Periode  der  Revolution  nur  flüchtig 
und  schweigen  vollständig  über  die  Arbeiter '. 

Endlich  existiert  noch  inbezug  auf  die  Manufaktur  in 
Sövres  während  der  revolutionären  Epoche  der  Aufsatz  eines 
Kenners  der  Porzellanindustrie,  Eduard  Garnier' ;  dieser 
gründet  sich  auf  urkundliche  Daten  und  teilt  einige  Tat- 
sachen bezüglich  der  Lage  der  Arbeiter  mit.  —  Ein  flüchtiger 
Überblick  von  Auscher^  erwähnt  infolge  seiner  Kürze  die 
Arbeiter  nur  nebenhin.  Schließlich  muß  noch  erwähnt 
werden,  daß  in  der  Broschüre  J.  Guiffreys  „Documents  in6dits 
sur  les  anciennes  manufactures  de  falence  et  de  porcelaine^^ 
ein  Dokument  abgedruckt  ist,  welches  auf  die  Arbeiter  von 
Sövres  während  der  Revolution  Bezug  hat:  ihre  Petition  an 
die  Nationalversammlung,  in  welcher  sie  bitten,  ihnen  die 
Rechte  aktiver  Bürger  zu  verleihen,  wobei  sie  ihren  Patrio- 
tismus bekunden.  (Dieses  Dokument  ist  aus  den  Arch.  Nat., 
Gomit6  de  Constitution,  D  IV,  cart.  (»0,  Hasse  1786.  Wir 
werden  an  seinem  Orte  darauf  zurückkommen.) 

II. 

Wenn  also,  wie  wir  gesehen  haben,  die  historische  Literatur 
über  die  nationalen  Manufakturen  während  der  Re- 
volutionsepoche überhaupt  recht  dürftig  ist,  so  fehlt  es, 
wie  gesagt,  an  Arbeiten,  die  sich  speziell  mit  den  Ar- 
beitern der  Manufaktur  in  der  besagten  Periode  befassen. 


^  Ebmest  BouBson,  La  manufacture  nationale  de  tapisserie  de  Beau- 
vais (Beauvais,  1904). 

'  Z.  B.  W.  Cliocquell,  Essai  snr  Thistoire  et  la  Situation  actuelle 
de  rindostrie  de  tapisseries  et  tapis,  Paris  1863 ;  oder :  Baron  de  S^«  Sn- 
zanne,  Notes  d'un  curieux  sur  les  tapisseries  tiss^es  de  haute  et  basse 
lisse.    Monaco  (1876—79). 

'  La  manufacture  de  S^vres  pendant  la  Revolution  (La  Nouv.  Bev., 
1891).  Ein  anderer  Aufsatz  Gamier's,  der  schon  teilweise  aus  dem 
Rahmen  der  vorliegenden  Arbeit  heranstritt  (La  manuf.  de  S^vres  en 
Tan  yilf)f  erschien  in  der  Gazette  des  Beauz-Arts:  t  86,  p.  810 — 318, 
und  t.  37,  p.  45—54. 

^  La  Manufacture  de  S^vres  sous  la  Rt^volution  („Revue  de 
rhistoire  de  Versailles  et  de  Seine-et-Oise**,  F^vrier  1902,  p.  1—15). 

*  Sonderabdruck  aus  der  ,, Revue  de  Part  fran^ais"  für  1889. 
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YoUständig.  Selbst  diejenigen  der  oben  aufgezählten  Werke, 
die  mehr  als  die  anderen  Tatsachen  aus  dem  Leben  der  Ar- 
beiter geben  (Havard  et  Vachon,  Lacordaire  und  Garnier), 
beschäftigen  sich  doch  in  der  Hauptsache  mit  diesen  Manu- 
fakturen vom  kunsttechnischen  Standpunkte  aus  und  über- 
gehen naturgemäß  eine  ganze  Reihe  von  Dokumenten,  welche 
für  ihre  Hauptaufgabe  ohne  Belang  sind. 

Als  wir  uns  zu  dem  Versuch  entschlossen,  die  Lage  der 
Arbeiter  in  den  nationalen  Manufakturen  während  der  Epoche 
der  Revolution  zu  charakterisieren,  wandten  wir  uns  an  die 
Originaldokumente,  die  auf  diese  Manufakturen  Bezug  hatten. 

Selbstverständlich  fanden  wir  diese  Dokumente  haupt- 
sächlich in  den  Archives  Nationales,  da  nach  einer  richtigen 
Bemerkung  Gh.  Schmidts^  tatsächlich  „toute  affaire  un  peu 
importante  aboutit  administrativement  ä  Paris."  In  den  Natio- 
nalen Archiven  (hauptsächlich  in  den  entsprechenden  Kartons 
der  Serien  0*  und  0*,  wie  auch  teilweise  in  der  Serie  F" 
und  AD  XI)  fanden  wir  die  wesentlichen  Elemente,  die  nötig 
sind,  um  sich  eine  Vorstellung  von  der  Lage  der  Arbeiter  der 
nationalen  Manufakturen  in  der  uns  beschäftigenden  Periode 
machen  zu  können.  Einige  Dokumente  aber,  die  in  den 
Nationalen  Archiven  fehlen,  manchmal  jedoch  sehr  bezeichnend 
sind,  fanden  wir  im  Archiv  der  Manufakturen  von  S^vres 
und  der  Gobelins  (die  Manufaktur  von  Beauvais  besitzt  kein 
besonderes  und  den  Forschern  zugängliches  Archiv)  — ,  sowie 
in  zwei  Departementsarchiven:  dem  des  Departements  von 
eise  (in  der  Stadt  Beauvais)  und  dem  des  Departements 
Seine-et-Oise  (in  Versailles). 

Hinsichtlich  der  Dokumente,  die  wir  in  diesen  Archiven 
zu  studieren  Gelegenheit  hatten,  muß  bemerkt  werden,  daß 
sie  ihrem  Charakter  nach  in  folgende  Kategorien  zerfallen: 

1.  Petitionen  der  Arbeiter  an  ihre  höhere  Obrigkeit  (deren 
Vertreter  während  der  Periode  1789—1799  wir  oben  angeführt 
haben),  sowie  an  die  gesetzgebenden  Versammlungen  der  Re- 
volutionsepoche,  an  das  Direktorium,  an  die  Organe  der 
lokalen  Selbstverwaltung.  Dieser  Petitionen  linden  sich  recht 
viele,  während  hingegen  von  Bittschriften  der  Arbeiter  an 
ihre  unmittelbaren  Vorgesetzten  eine  äußerst  geringe  Anzahl 
übrig  geblieben  ist  Dies  erklärt  sich  —  wir  wiederholen 
es  —  aus  dem  begreiflichen  Umstände,  daß  jede  einigermaßen 
wichtige  Angelegenheit  durch  die  höhere  Obrigkeit  entschieden 
wurde,  an  die  eben  geschrieben  werden  mußte,  nicht  aber 
durch  die  eigene  Direktion,  mit  welcher  man  sich  zudem 
auch  mündlich  auseinandersetzen  konnte.  Diese  Petitionen 
bilden  ein  sehr  wichtiges  und  interessantes  Material,  da  sie 


^  Les  sourceg  de  Thistoire  de  France  depuis  1784  dane  les  Archives 
Nationales  (Paris  1907),  p.  7. 
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von  den  Arbeitern  selbst  verfaßt  sind,  —  die  große  Mehrzahl 
der  Petitionen  ist  nicht  besonders  sprachrichtig  geschrieben  — 
(in  den  Zitaten,  die  wir  anfahren,  ist  die  Orthographie  des 
Originals  beibehalten)  und  entweder  von  den  Arbeitern  in 
corpore  oder  von  ihren  Bevollmächtigten  unterzeichnet;  sie 
geben  uns  ein  lebhaftes  Bild  von  der  schweren  materiellen 
Lage,  welche  die  Arbeiter  in  jener  Epoche  durchlebten.  Doch 
muß  eins  bemerkt  werden:  diese  Petitionen  sind  sehr  oft 
mit  dem  Visum  des  Direktors  versehen,  welches  die  Wahr- 
heit des  Dargelegten  bestätigt,  oder  der  Forscher  findet  neben 
ihnen  Begleitschreiben  des  Direktors;  das  Ministerium  des 
Innern  aber  erklärte  manchmal  geradezu,  daß  Petitionen 
ohne  ein  derartiges  Visum  des  Direktors  der  höheren  Obrig- 
keit überhaupt  nicht  übersandt  werden  dürfen.  Es  ist  klar: 
wenn  die  zentrale  Gewalt  unter  solchen  Verhältnissen  dennoch 
eine  solche  Petition  der  Arbeiter  empfangen  (und  in  ihren 
Kartons  aufbewahren)  konnte,  deren  Einreichungden  Interessen 
der  Direktion  zuwiderlief,  so  war  das  nur  zufällig  möglich. 

2.  Die  zweite  Gruppe  von  Dokumenten  bildet  die  Korre- 
spondenz der  Direktoren  der  Manufakturen  mit  den  höheren 
Vorgesetzten,  Berichte,  Projekte,  Gesuche  u.  ä.  Diese  Kate- 
gorie ist  reich  an  Zahlen ;  doch  muß  man  dieses  Zahlenmaterial 
mit  Vorsicht  benutzen  und  darf  ihm  keine  übertriebene  Be- 
deutung zuerkennen;  selbst  das  Ministerium  des  lonern  ver- 
hielt sich  den  Zahlenangaben  der  Direktoren  gegenüber  offen- 
bar ziemlich  skeptisch  und  hat  das  auch  manchmal  aus- 
gesprochen ^  Aber  außer  diesen  zahlenmäßigen  Berichten 
nnden  sich  in  dieser  Korrespondenz  zerstreut  Bemerkungen 
über  die  Lage  der  Arbeiter,  es  werden  manchmal  interessante 
Tatsachen  angeführt,  charakteristische  Vorschläge  gemacht, 
und  im  allgemeinen  gibt  diese  Gruppe  von  Dokumenten  dem 
Forscher  unstreitig  wertvolle  Hinweise.  Zu  ihr  gehören  auch 
die  Antwortschreiben  der  höheren  Administration  an  die 
Direktoren. 

3.  Zur  dritten  Gruppe  gehören  die  „rapports'' ,  welche 
von  der  Kommission  für  Agrikultur  und  Künste  dem  Komitee 
gleichen  Namens,  oder  vom  Chef  der  4.  Abteilung  des  Mini- 
steriums des  Innern  dem  Minister,  von  einem  Berichterstatter 
im  Namen  dieses  oder  jenes  Komitees  dem  Konvent  usw.  vor* 
gelegt  wurden.  Es  sind  dies  meist  eingehende  sachliche 
Motivierungen  vorgeschlagener  Projekte  über  Entscheidungen 
dieser  oder  jener  Frage. 


1  Siehe:  Archives  Nat.  0'913,  den  StoB:  Gompte  g^n^ral.  Rapport 
pr^8ent6  an  Ministre  de  rint^rieur,  28  Flordal  Tan  5. . .  Nous  observons 
en  terminant  ce  rapport  que  les  compteB  prdsent^s  par  la  Direction  de 
la  Manufocture  de  Sevres  et  qui  se  boment  k  nne  simple  chiffirature  ne 
peuvent  donner  une  id^e  de  la  sitnation  reelle  de  rEtablissement. 
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4.  Die  vierte  Gruppe  bilden  die  Reglements,  Verordnungen 
des  Wohlfahrtsausschusses,  des  Komitees  für  Ackerbau  und 
Künste,  Entscheidungen  des  Ministeriums  des  Innern,  Dekrete 
des  Konvents,  Befehle  des  Direktoriums  u.  ä.  In  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  kristallisieren  sich  in  diesen  Akten  die  Ge- 
danken und  Tendenzen,  die  der  Forscher  bereits  aus  den 
Dokumenten  der  zweiten  und  dritten  Gruppe  kennen  lernt. 
Auf  diese  vier  Hauptkategorien  lassen  sich  die  meisten  Doku- 
mente verteilen,  jedoch  nicht  alle :  so  z.  B.  nicht  der  Schrift- 
wechsel des  Ministeriums  des  Innern  mit  anderen  Ministerien 
in  Sachen  der  Manufaktur,  die  nicht  unterzeichneten,  ihren 
nicht  ofiSziellen  Ursprung  jedoch  klar  offenbarenden  „obser- 
vations"*,  Ratschläge,  Beiberichte;  sodann  die  Dokumente  des 
revolutionären  Komitees  in  Sövres,  soweit  sie  sich  auf  die 
Manufaktur  von  S^vres  beziehen;  Aussagen  der  Arbeiter  vor 
dem  oder  jenem  revolutionären  Komitee  usw.  usw. 

-  Es  muß  bemerkt  werden ,  daß  der  Geist  der  bureau- 
kratischen  Zentralisation  sehr  mächtig  war,  und  daß  häufig 
eine  ganze  Kleinigkeit  zur  Entscheidung  bis  an  die  Zentral- 
gewalt ging  (wie  die  Ausgabe  von  Latemenöl,  die  aller- 
geringsten Umbauten,  die  Erlaubnis  an  eine  Arbeiterwitwe 
einige  Zeitlang  im  Gebäude  der  Manufaktur  bleiben  zu 
dürfen  u.  ä.).  Vollends  über  die  Aufnahme  oder  Entlassung 
auch  nur  eines  Arbeiters  wurde  manchmal  eine  lange  Korfe- 
spondenz  geführt  und  die  Frage  durchaus  vom  Ministerium 
entschieden.  Unter  solchen  Verhältnissen  ist  wohl  kaum  die 
Annahme  statthaft,  daß  auf  den  nationalen  Manufakturen 
irgendwelche  ernsteren  Ereignisse  möglich  gewesen  wären, 
die  keine,  auch  nicht  die  geringste  Spur  in  den  Dokumenten 
zurückgelassen  hätten.  Allerdings  ist  es  leider  klar,  daß 
etliche  Dokumente,  die  sich  manchmal  auf  ganze  Monate  be- 
zogen haben,  verschwunden  sind. 

Derart  sind  also  im  allgemeinen  unsere  Dokumente. 
Namentlich  für  die  Epoche  der  Revolution  sind  sie  voll- 
ständiger und  inhaltsreicher  als  für  die  vorhergehende  und 
nachfolgende  Periode,  —  soweit  wir  dabei  unsere  Aufgabe 
im  Auge  behalten  — :  besonders  muß  dies  von  der  für  uns 
so  wertvollen  ersten  Gruppe  der  Dokumente  gesagt  werden. 
Bereits  in  der  ersten  Zeit  des  Konsulates  brechen  die  Arbeiter- 
petitionen fast  ganz  ab. 

Sehen  wir  nun,  was  uns  alle  diese  Dokumente  von  den 
Arbeitern  der  nationalen  Manufakturen  zu  erzählen  wissen !  — 
Und  wenn  wir  uns  mit  dem,  was  die  Arbeiter  während  des 
Dezenniums  1789 — 1799  durchlebten,  bekannt  gemacht  haben, 
wollen  wir  uns  bemühen,  die  hauptsächlichsten  Schlüsse  an- 
zumerken, welche  sich  von  selbst  aus  den  dargelegten  Tat- 
sachen ergeben. 

Indem    wir    dies    Vorwort   schließen,    möchten   wir   in 
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Dankbarkeit  aller  Vorstände  der  Archive  gedenken,  mit  denen 
wir  es  zu  tun  hatten.  Die  Liebenswürdigkeit  und  Zuvor- 
kommenheit des  Herrn  Charles  Schmidt,  des  Archivars  der 
Nationalen  Archive  in  Paris,  der  so  vorteilhaft  bekannt  ist 
sowohl  durch  seine  historischen  Arbeiten,  als  auch  durch  die 
gründliche  Kenntnis  des  Labyrinths,  als  welches  die  Nationalen 
Archive  erscheinen,  war  für  uns  von  großem  Nutzen.  Herr 
Georges  Lechevalier-Chevignard ,  Archivar  der  National- 
manufaktur in  S^vres,  Herr  Roussel,  Archivar  des  Depar- 
tements Oise  (in  Beauvais),  und  sein  Gehilfe  Herr  Langlois, 
Herr  Jules  Guiffrey,  Direktor  der  Manufaktur  der  Gobelins, 
sowie  Herr  Goüard,  Archivar  des  Departements  Seine-et-Oise 
in  Versailles,  haben  alles  getan,  mir  die  Arbeit  in  den 
Archiven,  denen  sie  vorstehen,  zu  erleichtern. 


Bugren  Tarle. 
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Erstes  Kapitel. 

Die  Arbeiter  der  ßolieUimianafaktar. 

i. 

Wie  bekannt,  hatte  die  Gobelinindustrie,  die  im  Jahre 
1667  von  König  Ludwig  XIV.  eine  Reihe  von  Vorrechten 
und  Subsidien  erhalten  hatte,  schon  in  den  ersten  120  Jahren 
ihres  Bestehens  durch  ihre  Erzeugnisse  einen  europäischen 
Ruf  erlangt 

Ebenso  wie  hinsichtlich  der  Manufakturen  in  Beauvais, 
S6vres  und  der  Savonnerie,  muß  auch  hier  gesagt  werden, 
daß  die  Akten,  die  sich  auf  die  Gobelins  in  den  70er  und 
80er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  beziehen,  keine  irgendwie 
genügende  Auskunft  über  die  Lage  der  Arbeiter  geben.  Eins 
ist  klar:  die  Manufaktur  arbeitet  tüchtig,  die  Arbeiter 
arbeiten  in  ihr  jahrzehntelang,  viele  von  Kindheit  an  bis  ins 
Alter;  inwieweit  aber  die  Arbeiter  durch  diese  Tätigkeit 
sichergestellt,  inwieweit  sie  mit  ihrer  Lage  zufrieden  waren, 
sowie  welcher  Art  die  Beziehungen  waren  zwischen  den 
Arbeitern  der  höheren  und  niedrigeren  Kategorie  (d.  h.  denen, 
die  eine  mehr  oder  weniger  feine,  verantwortungsvolle  und 
vorteilhafte  Arbeit  verrichteten)  ^  für  alles  dieses  ist  es  uns 
nicht  gelungen,  in  den  Akten  der  Nationalen  Archive  (und 
der  vorhergehenden  Kartons)  irgendwelche  positiven  Belege  zu 
finden. 

Es  kommen  Bitten  von  Arbeiterwitwen  um  Unterstützung 
in  der  oder  jener  Form  vor,  eine  Bitte  der  Arbeiter  um  Er- 
haltung der  Zeichenschule  für  ihre  Kinder;  vom  Jahre  1788 
datiert  eine  Korrespondenz  in  bezug  auf  einen  wegen  Ein- 
mischung in  die  Tätigkeit  der  Polizei  verhafteten  Arbeiter  usw. 
Alles  dieses  findet  sich  nur  zufällig,  ohne  Zusammenhang, 
und    ist  nicht   bezeichnend.     Unvollständig    sind    auch    die 


^  Während  des  alten  Regimes  waren  6  Jahre  apprentissage  und 
darauf  4  Jahre  compagnonnage  in  der  Gobelinmanufaktur  erforderlich, 
um  artiste-ouvrier  zu  werden  oder  „gagner  la  maitrise''.  Arch.  Nat. 
0*2052  B  —  piSces  sans  date.    Notiz  von  A.  Vaudi^res. 
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Zahlenangaben  über  die  den  Arbeitern  ausgezahlten  Gelder, 
so  daß  es  nach  ihnen  nicht  leicht  ist,  sich  eine  einigermaßen 
genaue  Vorstellung  von  der  materiellen  Lage  der.  Arbeiter 
vor  dem  Sturze  des  alten  Regimes  zu  machen.  Überhaupt 
muß  bemerkt  werden,  daß  es  zur  Zeit  des  alten  Regimes 
sowohl  hinsichtlich  der  Manufaktur  in  Beauvais,  als  auch 
der  Gobelinindustrie  und  der  anderen  königlichen  Manufakturen 
nichts  gab,  was  der  geregelten  Geschäftsführung,  der  präzisen 
und  eingehenden  Aktenführung,  wie  wir  sie  seit  dem  Direk- 
torium vorfinden,  ähnlich  gewesen  wäre.  Natürlich  darf  im 
gegebenen  Falle  die  Bedeutung  einer  unbestreitbaren  Ver- 
vollkommnung des  ganzen  bureaukratischen  Mechanismus, 
wie  sie  in  einer  späteren  Periode  der  Revolution  gegenüber 
dem  bis  1789  Bestehenden  stattgefunden  hatte,  nicht  ver- 
gessen werden;  andererseits  aber  gibt  die  umständliche 
Korrespondenz,  mitunter  aus  Anlaß  unbedeutendster  Tatsachen 
(wie  z.  B.  darüber,  daß  ein  Arbeiter  der  Amme  seines  Kindes 
für  einige  Monate  den  ihr  zukommenden  Lohn  nicht  gezahlt 
hätte,  usw.)  zum  Teil  Anlaß  zu  der  Annahme,  daß  ein 
vollständiges  Fehlen  von  Nachrichten  über  irgendwelche 
während  der  genannten  Periode  auf  den  Fabriken  vor- 
gekommenen Unruhen  durch  die  faktische  Seltenheit  der- 
artiger Erscheinungen  zu  erklären  ist,  und  nicht  nur  durch 
ein  mögliches  Verschwinden  der  Akten  oder  durch  Nach- 
lässigkeit in  ihrer  Führung. 

Die  Administration  ihrerseits  betrachtete  die  Arbeiter 
der  Gobelinmanufaktur  als  Leute,  die  nicht  zu  Unruhen 
neigten.  Das  zeigte  sich  in  jenen  unruhigen  Tagen  Ende 
April  und  Anfang  Mai  1789,  die  in  Paris  durch  die  Unruhen 
an  dem  Hause  des  Fabrikanten  Reveillon  gekennzeichnet  sind. 
Die  Plünderung  dieses  Hauses,  die  mit  dem  Eingreifen  der 
Truppen,  der  Tötung  und  Verwundung  einiger  Personen  von 
den  Angreifenden  und  mit  der  Verurteilung  der  am  meisten 
schuldig  Befundenen  zum  Tode  und  zur  Zwangsarbeit  endete  S 
versetzte  den  Direktor  eines  so  reichen  und  großen  Unter- 
nehmens, wie  das  der  Gobelins,  in  große  Unruhe.  Sie  wurde 
noch  durch  einen  anonymen  Drohbrief  gesteigert,  den  er  in 
diesen  Tagen  erhalten  hatte;  er  wandte  sich  daher  an  die 
Behörden  mit  der  Bitte,  Maßnahmen  zum  Schutze  der  Fabrik 
zu  ergreifen.  In  demselben  Briefe  gibt  er  (sehr  unklar) 
Nachricht  von  Klagen  der  Arbeiter  in  betreff  ihrer  Woh- 
nungen, was  doch  wohl  auf  eine  gewisse  Unruhe  nicht  nur 
in  bezug  auf  fremde  „Aufwiegler",  sondern  auch  in  bezug  auf 


>  Zuerst  ist  dieser  Fall  auf  Grund  urkundlicher  An^ben  unter- 
sucht worden  von  M.  Tuetev  in  seinem  Repertoire  siniTSLi  des  sources 
manuscrites  de  l'Histoire  ae  Paris  pendant  la  Revolution  fran^aise, 
Tome  I,  p.  XEX  (Paris  1890). 
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die  eigenen  Arbeiter  schließen  läßt  Der  Major  des  Regiments 
französischer  Gardisten,  Marquis  d'Agoult,  meinte  jedoch,  daß 
kein  Grund  zur  Besorgnis  vorliege^:  „wahrhaftig"*,  schreibt 
er,  „ich  fürchte  nicht,  daß  diese  Arbeiter  (in  der  Gobelin- 
manufaktur) ähnlichen  Einflüsterungen  nachgeben  werden 
(c^dent  ä  des  pareilles  suggestions) ,  weil  die  meisten  von 
ihnen  Leute  in  fester  Stellung  sind  (sont  gens  ^tablis),  die 
Frau  und  Kinder  haben,  auch  kleine  Gnadenbezeugungeu  des 
Königs,  die  mit  dem  Dienstalter  in  Verbindung  stehen/  Er 
versicherte,  Maßnahmen  seien  nur  für  den  Fall  eines  Angriffs 
der  Manufaktur  durch  Fremde  zu  ergreifen.  Aber  auch  dieser 
Fall  trat  nicht  ein  und  alle  Befürchtungen  erwiesen  sich  als 
völlig  grundlos. 

Die  ersten  Monate  der  Revolution  vergingen  für  die 
Gobelinmanufaktur  ohne  besondere  Folgen;  nur  hie  und  da 
tauchen  in  den  Dokumenten  —  vom  Juni  d.  J.  1789  be- 
ginnend immer  häufiger^  —  Mitteilungen  auf,  daß  einige 
mätiers  bereits  „vakant**,  und  nicht  für  alle  Arbeiter  Arbeit 
vorhanden  sei.  Am  21.  April  1790  besuchten  der  König,  die 
Königin  und  ihre  Kinder  die  Gobelinmanufaktur.  In  der 
Rede,  welche  bei  diesem  Anlass  der  Präsident  des  Distrikts 
von  St.  Marcel,  Torillon,  an  den  König  hielt,  lesen  wir^: 
„ Indem  Sie  diesen  Kunsttempel  besuchen,  ermutigen  Sie  die 
Künstler,  indem  Sie  die  Bedürftigsten  in  Ihrer  Residenz  (les 
plus  indigents  de  votre  capitale)  besuchen,  sichern  sie  ihnen 
hierdurch  die  Unterstützungen,  die  Ihre  Güte  nicht  aufhört 
ihnen  zu  erweisen;  diese  Unterstützungen,  Majestät,  sind 
ihnen  sehr  wertvoll.  Wenn  sie  diese  verlören,  wären  ihre 
Kinder  oft  ohne  Nahrung.**  Die  Königin  erwiderte  darauf: 
„Sie  haben  viele  Unglückliche,  doch  sind  uns  die  Augenblicke, 
da  wir  ihnen  helfen,  sehr  wertyoll.**  Der  König  befahl  auf 
der  Stelle  den  Arbeitern  1200  Livres  zu  überweisen.  Die 
Unterstützungen  bestanden  darin,  daß  die  Arbeiter  schon  seit 
dem  Jahre  1770  eine  Zulage  erhielten  „in  Anbetracht  der 
Teuerung  der  Lebensmittel",  wobei  die  Höhe  der  Unter- 
stützung folgendermassen  festgesetzt  war:  20  Sols  in  der 
Woche  für  jeden  Arbeiter  und  je  10  Sols  die  Woche  für 
jedes  nicht  arbeitende  Kind.  Diese  Unterstützung  erhielten 
die  Arbeiter  sämtlicher  Werkstätten  der  Manufaktur*. 


1  Arch.  Nat.  O<2052^  die  Folge^:  Gobelins  1789,  Brief  d'Agouita, 
^zeichnet:  den  5.  Mai  1789. 

«  Z.  B.  8.  Arch.  Nat.  0^2052 A,  die  Handschrift  vom  6.  Juni  1789, 
die  mit  den  Worten  beginnt:  Etant  inform6,  Monsieur,  que  Vous  devez 
vouB  rendre  Lundi  usw ,  oder  den  Brief  Pejrons  ^^Rp.  85. '^ 

^  District  de  Saint  MarceL  Extrait  des  registres  de  ses  d^lib^ra- 
tions  des  21.  et  24.  Avril  1790  sur  ce  que  le  Roi  et  la  Beine  sont  venus 
voir  la  Mauufactnre  des  Gobelins.    Seite  2. 

^  Arch.  Nat.  0*2052^—1:  Roles  des  Gratifications  ordonn^es  par 
Monsieur  d*Angiviller ,  Directeur  et  ordonnateur  g^n^ral  etc.  etc.    Le 
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Aber  wie  für  die  Manufaktur  in  Beauvais,  so  kenn- 
zeichnete sich  das  Jahr  1790  auch  für  die  Gobelinmanufstktur 
nicht  so  sehr  durch  eine  Krisis,  als  hauptsächlich  durch  eine 
Bewegung  unter  den  Arbeitern  und  ihren  Wunsch,  einen  — 
wie  aus  den  sich  hierauf  beziehenden  Dokumenten  hervor- 
geht —  nach  Möglichkeit  friedlichen  Kampf  um  ihre  wirt- 
schaftlichen Interessen  zu  beginnen.  Es  fing  damit  an,  daß 
bereits  im  März  (1790)  die  Arbeiter  dem  Direktor  der  Manu- 
faktur, Guillaumot,  erklärten,  sie  wünschten  nicht  Stücklohn, 
sondern  Tagelohn  zu  erhalten  (also  nicht  k  la  täche,  sondern 
k  la  joum^  oder  k  semaines  fixes).  Natürlich  konnte  die 
Frage  nicht  entschieden  werden  ohne  den  Chef  sämtlicher 
Manufakturen ,  den  directeur  g^n^ral  des  bätiments  du  Roi, 
den  Grafen  d'Angiviller.  In  einem  Berichte  über  das  Vor- 
gefallene sagt^  ein  Mitglied  der  Administration  der  Gobelins, 
obwohl  diese  Reform  eine  sofortige  Vermehrung  der  Ausgaben 
herbeizuführen  drohe,  werde  es  in  der  Folge  doch  möglich 
sein,  gegen  einp  solche  anzukämpfen,  „indem  man  allmählich 
die  Zahl  der  Arbeiter  verringere  (en  venant  peu  k  peu  k 
diminuer  le  nombre  des  ouvriers)^.  Jetzt  aber  nachzugeben 
sei  —  nach  seiner  Ansicht  —  unerläßlich,  „um  die  Ordnung 
und  Ruhe  wiederherzustellen,  die  durch  die  gegenwärtige 
Gärung  furchtbar  gestört  sei^  ^.  Dessenungeachtet  zog  sich 
die  Sache  hin,  und  die  Arbeiter  erklärten  inzwischen,  dass 
sie  ein  neues  Reglement  ausarbeiten  würden.  Den  Text  dieses 
ihres  Reglemententwurfes  haben  wir  in  den  Akten  nicht  ge- 
funden, wie  wir  auch  die  „Memoiren",  die  —  nach  den  Worten 
der  Arbeiter  zu  urteilen  —  noch  Ende  d.  J.  1789  überreicht 
worden  waren,  nicht  haben  finden  können.  Aber  der  Direktor 
Guillaumot  selbst  empfiehlt  in  einem  kurzen  Schreiben,  in 
dem  er  den  „völlig  friedlichen"  Charakter  seiner  Zusammenkunft 
und  Unterredung  mit  den  Arbeitern  hervorhebt,  dem  ersten 
Direktor,  seinem  unmittelbaren  Vorgesetzten,  Grafen  d'Angi- 
viller, diesen  Entwurf  als  „äußerst  vernünftig"  ®.    Gleich  bei 

Premier  röle  Stabil  pour  le  soulagement  des  ouvriers  de  la  Manufacture 
Koyale  des  Gobelins  vü  la  cherte  des  vivres  k  raison  de  vingt  sols  par 
semaine  pour  chaque  ouvrier  et  de  diz  sols  par  semaine  ponr  chacun 
de  lears  Enfants  hors  d'Etat  de  travailles.  (Im  ganzen  finden  sich  in 
den  Dokumenten  sechs  solcher  Berichte ;  drei  sind  von  den  Werkstätten 
for  das  erste  Halbjahr  (Untertitel:  six  premi^^rs  Mois  1790),  und  wieder 
drei  für  das  zweite  [ —  six  demiers  mois  1790]  eingeliefert  worden). 

>  Arch.  Nat  O'2052B-l  A  Paris  le  6  Mars  1790.  Gezeichnet: 
Bell4.  Der  Bericht  über  die  Angelegenheit  beginnt  in  dieser  Hand- 
schrift mit  den  Worten:  une  affaire  fort  s^rieuse  usw. 

'  ibid.:  pour  ramener  Pordre  et  la  tranquillit^  que  l'eflFervescence 
präsente  a  prodigiensement  troubl^. 

»  Arch.  Nat.  0 '20528-1.  Der  Brief  Guillaumots  ist  gezeichnet: 
Paris,  le  2  Juin  1790 La  Conference  avec  les  ouvriers  des  Go- 
belins a  eu  lieu  ce  matin  et  a  ^t6  des  plus  paisibles.  Ils  m'  ont  lu  un 
projet  de  röglement  fort  sage  etc. 
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Beginn  dieser  Konflikte  hatte  der  Graf  d'Angiviller  den  Ar- 
beitern einen  Brief  geschrieben^  in  welchem  er  ihnen  Mangel 
an  Vertrauen  ihrerseits  vorwarf.  Die  Arbeiter  antworteten 
ihm  darauf,  daß  ein  solcher  Vorwurf  sie  am  schwersten 
träfe  ^;  im  Gegenteil,  das  Vertrauen  zum  Grafen  „mache  ihre 
ganze  Hoffnung  und  ihr  Glück  aus*'^  Sie  bereiten  sich  so- 
gar dazu  vor,  schreiben  sie,  ihm  einen  neuen  Beweis  ihres 
Vertrauens  zu  geben,  indem  sie  die  Resultate  ihrer  Bera- 
tungen mit  Guillaumot  seinem  Ermessen  unterbreiten;  und 
sie  werden  ihn  nach  wie  vor  um  sein  Wohlwollen  anflehen, 
das  sie  durch  Dankbarkeit  und  Achtung  verdienen  wollen. 
Aber  der  Graf  beeilt  sich  nicht,  ihr  „Vertrauen*  zu  recht- 
fertigen, und  die  Arbeiter  erinnern  ihn  im  Herbst  nochmals 
an  ihre  Wünsche.  Als  das  Organ  der  Arbeiter  in  diesem 
Kampfe  erscheinen  18  Deputierte,  die  sie  noch  am  30.  Mai 
1790  ad  hoc  gewählt  hatten.  Eben  diese  Deputierten  erinnern 
nun  d'Angiviller  daran,  daß  es  an  der  Zeit  sei,  die  Ange- 
legenheit endgültig  zu  regeln.  Die  Sache  lag  so,  daß  d'Angi- 
viller  die  Arbeiter  auf  die  Schwierigkeit,  ihr  Gesuch  zu  be- 
friedigen, hinwies,  da  die  Staatskasse  erschöpft  sei.  (Die 
Deputierten  betonen  hierbei  nachdrücklichst,  daß  jeder  Ge- 
danke an  eine  Verminderung  der  Arbeiterzahl  auf  dem  Wege 
der  Entlassung  selbstverständlich  dem  feinfühlenden  und 
geradsinnigen  Herzen  des  Grafen  d'Angiviller  als  häßlich  er- 
scheinen müsse).  Der  Graf  zog  nun  die  Lösung  der  Ange- 
legenheit hin,  unter  dem  Verwände,  dass  sich  nichts  End- 
gültiges entscheiden  ließe,  solange  der  König  nicht  seinen 
Schatzmeister  ernannt  habe.  Da  die  königlichen  Manufakturen 
in  der  Verwaltung  des  Hofes  (Maison  du  Roi)  blieben,  so  ist 
es  natürlich,  daß  der  angeführte  Vorwand  den  Arbeitern  als 
ein  durchaus  wesentlicher  Umstand  erschien.  Nun  aber 
hätte  Seine  Majestät  seinen  Schatzmeister  (tresorier  de  la 
liste  civile)  bereits  ernannt,  die  Güte  des  Grafen  d' An  gi viller 
würde  also  durch  nichts  mehr  daran  gehindert,  das  Schicksal 
der  Arbeiter  endgültig  zu  entscheiden.  Die  Deputierten 
weisen  hierbei  darauf  hin,  daß  ihre  Kameraden,  die  sie  ge- 
wählt haben,  schon  ohnedies  mit  ihrem  Zögern  sehr  unzu- 
frieden seien.  Allerdings,  sagen  sie,  äußere  sich  diese  Unzu- 
friedenheit noch  nicht  in  Formen,  die  irgendwie  der  Ordnung 
zuwiderliefen,  doch  wiederholten  sich  von  Tag  zu  Tag  die 
Mahnungen  der  Genossen.  Interessant  in  diesem  Briefe  ist 
die  Stelle,  wo  die  Arbeiter  darauf  hinweisen,  daß  sie  beim 


*  Arch.  Nat.  O'2052B-i.  Der  Brief  der  Arbeiter  (Monsieur  le  Comte, 
nons  noas  eerions  dijk  justifids  usw.  usw.). 

' aossi  ce  qui  nous  a  le  plus  pen^tre  dans  votre  lettre,  Mon- 
sieur le  Comt«,  c'est  le  reproche  d^un  manque  de  confiance  qui  fait  au 
contraire  tout  notre  espoir  et  notre  bonheur (ibid.). 
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Eintritt  in  die  königliche  Manufaktur  gewisser  Vorteile  Ter- 
lustig  gingen:  so  mfißten  sie  unter  anderem  die  HoflFhnng 
auf  Eröffnung  eines  eigenen  Unternehmen»  aufgeben^.  In 
dieser  Stelle  des  Dokumentes  kennzeichnet  sich  ganz  der  Ar- 
beiter und  Handwerker  des  alten  Regimes:  sein  wirtschaft- 
liches Ideal  und  Endziel  bleibt  die  Hoffnung,  selbst  einmal 
ein  kleiner  Unternehmer  zu  werden;  und  indem  er  sich  nun 
an  einen  Beruf  hingibt,  in  welchem  er  stets  nur  eine  ge- 
mietete Arbeitskraft  bleiben  mufi,  betrachtet  er  dies  als  ein 
ernstliches  Opfer  seinerseits  und  erwartet,  dafi  der  Staat,  in 
dessen  Dienst  er  sich  begibt,  dieses  Opfer  in  ernste  Erwägung 
ziehe.  —  Die  Note  der  Arbeiterdeputierten  hat  es  offenbar 
veranlafit,  daß  man  sich  mit  der  Prüfung  der  Angelegenheit 
beeilte.  Der  ganze  Verlauf  der  Dinge  gab  dem  anonymen 
Verfasser  eines  Berichtes,  der  jedenfalls  dem  Grafen  d'Angi- 
viller  vorgelegt  worden  war,  recht  trübe  Gedanken  ein.  Ihn 
erschrecken  die  Forderungen  der  Arbeiter,  doch  gibt  er 
keinen  positiven  Rat;  und  er  erklärt  sogar,  obwohl  er  die 
ihm  zugegangenen  Papiere  wieder  und  wieder  durchgelesen 
habe,  sei  er,  je  mehr  er  gelesen,  um  so  weniger  imstande  ge- 
wesen, bei  irgend  einem  Gedanken  stehen  zu  bleiben'.  Der 
Verfasser  behauptet,  schon  seit  langem  habe  er  den  Eintritt 
jener  „Anarchie*  erwartet,  die  nun  schon  „15  Monate  lang* 
herrsche.  Im  Projekt  des  neuen  Reglements,  das  von  den 
Arbeitern  in  Vorschlag  gebracht  wird,  sieht  er  „une  r6volte 
ouverte* ,  eine  offene  Empörung.  Dieses  für  uns  bemerkens- 
werte Reglement  wird  vom  Verfasser  der  besagten  Denkschrift 
seinem  Wesen  nach  so  charakterisiert:  Die  Arbeiter,  die 
äusserlich  ihre  Achtung,  ihren  Eifer  und  ihre  Erkenntlichkeit 
ausdrücken,  wollen  im  Grunde  alle  Mittel  erhalten,  um  auf 
gesetzlichem  Wege  die  Herren  der  Leitung  der  Manufaktur 
zu  werden;  bei  einer  derartigen  Lage  der  Dinge  erscheine 
ihm  der  Ausdruck  der  Achtung,  des  Eifers  und  der  Erkennt- 
lichkeit wie  ein  Hohn^  Er  fragt  entrüstet,  wie  man  sich 
mit  dem  Gedanken  abfinden  solle,  daß  die  Arbeiter  der  Manu- 
faktur   sich    das    „Recht,    ständigen    Komitees,   be- 


>  Arch.  Nat  O»2052.  Der  Brief  trägt  den  Vermerk :  Paris  31  Octobre 
1790 :  . . .  qa*en  entrant  dans  la  Mannfacture  ...  ils  renon^oient  aax 
avantages  communa  k  tontes  les  autres  professions  tel  qa'un  Etablisse- 
ment  personnel  etc. 

s  Arch.  Nat  O12052B-I.  Observations  (am  Rande:  Gobelins).  Die 
Handschrift  nmfaftt  2Vt  Seiten  grofien  Formates. 

*  Archive«  Nat  0*2052  B-^I car  en  fin  comment  ne  pas  la 

(d.  h.  „ane  revolte  onverte**)  voir  tr^s  nettement  d^montr^e  dans  ce  pro- 
jet  de  r^glement  qne  proposent  les  ouvriers  et  dans  lequel  sous  Pex- 
pression  apparante,  mais  trop  derisoire,  dn  respect,  du  zöle  et  de  ia 
reconnaissance,  ils^  ^tablissent  tons  les  morens  de  se  rendre  l^galement 
maitres  de  la  gestion  d'one  Mannfactnre  dont  ils  vivent  cependant 
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sonderen  Komitees  zu  unterstehen^,  erwerben 
wollen?  Er  begreift  es  nicht,  wie  man,  falls  dies  zugelassen 
würde,  hoffen  könne,  in  Zukunft  das  Unternehmen  zu  ver- 
walten. Diese  ganze  „Anarchie**  sei,  nach  seiner  Meinung, 
hervorgerufen  durch  die  früheren  Direktoren,  die  den  „Geist 
der  Insubordination**  vorbereitet  hätten,  und  besonders  durch 
den  letzten,  im  J.  1789  verstorbenen  Direktor  Pierre.  Das 
alte  Reglement  sei  gut  gewesen,  aber  „der  Geist  der  Revo- 
lution erlaubt  vielleicht  nicht  mehr,  an  dies  Reglement  zu 
denken,  und  vielleicht  könnte  man  auch  nicht  mehr  ohne 
Gefahr  auf  ihm  bestehen**  *.  Das  alte  Reglement  (vom  Jahre 
1783)  machte  den  Direktor  zum  unbedingten  Herrn  des  ganzen 
Unternehmens,  von  den  Arbeitern  aber  wurde  nur  unver- 
brüchlicher Gehorsam  verlangt.  Nach  den  angeführten  Worten 
zu  urteilen,  wollte  der  jetzt  i.  J.  1790  vorgelegte  Entwurf 
eine  gewisse  Selbständigkeit  der  Arbeiter  feststellen,  und, 
was  die  Hauptsache  ist,  er  strebte  unter  ihnen  eine  bestimmte 
Organisation  an,  ein  Versuch,  der  für  die  Arbeiter  der  da- 
maligen Großindustrie  höchst  bemerkenswert  ist.  Aber  nicht 
dieses  allein  erscheint  dem  Verfasser  des  Berichtes  gefähr- 
lich; er  gibt  „das  Unglück  eines  Arbeiterlebens**  ^ ,  eines 
Lebens  voller  Bedrängnisse  und  Armut  zu,  weist  aber  zugleich 
darauf  hin,  dafi  „jeder  Lohn  eine  Grenze  und  ein  Maß**^ 
haben  müsse,  und  daß  die  Manufaktur  schon  ohnedies  dem 
Könige  nur  Verluste  bringe.  Indem  er  den  Zusammenbruch 
der  Manufaktur  voraussagt,  fragt  er,  welcher  Art  denn  die 
Mittel  zum  Leben  der  Arbeiter  sein  werden,  „welche  die 
Kraft  zum  Widerstand  oder  vielmehr  zu  ihren  Befehlen  nur 
aus  dem  Mitleid  und  der  Nachsicht  schöpfen,  die  man  ihnen 
erweist?"*  Er  bedauert,  daß  diese  „armen  Leute"  den  Ab- 
grund nicht  sehen,  den  sie  unter  ihren  Füßen  graben^  .  .  . 


'  . . . .  Comment  se  pr^ter  a  l'id^e  qne  des  onvriers  ....  se  feront 
de  leur  admission  dans  une  Manufacture  d^autant  plus  Boyale  qu'elle 
est  directement  stipendi^e  par  le  Roi,  un  titre  pour  se  subordon- 
ner  k  des  comit^s  permanents,  k  des  comit^s  particuliers? 
(ibid.  im  Original  unterstrichen). 

'  L'esprit  de  la  revolution  ne  permet  ^eut  §tre  plus  de  songer  k 
ce  rSglement  et  peut  ^tre  aussi  n'y  pourrait  on  insister  sans  danger 
(ibid.  wie  umstehend). 

'  Je  suis  loin  de  voter  pour  aggraver  le  malheur  de  la  vie  trop 
resserde  trop  parcimonieuse  d'un  ouvrier  ....  (ibid.). 

^  . . .  mais  tont  salaire  doit  avoir  un  terme  et  une  mesure.  £t 
combien  est  immense  la  classe  des  m^tiers  qui  ne  rendent  pas  un  ^cu 
par  jour.  £n  ce  moment  le  Roi  peut  k  peine  payer.  £t  cfoie  sera-ce 
sIl  taut  se  porter  k  une  augmentation  de  20  milie  ^cus  aussi  sterile  que 
la  d^pense  qui  se  fait  d^jk?    L'6tablissement  croulera  etc.  (ibid.). 

^  ...  ces  ouvriers  qui  n*empruntent  leur  force  r^si staute  ou  plutöt 
imperative  que  de  la  piti^,  de  la  condescendance  qu'on  leur  marque? 
Panvres  gens  qui  ne  voyent  pas  qu'ils  creusent  PäDime  entre-ouvert 
sous  leur  pieds!  (ibid.). 
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Er  erhofift  so  viel  von  dieser  letzteren  Erwägung,  dafi  er  seine 
Schrift  mit  dem  Rate  schließt,  die  Arbeiter  mit  diesem  Argu- 
ment niederzuschlagen^  ^  Offenbar  hielt  sowohl  die  Admini- 
stration, in  der  Person  d'Angivillers,  als  auch  die  Arbeiter 
selbst  für  die  brennendste  und  wichtigste  Frage  eben  die  Lohn- 
frage, und  nicht  die  der  Organisation  „ständiger^  oder  sonst 
welcher  „Komitees**,  von  denen  der  Verfasser  der  Denkschrift 
redet.  Im  allgemeinen  aber  lag  die  Sache  so,  dafi  einerseits 
über  den  Arbeitern  tatsächlich  das  Damoklesschwert  einer 
völligen  Schließung  der  Manufaktur  hängen  mufite,  falls  sie 
zu  entschieden  und  unversöhnlich  die  Frage  der  Befriedigung 
ihrer  Forderungen  hätten  stellen  wollen  (vergessen  wir  nicht, 
dafi  gerade  zu  jener  Zeit  Marat  in  der  Presse  darauf  auf- 
merksam machte,  dafi  die  Unterhaltung  der  Gobelins  und  der 
anderen  königlichen  Manufakturen  unnütz  sei  und  für  die 
Tasche  des  Volkes  verheerend);  anderseits  aber  hielt  es  die 
Administration,  die  ebenfalls  eine  Schließung  nicht  wünschte 
und  diese  Drohung  offenbar  nur  als  ultima  ratio  sich  reser- 
vieren wollte,  nicht  für  möglich,  sich  den  Arbeiterforderungen 
zu  widersetzen,  die  selbst  der  Direktor  Guillaumot,  wie  wir 
sehen,  vernünftig  genannt  hatte.  Wie  aus  den  Dokumenten 
von  1791  und  den  folgenden  Jahren  hervorgeht,  waren  die 
Punkte  der  Arbeiterforderungen,  die  auf  ihre  Organisation 
Bezug  hatten,  in  Wegfall  gekommen,  hinsichtlich  des  Arbeits- 
lohnes aber  gelang  es  ihnen,  zu  erwirken,  dafi  er  nicht  mehr 
auf  Akkord,  sondern  nach  Tagen  berechnet  wurde,  wobei 
natürlich  die  Arbeiter  in  Klassen  eingeteilt  werden  müfiten, 
entsprechend  der  Wichtigkeit  der  ihnen  aufgegebenen  Arbeit 
und  ihrer  Kunstfertigkeit.  Das  Kompromifi  kam  am  31.  Dez. 
1790*  zustande.  Dem  Oberchef  der  königlichen  Manufakturen, 
d'Angiviller,  war  ein  Projekt  neuer  Ordnungen  vorgelegt 
worden,  das  er  für  geeignet  hielt,  den  Forderungen  der  Ar- 
beiter ein  Ziel  zu  setzen,  und  das,  nach  seiner  Meinung,  als 
die  Mitte  erschien  „zwischen  äußerster  Härte  und  allzugrofier 
Nachgiebigkeit"*.  In  einem  Schreiben  d'Angi villers  ist  die 
Rede  ausschließlich  vom  Arbeitslohn,  von  der  neuen  Art,  die 
Arbeiter  zu  entlohnen,  und  von  der  aus  diesem  Grunde  un- 
vermeidlichen Erhöhung  der  Ausgaben  für  die  Manufaktur. 


'  C'est  peut  Stre  \k  ce  dont  il  serait  important  de  les  frapper  etc. 

(ibid.). 

«  Arch.  Nat.  O>2052B-n.  Brief  d'Angiviiiers  an  den  Direktor. 
Grezeichnet:  A  Versailles  le  3  Janvier  1791.  Das  von  Gnillaumot  ver- 
faßte Reglement  ist  am  81.  Dezember  1790  von  Graf  d'Angiviller  be- 
stätigt worden. 

'  Arch.  Nat,  loc.  cit:  Le  nouvel  arraneement,  Monsieur,  que  vons 
m'avez  propos^  pour  terminer  Taffaire  des  Grobelins  m'a  paru  admissible 
et  propre  a  mettre  fin  auz  r^clamations  des  ouvriers  en  tenant  un 
mibeu  entre  la  rigueur  extreme  et  une  trop  grande  condescendance. 
Durch  ihn  bestätigt  waren  diese  Verfügungen  noch  am  31.  Dezbr.  1790. 
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Er  fordert  die  Administration  der  Gobelins  auf,  mit  allen 
Mitteln  zu  versuchen,  dieses  Anwachsen  der  Ausgaben  irgend- 
wie zu  kompensieren,  z.  B.  durch  eine  Verminderung  der 
Zahl  der  Gesellen  und  weiter  durch  eine  stetige  Einschrän- 
kung der  Zahl  der  Arbeiter  selbst.  Dieser  Grundton,  —  der 
dringende  Wunsch,  die  Arbeiterzahl  möglichst  zu  verringern,  — 
kehrt  nun  immer  wieder^;  doch  sollte  dies  allmfthlich  ge- 
schehen, um  nicht  eine  neue  Bewegung  unter  den  Arbeitern 
hervorzurufen.  Die  Arbeiter  der  Manufaktur  de  la  Savonnerie, 
die  ebenfalls  seit  d.  J.  1790  eine  Verbesserung  ihrer  Lage 
anstrebten,  und  deren  Angelegenheit  hinausgeschoben  wurde 
bis  zur  Entscheidung  in  der  Sache  der  Gobelins,  erzielten  im 
J.  1791  eine  gleiche  Beform  wie  die  Arbeiter  der  Gobelins: 
d'Angiviller  war  damit  einverstanden,  ermutigt  durch  die  Be- 
sultate,  die  auf  den  Gobelins  erreicht  waren,  wo,  wie  er 
glaubte,  wieder  Ordnung  herrschte'.  Und  wirklich:  von  einer 
gegen  die  Administration  der  Manufaktur  gerichteten  Gärung 
unter  den  Arbeitern  hören  wir  nun  nicht  mehr,  abgesehen  von 
der  Bitte  eines  der  Administratoren,  d'Angiviller  möchte  doch 
für  die  Zukunft  die  Zahl  der  Gesellen  in  jeder  Werkstatt  ge- 
nau festsetzen,  tla  sonst  die  Arbeiter  die  Administration  mit 
Bitten  und  Ansprüchen  überhäuften,  indem  sie  die  Aufnahme 
ihrer  Kinder  als  Gesellen  verlangten.  Aber  auch  dieser 
Gärung  („ formen tation")  könne  man  leicht  ein  Ziel  setzen: 
man  brauche  blofi  eine  bestimmte  Normierung  zu  erlassen. 
„Wenn  auch  (unter  den  Arbeitern)  sich  freche  Menschen  be- 
fänden, so  bestehe  doch  die  Mehrzahl  aus  verständigen  Leuten, 
die,  sobald  erst  das  Gesetz  geschaffen  und  zur  Kenntnis  ge- 
bracht sei,  dieses  auch  einhalten  würden  ^  Diese  Ausnahme, 
die  im  vollen  Sinne  des  Wortes  die  Regel  bestätigt,  zeigt  uns, 
wie  die  Stimmung  der  „Mehrzahl"  der  Arbeiter  auf  den  Go- 
belins im  Jahre  1791  war ;  später  hören  wir  selbst  von  solchen 
Ausnahmen  nichts  mehr.  Die  Dokumente  sagen  uns,  daß, 
ungeachtet  der  sich  bereits  stark  fühlbar  machenden  Lebens- 
mittelteuerung, der  Durchschnittslohn  der  Gobelinarbeiter  im 
Jahre  1791  ihnen  noch  die  Möglichkeit  gab,  mit  der  Not  zu 
kämpfen.  Wie  hoch  war  nun  der  Verdienst  der  Arbeiter 
entsprechend  den  neuen  Ordnungen,  deren  Bestätigung  sie 
gegen  Ende  des  Jahres  1790  durchgesetzt  hatten?  Diese 
Ordnungen  traten  mit  dem  Beginn  des  Jahres  1791  in  Kraft, 


*  Siehe  z.  B.  Arch.  Nat.  0*2052^-11.  Dokument,  gezeichnet  vom 
8.  Juin  1791:  Rp.  81  u.  a. 

"  Arch.  Nat.  0^2052 B-II.  Der  Brief  ist  gezeichnet:  le  6  fevrier 
1791 :  ....  les  affaires  de  la  Manufacture  des  Gobelins  ^tant  k  peu  prös 
arrang^es  d'une  mani^re  stable,  —  nsw. 

^  Arch.  Nat.  0*2052  B-ii.  Ein  Brief  Belle's,  gez.  Paris  le  10  Avrjl 
1791. . . ,  S'il  est  des  pr^somptneux,  —  la  majorit^  est  des  hommes  rai- 
flonnables  et  qui,  la  loi  une  lois  faite  et  manifest^e,  —  la  soutiendront. 
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und  gleich  darauf  war  schon  der  Tarif  für  die  Entlohnung 
der  Arbeiter  ausgearbeitet  worden  ^  Die  Manufaktur  wurde 
eingeteilt  in  drei  Werkstatten  (ateliers),  die  unter  der  Leitung 
von  drei  „entrepreneurs*  standen.  Die  Arbeiter  jeder  Werk- 
stfttte  waren  in  fünf  Klassen  eingeteilt'.  Die  der  ersten  er- 
hielten 24  Livres  die  Woche,  die  der  zweiten  Klasse  21  Livres, 
die  der  dritten  18  Livres,  die  der  vierten  15  Livres,  die  der 
fünften  12  Livres.  Zur  ersten  Klasse  gehörten  in  der  ganzen 
Manufaktur  (Anfang  1791)  12  Mann,  zur  zweiten  19,  zur 
dritten  27,  zur  vierten  20  und  zur  fünften  13.  Überdies  be- 
saß jede  Werkstatt  ihren,  außerhalb  der  Klassen  steheuden 
„Premier  ouvrier**,  der  32  Livres  in  der  Woche  erhielt.  Zu- 
gleich darf  nicht  vergessen  werden ,  daß  die  Gobelinarbeiter 
außerdem  freie  Wohnung  oder,  falls  es  auf  der  Manufaktur 
an  Raum  mangelte,  besondere  Wohnungsgelder  erhielten. 
Was  die  Gesellen  betriift,  so  war  für  sie  ein  besonderer  Tarif 
aufgestellt:  im  Laufe  der  ersten  zwei  Jahre  seines  appren- 
tissage  erhielt  der  Geselle  2  Livres  die  Woche,  im  dritten 
Jahre  3  Livres,  im  vierten  Jahre  4  Livres,  im  fünften  Jahre 
5  Livres  und  im  sechsten  Jahre  6  Livres.  Von  der  Gesamt- 
zahl der  im  Jahre  1791  an  der  Manufaktur  beschäftigten' 
25  Gesellen  erhielten  8  je  2  Livres  die  Woche,  6  je  3  Livres^ 
4  je  4  Livres  und  6  je  5  Livres  (außerdem  erhielt  einer,  ent- 
gegen dem  Tarif,  1  Livre,  wobei  neben  seinem  Namen,  wie 
als  Erklärung  dazu,  bemerkt  ist:  fils  de  Tltalien). 

Der  Arbeitstag  war  auf  12  Stunden  normiert,  wobei  er 
in  vier  Teile  geteilt  war :  alle  drei  Stunden  machte  der  Ver- 
walter die  Runde  in  den  Werkstätten,  notierte  die  Fehlenden 
und  strafte  die  Abwesenden  mit  Lohnabzügen.  Gesellen 
wurden  im  Alter  von  12  Jahren  an  aufgenommen,  wobei  im 
Reglement  der  Vorbehalt  gemacht  war,  daß  das  Gehalt  des 
Gesellen  zu  teilen  sei  zwischen  ihm  und  dem  Arbeiter,  unter 
dessen  Leitung  er  arbeite  '.  Nach  sechsjähriger  Lehrzeit  wird 
er,  falls  man  ihn  für  dazu  befähigt  erachtet,  den  Arbeitern 
zugezählt;  andernfalls  bleibt  er  noch  Geselle.  Allerdings  er- 
hielten die  Kinder  der  Arbeiter  gewöhnlich  den  Vorzug  vor 
den  „enfants  6trangers*,  und  den  Vätern  war  es  sogar  ge- 
stattet, sie  nicht  vom  zwölften,  sondern  schon  vom  neunten 


^  Arch  Nat.  0^2052  B—ii;  Noavel  Etablisseinont  pour  fixation  des 
salaires  des  ouvriers  tapissiers  des  Gobelins  k  compter  dn  l«'  Janvier 
1791.    (Am  Rande  gez.:  Rp.  36,  2S  Mars  1791. 

*  Diese  Klassen  sind  rar  die  beiden  letzten  Werkstätten  bezeichnet 
mit  den  Zahlen:  1,  2,  3,  4,  5;  für  die  erste  Werkstatt  aber  mit  den 
Zahlen  ],  2,  8,  8,  4;  alles  Übrige  ist  gleich.  Für  die  erste  Werkstatt 
entspricht  die  zweite  Ziffer  8  der  4,  die  Zahl  4  der  5. 

»  Arch.  Nat.  O»2052B-u.  Suite  du  Reglement  arrßt*  ...  31.  De- 
cembre  1790,  relatif  au  nouveau  mode  de  payement  des  ouvriers.  Ab- 
schnitt: Des  apprentis.    Art.  3®. 


132.  11 

Jahre  an  mitzubriDgen,  damit  sie  bis  zum  Moment  ihrer  Auf- 
nahme als  Gesellen,  also  bis  zum  zwölften  Jahre,  bereits 
einiges  gelernt  hätten  und  dadurch  ein  Vorrecht  vor  den 
Fremden  hatten.  —  Das  Reglement  vom  31.  Dezember  1790 
hatte  den  Frieden  in  den  inneren  Verhältnissen  der  Gobelin- 
manufaktur gesichert.  Aber  die  Fabrik  sollte  noch  sehr 
schwere  Zeiten  durchleben :  die  durch  Verminderung  des  Ab- 
satzes bedingte  Krisis,  die  schon  im  Jahre  1789  sich  zu  zeigen 
begonnen  hatte  und  in  den  Jahren  1790  und  1791  scheinbar 
ein  wenig  zurückgegangen  war,  nimmt  seit  dem  Jahre  1792 
bereits  erschreckende  Formen  an. 

IL 

Im  Jahre  1791  noch  wurden  145  aunes  carröes  *  angefer- 
tigt; allein  für  das  Jahr  1792  wird  diese  Zahl  schon  als  un- 
erreichbar hingestellt,  solange  nicht  die  „Ruhe  und  Ordnung" 
wiederkehren  würde,  in  welchem  Fall  man  auf  eine  bedeutend 
größere  Produktion  werde  rechnen  können.  Dip  Vermin- 
derung des  Absatzes  von  Luxusartikeln,  welche  sich  seit  den 
ersten  Jahren  der  Revolution  bemerkbar  machte,  nahm  im 
Jahre  1792  den  Charakter  einer  akuten  Krisis  an.  Der  Krieg 
mit  der  europäischen  Koalition,  der  die  ausländischen  Märkte 
für  die  Produkte  der  Gobelinmanufaktur  verschloß,  trug 
natürlich  sehr  ernstlich  zur  Beschleunigung  und  Verschärfung 
der  Krisis  bei.  An  der  Freude,  mit  welcher  die  Administration 
erfährt,  daß  fünf  Arbeiter  in  den  Kriegsdienst  eingetreten 
sind,  an  der  Hast,  mit  welcher  sie  zum  voraus  beschließt,  sie 
im  Falle  einer  Rückkehr  nicht  mehr  aufzunehmen  ^  an  dem 
Vergnügen,  mit  welchem  der  Intendant  de  la  liste  civile  de 
la  Porte,  der  an  d'Angivillers  Stelle  getreten  war,  vernimmt, 
daß  ein  Kaufmann  zur  Versendung  nach  Spanien  5  Stück 
Gobelingewebe  gekauft  habe^,  und  an  anderen  Anzeichen 
können  wir  deutlich  sehen,  daß  schon  in  der  ersten  Hälfte 
des  Jahres  1792  die  Lage  der  Manufaktur  eine  äußerst 
schwierige  war  und  der  Verkauf  ihrer  Produkte  bereits  als 
ein  seltenes,  freudiges  Ereignis  erschien.  Seit  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  1792  machte  sich  der  Krieg  der  französi- 
schen Industrie  überhaupt  und  den  königlichen  Manufakturen, 
welche  Luxusartikel  anfertigten,  im  besonderen  immer  härter 
fühlbar.  Anfang  August  1792  wurden  die  Bestände  der 
Manufaktur  revidiert  und  einige  Ausgaben  verkürzt.  Auf- 
gehoben wurden  das  Amt  eines  Oberinspektors  der  Manufaktur, 


^  Eine  aulne  (aune)  jener  Zeit  in  Paris  ^  (ungef.)  1  m  18  c. 

' cela  seconde  mon  projet  de  r^dnire  le  nombre  des  ouvriers, 

—  schreibt  bei  diesem  Anlaß  d'Angiviller  dem  Direktor  Guillaumot. 
Arch.  Nat.  0^2052 B-8,  gez.  Paris  le  2  Fevrier  1792. 

»  Arch.  Nat.  O>2052-8.    Der  Brief  datiert  vom  6.  Mai  17Ö2. 
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der  Posten  eines  „Malers  der  Akademie*^  (d.  h.  der  Mal- 
schale, die  auf  den  Gobelins  bestand),  der  eines  Arztes  usw. 
Was  die  drei  Verwalter  („entrepreneurs*')  der  Werkstätten 
betrifft,  so  hörten  diese  seit  Anfang  1791  nicht  auf,  sich  über 
den  Rückgang  ihrer  Einnahmen  zu  beklagen :  nach  dem  alten 
Reglement  hatten  sowohl  sie  als  auch  die  Arbeiter  Stücklohn 
(ä  la  täche)  erhalten;  seit  dem  1.  Januar  1791  wurde,  nach 
dem  neuen  Reglement,  den  Arbeitern  der  Lohn  nach  Tagen 
berechnet,  der  Arbeitstag  war  kürzer  geworden,  und  außer- 
dem —  worauf  die  Entrepreneurs  hinwiesen  —  brachten  die 
Arbeiter  im  allgemeinen  die  Hälfte  dessen  zustande,  was  sie 
früher  angefertigt  hatten  (denn  es  fehlte  der  Antrieb,  sich 
besonders  um  die  Quantität  der  angefertigten  Gegenstände 
zu  bemühen).  Die  Entrepreneurs  erhielten  aber  aus  der 
Kasse  nach  wie  vor  Stücklohn,  was  ihre  Einnahmen 
stark  beeinträchtigte.  Anfang  August  1792  war  das  Gehalt 
für  die  drei  Entrepreneurs  zusammen  auf  11 000  Livres 
im  Jahr  festgesetzt  (also  etwa  3666  Livres  jährlich  für 
jeden)  ^  Nun  aber  kam  der  10.  August  1792.  Mit  dem 
Sturze  der  Monarchie  sollte  die  „liste  civile**  aufgehoben 
werden,  und  eine  Unruhe  bemächtigte  sich  der  Arbeiter, 
welche  eine  Schließung  der  Manufaktur  befürchteten.  Durch 
Yermittelung  der  Pariser  Kommune  suchten  sie  den  Minister 
des  Innern,  Roland,  von  ihrer  Besorgnis  in  Kenntnis 
zu  setzen.  In  der  Denkschrift,  die  sie  verfaßt  hatten  *,  wiesen 
sie  darauf  hin,  daß  jetzt  ihre  Manufaktur  allerdings  nicht 
als  ein  dem  Staate  nützliches  Unternehmen  betrachtet  werden 
könne,  daß  sie  aber  unentbehrlich  sei  zur  Förderung  der 
Kunst  und  zur  Erhaltung  des  Ruhmes  der  Nation;  sie  er- 
innerten daran,  daß  die  Erzeugnisse  der  Manufaktur  „in 
glücklichen  Zeiten''  dazu  beitrügen,  zahlreiche  Fremde  ins  Land 
zn  ziehen,  durch  welche  der  Aufwand  für  die  Manufaktur 
wieder  ersetzt  werde.  Es  folgen  dann  Argumente,  die  wir 
bereits  aus  den  Petitionen  der  Arbeiter  von  Beauvais  kennen : 
sie  hätten  sich  von  Jugend  auf  für  das  ganze  Leben  dieser 
Kunst  gewidmet,  sie  wüßten  nicht  wohin,  falls  die  Manufaktur 
geschlossen  würde;  sie  wollten  in  ihren  Erzeugnissen  der 
Nachwelt  die  für  die  Freiheit  vollbrachten  Taten  überliefern, 
„anstatt  der  Denkmäler  des  Stolzes,  die  sie  so  lange  zu 
schaffen  gezwungen  worden  seien/  Sie  rechnen  heraus,  daß 
ihr  Unterhalt  der  Staatskasse  gegen  9000  Livres  monatlich 


*  Der  vorffelegte  Überschlag  am  Rande,  —  sez.  10  Aout,  Manu- 
facture  des  Gooelins,  adm.  No.  17.  Die  Handsenrift  heißt:  Etat  de 
propositions  pour  traitements  et  appointements.  Die  Beschlüsse  finden 
sich  am  Rande. 

«  Arch.  Nat.  O»2052B-in  Copie  du  memoire  remis  a.  M.  M.  les 
commissaires  de  la  Section  du  minist^re  pour  pr^parer  leur  Rapport 
aar  la  Mannfacture  des  Gobelins,    (admon-  No.  89.) 
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koste  (nicht  gerechnet  die  Wohnungsgelder,  die  man,  nach  ihren 
Worten«  abschaffen  könne,  indem  man  sämtliche  Arbeiter  in  den 
Gebäuden  der  Manufaktur  unterbringe,  da  der  Raum  für  alle 
ausreiche).  Die  Arbeiter  waren  bemüht,  in  jenen  aufgeregten 
Augusttagen  das  schreckliche  Gespenst  einer  Schließung  der 
Manufaktur  von  sich  fernzuhalten;  das  geht  aus  einem 
charakteristischen  Dokument^  hervor,  welches  dem  Minister 
des  Innern  vorgelegt  wurde,  bevor  noch  irgend  eine  Antwort 
auf  die  erste  Petition  erfolgt  war.  Hier  erklären  die  drei 
Vertreter  der  Arbeiter  im  Namen  der  Majorität,  ohne  die 
,,nichtige  Aufregung",  die  einige  Kameraden  ergriffen  habe,  zu 
teilen,  bitten  sie  doch,  um  „die  vollkommene  Einigkeit,  die 
nicht  aufhöre,  in  ihren  Werkstätten  zu  herrschen,  darzutun'', 
ebenfalls  den  H.  Minister,  die  Frage  der  Manufaktur  zu  klären 
und  „die  Hoffnung  der  Arbeiter  auf  die  Gerechtigkeit  der 
Nationalversammlung  und  seine  eigene  zu  festigen."  Ihrer- 
seits brachte  die  Pariser  Kommune  schon  von  sich  aus  in  der 
Nationalversammlung  eine  Petition  um  Erhaltung  der  Gobelins 
ein.  Die  Kommune  spricht  vom  Nutzen  „des  einzigen  In- 
stitutes, welches  den  Neid  der  Ausländer  errege,"  und  von 
der  Notwendigkeit,  es  zu  erhalten.  Da  die  liste  civile  auf- 
gehoben sei,  könnten  die  Arbeiter  ohne  Geld  bleiben,  wenn 
nicht  die  Versammlung  eine  temporäre  Auszahlung  verfüge 
und  sich  mit  der  fernem  Regelung  der  Sache  befasse.  Diese 
Arbeiter  aber  verdienten  überdies  von  Seiten  der  Versammlung 
eine  günstige  Stellung  auch  aus  dem  Grunde,  weil  sie,  „ob- 
schon  aus  der  Zivilliste  bezahlt,  doch  nie  vom  Patriotismus 
abgewichen  wären  (quoique  pay6s  de  la  liste  civile,  n'ont  Ja- 
mals derog6  au  patriotisme)" :  sie  dienten  in  der  Nationalgarde^ 
brächten  patriotische  Opfer,  zehn  von  ihren  Kameraden 
kämpften  an  den  Grenzen.  Noch  mehr:  die  Kommune  weist 
auf  die  Gefahr  von  selten  Katharinas  II.  hin,  welche  durch 
ihre  Emissäre  die  „Künstler"  der  Gobelinmanufaktur,  falls 
diese  geschlossen  würde,  zu  sich  auffordern  könne: . . .    „Sie 


1  A  Monsieur  le   Ministre   de   rint^rieur.     Monsieur,  une   vaine 
BoUicitude  agite  en  ce  moment  quelques  ou\'Tiers  de  la  Manufacture  des 


primitif  oui  jpla^oit  cet  Etablissement  qui 
honore  les  arts  dans  la  main  de  la  Nation ,  comme  capable  de  porter 
atteinte  k  leur  sort.  Neanmoins,  Monsieur,  pour  continuer  de  mani- 
fester la  parfaite  union  qui  n'a  cesser  de  r^gner  dans  leurs  atteliers, 
tous  se  reunissent  en  ce  moment  pour  vous  supplier  de  les  Eclairer  k 
cet  "  ' 
leur 

drei   ^,    ,  ^, 

atteliers.  (Umstehend  eine  Nachschrift  darüber,  wohin  die  Antwort  zu 
richten  sei.)  Arch.  Nat.  O>2052B-ni.  Am  Rande:  R.  i  la  6  Dir. 
20  Aout. 
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werden  sieh  beeilen,  die  Hoffnung  dieser  nordischen  Despotin 
zu  zerstören,  deren  Reich  schon  ohnehin  mehr  als  genug  von 
berühmten  Künstlern  unserer  Nation  bevölkert  ist",  und  „die 
immer  bestrebt  ist,  sich  auf  Kosten  der  Franzosen  zu  be- 
reichem, indem  sie  sich  der  Vermittelung  ihrer  Emissäre  be- 
dient" ^  Die  Befürchtungen  der  Arbeiter  erwiesen  sich  vor- 
läufig als  verfrüht.  Der  früher  „königlichen'',  jetzt  „natio- 
nalen" Manufaktur  drohte  keine  Schließung;  aber  zugleich 
war  der  Minister  des  Innern,  Roland,  Anhänger  der  ent- 
schiedensten Sparsamkeit  in  allem,  was  auf  industrielle  An- 
stalten dieser  Kategorie  Bezug  hatte ;  und  damit  mußte  stark 
gerechnet  werden.  Der  neue  Direktor  (Nachfolger  Guillau- 
mots),  Audran,  versuchte  mit  allen  Mitteln  die  Aufmerksam- 
keit des  Ministers  von  den  Etats  der  höheren  Angestellten 
abzulenken  und  sie  auf  den  Teil  der  Ausgaben  zu  richten, 
der  die  Arbeiter  betraf.  Er  bemüht  sich,  Roland  den  Ge- 
danken nahezulegen,  daß  d'Angiviller  einen  schrecklichen 
Fehler  begangen  hätte,  als  er  den  Forderungen  der  Arbeiter 
gegen  Ende  des  Jahres  1790  nachgegeben  und  sowohl  dem 
Ersatz  des  Stücklohnes  durch  Tagelohn,  als  auch  der  Fest- 
legung der  Höhe  dieses  Lohnes,  wie  sie  ihm  von  den  Ar- 
beitern vorgeschlagen  war^,  blind  zugestimmt  hätte.  Dennoch 
hält  er  es  nicht  für  möglich,  mit  einem  Male  zu  entschiedenen 
Maßnahmen  zu  greifen,  wie  z.  B.  zur  Aufhebung  der  ge- 
machten Zugeständnisse,  sondern  er  macht  den  Vorschlag,  „im 
Laufe  einiger  Jahre  das  zu  tun,  was  man  in  einem  Jahre 
nicht  tun  könne",  nämlich,  allmählich  die  Zahl  der  Arbeiter 
derart  zu  vermindern ,  daß  ihrer,  statt  über  hundert,  nur 
40 — 50  Mann  verblieben.  Ferner  müsse  man  Käufer  anlocken 
„durch  leichte  und  angenehme  Sujets  der  Gobelins" ,  wobei 
letztere  zu  billigeren  Preisen  angefertigt  werden  müßten. 
Schließlich  müsse  man  der  Gobelinmanufaktur  die  Teppich- 
manufaktur de  la  Savonnerie  angliedern,  was  das  Budget  der 
Gobelins  entlasten  würde.  Aber  in  jenen  ersten  Monaten 
seines  zweiten  Ministeriums  war  Roland  zu  sehr  beschäftigt, 
als  daß  er  das  Schicksal  der  Gobelins  endgültig  hätte  ent- 
scheiden können;  er  begnügt  sich  vorläufig  mit  der  festen 
Durchführung  des  „Regimes  der  Ökonomie",  wie  sich  einer 


*  Arch.Nat  0*2052  B— III.  Copie  de  la  Petition,  pr^sent^  k  rassem- 
bl^e  Nationale  par  la  Commune  de  Paris :  ...  vous  vous  empresserez 
de  d^traire  T^spoire  de  cette  deapote  du  Nord  dont  r£mpire  n'est  d^jk 
que  trop  peuple  d'artistes  c^l^bres  de  notre  Nation  et  qai,  en  politiqae 
aussi  aaroite  qu'ambitieuse  tient  toujours  des  ^missaires  parmi  nous 
pour  s'enrichir  de  nos  d^pouilles. 

*  S.  Bericht  Andrans  an  den  Minister  des  Innern.  Grez. :  Des  Go- 
belins 6  Octobre  1792,  l'an  4me  de  la  libertd,  N.  1802.  (. . .  payements 
£x^s  par  eux  mSmes  et  auxquels  M^-  Dangivill6  a  acquiesce  aveugle- 
ment...)    Arch.  Nat.  0^2052 B-iii. 
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Ausdrückt,  der  uoter  diesem  Regime  gelitten  hat';  die  Auf- 
hebung für  die  Manufaktur  notwendiger  Stellen  und  andere 
Folgen  eines  solchen  Verfahrens  mußten  natürlich  unvermeid- 
lich den  Wert  der  angefertigten  Erzeugnisse  herabsetzen. 
Unter  den  Arbeitern  gingen  Gerüchte,  das  Ministerium  wolle 
die  Gobelinmanufaktur  zu  einem  Unternehmen  gestalten,  das 
von  einer  Privatperson  auf  eigene  Rechnung  und  Giefahr  ge- 
leitet würde.  Welcher  Art  die  Bedingungen  sein  würden, 
unter  denen  die  Regierung  die  Manufaktur  dieser  Privatperson 
übergeben  wolle,  das  interessiert  die  Arbeiter  offenbar  nicht, 
aber  sie  geben  Roland  zu  bedenken,  daß,  „unter  welcher  Be- 
zeichnung auch  immer  sie  (die  Arbeiter)  in  fremde  Hände 
übergehen  würden"  ■ ,  die  Kunst  immer  in  ernste  Gefahr  ge- 
rate; hiebei  verweisen  sie,  als  auf  ein  trauriges  Beispiel,  auf 
Beauvais  (eine  Anspielung  auf  die  Ignoranz  des  Direktors 
Gamousse  in  Sachen  der  Kunst).  Die  Arbeiter  —  fast  durch- 
weg Spezialisten,  die  in  ihrem  Fach  eine  Vollkommenheit 
erlangt  hatten  —  waren  naturgemäß  beunruhigt,  sowohl 
durch  derartige  Gerüchte,  als  auch  überhaupt  durch  dieses 
ganze  „Regime  des  Sparens^,  welches  die  Gobelinmanufaktur 
in  eine  gewöhnliche  Anstalt  zur  Fabrikation  von  Teppichen 
und  Portieren  zu  verwandeln  drohte.  Eine  andere  noch 
drohendere  und  jedenfalls  unmittelbarere  Gefahr  als  alle 
Pläne  Rolands,  wenngleich  aus  derselben  Quelle  entspringend, 
erhob  sich  vor  den  Arbeitern  gegen  Ende  des  Jahres  1792: 
Die  Staatskasse  begann  systematisch  die  Auszahlung  von 
Geldern  zurückzuhalten.  Der  Briefwechsel  des  Finanz- 
ministers Clavidres  und  des  Direktors  der  Manufaktur  Audran 
mit  Roland  und  ähnliche  Dokumente  zeigen  uns  deutlich, 
bis  zu  welchem  Grade  die  Manufaktur  in  dieser  Zeit  ohne 
materielle  Unterstützung  blieb  und  der  Staatskasse  für  diese 
Art  von  Ausgaben  jegliche  verfügbare  Summen  fehlten.  Das 
Bestreben  des  Direktors  Audran  —  auf  irgend  eine  Weise 
den  Arbeitern  das  zu  nehmen,  was  ihnen  am  31.  Dez.  1790 
zugestanden  worden  war  —  führte  dazu,  daß  sich  die  Ar- 
beiter erhoben,  da  sie  um  keinen  Preis  den  Tagelohn  wieder 
durch  Stücklohn  ersetzt  wissen  wollten.  Als  sie  erfuhren, 
daß  ihr  Direktor  Audran  bei  dem  Minister  des  Innern  darum 
nachsuche,  an  Stelle  des  Tagelohnes  wieder  den  Stücklohn 
einzuführen,  übergaben  sie  Roland  eine  Petition,  in  der  sie 
ihn  dringend  baten,  diesen  Vorschlägen  keine  Folge  zu  geben. 
Sie  weisen  darauf  hin,  daß  der  Stücklohn  unter  dem  alten 


^  Siehe  den  Bericht  Beilege  an  den  Minister  des  Innern.  (Aux  Go- 
belins, ce  19  Novembre  1792,  Arch.  Nat.  O»2052B-m.) 

*  Petition  A  Monsieur  Roland,  Registre  Nr.  643.    Unterzeichnet 

von  drei  Arbeiterdeputierten:  Mone^schot,  Bouveron,  Coullaudon 

Aous  quelque  d^nomination  que  ce  tut. . . . 
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Begime  üblich  gewesen  wäre,  dafi  sie  bei  einer  derartigen 
Entlohnung  mit  Mühe  hätten  existieren  können,  daß  aber 
damals  nichts  zu  machen  gewesen  sei:  „les  ouvriers  alors 
courb6  (sie)  sous  le  joug  du  despotisme  6toient  contraints  de 
s'y  enformer"  ^.  Sehr  bezeichnend  und  fein  heben  die  Ar- 
beiter hervor,  als  diese  alte  Art  der  Entlohnung  sich  als 
unbequem  erwiesen  hätte,  und  die  damalige  Administration 
in  den  J.  1789 — 90  dazu  geschritten  sei,  sie  durch  eine  neue 
Art  zu  ersetzen,  hätten  bei  diesem  Anlaß  Guillaumot  und 
d'Angiviller  sich  mit  den  Arbeitern  über  diese  sie  betreffende 
Angelegenheit  beraten  (gleich  im  Anfange  der  Petition  bitten 
die  Arbeiter  Roland,  die  Sache  nicht  zu  entscheiden,  ohne 
die  Ansichten  der  Arbeiter  kennen  gelernt  zu  haben).  In- 
dem sie  ferner  beschreiben,  welch  eine  Ordnung  (deren 
ferneres  Bestehen  sie  wünschen)  bei  ihnen  in  der  Manufaktur 
gegenwärtig  herrsche,  teilen  sie  höchst  interessantes  Detail 
mit.  Wir  sahen,  daß  seit  Beginn  des  J.  1791  alle  Arbeiter, 
entsprechend  dem  ihnen  gezahlten  Tagelohn  in  fünf,  oder 
genauer  in  sechs  Klassen  eingeteilt  wurden,  denn  in  jeder 
Werkstatt  gab  es  einen  Arbeiter,  der  außerhalb  der  fünf 
Klassen  stand  und  32  Livres  in  der  Woche  erhielt.  Wer  war 
es  nun,  der  die  Arbeiter  in  diese  sechs  Kategorien  eingeteilt 
hatte?  —  Sie  selbst:  „il  (ce  mode  de  payement)  s'opfere  de 
mani^re  que  divis6s  et  partag^s  par  eux  memes  en  six  classes 
de  talens  il  se  fönt  une  justice  et  reciproquit^  d'apr^s  les 
connaissances  qu'ils  ont  de  leurs  capacit^s  etc."  Diese 
wichtige  Eroberung  haben  die  Arbeiter  offenbar  nicht  mit 
einem  Male  gemacht;  denn  die  Dokumente  aus  dem  Jahre 
1791  schweigen  noch  darüber.  Indem  sie  um  Erhaltung 
dieser  Lage  der  Dinge  bitten,  ersuchen  sie  aufs  neue  den 
Minister,  ihnen  noch  vor  der  endgültigen  Entscheidung  eine 
Audienz  zu  gewähren,  um  im  Verlaufe  derselben  die  Argu- 
mente des  Direktors  und  der  Vorsteher  der  Werkstätten 
widerlegen  zu  können ;  und  wieder  machen  sie  den  vorsichtigen 
Versuch,  dem  republikanischen  Minister  das  Beispiel  des 
Monarchisten  d'Angiviller  vorzuhalten:  „cette  faveur  d'une 
audience  leur  a  d6jä  6t6  accordö  sous  l'empire  du  Despotisme, 
les  ouvriers  ont  I  ien  plus  de  raison  de  Tesperer  sous  le  R^gne 
de  la  libert6  et  sous  un  ministre  integre  qui  sait  si  bien  en 
fair  sentir  tout  le  prix."  Obgleich  die  Bittschrift  sehr 
achtungsvoll  abgefaßt  ist,  obgleich  die  Arbeiter  sogar  um  die 
Audienz  nur  sehr  bedingt  bitten,  und  im  Fall  diese  nicht 
gewährt  würde,  vorschlagen,  der  Minister  möge  wenigstens 
den  Direktor  anweisen,  sich  mit  ihnen  zu  besprechen,  obgleich 
endlich  die  Petition  nicht  einmal  von  allen  Arbeitern,  sondern 


^  Arch.  Nat.  0*871.    Au  citoyen  Rolan  (sie),  Ministre  de  l'Int^rieor. 
Le  12.  Novembre  1792. 
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nur  von  sechs  Vertretern  unterzeichnet  ist,  erblickte  Roland 
hierin  dennoch  eine  Empörung  und  Anarchie.  Indem  er  den 
Künstler  und  Oberinspektor  (sur-inspecteur)  Belle,  den  der 
Direktor  Audran  als  den  Haupturheber  des  Reglements  vom 
31.  Dezember  1790  bezeichnet,  aus  seinem  Amte  entfernte, 
schrieb  er,  der  Minister  des  Innern,  dem  Fortgejagten  (Belle) 
einen  äußerst  charakteristischen  Brief,  in  dem  er  ihn  wegen 
seines  verderblichen  Einflusses  auf  d'Angiviller,  der  den 
Arbeitern  dieses  Zugeständnis  gemacht  hatte,  bitter  tadelt 
und  sagt:  „Ich  habe  mit  Schmerzen  gesehen,  wieviel  Sie  dazu 
beigetragen  haben,  daß  die  Manufaktur  in  die  Unordnung  und 
Anarchie  geraten  ist,  in  der  sie  sich  jetzt  befindet."^  Der 
Minister,  ein  Girondist,  bedauerte  sehr  die  Milde  und  Nach- 
giebigkeit des  gewesenen  obersten  Vorgesetzten,  des  Monar- 
chisten d' Ad gi viller.  Zugleich  war  die  Regierung  zu  Ende 
des  Jahres  1792  sehr  weit  entfernt  von  jener  Ängstlichkeit 
vor  möglichen  Unruhen,  wie  sie  für  die  Vertreter  der  Exe- 
kutivgewalt in  den  Jahren  1789—90  charakteristisch  war. 
In  ihren  Verfügungen  klingt  bereits  der  Ton  des  Vertreters 
einer  neuen  Ordnung,  der  Bourgeoisie,  hindurch,  die  ihre  volle 
Macht  den  Amsprüchen  der  Arbeiter  gegenüber  fühlt  und 
diese  Ansprüche  in  keiner  Weise  fürchtet.  Roland  schenkte 
der  Petition  der  Arbeiter  nicht  die  geringste  Aufmerksam- 
keit, und  indem  er  die  Entlohnung  nach  Tagen  einfach  ab- 
schaffte, führte  er  den  Stücklohn  wieder  ein.  Dabei  wandte 
er  sich  an  die  Arbeiter  mit  einer  Art  obrigkeitlicher  Er- 
mahnung, indem  er  empfahl,  sich  der  neuen  Ordnung  der 
Dinge  unweigerlich  zu  fügen.  Er  schreibt,  es  sei  ihm  zur 
Kenntnis  gebracht  worden,  daß  die  Arbeiter  mit  dem  neuen 
Reglement  unzufrieden  seien,  erinnert  aber  daran,  daß  die 
Manufaktur  jetzt  der  Staatskasse  nur  Verluste  bringe,  und 
daß  nur  bei  Einschränkung  der  Ausgaben  ein  wohlwollendes 
Verhalten  des  Konvents  diesem  Unternehmen  gegenüber  be- 
fördert werden  könne.  Er  fordert  auf,  sich  sofort  dem 
neuen  Reglement  zu  fügen,  und  erklärt,  daß  er  zugleich  dem 
Direktor  den  Befehl  gegeben  hätte,  jeden  Arbeiter  namentlich 
aufzurufen  und  zu  fragen,  ob  er  bereit  sei,  sich  dem  neuen 
Reglement  zu  unterwerfen  oder  nicht.  Jedem  von  ihnen  sei 
es  unzweifelhaft  freigestellt,  seinem  eigenen  Wunsche  gemäß 
zu  handeln,  doch  würde  jeder,  der  sich  weigerte,  aus  den 
Listen  gestrichen  werden^.    Wie  auf  den  Manufakturen  von 


^  Arch.  Nat.  0^2052®—™.  Le  ministre  de  rint6rieur  au  citoyen 
Belle,  k  la  Manuf.  Nat.  des  Gobelins,  Paris  le  1.  Decembre  1792,  Pan  1 
de  la  R^publique :  ...  et  j'ai  vu  avec  douleur  combien  vous  avez  con- 
tribnd  k  mettre  la  manufacture  dans  le  d6sordre  et  l'anarchie  oü  eile 
est  aujour  d'hni. 

•  Arch.  Nat  0»871.  Paris  le  10  Decembre  1792,  Tan  1  de  la  R^- 
pnblique.    Le  ministre  de  l'Int^rieur  auz  citoyens  employ^s  aux  travaux 
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Beauvais  uud  Sövres,  so  handelten  auch  in  den  Gobelins  die 
Arbeiter,  trotzdem  sie  etwas  mehr  organisiert  waren,  in  ent- 
scheidenden Momenten  nicht  besonders  einmütig  und  ent- 
schlossen sich  zu  selbständigen  und  manchmal  unkamerad- 
schaftlichen Schritten.  Roland  sagt  in  seinem  Briefe  geradezu, 
ein  Teil  der  Arbeiter  sei  geneigt,  nach  Kräften  die  Admini- 
stration zu  unterstützen,  und  ordne  sich  „mit  Freuden"  dem 
neuen  Reglement  unter. 

Übrigens  gab  der  stürmische  Aufschwung  der  revolutio- 
nären Stimmung  in  der  Residenz  Ende  1792  und  Anfang  1793 
den  mit  dem  neuen  Reglement  unzufriedenen  Arbeitern  die 
Hoffnung  auf  baldige  Wiederherstellung  ihrer  verletzten  Inter- 
essen: noch  vor  dem  Abgang  Rolands  begann  sich  der  Ein- 
fluß neuer  politischer  Mächte  geltend  zu  machen,  die  in 
diesem  Sinne  für  die  Arbeiter  günstig,  der  Administration 
der  Manufaktur  aber  feindlich  waren. 


Roland  entließ  den  teinturier  Decurelle  aus  seinem 
Amte  und  befahl  ihm,  die  Schlüssel  des  Raumes,  den  er  auf 
der  Manufaktur  verwaltet  hatte,  dem  Direktor  Audran  abzu- 
liefern ^  Decurelle  leistete  diesem  Befehl  keine  Folge, 
sondern  begab  sich  in  die  „Sektion**  seines  Reviers  und  de- 
nunzierte den  Direktor  Audran,  indem  er  ihn  der  politischen 

de  la  Manufacture  des  Gobelins :  Je  suis  informt^  de  la  r^pugnance  que 
quelques-uns  d'entre  vous  t^moigneiit  k  travailler  i\  la  tache.  Je  sais 
en  meme  temps  qu'une  autre  partie  plus  disposee  i!i  secouder  de  toats 
leurs  eiforts  radministration  qui  se  prepose  de  r^duire  la  depense 
d*6tabli8semciits  des  quels  11  r^sulte  non  pas  un  produit  mais  une 
charp:e  pour  le  tr^sor  public,  se  soumet  avec  joie  au  nouveau  röglement 
que  j'ai  cru  devoir  ^tablir/  ....  „Je  vous  engage  donc,  citoyens,  sous 
touts  les  rapports  possibles,  sous  celui  de  votre  interet  propre  qui  dans 
des  coeurs  patriotes  n'agit  que  le  deirnier,  je  vous  engage  k  vous  con- 
former  sans  d^lai  au  r^glcment  qui  vous  a  6t^  communiqu^.  Je  ne 
doute  pas,  que  vous  ne  cediez  ä  la  voix  de  la  raison,  de  la  justice  et 
du  patriotisme.  En  cons^quence  je  donne  par  cette  lettre  cimeme  ordre 
au  Directeur  de  la  Manufacture  de  fair  un  appel  nominal  et  de  de- 
mander  k  chaquun  de  vous  sur  le  champ  s'il  acc^de  ou  non  k  Tarticle 
du  Reglement  aui  prescrit  de  travaillcr  k  la  tache.  Chaquun  de  vous 
sans  doute  est  libre  d'avoir  k  cette  ^gard  son  choix  et  sa  volonte,  mais 
son  refus  d'aeceder  sera  re^arde  comme  un  consentement  d'Stre  ray^ 
du  tableau  des  ouvriers  de  Ta  Manufacture,  et  je  mets  sous  la  responsa- 
bilit^  du  directeur  Pexecution  d'une  mesure  qui  me  parait  importante 
pour  r  (Economic  des  deniers  de  la  Röpublique. ..." 

^  Alle  auf  diese  Angelegenheit  bezüglichen  Dokumente  befinden 
sich  in  dem  Arch.  Nat.  0-871.  a)  extrait  du  Registre  des  d^lib^rations 
de  Tassembl^e  g^n^rale  de  la  section  du  Finist^re  (gez.  26  Dec.  1792); 
b)  Section  du  Finist^re  seance  de  PAssemblöe  generale  du  19.  Avril; 
cj  der  Brief  Garats  an  Decurelle.  —  Le  ministre  de  Tlnt^rieur  au 
citoyen  DecureUe;  d)  Bericht  Audrans  an  den  Minister  des  Innern^ 
gez.:  le  2  Avril  1793);  e)  ein  weiterer  Bericht  desselben  (20  Avril,  1793); 
f;  Brief  Rolands  an  Audran  (Paris  le  1  Janvier  1793);  g)  Brief  Rolands 
an  die  Sektion  (Paris,  le  1  Jan  vier  1793). 
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UnZuverlässigkeit  (incivisme)  bezichtigte.  Es  war  die  Zeit 
der  großen  Macht  und  des  Einflusses  der  städtischen  Sek- 
tionen; und  Decurelle  setzte  bei  der  allgemeinen  Versamm- 
lung seiner  Sektion  die  Bestimmung  durch:  dem  Minister 
des  Innern  vorzuschlagen,  er  solle  den  Direktor  binnen  48 
Stunden  entlassen  und  durch  einen  wahren  Patrioten  (par 
une  vrai  patriote)  ersetzen;  sollte  Roland  dies  nicht  tun,  so 
nehme  es  die  Sektion  selbst  auf  sich,  diese  Änderung  in  der 
Administration  der  Manufaktur  vorzunehmen.  Roland  fügte 
sich  diesem  Beschlüsse  nicht,  und  Audran  verblieb  auf  seinem 
Posten.  Nach  dem  Abgang  Rolands  war  diese  Angelegenheit 
noch  nicht  beigelegt  und  Decurelle  wurde  nicht  mehr  als  im 
Dienste  befindlich  gerechnet,  gab  aber  auch  die  Schlüssel 
nicht  heraus.  Jetzt  schickte  ihm  der  neue  Minister  des 
Innern,  Garat,  den  strengsten  Befehl  zu,  unverzüglich  die 
Schlüssel  abzugeben,  wobei  er  ihm  vorhielt,  daß  er  sich  der 
Autorität  Rolands  hätte  fügen  sollen,  anstatt  „in  ungesetz- 
licher Weise  sich  zu  erkühnen,  seine  Mitbürger  zu  verführen  ^ 
Das  dürfe  aber  nicht  weiter  geduldet  werden  (un  tel  desordre 
ne  peut  §tre  plus  longtemps  toler^)  und  der  Minister  fordert 
kategorisch,  daß  der  Befehl  seines  Vorgängers  ausgeführt 
werde.  Für  diesmal  triumphierte  Audran  noch;  aber  der 
einmal  gegen  ihn  ausgesprochene  Verdacht  des  „incivisme^ 
wurde  nicht  mehr  vergessen.  Im  November  d.  J.  1793  wurde 
er  verhaftet,  und  an  seiner  Stelle  der  Jakobiner  Belle  zum 
Direktor  ernannt.  Verhaftet  wurde  Audran  auf  Befehl  des 
revolutionären  Komitees  jener  selben  Sektion,  die  ihn  Ende 
d.  J.  1792  angeklagt  hatte.  Jetzt  aber,  nach  dem  Prozeß 
gegen  die  Girondisten  und  nach  ihrer  Hinrichtung  schien  ein 
Mann,  der  von  Roland  ernannt  worden  war,  besonders  ver- 
dächtig. Das  Komitee  selbst,  das  ihn  verhaftet  hatte,  moti- 
viert diese  Maßregel  mehr  damit,  daß  er  einen  für  die  Sache 
der  Freiheit  verderblichen  Einfluß  hätte  ausüben  können, 
und  daß,  so  lange  er  die  Fabrik  leitete  und  in  Freiheit  war, 
es  den  Arbeitern  schwierig  gewesen  wäre,  gegen  ihn  Beschul- 
digungen zu  erhebend  Übrigens  gelang  es  auch  nach  der 
Verhaftung  (und  der  ihr  auf  dem  Fuße  folgenden  Entlassung 
Audrans  aus  dem  Amte)  dem  Komitee  nicht,  von  den  Ar- 
beitern genügende  Indizien  zu  erhalten,  um  Audran  dem  Ge- 


^  . . .  voas  votts  Stes  iUegalement  efforc6  d'entrainer  vos  concitojens. 
■  ArchiveB  Nation.  0*872,  die  Folge  —  Personnel.  Comit6  Revoiu- 
tionnaire  de  la  Section  du  Finist^re  Tan  2  de  la  R6p.,  ce  22  Brumaire, 
Schreiben  des  Komitees  an  den  Minister  des  Innern:  „citoyen  ministre, 
depais  longtemps  la  conduite  incivique  de  Mr.  Audran  6tait  reconnue 
par  la  yoix  et  1  opinion  publique  eile  a  paru  d^autant  plus  inqui^tante 

~      ■■  ~ '      i'une  manufacture  qui 

exercer  une  influence 


an  Gomit6  qu*  ^tant  place  par  Roland  k  la  tSte  d'nne  manufacture  qui 
r^unit  un  grand  nombre  d'ouvriers  il  pouvoit  y  ei 


fdneste  k  la  libert^  etc.  etc. 
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richte  zu  übergeben.  Aus  den  Aussagen  der  Arbeiter,  die 
im  Komitee  erschienen,  um  gegen  den  verhafteten  Direktor 
zu  zeugen,  erhellt  nur  soviel,  dafi  die  Arbeiter  am  meisten 
gereizt  waren  durch  die  von  Audran  im  J.  1792  durch- 
geführte Reform  in  der  Art  der  Entlohnung  für  ihre  Arbeit. 
Sie  beschuldigten  ihn  unter  anderem  des  Despotismus  und 
der  Drohung,  die  Arbeiter  fortzujagen,  falls  sie  sich  dem 
Reglement  Rolands  nicht  fügen  wollten;  aus  diesen  Aussagen 
geht  heror,  daß  der  oben  erwähnte  Befehl  Rolands  ausgeführt 
worden  war,  da  die  Arbeiter  fürchteten,  auf  die  Straße  ge- 
setzt zu  werden^.  Überhaupt  hinterließ  die  Zeit  der  Amts- 
führung Rolands  bei  den  Arbeitern  kein  gutes  Andenken» 
Es  muß  bemerkt  werden,  daß  dieses  eben  durch  die  Ver- 
fügungen Rolands  bedingt  war,  nicht  aber  durch  die  jakobi- 
nischen Neigungen  der  Arbeiter:  in  bezug  auf  die  politischen 
Überzeugungen  ist  es  auf  Grund  der  Dokumente  sehr  schwer 
zu  beurteilen,  nach  welcher  Seite  hin  die  Sympathien  der 
Mehrzahl  neigten.  Das  Richtigste  ist  wohl,  daß  sich  ihre 
politischen  Überzeugungen  in  dieser  Periode  durch  keine  be- 
sondere Klarheit  und  Deutlichkeit  auszeichneten.  Das 
tragische  Schicksal  des  Arbeiters  Mangelschott,  der  im  J.  1794 
hingerichtet  wurde,  gibt  natürlich  in  diesem  Sinne  keinen 
schwerwiegenden  Fingerzeig.  Er  war  verhaftet  worden,  weil 
er  die  Rede  eines  Mitgliedes  des  Konvents  durch  eine  Be- 
merkung unterbrochen  hatte,  die  nicht  einmal  Tadel,  sondern 
nur  ein  Mißverstehen  ausdrückte.  Alle  Kameraden,  wie  auch 
der  neue  Direktor  Belle,  der  am  13.  November  an  Audrans 
Stelle  getreten  war,  waren  auf  seiner  Seite  und  suchten 
darum  nach,  daß  ihm  für  die  Zeit  seines  Aufenthaltes  im  Ge- 
fängnis sein  Gehalt  belassen  würde  ^.  Mangelschott  wurde 
hingerichtet  trotz  der  allgemeinen  Zuversicht,  daß  man  ihn 
auf  Grund  seiner  völligen  Schuldlosigkeit  in  Freiheit  setzen 


1  Arch.  Nat.  0«872.  Die  Folge :  Peraonnel.  —  Extrait  du  Registre 
des  d^claratioDB  du  comit^  R^volutionuaire  de  la  Section  du  Finistöre 
en  date  du  Seize  Brumaire,  Tan  2  (d.  h.  am  6.  November  1793).  Die 
Aussage  des  Arbeiters  Thiers,  Audran  wäre  ein  Partisan  de  Tex- 
ministre  Roland  et  d'avoir  ezerc«^  des  actes  du  despotisme  au  Gobelins 
en  mena^ant  les  ouvriers  de  les  mettre  k  la  porte,  s'il  ne  voulaient  pas 
travailler  k  la  tache  au  lieu  d'^tre  pay^s  k  la  joum^e  et  voulait  leur 
faire  sij^er  un  Reglement  qu'il  avait  fait  k  ce  sujet  et  auquel  ils  ont 
^t^  Obligos  de  se  soumettre  pour  ne  pas  perdre  leur  ^tat;  —  die  Aus- 
B&ße  Duchen^s,  daß  Audran  s'^tait  comportS  en  despote  aide  du 
ministre  Roland;  die  Aussage  Dumontels,  daß  er  sich  seit  oeffinn  seiner 
Verwaltung  wie  ein  „ennemi  de  l'^galit^  envers  les  ouvriers'' Denommen 
bätte ;  wieder  die  Klaffe  über  die  Einf&brung  des  Stücklohns  usw. 

s  Arch.  Nat.  O^Slh  Der  Brief  ist  gez.:  24  Nivose  Tan  2  (d.  h. 
den  Id.  Januar  1794)  le  directeur  de  la  Man.  Nat  des  Gobelins  au 
Ministre  de  Flnt^rieur.  Der  Minister  schlug  es  ab  am  29  Y entdse  (d.  h. 
d.  19.  M&rz  desselben  Jahres),  da  er  die  Verantwortung  dafür  nicht 
übernehmen  wollte. 
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irerde  ^  Wir  wiederholen ,  diese  ganze  Episode  bietet  keine 
Handhabe  zur  Charakteristik  der  politischen  Sympathien  der 
Gobelinarbeiter  in  den  Jahren  1793^1794.  Wenn  sie  aber 
auch  die  Dokumente  weder  als  Girondisten  noch  als  Jakobiner 
hinstellen,  so  besteht  doch  über  ihre  Feindschaft  gegen  das 
alte  vorrevolutionäre  Begime,  gegen  die  „Zeit  des  Despotis- 
mus'*, wie  sie  es  nennen,  kein  Zweifel. 

III. 

Obgleich  weder  ein  Direktor  noch  ein  Minister  da  war, 
die  es  versucht  hätten  den  Stücklohn  wieder  einzuführen, 
obgleich  die  Entlohnung  nach  Tagen  aufs  neue  eingeführt 
war,  so  wurde  doch  die  Lage  der  Arbeiter  immer  schlimmer 
und  schlimmer.  Die  Staatskasse  wurde  gänzlich  vom  Geld- 
mangel beherrscht,  und  die  Gehälter  wurden  äußerst  un- 
pünktlich ausgezahlt.  Der  Direktor  beschwert  sich  im  April 
1794  darüber,  daß  die  Arbeiter  den  Lohn  für  den  Ventose 
<d.  h.  für  den  Monat  vom  19.  Februar  bis  zum  20.  März)  erst 
am  18.  Germinal  (also  am  7.  April)  erhalten  hätten^.  Der- 
artige Klagen  werden  immer  häufiger.  Das  Komitee  der 
Mentlichen  Wohlfahrt  übergab  die  nationalen  Manufakturen 
{durch  Beschluß  vom  5.  Prairial,  d.  h.  24.  Mai  1794)  der 
Verwaltung  der  „Kommission  der  Agrikultur  und  der  Künste**', 
wobei  es  diese  Kommission  beauftragte,  für  die  Erhaltung 
und  Vervollkommnung  dieser  Fabriken  zu  sorgen.  Die  Kom- 
mission ging  sofort  ans  Werk  und  legte  dem  Komitee  der 
Mentlichen  Wohlfahrt  einen  Bericht  vor,  auf  Grund  dessen 
am  18.  Juli  1794  beschlossen  wurde,  ohne  Verzug  eine  be- 
sondere Jury  zu  ernennen,  um  zu  begutachten,  welche  Bilder 
«iner  Reproduktion  auf  den  Gobelins  wert  seien  und  welche 
nicht.  Auszuschließen  waren  alle  Bilder,  „die  mit  den  re- 
publikanischen    Ideen     und    Sitten    unvereinbar    waren.**  ^ 


*  Über  ihn  siehe  auch  Lacordaire^  Notice  sur  Torigine  et  les  tra- 
Tanx  des  Manufactures  de  Tapisserie  et  de  tapis  r^unies  aux  Gobelins, 
Paris  1852,  p.  42. 

«  Arch.  Nat.  0«871.    Brief  vom  23.  Germinal,  Tan  2. 

■  Arch.  Nat  0*871.    Eztrait  du  Registre  des  arr§t^s  du  Comite  de 

^alnt  public  du  5  Prairial  Tan  2 :   arr^te   que   la  manufacture  des 

öobelins  et  ses  d^pendances,  les  Manufactures  de  S^vres  et  de  la  Sa- 
vonnerie  sont  sous  la  surveillance  et  la  direction  de  la  Commission 
d^agriculture  et  des  arts  usw. 

*  Arch.  Nat.  0»871.  Arret^  du  Comit6  de  Salut  public.  Extrait 
des  Registres  du  comite  de  Salut  public  de  la  Convention  Nationale, 

dO.  Messidor  Van    2 article  H:    „seront   excius   de  Pexecution   les 

tableanx  prdsentant  des  embl^mes  ou  des  sujets  incompatibles  avec  les 
id6es  et  les  moeurs  r^publicains.**  Diese  Jury  sollte  ernannt  werden 
vom  Komitee  der  Öffentlichen  Wohlfahrt  auf  Vorschlag  des  Komitees 
der  Agrikultur  und  der  Künste,  welches  sich  zuvor  mit  der  Kommission 
fGr  Volksbildung  in  Verbindung  setzen  sollte. 


22  132. 

Nach  Ablauf  eines  Monats  (am  20.  August  1794)  wurde  die 
Kompetenz  dieser  Jury  stark  erweitert  und  sie  wurde  damit 
betraut,  die  Arbeiter  ^entsprechend  dem  Grade  ihres  Talentes 
und  ihrer  Ausdauer  bei  der  Arbeit*'  nach  4  Kategorien  zu 
klassifizierend  Zugleich  sollten  zu  den  zehn,  von  dem  Kon- 
vent selbst  ernannten  Personen  noch  fünf  von  den  Arbeitern 
hinzugewählt  werden,  um  an  den  Beratungen  der  Jury  über 
die  Frage  der  Einteilung  in  Kategorien  teilzunehmen;  die 
Arbeiter  de  la  Savonnerie  sollten  zwei  Delegierte  wählen,  die 
der  Gobelins  drei,  wobei  unter  den  Gewählten  sich  mindestens 
ein  Leiter  einer  Werkstatt  befinden  mußte.  Von  diesem 
letzten  Vorbehalt  abgesehen,  erscheint  die  Anwesenheit  eines 
von  den  Arbeitern  gewählten  Elementes  in  der  Jury  unstreitig 
als  die  am  meisten  demokratische  Maßregel,  die  überhaupt 
während  der  französischen  Kevolution  auf  die  Arbeiter  der 
Nationalmanufakturen  angewandt  worden  ist.  Die  Jury 
prüfte  in  acht  Sitzungen  (28.  August  bis  4.  September  1794) 
die  Arbeiten  aller  Arbeiter  und  teilte  sie  in  4  Klassen  ein, 
wobei  sie  der  I.  Klasse  12  Mann  zuzählte,  der  II.  Klasse  22, 
der  IIL  53  und  der  IV.  19.  Demnach  waren  in  der  Mitte 
des  Jahres  an  der  Manufaktur  106  Mann  beschäftigt^.  Wie- 
viel erhielten  nun  die  Arbeiter  dieser  Kategorien?  Man  be- 
schloßt, den  Lohn  so  zu  normieren,  daß  jeder  Arbeiter  der 
I.  Klasse  7  Livres  täglich  erhielt,  jeder  der  II.  6  Livres, 
jeder  der  III.  5  Livres  und  jeder  der  IV.  4  Livres;  die  Ge- 
sellen wurden  in  3  Klassen  eingeteilt:  in  der  I.  Klasse  er- 
hielt jeder  2  Livres  für  den  Tag,  in  der  IL  Kl.  1  Livres 
5  Deniers  und  in  der  III.  1  Livres  25  Gentimes.  Die  Ein- 
teilung der  Arbeiter  in  Klassen  sollte  alljährlich  vorgenommen 
werden,  wobei  eine  Versetzung  aus  einer  höheren  Klasse  in 
eine  niedrigere  und  umgekehrt  möglich  war.  Die  Urteile  der 
Jury  waren  inappellabel^.    Man  kann  nicht  sagen,  daß  der 


*  Arch.    Nat.  0^^871,   Arret^'    3   Frnctidor   an   2  ( classer   le» 

ouvriers  suivant  leur  den^  de  talent  et  d'assiduit^  du  travail). 

*  Offenbar  war  nocn  während  der  Arbeiten  der  Kommission  einer 

gestorben  (er  wird  noch  in  den  ProtokoUen  genannt,  jedoch  mit  der 
»emerkung  deced^).  cf.  Relev4  des  proc^s  verbaux  des  oeances  de  Jury 
des  arts  et  manufactures  tenues  dans  la  Manuf.  Nat.  des  Gobelins  les 
11,  12,  13,  14,  15,  16,  17  et  18  fructidor  an  2  etc.  (Arch.  Nat  0«872), 
S.  auch  in  den  Archiven  der  Manufaktur  der  Gobelins,  Les  proc^s-ver- 
baux  des  S^ances,  de  jury  (Documents  originaux,  t.  II.) 

'  Arch.  Nat.  0*872  Bases  propos^es  pour  le  payement  des  ouvriers 
des  Manuf.  Nat.  des  Gobelins  et  de  la  Savonnerie ;  s.  auch  Archives  de 
la  Manufacture  N.  des  Gobelins,  t.  II,  Nr.  4262  (Serie  Documents  origi- 
naux): Les  ouvriers  nommes  commissaires  pour  präsenter  un  probet 
d*organisation  pour  la  Manufacture  Nat.  des  Gobelins  k  la  Commission 
d'agriculture  et  arts. 

*  Folgendes  schrieb  die  Kommission  für  Ackerbau  und  Künste 
dem  Direktor  der  Manufaktur  aus  Anlaß  einer  Klage  der  Arbeiter  über 
einen  Beschluß  der  Jury :  Tu  voudras  bien  leur  (den  Arbeitern)  ddclarer 
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durch  diese  Verfügungen  festgesetzte  Lohn  niedrig  gewesen 
wäre  im  Vergleich  mit  dem  Honorar,  welches  andere  beim 
Staate  Bedienstete  erhielten.  Der  Direktor  der  Manufaktur 
z.  B.  erhielt  6000  Livres  im  Jahr,  so  daß  die  Arbeiter  der 
I.  Klasse,  deren  Gehalt  die  Dokumente  auf  2555  Livres  jähr- 
lich^ berechnen,  demnach  nur  (ungefähr)  2V2  mal  weniger 
erhielten  als  ihr  Direktor;  die  Arbeiter  der  III.  (und  zahl- 
reichsten) Kategorie  erhielten  im  ganzen  3^2  mal  weniger  als 
er  u.  s.  f.  Aber  das  Unglück  lag  in  dem  furchtbaren  Sinken 
des  Geldwertes  (im  Jahre  1794  u.  flF.),  das  sich  in  der  fort- 
schreitenden Verteurung  der  allernotwendigsten  Dinge  äußerte. 
Selbst  dem  Direktor  mit  seinen  6000  Livres  ging  es  recht 
schlecht,  die  Arbeiter  aber  sahen  geradezu  den  Hungertod 
vor  sich.  Am  Ende  des  Jahres  1794  schicken  sie  an  die 
Kommission  für  Ackerbau  und  Künste  eine  Petition,  in  welcher 
sie,  angesichts  „des  erstaunlichen  Steigens"  der  Preise  und 
der  „schrecklichen  Schnelligkeit"  ^,  mit  der  die  notwendigsten 
Dinge  teurer  würden,  bitten,  man  möge  ihnen  helfen,  da  sie, 
besonders  die  unteren  Klassen,  nicht  existieren  könnten. 
Auf  diese  Petition  erfolgte  eine  schroffe  abschlägige  Antwort. 
Den  Arbeitern  wird  mitgeteilt,  ihre  Bitte  werde  nicht  einmal 
dem  Komitee  vorgelegt  werden,  da  dieses  unvermeidlich  zur 
Folge  hätte,  daß  man  die  Fabrik  als  ein  Unternehmen  an- 
sehe, welches  in  unproduktiver  Weise  der  Republik  allzugroße 
Geldsummen  verschlinge.  Die  Kommission  gibt  den  Arbeitern 
zu  bedenken,  daß  allein  ihre  Löhne  der  Regierung  jährlich  auf 
229  688  Livres  zu  stehen  kommen,  während  für  die  gesamte 
Bildhauerei,  Malerei  und  ähnliche  Künste  (pour  la  peinture, 
la  sculpture  et  arts  analogues)  in  allem  300  000  Livres  ver- 
ausgabt werden,  „c'est-ä-dire  peu  au  dessus  de  la  somme  ab- 
sorb^e  par  vos  seuls  salaire^^,  so  schließt  entrüstet  die  Kom- 
mission. Aber  die  Nahrungsmittelteurung  wuchs  so  rasch 
an,  daß  man  nicht  daran  denken  konnte,  sich  auf  dem  Boden 
dieser    ablehnenden    Antwort   zu   halten.     Das   Gesuch   des 


3ue  la  commission,  pleine  de  confiance  dans  les  lumi^res  et  la  probit^ 
u  jnryi  tient  aon  travail  pour  bien  fait  et  definitif,  que  m6me  eile  ne 
croit  pas  avoir  le  pouvoir  d'y  rien  changer  et  que  toute  r^clamation 
qui  aurait  pour  motif  une  pretention  k  un  plus  naut  degr^s  de  talent 
que  celui  assign^  par  le  jury  sera  regard^e  comme  non  avenue. 
(Schreiben  der  Kommission,  Paris,  le  26  Fructidor,  l'an  2 — au  citoyen 
BeUe). 

^  Das  Gehalt  wurde  monatweise  ausgezahlt  (der  tagliche  Lohn 
wurde  mit  der  Tageszahl  des  Monats  multipliziert) ;  die  I.  Klasse  erhielt 
210,  die  II.  180,  die  III.  150,  die  IV.  120  Livres  den  Monat. 

■  „Augmentation  ^  tonn  ante'',  „rapidit^  effirajante"  sind  charakteri- 
stische Ausdrücke  dieser  Zeit  der  jähen  Finanzknsis.  (Arch.  Nat.  0*872. 
Les  artistes  ouvriers  de  la  Manuracture.  N.  des  Gobelins  aux  citoyen s 
composant  la  Commission  d'agriculture  et  arts). 

»  Arch.  Nat.  0«  872,  17  Nivose  (d.  h.  6.  Januar  1795),  Aux  ouvriers 
de  la  Manufacture  Nat.  des  Gobelins. 
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Direktors^  mit  der  Bitte,  auf  die  Arbeiter  das  Gesetz  Ober 
die  Gehaltserhöhung  für  im  Staatsdienste  befindliche  Personen 
anzuwenden,  wurde  abgewiesen.  Immerhin  aber  erkannte 
man  die  Notwendigkeit,  auf  irgendeine  Art  den  hungernden 
Arbeitern  zu  Hilfe  zu  kommen.  Das  Brot  mittlerer  Qualität 
kostete  elf  bis  zwölf  Sous  das  Pfund,  das  Fleisch  50  Sous  usw. 
Den  Arbeitern  wurde  von  Seiten  der  Kommission  erklärt,  das 
Gesetz,  betr.  die  Staatsbeamten,  könne  auf  sie  keine  Anwen- 
dung finden ';  doch  wurde  in  bezug  auf  sie  ein  besonderer 
Akt  erlassen,  laut  welchem  ihr  Gehalt  „in  Anbetracht  der 
Teuerung  der  Nahrungsmitter  um  ein  Drittel  erhöht  wurde'. 
Aber  die  Preise  für  die  unentbehrlichsten  Dinge  stiegen  un- 
aufhaltsam, und  schon  nach  3V2  Monaten  mußte  aufs  neue 
an  eine  Rettung  der  Arbeiter  vor  dem  Hungertode  gedacht 
werden.  Der  Direktor  der  Manufaktur  (Audran,  der  nach 
zehnmonatlicher  Haft  noch  im  Jahre  1794  aus  dem  Gefängnis 
entlassen  und  im  April  1795  aufs  neue  auf  seinen  früheren 
Posten  ernannt  war)  berichtet  au  die  Kommission  für  Acker- 
bau und  Künste,  daß  seit  dem  Ventöse,  als  das  Gehalt  der 
Arbeiter  um  ein  Drittel  erhöht  worden  war,  alle  Preise  „ins 
Unendliche"  gestiegen  wären,  und  daß  z.  B.  ein  Maß  Kar- 
toffeln, welches  damals  (nämlich  Ende  Februar)  4  Livres  ge- 
kostet hätte,  nunmehr  (Mitte  Mai)  25  Livres  koste*.  Als 
Antwort  hierauf  gab  die  Kommission  den  Arbeitern  den  Rat, 
sich  mit  Geduld  zu  wappnen  und  mannhaft  die  Entbehrungen 
zu  ertragen,  die  alle  Bürger  mit  ihnen  teilten ^  Dennoch 
aber  mußte  die  Kommission  einsehen,  daß  man  sich  nicht  auf 
diesen  Rat  beschränken  dürfe,  wollte  man  es  nicht  darauf 
ankommen  lassen,  daß  die  90  Arbeiter  der  Gobelinmanufaktur 
und  die  25  Arbeiter  der  Manufaktur  der  Savonnerie^  nach 
allen  Richtungen  von  dannen  zogen,  um  Rettung  vor  dem 
Hunger  zu  suchen.  In  einem  dem  Komitee  für  Ackerbau 
und  Künste  vorgelegten  Bericht  erkennt  dessen  Exekutive  — 
die  Kommission  für  Ackerbau  und  Künste  —  an,  daß   das 


*  Arch.  Nat,  0*872.  Das  Schreiben  war  abgefertigt  den  12.  Pluviose 
(=  31.  Jan.  1795). 

*  11  (decret  de  4  Pluviose)  ne  s'applique  pas  k  vous  ...  11  n'est 
relatlf  qu'aux  fonctionnaires  publics  des  aclministrations  civiles  et  aax 
employes,  —  deux  classes  dans  lesquelles  tous  n'Stes  point 
comprls. 

*  Arch.  Nat.  0*871.  Arrßt^  du  Comit^  d'agriculture  et  des  arts  du 
cinq  ventose  Tan  trolsieme  (d.  h.  23.  Februar  1795). 

^  Arch.  Nat.  0*872,  Antwort  der  Kommission,  28.  Floreal  (d.  1. 
17.  Mal  1795):  ....  tout  est  infiniment  ausment^  .... 

*  Arch.  Nat.  0*872,  Antwort  der  Kommission;  3  Prairial  an  3 
=-  22.  Mai  1795). 

*  Diese  Zahlen  für  den  Juni  1795  ^ibt  der  Rapport  k  la  commisslon 
d'agriculture  et  des  arts,  vom  27.  Prainal,  an  3  (« 15.  Juni  1795).  Arch. 
Nat  0*874. 
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Steigen  der  Preise  den  Arbeitern  unmöglich  mache,  ferner- 
hin zu  existieren,  da  die  Zulage  von  einem  Drittel  (des  Gehaltes) 
jetzt  nicht  mehr  ausreiche  \  Und  das  Komitee  beschloß,  den 
täglichen  Lohn  der  Arbeiter  der  Gobelins  und  der  Savonnerie 
um  3  Livres  (ohne  Unterschied  der  Klassen)  zu  erhöhen. 
Bald  darauf  starb  der  Direktor  Audran,  und  die  Leitung  der 
Manufaktur  ging  am  4.  Juni  1795 '  an  den  im  J.  1792  durch 
Roland  entlassenen,  einstigen  Direktor  Guillaumot  über. 
Guillaumot  mufite  sich  schon  bei  den  ersten  Schritten  davon 
überzeugen,  dafi  in  den  drei  Jahren  seiner  Abwesenheit  in 
der  obersten  Verwaltung  der  Manufaktur  einige  Schritte  ge- 
schehen warea  im  Sinne  einer  Verstärkung  des  Formalismus 
und  des  bureaukratischen  Geistes.  Angesichts  ihrer  ver- 
zweifelten Lage  reichten  die  Arbeiter  Ende  Juli  (1795)  eine 
flehentliche  Petition  ein,  in  welcher  sie  erklärten,  daß,  un- 
geachtet der  kürzlich  erfolgten  Zulage  von  3  Livres  täglich, 
es  ihnen  unmöglich  sei  weiter  zu  leben ;  sie  hätten  alles  ver- 
kauft, alles,  was  anging,  versetzt  usw. ;  aber  bei  dem  ununter- 
brochenen Steigen  der  Preise  reiche  es  ihnen  durchaus  nicht 
zur  Nahrung.  Die  Petition  wurde  an  die  Kommission  über- 
wiesen, und  siehe  da,  die  Kommission,  welche  doch  genau 
wußte,  daß  alles  Dargelegte  vollkommen  der  Wahrheit  ent- 
sprach, und  von  vornherein  einen  befriedigenden  Bescheid  zu 
geben  gewillt  war,  berichtet  dem  Komitee  für  Ackerbau  und 
Künste,  daß  diese  Angelegenheit  unbedingt  sistiert  werden 
müsse,  da  die  Petition  der  Arbeiter  vom  Direktor  nicht  visiert 
sei :  das  sei  aber  unerläßlich  zur  Wahrung  der  Subordination 
in  der  Manufaktur  und  zur  Bestätigung  der  Richtigkeit  des 
in  der  Petition  Gesagten®.  Gleichzeitig  wurde  auch  dem 
Direktor  Guillaumot  ein  Schriftstück  übersandt,  in  welchem 
darauf  hingewiesen  wurde,  daß  die  „gute  Ordnung*  verlange, 
daß  derartige  Petitionen  erst  dem  Direktor  vorgelegt  würden*. 
Wir  müssen  bemerken,  daß  wir  bis  zu  jener  Periode  in  den 
Dokumenten,  die  auf  die  nationalen  Manufakturen  Bezug 
haben,  nirgends  einer  solchen  Erinnerung  begegnet  sind,  ob- 
wohl tatsächlich  die  Mehrzahl  der  Petitionen  mit  kurzen 
Beglaubigungen  und  Bestätigungen  der  Direktoren  versehen 


^  Arch.  Nat.  0^871,  Bapport  au  Comit^  d'agricultare  et  des  arts. 

*^  16.  Messidor  Tan  3.  (oiehe  das  Schreiben  der  Kommission  an 
ihn,  die  ihm  seine  Ernennung  anzeigt.    Arch.  Nat.  0*872.) 

•  . . .  NouB  vous  observons  que  la  Petition  des  ouvriers  des  G-obe- 
lins  n'est  point  rev^tue  d'un  visa  du  Directeur  cfai  atteste  la  v^rit^  de 
8on  contenu.  Cette  formalitä  est  d'autant  plus  indispensable  qu'elle  a 
pour  objet  non  seulement  de  maintenir  ia  Subordination  dans  la  Manu- 
facture  mais  encore  de  faire  connaitre  les  besoins  et  la  justice  de  la 
demande. . .    (Arch.  Nat.  0*872,  Rapport  au  comit6,  s.  d.) 

^  Le  bon  ordre  exige  que  les  ouvriers  ne  fassent  jamais  de  sem- 
blables  p^titions  sans  les  avoir  auparavant  soumis  k  leur  directeur. 
(Arch.  Nat.  0^872.) 
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sind.  Allein  liach  Ton  und  Inhalt  sind  diese  Beglaubigungen 
stets  so  gehalten,  daß  es  klar  ist,  inwieweit  es  den  Arbeitern 
selbst  vorteilhaft  war,  ihre  Petitionen  mit  einem  derartigen 
„Visum**  zu  überreichen.  Jetzt  spricht  die  Kommission  zum 
erstenmal  ihre  Ansicht  über  die  formelle  Notwendigkeit  eines 
Visums  des  Direktors  aus,  behufs  Erhaltung  der  Subordination 
und  Kontrolle  —  auch  ein  Hervortreten  der  Tendenz,  die  für 
die  Epoche  der  Thermidorreaktion  bezeichnend  ist.  Natürlich 
wurde  die  geforderte  Formalität  erfüllt,  und  die  Kommission 
erstattete  dem  Komitee  für  Ackerbau  und  Künste  einen  Be- 
richt, der  den  täglichen  Lohn  der  Arbeiter  noch  um  3  Livres 
zu  erhöhen  vorschlug.  Es  heifit  da,  der  den  Gobelinarbeitern 
ausgezahlte  Lohn  sei  tatsächlich  unzureichend  geworden,  und 
sie  erhielten  weniger  als  die  Arbeiter  in  Privatfabriken  ^. 
Das  Komitee  stimmte  am  27.  Juli  1795  der  vorgeschlagenen 
Lohnerhöhung  zu.  Jetzt  erhielten  die  Arbeiter  der  I.  Klasse 
15  Livres  34  Cent,  die  der  II.  Klasse  14  Livres,  die  der 
III.  Klasse  13  Livres  67  Cent,  die  der  IV.  Klasse  12  Livres, 
an  Stelle  der  7,  6,  5  und  4  Livres,  die  sie  zu  Ende  des  Jahres 
1789  erhalten  hatten.  Da  aber  die  Preise  der  Nahrungsmittel 
und  der  Kleidung  bedeutend  rascher  stiegen,  war  ihnen  mit 
allen  diesen  Aufbesserungen  doch  wenig  geholfen.  Die  Arbeiter 
hören  nicht  auf  zu  klagen,  dafi  das  Leben  um  das  20-,  40-, 
ja  sogar  das  100  fache  teurer  sei  als  kurz  zuvor  ^;  das  Brot 
koste  12—16  Sous  das  Pfund,  das  Fleisch  8 — 10  Franks,  ein 
Paar  Stiefel  100—120  Fr.,  ein  Hemd  200  Fr.  usw."  Am 
5.  September  1795  beschloß  das  Komitee  für  Ackerbau  und 
Künste,  wiederum  den  Lohn  der  Arbeiter  aller  vier  Klassen 
um  5  Livres  täglich  zu  erhöhen.  Alle  kannten  die  Wurzel 
dieses  Übels,  die  völlige  Entwertung  der  Assignaten,  die  jede 
neue  „Wohltat"  der  Regierung  den  Arbeitern  gegenüber  illu- 
sorisch machte.  Aber  weder  die  Kommission  noch  der  seinem 
Ende  entgegengehende  Konvent  selbst  wußten  nun,  wozu  sie 
sich  entschließen  und  wie  sie  gegen  das  finanzielle  Chaos  an- 
kämpfen sollten.  Kraft  eines  Beschlusses  des  Wohlfahrts- 
ausschusses vom  1.  Brumaire  des  Jahres  4  (d.  i.  23.  Oktober 
1795)  wurde  bestimmt,  den  Arbeitern  (außer  dem  Lohne)  je 
V2  Pfund  Brot,   V2  Pfund  Fleisch  und  1  Maß  Holz  zu  ver- 


^  Arch.  Nat.  0^872.  Rapport  au  Comit^  d*agric.  et  des  arts  (am 
Rande  die  Resolution :  adopte  9  Thermidor,  3). . . .  On  ne  peut  se  dissi- 
muler  rinsuffisance  de  ces  joum^es  relativement  aux  prix  des  subsi- 
stances  et  leur  modieit^  si  on  les  compare  au  Salaire  libre  des  ouvriers 
employes  dans  les  fabriques  particuli^res. . . 

•  Arch.  Nat  0*872.     Der   Stoß:   Fructidor,  3.     Petition    aux   ci- 

tojens  composants  le  comit6  des  arts;  gez.  18.  Fructidor  3 k  peine 

ont-ils  (so  schreiben  sie  über  sich)  obtenu  Taugmentation  demi^re  qu'ils 
n*ont  pu  jouir  de  son  efficacit^  parce  qu'elle  ne  saurait  atteindre  le  prix 
exorbitant  auquel  a  6t<^  port^  sans  mesure  tout  ce  qui  concerve  la  sub- 
sistance  et  le  y^tement. . . . 
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abreichen.  Bald  reden  die  Dokumente  bereits  von  einer  Aus- 
gabe von  Fleisch  und  Brot  entsprechend  der  Anzahl  der 
„Esser"  in  der  Familie  jedes  Arbeiters.  Nach  einem  halben 
Jahr,  am  27.  April  1796,  bevollmächtigte  der  Minister  des 
Innern  die  Direktoren  der  Gobelins  und  der  Savonnerie,  diese 
Ausgabe  von  Nahrungsmitteln  und  Holz  durch  Geldzahlungen* 
zu  ersetzen ;  jedoch  beeilte  sich  die  Administration  der  Manu- 
fakturen durchaus  nicht,  von  dieser  Erlaubnis  Gebrauch  zu 
machen,  und  die  Verabreichung  von  Lebensmitteln  in  natura 
wurde  noch  ein  ganzes  Jahr  hindurch  fortgesetzt^.  Die 
finanzielle  Krisis  dauerte  noch  im  Jahre  1796  an;  auf  eine 
Ausgabe  in  Naturalien  zu  verzichten,  hieß  aber  zu  den  früheren 
Prüfungen  zurückkehren.  Das  Unglück  war  aber,  daß,  ab- 
gesehen von  dieser  ärmlichen  Nahrung,  alle  übrigen  Bedürf- 
nisse immer  noch  nur  schlecht  befriedigt  werden  konnten. 

IV. 

Im  Jahre  1796  bestimmte  der  Rat  der  Fünfhundert  die 
Ausgabe  von  „mandats",  d.  h.  von  Staatspapieren,  die,  wie 
bekannt  (zum  direkten  und  offen  beigebrachten  Schaden  der 
Assignaten)  als  Kreditzeichen  dienen  sollten,  die  durch  den 
nationalen  Territorialfonds  gesichert  waren,  wobei  jeder  In- 
haber von  Mandaten  erscheinen  konnte,  um  einen  Landanteil 
aus  dem  Staatsfonds  zu  erhalten:  die  Abschätzung  des 
Landes  wurde  durch  zwei  Sachverständige  —  vom  Käufer 
und  vom  Departement  —  vorgenommen.  Man  nahm  an,  daß 
die  Mandate,  als  unmittelbarer  und,  sozusagen,  anschaulicher 
durch  den  Nationalbesitz  gesichert,  als  die  Assignaten,  —  sich 
in  ihrem  Kurs  als  fester  erweisen  würden.  Ein  Frank  in 
Mandaten  war  gleich  30  Fr.  in  Assignaten.  Die  Gobelin- 
arbeiter sollten  nun  von  dieser  vorausgesetzten  „Festigkeit" 
der  neuen  Kreditpapiere  Nutzen  haben:  kraft  eines  Be- 
schlusses des  Direktoriums  vom  29.  Germinal  (18.  April  1796)  * 
erhielten  sie  zwei  Drittel  ihres  Gehaltes  in  Maudaten  und 
nur  ein  Drittel  in  Assignaten.  Allein  auch  die  Mandate 
sanken  binnen  einiger  Monate  ebenso  tief  im  Werte,  wie  die 
Assignaten  und  die  Arbeiter  sahen  sich  wie  früher  in  einer 
furchtbar  bedrängten  Lage.  Dem  Direktorium  fehlten  alle 
Mittel  bis  zu  dem  Grade,  daß  es  bereits  begann  mit  Gobelin- 
spalieren Staatsschulden  zu  bezahlen ',  daß  sogar  die  wert- 


»  Arch.  Nat.  0«873.    Rapport  13.  Prairial  an  5. 

«  Bis  zum  24.  April  1797.  (5  Flor^al  Tan  5.)  Arch.  Nat.  0»873, 
Rapport  13.  Prairial  an  5.  Doch  hörte  die  Ausgabe  von  Holz  noch 
im  Jahre  1796  auf. 

«  Arch.  Nat.  0«874.  Rapport  au  Ministre  de  Tlnt^rieur,  27.  Flo- 
r^al  IV. 

^  Brief  Gnillaumot's  an  Dubois  (chef  de  la  4.  Division  du  ßureau 
des  arts) :    ...  L'op^ration   du  Ministre   des   ünances   relativement  aux 
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vollsten  Erzeugnisse  der  Gobelins  verbrannt  wurden,  um  ein 
gewisses  Quantum  Gold  und  Silber  zu  gewinnen,  das  im 
Material  enthalten  war.  Ist  es  unter  solchen  Umständen,  wenn 
nämlich  die  Regierung  selbst  bemUht  war,  aus  der  Manufaktur 
materiellen  Vorteil  zu  ziehen,  zu  verwundern,  daß  die  Ar- 
beiter der  Manufaktur  auf  keine  irgendwie  wesentliche  Hilfe 
hoffen  konnten?  Die  Regierung  sah  die  einzige  Rettung  der 
Manufaktur  darin,  daß  man  mit  allen  Kräften  einen  möglichst 
raschen  Absatz  ihrer  Produkte  zu  erzielen  suchte.  Sie  war 
sich  vollständig  klar  über  die  unglückliche  Lage  der  Arbeiter, 
gestand  aber  aufrichtig,  daß  sie,  angesichts  der  völligen 
Haltlosigkeit  des  Geldsystems,  unfähig  sei,  dem  Elend  abzu- 
helfen ^.  Der  Rat,  für  einen  Ausverkauf  der  Erzeugnisse  der 
Manufaktur  zu  sorgen,  um  aus  diesen  Geldern  schleunigst  den 
Arbeitern  zu  helfen,  das  war  die  Antwort  auf  die  Frage, 
welche  zuvor  der  Direktor  Guillaumot  in  einem  Bericht  voller 
Verzweiflung  gestellt  hatte:  „ist  die  Regierung  gewillt  oder 
nicht,  diese  Manufaktur  zu  unterstützen?"  ^  Zum  Herbst 
1796  waren  auf  der  Manufaktur  an  Arbeitern  —  88  Mann, 
an  übrigen  Angestellten  —  ll*.  Sowohl  diese  Beamten  (der 
Direktor,  Inspektor,  zwei  Werkstättenvorsteher,  zwei  Künstler  — 
dessinateurs ,  ein  Magazinaufseher,  ein  Sekretär,  Doktor, 
Portier,  der  das  Aufräumen  besorgte),  als  auch  alle  88  Ar- 
beiter litten  Not;  doch  auch  die  Arbeiter,  von  den  höheren 
Beamten  nicht  zu  reden,  klammerten  sich  fest  an  ihre  Stellen ; 
denn  es  war  unendlich  schwer,  in  privaten  Fabriken  Arbeit 
zu  erlangen,  abgesehen  davon,  daß  sie  nur  für  eine  bestimmte, 
streng  spezialisierte  Arbeit  die  nötige  Vorbildung  besaßen. 
Bitten  aller  Art  waren  völlig  nutzlos.  So  baten  z.  B.  im 
Oktober   1796  die  Arbeiter  den   Minister  des  Innern,   man 


tapisseries  de  cette  Manufacture  qu'ii  donne  en  payement  k  divers 
creanciers  de  la  Kepublique  ....  (gez.  12.  Thermidor  an  4  =  30.  Juli 
1796). 

1  Arch.  Nat  0«873.  Paris,  le  21  Thermidor  l'an  4  (d,  i.  den 
8.  August  1796).  Rapport  preseato  au  Ministre  de  Tlnter.  (Bureau  des 
arts). .  Le  Ministre  connait  par  les  rapports  qui  lui  ont  iHo  fait  la 
malheureuse  position  oü  sont  rfl'duits  les  artistes  et  ouvriers  attach^s 
k  la  Manufacture  nationale  des  Gk)beliu8.  Ces  laborieux  soutiens  d*un 
art  qui  honore  Tindustrie  fran^aise  et  qui  multiplie  souvent  avec  avan- 
tage  les  tablcaux  de  notre  ^cole  luttent  avec  peine,  depuis  (^uelque  tcmps 
contre  les  premiers  besoins.  Tout  ce  que  le  Directoir  executit,  tout  ce 
que  le  ministre  a  voulu  faire  en  leur  laveur  a  6te  sans  effet  par  Tin- 
8tabilit<^^  de  notre  sjst^me  monetair.  Le  directeur  m'observe  qn'il  voit 
ces  artistes  reduits  au  dt^sespoir  et  la  manufacture  prete  k  se  aissoudre 
si  l'on  ne  subvient  enfin  k  cet  Etablissement  par  des  moyens  efficaces. 

■  Arch.  Nat  0*872.  Observations  du  citoyen  Guillaumot  (cf.  La- 
cordaire,  Notice  sur  Torigine  et  les  travaux  des  Manufactures  de  tapis- 
series et  de  tapis  reunies  aux  Gobelins.     1852,  pag.  4b. 

■  Arch.  Nat.  0*872,  gez.  2.  Jour  complementaire  a  4  (d.  i.  20.  Sept. 
1796). 
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möchte  ihnen  doch  angesichts  der  beginnenden  kalten  Jahres- 
zeit Brennholz  —  in  natura  —  verabreichen.  Aber  auch 
dieses  wurde  ihnen  abgeschlagen,  und  der  Minister  befahl 
durch  eine  Resolution,  ihnen  zu  antworten,  daß  sie  mit  dem 
Gehalt,  welches  ihnen  ausgezahlt  würde,  auskommen  müßten, 
und  daß  überdies  die  Lage  der  Finanzen  die  Erfüllung  dieser 
Bitte  nicht  gestattet  Ungeachtet  der  kuriosen  Erklärung: 
daß  das  Gehalt  reichen  müsse  (doit  suffire),  wußte,  wir 
wiederholen  es  nochmals,  das  Ministerium  ausgezeichnet  und 
hatte  es  mehrmals  zugegeben,  daß  das  Gehalt  durchaus  nicht  aus- 
reichen konnte.  Den  furchtbar  schweren  Winter  1796 — 1797 
überstand  die  Manufaktur  vielleicht  nur  deswegen,  weil  die 
Ausgabe  von  Brot  und  Fleisch  in  Natur  noch  fortgesetzt 
wurde.  Da  nun  Fleisch  und  Brot  entsprechend  der  Anzahl 
der  Esser  verabreicht  wurden,  so  haben  sich  in  den  Rechen- 
schaftsberichten der  Manufaktur  Notizen  erhalten,  die  uns 
erlauben,  die  Anzahl  der  Familienglieder  in  den  Arbeiter- 
familien zu  bestimmen.  Im  Frühjahr  (März  1797)  waren 
107  Mann  von  Arbeitern  und  sonstigen  Angestellten  da,  d.  i. 
etwas  mehr  als  im  Herbst  1796,  wo  ihrer  nur  99  waren 
(11  +  88).  Von  ihnen  waren  25  ledig,  24  Familien  bestanden 
aus  2  „Essern**,  21  aus  3,  17  aus  4,  10  aus  5,  5  aus  6  und 
5  aus  7  *.  Das  gibt  uns  einen  Begriff  von  der  bitteren  Not, 
welche  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  ausstand.  Allerdings  kam 
im  Jahre  1797  bei  der  Lohnauszahlung  an  die  Arbeiter  auch 
klingende  Münze  zum  Vorschein;  doch  wurde,  wie  sie  klagen, 
„so  wenig  und  so  schlecht**  gezahlt,  daß  sie  wieder  nicht  genug 
zu  leben  hatten,  um  so  mehr,  als  vom  Frühling  1797  an  die 
Ausgabe  in  Naturalien  endgültig  eingestellt  worden  war. 
Jetzt,  im  Jahre  1797,  als  es  wieder  klingende  Münze  gab, 
erhielten  die  Arbeiter  in  der  I.  Klasse  1000  Franken  jährlich, 
in  der  IL  880  Fr.,  in  der  IIL  800  Fr.  und  in  der  IV.  650  Fr. 
Wenn  man  die  Lebensmittelteuerung  in  Betracht  zieht,  so 
war  das  sehr  wenig;  die  höhere  Administration  war  bei  weitem 
besser  gestellt,  denn  auch  jetzt  noch  bezog  der  Direktor 
6000  Fr.,  der  Inspektor  2250,  die  Vorsteher  der  Werkstätten 
je  1800  Fr.  •,  so  daß  jetzt  die  erdrückende  Mehrzahl  der  Ar- 


^  Arch.  Nat.  0*872.  Der  StoS :  Rapports  concemants  les  employ^s 
et  OQvriers  de  Tan  IV  k  i'an  IX,  Petition  „Au  citoyen  Miniatre  de 
l'Int^rienr  14.  Vendemiaire  Tan  5  (d.  i.  5.  Oktober  1796).  Der  Petition 
lie^  ein  besonderes  Papier  bei  mit  der  Besolntion:  „R^pondre  que  le 
traitement  accord^  aux  artistes  doit  suffire"  usw. 

s  Art.  Nat.  0^874.  Germinal  5.  Der  Stoß:  Rapports  an  5;  £tat 
du  remboursement  du  prix  du  pain  aux  artistes,  empioy^s  et  ouvriers 
de  la  Manufacture  Nat  des  Gobelins  (eine  besondere  Rubrik :  bouches). 

>  Arch.  Nat.  0^872.  Der  Stoft:  Personnel,  Rapport  au  Ministre 
de  rint^rieur  (6.  Flor^al  V).  Zwei  außerhalb  der  Klassen  stehende 
„Premiers  ouvriers"  erhielten  je  1250  Fr. 
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beiter  (nämlich  die  IL,  III.  und  IV.  Klasse)  annähernd 
7 — 7V2— 9V2mal  weniger  erhielt  als  der  Direktor.  Auf  diese 
Weise  erschien  das  Verhältnis  zwischen  dem  Verdienst  der 
Direktion  und  dem  der  Arbeiter  unvergleichlich  weniger  „de- 
mokratisch" als  früher.  Dieses  Jahr  war  für  die  Arbeiter 
nicht  nur  deshalb  ein  trauriges,  weil  sie  in  der  Zeit  des 
Papiergeldes  alle  ihre  Sachen  verkauft  hatten*  und  jetzt 
nicht  wußten,  was  tun;  nicht  nur,  weil  ihnen  wenig  gezahlt 
wurde,  sondern  hauptsächlich  auch,  weil  ihnen  schlecht 
gezahlt^,  d.  h.  die  Auszahlung  des  Lohnes  verzögert  wurde. 
Das  versetzte  sie  in  eine  geradezu  verzweifelte  Lage;  sie 
verkauften  sogar  ihr  Bettzeug ,  was  sie  vordem  nie  getan 
hatten.  Sie  liefen  von  Pontius  zu  Pilatus,  klagten  bei  allen, 
flehten  alle  um  Hilfe  an,  doch  keiner  brachte  sie  ihnen.  So 
hatten  sie  z.  B.  Mitte  August  1797  den  Lohn  für  die  vier 
verflossenen  Monate  noch  nicht  bekommen".  Sie  senden  Peti- 
tionen über  Petitionen  mit  der  flehentlichen  Bitte,  ihnen  doch 
ihr  Gehalt  auszuzahlen.    „Wir  sind  ohne  Brot,  ohne  Kleidung, 

ohne  Kredit Verzweiflung  ist  unser  einziges  Los. 

Wir  bitten  Sie,  uns  ein  Mittel  zu  anderweitiger  Existenz  zu 
verschaffen,  wenn  Sie  uns  nicht  die  Mittel  geben  können,  um 
hier  zu  existieren"  schreiben  sie  in  ihrer  Petition  an  den 
Minister:  man  sei  ihnen  für  135  Tage  den  Lohn  schuldig, 
habe  ihn  aber  nur  für  fünf  Tage  ausgezahlt;  und  ihre  Lage 
sei  rettungslos.  Der  Direktor  bestätigt  alle  diese  Mitteilungen 
der  Arbeiter  in  vollem  Umfange  und  erklärt  (Ende  August 
1797)  kategorisch,  daß  die  Arbeiter  auch  nicht  einen  Monat 
lang  existieren  können,  falls  man  ihnen  nicht  die  schuldige 
Summe  wenigstens  teilweise  auszahle*.  Die  Regierung  ant- 
wortet mit  dem  Zugeständnis,  dies  alles  sei  richtig,  sie  könne 
aber  infolge  der  Finanzlage  nichts  tun^.  Die  schuldigen  Löhne 
wurden  in  äußerst  kleinen   Summen  ausbezahlt,  und  einst- 


'  Arch.  Nat.  O^STS.  Les  artistes  ouvriers  au  citoyen  Ministre  de 
rinterieur,  21.  Thermidor  (d.  i.  den  13.  August  1797).^ 

*  . . . .  depuis  que  les  payements  se  fout  en  numerairc  nous  sommes 
si  peu  et  si  mal  pay^s  que  le  reste  de  nos  effets  n'existe  plus  m§me 
jusq'aux  draps  de  nos  lits. 

'  Arch.  Nat.  0*873,  Folge:  Decisions  et  ordonnances  de  paye- 
ment  du  traitement  des  employes  et  artistes  de  la  Manuf.,  an  4.  Peti- 
tion der  Arbeiter:  ...  c'est  apr^s  avoir  frappö  k  toutes  les  portes  et 
n'avoir  point  et^  entendus  que  nous  nous  trouvons  force  par  les  besoius 
le  plus  extn^mes  que  nous  eprouvons  d'interrompre  vos  precieux  mo- 
ments  usw.  usw. 

*  Arch.  Nat.  0'873,  Brief  Guillaumots  vom  5.  fructidor. 

^  Je  Yois  avec  douleur  T^tat  penible  oh  se  trouvent  les  employes 
et  les  ouvriers  de  cet«  6tablis8ement  mais  il  n'est  pas  en  mon  pouvoir 

Sas  m^me  k  celui  du  Ministre  d'y  rem^dier  quant  k  präsent. . .  (Arch. 
fat.,  0*878.  Le  chef  de  la  comptabilit6  G6n^rale  des  Bureaux  du 
Ministre  de  1 'Interieur  au  citoyen  Üubois,  chef  de  la  4.  Division.  Brief 
vom  25.  fructidor  an  5  [=«  11.  Sept.  1797J.) 
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weilen  verging  die  Zeit  und  die  Schuld  der  Regierung  an  die 
Arbeiter  wuchs  aufs  neue.  So  klagen  die  Arbeiter  Mitte 
November  1797  wieder,  daß  ihnen  nun  schon  für  fünf  Monate 
nicht  gezahlt  worden  sei*.  Der  Minister  des  Innern  ent- 
schloß sich  dann,  das  Direktorium  daran  zu  erinnern,  daß  es 
die  Manufakturen  der  Gobelins,  von  S6vres  und  der  Savon- 
nerie  noch  nicht  für  die  Lieferungen  bezahlt  hätte,  die  zur 
Ausstattung  des  Palastes,  in  dem  das  Direktorium  unter- 
gebracht war,  von  jenen  Anstalten  gemacht  worden  seien. 
Er  berichtete,  daß  sich  die  Arbeiter  in  äußerster  Not  be- 
fänden, und  daß  sie  nicht  nur  für  fünf  Monate  nicht  bezahlt 
worden  wären,  sondern  daß  sie  nicht  einmal  die  Mittel  hätten, 
um  das  zur  Fabrikation  nötige  Material  anzukaufen'.  Aus 
diesem  Berichte  erfahren  wir,  daß  das  Direktorium  für  die 
während  zweier  Jahre  (1796  und  1797)  gemachten  Lieferungen 
nichts  bezahlt  hatte,  obgleich  diese  Ankäufe  naturgemäß  zu 
einer  gewissen  Unterstützung  der  notleidenden  nationalen 
Manufakturen  hatten  dienen  sollen.  Im  Jahre  1798  ver- 
stummen die  Klagen  über  Verzögerung  der  Lohnauszahlung, 
jedoch  ist  das  Gehalt  an  sich  so  unbedeutend  im  Verhältnis 
zu  den  Preisen  der  allemotwendigsten  Dinge,  daß  die  Arbeiter 
trotz  allem  nur  mit  großer  Mühe  sich  halten  können.  Der 
Direktor  der  Manufaktur  macht  das  Ministerium  darauf  auf- 
merksam, daß  die  unentbehrlichsten  Lebensmittel  jetzt,  im 
Jahre  1798,  um  die  Hälfte  teurer  seien  als  im  Jahre  1791, 
hingegen  der  Lohn  der  Arbeiter  ungefähr  um  ein  Viertel 
hinter  dem  zurückstände,  was  sie  im  Jahre  1791  erhalten 
hätten : 

Die  Arbeiter  der  I.  Klasse  erhielten  im  Jahre  1791  1248  Fr.  jährl., 

im  Jahre  1798  1000  Fr., 
die  Arbeiter  der  II.  Klasse  erhielten  im  Jahre  1791  1092  Fr.  jährl., 

im  Jahre  1798  880  Fr., 
die  Arbeiter  der  III.  Klasse  erhielten  im  Jahre  1791  936  Fr.  jährl., 

im  Jahre  1798  800  Fr., 
die  Arbeiter  der  IV.  Klasse  erhielten  im  Jahre  1791  780  Fr.  jährl., 

im  Jahre  1798  650  Fr. 

Der  Direktor  schlägt  vor,  das  Gehalt  der  II.,  III.  und 
IV.  Klasse  auf  910,  840  und  720  Fr.  jährlich  zu  erhöhen,  das 
der  I.  Klasse  aber  unverändert  zu  lassen^.  Eine  solche  Auf- 
besserung erschien  um  so  notwendiger,  als  fast  zu  gleicher 
Zeit  das  Gesetz  vom  3.  Nivose  durchging,  laut  welchem  von 
jedem,   der  sich  im  Dienste  des  Staates  befand  und  von  ihm 


^  Arch.  Nat.  0*874.    Rapport  au  Ministre  de  Tlnt^rieur,  23.  Bru- 
maire  an  6  (—  13.  Nov.  1797). 

*  Arch.   Nat.    0"873.      Rapport    pr^sent^    au    Directoir.    Execnt. 
(Frimaire,  an  6.) 

*  Rapport  prdsent^  au  Ministre  de  TlntMeur,  19.  Frimaire,  an  7 
(=  9.  Dez.  1798). 


Zweites  Kapitel. 

Die  Arbeiter  der  Manufaktur  de  la  Savonnerie. 


I. 

Das  Material,  das  sich  auf  die  Manufaktur  „de  la  Savon- 
nerie'' bezieht,  ergänzt  im  allgemeinen  nur  diejenigen  Nach- 
richten, die  uns  die  Dokumente  der  Gobelinmanufaktur  geben. 
Die  französische  Regierungsgewalt  betrachtete  von  altersher 
diese  beiden  Institute  als  vollkommen  gleichartig;  seit  dem 
Beginn  der  Revolution  wurden  fast  alle  Bestimmungen,  die 
inbezug  auf  die  Gobelins  erlassen  wurden,  unverzüglich  auch 
auf  die  Manufaktur  de  la  Savonnerie  ausgedehnt.  Dieses 
Institut  zur  Anfertigung  von  Teppichgeweben,  welches  schon 
die  Aufmerksamkeit  Heinrichs  IV.  auf  sich  gelenkt  hatte, 
war  auf  Anordnung  des  Königs  vom  4.  Januar  1608  in  den 
Galerien  des  Louvre  untergebracht  worden^;  im  Jahre  1631 
kaufte  Ludwig  XIII.  ein  Haus  an,  in  welchem  sich  früher  eine 
Seifenfabrik  befunden  hatte,  und  in  dieses  Haus  (maison  de 
la  Savonnerie)  verlegte  er  die  genannte  Manufaktur.  Sie  stand 
unter  der  Verwaltung  eines  entrepreneur,  welcher  freie  Woh- 
nung hatte  und  einige  andere  Vergünstigungen  genoß.  Spe- 
zialität der  Fabrik  war  die  Herstellung  von  Teppichen  und 
Tapeten  „nach  dem  Muster  Persiens  und  der  Levante".  Gegen 
Ende  der  Herrschaft  Ludwigs  XIV.  geriet  die  Anstalt  in 
Verfall,  und  um  sie  vor  dem  endgültigen  Untergang  zu  be- 
wahren, erließ  der  König  im  Januar  1712  ein  Edikt  ^  durch 
welches  er,  nach  seinen  eigenen  Worten,  der  Manufaktur  de 
la   Savonnerie   dieselben  Gnadenbeweise  gab,  die  im  Jahre 


^  Die  den  Anfang  der  Manufaktur  betreffenden  Dokumente  siehe: 
Arch.  Nat.  0^2055  wie  auch  0*2057 — A.  (Observations  qu'ont  cm  devoir 
soumettre  au  citojen  Roland,  ministre  de  Tlntörieur,  les  ouvriers  de  la 
Savonnerie;  dort  auch  der  Bericht  Duvivier's  vom  8.  Juli  1792). 

*  0*2055.  £dit  du  Roy  concernant  les  privil^ffes  accord^s  k  la 
Manufacture  Royale  de  la  Savonnerie.  Donnc  k  Marly  au  mois  de  Jan- 
vier 1712. 
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1667  die  Gobelins  erhalten  hatten,  und  überhaupt  diese  An- 
stalt „ä  rinstar  des  Gobelins**  einrichtete.  Unter  anderem 
wurde  befohlen  12  Häuser  auszuwählen,  deren  Besitzer  als 
Belohnung  für  die  Unterbringung  der  Manufakturarbeiter 
von  der  militärischen  Einquartierung  befreit  waren ;  für  jeden 
Gesellen  erhielt  der  Entrepreneur  aus  der  Staatskasse  (für 
Unterhalt  und  Ausbildung  desselben  während  sechs  Jahren) 
250  Livres  (nicht  jährlich,  sondern  für  die  sechs  Jahre  zu- 
sammen); die  Arbeiter  wurden  von  einer  Eeihe  persönlicher 
und  pekuniärer  Verpflichtungen  befreit.  Im  Laufe  des 
XVIII.  Jahrhunderts  vollzog  sich  das  wirtschaftliche  Leben 
der  Manufaktur  de  la  Savonnerie  in  der  eingeführten  Ordnung, 
wie  das  der  übrigen  königlichen  Manufakturen.  Der  Unter- 
nehmer zahlte  den  Arbeitern  den  Lohn  aus,  kaufte  das 
Material,  leitete  die  Arbeiten  und  verkaufte  die  Erzeugnisse 
an  Privatpersonen  oder  an  den  königlichen  Hof.  Die  Sub- 
sidie  von  Seiten  des  Königs  bestand  in  der  Verpflichtung  von 
Seiten  des  Hofes,  alljährlich  eine  gewisse  Anzahl  der  an- 
gefertigten Gewebe  für  einen  bestimmten  Preis  zu  kaufen 
<200  Livres,  seit  .dem  Jahre  1720  220  Livres  „per  chaque 
aulne  quarrte).  Überdies  wurden  seit  1770,  in  Anbetracht 
der  Teuerung  der  Lebensmittel,  20  Sols  wöchentlich  für  jeden 
Arbeiter  und  10  Sols  für  jedes  Arbeiterkind  unter  14  Jahren 
aus  der  Staatskasse  ausgezahlt.  Da  der  Artikel  des  Ediktes 
von  1712  in  Wirklichkeit  nie  zur  Anwendung  kam  ^  so  wurden 
außerdem  noch  den  zwölf  ältesten  Arbeitern  seit  dem  Jahre 
1755  je  40  Livres  als  Wohnungsgeld  gezahlt  *.  Viel  Arbeiter 
hat  es  dort  nie  gegeben;  im  18.  Jahrhundert . waren  ihrer  20 
bis  23  Mann  und  etwa  5  —  7  Gesellen.  Über  ihre  Lage 
schweigen  die  Dokumente  des  17.— 18.  Jahrhunderts  bis  zum 
Beginn  der  Revolution  fast  vollständig.  Der  Lohn  wurde 
nicht  nach  Tagen,  sondern  stückweise  berechnet  und  erwies 
sich  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  infolge  der  stark  an- 
gestiegenen Lebensmittelteuerung,  als  entschieden  unzureichend. 
Übrigens  werfen  auch  auf  diesen  Umstand  mehr  die  Doku- 
mente der  Revolutionszeit  Licht.  Jedenfalls  war  in  den  letzten 
Jahren  des  alten  Regimes  die  Manufaktur  nie  ohne  Arbeit^, 
und  der  Unternehmer  rühmte  sich,  nie  mit  dem  Lohn  in 
Rückstand  geblieben  zu  sein  oder  die  Arbeit  eingestellt  zu 


*  Arch.  Nat.  0^2055  —  Memoire  en  interpretation  des  arrets,  edits, 
lettres  patentes  et  privil^ges  attribu^s  k  la  Manufacture  de  la  Savon- 
nerie, etablie  k  Chaillot. 

^  Aber  bereits  ge^en  £nde  des  18.  Jahrhunderts  findet  sich  die 
Mitteilung,  daß  „alle  oder  fast  alle^  Arbeiter  in  den  Räumen  des  Manu- 
fakturgebäudes untergebracht  seien,  (cf.  0^907,  17.  Nivöse  an  4;  le 
ministre  de  Tintörieur  au  citojen  Duvivier.) 

»  Arch.  Nat.  O»2057— A:  Etat  de  la  quantit^  d'ouvrage  fait  k  la 
Savonnerie  depuis  1777. 

3* 
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haben.  Wie  wir  sahen,  fing  die  begonnene  Revolution  erst 
in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1791,  namentlich  seit  1792 
bis  1793  an.  sich  durch  ein  mehr  oder  weniger  entschiedenes 
Sinken  der  Produktion  in  den  Gobelinmanufakturen  und  denen 
von  Beauvais  bemerkbar  zu  machen.  Bezüglich  der  Savonnerie 
ist  hinzuzufügen,  daß  laut  offizieller  Angaben'  die  Produktion 
in  den  Jahren  1789  — 1790  hier  nicht  nur  nicht  aufhörte, 
sondern  sogar  zunahm;  und  wie  in  den  anderen  nationalen 
(und  vielen  privaten)  Manufakturen,  so  waren  auch  in  der 
Fabrik  der  Savonnerie  diese  ersten  Revolutionsjahre  eine  Zeit 
erfolgreichen  Kampfes  der  Arbeiter  um  ihre  Interessen.  Die 
Forderung,  die  hier  erhoben  wurde,  war  die  gleiche  wie  auf 
den  Gobelins :  Ersatz  des  Stücklohnes  durch  Tag-  oder  Wochen- 
lohn. Der  Unternehmer  Duvi vier  schreibt  in  seinen  Berichten 
an  die  Hauptadministration,  daß  die  Arbeiter  der  Savonnerie, 
sobald  sie  von  den  Absichten  der  Gobelinarbeiter  erfahren 
hätten,  ebenfalls  begonnen  hätten  unruhig  zu  werden  und 
Ungehorsam  zu  zeigen,  und  daß  bei  den  Auseinandersetzungen 
Unannehmlichkeiten  vorkommen*.  Zu  dieser  Zeit  stellte 
Graf  d'Angiviller,  der  oberste  Chef  des  ganzen  Verwaltungs- 
bereiches „bätiments  du  Roi",  die  Manufaktur  de  la  Savon- 
nerie unter  die  Aufsicht  und  Leitung  des  Direktors  der 
Gobelins,  Guillaumot^.  Wie  auf  den  übrigen  Manufakturen, 
so  verfolgten  die  Arbeiter  auch  hier  ihr  Ziel  auf  vollkommen 
friedlichem  Wege,  wobei  sie  nicht  aufhörten  die  Obrigkeit 
ihrer  vollen  Achtung  zu  versichern.  Mit  den  Unternehmern 
(mit  Duvi  vier  in  der  Savonnerie,  mit  Menou,  wie  wir  noch 
sehen  werden,  in  Beauvais)  war  es  in  der  Periode  noch  manch- 
mal zu  heftigen  Auftritten,  stürmischen  Auseinander- 
setzungen u.  ä.  gekommen;  die  Beziehungen  zur  höheren 
Administration,  dem  Grafen  d'Angiviller  oder  dem  Direktor 
Guillaumot,  waren  hingegen  der  äußeren  Form  nach  im 
höchsten   Grade   korrekt.     „Sie   halten   es    immer  mit   den 


1777    1778    1779    1780    1781    1782    1783   1784   1785 

Anzahl  der  Ellen: 
115    110V4    184   145'/4   IIOV2   155Vi   122V«   120Va   118 

Jahreszahlen : 
1786     1787     1788     1789     1790 

Anzahl  der  aulnes: 
137      138      151      152      170. 

*  Siehe  die  vorige  Anmerkung. 

«  Arch.  Nat.  0*2057  A  Plans  et  pi^ces  s.  d.  (Der  Briet  ist  ohne 
Unterschrift^  stammt  aber  entschieden  von  Duvivier's  Hand ;  dem  Sinne 
nach  kann  er  auch  von  keinem  anderen  geschrieben  sein.) 

*  Sein  Titel  war  damals :  M.  Guillaumot,  Intendant  gön^ral  de  bä- 
timents  du  Roy,  Directeur  des  Manufactures  Royales  des  Gobelins  et 
de  la  Savonnerie  (Arch.  Nat.  0*2057  A,  ann^e  1790,  2«  Division). 
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Arbeitern,  Sie  sind  ihr  Vater"  S  solche  Wendungen  finden 
«ich  nicht  selten  in  den  Dokumenten  dieser,  wie  auch  der 
späteren  Periode.  Die  Arbeiter  schreiben  dem  Direktor,  daß 
sie  sich  vollständig  auf  sein  Sorgen  um  ihr  Glfick  verlassen 
und  vollkommen  auf  seine  Gerechtigkeit  und  sein  gütiges 
Herz  rechnen';  aber  während  sie  mit  derartigen  Formeln 
nicht  geizen,  äußern  sie  ihre  Wünsche  ziemlich  dringend. 
Diese  Wünsche  laufen  in  der  Hauptsache  auf  Folgendes 
hinaus:  der  Stücklohn  soll  durch  Tagelohn  ersetzt  werden; 
der  Arbeitstag  soll  von  der  Tag-  und  Nachtgleiche  des  März 
bis  zu  der  im  September  von  6  Uhr  morgens  bis  6  Uhr  abends 
währen,  in  den  übrigen  Monaten  aber  von  Sonnenaufgang  bis 
Sonnenuntergang;  für  das  Mittagessen  sind  IVs  Stunden  — 
von  12  bis  IV2  Uhr  nachmittags  —  freizugeben,  in  den 
Monaten,  in  denen  die  Arbeit  um  6  Uhr  morgens  beginnt, 
außerdem  noch  eine  halbe  Stunde  zum  Frühstücken;  die 
Arbeit  bei  Licht  ist  als  der  Gesundheit  schädlich  überhaupt 
abzuschaffen.  Über  diese  Punkte  bestand  unter  den  Arbeitern 
keine  Meinungsverschiedenheit;  es  war  aber  ein  Punkt  da, 
hinsichtlich  dessen  unter  ihnen  zwei  Strömungen  konstatiert 
werden  können.  In  welcher  Weise  sollte  der  Arbeitslohn 
fixiert  werden?  Zuerst  meinte  man,  es  müßte  für  alle  Arbeiter 
der  Manufaktur  der  gleiche  Lohn  angesetzt  werden;  denn 
wollte  man  sie  in  Klassen  einteilen,  die  mehr  oder  weniger 
«rhielten,  so  würde  dies  zu  Streitigkeiten  führen  und  das  gute 
Einvernehmen  unter  den  Arbeitern  wie  auch  zwischen  ihnen 
einerseits  und  dem  Direktor  andererseits  stören^;  um  den 
Wetteifer  anzuspornen,  genüge  es,  irgendwelche  kleine  Prä- 
mien auszusetzen*,  welche  alljährlich  von  den  Arbeitern 
selbst  den  Kameraden,  die  sich  hervorgetan  haben,  zuerkannt 
würden.  Als  einheitlicher  Lohn  waren  20  Livres  die  Woche 
in  Aussicht  genommen.  Diese  Erklärung  wurde  von  allen 
unterschrieben  und  d'Angiviller  überreicht.  Dann  aber  bekam 
die  andere  Richtung,  die  eine  Einteilung  in  Klassen  befür- 
wortete, die  Oberhand:  von  Einfluß  war  natürlich  auch  der 


*  Arch.  Nat.  0*2057^..  ,  .  De  plus,  monsieur,  vous  qui  ^tes  tou- 
jouTB  avec  les  ouvriers  et  qui  pouvez  k  juste  titre  vous  en  dire  le 
p^re. . .    (Petition  der  Arbeiter  an  GuiUanmot.) 

'  0^2057^.  Eine  andere  Petition:  monsieur,  PempreBsement  que 
vous  nous  avez  toujours  temoi^ä  depuis  que  nous  avons  Thonneur 
d*ctre  CO  onus  de  vous,  de  participer  de  tout  votre  pouvoir  aux  moyens 
de  reg^nerer  la  perfection  de  nos  travaux  et  d'assurer  k  jamais  notre 
bonheur  nous  a  inspir^  une  confiance  capable  de  nous  abaudonner 
entiörement  k  tout  ce  que  la  justice  et  la  bonte  de  votre  coeur  vous 
•dicteroit  k  cet  ^gard  usw. 

"  Arcli.  Nat.  O'2057A.  Brief  A.  M.  le  comte  d*Angiviller  etc.,  mit 
dem  Bleistift  vermerkt:  21  Juin. 

^  . . .  quelques  legeres  gratifications  qui  se  decernaient  chaque 
^uin^e  en  forme  de  prix  usw. 
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Umstand,  dafi  vom  1.  Januar  1791  an  auf  den  Gobelins  be- 
reits das  neue  Reglement,  welches  die  Einteilung  in 
Kategorien  anerkannte,  in  Kraft  getreten  war.  Zur  Ver- 
teidigung ihrer  Forderungen  wählten  die  Arbeiter  der  Sa- 
vonnerie  nach  dem  Beispiel  derer  der  Gobelins  Bevoll- 
mächtigte (vier  Mann),  denen  sie  die  Führung  der  Sache 
ganz  und  gar  anvertrauten*.  Am  meisten  beunruhigte  sie 
natürlich  die  fundamentale  Frage:  wird  die  Regierung  mit 
dem  Ersatz  des  Stücklohnes  durch  Tagelohn  einverstanden 
sein?  Sie  betonen,  daß  der  -Stücklohn  sich  seit  mehr  als 
80  Jahren  nicht  geändert  habe  und  jetzt  mit  den  Preisen  der 
unentbehrlichsten  Lebensmittel  durchaus  nicht  im  Einklang 
stehe,  da  diese  seit  jener  Zeit  auf  das  Doppelte  gestiegen  seien. 
Um  eine  aulne  anzufertigen,  für  die  sie  dann  76  Livres 
16  Sols  erhielten,  müßten  viele  Arbeiter  10 — 12  Wochen 
arbeiten.,  und  nur  wenigen  gelänge  es,  dieses  Quantum  früher 
fertigzustellen*.  Unter  solchen  Verhältnissen  wäre  es  ihnen 
unmöglich  zu  existieren.  Wir  müssen  sagen,  ungeachtet  der 
Beunruhigung  der  Arbeiter  hinsichtlich  der  ihnen  feindlichen 
Einflüsse"  zog  die  Regierung  in  dieser  Frage  die  Sache  mehr  in 
die  Länge,  als  daß  sie  tatsächlich  Widerstand  geleistet  hätte; 
und  nach  einer  für  die  Gobelins  günstigen  Lösung  der  Frage 
konnte  natürlich  diese  auch  für  die  Savonnerie  nur  noch  eine 
Frage  der  Zeit  sein.  Die  Arbeiter  arbeiteten  die  Details  der 
Reform  selbst  aus :  sie  ordneten  sich  selbst  nach  gegenseitiger 
Übereinkunft  in  vier  Klassen  ein,  wobei  die  Arbeiter  der 
ersten  Klasse  24  Livres  die  Woche  erhalten  sollten,  die  der 
zweiten  21  Livres,  die  der  dritten  18  Livres  und  die  der 
vierten  15  Livres.  Zur  ersten  Klasse  sollten  4  Mann  gehören, 
zur  zweiten  ebenfalls  4,  zur  dritten  8  und  zur  vierten  4  Mann*. 
Am  20.  April  1791  bestätigte  d'Angiviller  das  Reglement, 
welches  für  die  Manufaktur  la  Savonnerie  durch  dens^ben 
Guillaumot  ausgearbeitet  worden  war,  der,  wie  wir  sahen, 
auch  schon  das  Reglement  für  die  Gobelins  ausgearbeitet 
hatte.    Beide  Reglements  sind  sich  vollkommen  gleich^,  und 


*  Arch.  Nat  O'2057A.  Brief  an  d'AngiviUer  (Monsieur,  c'est  tou- 
lours  dans  nne  confiance  assnr^e  que  nous  nons  adressons  k  voub  etc.): 
Nons  vous  supjjHons,  Monsieur,  de  re garder  les  sieurs  Givry,  Noblet^ 
Richy  et  Noei  icy  pr^sents  comme  enti^rement  autoris^s  de  notre  part 
et  nous  renon9onB  a  toutes  reclamations  contre  ee  qu'ils  conviendront 
avec  vous 

*  Arch.  Nat.  0'2057A.    Brief  an  Guillaumot. 

'  . . . .  votre  bonne  disposition  k  notre  dgard  nous  rassurera  tou* 
jonrs,  malgr^  les  obstacles  et  les  difficult^s  que  Ton  pourroit  semer  k 
travers  les  Operations  d'oü  doivent  r^sulter  la  regdneration  de  nos  tra- 
vaux  et  Tamelioration  de  notre  sort,  —  schreiben  sie  an  d'Angiviller 
(Arch.  Nat.  0'2057A). 

*  Arch.  Nat  O'2057A  (Monsieur,  voicy  P^tat  nominatif  usw.). 

*  Arch.  Nat.  0*2057  A.    Reglement  provisoire  pour  la  manufacture 
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obgleich  man  mit  ihrer  Einführung  nur  einen  zeitweiligen 
Versuch  beabsichtigt  hatte,  so  kam  doch  bis  Ende  1792  kein 
Gedanke  daran  auf,  in  den  königlichen  Manufakturen  den 
Stücklohn  wieder  einzuführen,  den  Guillaumot  selbst  in  seinem 
Berichte  an  den  Grafen  d'Angiviller^  verurteilt  und  als  gänz- 
lich unzulänglich  anerkannt  hatte.  Das  Reglement  bestimmte 
eine  Einteilung  in  vier  Klassen  mit  einem  Gehalt  von  je  24, 
21,  18  und  15  Livres  die  Woche;  der  Arbeitstag  sollte  im 
Mai,  Juni,  Juli  und  August  von  6  Uhr  morgens  bis  6  Uhr 
abends  dauern  (wobei  eine  Frühstückspause  von  ^/2  Stunde 
und  eine  Mittagspause  von  IV2  Stunde  eintrat);  in  den 
Monaten  März,  April,  September  und  Oktober  sollte  der 
Arbeitstag  von  7  Uhr  morgens  bis  Sonnenuntergang,  im 
Januar,  Februar,  November  und  Dezember  von  8  Uhr  morgens 
bis  Sonnenuntergang  währen.  An  den  Arbeitstagen,  die  um 
7  oder  8  Uhr  morgens  begannen,  wurde  nur  eine  Mittags- 
pause (VI 2  Stunde)  gewährt.  Femer  wurde  eine  strenge 
Kontrolle  über  das  Verbleiben  der  Arbeiter  bei  der  Arbeit 
eingeführt.  Der  Tag  wurde  in  vier  Abschnitte  geteilt,  De- 
jourierende  aus  der  Mitte  der  Arbeiter  selbst  hatten  darauf 
zu  sehen,  ob  jeder  auf  seinem  Platze  wäre,  die  Zuspät- 
kommenden zu  notieren  u.  dgl.  Im  Falle  einer  irgendwie 
erheblichen  Verspätung  wurden  entsprechende  Lohnabzüge 
gemacht.  Das  Reglement  hatte  eine  Abneigung  der  Arbeiter 
gegen  diese  Rolle  eines  dejourierenden  Aufsehers  über  die 
Kameraden  vorgesehen'  und  daher  diese  Verpflichtung  als 
eine  Leistung  hingestellt,  welcher  in  einer  durch  das  Los  zu 
bestimmenden  Reihenfolge  sämtliche  Arbeiter  zu  genügen 
hätten.  Übrigens  hat  in  der  Folge  dieser  Punkt  —  soweit 
wir  nach  den  Dokumenten  urteilen  können  —  niemals  Kolli- 
sionen hervorgerufen. 

Dieses  sind  die  Hauptzüge  des  am  20.  April  bestätigten 
und  am  1.  Mai  1791  in  Kraft  getretenen  Reglements.  In- 
dem er  es  bestätigte,  hoffte  Graf  d'Angiviller'  „die  Disziplin 
in  der  Manufaktur  wiederherzustellen"  und  auf  dem  Wege 
der  Lohnerhöhung  eine  größere  Vervollkommnung  in  den 
Arbeiten  zu  erzielen.  Natürlich  war  in  den  Augen  der 
Würdenträger  des  königlichen  Hofes  das  erste  Motiv  im  ge- 
gebenen Moment  von  größerer  Bedeutung. 


Royale  de  la  Savonnerie  relatif  k  Tessaj  d'un  nonvel  ordre  ponr  le 
pavement  des  ouvriers. 

1  Arch.  Nat.  O'2057A.    Memoire  vom  14.  April  1791. 

'  Reglement,  1.  c. :  Et  pour  vaincre  la  r^pugnance  qne  pourroient 
anelques  ouvriers  k  se  charger  de   cette  mission  par  une  aelicatesse 


«  Arch.  Nat.  0»2057A.    Brief  d'Angivillera  an  Guillaumot,  20  Avril 
1791. 
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Gemäfi  dem  neuen,  durch  das  Reglement  vom  20.  April 
eingeführten  Regime  sollten  die  Arbeiter  ihr  Geld  nicht  mehr 
Tom  Unternehmer,  sondern  von  der  königlichen  Kasse,  aus 
den  Summen  der  liste  civile  erhalten.  Der  Unternehmer 
verlor  seine  früheren  Subsidien ,  und  da  er  die  fünf  Gesellen 
nun  auf  eigene  Rechnung  zu  unterhalten  hatte,  und  auch  der 
Absatz  nicht  sicher  gestellt  war,  verschlechterte  sich  seine 
Lage.  Jedoch  datieren  seine  ersten  Klagen  erst  vom  Herbst 
1791  *.  Im  Sommer  1792  aber  verschlimmert  sich  seine  Lage 
offenbar  noch  mehr,  obschon  er  selbst  sagt,  dafi  er  noch  aus 
den  fiskalischen  Summen,  die  ihm  nach  der  Auszahlung  der 
Löhne  an  die  Arbeiter  verblieben,  den  Ankauf  von  Materialien 
besorgen  könne'. 

Nach  dem  10.  August  1792  ist  das  Schicksal  der  Manu- 
faktur de  la  Savonnerie  genau  das  gleiche,  wie  das  der 
Gobelins.  Der  Finanzminister  (le  ministre  des  contributions 
publiques),  in  dessen  Hände,  unmittelbar  nach  dem  Sturze 
der  Monarchie  und  der  Aufhebung  der  liste  civile  das  Schick- 
sal der  nationalen  Manufakturen  (allerdings  nur  für  einen 
sehr  kurzen  Moment)  gelegt  war,  hielt  es  im  Hinblick  auf 
„die  Analogie  zwischen  den  beiden  Etablissements"  direkt 
für  nötig,  hinsichtlich  ihrer  dieselbe  Handlungsweise  zu  be- 
folgen^. An  diesem  Prinzip  hielt  auch  sowohl  Roland  fest, 
in  dessen  Hand  bald  darauf  die  nationalen  Manufakturen 
übergingen,  als  auch  alle  Regierungspersonen,  die  nach  Ro- 
land im  Ministerium  des  Innern  einander  ablösten,  und  die 
Mitglieder  der  Kommission  für  Ackerbau  und  Künste,  die 
während  des  Konvents  (vom  24.  Mai  1794  ab)  die  Manufak- 
turen verwaltete,  sowie  die  Glieder  des  Komitees  für  Acker- 
bau und  Künste,  welches  nach  Entgegennahme  der  Berichte 
ihres  Exekutivorgans  —  eben  dieser  „Kommission  für  Acker- 
bau und  Künste"  —  die  Verordnunj^en  über  die  Manufakturen 
erliefi.    Die  Arbeiter  fürchteten,  mit  der  Aufhebung  der  liste 


*  0^2057 A.  Nr.  1276.  Au  ministre  de  rint^rieur,  Brief  Duvivier'fl. 
In  diese  Zeit  gehört  auch  die  offizielle  Feststellung  der  Unmöglichkeit, 
auch  nur  einen  neuen  Arbeiter  aufzunehmen:  „la  manufacture  de  la 
Savonnerie  etant  aujourd'hui  tr^s  dispendieuse  et  on^reuse  au  Roi  par 
an  effet  du  nouveau  Regime,  11  ne  paroit  nas  que  ce  soit  le  cas  (Ten 
augmenter  le  nombre  des  ouvnriers  etc.    7.  öctobre  1791. 

a  Arch.  Nat.  0'2057A  8  Juillet  1792;  ...  il  ne  se  trouve  plus 
Charge  du  payement  des  ouvriers  puisque  monsieur  Tintendant  de  la 
liste  civile  y  fait  satisfaire  par  une  somme  adress^e  k  Tentrepreneur 
mois  par  mois  et  le  surplus  de  ces  sommes  restantes  entre  ses  malus 
lui  sert  d*acompte  sur  la  foumiture  de  mati^res  dont  il  est  charg^  pour 
les  travaux. 

"  Arch.  Nat.  O'2057A.  Aout  1792.  L'analogie  des  deux  Etablisse- 
ments   paroit  exiger  une  marche  uniforme  pour  Tun  et  pour  Fautre. 
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«civile  möchte  auch  die  Auszahlung  ihres  Lohnes  aufhören, 
und  schon  am  29.  August  1792  bitten  sie  Roland,  indem  sie 
ihn  ihrer  „unwandelbaren  Treue  gegen  die  heiligen  Prinzipien 
der  Freiheit  und  Gleichheit^  versichern,  und  auf  seinen 
Patriotismus  und  seine  Liebe  zu  den  Künsten  ihre  Hoffnung 
setzen,  ihnen  auch  fernerhin  das  zu  zahlen,  was  sie  allmonat- 
lich zu  erhalten  gewohnt  seien  ^.  Die  Manufaktur  blieb  un- 
geschädigt  auch  in  diesem  gefährlichen  Moment,  als  Roland 
unentwegt  die  strengste  Sparsamkeit  in  größeren  wie  in 
kleineren  Ausgaben  anstrebte.  Es  bestand  sogar  der  Plan 
«iner  Aufhebung  der  Savonnerie  als  eines  selbständigen  Eta- 
blissements und  ihrer  Vereinigung  mit  den  Gobelins  ^,  um  was 
sich  der  neue  Direktor  der  Gobelins,  Audran,  bemühte^,  doch 
kam  dieses  Projekt  nicht  zur  Ausführung.  Interessant  ist, 
daß  eines  der  Motive,  die  eine  offizielle  Persönlichkeit  gegen 
die  Vereinigung  der  beiden  Manufakturen  geltend  machte, 
die  Erwägung  war,  daß  die  Arbeiter  der  Savonnerie  von  guter 
Aufführung  wären,  und  unter  ihnen  nicht  derartige  Gärungen 
vorkämen,  wie  unter  denen  der  Gobelins  ^  Hierin  spricht  sich 
-offenbar  die  Erinnerung  an  die  Ereignisse  aus,  die  der  Ab- 
fassung des  neuen  Reglements  vorangegangen  waren,  wobei 
in  der  Tat  die  Gobelinarbeiter  schärfer  und  entschiedener  ge- 
handelt hatten  als  die  Arbeiter  de  la  Savonnerie;  zugleich 
liegt  hierin  auch  eine  Anspielung  auf  jene  Gärung,  welche 
die  Gerüchte  von  der  bevorstehenden  Rückkehr  zum  Stück- 
lohn auf  Wunsch  Rolands  unter  den  Gobelinarbeitem  hervor- 
gerufen hatten. 

Die  Savonnerie  bewahrte  ihre  selbständige  Existenz,  ihr 
Unternehmer  Duvivier  wurde  Direktor  mit  staatlichem  Ge- 
halt. So  verwandelte  sich  diese  Manufaktur  endgültig  in  ein 
staatliches  Unternehmen.  In  den  Jahren  1793 — 99  erhielten 
die  Arbeiter  der  Savonnerie  dieselben  Unterstützungen,  wie 
die  der  Gobelins,  und  größtenteils  wurden  die  Bestimmungen 
gleichzeitig  für  beide  Manufakturen  erlassen,  oder  sogar  in 
ein  und  demselben  Schriftstück  beide  Etablissements  erwähnt*. 


*  Arch.  Nat.  0*2057  A.  A  Monsieur  Rolland,  Ministre  de  l'Int^rieur 
(29.  August). 

«  Arch.  Nat.  0*2057  A.    Moyens  de  r^unir  la  manufacture  de  tapis 
de  la  Savonnerie  i^  celle  des  Gobelins  etc.    (18.  Novembre  1792.) 
»  Arch.  Nat.  O»2057A     Brief  Duvivier's  (8  Decembre  1792). 

*  ...  ndanmoins  il  faudrait  bien  se  tenir  eu  garde  contre  le  projet 
de  les  r^unir  sous  la  mSme  direction  et  le  mSme  regime.  Gelle  ci  est 
simple,  eile  peut  prosp^rer  avec  de  Tattention  et  en  lui  laissant  sa  li- 
bert6  et  sa  bonne  conduite.  Jamais  je  n'j  ay  entendu  les  blames  ou 
les  a^itations  dont  souvent  et  longtemps  j'ai  s^u  les  Gobelins  travaillös. 

^  So  z.  B.  der  Erlaß  des  Komitees  für  Ackerbau  und  Künste  vom 
19.  Prairial,   Tan  3  (Arch.  Nat.  A.  F.  U  13—85)  und   der  Rapport  au 

Oomit^ la  p^tition  des  ouvriers  de  la  Savonnerie   que   vous   nous 

avez  renvoy^e   le  16  du   courant  contlent  les   memes  reclamations  que 
Celle  des  ouvriers  de  Grobelins  ...  (Arch.  Nat.  A.  F.  U  13)  u.  a. 
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Auch  die  Klagen  der  Arbeiter  über  die  furchtbare  Verteuerung 
der  unentbehrlichsten  Dinge,  infolge  des  Fallens  der  Assig- 
naten im  Kurse  (1794—1797)  und  die  Nichtauszahl ung  und 
Unzulänglichkeit  des  Lohnes,  bleiben  sich  im  wesentlichen  für 
beide  Manufakturen  gleich.  Ebenso  wurden  auch  die  Neue- 
rungen administrativen  Charakters  wie  die  Einführung  einer 
Jury^  im  Jahre  1794,  die  alljährlich  die  Arbeiter  in  Klassen 
einzuteilen  hatte,  wovon  wir  schon  in  dem  Kapitel  über  die 
Gobelins  sprachen,  in  gleicher  Weise  auch  auf  die  Savonnerie 
angewandt. 

Die  Zahl  der  Arbeiter  in  diesen  Jahren  der  Not  änderte 
sich  fast  gar  nicht:  20  bis  22  Mann  —  solche  Zahlen  treffen 
wir  am  häufigsten  ^,  mit  Ausnahme  des  Jahres  1797^  wo  ihrer 
im  ganzen  15  Mann  waren.  Gleich  den  Arbeitern  der  übrigea 
Manufakturen  erhielten  auch  sie  Unterstützungen  in  Natu- 
ralien*, wurden  einmalige  Summen  auch  zu  ihrer  Unter- 
stützung assigniert  usw.  Vor  der  Einführung  der  Ausgabe 
von  Nahrungsmitteln  war  ihre  Lage  derart,  daß  die  Arbeiter^ 
ihre  Frauen  und  Kinder  fast  täglich  vor  Hunger  Ohumachts- 
anfalle  bekamen^.  Aber  auch  nach  dieser  Ausgabe  war  sie 
äußerst  traurig.  Am  Schlüsse  des  Jahres  1795  klagten  die 
Arbeiter  ihre  Not,  erhielten  aber  vom  Ministerium  abschlägigen 
Bescheid  (2.  Jan.  1796),  weil  es  diesem  schien,  da  die  Ar- 
beiter der  Savonnerie  (zu  jener  Zeit)  im  Minimum  20  Fr. 
täglich  in  Assignaten,  sowie  je  ein  Pfund  Brot  und  ein  halbes- 
Pfund  Fleisch  erhielten  und  überdies  noch  („alle  oder  fast  alle") 
freie  Wohnung  in  den  Bäumen  der  Manufaktur  hätten,  so 
könnten  sie  auch  ohne  weitere  Hilfe  auskommen  ^  Den  Ar- 
beitern war  es  infolge  der  völligen  Entwertung  der  Assignaten 
unmöglich,  sich  Kleidung  anzuschaffen,  und  sie  baten  flehent- 
lich ,  man  möchte  ihnen  auch  Stoff  für  Kleider  verabfolgen ; 
aber    auch    dies    wurde   ihnen   abgeschlagen ''.     Im    Sommer 


'  Arch.  Nat.  O'2057A,  ß  ^ctidor  an  2.  Au  citoyen  Duvivier;  am 
Rande  der  Vermerk:  envoyer  la  mdme  lettre  k  Belle  directeur  des  Go- 
belins. In  ähnlicher  Weise  erhielten  natürlich  anch  die  Arbeiter  der 
Savonnerie  Erklärungen,  daß  ihre  Beschwerden  über  Entscheidungen 
der  Jury  nicht  geprüft  werden  würden  (siehe  0*907,  15  Prairial  an  3. 
Antwort  an  den  klageführenden  Salin). 

*  Arch.  Nat.  0^2057'^.  Details  et  observations  sur  la  manufacture 
nat.  ditte  la  Savonnerie  etc.  und  O'907.  Etat  nominatif  des  artistes^ 
ouvriers  et  employ^s  (im  Herbst  1795);  O'907,  8  Vendemiaire  an  7.  Au 
citoyen  Dubois,  chef  de  la  4«  Division  (1799)  u.  a. 

«  Arch.  Nat.  O«907.  Arrßte  du  Comit^  de  Salut  public  vom  1.  Bru- 
maire  an  4  (-=  23.  Oktober  1795). 

*  Arch.  Nat.  0*907,  27  Prairial  an  8  au  citoyen  Duvivier. 

^ Ils  peuvent  dire  avec  v^rit^  qu'ils  meurent  de  faime  dana 

toute  la  force  du  terme,   puisqu'ils  voyent  joumellement  leurs  femmes^ 
leurs  enfants  et  euz-m6mes  tomber  en  defaulance  (0*907,  21  flor^al). 

*  O«907,  12  Nivose  an  4. 

'  Arch.  Nat.  O«907,  17  Nivose  an  4. 
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weDden  sie  sich  aufs  neue  an  den  Minister  des  Innern,  indem 
sie  ihn  um  Hilfe  anflehen  und  fragen,  warum  denn  der  Kon- 
vent beschlossen  habe,  ihre  Anstalt  zu  erhalten,  wenn  sie 
jetzt  vor  Armut  und  infolge  der  Unmöglichkeit  bei  den  von 
der  Regierung  verabfolgten  Kationen  zu  existieren,  umkommen 
müßten  ^  Auch  diese  Petition  wurde  abschlägig  beschieden. 
Als  man  endlich  begann,  einen  Teil  des  ArliHßitslohnes  in 
klingender  Münze  auszuzahlen,  kam  für  die  Savonnerie  wie 
auch  für  die  anderen  nationalen  Manufakturen  eine  neue 
Folge  von  Nöten:  die  Regierung  begann  die  Auszahlung  des 
Lohnes  um  ganze  Monate  zu  verzögern.  Schon  am  17.  Sep- 
tember 1796  klagen  sie  über  ihre  elende  Lage,  da  sie  schon 
Vh  Monate  lang  nichts  erhielten.  Die  Bürger  —  „Künstler 
und  Arbeiter  der  nationalen  Manufaktur,  genannt  la  Savon- 
nerie, —  sehen  sich  genötigt,  Sie  aufs  neue  zu  inkommodieren, 
um  Ihnen  vorzustellen,  daß  sie  keinen  Sous  erhalten  haben 
seit  der  Zeit,  da  Sie  so  gütig  waren  und  bestimmten,  daß 
ihnen  ein  Teil  ihres  Lohnes  in  Silber  ausgezahlt  werde" ", 
lesen  wir  in  der  Petition,  welche  die  Arbeiter  aus  diesem 
Anlaß  eingereicht  hatten.  Am  22.  November  1796  klagen 
sie  von  neuem,  daß  ihnen  für  zwei  Monate  noch  nicht  ge- 
zahlt worden  sei®,  und  daß  sie  „absolut  vor  Hunger  sterben.** 
In  den  Jahren  1797—98  dasselbe  einförmige  Bild:  „kein 
Brot,  kein  Geld,  kein  Kredit "",  vier  Monate  lang  ohne  Lohn!^; 
im  Januar  1797  macht  der  Direktor  Duvivier  den  Minister 
auf  die  Rückständigkeit  in  der  Gehaltszahlung  aufmerksam^; 
an  die  schreckliche  Not,  die  unterbleibende  Auszahlung  des 
Lohnes  erinnern  ihn  auch  die  Arbeiter,  indem  sie  wenigstens 
um  Ausgabe  von  Holz  bitten,  zu  dessen  Ankauf  ihnen  das 
Geld  fehle  ^,  und  erhalten  darauf  auch  richtig  eine  abschlägige 
Antwort.  Am  27.  Juli  1797  senden  sie  gleichzeitig  zwei 
flehentliche  Petitionen  an  das  Direktorium  der  Republik  und 
an  den  Minister  des  Innern^:  sie  sagen  (und  der  Direktor 
Duvivier  bestätigt  die  Wahrheit  ihrer  Worte),  daß  sie  schon 
vier   Monate  lang  nichts  erhalten  haben,  von  Hunger  ent- 


>  Arch.  Nat.  O«907,  13  Messidor  an  4  (=  1.  Juli  1796).  Au  citoycD 
Ministre  de  Plnt^rienr.  Ein  wenig  früher  klagen  sie  bitter  über  die 
Entwertung  des  Papiergeldes,  für  welches  „nne  infinit^  d'objets  indis- 
pensables dans  nn  manage  . . .  nicht  zn  beschaffen  sei.  6  Messidor  an  4 
(=  24.  Jnni  1796),  Au  citoyen  Ministre  (0^907). 

«  Arch.  Nat.  O«907,  1  Jour  complementaire  an  4  (=  17.  Sept.  1796). 
Au  citoven  Ministre  de  Tlnt^rieur. 

•  Arch.  Nat.  O'907.  3  frimaire  an  5.  Au  citoyen  Ministre  de 
P  Interieur. 

•  Arch.  Nat.  O«907.    6  Fructidor. 

»  Arch.  Nat.  O«907.    25  Nivose  5  ann^e. 

•  Arch.  Nat.  O«907.    2  Messidor  an  5  (=  20.  Juni  1797). 

'  Arch.  Nat.  O«907.  9  Thermidor  5»n.  Petition  au  Directoir 
Ez^cutif. 
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kräftet  seien  usw.  Im  Winter,  17.  November  1797,  nehmen 
sie  wieder  ihre  Zuflucht  zum  Direktorium  mit  einer  neuen 
Bitte  um  Auszahlung,  denn  schon  fünf  Monate  hätten  sie 
nichts  erhalten,  kein  Kredit,  kein  Brot  usw.  Die  Einstellung 
der  Ausgaben  von  Lebensmitteln  in  Katuralien  machte  die 
Lage  der  Arbeiter  angesichts  dieser  Nichtauszahlung  des 
Lohnes  geradezu  unerträglich.  Allerdings  hätte  schon  am 
1.  Floröal  (d.  i.  den  20.  April  1797)  die  Verabfolgung  von 
Nahrungsmitteln  in  Natur  eingestellt  werden  sollen,  doch 
gelang  es  dem  Direktor  Duvivier  noch,  die  Ausführung  dieses 
für  die  Arbeiter  furchtbaren  Dekretes  um  einige  Monate 
hinauszuschieben,  wofür  er  denn  auch  am  15.  Dezember  1797 
vom  Ministerium  des  Innern  einen  harten  Verweis  erhielt  — 
wegen  eines  Verfahrens,  das  den  Interessen  der  Republik  zu- 
widerliefe ^  Mit  der  Verabfolgung  von  Nahrungsmitteln  mußte 
also  aufgehört  werden,  und  die  Lage  der  Arbeiter  verschlim- 
mert sich  seit  dieser  Zeit  (d.  h.  seit  dem  Dezember  1797) 
noch  mehr.  Den  Lohn  blieb  man  ihnen  auch  jetzt  noch 
schuldig.  Am  17.  Februar  1798  flehen  die  Arbeiter  das 
Direktorium  aufs  neue  an,  im  Namen  der  Humanität  ihnen 
das  seit  drei  Monaten  zurückbehaltene  Gehalt  zu  zahlen^; 
gleichzeitig  schreiben  sie  in  derselben  Sache  an  den  Minister, 
über  das  nämliche  schreibt  auch  ihr  Direktor  an  das 
Ministerium^,  doch  können  es  die  dürftigen  und  brocken- 
weise erfolgenden  Zahlungen  nicht  verhindern,  daß  immer 
neue  und  aber  neue  Stockungen  eintreten;  so  gesteht  das 
Ministerium  Anfang  Oktober  1798  ein,  daß  die  Arbeiter  fünf 
Monate  lang  nicht  bezahlt  worden  seien*.  Im  April  1799 
eine  erneute  Bitte  um  Zahlung.  Hierbei  machen  die  Ar- 
beiter darauf  aufmerksam,  daß  sie  diese  verspäteten  Zahlungen 
nicht  überstehen  können,  da  sie  nicht  die  Möglichkeit  gehabt 
haben,  irgendwelche  Ersparnisse  zu  machen;  das  höchste  Ge- 
halt in  ihrer  Manufaktur  betrüge  79  Fr.,  und  manche  be- 
kommen nicht  einmal  60*.  Selbstverständlich  konnten  die 
Arbeiter  den  bescheidenen  Ertrag  ihres  Gehaltes  nur  neben- 
her erwähnen,  denn  an  einen  Kampf  um  seine  Erhöhung  war 
kein  Gedanke,  sie  trachteten  nur  darnach,  die  ihnen  ge- 
schuldeten Summen  überhaupt  zu  erhalten.  Der  Sturz 
des  Direktoriums  bedeutete  natürlich  auch  für  die  Savon- 
nerie   eine  Zeit  besonders  bitterer  Not:    Anfang  Juli   1799 


1  Arch.  Nat.  O«907,   25  frimaire  an  6     Chef  de   la  4  Division  de 
Vlnt^rienr  au  citoyen  Duvivier  etc. 

■  Arch.  Nat.  O«907.    29  Pluviose,  Au  Directoire  Executif. 

■  ibid.    Brief  Duviviei^s   an   Dubois,   Chef  de  la  4  Division  etc. 
14  Pluviose  an  6. 

♦  O«907.    13  Vendemiaire,  7  (=  4.  Oktober  1798),  Rapport  präsente 
au  Ministre  de  l'Int^rieur. 

•  0*907,  4  Flor^al  an  7.    Au  citoyen  ministre  de  Tlnt^rieur. 
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waren  die  Arbeiter  bis  zum  Äußersten  gebracht,  da  sie 
während  der  letzten  fünf  Monate  nichts  erhalten  hatten^; 
im  November  desselben  Jahres  reden  sie  schon  von  8V2  Monaten, 
für  die  ihnen  die  Regierung  den  Lohn  noch  schuldig  sei,  und 
wieder  und  immer  wieder  klagen  sie  über  ihre  verzweifelte 
Lage^,  über  die  völlige  Erschöpfung  jeglichen  Kredits,  den 
Mangel  an  Kleidung  usw.  Auch  ihr  Direktor  Duvivier®  bittet 
die  neue  Regierung  ihre  verzweifelte  Lage  zu  beachten,  und 
die  Arbeiter  bitten  den  Minister  um  Gewährung  einer  Audienz. 
Aber  auch  die  neue  Regierung  konnte  im  ersten  Anfange  noch 
lange  nicht  mit  den  finanziellen  Schwierigkeiten  fertig  werden: 
noch  im  Mai  1800  stand  der  Arbeitslohn  für  mehr  als  elf 
Monate  aus^,  und  Ende  Juli  1800  war  die  Regierung  den 
Arbeitern  ihren  Lohn  noch  immer  für  mehr  als  neun  Monate 
schuldig  ^ 

Wie  hinsichtlich  der  Arbeiter  der  übrigen  nationalen 
Manufakturen,  so  werden  auch  inbezug  auf  die  der  Savonnerie 
die  Dokumente  während  des  Konsulates  sehr  selten  und 
dürftig.  Petitionen  ihrerseits  hören  fast  ganz  auf:  einige, 
vermutlich  die  letzten,  beziehen  sich  auf  das  Jahr  1802,  wo 
die  Arbeiter  um  Gehaltszulage  baten  und  sich  beklagten,  daß 
sie  weniger  erhielten,  als  im  Jahre  1791,  trotzdem  sich  die 
Preise  seit  der  Zeit  verdoppelt  hätten*.  Die  Korrespondenz 
der  Direktion  mit  dem  Ministerium  aber  hört  in  jener  Epoche 
ebenfalls  auf  über  die  Lage  der  Arbeiter  dieselben  Nachrichten 
zu  geben,  wie  sie  es  für   die  Jahre  1789—1799  getan  hatte- 


»  0^907,  14  Meaaidor,  7  (=  2.  Juli  1799).    Au  citoyen  ministre  de 
rint^rieur. 

•  O«907,  8  frimaire   8  annde  (=  24.  November  1799),   Au   citoyen 
Ministre  de  l'Int^rieur. 

»  O«907,  27  Nivöee  8  (=- 19.  Januar  1800),  Brief  Duvivier's  an  den 
Minister. 

•  Rapport  demandd  par  le  ministre  de  Tlnt^rieur  le  16  Flor^al  an  8. 
(=  6.  Mai  1800.) 

•  Arch.  Nat.  0*907.    1  Thermidor   an  8,   Au   citoyen  ministre   de 
rint^rieur. 

•  Arch.  Nat.   O«908,   27    Thermidor  an   10;   au   citoyen   Chaptal,. 
ministre  de  l'Int^rieur. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Arbeiter  der  Porzellanmannfaktur  in  SiYres. 


Die  königliche  Porzellanmanufaktur  in  Sövres,  welche  im 
Jahre  1760  von  Ludwig  XV.  erworben  worden  war,  genoß 
nicht  nur  eine  Subsidie  von  Seiten  der  Regierung,  sondern 
war  auch  vom  Jahre  1784  an  durch  einen  königlichen  Erlaß 
gegen  Konkurrenz  geschützt;  denn  dieser  Erlaß  führte  eine 
ganze  Reihe  der  wesentlichsten  Beschränkungen  in  die  Er- 
zeugung von  Porzellanwaren  in  Paris  und  den  Ortschaften 
im  Umkreis  von  15  Lieues  ein  (im  Jahre  1787  wurden  diese 
Beschränkungen  der  Privatproduktion  zugunsten  der  Manu- 
faktur von  Sfevres  bestätigt)  ^  Der  Ruf  des  Porzellans  von 
Sfevres,  das  das  chinesische  und  sächsische  verdrängte^,  war 
sowohl  in  Frankreich  als  auch  im  Auslande  sehr  hoch.  Wie 
in  der  Gobelinmanufaktur  und  in  Beauvais,  so  ist  es  auch 
hier  sehr  schwer,  sich  eine  klare  Vorstellung  von  der  Lage 
der  Arbeiter  in  Sövres  vor  der  Revolution  zu  machen.  Die 
Mehrzahl  erhielt  durchschnittlich  1 — IV2  Livres  täglich,  die 
Minderzahl  2  Livres,  seltener  stieg  der  Verdienst  höher.  In 
den  Akten  findet  sich  an  einer  Stelle  ein  leiser  Hinweis  auf 
eine  „Insubordination**  der  Arbeiter",  aber  wir  erfahren  nichts 
einigermaßen  Genaues  darüber. 

Zu  Beginn  der  Revolution  betrugen  die  Ausgaben  für 
die  Manufaktur  von  Sfevres  300000  Livres  jährlich,  wobei  die 
Arbeiter  monatlich  15000  (im  Jahr  also  180000)  Livres 
erhielten,  und  die  anderen  Ausgaben  mit  den  übrigen 
120000  Livres  jährlich  gedeckt  wurden.  Da  aber  diese 
Summen  von  der  Manufaktur  hauptsächlich  durch  den  Ver- 
kauf der  eigenen  Erzeugnisse  erworben   wurden,  so  flössen 


1  Den  17.  Januar  1787  Arch.  Nat.  F."  1494. 

*  Arch.  Nat.  F.'^  1494,  ein  Stoß  Boixelles  et  Vincennea.  Observa- 
tions  snr  les  demandes  des  petites  Manufactures  des  Porcelaines  contre 
la  Manufacture  Rojale. 

'  Rapport  an  den  Grafen  d'Angivillier  vom  9.  März  1794.  Arch. 
Nat.  0^2061,  erster  Aktenstoß. 


132.  47 

die  eingelaufenen  Gelder  nicht  in  die  Staatskasse,  sondern 
l)lieben  in  den  Händen  der  Direktion,  die  sie  auch  fQr  die 
Bedürfnisse  der  Fabrik  verausgabte.  Eine  Verabfolgung  von 
Geldern  aus  der  Staatskasse  erfolgte  nur  dann,  wenn  die 
Einnahmen  der  Manufaktur  aus  dem  Verkaufe  zur  Deckung 
des  Budgets  nicht  ausreichten.  Die  Revolution,  die  auf  die 
Oobelinmanufaktur  und  Beauvais  so  ernstliche  Rückwirkung 
hatte,  nahm  natürlich  auch  gleich  in  den  ersten  Monaten 
Sävres  sehr  empfindlich  mit,  aber  doch,  wie  es  scheint,  in 

?[eringerem  Maße,  denn  die  Erzeugnisse  von  Sövres  waren 
ür  die  Leute  des  mittleren  Standes  doch  immer  noch  zu- 
gänglicher als  die  gewebten  Tapeten  der  Gobelinmanufaktur 
und  sogar  die  Erzeugnisse  von  Beauvais.  Das  Jahr  1789 
war  schwer,  die  Einkäufe  hörten  fast  ganz  auf,  und  schon 
im  Herbst  dieses  Jahres  trat  eine  Verzögerung  in  der  Aus- 
zahlung des  Lohnes  ein,  die  von  einer  gewissen  Gereiztheit 
der  Arbeiter  dem  Kassierer  der  Manufaktur  gegenüber  (die 
übrigens  keine  weiteren  Folgen  hatte)  begleitet  war,  obgleich 
dieser  natürlich  entschieden  unschuldig  war.  Und  ob- 
wohl dennoch  noch  im  Laufe  des  Jahres  1789,  scheint  es, 
einige  Hoffnungen  in  bezug  auf  den  Absatz  geäußert  wurden  ^ 
so  tritt  noch  häufiger  der  Traum  der  administrativen  Kreise 
hervor,  die  Zahl  der  Arbeiter  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
zu  verringern,  so  daß  nicht  15000,  sondern  wo  möglich 
12000  für  sie  verausgabt  werden  würden. 

Schon  zu  Beginn  des  Jahres  1790  wurden  die  Ausgaben 
der  Manufaktur  durch  die  Bareinnahme  nicht  eingebracht', 
die  reiche  Klientel  der  früheren  Jahre  war  infolge  der  Er- 
eignisse der  Revolution  weggereist,  hatte  ihre  Ausgaben  ein- 
geschränkt. 

Der  erste  Direktor  des  ganzen  Ressorts  „Bätiraents  du 
roi",  welches  zu  der  Maison  du  Roi  gerechnet  wurde,  der 
Graf  d'Angivillen  begriflf,  daß  eine  Einschränkung  der  Aus- 
gaben durch  die  Umstände  geboten  war,  fürchtete  aber  in  den 
Jahren,  in  denen  dem  Hofe  noch  nicht  alles  verloren  schien, 
die  Arbeiter  durch  eine  Massenentlassung  gegen  den  König 
zu  erbittern.    In   der  Mitte  des  Jahres  1790  legte  er  Lud- 


*  Arch.  Nat.  O'2061 — 66,  Observations  sur  la  Manufacture  de  Por- 
celaines  du  Roi  . . .  car  il  serait  bien  malheureux  que  la  Manufacture 
ne  vendit  pas  pour  150  ou  200000  dans  le  courand  de  l'ann^e. 

■  Arcnives  de  la  Manufacture  N.  de  Sövres,  17^0 — ^H— 5,  Liasse  I. 
A  Versailles^  le  22  f6vrier  1790.  Les  ventes  sont  au  dessous  de  ses 
d^penses  ordinaires  et  le  coup  de  massue  que  vient  de  recevoir  le  luxe 
et  des  seuB  de  la  cour  et  des  gens  riches  de  Paris  est  la  principale 
cause  de  sa  d^tresse.  On  peut  m^me  dire  que  la  vente  baissera  encore. 
Der  Brief  ist  von  Montucla  geschrieben,  der  sich  un  des  premiers  com- 
mis  des  Bätiments  du  Roi  nennt  (s.  diesen  Titel  in  seinem  Brief  vom 
20.  September  1792  —  Arch.  de  la  Manuf.  de  S^vres,  correspondance 
1792). 
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wig  XVI.  einen  Rapport  vor,  in  welchem  er  sich  direkt  gegea 
die  Entlassung  von  Arbeitern  aussprach.  Er  findet,  daß  e» 
möglich  wäre,  einen  Käufer  zu  finden,  und  sogar  unter  „augen- 
scheinlich^ ^  vorteilhaften  Bedingungen,  aber  er  rät  nicht  zum 
Verkauf  der  Manufaktur.  Er  findet  es  notwendig,  sie  zu 
erhalten,  um  nicht  einen  Aufstand  der  Arbeiter  so  ganz  in 
der  Nähe  des  königlichen  Hofes  und  der  Hauptstadt  hervor- 
zurufen, und  hält  dafür,  die  Verzweiflung  könnte  diese  Leute 
(„200 — 300  Arbeiter")  bis  zum  Verbrechen  treiben,  wenn  man 
ihnen  ihr  Stück  Brot  nehme.  Der  König  beschloß,  die  Manu- 
faktur zu  behalten,  aber  unter  der  Bedingung,  daß  die  Aus- 
gaben für  die  Arbeiter  in  Zukunft  12000  Livres  nicht  über- 
stiegen, wenn  es  schon  einmal  nicht  möglich  sei,  diese  Summe 
noch  mehr  zu  verringern^.  Damit  glaubte  man,  Unruhen  auf 
der  Manufaktur  vorzubeugen,  die  damals  in  einem  solchen 
Grade  gefürchtet  wurden,  daß  man  sich  beeilte,  die  Arbeiter 
in  jeder  Weise  zu  beruhigen,  sobald  irgendeine  unvorsichtige 
Äußerung  über  Entlassung  sie  aufzuregen  begann.  Die  Lage 
der  Administration  der  Manufaktur  war  in  diesen  Jahren  eine 
um  so  schwierigere,  da  ein  gewisser  Verdacht  der  Gegen- 
revolution über  ihr  schwebte,  wie  übrigens  überhaupt  über 
dem  ganzen  Personal  des  Ressorts  der  Maison  du  Roi,  und 
im  Falle  von  Arbeiterunruhen  war  auch  die  ganze  Bevölkerung 
der  Umgegend  zu  fürchten.  In  dieser  Beziehung  ist  ein  Brief 
charakteristisch,  der  am  3.  März  1790  von  dem  Inspektor  der 
Manufaktur  Hettlinger  an  den  Grafen  d'Angiviller  geschrieben 
ist  und  die  Anfrage  enthält,  wie  in  dem  folgenden  Falle  zu 
verfahren  sei.  Die  Feier  der  Eidesleistung  der  Nationalgarde 
von  Sfevres  stehe  bevor,  und  wenn  die  Manufaktur  illuminiert 
werde,  gehen  80  Pfund  Lichte  unproduktiv  darauf;  illuminiere 
man  aber  nicht,  so  können  die  Leute,  „die  uns  nun  einmal 
nicht  lieben'',  zu  Beleidigungen  ihre  Zuflucht  nehmen  und 
sogar  die  Scheiben  einwerfen. 

Aber  während  die  Administration  alles  fürchtete,  während 
sie  sich  fürchtete,  zu  einer  einmaligen  Massenentlassung  von 
Arbeitern  ihre  Zuflucht  zu  nehmen,  bemühte  sie  sich,  die 
durch  den  Tod  eines  Arbeiters  oder  die  Notwendigkeit,  die 
Manufaktur  zu  verlassen,  erledigten  Stellen  nicht  wieder  zu 


^  . . .  Sans  doute,  s'il  s^a^issait  de  vendre,  on  trouverait  des  ac^ue- 
reurs  peut-etre  meme  k  un  pnx  en  apparence  avantageux. . . .  Archive» 
de  la  Manufacture  N.  de  S^vres.  Stoß  „Copies  des  papiers,  lettres  et 
documents  appartenant  k  la  biblioth^que  de  Zuricn"  (Korrespondenz 
von  J.  J.  Hettlinger).  Copie  du  m^*moire  prösent^  au  Roi  par  Mr. 
d*Angi  viller,  Directeur  General  des  bätiments  sur  la  Manufacture  ßojale 
des  porcelaines 

«  Arch.  Nat.  0^2061,  Stoß  7. 

^  Arch.  Nat.  0*2063  . . .  mais  d'un  autre  c6t6  la  Manufacture  a  k 
craindre  des  brocards,  des  insultes  de  la  part  des  Gens,  qui  d6j4  ne 
nous  aiment  pas,  peut  ^tre  m^me  des  coups  de  pierre  dans  les  vitres. . . 
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besetzen.  So  erwiesen  sich  vom  Juni  1789  bis  zum  15.  Mai 
1791  40  solcher  Stellen  als  nicht  wiederbesetzt,  d.  h.  die  Zahl 
der  Arbeiter  hatte  sich  um  ungefähr  ein  Sechstel  verringert. 
Die  Aussichten  inbezug  auf  den  weiteren  Verlauf  der  Handels- 
angelegenheiten im  Jahre  1791  waren  noch  weniger  tröstlich 
als  früher.  Die  Käufer  wurden  immer  seltener  \  die  Ver- 
waltung des  Hofes,  auf  welcher  die  Kosten  der  Erhaltung 
der  Manufaktur  um  so  schwerer  lasteten,  war  nicht  im- 
stande, sie  pünktlich  und  in  vollem  Maße  zu  unterstützen. 
In  den  Zeiten  vor  der  Revolution  veranstaltete  man  alljähr- 
lich in  den  Appartements  von  Versailles  eine  Ausstellung  der 
Erzeugnisse  der  Manufaktur  von  Sfevres,  auf  welcher  die  Hof- 
leute, Würdenträger  und  Gesandten,  um  dem  Könige  zu  Ge- 
fallen zu  sein,  alles  zu  ungeheuren  Preisen  kauften ^  Jetzt 
war  auch  das  verschwunden.  Trotzdem  gelang  es  in  diesen 
Jahren  den  Arbeitern  von  Sfevres,  die  schwierige  Lage  des 
königlichen  Hofes  zu  benützen  und  eine  Erhöhung  des 
Arbeitslohnes  von  ihm  zu  erzwingen  —  über  den  genauen 
Betrag  dieser  Lohnerhöhung  haben  wir  nichts  gefunden.  Es 
muß  bemerkt  werden,  daß  die  Politik  des  Hofes  hinsichtlich 
der  Manufaktur  von  Sfevres  dieselbe  war  wie  inbezug  auf  die 
anderen  Manufakturen :  nach  Möglichkeit  .den  Forderungen 
der  Arbeiter  nachzugeben,  um  Unruhen  vorzubeugen.  Schon 
im  Frühjahr  1790  waren  auf  der  Manufaktur  Unruhen^  wegen 
Verzögerung  in  der  Auszahlung  des  Arbeitslohnes,  und  die 
oberste  Behörde  gab  der  Direktion  den  Rat,  den  „unbot- 
mäßigen Arbeitern''  begreiflich  zu  machen,  daß  der  König  die 
Manufaktur,  die  ihm  keine  Einkünfte  brächte,  auch  ganz 
schließen  könne.  Allein  dazu  hatte  der  Hof  nicht  Mut  genug. 
Im  Frühling  desselben  Jahres  1790  erreichten^  die  Arbeiter 
eine  Verlängerung  der  Mittagspause  von  IVa  auf  2  Stunden 
während  der  ganzen  Saison  (vom  15.  April  bis  zum  1.  Sep- 
tember), in  der  die  Arbeit  um  6  Uhr  morgens  begann,  und 
der  Graf  d'Angiviller  motiviert  dieses  Zugeständnis  direkt 
durch  den  Wunsch,  die  Arbeiter  davon  zu  überzeugen,  daß 
er  bestrebt  ist,  sie  nach  Möglichkeit  zu  befriedigen*.  Aber 
wenn  es  gelang,  zum  Schaden  der  Arbeiter  und  zum  Nutzen 


^  Arch.  Nat.  0^2061,  Stoß  8 :  . . .  la  baisse  du  commerce  de\k  trop 
constante  depuis  deux  ans  laisse  k  craindre  nn  accroissement  d^antant 
plus  nuisible  que  les  acheteurs  en  general  bien  plus  rares  que  dans  les 
antres  commerces  se  portörent  vers  les  petites  manufactures  usw. 

'•^  Arch  Nat.  0^2061,  Stoß  8.  Memoire  sur  la  manufacture  des 
porcelaines  de  Sövres. 

*  Archives  de  la  Manufacture  N  de  Sivres,  Correspondance  1790, 
H.  5.  Liasse  1  k  Versailles,  le  4  Avril  1790.  Es  handelt  sich  um 
„rinsurrection  qu'il  j  a  eu  ä  la  Manufacture  k  l'occasion  d'un  mois 
arridr^". 

*  Archives  de  la  Manufacture  de  Sevres  1790,  corresp.  H.  5,  Liasse  1. 
Brief  d'Angivillers  an  die  Direktion  vom  14.  April  1790. 
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der  Sparsamkeit  irgendeine  Mafiregel  durchzufahren  und  da- 
bei Unruhen  zu  vermeiden,  freute  sich  Graf  d'Angiviller 
natürlich  nur  darüber.  Als  die  Arbeit  der  Frauen  (der  Weiber 
und  Töchter  der  Arbeiter,  welche  zu  Hause  arbeiteten)  ein- 
gestellt wurde,  drückte  der  Graf  sein  Vergnügen  über  die 
glücklich  von  statten  gegangene  Verkündigung  dieser  Maß- 
regel aus^  Wie  wir  im  nächsten  Kapitel  (ebenfalls  aus  An- 
laß der  Frauenarbeit)  sehen  werden,  verhielt  sich  der  Minister 
während  der  Epoche  der  Herrschaft  der  Bergpartei  den  Ar- 
beitern gegenüber  viel  aufrichtiger  und  tatsächlich 
humaner.  Wenn  d'Angiviller  also  die  Arbeiter  fürchtete,  so 
willigte  sein  Nachfolger,  de  la  Porte  (oder  Laporte,  wie  er  in 
den  Urkunden  manchmal  genannt  wird),  der  Intendant  de  la 
liste  civile,  um  Unruhen  vorzubeugen,  in  eine  Erhöhung  des 
Lohnes  ein'.  Dies  geschah  Ende  1791,  als  —  dies  muß  hin- 
zugefügt werden  —  die  finanzielle  Lage  der  Manufaktur 
etwas  günstiger  war,  als  in  dem  vorangegangenen  und  in  dem 
nachfolgenden  Zeitabschnitt'. 

IL 

Nach  den  Urkunden  zu  urteilen,  bezeugten  die  Arbeiter 
der  Manufaktur  von  S^vres  noch  vor  dem  definitiven  Fall 
des  Königtums  ihre  Sympathie  für  die  Revolution  viel  deut- 
licher als  die  Arbeiter  der  anderen  königlichen  Manufakturen. 
In  dieser  Beziehung  interessiert  uns  nicht  so  sehr  die  Tat- 
sache, daß  z.  B.  gerade  die  Arbeiter  von  S^vres  im  Mai  1792 
den  Behörden  eine  irrtümliche  Anzeige  gemacht  hatten,  in- 
dem sie  einen  zum  Verbrennen  zugestellten  Haufen  von 
Exemplaren  eines  gegen  M<arie  Antoinette  gerichteten  Pam- 
phlets für  wichtige  Dokumente  gehalten  hatten,  die  den  Hof 
des  Verrats  überiführten  ^,  als  andere,  charakteristischere  An- 
zeichen. 


*  Archives  de  la  Manufacture  N.  de  S^vres.  H.  5,  Liasse  1. 
A  Versailles,  le  21  May  170.  Brief  d'Atigi villers  an  R^gnier:  ...  J'ap- 
prends  par  M.  Montucia  que  la  Buspension  des  ouvrages  des  femmes  a 
et^  annonc6e  sans  qu'il  en  soit  result^  de  la  Fermentation.  J'avais 
quelque  peu  inquidtude  sur  ce  sujet. 

'  Archives  de  la  Manufacture  N.  de  Sövres.  Correspondance  1791 
avec  Laporte,  intendant  de  la  liste  civile,  H.  5,  Liasse  2.  Paris  le 
4  Decembre  1791  . . .  ce  n'est  qu'avec  peine  que  je  me  suis  determin^ 
A  consentir  ces  augmentations  la  fermentation  qui  s'est  ^lev^e  k  la 
Manufacture,  ^tant  une  suite  des  premi^res  auxquelles  j*aurois  du  me 
refuser. 

*  ibid. :  J'apprends  au  surplus  avec  plaisir  aue  diverses  commandes 
livT^es  fönt  rentrer  dans  la  caisse  de  la  Manufacture  une  somme  de 
18000  et  quelques  cents  livres  et  mOme  qu*il  doit  y  rentrer  encore  quel- 
ques sommes. 

^  M.  Garnier  „rechtfertigt"  gewissermaßen  in  seiner  schon  er- 
wähnten Schrift  die  Arbeiter  von  S^vres  von  der  von  M — me  Campan 
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Von  den  Arbeitern  aller  nationalen  Manufakturen  zeigten 
nur  die  von  Sövres  schon  im  Jahre  1790  den  deutlich  aus- 
gesprochenen Wunsch,  dem  politischen  Leben  nicht  fern- 
zubleiben. Eine  außerordentlich  seltene  Ausnahme  von  der 
ganzen  Masse  von  Gesuchen,  die  von  den  Arbeitern  der 
nationalen  Manufakturen  in  dem  von  uns  zu  betrachtenden 
Jahrzehnt  eingereicht  worden  waren,  bildet  das  Gesuch,  mit 
dem  sich  die  Arbeiter  von  Sfevres  im  Jahre  1790  an  die  kon- 
stituierende Versammlung  wandten:  sie  bitten  hier  nicht  um 
Verbesserung  ihrer  materiellen  Lage,  sondern  um  die  Rechte 
aktiver  BQrger,  das  Stimmrecht  bei  den  Wahlen.  Sie  weisen 
nach,  daß  sie  ein  Recht  darauf  hätten,  da  sie  keinerlei 
Privilegien  mehr  inbezug  auf  Steuerumlagen  genössen;  sie 
weisen  auf  ihren  Dienst  in  der  örtlichen  Nationalgarde  hin, 
auf  die  patriotischen  Gaben  (dons  patriotiques) ,  und  meinen, 
daß  diese  Beweise  des  Patriotismus  sie  juristisch  und  tat- 
sdchlich  (et  de  droit  et  de  fait)  zu  aktiven  Bttrgern  machen. 
Darum  bitten  sie  die  Versammlung,  den  negativen  Beschluß 
in  ihrer  Sache,  der  durch  die  örtliche  Munzipalität  gefaßt 
worden  war^,  aufzuheben.  Überhaupt  zeigten  während  der 
ganzen  Revolution  die  Arbeiter  von  S^vres  mehr  politische 
Betätigung,  als  die  Arbeiter  der  anderen  nationalen  Manu- 
fakturen. Aus  den  Urkunden  von  1789 — 1792  geht  klar  her- 
vor, daß  man  viel  eher  Unruhen  fürchtete  unter  den  Arbeitern 
von  S^vres,  als  unter  denen  der  anderen  königlichen  Manu- 
fakturen. Nach  dem  Sturze  der  Monarchie  gelang  es  den 
Arbeitern  schon  im  Jahre  1792  und  sogar  ohne  besonderen 
Kampf,  die  Manufaktur  bis  zu  einem  gewissen  Grade  von 
verdächtigen  Elementen  (im  antirevolutionäreu  Sinne)  zu 
säubern.  Ein  unbekannter  Verfasser  eines  Berichts  klagt 
geradezu  darüber,  daß  die  revolutionäre  Krisis  eine  starke 
Rückwirkung  auf  die  Manufaktur  geäußert  habe ',  daß  einige 
Personen  von  ihren  Stellen  verjagt,  daß  sie  durch  Leute  er- 
setzt worden  seien,  welche  wohl   Patriotismus,   aber   keine 


aoBgesprochenen  Beschuldigung  des  Jakobinertuma.    Der  Fall  ist  über- 
haupt zu  geringfügig,  um  darauf  diese  oder  jene  Schlüsse  aufzubauen. 

>  Arch.  Nationales  D.  IV  1767—1815  cart.  60  (Comit^  de  consti- 
stution)  Liasse  1785  (auf  dem  Umschlag  der  Liasse:  E  IV  1  Pi^ce. 
Petition  des  ouvriers  de  la  manufacture  Nat.  1785).  A  Nossei^eurs 
de  Tassembl^e  nationale.  Am  Rande:  affaire  de  S^vres,  comit^  de  Con- 
stitution. Munic.  S^vres.  Seine  et  Oise.  PiSce  unique.  Vgl.  auch  Jules 
Guifirey,  „Documents  in^dits^  usw.,  die  in  der  Einleitung  von  uns  er- 
wähnt worden  sind. 

*  Arch.  Nat.  0^2061—68.  Memoire  sur  la  manufacture  de  por- 
celaines  de  S^vres :  . . .  ces  motifs  se  trouvent  dans  les  crises  revolution- 
naires  qui  se  sont  succed^s  si  rapidement  et  qui  se  sont  fait  sentir  avec 
force  sur  ce  süperbe  Etablissement  .  .  .  tout  d^truire  sans  rien  cr^er, 
«hasser  les  hommes  en  place ,  s'en  emparer  tel  a  "EtE  malheureusement 
un  moment  Tordre  du  jour. 

4* 
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Talente  und  fachliche  Qualitäten  besäßen  usw.  Überhaupt 
hielten  sich  die  Arbeiter  von  S^vres  schon  während  des  Mini- 
steriums der  Girondisten,  Ende  1792,  so,  wie  die  Arbeiter 
der  meisten  anderen  Betriebe  sich  erst  1793  anfingen  zu  ver- 
halten. Sofort  nach  dem  10.  August  1792  wurden  die  domaines 
et  bätiments  de  la  liste  civile  dem  Minister  des  contributions 
publiqesS  Glavi^re  übertragen,  und  bald  nachher  dem  Minister 
des  Innern  Roland.  Die  Ordnung  der  Angelegenheiten  auf 
der  Manufaktur  von  S^vres  übergab  er  Haudry,  den  auch 
Roland  in  diesem  Amte  bestätigte,  da  bald  darauf  die  Manu- 
faktur unter  die  Verwaltung  des  Ministeriums  des  Innern 
kam*.  Gerade  auf  Initiative  der  Arbeiter  selbst  trat  eine 
entschiedene  Änderung  in  der  unmittelbaren  Leitung  der 
Fabrik  ein.  „Zu  dieser  Zeit",  erzählt  der  Inspektor  der 
Manufaktur  Hettlinger®,  „riefen  einige  Arbeiter  der  Manu- 
faktur, Leute  unruhigen  Geistes,  welche  sich  gern  in  die 
Leitung  eingemischt  hätten,  lärmend  ihre  Kameraden  zu- 
sammen,  schlugen  Änderungen  und  Reformen  vor,  einige  ver- 

anlaßten  andere,  sie  zu   Kommissären  zu  wählen "^ Da 

Hettliuger  gerade  abwesend  war,  beschuldigten  sie  ihn  der 
Auswanderung  und  versiegelten  alle  Dokumente.  Hettlinger 
kehrte  sofort  zurück,  konnte  aber  natürlich  der  Bewegung 
nicht  Herr  werden :  sowohl  der  ständige  Direktor  der  Manu- 
faktur, Regnier,  als  auch  der  speziell  zur  Ordnung  ihrer  An- 
gelegenheiten berufene  Haudry  mußten  sich  den  Arbeitern 
unterwerfen.  Die  Arbeiter  verlangten  Entlassung  einiger 
Angestellten,  Erhöhung  des  Lohnes,  —  und  niemand  ent- 
schloß sich,  ihnen  entgegenzutreten.  Zwar  fügt  Hettlinger 
hinzu,  daß  die  „achtbaren''  (estimables)  Arbeiter  „durch 
Schweigen*"  die  Handlungen  ihrer  Kameraden  „nicht  gut- 
hießen'', aber  das  hatte  natürlich  kein  praktisches  Resultat. 
Haudry  legalisierte  die  Anteilnahme  der  Arbeiter  an  der 
Leitung  der  Manufaktur:  in  jeder  der  sechs  Werkstätten 
sollte  ein  gewählter  Rat  aus  Arbeitern  gebildet  werden,  der 
mit  dem  Werkführer  an  der  Spitze  der  Direktion  allwöchent- 
lich über  die  Lage  der  Dinge  Bericht  erstattete,  die  Klagen 
und  Bitten  der  Arbeiter  übermittelte  und  „zur  Ordnung  und 
zum  Erfolge"  der  Manufaktur  beitrüge.  Haudry  verlangte, 
daß  man  die  Arbeiter  als  die  Seele  der  Manufaktur  ansehe. 


'  Vom  12.  Aug:u8t  1792  an  verwaltete  Clavi^re,  dem  Beschluß  der 

fesetzgebenden  Versammlung  zufolge,  die  Manufakturen  bis  Anfang 
eptember  Der  erste  Brief  Rolands  (in  dessen  Hände  die  Manufakturen 
dann  übergingen),  der  an  die  Direktion  der  Manufaktur  von  S^vros  ge- 
richtet ist,  trägt  das  Datum  des  11.  September  1792.  (S.  Archives  de 
la  Manufacture  rsationale  de  S^vres,  U.  5,  Liasse  8.) 
«  Arch.  Nat.  P ««  1496,  Rapport  7  Janvier  1793. 
»  Arch.  Nat.  P'»  1496,  13  P^vrier  1793:  Au  ministre  de  la  justice 
en  sa  qualitä  de  ministre  de  Tlntörieur  par  interim. 
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und  daß  die  Administration  sich  mit  ihnen  berate^.  Über- 
haupt näherten  sich  seine  Anschauungen  schon  mehr  den 
Zeiten  der  Herrschaft  der  Bergpartei  als  denen  des  Mini- 
steriums Roland,  und  sogar  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres 
1793  noch  hört  man  Klagen  Ober  den  ,,  Eigenwillen''  der 
Arbeiter.  Der  Direktor,  Regnier,  konnte  sich  augenscheinlich 
mit  dem  neuen  Geiste,  der  seit  dem  Sturze  Rolands  wehte, 
schlecht  aussöhnen.  Mitte  1793  hob  er  die  Verabfolgung  von 
Hausarbeit  an  einige  Frauen  und  Töchter  der  Arbeiter  auf. 
Wir  haben  gesehen,  daß  im  Jahre  1790  der  Graf  d'Augiviller 
mit  der  Durchführung  einer  ähnlichen  Mafiregel  sehr  zufrieden 
war,  besonders  damit,  dafi  sie  keine  Unruhen  hervorgerufen 
hatte.  Aber  jetzt  erteilte  der  Jakobinische''  Minister  Garat 
dem  Direktor  einen  Verweis,  erklärte,  daß  die  Umstände 
^nicht  so  sehr  eine  Unterstützung  der  Arbeit  als  des 
Arbeiters'''  gebieterisch  verlangten,  und  befahl,  zehn  der 
entlassenen  Frauen  Arbeit  zu  geben,  indem  er  für  sieben  je 
30 — 36  Livres  wöchentlich  bestimmte,  und  dreien  je  18  bis 
30  Livres.  Männer  der  früheren  Administration,  die  sich  auf 
der  Fabrik  noch  hielten,  schieben  mehr  als  einmal  alle  Vor- 
kommnisse auf  „übelwollende''^  Führer  usw.  Das  beweist, 
daß  eine  gewisse  Organisation  in  dem  Vorgehen  der  Arbeiter 
sich  deutlich  spüren  ließ.  „Eine  kleine  Anzahl  von  Arbeitern 
dieses  Betriebes,  die  sich  vereinigt  haben  (qui  se  sont  coalis^s), 
herrscht  über  die  andern  und  bietet  sich  als  Leiter  der 
Manufaktur  an,"  klagt  der  Inspektor ^  Es  ist  klar,  daß 
Energie  und  Streben  nach  Organisation  gerade  hei  den 
Arbeitern  von  revolutionärer  Stimmung  und  Denkweise  zu 
ünden  waren.  Die  Arbeiter  der  Manufaktur  von  Sfevres 
spielten  eine  ernste  Rolle  in  dem  lokalen  revolutionären 
Komitee  von  S^vres;  einige  Urkunden  sagen  sogar  direkt  aus, 
daß  gerade  die  Arbeiter  die  Mehrheit  bildeten^.    Im  Herbst 


^  Archives  de  la  Manufacture  Nationale  de  Sövres,  H.  5,  Liasse  3, 
Oorrespondance  1792,  ein  Brief  Handrys  an  Besnier  vom  6.  Oktober  1792: 
. . .  appelons  donc  ces  bona  citoyens  k  notre  aide,  consultons  les,  agis- 
sons  avec  eux  et  par  eux,  regardons  les  comme  Tarne  de  ce  corps  de 
Mannfactare,  dont  nous  ne  sommes  que  les  membres.  . .  (Vgl.  auch 
Oamier,  La  Manuf.  de  S^vres,  pendant  la  Revolution.) 

'  Archives  de  la  Manufacture  de  S^vres,  1793,  H.  5,  Liasse  4. . . 
Mais  je  dois  dans  tous  les  cas  vous  rappeller  que  dans  les  circonstan- 
ces  du  moment  il  s'agit  moius  de  souteiiir  Touvrage  que  Touvrier. . . . 
(Paris,  le  24  Juin  1793,  Tan  2  de  la  Republique,  unterschrieben  Garat). 

^  So  z.  B.  die  Klage  des  Kassiers  Barreau  bezüglich  der  von  den 
Arbeitern  wegen  Verzögerung  der  Lohnauszahlung  geäußerten  Unzu- 
friedenheit :  . . . .  ces  ouvriers  conduits  sans  doute  par  des  malveillants 
«avoient  cependant  qu*ils  ^toient  sur  le  point  de  T^tre. . .    Arch.  Nat. 

*  Aren.  Nat.  F"  1496,  Rapport  Hettlingers  (au  citoyen  Goqu^au) 
2i  May  1793.    Notes  sur  la  Manufacture  de  S^vres. 

^  Arch.  Nat.  F*'  1495,  Chulot  peintre  k  la  Manufacture  Nat.  de 
porcelaines  . . .  en  1793  je  fus  poursuivi  par  des  hommes  de   la  m^me 
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1793  wurde  dem  Inspektor  der  Manufaktur,  Hettlinger,  der 
auch  schon  früher  Verdächtigungen  ausgesetzt  gewesen  war, 
die  Verabfolgung  eines  certificat  de  civisme  verweigert,  was 
seine  Verhaftung  nach  sich  zog.  Er  erklärte  dies  später  selbst 
auf  folgende  Weise*:  „Einige  Arbeiter  dieser  nationalen 
Manufaktur  haben  geschworen,  die  früheren  Leiter  zu  ver- 
treiben. . . .  Drei  Arbeiter  sind  Mitglieder  der  Munizipalität 
von  Sfevres,  acht  andere  bilden  zwei  Drittel  des  Aufsichts- 
komitees,  so  daß  ich  es  gleichzeitig  mit  Richtern  und  der 
(interessierten)  Partei  zu  tun  hatte." 

Mit  ihm  zusammen  wurden  auch  der  Direktor  Regnier 
und  zwei  andere  Angestellte  (Salmon  und  Caton)  verhaftet. 
Im  Grunde  waren  die  gegen  sie  erhobenen  Beschuldigungen 
ziemlich  schwach  begründet.  Salmon  wurde  beschuldigt,  daß 
er  sich  gegen  die  Verbrennung  der  Fahnen  mit  den  ver- 
flossenen Lilien  ausgesprochen  habe^.  Der  Direktor  wurde 
hauptsächlich  dessen  beschuldigt,  daß  er,  erstens,  am  5.  Ok- 
tober 1789,  als  die  Pariser  nach  Versailles  zogen,  gesagt 
habe:  ah,  la  belle  ^quip^,  fermez  vos  crois^es ;  zweitens,  daß 
er  in  demselben  Jahre  1789,  als  die  königlichen  Schweizer 
im  Gebäude  der  Manufaktur  waren,  erklärt  hätte,  er  werde 
jeden  dem  gerechten  Gericht  übergeben,  der 
einen  königlichen  Soldaten  zuerst  beleidigtet 
Außerdem  klagte  man  ihn  an,  daß  er  den  Arbeitern  der 
Manufaktur  nicht  erlaubt  habe,  die  patriotischen  Zeitungen 
„rOrateur  du  peuple",  „le  pfere  Duchöne"  u.  a.  zu  lesen. 
Endlich  wurde  ihm  auch  die  alte  Geschichte  mit  den  zwei 
Packen  von  Exemplaren  des  von  Madame  Larootte  gegen 
Marie  Antoinette  gerichteten  Pamphlets,  die  auf  Befehl  des 
Intendanten  de  la  liste  civile  de  la  Porte  in  der  Manufaktur 
verbrannt  worden  waren,  vorgeworfen.  Obgleich  schon  da- 
mals, als  diese  Geschichte  passierte,  d.  h.  im  Mai  1792  voll- 
ständig festgestellt  worden  war,  was  verbrannt  wurde,  ver- 
suchten die  Ankläger  aufs  neue  zu  behaupten,  daß  es  Do- 
kumente „des  österreichischen  Komitees"  waren*.    Überhaupt 


maison  ...  ils  composaient  en  brande  partie   le  comit^  r^volutionnaire* 
de  S^vres. . .    Es  sind  noch  andere  Hinweise  dieser  Art  vorhanden. 

*  Arch.  Nat.  F"  1496.  Copie  d*un  memoire  qui  sera  pr<^8entc  aa 
comit^  de  sürete  generale  de  la  Convention  Nationale. 

*  Archives  D^partementales  de  Seine-et-Oise,  LIV  Comit6  de  sur- 
veillance  et  r^volutionnaire.  Observations  pr^cises  faites  au  sujet  d(^ 
Tassembl^e  g(^n6rale  de  la  commune  de  Sevres  du  13  May  1798  vieux 
Stile  (sie)  ist  bemerkt:  ce  17  Blumaire,  l'an  2  de  la  Bc^publique  une  et 
indivisible. 

■  Archives  D^partem.  de  Seine-et-Oise,  Stoß  Comit^  de  surveillance 
et  r^volutionnaire,  Kapport  sur  le  citoycn  Regnier. 

*  Archives  D^artem.  de  Seine  et  Oise.  Comit^  r^volutionnaire 
de  la  commune  de  »6vre8.  In  der  Liste  der  Verhafteten  vom  16.  Sep- 
tember 1793  steht  Regnier  unter  Nr.  2.    Man  wies  darauf  hin,  daft  er 
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wurde  erklärt,  Regnier  sei  als  verdächtiger  Mensch,  der  kein 
„certificat  de  civisme**  erhalten  hätte  und  von  Gnadenbeweisen 
des  Hofes  überschüttet  war,  verhaftet  worden.  Sogar  der 
Umstand,  daß  er  keine  Arbeiter  anstellte,  die  als  Freiwillige 
in  der  Armee  gedient  hatten,  deutete  nach  der  Meinung  der 
Ankläger  auf  das  „  Aristokratische **  seiner  Anschauungen  ^ 
hin,  obgleich,  wie  wir  gesehen  haben,  die  oberste  Admini- 
stration sich  aus  Sparsamkeitsrücksichten  einer  Wieder- 
besetzung der  erledigten  Stellen  entschieden  widersetzt  hatte. 
Endlich  war  der  Inspektor  Hettlinger,  ein  Schweizer  von 
Geburt,  hauptsächlich  darum  verdächtig,  weil  man  ihm  (ohne 
Angabe  der  Gründe)  auch  früher  das  „certificat  du  civisme'' 
nicht  gegeben  habe,  da  er  „la  cr6ature  d'Angiviller"  sei, 
und  am  29.  März  1791  ,,die  Arbeiter  unter  Androhung  des 
Zornes  des  Tyrannen  gezwungen  hatte,  eine  Bescheinigung  zu 
unterschreiben,  daß  Angiviller  ein  Ehrenmann  sei'''. 

Die  verhafteten  Beamten  der  Administration  der  Manu- 
faktur wurden  dem  Komitee  der  öffentlichen  Sicherheit  des 
Nationalkonvents  übergeben  ". 

Nachdem  der  Nationalkonvent  den  Rapport  des  Komitees 
in  dieser  Angelegenheit  entgegengenommen  hatte,  bestätigte 
er  die  Anordnung  des  Komitees  der  Kommune  von  S6vres  in- 
bezug  auf  die  Verhaftung  dieser  Personen  ^ ,  und  ebenso  hin- 
sichtlich des  Vorstehers  der  Abteilung  für  Malerei,  des  Künst- 
lers der  Manufaktur,  Caton,  den  man  royalistischer  Gesin- 
nung und  antirevolutionärer  Handlungen^  beschuldigte.  Die 
Verhaftung  kam  so  plötzlich,  daß  die  Person,  die  unmittelbar 
nachher  die  laufenden  Geschäfte  der  Manufaktur  zeitweilig 
übernehmen  sollte,  der  Vertreter  des  Volkes,  Yves  Audrein. 
bat,  die  Verhafteten  auf  eine  Zeitlang  in  Freiheit  zu  setzen, 


diese  Dokumente  in  geheimnisvoller  Weise  verbrannt  habe ,  „k  Tinsu 
des  tous  ies  ouvriers  n'ayant  ^ue  trois  ou  qaatre  a£fid6s  k  lui  d^vou^s. 

'  Son  aristocratie  ^toit  si  prononcde  qu'il  vexoit  tous  Ies  volon- 
taires  oui  revenaient  lui  redemander  leurs  places  refusant  et  Ies  ^loi- 
gnant  ae  lui  avec  Indignation,    (ibid.) 

^  Archives  D^partementales  de  Seine- et -Oise.  Gomite  de  sur- 
veillance  etc. 

'  Man  erinnerte  sich  bei  der  Gelegenheit  auch  dessen,  dafi  er 
schon  im  Jahre  1792  „unter  dem  Vorwaude  von  Krankheit*'  seinen 
Posten  verlassen  und  die  Schweiz  bfereist  hatte.  Archives  D^partem. 
de  Seine-et-Oise,  Comit^  Bevol.  de  la  Commune  de  S6\Tes. 

♦  Archives  d^partementales  de  Seine -et -Oise,  LIV  Decret  de  la 
Convention  nationale  du  seize  septembre  1793,  Tan  second  de  la  Rep. 
une  et  indivisible,  relatif  aux  citovens  emploj^s  k  la  manufacture  Na- 
tionale de  porcelaine  de  S^vres.  (Vgl.  Proc^s  -  verbal  de  la  Convention 
Nat,  16  Septembre  1793.) 

^  Arch.  D^part.  de  Seine-et-Oise,  Gomit6  r^vol.  de  la  Commune  de 
S^vres  ...  Nr.  4.  Caton  chef  de  Tattelier  de  peinture,  royaliste 
gangrenö  ayant  6t^  d<''sarm<^  par  ie  conseil  general  de  la  commune 
suBpect.  etc. 
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damit  er  von  ihnen  das  Inventar  übernehmen  könnet  — 
worauf  die  Einwilligung  der  Machthaber  erfolgte.  Die  Arre- 
tierten blieben  mehrere  Monate  in  Haft,  ohne  daß  man  ihnen 
die  Anklage  vorlegte.  Erst  nach  dem  Sturze  Robespierres 
erreichte  es  Regnier,  dafi  ihm  mitgeteilt  wurde,  warum  er  ver- 
haftet sei*.  Er  schickte  sowohl  in  das  Hauptkomitee  als 
auch  in  das  Komitee  der  öffentlichen  Sicherheit  von  S^vres, 
sobald  er  den  Grund  seiner  Verhaftung  erfahren  hatte,  zwei 
Rechtfertigungsschreiben',  in  denen  er  die  Lügenhaftigkeit 
der  gegen  ihn  erhobenen  Anklagen  bewies.  Bald  nacher  gab 
man  allen  verhafteten  Angestellten  der  Manufaktur  die  Frei- 
heit wieder.  Doch  wurde  Regnier  nicht  wieder  angestellt, 
während  es  Hettlinger  und  Salmon  gelang  zurückzukehren. 
Aber  das  war  erst  im  Herbst  1794.  Tatsflchlich  nahmen 
schon  vom  Herbst  1793  an  die  Arbeiter  der  Manufaktur  leb- 
haften Anteil  an  der  Leitung  der  Anstalt.  Der  Minister  des 
Innern  Par6  hatte  mit  der  Ernennung  von  Stellvertretern  für 
die  Verhafteten  gezögert.  Er  hatte  zwar  das  Komitee  der 
öffentlichen  Sicherheit  von  S^vres  darüber  beruhißt,  daß  die 
Verhafteten  nicht  wieder  in  ihre  Ämter  eingesetzt  werden 
sollten,  da  sie  das  Vertrauen  ihrer  Mitbürger  nicht  be- 
säßen^, hatte  aber  auch  erklärt,  daß  er  mit  der  Ernennung 
neuer  Beamten  zögere  unter  anderem  gerade  wegen  der 
Schwierigkeit,  passende  Leute  zu  finden,  denn  es  würden  nicht 
nur  technische  Kenntnisse  verlangt,  sondern  auch  Populari- 
tät, Aufgeklärtheit  und  Verstand,  wodurch  den 
Arbeitern  eine  wahrhaft  republikanische  Leituner 
verbürgt  und  alle  Interessen  der  Republik  gewahrt  würden  ^ 


'  Arch.  D^part.  de  Seine- et -Oise,  Stoß  1793,  Comit^  de  surv.  et 
rdvol.  de  S^vres.  Der  Brief  trägt  die  Unterschrift:  Audrein,  d^patä 
(datiert  vom  16  Septembre  1793,  7  heures  du  matin). 

'  Archives  Departem.  de  Seine- et -Oise.  Tablean  de  la  condaite 
du  citoyen  Antoine  R^piier  depuis  1789.  Aux  citoyens  reprdsentantB 
du  peuple,  composant  le  comit6  de  süret^  g^n^rale.  In  diesem  Brief 
achreibt  Regnier  von  sich  (in  der  3.  Person):  il  n'a  pu  parvenir  au* 
aujourd'hui  le  23  Thermidor,  2^^  ann^e  de  la  Rep.  fran9.  une  et  inai- 
visible  k  avoir  du  comit^  de  SSvres  les  motifs  de  son  arrestation. 

"  Beide  in  den  Archives  D^partementales  de  Seine-et-Oise  in  den 
Urkunden  des  Comit^  de  surveillance  et  r^volutionnaire  de  la  commune 
deSevres:  a)  der  eben  genannte  Brief  an  dasComite  de  silret^  generale 
(Tableau  de  la  conduitc  etc.)  un#  b)  aux  citoyens  president  et  membres 
composant  le  comit<^  de  surveillance  de  S^vres  (datiert:  Sövres,  ce 
13  fructidor  2  ann6e  de  la  Rep.). 

*  Archives  Dcpartementales  de  Seine-et-Oise  LIV.  Paris  le  29  Sep- 
tembre 1793,  Tan  2  de  la  Rep.  une  et  indivisible,  Le  ministre  de  Pln- 
terieur  aux  citoyens  composants  le  comitö  de  surveillance  de  la  com- 
mune de  S(!;vres  (unterzeichnet:  Pare) 

^  ibid.:  un  homme  tout-ä-la  fois  bon  citoyen,  bon  administrateur 
instruit  des  d^tails  de  commerce  et  de  la  fabrication  et  qui  porte  dans 
ses  fonctions  toute  la  popularit^,  les  lumiöres  et  Tintelligence  qui  peu- 
vent  garantir  aux  ouvriers  une  direction  vraiment  r^pubncaine  usw. 
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III. 

Der  Konvent  beschloß  noch  Mitte  1793,  die  nationale 
Manufaktur  zu  erhalten,  war  aber  geneigt  \  ihr  Schicksal  da- 
Ton  abhangig  zu  machen,  ob  die  Einnahmen  die  Ausgaben 
decken  würden:  die  Tendenzen  Rolands  waren  noch  eine, 
freilich  kurze,  Zeit  lang  nach  seinem  Sturze  wirksam^.  Die 
Leute,  welche  die  Erhaltung  der  Manufaktur  wünschten, 
wiesen  hauptsächlich  auf  ihre  Bedeutung  als  „Kunstschule'' 
hin,  auf  Erwägungen  humanen  Charakters  (die  Unmöglich- 
keit, mehr  als  200  Mann  auf  die  Straße  zu  setzen),  und 
endlich  darauf,  dafi  die  entlassenen  Arbeiter  ins  Ausland 
gehen  und  dort  „au  pröjudice  de  Tintäröt  national  die  Ge- 
heimnisse desjenigen  Zweiges  des  Kunstgewerbes,  mit  dem  sie 
«ich  beschäftigt  hatten,  verraten  könnten.  Diese  Anschau- 
ungen siegten  auch  bald.  In  dem  ganzen  Jahrzehnt,  dessen 
Geschichte  wir  untersuchen,  hat  nicht  eine  einzige  Regierung 
«ine  solche  Weite  des  Blickes  in  der  Beurteilung  der  Rolle 
der  nationalen  Manufakturen,  eine  solche  Achtung  vor  der 
Kunst  und  eine  solche  Humanität  den  Arbeitern  gegenüber 
bewiesen,  wie  gerade  die  Jakobiner  in  den  Jahren  1793—94. 
Das  Ministerium  des  Innern  war  sich  darüber  vollständig 
klar,  daß  die  Hoffnung  auf  kommerzielle  Vorteile  von  solchen 
Betrieben  wie  die  Gobelinmanufaktur  oder  S^vres  für  die 
nächste  Zukunft  schwach  war,  aber  auch  wenn  sie  dem 
Handel  niemals  von  Nutzen  würden,  erklärte  der  Minister  des 


*  Arch.  Nat.  F"  1496:  Bericht  Hettlingers  (au  cit.  Coau^au) : 
D'aprSs  le  decret  par  lequel  le  ministre  est  tenu  de  präsenter  k  la  Con- 
vention Nationale  nn  plan  d'or^anisation  ^conomique  de  cette  manu- 
factnre  on  doit  presupposer  an'eile  est  dans  Tintention  de  conserver  cet 
Etablissement  an  compte  de  la  Nation;  mais  les  expressions  employ6s 
dans  ce  Decret  pronvent  en  mSme  temps  qne  ce  n'est  qu*  autant  qu'il 

Sourra  devenir  utile  au  flsc.    Pour  le  aire  rondement :  on  conservera  la 
[anufacture  si  eile  donne  du  b^n^fice  on  si  du  moins  eile  se  soutient 
par  elle-m^me;  on  la  supprimera  si  eile  doit  coüter. 

*  Es  muß  bemerkt  werden,  daß  sogar  auf  dem  Höhepunkt  der 
Handelskrisis,  im  Sommer  1793,  die  Manuiaktur  von  S^vres  noch  immer 
•einige  nicht  unvorteilhafte  Geschäfte  machte:  s.  0''918,  12  Juillet  179{... 
Le  ministre  des  contributions  publiques  au  ministre  de  Tlnt. :  „Je  viens 
d'apprendre,  mon  eher  coll6gue,  que  vous  avez  ordonnd  la  vente  d'une 
partie  des  porcelaines  de  la  Manufacture  de  S^vres  et  que  cette  vente 
«e  fait  avec  auelque  avantage. .  .**  Aber  im  ganzen  war  die  Lage  der 
Dinge  kritiscn.  Am  17.  und  21.  Dezember  1792,  19.  Januar,  2.  und 
S.  Februar  1793  wurden  dem  Konvent  bald  Bittschriften  der  Arbeiter, 
bald  Briefe  des  Ministers  des  Innern^  bald  eine  Bitte  der  Unternehmer 
der  Manufaktur  (um  Deckung  der  Verluste)  vorgelegt,  und  sofort  wurden 
diese  Sachen  dem  Finanzkomitee  zur  Beschlußfassung  überwiesen  (s. 
Proe&B  verbal  de  la  Convention  Nationale,  1792  17  D6cembre,  p.  259 
bis  260;  21  D^cembre,  p.  304;  1793  19  Jan  vier,  p.  301;  8  F^vrier,  t.  52, 
p.  115).  Am  27.  Februar  1793  bat  der  Minister  des  Innern  inständig, 
die  Frage  der  nationalen  Manufakturen  zu  entscheiden.  (Proc.  verb. 
27  F6vr.,  p.  480.) 
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IntAATn  Ettd«  'WM.  Mri  «»  %tf»*.2Aem  n'>tirenidie  si«*  zu  eriialten 
xt(to»  hfu.MMf^  d«T  Xaitt^y»!  iTjrß^  zum  Beweb  der  Uherlegenheit 
Fra&kr(f:i^^p»  m  <dkn  KKkiiJ(t«iii  hu  Ver^Jekh  mit  anderen 
}i:i^Ufm^fh^,  Mann  ka&n  »ig(^iii.  4aß  cd  diesen  Jabren  die  Be- 
^i((rnifi|^!^ewaiU  j^i^.b  Dkbt  bur  t<eii.&hte.  die  nationalen  Manu- 
fakturen ztk  erhalten,  Mm^iern  anth  das  Prinzip  der  Anteil- 
oakme  der  Atli^it^T  an  der  Verwaltong  derselben  festzulegoi. 
miAittx  TU  fenr^erken  ist.  daß  offenbar  auf  die  Arteiter  selbst 
difr^e^  Vnm\\9  Kiboo  aufgebort  batte.  die  frühere  Anziehungs- 
kraft au^zuii^jen.  noeb  ehe  die  Regierung  während  der  Reak- 
tion vom  Tl^ennidor  und  während  de»  Direktoriums  die  Not- 
weri'lijfkeit  empfunden  hatte,  den  Kampf  mit  ihnen  auf- 
zunehmen. Ho  bittet  am  10.  Oktober  171«4.  d.  h.  also  schon 
wäbrf^nd  der  Reaktion  des  Thennidor,  der  administrative  Rat 
die  Kommi^^ioD  des  Ackerbaus  und  der  Kfiuste  um  genauere 
B^.'fitimmung  seiner  eigenen  Funktionen,  wobei  bemerkt  wird, 
daß  die  dazu  gehörigen  Arbeiter,  die  von  ihren  Kameraden 
^ail  hoc  g«;wählt  worden  f^ien'",  sämtlich  ihre  Inkompetenz 
fühltin.  Diente  Urkunde  verrät  eine  gewisse  Yerlegenheit, 
daK  Unvermögen  oder  Nichtwollen  der  Arbeiter,  nicht  nur  die 
Mchon  eroberten  Kfchte,  sondern  gerade  die  Unbestimmtheit 
derKellien  zur  »Weiterung  ihres  Machtbereichs  auszunfltzen» 
Noch  charakteristischer  ist,  daß  wir  seit  Ende  1794  von  einer 
ßet<*iligung  der  Arbeiter  an  der  Verwaltung  der  Manufaktur 
nichts  mehr  hören,  und  noch  mehr,  diese  Verdrängung  der 
Arbeiter  ging  vollkommen  schmerzlos  und  still  vor  sich  — 
eK  iht  uns  nicht  gelungen,  in  den  Urkunden  des  Archivs  die 
Hpuren  irgendwelches  Kampfes  aus  diesem  Anlaß  zu  finden. 

Al>er  im  Jahre  1703  hielt  sich  die  erhöhte  Stimmung 
noch  unter  den  Arbeitern,  obgleich  ihre  materielle  Lage  in- 
folge der  Finanzkrisis,  die  unvermeidlich  eine  Verteuerung 
der  unentbehrlichsten  Dinge  nach  sich  zog,  sehr  schwierig 
geworden  war.  Schon  vor  dem  Juni  1793  hatte  sich  der 
Arbeiterlohn  tatsächlich  um  die  Hälfte  verringert ^  und  dieser 
Prozeß  machte  rasche  Fortschritte. 

Wie  Hchon  bemerkt,  Bpielten  sie  eine  ernstliche  Rolle  in 
dem  örtlichen  Komitee  von  Sfevres.  Dieses  Komitee  (Comit^  de 
sAret^  gi'm^rale  de  S^vres)  verhaftete,  wie  schon  gesagt,  im 


'  Arch.  Nat.  F »«  1460.  Paris  le  Nivose  an  2  (Dezember  1793).  Le 
minifltrn  dc^  rititi'rieur  au  citoyen  Gillet  repr^Bentant  du  peuple  .  .  . 
Kllm  (maiiiif.  imt.)  n'enrichiront  peut-Otre  Jamals  la  R^publique  mal» 
olliii«  iitti^storont  du  moins  sa  superioritcf*  dans  les  arte  sur  toutes  le» 
Hutnm  nations. . . . 

«  8.  ()i^9]8  Bittschrift  der  Arbeiter  an  den  Minister  (6.  Juni  1793); 
übcntfalls  dort  Präsentation  de  la  demande  k  titre  de  secours  provisoires 
uour  Um  ouvriers  de  la  Manufacture  de  S6vres  le  7  Juin  1793,  2"^«  de 
la  H<'publi(iuo  fr.  etc.  —  Dies  eine  Art  Begleitschreiben  zu  der  Bitt- 
schrift dor  Arbeiter. 
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Herbst  des  Jahres  1793  die  VerwaltuDg  der  Manufaktur,  und 
bald  nachher  ernannte  das  zur  Ordnung  der  Angelegenheiten 
der  Manufaktur  hergesandte  Konventsmitglied  Battelier  einen 
der  dort  Angestellten,  den  Chemiker  Chanou,  zum  Inspektor. 
Dabei  wurden  die  Arbeiter  über  die  Fähigkeiten  und  den 
„Zivismus"  Chanous  befragt,  dessen  Eigenschaften  sie  auch 
vollkommen  guthießen  ^  Chanou  rechtfertigte  die  gute 
Meinung  der  Arbeiter  nicht,  denn  durch  seine  nachlässige 
Führung  der  Geschäfte  und  seine  konfusen  Bechenschafts- 
berichte  rief  er  in  der  Folge  die  Unzufriedenheit  der  Kom- 
mission des  Ackerbaus  und  der  Künste  hervor.  Dies  konnte 
die  finanzielle  Lage  der  Manufaktur  natürlich  nur  noch 
schwieriger  machen.  Noch  1793  fanden  von  Zeit  zu  Zeit 
große  Verkäufe  statt ',  obgleich  auch  das  natürlich  nicht  ge- 
nügte, aber  im  Jahre  1794  verschärfte  sich  die  Krisis  noch 
mehr.  Anfang  November  1794  reichten  die  Arbeiter  an  die 
Kommission  des  Ackerbaus  und  der  Künste  eine  Bittschrift 
ein,  in  der  sie  auf  die  furchtbare  Teuerung  der  Lebensmittel 
und  die  Unmöglichkeit,  bei  dem  bisherigen  Lohn  zu  bleiben, 
hinwiesen®.  Am  18.  November  beschloß  das  Komitee  des 
Ackerbaus  und  der  Künste  nach  einem  Berichte  der  Kom- 
mission den  Lohn  der  Arbeiter  um  ein  Drittel  zu  erhöhen  im 
Vergleich  zu  dem,  den  sie  im  Jahre  1790  erhalten  hatten. 
Die  Kommission,  die  die  Bitte  der  Arbeiter  unterstützt,  weist 
in  ihrem  Bericht  darauf  hin,  daß  außer  einigen  chefs  d'at- 
telier  (es  waren  ihrer  6),  welche  200  Livres  monatlich  er- 
hielten, der  Lohn  der  Mehrzahl  —  ungefähr  200  Mann  — 
nur  80  Livres  monatlich  betrüge,  während  einige  auch  noch 
weniger  erhielten  und  der  Minimallohn  bis  zu  9  Livres 
12  Sols  herunterginge*.  War  es  einerseits  befohlen,  einige 
Erzeugnisse  eingehen  zu  lassen,  die  ihrem  Sujet  nach  sich 
als  unvereinbar  mit  den  republikanischen  Überzeugungen  er- 
wiesen hatten,  so  machte  man  anderseits  dafür  schon  damals 
wieder  Versuche,  im  Namen  der  materiellen  Interessen  der 
Manufaktur  und  der  Arbeiter  von  dieser  strengen  Ver- 
fügung diejenigen  Erzeugnisse  auszuschließen,  die  für  den 


'  Das  Urteil  über  Gbanou  war  im  höchsten  Grade  schmeichelhaft, 
sowohl  von  selten  der  Arbeiter  als  auch  von  „tous  les  bons  citojens 
de  S^vres".  S.  Arch.  Nat.,  0^913,  Stoß  ans  2  et  3,  die  Urkunde  datiert 
vom  12  Brumaire.  Die  dienstlichen  Verlegenheiten  Chanous  und  die 
sich  auf  diese  Angelegenheit  beziehenden  Urkunden  haben  keinen 
direkten  Zusammenbang  mit  unserem  Thema.  (Vgl.  darüber  Garnier, 
La  Manufacture  de  S^vres,  „La  Nouv.  Eev.",  t.  71,  p.  783. 

^  S.  die  Rechnungen,  „bordeaux  de  ventes  au  comptant  et  k  cre- 
dit etc."  in  dem  Karton  F"  1495. 

*  Arch.  Nat.  F^'  1496.  Aux  membres  composants  la  commission 
d'agriculture  et  des  arts.    Dort  auch  das  .Arr^te"  des  Komitees. 

^  Arch.  Nat  F^'  1509,  Rapport  de  la  commission  d'agric.  et 
des  arts. 
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Export  ins  Ausland  bestimmt  waren  ^.  Aber  gleichwohl  — 
der  erbitterte  Krieg  mit  der  Koalition  versperrte  dem  fran- 
zösischen Export  doch  immer  mehr  und  mehr  den  Weg,  und 
die  finanzielle  Lage  des  Konvents  in  seinen  letzten  Monaten 
und  des  Direktoriums  während  seines  ganzen  Bestehens  war 
derart,  daß  die  Manufaktur  von  S^vres  nicht  weniger  schwere 
Zeiten  durchzumachen  hatte  als  die  anderen  nationalen 
Manufakturen. 

IV. 

Anfang  1795  wurde  Chanou  aus  seinem  Amte  entlassen, 
und  sogleich  erließ  (am  1.  Februar  1795)  das  Komitee  des 
Ackerbaus  und  der  Künste  eine  Verfügung,  die  die  admini- 
strative Seite  reorganisierte  ^.  An  die  Spitze  der  Manufaktur 
wurde  ein  Kollegium  aus  drei  Direktoren  gestellt,  wobei  die 
Angelegenheiten  nach  Stimmenmehrheit  entschieden  werden 
sollten,  zwei  Unterschriften  waren  erforderlich.  Zu  einem 
der  Direktoren  wurde  der  frühere  Inspektor  Hettlinger  er- 
nannt, der  elf  Monate  im  Gefängnisse  gesessen  hatte  und 
nach  dem  Sturze  Robespierres  wieder  frei  gelassen  worden 
war.  Tatsächlich  spielte  er  eine  führende  Rolle  (schon  vom 
August  1795  an  waren  nur  zwei  Direktoren  da,  denn  der 
dritte  War  zurückgetreten^  und  die  Kommission  des  Acker- 
baus und  der  Künste  begann  aus  Sparsamkeitsrücksichten  die 
Ernennung  eines  Stellvertreters  zu  vermeiden).  Von  einer 
Beteiligung  der  Arbeiter  an  der  Verwaltung  in  der  oder  jener 
Form  verlautet  kein  Wort  mehr;  überhaupt  wird  die  Reak- 
tion des  Thermidor  fühlbar,  sei  es  auch  nur  darin,  daß  die 
oberste  Behörde,  die  Kommission  des  Ackerbaus  und  der 
Künste  und  ihre  Agenten  keine  anderen  Termini  finden  als 
„Vandalisraus**  *,  „Kannibalen"  *,  wenn  sie  von  dem  Verhalten 
und  der  Handlungsweise  der  Arbeiter  und  Leiter  der  Manu- 
faktur in  der  soeben  verflossenen  Epoche  sprechen. 

Was  die  Arbeiter  anbelangt,  so  sind  alle  ihre  Gedanken 
jetzt  ausschließlich  auf  den  Kampf  mit  der  Gefahr  des  Hunger- 


*  Arch.  Nat.  F  ^^  1495,  Paris  4  jour  sans-cullotide  an  2.  A  la  com- 
mission  d'agriculture  et  des  arts. 

*  Arch.  Nat.  F**  1495,  Extrait  du  Registre  des  arröt^s  du  comit^ 
d'agriculture  et  des  arts,  13  Pluviose  Tan  3.  S.  auch  Arch.  Nat.  A.  F. 
II — 12,  vol.  75:  Rapport  au  comite  d'agriculture  et  des  arts.  Dort  ist 
die  Absicht  dieser  Reform  ausgesprochen :  . .  subsistuer  Vordre  au  hazard, 
rdconomie  k  Tinsouciance  et  les  talens  k  Timp^ritie. 

'  Arch.  Nat.  0'2063,  Sevres  6  Prairial  an  4,  La  direction  au 
citoyen  Dubois  (die  Verabschiedung  Meycr's,  des  dritten  Direktors, 
17  Thermidor  an  3  =  4  Aug.  1795). 

*  Arch.  Nat.  F**/495,  Grcrminal  an  3,  Rapport  au  Comite  d*agr. 
et  des  arts. 

^  Arch.  Nat.  F  ^V495,  Rapport  k  la  commission  (über  den  Künstler 
Chulot). 
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todes  gerichtet,  und  ihre  einzige  Hoffnung  ist  das  Mitleid 
der  Regierung. 

Im  Januar  1795,  fast  gleichzeitig  mit  der  Ernennung 
einer  neuen  Direktion,  senden  die  Arbeiter  eine  Bittschrift^ 
und  flehen  in  Anbetracht  der  furchtbaren  Teurung  der  not- 
wendigsten Dinge  um  eine  Lohnerhöhung.  Während  der 
Zeit,  schreiben  sie,  die  seit  der  letzten  Lohnerhöhung  ver- 
gangen ist,  sind  die  notwendigsten  Dinge  um  mehr  als  die 
Hälfte  ihres  Preises  teurer  geworden.  Sie  verkünden  geradezu 
das  Recht  des  Arbeiters  auf  das  Leben:  cependant  il  est 
de  toute  justice  que  celui  qui  travaille  subsiste* 
Sie  baten,  daß  man  ihnen  den  Lohn  um  so  viel  erhöhen 
möge,  daß  sie  den  im  Staatsdienst  Stehenden  (salari^s  par 
la  Räpublique)  gleichgestellt  wären,  allein  das  wurde  auf  sie 
nicht  ausgedehnt.  —  Die  neue  Direktion  bemühte  sich,  den 
Verkauf  der  Waren  zu  beleben  und  zeitweilig  schien  ihr  das^ 
auch  zu  gelingen^,  aber  das  hatte  natürlich  einen  merklichen 
Einfluß  auf  das  Schicksal  der  Arbeiter  nicht.  Jedem  derselben 
wurden  5  Livres  täglich  zugelegt^,  aber  die  Lebensmittel 
stiegen  unaufhaltsam  im  Preise,  und  die  vollständig  ent- 
werteten Assignaten  verloren  den  Kredit  in  dem  Maße,  daß 
alle  Zulagen  in  Assignaten  die  Arbeiter  vor  dem  Hunger 
durchaus  nicht  schützten.  Die  Direktion  mit  Hettlinger  an 
der  Spitze  befürwortete  vor  der  Kommission  aufs  wärmste 
eine  schnelle  und  wirksamere  Hilfe.  Man  beschloß,  den  Ar- 
beitern von  Sfevres  ebenso  wie  denjenigen  der  anderen  natio- 
nalen Manufakturen  Brot  und  Fleisch  in  Naturalien  zu  ver- 
abreichen, wofür  ein  Viertel  des  Lohnes  zurückbehalten 
werden  sollte.  Die  furchtbare  Armut  der  Arbeiter,  die  die 
äußerste  Grenze  erreicht  hatte,  wurde  dadurch  etwas  ge- 
mildert. Sobald  es  die  Austeilung  von  Lebensmitteln  den 
Arbeitern  wenigstens  in  etwas  gestattete,  sich  von  der 
Nahrungsfrage  abzuwenden,  trat  die  Frage  der  Sonntagsfeier 
in  den  Vordergrund.  Die  Sache  war  die,  daß  nach  dem  offi- 
ziellen republikanischen  Kalender  der  zehnte  Tag  jeder  De- 
kade (le  decadi)  ein  Feiertag  war.  Die  Arbeiter  klagten, 
es  gehe  über  ihre  Kräfte,  ohne  Unterbrechung  neun  Tage 
nach  der  Reihe  zu  arbeiten ,  und  baten  um  Wiedereinführung 


>  Arch.  Nat.  F'«/495,  7  Pluviose,  an  3. 

2  Arch  Nat.  P  »2/495,  S^vres  le  2  Prairial  an  3.  Die  Direktion 
bittet  die  Kommission  um  Erlaubnis,  alle  Mittel  zur  Erhöhung  der 
Fabrikation  anwenden  zu  dürfen :  ...  la  direction  assurant  k  la  com- 
mission  que  dans  toutes  les  mesures  qu'elle  prendra  eile  sera  en  ^tat 
d'obtenir  un  b^n^fice  tr^s  r^el  et  d'en  donner  la  d^monstration ;  ibid., 
T*2/495^  S^vres  le  25  Floreal  —  es  handelt  sich  um  die  Käufer:  .  .  . 
chaque  jour  et  ä  chaque  instant  diffSrents  acheteurs  choisissent.  . . . 

»  Arch.  Nat.,  A.  F.  11—13,  vol.  84,  21  Prairial  an  3  («-  9.  Juni 
1795). 
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des  Sonntagsfeiertages  an  Stelle  des  decadi.  Durch  ihre 
Delegierten  („Komnaissäre")  richteten  sie  an  die  Direktoren 
eine  Eingabe,  in  der  sie  sich  über  die  Länge  der  Dekade  (im 
Vergleich  mit  der  bisherigen  Woche)  beklagen  und  sich  zu- 
gleich bemühen,  darauf  hinzuweisen,  da6  man  auf  Grund  des 
durch  die  Verfassung  anerkannten  Prinzips  der  Glaubens- 
freiheit die  Sonntagsruhe  verlangen  könne.  Sie  erklären  zu- 
gleich, daß  schlechterdings  alle  Arbeiter  durch  „freie 
Stimmenabgabe"  beschlossen  haben,  um  den  Sonntag  zu 
bittend  Da  sie  bei  ihrer  Direktion  keine  Berücksichtigung 
ihres  Gesuches  fanden,  beschlossen  sie,  einen  Druck  auszuüben : 
viele  hörten  auf,  an  den  Sonntagen  zur  Arbeit  zu  kommen, 
erschienen  dafür  am  decadi  und  erboten  sich  zur  Arbeit. 
Auch  hier  trat  ein  Zug  zutage,  den  wir  schon  bei  den  Ar- 
beitern der  anderen  Manufakturen  gefunden  haben:  kaum  be- 
traf etwas  den  Kampf  um  die  gemeinsamen  gewerblichen 
Interessen,  kaum  war  es  nötig,  die  Forderung  durch  die  Tat 
zu  unterstützen,  als  es  sich  sogleich  erwies,  daß,  obgleich 
schlechterdings  alle*  die  Direktoren  um  den  Sonntag 
gebeten  hatten,  von  225  Arbeitern  nur  107  am  decadi  nicht 
erschienen  waren  ^,  die  übrigen  entschlossen  sich  nicht  dazu, 
ihre  Forderung  aufrecht  zu  erhalten.  Die  Direktion  gestand 
ihre  Inkompetenz  ein  und  bat  das  Ministerium,  die  Frage  zu 
entscheiden.  Im  Grunde  begriff  es  sowohl  die  Direktion  als 
auch  das  bureau  des  arts,  das  dem  Minister  den  Bericht  zu 
erstatten  hatte,  daß  die  Arbeiter  es  in  der  Tat  sehr  schwer 
hatten.  Die  Arbeit  fand  in  ungesunder  Umgebung  und 
Atmosphäre  statt  und  verlangte  nicht  nur  Ausdauer  und 
körperliche  Anstrengung,  sondern  auch  unermüdliche  Auf- 
merksamkeit, und  der  Arbeitstag  war  für  eine  derartige  Arbeit 
unverhältnismäßig  lang:  vom  1.  April  bis  zum  1.  Oktober 
dauerte  er  IOV2  Stunden  (von  6V2  Uhr  morgens  bis  7  Uhr 
abends  mit  einer  Pause  von  12—2  Uhr),  im  März  und  Ok- 
tober 8V2  Stunden  (von  7V2  morgens  bis  6  Uhr  abends  mit 
derselben  Unterbrechung),  im  Januar,  Februar,  November 
und  Dezember  7V2  Stunden  (von  8V2  Uhr  morgens  bis  6  mit 
derselben  Pause) ^     Es  war  natürlich  ganz  begreiflich,  daß 


»  Arch.  Nat.  F'«/495,  Du  5  Nivose  (d.  h.  26.  Dezember  1795).  Aux 
citoyens  directeurs  de  la  manufacture  Nationale  etc.;  ebenfalls  dort 
Observations  ...  les  ouvriers  . . .  vous  previennent  que  beaucoup  d*entre 
eux  par  conscience  et  tons  par  le  besoin  d'un  repos  necesaaire  4  leur 
sante  et  k  leur  travail  reclament  le  repos  du  septieme  jour. 

^  ...  le  voeu  est  absolument  g^nöral  . . .  par  les  scrutins  libres 
relev^s  dans  chaque  attelier  et  remis  aux  citoyens  commissaires.  .  . 
(Arch.  Nat.  F^*/495,  1.  c.) 

»  Arch.  Nat.  F  »8/495  der  Direktion  27  Nivdse  an  4  (=  17.  Januar 
1796). 

*  Arch.  Nat.  0^914  Copie  des  rensei&^ements ;  s.  auch  F  ^8/495^ 
SÄvres  13  Floreal,  wo  davon  die  Rede  ist,  oaß  es  den  Arbeitern  schwer 
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es  unter  solcheD  Verhältnissen  zu  wenig  ist,  in  zehn  Tagen 
einmal  auszuruhen.  Es  ist  verständlich,  warum  die  Arbeiter 
den  Hinweis  auf  die  religiöse  Begründung  ebenfalls  heran- 
ziehen :  die  Arbeit  des  einfachen  Mannes  befand  sich  im  Zu- 
stande einer  so  großen  Rechtlosigkeit,  daß  es  den  Arbeitern 
wesentlich  erschien,  sich  auf  das  Gesetz  der  Glaubensfreiheit 
zu  berufen,  es  war  doch  eine  Berufung  auf  das  positive  Recht. 
Und  das  bureau  des  arts,  das  dem  Minister  über  diese  An- 
gelegenheit Bericht  erstattet,  begreift  auch  diese  Psychologie 
der  Arbeiter  ausgezeichnet :  „la  libertö  röligieuse  n'est  peut- 
^tre  revendiqu^e  que  parcequ'elle  est  un  droit  positif  d'oti  le 
nouvel  ordre  qu'ils  provoquent  doit  rösulter  comme  d'une 
cons^quence  incontestable,**  lesen  wir  in  dem  Bericht,  der  dem 
Minister  des  Innern  vorgelegt  worden  war*.  Der  wahre 
Grund  (le  vöritable  motif )  ist  die  Sorge  der  Arbeiter  um  ihre 
Gesundheit.  Am  charakteristischsten  ist  folgendes:  indem 
die  Arbeiter  sich  unter  anderem  auf  die  religiösen  Bedürf- 
nisse einzelner  unter  ihnen  beriefen,  gerieten  sie  zugleich  in 
einen  gewissen  Widerspruch  mit  diesem  Punkte  der  Bittschrift, 
indem  sie  bemerkten,  sie  bitten  nicht,  man  solle  ihnen  die 
Möglichkeit  geben,  noch  irgendwelche  kirchliche  Feiertage  zu 
feiern,  sondern  nur  „den  siebenten  Tag  in  der  Woche".  Dieser 
Vorbehalt  sollte  natürlich  den  Beamten  des  Ministeriums  des 
Innern  die  vollständige  Richtigkeit  ihrer  Voraussetzung  be- 
stätigen, dafi  es  sich  hier  eben  um  den  Wunsch  der  Arbeiter 
handele,  ihre  Gesundheit  zu  schützen.  Aber  hier  zeigt  es 
sich,  daß  sie  ganz  zweckmäßig  vorgegangen  waren,  indem  sie 
ihre  Forderung  auf  dem  Boden  der  positiven  Gesetzgebung 
zu  begründen  suchten,  da  diese  sie  als  Arbeiter  in  keiner 
Weise  schützte,  aber  als  Bürgern  ihnen  Gewissensfreiheit 
gab:  der  berichterstattende  Beamte,  derselbe,  der  das  „wahre 
Motiv"  der  Petition  der  Arbeiter  ausgezeichnet  verstanden 
hatte,  spricht,  um  der  Sache  eine  günstige  Wendung  zu  geben, 
in  der  Resolution  ausschließlich  von  der  religiösen 
Seite  der  Frage  und  schlägt  dem  Minister  vor,  im  Namen  des 
konstitutionellen  Prinzips  der  Glaubensfreiheit  den  Arbeitern 
von  Sfevres  zu  erlauben,  statt  der  decadi  die  Sonntage  zu 
feiern  ^.  Der  Minister  ließ  die  Angelegenheit  unberücksichtigt 
Aber  einige  Monate  später  wurde  sie  von  den  Arbeitern 
wieder  aufgenommen.   Unter  anderem  gaben  sie  jetzt  gewisser- 


werde, 9  Tage  nach  der  Reihe  von  6Va  Uhr  morgens  bis  7  Uhr  abends 
zu  arbeiten. 

*  Arch.  Nat.  F  1^/495,  pluviose  an  4,  Rapport  pr^sent^  au  Ministre 
de  r  Interieur. 

'  ibid. :  Le  chef  de  la  4  dirision  pense  que  la  Constitution  auroit 
en  vain  assur^  k  toutes  les  classes  de  citoyens  la  libert^  du  culte  (ju^ils 
ont  embrasB^  si  on  n*adoptait  des  mesnres  propres  k  lenr  en  faciliter 
l'exercice  usw. 
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maßen  eine  Erläuterung,  warum  sie  sich  bis  jetzt  über  einen 
so  seltenen  Ruhetag  wie  den  decadi  nicht  beklagt  hätten, 
und  es  jetzt  tun:  früher,  d.  h.  in  den  ersten  Jahren  nach 
Einführung  des  republikanischen  Kalenders,  sei  es  öfter  vor- 
gekommen, dafi  man  die  Arbeit  aussetzen  mußte:  man  mußte 
Lebensmittel  einkaufen  und  vor  den  Buden  auf  die  Lieferanten 
warten,  es  fanden  verschiedene  bürgerliche  Feste  statt  usw.; 
nun  hatte  alles  dieses  aufgehört,  die  Lebensmittel  wurden 
seit  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1795  vom  Staat  an  sie 
verteilt.  Alles  dies  hatte  ihnen  auch  die  Möglichkeit  ge- 
nommen, sich  von  Zeit  zu  Zeit  auf  irgendeine  Weise  von  der 
Arbeit  loszumachen.  Natürlich  mußte  ihre  Lage  im  Frühling 
und  Sommer  bei  der  Verlängerung  des  Arbeitstages  noch  un- 
erträglicher werden.  Am  30.  April  (1796)  sandten  die  Arbeiter 
ihre  Delegierten  (Kommissäre)  aller  Werkstätten  zu  der 
Direktion  mit  der  „gemeinsamen  und  einmütigen "^  Bitte,  die 
SoDutagsfeier  einzuführen,  da  es  ihnen  schwer  sei,  neun  Tage 
von  6V2  Uhr  morgens  bis  7  Uhr  abends  zu  arbeiten.  Die 
Direktion  wies  sie  ab.  Da  erschienen  am  nächsten  Tag  (der 
nach  dem  Gregorianischen  Kalender  ein  Sonntag  war)  von 
220  zu  dieser  Zeit  verzeichneten  Arbeitern  nur  20  Mann^ 
Die  Direktion  erstattete  darüber  Bericht  und  bat  um  Ent- 
scheidung der  Sache,  allein  es  erfolgte  die  lakonische  Re- 
solution des  Ministeriums :  rien  ä  r^pondre.  Die  Sache  wurde 
auf  lange  vertagt.  Erst  Ende  1797  gelang  es  den  Arbeitern 
mit  der  Unterstützung  der  Direktion  selbst,  die  Erlaubnis  zu 
erwirken,  daß  sie  außer  der  Feier  des  decadi  jeden  fünften 
Tag  („quintidi")  nach  dem  Mittagessen  nicht  zur  Arbeit  zu 
kommen  brauchend 

Diese  in  der  ganzen  zweiten  Hälfte  der  90er  Jahre  einzige 
Erscheinung  eines  gewissen  Bestrebens  seitens  der  Arbeiter, 
für  ihre  Berufsinteressen  zu  kämpfen,  fällt  mit  der  Epoche 
zusammen,  in  der  die  Manufaktur  sich  etwas  zu  erholen  be- 
gann. Zwischen  der  Krisis,  die  sie  in  den  Jahren  1794 — 179& 
durchgemacht  hatte,  und  der,  die  ihr  in  den  Jahren  1798  bis 
1799  bevorstand,  war  die  Zeit  von  1796  bis  Anfang  1797 
verhältnismäßig  eine  weniger  schwere  Es  ist  später 
offiziell  anerkannt  worden,  daß  in  dieser  Epoche  „trotz  der 
ungünstigen  Verhältnisse  und  der  absoluten  Stockung  des 
Handels,  besonders  des  Außenhandels,  für  den  ein  Teil  der 
Erzeugnisse  der  Manufaktur  von  S6vres  bestimmt  war",  die 
Reineinnahme  die  Ausgaben  fast,  deckte,  um  von  der  Zu- 
nahme des  Vorrats  an  zum  Verkauf  fertigen  Sachen  nicht  zu 


^  Arch.  Nat.  F*^/495.  Bapport  der  Direktion  an  den  Vorgesetzten 
der  4.  Abteilung  des  Ministeriums  des  Innern.    S^vres,  18  Floreal,  an  4. 

'  Arch.  Nat.  O'^^QU,  Stoß  frimaire  an  6.  Rapport  pr^sentä  au  Mi> 
nistre  de  T  Interieur  29  Brumaire  an  6  {==  19  November  1797). 
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redend  Sogar  die  Direktion  und  das  Ministerium  sprachen 
im  Jahre  1796  von  „den  Zeiten  der  Not*"  wie  von  etwas  nun 
Vergangenem  und  stellten  Arbeiter,  die  in  jenen  verflossenen 
Zeiten  die  Manufaktur  verlassen  hatten,  wieder  an'.  Außer 
von  den  Privatkäufen®  hfitte  sich  die  Kasse  der  Manufaktur 
von  dem  Ertrage  der  Ankäufe  der  Regierung  füllen  können, 
wenn  diese  einigermaßen  pünktlich  gezahlt  hätte.  Eine  Reihe 
von  Urkunden  überzeugt  uns  davon,  daß  das  Direktorium 
und  das  Ministerium  des  Auswärtigen  in  diesen  und  den 
folgenden  Jahren  ausländischen  Gesandten  viele  äußerst  kost- 
bare Geschenke  eben  in  Erzeugnissen  der  Manufaktur  von 
Sövres  machten;  außerdem  bezog  das  Direktorium,  und  manch- 
mal auch  die  Minister  ebendaher  sehr  teuere  Gegenstände  zur 
Ausschmückung  ihrer  Paläste,  aber  obgleich  festgesetzt  worden 
war,  daß  die  Regierung  den  nationalen  Manufakturen  für  die 
Gegenstände,  die  sie  von  ihnen  bezog,  bezahlen  sollte,  zahlte 
sie  in  Wirklichkeit  fast  gar  nichts.  Der  Minister  des  Innern 
bemühte  sich,  seine  Kollegen  zu  den  Zahlungen  an  die  Manu- 
faktur zu  übern  den,  aber  er  hatte  keinen  Erfolg.  „Diese 
Fabrik **,  schreibt  er  z.  B.  an  den  Minister  des  Auswärtigen, 
„die  in  weniger  schweren  Jahren  nicht  nur  ihren  eigenen 
Bedarf  deckt,  sondern  auch  noch  Gewinn  bringt,  befindet 
sich  wegen  nicht  eingelaufener  Zahlungen,  die  sie  zu  be- 
anspruchen hat,  in  der  größten  Not.  Schon  vier  Monate  un- 
gefähr haben  die  Arbeiter  und  Angestellten  keinen  Lohn  er- 
halten** ^  usw.  Deswegen  bittet  der  Minister  des  Innern  den 
des  Auswärtigen,  der  Manufaktur  seine  Schuld  zu  bezahlen. 
Talleyrand  antwortete,  daß  er  kein  Geld  habe,  und  versprach, 
allmählich  abzuzahlen'^,  aber  es  ist  uns  nicht  gelungen,  in 
den  Urkunden  eine  Spur  der  Erfüllung  dieses  Versprechens 
zu  finden.  In  den  Jahren  1796,  1797  und  den  folgenden  findet 
man  in  den  Urkunden*  beständig  Vermerke  über  Geschenke 
an  Vertreter  der  ausländischen  Mächte  und  manchmal  auch 


^  Arch.  Nat.  0'914,  ApperQu  des  fonds  necessaires  au  Bureau  des 
arts  et  manufactures  ponr  les  depenses  de  Fan  sept  In  diesem  Kosten- 
anschlag wird  ein  Rückblick  auf  die  vergangenen  Jahre  geworfen. 

*  Arch.  Nat.  F  '*/495 ,  Rapport  pr^sent^  au  Ministre  de  Tlnt^rieur 
(13  Fructidor  an  4  »  80.  August  1796). 

*  Vgl.  A.  F.  II — 12  vol  82  in  dem  Bericht  an  das  Komitee  des 
Ackeibaues  und  der  Künste  vom  28.  August  1795  («==  9  Flor^al  an  3): 
cette  manufacture  a  vers^  hier  encore  51  mille  livres  au  tr^sor  national 
et  depuis  quatre  mois  plus  de  400  mille  livres  pour  les  ventes  pro- 
venantes  des  ouvrages  faits  par  ces  malh^ureux  artistes  et  ouvriers. . . . 

*  0*913  der  Stoß:  Messidor-Thermidor  an  5.  Note  que  le  ministre 
de  rinterieur  est  pri^  de  mettre  sous  les  yeux  du  ministre  des  Relations 
ext^rienres. 

*  0*913,  27  Thermidor  an  5,  le  ministre  des  Relations  Ext^rieures 
au  Mmistre  de  Tlntirieur. 

*  Archives  de  la  Manufacture  N.  de  S^vres,  H.  7,  Liasse  I  u.  fg. 

Forscbungen  182.  —  Tarle.  5 
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an  Barras  ^  der  den  Luxus  liebte  und  das  diskretioneile  Recht 
des  Direktoriums  ausnutzte,  über  die  Erzeugnisse  der  nationalen 
Manufakturen  zu  verfügen.  Es  war  offiziell  festgesetzt  worden, 
da6  die  Regierung  der  Manufaktur  von  S^vres  sogar  keine 
Subsidien  zu  gew&hren  brauchte,  wenn  nicht  der  AuBenhandel 
stockte  und  wenn  keine  Verspätung  der  Regierung  in 
der  Bezahlung  der  von  der  Manufaktur  verlang- 
ten Erzeugnisse  wäre :  sie  würde  sich  während  dieser  Zeit 
aus  eigenen  Mitteln  unterhalten'.  Im  Jahre  1796  assignierte 
das  Direktorium  für  die  Unterhaltung  der  drei  nationalen 
Manufakturen  (der  Gobelins,  der  Savonnerie  und  Sfevres) 
321300  Franken,  wobei  der  Gobelinmanufaktur,  die  während 
dieser  Zeit  105  Arbeiter  hatte,  94 Vs  Tausend  zufielen,  der 
Savonnerie  mit  22  Arbeitern  19800  und  Sövres  mit  230  Ar- 
beitern 207000";  dem  Minister  des  Innern  standen  im  Jahre 
1797  noch  100000  Franken  für  die  Manufaktur  von  S^vres 
zur  Verfügung,  aber  in  diesem  Jahre  wurden  davon  nur 
34212  Fr.  verausgabt,  denn  die  Einnahme  aus  dem  Verkauf 
reichte  für  die  übrigen  Kosten*.  Aber  trotz  dieser  verhältnis- 
mäßigen Abnahme  der  Krisis  war  die  Lage  der  Arbeiter  nicht 
verlockend.  Am  23.  Februar  1797  legten  sie  dem  Direktorium 
ein  Gesuch  vor,  in  dem  sie  um  Auszahlung  des  rückständigen 
Lohnes  baten  und  ihrer  Hoffnung  auf  die  Gerechtigkeitsliebe 
der  Mitglieder  des  Direktoriums  Ausdruck  gaben  ^.  Einige 
Monate  später  bat  ein  Teil  der  Arbeiter  um  Zulage,  aber 
das  Ministerium  schlug  die  Bitte  ab,  indem  es  in  dem  Briefe 
an  die  Administration  der  Manufaktur  dieselbe  zugleich  be- 
auftragte, die  Bittsteller  des  Wohlwollens  der  Regierung  zu 
versichern  und  sie  gleichzeitig  darauf  hinzuweisen,  daß  „der 
Stand  der  Kasse  der  Manufaktur  und  die  erschöpfte  Staats- 
kasse""  es  nicht  gestatteten,  ihre  Bitte  zu  erfüllen.  Möglich, 
daß  die  von  dem  Direktorium  noch  im  Jahre  1796  an- 
gewiesenen Gelder,  von  denen  auf  das  Jahr  1797,  wie  schon 
gesagt,  100000  Franken  gerechnet  wurden,  in  Wirklichkeit 
gar  nicht  vorhanden  waren,  wovon  eine  direkte  Berufung  auf 
die  „penurie  du  trösor"  zeugt*;  vielleicht  wurde  die  Sache 
auch  durch  ein  negatives  Gutachten  der  Administration  der 


^  Archives  de  la  Manufacture  N.  de  S^vres,  H.  7,  Liasse  III;  s. 
auch  Arch.  Nationales,  F»«/495. 

ä  Arch.  Nat.  0*914,  Apper^u  des  fonds. 

*  Arch.  Nat  0'874.  £xtrait  des  Registres  du  Directoire  ezecutif. 
3  Thermidor  Tan  4. 

*  Arch.  Nat.  0*915,  Rapport  pr^sent^  au  Ministre  de  Tlnt^rieur  le 
24  Fructidor. 

^  Arch.  Nat.  F  ^'/496.  Les  artistes  et  ouvriers  de  la  Manufacture 
Nationale  des  porcelaines  de  S^vres.  Au  Directoire  etc.  Vermerk: 
renvoy6  au  ministre  de  l'Int^r.  12  Ventöse,  an  5. 

*  Arch.  Nat.  F**/'496,  9  Messidor  an  5;  Rapport  pr^sent^  au 
Ministre. 
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Manufaktur  verhindert,  das  in  dieser  Angelegenheit  eingeholt 
wurde.  Einen  gleichen  Mißerfolg  hatte  das  Gesuch  der 
Arbeiter  um  halbstündige  Verkürzung  des  Arbeitstages^. 

V. 

Wie  war  in  diesen  letzten  Jahren  der  RevolutioDsperiode 
die  Stimmung  unter  den  Arbeitern  der  Manufaktur  von 
S^vres?  Vor  allem  ist  zu  bemerken,  daß  nach  dem  Zeitraum 
von  1792 — 1794  die  Arbeiter  von  Sövres  keinen  einigermaßen 
merkbaren  Anteil  mehr  an  den  örtlichen  öffentlichen  An- 
gelegenheiten nehmen :  die  unmittelbare,  drückende  Sorge  um 
das  tägliche  Brot  steht  im  Vordergrunde.  Was  die  allgemein- 
politischen Interessen  anbelangt,  so  belebten  und  äußerten 
sich  diese  augenscheinlich  keineswegs  mehr.  Der  Minister  des 
Innern  benachrichtigte  die  Direktion  gelegentlich  im  Sep- 
tember 1797,  es  sei  zur  Kenntnis  der  Regierung  gelangt,  daß 
einige  Individuen  in  der  Manufaktur  den  Gebräuchen  gegen- 
über, die  an  die  Existenz  der  Republik  erinnern,  „eine  ver- 
brecherische Indifferenz"  an  den  Tag  legen  ^.  Die  Direktion 
leugnete  dies  mit  Wärme  und  versicherte  das  Ministerium  in 
jeder  Weise  der  Ergebenheit  aller  Angestellten  der  Manu- 
faktur gegen  die  bestehende  Ordnung.  Doch  konnte  die 
Direktion  schwerlich  zur  Verteidigung  ihrer  Ansicht  eine 
charakteristische  Tatsache  anführen,  wenn  man  allerdings  als 
solche  nicht  den  staatlichen  Eid  „des  Hasses  der  Königsgewalt 
und  der  Anarchie  und  der  Treue  und  Anhänglichkeit  an  die 
Republik  und  die  Verfassung  des  Jahres  III"  rechnet,  einen 
Eid,  den  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Nivöse  im  Jahre  V 
und  eines  Rundschreibens  der  Regierung  die  Arbeiter  von 
S^vres  ebenso  leisten  mußten  wie  die  anderen  Angestellten 
und  die  von  der  Staatskasse  ein  Gehalt  Beziehenden  im  ganzen 
Umfang  der  Republik^.  Es  ist  hier  am  Platze,  daran  zu  er- 
innern, daß  die  Arbeiter  an  niemanden  je  solche  ehrerbietige 
und  schmeichlerische  Gesuche  gerichtet  haben,  wie  gerade  an 
Bonaparte  gleich  in  den  ersten  Monaten,  nachdem  er  diese 
Konstitution  des  Jahres  III  vernichtet  hatte*.     Die  beruf- 


*  Arch.  Nat.  0*914.    Aux  citoyens  Directeurs. 

■  Arch.  Nat.  0*914.  La  Direction  au  citoyen  Dubois,  chef  de  la 
4  Division  dn  Minist^re  de  T  Interieur,  7  Vend6miaire  an  5. 

'Die  Direktion  weist  in  diesen  Fällen  anf  den  „zSle"  und  das 
„empressement"  der  Arbeiter  hin.  S.  Arch.  Nat.  0*915,  S^vres  le  2  Plu- 
vidse  an  7. 

*  ...  n  est  reserv^  au  Consolateur  des  toutes  les  afiflictions  d'en 
tarir  la  source. . .  L'illustre  chef  d'un  empire  qui  s*  honore  toujours  de 
prot^ger  les  arts  arrachera  les  artistes  k  la  mort  k  la^uelle  on  parait 
les  vouer  depuis  lonfftemps. . .  Arch.  Nat.  0*915,  30  Nivose,  an  8.  Les 
artistes  et  ouvriers  de  la  Manufacture  etc.  au  citoyen  Bonaparte,  pre- 
mier  consul.  — 
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licheD  Interessen  konzentrierten  sich  natürlich  infolge  der 
durch  die  Assignaten  hervorgerufenen  Krisis  mehr  auf  die 
Frage  der  Lohnerhöhung,  auf  die  der  LebeDsmittelausteilung 
in  natura,  endlich,  wie  wir  gesehen  haben,  auf  das  Bestreben, 
die  Ruhezeit  zu  vergrößern.  Unter  allen  diesen  Verhältnissen 
war  es  im  Interesse  der  Arbeiter,  die  guten  Beziehungen  zu 
der  Administration  der  Manufaktur  aufrechtzuerhalten,  denn 
ohne  das  günstige  Gutachten  der  Direktoren  hätten  ihre  Ge- 
suche keinen  Erfolg  im  Ministerium.  Sogar  wenn  die  Arbeiter 
ihre  Zuflucht  zu  einer  gewissen  Demonstration  nahmen,  wie 
es  bei  der  Frage  der  Sonntagsfeier  der  Fall  war,  geschah 
dies  offenbar  nicht  so  sehr,  um  einen  Druck  auf  die  Direk- 
toren auszuüben,  als  um  das  Ministerium  an  ihre  Bitte  zu 
erinnern;  vergessen  wir  nicht,  daß  die  Direktion  der  Manu- 
faktur von  Anfang  an  für  eine  positive  Lösung  der  Frage 
gewesen  war  und  nur  auf  ihre  Nichtkompetenz  aufmerksam 
gemacht  hatte.  Einzelne  Konflikte  kamen,  nach  den  Ur- 
kunden zu  urteilen,  äußerst  selten  vor.  Für  die  letzten  Jahre 
des  Zeitraums,  den  wir  betrachten,  ist  es  uns  nur  gelungen, 
ein  Schreiben  ^  zu  finden ,  in  dem  die  Direktion  das  Mini- 
sterium bittet,  einen  Arbeiter  seines  frechen  Betragens  wegen 
zu  entlassen.  „Die  Erfahrung  hat  genugsam  gezeigt,"  schreibt 
die  Direktion,  „daß  die  Werkstatt  ohne  Subordination  nicht 
bestehen  kann,  daß  Straflosigkeit  das  Laster  kühn  macht  und 
daß  ein  zu  rechter  Zeit  gegebenes  Beispiel  sogar  die  bei  der 
Pflichterfüllung  erhält,  die  versucht  hätten,  sich  ihr  zu  ent- 
ziehen.*' Da  die  Entlassung  eines  Arbeiters  nur  auf  eine 
Verfügung  des  Ministeriums  hin  erfolgen  konnte,  so  ist  das 
Fehlen  anderer  analoger  Dokumente  in  dem  Schriftwechsel, 
der  sowohl  in  den  Nationalen  Archiven  als  auch  in  dem  Archiv 
der  Manufaktur  von  S^vres  aufbewahrt  wird,  schon  an  sich 
ein  Beweis  für  die  äußerste  Seltenheit  irgendwelcher  ernster 
Konflikte  (um  nicht  davon  zu  reden,  daß  das  Ministerium  im 
allgemeinen  von  den  geringfügigsten  Vorkommnissen  im 
Leben  der  Manufaktur  benachrichtigt  wurde).  Aber  gewisse 
Reibungen  kamen  doch  vor  und  müssen  erwähnt  werden ;  die 
Lage  war  derart,  daß  sie  die  Geduld  der  Arbeiter  wirklich 
auf  eine  harte  Probe  stellte. 

Noch  im  Jahre  1797,  als  Lebensmittel  in  Naturalien 
verabreicht  wurden,  war  die  Lage  nicht  so  schrecklich,  wie 
später,  obwohl  sich  die  Arbeiter  auch  dann  über  Verzögerung 
in  der  Auszahlung  des  Lohnes  und  dessen  Unzulänglichkeit 
beklagten.  Die  Geschichte  einer  Bittschrift  vom  Jahre  1797 
ist  wert,  erwähnt  zu  werden.  Im  Sommer  1797  hatte  ein 
Teil   der  Arbeiter  an  den  Rat  der  Fünfhundert  ein  Gesuch 


^  Arch.  Nat  0^914,  Stoß :  Brumaire  an  6,  Bericht  der  Direktion  an 
das  Bureau  des  arts  des  Ministeriums  des  Innern. 
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mit  der  Bitte  um  LohoerhöhuDg  eingereicht.  Aber  die  Direk- 
tion hatte  sich  beeilt,  das  Ministerium  des  Innern  im  voraus  zu 
benachrichtigen,  daß  die  Klagen  der  Arbeiter  ttbertrieben  seien, 
da  sie  noch  Brot,  Fleisch  und  Geldunterstützung  erhielten 
(außer  dem  Lohn,  —  wovon  die  Arbeiter  aber  nichts  er- 
wähnen), und  manchmal  auch  die  Frauen  einiger  von  ihnen 
Arbeit  bekämen;  wenn  dies  alles  die  Not  auch  nicht  be- 
seitige, so  werde  sie  doch  gelinderte  Dieses  Schreiben  ent- 
schied schon  im  voraus  das  Schicksal  der  Bittschrift  der  Ar- 
beiter, denn  ohne  Gutheißung  und  Bestätiguog  der  Tatsachen 
seitens  der  Direktion  ließ  das  Ministerium  während  des 
Direktoriums  die  Gesuche  der  Arbeiter  unberücksichtigt. 
Aber,  damit  noch  nicht  zufrieden,  sandte  die  Direktion  an 
das  Ministerium  noch  ein  anderes,  überaus  charakteristisches 
Schreiben,  welches  kritische  Bemerkungen  gegen  die  Bitt- 
schrift seitens  der  Arbeiter  der  Malereiabteilung  enthielt,  die 
sich  geweigert  hatten,  sie  zu  unterschreiben.  Wir  lesen  in 
diesen  Bemerkungen^,  daß  die  Verweigerer  der  Unterschrift 
die  Einreichung  dieser  Bittschrift  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen  für  „unpolitisch''  und  gefährlich  (impolitique  et 
dangereuse)  halten.  Das  Gesetz,  schreiben  sie,  gestattet  nur, 
sich  an  den  Rat  der  Fünfhundert  mit  individuellen  Gesuchen 
zu  wenden,  aber  „die  Bittschrift,  die  ihr  einreicht,  beginnt 
mit  den  Worten  les  artistes  et  ouvriers  usw.,  worunter  alle 
Künstler  und  Arbeiter  zu  verstehen  sind,  obgleich  nicht  alle 
sie  unterschrieben  haben. **  Weiter:  in  dem  Gesuch  wird 
unter  anderem  darum  gebeten,  die  Auszahlung  des  Lohnes 
nicht  zu  verzögern ;  es  ist  ungeschickt  (maladroit),  dabei  auch 
um  Lohnerhöhung  zu  bitten.  Es  ist  auch  mit  der  Wahrheit 
nicht  im  Einklang,  daß  das  Gehalt  jetzt  nur  noch  auf  drei- 
viertel von  dem  herabgesetzt  ist,  das  die  Arbeiter  im  Jahre 
1790  erhalten  hatten,  denn  es  wird  ja  dafür  Brot  und  Fleisch 
verabreicht,  und  dieses  ersetzt  „beinahe"  das  zurückgehaltene 
Viertel  des  Arbeitslohns.  Endlich  machen  die  Kritiker  den 
Kameraden  noch  einen  charakteristischen  Vorwurf:  ihr  Stil, 
sagen  sie,  erinnere  zu  sehr  „an  die  stürmischsten  Tage  der 
Republik'',  denn  in  der  Bittschrift  kämen  die  Ausdrücke  vor: 
„die  große  Nation",  „die  freie",  „die  wahren  Republikaner"  *. 
Dieser  Vorwurf  ist  ungemein  charakteristisch  für  das  Be- 
streben der  Arbeiter  nicht  nur  von  Sfevres,  sondern  auch  der 


>  Arch.  Nat.  0^913,  S^vres  30  Prairial  an  5.  La  Direction  au 
citoyen  Dnbois  („Messidor-Thermidor"). 

«  Arch.  Nat.  0«913,  an  5.    Stoß:  Mesaidor-Thermidor. 

•  . . .  enfin ,  quoique  le  fond  doive  aenl  etre  consider^  dans  quel- 
ques endroits  le  stile  pourroit  6tre  plus  dair,  plus  fran9aiB  et  ne  pas 
präsenter  ces  expressions:  ...  nation  ^ande  ...  libre  ...  vrais  r^publi- 
cains  . . .  etc.  q^ui  sentent  Tadulation  des  jours  les  plus  orageux  de  la 
R^publique  (ibid.). 
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anderen  nationalen  Manufakturen,  sich  sogar  in  der  Ausdrucks- 
weise dem  in  dem  gegebenen  Augenblick  bestehenden  offiziellen 
Stil  anzupassen:  das  Direktoriun  liebte  die  Erinnerung  an 
die  Jakobiner  nicht,  und  so  geben  denn  die  Arbeiter  ihren 
Kameraden  den  entsprechenden  Fingerzeig  .  .  .  Allein  wenn 
die  Direktion  noch  im  Jahre  1797  die  Lage  der  Dinge  opti- 
mistisch ansehen  und  eine  Spaltung  unter  den  Arbeitern  er- 
regen konnte  (denn  es  ist  klar,  die  kritischen  Bemerkungen 
der  Unterzeichner  der  Petition,  die  so  zuvorkommend  von  der 
Direktion  an  das  Ministerium  gesandt  wurden,  sind  so  gut 
als  auf  ihre  Initiative  hin  verfaßt  worden),  so  brachten  bald 
erneute  Verzögerungen  in  der  Lohnauszahlung  die  Arbeiter 
in  die  schwierigste  Lage.  Schon  im  August  1797  waren  sie 
für  vier  Monate  nicht  bezahlt  worden,  so  dafi  sie  ihre  Kleider 
verkauften  und  sagten,  dafi  man  sie  aus  ihren  Wohnungen 
vertreibe  \  im  Jahre  1798  aber  wurde  ihre  Situation  noch 
schlechter  und  die  Verzögerung  noch  fühlbarer.  Man  be- 
achte, daß  auf  der  Manufaktur  von  S^vres  die  Verabfolgung 
von  Lebensmitteln  noch  bis  zum  11.  August  1798  dauerte^ 
während  sie  auf  der  Gobelinmanufaktur  und  in  der  Savon- 
nerie  schon  im  Jahre  1797  aufgehört  hatte  ^.  Da  das  Gehalt 
jetzt,  von  1797  an,  in  klingender  Münze  ausbezahlt  wurde* 
und  da  in  Anbetracht  der  Verabfolgung  von  Lebensmitteln 
in  natura  ein  Viertel  des  Gehalts  zurückbehalten  wurde,  so 
waren  die  Arbeiter  selbst  am  Ende  des  Sommers  nicht  ab- 
geneigt, darum  zu  bitten,  man  möchte  die  Verabreichung  von 
Naturalien  einstellen  und  ihnen  dafür  das  zurückbehaltene 
Viertel  ihres  Lohnes  auszahlen.  Sie  ließen  sich  dabei  von 
dem  Umstand  verleiten,  daß  das  Jahr  1798  eine  gute  Ernte 
brachte  und  es  Produkte  in  Hülle  und  Fülle  gab^;  doch  ist 
aber  auch  der  Umstand  zu  berücksichtigen,  daß  das  Brot, 
welches  sie  vom  Staat  erhielten,  oft  von  sehr  schlechter 
Qualität  war:   sogar  die  Tiere  fraßen  es  ungern^.    Jedenfalls 


^  Arch.  Nat.  0^918.  Les  artistes  et  ouvriers  de  la  Manuf.  Nat. 
des  porcelaines  de  S^vres  (Gesuch  an  das  Direktorium).  Datiert  am 
Kanae :  19  Thermidor  (=^  6.  August). 

«  Arch.  Nat.  0*914,  24  Fructidor  an  6. 

■  In  den  Privatrechnungen  des  Direktors  Hettlinger  werden  die 
Zahlen  vom  Mai  1796  an  in  Klingender  Münze  angegeben  (s.  Archives 
de  la  Manufacture  Nationale  de  S^vres,  Liasse  „Hettlinger").  Aber 
noch  Ende  1796  wurde  den  Arbeitern  ein  Teil  des  Gehalts  in  Mandats 
und  ein  Teil  in  klingender  Münze  ausbezahlt. 

^  Arch.  Nat.  0^914.  Aux  citojens  directeurs,  Stoß:  Fructidor  an  & 
(das  Gesuch  ist  im  Namen  der  „tr^s  grande  majori t<^  des  artistes  et 
ouvriers'^  eincrereicht). 

^  Arch.  Nat.  0^914,  Vend^miaire  6.  Les  ouvriers  de  la  Manufacture 
Nat.  des  porcelaines  de  Sövres  au  ministre  de  ITnt^rieur:  ...  leur  sa> 
laire  d^jk  modique  ayant  ^t^  diminu^  d'un  quart  qui  depuis  trois  ans 
n*a  ^t<^  remplace  que  par  du  pain  souvent  mauvais  et  dont  les  animaux 
voulaient  k  peine. 
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zeigte  die  nächste  Zukunft,  dafi  die  zeitweilige  große  Freude 
über  die  klingende  Münze  unvorsichtig  war,  und  daß  die 
Arbeiter  umsichtiger  waren,  als  sie  noch  im  Frühjahr  1798 
diesen  Tausch  nicht  wollten ^  Die  Arbeiter  erreichten,  was 
sie  wollten,  aber  wenn  während  der  Periode  der  Assignaten 
das  Unglück  darin  bestand,  daß  die  Kaufkraft  des  Papier- 
geldes vollkommen  gleich  Null  war,  so  zahlte  in  der  Periode 
der  klingenden  Münze  die  Regierung  monatelang  den  Ange- 
stellten das  Gehalt  nicht  aus,  in  erster  Linie  infolge  der 
chronischen  Erschöpfung  der  Staatskasse;  doch  muß  dabei 
erwähnt  werden,  daß  für  die  Regierung  von  allen  „salari^s 
de  TiLtat",  denen  sie  das  Gehalt  wenigstens  allmählich  auszu- 
zahlen für  notwendig  hielt,  die  Arbeiter  der  nationalen  Manu- 
fakturen fast  an  allerletzter  Stelle  standen.  Für  diese  kamen 
jetzt  furchtbar  schwere  Zeiten.  Im  Herbst  1798  klagen  sie, 
schon  zwei  Monate  hätten  sie  keinen  Lohn  erhalten,  und 
könnten  trotz  der  guten  Ernte  sich  die  nötigen  Lebensmittel 
doch  nicht  verschaffen,  es  sei  schwer,  Kredit  zu  bekommen, 
ihre  Kleidung  sei  verkauft  usw.  Die  Direktion  ihrerseits  be- 
stätigt es  auch,  daß  die  Arbeiter  sich  tatsächlich  in  äußerster 
Verlegenheit  befinden,  daß  kein  Geld  da  sei,  ihnen  den  Lohn 
zu  bezahlen,  und  daß  es  unmöglich  sei,  länger  zu  warten. 
Das  Ministerium  sandte  trotzdem  nichts,  weder  in  der  Form 
der  gewöhnlichen  Subsidie  zur  Deckung  der  Ausgaben,  noch 
als  Zahlung  für  die  Ankäufe  der  Regierung.  Die  Arbeiter 
gerieten  in  Verzweiflung,  und  ein  Teil  von  ihnen  reichte  eine 
in  scharfem  Tone  gehaltene  Bittschrift  ein,  zwar  nicht  an  das 
Ministerium,  sondern  nur  an  ihre  Direktion,  obgleich  diese 
hier  gänzlich  machtlos  war.  Dieses  Schreiben  wurde  dem 
Ministerium  übersandt^  und  der  Minister  des  Innern  (FranQois 
de  Neufchateau)  erteilte  als  Antwort  einen  strengen  Verweis'. 


'  Arch.  Nat.  0«914.  Rapport  pr^sent^  au  Ministre  de  l'Inti^rieur 
29  Floröal  an  6. 

'  Arch.  Nat.  0'915.  Lee  directeurs  au  chef  de  la  4«  diviaion  des 
Bureaux  du  Ministre  de  Tlnt^rieur  (30  ^ctidor  an  6). 

•  Archives  de  la  Manufacture  de  S^vres,  H— 7,  Hasse  VII  17Ven- 
demiaire  an  7.  Le  ministre  de  Plnt^rieur  k  la  direction  de  la  Manu- 
facture Nationale :  . .  „citoyens ,  je  me  suis  fait  rendre  compte  de  U 
rdclamation  qui  vous  a  6tc  adress^e  . . .  j'ai  du  3tre  surpris  du  ton  d'ai- 
greur  et  de  menace  avec  lequel  cette  reclamation  est  pr6sent^e  et  aui 
semble  annoncer  dans  les  auteurs  des  projets  contraires  au  bon  ordre 
et  &  Pharmonie  que  vous  dtes  charg^s  de  maintenir  dans  la  manufacture. 
Je  ne  sais  par  quelle  fatalitä,  citoyens,  la  manufacture  de  S^yres,  la 
mieuz  traitee  des  manufactures  nationales,  est  toujours  la  premi^re  k  se 
plaindre.  Je  suis  bien  6Ioign^  d'adresser  ce  reproche  k  la  totalit^.  des 
artistes  attach^s  k  cette  manufacture,  mais  je  n*ai  pu  voir  sans  un 
juste  m^contentement  que  la  reclamation,  dont  il  s'agit  füt  revdtue  des 
mdmes  signatures  que  j*ai  d^j&  remarqu^es  dans  plusieurs  p^titions 
tendaotes  k  troubler  l*ordre  et  k  contraner  les  travaux  par  des  alarmes 
sans  fondemenf ....    Der  Minister  erkennt  jedem   das  Recbt  zu ,   die 
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Er  schrieb,  diese  Bittschrift  verrate  „Pläne  der  Verfasser,  die 
der  guten  Ordnung  und  Harmonie  zuwiderliefen'' ,  und  wies 
darauf  hin,  da6  gerade  die  Arbeiter  von  S^vres  immer  die 
ersten  seien,,  die  sich  beklagen,  trotzdem  die  Regierung  die 
Manufaktur  von  S6vres  besser  behandelte  als  die  anderen. 
Nicht  alle  Arbeiter  beschuldige  er,  sondern  nur  einige,  deren 
Unterschriften  auf  Gesuchen  er  schon  mehrmals  begegnet  sei. 
Wenn  es  Unzufriedene  gebe,  so  mögen  sie  gehen,  aber  der, 
der  seine  Unzufriedenheit  unter  seinen  Kameraden,  „mit 
welchen  Mitteln  es  auch  sei'',  verbreiten  und  auch  sie  zum  Fort- 
gehen veranlassen  wolle,  wird  zur  gesetzlichen  Verantwortung  ge- 
zogen werden.  „Jedem  steht  es  frei,  über  sein  Talent  und  seine 
Person  zu  verfügen,  aber  jeder  Anschlag  gegen  die  öffentliche 
Ordnung  mufi  streng  unterdrückt  werden."  Dieser  Ton  gegen 
jedes  Anzeichen  einer  Erbitterung  der  Arbeiter  ist  für  die 
Regierung  der  Epoche  des  Direktoriums  bezeichnend. 

Außer  in  der  scharfen  Bittschrift  (deren  Text  unter  den 
Urkunden  nicht  erhalten  ist)  äußerte  sich  die  Verzweiflung 
der  Arbeiter  in  diesem  an  Elend  so  reichen  Winter  noch  an 
einer  anderen  Stelle.  Am  27.  November  1798  wandten  sich  die 
Arbeiter  aus  einer  der  Werkstätten  der  Manufaktur  von  Sövres 
mit  Schimpfworten,  Geschrei  und  Vorwürfen  an  einen  der 
beiden  Direktoren  (Salmon)  und  verlangten  die  Auszahlung 
des  Lohnes.  Der  Direktor,  welcher  selbst  an  das  Ministerium 
von  der  ganz  verzweifelten  Lage  der  Arbeiter  geschrieben 
hatte,  weinte  vor  ihnen,  konnte  aber  natürlich  nichts  machen. 
Über  diesen  Vorfall  berichtete  an  das  Ministerium  ein  außer- 
halb der  Manufaktur  stehender  Staatsbeamter,  den  hier  vor 
allem  die  „Schwäche"  des  Direktors  interessiertet  Es  ge- 
lang, diesen  Ausbruch  zu  unterdrücken  und  ohne  Folgen  zu 
lassen ,  und  offenbar  hatte  die  Direktion  der  Manufaktur 
selbst  es  so  gewünscht. 

VL 

Der  Hunger  wütete  auf  der  Manufaktur  immer  mehr 
und  mehr.  Monat  auf  Monat  verging,  aber  die  Regierung 
schickte  nichts.  Die  Direktion  hatte  Anfang  1799  die  ge- 
ringe Summe  von  1200  Franken  in  der  Kasse,  wobei  dieses 


Manufaktur  zu  verlassen,  aber  mit  einem  Einwand :  . .  „mais  vous  vou- 
drez  pr^venir  quiconaue  prendrait  ce  parti  qu*il  s'exposeroit  k  Tanim- 
adversion  de  la  loi,  s  il  cnerchoit  par  quelque  moyen  que  ce  füt  k  faire 
partager  son  mc^contentement  et  sa  desertion  auz  autres  artistes.  Cha- 
auun  est  libre  de  son  talent  et  de  sa  personne,  mais  toute  attente  k 
rordre  public  doit  6tre  sevc^rement  r^prim^e. . .  (Gezeichnet:  Fran^ois 
de  NeuTchäteau.) 

1  Arcb.  Nat.  0^915,  Versailles,  28  Frimaire,  7  (Stoß :  Frimaire  an  7). 
Le  commissaire  du  Directoire  executif  pr^s  Padministration  du  d^parte- 
ment  de  Seine-et-Oise.    Au  Ministre  de  Tlntörieur. 
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Geld  für  die  dringendsten  Ausgaben  notwendig  war  (wie  ffir 
Ankauf  des  zur  Weiterfühning  der  Arbeit  unmittelbar  nötigen 
Materials),  und  davon  mußte  man  noch  600  Franken  zur  Unter- 
stützung der  Arbeiter  anweisen  ^,  die  schon  fünf  Monate  keinen 
Lohn  erhalten  hatten.  Natürlich  war  diese  Summe  nur  ein 
Tropfen  auf  den  heißen  Stein ;  ohne  eine  Geldsendung  aus  Paris 
war  die  Existenz  doch  unmöglich.  Im  März  1799  wandten  sich  die 
Arbeiter  an  das  Direktorium  der  französischen  Bepublik  selbst 
mit  der  flehentlichen  Bitte  um  Auszahlung  des  für  fünf 
Monate  fälligen  Lohnes  ^.  Sie  schreiben,  es  bei  unmöglich,  ihr 
Elend  zu  schildern.  Sie  hätten  keine  Kleidung,  der  Kredit 
sei  erschöpft,  helfe  das  Direktorium  nicht  sofort,  so  würden 
sie,  die  Arbeiter  mit  ihren  Frauen  und  Kindern,  umkommen. 
Gleichzeitig  sandten  sie  eine  Bittschrift  desselben  Inhalts 
auch  an  den  Minister  des  Innern.  Aber  wenn  man  auch  von 
Zeit  zu  Zeit  etwas  schickte,  so  wiederholten  sich  doch  die 
Verzögerungen  beständig.  Einige  Wochen  später  (am  20.  April 
1799)  bittet  die  Administration  der  Manufaktur  den  Minister 
in  denselben  Ausdrücken,  den  unglücklichen  Arbeitern  zu 
helfen :  „Es  fehlen  uns  Worte,  um  die  Armut,  die  Verzweif- 
lung, die  trostlose  Lage  aller  Arbeiter  zu  schildern,  von 
denen  es  einem  großen  Teil  an  Lebensmitteln,  an  Brot  abso- 
lut fehlt  . . .  Erbarmt  Euch,  Bürger-Minister,  unseres  ganzen 
Elends  und  unserer  Leiden,  wir  flehen  Euch  darum  an."  Nach 
den  Worten  der  Direktion  ist  die  ganze  Anstalt  dem  gänz- 
lichen Untergange  nah,  „und  natürlich  hat  die  Manufaktur 
noch  nie  eine  so  schwere  Krisis  durchgemachf"  ^.  Da  auch 
diese  Mahnung  keinen  Erfolg  hatte,  so  wandten  sich  die  Ar- 
beiter Anfang  Juni  (1799)  wieder  an  den  Minister  des  Innern 
mit  der  flehentlichen  Bitte,  ihnen  zu  helfen.  Sie  erinnern, 
daß  man  sie  schon  sechs  Monate  nicht  bezahlt  hätte,  daß  sie 
absolut  nicht  wüßten,  wo  das  zum  Leben  Notwendige  her- 
nehmen; die  äußerste  Not  drücke  sie,  sie  seien  gezwungen, 
um  Almosen  zu  bitten^;  sie  sagen,  es  sei  unmöglich,  die  Hilfe 


'  Archives  de  la  Manufacture  Nat.  de  S^vres,  Y — 4,  R^gistre  des 
d^liberations  de  la  Direction  de  la  Manufacture  Nat.  des  porcelaines  de 
S^vres.    15  Yentöse   Tan  7 :   ...   les   chefs   des   divers   atteliers   de   la 


par  le  manque  d  argent 
einq  mois  etc. 

'  Arch.  Nat.  0^915.  Les  artistes  et  ouvriers  etc.  aux  membres 
composant  le  Directoire  Ex^cutif  (Vermerk:  arriv^  19  Ventose.  8iegel 
des  Direktoriums). 

*  Archives  Nat.  0^915  (Stoß :  Floreal).  Les  directeurs  etc.  au  Ministre 
de  rint^rieur,  1  Floreal  an  7  (vgl.  Havard  et  Vachon,  op.  cit.,  p.  447). 

«  Arch.  Nat.  0'915,  Stoß:  Messidor  an  7,  Vermerk  14  Frairial 
<«=  2.  Juni  1799)  . . .  Plusieurs  d'entre  nous  press^s  par  la  necessit^  et 
cedant  aux  larmes  de  leurs  femmes  et  de  leurs  enfants  n'ont  d6jä,  plus 
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aufzuschieben,  wenn  man  nicht  wolle,  dafi  sie  zu  Grunde 
gingen;  auf  den  Minister  (Fran^ois  de  Neufchateau) ,  „den 
Freund  der  Künste  und  der  unglücklichen  Künstler**  setzen  sie 
ihre  ganze  Hoffnung.  Die  in  dieser  Bittschrift  angeführten 
Tatsachen  werden  offiziell  durch  das  bureau  des  arts,  das 
dem  Minister  den  betreffenden  Bericht  erstattete,  bestätigte 
Das  Bureau  gesteht  die  verzweifelte  Lage  der  Arbeiter,  von 
denen  ein  großer  Teil  Familienväter  waren,  zu,  erinnert  aber 
trotzdem  daran,  daß  die  Dürftigkeit  der  Geldmittel,  die  dem 
Minister  zur  Verfügung  standen,  es  bis  jetzt  nicht  gestattet 
hätte,  die  Armut  der  Arbeiter  wesentlich  zu  lindern.  Es 
schlägt  zaghaft  vor,  ob  es  nicht  möglich  sei,  für  den  Verkauf 
der  Erzeugnisse  von  S^vres  ein  besonderes  Magazin  zu 
gründen,  obgleich  es  ein  solches  zu  dieser  Zeit  schon  gab, 
das  aber  nichts  absetzte.  Als  ob  das  Bureau  selbst  die 
Aussichtslosigkeit  seines  Vorschlags  fühlte,  tröstet  es  sich  da- 
mit, der  Mangel  an  Absatz  sei  „allen  Porzellanmanufakturen 
gemeinsam,  und  diese  Lage  der  Dinge  werde  sich  wahrschein- 
lich erst  dann  ändern,  wenn  der  Friede  die  Handelsbeziehungen 
wiederherstelle  und  Geschäfte  mit  dem  Ausland  gestatte.** 
Da  die  Arbeiter  sahen,  daß  das  Ministerium  gar  nichts  für 
sie  tat,  wandten  sie  sich  mit  einer  neuen  Bittschrift'  an  den 
Rat  der  Fünfhundert,  indem  sie  immer  wieder  und  wieder 
auf  ihre  erschreckende  Lage  hinwiesen,  darauf,  daß  sie  mit 
ihren  Familien  vor  Erschöpfung  stürben,  daß  sie  schon  sieben 
Monate  lang  nicht  bezahlt  worden  seien.  Der  Rat  der  Fünf- 
hundert forderte  das  Direktorium  auf,  die  Arbeiter  aus  dem 
Rest  der  früher  angewiesenen  Summe  von  100  000  Franken 
zu  bezahlen.  Nach  einem  Monat  wandten  sich  die  Arbeiter, 
die  nach  allen  Seiten  hin  einen  Ausweg  suchten,  an  das 
Direktorium  ^  der  Republik ;  sie  sandten  an  dieses  eine  Depu* 
tation  mit  der  Bitte  um  Rettung  vor  dem  Hungertode.  Man 
meldet  dem  Minister  sogar,  daß  „in  den  Werkstätten  eine 
dumpfe  Gärung  herrsche**^,  aber  auch  dies  vermochte  das 
Ministerium  nicht  zu  einem  größeren  Energieaufwande  in  der 
Auffindung  von  Geldmitteln  und  veranlaßte  weder  das  Direk- 
torium, noch  den  Minister,  den  Vorschlag  des  Rats  der  Fünf- 


en que  le  choiz  de  la  mendicit<^  ou  de  travaux  penibles  et  an  dessns  de 
leurs  forces  ponr  prolonger  une  existencc  pire  qne  la  mort. . . . 

^  Arch.  Nat.  0^915,  Paris  le  19  Prairial  an  7.  Rapport  pr^sent^ 
an  ministre  de  l'Int^ricnr :  . . .  lenr  expos^  n'est  malhenrensement  que 
trop  vrai. 

>  Arch.  Nat.  0^915,  7  Messidor,  an  7  (»=  25.  Jnni  1799). 

'  Arch.  Nat.  0^915,  Stoß :  Thermidor  an  7.  Les  soussign^s  artistes 
emplojes  k  la  mannfacture  Nationale  des  porcelaines  de  Sövres  an 
Directoire  Executif. 

^  ...  il  rögne  mSme  dans  les  atteliers  une  fermentation  sourde.  . . 
Arch.  Nat.  0^915,  Rapport  pr^s.  an  ministre  de  Tlntörienr  (24  Messidor 
an  7). 
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hundert,  der  somit  toter  Buchstabe  blieb,  auszuführen.  Zu- 
gleich wollte  das  Direktorium,  das  in  den  letzten  Zügen  lag, 
nicht  nur  den  Arbeitern  der  nationalen  Manufakturen,  sondern 
auch  denen  der  privaten  Betriebe  nach  Möglichkeit  helfen, 
besonders  in  Anbetracht  der  herannahenden  kalten  Jahres- 
zeit; die  Erwägungen  dabei  waren,  versteht  sich,  rein  poli- 
zeilicher Art  ^,  man  war  um  die  Wahrung  der  Ruhe  besorgt.  In 
der  Tat  war  die  Handels-  und  industrielle  Krisis  im  Sommer 
und  Herbst  des  Jahres  1799  allgemein.  Der  Polizeiminister 
war  sogar  geneigt,  das  Erscheinen  einer  Masse  Arbeitsloser 
nicht  nur  wirtschaftlichen  Ursachen,  sondern  auch  den  Um- 
trieben der  Feinde  der  Republik  zuzuschreiben,  und  indem 
er  die  erschreckende  Lage  der  Arbeiterklasse  anerkannte, 
suchte  er  das  zweckmäßigste  Mittel  ausfindig  zu  machen,  wie 
die  kärglichen  Mittel,  die  das  Direktorium  für  die  Unter- 
stützung der  Industrie  anwies,  zu  verteilen  seien'. 

Der  allgemeine  Stillstand  in  den  Geschäften,  die  Unter- 
brechung des  Handels  mit  dem  Ausland,  der  völlige  Verfall 
desselben  im  Inlande,  die  Schwierigkeiten  im  Geidverkehr, 
dies  waren  die  von  den  Zeitgenossen  anerkannten  charak- 
teristischen Erscheinungen  für  das  Wirtschaftsleben  des  Landes 
im  Herbst  1799^.  W^as  die  nationalen  Manufakturen  an- 
belangt, so  war  das  Direktorium  grundsätzlich  für  ihre  mög- 
lichste Unterstützung  unter  anderem  deswegen ,  weil  sie  in 
ihren  Augen  eine  Zuflucht  für  die  nationale  Industrie  „in 
diesen  schweren  Zeiten  wären,  die  es  dieser  nicht  erlaubten, 
sich  erfolgreich  in  Privatmanufakturen  zu  entwickeln'';  sie 
sogar  mit  Opfern  zu  unterhalten  stellte  sich  als  notwendig 
dar,  denn  „sie  geben  der  Arbeiterklasse  die  Mittel  zur  Arbeit 
und   zum    Leben"  ^.     Aber   während   das   Direktorium   alles 


^  . . .  c'est  en  activant  k  Pint^rieur  tous  les  bras  qui  ne  defendent 
point  notre  ind^pendance  au  dehors  que  nous  assurerons  ia  tranquillit^. . . . 
Arch.  Nat.  0*915.  Ministre  de  message.  Le  Directoire  executif  invite 
le  Corps  l^gislatif  k  s'occuper  des  moyens  d'assurer  les  sommes  neces- 
saires  ponr  activer  les  travaux  publics  et  les  Mannfactures  k  Tentr^e  de 
la  Saison  rigonreuse. 

'  . . .  «Tapprends ,  citoyens  administrateurs  que  presque  tous  les 
Chefs  d'ateliers  renvoyent  en  ce  moment  leurs  ouvriers,  les  uns  le  fönt 
dit-on  par  incivisme,  et  pour  cr^er  les  m^contents,  les  autres  par  des 
raisons  legitimes  et  malheureuses  telles  que  les  non  -  pay ements  et  la 
cessation  du  commerce.  Si  ces  faits  sont  vrai  il  est  certain  que  le 
peuple  souffre  en  ce  moment  qu'il  souffrira  davantage  chaque  jour  et 
que  la  progression  rapide  de  la  misöre  est  ettrayante  pour  toutes  les 
ames    iustes   et  sensibles.    Arch.   Nat   0*915,  Paris   le  25  Thermidor 


onxi^me  arrondissement  par  un   de   ses   membres   dans   sa   s^ance   du 
28  tructidor  an  7  (=  14.  September  1799). 

^  Arch.  Nat.  0^915,  Minutes  de  message. 
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dieses  in  der  Theorie  anerkannte,  war  es  nicht  imstande,  die 
für  die  nationalen  Manufakturen  notwendigen  Geldmittel  auf- 
zutreiben, und  die  aussichtslose  Lage  der  Dinge  dauerte  fort. 
Als  der  Minister  des  Innern  die  Manufaktur  von  Sfevres  be- 
suchte, übergaben  ihm  Arbeiterdelegierte  von  Vertretern  aller 
Werkstätten  eine  neue  Bittschrift,  in  der  sie  von  der  für  sie 
trostreichen  Bedeutung  seines*  Besuches  sprechen  und  im 
Namen  der  dem,  Minister  eigenen  Menschlichkeit  und  Ge- 
rechtigkeitsliebe um  Abhilfe  ihrer  Not  bitten  ^  Sie  wiesen 
dabei  auf  die  „besten  Versprechungen  hin**,  die  man  ihnen 
gemacht  hätte,  und  trotz  denen  sie  nicht  einmal  wüßten, 
wann  man  sie  bezahlen  würde  und  wieviel  sie  bekämen.  Der 
Minister  tat  auch  dieses  Mal  gar  nichts  für  sie,  drückte  aber 
der  Direktion  seine  ganze  Unzufriedenheit  aus,  da  er  An- 
zeichen einer  gewissen,  auf  der  Manufaktur  bestehenden 
Organisation  der  Arbeiter  bemerkt  habe,  weil  die  Bittschrift 
ihm  von  einer  speziell  zu  diesem  Zwecke  gewählten  Dele- 
gation überreicht  worden  war.  „Ich  mußte  verwundert  sein," 
schrieb  er  der  Direktion*,  „als  ich  ihre  Bittschrift  von  einer 
kleinen  Anzahl  von  Leuten  unterschrieben  sah,  die  den  Namen 
einer  von  der  Manufaktur  gewählten  Kommis- 
sion angenommen  hatten  (im  Original  unterstrichen).  In 
einer  gut  geleiteten  Anstalt  soll  und  darf  keine  andere  Macht 
bestehen  als  die  Administration,  die  sie  regiert,  und  die  In- 
dividuen, die  darin  arbeiten,  dürfen  keinerlei  Korporation 
oder  Kommission  bilden."  Der  Minister  verzeiht  die  Ver- 
letzung dieses  Prinzips  in  Anbetracht  der  schwierigen  Ver- 
hältnisse und  drückt  gleichzeitig  seine  Zuversicht  aus,  daß 
die  Direktion  in  Zukunft  Festigkeit  in  der  Beobachtung  der 
Bestimmungen  zeigen  werde;  er  hofft  auch,  daß  die  Arbeiter 
von  Sfevres  nicht  mehr  rückfällig  werden  ^  sich  in  Zukunft 
ausschließlich  mit  ihrer  Arbeit  beschäftigen  und  die  Sorge 
für  ihre  Interessen  der  Gerechtigkeit  der  Regierung  und  dem 
Eifer  der  Direktion  überlassen  werden.  Er  verfügt,  daß  die 
Gesuche  der  Arbeiter  durch  die  Chefs  der  Werkstätten  an 
die  Direktion  und  von  dieser  erst  an  ihn,  den  Minister,  ge- 
langen sollten.  Außer  diesem  Verweise  erhielt  die  Manu- 
faktur aus  dem  Ministerium  nichts 

Einige  Tage  nach  diesem  charakteristischen  Schreiben 
des  Ministers  des  Innern  ging  die  stattliche  Umwälzung  des 
18  Brumaire  vor  sich  und  das  Direktorium  hörte  auf  zu  be- 


*  Arch.  Nat.  0*915,  3  Brumaire  an  7.  Gezeichnet:  Les  membres 
composant  la  commission  nomm^^e  par  la  manufacture  —  es  folgen  die 
Unterschriften. 

*  Arch.  Nat.  0*915,  Brief  des  Ministers  an  die  Direktion  vom 
14  Brumaire  an  8  (=  5.  November  1799). 

'  ....  et  l'empressement  des  ouvriers  k  B'y  conformer  ^loignerait 
toute  recidive  ....  (ibid.). 
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stehen.  Die  Arbeiter  sandten  an  Bonaparte  eine  rührende 
Bittschrift,  in  der  sie  ihn  baten,  die  Auszahlung  des  rück- 
ständigen Lohnes  zu  verfügen ' ;  sie  sprachen  die  Hoffnung 
aus,  er  werde  ihre  Tränen  trocknen  und  sie  dem  Leben  zurück- 
geben. Die  Bittschrift  blieb  unberücksichtigt,  wie  auch  die, 
die  sie  dem  neuen  Minister  des  Innern,  Lucien  Bonaparte, 
überreichten^.  Sie  erinnerten  den  Minister  daran,  daß  man 
ihnen  schon  für  elf  Monate  den  Lohn  nicht  ausbezahlt  habe, 
und  daß  sie  in  Verzweiflung  seien.  Sie  nennen  die  neuen 
Regierenden  „p^res  de  la  patrie,  un  gouvemement  regönera- 
teur^  usw.  und  sparen  nicht  die  Ausdrücke  der  Ergebenheit 
dem  neuen  Beherrscher  Frankreichs  gegenüber,  -—  aber  ein 
neuer  und  sehr  grausamer  Schlag  erwartete  sie.  Die  neue 
Regierung  entschloß  sich  zu  dem ,  wozu  sich  weder  die  Re- 
gierung Ludwig  XVL,  noch  das  Direktorium  entschlossen 
hatten,  und  was  auch  der  Konvent  nicht  hatte  tun  wollen: 
sie  erkannte  vom  Standpunkte  der  Sparsamkeit  die  Not- 
wendigkeit einer  Massenentlassung  von  Arbeitern  der  Manu- 
faktur von  S^vres.  Am  29.  April  1800  legte  der  Chef  des 
Bureau  des  arts,  Costaz,  dem  Minister  einen  Bericht  vor,  in 
dem  er  die  beabsichtigten  Reformen  auseinandersetzt'.  Er 
schlägt  vor,  156  Arbeiter  (von  216)  zu  entlassen  und  einen 
neuen  Direktor  einzusetzen:  darauf  liefen  die  Hauptpunkte 
der  Reformen  hinaus,  welche  die  Arbeiter  betrafen.  Die- 
jenigen Entlassenen,  die  20  Jahre  in  der  Manufaktur  gedient 
und  ein  Alter  von  60  Jahren  erreicht  hatten,  sollten  eine 
Pension  von  200 — 500  Livres  jährlich  und  Wohnung  in  der 
Fabrik  erhalten  (wenn  sie  eine  solche  früher  gehabt  hatten). 
Der  Minister  des  Innern  gab  seine  Zustimmung  zur  Durch- 
führung der  vorgeschlagenen  Reform  und  tat  dies  „mit  Be- 
dauern", gezwungen  durch  die  Notwendigkeit,  wie  er  der 
Direktion  schrieb^.  Die  Pension  genossen  nur  27  Mann,  — 
die  übrigen  blieben  ohne  ein  Stück  Brot.  Die  Vertriebenen 
wandten  sich  an  den  Minister  des  Innern  mit  einem  Gesuch, 
in  dem  sie  sagen,  daß  sie  schon  bis  dahin  mit  Tränen  be- 
gossenes Brot  gegessen  hätten,  und  jetzt  nehme  man  es  ihnen 
ganz.    Sie  betrachten  sich  wie  zum  Tode  Verurteilte,  bitten. 


^  0'915,  80  Nivose  an  8.  Les  artistes  et  ouvriers  de  la  manu- 
factnre  de  Sövres  au  citojen  Bonaparte,  premier  consul  (vgl.  Garnier, 
La  manufacture  de  S^yres  en  l'an  VlII  in  der  Gazette  des  Beaux-Arts, 
t.  36,  1887). 

*  Arch.  Nat.  0*915.  Les  artistes  et  ouvriers  de  la  Manufacture 
Nationale  des  porcelaines  diverses,  Au  Gitoyen  Lucien  Bonaparte, 
ministre  de  Pinterieur  (Vermerk  am  Rande  —  9  Pluviose). 

»  0^915,  Stoß :  Brumaire  an  8.  Paris  le  9  Flor^al  de  I^an  8.  Rapport 
pr^sent^  au  ministre  de  Tlnt^rieur  (vgl.  Garnier,  op.  cit.). 

*  Arch.  Nat.  0*915,  Paris  le  25  Flor^al  an  8.  Le  ministre  de  Tln- 
t^rieur  auz  Directeurs  de  la  Manufacture  Nationale  des  porcelaines  de 
8<ivre8. 
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man  möge  ihnen  den  nicht  erhaltenen  Lohn  von  14  Monaten 
auszahlen  ^  und  sagen^  daß  im  entgegengesetzten  Falle  ihnen 
nichts  anderes  übrig  bliebe  als  den  Tod  zu  erwarten.  Der 
einzige  Protest  ihrerseits  besteht  in  einer  gewissen  bitteren 
Ironie  dem  Minister  gegenüber*.  Der  Minister  antwortete 
auf  diese  Bitten  nur,  dafi  man  Mittel  ausfindig  zu  machen 
suche,  und  daß  er  in  Zukunft  „keine  Petitionen,  keinerlei 
Bitten  oder  Vorschläge^  anders  als  unmittelbar  durch  die 
Direktion  annehmen  werde. 

Noch  im  Juni,  als  der  neue  Direktor  (Brongniart)  sein 
Amt  antrat,  waren  die  Arbeiter  für  die  verflossenen  Monate 
nicht  bezahlt  worden;  es  waren  mehrere  Jahre  erforderlich, 
um  die  Finanzen  der  Manufaktur  in  eine  mehr  oder  weniger 
feste  Lage  zu  bringen  und  die  Schulden  zu  bezahlen. 

Seit  der  von  Lucien  Bonaparte  durchgeführten  Beform 
verschwinden  unter  den  Urkunden,  die  sich  auf  die  Manu- 
faktur von  S^vres  beziehen,  die  Akten,  die  ein  deutliches 
Licht  auf  den  Zustand  der  Arbeiter  werfen  könnten.  Während 
des  Konsulats  und  des  Kaiserreichs  reichten  die  Arbeiter  der 
nationalen  Manufakturen  überhaupt  fast  keine  Gesuche  an 
die  Regierung  mehr  ein^,  wie  sie  es  in  dem  Zeitraum  der 
Revolution  getan  hatten:  der  Forderung  Lucien  Bonapartes 
gemäß  sollte  die  örtliche  Administration  der  Manufaktur  das 
einzige  Organ  sein,  durch  welches  die  Arbeiter  von  S^vres 
mit  der  Regierung  verhandeln  konnten;  bald  erhielt  sie  zu- 
gleich so  weitgehende  Rechte,  daß  die  Arbeiter  es  vielleicht 
auch  nicht  mehr  nötig  hatten,  sich  an  den  Minister  zu  wenden. 
Einige  Monate  nach  seiner  Einsetzung  erhielt  der  Direktor 
Brongniart  das  Recht,  aus  eigener  Machtvollkommenheit 
Arbeiter  zu  entlassen,  den  Betrag  ihres  Lohnes  zu  bestimmen 
und  überhaupt  die  Arbeiten  in  den  Werkstätten  zu  organi- 
sieren, wie  er  es  für  gut  finde*.  Alles  dieses  mußte  natür- 
lich zu  der  Einschränkung  und  zuletzt  zu  dem  völligen 
Aufhören  jeglichen  Schriftwechsels  zwischen  den  Arbeitern 
und  der  Zentralgewalt  beitragen. 


*  Arch.  Nat.  0^915,  Stoß  Personnel,  Appointements ,  Au  citoyen 
ministre  de  rint^rieur  (s.  cL). 

^  ...  et  V0U8  pour  qui  la  justice  est  sans  doute  un  besoin,  illustre 
ministre  d'un  gouvemement,  forc^  de  supprimer  pour  reg^nerer,  serez 
V0U8  sourd  aux  cris  du  malheur  et  du  desespoir?  Non,  —  le  malheu- 
reux  est  une  chose  sacr^e. ... 

'  Unter  den  Urkunden  des  Jahres  1801  finden  sich  noch  einige 
Bittschriften  (die  von  dem  Direktor  durchgesehen  worden  waren),  die 
sich  auf  die  Wohnungsfrage  beziehen  und  ohne  Interesse  sind. 

*  Arch.  Nat.  0^914,  Paris  le  21  Nivose  an  9.  Rapport  präsente 
au  ministre  de  T  Interieur  par  Interim. 


Viertes  Kapitel. 

Die  Arbeiter  der  Nanafaktur  BeaDvais. 


i. 

Im  August  des  Jahres  1664  erteilte  Ludwig  XIV.  dem 
Unternehmer  Hinard  eine  Reihe  von  Privilegien  zur  Eröffnung 
einer  „königlichen  Manufaktur"  für  gewebte  Tapeten  in  der 
Stadt  Beauvais  (in  der  Pikardie)^;  als  ihr  wahrer  Gründer 
galt  Colbert.  Dem  Unternehmer  (Hinard)  wurden  dabei  viele 
Vergünstigungen  und  Subsidien  gewährt,  die  Arbeiter  von 
den  meisten  Steuern  und  Verpflichtungen  befreit  ■,  zur  Unter- 
bringung der  Anstalt  wurden  staatliche  Gebäude  unentgeltlich 
zur  Verfügung  gestellt.  Erteilt  wurden  den  Unternehmern 
diese  Privilegien  (im  Fall  eines  Mißerfolges  aber  auch  wieder 
entzogen)  durch  königliche  Lettres  patentes.  Der  Unter- 
nehmer war  verpflichtet,  im  ersten  Jahr  seines  Privilegiums 
mindestens  100  Arbeiter  zu  halten  und,  diese  Zahl  allmählich 
steigernd,  die  Anzahl  im  Laufe  von  sechs  Jahren  bis  auf 
600  zu  bringen.  Falls  hierbei  der  Unternehmer  die  Arbeiter 
aus  dem  Auslande  verschrieb,  wurden  ihm  aus  der  königlichen 
Schatulle  20  Livres  für  jeden  ausbezahlt.  Außerdem  mußte 
die  Manufaktur  mindestens  50  Gesellen  besitzen,  für  deren 
Unterhalt  und  Ausbildung  der  König  dem  Unternehmer 
30  Livres  im  Jahr  zahlte.  Wer  sechs  Jahre  als  Geselle  und 
zwei  Jahre  als  compagnon  gearbeitet  hatte,  sollte  ohne  jede 
übliche  Zahlung  in  die  Zunft  der  matt  res- tapissiers  der  Stadt 
Beauvais  aufgenommen  werden.  Ausländer  aber,  welche  acht 
Jahre  lang  in  der  Manufaktur  gearbeitet  hatten,  wurden  — 
ebenfalls    ohne   alle  Ausgaben   und   Bemühungen   von   ihrer 


'  Die  Dokumente  über  die  ersten  Zeiten  der  Manufaktur  Beauvais 
finden  sich  im  Arch.  Nat.  0*2037. 

^  Der  Unternehmer  und  die  Arbeiter,  die  im  Greb&udekomplex  der 
Manufaktur  wohnten,  wurden  erklärt  als  „exempts  de  toutes  tailles  et 
autres  impositions,  emprunts,  garde  de  la  ville  Beauvais.  logements  des 

Sens  de  guerre,   et  autres   contributiona  pendant   tout   le  temps  qu^ils 
uxaient  travaille  usw.  (Memoire,  28  Novembre  1790,  0*2038). 
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Seite  —  naturalisiert.  Auch  eine  ganze  Reihe  anderer  Vor- 
rechte sollte  dem  Unternehmer  seine  Aufgabe  erleichtern. 
Ungeachtet  dessen  hatte  die  Manufaktur  im  17.  wie  im 
18.  Jahrhundert  schwere  Augenblicke  zu  durchleben,  und  die 
Forderung  betreffs  der  Zahl  der  Arbeiter  ist  offenbar  nie  er- 
füllt worden.  Seit  dem  Jahre  1780  stand  der  Manufaktur 
Menou  als  Unternehmer  vor,  und  im  Anfang  ging  seine  Sache 
auch  gut.  Er  genoß  die  Vorrechte,  die  der  Manufaktur  seit 
der  Zeit  ihrer  Gründung  verliehen  waren,  wie  auch  eine 
Unterstützung  an  Geld,  die  seit  dem  Jahre  1737  von  der 
Krone  in  der  Form  gewährt  wurde,  daß  sich  der  königliche 
Hof  zum  alljährlichen  Ankauf  von  Erzeugnissen  der  Manu- 
faktur von  Beauvais  für  mindestens  20  OOü  Livres  verpflichtete. 
Überdies  erhielt  der  Unternehmer  11 100  Livres  als  jährliche 
Subsidie.  Ihm  aber  lagen  nur  die  Ausgaben  für  den  Ankauf 
von  Rohmaterial  und  die  Entlohnung  der  Arbeiter  ob;  die 
jährliche  Lieferung  an  den  Hof,  die  Subsidien  und  der  Ver- 
kauf an  Private  deckten  diese  Ausgaben.  Die  Revolution 
ruinierte  die  Geschäfte  des  Unternehmers,  so  daß  er  den 
Lohn  für  die  Arbeiten  herabsetzte  (in  Beauvais  wurde  aufs 
Stück  gearbeitet)  Sein  Unternehmen  geriet  nicht  nur  des- 
halb ins  Wanken,  weil  die  Nachfrage  nach  Luxusartikeln 
zurückging,  sondern  auch,  weil  der  Hof,  der  sich  in  schwierigen 
Verhältnissen  befand,  seit  1787  Jahre  lang  die  jährlichen 
Unterstützungen  einstellte.  Die  Arbeiter,  über  die  Herab- 
setzung des  Lohnes  empört,  schrieben  diese  einem  die  Arbeiten 
leitenden  Meister  zu,  und  „es  entstand  eine  Art  von  Auf- 
stand" \  infolge  dessen  dieser  Werkführer  fliehen  mußte;  man 
fürchtete  ihn  wieder  aufzunehmen,  selbst  als  sich  alles  wieder 
beruhigt  hatte.  Die  Arbeiter  reichten  an  die  Nationalversamm- 
Inng  eine  Petition  ^  ein,  in  welcher  sie  um  eine  Entscheidung 
dieser  Frage  baten.  Bedenkt  man  aber,  daß  nur  einige 
sie  unterzeichnet  hatten,  so  bestand  also  sogar  in  diesem 
Momente  unter  den  Arbeitern  nicht  immer  eine  besonders 
feste  Einheit  des  Handelns,  obschon  im  allgemeinen  bei 
diesem  Zusammenstoße  (im  Herbst  1790)  die  Arbeiter  von 
Beauvais  unzweifelhaft  Energie  bewiesen  hatten.  Die  Ar- 
beiter schrieben  in  diesem  Gesuche,  „nachdem  sie  alle  Mittel  zur 
Versöhnung  erschöpft  hätten" ,  nähmen  sie  jetzt  zu  der  Ver- 
sammlung ihre  Zuflucht  in  der  Hoffnung,  daß  der  „Direktor 
oder  Unternehmer"  (d.  i.  Menou)  gezwungen  würde,  das  „ge- 
fährliche System"   zu  verlassen,  an  das  er  sich  jetzt  halte. 


^  0^2038.  A£Faire8  de  la  manufacture  des  Tapisseries  de  Beauvais, 
Bericht  an  den  Minister  Delessart,  der  Mitteilungen  darüber  eingefordert 
hatte. 

^  Archives  D^partementales  de  TOise.  S^rie  L — Im — 12.  Industrie 
et  commerce.  Manufacture  de  Tapisserie  de  Beauvais.  „A  Nosseigneurs 
de  TAssembl^e  Nationale.*^ 
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Das  ggefäbrliche  System^  bestände  darin,  da6  Menou  seit 
1786  neue,  fremde  Arbeiter,  die  „peu  de  talens"  besäßen,  in 
die  Manufaktur  eingeführt  hätte,  infolge  wovon  nicht  nur 
diese  neuen,  sondern  auch  die  früheren  Arbeiter  einen  ge- 
ringeren Stücklohn  als  früher  erhielten.  Nachher  hätte  Menou 
den  Arbeitslohn  noch  mehr  herabgesetzt.  Darum  bäten  sie 
eben,  Menou  zu  verpflichten,  daß  er  ihnen  denselben  Arbeits- 
preis zahle,  den  er  im  Jahre  1780  bezahlt  hätte;  an  einer 
Stelle  der  Petition  wird  der  Gedanke  ausgeführt,  es  sei  not- 
wendig, noch  weiter  zu  gehen  und  den  Lohn  entsprechend 
der  Verteuerung  der  unentbehrlichsten  Lebensmittel  zu  er- 
höhen. Nicht  nur  mit  der  Zahlung  waren  die  Arbeiter  un- 
zufrieden, sondern  auch  mit  der  für  sie  gänzlich  unvorteil- 
haften Art,  die  geleistete  Arbeit  zu  bewerten.  Menou  be- 
friedigte schließlich  „einen  Teil"  *  der  Arbeiterforderungen 
—  leider  sprechen  die  Dokumente  nicht  bestimmter  davon, 
worin  eigentlich  diese  Befriedigung  bestanden  habe.  Als 
Menou  von  der  ihm  mitgeteilten  Petition  der  Arbeiter  an  die 
Nationalversammlung  Einsicht  genommen  hatte,  beschloß  er, 
sich  an  denjenigen  Arbeitern  zu  rächen,  die  sie  unterschrieben 
hatten,  und  diese  sollten  es  auch  bald  zu  fühlen  bekommen. 
Zuerst  wurden  drei  der  ältesten  Arbeiter  entiHssen,  sodann 
noch  12  Mann',  und  neue  Opfer  waren  an  der  Reihe.  Die 
Arbeiter  begannen  die  Überzeugung  auszusprechen,  Menou 
wolle  es  mit  Bewußtsein  zu  einer  Schließung  der  Manufaktur 
bringen,  und  ihrer  „bemächtigte  sich  die  Verzweiflung.''  Da 
Menou  selbst  nicht  da  war,  entlud  sich  ihr  Zorn  auf  einen 
der  den  Werkstätten  vorstehenden  „Inspektoren"  oder  Werk- 
fohrer^,  sie  zwangen  ihn  durch  Drohungen  und  Beschimpfungen 
zur  Flucht.  Der  oberste  dieser  Werkführer,  Camousse,  be- 
nachrichtigte sofort  die  Munizipalität  der  Stadt  Beauvais  von 
diesen  Vorgängen.  Sogleich  trafen  Kommissäre  am  Tatort 
ein,  riefen  die  Arbeiter  zur  Ordnung  und  „machten  ihnen 
lebhafte    Vorwürfe    wegen    ihres    unkorrekten    Betragens"*, 


*  Archives  D^partementales  de  l'Oise,  SMe  L  Im  12,  Industrie  et 
commerce:  Memoire  de  la  Municipalit^  de  Beauvais  au  Directoire  du 
district  (Octobre  1900). .  . .  Les  r^clamations  ne^rlig^es  pendant  quelque 
temps  furent  portäes  k  TasFembl^e  nationale.  M.  T>emenou  en  fin  ac- 
coToa  k  une  partie  des  demandes  de  ses  ouvriers. 

"  Archives  D^partementales  de  I'Oise,  S^rie  L  Ina  12,  Industrie  et 
commerce,  ibid.:  ...  eUe  (la  petition)  lui  fut  communiqu^e  et  eile  paroit 
excit^  le  plus  vif  ressentiment  contre  tout  ceux  qui  7  avoient  particip^. 
II  ne  le  cacha  point  et  bientöt  les  effets  s'en  firent  ressentir  etc. 

*  ibid. :  ...  ils  n'ont  plus  gard^  de  bomes  et  de  malheureux  ils 
sont  devenus  coupables.  Ils  se  sont  livr^s  aux  injures  et  aux  menaces 
le  plus  violentes  contre  ce  contre-maitre  lesquelles  quoiqu'elles  n'ayent 
^t^  accompagn^es  de  voies  de  fait  Tont  oblig^  de  se  retirer. 

*  ibia.:  .  .  .  leur  ont  reproch^  viveraent  Tirregularit^  de  leur  con- 
duite. 

Forschungen  182.  —  Tarle.  6 
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worauf  die  Arbeiter  ihnen  ihre  Beschwerden  mitteilten  und 
versprachen,  „zur  Ordnung  und  zum  Gehorsam  zurückzukehren/ 
Die  Munizipalität  befahl  sogleich  Gamousse»  die  AusftLhrung 
der  strengen  Befehle  (die  er  von  Menou  erhalten  hatte)  ein- 
zustellen, und  mischte  sich  überhaupt  in  die  Angelegenheit, 
da  sie  meinte,  die  Aufsicht  über  die  königlichen  Manufakturen, 
die  früher  dem  Intendanten  gehört  hatte,  sei  nun  in  die 
Kompetenz  der  „administrativen  Versammlungen**,  im  vor- 
liegenden Falle  der  „administrateurs  du  district  de  Beauvais** 
übergegangen.  Aber  Menou  war  nicht  damit  einverstanden, 
sich  dieser  lokalen  Versammlung  zu  fügen,  deren  Einmischung 
auf  den  Vorteil  der  Arbeiter  gerichtet  war.  Er  schrieb  ihnen 
einen  Brief,  in  dem  er  erklärte,  daß  er  das  volle  Recht  habe, 
sich  von  denjenigen  Arbeitern  zu  trennen,  von  denen  er  sich 
trennen  wolle,  wie  auch  der  Arbeiter  das  Recht  besitze  zu 
gehen,  sobald  es  ihm  beliebe  Zugleich  bemerkt  er,  dafi  er 
sich  über  die  „Straflosigkeit"  der  Arbeiter  ^  wundere,  die  den 
„einzigen  Inspektor,  welcher  die  Interessen  des  Unternehmers 
wahrte",  fortgejagt  haben.  Es  befremdet  ihn  ebenfalls,  daß 
dieser  Inspektor  noch  immer  nicht  in  die  Stadt  zurückkehren 
könne.  Die  Angelegenheit  wurde  noch  Anfang  Oktober  dem 
Komitee  für  Ackerbau  und  Handel  übergeben,  das  sich  in 
dieser  Streitsache  nicht  auf  die  Seite  der  Arbeiter,  sondern 
auf  die  des  Unternehmers  stellte.  Das  Komitee  antwortete* 
nämlich  der  Munizipalität  von  Beauvais,  daß  die  Frage  des 
Arbeitslohnes  nicht  in  ihrer  Kompetenz  liege,  und  daß  die 
Höhe  des  Lohnes  nur  nach  „natürlichen  Gesetzen"  geregelt 
werde ;  der  Unternehmer  bedürfe  der  Arbeiter  ebenso,  wie  die 
Arbeiter  der  Arbeit,  und  nur  ihre  gegeuFeitigen  Interessen 
dürfen  den  Arbeitspreis  bestimmen ;  wenn  die  Munizipalitäten 
anfingen,  sich  in  diese  „natürliche  Ordnung"  einzumischen, 
so  würden  alle  Fabriken  geschlossen  werden;  die  Einmischung 


*  Archives  Ddpartementales  de  TOise,  S^rie  Lim  12.  Industrie 
et  commerce.  Brief  Menou's  an  die  „administrateurs  du  district  de  Beau- 
vais" :  ...  „permettez  moi,  Messieurs,  de  vous  repr^senter  combien  est 
6tonnante  rimpunit^  dont  jouissent  des  ouvriers  qui  ont  renvoy^  leur 
inspecteur  le  seul  sans  doute  qui  discutät  mes  interets  et  combien  plus 
est  ^tonnante  la  dur^e  de  son  exil  qui  donne  k  ces  rebelies  une  appro- 
bation  tacite  et  un  encouragement  dans  leur  r^volte. . . ." 

2  Archives  D^partementales  de  POise.  S^rie  L  1»  12.  Industrie 
et  Commerce.  Extrait  du  proc^s  verbal  du  comit^  d'agriculture  et  de 
commerce  du  quatre  octobre  mil  sept  cent  quatre  vingt  dix:  ....  que  le 
salaire  des  ouvriers  ne  pouvait  dtre  de  leur  comp^tence,  qu'il  ne  pouvait 
se  fixer  que  par  les  loix  naturelles  que  Pentrepreneur  avoit  autant  be- 
soin  d'ouvriers  que  les  ouvriers  d'ouvrages  et  que  cet  interet  reciproque 
devait  seul  determiner  le  prix;  qu'il  serait  dangereux  d'outre- passer 
cette  sage  mesure  et  que  bientdt  rintervention  des  municipalit^s  inter- 
vertirait  Tordre  et  la  d^endance  naturelle  et  feroit  abandonner  toutes 
les  fabriques  etc.  etc.  (Berichterstatter  war  Lasnier  de  Vaussenay ;  der 
Bericht  wurde  vom  Komitee  einstimmig  angenommen.) 
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der  Munizipalitätsbeamten  von  Beauvais  sei  eine  Unvorsichtig- 
keit gewesen  usw. 

Die  Arbeiter  waren  den  ganzen  Rest  des  Jahres  hindurch 
unruhig;  offenbar  erwies  sich  auch  ein  teilweises  Zugeständ- 
nis, von  dem  unsere  Dokumente  unbestimmt  reden,  als  lange 
nicht  genügend,  und  besonders  waren  die  Repressalien  gegen 
einige  Teilnehmer  an  der  Petition  einer  Beruhigung  hinder- 
lich. Die  Klagen  an  die  Munizipalität  werden  anscheinend 
fortgesetzt.  Es  ist  bezeichnend,  daß  die  Administration  der 
Manufaktur  nicht  nur  die  Tatsache  der  Unruhen  selbst  ver- 
merkt, sondern  dafi  sie  es  auch  für  nötig  hält,  sogar  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  daß  sich  die  Arbeiter  gemeinsam 
beschweren*.  Sie  forderten  nach  wie  vor  außer  einer  Er- 
höhung des  Arbeitslohnes  noch  die  Wiederaufnahme  einiger 
entlassener  Kameraden,  protestierten  auch  gegen  die  Ein- 
stellung ausländischer  Arbeiter,  sowie  gegen  die  Anfertigung 
von  Ware  niederer  Sorte.  Menou  zeigte  sich  nicht  so  nach- 
giebig wie  die  Regierung,  welche,  wie  wir  sahen,  in  dieser 
Epoche  mit  der  Gärung  auf  den  anderen  königlichen  Manu- 
fakturen zu  rechnen  hatte.  Hier  stellte  er  die  Frage  eines 
Verzichtes  auf  sein  Privilegium  —  und  es  konnte  natürlich 
nicht  anders  sein,  als  daß  er  damit  die  Arbeiter  in  Auf- 
regung versetzte,  denn  die  Zeit  war  nicht  darnach,  daß  es 
leicht  gewesen  wäre,  einen  Nachfolger  zu  finden:  das  Ge- 
spenst einer  Einstellung  der  Arbeiten  konnte  wahrscheinlich 
die  größte  Wirkung  auf  die  Arbeiter  haben.  So  wurde  denn 
die  Frage  einer  Lohnerhöhung  auch  nicht  in  dem  für  die  Ar- 
beiter erwünschten  Sinne  entschieden.  Wie  wir  zum  Teil 
schon  sahen,  regte  Menou  am  meisten  die  Einmischung  dritter 
Personen  in  Angelegenheiten,  über  die  er  mit  den  Arbeitern  ver- 
handelte, auf,  nämlich  des  Maires  und  der  Munizipalitätsbeamten 
der  Stadt  Beauvais,  die  im  Interesse  baldigster  Wiederher- 
stellung der  Ordnung  ihn  zu  Zugeständnissen  bestimmen  und 
überhaupt  eine  vermittelnde  Rolle  spielen  wollten.  Es  ist 
von  großem  Interesse  zu  bemerken,  daß  im  allgemeinen  die 
Vertreter  der  lokalen  Selbstverwaltung  selbst  nicht  gerade 
besonders  von  ihrem  Recht  der  Einmischung  überzeugt  waren 
und,  im  Prinzip,  in  dieser  Hinsicht  die  Ansichten  des  Unter- 
nehmers teilten.  In  ihrem  Eintreten  für  die  Arbeiter  fand 
die  Munizipalitat  von  Beauvais  bei  den  anderen  Organen  der 
lokalen  Selbstverwaltung  keinerlei  Unterstützung.  So  wurde 
vom  Direktorium  des  Departements  de  TOisa  ein  interessantes 
Schriftstück  angehört,   gutgeheißen  und  in   seinem  Namen, 


*  Archives  Nationales,  O'2038.  Brief  Brisson^s^  des  zeitweiligen 
Leiters  der  Manufactur  (5  D^cembre  1790):  . . .  il  paroit  qu'on  a  echauffö 
les  ouvriers  et  ils  se  sont  plaints  ensemble  (im  Text  des  Briefes 
nnterstrichen). 
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als  Darlegung  seiner  Meinung  dem  Minister  des  Innern, 
Delessart,  übersandt.  Es  zeigt  uns,  bis  zu  welchem  Grade 
die  Ansichten  des  Komitees  für  Ackerbau  und  Handel  über 
das  Verhältnis  der  Arbeiter  zu  dem  Arbeitgeber  damals  als 
die  herrschenden  erschienen.  Die  Angelegenheit  spielte  schon 
im  Juli  1791  \  als  auf  der  Manufaktur  bereits  äußerliche 
Ordnung  herrschte,  die  Arbeiter  sich  aber  nicht  zufrieden- 
gestellt fühlten  und  noch  immer  klagten.  Das  Direktorium 
findet,  daß  die  Klage  über  allzuniedrige  Einschätzung  der 
Arbeit  schlecht  begründet  sei  („mal  fond^e").  Bei  diesem 
Anlaß  stimmt  das  Direktorium  mit  der  Meinung  des  Komitees 
für  Ackerbau  und  Handel  vollkommen  überein  (von  der  wir 
soeben  geredet  haben):  ...  „hinsichtlich  dieses  Punktes  (der 
Höhe  des  Lohnes)  darf  man  nicht  irgendeinem  Gesetze  folgen, 
denn  es  muß  bemerkt  werden,  daß  H.  Menou  nicht  der  Direktor 
der  Manufaktur  ist,  welche  von  der  Krone  unterstützt  und 
erhalten  wird;  er  erhält  allerdings  Unterstützungen  von  der 

Krone,  ist  aber  nicht  ihr  Agent "     „Die  Notwendigkeit  für 

den  Unternehmer,  Arbeiter  zu  besitzen,  für  die  Arbeiter  hin- 
gegen, Beschäftigung  zu  haben,  macht  hier  das  ganze  Gesetz 
aus.**'  Dies  ist  der  Grund,  weshalb  das  Direktorium,  dem 
Komitee,  auf  dessen  Urteile  es  sich  direkt  beruft,  sich  an- 
schließend, die  Versuche  der  Munizipalität  der  Stadt  Beauvais 
nicht  billigt.  Diese  Freiheit  des  Unternehmers  ist  ein  Prin- 
zip, von  welchem  das  Direktorium  feierlich  verspricht  nicht 
abzuweichen.  H.  Menou  muß  in  dieser  Hinsicht  dieselbe  Frei- 
heit haben,  welche  jeder  Fabrikant  genießt;  die  Fabrikanten 
unserer  Wollgewebe  zahlen  je  nach  Zeit  und  Umständen  bald 
5,  bald  10  Livres,  und  niemals  hat  der  Weber  das  Recht  ge- 
habt, beim  Gericht  oder  bei  der  Administration  wegen  Herab- 
setzung des  Lohnes  für  Weberei  um  ein  oder  einige  Sols 
gegen  ihn  zu  klagen.  Alle  Argumente,  die  die  Arbeiter  der 
Manufaktur  hinsichtlich  dessen  anführen,  daß  sich  die  Preise 
der  Lebensmittel  verändert  hätten  und  zwar  bedeutend  ge- 
stiegen wären  gerade  zu  der  Zeit,  als  Herr  Menou  den  Lohn 
für  die  Arbeit  herabsetzte,  sie  können  weder  die  Wahrheit 
noch  sogar  die  Notwendigkeit  jenes  Prinzips  erschüttern,  auf 
welches  sich  das  Komitee  beruft.  Sogar  der  Arbeiter  selbst 
hat  das  größte  Interesse  daran,  dieses  Prinzip  aufrechtzu- 
erhalten; anderenfalls  kann  er  zum  Sklaven  werden.""  Was 
mit  den  letzten  Worten  gemeint  sein  soll,  bleibt  gänzlich  un- 


^  Arch.  Nat.  0^2038.  Affaires  de  la  mannfacture  des  Tapisseries 
de  Beauvais.  Unterzeichnet:  ...  Oui  le  rapport  et  les  concliisions  de 
Mr.  le  procureur  G^n^ral  Syndic.  Le  Directoire  du  Departement  les 
adopte  et  a  arr^t^  (ju^elles  seroient  pr^sent^es  comme  formont  son  avis. 

'  ...  la  necessit^  pour  Pentrepreneur  d'avoir  des  ouvriers  et  pour 
les  ouvriers  d^avoir  de  l'occupation  fait  ici  toute  la  loi. 
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aufgeklärt.  Unbegründet  ist,  nach  der  Ansicht  des  Direk- 
toriums des  Departement  Oise,  auch  das  andere  Ansinnen 
der  Arbeiter,  die  Forderung  der  Wiederaufnahme  ihrer  ent- 
lassenen Kameraden.  Die  Entlassung  von  Arbeitern  „kann 
nicht  anders  als  in  der  freien  Verfügung  des  Unternehmers 
stehen **.  Ohne  dies  „ist  er  nicht  Herr  in  seinem  Unternehmen, 
und  die  Arbeiter  diktierten  ihm  dann  das  Gesetz.  Sein  Ruin 
würde  sich  dann  schnell  vollziehen.  Wenn  es  dem  Arbeiter 
freisteht,  seinen  Herrn  zu  verlassen,  so  darf  auch  der  Herr 
ihm  gegenüber  nicht  mehr  gebunden  sein."*  Genau  so  be- 
sitzen die  Arbeiter  nicht  das  geringste  Recht,  auf  die  Ent- 
fernung des  einen  oder  anderen  Meisters,  der  dem  Unter- 
nehmer recht  ist,  zu  dringen  (dabei  aber  verhehlt  das 
Direktorium,  welches  mit  Menou  wegen  Verlustes  des  von 
den  Arbeitern  vertriebenen  Werkführers  Langlois  sympathi- 
siert, nicht,  daß  es  gefährlich  sei,  ihn  im  vorliegenden  Mo- 
ment zurückzuberufen).  Die  Klage  der  Arbeiter  über  die  für 
sie  unvorteilhafte  Art  der  Vermessung  der  von  ihnen  her- 
gestellten Gewebe  erkennt  selbst  das  Direktorium  als  be- 
gründet an,  lehnt  aber,  als  den  Verfügungen  der  Regierung 
widersprechend,  die  Klage  der  Arbeiter  über  die  Aufnahme 
von  Ausländern  vollständig  ab.  Über  diesen  Punkt  müssen 
wir  einige  Worte  sagen. 

Nicht  nur  die  Arbeiter  der  königlichen  Manufaktur  in 
Beauvais  protestierten,  und  zwar  eben  im  Jahre  1790  nicht 
zum  erstenmal,  gegen  die  Aufnahme  der  Ausländer.  In  den 
Zeiten  der  Blüte  der  Manufaktur  waren  an  ihr  bis  130  Arbeiter 
beschäftigt  \  gegen  Anfang  des  Jahres  1793  aber  von  ihnen 
nur  noch  50  Mann  verblieben,  welche  Zahl  sich  beständig 
verminderte.  Zweifellos  wurde  es  bereits  im  Jahre  1790  klar, 
daß  viele  Arbeiter  sich  von  der  Manufaktur  würden  trennen 
müssen,  und  die  Ausländerfrage  mußte  gerade  auf  der  Manu- 
faktur Beauvais  einen  besonders  scharfen  Charakter  annehmen, 
da  auf  den  anderen  nationalen  Manufakturen,  wo  die  Ent- 
lassung von  Arbeitern  von  der  Regierung  unmittelbarer  ab- 
faing  und  diese  sich  vor  Konflikten  fürchtete,  bis  zum  Sturze 
der  Monarchie  die  Zahl  der  Arbeiter  sich  nicht  irgendwie 
merklich  vermindert  hatte.  Der  Unternehmer  Menou  jedoch, 
der  tatsächlich  schon  im  Jahre  1787  der  Unterstützungen  der 
Krone  verlustig  gegangen  war  und  der  unter  dem  Einfluß 
6ines  starken  Rückganges  der  Handelsoperationen  Verluste 
erlitten  hatte,  hatte  die  Möglichkeit,  Arbeiter  zu  entlassen, 
da   die  Drohung,  auf  das  Privilegium  zu  verzichten,  eine 


^  Arch.  Nat.  0^2038.  Le  Ministre  de  l'Int^rieur  par  Interim  au 
President  de  la  Convention  Nationale.  Paris  le  18  M^s  1793.  Eine 
Erwähnung  des  Berichtes  dieses  Schreibens  an  den  Konvent  siehe  in 
Proc^s  verbal  de  la  Convention  Nat.,  t.  53,  p.  822. 
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mftchtige  Waffe  in  seiner  Hand  war:  als  er  am  24.  November 
1790,  zur  Zeit  der  Unruhen,  sein  Entlassungsgesuch  ein- 
reichte, übersandte  es  der  Minister  des  Innern  an  das  De- 
partement Oise,  und  als  nicht  ein  einziger  Bewerber  auftrat^ 
da  baten  die  Munizipalität  von  Beauvais  und  die  Vertreter 
der  Departementsselbstverwaltung  Menou  zu  bleiben,  bis  da& 
Schicksal  der  Manufaktur  entschieden  sei,  und  versprachen 
sogar,  ihm  seine  Verluste  zu  ersetzen.  Allerdings  waren  1790 
immer  noch  mehr  als  100  Mann  an  der  Manufaktur  tätig, 
und  erst  seit  1791  verschärfte  sich  eigentlich  die  Krisis  ernst- 
lich, doch  ist  es  nicht  zu  verwundern,  daß  bereits  1790  die 
Arbeiter  von  Beauvais  mit  der  Möglichkeit,  wegen  Ein- 
schränkung der  Arbeit  entlassen  zu  werden,  rechnen  mußten. 
Daher  also  konnte  die  Entfernung  der  Ausländer  den  Arbeitern 
beinahe  als  das  hauptächlichste  Mittel  erscheinen,  sich  selbst 
vor  der  Entlassung  zu  retten.  Es  ist  von  Interesse,  bei 
diesem  Anlaß  zu  erwähnen,  daß  in  demselben  Jahre  1790  die 
Arbeiter  der  privaten  Manufakturen  für  farbige  Leinwand 
(toiles  peintes)  in  Beauvais  eine  Bittschrift,  die  ebenfalls 
gegen  die  Ausländer  gerichtet  war,  drucken  ließen  und  der 
Nationalversammlung  übersandten  ^  Sie  klagen,  daß  die  Aus- 
länder ihre  Etablissements  überflutet  hätten  und  dadurch  den 
französischen  Arbeitern  die  Mittel  zur  Existenz  verkürzten. 
Sie  hätten  den  Arbeitslohn  herabgedrückt  und  die  französischen 
Arbeiter  hätten  sich  dem  fügen  müssen.  „Zweifellos,  noa 
seigneurs,  steht  es  jedem  Unternehmer  frei,  sich  für  das  Ge- 
deihen seines  Unternehmens  auszusuchen,  wen  er  will.  Aber 
liegt  es  denn  nicht  im  Interesse  des  Unternehmers  seihst^ 
daß  man  erst  lieber  vaterländische  Mitarbeiter  anstelle  statt 
sich  im  Auslande  Leute  zu  suchen,  welche  nichts  binden 
kann  und  welche  eher  den  Hornissen  (frelons)  gleichen,  die 
den  Honig  rauben,  als  den  Bienen,  die  ihn  bereiten?*"  Sie 
klagen,  in  England,  Spanien,  Deutschland  und  der  Schweiz 
seien  die  Arbeiter  vor  der  Konkurrenz  der  Ausländer  viel 
besser  geschützt  als  in  Frankreich.  Sie  trö.^ten  sich  damit, 
daß  man  die  ausländischen  Bettler  aus  Frankreich  ausweise 
und  hoffen,  daß  man  mit  den  fremdländischen  Arbeitern  das- 
selbe machen  werde.  Mithin  standen  die  Arbeiter  der  könig- 
liehen  Manufaktur  in  Beauvais  in  ihrer  „Xenophobie"'  durch- 
aus nicht  allein  da.  Hinsichtlich  dieses  Punktes  erreichten 
sie  ebenfalls  nichts,  um  so  mehr,  als  seit  der  Gründung  der 
Manufaktur  unter  Golbert  die  Aufnahme  von  Ausländern  ala 
eine  der  Traditionen  dieser  Anstalt  erschien.  Schließlich  — 
um  mit  den  während  der  Unruhen  1790  von  den  Arbeitern 
geltend  gemachten  Ansprüchen  zu  Ende  zu  kommen  —  pro- 


^  A  nosseigneurs  de  PAssembl^e  Nationale.    A  Beauvais,  de  Plm- 
primerie  de  la  veuve  Desjardins.    1790. 
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testierten  sie,  wie  gesagt,  dagegen,  daß  man  an  der  Manu- 
faktur mit  der  Anfertigung  einiger  einfacherer  und  gröberer 
Tuchsorten  begonnea  hatte:  sie  wiesen  darauf  hin,  dieser 
Umstand  könnte  die  von  ihnen  erreichte  lange  Fertigkeit  und 
Vervollkommnung  in  der  Arbeit  unnütz  machen  und  natür- 
lich auch  ihre  Einnahme  herabsetzen,  da  für  eine  feinere 
Arbeit  auch  mehr  gezahlt  würde.  Hingegen  jag  es  im  Interesse 
des  Unternehmers,  auch  einfachere  und  billigere  Gewebe  her- 
zustellen, welche  leichter  Absatz  finden  mochten  als  die 
feinen  und  teueren.  Die  alten  Arbeiter,  die  die  ersten  Sorten 
arbeiteten,  sagten  unter  anderem,  die  Manufaktur  könne,  wenn 
sie  gleichzeitig  einfachere  Gewebe  herstelle,  ihr  früheres  An- 
sehen verlieren.  Doch  wurde  der  Verdacht  ausgesprochen  \ 
daß  es  sich  hierbei  um  „versteckten  Neid''  des  einen  Teiles 
der  Arbeiter  gegen  den  anderen  handele.  Ob  es  nun  so  ist 
oder  nicht,  jedenfalls  zielt  dieser  Punkt  der  Forderungen 
darauf,  einen  Teil  der  Gefährten  brotlos  zu  machen,  woraus 
sich  wiederum  erkennen  läßt,  daß  eine  vollständige  Einmütig- 
keit unter  den  Arbeitern  von  Beauvais  während  der  Unruhen 
des  Jahres  1790  nicht  hat  bestehen  können.  Auch  hierin 
wurde  ihr  Verlangen  nicht  erfüllt.  Im  allgemeinen  endete 
die  Bewegung  unter  den  Arbeitern  von  Beauvais  im  Jahre 
1790  und  Anfang  1791  mit  einem  Mißerfolge,  besonders  wenn 
man  sie  mit  den  Bewegungen  auf  den  anderen  nationalen 
Manufakturen  vergleicht.  Gehen  wir  nun  zu  der  Periode 
über,  die  für  sämtliche  nationalen  Manufakturen  äußerst 
schwer,  zeitweise  geradezu  eine  Misere  war. 

II. 

Die  Arbeiterunruhen  gegen  Ende  1790,  die  noch  in  den 
Akten  vom  Anfang  des  Jahres  1791  nachklingen,  machen  all- 
mählich einer  anderen  Erscheinung  Platz,  die  nun  bis  zum 
Ende  der  90er  Jahre  des  18.  Jahrhunderts  nicht  mehr  von 
der  Tagesordnung  verschwindet:  die  Manufaktur  in  Beauvais 
macht  eine  große  und  anhaltende  wirtschaftliche  Krisis  durch; 
es  fehlt  an  Aufträgen,  an  Arbeit,  und  als  einziger  Rettungs- 
anker erscheint  die  Hoffnung  auf  die  Hilfe  der  Regierung, 
vor  allem  auf  jene  indirekte  Unterstützung,  die  darin  bestand, 
daß  sich  der  königliche  Hof  zu  Aufträgen  in  der  Höhe  von 
20  000  Livres  jährlich  verpflichtet  hatte.  Diese  Hoffnung  be- 
wegt in  gleicher  Weise  sowohl  den  Direktor  und  Unternehmer 
Menou,  wie  auch  die  Arbeiter,  und  besonders  seit  dem  Jahre 


1  . . . .  on  De  peut  s^empScher  de  soup^onner  que  boub  ce  maaque 
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1792  beobachten  wir  einen  vollständigen  Wandel  in  dem  Ver- 
hältnis zwischen  dem  Herrn  und  den  Arbeitern:  in  einer 
ganzen  Reihe  von  Petitionen  unterstützen  die  Arbeiter  Menou 
in  allem  ^  Im  August  1792  wird  von  dem  obersten  Rat 
(conseil  g6n6ral)  der  Stadt  Beauvais  eine  Petition  der  Arbeiter 
angehört  und  gutgeheißen,  in  welcher  sie  um  Unterstützung 
und  Hilfe  bitten^.  „Les  citoyens  occup6s  ä  la  fahrication 
des  ouvrages  de  tapisseries"  usw.,  deren  Zahl  bis  auf  48  Mann 
zurückgegangen  ist,  machen  Mitteilung  von  ihrer  ärmlichen 
Lage :  der  Unternehmer  Menou  hatte  ihnen  nämlich  angezeigt, 
daß  er  gar  keine  Antwort  erhielte  auf  alle  seine  Anfragen 
betreffs  des  ihm  (vom  königlichen  Hofe)  zukommenden  Geldes, 
un<l  daß  man  ihm  sogar  erklärt  hätte,  man  verzichte  auf  vier 
Lieferungen  (für  1787,  1788,  1789  und  1790),  „um  die 
Zahlung  für  die  genannten  vier  Lieferungen  zu  umgehen". 
Angesichts  einer  solchen  Lage  der  Dinge  sei  Menou  gezwungen, 
das  Etablissement  zu  verlassen  und  die  bereits  begonnenen 
Arbeiten  einzustellen,  sie  aber,  die  Arbeiter  von  Beauvais, 
hätten  durch  diesen  seinen  Entschluß  ihre  Beschäftigung  ver- 
loren. Da  nun  aber  die  Arbeiter  der  Gobelinmanufaktur  sich 
ebenfalls  in  solcher  Lage  befunden  und  dennoch  durch  Yer- 
mittelung  der  Pariser  Kommune  (die  Arbeiter  von  Beauvais 
führen  nicht  die  Tatsachen  an,  weshalb  sie  den  Erfolg  der 
Gobelinarbeiter  gerade  der  Vermittelung  der  Kommune  zu- 
schreiben) die  Hilfe  der  Nationalversammlung  erlangt  hätten, 
so  flehten  auch  die  Arbeiter  von  Beauvais  ihre  Munizipalität 
darum  an,  ihnen  zu  helfen  und  vor  der  Versammlung  für  sie 
einzutreten,  d.  h.  zu  erreichen,  daß  der  Staat  Menou  für  die 
vier  Lieferungen  bezahle.  Ungeachtet  der  vollkommenen 
Unterstützung,  welche  diese  Petition  beim  conseil  g6n6ral 
der  Stadt  Beauvais  und  beim  conseil  de  Tadministration  du 
District  de  Beauvais'  fand,  verging  noch  nicht  wenig  Zeit 
ohne  irgend  ein  Resultat,  und  erst  am  8.  Januar  1793  ordnete 


1  Das  erste  Dokument  dieser  Art  (O'2038,  N  706)  nennt  sich 
^Memoire"  und  ist  an  die  Deputierten  des  Departements,  die  in  der 
Nationalversammlung  saßen,  gerichtet;  am  Rande  die  Aufschrift:  ren- 
voye  au  comite  de  commerce.  Es  ist  die  Rede  davon,  daß  es  nötig  sei, 
die  Bitte  Mpuou's  „um  Unterstützung  und  Förderung  der  Arbeiter''  in 
der  Versammlung  zu  befürworten. 

^  Das  Dokument  mit  sämtlichen  Unterschriften  der  Arbeiter  be- 
findet sich  in  den  Archives  Nation,  im  Karton  O'2088,  oben  ist  es  mit 
N  808  bezeichnet,  am  Rande  steht  Comit^  de  commerce  et  agriculture 
und  das  Wort :  ajourn^.  Die  Überschrift  des  Dokumentes :  A  messieurs 
les  membres  composant  le  conseil  g^n^ral  de  la  commune  de  Beauvais. 
S.  ebenso  Archives  D^artementales  de  TOise,  S^rie  L  1™  — 12.  In- 
dustrie et  commerce.    8.  ebenso:  Havard  et  Vachon  op   cit.  S.  92. 

•  Arch.  Nat.  O'2038,  dasselbe  Dokument:  die  Beschlüsse  der  beiden 
conseils  mit  den  Unterschriften  der  Mitglieder  sind  auf  der  dritten  und 
vierten  Seite  der  Handschrift  beigeschrieben. 
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der  Konvent  an,  daß  das  Geld  ausgezahlt  würde  (es  wurden 
für  die  vier  Jahre  80  352  Livres  ausgezahlt).  Nach  dem 
10.  August  1792  und  der  Aufhebung  der  liste  civile  gerieten 
die  Arbeiter  von  Beauvais  in  eine  sehr  klägliche  Lage  und 
waren  einen  Monat  lang  ohne  Beschäftigung  und  Verdienst. 
Indem  sie  sich  aus  diesem  Anlaß  mit  einer  Petition  an  die 
Administratoren  des  Distrikts  Beauvais  wenden,  schreiben  sie 
sehr  diplomatisch,  sie  wttßten  nicht,  ob  ihre  schwierige  Lage 
von  der  Aufhebung  der  liste  civile  herrühre,  „das  aber  wissen 
8ie  sehr  gut,  daß  sie  mit  bedeutend  größerem  Eifer  für  die 
Bepublik  arbeiten  werden,  als  um  den  Ehrgeiz  der  Despoten 
zu  nähren"  ^ ;  des  weiteren  proklamieren  sie  direkt  das  Recht 
jedes  arbeitenden  Menschen,  von  der  Gesellschaft  Arbeit  oder 
Mittel  zur  Existenz  zu  fordern,  andernfalls,  meinen  sie, 
wäre  die  Gesellschaft  vernichtet. 

Die  Lage  wurde  immer  schlimmer.  Sowohl  die  Arbeiter, 
wie  auch  der  Unternehmer  hören  nicht  auf,  an  den  beklagens- 
werten Zustand  ihres  Etablissements  zu  erinnern.  Ein  neuer 
Schrei  um^^Hilfe,  jetzt  von  selten  Menous  selbst,  an  den 
Nationalkonvent  ist  die  Petition^,  die  vom  27.  Januar  1793 
datiert  ist.  Der  Unternehmer  schreibt  hier  die  Krisis  dem 
Umstände  zu,  daß  die  Revolution  dem  Absatz  von  Luxus- 
artikeln zu  sehr  geschadet  habe',  und  erinnert  daran,  daß 
er  schon  im  Herbst  1790  seine  Entlassung  hätte  einreichen 
wollen,  daß  er  aber  auf  die  Bitten  der  Munizipalität  und  der 
Administration  des  Handels  hin  geblieben  Wäre.  Hierbei 
rechnet  er  es  sich  als  patriotisches  Verdienst  an,  daß  er  ge- 
blieben sei,  obschon,  wie  wir  oben  sahen,  nicht  alle  seine 
Zeitgenossen  im  Jahre  1790  inbetrefF  der  Lage  der  Dinge  eine 
80  traurige  Ansicht  hatten,  wie  er.  Er  klagt  über  den 
Minister  Roland,  der  ihm  hartnäckig  die  Zahlung  der  ihm 
zukommenden  Summen  verweigert  habe  unter  dem  Vorwand, 
die  Manufaktur  hätte  nicht  die  festgesetzte  Anzahl  von  Ar- 
beitern. Menou  bittet  nicht  nur  um  die  Auszahlung  der 
Gelder,  sondern  auch  darum,  daß  er  in  Zukunft  bei  der  Ein- 
stellung einer  bestimmten  Arbeiterzahl  sich  nur  nach  seinen 
Interessen  und  nicht  nach  dem  Reglement  solle  richten  dürfen. 
Der  oberste  Rat  der  Stadt  empfiehlt  dem  Konvent  in  noch 


^  Arcbives  D^partementales  de  POise.  S6rie  L  l^ — 12.  Industrie 
et  commerce  (octobre  1792):  . . .  nous  savons  sous  un  gouvernement  fond^ 
sor  les  bases  de  la  Justice  tout  membre  de  la  soci^t^  doit  avoir  de 
Toccupation  ou  de  secours.  S*il  ^tait  possible  que  dans  un  ^tat  un 
citoyen  laborieux  manquät  de  moyens  de  subsister,  la  soci^t^  serait 
anpan  1 1  e 

8  Arch.  Nat.  0^2088  (mit  roter  Tinte  siffniert  mit  Nr.  11624);  die 
Petition  beginnt  mit  den  Worten:  citoyens  legislateurs. 

•  ibid. :  . . . .  voyont  que les  causes  et  les  effets  de  notre  r6vo- 

lution  nuisaient  trop  aux  objets  de  grand  luxe. . . 
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pathetischeren  Ausdrücken  als  Menou  selbst,  es  sei  „die 
drückendste  Notwendigkeit,  durch  rasche  Hilfe  der  traurigen 
Lage  ein  Ende  zu  machen,  in  welche,  dank' dem  Mangel  an 
Arbeit  \  die  Bürger-Arbeiter  (citoyens  ouvriers)  gebracht 
seien.  Er  bittet  den  Konvent,  die  Manufaktur  nicht  unter- 
gehen zu  lassen,  welche  „bei  der  Rückkehr  friedlicher  Zeit 
für  die  Republik  ein  neues  Mittel  sein  wird,  um  ausländisches 
Gold  ins  Land  zu  bringen/  Bevor  die  Petition  Menous  an 
den  Konvent  gelangte,  wurde  sie  noch  im  Direktorium  des 
Bezirkes  Beauvais  beurteilt,  welches  aber  fand,  daß  Menou 
mehr  für  seine  eigenen  Interessen  sorge  als  für  die  der  Sache, 
und  die  Ansicht  aussprach,  daß  die  oberste  Kategorie  der 
Arbeiter  („die  Künstler*")  im  ganzen  nur  aus  so  etwas  wie 
30  Arbeitern  bestehe,  die  man  den  Gobelins  zuweisen  könne, 
daß  aber  für  die  Republik  in  dieser  ganzen  Frage  das  einzig 
Wichtige  sei,  das  Talent  dieser  Weni^'en  nicht  nutzlos  um- 
kommen zu  lassen.  Interessant  ist  noch  ein  Vorteil,  den  da» 
Direktorium  hervorhebt:  diese  „Künstler''  von  Beauvais 
würden,  wenn  sie  an  die  Anstalt  für  Gobelins  sübergingen, 
bereit  sein,  um  geringeren  Lohn  zu  arbeiten.  Dieselbe  An- 
sicht spricht  das  Direktorium  auch  in  einer  Resolution  aus 
Anlaß  eines  anderen  Dokumentes  aus,  welches  fast  zur  selben 
Zeit  nach  Paris  gesandt  wurde:  aus  Anlaß  einer  neuen 
Petition  der  Arbeiter*.  Dieses  Dokument  ist  in  der  Form  wie 
im  Ausdruck  sehr  charakteristisch:  „Bürger!"  —  so  rufen 
die  Petenten  aus  —  „Ihr  habt  soeben  den  Vorurteilen  einen 
großen  Schlag  versetzt,  indem  ihr  den  Götzen  zerschlugt,  der 
sich  vom  Volksblute  gemästet  und  bisher  für  heilig  gegolten 
hatte*.  Die  gerechte  Strafe  des  Königs,  dieses  Verschwörers, 
wird  den  untergeordneten  Tyrannen  Entsetzen  einjagen.  Aber 
nachdem  ihr  den  größten  Heuchler  unter  den  Tyrannen  ver- 
nichtet habt,  bleibt  euch  noch  die  Aufgabe,  die  Franzosen  die 
Vorteile  einer  republikanischen  Regierung  erfahren  zu  lassen, 
indem  ihr  den  Bürgerindustrien  die  Mittel  zur  Existenz 
sichert.''  Sie  malen  ihre  verzweifelte  Lage  aus,  in  welche 
sie  durch  Menous  Entlassung  geraten  würden  (die  unver- 
meidlich sei,  wenn  seine  Gesuche  nicht  befriedigt  werden). 
Sie  bitten  den  Konvent  flehentlich,  ihnen  eine  Geldunterstützung 
zukommen    zu    lassen    und   erinnern   daran,    daß   das   fort- 


^  ibid.  Die  dritte  und  vierte  Seite  enthalten  die  Resolutionen: 
-Gonseil  g^n^ral  de  Beauvais*^  und  „Directoire  du  District  de  Beauvais**, 
Beide  mit  Unterschriften  versehen. 

«  Arch.  Nat.  0^2038  (N  1197)  29.  Janvier  1793.  Aux  citoyens  com- 
posants  la  Convention  Nationale. 

'  Eine  Woche  vor  dieser  Petition  (am  21.  Januar  1793)  hatte  die 
Hinrichtung  des  Königs  stattgefunden.  Dieses  Dokument  ist  ^ram- 
matikalisch  bedeutend  richtiger  und  in  schönerer  Schrift  geschrieben 
als  die  übrigen  Petitionen;  die  Sprache  ist  auch  viel  blumenreicher. 
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w&hrende  Hinausschieben  der  Hilfe  sie  in  vollständigste  Ar- 
mut gebracht  hfttte.  „Wir  bitten  euch,  rasch  zu  Hilfe  zu 
kommen  den  50  guten  Bürgern,  den  arbeitsliebenden  Re- 
publikanern, die  den  glühenden  Wunsch  hegen,  in  ihrer  Kunst 
die  wichtigsten  Epochen  unserer  Revolution  zu  verherrlichen, 
sie  zu  verherrlichen  mit  den  Händen,  die  bisher  nur  dem 
Stolz  der  Despoten,  der  Ausschmückung  ihrer  Paläste  gedient 
haben." 

Endlich  kam  die  Angelegenheit  in  Flufi.  Am  13.  März 
1793  berichtete  der  Minister  des  Innern  an  dea  Konvent,  daß 
der  Manufaktur  in  Beauvais  der  nahe  und  vollständige  Unter- 
gang drohe""  ^  Er  macht  sowohl  auf  die  Vollkommenheit  der 
Erzeugnisse  von  Beauvais  aufmerksam,  als  auch  auf  ihre 
Billigkeit  und  auf  den  Nutzen  dieser  Manufaktur  für  die 
Entwicklung  dieses  Handelszweiges  Frankreichs  mit  Europa. 
Die  Arbeiter  haben  sich  in  ihrem  Fach  spezialisiert,  seien  zu 
nichts  anderem  geeignet  und  es  seien  ihrer  ohnedies  nur 
50  Mann  verblieben  von  jenen  130,  „welche  in  den  Zeiten 
der  Blüte**  der  Manufaktur  da  waren ;  dies  sei  die  Folge  der 
Stockung  im  Absatz.  „Das  Interesse  der  Republik  und  die 
Motive  der  Humanität"  verlangten  es  in  gleicher  Weise,  daB 
man  die  sinkende  Manufaktur  stütze  „in  einem  Moment,  wo 
so  viele  Umstände  dem  Gedeihen  der  nationalen  Industrie 
hinderlich  seien.**  Welches  sind  nun  diese'  Umstände?  Der 
Minister  nennt  sie:  die  Verteuerung  des  Rohmaterials,  die 
Verteuerung  der  Arbeitskräfte,  der  Verfall  dieser 
Art  von  Luxus  und  der  zufällige  Ausfall  der  Absatz- 
märkte für  diese  Produkte  in  Europa  (infolge  des  Krieges 
Frankreichs  mit  der  Koalition).  Leider  sagt  Garat  nicht, 
woraus  er  den  Schluß  zieht,  daß  die  Arbeitskräfte  teurer  ge- 
worden seien.  Weder  läßt  sich  dies  logisch  mit  der  An- 
erkennung einer  akuten  wirtschaftlichen  Krisis  vereinigen, 
noch  kann  es  tatsächlich  mit  jenem  wiederholten  Aufschrei 
von  vor  Hunger  Sterbenden,  wie  es  uns  aus  den  Arbeiter- 
petitionen bekannt  ist,  in  Einklang  gebracht  werden.  Aus 
einem  neuen  Schreiben  desselben  Ministers  an  den  National- 
konvent ersehen  wir',  daß  sogar  Ende  Juli  1793  Menou  noch 
nicht  das  Geld  für  die  Jahre  1791—92  erhalten  hatte,  ob- 

?;leich  der  Minister  selbst  aufs  neue  bezeugt  daß  die  Zahlung 
ür  diese  beiden  Jahre  —  im  ganzen  44037  Livres  —  nötig 
sei ;  übrigens  war  in  diesem  Falle  die  Sache  schon  von  vorne- 
herein zu  Menou's  Gunsten  entschieden  worden,  und  die 
Unterlassung  lag  diesmal  an  der  Nichterfüllung  einer  Forma- 


^  Le  ministre  de  Plnt^riear  par  Interim  au  Pr^ident  de  la  Con- 
vention Nat.,  Arch.  Nat.  2038S  N 1197.  Der  Brief  trägt  die  Unterechrift 
Garat. 

«  Arch.  Nat.  1347— 0'2a38.    Brief  vom  80.  Juli  1793. 
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lität.  Jedenfalls  war  dies  die  letzte  Auszahlung  dieser  Art. 
Im  allgemeinen  waren  die  Gedanken  der  Regierung  in  dieser 
kritischen  Zeit  äußeren  und  inneren  Krieges  natürlich  auf 
Sparsamkeit  gerichtet.  Doch  glichen  die  Politiker  dieser 
Periode  nicht  Roland,  bei  dem  die  Rücksichten  der  Sparsam- 
keit alle  anderen  Erwägungen  verdrängten.  Von  der  von 
Roland  in  den  letzten  Tagen  seines  Ministeriums  (Januar  1793) 
projektierten  Vereinigung  mit  den  Gobelins  gelang  es  doch 
noch  die  Manufaktur  Beauvais  zu  retten.  Als  das  Komitee 
des  Nationalkonventes,  welches  die  Angelegenheiten  des  Acker- 
baues und  des  Handels  verwaltete,  bei  den  Vertretern  der 
lokalen  Selbstverwaltung  über  die  Lage  anfragte,  wurde  ihm 
geantwortet,  diese  Vereinigung  würde  sowohl  für  Beauvais 
als  auch  für  die  ,, sechzig  Arbeiter**,  die  durch  viele  Bande 
mit  der  Stadt  Beauvais  verknüpft  seien,  verderblich  sein^ 
Im  November  1793  wurde  die  Frage  entschieden.  Das  Kon- 
ventmitglied Blutel  legte  dem  Konvent  einen  Bericht  über 
die  Manufaktur  in  Beauvais  vor'.  Er  meinte,  daß  es  not- 
wendig sei  diese  Manufaktur  zu  erhalten,  sie  von  der  drohen- 
den Schließung  zu  erretten,  aus  mehreren  Gründen.  In 
Friedenszeiten  setze  sie  ihre  Waren  erfolgreich  ab  und  könne 
dem  französischen  Handel  von  Nutzen  sein;  aber  auch  wenn 
dies  nicht  der  Fall  sei,  müßte  die  Manufaktur  unbedingt  er- 
halten bleiben  im  Interesse  der  Kunst  und  des  Fortschrittes 
der  Industrie,  aber  auch  im  Namen  der  Humanität,  um  den 
Arbeitern  die  Mittel  zur  Existenz  nicht  zu  entziehen.  Roland 
habe  aus  Sparsamkeitsrücksichten  die  Manufaktur  von  Beau- 
vais mit  den  Gobelins  vereinigen  wollen,  der  Referent  tritt 
aber  in  entschiedener  Weise  dagegen  auf,  indem  er  unter 
anderem  auch  darauf  hinweist,  daß  in  Beauvais  die  Arbeits- 
kräfte viel  billiger  seien  als  in  Paris,  und  daß  man  den 
Arbeitern  von  Beauvais,  falls  man  sie  in  die  Gobelins  über- 
führe, auch  mehr  würde  zahlen  müssen.  Er  weiß,  daß  die 
Erhaltung  der  Manufaktur  gewisse  Opfer  kosten  werde, 
spricht  aber  im  Namen  der  Komitees  den  Gedanken  aus,  der 
in  seinem  stolzen  Glauben  an  die  eigenen  Kräfte  und  an  die 
Zukunft  für  jene  Epoche  typisch  ist:  „vos  comit6s  ne  se  sont 
pas  dissimul^s  que  dans  circonstances  oü  se  trouve  la  France 
le  moment  des  sacrifices  est  peu  favorable;  mais  ils  ont  pens6 
en  m£me  temps  qu'  encourager  Tindustrie  est  une  dette  de 

*  Archives  D^partementales  de  TOise.  L — I.  Proc^s  verbal  du 
d^partement  depuis  Decembre  1792  et  compris  Aoüt  1793.  S6ance  pu- 
blique en  permanence  18  Aoüt  1793 :  ....  ce  projet  avait  ^t<^  percut^ 
d'une  inani^re  spi^cieuse  par  TexminiBtre  Roland. . . 

*  Arch.  Nat.  A.  D.  XI — 73.  Rapport  et  projet  de  d^cret  pr^sent^s 
k  la  Convention  Nationale  au  nom  aes  comit^s  de  commerce  et  d'aliö- 
nation  sur  la  manufacture  de  tapisserics  Stabile  k  Beauvais,  par  le 
citoyen  Blutel. 
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tous  les  temps  et  que  c'est  au  sein  mßme  des  maux  que  dous 
souffrons  pour  la  libert6  quMl  faut  poser  les  bases  in^bran- 
lables  sur  lesquelles  reposeront  les  biens  qu'elle  nous  promet/ 
Er  machte  daher  den  Vorschlag,  dem  Unternehmer  die  Nutz- 
nießung des  Eigentums  der  Manufaktur  freizustellen  und  aus 
der  Staatskasse  dem  Künstler  zu  zahlen;  aber  an  weitere 
Subsidien  war  natürlich  nicht  mehr  zu  denken.  Durch  ein 
Dekret  des  Nation alkonvents  vom  17.  Brumaire  des  Jahres  II 
(d.  i.  also  den  7.  November  1793)  wurde  bestimmt*,  der 
Entrepreneur  der  Manufaktur  habe  auch  in  Zukunft  als  Auf- 
munterung (ä  titre  d'encouragement)  die  Nutznießung  von 
allen  Grundstücken,  Gebäuden,  Häusern  und  überhaupt  von 
allem  Eigentum,  das  zu  dieser  Manufaktur  gehöre,  alle 
sonstigen  Privilegien  und  Subventionen  aber  würden  von  jetzt 
an  aufgehoben  (Art.  1);  nur  der  Künstler,  welcher  der  An- 
stalt beigegeben  ist,  werde  von  der  Nation  ein  Gehalt  von 
1200  Livres  beziehen  (Art.  2);  die  Manufaktur  selbst  solle 
sich  von  nun  an  unter  der  unmittelbaren  Inspektion 
und  Aufsicht  der  Administration  des  Bezirkes  Beauvais 
befinden  (Art.  6).  Bald  darauf  ging  Menou  endgültig  ab  und 
die  zeitweilige  Leitung  der  Manufaktur  übernahm  Camousse, 
der  lange  Zeit  als  Regisseur  und  Künstler  an  ihr  angestellt 
gewesen  war.  Man  muß  sagen,  der  Artikel  6  des  Dekretes 
vom  17.  Brumaire  ist  fast  die  direkte  Antwort  auf  die  Petition 
der  Bürger  Beauvais',  die  noch  im  März  1793  dem  Konvent 
eingereicht  worden  war  und  die  direkte  Bitte  enthielt,  die 
Aufsicht  über  die  Anstalt  und  die  endgültige  Schlichtung 
aller  Streitigkeiten  zwischen  dem  Unternehmer  und  den 
Arbeitern  den  lokalen  administrativen  Organen  zu  übertragen^. 
Auf  der  Tagesordnung  stand  aber  überhaupt  nicht  die 
Frage  von  den  Konflikten  zwischen  dem  Herrn  und  den 
Arbeitern,  sondern  die,  wie  man  die  schwere  Zeit  des  Still- 
standes in  den  Geschäften  durchmachen  könne,  ohne  die 
Manufaktur  zu  schließen. 

III. 

Die  Krisis  dauerte  an.    Dabei  stand  der  Arbeitslohn  in 
keinerlei  Verhältnis  zu  den  Preisen  der  notwendigsten  Lebens- 


^  Decret  de  la  Convention  Nationale  du  dix  sept  Brnmaire  Tan  2 
de  la  R^pnblrque  etc.  Arch.  Nat.  0^2038%  N  2002  (der  Stoß  ist  be- 
zeichnet: ans  2— x)).  Siehe  ebenso  ProcSs- verbal  de  la  Convention  Nat 
17  Brumaire  an  II.    p.  44 — 45. 

«  Arch.  Nat.  664— B(O»2038''),  der  Stoß:  Ans  II— III.  A  la  Con- 
vention Nationale,  gezeichnet :  d.  25.  März  1793 :  . . .  2)  „qu'elle  est  sou- 
mise  4  Tinspection  des  corps  administratifis '  ....  4).  Que  toutes  con- 
testations  qui  sont  survennes  ou  (jui  surviendront  entre  les  directeurs 
et  les  ouyriers  soient  jugds  döfinitivement  par  les  corps  administratifs.^ 
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mittel.  Vor  uns  liegt  ein  wertvolles  Dokument,  welches  uns 
eine  Liste  der  Arbeiter  und  Angaben  über  die  von  ihnen  be- 
zogenen Summen  gibt  Dieses  Dokument^  stammt  aus  dem 
Anfang  des  Jahres  1794,  d.  h.  aus  den  ersten  Monaten 
der  Existenz  der  Manufaktur  nach  dem  Dekret  vom  17.  Bru- 
maire.  Von  Arbeitern  sind  91  Mann  vorhanden,  abgerechnet 
ö,  im  Alter  von  70 — 84  Jahren  stehende,  welche  zu  leichteren 
Arbeiten  verwendet  werden :  sie  sind  gewissermaßen  die  Pen- 
sionäre der  Manufaktur,  die  ihr  ganzes  Leben  hindurch  in 
ihr  gearbeitet  haben.  Von  allen  diesen  erhalten  nur  3  Arbeiter 
je  3  Livres  10  Sols  täglich,  4  Mann  erhalten  je  3  Livres, 

9  je  2  Livres  15  Sols,  4  2  Livres  10  Sols,  5  2  Livres  5  Sols, 
alle  übrigen  aber  erhalten  weniger  als  2  Livres  täglich  und 
zwar:  6  je  1  Livre  18  Sols,  4  je  1  Livre  15  Sols,  25  1  Livre 

10  Sols,  17  1  Livre  5  Sols,  8  1  Livre  und  6  15  Sols.  In 
einer  besonderen  Rubrik  ist  die  Zahl  der  Familienglieder  an- 
gegeben, die  der  betreflFende  Arbeiter  zu  erhalten  hat.  Wir 
haben  im  ganzen  17  Ledige  gezählt,  die  übrigen  haben 
Familien  von  1 — 6  Kindern  (einer  besitzt  8  Kinder,  doch  ist 
vermerkt,  daß  5  von  ihnen  nicht  vom  Vater  erhalten  werden). 
Die  Rubrik,  in  welcher  die  Zahl  der  Dienstjahre  an  der 
Manufaktur  vermerkt  ist,  zeigt  uns,  daß  die  ungeheure  Mehr- 
zahl tatsächlich  recht  hat,  wenn  sie  in  ihren  Petitionen  er- 
klärt, daß  die  Arbeiter  nach  lebenslänglichem  Arbeiten  in 
einer  und  derselben  Spezialität  nicht  mehr  ein  neues  Hand- 
werk erlernen  könnten:  nur  zwei  (Knaben  im  Alter  von 
13  Jahren,  die  15  Sols  den  Tag  erhielten)  haben  4  Jahre  ge- 
arbeitet, einer  5  Jahre,  die  übrigen  bedeutend  mehr:  6  Mann 
je  7  Jahre,  andere  8,  9,  12  Jahre,  im  allgemeinen  aber  haben 
über  60  Mann  (von  91)  20—73  Jahre  gearbeitet.  Der  Lohn, 
den  sie  erhielten,  ist  tatsächlich  so  gering,  daß  auch  vor  dem 
Beginn  der  Revolution  nur  wenige  der  Arbeiter  von  Beauvais 
mit  ihrer  Familie  für  das  erhaltene  Geld  einigermaßen  er- 
träglich hätten  existieren  können;  und  doch  stand  noch  im 
Jahre  1789  ein  Livre  bedeutend  höher  im  Werte  als  1794,  da 
sich  die  Krisis  der  Assignaten  schon  ernstlich  fühlbar  machte 
(besonders  gegen  Ende  des  Jahres  1794).  Im  Mai  1794  unter- 
stützten die  Deputierten  des  Departements  Oise  im  National- 
konvent  durch  ihre  Unterschriften  eine  Petition  an  den  Kon- 
vent mit  der  Bitte,  den  Arbeitern  zu  helfen  ^  Hierin  ist  die 
Rede  davon,   daß   die  Arbeiter  von  entsetzlichster  Not  ge- 


^  Etat  du  nombre  d^ouvriers,  compagnons  et  apprentis  de  la  Manu- 
facture  Nationale  de  Beauvais  (der  Stoß  vom  IT.  unalll.  Jahre,  O'2088*). 
Zehn  geschriebene  Seiten.  Gezeichnet:  den  28.  Februar  1794.  (9  Ven- 
töse  an  II.) 

*  A  la  Convention  Nationale  (der  Stoß:  II.  und  III.  Jahr,  Arch. 
Nat.  0^2038^  trägt  den  Stempeldrnck  „commission  des  dep^ches**: 
^approuve". 
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peinigt  würden,  daß  sie  mehr  als  zwei  Monate  ohne  Arbeit, 
ohne  Hilfe,  ohne  Existenzmittel  dasaßen  \  daß  sie  am  Rande 
des  Hungertodes  wären,  und  daß  bei  der  geringsten  Ver- 
zögerung selbst  die  Hilfe  des  Konvents  zu  spät  kommen 
könne.  In  der  Petition  findet  sich  ein  direkter  Hinweis 
darauf,  daß  die  Komitees  für  Ackerbau  und  Handel  die  Frage 
«iner  Hilfsleistung  an  die  Manufaktur  von  Beauvais  bereits 
geprüft  haben,  und  man  beruft  sich  auf  die  Ansichten  der 
administrativen  Institutionen  von  Beauvais,  die  bereits  von 
den  Komitees  in  Beratung  genommen  seien.  Wirklich  hatte 
das  Direktorium  des  Departements  Oise  schon  am  3.  Februar 
1794,  d.  i.  gleich  nach  der  eingetretenen  Stockung  in  den 
Arbeiten,  den  Beschluß  gefaßt,  beim  Konvent  um  die  Aus- 
zahlung einer  Unterstützung  an  die  Arbeiter  nachzusuchen'. 
(Eigentlich  war  die  Liste  der  Arbeitergehälter,  die  wir  soeben 
betrachtet  haben,  eben  für  diesen  Zweck  zusammengestellt 
worden.)  Sodann  war  am  10.  Februar  desselben  Jahres  1794 
ein  Beschluß  des  Rates  des  Distrikts  Beauvais  srustande  ge- 
kommen, den  Minister  des  Innern  zu  bitten,  er  möge  beim 
Konvent  um  Hilfe  für  die  Manufaktur  nachsuchen,  bis  an 
Stelle  des  abgegangenen  Menou  ein  neuer  Unternehmer  ge- 
treten sei*.  Nun  hatten  diese  von  den  Deputierten  von  Oise 
unterstützten  Petitionen  den  Gang  der  Sache  beschleunigen 
lassen.  Die  Kommission  für  Ackerbau  und  Künste  (la  com- 
mission  d'agriculture  et  des  arts)  reichte  an  den  Wohlfahrts- 
ausschuß einen  Bericht  ein,  wobei  sie  den  Ausschuß  zu  be- 
wegen suchte,  „den  Künstlern,  die  unendlich  interessant  seien 
durch  ihr  Talent  und  infolge  ihrer  Not"  *,  durch  Auszahlung 
eines  Vorschusses  zu  helfen,  den  sie  in  der  Folge  allmählich 
von  ihrem  Gehalt  zurückzahlen  würden.  Am  18.  Prairial  des 
Jahres  II  (d.  i.  den  6.  Juni  1794)  bestimmte  der  Wohlfahrts- 
ausschuß nach  Anhörung  dieses  Berichtes,  daß  den  Arbeitern 
ein  Vorschuß  gewährt  werde,  den  sie  nachher  tilgen  sollten; 
kein  Arbeiter  durfte  als  Zuschuß  mehr  als  2  Livres  täglich 


^  . . .  Sons  les  poids  de  la  plus  grande  mis^re,  sans  ouvrages,  sans 
resBOurces,  sana  secours,  depuis  plus  de  deux  mois,  ayant  ddjä  vendu  la 
plus  grande  partie  de  leurs  vStements,  ils  n^auraient  plus  eux,  leurs 
enfaius  (]ue  fe  plus  legitime  desespoir,  si  la  justice  et  rhumanit^  de  la 
Convention  Nationale  ne  leur  ^tait  connue. 

'  Die  Handschrift  beißt:  Extrait  du  R^istre  des  d^liberations  du 
directoire  du  departement  de  TOise  —  und  ist  gezeichnet:  15  Pluviöse 
(d.  i.  also  d.  3.  Februar).    Nr.  44,  O»2038»  -  Arch.  Nat. 

'  Archlves  Döpartementales  de  TOise.  D61iberations  du  district 
de  Beauvais  du  13  rluviose  an  29  id.,  an  2.  Die  Sitzung  „du  22  Plu- 
viöse, avant  midy". 

^  ...  La  commission  pense  que  le  Grouvemement  doit  venir  aux 
secours  de  ces  artistes  qui  sont  iufiniment  int^ressants  par  leur  talent 
et  leur  mis^re.  Rapport  au  comite  de  Salut  public  (Arts  et  Manu- 
factures,  d83X  O>2088^  der  Stoß  vom  U.  und  111.  Jahre. 


96  132. 

erhalten  (unter  der  Bedingung,  daß  er  zur  gewöhnlichen  Zeit 
nicht  weniger  als  2  Livres  erhielt);  wer  weniger  als  2  Livres 
erhielt,  sollte  nun  als  Vorschuß  eine  Summe  erhalten,  die 
sein  gewöhnliches  Gehalt  in  keiner  Weise  übersteigen  durfte. 
Die  gesamte  Yorschußsumme  sollte  dem  Leiter  der  Manu- 
faktur, Camousse,  zur  Verteilung  übergeben  werden  *.  Allein 
aus  den  Dokumenten,  die  sich  auf  die  Verteilung  des  vom 
Wohlfahrtsausschuß  gewährten  Vorschusses  beziehen,  geht 
hervor,  daß  insgesamt  nur  26  Arbeiter  diese  Unterstützung 
erhielten.  Offenbar  hatte  der  Umstand,  daß  der  Fiskus  nun 
doch  gezwungen  war,  entgegen  dem  Sinne  des  Dekrets  vom 
17.  Brumaire,  der  Manufaktur  eine  verkappte  Subsidie  zu 
gewähren,  veranlaßt  über  dieses  Dekret  und  über  die  allzu 
knauserige  Behandlung  der  Manufaktur  von  Seiten  des  Fiskus 
nachzudenken.  Dazu  trug  auch  Menou  bei,  der  einstige 
Unternehmer,  der  von  neuem  den  Wunsch  äußerte,  die  Leitung 
der  Manufaktur  zu  übernehmen,  jedoch  annähernd  unter  den 
früheren  Bedingungen  ^.  Doch  war  bei  der  schwierigen  finan- 
ziellen Lage  der  Regierung  an  eine  Aufhebung  des  Dekretes 
vom  17.  Brumaire  gar  nicht  zu  denken^,  und  die  elende 
Existenz  der  Manufaktur  dauerte  fort.  Die  Arbeiter,  die  sich 
ein  wenig  von  der  Arbeitslosigkeit  erholt  hatten,  klagten 
bitter  darüber,  daß  ihr  Arbeitslohn  durchaus  nicht  mit  der 
Kaufkraft  des  Geldes  in  Einklang  stände:  „...  wir  können 
uns  eines  bitteren  Gefühles  nicht  erwehren,  wenn  wir  be- 
denken, daß  unser  Gehalt  selbst  bei  fleißigster  Arbeit  nicht 
höher  sein  kann  als  40—60  Livres  in  der  Dekade  (d.  i.  4  bis 
6  Livres  den  Tag).**  Vergleichen  wir  diese  Ziffer  mit  der 
Höhe  des  Gehaltes,  wie  sie  in  der  oben  von  uns  betrachteten 
Liste  angegeben  ist,  so  sehen  wir,  daß  noch  zu  Anfang  des 
Jahres  1794  keiner  der  Arbeiter  4  Livres  (geschweige  denn 
eine  größere  Summe)  erhielt.  Weiterhin  wird  der  Sinn  dieser 
Petition  vollständig  offenbart:  „In  glücklicheren  Tagen  hätte 
dies  für  unsere  Bedürfnisse  genügt.  Bei  der  gegenwärtigen 
Lage  der  Dinge  aber  kann  dieser  Verdienst  uns  nicht  einmal 


*  Diese  Bestimmung  ist  unterzeichnet  von  Robespierre,  Saint  Juste, 
Collot  d'Herbois  und  anderen  Gliedern  des  Komitees.  Extrait  du  R6- 
giatre  des  arret^s  du  Comif6  de  Salut  public  de  la  Conv.  Nat,  du 
18  Prairial  Tan  II,  Nr.  44,  O12038«. 

^  cf.  Rapport  de  TAgence  des  arts  et  manufactures  k  la  commission 
d^agriculture  et  d'arts.  Stoß  vom  II.  und  III.  Jahre.  Archives  Nat. 
0*2038*^  („Division  des  arts  et  manufactures '^ ;  —  am  Rande  der  Hand- 
schrift: adopt^  5  Messidor  an  II).  Siehe  auch  den  von  Menou  ein- 
gereichten Bericht:  „Soumission  au  citojen  Menou,  auparavant  entre- 
preneur  etc.  N  385  (daneben  einen  anderen  Nr.  2002).  Gezeichnet  den 
4  Prairial  Tan  second.  Arch.  Nat.  Die  Akten  vom  II.  und  III.  Jahre, 
O^20:38^ 

'  Dies  bep'iflF  auch  die  Agence  des  arts,  die  das  von  Chauvin  ver- 
faßte Projekt  einer  Wiedereinführung  der  Subsidien  nicht  annahm. 
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zum  Brot  reichen,  da  ein  Pfund  Roggenbrot  5  Sols  kostet, 
ganz  zu  schweigen  von  den  Qbrigen  unentbehrlichsten  Lebens- 
mitteln, die  in  erschreckender  Progression  im  Preise  steigen.^ 
Sie  weisen  auch  darauf  hin,  daß  sie  durch  die  zwei  Jahre 
lang  währende  Arbeitslosigkeit  erschöpft  seien  ^  Dieser  Hin- 
weis spricht  ebenfalls  dafQr,  daß  die  Krisis  nicht  vor  1792 
begonnen  hat,  denn  die  Petition  stammt  aus  dem  Sommer 
oder  Anfang  des  Herbstes  1794,  die  Arbeiter  aber  sind  aus- 
nahmslos, wie  aus  allen  von  ihnen  an  den  Konvent  gerichteten 
Dokumenten  hervorgeht,  geneigt,  die  Dauer  ihrer  Entbehrungen 
eher  zu  übertreiben,  keinesfalls  aber  zu  gering  anzusetzen. 
Das  Grundübel  liegt  nach  der  Meinung  der  Arbeiter  in  dem 
Fehlen  einer  ständigen  Subsidie  von  Staats  wegen  in  Form 
eines  alljährlichen  obligatorischen  Auftrages;  in  dieser  Be- 
ziehung stimmen  sie  vollkommen  mit  dem  gewesenen  Direktor 
Menou  überein,  dem  nach  dem  Dekret  vom  17.  Brumaire  die 
Leitung  der  Manufaktur  unmöglich  erschien.  Und  die 
Arbeiter  erinnern  aufs  neue  daran,  daß  jene  Subsidie,  die 
durch  das  Dekret  vom  17.  Brumaire  aufgehoben  worden  war, 
durch  keine  zeitweilige  Hilfe  von  der  Art  des  vom  Wohl- 
fahrtsausschuß gewährten  Vorschusses  ersetzt  werden  könne. 
Sie  fertigen  eine  Deputation  nach  Paris  ab,  und  diese  De- 
putation überreicht  dem  Konvent  eine  neue  Petition  mit  dem 
Datum  „le  3®  jour  compl^mentaire  de  la  2*  annöe  r6publi- 
caine",  d.  i.  also  —  nach  dem  Gregorianischen  Kalender  — 
der  19.  September  1794  ^  Nach  der  üblichen  Einleitung  mit 
dem  Ausdruck  ihrer  Hoffnung  auf  die  Gesetzgeber  und  mit 
Klagen  über  ihr  Unglück  sagen  die  Arbeiter:  „Die  Anstalt, 
mit  der  sie  (die  Arbeiter)  verbunden  sind,  war  während  der 
Despotie  bis  auf  einen  hohen  Grad  der  Vollkommenheit  gebracht 
worden ,''  und  machen  auf  eines  ihrer  liebsten  Argumente 
aufmerksam:  „Schon  hat  der  neidische  Ausländer  gesehen, 
daß  alle  seine  Manufakturen  dieser  Art  von  den  zwei  unseren 
in  den  Schatten  gestellt  werden";  was  wird  sein,  wenn  es 
erst  dazu  kommt,  der  Nachkommenschaft  von  seinen  Nieder- 
lagen und  unseren  Triumphen  zu  erzählen?"  Im  wesentlichen 
bitten  hier  die  Arbeiter  immer  wieder  um  dasselbe:  die  Re- 
gierung möge  ihnen  Aufträge  geben,  und  indem  sie  für  diese 
Aufträge  patriotische  Sujets  in  Vorschlag  bringen,  hoffen  sie 
schneller  zu  ihrem  Ziel  zu  kommen.    Wie  wir  sahen,   reden 


1  . .  .  Epuis^s  tons  par  une  iDaction  de  denx  ann^es  enti^res. . .  ! 

Arch.  Nat.    Der  Stoß  vom  IL  und  III.  Jahre,  0^2038*,  Nr.  23993.    Die 
Handschrift  ist  mit  24  Namen  unterzeichnet.  I 

a  Arch.  Nat.  O»2038»  (der  Stoß  der  Jahre  II  und  III),  Nr.  2331,  — 
am  Rande :  Manufacture  des  Tapisseries  de  Beauvais.    Die  Handschrift  | 

ist  unterschrieben:  Louis  Pisier,  Riqueur  —  ouvriers  de  la  Dt.  Manu-  j 

facture  en  d^putation  k  Paris.  j 

•  D.  h.  von  Beauvais  und  den  Gobelins. 

Forachungen  182.  —  Tarle.  7 
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sie  auch  in  anderen  Petitionen  von  ihrem  Bestreben,  die 
französischen  Siege  über  den  Feind  durch  ihre  Kunst  zu  ver- 
ewigen. Was  das  Dekret  vom  17.  Brumaire  betriflft,  so  war 
es  nur  eine  wesenlose  Wohltat:  „die  Aufmunterungen,  die 
seit  der  Gründung  der  Anstalt  bestanden  haben,  halfen  dem 
Unternehmer  in  diesen  Zeiten  fehlender  Bestellungen,  seine 
Last  zu  tragen;  die  Gesetzgeber  aber,  geizig  auf  Kosten  des 
Schweißes  der  Nation,  hielten  es  für  recht,  diese  Aufmunte- 
rungen abzuschaffen.  Einiges  Nachdenken  hätte  ihnen  ge- 
zeigt, daß  Augenblickserwägungen  im  gegebenen  Falle  unzu- 
lässig seien;  daß  das  Geld,  welches  diese  Manufaktur  belebt 
hatte,  vervierfacht  nach  Frankreich  zurückkehre  durch  die 
tributpflichtig  gewordenen  Ausländer  ^  Der  Wohlfahrtsaus- 
schuß bestimmte  im  Prairial,  daß  jeder  Arbeiter  als  zeitweilige 
Hilfe  40  Sols  den  Tag  erhalten  solle :  diese  Hilfe,  die  in  jener 
Zeit  den  Arbeitern  von  großem  Nutzen  war,  wurde,  wie  zu 
fühlen  ist,  in  der  Folge  sehr  unzureichend;  die  Söhne  und 
Verwandten  vieler  befinden  sich  an  den  Grenzen;  andere  sind 
genötigt,  das  Wenige  an  beweglichem  Eigentum,  das  sie  hatten, 
zu  verkaufen,  um  jene  40  Sols  zu  ergänzen,  die  nicht  aus- 
reichen, um  eine  vielköpfige  Familie  zu  ernähren." 

Diese  Petition  verfehlte  ihre  Wirkung  nicht  Am 
15.  November  1794  faßte  das  Gomitö  de  Commerce  et  des 
Approvisionnements,  nach  Anhörung  des  Berichtes  eines  ihrer 
Mitglieder  über  die  Lage  in  Beauvais  auf  Grund  der  Arbeiter- 
petitionen, das  Projekt  eine^  Dekretes  ab,  welches  man  be- 
schloß bis  zur  weiteren  gesetzgeberischen  Behandlung  einem 
anderen  Komitee  mitzuteilen,  das  zu  dieser  Frage  Be- 
ziehungen hatte,  dem  „Comitö  d'agriculture  et  des  arts"^ 
Im  Projekt  ist  gesagt,  wolle  man  diese  Art  der  Industrie 
nicht  dem  Untergang  preisgeben,  so  seien  folgende  Maßnahmen 
zu  ergreifen:  die  zeitweilige  Leitung  der  Manufaktur  über- 
nimmt Gamousse  unter  der  Aufsicht  des  Direktors  der 
Gobelinmanufaktur,  welcher  im  Einvernehmen  mit  den  An- 
sichten der  Kommission  für  Handel  die  Bestellungen  machen 
und  die  Sujets  der  Arbeiten  angeben  wird  (Art.  l  u.  2); 
die  angefertigten  Gegenstände  werden  nach  Maßgabe  ihrer 
Herstellung  dieser  Kommission  zur  Verfügung  gestellt  (Art.  8) ; 
die  Art  der  Entlohnung  der  Arbeiter  wird  dieselbe  sein,  wie 
in  der  Gobelinmanufaktur;  die  Kommission  für  Handel  gibt 
die  hierzu  erforderlichen  Mittel  (Art.  4).    Was  die  Zukunft 


^ que   Targent   qui    vivifiait   cette   manufacture   rentrait   en 

France  quadruple  au  raoyen  de  l'Etranger,  rendu  tributaire. 

2  Arch.  Nat  0*2088*^.  Extrait  du  Registre  des  d^liberations  du 
Comite  de  commerce  et  des  ApprovisionnementB  de  la  Convention  Na- 
tionale du  25  Brumaire  l*an  3®  de  la  Rt^publique  fran^aise  une  et  in- 
divisible. 


132.  99 

betrifft,  so  hat  diese  Kommission  die  Vollmacht ,  mit  einem 
passenden  Unternehmer  in  Unterhandlung  zu  treten,  der  da- 
mit einverstanden  wäre,  die  Manufaktur  auf  der  Grundlage 
des  Dekretes  vom  17.  Brumaire  zu  übernehmen,  und  im  Ein- 
vernehmen mit  der  Kommission  für  Ackerbau  und  Künste 
ist  die  Kommission  für  Handel  ermächtigt,  solche  Mittel  der 
Aufmunterung  (encouragements)  vorzuschlagen,  die  sie  für 
notwendig  erachtet  (Art.  5).  Dies  sind  die  wichtigsten  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzprojektes.  Die  Arbeiter  wußten  eine 
Zeit  lang  nichts  von  ihm  und  erinnerten  aufs  neue  an  ihre 
verzweifelte  Lage.  Gegen  Ende  des  Jahres  hören  wir  aber- 
mals von  der  Unzulänglichkeit  des  vom  Wohlfahrtsausschuß 
gewährten  Vorschusses.  Am  7.  Dezember  schreiben  sie  an 
das  Komitee  für  Ackerbau  und  Künste^:  „Es  ist  wahr,  daß 
wir  gemäß  dem  Beschluß  des  Wohlfahrtsausschusses  eine  täg- 
liche Unterstützung  von  40  Sols  (d.  i.  2  Livres)  erhalten"  . . . 
„In  dem  Moment,  da  uns  diese  Wohltat  erwiesen  wurde, 
konnte  ein  Familienvater  kaum  existieren ;  seit  der  Zeit  aber 
sind  die  Lebensmittel  bedeutend  teurer  geworden,  während 
uns  noch  immer  die  gleiche  Unterstützung  zukommt.  Urteilt 
über  unsere  Lage!"  Sie  geben  noch  zu,  daß  die  „klagende 
Stimme  des  Künstlers"  ungehört  verhallen  konnte,  „als  die 
Tyrannei  mit  der  Freiheit  kämpfte" ,  jetzt  aber,  „da  Tugend 
und  Gerechtigkeit  an  der  Tagesordnung  sind",  hoifen  sie  auf 
Hilfe  und  —  wieder  dasselbe  Motiv!  —  möchten  die  hervor- 
ragendsten Momente  der  Revolution  „in  ihrer  Kunst  verherr- 
lichen" (c616brer  ensemble  dans  notre  art).  Erst  nach  der 
Abfertigung  dieser  Petition  erfuhren  die  Arbeiter  von  dem 
Projekt  des  Dekretes,  welches  in  einer  Sitzung  des  Komitees 
de  Commerce  et  des  Approvisionnements  ausgearbeitet  und 
an  das  Komitee  für  Ackerbau  und  Künste  mitgeteilt  worden 
war.  Und  nun  eilen  sie,  auf  die  Mitglieder  des  letzteren 
einzuwirken,  und  schreiben  „an  die  Bürger,  welche  die  exe- 
kutive Kommission  für  Ackerbau  und  Künste  bilden" ,  eine 
besondere  Petition',  die  am  Rande  des  Manuskriptes  den 
Vermerk  trägt:  „Beauvais,  le  5.  Nivöse  Tan  3^"  (d.  i.  also 
d.  25.  Dezember  1794).  Sie  geben  ihrer  lebhaften  Befrie- 
digung wegen  des  genannten  Projektes  und  ihrer  Hoffnung 
auf  die  Beihilfe  des  Komitees  für  Ackerbau  und  Künste  Aus- 
druck; von  neuem  wird  wiederholt  (stellenweise  sogar  mit 
buchstäblicher  Genauigkeit),   was   auch    in   den   vorher   ab- 


'  Gezeichnet:  Beauvais  le  17  Frimaire,  3«  annde.  Arch.  Nat. 
O'2038^    Oben  der  Vermerk:  660-167a. 

2  Arch.  Nat.  0*2088'^  (Orthographie  des  Originals),  Les  ouvriers 
de  Manufactures  national  de  Tapisserie  de  Beauvais  au  citojens  com- 
posant  la  Commissions  ezecutif  d'agricultures  et  des  arts.  Unter  der 
Handschrift  stehen  26  Unterschriften;  für  einen  Analphabeten  ist  ein 
Kreuz  mit  entsprechender  Erklärung  hingesetzt. 
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gesandten  Petitionen  über  die  jammervolle  Lage  der  Arbeiter 
gesagt  war.  (Denselben  stereotypen  Charakter  trägt  auch  die 
nächste  Petition,  die  schon  zu  Anfang  1795  an  das  Komitee 
de  Commerce  et  des  approvisionements  abgesandt  wurde  ^. 

Am  13.  Prairial  (1.  Juni  1795)  wurde  die  Manufaktur 
von  Beauvais  vollkommen  zu  einem  staatlichen  Industrie- 
unternehmen gemacht,  wobei  sowohl  der  Direktor  als  auch 
die  Arbeiter  und  übrigen  Angestellten  als  im  Dienste  des 
Staates  stehend  betrachtet  wurden,  welcher  in  vollem  Um- 
fange die  Sorge  für  die  oberste  Leitung  der  Manufaktur  und 
für  ihre  Erhaltung  auf  sich  nahm.  Auf  diese  Weise  mußte 
die  Regierung  den  Gedanken  aufgeben,  jegliche  Ausgaben  für 
die  Manufaktur  auf  das  Mindestmaß  herabzusetzen;  diese 
ging  unter  dem  durch  die  ökonomischen  Vorschriften  des 
Konventes  festgesetzten  Regime  rasch  ihrem  Untergang  ent- 
gegen. 

IV. 

Die  Krisis  spitzte  sich  so  zu,  daß  in  der  Manufaktur  die 
Arbeiten  auf  einige  Zeit  ganz  eingestellt  wurden,  und  die 
Arbeiter  bis  auf  23 — 26  Mann  die  Anstalt  verließen  (die  Da- 
gebliebenen erhielten  nichts).  Vor  dem  endgültigen  Unter- 
gang rettete  die  Manufaktur  die  Verfügung  des  Komitees  für 
Ackerbau  und  Künste  vom  13.  Prairial  des  Jahres  III  (d.  i. 
1.  Juni  1795),  laut  welcher  die  Anstalt  „fut  mise  en  r^gie"", 
und  die  Regierung,  indem  sie  zum  erstenmal  die  Manufaktur 
in  Beauvais  den  übrigen  nationalen  Manufakturen  gleich- 
stellte, durch  einen  ernannten  Direktor  die  Leitung  der  Ge- 
schäfte auf  sich  nahm^  Seit  der  Zeit  wurde  die  Regierung 
zur  alleinigen  Herrin  und  Leiterin  der  Geschäfte,  die  Manu- 
faktur durfte  sich  keinem  Unternehmer  mehr  unterwerfen. 
Für  den  Direktor  war  eine  Art  Instruktion  ausgearbeitet 
worden;  dieses  Dokument^  ist  interessant  durch  einen 
neuen  Zug,  der  in  den  in  der  vorhergehenden  Periode  der 
Revolution  von  der  Regierungsgewalt  ausgegangenen  Doku- 
menten vollkommen  fehlt.  Das  Jahr  1795  war  eine  Zeit  an- 
gestrengten Strebens  nach  Aufrechterhaltung  „der  Ordnung 
und  Ruhe",  „der  Autorität  der  Gewalt"  u.  dgl.,  und  die  all- 
gemeinen Tendenzen  der  Epoche  spiegeln  sich  auch  in  dem 
vorliegenden  Dokumente   wieder.     „Dem  Direktor   muß  die 


1  0^2038 ^     Gezeichnet:   Beauvais   21    Pluviose,   3®  annee  (d.   i. 
9.  Februar  1795). 

*  Arch.  Nat.  A.  F.  II — 85,  liasse  13:   arr6t6   sur  le  rapport  de  la 
commission  d'agriculture  et  des  arta,  13  Prairial  an  3. 

•  Arch.  Nat.  O'^SSS,  Liasse  „Prairial  etFlor^al" :  „Apper^u".  (cf.  ibid. 
Liasse:  „trois  pi^ces  n.  d.  et  une  pi^ce  du  4«  complementaire  de  Tan  3^.) 
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Aufsicht  über  die  Ausführung  der  Arbeiten ,  über  die  straffe 
Erhaltung  der  Ordnung  und  Subordination  unter  den  Ar- 
beitern auferlegt  werden.  Er  hat  sie  mit  Gerechtigkeit,  aber 
mit  Strenge  in  Klassen^  einzuteilen,  entsprechend  ihren 
Talenten"  ...  In  demselben  Dokumente  finden  wir  noch 
einen  interessanten  Hinweis  inbezug  auf  die  Lebensmittel- 
teuerung zu  jener  Zeit  (d.  h.  Mitte  1795):  der  Arbeitslohn 
„soll  mit  dem  äußerst  hohen  Preise  der  unentbehrlichsten 
Lebensmittel  in  Einklang  stehen''  .  .  .  .;  um  für  die  gegen- 
wärtige Zeit  eine  bestimmte  Basis  zu  schaffen,  hält  man  es 
für  angemessen,  für  die  Arbeit  das  Dreifache  des  Preises  zu 
zahlen,  der  im  Jahre  1789  festgesetzt  worden  ist. 

Eigentlich  reichte  aber  im  Jahre  1795  die  Arbeit  nicht 
immer  für  jene  23—24 — 26  Mann,  die -damals  in  der  Anstalt 
verblieben  waren.  Aus  einigen  (manchmal  recht  verwickelten) 
Bechnungen,  die  vom  Jahre  1795  erhalten  sind,  läßt  sich 
schließen,  daß,  wenn  Arbeit  vorhanden  war,  die  Arbeiter  täg- 
lich 3 — 4—5  Livres  verdienten*;  der  Lohn  wurde  nach  wie 
vor  aufs  Stück  berechnet  und  nicht  nach  Tagen,  wie  in  den 
übrigen  Manufakturen.  In  Wirklichkeit  aber  gab  es  nicht 
immer  und  nicht  für  Alle  Arbeit,  und  die  Unterstützung  von 
2  Livres  seitens  der  Regierung  blieb  auch  im  Jahre  1795  die 
Hauptstütze  für  die  Arbeiter,  aber  natürlich  eine  zu  schwache 
Stütze.  „Unglück  und  die  Verhältnisse  haben  die  Manufaktur 
Beauvais  in  den  Zustand  des  vollkommensten  Stillstandes 
versetzt",  lesen  wir  im  Bericht,  der  von  der  Kommission  für 
Ackerbau  und  Künste  an  das  gleichnamige  Komitee  ein- 
gereicht worden  war*;  eine  Reihe  von  Dokumenten*  über- 
zeugt uns  davon,  daß  die  rasch  fortschreitende  Entwertung 
der  Assignaten  die  von  der  Regierung  gewährte  Unterstützung 
von  2  Livres  vollständig  auf  Null  zu  reduzieren  drohte;  die 
Möglichkeit  aber,  etwas  in  der  Manufaktur  zu  verdienen, 
blieb  auch  nach  der  Verfügung  vom  13  Prairial  vollständig 
problematisch,  wie  bis  zu  diesem  Akt.  Und  nun  begann  auch 
für  die  Arbeiter  von  Beauvais  eine  stufenweise  Erhöhung  der 
Zulage  seitens  des  Staates,  die  aber  angesichts  des  raschen 
Fallens  der  Assignaten  im  Kurse  immer  zu  spät  kam.  Der 
Unterschied    zwischen  Beauvais  und  den  übrigen  nationalen 


*  D.  b.  in  Kategorien,  die  mehr  oder  weniger  Lohn  erhielten  ent- 
sprechend der  KompFiziertheit  der  Arbeit  und  der  Kunstfertigkeit. 

«  cf.  2.  B.  Arch.  Nat.  O'2038\  Etat  des  payementa  faits  k  cha- 
qunn  des  citovens  ouvriers  de  la  Manufacture  Nat.  de  tapisseries  et 
tapis  de  pied  de  Beauvais  a  compte  de  Touvrage  fait  depuis  le  20  Ther- 
midor  jusqu'&  80  Fructidor. 

»  Arch.  Nat.  O^SSS»  Liasse  „Ploreal  et  Prairial  an  3",  Rapport  au 
Oomitö  d'agriculture  et  des  arts. 

*  Besonders  im  Stoß:  -Prairial«  (0*858);  cf.  z.B.  den  Bericht 
Oamousse^s  an  den  Minister  des  Innern. 
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Manufakturen  bestand  nur  darin,  dafi  für  die  Arbeiter  von 
Sävres,  den  Gobelins  und  der  Savonnerie  der  Lohn  für  die 
Tagesarbeit  anstieg,  während  für  die  Arbeiter  von  Beauvais^ 
wie  gerechnet  wurde,  die  von  der  Regierung  ihnen  aus- 
gezahlte zeitweilige  Unterstützung  erhöht  wurde  (denn,  wir 
wiederholen  es,  in  Beauvais  bestand  noch  der  Stücklohn). 
Allerdings  erschien  für  den  gegebenen  Moment  dieser  Unter- 
schied nur  als  ein  formaler.  Nach  dem  Berichte  der  Kom- 
mission für  Ackerbau  und  Künste'  hatte  das  Komite  für 
Ackerbau  und  Künste  infolge  der  Klagen  der  Arbeiter  über 
die  Unzulänglichkeit  der  Unterstützung  beschlossen,  „zeit- 
weilig und  angesichts  der  Teurung  der  nötigsten  Lebens- 
mitter  6  Livres  für  den  Tag  und  Kopf  zu  assiguieren.  Aber 
auch  dies  erweist  sich  als  zu  wenig  angesichts  des  Fallens 
der  Assignaten  im  Kurse  und  des  hieraus  entspringenden 
furchtbaren  MiBverhältnisses  zwischen  den  Preisen  der  Lebens- 
mittel und  dem  Gehalte,  das  die  Arbeiter  erhielten.  Eine 
neue  Petition  wird  nach  Paris  abgesandt.  In  dem  Berichte« 
der  von  dem  Minister  des  Innern'  eingereicht  wurde,  macht 
das  „Bureau  der  Künste '^  dem  Minii>ter  den  Vorschlag,  die 
Unterstützungssumme  für  die  Arbeiter  noch  zu  erhöhen;  da- 
bei führt  es  folgende  Berechnung  an:  es  war  beschlossen, 
den  Lohn,  der  1789  gezahlt  wurde,  zu  verdreifachen;  damals 
aber  erhielt  der  fleißigste  Arbeiter  für  die  beste  Arbeit  selten 
mehr  als  5  Livres  den  Tag.  Verdreifacht  man  diese  Summe 
und  fügt  noch  die  bereits  assignierte  Unterstützung  von 
6  Livres  hinzu,  erhält  man  21  Livres  für  den  Tag.  „Da  diese 
Summe  sehr  bescheiden  ist  infolge  der  Preise  der  zum  Leben 
unentbehrlichsten  Gegenstände"" ,  so  macht  man  dem  Minister 
den  Vorschlag,  zu  genehmigen,  daß  man  den  Arbeitern  von 
Beauvais  noch  G  Livres  für  den  Tag  und  Kopf  auszahle. 
Am  5.  Frimaire  (d.  i.  den  26.  November  1795)  assignierte  der 
Minister  den  Arbeitern  diese  neue  Summe.  Aber  auch  das 
erwies  sich  als  zu  wenig,  da  die  Assignaten  nicht  aufhörten, 
im  Werte  zu  sinken,  und  es  wurde  nach  einem  neuen  Berichte 
des  Bureau  des  arts  in  Aussicht  genommen,  unter  Aufhebung 
der  früheren  Verfügungen  bezüglich  der  Unterstützungen  an 
die  Arbeiter,  festzusetzen,  daß  der  Arbeiter  das  Fünfzehnfache 
dessen  erhalten  solle,  was  er  im  Jahre  1789  erhalten  hatte®. 
Das  Bureau  rechnete  heraus,  daß  der  durchschnittliche  Ver- 

1  Arch.  Nat  0*858.  Der  Stoß:  Fructidor,  an  3e.  Rapport  an  Co- 
mit^  d'Ag.  et  des  arts.  Die  Entscheidung  des  Komitees  —  amll.Fruc- 
tidor  ^  3.  Sept.  1755. 

«  Arch.  Nat.  0^858.    Der  Stoß:  Frimaire  an  4e. 

"  Arch.  Nat.  0'858.  Der  Stoß:  Frimaire.  Rapport  prdsent^  au 
Ministre  de  rintörieur.  Gezeichnet:  23  Nivose  Tan  4  (d.  h.  13.  Januar 
1796). . .  Le  taux  moyen  des  Salaires  seroit  entre  quarante  et  cinquante 
livres. . . 
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dienst  eines  Arbeiters  in  solchem  Fall  gleich  40—50  Livres 
täglich  sein  würde.  Man  hoffte,  daß  dies  genügen  würde,  da 
noch  im  Brumaire  das  Brot  in  Beauvais  9  Livres  10  Sols  das 
Pfund  kostetet  In  solcher  Form  wurde  das  Projekt  vom 
Minister  des  Innern  bestätigt.  Aber  alles  das  war  immer 
noch  nicht  genügend,  da  die  Regierung  noch  immer  geneigt 
war,  sich  allzu  optimistisch  dem  wahren  Werte  der  Assig- 
naten gegenüber  zu  verhalten,  deren  Kurs  beständig  sank. 
Noch  vor  dem  Beschluß,  den  Lohn  gegenüber  dem,   den  sie 

1789  erhalten  hatten,  um  das  Fünfzehnfache  zu  erhöhen, 
wiesen  die  Arbeiter  in  einer  ihrei  Petitionen  darauf  hin,  daß 
alle  Lebensmittel  (im  Jahre  1795)  mehr  als  das  Zwanzigfache 
von  dem  kosten,  was  sie  1789  gekostet  hätten'.  Es  ist  be- 
merkenswert, daß  auch  die  einzige  irgendwie  bemerkbare 
Äußerung  einer  Unzufriedenheit  der  Arbeiter  gegen  ihren 
Direktor  —  zum  ersten  Male  nach  den  Unruhen  des  Jahres 

1790  —  hervorgerufen  wurde  durch  einen  Streit  wegen  eines 
zum  Gemüsebau  geeigneten  Landstückes,  das  der  Manufaktur 
gehörte:  sowohl  der  Direktor,  als  auch  die  Arbeiter  legen 
mehr  Gewicht  auf  die  Möglichkeit,  ihre  eigenen  Kartoffeln 
zu  haben,  als  auf  den  Betrag  ihres  Gehaltes,  den  sie  von  der 
Regierung  in  Assignaten  erhielten.  In  einem  Briefe  an  seine 
unmittelbaren  Vorgesetzten,  der  aus  dieser  Zeit  (d.  h.  An- 
fang 1796)  datiert,  sagt  der  Direktor  Camousse  selbst,  daß 
er  die  gereizte  Stimmung  der  Arbeiter  vollkommen  begreife, 
und  erklärt  sie  damit,  daß  sie,  die  „artistes"*,  ungeachtet 
fleißigster  Arbeit,  dasselbe  erhielten,  wie  gewöhnliche  Tage- 
löhner^. Die  Arbeiter  richten  (im  Februar  1796)  an  den 
Minister  des  Innern  eine  Klage  ^,  in  welcher  sie  angeben,  ihr 
Direktor  habe  von  einem  großen  Garten,  welcher  der  Manu- 
faktur gehöre,  Besitz  ergriffen  und  „wende  seine  ganze  Sorge 
der  Bearbeitung  dieses  Landes  zu  und  vernachlässige  die 
Interessen   der   Manufaktur,   die   ihm   wie   entfremdet   sei.'' 


^  Arch.  Nat.  0*858.  Das  Manuskript  ist  oben  gezeichnet  „Conseil 
des  Arts  et  Manufactnres". 

«  Arch.  Nat.,  Aktenstoß:  Brumaire  an  4«  (0»852).  Die  Petition 
trägt  die  Aufschrift  „Aux  citoyens  membres  composant  la  Commission 

d'agriculture  et  des  arts **   et   tous   les   d^enr^es   en^nerales   sur- 

pasent  plus  de  vingt  fois  les  prix  de  cette  Epoque ....  (a.  h.  des  Jahres 
1789.    Orthographie  des  Originals). 

«  Arch.  Nat.  0*858.  Der  Aktenstoß  ^Ventöse".  Brief  Camousse's 
an  citoyen  chef  de  la  4^  Division  des  Bureaux  du  Ministre  de  rint6- 

rieur.    Beauvais  4.  Ventöse  Tan  4^: ^je  vois  ^galement  avec  ^eine, 

Citoyen,  les  citoyens  ouvriers  travailJants  avec  assiduit^  du  matin  au 
soir  ne  pas  gagner  autant  que  les  Manouvriers  ce  qui  les  met  de  mau- 
vaise  humeur,  leur  donne  occasion  de  se  tourmenter  et  de  tourmenter 
aussi  ceux  qui  les  commandent  et  dirigent  .... 

^  Arch.  Nat.  0^858.  Au  citoyen  Ministre  de  Tlnt^rieur.  Am 
Rande  der  Vermerk:  4«  Division  5«  Ventöse  N  57,  Stoß  „Ventose". 
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Aber  auch  die  Arbeiter  betrachten  diese  „terrains"'  als  eine 
sehr  wesentliche  Stütze:  „Wir,  die  die  furchtbare  Teurung 
der  Lebensmittel  niederdrückt  und  zur  Verzweiflung  bringt, 
flehen  Sie  im  Namen  der  Menschlichkeit  an,  unsere  Bitte  in 
ernste  Erwägung  zu  ziehen  und  so  gütig  zu  sein,  anzu- 
ordnen, daß  besagter  Garten  und  die  Grundstücke  unter  uns 
in  gleichen  Parzellen  verteilt  werden.''  Ferner  sagen  sie, 
ihre  bejammernswerte  Lage  mache  es  dem  Minister  zur 
Pflicht,  ihren  Bitten  Gehör  zu  schenken.  „Die  Jahreszeit 
lockt  uns  zu  säen  und  Gemüse  zu  pflanzen,  besonders  Kar- 
toffeln, um  uns  selbst  zu  h  Ifen,  unsere  unglücklichen  Frauen 
und  Kinder  zu  ernähren ;  und  die  Gleichheit  wird  nicht  mehr 
durch  den  Stolz  und  den  Egoismus  des  Direktors  beleidigt 
werden,  eines  habgierigen  Menschen  ohne  Genie  und  Talente, 
der  Künstlern  vorsteht  und  von  dem  Boden  erntet,  welcher, 
sollte  man  meinen,  ^it  der  Zeit  der  Herrschaft  der  Freiheit 
nur  dem  gemeinsamen  Glück  aller  dieser  Künstler  geweiht 
isf  usw.  An  die  Petition  ist  ein  kleiner  Zettel  angeheftet, 
der  eine  kurze  Darstellung  ihres  Inhaltes  enthält,  am  Rande 
aber  die  Resolution  trägt:  „Dieses  Gesuch  gehört  zu  denen, 
auf  die  man  nichts  antworten  muß''  \  Camousse  selbst  er- 
fuhr dennoch  von  dieser  Beschwerde^  und  schrieb  an  das 
Ministerium,  wobei  er  diese  Handlung  der  Arbeiter  damit  er- 
klärte, daß  sie  nicht  wüßten,  auf  wen  sie  die  Schuld  an  ihrer 
unglücklichen  Lage  wälzen  sollten.  Er  sagt  dabei,  daß  es 
den  Arbeitern,  selbst  bei  einem  Verlust  von  99  ®  o  des  Wertes, 
nicht  gelänge,  die  Assignaten,  „die  sie  nicht  entgegennehmen 
wollen",  auszunutzen.  Aus  den  Dokumenten  des  Jahres  179(5 
geht  hervor,  daß  die  Arbeitslosigkeit  nicht  mehr  so  schlimm 
war,  wie  in  früherer  Zeit;  in  den  Briefen  des  Direktors  an 
die  Mitglieder  des  Ministeriums  des  Innern  und  umgekehrt 
tauchen  beständige  Hinweise  auf,  daß  die  Arbeiten  im  Gange 
seien;  die  finanzielle  Krisis  hingegen  bleibt  an  der  Tages- 
ordnung, und  die  Frage  nach  den  Assignaten,  mit  denen  die 
Regierung  zahlt,  und  die  „man  nicht  nehmen  will",  bleibt  die 
Hauptfrage  der  Epoche.    Man  kann  es  von  Monat  zu  Monat 


'  Arch.  Nat.  0^858,  1.  cit.  Cette  demande  est  du  nombre  de  celles 
auxquelles  on  ne  doit  point  r^pondre.  Ebenso  hart  äußerte  sich  über 
diese  Bitte  der  Arbeiter  noch  vor  der  Entscheidung  des  Ministers  die 
munizipale  Administration  Beauvais.  (Siehe  Archives  Departementales 
de  rOise  L  1 — M  12.  Extrait  du  R^^istre  des  d<^liberations  de  Tadmini- 
stration  municipale   du   canton   de  Beauvais.    S^ance  du   pr^ier  Gier- 

minal  an  4  de  la  Röpublique  fran^. :   qu'il  n'y  a   lieu   &   deliberer 

sur  la  uetition  des  ouvriers  de  la  Manufacture  des  tapisseries. .  .) 

'  Noch  bevor  sie  abgesandt  war.  Arch.  Nat.  Der  Brief  ist  ge- 
zeichnet 29  Pluvidse  (Stoß  „Ventdse"'),  0^858.  In  diesem  Briefe  erklärt 
er  schon  im  voraus,  daß  er  in  diesem  Garten  viele  Meliorationen  ein- 
^führt  habe  und  ihn  selbst  zu  benutzen  wünsche.  Das  (xesuch  der 
Arbeiter  blieb  ohne  Folge. 
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verfolgen,  wie  sich  die  Lage  der  Arbeiter  verschlechterte. 
Anfang  März  1796  senden  sie  an  den  Minister  des  Innern 
eine  neue  verzweifelte  Petition*:  „Wir  verdienen",  schreiben 
sie,  „ann&hernd  200  Livres  die  Woche,  wir  brauchen  aber 
für  jede  Woche  regelmäßig  Brot  für  500  bis  600  Livres  und 
andere  Lebensmittel,  die  wir  nach  dem  Kurse  des  Geldes  zu 
kaufen  gezwungen  sind,  gemäfi  dem  eine  Assignate  von 
100  Livres  in  Beauvais  nur  den  Wert  von  annähernd  10  Sols 
besitzt.  Auf  Grund  dieser  Darlegung  überlassen  wir  es  Ihnen, 
zu  beurteilen,  wie  unsere  Lage  isf  Die  Administration  des 
Departements  bestätigte  in  einem  offiziellen  Schriftstück,  das 
die  Petition  begleitete,  die  Notwendigkeit  ^einer  Erhöhung  des 
Arbeitslohnes.  Nach  dieser  Petition  beschloß  das  Bureau  des 
arts  endlich,  am  9.  März  1796  dem  Minister  des  Innern  einen 
Bericht*  vorzulegen,  in  welchem  es,  die  bereits  stattgefundene 
Erhöhung  des  Lohnes  um  das  15fache  gegen  1789  erwähnend, 
sagt:  „Die  Arbeiter  bezogen  sie  (diese  Zulage)  während  der 
Monate  Nivöse  und  Pluviöse"  (d.  i.,  auf  den  Gregorianischen 
Kalender  übertragen,  vom  22.  Dezember  1795  bis  zum 
19.  Februar  1796);  „damals  konnte  diese  Bezahlung  noch  auf 
dem  Niveau  der  täglichen  Bedürfnisse  jedes  Arbeiters  stehen, 
mit  den  Preisen  der  Lebensmittel  in  Beauvais  verglichene^; 
allein  die  rasche  Verteurung  der  Lebensmittel  macht  sich, 
wie  überall,  so  auch  in  dieser  Kommune  geltend  und  schwächt 
die  Wirkung  des  Ministerialbeschlusses.  Das  Bureau  erinnert 
aufs  neue  an  die  Notwendigkeit,  die  Manufaktur  zu  unter- 
stützen, auf  welcher  „man  bis  zur  Revolution  an  hundert 
Arbeiter  hatte  zählen  können*',  während  jetzt  „im  ganzen  27 
verblieben  seien"*;  dem  Minister  wird  vorgeschlagen,  eine 
Erhöhung  des  Arbeitslohnes  anzuordnen  und  zu  bestimmen, 
daß  er  von  jetzt  an  nicht  mehr  15  mal,  sondern  25  mal  so  hoch 
sein  solle  wie  im  Jahre  1789.  Der  Minister  genehmigte  diesen 
Vorschlag.  Allein  die  Assignatenkrisis  wütete  mehr  und 
mehr,  und  alle  Erhöhungen  des  Arbeitslohnes  erwiesen  sich 
als  unzureichend.    Die  Arbeiter  sind  im  Sommer  1796  wiederum 


1  Arch.  Nat.  0*858.  Der  Aktenstoß  „Ventdae*".  Beauvais  ce  14  Ven- 
tdse  4«  ann^e  re])ablicaine.  Les  ouvriers  de  la  Manufacture  National 
(sie)  des  Tapisseries  Etablie  a  Beauvais.  An  die  Petition  ist  angeheftet 
ein  Begleitzettel :  Commissaire  du  pouvoir  ex^cutif  pr^s  l'Administration 
centrale  du  Departement  de  TOise. 

«  Arch.  Nat.  0  858.  Aktenstoß  „Ventöse«:  4«  Division,  Bureau  des 
arts.  Paris  le  19  Yen  tose  Tan  4«  etc.  Rapport  pr^sentd  au  Ministre 
de  rint^rieur. 

'  Dies  ist  eine  der  Äußerungen  des  offiziellen  Optimismus  in  be- 
zng  auf  die  Assignaten,  von  dem  wir  schon  oben  sprachen. 

*  Eigentlich  ist  diese  Zahl  nicht  konstant.  In  einem  Dokument 
£.  B.  (0'&8,  Aktenstoß  „Germinal"),  das  von  Camousse  unterzeichnet 
iat  und  eine  Liste  der  Arbeiter  enthält,  werden  31  Mann  gezählt.  Das 
datiert  vom  18  Pluviöse  (d.  i.  7.  Febr.  1796). 
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in  der  gleichen  schwierigen  Lage  wie  einige  Monate  zuvor. 
„Haben  Sie  die  Güte,  Bürger  Minister/  schreiben  sie  in  einer 
neuen  Petition,  ,,in  Erwägung  zu  ziehen,  dafi  eine  Assignate 
von  100  Livres  nicht  einmal  den  Wert  von  5  Sous  besitzt*'  \ 
und  da6  daher  selbst  der  aufs  25  fache  (gegen  1789)  erhöhte 
Lohn  den  Arbeitern  nicht  zum  Leben  ausreichen  kann.  „Das 
Brot  wird  zu  24  Livres  das  Pfund  verkauft  und  alle  übrigen 
Lebensmittel  stehen  im  selben  Verhältnis,''  schreiben  sie 
weiter;  „indem  die  Arbeiter  300 — 400  Livres  die  Woche  ver- 
dienen, verdienen  sie  damit  alles  in  allem  15 — 20  Sous  in 
Silber.*' 

V. 

Gleichzeitig  dauert  unter  den  Arbeitern  der  Manufaktur 
die  Feindschaft  gegen  ihren  Direktor  fort,  die  sich  in  der 
Beschwerde  über  die  Aneignung  des  Gartens,  der  zur  Manu- 
faktur gehörte,  zum  erstenmal  klar  geäußert  hatte.  Bald 
reichen  die  Arbeiter  eine  neue  Beschwerde  ein,  dahin  lautend^ 
daß  der  Direktor  die  angefertigten  Sachen  ungerecht  bewerte, 
und  daß  er  seihst  nicht  fähig  sei,  ein  solches  Unternehmen 
zu  leiten;  bald  empfehlen  Camousse  seine  Vorgesetzten, 
geringfügige  Unannehmlichkeiten  nicht  zu  beachten,  wenn  sie 
nicht  einen  Skandal  herbeiführen^  u.  dgl.  Aber  dies  alles 
tritt  nur  in  wenig  bemerkbarem  Maße  zutage.  Wohl  war 
die  Arbeit  bereits  wieder  im  Gange ,  doch  standen  natürlich 
nicht  diovse  oder  jene  Vorkommnisse,  die  mit  der  Arbeit  zu- 
sammenhingen, im  Vordergrunde,  sondern  die  geringe  Kauf- 
kraft der  Assignaten,  mit  denen  die  Arbeiter  für  ihre  Arbeit 
bezahlt  wurden.  Auf  die  Bitte,  wenigstens  ein  wenig  klingende 
Münze  zu  senden,  erfolgte  eine  abschlAgIge  Antwort,  „da  die 
Bedürfnisse  der  Republik  dies  nicht  gestatteten"®:  was  aber 
die  von  ihnen  eingereichte  Beschwerde  über  den  Direktor 
betraf,  so  führte  die  Administration  des  Departements  im 
Auftrage  des  Ministers  eine  ganze  Untersuchung,  die  Camousse 
in  den  Augen  seiner  Vorgesetzten  vollständig  rechtfertigte: 
wenigstens  lautet  eine  Bemerkung  (offenbar  vom  Bureau  des 
arts)  aus  diesem  Anlaß:  „es  sind  an  dieser  Manufaktur  einige 
Hitzköpfe  (quelques  brouillons);  um  Ruhe  und  Subordination 
wiederherzustellen,  ist  es  nötig  den  Bürger  Camousse  zu  er- 
mächtigen, die  Arbeiter  zu  entlassen,  die  nicht  ihre  Schuldig- 

>  Areh.  Nat.  0"8.58.  Stoß:  -Floröal".  Die  Petition  ist  gezeichnet : 
Beauvais  Ce  29  Flor^al  an  4  (d.  i.  also  der  18.  Mai  1796). 

«  Arch.  Nat  Der  Stoß:  „Flor^al"  0»858  „N  1097  et  1139«,  Le 
7  Flor^al  an  4.    Lie  chef  au  c.  Camousse  etc. 

«  Arch.  Nat  Der  Stoß:  ,^Prairial  0>858«,  am  Rande  der  kurzen  Dar- 
leffnnff  der  Arbeiterpetition  die  Worte :  -Repondn  que  les  besoins  de  La 
Republiqae  ne  permettent  point  d'accorder  du  Num^raire.*^ 
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keit  tun*^  ^  Überhaupt  ist  in  dieser  Angelegenheit  gerade 
die  Stellung  der  Obrigkeiten  zu  den  Arbeitern  sehr  charak- 
teristisch. Die  Arbeiter  beklagen  sich  über  die  Unfähigkeit 
ihres  Direktors  und  über  ungerechtes  Verfahren  bei  der  Be- 
wertung ihrer  Arbeit  *.  Die  Administration  des  Departements 
findet  aber,  „der  einzige  Vorwurf,  den  man  dem  Direktor 
machen  kann,  ist  seine  allzugroße  Milde  gegenüber  den 
Arbeitern,  von  denen  ein  Teil  ihn  jetzt  vielleicht  nur  des- 
halb angreift,  weil  er  sie  nicht  gehörig  zwingt,  ihn  zu 
fürchten.''  Als  die  Administratoren  die  Untersuchung  führten, 
riefen  sie  die  Arbeiter  zusammen,  und  „"/6  der  Arbeiter" 
äußerten  sich  lobend  über  ihren  Direktor,  zwei  von  denen 
aber,  die  unterschrieben  hatten,  erklärten,  sie  hätten  das  nur 
auf  die  Bitte  der  übrigen  hin  getan.  In  Wirklichkeit  wurden 
die  Klagen  der  Arbeiter,  selbst  bei  der  offenbar  feindlichen 
Haltung  der  Obrigkeiten  ihnen  gegenüber,  durch  eben  die- 
selben Obrigkeiten  indirekt  bestätigt.  So  klagen^  z.  B.  die 
Arbeiter  über  die  Unkenntnis  und  die  Talentlosigkeit  Ca- 
mousse's  in  seinem  Amte  als  Künstler  und  Meister  in  der 
Herstellung  der  tapisseries ;  die  Administratoren  bemerkten 
in  ihrem  Berichte  an  den  Minister:  ...  „wir  glauben  über- 
dies, daß  man  den  Bürger  Camousse  nicht  in  erster  Linie  als 
großen  Künstler  oder  vollkommenen  tapissier  anzusehen  hat", 
doch  leistet  er,  nach  ihrer  Meinung,  in  seinem  Fach  Be- 
friedigendes. Ferner:  die  Arbeiter  beklagen  sich  über  einen 
Magazinverwalter  (garde-magasin),  und  nach  der  Meinung  der 
Administratoren  ist  es  wirklich  nötig,  ihn  des  Amtes  zu  ent- 
heben usw.  Auf  den  Hauptpunkt  der  Klage  (die  ungerechte 
Bewertung  der  Arbeit,  was  besonders  wichtig  war,  da  der 
Lohn  nicht  auf  Zeit,  sondern  aufs  Stück  berechnet  wurde) 
gab  Camousse  nur  eine  rundweg  verneinende  Antwort.  Der 
Minister  des  Innern  schrieb,  nachdem  er  von  dem  Berichte 
Kenntnis  genommen  hatte,  an  Camousse  einen  Briefe,  in  dem 
wir  lesen :  „Gewiß  sind  unter  den  Arbeitern  einige  Individuen, 
die  den  Zweck  verfolgen,  die  gute  Ordnung  zu  stören,  die 
die  Grundlage  des  Gedeihens  sämtlicher  Institutionen  bildet." 


1  Arch.  Nat.  Stoß:  „Messidor"  (0*858).  Les  administrateurs  du  De- 
partement de  rOise,  Beanvais,  le  28  Prairial  an  4». 

>  Arch.  Nat.  Stoß :  „Messidor"'  (0*858).  Die  Beschwerde  tr&gt  den 
Vermerk:  Beauvais,  27  Germinal  an  4.  Au  Ministre  de  Tlntörieur  — 
mit  den  Unterschriften  der  Arbeiter. 

*  Siehe  Anmerkung  *. 

*  Arch.  Nat.  0«858.  Tableau  du  Resultat  de  l'audition  falte  par 
le  Departement  de  TCHse,  des  Ouvriers  et  du  Directeur  de  la  Manu- 
facture  de  Beauvais  (der  Stoß:  „Messidor**). 

*  Arch.  Nat.  0*858.  Der  Brief  ist  gezeichnet:  Paris  9  Messidor 
an  4^ 
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Wie  soll  man  sich  aber  zu  ihnen  stellen,  wenn  man  in  Be- 
tracht zieht,  daß  doch  überhaupt  nur  noch  die  „Künstler'', 
die  besten  Arbeiter,  auf  der  Manufaktur  zurückgeblieben 
sind,  nachdem  sie  die  wirtschaftliche  Krisis  durchgemacht 
hatten?  Der  Minister  des  Direktoriums  ist  in  dieser  Be- 
ziehung durchaus  nicht  schwankend:  „Welcher  Art  übrigens 
auch  die  Talente  dieser  Individuen  sein  mögen,  ihre  Anwesenheit 
auf  einer  nationalen  Fabrik  kann  nicht  anders  als  unendlich 
schädlich  sein,  und  ich  beauftrage  Sie  mit  Entschiedenheit, 
aus  den  Werkstätten  der  Republik  alle  diejenigen  zu  ent- 
fernen, deren  Betragen  oder  Worte  nicht  direkt  dazu  an- 
getan sind ,  die  Harmonie  aufrechtzuerhalten  (. . .  tous  ceux 
dont  la  conduite  ou  les  propos  ne  tendroient  pas  directement 
au  maintien  de  Tharmonie)/  Der  Minister  hält  es  für  un- 
erläßlich, mit  aller  Energie  diesem  Vorfall  ein  Ende  zu 
machen:  ^Belieben  Sie'',  so  schreibt  er  am  Schlüsse  seines 
Briefes  an  Gamousse,  „meinen  Brief  den  versammelten 
Arbeitern  aus  allen  Werkstätten  der  Manufaktur  vorzulesen, 
und  erinnern  Sie  sie  daran,  daß  nur  diejenigen  wahre  Freunde 
der  Republik  sind,  welche  Ordnung  und  Ruhe  hoch  halten/ 
Aus  dieser  ganzen  Angelegenheit  bezüglich  der  Unzu- 
friedenheit der  Arbeiter  —  zumal  wenn  man  sie  mit  dem 
Streite  um  das  Land,  das  der  Direktor,  nach  Ansicht  der 
Arbeiter,  unrechtmäßigerweise  in  persönliche  Benutzung  ge- 
nommen hatte,  zusammenstellt  —  wird  es  dem  aufmerksamen 
und  unvoreingenommenen  Erforscher  dieser  Dokumente  ziem- 
lich klar,  daß  die  Administration,  vom  Departement  an  bis 
zur  Zentralgewalt,  den  Versuchen  der  Arbeiter,  einen  Kampf 
gegen  ihren  Direktor  zu  unternehmen,  im  höchsten  Grade 
unfreundlich  gegen  über  trat;  nicht  genug:,  diese  Stellung  ist 
nicht  nur  unfreundlich,  sondern  auch  vorgefaßt  feindlich:  die 
Klage  der  Arbeiter  wird  entweder  überhaupt  ohne  Unter- 
suchung und  ohne  Antwort  gelassen,  wobei  der  Direktor  nicht 
einmal  über  die  darin  auseinandergesetzten  Tatsachen  befragt 
wird  (wie  das  geschah  in  der  Streitsache  wegen  Besitz- 
ergreifung des  Landes),  oder  sie  wird  nur  einseitig  betrachtet, 
indem  man  sich  mit  der  bloßen  Verneinung  des  Direktors  zu- 
frieden gibt,  und  schließlich  wenn  man  dem  Direktor  etwas 
vorwirft,  so  ist  es  ausschließlich  seine  Milde  („douceur")  den 
Arbeitern  gegenüber.  Diese  Haltung  ist  um  so  charakteri- 
stischer, als  sie  scharf  entgegengesetzt  ist  der  Stellung  der- 
selben Administration  zu  den  Klagen  der  Arbeiter,  soweit  sie 
den  ungenügenden  Arbeitslohn  und  überhaupt  ihre  bedürftige 
Lage  betreffen:  hier  zieht  fast  eine  jede  Petition  die  eine 
oder  andere  Maßnahme  zugunsten  der  Arbeiter  nach  sich, 
wobei  sich  gewöhnlich  durchaus  das  Bestreben  offenbart,  die 
Bedürfnisse  der  Arbeiter  in  möglichst  weitem  Umfang  zu  be- 
friedigen.    Abschlägige   Antworten   auf  ähnliche   Petitionen 
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sind  selten  und  werden  immer  durch  ernste  Gründe  motiviert : 
so  wird  z.  B.  der  Historiker,  der  sich  die  finanzielle  Lage 
Frankreichs  im  Frühling  1796  vergegenwärtigt,  leicht  die 
vollständige  Schwierigkeit  für  die  Regierung  begreifen,  die 
Bitte  der  Arbeiter  um  Übersendung  von  klingender  Münze 
nach  Beauvais  sofort  zu  gewähren. 

So  diktierte  also  der  eifersüchtige  Wunsch,  die  Autorität 
der  Obrigkeit  zu  wahren  und  „Ordnung  und  Ruhe"  —  „l'ordre 
et  tranquillit^'*  —  zu  schützen,  auß:enscheinlich  der  Regierung 
ihre  Politik  den  Arbeitern  gegenüber.  Finden  sich  aber  in 
den  Dokumenten  irgendwelche  Hinweise  darauf,  inwieweit  in 
dieser  Epoche  die  Arbeiter  im  Falle  eines  Konfliktes  mit  der 
Obrigkeit  geschlossen  gehandelt  haben? 

Vor  uns  liegt  ein  Schriftstück  mit  dem  Vermerk :  24  Prai- 
rial,  d.  i.  d.  12,  Juni  1796  ^  Es  ist  dies  eine  Art  Wider- 
legung, die  in  der  Zeit  der  Untersuchung  wegen  der  oben 
verzeichneten  Kollektivklage  gegen  Gamousse  an  den  Minister 
des  Innern  von  einigen  Arbeitern  übersandt  worden  ist:  die 
in  diesem  Dokument  Unterzeichneten  widerlegen  gerade  die 
Klage  ihrer  Kameraden.  Unter  der  Klage  zählten  wir 
18  Unterschriften,  unter  ihrer  Widerlegung  13,  wobei  einige 
Namen  in  gleicher  Weise  sowohl  unter  der  Klage  als  auch 
unter  der  Widerlegung  der  Klage  auftreten:  diese  Tatsache 
findet  ihre  Erklärung  im  Dokument  selbst,  wo  dies  durch  das 
„Bedauern"  derjenigen,  die  die  Klage  unterschrieben  hatten, 
erklärt  wird,  und  durch  ihren  Wunsch,  ihre  Handlungsweise 
durch  einen  Widerruf  wieder  gut  zu  machen.  „Unsere  PHicht 
ist  es,"  lesen  wir  in  dieser  Widerlegung,  „Ihnen  jetzt  feier- 
lich zu  erklären,  daß  diese  Denunziation  eine  dunkle  Sache 
von  fünf  oder  sechs  aufgeregten  Köpfen  ist,  welche,  im  Be- 
sitz anderer  Mittel  zur  Existenz  und  in  dem  Wunsch,  um 
jeden  Preis  ihren  ehrgeizigen  Absichten  zu  folgen,  es  sich, 
wie  es  scheint,  zu  ihrer  täglichen  Sorge  machen,  die  Ordnung 
zu  stören,  keine  Subordination  anzuerkennen,  den  Glauben  an 
die  Wahrhaftigkeit  ihrer  Verleumdungen  zu  verbreiten,"  auf 
die  besten  Absichten  den  Schatten  des  Zweifels  zu  werfen, 
mit  einem  Wort,  auf  alle  Weise  einer  Wiederaufrichtung  der 
Manufaktur  entgegenzuarbeiten,  die  sie  entweder  leiten  oder 
vernichten  möchten,  und  deren  Vernichtung  sie  bereits  für 
unvermeidlich  halten  würden,  wenn  es  ihnen  nur  gelungen 
wäre,  Ihre  Gewissenhaftigkeit  zu  täuschen."     So  äußern  sich 


>  Arch.  Nat.  0*858,  Aktenstoß:  «Messidor«.  Du  24  Prairial  an  4«. 
Les  ouvriers  de  la  Manufacture  Nationale  de  Beauvais  au  citoyen  Mi- 
nistre  de  rint^rieur.  Am  Rande  die  Notiz:  4«  Don  (d.  h.  4«  Division), 
27.  Prair.  12<»461.  An  das  Manuskript  ist  ein  Zettel  mit  einer  kurzen 
Wiedergabe  des  Inhaltes  angeheftet.  Die  Zahl  der  Arbeiter  ist  auf 
diesem  Zettel  sonderbarerweise  mit  15  angegeben ;  in  Wirklichkeit  waren 
es  nur  13  Unterschriften. 
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die  Verfasser  der  Widerlegung  über  ihre  Kameraden  ^  Zu- 
gleich sind  sie  schon  im  voraus  überzeugt  davon,  daß  der 
„von  dem  großen  Prinzip  der  Gerechtigkeit"  erfüllte  und  mit 
„Daten,  die  vom  Departement  zu  erhalten  sein  werden"  (d.  h. 
von  der  Administration,  der  die  Durchführung  der  Unter- 
suchung übertragen  war)  versehene  Minister  „den  Verdiensten 
und  dem  Talente  des  Direktors  Gerechtigkeit  werde  wider- 
fahren lassen/  Ungeachtet  der  Bekräftigung  in  einer  neuen 
Erklärung  an  den  Minister^,  daß  alles  in  der  ersten  Klage 
Dargelegte  wahr  sei,  daß  sich  der  Minister  leicht  von  der 
Unfähigkeit  Camousse's  überzeugen  könne,  indem  er  ihm  nur 
das  Handwerkszeug  in  die  Hand  zu  geben  brauche,  daß  sie 
für  sich  persönlich  keine  Stellung  zu  erlangen  trachten,  daß 
„gar  keine  kleinliche  Leidenschaft *"  (petite  passion),  kein 
Neid  oder  Mißgunst  sie  leite;  ungeachtet  alles  dieses  fanden 
die  Kläger,  wie  wir  schon  sahen,  bei  der  Administration  voll- 
ständige Verurteilung,  und  die  Verfasser  der  Widerlegung 
konnten  sich  für  vollkommen  befriedigt  halten,  da  auch  der 
Minister  die  ganze  Sache  einigen  zu  Unordnungen  geneigten 
Personen  zuschrieb. 

Soweit  auf  Grund  der  Dokumente,  die  nur  auf  einen 
einzigen  Konflikt  sich  beziehen,  ein  Schluß  möglich  ist,  ge- 
langen wir  zu  der  Ansicht,  daß  die  Arbeiter  von  Beauvais, 
obgleich  sie  lange  Jahre  in  der  einen  Anstalt  gearbeitet 
hatten,  sich  bei  weitem  nicht  durch  Geschlossenheit  im  Han- 
deln auszeichneten;  einige  Ausdrücke  im  Texte  der  Wider- 
legung zeigen  auch,  daß  nur  etwas  weniger  als  die  Hälfte 
der  Arbeiterzahl  es  zulässig  fand,  vor  der  Regierung  ihre 
Kameraden  direkt  der  absichtlichen  Herbeiführung  von  Un- 
ordnungen zu  beschuldigen.  Wir  haben  oben  gesehen,  daß 
selbst  der  Direktor  geneigt  war,  in  diesem  unglücklichen 
Jahre  1796  die  Unruhe  der  Arbeiter  ihrer  chronisch  arm- 
seligen Lage  und  dem  beständigen  Hungern  zuzuschreiben. 

VL 

Diese  Lage  wurde  infolge  der  anhaltenden  Assignaten- 
krisis  immer  schlechter.     „Wir  sind  verloren!**    so  beginnt 


'  Siehe  das  zitierte  Manuskript :  C'est  pour  nous  un  devoir  de  voub 
declarer  solennellement  aujourd'hui  que  cette  denonciation  n'est  que 
l'oeuvre  de  cinq  ou  six  tetes  exaltces  qui,  ajant  d'autres  moyens 
d'exister  et  vaulant  k  tout  prix  suivre  leur  ambition,  semblent  se  donner 
pour  tache  joumali^re  de  troubler  Tordre,  de  m^connoitre  toute  Sub- 
ordination, d'accreditcr  leurs  calonmies,  de  jetter  des  douttes  sur  les 
meiileurs  intentions,  en  un  mot  de  s'opposer  en  tout  sens  au  retablisse- 
ment  d'une  manufacture  qu'ils  veulent  ou  conduire,  ou  d^truire 
usw.,  usw. 

'  Arch.  Nat.  Messidor  0'858:  Au  cito^en  Ministre  de  l'Int^rieur. 
Gezeichnet  am  Schluß  —  Beauvais,  26  Prairial,  an  4«. 
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eine  Petition^  der  Arbeiter  an  den  Minister  des  Innern  vom 
2.  Juli  1796.  Sie  haben  alles,  was  sie  konnten,  verkauft, 
und  bald  wird  die  Verzweiflung  ihr  Los  sein;  ihre  Familien 
gehen  zugrunde ,  ihre  Kinder  bitten  um  Essen,  bitten  um 
Brot,  sie  aber  können  als  Antwort  nur  weinen.  Sie  flehen 
darum,  daß  man  ihnen  eine  Unterstützung  im  Betrag  eines 
dreimonatlichen  Verdienstes  gewähre,  damit  sie  ihre  Schulden 
bezahlen  könnten.  Sie  klagen  im  allgemeinen  eben  über  das 
Fallen  der  Assignaten  und  nicht  über  die  Arbeitslosigkeit: 
das  wird  durch  jene  Worte  in  der  Petition  bezeichnet,  wo 
gesagt  ist,  daß  einige  von  ihnen  sogar  ohne  Arbeit  da- 
säßen, da  es  an  Rohmaterial  mangele^  (man  vergesse  nicht, 
daß,  im  Gegensatz  z.  B.  zu  der  Manufaktur  der  Gobelins,  in 
Beauvais  im  Jahre  1796  ebenso  wie  ehedem  Stücklohn  und 
nicht  Tagelohn  gezahlt  wurde).  Der  Direktor  und  die  Ad- 
ministration des  Kantons  Beauvais  bekräftigen  durch  ihre 
Unterschriften  in  besonderen  Erklärungen  die  Petition  der 
Arbeiter  und  bitten,  ihnen  einen  Teil  des  Arbeitslohnes  in 
Naturalien  auszuhändigen,  „in  Brot,  das  sie  selbst  sich  nicht 
beschaffen  können.''  Die  Manufaktur  zählte  zu  jener  Zeit 
32  Arbeiter,  welche  insgesamt  98  „Esser"  (bouches)'  zu  er- 
nähren hatten.  Im  ganzen  waren  von  ihnen  8  Mann  ledig, 
7  hatten  je  2  „Esser"  zu  ernähren,  2  je  3,  9  je  4,  3  je  5,  die 
übrigen  mehr  als  5.  Die  Arbeiter  suchen  darum  nach,  daß 
in  bezug  auf  sie  ebenso  verfahren  werde,  wie  es  schon  in 
bezug  auf  die  Arbeiter  der  Gobelinmanufaktur  geschehen  sei. 
Die  Regierung  solle  dem  Direktor  100  Quintalen  (Zentner) 
Brot  zur  Verfügung  stellen,  und  dieses  Brot  solle  in  be- 
stimmten Rationen  an  die  Arbeiter  verteilt  werden,  von  deren 
Xjehalte  dann  entsprechende  Mengen  dem  Fiskus  verblieben. 
Eine  Zeitlang  beschloß  die  Regierung  wirklich,  jedem  Arbeiter 
täglich  ein  bestimmtes  Quantum  Brot  zu  verabfolgen,  je 
1  Pfund  für  jedes  Familienglied,  dann  kam  aber  eine  Ver- 
fügung^ des  Ministers  des  Innern  zustande,  wonach  den 
Arbeitern  der  Lohn  in  klingender  Münze  oder  dementsprechen- 


1  Arch.  Nat,  Stoß :  „Thermidor  an  4"  (0«858).  Copie  de  la  Petition 
adress^e  au  Ministre  de  l'Int<^rieur  par  les  artistes  ouvriers  etc.  Am 
Rande:  Commnne  de  Beanvais,  Departement  de  TOise,  le  14  Messidor 
an  4^ 

^  ibid.  . . .  plnsiers  m^me  dentre  nous  se  trouvant  sans  ouvrages 
an  defaut  de  mati^res  premieres.    (Orthographie  des  Originals.) 

»  Arch.  Nat.,  Stoß :  „Thermidor  an  4**  (0*''Ö58).  Etat  et  denombrement 
des  citoyens  ouvriers  artistes  de  la  manufacture  de  Tapisseries  etc. 
Zusammengestellt  von  Camousse,  gezeichnet  le  14  Messidor  Tan  4«  de 
la  Rep.  fran^.    (Besondere  Rubrik:  Bouche.  Nombre). 

*  5  Thermidor  an  4  (d.  i.  23.  Juli  1796)  kam  diese  Verfügung  des 
Ministers  des  Innern  zustande.  Arch.  Nat.  0*858  „Thermidor".  Le  chef 
de  la  4«  Division  au  Citojen  Camousse,  directeur  de  la  Manuf.  de 
Beauvais. 
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dem  Werte  im  Betrage  von  drei  Vierteln  des  Lohnes  von  1790 
ausgezahlt  werden,  und  außerdem  zur  Tilgung  der  Schulden, 
„die  von  den  Arbeitern  angesichts  ihres  früheren,  bescheidenen 
Gebaltes  gemacht  waren",  jedem  Arbeiter  eine  einmalige 
Unterstützung  in  der  Höhe  des  zweimonatlichen  Gehaltes  ge- 
geben werden  sollte.  Da  klingende  Münze  zur  Entlohnung 
der  Arbeiter  doch  nicht  geschickt  worden  war,  so  wurden  von 
nun  an  (seit  Anfang  des  Thermidors)  die  Löhne  in  einer  ent- 
sprechenden Anzahl  von  mandats  ausgezahlt ,  indem  so  ge- 
rechnet wurde,  daß  jeder  Arbeiter  für  seine  Arbeit  drei  Viertel 
des  Lohnes  erhielt,  den  er  im  Jahre  1790  für  dieselbe  Arbeit 
erhalten  hatte,  wobei  diese  Summe  in  Franks  in  Metall  um- 
gerechnet wurde.  In  dem  Kassenbericht  Gamousse's  für  den 
Thermidor  sehen  wir  z.  B.  zwei  gesonderte  Rubriken :  in  der 
einen  ist  angeschrieben,  wieviel  jedem  Arbeiter  in  Mandaten 
ausgezahlt  wurde,  in  der  anderen,  wievielen  Franks  in 
Metallwährung  die  ausgezahlte  Summe  entspricht. 

Die  erhaltenen  Summen  verblüffen  durch  ihre  Gering- 
fügigkeit, wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß  seit  1790  die  Kauf- 
kraft selbst  des  metallischen  Franks  gesunken  war,  und  dabei 
wurden  jetzt  nur  drei  Viertel  des  früheren  Lohnes  gezahlt.  Im 
ganzen  sind  26  Arbeiter  vorhanden;  von  ihnen  ist  die  Summe 
für  11  Mann  nicht  angegeben,  und  es  existieren  von  ihnen 
natürlich  auch  keine  Quittungen  (offenbar  waren  sie  dank 
dem  Fehlen  von  Rohmaterial  in  dieser  Woche  ohne  Arbeit); 
die  übrigen  aber  erhielten  (Franks  in  Metall  Währung):  7,56, 
7.56,  9,46,  14,18,  14,66,  15,13,  17,45,  18,92,  18,92,  19,38, 
26,48,  26,48,  31,13,  35,37,  36,85.  Immerhin  war  dies  besser 
als  die  Lage  der  Dinge  kurz  vorher,  und  die  Klagen  der 
Arbeiter  verstummen. 

Das  Ende  des  Jahres  1796  und  das  Jahr  1797  sind  eine 
Zeit  einer  gewissen  Belebung  der  Arbeiten  auf  der  Manu- 
faktur: in  dem  Schriftwechsel  mit  dem  Ministerium  ist  be- 
ständig die  Rede  vom  Ankauf  von  Rohmaterialien,  von 
fertiggestellten  Arbeiten,  von  der  Notwendigkeit,  für  die  in 
Beauvais  verfertigten  Waren  einen  regelmäßigen  Absatz  zu 
schaffen  durch  Vermittlung  der  bekannteren  und  von  Liebhabern 
mehr  besuchten  Gobelinmanufaktur  *  usw.  Nach  einer  offiziellen 
Berechnung,  die  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1797  ge- 
macht wurde,  kostet  die  Manufaktur  Beauvais  der  Regierung 
21850  Franks  im  Jahr,  und  die  Arbeiten  in  ihr  gehen  so 
erfolgreich  vor  sich,  daß  „zu  gewöhnlicher  Zeit,  d.  h.  zur 
Zeit    des    Friedens,    eine    Wiederherstellung    der    Handels- 


*  S.  z.  B.  Rapport,  präsente  au  Ministre  de  rint^rieur  (Paris  le 
19  Thermidor  Tan  5).  Arch.  Nat.  0^858,  der  Stoß:  Les  divers  mois  de 
Tan  y.  Rapports  au  Ministre  de  Tlnt^rieur,  sur  une  foule  de  sujets 
divers. 
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beziehungen  vorausgesetzt" ,  die  Manufaktur  nicht  nur  die 
Ausgaben  wieder  einbringen,  sondern  auch  „einen  mehr  oder 
weniger  bedeutenden  Überschuß"  ^  ergeben  wird.  Die  Spe- 
zialität der  Manufaktur  Beauvais  wird  von  den  Dokumenten, 
die  von  der  Administration  der  Fabrik,  wie  auch  von  den 
offiziellen  Behörden  des  Ministeriums  des  Innern  ausgehen, 
folgendermaßen  gekennzeichnet:  Beauvais  konkurriert  nicht 
mit  den  Gobelins  in  der  Schönheit  und  Feinheit  der  Arbeiten, 
doch  haben  die  Erzeugnisse  von  Beauvais  dafür  „ihren  Vor- 
zug darin,  daß  sie  sich  für  eine  größere  Zahl  von  Käufern 
eignen *"'  vermöge  ihrer  verhältnismäßigen  Billigkeit.  Aus 
den  Berichten  des  Direktors  läßt  sich  ersehen,  daß  auch  der 
Lohn,  den  die  Arbeiter  am  Ende  des  Jahres  1796  erhielten, 
schon  bedeutend  höher  war  als  z.  B.  im  Sommer:  so  er- 
hielten die  Arbeiter  im  Brumaire  (d.  i.  vom  22.  Oktober  bis 
zum  20.  November  1796)  in  Metallfranks  folgende  Summen: 
5  Mann  je  24  Franken,  1  Mann  27  Fr.,  2  30  Fr.,  1  38  Fr., 
1  42  Fr.,  1  45  Fr.,  1  48  Fr.,  1  53  Fr.,  1  55  Fr.,  1  51  Fr., 
1  58  Fr.,  1  56  Fr.,  die  übrigen  65  Fr.  und  darüber  (2  Mann 
je  65,  2  je  66,  1  70,  1  76,  1  80,  1  88  und  1  103  Fr.)  Im 
ganzen  sind  30  Arbeiter  verzeichnet  (doch  hatten  4  für  diesen 
Monat  nichts  erhalten).  Natürlich  genügt  auch  das  noch 
lange  nicht,  und  die  Arbeiter  klagen  z.  B.  noch  im  Winter 
1796 — 97  über  die  hohen  Preise  der  Lebensmittel  und  er- 
bitten vom  Minister  eine  Unterstützung  in  der  Form,  daß 
Holz  und  Lichte  an  sie  verteilt  und  der  Lohn  erhöht  werde ; 
immerhin  aber  ist  ihre  Lage  nicht  mehr  so  verzweifelt,  wie 
sie  dank  der  Assignatenkrisis  im  Jihre  1795  und  besonders 
in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1796  war.  Die  Preise,  die 
für  den  Brumaire  angegeben  sind,  wiederholen  sich  mit  ge- 
ringen Abweichungen  auch  in  den  Berichten,  die  uns  über 
die  folgenden  Monate  erhalten  sind.  Ja  auch  in  den  Peti- 
tionen, die  noch  hier  und  da  unter  den  Dokumenten  vom 
Jahre  1797  vorkommen,  wird  mehr  darum  nachgesucht,  die 
Übersendung  der  bereits  assignierten  Summen  zu  beschleu- 
nigen ^  und  diese  Bitten  sind  nur  eine  Bekräftigung  analoger 


»  Arcb.  Nat.  0«858,  der  StoB:  les  divers  mois  de  Tan  V  (O^SöS). 
Rapport  au  Ministre  de  Plnt^rieur,  N  1865  (4^  Division,  Arts  et  Manu- 
factures). 

'  ibid. :  ...  ils  ont  en  revanche  Tavantage  de  convenir  k  un  plus 
grand  nombre  de  consommateurs. 

*  Z.  B.  die  Bitte  der  Arbeiter  an  den  Vertreter  des  Departements 
Oise  im  Rate  der  Fünfhundert,  er  möchte  doch  um  schleunigste  Über- 
sendung der  vom  Minister  assignierten  Summe  bitten.  Arch.  Nat.  0^858, 
der  Aktenstoß:  Fructidor  an  5.  Die  Handschrift  ist  gezeichnet:  De 
Beauvais  le  18  Thermidor  an  5  de  la  Rep.  fran^. ,  les  citoyens  ar- 
tistes  etc.  de  Beauvais  au  citoyen  Portier  etc.  Oder  eine  andere,  analoge 
Bitte  der  Arbeiter:  0'859,  Aktenstoß:  Brumaire  an  6. 

Forschung«!!  132.  —  Tarle.  8 
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Gesuche  des  Direktors  selbst.  Überhaupt  aber  geht  aus  allen 
Schriftstücken,  die  sich  auf  das  Jahr  1797  beziehen,  klar 
hervor,  daß  die  staatliche  Manufaktur  eine  verhältnismäBig 
ruhige  Existenz  führte,  sichergestellt  durch  die  vom  Staate 
verabfolgten  Summen  und  nur  bewegt  durch  die  manchmal 
eintretenden  Stockungen  in  der  Auszahlung  dieser  und  noch 
durch  einige,  für  ein  industrielles  Unternehmen  unbequeme 
Eigenschaften  der  französischen  bureaukratischen  Zentrali- 
sation (in  diesem  Sinne  ist  interessant  ein  recht  langer 
Schriftwechsel^  zwischen  dem  Minister  des  Innern  und  der 
Manufaktur  über  die  Frage,  ob  man  einem  Angestellten  ge- 
statten dürfe,  zur  Gobelinmanufaktur  zu  reisen,  d.  h.  eine 
Reise  von  der  Dauer  einiger  Stunden  zu  unternehmen,  und 
ob  es  nicht  besser  sei,  einen  Brief  zu  schreiben  usw.).  Diese 
verhältnismäßige  Ruhe  ändert  sich  scheinbar  schon  gegen 
Ende  1797,  am  Anfang  des  Jahres  1798  aber  hören  wir 
wiederum  das  Flehen  der  Arbeitslosen  um  Hilfe.  Am 
13.  Januar  1798  schreiben  die  Arbeitslosen  dem  Minister  des 
Innern  über  ihre  hilflose  Lage  und  bitten  um  Unterstützung  '. 
Während  der  Direktor  Camousse  diese  Petition  an  das  Mini- 
sterium übermittelt,  erklärt  er  in  seinem  Schreiben  auch  die 
Ursache  dieser  Arbeitslosigkeit:  es  war  nicht  für  alle  Arbeit 
vorhanden  wegen  eingetretener  Stockung  in  den  Lieferungen 
von  Material,  was  wiederum  eine  Folge  bureaukratischer  Ver- 
schleppungen und  Schwierigkeiten  war,  die  es  verhindert 
hatten,  daß  zur  rechten  Zeit  der  nötige  Bote  nach  Paris  ab- 
geschickt werden  konnte.  Zugleich  fügt  er  eine  Liste  der 
Arbeitslosen  bei,  denen  man  nach  seiner  Meinung  eine  Unter- 
stützung gewähren  müsse.  Es  wurde  beschlossen,  eine  Sub- 
vention von  nicht  mehr  als  30  Sous  für  den  Tag  und  Kopf 
für  alle  arbeitslosen  Tage  auszugeben.  Doch  war  die  Lage 
selbst  derjenigen,  die  Arbeit  hatten,  Anfang  1798  keine 
leichte,  infolge  einer  Stockung  in  der  Übersendung  der  er- 
forderlichen Summen;  davon  legt  eine  Petition,  die  (mit  den 
Unterschriften  sämtlicher  36  Arbeiter  versehen)  am  17.  Fe- 
bruar 1798  dem  Direktorium  überreicht  wurde®,  beredtes 
Zeugnis  ab.  Sie  bitten  um  Verabfolgung  des  Lohnes,  den 
ihnen  die  Regierung  schon  seit  einigen  Monaten  schuldig  sei. 
Interessant  ist  es,  daß  die  Arbeiter,  da  sie  sich  an  das 
Direktorium  wenden,  es  für  ihre  Pflicht  halten,  den  Aus- 

>  Diesen  ganzen  Schriftwechsel  mit  Gresuchen,  abschlägigen  Ant- 
worten, Rapports  usw.  siehe  im  Aktenstoß:  Flordal,  an  5.  Arch.  Nat. 
0«858,  wie  auch  Vend^miaire  an  6,  0-'859. 

2  Arch.  Nat.  0-^859.  Der  Aktenstoß :  Pluviose,  an  6.  Die  Petition 
ist  gezeichnet:  De  Beauvais  ce  23  Nivose  an  6  de  la  R^p.  fran^aise. 
Unterschrieben :  Les  ouvriers  sans  occupation.  Folgen  die  Unterschriften. 

8  29  Pluviose  de  Tan  6  (Arch.  Nat.  0-'859).  Der  Stoß :  Germinal, 
an  6.    Au  Directoire.    Am  Rande:  4®  Division.     17  Ventose,  277. 
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druck  (Krer  bürgerlichen  Gefühle  in  entsprechender  Weise  ab- 
zuändern; in  den  Jahren  1790—91  sprachen  sie  am  Schlüsse 
ihrer  Petitionen  von  ihren  Gefühlen  „für  die  Nation,  das  Ge- 
setz und  den  König''  —  in  Übereinstimmung  mit  der  damals 
gangbaren  politischen  Phraseologie  (ä  la  Nation,  ä  la  Loi  et 
au  Roi);  im  Jahre  1793  beglückwünschten  sie  den  Konvent 
zur  Hinrichtung  Ludwigs  XVI. ;  jetzt  verleihen  sie  ihren  Ge- 
fühlen für  die  neue  Verfassung,  die  das  Direktorium  ein- 
gesetzt hat,  Ausdruck.  „Sechsunddreißig  ehrliche,  arbeitsame 
Familien,  die  der  Konstitution  des  dritten  Jahres  und  der 
Regierung  aufrichtig  ergeben  sind,  werden  ihrer  vaterlichen 
Sorge"  neues  Leben,  „Glück  und  Wohlstand  verdanken" ;  „sie 
werden  euch  mit  Segenswünschen  der  Dankbarkeit  über- 
schütten" usw.  usw.  In  demselben  Tone  ist  auch  eine  andere 
Petition  gehalten,  die  kurze  Zeit  darauf  (am  2.  März  1798) 
überreicht  wurde  und  beinahe  eine  Kopie  der  ersten  dar- 
stellt. Am  Schlüsse  dieser  zweiten  Petition  findet  sich  noch 
eine  Phrase,  die  so  lautet:  „Ihre  (der  Arbeiter)  Tränen  des 
Kummers  werden  weichen  den  Tränen  der  Erkenntlichkeit, 
und  sie  werden  ihre  Wohltäter,  die  Direktoren  (d.  h.  die 
Glieder  des  Direktoriums)  segnen,  bei  denen  jeder  Augenblick 
damit  beschäftigt  ist,  die  Nation  nach  außen  geachtet,  im 
Innern  aber  alle  guten  Bürger  glücklich  und  zufrieden  zu 
machen". 

Derartige  Stockungen  waren  nicht  selten ;  sie  finden  ihre 
natürliche  Erklärung  vor  allem  in  der  schwierigen  finanziellen 
Lage,  in  der  sich  das  Direktorium  zu  jener  Zeit  befand; 
manchmal  aber  ist  doch  auch  eine  unbestrittene  Vergeßlich- 
keit und  Nachlässigkeit  des  Ministeriums  inbezug  auf  die 
Arbeiter  nicht  zu  leugnen.  Was  nun  den  Absatzmarkt  be- 
trifft, so  blieb  das  Ausland  wegen  des  andauernden  Krieges 
den  französischen  Luxusartikeln  nach  wie  vor  fast  verschlossen, 
und  der  innere  war  ebenfalls  vollständig  unbedeutend.  Indem 
der  Minister  des  Innern  einem  Arbeiter,  der  aus  dem  Kriegs- 
dienste zurückkehrte,  die  Wiederaufnahme  unter  die  Arbeiter 
an  der  Manufaktur  Beauvais  verweigert,  sagt  er,  „er  könne 
die  Zahl  der  Arbeiter  an  der  Manufaktur  Beauvais  nicht  ver- 
größern, so  lange  der  Handel  dieser  Anstalt  nicht  neue 
Märkte  für  den  Verkauf  ihrer  Erzeugnisse  schaffe'."  Diese 
Worte  datieren  vom  Anfang  des  Dezember  1798.  Fast  zur 
selben  Zeit  war  Gamousse  das  Geld  zur  Wiedereinrich- 
tung der  Teppichweberei  (tapis  de  pied)  an  der  Manufaktur 
verweigert  worden,  obgleich  nach  seiner  Meinung  die  Teppiche 


>  Arch.  Nat.  0*859,  Stoß:  Frimaire  an  7.  Rapport  pr^sentd  an 
Ministre  de  rintörieur.  4  Division ^  Bureau  des  Arts.  Gezeichnet: 
Paris  le  19  Frimaire  an  7^.  Der  Bittsteller  wurde  schließlich  doch 
wieder  aufgenommen. 

8* 
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Absatz  finden  und  die  Kosten  der  Herstellung  wieder  ein- 
bringen würden.  Das  Ministerium,  das  diese  Bitte  abschlägt, 
macht  Camousse  auf  den  Untergang  der  früher  in  Aubusson 
bestandenen  Manufaktur  aufmerksam,  wie  auch  darauf,  dafi 
man  es  „privaten  Personen  überlassen  solle,  neue  Versuche 
in  dieser  Richtung  zu  unternehmen"  *  und  gegen  die  „Ver- 
hältnisse'', die  die  Manufaktur  in  Aubusson  zugrunde  ge- 
richtet, anzukämpfen.  Nichtsdestoweniger  wurde  die  Existenz 
der  Manufaktur  in  Beauvais  wenigstens  immer  fester.  Aus 
dem  Verzeichnis  vom  Vend6miaire  (d.  h.  also  für  den  Monat 
vom  22.  September  bis  zum  21.  Oktober  1798),  das  in  den 
Dokumenten  erhalten  ist,  sehen  wir^  daß  an  der  Manufaktur 
27  Mann  arbeiten,  d.  h.  annähernd  ebensoviel,  wie  in  den 
vorhergehenden  Jahren,  daß  aber  diese  Leute  bedeutend  mehr 
verdienen,  als  noch  einige  Monate  zuvor;  nur  2  Mann  ver- 
dienten in  diesem  Monat  20  und  24  Franken,  alle  übrigen 
mehr:  2  Mann  verdienten  je  30  Franken,  1  Mann  36,  7  je 
40,  1  45,  2  je  50,  3  je  60,  3  je  70,  1  72,  3  je  80,  2  je 
100  Franken.  Es  ist  klar,  daß  die  Arbeit  gewachsen  war, 
und  dieser  Schluß  wird  auch  bestätigt  durch  den  ganzen 
übrigen  Schriftwechsel  des  Direktors  mit  dem  Ministerium, 
in  dem  durchweg  die  Rede  ist  vom  Ankauf  neuen  Materials, 
von  der  Abfertigung  der  fertigen  Arbeiten  nach  Paris  usw. 
Das  Verzeichnis  für  den  Nivöse  des  Jahres  VII  (d.  i.  vom 
21.  Dezember  1798  bis  19.  Januar  1799)  zeigt  eine,  weitere 
Zunahme  der  von  den  Arbeitern  verdienten  Summen;  nur 
4  Mann  verdienten  30 — 36  Franken,  die  übrigen  mehr,  und 
im  allgemeinen  bedeutend  mehr:  4  Mann  verdienten  je 
40—47  Franken,  3  je  50  Fr.,  7  je  60  Fr.,  1  64  Fr.,  4  70—72  Fr., 
1  92,  und  4  100—114  Fr.  jeder«.  Ein  ähnliches  Dokument 
für  den  Prairial,  das  sich  ebenfalls  unter  den  Akten  vom 
Jahre  1799  erhalten  hat,  zeigt,  daß  die  Manufaktur  sich  auf 
derselben  Höhe  hielt,  und  daß  die  Arbeiter  auch  im  Sommer 
1799  keine  geringeren  Summen  verdienten  als  im  Winter; 
im  Monat  Prairial  (d.  h.  vom  20.  Mai  bis  zum  18.  Juni  1799) 
hatte  nur  ein  Arbeiter  25  Franken  verdient,  4  Mann  je 
40—45  Fr. ,  4  je  50,  7  je  60,  1  64,  3  je  70—72,  4  je  80—88, 
und  3  je  100  Fr.*.  —  Wenn  aber  die  Arbeiter  Summen  ver- 


^  Arch.  Nat.,  Stoß:  Brumaire  (p'859),  Paris  le  19  Brumaire  an  7. 
Le  Ministre  au  Direct.  de  la  Manniacture  des  Tapisseries  de  Beauvais. 
N  329. 

«  Arch.  Nat.,  Stoß:  Vendemiaire  7«  an  (02859).  6tat  g<5n6ral  des 
recettes  et  d^penses  pour  le  mois  de  Vendt^miaire,  an  7 ;  dritte  Seite  der 
Handschrift  (£tat  des  frais  etc.). 

8  Arch.  Nat,  Stoß :  Pluviose,  an  7  (0-859).  Comptabilit6  du  citoyen 
Camousse,  Mois  de  Nivose  an  7«  de  la  R.  Fr. 

♦  Arch.  Nat.  0^^859.  D^nenses  diverses  pour  le  Moi  de  Prairial 
an  7  de  la  Re{).  Fr.  (Stoß:  Messidor  an  7).  Die  Dokumente  für  den 
Pluvidse,  Genninal  und  Messidor  geben  fast  dieselben  Daten  (s.  O-860). 
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dienten ,  die  größer  waren  als  die  früheren,  wenn  auch  die 
Manufaktur  nicht  ohne  Arbeit  blieb,  so  folgt  daraus  noch 
nicht,  daß  sie  die  verdienten  Summen  einigermaßen  pünkt- 
lich erhielten:  im  September  1799  senden  die  Arbeiter 
eine  kummervolle  Petition  ^  (nach  sehr  langer  Pause  die  erste), 
in  welcher  sie  erklären,  daß  man  sie  für  7  Monate  noch  nicht 
bezahlt  habe,  und  daß  sie  und  alle  ihre  Familien  sich  in 
einer  äußerst  schwierigen  Lage  befänden;  darum  bäten  sie, 
die  Auszahlung  des  verdienten  Geldes  zu  beschleunigen.  An 
die  Petition  ist  ein  Zettel  angeheftet,  der  in  einigen  Worten 
den  Inhalt  des  Arbeitergesuches  wiedergibt,  am  Rande  des 
Zettels  aber  findet  sich  die  bezeichnende  Resolution:  „rien 
ä  faire*'.  Selbstverständlich  erhielten  die  Arbeiter  schließlich 
ihr  Geld,  doch  machte  die  Unordnung  in  den  Finanzen,  in 
welcher  das  Direktorium  seine  Tage  zubrachte,  derartige 
Verzögerungen  und  Stockungen  unvermeidlich. 

Das  Konsulat,  welches  allmählich  eine  Reihe  von  Ver- 
besserungen in  die  finanzielle  Lage  des  Staates  brachte,  stellte 
auch  die  nationalen  Manufakturen  in  eine  festere  und  ruhigere 
Lage.  Die  Dokumente,  die  sich  auf  die  Zeit  des  Konsulates 
und  des  Kaisertums  beziehen,  zeigen  auch  tatsächlich  sowohl, 
daß  die  Manufaktur  nicht  ohne  Arbeit  war,  als  auch,  daß  die 
für  sie  assignierten  Summen  zur  rechten  Zeit  an  sie  gelangten. 
Charakteristisch  ist  ebenso  die  unvergleichlich  pünktlichere 
und  eingehendere  Berichterstattung  als  in  früheren  Jahren. 
Zugleich  hören  aller  Art  von  den  Arbeitern  ausgehende 
Nachrichten  auf,  die  auf  ihr  Leben  zur  Zeit  des  Konsulates 
und  des  Kaisertums  ein  Licht  werfen  und  uns  eine  genauere 
Vorstellung  davon  geben  könnten,  welche  Rückwirkung  diese 
sichtliche  Veränderung  in  der  finanziellen  Lage  der  Manu- 
faktur auf  die  Arbeiter  gehabt  hat. 

Diese  Epoche  tritt  aber  schon  aus  dem  Rahmen  unserer 
Arbeit  heraus. 


>  Arch.  Nat.  0«859.  Au  citoyen  Ministre  de  l'Int^rieur.  Ge- 
zeichnet: Beauvaia,  Ce  troisi^me  jonr  compl^xnentaire ,  7«ann^e  de  la 
B^publique  (d.  i.  also  d.  19.  September  1799). 


«(i7fflf*aAÄiÄ«ÄA«t^<«L  2eit  der  Revolution 

n,  wollen  wir  ver- 

zu  welchen  haupt- 

nSi^i^aten  fahren,  die  dieser 

'.^^''^"^^^  das  sogar  die  Ge- 

'"*äS£lW:ft5:o:  de  luxe,  wie  die  Er- 

;iSH»S»i^5^3inB  zeigt,  daß  Forscher 

^1*^*^^-<*|?  Bestehen  einer  gleich 

3^>^*cSb^  für  die  ersten  Jahre 

>*SJii||«3^t*||''-gm  Recht  sind  als  die- 

;iiSC5S(a|ötcrbrochenen  kommer- 

f3»^wg»'^;rBteIlen.     Es    erweist 


mit  denen  sich  die 

und    welche  gemSß 

jVeriode  der  Revolution 

^igen  Ruin,  daß  sogar 

JlnJ^ndergange  des  Absatzes 

■i^^Mfr  Jahren  1790—91  sich 

""'^"  befanden  wie  später, 

.„.11,  als   relativ    zu- 

'^n  1792—93  spitzt  sich 

-„Jlänen  die  Manufakturen 

|jCfi&:^:  zeitweise    vollkommen 
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auch  nicht  gerade  ein  völliges  Aufhören  des  Absatzes  mit 
sich,  so  doch  die  bedrohlichste  Zuspitzung  jener  Krisis,  welche 
1789  begonnen  und  in  den  Jahren  1790—91  ein  wenig  nach- 
gelassen hatte.  Dies  ist  der  allgemeine  Hintergrund,  auf 
welchem  sich  das  durch  unsere  Dokumente  gezeichnete  Bild 
der  Lage  der  Arbeiter  in  diesem  Dezennium  entrollt.  Wir 
bemerken  ferner,  daß  das  erste  Bevolutionsjahr  von  keinem 
irgendwie  deutlichen  Einfluß  auf  die  Lage  und  Stimmung  der 
Arbeiter  ist;  im  Jahre  1792  beginnt  jedoch  allerorten  der 
Kampf  um  ihre  beruflichen  Interessen.  Dieser  Kampf,  den 
uns  unsere  Quellen  ziemlich  unbestimmt  zeichnen,  wird  (wenn 
man  von  einigen  Ausschreitungen  in  Beauvais  absieht),  im 
allgemeinen  in  friedlichen  Formen,  aber  hartnäckig  geführt. 
Die  Arbeiter  wählen  besondere  Bevollmächtigte,  geben  ihnen 
das  volle  Becht,  im  Namen  aller  Kameraden  mit  der  Ad- 
ministration zu  verhandeln  und  dort,  wo  die  Entscheidung 
der  Angelegenheiten  unmittelbar  von  der  höheren  Obrig- 
keit abhängt  (d.  h.  überall,  außer  in  Beauvais),  enden  diese 
Unterhandlungen  —  bis  Anfang  1791  —  mit  dem  vollen  Siege 
der  Arbeiter.  Das  Jahr  1791  und  die  ersten  Monate  des 
Jahres  1792  vergehen  sodann  mehr  oder  weniger  ruhig.  Nach 
dem  10.  August  1792  beginnt  die  Lage,  infolge  finanzieller 
Schwierigkeiten  der  Staatskasse,  eine  sehr  schwere  zu  werden. 
Roland  bemüht  sich  aus  Sparsamkeitsrücksichten,  den  Arbeitern 
das  wieder  zu  nehmen,  was  sie  Ende  1790  und  Anfang  1791 
erhalten  hatten,  und  die  Arbeiter  verzichten  nicht  nur  auf 
jeden  Kampf,  sondern  es  findet  sich  auch  unter  ihnen  nicht 
immer  die  nötige  Einmütigkeit,  um  sich  der  Versicherungen 
ihrer  Unterwürfigkeit  zu  enthalten,  die  jeglichen  Versuch 
ihrer  Kameraden,  die  gemeinsame  Sache  zu  behaupten,  direkt 
schädigen.  Die  Arbeiter  unterwerfen  sich  aus  Furcht  ent- 
lassen zu  werden,  wie  etliche  unter  ihnen  einige  Monate  später 
erklären.  Solche  Beispiele  einer  nicht  sonderlichen  Festig- 
keit der  kameradschaftlichen  Bande  findet  der  Leser  unserer 
Arbeit  überhaupt  nicht  nur  in  einer  der  nationalen  Manu- 
fakturen, gleichviel  welcher,  und  nicht  nur  im  Jahre  1792. 
Wir  wiederholen,  was  wir  schon  weiter  oben  ausgesprochen 
haben,  daß  es  nämlich  beinahe  überall,  wo  gemeinsame 
Schritte  der  Arbeiter  aus  dem  oder  jenem  Anlaß  mit  einem 
gewissen  Ilisiko  verbunden  waren,  nicht  ohne  Meinungsver- 
schiedenheiten abging,  die  sich  mehr  oder  weniger  deutlich 
in  den  Dokumenten  abspiegeln.  Nun  aber  beginnt  das  Jahr 
1793,  und  bald  ist  die  Herrschaft  der  Montagnards  an  der 
Tagesordnung.  Die  Arbeiter  wahren  sich  das,  was  Roland 
ihnen  nehmen  wollte ;  die  Revolution,  die  ihre  demokratischste 
Periode  durchlebt,  tut  für  sie  das,  wozu  sie  selbst  nicht  im- 
stande waren.  Die  Arbeiter  erscheinen  für  einige  Zeit  als 
die  Herren  der  Situation,  da  und  dort  entfernen  sie  die  frühere 
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Administration,  stellenweise  treten  sie  durch  eigene  W&hler 
selbst  in  den  Bestand  der  neuen  Administration  ein.  An  die 
Spitze  treten  die  am  revolutionärsten  gesinnten  und  tat- 
kräftigsten Leute,  denen  sich  die  übrigen  unterordnen.  Allein 
es  beginnt  die  Thermidorreaktion,  und  die  Teilnahme  der 
Arbeiter  an  der  Verwaltung  der  Manufakturen  hört  von  selbst 
auf,  ohne  die  geringsten  Spuren  eines  Kampfes  oder  auch 
irgendwelcher  sich  klar  äußernden  Unzufriedenheit  von  Seiten 
der  Arbeiter.  Vom  Jahre  1793  an,  besonders  aber  seit  den 
Jahren  1794 — 95,  wird  alles  Denken  der  Arbeiter  ungeteilt 
von  ihrer  verzweifelten  materiellen  Lage  verschlungen.  Der 
Absatz  fehlt,  die  staatliche  Hilfe  aber  ist  infolge  der  Ent- 
wertung der  Assignaten  äußerst  unzureichend,  und  keine  Zu- 
lage kann  helfen,  da  diese  Entwertung  reißend  fortschreitet. 
Im  Jahre  1795  beginnt  die  Verabfolgung  von  Lebensmitteln 
in  Naturalien,  doch  kann  dadurch  die  Not  der  Arbeiter  nur 
gelindert,  nicht  aber  beseitigt  werden;  denn  erstens  sind  die 
Produkte  oft  von  sehr  schlechter  Qualität,  zweitens  aber 
bleibt  noch  die  Frage  nach  der  Kleidung  und  einer  ganzen 
Menge  anderer,  durchaus  unentbehrlicher  Gegenstände,  die 
für  Assignaten  zu  kaufen  jede  Möglichkeit  fehlt.  Nichts- 
destoweniger erblickt  sowohl  die  Administration  der  Manu- 
fakturen als  auch  ihre  Arbeiter  in  dieser  Ausgabe  von  Lebens- 
mitteln den  Rettungsanker,  und  als  im  Jahre  1796  die 
Regierung  diese  Ausgabe  abschafft,  da  versuchen  die  Direk- 
toren auf  jede  Art  und  mit  allen  Künsten,  sie  noch  einige 
Monate  lang  fortzusetzen.  Seit  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres 
1796  wird  ein  Teil  des  Gehaltes  bereits  in  klingender  Münze 
ausgezahlt,  und  im  Frühling  1797  kommt  die  klingende  Münze 
endgültig  in  Gebrauch.  Es  beginnt  für  die  Arbeiter  eine 
neue  Reihe  von  Nöten,  denn  jetzt  bleibt  die  Regierung  auf 
Monate  hinaus  mit  den  Zahlungen  im  Rückstand  und  bringt 
die  Arbeiter  in  eine  wahrhaft  verzweifelte  Lage.  Ohne  Brot, 
ohne  Kleidung,  ohne  Kredit  sind  sie  in  vollständige  Armut 
und  Erschöpfung  versetzt.  Erst  nach  dem  Sturze  des  Direk- 
toriums hat  die  allmähliche  Besserung  der  Staatsfinanzen  die 
nationalen  Manufakturen  aus  dieser  Lage  befreit. 

IL 

So  war  im  allgemeinen  die  materielle  Lage  dieser  paar 
Hunderte  von  Menschen,  deren  Geschichte  während  der  Epoche 
der  Revolution  uns  von  den  Dokumenten  der  Archive  aus- 
führlicher erzählt  wird  als  die  der  gesamten  übrigen  Arbeiter- 
klasse. Welches  war  nun  ihre  politische  Stimmung  in  jenen 
kritischen  Jahren?  Bis  zum  Sturze  der  Monarchie  finden 
wir  unter  den  Arbeitern  der  nationalen  Werkstätten  fast  gar 
keine  Spur  eines  irgendwie  lebhaften  aktiven  Interesses  an 


132.  121 

den  politischen  Ereignissen  und  Ideen  des  Tages  (wenn  wir 
zwei,  drei  Tatsachen  nicht  rechnen).  Erst  seit  dem  Herbst 
1792  und  besonders  im  Jahre  1793  zeigen  sie,  und  auch  jetzt 
meist  nur  die  Arbeiter  von  Sövres,  ein  Interesse  für  die 
öffentlichen  Angelegenheiten,  nehmen  Anteil  an  dem  lokalen 
revolutionären  Komitee  usw.  Mit  Beginn  der  Thermidor- 
reaktion  verschwinden  die  letzten  Spuren  eines  aktiven  Inter- 
esses für  die  Politik  wieder,  und  zwar  endgültig.  Für  die 
Arbeiter  ist  die  Regierungsgewalt  in  erster  Linie  ein  Arbeit- 
geber, ein  allmächtiger  Hausherr,  ein  Brotherr,  von  dem  sie 
ganz  und  gar  abhängen.  Mit  der  größten  Hochachtung,  in 
gleichmäßig  glühenden  Ausdrücken  wenden  sie  sich  gewöhn- 
lich wie  an  d'Angi viller,  so  auch  an  die  Nationalversamm- 
lung, an  Roland,  an  den  Konvent,  an  die  Kommission  für 
Ackerbau  und  Künste,  an  das  Direktorium,  an  Lucien  Bona- 
parte und  an  Napoleon  Bonaparte.  Alle  diese  Obrigkeiten 
heißen  sie  Väter  und  Wohltäter  und  versichern  gleicherweise 
ihre  Ergebenheit  demjenigen  Regime,  als  dessen  Vertreter  ihr 
Adressat  erscheint.  Doch  muß  hervorgehoben  werden,  daß 
die  alte,  vorrevolutionäre  Ordnung  immer  und  unabänderlich 
die  entschiedenste  Verurteilung  ihrerseits  hervorruft,  und  daß 
sie  offenbar  nicht  ein  revolutionäres  Regime  dem  anderen  gegen- 
überstellen, sondern  jedes  revolutionäre  Regime  oder  alle  Ord- 
nungen der  Revolution  (von  1789 — 1799)  stellen  sie  dieser  einen 
verhaßten,  alten  Ordnung,  der  „Zeit  der  Despotie^,  gegenüber. 
Wir  möchten  sagen,  wenn  überhaupt  die  Arbeiter  der  natio* 
nalen  Manufakturen  auch  nur  eine  feste  politische  Überzeugung 
hatten,  so  war  es  dieses  negative  Verhältnis  zu  der  vor- 
revolutionären Ordnung  der  Dinge.  Im  allgemeinen  aber 
kann  die  volle,  widerspruchslose  Unterwerfung  unter  die  zur- 
zeit bestehenden  Gewalten  als  typisch  für  alle  Arbeiter  der 
nationalen  Manufakturen  betrachtet  werden.  Während  des 
ganzen,  uns  interessierenden  Dezenniums  haben  die  Arbeiter 
auf  den  nationalen  Manufakturen  eigentlich  nur  einmal,  im 
Jahre  1790,  um  Zugeständnisse  nicht  so  sehr  gebeten,  als 
vielmehr  solche  gefordert  (obschon  sie  sich  bemühten,  nach 
Möglichkeit  einen  respektvollen  Ton  zu  bewahren)  und  haben 
an  einigen  Orten  sogar  zu  einer  gewalttätigen  Handlungs- 
weise ihre  Zuflucht  genommen.  Nach  dieser  Zeit  verschwinden 
jegliche  Äußerungen  eines  Wunsches,  nicht  nur  zu  bitten, 
sondern  auch  um  die  Gewährung  ihrer  Bitten  zu  kämpfen, 
fast  ganz:  Das  Bestehen  auf  der  Sonntagsruhe  (anstatt  des 
decadi)  auf  der  Manufaktur  von  Sfevres  erscheint  als  voll- 
ständige Ausnahme.  Es  muß  wiederholt  werden,  was  wir 
schon  in  der  vorhergehenden  Darlegung  gesagt  haben:  bei- 
nahe stets,  wenn  es  sich  in  irgendeiner  Sache  um  ein  gewisses 
Risiko  handelte,  wenn  ein  festes  Vorgehen  erforderlich  und 
besonders    notwendig    war,    zeigten    bei   weitem   nicht   alle 
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Arbeiter  kameradschaftliche  Gefühle.  Versuche,  sich  zu 
organisieren,  können  für  das  Jahr  1790  vermerkt  werden,  als 
die  Arbeiter  stellenweise  ihre  „Kommissäre"  zur  Unterhand- 
lung mit  der  Obrigkeit  wählten.  Im  Jahre  1793  machten 
die  Vertreter  der  zentralen  Gewalt  unzweifelhafte  Versuche, 
die  Arbeiter  zu  organisieren  und  die  von  ihnen  gewählten 
Männer  in  die  Administrationskonseils  aufzunehmen,  wo  sie 
Hand  in  Hand  mit  der  Direktion  die  Angelegenheiten,  die 
für  die  Arbeiter  von  Interesse  waren,  entscheiden  sollten. 
Allein  es  bedurfte  nur  der  Thermidorreaktion,.und  bald  blieb 
nichts  mehr  von  diesen  Versuchen  übrig.  Überhaupt  kann 
man  sagen,  wenn  die  Arbeiter  der  nationalen  Manufakturen 
nicht  politische,  sondern  nur  rein  berufliche  Bestrebungen 
zeigten,  liefen  auch  diese  beruflichen  Interessen  ihrerseits  bei 
ihnen  fast  ausschließlich  auf  die  Lohnfrage  hinaus.  Sogar 
die  Frage  einer  Vergrößerung  der  Ruhezeit  wurde  nach  dem 
Jahre  1790  nur  noch  ein  einziges  Mal  und  nur  auf  einer 
Manufaktur  aufgeworfen  (in  S^vres,  wegen  der  Sonntags- 
feier). Es  ist  nicht  daran  zu  denken,  daß  die  Frage  einer 
Organisation  unter  diesen  beruflichen  Bestrebungen  über- 
haupt noch  eine  Rolle  spielte. 

Von  ihrer  sozialen  Stellung  hatten  die  Arbeiter  der  natio- 
nalen Manufakturen  eine  hohe  Meinung.  Als  „Künstler'' 
glaubten  sie  sich  im  höchsten  Grade  nützlich  für  die  Nation, 
für  den  Ruhm  des  Reiches.  Sie  stellten  sich  den  Beamten 
im  Staatsdienste  gleich  (worin  das  Ministerium  des  Innern 
mit  ihnen  aber  nicht  einverstanden  war).  Stolz  wiesen  sie 
darauf  hin,  daß  ganze  Generationen  derselben  Familien  in 
den  Manufakturen  arbeiteten;  manchmal  machten  sie  geradezu 
Rechte  auf  die  Benutzung  der  Grundstücke  geltend,  die  der 
Manufaktur  zugeschrieben  waren,  da  sie  in  dieser  Beziehung 
keinen  Vorzug  der  Rechte  der  Direktion  vor  den  ihrigen  an- 
erkannten. Hier  kann  beiläufig  bemerkt  werden,  daß  diese 
Ansicht  von  ihrer  eigenen  Bedeutung  im  allgemeinen  — 
d.  h.  abgesehen  von  einigen  seltenen  Ausnahmen  —  die  Arbeiter 
zu  keinerlei  Kollisionen  mit  der  Direktion  dieser  Anstalten 
geführt  hat.  Mit  ihren  Direktoren  lebten  sie  gewöhnlich  in 
Frieden,  möglicherweise  hauptsächlich  gerade  infolge  der  Er- 
kenntnis, daß  von  diesen  Direktoren  sehr  wenig  abhänge, 
und  das  Schicksal  der  Anstalten  und  ihres  Personals  in  den 
Händen  des  Ministeriums  des  Innern  liege,  welches  Arbeiter 
annimmt  und  entläßt,  die  Jury  zur  Taxation  der  Arbeit 
ernennt,  den  Lohn  festsetzt,  Zulagen  auszahlt  und  sie  wieder 
einstellt  usw.    Nur  in  Beauvais  hingen  die  Angelegenheiten 


^  Die  Frage  über  die  Benutzung  des  Gemüsegartens  in  Beauvais; 
die  Verzögerung  in  der  Lohnauszahlnng  in  S^vres. 
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der  Manufaktur  unmittelbar  von  Menou  ab  (bis  zu  seiner 
Entlassung),  und  verzichtete  die  Zentralgewalt  auf  eine  Ent- 
scheidung in  dem  Streit  zwischen  dem  Unternehmer  und  den 
Arbeitern. 

III. 

Können  wir  wohl  auf  Grund  der  Dokumente,  die  sich 
auf  die  Arbeiter  der  nationalen  Manufakturen  beziehen,  uns 
klar  machen ,  welches  während  der  in  Betracht  kommenden 
Periode  die  charakteristischsten  ZQge  in  den  Beziehungen 
der  Regierung  zu  dieser  direkt  von  ihr  abhängigen  Kategorie 
der  Arbeiterklasse  waren?  In  den  ersten  Jahren  der  Revo- 
lution, als  die  Manufakturen  unter  der  Oberverwaltung  des 
Grafen  d'Angiviller  standen,  mufite  die  Regierung  mit  der 
Gärung  unter  den  Arbeitern  rechnen  und  machte  überall  dort 
Zugeständnisse,  wo  nur  die  Erfüllung  der  gestellten  Forderungen 
unmittelbar  von  ihr  abhing ;  nur  in  Beauvais,  wo  —  wie  oben 
bemerkt  —  die  Arbeiter  während  dieser  Periode  noch  un- 
mittelbar mit  dem  Unternehmer  zu  rechnen  hatten,  endigte 
die  Sache  nicht  mit  ihrem  Siege.  Wir  haben  durchaus  nicht 
nötig,  aprioristische  Vermutungen  darüber  zu  konstruieren, 
wodurch  eine  solche  Nachgiebigkeit  zu  erklären  sei:  die 
Dokumente  geben  es  deutlich  zu  verstehen,  daß  der  Hof  sich 
fürchtete,  in  dieser  kritischen  Epoche  die  Arbeiter  gegen  sich 
aufzureizen  und  schließlich  einige  hundert  Menschen  vor  die 
Tür  zu  setzen,  welche  dann  schon  direkt  und  unmittelbar  die 
Schuld  für  ihr  unglückliches  Schicksal  dem  Könige  zuschieben 
könnten.  Die  allgemeine  Lage  der  Dinge,  der  Triumph  der 
Revolution,  alles  dies  hnt  im  Jahre  1790  den  Arbeitern  viel 
geholfen,  als  sie  mit  der  Obrigkeit  unterhandelten.  Der 
königliche  Hof  ließ  sich  zu  Zugeständnissen  herbei,  die  für 
ihn  sehr  unvorteilhaft  waren,  und  nur  heimlich,  verstohlener- 
weise versuchte  die  Hauptadministration  diese  neuen  und  ihr 
sehr  unangenehmen  Ausgaben  zu  verkürzen  (durch  die  Ver- 
ordnungen, keine  neuen  Arbeiter  aufzunehmen,  die  Zahl 
der  bereits  vorhandenen  auf  jede  mögliche  Weise  ein- 
zuschränken usw.).  Solcher  Art  war  im  allgemeinen  die 
Politik  des  Grafen  d'Angiviller  und  des  Mitte  1791  in  der 
Hauptverwaltung  der  Manufakturen  an  seine  Stelle  getretenen 
Intendanten  der  Zivilliste  de  la  Porte.  Zur  Zeit  des  Letzteren 
war,  wie  gesagt  werden  muß,  auf  den  Manufakturen  alles  voll- 
kommen ruhig,  denn  einerseits  waren  die  Arbeiter  durch  ihre 
jüngsten  Eroberungen  zufriedengestellt,  anderseits  aber  hatte 
sich  die  Finanzkrisis  noch  nicht  so  schrecklich  zugespitzt  wie 
in  der  Folge,  die  Assignaten  waren  noch  nicht  so  entwertet; 
der  königliche  Hof  aber  durfte  es  natürlich  nicht  wagen,  den 
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Lohn  in  der  Weise  zurückzuhalten,  wie  es  z.  B.  das  Direk- 
torium hernach  tat,  und  fürchtete,  den  Dokumenten  nach  zu 
urteilen,  bereits  Aufregungen,  wenn,  was  selten  war,  Ver- 
zögerungen auch  nur  von  einem  Monat  eintraten.  Es  folgt 
der  10.  August  und  der  Sturz  der  Monarchie.  Die  Arbeiter 
der  nationalen  Manufakturen  gerieten  bald  in  die  Hände  des 
Ministers  des  Innern  Roland.  Während  der  kurzen  Zeit 
seines  zweiten  Ministeriums  erscheint  der  girondistische 
Minister  in  unseren  Dokumenten  als  ein  Mann,  der  vor  allem 
die  strengste  Ökonomie  in  der  Verausgabung  von  Staats- 
geldern für  die  nationalen  Manufakturen  anstrebt  und  dabei 
die  Möglichkeit  einer  Gärung  unter  den  Arbeitern  durchaus 
nicht  fürchtet.  Er  führt  direkt  eine  Attake  gegen  die  schon 
vor  IVfl  Jahren  gemachten  Zugeständnisse,  verlangt  von  den 
Arbeitern  widerspruchslose  Unterwerfung  unter  seinen  Willen, 
droht  den  Unzufriedenen  mit  Entlassung,  betont  den  Ge- 
danken von  der  Notwendigkeit  der  Subordination  usw.  Im 
Ton  seines  Verkehrs  mit  den  Arbeitern  ist  dies  ein  direkter 
Vorgänger  Lucien  Bonapartes  oder,  um  eine  von  ihm  noch 
entferntere  Epoche  zu  nehmen,  der  Minister  Louis  Philipps. 
Eine  solche  Maßregel,  wie  z.  B.  die  Forderung  an  die  Ar- 
beiter, durch  ihre  Unterschrift  zu  bezeugen,  daß  sie  damit 
einverstanden  seien,  sich  der  Wiedereinführung  des  ihnen  so 
verhaßten  Stücklohnes  zu  fügen,  mit  der  Drohung,  die  nicht 
Unterschreibenden  zu  entlassen,  verrät  nicht  nur  das  vollste 
Vertrauen  in  seine  Macht  und  in  die  Schwachheit  der  Ar- 
beiter, sondern  auch  den  Wunsch,  ihnen  diese  seine  Macht 
mit  aller  Deutlichkeit  vor  zu  demonstrieren.  Er  macht  denen 
bittere  Vorwürfe,  die  nach  seiner  Kenntnis  die  (seiner  Meinung 
nach)  überflüssige  Nachgiebigkeit  des  früheren  Chefs,  des 
Grafen  d'Angi viller,  begünstigt  hatten;  und  er,  der  republi- 
kanische Minister,  muß  von  den  Arbeitern  den  schüchternen, 
leisen  Tadel  hören,  unter  der  Monarchie  habe  d'Angiviller 
Wert  darauf  gelegt,  erst  ihre  Meinung  zu  erfahren,  bevor  er 
ihr  Schicksal  entschied,  während  er,  Roland,  der  republi- 
kanische Minister,  dies  nicht  tun  wolle.  Natürlich  bestand 
hier  der  Unterschied  nur  darin,  daß  d'Angiviller  die  Arbeiter 
fürchtete,  Roland  hingegen  nicht,  denn  die  Monarchie  der 
Jahre  1790—91  war  schwach,  die  Republik  des  Jahres  1792 
aber  stark;  und  die  Aufregung  einiger  hundert  Arbeiter  von 
Paris  und  S^vres,  die  in  den  Augen  des  untergegangenen 
Hofes  als  ein  Ingrediens  der  allgemeinen  Wirren  erschien, 
das  gefährlich  werden  könnte,  hatte  in  den  Augen  Rolands 
nichts  zu  bedeuten. 

Die  Arbeiter  waren  bereit,  vor  Roland  zu  Kreuz  zu 
kriechen,  der  sie,  wie  einige  von  ihnen  später  erklärten,  durch 
die  Drohung  mit  der  Entlassung  terrorisierte,  doch  rettete 
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sie  wiederum  davor  der  weitere  siegreiche  Gang  der  Revo- 
lution. 

Die  Girondisten  wurden  von  den  Montagnards  abgelöst. 
Weder  vorher  noch  nachher  hat  sich  während  der  ganzen 
Epoche  der  Revolution  die  Staatsgewalt  so  human  den  Ar- 
beitern gegenüber  verhalten,  hat  sie  ein  solches  Bestreben, 
ihre  selbständige  Tätigkeit  zu  heben,  an  den  Tag  gelegt,  wie 
in  den  Jahren  1793—94.  Man  jammert  wohl  oft  über  den 
„Vandalismus  der  Jakobiner^,  die  gewisse  Erzeugnisse  der 
Gobelins  verbrannten,  gewisse  Sövresstatuen  und  -vasen  zer- 
schlugen nur  aus  dem  Grunde,  weil  diese  Kunstwerke  mon- 
archistische oder  feudalistische  Sujets  darstellten,  Der 
Historiker  der  Arbeiterklasse  wird  jedenfalls  sagen,  daß  den 
Arbeitern  gegenüber  die  Jakobiner  im  allgemeinen  keineswegs 
„Vandalen''  gewesen  sind,  speziell  gegenüber  denen  der  natio- 
nalen Manufakturen.  Noch  mehr:  sie  bewiesen  einen  sehr 
weiten  Blick  für  die  allgemeinstaatliche  Bedeutung  dieser 
Anstalten,  einen  Blick,  zu  dem  Roland  sich  nie  hatte  auf- 
schwingen können.  Zu  ihrer  Zeit  wurde  die  Republik  von 
den  gleichen  und  noch  schlimmeren  Unwettern  durchtobt  wie 
unter  Roland,  und  dennoch  hatten  sie  in  der  Person  ihrer 
Minister  des  Innern  (besonders  Parös),  in  der  Person  des 
Komitees  und  der  Kommission  für  Ackerbau  und  Künste,  im 
Wohlfahrtsausschuß  und  sogar  im  Konvent,  den  hartnäckigen 
Wunsch,  selbst  auf  dem  Wege  von  Opfern,  die  bei  dem  da- 
maligen Stande  der  Finanzen  so  schwer  waren ,  dem  Staate 
diese  „Schulen  der  Künste"  zu  erhalten.  Der  stolze  Glaube 
an  die  Zukunft,  der  für  die  Männer  des  Konvents  in  seinen 
ersten  Jahren  so  charakteristisch  ist,  spricht  sich  auch  in  dem 
Verfahren  der  Staatsgewalt  dieser  Epoche  den  nationalen 
Manufakturen  gegenüber  aus.  Hier  haben  wir  es  mit  einer 
Erscheinung  jener  Stimmung  dieser  Männer  zu  tun,  die  L6on 
Gaben  so  gut  charakterisiert  hat:  ils  ne  craignaient  pas  la 
ruine  parceque  la  nation  devenue  libre  disposait  selon  eux  de 
richesses  immenses  quMl  ^tait  impossible  d'6valuer  exactement. 
II  y  a  eu  lä  comme  un  phönom^ne  de  r61igiosit6,  un  mouve- 
ment  de  foi  dans  la  vertu  de  la  France  et  de  libert6"  ^. 

Hinsichtlich  der  Versuche,  den  Arbeitern  eine  gewisse 
Organisation  zu  geben,  ihre  Vertreter  in  die  Administration 
hereinzunehmen,  die  Ansicht  von  den  Arbeitern  als  Menschen, 
mit  denen  die  Direktion  ihre  Verwaltungssorgen  brüderlich 
teilen  sollte,  zu  festigen  usw.,  erwiesen  sich  die  Arbeiter  selbst 
als  nicht  energisch  und  vorbereitet  genug,  um  sich  diese  Ge- 
schenke des  Schicksals  zu  sichern,  —  denn  hierin  ließen  sie 


*  Revue  d'hist.  moderne  et  contemporaine,  t.  IV,  p.  358. 
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sich  von  der  Revolution  treiben,  —  und  nach  dem  Beginn  der 
Thermidorreaktion  kehrten  sie,  wie  wir  bereits  bemerkten, 
ohne  die  geringsten  Spuren  eines  Kampfes  wieder  in  ihre 
vollständig  untergeordnete  Lage  zurück.  Überhaupt  dachten, 
auch  indem  sie  materielle  Opfer  zur  Erhaltung  der  Manu- 
fakturen brachten,  die  Politiker  der  Jahre  1793 — 94  an  die 
Zukunft;  und  indem  sie  den  Versuch  machten  die  Stellung 
des  Arbeiterpersonals  zu  heben,  gingen  sie  voran,  nicht  nur 
weit  voran  vor  ihren  zeitgenössischen  privaten  Unternehmern, 
sondern  man  kann  auch  sagen,  vor  den  Arbeitern  selbst,  für 
deren  Vorteil  sie  sorgten. 

Die  Thermidorreaktion  und  besonders  die  Epoche  des 
Direktoriums  sind,  auf  dem  hier  uns  interessierenden  Ge^ 
biete,  durch  das  Bestreben  gekennzeichnet,  die  Autorität  der 
Administration  und  die  Disziplin  unter  den  Arbeitern  aufrecht 
zu  erhalten,  und  dieses  Bestreben  ist  um  so  bemerkbarer,  je 
weniger  in  Wirklichkeit  von  selten  der  Arbeiter  ein  Anlaß 
dazu  vorlag,  daß  eine  derartige  Tendenz  zu  Tage  trat.  Der 
bureaukratische  Formalismus  wird  ebenfalls  bemerkbarer,  als 
er  in  den  vorhergehenden  Jahren  war;  das  polizeiliche  Ver- 
dachtssystem, das  während  des  Direktoriums  an  der  Tages- 
ordnung war,  wird  —  in  den  Städten  —  ganz  besonders  auf 
die  Arbeiterklasse  ausgedehnt,  und  die  Arbeiter  der  natio- 
nalen Manufakturen  bildeten  in  dieser  Beziehung  keine  Aus- 
nahme ^     Allein   die  Regierung  der  Zeit  des  Direktoriums 


'  Interessant  ist  z.  B.  folgende  Geschichte,  die  sich  im  Januar 
1798  zugetragen  hatte.  Der  Direktor  der  Savonnerie  hatte  den  Arbeitern 
gestattet,  einen  leerstehenden  Saal  der  Anstalt  zu  ihrer  Zerstreuung 
während  der  freien  Zeit  zu  benutzen.  Am  2.  Piuviose  (21.  Januar),  dem 
Tage  der  Leistung  des  Schwures,  den  das  Direktorium  forderte  (aus 
„Haß  gegen  die  königliche  Gewalt  und  ge^en  die  Anarchie"),  versammelten 
sich  die  Arbeiter  in  diesem  Saal,  um  sich  etwas  die  Zeit  zu  vertreiben. 
Um  7  Uhr  aber  erschien  der  Polizeikommissar  und  forderte  die  Direk- 
tion auf,  der  Polizei  Verwaltung  (bureau  central)  zu  erklären,  worin  „le 
genre  d'amusement  qu'elle  avait  autoris«^''  bestehe.  Der  Direktor  sab 
eine  schriftliche  Erklärung,  warum  den  Arbeltern  diese  harmlosen  Zer- 
streuungen gestattet  wären  (um  „entretenir  parmi  eux  Tunion  et  l'in- 
telligence"),  und  versicherte,  daß  nur  die  Verwandten  der  Arbeiter 
hierzu  zugelassen  würden  und  alles  unter  seiner  Aufsicht  vor  sich  gehe 
(le  directeur  a  l'oeil  ouvert  sur  la  conduite  de  tous).  Es  entspann  sich 
ein  ziemlich  lebhafter  Schriftwechsel,  und  aus  dem  Ministerium  (diesmal 
schon  aus  dem  bureau  des  arts,  welches  zur  Zeit  des  Direktoriums  die 
unmittelbare  Verwaltung  der  Manufakturen  innehatte)  wurde  ein  Schrift- 
stück übersandt,  in  welchem  die  Direktion  darauf  hingewiesen  wurde, 
es  wäre  doch  besser  gewesen,  wenn  sie,  noch  bevor  sie  diese  Versamm- 
lungen gestattete  der  Polizei  mitgeteilt  hätte,  mit  welchen  Maßnahmen 
der  Direktor  die  Ruhe  zu  sichern  gedenke.  Der  Direktor  wird  streng 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  „cette  reunion  ne  peut  avoir  lieu  que 
sous  sa  responsabilit^  particuli^re  et  qu'il  demeure  garant  des  ^vene- 
ments  qui  pourraient  troubler  le  bon  ordre  et  la  tranquillit^  publique", 


132.  127 

fürchtete  die  Arbeiter  eigentlich  gar  nicht,  wie  sie  z.  B.  der 
königliche  Hof  in  den  ersten  Jahren  der  Revolution  gefürchtet 
hatte  und  bekundete  ihnen  gegenüber  manchmal  eine  gewisse 
Lässigkeit.  Das  Personal  der  nationalen  Manufakturen  stand 
gerade  in  jenen  Jahren  die  bittersten  Leiden  aus  und  die 
finanzielle  Krisis  war  natürlich  ihre  hauptsächlichste,  aber  wohl 
kaum  immer  die  einzige  Ursache.  Das  Ministerium  des 
Innern  gab  in  der  Periode  der  vollständigen  Entwertung  der 
Assignaten  und  später  der  Mandate  den  Arbeitern  eine  Zu- 
lage nach  der  anderen,  doch  blieb  diese  Hilfe,  wie  schon  ge- 
sagt, in  hohem  Grade  illusorisch  und  als  im  Frühling 
(März— April)  1797  die  Mandate  durch  klingende  Münze  er- 
setzt wurden  (die  nun  seit  der  Mitte  des  Jahres  1797  all- 
mählich in  Umlauf  kam),  begann  die  Regierung  systematisch 
die  Lohnauszahlung  auf  Monate  hinaus  zu  verzögern  und  be- 
zahlte nicht  einmal  für  die  Erzeugnisse,  die  sie  gerade  in  dem 
Jahre  in  reichlicher  Menge  für  ihre  eigenen  Bedürfnisse  (Ge- 
schenke für  die  Vertreter  fremder  Staaten,  zur  Ausschmückung 
des  Palais  usw.)  den  nationalen  Manufakturen  entnahm.  Bei 
allem  Mangel  an  Geldmitteln  fanden  sich  in  jenen  Jahren  bei 
dem  Direktorium  für  vieles,  was  eher  Aufschub  gelitten  hätte, 
Summen,  welche  die  Ausgaben  für  die  Manufakturen  um  ein 
Mehrfaches  überstiegen. 

Natürlich  besserte  sich  die  Lage  der  Arbeiter  in  den  ersten 
Monaten  des  Konsulates  nicht  mit  einem  Male.  Für  die 
Arbeiter  von  Sfevres  kennzeichnete  sich  die  Zeit  des  Konsulates 
durch  eine  Katastrophe,  die  massenweise  Entlassung  von 
Arbeitern  aus  Rücksichten  der  Ökonomie.  Im  allgemeinen 
aber  mußte  für  die  Arbeiter  der  übrigen  nationalen  Manu- 
fakturen sowie  für  die  in  Sövres  verbliebenen  eine  Epoche, 
die  mit  der  Ordnung  der  Finanzen  begann,  eo  ipso  auch  eine 
Zeit  der  Verbesserung  ihrer  materiellen  Lage  sein.  Was  aber 
die  Tendenzen  betrifft,  mit  allen  Mitteln  die  „Disziplin",  die 
„Subordination",  „die  gute  Ordnung  und  Ruhe"  usw.  aufrecht- 
zuerhalten, so  setzte  hierin  das  Konsulat  natürlich  das  Werk 
des  Direktoriums  fort. 

Die  Zeit  der  Herrschaft  der  Montagnards  erschien  dem- 
nach als  der  einzige  Moment  in  dem  ganzen  Dezennium,  da 
die  regierende  Gewalt,  ohne  irgendwie  die  Arbeiter  zu  fürchten, 
sich  gleichzeitig  durchaus  aufrichtig  wohlwollend,  am  kon- 
sequentesten demokratisch  gegen  sie  stellt.  Sowohl  die  diesem 
kurzen  Momente  vorangehende  Epoche  wie  auch  die  nach- 
folgende verlassen  diesen  Standpunkt,  beide  in  gleich  deut- 
licher Weise. 


and  es  wird  ihm  die  sorgfältigste  Beaufsichtigung  empfohlen.  (Arch. 
Nat.  0*907,  objets  relatifs  au  airecteur  personne llement.  Rapport  pr^- 
sent^  au  Ministre  de  Tlnt^rieur,  Paris  le  9  Pluviose  Tan  6). 
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Dies  ist  eins  von  den  Ergebnissen,  welche  auch  durch 
die  Daten,  die  sich  auf  die  privaten  industriellen  Unter- 
nehmungen beziehen,  bestätigt  werden.  In  unseren  folgenden 
Studien  werden  wir  sehen,  daß  dies  nicht  der  einzige  Schluß 
ist,  den  wir  aus  den  Dokumenten  der  nationalen  Manufakturen 
gezogen  haben,  daß  er  aber  zugleich  auch  einer  Bedeutung 
selbst  für  die  Geschichte  zahlreicherer  Kategorien  der 
Arbeiterklasse  nicht  ermangelt. 


Altanburg  S.-A. 

Pierortohe  HofbuohdmokereS 

Stephan  Oeibel  k  Co. 
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Vorwort. 


Die  vorliegende  Schrift  war  ursprünglich  dazu  bestimmt, 
die  Fortsetzung  meiner  im  Auftrag  des  schweizerischen  In- 
dustriedepartements verfaßten  Monographie  über  das  Verhältnis 
der  Hausindustrie  zur  Kranken-  und  Unfallversicherung,  die 
eine  Schilderung  der  ostschweizerischen  Stickereiindustrie  ent- 
hält und  im  Jahr  1905  zur  Veröffentlichung  gelangt  ist,  zu 
bilden.  Wie  dort  wurde  auch  hier,  dem  Zweck,  um  dessen 
willen  die  Arbeit  in  Angriff  genommen  worden  war,  ent- 
sprechend, das  Hauptgewicht  auf  die  Darstellung  der  recht- 
lichen und  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  gelegt.  Im  Hinblick  auf  den  Um- 
stand, daß  einerseits  die  heute  in  der  schweizerischen  Uhren- 
industrie bestehenden  Verhältnisse  nur  verständlich  sind,  wenn 
man  deren  geschichtliche  Entwicklung  genau  kennt,  und  ander- 
seits eine  zusammenfassende  Darstellung  dieses  wichtigen  In- 
dustriezweiges überhaupt  nicht  existiert,  entschloß  ich  mich 
indessen,  der  Arbeit  einen  etwas  größern  Umfang  zu  geben, 
als  mit  Rücksicht  auf  deren  beschränkte  Zweckbestimmung 
unbedingt  geboten  gewesen  wäre.  Um  den  Befürchtungen 
schweizerischer  Interessentenkreise  Rechnung  zu  tragen,  sind 
im  dritten  Buch  die  Angaben  über  die  Vergütungen,  die  den 
Uhrenarbeitern  für  die  ausgeführte  Arbeitsleistung  von  ihren 
Auftraggebern  üblicherweise  bezahlt  werden,  mit  wenigen  Aus- 
nahmen unterdrückt  worden.  Da  aus  Gründen,  deren  Er- 
örterung hier  als  überflüssig  erscheint,  die  Arbeit  nicht  als 
Fortsetzung  der  eingangs  erwähnten  Schrift  erscheinen  kann, 
und  überdies  die  in  Beratung  stehende  Qesetzesvorlage  über 
die  Kranken-  und  Unfallversicherung  der  Arbeiter  auf  einer 
veränderten   Grundlage    ruht,    so   hielt   ich   es   auch   für  an- 
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gezeigt,  den  Abschnitt ,  in  dem  der  Versicherung  der  Uhren- 
arbeiter gegen  die  ihre  Gesundheit  und  körperliche  Integrität 
bedrohenden  Gefahren  eine  Besprechung  gewidmet  war,  zum 
größten  Teile  wegzulassen,  so  daß  die  hier  gebotene  Dar- 
stellung der  schweizerischen  Uhrenindustrie  von  jedem  gesetz- 
gebungspolitischen Beigeschmack  befreit  erscheint. 

Zürich,  im  Juli  1908. 

Der  Verfasser. 
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Kantonale  bernische  Handels-  und  Gewerbekammer.  Be- 
richte II.    1900. 
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Erstes  Buch. 

Die  Begründung  und  geschichtliche  Entwicklung 

der  Uhrenindustrie. 


Erster  Abschnitt. 

Im  Kanton  Genf. 

Erstes  Kapitel. 
Bis  zur  EinTerleibung  Genfs  in  Frankreich. 

Die  schweizerische  Uhrenindustrie  kennt  zwei  oder  sogar 
drei  örtlich  und  zeitlich  voneinander  getrennte  und  unabhängige 
Geburtsstätten  und   -daten.     Die  eine  ihrer  Wiegen  ist  Genf. 
Schon   zur  römischen  Eaiserzeit  wegen  ihrer  viel   besuchten 
Messen  als  emporium  Ällobrogum  weithin  bekannt,   hatte  die 
Stadt    ihre    handelspolitische    Stellung    in    den    Stürmen    der 
Völkerwanderung  eingebüßt,  aber  dank  ihrer  günstigen  Lage 
am    Ausfluß    der    schiffbaren    Rhone    aus    dem    Leman    und 
in   dem  Winkel,   wo  Jura   und  Alpen   sich  so  nahe  rücken, 
daß   sie   nur  noch   dem   oben  genannten   Fluß   einen  Durch- 
laß   gestatten,    hatte    sich    schon    gegen    Ende    des    Mittel- 
alters wieder  ein  reges  gewerbliches  Leben  und  eine  ganz  be- 
deutende Handelstätigkeit  entwickelt.    Auch   die  Uhrmacher- 
kunst  hatte   dort  schon  Wurzel  gefaßt;   bereits  in  den  ersten 
Jahrzehnten  des  16.  Jahrhunderts  müssen  von  dem  einen  oder 
andern  durch  mechanisches  Geschick  besonders  ausgezeichneten 
Schlossermeister    auch    vereinzelte    Taschenuhren    konstruiert 
worden   sein.     Als   der  Fürstbischof  Pierre   de  la  Baume   im 
Jahr   1533   die   durch   das   Bündnis  mit  Bern   und  Freiburg 
unabhängig  gewordene  Stadt  verließ,   vergaß  er,    eine  dieser 
ihm  gehörigen  Uhren  mitzunehmen.     Erst  als  1587  der  Uhr- 
macher Charles  Cusin  aus  Autun  in  Burgund,  dessen  Produkte 
der  Überlieferung  zufolge   mit  Gold   aufgewogen   wurden,   in 
die  Stadt  aufgenommen  worden  war,  bürgerte  sich  die  Uhren- 
fabrikation endgültig  in  ihr  ein.    Diesem  Meister  hatte  man  bei 
seiner  Aufnahme  wahrscheinlich  zur  Bedingung  gemacht,  da& 
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er  die  Einheimischen  in  seiner  Kunst  unterrichtete;  wenigstens 
hatte  er  viele  Schüler,  und  so  konnte  es  geschehen,  daß  schon 
im  Jahr  1589,   also   erst  zwei  Jahre  nach  dem  Beginn  seiner 
Tätigkeit,   die  nach   Ablösung  von   der  Gilde  der  Schlosser 
zu  einer  Zunft  vereinigten  Uhrmacher  sich  ihre  erste  Satzung 
gaben ^,  wonach  derjenige,  der  die  Zulassung  als  Meister  be- 
gehrte,  eine  tragbare  Weckeruhr  und   eine   kleine  Standuhr 
als  Meisterstück  anzufertigen  und  vorzuweisen  verpflichtet  war. 
Die  Herstellung  der  damals  gebräuchlichen  plumpen  Spindel- 
uhren  (Nürnberger   Eier)    erfolgte    in    durchaus   handwerks- 
mäßiger  Weise.    Ein   und  derselbe  Meister,   ausgerüstet  mit 
ganz  primitiven,  von  ihm  selber  mühsam  angefertigten  Werk- 
zeugen,  konstruierte  allein   oder  unter  Beihilfe  einzelner  (Ge- 
sellen   und    Lehrlinge    den    ganzen    Mechanismus    samt   dem 
Gehäuse  einer  Uhr,  welch  letzteres  er  nicht  selten  auch  noch 
mit  gravierten   oder  ziselierten  Verzierungen  ausstattete.     So 
erforderte  die  Fabrikation  einer  Taschenuhr  einen  ganz  enormen 
Zeitaufwand,   und  die  Produktion  war  äußerst  gering.     Nur 
die   adeligen  und  vornehmen  geistlichen  Herren  konnten  sich 
den  Luxus  des  Ankaufs  einer  derartigen  kleinen  Zeitmessungs- 
maschine, die  für  unsere  Begriffe  nach  Konstruktion  und  Aus- 
sehen sehr  viel  zu  wünschen  übrig  ließ,  gestatten.     Immerhin 
wurden   nach   und   nach  Verbesserungen   und  Fortschritte   in 
der  Herstellung  erzielt,  z.  B.  wurde  der  feine  Darmstrang,  der 
zur  Verbindung  des  Federhauses  mit  der  Schnecke  diente,  nocb 
zu  Ende  des  1(3.  oder  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  durch 
ein    Stahlkettchen    ersetzt      Die   Nachfrage    in   einem   durch 
Handel   und   Gewerbe   bereits   blühenden   Gemeinwesen,    wie 
Genf  es  war,  stieg  allmählich,  und  l(>8o,  also  ein  Jahrhundert 
nach  der  Einführung  der  Uhrenindustrie,    zählte  man  bereits 
lUO  Ubrmachermeister ,   die  mit  den   von  ihnen  beschäftigten 
300  Arbeitern  alljährlich  zirka  50()0  Uhren  produzierten.    Die 
Verzierung  und  zum  größern  Teil  wohl  auch  die  Herstellung 
der  meist  aus  vergoldetem  Messing   oder  Bronze,   ausnahms- 
weise auch  aus  Silber  oder  Bergkristall   bestehenden  Uhren* 
schalen   hatten  80  Bijouteriemeister,   unterstützt  von  200  Ge- 
sellen und  Lehrlingen  übernommen. 

Vom  18.  Jahrhundert  an  kommt  in  die  Uhrenfabrikation 
ein  rascheres  Tempo.  Zunächst  führte  die  Aufhebung  des 
Religionsediktes  von  Nantes,  welche  die  Vertreibung  der  ge- 
werbsamsten  und  kunstfertigsten  Bevölkerungsklasse  aus  Frank- 
reich zur  Folge  hatte,  eine  Anzahl  der  hugenottischen  Flücht- 
linge auch  nach  Genf  und  verhalf  der  dortigen  Uhrenindustrie 

^  Über  den  Zeitpunkt  dieses  Ereignisses  gehen  die  Angaben  frei- 
lich aaseinander.  Oolges  Datum  ist  der  Broächäre  von  Thory  ent- 
nommen, während  in  einem  ungefähr  gleichzeitig  im  Journal 'suisse 
d*horlogerie  (IL  Bd.  S.  19  f.)  publizierten  Aufsats  das  Jahr  1601  als 
Datam  des  ersten  Reglements  genannt  wird. 
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durch  die  Zuführung  frischer  kenntnis-  und  erfahrungsreicher 
Arbeitskrilfte  zu  einer  gesteigerten  Produktion  ^  sodann 
auch  zu  einem  vermehrten  Absatz  ^  indem  nun  zum  Teil 
Frankreich  selber  und  die  von  ihm  bis  dahin  bedienten 
Länder  auf  den  Bezug  von  Genfer  Uhren  angewiesen  wurden. 
Unternehmende  Genfer  Geschäftsleute  und  einzelne  Uhrmacher 
wanderten  aus  und  ließen  sich  in  den  hauptsächlichsten  Handels- 
plätzen der  alten  und  neuen  Welt  nieder  —  so  zählte  man 
1725  in  Konstantinopel  allein  bereits  88  Genfer  Kaufleute  — . 
Sie  blieben  mit  ihrer  Heimat  in  ununterbrochenem  Verkehr 
und  vermittelten  für  deren  Produkte  den  Absatz  nach  allen 
Ländern. 

Zu  gleicher  Zeit,  noch  gegen  Ausgang  des  17.  Jahr* 
hunderts,  war  die  Fabrikation  von  Repetieruhren  auf« 
gekommen;  das  bis  dahin  aus  einem  einzigen,  dem  Stunden* 
zeiger,  bestehende  Zeigerwerk  fand  durch  die  Hinzufügung 
des  Minutenzeigers  nebst  entsprechendem  Radmechanismus 
seine  notwendige  Ergänzung;  den  größten  Fortschritt  aber 
bedeutete  die  ungefähr  zu  der  nämlichen  Zeit  bewerkstelligte 
Erfindung  und  Verwendung  der  Spiral fe der  zur  Regulierung 
des  Ganges  der  Unruhe;  denn  erst  von  diesem  Moment  an 
konnten  die  Uhren  als  wirklich  brauchbare  und  zuverlässige 
Zeitmesser  bezeichnet  werden. 

Ungefähr  von  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  an  datiert 
auch  die  Fabrikation  eines  praktischen  Werkzeugapparates, 
der  den  gesteigerten  Produktionsbedürfnissen  besser  zu  dienen 
vermochte  und  im  Laufe  der  Zeit  durch  immer  neue  Er* 
findungen  beständig  erweitert  und  vervollkommnet  wurde. 
Nach  und  nach  führte  man  Maschinen  ein,  um  die  Räder  und 
Triebe  zu  schneiden,  Werkzeuge,  um  die  Verzahnung  her» 
zustellen,  Teilscheiben ,  um  mit  ihrer  Hilfe  die  Größe  der 
Räder  im  Verhältnis  zu  derjenigen  der  Triebe  ausfindig  zu 
machen ;  es  kamen  verschiedene  Maschinen  auf,  die  erlaubten, 
die  Schnecken,  Steigräder  usw.  zu  schneiden  und  anzu- 
passen usw. 

Wie  es  während  des  größten  Teils  des  18,  Jahrhunderts 
mit  der  Produktionsweise  bestellt  war,  darüber  geben  die 
„Satzungen  betreffend  das  Uhrmachergewerbe"  ^,  die  im  Jahr 
1745  erlassen  und  obrigkeitlich  genehmigt  wurden,  inter- 
essanten Aufschluß.  Danach  durfte  kein  Meister  als  Lehrling 
1'emand  bei  sich  aufnehmen,  der  nicht  Bürger  oder  Abkömm* 
ing  einer  eingesessenen  Familie  (natif)  war  und  das  zwölfte 
Jahr  noch  nicht  zurückgelegt  hatte;  auch  mußte  der  Lehrlings- 
vertrag für  mindestens  fünf  Jahre  abgeschlossen  werden. 


1  Der  vollständige  Titel  lautet:  Ordonnances  pour  FArt  de  l'fior* 
iogerie.  Vues  et  approuv^s  par  le  Magnifique  Conseil  des  Denx-Cenis, 
le  Urne  septembre  1745. 

1* 
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Diejenigen y  die  ihre  Lehrzeit  beendigt  hatten,  'konntei» 
gegen  Vorweisung  ihres  vom  Meister  ausgestellten  Zeugnissea 
sich  unter  die  Gesellen  aufnehmen  lassen  und  nach  Voll- 
endung ihres  24.  Lebensjahres  und  wenigstens  zweijähriger 
Beschäftigung  als  Gesellen  verlangen,  ihr  Meisterstück  (Wecker- 
oder Repetieruhr)  abzulegen,  um  hernach  als  selbständige 
Meister  sich  niederzulassen.  Daß  die  Söhne  von  Uhrmachern 
verschiedene  Vergünstigungen  und  Erleichterungen  genossen, 
war  auch  in  dieser  Zunft  der  Brauch. 

Die  Gehilfen  durften  nur  im  Hause  eines  Meisters  arbeiten 
und  für  eigene  Rechnung  weder  ein  neues  Werk  herstellen 
noch  eine  Reparatur  vornehmen,  ebensowenig  durften  ihnen^ 
die  Meister  außerhalb  ihrer  eigenen  Werkstätte  Beschäftigung 
geben  oder  ihnen  auf  eigene  Rechnung  zu  arbeiten  erlauben. 
Auch  war  es  jedermann  bei  empfindlicher  Buße  verboten, 
von  Gesellen  oder  Lehrlingen  irgendein  begonnenes  oder 
vollendetes  Uhrwerk  zu  kaufen  oder  ihnen  Geld  darauf  zu 
leihen.  Desgleichen  war  allen  im  Uhrengewerbe  tätigen  Per- 
sonen, wie  auch  den  Graveuren  und  Vergoldern  und  solchen, 
die  mit  Uhren  Handel  trieben,  unter  Strafandrohung  unter- 
sagt, anderswo  als  bei  einem  Meister  selber  zu  arbeiten  oder 
Arbeiten  anfertigen  zu  lassen.  Noch  in  viel  höherem  Grade 
als  strafbar  erschien  derjenige,  der  irgendwo  auswärts  ein 
Uhrwerk  (ouvrage  d'horlogerie  fini  blanc  ou  dorö)  herstellen 
ließ,  ein  solches  kaufte  oder  in  die  Stadt  einführte,  um  damit 
Handel  zu  treiben,  oder  wer  einzelne  für  das  Lauf-  oder 
Räderwerk  erforderliche  Stücke  (des  fournitures  tendantes  au 
linissage)  in  die  Umgegend  verschickte.  Mit  Ausnahme  der 
Uhrmachermeister  oder  Bürger  der  Stadt  durfte  ferner  niemand 
Uhrwerke  gewerbsmäßig  verkaufen;  ebensowenig  war  es  einem 
Meister  erlaubt,  außerhalb  des  städtischen  Weichbildes  behufs 
Ausübung  seines  Berufes  sich  niederzulassen. 

Kein  Meister  oder  Geselle  sollte  sich  unterstehen,  seine 
Frau  oder  Tochter  in  seinem  Beruf  zu  unterrichten  oder  unter- 
richten zu  lassen.  Dagegen  war  es  den  Angehörigen  des 
weiblichen  Geschlechts  gestattet,  folgende  Partien  auszuführen : 
Zeiger,  Pfeiler,  Ketten,  Spiralfedern,  Schlüssel,  Politur  und 
Vergoldung,  sowie  das  Wiederspalten  der  Räder  und  Schnecken  *. 
Auf  eine  etwaige  Ausdehnung  ihres  Operationsfeldes  war  die 
Strafe  der  Konfiskation  der  ausgeführten  Arbeiten  samt  der 
hierzu  dienlichen  Werkzeuge  gesetzt. 


^  Diese  Partien  konnten  sie  ursprÜDglich  selbstverständlich  Dur 
von  Uhrmachern  erlernt  haben  und  lernten  sie  trotz  des  entgegen^ 
stehenden  ^anz  allgemein  gehaltenen  Verbots  auch  weiter;  denn  die 
Ausübung  des  Gewerbes  zu  gestatten,  die  Unterweisung  darin  aber  zu 
verbieten,  hätte  keinen  rechten  Sinn  gehabt.  Übrigens  erteilte  der 
Bat  der  Zweihundert  von  dem  Verbot  auch  zuweilen  Dispens. 


J133.  5 

Zur  Ausübung  des  Uh renmaklergeschäfts  (Courtage  d^liorr 
logerie)  war  die  Erlaubnis  der  Zunftmeister  (Seigneurs  Commis) 
erforderlich;  die  Makler  hatten  für  getreue  Ausübung  ihres 
Berufes  Elution  zu  leisten  und  sich  eidlich  zu  Terpflichten^ 
auf  eigene  Rechnung  keine  Verkäufe  abzuschlieBen ,  keinem 
Uhrmacher  auf  Kosten  des  andern  zu  begünstigen  und  alle 
Uhrwerke  fremden  Ursprungs,  die  ihnen  etwa  in  die  Hände 
geraten  mochten ,  den  Zunftmeistern  zu  überbringen.  Im 
ferneren  waren  sie  verpflichtet^  ein  genaues  Register  über  alle 
von  ihnen  bewerkstelligten  Geschäftsabschlüsse  zu  führen  und 
darin  die  Namen  des  Verkäu&rs  und  Käufers  sowie  die  Zahl, 
den  Preis  und  die  Qualität  der  verkauften  Stücke  einzu- 
tragen. 

Die  von  der  Zunft  der  Uhrmacher  erlassenen  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  über  das  Uhrmachergewerbe  zeigen  deut- 
lich, wie  seit  dessen  Einführung  in  der  Rhonestadt  die  Zeiten 
sich  geändert  hatten.  Die  Herstellung  einer  Uhr  in  allen  ihren 
Teilen  durch  ein  und  denselben  Arbeiter  erfolgte  nur  noch  in 
•den  seltenen  Fällen,  daß  ein  Geselle  behufs  Aufnahme  in  die 
Beihe  der  Meister  sein  Meisterstück  anzufertigen  und  vorzu- 
weisen genötigt  war.  Sonst  wurden  die  Rohwerke  (die  bl&ncs 
oder  äbauches)  bereits  von  auswärts,  d.  h.  aus  der  näheren 
und  weiteren  Umgebung  der  Stadt,  aus  Gex  und  Savoyen 
bezpgen  und  in  Genf  nur  die  Fertigstellungarbeiten  (die  Finis- 
Ba^e  usw.)  ausgeführt  Die  Graveure  und  Vergolder  sowie  die 
Schalenmacher  hatten  sich  neben  den  eigentlichen  Uhr- 
machern als  besondere  Professionisten  niedergelassen.  Eine 
^anze  Reihe  von  Spezialarbeiten  (Parties)  wurde  durch  Frauen 
ausgeführt,  und  wie  wohl  mit  Sicherheit  angenommen  werden 
darf,  hatte  unter  denjenigen,  die  sich  Uhrmachermeister  nannten, 
die  Arbeitsteilung  ebenfalls  nach  der  Richtung  hin  Fortschritte 
gemacht,  daß  eine  ganze  Anzahl  unter  ihnen  in  ihren  Werk- 
jstätten  sich  hauptsächlich  der  Herstellung  eines  speziellen 
Teilstückes  (Räder,  Unruhe,  Hemmungsvorrichtung,  Uhrfeder 
usw.),  das  sie  auf  Wunsch  auch  in  das  ihnen  zu  diesem 
Zweck  anvertraute  Uhrwerk  einsetzten,  widmeten  und  diese 
Stücke  auf  Bestellung  hin  solchen,  welche  als  Verkäufer  der 
ganzen  Uhr  auftraten,  lieferten.  Es  wäre  wenigstens  im 
liöchsten  Grade  verwunderlich,  wenn  die  550  (Uhrmacher-) 
Meister,  die  ungefähr  zur  Zeit  des  Erlasses  jener  Verordnung 
in  Genf  gezählt  wurden,  alle,  der  eine  wie  der  andere,  nur 
Uhren,  von  denen  sämtliche  Hauptstücke  des  Uhrwerks  in  der 
eigenen  Werkstatt  angefertigt  worden,  in  den  Handel  gebracht 
hätten. 

Der  Absatz  der  Uhren  an  die  Genf  ^besuchenden  fremden 
Käufer  sowie  an  die  im  Ausland  lebenden  Besteller  wurde 
.durch  Kommissionäre  vermittelt,  die  über  Musterkollektionen 
verfügten   und   gemäß  der  von  ihren   Geschäftsfreunden  ge* 
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troffenen  Auswahl  die  Bestellungen  zur  Ausführung  an  die 
einzelnen  Uhrmachermeister  weiter  leiteten.  Auf  Vorrat  wurde 
bei  der  in  der  Hauptsache  noch  handwerksmäßigen  Organi- 
sation der  Produktion  und  den  hohen  Preisen,  die  immer  noch 
Btt  bezahlen  waren,  nicht  fabriziert. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  vollzog  sich 
dann  die  Umwandlung  des  handwerksmäßigen  Betriebssystems 
in  dasjenige,  das  unter  der  Bezeichnung  Etablissage  all- 
gemein bekannt  geworden  ist.  Den  Savojarden,  die  ihnen 
die  Rohwerke  lieferten  und  den  Frauen  gegenüber»  welche 
einzelne  Uhrenbestandteile  Tevarbeiteten ,  waren  die  Uhr* 
machermeister  selber  als  hausindustrielie  Arbeitgeber  er* 
schienen;  nun  gerieten  diejenigen  unter  ihnen,  denen  die  ge- 
schäftliche Kenntnis  und  Gewandtheit  abging,  um  sich  den 
direkten  Eingang  von  Bestellungen  seitens  der  auswärtigen 
Käufer  zu  sichern  —  und  zu  diesen  gehörte  wohl  die  ganz 
überwiegende  Mehrzahl  aller  Meister  — ,  in  die  Abhängigkeit 
der  Kaufleute,  welche  sich  nicht  mehr  auf  die  Herstellung 
einer  vollständigen  Uhr  in  allen  ihren  Teilen,  sondern  in  der 
Hauptsache  nur  noch  auf  das  Zusammenstellen  der  einzelnen, 
in  verschiedenen  Werkstätten  angefertigten  Uhrenbestandteile, 
auf  die  Verteilung  der  Bestellungen  unter  die  entsprechenden 
Spezialisten  und  insbesondere  auf  den  Verkauf  der  so  fabri* 
zierten  Stücke  verstanden.  Neben  diesen  auf  die  Stufe  von 
hausindustriellen  Arbeitern  herabgedrückten  Spezialisten  blieb 
noch  eine  Kategorie  von  Uhrmachern  bestehen,  die  speziell 
als  Fournisseurs  bezeichnet  wurden  und  den  Kaufleuten  voll- 
ständige Uhrwerke,  aber  nur  solche  gewöhnlichster  Qualität^ 
lieferten,  in  Gehäusen,  die  ihnen  durch  letztere  tibergeben 
wurden.  Indessen  gaben  die  Kaufleute,  die  marchands  hor- 
logers,  es  nach  und  nach  auf,  bei  den  fabricants  d'horlogerie 
solche  Uhrwerke  zu  bestellen,  zu  denen  sie  jenen  die  nach 
ihren  eigenen  Anweisungen  angefertigten  Schalen  lieferten, 
und  sie  überließen  zum  größten  Teil  nicht  nur  die  Fabrikation 
der  Uhrwerke,  sondern  auch  der  dazu  gehörigen  Gehäuse  den 
fournisseurs,  von  denen  sie  d?e  Uhren  nunmehr  in  verkaufs- 
bereitem Zustand  bezogen.  Die  Fabrikation  der  besseren 
Sorten  behielten  sie  jedoch  selber  in  der  Hand.  So  entwickelten 
sich  die  Verlagsunternehmer,  die  Leiter  der  hausindustriellen 
Produktion,  die  in  der  ganzen  französischen  Schweiz  als  det 
Heimat  der  Taschenuhrenindustrie  Etablisseurs  genannt 
werden,  aus  zwei  in  der  alten  Wirtschaftsordnung  scharf  von 
einander  gesonderten  Typen:  die  einen,  deren  Stärke  in  der 
Kenntnis  der  Absatzbedingungen  und  des  bedeutenderen 
Kapitalbesitzes  bestand,  sind  aus  den  Reihen  der  oben  er- 
wähnten Kommissionäre  (Courtiers),  zum  Teil  vermutlich  auch 
aus  dem  Beruf  der  Juweliere  hervorgegangen;  die  andern, 
die    mehr    die    Technik   des    Uhrengewerbes   beherrschten,    y 
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haben  sich  als  fabricants  horlogers  aus  dem  Stand  der  ehe- 
maligen Uhrenmacher,  der  mattres  horlogers,  rekrutiert. 

Auch  unter  dem  System  der  Etablissage  wurden,  wie 
früher  unter  der  Herrschaft  des  handwerksmäßigen  Betriebs, 
die  Uhren  in  der  Regel  auf  Bestellung  angefertigt,  doch 
scheint  ein  Teil  der  fabricants  horlogers  auch  auf  Vorrat 
produziert  und  so  auch  in  der  stillen  Zeit  zwischen  den  Messen 
und  Jahrmärkten  den  Arbeitern  Beschäftigung  verschafft  zu 
haben,  während  die  marchands  horlogers  letztere  einfach 
sitzen  ließen.  Soweit  es  den  Fabrikanten  nicht  gelang,  ihre 
Waren  in  Genf  selbst  bei  den  Händlern  und  durch  Vermitt- 
lung derselben  abzusetzen,  waren  sie  gezwungen,  auf  eigenes 
Risiko  ein  auswärtiges  Absatzgebiet  ausfindig  zu  machen  und 
so  als  Konkurrenten  ihrer  Hauptabnehmer  auf  den  ausländi- 
schen Märkten  aufzutreten.  Auch  ein  Teil  der  Schalenmacher 
verfiel  auf  den  Gedanken,  in  der  toten  Saison  Uhrwerke  an- 
fertigen zu  lassen,  um  sie  bei  steigender  Konjunktur,  mit  den 
gleichzeitig  angefertigten  Gehäusen  versehen,  auf  den  Markt 
zu  werfen.  Daß  eine  das  ganze  Jahr  hindurch  ununter- 
brochene und  auf  Vorrat  arbeitende  Produktion  ein  Sinken 
der  Preise  und  damit  auch  der  Arbeitslöhne  bewirkte,  und 
daß  dadurch  der  Vorteil,  den  die  ständige  Beschäftigung  den 
Uhrenarbeitem  bot,  wiederum  zum  größten  Teil  aufgehoben 
wurde,  ist  einleuchtend. 

Der  zwischen  die  Jahre  1738  und  1763  (Zeitpunkt  der 
Verurteilung  von  Rousseaus  Schriften)  fallenden  25jährigen, 
für  die  damaligen  Genfer  Verhältnisse  relativ  langen,  Friedens- 
periode verdankten  Handel  und  Gewerbe  eine  mächtige 
Förderung.  Die  Zahl  der  Uhrmachermeister,  die  zur  Zeit 
des  Erlasses  der  oben  erwähnten  Zunftordnung  550  betragen 
hatte,  überstieg  im  Jahre  1760  800,  und  die  in  der  Uhren- 
und  Bijouterieindustrie  beschäftigten  Arbeiter  beider  Ge- 
schlechter wurden  —  wohl  übertriebener  Weise  —  auf  5000— 6000 
geschätzt,  unter  denen  wenigstens  4000  dem  ersteren  Gewerbe- 
zweig angehört  haben  müssen.  Wie  hoch  die  Zahl  der  außer- 
halb der  Stadt,  in  deren  Umgegend  (dem  savoyischen  Faucignj 
und  der  Lanschaft  Gex)  mit  der  Herstellung  von  Rohwerken 
und  verschiedenen  sonstigen  Uhrenbestandteilen  beschäftigten 
Arbeiter  war,  entzieht  sich  der  Berechnung.  Sie  waren  alle 
für  Rechnung  von  Genfer  Häusern  k  fafon  tätig. 

Bis  zum  Jahre  1793,  zu  welcher  Zeit  die  revolutionären 
Tendenzen  und  Elemente  in  Genf  vollständig  Meister  ge- 
worden waren,  hat  die  Zahl  der  Uhrmacher  beträchtlich  ab- 
genommen. Was  für  Ursachen  dieses  Resultat  herbeiführten, 
ist  mit  Sicherheit  nicht  anzugeben.  Am  meisten  haben  wahr- 
scheinlich die  zufolge  politischer  Ereignisse,  insbesondere  aber 
auch  auf  Betreiben  Voltaires  erfolgte  Übersiedlung  einer  Reihe 
von    Uhrmachern    nach    der   Landschaft    Gex    (Versoix  und 
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Ferney)  in  den  Jahren  1770 — 1778  dazu  beigetragen;  dann 
auch  .die  mehrmonatige  Belagerung  Genfs  i.  J.  1782  durch 
französische,  sardinische  und  bernische  Truppen  und  die  hier- 
durch bewirkte  Wiedereinsetzung  des  alten  aristokratischen 
BegimentSy  das  eine  Anzahl  von  Einwohnern  zur  Flucht  zwang 
oder  zur  Auswanderung  veranlaßte.  Schließlich  kommt  auch  die 
revolutionäre  Bewegung  zu  Anfang  der  90  er  Jahre  in  Betracht. 
Aus  einer  im  Jahre  1817  der  Sociitö  des  Arts  eingereichten 
Preisarbeit*  wissen  wir,  daß  1793  in  Genf  1000  Uhrmacher, 
363  Hilfs-  und  960  weibliche  Arbeiter  gezählt  wurden,  wozu 
noch  371  Schalenmacher  mit  23  Hilfsarbeitern  kamen,  so  daß 
die  Zahl  der  in  der  Uhrenfabrikation  tätigen  Personen  ins- 
gesamt sich  auf  2717  belief.  Diese  1000  hausindustriellen 
Uhrmacher  produzierten  ungefähr  33  000  Uhren  im  Jahr. 
Der  mittlere  Wert  der  auf  eine  Uhr  verwendeten  Fassonarbeit 
kam  auf  36  Livres  courantes  (ä  fr.  1,61  cts.)  =  frs.  58  zu 
«tehen,  und  der  mittlere  Arbeitslohn  für  einen  Mann  betrug 
3  L.  c,  also  annähernd  frs.  5,  und  für  eine  Frau  1  L.  c. 

Zu  dieser  Zeit  waren  die  Ordonnances  vom  Jahre  1745 
längst  obsolet  und  durch  die  Revolution,  die  mit  allen  Be- 
schränkungen der  persönlichen  Freiheit  gründlich  aufräumte, 
auch  formell  beseitigt  worden;  die  handwerksmäßige  Organi- 
sation der  Arbeit  hatte  vollständig  dem  Verlagssystem  Platz 
gemacht,  und  die  ehemals  selbständigen  Uhrmachermeister 
waren,  soweit  sie  nicht,  was  übrigens  den  wenigsten  gelang, 
sich  als  Etablisseure  zu  behaupten  vermochten,  auf  die 
Stufe  von  Verlagsarbeitern,  die  gleich  ihren  ehemaligen  Ge- 
sellen um  Lohn  arbeiteten,  herabgesunken. 

Wenn  diese  Uhrmacher  auch  an  ihrer  vormaligen 
sozialen  Stellung  und  Bedeutung  eine  wesentliche  Einbuße  er- 
litten haben  mochten,  so  muß  ihre  damalige  materielle  Lage 
doch  als  in  hohem  Grade  befriedigend  bezeichnet  werden. 
Ein  täglicher  Arbeitslohn  von  nahezu  fünf  Franken  war  ge- 
eignet, einem  jeden  Arbeiter  ein  reichliches  Auskommen  zu 
sichern.  Wenn  in  einem  1824  erschienenen  Bericht,  der  die 
Gründung  einer  Uhrmacherschule  empfiehlt*,  gesagt  ist,  es 
habe  in  Genf  eine  Zeit  gegeben,  wo  eine  sehr  mäßige  Arbeits- 
leistung genügte,   um   einem  Uhrmacher   samt  seiner  Familie 


k.  1  Journal  suisse  d'horl.  X.  Bd.  S.  22  ff.  P.  Dubois  in  seinen  Briefen 
über  die  Ubrenfabrikation  der  Schweiz  und  Frankreichs  berechnet  für 
das  Jahr  1790  noch  5000,  für  1792  aber  nur  noch  3240  Arbeiter,  sodaß 
die  Abnahme  der  Zahl  der  Arbeitekräfte  ausschließlich  auf  die  Rech- 
nung der  Revolution  zu  setzen  wäre.  Seine  Angaben  sind  aber  von 
Voreingenommenheit  nicht  frei  und  dürfen  nur  sub  beneficio  inventarii 
.akzeptiert  werden.  Thury  sagt,  daß  im  Jahr  1787,  bei  einer  Einwohner- 
zahl von  26000  mehr  als  1800  Personen  in  der  Stadt  nnd  eine  noch 
größere  Anzahl  außerhalb  mit  Uhrenarbeiten  beschftftigt  waren, 
*  Bulletin  de  la  Classe  d'Industrie  et  de  Commerce  Nr.  2. 


133,  9 

zu  einem  behaglichen  Leben  zu  verlielfen,  so  darf  diese 
Äußerung  ruhig  auf  die  Zeit  vor  der  Revolution,  wo  die 
neaenburgiache  Konkurrenz  noch  wenig  gefährlich  schien,  be- 
zogen werden. 

Zweites  Kapitel. 
Bis  zur  Weltaasstellang  in  Philadelphia. 

Die  Epoche  der  französischen  Revolution  und  des  darauf 
folgenden  ersten  Kaiserreiches,  welche  die  Einverleibung  Genfs 
in  fVankreich  mit  sich  brachte,  erwies  sich  der  ökonomischen 
Entwicklung  der  vormals  so  reichen  und  blühenden  Stadt 
keineswegs  als  förderlich;  die  napoleonische  Herrschaft  und 
die  Folgen  der  unaufhörlichen  Kriege  (darunter  namentlich 
die  Kontinentalsperre)  lasteten  schwer  auf  ihr,  und  Handel 
und  Wandel  gingen  stetig  zurück.  Doch  fällt  in  diese  Zeit 
ein  Ereignis,  das  für  die  spätere  Entwicklung  der  Uhren- 
industrie von  größter  Bedeutung  werden  sollte.  Es  ist  dies 
die  im  Jahre  1804  erfolgte  Oründung  und  Einrichtung  der 
ersten  Uhrenfabrik.  Zu  jener  Zeit  siedelte  das  Haus 
Sandoz  &.  Trot  von  BesauQon  nach  Genf  über,  in  der  Hoffnung, 
auf  letzterem  Platze  mehr  Hilfsquellen  und  -mittel  und  ein 
günstigeres  Operationsfeld  für  den  Betrieb  einer  mit  zahl- 
reichen Werkzeugen  und  Maschinen  ausgerüsteten  Rohwerk- 
fabrik zu  finden.  Das  Comitä  de  m^canique  der  im  Jahre 
1776  ins  Leben  getretenen  Sociät^  des  arts,  das  sich  bereits 
zu  wiederholten  Malen  mit  dem  Plan  der  Errichtung  einer 
solchen  Fabrik  befaßt  und  zur  finanziellen  Unterstützung  eines 
darauf  abzielenden  Unternehmens  eifrig  ermuntert  hatte  ^, 
sprach  sich  in  seinem  an  den  Staatsrat  erstatteten  Bericht 
über  die  von  genannter  Firma  geplante  Gründung  u.  a. 
folgendermaßen  aus: 

„Während  jeder  (mit  der  manuellen  Herstellung  von  Roh- 
'werken  beschäftigte)  Arbeiter,  der  nach  Kalibern  und  Prin- 
zipien arbeitet,  die  nicht  immer  die  gleichen  sind,  den  finisseur, 
sooald  er  ein  Stück  durch  ein  anderes  ersetzen  will,  in  Ver- 
'legenheit  bringt,  weil  er  nicht  sicher  ist,  daß  die  Dimensionen 
«ich  genau  entsprechen  und  so  viel  Zeit  mit  Tasten  und  Ver- 
suchen verloren  geht,  fallen  diese  Übelstände  bei  den  mit 
Hilfe  von  Maschinen  fabrizierten  Rohwerken  dahin.  Die  auf 
mechanischem  Wege  hergestellten  Produkte  haben  im  Ver- 
gleich   mit  denjenigen,   die  von  Hand  geformt  werden,   eine 

*^  Das  durch  das  Comit^  empfohlene  Etablissement  scheint  mehr 
nnr  eine  größere  Werks tätte»  in  der  namentlich  auch  Jansen  Leuten 
bis  zur  1824  erfoleten  Gründung  der  Uhrmaoherachu4e  Gelegenheit 
zu  einer  tüchtigen  Lehre  geboten  wurde,  gewesen -zu  sein.  Zeitweilig 
war  'CS  überhaupt  nichts  anderes  als  eine  Lehrwerkstätte  und  somit 
Vorläufer  der  später  eingerichteten  Fachschule. 
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Gleichwertigkeit  und  Genauigkeit^  die  sie  tauglich  macht, 
gegenseitig  ausgetauscht  und  ersetzt  zu  werden,  was  sich  als 
ein  ganz  bedeutender  Vorteil  erweist.  Die  Schnelligkeit  der 
Ausführung  erlaubt  die  Preise  herabzusetzen  und  liefert  so 
dem  Lande,  das  diese  Maschinen  besitzt,  den  Vorteil,  jede 
Konkurrenz  auf  den  fremden  Märkten  siegreich  zu  be- 
stehen." ^ 

Wie  man  aus  diesem  Bericht  ersieht,  waren  das  Prinzip 
der  Auswechselbarkeit  (interchangeabilit^)  der  einzelnen  Teile 
einer  Uhr  und  dessen  Vorzüge  lange,  schon  ein  halbes  Jahi^ 
hundert  vorher  bekannt,  ehe  in  Amerika  die  erste  Uhr  fabri- 
ziert und  das  den  Begriff  bezeichnende  Wort  (interchangeability), 
aus  dem  die  dortigen  Geschäftsleute  zu  Reklamezwecken  so 
großes  Wesen  machten,  geprägt  wurde« 

Der  Fabrik  von  Sandoz  &  Trot,  die  1816  unter  der 
Firma  Sandoz  &  Rössel  und  1821  unter  derjenigen  von 
Rössel  &  Cie.  noch  betrieben  wurde,  scheint  indessen  keine 
dauernde  Existenz  beschieden  gewesen  zu  sein.  Wann  und 
aus  welchen  Ursachen  sie  einging,  ist  unbekannt;  vermutlich 
hatten  die  Schwierigkeit,  unter  der  Genfer  Arbeiterbevölkerung, 
die  dem  Fabrikleben  von  jeher  abhold  gewesen  ist,  tüchtige 
Kräfte  und  zuverlässige  Elemente  zu  gewinnen,  die  in  den 
Tälern  des  Neuenburger  Jura  inzwischen  mächtig  heran- 
gewachsene Konkurrenz  und  das  Aufkommen  der  Fabrik  von 
Beaucourt  (Dep.  Oberrhein)  einen  wesentlichen  Anteil  an 
diesem  schließlichen  Mißerfolg  des  mit  so  großen  Hoffnungen 
in  die  Wege  geleiteten  Unternehmens.  Einer  gegen  1820  zum 
nämlichen  Zweck  von  Humbert  &  Darier  gegründeten  Fabrik, 
von  deren  späteren  Schicksalen  nichts  mehr  berichtet  wird, 
muß  es  ganz  ähnlich  ergangen  sein. 

In  dem  Zeitraum,  da  Genf  unter  französischer  Herrschaft 
stand ,  hatten  sich ,  auch  abgesehen  von  der  Errichtung  der 
eben  besprochenen  Rohwerkfabrik,  in  den  Produktionsverhält- 
nissen beträchtliche  Veränderungen  vollzogen.  Nach  der 
bereits  erwähnten  Preisschrift  war  die  Zahl  der  ührenarbeiter 
auf  rund  2000  gesunken^.  Trotzdem  war  die  Menge  der 
fabrizierten  Uhren  beträchtlich  gestiegen;  die  640  Uhrmacher 
im  eigentlichen  Sinne  stellten  64000  Uhren  pro  Jahr  her  zu 
einem  mittleren  Fassonpreis  von  9  L.  c.  =  frs.  14,50  cts.; 
der  Lohn  für  einen  Arbeiter  betrug  noch  2,10  L.  c.  (fr.  3,40  cts.), 


*  Journal  suisse  d'horl.  XIII.  Bd.  S.  275  f. 
^  Stand  der  Arbeiterschaft  im  Jahr  1816: 

a)  Uhrmacher  (inbegriffen  174  Arbeiter  f&r  Masikstucke)  ....  814 

Hilfsarbeiter 200 

Frauen 800 

b)  Schalenmacher 813 

Hilfsarbeiter .  30 

2157 
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und  die  Frauen,  die  nicht  den  ganzen  Tag  und  die  ganze  Zeit 
hindurch  beschäftigt  waren,  verdienten  im  Mittel  noch  80  cts. 
im  Tag. 

Die  80  wesentlich  gesteigerte  Produktion  erklärt  sich  nur 
zum  kleinsten,  etwa  dem  sechsten  Teil  aus  der  noch  wenig 
gebräuchlichen  Verwendung  von  Maschinen,  wie  Drehbänke 
und  -Stühle,  Stanzen,  Walzmaschinen,  aus  der  damit  im 
Zusammenhang  stehenden  vermehrten  Arbeitsteilung  und  etwas 
stärkeren  Anspannung  der  einheimischen  Arbeitskräfte.  Zum 
weitaus  gröfiern  Teil  entschied  hier  die  Tatsache,  daß  die 
Bewohner  Savoyens  und  des  waadtländischen  Jouxtales  von 
der  Anfertigung  von  Rohwerken,  auf  die  sich  vor  der  Re- 
volution ihre  Tätigkeit  im  wesentlichen  beschränkte,  alU 
mählich  auch  zar  Finissage  und  zwar  mit  solchem  Er- 
folg übergegangen  sind,  dafi  letztere  Arbeit  aus  Genf  ver- 
schwunden ist.  Die  Gesamtsumme  der  in  Genf  vollzogenen 
Arbeitsleistung  hat  also  abgenommen;  es  wird  nunmehr  aber 
eine  größere  Zahl  von  Uhren  in  der  Stadt  fertig  gestellt, 
weil  die  entsprechenden  rohen  Uhrwerke  in  einem  vor- 
geschritteneren Stadium  des  Produktionsprozesses  aus  der 
Landschaft  dahin  gebracht  werden. 

Diese  Verschiebung  in  den  Arbeitsverhältnissen  war  nun 
in  der  Hauptsache  die  Folge  der  neuenburgischen  Kon- 
kurrenz. Weil  die  Uhrmacher  des  Jura  billiger  arbeiteten 
als  die  an  gute  Bezahlung  gewöhnten  Genfer,  gaben  die  Fabri- 
kanten der  Rhonestadt  zunächst  •  die  relativ  guten  Rohwerke 
der  Landschaft  Gex  auf  und  behalfen  sich  mit  den  billigeren, 
aber  entsprechend  schlechteren  Produkten  Savoyens.  Dies 
hatte  indessen  die  nachteilige  Folge,  daß  dem  Finisseur  mehr 
Arbeit  aufgehalst  wurde,  und  weil  die  Genfer  Uhrmacher 
die  Anfertigung  des  Räderwerkes,  die  nun  mehr  Zeit  in  An- 
spruch nahm,  ohne  daß  sie  höhere  Bezahlung  dafür  erhielten, 
nicht  mehr  lohnend  fanden,  mußte  auch  diese  Partie  den 
Savoyarden  überlassen  werden.  Natürlich  führten  sie  auch 
diese  schlecht  aus,  so  daß  der  Genfer  Repasseur  nunmehr 
doppelt  so  viel  Arbeit  als  früher  bekam,  indem  er  mehr  Zeit 
auf  die  Prüfung  der  ihm  übergebenen  Uhrwerke  verwenden, 
einen  Teil  der  Finissage,  die  Rädereingriffe  und  was  damit 
zusammenhängt,  wieder  machen  mußte,  sich  mit  dem  Einsetzen 
der  Hemmung,  dem  Schliff  und  der  Politur  der  Schrauben 
nochmals  zu  befassen  hatte  usw.  Bei  dem  angenommenen 
Sparsystem  schaute  deshalb  wenig  oder  nichts  heraus.  Die 
Jurabewohner  lieferten  gleichzeitig  billigere  und  bessere  Pro- 
dukte, die  Warenpreise  hatten  seit  1793  um  die  Hälfte  ab- 
genommen, und  fUr  die  Genfer  Uhrenindustrie  schienen  trotz 
der  glänzenden  Entwicklung,  die  das  mit  der  Schweiz  ver- 
einigte kleine  Staatswesen  seit  der  Niederwerfung  Napoleons 
nahm,  schwierige  Zeiten  angebrochen. 
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Indessen  wufiten  die  dortigen  von  altersher  sehr  findigen 
.und  gewandten  Geschäftsleute  sich  zu  helfen.  Auf  dem  Ge- 
biet der  Fabrikation  gewöhnlicher  Uhren  konnten  .sie  der 
billigen  Arbeitskräfte  wegen  mit  den  jurassischen  Industriellen 
nicht  mehr  konkurrieren ;  sie  verwendeten  ihre  Elitetrappe 
von  Arbeitern  daher  in  der  Hauptsache  für  die  Herstellung 
sorgfältig  durchgearbeiteter  und  mit  großer  Präzision  gehender 
einfacher  und  komplizierter  Uhren,  was  den  Neigungen  und 
Fertigkeiten  der  dortigen  Uhrmacher  durchaus  entsprach 
und  diesen  zugleich  eine  bessere  Entlöhnuiig  sicherte.  Hatte 
die  mechanische  Fabrikation  der  Rohwerke  auch  wenig  An- 
klang gefunden,  so  hatte  deren  Organisation  doch  bewirkt, 
daß  die  Uhrmacher  des  Jouxtales,  welche  die  besten  Roh- 
werke  anfertigten  und  dementsprechend  hohe  Preise  forderten, 
nun  besorgt  wurden,  sie  könnten  den  Hauptmarkt  für  ihre 
Produkte,  als  den  sich  Genf  erwiesen  hatte,  verlieren, 
weshalb  sie  ihre  Anforderungen  wesentlich  tiefer  schraubten 
und  sich  mit  bescheideneren  Preisen  zufrieden  gaben.  Die 
vortrefflichen  Uhrwerke,  die  so  durch  das  Zusammenwirken 
der  geschicktesten  Arbeiter  hergestellt  wurden,  erhielten  sodann 
noch  eine  ihrer  würdige  Ausstattung,  wie  die  Konkurrenz  sie 
nicht  zu  liefern  vermochte. 

Schon  sehr  frühzeitig  hatte  von  dem  Gewerbe  der  eigent- 
lichen Uhrenmacher  sich  dasjenige  der  Schalenmacher  los- 
getrennt. Die  Verwendung  der  edlen  Metalle  Silber  und  Gold 
bei  der  Fabrikation  der  Gehäuse  kam  neben  dem  vergoldeten 
Messing  immer  mehr  und  mehr  auf,  und  bis  gegen  das  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  ist  Genf  (auf  schweizerischem  Boden) 
sozusagen  die  alleinige  Fabrikationsstätte  für  diese  Art  von 
Produkten  geblieben.  In  diesem  Industriezweig  haben  sich 
die  Bewohner  der  Rhonestadt  von  jeher  durch  die  geschmack- 
vollen und  mannigfaltigen  Formen,  mit  denen  sie  ihre  Er- 
zeugnisse auszustatten  wußten,  vor  allen  andern  ausgezeichnet. 
Aus  den  Gehäusen  und  den  in  sie  gesteckten  Uhren  ver- 
standen sie,  seitdem  zufolge  Erfindung  und  Einführung  des 
Zylinderganges  die  sehr  viel  Raum  beanspruchende  Schnecke 
in  Wegfall  gekommen  war,  wahre  Schmucksachen  zu  machen. 
Dabei  arbeiteten  Schalenmacher,  Dekorateure  und  Juweliere 
einander  in  die  Hände,  die  Uhrenschalen  gelangten  zur  Aus- 
führung im  Hinblick  auf  die  verschiedenen  Genres  von  Ver- 
zierungen; diese  wurden  derart  vereinigt,  daß  hierdurch  die 
Formen  der  Schalen  zur  rechten  Geltung  kamen,  und  die 
Juwelierkunst  gab  den  Schalenfabrikanten  und  Dekorateuren 
ihre  Anweisungen  über  die  Dispositionen  und  Stile  ihrer 
Ketten,  Medaillen,  Schmuckgegenstände,  woraus  ein  harmo- 
jiisches  Ganzes  hervorging,  das  der  Genfer  Uhren-  und  Edel- 
metallindustrie einen  großen  Ruf  erworben  und  bis  zum 
heutigen  Tage  bewahrt  hat.    Zu  den  mit  der  Verzierung  der 
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Schalen  betrauten  Graveuren  und  Guillocheuren  gesellten  sich 
die  Emailmaler,  und  mit  der  künstlerischen  Ausstattung  der. 
Gehäuse  wurde  diejenige  der  Zifferblätter  und  die  Form  der 
Zeiger  in  Harmonie  gemacht.  In  der  Fabrikation  der  Ziffer- 
blätter aus  Email  besaß  Genf  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
ein  unbestrittenes  Monopol,  und  als  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts der  Genfer  David  Darier  auf  die  Idee  kam,  die 
Zeiger  auf  mechanischem  Wege,  vermittelst  eines  Aus- 
schneideapparatesy  herzustellen,  so  daß  er  den  Fabrikanten  ein 
Groß  (=  12  Dutzend)  zum  nämlichen  Preise  wie  ein  einziges 
von  Hand  angefertigtes  Paar  zu  liefern  vermochte,  mußte  auch 
dieser  kleine  Vorteil  wieder  sein  Scherflein  zur  Sicherung  und 
Erhaltung  der  Genfer  Position  beitragen. 

Der  alte  Ruf,  den  die  Genfer  Uhrmacherkunst  in  der 
ganzen  Welt  besaß,  und  die  eben  beschriebene  Kunstindustrie 
der  Herstellung  reich  verzierter  und  eleganter  Gehäuse  er- 
laubten den  Fabrikanten  dieses  Platzes  auch,  höchst  mittel- 
mäßige Uhrwerke  in  luxuriös  aussehende  Schalen  zu  stecken 
und  solche  Waren  massenhaft  abzusetzen.  Denn  der  Nutzen, 
den  eine  Uhr  als  Zeitmesser  ihrem  Träger  gewährte,  trat  bald 
hinter  dem  Luxus-  und  Modebedürfnis,  das  mit  zunehmendem 
W^ohlstand  immer  mehr  zur  Geltung  gelangte,  zurück,  und  so 
konnten  die  Uhrmacher  es  schon  wagen,  fUr  diese  Sorten 
von  Uhren  minderwertige  Werke  zu  verwenden,  um  zufolge 
deren  rascher  Abnutzung  um  so  häufigere  Bestellungen  zu  er- 
balten; denn  auf  die  Dauer  sich  bewährende  Uhren  waren 
für  die  Leute,  die  mit  der  Mode  gehen  zu  müssen  glaubten, 
doch  nur  von  problematischem  Wert.  Unter  der  Restauration 
heilten  und  vernarbten  die  Wunden,  welche  die  Revolution 
und  die  damit  im  Zusammenhang  stehende  finanzielle  Krisis 
sowie  die  unheilvolle  napoleonische  Politik  der  Volkswirtschaft 
geschlagen  hatten ,  in  allerkürzester  Zeit.  Genf  mit  seinen 
26000  Einwohnern  war  die  durch  die  Pflege  von  Wissenschaft 
und  Kunst  hervorragendste  Schweizerstadt,  und  an  Wohlstand 
der  Bevölkerung  suchte  sie  ihresgleichen.  Die  Ansprüche, 
welche  letztere  an  das  Leben  stellte,  die  hohe  Lebenshaltung 
und  die  Zerstreuungen,  an  welche  insbesondere  auch  die 
Uhrmacher  in  der  schönen  Stadt,  einem  Sammelpunkt  der 
vornehmen  und  eleganten  Welt,  gewöhnt  waren,  erwies  sich 
freilich  der  produktiven  Kraft  dieser  Kategorie  von  Erwerbs- 
tätigen je  länger,  je  weniger  günstig.  Mit  der  Fabrikation  der 
gewöhnlichen,  billigeren  Uhren  verschwand  allmählich  auch 
die  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  noch  in  einer  ziemlichen 
Anzahl  von  Ateliers  betriebene  Anfertigung  von  silbernen 
Gehäusen  aus  der  Stadt  und  ging  in  die  Hände  der  ungleich 
rührigem  und  tätigern  Neuenburger  über.  An  diesem  Resultat 
vermochte  auch  die  1824  gegründete  Uhrmacherschule  nichts 
eu   ändern,   obschon   sie  der  Ausbildung  der  Genfer  Uhren- 
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'At^ntn/tUf    Wii\  Hl*i  H^ßUnt  (\\H  Arbeiudcräfte  bei  sich  zn  Hanse 
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133.  15 

indastrie  im  Restauratiooazeitalter  nicht  unwesentlich  bei- 
trugen, bestand  in  der  besonders  seit  1820  entwickelten 
Fabrikation  von  praktischen  Werkzeugen  aller  Art^  die  sich 
unter  dßn  Uhrmachern  rasch  verbreiteten  und  die  alten, 
von  jenen  meist  selber  angefertigten  verdrängten.  Einzelne 
unter  den  Uhrmachern  erfanden  auch  neue  Werkzeuge^ 
die  sie  freilich  nicht  sehen  ließen ,  was  bei  dem  Mangel 
eines  den  Erfinder  schützenden  Gesetzes  leicht  zu  be- 
greifen ist.  In  den  Werkstätten  wurden  die  maschinellen 
Einrichtungen  vervollkommnet.  Gegen  1836  hatten  alle  Fabri- 
kanten weite  Schränke  oder  Kommoden,  welche  den  für  ein 
oder  mehrere  Jahre  nötigen  Bedarf  an  Roh  werken  einschlössen. 
Die  Aufstapelung  eines  solchen  Vorrats  erwies  sich  als  not* 
wendig,  weil  die  zum  gröfiten  Teil  noch  manuell  betriebene 
Anfertigung  der  meisten  Stücke  viel  Zeit  beanspruchte  und 
die  Fabrikation  oft  dem  Gutdünken  der  in  den  verschiedenen 
Partien  tätigen  Arbeiter  überlassen  werden  mußte,  so  daß  die 
einzelnen  Teile  des  ganzen  Werkes  vielfach  der  erforderlichen 
Übereinstimmung  entbehrten  und  zu  einer  beträchtlichen  noch- 
maligen Durcharbeitung  (Repassage)  Veranlassung  gaben. 

Es  war  der  Traum  jedes  Uhrenfabrikanten,  diese  Un- 
zuträglichkeiten zu  verhindern  und  zu  einer  rationellen  Pro- 
duktionsweise zu  gelangen,  die  in  ihren  Erzeugnissen  Jahr 
für  Jahr  unveränderlich  blieb.  Die  schon  lange  als  richtig 
erkannte,  aber  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  noch  zu  wenig 
erprobte  Idee  der  maschinenmäßigen  Warenproduktion  ge- 
langte nun,  dank  der  vervollkommneten  technischen  Aus- 
rüstung, die  im  Laufe  der  Jahre  anzuschaffen  gelungen  war, 
zur  Verwirklichung.  Georges  Leschot  war  es,  der  1840  im 
Hause  Vacheron  &  Constantin  die  mechanische  Fabrikation 
aller  Teile  des  rohen  Uhrwerkes  (4bauche  und  finissage),  und 
zwar  auf  der  Basis  der  Auswechselbarkeit  derselben,  organi- 
sierte. Dem  gegebenen  Beispiel  folgte  1847/48  die  Firma 
Patek,  Philippe  &  Cie.,  und  1854  wurde  auf  Veranlassung 
einer  Reihe  von  Etablisseuren ,  denen  von  den  beiden  vor- 
genannten Unternehmungen  das  Roh-  und  Räderwerk  nicht 
zu  den  Selbstkosten,  sondern  mit  einem  Aufschlag  geliefert 
wurde,  und  die  mit  jenen  deshalb  nicht  mehr  zu  konkurrieren 
vermochten,  eine  neue  Fabrik  (Chatelain  &  Retor)  gegründet, 
welche  ihnen  das  Rohwerk  mit  Einschluß  des  (Zylinder-  oder 
des  seit  1842  in  Aufnahm«  gekommenen  Anker-)  Gangwerkes 
(Echappement)  in  vorzüglicher  Qualität  und  äu  sehr  vorteil- 
haften Bedingungen  abgab.  Hierzu  wurde  das  neue  Unter- 
nehmen insbesondere  dadurch  befähigt,  daß  es  in  sein  Eta- 
blissement eine  motorische  Triebkraft  einführte,  die  auf  den 
ermüdenden  Gebrauch  des  Fußes  zur  Bewegung  der  Dreh- 
bank zu  verzichten  erlaubte  und  damit  den  weiblichen  Arbeits- 
kräften in   den   verschiedenen   Partien   der  Fabrikation   Ein« 
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gang  verschaffte^.  Diese  Arbeiterinnen  zeigten  gleich  von 
Anfang  an  ganz  spezielle  Eigenschaften  und  Anpassungsfilhig- 
keiten  für  den  neuen  Beruf  und  fanden  darin  eine  relativ 
gut  bezahlte  Beschäftigung. 

Neben  dem  durch  A*  L^chaud  zuerst  konstruierten^  und 
in  die  Fabrikation  eingeführten  Ankergang  bedeutete  fUr  die 
Uhrenindustrie  einen  neuen  großen  Fortschritt  die  seit  1847 
verbesserte  Qualität  der  Spiralfedern,  die  Jean  C^lanis  Luts 
aus  Boveresse  im  neuenburgischen  Traverstal,  der  sich  als 
junger  Mann  in  Genf  niedergelassen  hatte,  zu  verdanken  war. 
Diese  Erfindung,  die  für  die  Regulierung  der  Uhren  sich  als 
von  unschätzbarem  Werte  erwies,  brachte  ihrem  Urheber  auf 
der  ersten  Weltausstellung  in  London  die  höchste  Auszeich- 
nung, die  Ehrenmedaille  (Council  medal),  ein  und  sicherte  den 
schweizerischen  Produkten  fortan  das  Übergewicht  über  die 
wegen  ihrer  vorzüglichen  Qualität  von  jeher  berühmten,  wenn 
auch  erheblich  teureren  englischen  Uhren.  Zu  diesem  Resultat 
trug  in  der  Folge  noch  wesentlich  bei  die  Erfindung  und  Ver- 
wendung des  Remontoirmechanismus,  der  die  Uhrenschlüssel 
überflüssig  machte  und  das  Aufziehen  der  Uhr  auf  eine  höchst 
bequeme  Art  (durch  einfaches  Drehen  der  im  Gehäuseknopf 
angebrachten  Krone)  ermöglichte.  Diese  vor  1840  gemachte 
Erfindung  fand  erst  in  den  50  er  Jahren  allgemeinere  Ver- 
wertung. Für  die  Genfer  Uhrenindustrie  begann  nun  eine 
neue  glanzvolle  Zeit,  die  leider  nur  bis  zum  Ausbruch  des 
Krimkrieges  (1855)  dauerte  und  mit  der  zwei  Jahre  darauf 
einsetzenden  amerikanischen  Krise  definitiv  zum  Abschluß  kam^ 

Seit  dem  Beginn  der  Restaurationsepoche  mochte  die  Zahl 
der  jährlich  fabrizierten  Uhren  von  64000  bis  Mitte  der  50er 
Jahre  auf  annähernd  100000  gestiegen  sein,  wovon  '/lo  bis 
*Vi2   aus   goldenen   Stücken   bestanden   und   einen  Wert  von 


1  Die  den  Frauen  zugewiesenen  Partien  bestanden  in  der  An- 
fertigung von  Spiralen,  Hemmungsrädern,  Küokern  und  Zeigern,  im 
Regulieren  und  Schraubenpolieren,  Zifferblattmalen  und  Repassieren 
des  Federhauses. 

^  Der  sog.  freie  Ankergang  war  schon  im  vorletzten  Jahrzehnt 
des  18.  Jahrhunderts  und  zwar  unabhängig  voneinander  durch  den  Eng- 
länder  Mudge  und  den  Genfer  Pouzait  erfunden  worden,  bedurfte  aber 
für  seine  praktische  Erprobung  bedeutender  Verbesserungen. 

^  Die  Jahre  1850 — 55  leben  in  der  Erinnerung  fort  als  das  goldene 
Zeitalter  der  Grenfer  Uhrenindustrie,  wo  die  Etablisseure  weiter  nichts 
zu  tun  hatten,  als  die  von  ihren  Arbeitern  hergestellten  Uhren  um  den 
doppelten   Preis   der  Selbstkosten  zu  verkau^n  und  im  übrigen  den 

größten  Teil  des  Ta^es  zu  Wagen  und  zu  Schiff  Lustfahrten  in  die 
errliche  Umgebung  Genfs  zu  unternehmen,  während  anderseits  auch 
die  Arbeiter  das  Leben  so  viel  als  möglich  in  ihrer  Art  zu  genießen 
bestrebt  und  zuweilen  die  Fabrikanten,  wenn  es  sich  um  me  nicht 
langer  zu  verschiebende  Ausfährung  einer  Bestellung  handelte,  ge- 
zwungen waren,  sie  in  Droschken  aus  den  verschiedenen  von  ihnen 
frequentierten  Wirtscbaftslokalen  abholen  zu  lassen. 
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etwa  15  Millionen  Franken  repräsentierten.  Obschon  die 
Quantität  'demnach  nicht  in  sehr  bedeutendem  Mafie  zu- 
genommen hatte  y  war  die  Zahl  der  Arbeiter  gleichwohl  um 
mehr  als  das  doppelte  angewachsen.  Dies  erklärt  sich  daraus, 
dafi  einerseits  auch  die  Rohwerke  zu  einem  schönen  Teil 
n/4 — ^li)  wieder  in  Genf  fabriziert  wurden,  und  anderseits  die 
aortigen  Fabrikanten  sich  beinahe  ausschließlich  auf  die  Her- 
stellung der  Chronometer  und  Luxusuhren,  die  eine  sorg- 
fältigere Bearbeitung  erheischt,  geworfen  hatten.  Dank  der 
mechanischen  Erstellung  der  Roh-  und  Räderwerke  wie  der 
vermehrten  Arbeitsteilung  war  zwar  der  Preis  einer  goldenen 
Uhr,  die  1835  auf  frs.  250—300  zu  stehen  gekommen  war, 
um  40 — 50  ^/o  gesunken,  die  Arbeitslöhne  dagegen  hatten  sich 
verdoppelt,  weil  der  im  Stücklohn  bezahlte  Arbeiter,  obwohl 
er  am  Stück  nicht  mehr  so  viel  verdiente  wie  früher,  ver- 
möge der  vervollkommneten  Arbeitswerkzeuge  entsprechend 
mehr  Stücke  herzustellen  imstande  war.  Im  Mittel  verdiente 
ein  Arbeiter  monatlich  frs.  150,  die  höher  geschulten  Leute. 
(Regleure,  Repasseure)  aber  standen  sich  auf  frs.  10 — 15  im 
Tag.  Der  Visiteur  erhielt  einen  fixen  Qehalt  von  frs.  3000 
bis  5000  im  Jahr.  Die  Frauen,  mit  Ausnahme  der  Regleuse, 
mufiten  hingegen  mit  einem  täglichen  Durchnittsverdienst  von 
fr.  1.25  vorlieb  nehmen  *. 

Eine  grofie  Anziehungskraft  auf  die  Käufer  übten  die 
Genfer  Uhren  immerfort  durch  die  Eleganz  ihrer  Gehäuse  und 
den  Geschmack  aus,  der  sich  in  der  Behandlung  der  Schalen 
offenbarte.  1857  wurde  durch  P.  Lacroix  und  H.  Darier, 
v/elche  die  hierzu  erforderliche  maschinelle  Ausrüstung  ge- 
schaffen hatten,  der  Versuch  unternommen,  die  Gehäuse  auf 
mechanischem  Wege  im  Großen  anzufertigen.  Dieser  Versuch 
scheiterte  indessen  an  der  ablehnenden  Haltung  der  Genfer 
Arbeiter,  die  glaubten,  daß  die  Verwendung  von  Maschinen 
ihrer  Partie  nachteilig  sei.  Hierauf  verkaufte  Darier  seine 
Installation  nach  Schaffhausen,  wo  nun  die  einige  Jahre  zu-  * 
vor  schon  eingeführte  Schalenfabrikation  auf  eine  gesicherte 
Basis  gestellt  wurde. 

Im  Jahr  1867  bestanden  in  Genf  83  größere  Fabrikation»- 
untemehmung'en,  die  sich  mit  der  Herstellung  der  Uhren  und 
deren  Export  beschäftigten.  Außer  ihnen  gab  es  noch  63  Ge- 
schäfte, die  sich  auf  die  Anfertigung  von  Uhrenbestandteilen 
beschränkten.  Die  Anzahl  der  in  der  Uhrenindustrie  ständig 
tätigen  Personen  belief  sich  nach  der  Volkszählung  vom 
Jahr  1870  auf  3618,  wovon  1288  dem  weiblichen  Geschlecht 
angehörten. 


^  Die  Aneaben  über  die  Arbeits-  und  Lohnverhältnisae  sind  dem 
Memoire  von  jDameth  sowie  dem  Bapport  von  Brechet -Viret  ent- 
nommen. 
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Von  den  100000—150000  alljährlich  fabrizierten  Uhren 
wurde  ungefähr  der  achte  Teil  in  Genf  selber  abgesetzt,  der 
Rest  nach  allen  Ländern  der  Welt  exportiert.  Zum  Teil  be- 
dienten sich  die  Fabrikanten  zwecks  Absatzes  ihrer  Produkte 
der  in  den  verschiedenen  Ausfuhrländern  wohnhaften  Kor- 
respondenten oder  Kommissionäre  sowie  der  in  den  größeren 
Städten  bestehenden  Filialen,  um  den  Konsumenten  oder 
Detailhändlern  direkt  verkaufen  zu  können;  die  Hauptmasse 
der  Fabrikate  aber  wurde  auf  Grund  der  ihnen  vorgelegten 
oder  zugesandten  Muster  von  Großhändlern  angekauft  und  zur 
Ausfuhr  gebracht.  Da  die  Genfer  Fabrikanten  sich  in  der 
Hauptsache  auf  die  Herstellung  von  Präzisions-  und  Luxus- 
uhren beschränkten,  auf  die  der  besondern  hiermit  verbundenen 
Schwierigkeiten  wegen  das  mit  Maschinen  betriebene  Fabri- 
kationsverfahren einstweilen  noch  nicht  als  mit  Vorteil  an- 
wendbar erschien,  wurde  dieser  Platz  auch  nicht  in  gleichem 
Grade  durch  die  Krisis  betroffen,  welche  die  übrigen  Zentren 
der  schweizerischen  Uhrenindustrie  befiel,  als  die  amerika- 
nische Konkurrenz  gegen  das  Ende  des  dritten  Viertels  des 
Jahrhunderts  die  Vorteile  ihrer  vervollkommneten  Produktions- 
weise mit  allen  Mitteln  und  nie  gesehenem  Erfolg  zu  ver- 
werten sich  anschickte. 


Zweiter  Abschnitt. 

Im  Kanton  Waadt. 

Erstes  Kapitel. 
Im  JonxtaL 

Wie   in  Genf,   ist  auch   in  der  benachbarten  Waadt  die 
Taschenuhrenfabrikation  durch  einen  aus  Frankreich  herüber- 

Sekommenen  Uhrmacher  eingeführt  worden,  der  zu  Anfang 
es  18.  Jahrhunderts,  vermutlich  zufolge  der  Aufhebung  des 
Religionsediktes  von  Nantes,  aus  seinem  Vaterlande  vertrieben, 
sich  in  Nyon  niederließ.  Die  durch  ihn  ausgebildeten  Lehr- 
linge zerstreuten  sich  in  den  übrigen  Teilen  des  Landes,  und 
zwar  vornehmlich  in  dessen  kleinen  Städten,  wo  sie  für  die 
Ausübung  ihres  Berufes  das  günstigste  Feld  zu  finden  hofften. 
In  Rolle,  Moudon  und  Vevey  bildeten  sich  Zünfte,  die,  be- 
günstigt durch  die  bernischen  Regenten,  ähnlich  den  Genfer 
Uhrmachern  besondere  Zunftordnungen  aufstellen  und  den 
Ausschluß  jedes  nicht  einer  Zunft  angehörigen  Individuums 
vom   Beruf   eines   Uhrmachers   und   Uhrenhändlers   bewirken 
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konnten.  Wie  in  Genf  war  auch  hier  eine  Lehrzeit  von  fünf 
Jahren  vorgeschrieben,  an  die  sich  eine  wenigstens  dreijährige 
Wirksamkeit  als  Geselle  für  denjenigen  anschlod;  der  sich  als 
Meister  niederlassen  wollte.  Die  Aufnahme  unter  die  Meister 
erfolgte  auf  Grundlage  der  Prüfung  eines  dem  Kollegium  der 
letzteren  vorgelegten  und  unter  dessen  Aufsicht  ausgearbeiteten 
Meisterstücks :  einer  guten  Taschenuhr.  Um  den  Uhrmachern 
des  Waadtlandes  die  Würde  ihres  Standes  recht  zum  Bewußt- 
sein zu  bringen  und  solches  in  ihnen  zu  erhalten,  war  ihnen 
durch  das  von  dem  Berner  Patriziat  genehmigte  Zunftreglement 
vorgeschrieben,  sich  zu  ihren  Versammlungen,  zum  Gottes- 
dienst und  anderweitigen  feierlichen  Anlässen  in  dem  eigens 
fUr  diese  Zwecke  bestimmten  Kostüm  (mit  Degen  und  Drei- 
master) einzufinden. 

Zwischen  1740  und  1750  wurde  durch  verschiedene  An- 
gehörige des  Jouxtales  (S.  0.  Meylan  vom  Chenit,  P.  H.  Golay 
von  Derriere-la-C6te  und  A.  S.  Meylan  vom  Orient  de  TOrbe), 
von  denen  der  eine  in  Rolle,  die  andern  in  Fleurier  in  die 
Lehre  gegangen  waren,  die  Uhrenfabrikation  in  ihrer  hoch- 
gelegenen und  abgeschlossenen  Heimat  eingeführt.  Eine  ganze 
Anzahl  junger  Leute  folgte  dem  von  ihnen  gegebenen  Beispiel, 
so  daß  sie  im  Jahr  1756  durch  Ihre  Gnädigen  Herren  in  Bern 
als  neue,  von  den  auf  ihre  Privilegien  eifersüchtigen  Zunft- 
korporationen der  Ebene  unabhängige  Uhrmacherzunft  für 
das  Jouxtal  anerkannt  wurden.  Sie  fühlten  sich  indessen  nie 
recht  behaglich  in  den  beengenden,  jedem  Fortschritt  hinder- 
lichen Schranken  des  Zunftwesens  und  brachten  es  schließlich 
im  Verein  mit  den  Städten  Rolle,  Morges  und  Lausanne  dazu, 
daß  dem  von  diesen  Orten  ausgehenden  Begehren  entsprechend 
das  Berner  Patriziat  unterm  6.  März  1776  sich  zur  Aufhebung 
der  Zunftverfassung  verstand. 

In  das  arme  und  dünn  bevölkerte  Hochtal  zog  mit  der 
Uhrenfabrikation  und  der  einige  Zeit  vorher  (seit  1712)  dahin 
aus  der  Landschaft  Gex  eingeführten  Bearbeitung  von  Edel- 
steinen und  gefärbten  Glasperlen^  nach  und  nach  ein  ge- 
sicherter Wohlstand  ein.  Insbesondere  von  dem  Augenblick 
an,  da  die  Uhrmacherei  als  ein  freies  Gewerbe  erklärt 
und  anerkannt  worden  war,  ging  es  sowohl  mit  der  Entwick- 
lung des  Gewerbes  selber  wie  mit  derjenigen  der  ganzen  Tal- 
schaft rasch  vorwärts.  Mit  höchst  unvollkommenen  Werk- 
zeugen im  Anbeginn  ihrer  Tätigkeit  ausgerüstet,  brauchten 
die  Uhrmacher  des  Jouxtales  trotz  ihrer  angeborenen  Ge- 
schicklichkeit und  emsigen  Tätigkeit  sehr  lange  Zeit,  bis  sie 
ein    zum   Verkauf  bereites   Uhrwerk    hergestellt    hatten ;    sie 

*  Dieses  Gewerbes  wird  von  Goethe  in  seinen  1779  aus  der 
Schweiz  datierten  Briefen  firwähnun^  fi^etan,  während  er  von  der 
Uhrmacherei  noch  nichts  zu  berichten  weiß.  Die  Steinschleiferei  muß 
damals  noch  sehr  übervrogen  haben. 

2* 


20  13S. 

zogen  aber  zu  ihrer  Beschäftigung  ihre  Kinder  heran,  die  sie 
in  einer  odgr  mehreren  von  den  verschiedenen  Partien,  in 
welche  die  Uhrenfabrikation  zerfällt,  unterrichteten,  so  daß» 
auf  diese  Weise  eine  zunächst  in  bescheidenem  Umfang  ge- 
übte Arbeitsteilung  aufkam,  welche  die  Herstellung  eines  Uhr- 
werks gleichwohl  merklich  förderte  und  erleichterte.  Mit  dem 
Augenblick,  da  die  Zunftordnungen  aufgehoben  wurden,  be- 
gann eine  Umwälzung  in  der  gesamten  Betriebsorganisation, 
Heren  Wirkungen  in  kürzester  Zeit  nach  verschiedenen 
Richtungen  hin  in  die  Erscheinung  traten.  Zunächst  fing 
die  bis  dahin  herrschende  handwerksmäßige  Produktionsweise 
an,  der  hausindustriellen  Platz  zu  machen.  Schon  im  Jahr 
1773,  also  noch  vor  der  formellen  Freigebung  des  Uhr- 
machergewerbes, gründeten  die  Gebrüder  Rochat  im  Brassus 
das  Handelsgeschäft  Rochat  fr^res  zu  dem  Zweck,  unter  ein- 
heitlicher Leitung  eine  Anzahl  Uhrmacher  zu  beschäftigen  und 
deren  Erzeugnisse  zu  verkaufen.  Die  Firmeninhaber  selber 
waren  Kaufleute  und  verstanden  von  der  Uhrmacherei  nur 
sehr  wenig;  nichtsdestoweniger  gelang  es  ihnen,  sehr  schöne 
einfache  und  Repetieruhrwerke,  zuerst  mit  Spindelhemraung, 
dann  Zylinderuhren  ohne  Hemmung,  aber  mit  den  verschieden- 
sten Komplikationen  ausgestattet,  als  Produkte  ihres  haus- 
industriellen Arbeitspersonals  auf  den  Markt  zu  bringen.  Dem 
f fegebenen  Beispiel  folgten  andere,  teils  Kaufleute,  teils  ge- 
ernte  Uhrmacher;  um  1790  wurde  (durch  Ch.  Aug.  Piguet 
im  Bas-du-Chenit)  das  erste  Atelier  für  die  Fabrikation  von 
Spindeluhrwerken,  die  in  Genf  fertiggestellt  und  nachher  ver- 
kauft wurden,  gegründet. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  Änderung  in  der  JBetriebs- 
organisation  ging  die  weitere  Entwicklung  der  Arbeitsteilung. 
Von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  machten  die  jungen  Leute 
Von  nun  an  keine  Lehrzeit  mehr  durch,  die  zum  Zweck  ge- 
habt hätte,  sie  zur  Anfertigung  eines  vollständigen  Uhr- 
werks zu  befähigen;  sie  begnügten  sich  mit  der  Ausbildung 
in  einer  oder  in  mehreren  unter  sich  verwandten  Partien, 
weil  sie  sicher  waren,  auf  dem  entsprechend  beschränkten 
Arbeitsfeld    um  so  eher  ausreichende  und  lohnende  Beschäfti- 

fung  zu  finden,  als  sie  in  ihrer  Spezialität  eine  immer  größere 
'ertigkeit  erlangten.  Die  langen  Winter  mit  ihren  Schnee- 
ihassen,  welche  die  Bewohner  des  abgeschiedenen  Hochtalea 
während  einer  Reihe  von  Monaten  in  ihrer  Häuslichkeit  fest- 
hielten und  an  den  Werktisch  bannten,  und  die  hierdurch 
hervorgerufene  Abgeschlossenheit  und  Einsamkeit  kamen  über- 
dies manchem  Arbeiter  zu  statten,  indem  sie  ihn  zum  Nach- 
denken, zum  Kombinieren  und  Erfinden  anregten,  und  mancher- 
lei Verbesserungen  in  der  Werkzeugausrüstung  wie  in  der 
Ubrenfabrikation  selber  sind  den  aufgeweckten  und  arbeft- 
Samen  Bewohnern  jenes  Juratals  zu  verdanken. 
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Die  bis  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  hergestellten 
übren  wurden  zum  Teil  im  Waadtland,  zum  Teil  in  Genf  ver- 
kauft, fanden  ihres  hohen  Preises  wegen  aber  nur  mit  Schwierig- 
keiten Absatz.  Der  Versuch,  den  einige  Uhrmacher  (die  Ge- 
brüder Golay,'  vom  Bas  du  Chenit)  unternahmen,  ihre  Er- 
zeugnisse direkt  im  Orient  abzusetzen,  nahm  einen  kläglichen 
Verlauf  und  schreckte  die  Bewohner  des  Jouztales,  die  sich 
des  Mangels  ihrer  kaufmännischen  Fähigkeiten  bewußt  ge- 
worden waren,  von  einem  ferneren  direkten  Export  ihrer 
Produkte  zurück.  Von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  be- 
gnügten sie  sich ,  ihre  Uhrwerke  in  Genf  den  dortigen  Ge- 
schäfts- und  Fabrikantenhäusern  zu  verkaufen  oder  sie  den 
in  ihrer  Nähe  befindlichen  wenigen  Händlern  zum  Ver- 
trieb zu  tibergeben.  Fertige  Uhren  lieferten  sie  nicht; 
sie  verstanden  das  Gangwerk  nicht  zu  machen  und  mußten 
ebenso  das  Repassieren,  Vergolden  und  Remontieren  den  fort- 

Seschritteneren  Genfer  Arbeitern  tiberlassen.  Die  Schalen  für 
ie  mit  Hilfe  von  solchen  Genfer  Uhrmachern  angefertigten 
Uhren  waren  die  Fabrikanten  des  Jouxtales  ebenfalls  aus  der 
Handels-  and  Industriestadt  am  Südende  des  Leman  zu  be- 
ziehen genötigt.  Auf  der  andern  Seite  erwiesen  sich  die 
Uhrenarbeiter  des  Jouxtales  in  der  Anfertigung  von  Schlag- 
werken und  Repetiermechanißmen  allen  ihren  Konkurrenten 
tiberlßgen,  und  für  diese  Art  komplizierterer  Uhrwerke  (die 
wie  die  gewöhnlichen  Uhren  aber  noch  der  Fertigstellung  be- 
durften) fanden  sie  in  Genf  fortwährend  den  lohnendsten  Ab- 
satz. Diese  Verbindung  des  Juratales  mit  der  Rhonestadt 
wurde  ganz  besonders  enge  geknüpft,  seitdem  im  zweiten 
Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  einige  der  geschicktesten  und 
unternehmendsten  Uhrmacher  von  dort  auf  letzteren  Platz 
übergesiedelt  waren  und  angesehene  Geschäftshäuser  gegründet 
hatten. 

Ebenso  wie  für  Genf  bedeutete  auch  für  das  Jouxtal  das 
Verschwinden  Napoleons  vom  politischen  Schauplatz  den  Be- 
ginn einer  neuen  Ära  großartigen  wirtschaftlichen  Auf- 
schwunges. Dem  Beispiele  des  Hauses  Louis  Audemars  im 
Brassus  folgend,  warfen  sich  die  Uhrmacher  unter  Aufgabe 
der  Spindeluhren  auf  die  Fabrikation  von  Zylinderuhren,  die 
so  begehrt  wurden,  daß  bald  genug  ein  empfindlicher  Mangel 
an  Arbeitern  sich  fUhlbar  machte  und  für  einen  jungen  Mann 
die  Wahl  eines  andern  Berufs  als  desjenigen  eines  Uhr- 
machers überhaupt  nicht  mehr  in  Frage  kam.  Sogar  die 
Lehrlinge,  wenn  sie  nur  ein  wenig  sich  anstellig  und  fleißig 
zßigtßn,  fanden  nach  kurzer  Zeit  Gelegenheit,  ihr  Lehr-  und 
Kostgeld  aus  dem  ihnen  zuflieiBenden  Verdienst  zu  bestreiten. 
Die  Uhrmaciier,  die  zum  größten  Teil  isoliert  bei  sich  zu 
Hause,  gewöhnlich  nur  von  einem  einzigen  Lehriinfi;  unter- 
Bttitzt,  arbeiteten,  beschränkten  sich  aber  bis  gegen  das  Jaiir 
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1825  ganz  allgemein  auf  die  Anfertigung  von  einfachen,  aber 
iinyollständigen  Lauf-  oder  komplizierten  Vorlegewerken 
(blanes  bzw.  cadratures  genannt)^.  Nach  und  nach  ging  man 
zur  Vervollständigung  des  Laufwerkes  über;  denn  inzwischen 
war  es  dank  den  auf  allen  Gebieten  erzielten  Fortschritten 
gelungen,  die  Rohstoffe  (Stahl  und  Messing)  in  besseren 
Qualitäten  und  handlicheren  Formen  zu  bekommen  und  außer- 
dem hatten  die  neue  mit  der  Einführung  der  Zjlinderhemmung 
verbundene  Disposition  der  Kaliber,  die  Erfindung  des  Uni- 
versaldrehstuhles sowie  die  Anwendung  guter  zum  Schneiden 
und  Auszahnen  geeigneter  Werkzeuge  und  endlich  die 
mechanische  Fabrikation  der  Triebe  die  Arbeit  derart  er- 
leichtert und  eine  solche  Veränderung  in  den  Produktions- 
verhältnissen herbeigeführt,  daß  mit  den  alten  bei  der  An- 
fertigung der  Spindeluhren  im  Gebrauch  befindlichen  Arbeits- 
methoden kein  Vergleich  mehr  möglich  war.  Die  Vorzüge 
der  neuen  Produktionsweise  kamen  in  den  Werkstätten,  in 
denen  ein  tüchtiger  Fabrikant  eine  Anzahl  Arbeiter  zweck» 
Herstellung  der  Roh-  und  Laufwerke  zu  vereinigen  wußte, 
bei  der  größeren  hierdurch  ermöglichten  Arbeitsteilung  und 
Arbeitsvereinigung  zu  erhöhter  Geltung. 

Um  das  Jahr  1835  lag  die  gesamte  Leitung  der  Produk- 
tion in  den  Händen  von  etwa  10  Fabrikanten  (Etablisseuren), 
die  zugleich  auch  den  Uhrenhandel  betrieben.  In  der  Ge- 
meinde Chenit  (mit  den  Orten  Le  Sentier  und  Le  Brassus) 
waren  annähernd  700  Arbeiter,  in  den  beiden  tiefer  gelegenen 
Gemeinden  L'Abbaye  und  Le  Lieu  vielleicht  etwa  200 — 30O 
mit  der  Uhrmacherei  beschäftigt,  von  denen  eine  Anzahl 
täglich  frs.  6 — 8,  besonders  geschickte  und  tätige  10 — 15,  die 
meisten  aber  nur  frs.  IV2 — 2  verdienten.  Hierbei  ist  indessen 
anzunehmen,  daß  von  den  letztern  ein  Teil  neben  den  für  die 
Uhrmacherei  erforderlichen  Verrichtungen  noch  landwirtschaft- 
liche Arbeiten  besorgte,  die  für  die  an  den  Werktisch  ge- 
bannten Personen  eine  Erholung  bedeuteten.  Welch  günstige 
Veränderung   die  Einführung    der  Uhrenindustrie   im  Gefolge 

Sehabt  hatte,  läßt  sich  daraus  ermessen,  daß  es  zu  Anfang 
es  Jahrhunderts  nur  wenige  Familien  gab,  die  nicht  nacn 
Bern  zu  zinsen  gehabt  hätten,  während  seither  der  Gewerbe- 
fleiß den  Bewohnern  des  Jouxtales  beträchtliche  Schulden  ab- 
zuladen gestattete.  Beinahe  alle  Häuser  waren  neu  aufgeführt 
worden',   das   tannene  Hausgerät  wurde  durch  nußbaumenes, 


^  Die  ohne  Zapfen  gelassenen  Triebe  mit  den  zugehörigen  aufs 
gröbste  gezahnten  Rädern  wurden  nur  ganz  provisorisch  in  das  Werk 
eingefügt. 

*  Es  wird  berichtet,  daß  verschiedene  geschickte  und  fleißige  (haus- 
industrielle) Uhrenmacher  aus  ihrem  Verdienst  Tag  far  Tag  die  Zimmer- 
leute und  Maurer,  die  mit  dem  Neu-  oder  Umbau  ihrer  Wohnungen 
beauftragt  waren,  zu  bezahlen  vermochten. 
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die  hölzernen  Schüsseln  durch  solche  aus  Tonerde  oder  Por- 
zellan ersetzt. 

Die  Etablisseure  und  sonstigen  Rohwerkfabrikanten,  neben 
ihnen  aber  auch  die  Wirte,  legten  die  Grundlage  zu  einem 
hübschen  Vermögen.  Denn  wenn  am  Samstagabend  in  den 
Kontoren  die  yon  allen  Seiten  aus  den  verschiedenen  Örtlich- 
keiten und  Weilern  der  Talschaft  herangekommenen  Ubren- 
arbeiter  den  Lohn  filr  die  während  der  Woche  ausgeführte 
und  nun  abgelieferte  Arbeit  ausbezahlt  erhielten,  wurde  ein 
schöner  Teil  desselben  in  ein  anderes  Waadtländer  Produkt 
umgesetzt,  das,  um  für  den  Konsum  bereit  zu  sein,  keiner 
▼orherigen  Vergoldung  durch  Genfer  Spezialisten  mehr  be- 
durfte. 

In  den  Jahren  1835 — 40  wurde  durch  einige  Arbeiter, 
die  in  Genf  oder  im  Neuenburger  Jura  ihre  Ausbildung  er- 
worben und  sich  in  die  Heimat  zurückbegeben  hatten,  die 
Fabrikation  von  Zylindergangwerken  eingeführt  Einige 
Firmen  lieferten  von  da  an  ihre  Rohwerke  bereits  mit  dieser 
Hemmung  ausgestattet  Ungefähr  zur  gleichen  Zeit  kam  auch 
der  Remontoirmechanismus  in  Aufnahme^  und  bewirkte  eine 
vollständige  Umwandlung  der  Kaliber  sowie  eine  beträchtliche 
Änderung  sowohl  in  den  Fabrikations-  wie  in  den  Markt- 
verhältnissen. Ganz  neue  Bahnen  schlug  das  bereits  erwähnte 
Haus  Louis  Audemars  im  Brassus  ein.  Schon  im  Jahre  1832 
hatte  es  in  Aussicht  genonmien ,  von  der  Herstellung  bloßer 
Rohwerke  zur  Fabrikation  vollständiger  Uhrwerke  über- 
zugehen und  zu  diesem  Zweck  seine  Söhne  auswärts  (in  Locle, 
Fleurier,  Genf  und  selbst  London)  in  denjenigen  Partien  aus- 
bilden lassen,  auf  deren  Anfertigung  man  im  Jouxtal  bis 
dahin  mangels  der  hierzu  erforderlichen  Kenntnisse  hatte  ver- 
ziehten  müssen.  Die  nach  mehrjährigem  Aufenthalt  in  den 
verschiedenen  auswärtigen  Fabri*kationszentren  nach  Hause 
zurückgekehrten  Angehörigen  dieser  Firma  unterrichteten 
nun  ihre  Arbeiter  in  der  Herstellung  und  im  Anbringen 
der  verschiedenen  damals  gebräuchlichen  Arten  von  Gang- 
werken, im  Repassieren  und  Remontieren  usw.  So  war 
vom  Jahre  1848  an  das  Haus  imstande,  vollständig  aus- 
geführte Uhrwerke,  von  den  einfachsten  bis  zu  den  kom- 
pliziertesten Uhren  und  Chronometern  auf  den  Markt  zu 
Dringen.    Einzelne  Arbeiten,  die  es  zunächst  noch  in  fremden 


^  Zunächst  durch  die  Firma  Louis  Audemars  im  Brassus  und 
später  durch  A.  Lecoultre  im  Sentier,  dessen  System  (Remontoir  k  bas- 
cule)  großen  Anklang  fand  und  we^en  seiner  einfacnen  Konstruktion 
von  den  amerikanischen  Fabriken  bis  heute  zur  Verwendung  gebracht 
wird.  In  der  Schweiz  ist  es  durch  ein  anderes ,  das  beim  Onnen  der 
Uhr  das  Spiel  des  Aufzugsmechanismus  zu  sehen  erlaubt,  während 
dieser  beim  erstem  durch  andere  Bestandteile  verdeckt  ist,  verdrängt 
worden. 
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Werkstätten  ausführen  liefi  (wie  Vergolden ,  Zifferblattsetzen, 
Einsetzen  des  Uhrwerks  in  das  Gehäuse  usw.),  konnte  es  im 
Laufe  der  Zeit  ebenfalls  auf  ausschließlich  in  seinem  Dienste 
stehende  (in  seinen  eigenen  Werkstätten  oder  als  Heimarbeiter 
beschäftigte)  Uhrmacher  übertragen. 

Von  der  Atitte  des  Jahrhunderts  an  erstanden  eine  ganze 
Anzahl  von  Fabrikanten  (Etablisseure),  die  sich  zum  Teil  nur 
mit  der  Herstellung  von  Roh-  und  Räderwerken  (^bauche  und 
finissage),  mit  oder  ohne  Hemmung,  zum  Teil  aber  auch  mit 
der  Anfertigung  vollständiger  Uhrwerke  befaßten  und  letztere 
auf  die  schweizerischen  Handelsplätze  (Genf  und  Cbaux*de** 
Fonds)  lieferten  oder  auch  direkt  exportierten.  Diese  Bob« 
und  Uhrwerke  waren  ihrer  vorzüglichen  Qualität  wegen  überall 
sehr  begehrt,  und  das  nämliche  gilt  erst  recht  von  den- 
jenigen Stücken,  die  seit  1849  A.  Lecoultre  im  Sentier  auf 
mechanischem  W^e  zu  fabrizieren  wußte,  nachdem  er  schon 
vorher  den  Anstoß  zur  fabrikmäßigen  Herstellung  der  Triebe 
gegeben  hatte.  Daneben  erfreuten  sich  besonders  die  für 
komplizierte  Uhren  (Repetieruhren,  Datumwerke,  Chrono- 
graphen) bestimmten  Rohwerke,  eine  Spezialität  des  Jouxtales, 
der  allgemeinsten  Beachtung  und  lebhaftesten  Nachfrage. 

Neben  den  Werkstätten  fllr  die  Herstellung  von  Rohwerken 
und  Trieben  wurden  auch  solche  für  die  Bearbeitung  der 
Uhrensteine  sowie  fbr  die  Fabrikation  kompensierender  Un- 
ruhen, von  Uhrenrädem  und  Gangwerken  (assortiments)  ge- 
gründet und  in  Betrieb  gesetzt 

Es  wäre  indessen  ein  großer  Irrtum  zu  glauben,  im  Joux- 
tal  hätte  die  Uhrenindustrie  eine  fortdauernd  günstige  Ent- 
wicklung genommen  und  allgemeine  Prosperität  verbreitet 
Der  leichte  und  schöne  Verdienst,  der  in  den  Zeiten  des  Auf- 
schwunges (1835 — 45  und  1852 — 60)  erworben  wurde,  fand 
nur  bei  der  Minderheit  der  Uhrenarbeiter  eine  vernünftige 
Verwendung  und  nutzbringende  Anlage,  so  daß  die  in  der 
ersten  Hälfte  der  60  er  Jahre  auftretende  Krise  in  den  Be- 
hausungen der  beschäftigungslos  gewordenen  Uhrmacher  viel 
Elend  mit  sich  brachte  und  Leute,  die  vordem  1500  bis 
2000  Franken  Jährlich  hätten  auf  die  Seite  legen  können, 
nunmehr  mit  Steineklopfen  auf  den  Straßen  ihr  tägliches 
Brot  zu  verdienen  sich  gezwungen  sahen  ^.  Solche  Er- 
fahrungen waren  dann  immerhin  geeignet,  die  Uhrenarbeiter 
in  ihren  Ausgaben  vorsichtiger  und  künftighin  auf  die  Mög- 
lichkeit des  Eintretens  magerer  Jahre  gefaßt  zu  machen. 


1  D.  Martignier  &  A.  de  Oronsas:  Dictionnaire  bistorique,  g6o- 
grapbique  et  statistique  da  Ct.  de  Vaud.     1867. 
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Zweites  Kapitel. 
Im  flbrigen  KaBtonsgebiet. 

Nächst  dem  Jouxtal  spielt  in  der  waadtländischea  Uhren- 
industrie  noch  das  am  Fuß  des  Chasseron,  1108  m  Über  Meer 
gelegene  Sainte  Croix  eine  bemerkenswerte  Bolle,  Im  17.  und 
zu  Anfang  des  18,  Jahrhunderts  kam  in  der  von  Holzhaue,  u 
und  Viehsttchtern  nur  spärlich  bewohnten  Beregegend  etwas 
EUeineisengewerbe  auf.  Bald  nach  dessen  Einführung  fingen 
etliche  Einwohner  an,  Uhrengehäuse  und  -Räder  und  schließ* 
lieh  vollständige  Turm-  und  Stubenuhren  zu  verfertigen;  die 
Bearbeitung  von  Taschenuhrenbestandteilen  fand  dagegen  erst 
im  Jahre  1752  durch  Joseph  Junod;  der  seine  Lehrzeit  in 
Vevej  gemacht  hatte^  Eingang.  Junod,  der  sich  auf  die  Her- 
stellung von  Schlagwerken  fUr  Repetieruhren  verstand,  bildete 
zahlreiche  Lehrlinge  aus,  die  ihrerseits  dem  gegebenen  Bei- 
spiele folgten,  und  so  verbreitete  sich  der  neue  Gewerbezweig 
rasch  in  der  ganzen  Umgegend.  Damals  waren  die  Schlag- 
werke noch  sehr  teuer  und  wurden  mit  drei  Louisd'or  und 
darüber  bezahlt;  während  der  Krise  von  1815  fielen  sie  aber 
auf  15  Batzen  (frs.  2,20  cts.)  herunter.  Ihr  Absatzgebiet 
Canden  sie  in  Genf  und  in  den  am  Genfersee  gelegenen 
Städten ;  in  zweiter  Linie  auch  in  Locle  und  Chaux-de-Fonds. 
Im  Jahre  1810  wurden  durch  die  Gemeindebehörden  und  ein- 
zelne Private  Versuche  gemacht,  die  Fabrikation  von  Roh- 
und  Räderwerken  sowie  von  Hemmungsvorrichtungen  ein- 
zuführen. Doch  hatten  die  beiden  aus  Fleurier  und  Neuchätel 
berufenen  Lehrmeister  wenig  Erfolg.  Denn  angesichts  des 
schlechten  Geschäftsganges  in  der  Uhrenindustrie  wandte  sich 
das  Interesse  der  Bevölkerung  der  Fabrikation  von  Musik- 
dosen, die  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  bekannt  geworden 
war,  zu  und  zwar  in  einem  solchen  Grade,  daß  fast  sämtliche 
Arbeitskräfte  durch  diesen  neuen  Gewerbezweig  in  Anspruch 
genommen  wurden  und  im  Jahre  1837,  als  zufolge  der  ein- 
getretenen Überproduktion  und  der  in  Amerika  ausgebrochenen 
Krise  der  Absatz  zu  stocken  und  die  Arbeit  zu  mangeln  an- 
fing,  nur  noch  50 — 60  Uhrmacher  in  der  Gemeinde  übrig 
blieben.  Da  raffte  sich  die  letztere  auf,  sie  appellierte  an 
den  Patriotismus  ihrer  in  den  Zentren  der  Unrenindustrie 
*"X\gexx  Mitbürger  und  half  durch  Gewährung  von  Subsidien 
eine  Uhrenfabrik  gründen,  die  gar  bald  einen  Plato  an  der 
Sonne  zu  erobern  wußte.  Bald  darauf  ließen  sich  ver- 
schiedene andere  Gemeindeangehörige,  die  ihre  Lehrzeit  in 
Genf  und  Chaux-de-Fonds  bestanden  hatten ,  als  Uhrenfabri- 
kanten  in  St.  Croix  nieder,  es  wurde  eine  Werkstätte  für  die 
Herstellung  von  Gangwerken  eröffnet,  und  von  da  an  hatte  die 
Uhrenindustrie  in   der  hoch,   noch  höher  als  das  Jomiptal  ge- 
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legenen  Ortschaft  feste  Wurzeln  geschlagen.  Die  Zahl  der 
Uhrenarbeiter  vermehrte  sich  rasch  und  mochte  sich  um  das 
Jahr  1850  auf  etwa  800  belaufen. 

Im  Jahre  1853  kam  die  Fabrikation  der  Remontoiruhren 
(remontoir  au  pendant)  in  Aufnahme  und  verhalf  der  ühren- 
industrie  von  St.  Croix  zu  einem  ganz  besonderen  Aufschwung. 
Ihre  Produkte  wurden  durch  die  dortigen  Fabrikanten,  die 
sich  auch  als  gewandte  Geschäftsleute  erwiesen,  nach  allen 
Ländern  der  Welt  exportiert,  und  der  aus  ihrer  Herstellung 
resultierende  Verdienst  verbreitete  neben  der  bald  wieder 
überwiegende  Bedeutung  erlangenden  Musikdosenfabrikation 
allgemeinen  Wohlstand  in  der  von  der  Natur  so  stiefmütter- 
lich ausgestatteten  rauhen  Berggegend. 

Im  Jahre  1860  führte  der  Ruin  mehrerer  bedeutender 
Fabrikantenfirmen  zwar  eine  äußerst  fllhlbare  Erisis  für  die 
Ortschaft  herbei.  Die  bei  diesem  Anlaß  gemachten  Erfahrungen 
bewirkten  eine  Änderung  in  der  bisherigen  Betriebsweise.  Man 
verlegte  sich  mehr  auf  die  Anfertigung  feiner  und  kompli- 
zierter Uhren  und  zog  sich  von  der  Fabrikation  gewöhnlicner 
Uhren  zurück.  Dies  erschien  um  so  angezeigter,  als  die 
große  Mannigfaltigkeit  der  Produkte  sowie  der  Mangel  an 
motorischen  Kräften  und  an  Eisenbahnverbindungen  nur  eine 
beschränkte  Verwendung  von  zur  Herstellung  billiger  Uhren 
unerläßlichen  Maschinen  zuließ.  Im  Jahre  1870  gab  es 
24  Fabrikanten,  die  etwa  900,  zum  ganz  überwiegenden  Teil 
hausindustrielle  Arbeiter  beiderlei  Geschlechts  in  St.  Croix 
und  dessen  Umgegend  beschäftigten  und  ungefkhr  23000  Uhren 
alljährlich  auf  den  Markt  brachten*.  Hiervon  waren  20000 
mit  goldenen,  aus  Genf  und  dem  Traverstal  bezogenen  Ge- 
häusen, der  Rest  mit  silbernen  Schalen  versehen.  Der  Wert 
der  Jahresproduktion  wurde  auf  rund  4  Millionen  Franken 
geschätzt.  Seit  1860  hat  übrigens  die  Uhrenindustrie,  im  auf- 
föUigen  Gegensatz  zu  der  gleichzeitig  im  Jouxtal  zutage  ge- 
tretenen Entwicklung,  der  Musikdosenfabrikation,  neben  der 
sie  heute  nur  noch  eine  bescheidene  Rolle  spielt,  das  Feld 
räumen  müssen. 

Von  dem  Augenblick  an ,  als  das  Uhrmachergewerbe  in 
den  Bergen  des  Jura  aller  Fesseln  ledig  sich  entfalten  konnte, 
hatte  drunten  im  Tal  sein  Totenglöckchen  zu  läuten  begonnen. 
Neben  den  arbeit-  und  genügsamen,  rührigen  und  erfinde- 
rischen Bergbewohnern  vermochten  die  an  ein  gemächlicheres 
Leben  gewöhnten  Uhrmacher  im  fruchtbaren  Tale  der  Broye 
oder  gar  im  sonnigen  Weingelände  des  Leman  nicht  mehr  zu 


^  Im  ganzen  Kanton  wurden  damals  3752  (2489  männliche  und 
1813  weibliche)  Arbeiter  gezählt.  Die  Gesamtproduktion  wurde  auf 
150000  Stück  Uhrwerke  und  Uhren  im  Wert  von  8  Millionen  Franken 
veranschlagt.  (Hirsch :  Rapport  sur  Thorlogerie  suisse  k  TExposition  de 
Yienne  pg.  81. 
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bestehen.  Ihr  Anteil  an  der  Uhrenfabrikation  sank  bald 
zu  völliger  Bedeutungslosigkeit  herab,  und  sie  mufiten  sich 
fortan  in  der  Hauptsache  mit  der  Reparatur  der  schadhaft  ge- 
wordenen Stücke  begnügen.  Erst  von  der  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts an  begann  die  Uhrenindustrie  wieder  von  den  Bergen 
etwas  in  die  Ebene  herunterzusteigen,  indem  am  Fuße  des 
Jura  (Vaulion)  und  im  Broyetal  (Lucens)  die  Bearbeitung  der 
für  die  Uhr^nfabrikation  nötigen  Steine  in  großem  Mafistab 
in  Aufnahme  kam,  während  in  Yverdon  Hemmungen  (Echappe- 
ments)  fabriziert  und  eingesetzt  wurden. 


Dritter  Abschnitt. 

Im  Kanton  Neuenburg. 

Erstes   Kapitel. 

Die  Einffilirang  der  ülirmaelierei  durch 
Daniel  Jean  Richard. 

Die  erste  Besiedelung  der  hochgelegenen,  unter  dem  Namen 
der  Schwarzen  Berge  (noires  joux  ^)  im  Mittelalter  bekannten 
Täler  des  Neuenburger  Jura  hat  längs  der  Straße,  die  von 
Burgund  her  nach  Valangin  führte,  stattgefunden  und  Locle, 
das  von  daher  den  Beinamen  der  märe  commune  des  montagnes 
trägt,  ist  die  erste  Ortschaft  gewesen,  deren  in  alten  Urkunden 
Erwähnung  getan  wird.  Vom  14.  Jahrhundert  an  erstanden 
in  den  Tälern  von  Locle  und  La  Sagne  allmählich  eine  An- 
zahl von  Sennhütten  und  Bauernhöfen,  deren  Bewohner  an- 
gesichts des  rauhen  Klimas  und  wenig  ertragreichen  Bodens 
ein  arbeitsames  und  entbehrungsreiches  Leben  fristeten.  Die 
Grafen  von  Arberg,  denen  als  Herren  von  Valangin  die  ganze 
Berggegend  gehörte,  gaben  sich  indessen  durch  Verleihung 
großer  Freiheiten'  an  die  Ansiedler  und  durch  Anlage  einer 
neuen  Straße  in  jenes  Gebiet  alle  Mühe,  Kolonisten  sowohl 
aus  der  Freigrafschaft  wie  aus  der  schweizerischen  Ebene 
anzuziehen,  so  daß  trotz  der  ungünstigen  Bodenbeschaffenheit 
und  Unwirtlichkeit  ihres  Untertanenlandes  dasselbe  allmählich 
bevölkert  ward.  Daß  diese  Besiedelung  nur  äußerst  langsam 
von   statten   ging,   wird  übrigens   niemand  verwundern,   und 


^  la  Yall^e  de  Joux,  von  dem  im  voraDgehendon  Kapitel  die  Rede 
ist,  bedeutet  daher  so  viel  wie  Bergtal. 

*  Nach  dem  im  Jahr  1872  auBgestellten  Freibrief  hießen  die  Kreise 
von  Locle,  la  Sagne  und  les  Breneu  die  Clods  de  la  franchise  (der  Frei- 
heit Klause). 
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ebensowenig  kann  es  irgendwie  au£Ellllig  sein,  dafi  bis  gegen 
das  Ende  des  17.  Jahrhunderts  die  Bewirtschaftung  aer 
„Schwarzen  Berge**  auf  einer  ziemlich  niedrigen  Stufe  sich 
bewegt  habe,  daß  in  den  Bauernhöfen  die  Kleider  aus  seihst- 
gewonnenem  und  selbstgesponnenem  Flachs  und  Wolle  an- 
gefertigt und  die  gewöhnlich  verwendeten  Werkzeuge  und 
Gerätschaften  durch  den  Bauer  und  seine  Familienglieder 
selber  hergestellt  wurden.  Ein  jeder  verstand  sich  etwas  avif 
Wagner- y  Schlosser-,  Schmiede-  und  Zimmermannsarbeiten, 
und  so  weit  die  eigene  technische  Geschicklichkeit  nicht  aus- 
reichte, zog  man  den  auf  dem  einen  oder  andern  Gebiet  etwas 
besser  bewanderten  Nachbar  zu  Rat  oder  ließ  wohl  auch  — 
die  Fälle  mögen  selten  genug  gewesen  sein  —  den  einen  oder 
andern  der  im  Lande  herumziehenden  „auf  die  Stör  gehenden** 
Lohnhandwerker,  Zimmermann,  Schuster  usw.  einen  oder 
zwei  Tage  zu  sich  ins  Haus  kommen.  Zerstreut  im  Lande 
scheint  es  auch  schon  einzelne  kleine  Schmieden,  in  denen  die 
Landleute  ihre  Sicheln,  Schnallen  für  Schuhe  und  Harnische, 
(eiserne)  Pfeifen  und  Vorlegeschlößchen  herstellen  ließen,  ge- 
geben zu  haben.  Ebenso  wurden  auch  Waffen  geschmiedet 
und  selbst  i^uf  auswärtigen  Märktien  und  Messen  verkauft.  In 
Locle  war  gegen  das  Ende  des  17.  Jahrhunderts  auch  das 
Goldschmiedegewerbe  etwas  bekannt.  Im  Jahr  1630  erhielten 
die  Kirchgenossen  Locles,  das,  abgesehen  von  den  zahlreichen 
Weilern  und  vereinzelten  Wohnstätten,  die  es  umgaben,  etwa 
60  Häuser  zählen  mochte,  die  erste  Turmuhr  für  den  Preis 
von  500  Livres  faibles  (unge&hr  275  Franken)  durch  den 
Meister  Abram  Perret,  genannt  Tornare,  von  Renan  (im 
St.  Immertal),  aber  wohnhaft  in  Locle,  geliefert.  Allmählich 
wurden  auch,  vermutlich  nach  dem  durch  diese  gebotenen  Vor- 
bild, eiserne,  mit  Gewichten  versehene  Stubenuhren  hergestellt 

In  das  einförmige  Leben  dieser  vorwiegend  durch  Vieh- 
zucht treibende  Bauern  und  ganz  wenige  Lohnhandwerker 
gebildeten  Gesellschaft  fiel  nun  im  Jahr  1679  ein  Ereignis, 
das,  obschon  zunächst  nur  die  Neugierde  und  Verwunderung 
der  biederen  Bergbewohner  erregend,  doch  den  Anstoß  zu 
einer  im  Verlauf  von  zwei  Jahrhunderten  sich  vollziehenden 
Umwälzung  bilden  sollte,  vermöge  welcher  die  Schwarzen 
Berge  aus  einem  armen,  wenig  kultivierten,  agrikoien  und 
von  der  Welt  abgeschlossenen  Landstrich  in  einen  mit  blühen- 
den Städten  und  wohlhabenden  Dörfern  reich  besetzten,  durch 
regste  Tätigkeit  erfüllten,  nach  allen  Richtungen  hin  durch 
Eisenbahnen  durchzogenen,  in  der  ganzen  Welt  genannten 
und  aus  allen  Weltteilen  besuchten  Industriebezirk  sich  ver- 
wandelten. 

Nach  der  Erzählung,  die  Jean  Jacques  Richard,  ein  Sohn 
des  Begründers  der  neuenburgischen  Uhrenindustrie  im  Jahr 
1764  dem  die  Juratäler  durchstreifenden  Neuenfourger  ßanner- 


133.  29 

herrn  Friedrich  Samuel  Osterwald*  geliefert  hatte,  trug  sich 
die  Sache  folgendermafien  zu: 

„Im  Jahr  1679  brachte  ein  Roßhändler  Namens  Peter  bei 
seiner  Rückkehr  nach  der  Heimat  eine  in  London  angefertigte 
Taschenuhr  mit,  ein  Ding,  das  in  den  Bergen  absolut  un- 
bekannt war.  Diese  Uhr  hatte  im  Verlauf  der  Reise  eine 
Störung  ihres  Ganges  erlitten,  und  jener  Mann  suchte  den 
Vater  des  im  Jahr  1665  in  La  Sagne  geborenen  Daniel  Jean 
Richard  auf;  hierbei  gewahrte  er  verschiedene  kleine  durch 
den  Sohn  ausgeführte  Arbeiten"  und  hielt  ihn  für  geschickt 
genug,  um  seine  Uhr,  die  er  ihm  anvertraute,  wiedör  in  Qang 
zu  bringen.  Der  junge  Mann  setzte  sich  in  den  Kopf,  eine 
ebensolche  anzufertigen.  Vorher  mußte  er  aber  alle  hierzu 
nötigen  Werkzeuge  aussinnen  und  herstellen,  ebenso  wie  die 
Federn,  das  Gehftuse  und  die  übrigen  Bestandteile,  ohne  in 
seiner  Stellung  irgendeinen  Beistand,  der  ihm  den  Erfolg  er- 
leichtert hätte,  zu  haben.  Aber  dank  seinem  Genie  und  seiner 
unermüdlichen  Arbeit  gelang  es  ihm,  nach  Ablauf  eines  Jahres 
genug  Werkzeuge  zu  haben,  um  seine  Uhr,  die  sechs  Monate 
nachher  vollendet  wurde,  in  AngriflF  zu  nehmen.  Dieses  Stück, 
zusammen  mit  mehreren  andern  Teilen  seiner  Einrichtung, 
zog  die  Neugierigsten  seiner  Nachbarn  an,  die  bei  ihm  Uhren 
bestellten.  Er  verwendete  auf  deren  Ausführung  die  aller- 
größte Sorgfalt  und  unterbrach  diese  Art  von  Beschäftigung 
nur,  um  zweien  seiner  Brüder  die  Goldschmiedekunst  zu 
lehren.  Er  machte  sich  auch  das  Gravieren  'zu  eigen, 
dessen  er  für  die  Uhrmacherei  bedurfte.  Auch  hat  er  eine 
Maschine  zum  Schneiden  der  Räder  hergestellt,  die  erste, 
die  in  der  Schweiz  aufkam,  ohne  selber  etwas  Ähnliches 
vorher  gesehen  zu  haben.  Ein  Fremder  berichtete  ihm,  daß 
es  eine  solche  in  Genf  gebe,  und  er  reiste  dorthin,  um 
sie  zu  besichtigen.  Seine  Reise  war  indessen  fruchtlos,  weil 
man  die  Maschine  vor  ihm  geheim  hielt;  indessen  bekam  er 
geschnittene  Räder  zu  Gesicht  und  begriff,  daß  diese  Operation 
ausgeführt  werden  müsse  vermittelst  einer  Rolle  und  einer  mit 
Ziffern  versehenen  Teilscheibe,  um  damit  die  Zahl  der  Zähne 


^  Dieser  veröffentlichte  seine  Reiseeindrücke  zunächst  im  Dezember- 
heft der  allmonatlich  erscheinenden  um  das  Jahr  1790  gegründeten  Zeit- 
schrift Journal  helv^tique,  und  1766  in  erweiterter  Fassung  in  Form 
einer  gleich  dem  Aufsatz  anonjm  erschienenen  Broschüre  unter  dem 
Ti^el :  Description  des  Montanes  et  des  Vall^es  qui  fönt  partie  de  la 
Principaut^  c^  Neuchfttel  et  oe  Valangin. 

'  Ob  der  Vater  damals  em  Schmied  und  letzterer  sein  Lehrling 
eewesen,  wie  die  Tradition  allgemein  annimmt,  ist  aus  dieser  Erzählung, 
der  einzigen  authentischen  Quelle  über  das  Leben  Daniel  Jean  Richards, 
r»^dit  ei^chtlich.  Dagegen  werden  sich  wohl  allerlei  SchmiCiiewerk- 
zeuge  und  -ger&tscbaften ,  wie  Prof.  Au^.  ^accard  mit  jRecht  annimmt, 
auf  dem  väterlichen  Heimwesen  befunden  und  Daniel  eine  gewisse 
Geschicklichkeit  in  deren  Handhabung  erworben  haben. 
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zu  bestimmen  und  die  Zwischenräume  vollkommen  gleich  zu 
machen.  Nach  Hause  zurückgekehrt,  machte  er  sich  an  die 
Arbeit  und  gelangte  endlich  dazu,  diese  flir  die  Uhrmacherei 
so  nützliche  Maschine  zu  konstruieren  ....  Begünstigt  durch 
diese  glückliche  Erfindung  nahm  Richard  seine  gewöhnlichen 
Beschäftigungen  wieder  auf  und  es  gelang  ihm,  kleine  Pendel- 
uhren mit  Schlagwerken  nach  dem  Geschmack  jener  Zeiten 
herzustellen. 

Während  einiger  Jahre  war  er  der  einzige  Uhrmacher 
in  den  Bergen  und  hatte  zum  ersten  Handwerksgenossen 
Jacob  Brandt,  Oruyerin  genannt,  von  La  Chaux-de-Fonds, 
der  unter  seiner  Leitung  in  der  Uhrmacherei,  dem  Gravieren 
und  Vergolden  eine  Lehrzeit  von  einigen  Monaten  durchmachte. 
Man  wird  nicht  überrascht  sein,  wenn  jener  geniale  Mann 
bald  berühmt  wurde  und  einen  zahlreichen  Arbeiterstab  heran- 
bildete, so  daß  man  ihn  als  den  ersten  Wecker  und  Förderer 
der  Talente  seiner  Mitbürger  betrachten  kann.' 

Zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts  verließ  er  schließlich  La 
Sagne  und  übersiedelte  nach  Locle^,  wo  er  1741  gestorben 
ist  An  diesem  Ort  war  es,  wo  er  in  der  Uhrmacherei 
soine  fünf  Söhne  unterwies,  welche  diesen  Beruf  daselbst 
allein  ausübten,  bis  einige  junge  Leute,  die  sich  darin  aus- 
zubilden begehrten,  zu  ihnen  in  die  Lehre  kamen  und  ihrer- 
seits, nachdem  sie  Meister  geworden,  neue  Künstler  heran- 
zogen. Das  sind  die  ersten  und  schwachen  Anfänge  eines  in 
kurzer  Zeit  so  zur  Blüte  gelangten  Gewerbes  gewesen.*' 

Zweites   Kapitel 

Die  gewerbliche  Entwicklimg  bis  zur  fhuizösischen 

Revolution. 

Die  durch  Richard  zuerst  angefertigten  Uhren  waren  be- 
greiflicherweise ziemlich  ungefüge  und  unvollkommene  Stücke. 
Indessen,  war  auch  das  Uhrwerk  einen  Zoll  hoch,  entbehrte 
es  der  Spirale,  wurde  femer,  wie  in  den  ersten  Genfer  Uhren, 
die  Verbindung  der  Uhrenfeder  mit  der  Schnecke  durch  eine 
Darmsaite  bewerkstelligt,  und  wies  endlich  das  zinnerne  Ziffer- 
blatt nur  einen  Stundenzeiger  auf,  so  qualifizierten  sich 
diese  Uhren  gleichwohl  für  die  damaligen  bescheidenen  An- 
sprüche als  brauchbar  und  fanden  bei  den  Priestern  und  in 
den  Klöstern  der  Freigrafschaft  und  Burgunds  um  den  Preis 
von  20  Talern'  pro  Stück  willige  Abnehmer.  Solange  man 
sich   bei  der  Herstellung  der  Uhren    noch  mit  höchst  unvoU- 

^  Diese  Wohnsitz  Veränderung  ging  im  Jahr  1705,  zur  gleichen  Zeit, 
als  sein  Lehrling  Jacob  Brandt  in  La  Chaux-de-Fonds  zusammen  mit 
einem  Bruder  die  Fabrikation  von  Pendeluhren  einführte,  vor  sich. 

*  Ungefähr  120  Franken. 
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kommenen  Werkzeugen  behelfen  mufite  und  die  Arbeitsteilung  ^ 
noch  wenig  ausgebildet  war,  erwies  sich  die  Produktion  als 
äußerst  geringfügig.  Die  Söhne  Richards  und  die  aus  der 
Lehre  des  Jacob  Brandt  in  Chaux-de-Fonds  hervorgegangenen 
Uhrmacher  brachten  es  zusammen  im  Jahr  auf  nur  etwa 
2—300  Stück;  allein  indem  sie  wie  die  Arbeiter,  die  bei 
ihnen  oder  noch  beim  Vater  Daniel  Jean  Richard  die  Lehr- 
zeit durchgemacht  hatten,  während  der  Ausübung  ihres  Ge- 
werbes ihren  Schatz  an  Kenntnissen  und  Erfahrungen  be- 
ständig erweiterten,  die  Werkzeuge  verbesserten,  und  die 
ganze  Arbeit,  deren  es  zur  Verfertigung  einer  Uhr  bedurfte, 
in  verschiedene  Spezialisten  zufallende  Partien  zerlegten,  ging 
es  mit  der  einen  gesicherten  und  lohnenden  Erwerb  ver- 
heißenden Uhrenfabrikation  rasch  vorwärts,  und  1752,  also 
erst  11  Jahre  nach  Richards  Tode,  zählte  man  in  den  Bergen' 
bereits  die  stattliche  Zahl  von  464  Uhrmachern. 

An  dieser  rapiden  Ausdehnung  des  Uhrmachergewerbes 
hiiben  außer  den  eben  erwähnten  allgemeinen  Ursachen  zwei 
für  die  Neuenburger  Berggegend  und  deren  Bewohner  cha- 
rakteristische Eigentümlichkeiten  einen  ganz  hervorragenden 
Anteil.  Vor  allem  waren  die  zerstreut  auf  ihren  Gehöften 
lebenden  oder  nur  in  kleinen  Dörfern  und  Häusergruppen 
vereinigten  Bauern  von  altersher  darauf  angewiesen,  wie  bei 
der  Bewirtschaftung  ihres  Heimwesens  so  auch  bei  der  Her- 
stelluDg  und  Instandhaltung  der  hierzu  erforderlichen  Gerät- 
schaften und  Werkzeuge,  unter  Verzichtleistung  auf  fremden 
Beistand,  sich  lediglich  der  durch  die  Familienangehörigen 
gestellten  Arbeitskräfte  zu  bedienen.  Blieb  somit  einem  nichts 
übrig,  als  sein  eigener  Schmied,  Wagner,  Zimmermeister, 
Sattler  usw.  zu  sein,  so  mußten,  wie  dies  auch  in  andern  auf 
der  gleichen  Wirtschaftsstufe  angelangten  Bevölkerungen  (in 
Schweden  und  Norwegen,  Rußland  und  Schottland  usw.)^  zu 
beobachten  ist,  sich  ein  gewisser  Sinn  für  allerlei  gewerbliche 


^  Es  darf  mit  ziemlicher  Sicherheit  angenommen  werden,  daß 
Jean  Richard  bei  seinem  im  übrigen  verunglückten  Ausflug  nach  Genf 
von  dort  wenigstens  einige  Werkzeuge  und  ebenso  Zeiger  und  Federn 
mit  nach  Hause  zurückgebracht  habe;  wenigstens  wurden  in  der  Folge 
die  in  seinem  und  seiner  Söhne  Atelier  hergestellten  Uhren  mit  aus 
G«nf  bezogenen  Federn  und  Zeieern  ausgestattet. 

^  D.  n.  der  Hauptsache  nach  in  den  Bezirken  La  Chaux-de-Fonds 
und  Locle.  Im  Fürstentum  Neuenburg  gab  es  damals  32  335  Einwohner, 
unter  denen  sich  2793  mit  Spitzenklöppeln  und  399  mit  der  Fabrikation 
von  Indienne  beschäftigten.  (A.  Petitpierre  S.  211^  —  Ob,  wie  Kopp  in 
seinem  Bericht  über  die  Entwicklung  der  Uhrenindustrie  im  Kt.  Neuen- 
bürg (S.  6/7)  vermutet,  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  18.  Jahrhunderts 
ein  Teil  der  aus  dem  Gebiet  der  Stadt  Genf  ausgewanderten  Uhren- 
arbeiter, die  sich  als  Landwirte  (Halbpächter,  m^tayers)  in  den  Jura- 
t&lem  niederließen,  zu  der  raschen  Entwicklung  der  neuenburgischen 
Uhrenindustrie  beigetragen  habe,  mag  dahingestellt  bleiben. 

>  Bücher:  Entstehung  der  Volkswirtschaft  IV.  Aufl.  S.  184  ff. 
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Betätigungen,  sowie  eine  bedeutende  Anstelligkeit  und,  während 
der  langen  Winter  schon  um  des  Zeitvertreibs  willen, 
auch  eine  große  Vorliebe  ftir  etwas  in  das  Gebiet  der 
Technik  einschlagende  Arbeiten  entwickeln.  Daher  kam  es, 
daß  die  mit  solchen  Fähigkeiten  und  Gaben  ausgestatteten 
Landleute  sich  mit  dem  Mechanismus  einer  Uhr  und  den  zu 
dessen  Erstellung  nötigen  Operationen  um  so  rascher  vertraut 
zu  machen  vermochten,  als  die  nur  kärgliche  Subsistenzmittel 
bietende  Natur  ihrer  bergigen  Heimat  für  sie  einen  be- 
ständigen Ansporn  bildete,  auf  alle  möglichen  Auskunftsmittel 
bedacht  zu  sein,  um  sich  durch  das  Leben  zu  schlagen.  Hierzu 
trat  dann  noch  der  Umstand,  daß  im  Plirstentum  Neuenburg, 
ungleich  dem  in  Genf  und  dem  benachbarten  Waadtland 
geltenden  System,  von  altersher  völlige  Gewerbe  fr  ei.heit 
herrschte,  so  daß  ein  jeder,  den  die  Lust  ankam,  sich  dem 
Uhrmacherberufe  zu  widmen,  in  die  Lehre  treten  und  in 
einer  solchen  bleiben  konnte,  wo  und  solange  er  wollte,  und 
ebenso  stand  seiner  Niederlassung  als  Meister  oder  seiner  Aus- 
bildung ih  einer  Spezialität  und  Beschränkung  auf  eine  solche 
nicht  das  mindeste  im  Wege.  Und  daß  die  Lust,  sich  mit 
der  Uhrmacherei  zu  beschäftigen,  in  weitem  Umkreis  sich 
einstellte,  ist  auch  deswegen  erklärlich,  weil  ein  jeder  nach 
Absolvierung  seiner  Lehrzeit  —  die  Neuenburger  hielten  in 
ihrer  großen  Mehrzahl  bis  in  die  ersten  Jahrzehnte  des 
19.  Jahrhunderts  darauf,  eine  vollständige  Lehre  durch- 
zumachen —  nach  Hause  zurückkehren  und  im  Kreise  seiner 
Familie  der  Ausübung  des  neu  erlernten  Berufes  sich  hin- 
geben konnte,  ohne  deshalb  den  Betrieb  seines  landwirtschaft- 
schaftlichen  Gewerbes  vernachlässigen  oder  aufgeben  zu 
müssen.  Es  war  ihm  jeden  Augenblick  möglich,  seine  Arbeit 
am  Werktisch  zu  unterbrechen,  um  in  den  Garten  oder  Stall 
zu  gehen  und  dort  das  Notwendige  zu  besorgen,  und  daß  im 
Sommer  zu  Zeiten,  insbesondere  während  der  Heu-  und  Emd- 
ernte,  die  Uhrioacherei  vor  den  dringlicheren  landwirtschaft- 
lichen Arbeiten  zu  weichen  hatte,  ist  wohl  selbstverständlich. 
So  hielt  beinahe  in  jedes  Bauernhaus  eine  den  größten  Teil 
des  Jahres  ausfüllende  gewerbliche  Beschäftigung  ihren  Einzug 
und  bildete,  da  sämtliche  ganz  oder  beinahe  erwachsenen 
Familienangehörigen  beider  Geschlechter  in  dieser  oder  jeneir 
Weise  daran  teilnehmen  konnten,  eine  die  bisherige  bald  genug 
in  den  Schatten  stellende  Einnahmequelle.  So  konnten  die 
jungen  Leute,  die  bis  dahin  als  Maurer,  Zimmerleute  u.  dergl. 
in  der  Fremde  hatten  ihren  Lebensunterhalt  suchen  oder 
auch  als  Soldaten  in  fremde  Dienste  treten  müssen,  in  der 
Heimat  bleiben,  und  im  Vertrauen  auf  den  alleinigen  aus 
ihrer  gewerblichen  Tätigkeit  fließenden  Verdienst  schon 
einen  Hausstand  begründen,  dem  zu  seiner  Existenz  ge« 
wohnlich     reichlichere    Mittel    zu    Gebote    standen    als    dem 
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ulten »  nur  auf  den  Ertrag  ihres  Gutes  angewiesenen  Bauern- 
familien. 

Wie  hoch  sich  die  Produktion  der  1752  gezählten  464 
Uhrmacher  belief,  findet  sich  nirgends  angegeben;  im  Jahre 
1764  wurden  aber,  nach  den  von  J.  J.  Richard  dem  Banner- 
berr  Osterwald  gemachten  Angaben  in  den  beiden  Orten  La 
Chaux-de-Fonds  und  Locle  allein  außer  einer  sehr  großen  An- 
zahl von  Pendeluhren  jährlich  ungefUhr  15000  silberne  und 
goldene  Taschenuhren  fabriziert,  während  man  zwei  Jahre  zu- 
vor im  ganzen  Kanton  686  Uhrmacher  ermittelt  hatte.  Diese 
verteilten  sich  außer  auf  die  beiden  genannten  Orte  noch  auf 
La  Sagne,  La  Brävine,  les  Ponts  und  les  Brenets.  Auch 
im  fruchtbaren  Val  de  Ruz  und  selbst  im  Val  de  Travers, 
dem  Hauptsitz  der  Spitzen  fahr  ikation,  hatte  eine  kleine 
Anzahl  von  Leuten  sich  der  Uhrmacherei  zugewendet. 

Um  jene  Zeit  waren  in  der  Arbeitsteilung  schon  beträcht- 
liche Fortschritte  erzielt  worden.  Es  gab  Finisseure,  Ver- 
golder, Maler  (von  Zifferblättern),  Emailleure,  Graveure, 
Fabrikanten  von  Schalen  der  verschiedensten  Sorten,  Ketten-| 
Feder-,  Zifferblatt-  und  Zeigermacher  und  noch  andere 
Spezialisten  mehr.  Die  Frauen  beschäftigten  sich  hauptsäch- 
lich mit  dem  Vergolden  und  Polieren  der  Uhrenbestandteile. 

Ein  Teil  dieser  Spezialisten,  von  denen  die  einen  allein, 
die  andern  unter  Zuzug  von  Familienangehörigen,  seltener  von 
Fremden,  an  ihrem  häuslichen  Werktisch  ihrer  gewerblichen 
Beschäftigung  oblagen,  trug  zur  Herstellung  einer  Uhr  nur 
durch  seine  Arbeitsleistung  (Zifferblattmaler,  Graveur 
usw.)  etwas  bei,  während  andere  auch  noch  den  Stoff  (Stahl 
oder  Messing,  Gold  oder  Silber)  lieferten.  Nun  ist  wohl  ein- 
leuchtend, daß  bei  der  Anfertigung  eines  so  komplizierten 
Mechanismus,  dessen  einzelne  Teile  genau  zu  einander  zu 
passen  haben,  nichts  dem  Zufall  überlassen  werden  darf, 
sondern  dem  ganzen  Produktionsvorgang  von  vornherein  ein 
bestimmter  Plan  zugrunde  zu  legen  ist.  Dem  einmal  an- 
genommenen Kaliber  müssen  alle  im  Verlauf  der  Fabrikation 
zum  Rohwerk  hinzutretenden  Teile  auf  das  genaueste  ent- 
aprechen.  Ein  System,  wonach  der  Blantier^  sein  Rohwerk 
dfem  Rädermacher,  dieser  dem  Federnfabrikanten  usw.  ver- 
kauft und  ein  jeder  von  den  vielleicht  30  Käufern  dem  ihm 
überlieferten  Produkt  nach  seinem  eigenen  Ermessen  wieder 
einen  Teil  oder  eine  Arbeitsleistung  beigefügt  hätte,  wäre 
schwerlich  iznstande  gewesen,  die  Brauchbarkeit  eines  derart 
behandelten  Uhrwerkes  zu  verbürgen.  Es  bedurfte  daher  auch 
unter  den  veränderten  Verhältnissen  eines  Produktions- 
leiters,   der   den   Mechanismus    einer   Uhr   in   allen   ihren 


t  Blanc  bedeutet  so  viel  als  ^bauche  (Bohwerk),  die  Ableitung 
blantier  daher  Robwerkmacher. 

Forschungen  183.  —  Pfleghart.  3 
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Teilen  beherrschte,  und  den  mit  ihrer  Anfertigung  beauftragten 
Arbeitern  die  nötigen  Anweisungen  zu  geben,  wie  auch  die 
abgelieferte  Arbeit  zu  kontrollieren  verstand.  Ebenso  muBte 
er  bei  der  Entgegennahme  von  Bestellungen  seitens  der 
Eläufer  von  Uhren  eine  Berechnung  darüber  anzustellen  wissen, 
wie  viel  Aufwand  an  Zeit  und  Produktionskosten  es  bedurfte, 
um  den  an  ihn  gestellten  Anforderungen  Genüge  zu  leisten 
und  die  Besteller  zu  befriedigen.  Zu  dieser  unter  der  Be* 
Zeichnung  Etablisseure  allgemein  bekannten  Kategorie  von 
Produzenten,  die  sich  aus  den  befähigtsten  Uhrmachern  re- 
krutierten, gehörte  schon  der  oben  genannte  Sohn  des  Be- 
gründers der  neuen  Industrie,  J.  J.  Richard,  der  nach  dem 
Zeugnis  des  Bannerherrn  Osterwald  eine  große. Anzahl  von 
Arbeitern  beschäftigte. 

Mit  der  durch  die  Verbesserung  der  Produktionsmittel 
und  der  Arbeitsmethoden  hervorgerufenen  Steigerung  der  Pro- 
duktion war  die  Vervollkommnung  der  Absatzorganisation  Hand 
in  Hand  gegangen.  Daniel  Jean  Richard  und  seine  unmittel- 
baren Nachfolger  hatten  die  von  ihnen  angefertigten  Uhren 
teils  an  die  in  der  Umgegend  wohnenden  Besteller,  die  sich 
den  Besitz  eines  Luxusartikels,  wie  den  der  damaligen 
Taschenuhr,  zu  erlauben  vermochten,  direkt  abgesetzt,  teils 
sie  u.  a.  auch  mit  Klöppelspitzen  handelnden  Hausierern 
übergeben,  die,  wie  schon  oemerkt,  diese  kostbaren  Zeitmesser 
in  den  Klöstern  und  bei  der  Geistlichkeit  des  Bistums  Basel, 
der  Freigrafschaft  und  Burgunds  an  den  Mann  zu  bringen 
wußten.  Bald  stellten  sich  in  Locle  und  Chaux-de-  Fonds  auch 
auswärts  wohnende  Käufer  und  Besteller  ein,  die  im  Wett- 
bewerb mit  den  einheimischen  Handelsleuten  den  Vertrieb  der 
Uhren  organisierten  und  sie  auf  den  Messen  von  Beaucaire, 
insbesondere  aber,  weil  Frankreich  den  offenen  Import  solcher 
Artikel  während  langer  Zeit  verhinderte*,  auf  denen  von 
Frankfurt  und  Leipzig  in  beträchtlichen  Quantitäten  abzusetzen 
verstanden  und  bald  genug  den  Genfern  den  bis  dahin  von 
ihnen  allein  beherschten  Markt  streitig  machten. 

In  der  ersten  Zeit  waren  die  Wirkungskreise,  in  denen 
sich  die  Tätigkeit  des  Etablisseurs  und  des  Uhrenhändlers 
bewegte,  streng  voneinander  geschieden.  Jener  beschäftigte 
sich  nur  mit  der  Fabrikation,  die  er  von  Grund  auf 
verstand,  und  lieferte  die  auf  Bestellung  angefertigte  Ware 
an  den  Händler  oder  Kunden,  der  ihn  aufsuchen  kam. 
Der  Händler  befaßte  sich  in  Ermangelung  der  hierfür  er- 
forderlichen   technischen   Kenntnisse    nicht   mit   der   Fabri- 


^  In  Frankreich  konnten  wegen  des  Einfuhrverbots  die  in  der 
Schweiz  hergestellten  Uhren  und  Uhrwerke  während  langer  Zeit  nur 
auf  dem  Wege  des  Schleichhandels  eingeführt  werden.  Die  Uhrwerke 
wurden  dann  in  Schalen  französischer  Provenienz  gesteckt  und  ge- 
langten 80  als  französische  Fabrikate  auf  den  Markt 
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kation,  soadern  bezog  als  Kommissionär  öder  auf  feste 
Rechnung  vom  Etablisseur  lediglich  vollendete  Uhren  und 
brachte  sie  mit  einem  Preiszuschlag  auf  den  in-  oder  aus* 
ländischen  Markt. 

Alle  an  dem  Uhrengeschäft  beteiligten  Parteien^  Händler, 
Fabrikanten  und  Arbeiter,  kamen  hierbei  auf  ihre  Rechnung 
und  zu  geringerem  oder  größerem  Wohlstand.  Die  streb- 
samsten Uhrmacher  begaben  sich  auf  die  Wanderschaft  und 
suchten  bei  den  in  den  großen  Städten  wohnhaften  Meistern 
ihres  Gewerbes  in  Arbeit  zu  treten  und  Gelegenheit  zu  weiterer 
Ausbildung  zu  erhalten.  Die  einen  kehrten  dann  mit  allerlei 
Kenntnissen  bereichert  nach  Hause  zurück,  um  dieselben  im 
Dienste  der  heimischen  Fabrikation  zu  verwerten;  andere  da- 
gegen ließen  sich  bleibend  in  Genf,  Paris  und  London  nieder^, 
blieben  aber  mit  ihren  Landsleuten  in  den  „Schwarzen  Bergen** 
in  beständiger  Verbindung  und  trugen  so  getreulich  das  Ihrige 
bei,  um  einerseits  das  Absatzgebiet  der  Neuenburger  Industrie 
zu  erweitern  und  anderseits  ihre  Landsleute  mehr  oder  weniger 
mit  den  auswärts  erzielten  technischen  Erfindungen  und  Ver- 
besserungen bekannt  zu  machen. 

Der  gute  Geschäftsgang,  dessen  die  Uhrenindustrie  sich 
erfreute,  zog  direkt  und  indirekt  eine  Menge  von.  Arbeits- 
kräften ins  Land  und  bewirkte  ebenso  eine  rapide  Änderung 
in  den  Wirtschaftsverhältnissen  und  der  Lebensweise  der  Be- 
wohner, wie  im  Ansehen  der  ganzen  Gebirgsgegend. 

Die  Einheimischen,  die  sich  bisher  neben  der  Uhrmacherei 
mit  der  Landwirtschaft  befaßt  hatten,  gaben  diese  in  zahlreichen 
Fällen  ganz  auf,  um  sich  in  den  größern  Ortschaften  oder 
deren  nächster  Umgebung  anzusiedeln  und  sich  ausschließlich 
ihrem  Gewerbe  zu  widmen.  Ihre  Heimwesen  verpachteten 
sie  an  von  auswärts  Zugewanderte.  Die  Arbeiter  in  den 
Indiennefabriken  der  unteren  Distrikte  vertauschten  ihre  Be- 
schäftigung gleichfalls  mit  der  lohnenderen  Uhrenindustrie  und 
mußten  wiederum  durch  auswärtigen  Zuzug  ersetzt  werden. 
Endlich  fand  sich  eine  Menge  von  Fremden,  die  durch  den 
neuen  Erwerbszweig  direkt  angezogen  wurden  und  durch  den 
Handel  mit  Uhren  oder  Uhrenbestandteilen  oder  als  Arbeiter 
in  der  Uhrenfabrikation  sich  eine  bessere  Existenz  zu  schaffen 
Buchten,  ein.  Unter  den  letzteren  bildeten  zweifellos  die 
durch  die  Ereignisse  von  1782  aus  ihrer  Heimat  vertriebenen 
Genfer  Uhrmacher   den  fflr   die  neue  Industrie  wertvollsten 


^  Beispiele  von  Neuenburgern ,  die  sieh  als  Uhrmacher  in  der 
Fremde  niederließen  und  dort  vermöge  ihrer  technischen  und  wissen- 
Bchaftlichen  Leistungen  zu  großem  Ansehen  gelangten,  wie  auch  auf 
'die  Entwicklung  der  Uhrenfabrikation  in  hohem  Grade  befruchtend  ein- 
wirkten, sind  Ferdinand  Berthoud,  geb.  1727  im  Weiler  Plancemont  bei 
Couvet  im  Traverstal,  gest.  1807  in  Paris  und  Abraham  Louis  Bröguet, 
geb.  1747  in  Neuenbürg  und  gest.  1823  gleichfalls  in  Paris. 

3* 
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Bestandteil.  So  kam  es,  dafi  kurze  Zeit  nach  Beginn  der 
franzöBischen  Revolution  (im  Jahr  1792)  unter  4S856  Ein- 
wohnern bereits  10266  Kantonsfremde  gezählt  wurden.  Uhr- 
macher gab  es  3458^  Arbeiter  in  den  IndienneSabriken  1845^ 
und  mit  der  Spitzenklöppelei  beschttftigten  sich  8832  aus- 
schließlich weibliche  Personen. 


Drittes  KapiteL 
Bis  1848. 

Wie  für  Genf  und  die  angrenzende  waadtländische  Jura- 
region erwies  sich  auch  für  das  Neuenburger  Uhrenindustrie- 
gebiet die  Epoche  der  Revolution  und  des  ersten  E^aiserreichs 
als  eine  Zeit  des  Stillstands  und  teilweise  sogar  des  Nieder- 
gangs. Zunächst  begann  der  Überfluß  an  Arbeitskräften,  die 
sich  der  Uhrenindustrie  zugewendet  hatten,  sich  in  der  Rich- 
tung einer  Erniedrigung  der  Arbeitslöhne  geltend  zu  machen« 
Da  aber  die  Preise  filr  die  zum  Lebensunterhalt  notwendigsten 
Dinge,  die  zu  einem  beträchtlichen  Teil  von  auswärts  her  be- 
logen werden  mußten,  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung 
fortwährend  gestiegen  waren,  so  mußte  der  Arbeiter,  um  sich 
durchzuschlagen,  möglichst  viel  zu  produzieren  und  durch  die 
Quantität  der  abgelieferten  Stücke  den  Lohnausfall  wieder  ein- 
zubringen suchen,  der  ihm  durch  das  Sinken  der  Arbeitslöhne 
erwachsen  war.  Dieses  nicht  durch  die  größere  Nachfrage 
auf  dem  Markte,  sondern  lediglich  durch  die  Verschlechterung 
der  Lohnverhältnisse  unter  den  Arbeitern  hervorgerufene  Be- 
streben auf  eine  Tunter  solchen  Umständen)  ungesunde  Ver- 
mehrung der  Proauktion  bewirkte  eine  Beschleunigung  der 
Arbeitsvorgänge,  die  nur  auf  Rosten  der  Qualität  der  so 
hergestellten  Ware  sich  durchsetzen  konnte,  und  die  allmählich 
bewerkstelligte  Verschlechterung  der  Uhrwerke  war  selbst- 
verständlich nicht  dazu  angetan,  das  Uhrengeschäft  wieder  in 
die  Höhe  zu  bringen.  Die  hier  geschilderten  Übelstände  traten 
in  vermehrtem  Maße  in  die  Erscheinung,  seitdem  die  Roh- 
werke  in  der  durch  Friedrich  Japy  in  Beaucourt^  errichteten 
Fabrik  auf  mechanischem  Wege  hergestellt  und  massenhaft 
auf  den  Markt  gebracht  wurden.  Die  sehr  zahlreichen  Arbeiter, 


^  Von  J.  J.  Jesnneret-Gris  in  Locie,  der  zuerst  die  mechanische 
Herstellung  von  Rohwerken  vermittelst  besonderer  durch  ihn  erfundener 
oder  verbesserter  Maschinen  und  Werkzeuge  in  die  Hand  genommen, 
aber  mit  seinen  zur  Bedienung  der  Maschinen  verwendeten  Arbeitern 
Üble  Erfahrungen  gemacht  und  viel  Verdruß  erlebt  hatte,  war  um  die 
Jahrhundertwende  seine  ^anze  maschinelle  Einrichtung  nebst  Renntnis- 
gabe  seines  Verfahrens  an  J  apy,  seinen  frühem  Arbeiter,  um  600  Louisd*or 
rerkauft  worden.  —  Beaucourt  ist  ganz  nahe  der  äußersten  nordwest- 
lichen Ecke  der  Schweiz  in  dem  französischen  Departement  Oberrhein 
gelegen. 
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die  in  dieser  Partie  bis  dahin  aU  Hansindustfielle  oder  al« 
Glieder  kleiner  Werkstättenorganisationen  ihr  Brot  verdient 
hatten,  wurden  zum  gröfiten  Teile  gezwungen,  sich  andern 
Partien  zuzuwenden,  mit  denen  sie  weniger  vertraut  waren, 
und  dies  hatte  wiederum  eine  Ermäßigung  der  Arbeitslöhne 
und  Hand  in  Hand  damit  auch  eine  Verschlechterung  der  in 
diesen  Partien  aufzuweisenden  Arbeitsleistungen  zur  unaus- 
bleiblichen Folge.  Dazu  kam  dann  noch,  dafi  eine  Menge 
von  Leuten,  die  von  dem  Mechanismus  einer  Uhr  höchst 
dürftige  oder  auch  gar  keine  Vorstellung  hatten,  sich  in  den 
ührenha^del  und  die  Uhrenfabrikation  drängten.  Nicht  nur 
die  Handelshäuser,  die  sich  schon  seit  längerer  Zeit  mit  dem 
Vertrieb  der  Uhren  befafit  hatten,  sondern  auch  Kurzwaren* 
Händler,  ja  sogar  Schneider,  Schuhmacher  und  Metzger  fingen 
an,  sich  als  Etablisseure  aufzuspielen  und  neben  ihrem  sonstigen 
Geschäft  eine  Uhrenverlagsuntemehmung  zu  gründen.  Dafi 
von  auswärts  her  noch  eine  Anzahl  von  Händlern  meist 
aemitiscber  Abstammung  in  die  Uhrenregion  kamen,  um  ihr 
Geschäft  zu  machen  und  zum  Teil  sich  dort  auch  für  die 
Dauer  niederzulassen,  ist  selbstverständlich.  All  diese  Ele- 
mente, die,  obsohon  sie  von  der  Uhrenfabrikation  nicht  das 
mindeste  verstanden,  aber  entschlossen  waren,  auf  diesem  Ge» 
biet  ihr  Glück  zu  versuchen  und  sich  zur  Kontrolle  der  ihnen 
abgelieferten  Uhrwerke,  Uhrenbestandteile  und  Arbeiten  eines 
Visiteurs  bedienen  mußten,  trugen,  weil  ihnen  an  einer 
«ich  durch  tüchtige  Leistungen  auszeichnenden  Fabrikation 
nichts  gelegen  war,  dazu  bei,  die  Zustände  im  Uhrengewerbe 
zu  ganz  unleidlichen  zu  gestalten  und  letzteres  seinem  Ver- 
fall entgegenzuführen.  Am  meisten  erbitterte  die  Arbeiter  der 
Umstand,  dafi  das  Trucksystem  im  schamlosesten  Mafie 
geübt,  dafi  der  ohnehin  schon  niedrig  bemessene  Arbeitslohn 
bis  zur  Hälfte  und  darüber  in  zu  teuer  berechneten  Waren, 
mit  denen  der  Arbeiter  oft  nichts  anzustellen  wufite,  ausbezahlt 
and  der  ungelernte  Handlanger  oft  besser  gestellt  wurde,  als 
der  in  langer  Lehrzeit  herangebildete  Uhrmacher. 

Es  ist  natürlich  aufier  Frage,  dafi  das  geschilderte  Vor- 
gehen eine  aufierordentliche  Verbilligung  des  Preises  der  ge- 
wöhnlichen Uhren  herbeiführte  und  diesen  Artikeln  Eingang 
verschaffte  in  Kreisen,  denen  ihre  Mittel  nur  die  bescheiden- 
sten Ansprüche  zu  erheben  gestatteten.  Die  Uhren,  deren 
feringe  Qualität  ihrem  geringen  Preise  entsprach  \  fanden  da- 
er  geraume  Zeit  hindurch  einen  raschen  und  leichten  Absatz. 
Das  änderte  sich  indessen,  als  die  Folgen  der  napoleonischen 
Kriege  und  Politik,  inbesondere  der  Kontinentalsperre,   un- 


^  Auf  den  Messen  sa  Frankfurt  und  Leipzig  wurden  ganze  Partien 
von  Uhren  unter  dem  Fabrikationspreise  verkauft,  was  nur  dank  dem 
fichwimgvoll  betriebenen  Trucksystem  ermöglicht  wurde. 
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gefkhr  vom  Jahr  1807  an,  sich  bemerklich  machten.  Eine 
stattliche  Anzahl  von  Uhrenarbeitern  wurde  arbeitslos  und 
mußte  den  gelernten  Beruf  aufgeben  oder  auswandern.  Ein 
Teil  davon  wandte  sich,  namentlich  im  Traverstal,  wieder  der 
Landwirtschaft  zu,  während  andere,  und  zwar  hauptsächlich 
in  Locle  und  La  Chaux-de-Fonds  ^ ,  in  der  neu  eingeführten 
Fabrikation  von  mathematischen  und  physikalischen  Instru- 
menten Beschäftigung  fanden.  In  der  Zeit  von  1802 — 1812 
hat  denn  auch  die  Zahl  der  Uhrmacher  um  zirka  700  ab- 
genommen •. 

Indessen  wurden  auch  während  dieser  der  industriellen 
Tätigkeit  ungünstigen  Periode  auf  technischem  und  gewerb- 
lichem Gebiet  einige  Fortschritte  erzielt,  die  für  die  weitere 
Entwicklung  der  Uhrenfabrikation  als  von  bedeutsamstem  Ein- 
fluß sich  erweisen  sollten.  Es  gelangten  Maschinen  zur  Ein- 
führung, die  eine  genaue  Teilung  der  Räder  und  ihres  Um* 
kreises  gestatteten,  zum  Abrunden  der  Radzähne  dienten, 
das  Guillochieren  der  Schalen  erleichterten.  Man  begann  ver- 
mittelst zweckentsprechender  Bearbeitung  der  Rubine  und 
anderer  edler  Steine  die  so  sehr  der  Abnutzung  unterworfenen 
metallenen  Zapfenlager  durch  die  soliden  Steinlöcher  zu  er- 
setzen. Vor  allem  aber  ist  der  Verbesserung  in  der  ganzen 
Arbeitsorganisation  zu  gedenken,  die  in  der  Hauptsache  auf 
der  mechanischen  Fabrikation  der  Rohwerke  beruhte,  wie 
sie  zuerst  durch  Jeanneret-Gris  in  Locle  eingeführt,  dann 
durch  Jap7  in  großem  Maßstab  unternommen  und  schließlich 
seit  1812  auch  in  Fontainemelon  ®  betrieben  wurde. 

Der  Verfasser  der  oben*  erwähnten  Genfer  Preisschrift, 
der  einen  Vergleich  zwischen  der  neuenburgischen  und  der 
eigenen  Fabrikationsmethode  anstellt,  spricht  sich  in  dieser 
Beziehung  folgendermaßen  aus: 

„In  den  neuenburgischen  Bergen  arbeiten  die  Arbeiter 
länger  und  die  Frauen  und  jungen  Leute  beteiligen  sich  hier- 
bei in  größerm  Umfang  als  bei  uns.  Zwar  ist  das  Leben  dort 
teurer,  weil  das  Land  selbst  arm  ist  und  alles  von  auswärts 
eingeführt  werden   muß.     Ihre  wahren  Vorteile   bestehen   in- 


*  Chaux-de-FoDds  war  im  Jahr  1794  durch  eine  Feuersbrunst  bei- 
nahe völlig  eingeäschert,  allein  bald  in  wesentlich  verbesserter  Ge- 
stalt wieder  aufgebaut  worden,  so  daß  schon  1799  trotz  des  im  Unglücks- 
jähr  erfolgten  Wegzugs  eines  Teils  seiner  Einwohnerschaft  die  frühere 
Bevölkerungszahl  von  4556  Seelen  wieder  um  320  überschritten  war. 

^    Jahr        Einwohner        Kantonsfremde        Uhrmacher 
1792  43856  10  226  3458 

1802  47  026  12431  3939 

1812  50122  13942  3220 

^  In  der  Werkstätte  des  im  Val  de  Ruz  gelegenen  Fontainemelon, 
an  deren  Stelle  1827  eine  Fabrik  errichtet  wurde,  funktionierte  in  der 
ersten  Zeit  ein  Ochse  als  Betriebsmotor.  ' 

*  8.  8.      . 
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dessen  in  dem  geordneten  Zusamroenhang  der  einzelnen  Pro- 
duktionsvorgänge.  Für  jede  Art  von  Uhren  haben  sie  die 
immer  vollkommen  gleichartigen  Rohwerke  Japjs ;  die  beweg- 
lichen Teile  (Mobile)  sind  immer  proportioniert  —  ein  Um- 
stand, der  bei  den  Savoyarden  beinahe  durchwegs  vernach- 
lässigt wird,  so  daß  der  Repasseur  nachzuhelfen  hat  — ,  daher 
sind  die  verschiedenen  Bestandteile  und  Zutaten  (les  foumi- 
tures)  leicht  zu  assortieren  und  zwar  zum  denkbar  billigsten 
Preis ;  denn  jede  Sache  wird,  weil  ihre  Verwendung  zum  vor- 
aus bestimmt  ist,  immer  auf  die  gleiche  Weise  gemacht  und 
kostet  dem  zufolge  weniger  als  bei  unsem  Uhrwerken,  wo 
man  beständig  variieren  muß.  Man  macht  eine  unendliche 
Zahl  von  Gehäusen  auf  ein  und  dasselbe  Uhrgestell  (cage), 
in  der  sichern  Gewißheit,  daß  alle  Uhren  von  gleichem  Kaliber 
dort  unterschiedslos  Platz  finden.  Das  gleiche  gilt  für  die 
Zifferblätter,  Zeiger,  Federn  usw.  und  all  das  unter  billigem 
Preisen  als  bei  variabeln  Stücken.  Sodann  weiß  der  Arbeiter, 
der  ein  Rohwerk  in  Empfang  nimmt,  immer  zum  voraus,  was 
er  zu  tun  hat;  er  verliert  keine  Zeit  mit  Prüfen  und  Kom- 
binieren, er  arbeitet  sicher  und  um  so  besser.  Das  nämliche 
gilt  für  den  Bearbeiter  der  nachfolgenden  Partie,  so  daß,  ohne 
Vermehrung  der  Arbeitsteilung,  aber  durch  andere  Einteilung, 
die  Neuenburger  um  weniger  Geld  bessere  Werke  erhalten  . .  . 

„Weil  es  bei  dem  dort  beobachteten  Verfahren  keinen 
Arbeitsstillstand  gibt,  nimmt  der  Arbeiter  die  Gewohnheit 
einer  regelmäßigen  Ausnutzung  der  Zeit,  deren  er  zur  Aus- 
führung seiner  Arbeit  bedarf,  an ;  diese  kostbare  Verwendung 
der  Zeit  gestattet  daher  auch  das  Ansetzen  niedrigerer  Preise, 
weil  man  den  Arbeiter  nur  fUr  diejenige  Zeit,  die  er  arbeitet,  und 
nicht  auch  für  die,  während  er  wartet,  zu  bezahlen  braucht. ** 

Der  anscheinende  Widerspruch  in  den  Urteilen  über  die 
Leistungen  der  Neuenburger  Uhrenindustrie  erklärt  sich 
daraus,  daß  in  diesem  Kanton  alle  Arten  und  Qualitäten  von 
Uhren  fabriziert  wurden,  von  den  die  allergrößte  Sorgfalt  und 
Kunstfertigkeit  erfordernden  Chronometern  herunter  bis  zu 
der  allergewöhnlichsten ,  an  die  Soldaten  der  französischen 
Armeen  abgesetzten  Ausschußware,  deren  einzelne  Stücke 
ihres  unregelmäßigen  Ganges  wegen  nicht  mehr  auf  den  Kamen 
von  Zeitmessern  Anspruch  erheben  konnten.  Indessen  ließen 
auch  diejenigen  Fabrikate,  die  nicht  zu  dieser  letzteren 
Kategorie  gerechnet  werden  durften,  nach  verschiedenen  Rich- 
tungen hin  noch  erheblich  zu  wünschen  übrig. 

Wohl  war  an  die  Stelle  der  ursprünglich  handwerks- 
mäßigen Betriebsform  das  Verlagssystem  —  genauer  ge- 
sprochen, dasjenige  der  Etablissage  —  getreten.  Die  an  Um- 
fang und  Wert  der  Leistungen  anfänglich  sehr  geringfügige 
Produktion  war  durch  eine  Fabrikation  ersetzt  worden,  die 
dank  der  Verwendung  vervollkommneter  Werkzeuge  und  selbst 
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einfacherer  Mitöchinen  bei  stets  zunehmender  Arbeitszerlegung 
teilweise  recht  billige,  in  Massen  verfertigte  Artikel  herzustellen 
Vermochte.  Allein  einerseits  war  das  System  des  Uhrenmechanis- 
mos  im  wesentlichen  das  nämliche  geblieben,  und  in  der  Kennt* 
nis  desselben  und  der  Ergrttndung  der  ihn  beherrschenden  Ge* 
setze  waren  anderseits  ganz  ungenügende  Fortschritte  erzielt 
Worden.  Sowohl  der  Etablisseur  als  Leiter  der  ganzen  Produktion 
wie  die  im  einzelnen  daran  beteiligten  Arbeiter  entbehrten  der 
richtigen  Einsicht  in  das  Wesen  der  in  dem  Mechanismus 
wirkenden  Kräfte;  bei  der  Anordnung  und  Ausführung  ihrer 
Arbeiten  lieSen  sie  sich  von  Voraussetzungen  und  Erwägungen 
bestimmen,  zu  denen  sie  ähnlich  wie  ihre  Vorfahren,  auf  rein 
empirischem  Wege,  durch  die  Anwendung  der  in  der  Lehre 
erhaltenen  Unterweisungen,  vermehrt  um  die  in  ihrer  späteren 
Praxis  am  Werktisch  und  auf  dem  Weg  eines  gelegentlichen 
Meinungsaustausches  mit  andern  Arbeitsgenossen  gesammelten 
Erfahrungen,  gelangt  waren. 

Allmählich  wurden,  hauptsächlich  durch  die  Bemühungen 
Fr.  Houriets  aus  Locle,  in  der  Uhrmacherwelt  die  in 
den  Schriften  von  Ferdinand  Berthoud  aufgestellten  Grund- 
sätze und  die  von  ihm  erteilten  Anweisungen  bekannt,  so  daä 
auch  die  Produzenten,  die  keinen  höheren  mathematischen 
Unterricht  genossen  hatten,  die  fUr  ihre  Arbeiten  notwendigsten 
Berechnungen  anzustellen  oder  wenigstens  die  durch  Berthoud 
gemachten  zu  verwerten  vermochten.  Dank  den  aus  diesen 
fachmännischen  Werken  gezogenen  Lehren,  den  durch  Bröguet 
erstellten  mustergültigen  Chronometern  und  den  Erfahrungen, 
die  mehrere  junge  aus  Locle  stammende  Uhrmacher  in  der 
Schule  Berthouds  und  Br^guets  gesammelt  hatten,  konnte  die 
Ührmacherei  aus  dem  Stadium  einer  freien,  ihre  Kenntnis 
lediglich  auf  empirischem  Wege  erwerbenden  Kunst  heraus- 

S geführt  und  aut  eine  solide,  wissenschaftliche  Grund- 
age  gestellt  werden.  Damit  war  die  Hauptbedingung  ge- 
geben für  eine  Fabrikation,  die,  statt  von  ZufkUigkeiten  in  der 
Ausbildung  und  Auffassung  des  einzelnen  abhängig  zu  sein, 
ihre  nach  allgemein  gültigen  Grundsätzen  sich  richtende  Wirk* 
samkeit  entfaltete,  und  der  Weg  für  eine  stetige  Weiter* 
entwicklung  der  neuenburgischen  und  schweizerischen  Uhren- 
industrie überhaupt  war  nunmehr  freigemacht  und  geebnet 

Zu  dieser  Errungenschaft,  die  zunächst  nur  auf  dem  Gebiet 
der  mit  hohen  Preisen  rechnenden  Präzisionsuhrenindustrie  recht 
zur  Geltung  kam,  gesellte  sich  ein  Fortschritt,  der  nun  gerade 
auch  der  Fabrikation  der  billigeren  Uhren  in  grofiartigem 
Mafistab  zu  statten  kommen  sollte,  und  dieser  bestand  in 
der  Verdrängung  der  bisher  allgemein  üblichen  Spindel« 
durch  die  Zvlinderhemmung,  welche  die  Unterarttckunff 
der  kostspieligen  Schnecke  nebst  deren  Kette  gestattete  und 
damit  die  Uhrenfabrikanten  in  den  Stand  setzte,  dem  Publikum 
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eine  Uhr  zu  bieten,  die  trotz  ihres  niedrigen  Preises  der  Ware, 
mit  welcher  der  Markt  überschwemmt  war,  sich  als  gewaltig 
überlegen  erwies.  Die  Fabrikation  der  Lepineuhr,  wie 
man  den  neuen  Artikel  nach  ihrem  Erfinder  benannte,  wurde 
rasch  organisiert,  die  Rohwerkfabriken  versahen  sich  mit  der 
hierzu  enorderlichen  Werkzeugausrüstung,  es  wurden  Werk- 
stätten zur  Herstellung  der  neuen  Hemmungsmechanismen  er- 
öffnet und  von  1825  an  machte  sich  wieder  ein  groSer  Auf- 
schwung in  dem  ganzen  Gewerbe  bemerkbar,  wahrend  die 
SpitzenklOppelei  ^  mit  dem  Jahre  1817  ihren  Höhepunkt  über- 
schritten hatte  und  die  Indiennefabrikation '  sogar  zusehends 
ihrem  Verfall  entgegenging.  In  den  Wohnstuben  und 
Familienwerkstätten  der  Uhrenarbeiter  fanden  nun  die  in  der 
früheren  Periode  schon  bekannt  gewordenen  Werkzeuge  zum 
Bohren  und  Drehen  allgemein  Eingang  oder  wurden  durch 
vervoUkommnetere  Instrumente,  die  Fräse  durch  den  Dreh- 
stuhl (tour  en  Tair)  und  dieser  durch  den  Universaldrehstuhl 
(burin  fixe)  ersetzt.  Um  den  Hauptmängeln,  die  den  Uhr- 
werken noch  anhafteten,  der  Ungleichheit  der  Verzahnung  in 
den  Rädern,  der  Ungenauigkeit  der  verschiedenen  Flügel  der 
Triebe  und  der  Mangelhaftigkeit  der  Gangregulierung  abzu- 
helfen, setzte  die  Neuenburger  Soci^tä  d'Emulation  Preise  aus 
auf  die  Lösung  der  hierdurch  aufgeworfenen  Probleme  und 
erreichte  es  in  den  30  er  Jahren,  dafi  Maschinen  zum  Schneiden 
und  Rundieren  der  Räder  und  Triebe  erfunden  und  hergestellt 
wurden,  welche  die  bezeichneten  UnregelmäSigkeiten  aus  der 
Welt  schafften;  ebenso  wurde  durch  eine  verbesserte  Fabri- 
kation der  Spiralfedern  und  sachverständige  Unterweisung  von 
hierfLlr  geeigneten  Personen  Sorge  getroffen,  daß  die  Neuen- 
burger Uhren  hinsichtlich  der  Kegelmäßigkeit  ihres  Ganges 
den  Wettbewerb  mit  den  ausländischen  (englischen)  Ai'tikeln 
nicht  mehr  zu  scheuen  brauchten. 

Eine  höchst  wertvolle  Unterstützung  fand  die  Neuenburger 
Uhrenindustrie  in  einem  hauptsächlich  im  Traverstal  zu  hoher 
Ausbildung  gelangten  Hilfsgewerbe,  dessen  Einführung  auf  die 


^  Die  Spitzenklöppelei  wurde  dnrch  französische  Befugianten  im 
17.  Jahrhand!ert  im  Traverstal  eingefahrt.  Um  die  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts beschäftigte  sie  im  Traverstal,  dann  auch  mehr  in  den  Bergen, 
in  les  Ponts.  Vem^res,  la  Brövine  usw.  ca.  2800  Arbeiter  fast  durch- 

Sehends  weiolichen  Geschlechts,  während  1817  sogar  6600  Personen  in 
iesem  durchgängig  verlagsm&Big  betriebenen  Industriezweig  tätig  waren. 
Seit  ca.  30  «Jahren  ist  diese  1846  noch  2000  Arbeiterinnen  aufweisende 
Industrie  völlig  eingegangen.  (Über  diese  Industrien  erteilt  die  er- 
schöpfendste Auskunft  das  Buch  Petitpierres:  Ün  demi-siöde  de  Thistoire 
^conomicjue  de  Neuchätel.) 

*  Die  besonders  in  Cortaillod  und  Boudiy,  also  im  untern  Kantons* 
teil  betriebene,  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  begrfindete 
Kaliko-  oder  Indiennefabrikation  hatte  zu  Beginn  der  französischen 
Revolution  -*  1792  waren  in  verschiedenen  Fabriken  1845  Arbeiter 
beschäftigt  —  ihren  Höhepunkt  erreicht. 
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Mitte  des  18.  Jahrhunderts  zurückgeht.  Es  betrifft  dies  die 
Fabrikation  der  dem  Uhrmacher  unentbehrlichen  Werk- 
zeuge,  die  der  einzelne  zuerst  alle  von  sich  aus  anzufertigen 
oder  von  auswärts  zu  beziehen  hatte.  Diese  leisteten  ihm  des- 
halb nur  höchst  mittelmäßige  Dienste  oder  kamen  ihn  dann 
sehr  hoch  zu  stehen.  Seit  der  Beendigung  der  napoleonischen 
Kriege  entwickelte  sich  dieser  Gewerbszweig  in  Boveresse, 
Motiers  und  insbesondere  Couvet,  in  solch  bedeutendem  Grade 
und  es  lieferten  die  in  diesen  Dörfern  nach  und  nach  er- 
richteten und  fortwährend  vergrößerten  Werkstätten  so  aus- 
gezeichnete Produkte,  daß  sie  nicht  nur  dem  heimischen  Be- 
darf vollauf  Genüge  zu  tun,  sondern  auch  noch  nach  allen 
Ländern  exportiert  zu  werden  vermochten. 

Weniger  Erfolg  hatten  dagegen  die  freiwilligenLehr- 
kurse  über  Geometrie  und  Mechanik  aufzuweisen,  die  gegen 
Ende  der  20er  Jahre,  zufolge  einer  Anregung,  welche  die 
Gründung  der  Genfer  Uhrmacherschule  und  noch  mehr  das 
kurz  vorher  an  der  Pariser  Gewerbeschule  gegebene  Beispiel 
geliefert  hatten,  durch  einen  aus  der  polytechnischen  Schule 
zu  Paris  hervorgegangenen  Lehrer  (Besson)  in  Locle  und 
Chaux-de-Fonds  eröffnet  wurden.  Es  scheint,  daß  die  Uhr- 
macher sich  von  dem  Nutzen  der  dort  gelehrten  Theorie  nicht 
recht  zu  überzeugen  vermochten,  was  den  Lehrer  entmutigte 
und  zu  seiner  Abreise  veranlaßte. 

Während  die  Zahl  der  1764  auf  15000  Stück  geschätzten 
Taschenuhren,  die  damals  in  Locle  und  Chaux-de-Fonds  her- 
gestellt wurden,  sich  bis  zum  Ausbruch  der  französischen 
Revolution  nur  in  unbedeutendem  Maße  gehoben  hatte,  betrug  um 
das  Jahr  1818  die  jährliche  Produktion  der  Bergdistrikte  und 
des  Traverstales  schon  130  000  Stück  Taschen-  und  1000  Pendel- 
uhren. Von  den  ersteren  mochte  der  vierte  Teil  aus  goldenen, 
der  Rest  aus  silbernen  Uhren  bestehen.  1836  wurden  allein 
in  Locle  und  La  Chaux-de-Fonds  160000  Taschenuhren  in 
den  Handel  gebracht.  Nimmt  man  an,  daß  eine  silberne  Uhr 
einen  mittleren  Wert  von  frs.  20,  eine  goldene  einen  solchen 
von  frs.  150  besessen  habe^,  so  würden  die  im  Kt.  Neuen- 
burg hergestelten  oder  bearbeiteten  Uhren  Mitte  der  30  er 
Jahre  eine  Summe  von  8240000  Franken  repräsentiert  haben. 
1844  kamen  in  den  beiden  genannten  Fabrikationszentren 
bereits  280000  Stück  Taschenuhren  in  den  Handel. 

Die  Zahl  der   Uhrmacher,    die  im  Jahre  1817   sich  auf 


^  Diese  Schätzung  des  Durchschnittswertes  der  Otold-  und  Silber- 
uhren beruht  auf  den  Angaben,  die  (Fr.?)  Houriet  aus  Locle  zu  An- 
fang des  Jahres  1886  dem  Präsidenten  des  Neuenbur^er  Staatsrates 
de  Ghambrier  machte.  Houriet  schätzte  die  jährliche  Froduktion  frei-, 
lieh  nur  auf  110000—120000  Stück,  während  die  oben,  angeführten 
Ziffern  dem  Werke  Petitpierres  S.  267  entnommen  sind.  Über  Houriets 
Mitteilungen  vergleiche  Bowring  S.  77. 
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4670  belaufen  und  im  folgenden  Lustrum  sogar  um  600  ab- 
genommen hatte  y  war  natürlich  bei  weitem  nicht  im  gleichen 
Verhältnis  gestiegen;  1837  hatte  sie  7483  und  im  Jahre  1846 
freilich  10134  erreicht;  allein  die  oben  angeführte  Massen- 
produktion war  nur  dadurch  zustande  gekommen,  daß  die 
iTeuenburger  Etablisseure  ihre  Rohwerke  schon  in  einem 
ziemlich  vorgeschrittenen  Stadium  aus  den  Fabriken  von 
Beaucourt,    Montb^liard   und   Fontainemelon    sowie  aus   den- 

{'enigen  des  Jouxtales  und  einzelne  Uhrenbestandteile  (Ziffer- 
»lätter,  Zeiger,  Uhrenschalen)  aus  eigens  hierfür  eingerichteten^ 
ebenfalls  mit  Arbeitsmaschinen  gut  ausgerüsteten  Werkstätten 
bezogen,  die  im  Laufe  der  Zeit  in  Genf  und  La  Chaux* de- 
Fonds gegründet  worden  waren.  Aufierdem  bildete  letzterer 
Ort  nicht  nur  das  Handelszentrum  für  die  im  Et.  Neuenburg 
hergestellten  Uhren,  sondern  auch  die  im  benachbarten  Berner 
und  zum  Teil  auch  im  Waadtländer  Jura  fabrizierten  Werke 
wurden  dorthin  auf  den  Markt  gebracht  oder  traten  von  dort 
aus  ihre  Reise  nach  allen  Ländern  der  Welt  an. 

Von  den  Rohstoffen  lieferten  in  bereits  einigermafien 
zubereiteten  Stücken  (Platten  und  Bändern)  Frankreich 
Messing  und  England  Stahl,  während  für  die  Herstellung  der 
silbernen  und  goldenen  Gehäuse  die  Fabrikanten  auf  die  Ein- 
schmelzung  der  im  Lande  zirkulierenden  Münzen  angewiesen 
waren. 

Über  die  Arbeitslöhne  Angaben  zu  machen,  fiel  selbst 
dem  Gewährsmann  Bowrings  schwer,  weil  dieselben  nach 
Fleifi  und  Geschicklichkeit  der  Arbeiter  auSerordentlich 
variierten;  die  in  den  Werkstätten  und  Fabriken  angestellten, 
aber  auch  hier  durchwegs  im  Stücklohn  beschäftigten  Arbeiter 
mochten  ein  Einkommen  von  frs.  1000 — 1500  im  Jahr  er- 
reichen; Houriet  kannte  etliche  Arbeiter,  die  mehr  als  20  Franken 
im  Tag  verdienten;  indessen  bezeichnet  er  einen  solch  hohen 
Verdienst  als  eine  vorübergehende  Erscheinung. 

Zufolge  der  seit  dem  Beginn  des  Jahrhunderts  (zum  guten 
Teil  noch  während  des  ersten  Kaiserreichs)  erfolgten  Ver- 
besserung der  Verkehrsmittel,  der  Herstellung  guter  Straßen, 
durch  welche  die  Verbindungen  mit  dem  Ausland  wie  mit 
den  verschiedenen  Juratälern  unter  sich  außerordentlich  er- 
leichtert wurden,  gestalteten  sich  auch  die  Preise  der  in  die 
Uhrmacherregion  eingeführten  Lebensmittel  derart  mäßig,  daß 
die  in  dieser  Industrie  beschäftigten  Arbeiter  sich  .eine  gute 
und  ausreichende  Nahrung  (jeden  Tag  einmal  Fleisch  mit 
Gemüse)  zu  verschaffen  vermochten^. 

Seitdem  nach  Beendigung  der  napoleonischen  Kriege  und 
nach  Verfluß  der  darauf  folgenden  Teuerungsjahre  die  Ge- 
schäfte allgemein  sich  wieder  zu  beleben  angefangen  hatten, 


^  Archinard,  Gh.,  Le  Canton  de  Yaud  et  rindnstrie  S.  40  Anm.  8. 
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brach y  wie  «chon  bemerkt,  auch  für  die  Uhrenindustrie 
wieder  eine  bessere  Zeit  an,  und  damit  mußten  auch  die 
Übelstände,  die  in  der  vorangehenden  schlechten  Periode 
so  auffällig  in  die  Erscheinung  getreten  waren,  allmählich 
von  selber  aufhören.  Die  Arbeiter,  die  zufolge  der  fabrik- 
mäSigen  Herstellung  der  Rohwerke  aus  ihrer  bisherigen  Be- 
schäftigung herausgeworfen  worden  waren,  hatten  sich  in  die 
von  ihnen  ergrilBPenen  neuen  Partien  und  deren  Bearbeitung 
eingelebt,  und  in  dem  Maße^  als  die  Nachfrage  nach  qualitativ 
besser  gewordenen  Uhren  wieder  stieg,  verschwand  auch  das 
vormals  so  sehr  im  Flor  gestandene  Trucksystem.  Denn  die 
Arbeiter,  die  nun  überall  gesucht  waren,  konnten  die  Annahme 
von  Waren  an  Zahlungsstatt  ruhig  verweigern,  ohne  nach- 
teilige Folgen  aus  ihrer  Haltung  befürchten  zu  müssen.  Damit 
waren  die  Händler  wie  die  sonstigen  zweifelhaften  Elemente,  die 
nur  vermöge  des  von  ihnen  mit  so  viel  Virtuosität  betriebenen 
Trucksystems  den  anständigen  und  kenntnisreichen  Etablisseuren 
in  der  Fabrikation  eine  vernichtende  Konkurrenz  zu  bereiten 
vermocht  hatten,  kalt  gestellt.  Die  Ausscheidung  dieser  Schäd- 
linge aus  der  Industrie  übte  auch  wieder  auf  die  Gesundung 
des  Handels  mit  Uhren  die  günstigsten  Wirkungen  aus. 

Über  die  Art,  wie  die  Handelsverhältnisse  sich  gestalteten, 
besitzen  wir  freilich  nur  dürftige  Berichte.  Um  das  Jahr  1820 
bestand,  abgesehen  von  den  Unternehmern,  die  das  relativ  un- 
bedeutende Platzgeschäft  betrieben,  nur  eine  geringe  Anzahl 
von  Fabrikationsfirmen,  die  sich  mit  dem  direkten  Export  von 
Uhren  befaßten  und  deren  Leiter  sich  auf  eine  alljährlich  ein- 
mal stattfindende  Reise  nach  Paris,  London,  Brüssel  und 
Leipzig  beschränkten.  Daneben  spielten  die  Kommissionäre, 
sei  es,  daß  sie  in  Chaux-de-Fonds  und  Locle  den  Einkauf  ßXr 
Rechnung  ihrer  auswärtigen  Auftraggeber  übernahmen,  sei  es, 
daß  sie  sich  zum  Verkauf  der  ihnen  anvertrauten  Uhren  auf 
den  fremden  Handelsplätzen  verpflichteten,  eine  große  Rolle. 
Nicht  minder  waren,  wie  schon  im  18.  Jahrhundert,  die 
Messen  in  Leipzig^  und  andern  Orten,  an  denen  sich  die 
Neuenburger  Fabrikanten  und  Händler,  insbesondere  in  erst- 
genannter Stadt,  lebhaft  und  zahlreich  beteiligten,  von  großer 
Bedeutung.  Der  Entwicklung  des  Exports  kam  übrigens  auch 
der  allgemein  bekannte  Trieb  der  Schweizer,  in  jungen  Jahren 
sich  in  die  Fremde  zu  begeben  und  in  der  weiten  Welt  sich 


^  Nach  WulUeamier  waren  es  130 — 140  Uhren&brikanten,  die  allein 
aus  dem  Kt.  Neuenbürg  die  Frfihlings-  und  Herbstmessen  besuchten; 
nach  dem  Leipsiger  AdreSbuch  waren  in  den  Jahren  1820—1860  im 
Durchschnitt  nur  17  auswärt^e  Uhrenhändler  und  -Fabrikanten  an  den 
Messen  vertreten.  Letztere  Zahl  ist  offenbar  viel  zu  tief  gegriffen,  die 
erstere  umfoSt  wahrscheinlich  alle  überhaupt  aus  der  Schweiz  ein- 
treffenden Händler.  (S.  hierüber  0.  Schmidt:  Uhrmacherhandwerk  und 
ührenfiibrikation  8.  77.) 
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auszubilden  oder  auch  eine  bessere  Existenz  zu  suchen,  als 
ihnen  die  Enge  ihrer  Heimat  in  der  Wirklichkeit  oder  nur 
Termeintlich  zu  bieten  vermag ,  auBerordentlich  zu  statten, 
indem  die  in  den  fremden  Ländern,  insbesondere  in  den  über- 
seeischen Gebieten,  niedei^elassenen  Auswanderer  keine  Ge- 
legenheit versäumten,  ihre  bereits  bestehenden  Verbindungen 
mit  den  zu  Hause  gebliebenen  Landsleuten  zu  befestigen  und 
zu  erweitern  oder  beim  Anknüpfen  neuer  Geschäfbsbeziehungen 
sich  in  erster  Linie  an  letztere  zu  wenden.  Da  unter  den 
nach  allen  Himmelsgegenden  sich  Zerstreuenden  auch  eine 
Anzahl  Uhrmacher  oder  sonst  mit  dem  Uhrengeschäft  etwas 
vertraute  Leute  sich  befanden,  erschloß  sich  den  Neuenburger 
Fabrikanten  gar  bald,  schon  vom  Beginn  des  Jahrhunderts  an, 
ein  lohnendes  Absatzgebiet  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Kordamerika,  1822/23  in  China  und  kurz  nachher  auch  in 
Brasilien,  worauf  allmählich  die  übrigen  Staaten  Südamerikas, 
die  Antillen,  die  Philippinen,  Indien  und  Australien  mit  den 
schweizerischen  Uhrenfabrikaten  bekannt  wurden  und  ihren 
Markt  mit  solchen  zu  versehen  wünschten.  Dieser  großartigen 
Ausbreitung  des  außereuropäischen  Absatzgebietes  leistete 
namentlich  der  Umstand  beaeutenden  Vorschub,  daß  Form 
und  Größe  wie  äußere  Ausstattung  der  Uhren,  Zifferblatt  und 
Schale,  dem  Geschmack  und  den  Bedürfhissen  der  verschieden- 
artigen Völker,  die  als  Käufer  der  schweizerischen  Produkte 
auftraten,  tunlichst  angepaßt  waren  und  der  Kreole  und  der 
Malaye  wie  der  Chinese^  beim  Erwerb  und  Gebrauch  einer 
aus  den  neuenburgiachjen ,  Juratälem  stammenden  Uhr  die 
nämliche  innere  Befriedigung  empfanden. 

Mit  den  europäischen  Ländern  gestaltete  sich  der  Handel 
je  nach  dem  durcn  sie  gehandhabten  Zollsystem  begreiflicher- 
weise sehr  verschiedenartig.  Mitte  der  30  er  Jahre  war  nach 
den  in  Bowrings  Bericht*  veröfiFentlichten  Mitteilungen  Houriets 
die  Einfuhr  aller  Schlag-  und  Taschenuhren  in  Schweden  und 
in  den  Ländern  der  österreichisch-ungarischen  Krone  unter- 
sagt und  wurde,  wie  in  Spanien  und  in  den  meisten  italieni- 
schen Staaten,  wo  der  Zoll  einer  Sperre  gleich  kam,  nur  auf 


^  Ein  geriebener  Geschäftsmann  erster  Qute  scheint  £d.  Bovet 
aus  Fleurier  gewesen  zu  sein ,  der  um  das  Jahr  1822  von  London  aus 
die  ersten  Taschenuhren  nach  China  brachte  und  die  dortigen  Käufer 
von  der  Notwendigkeit  zu  überzeugen wu8te,  zwei  Uhren  ganz  gleichen 
Formats  und  gleicher  Qualität  zugleich  bei  ^ich  zu  haben  und  die  eine 
durch  die  andere  kontrollieren  zu  lassen.  Bei  den  Chinesen  wurde  es 
nun  Mode,  auf  jeder  Seite  des  Leib£[ürtels ,  in  den,  um  sie  sichtbar  zu 
machen,  zwei  runde  Löcher  geschnitten  waren,  zwei  einander  genau 
gleichartige  Uhren  mit  sieh  herumsutragen  i^nd  mit  diesen,  ganz  eigen- 
artig dem  dortigen  Geschmack  entsprechend  verzierten  btücken  ^u 
panuiieren.  Der  Fabrikation  der  Chinesenuhr  hat  Fleurier  zu  einem 
guten  Teil  sein  Gredeihen  zu  verdanken. 

'  S.  77  der  deutschen  Ausgabe. 
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dem  Schmuggelwege  betrieben.  Das  nämliche  war  der  Fall 
gegenüber  England,  das  einen  Zoll  von  25  ^/o  des  Wertes  der 
im  Vereinigten  Königreich  importierten  Uhren  erhob  und  die 
Ausfuhr  der  für  seine  Kolonien  bestimmten  durch  allerlei  Mafi- 
nahmen  erschwerte,  unter  denen  das  in  London  befindliche  Kom- 
missionsdepot zu  leiden  hatte.  In  Rußland  war  der  Zoll  zwar 
gleichfalls  hoch,  aber  doch  noch  erträglich,  in  Frankreich  niedrig 
genug,  um  die  Schmuggelei  unnötig  zu  machen.  In  Preußen 
war  er  zu  allen  Zeiten  mäßig  gewesen  und  hatte  im  Jahre 
1824  wie  noch  auf  andere  aus  dem  Kt.  Neuenburg  (als  Unter- 
tanenland des  Königs  von  Preußen)  stammende  Produkte  noch 
eine  Herabsetzung  um  die  Hälfte  erfahren.  Ahnlich  günstige 
Bedingungen  bestanden,  namentlich  seit  der  Gründung  des 
preußisch-deutschen  Zollvereins  im  Jahre  1834,  für  die  Ein- 
fuhr in  den  übrigen  deutschen  Staaten.  Ebensowenig  stieß 
die  Versorgung  der  Türkei  und  des  Orients  durch  die  Frei- 
häfen des  Mittelmeers  auf  größere  Schwierigkeiten. 

Zur  Solidität  und  Sicherheit  des  Handelsverkehrs  trug  auch 
die  schon  im  18.  Jahrhundert  eingeführte  amtliche  Kon- 
trolle der  goldenen  und  silbernen  Uhrengehäuse  bei.  Da  bis 
1866  diese  Kontrolle  obligatorisch  war,  so  erteilt  die  Zahl  der 
Schalen,  die  in  den  beiden  1820  in  Locle  und  Chaux-de-Fonds 
errichteten  Bureaus  gestempelt  wurden,  über  den  Umfang  der  in 
diesen  Bezirken  betriebenen  Fabrikation  einigermaßen  Auskunft. 

Es  wurden  im  Jahr  1836  in  Chaux-de-Fonds  gestempelt  ^ ; 

A.  goldene  Schalen: 

a.  einheimische 12451 

b.  fremde 5132 

17583 

B.  silberne  Schalen: 

a.  einheimische 29056 

b.  fremde 19879 

48935 
Im  Jahr  1837  wurden  in  Locle  gestempelt: 

A.  goldene  Schalen: 

a.  einheimische 16516 

b.  fremde 2999 

19515 

B.  silberne  Schalen: 

a.  einheimische 13189 

b.  fremde 9073 

22  262 
Da  die  von  auswärts  zur  Kontrolle  eingesandten  Gehäuse 
gleich  den  inländischen  zur  Aufnahme  von  Uhrwerken,   die 


^  Die  nachstehenden  Angaben  sind  dem  IV.  Bd.  des  Journal  suisse 
d*horlogerie  S.  86  f.  entnommen. 
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man  im  Neaenburger  Jura  herstellte,  bestimmt  waren,  repräsen- 
tierten die  108295  hier  zuvor  aufgeführten  Schalen  ziemlich 
genau  die  in  dem  Zeitraum  von  1835 — 40  erreichte  Jahres- 

Sroduktion  an  silbernen  und  goldenen  Taschenuhren.  Chaux- 
e-Fonds  zählte  damals  unter  unge&hr  9000  Einwohnern  gegen 
3000  Uhrmacher  und  Locle  annähernd  gleichviel^.  Im  Jahr 
184G,  bei  Anlafi  der  letzten  im  Kanton  vorgenommenen 
Berufszählung,  waren  unter  einer  Gesamtbevölkerung  von 
68  247  Seelen  10 134  Personen  in  der  Uhrenindustrie  beschäftigt. 

Viertes  Kapitel. 

Ton  1848  bis  1876. 

Das  Jahr  1848  brachte  die  Erhebung  der  Bergbewohner 
gegen  das  durch  die  Krone  Preußen  gestützte  aristokratische 
und  oligarchische  Regierungssystem  der  unten  am  See  ge- 
legenen Hauptstadt,  die  Konstituierung  einer  republikanisch 
und  demokratisch  gesinnten  Staatsverwaltung  und  den  Ein- 
tritt Neuenbürgs  als  republikanisches  Gemeinwesen  in  die  zur 
gleichen  Zeit  aus  einem  lockeren  Staatenbund  in  einen  fest- 
gefügten Bundesstaat  umgewandelte  Eidgenossenschaft. 

Da  während  der  ersten  auf  diese  Ereignisse  folgenden 
Jahre  der  Bedarf  an  Taschenuhren  immer  noch  im  Zunehmen 
begriffen  ist,  ruft  er  naturgemäß  auch  eine  nicht  nur  in  ent- 
sprechendem Maße  gesteigerte,  sondern  selbst  eine  die  un- 
mittelbare Nachfrage  bald  überschreitende  Produktion  hervor. 
Um  den  einlaufenden  Bestellungen  Genüge  leisten  zu  können, 
erweist  sich  die  hausindustrielle  Betriebsorganisation  mit  ihrer 
unvollkommenen  Werkzeugausrüstung  und  der  entsprechend 
zurückgebliebenen  Arbeitsmethode  vielfach  als  unzureichend 
und  es  werden  daher,  in  Fortsetzung  der  mit  ihren  Anfängen 
bis  in  die  ersten  Jahrzehnte  des  Jahrhunderts  zurückreichenden 
Entwicklung,  nunmehr  in  beschleunigtem  und  weit  intensiverm 
Grade,   in  den  bedeutendem  Ortschaften  des  Industriegebiets 


1  Während  Chaux-de-Fonds  1840  unter  9678  Einwohnern  8109  Uhr- 
macher (horlogers,  d.  h.  in  der  Uhrenfabrikation  tätige  Personen)  und 
Unter  letzteren  106  Uhrenfabrikanten  und  -Händler  aufwies,  fehlen  ent- 
sprechende ziffernmäßige  Angaben  über  die  VerhJlltnisse  seiner  älteren 
Rivalin.  —  Über  die  Bevölkerung  im  Kanton  erteilt  folgende  Tabelle 
Aufschluß ;       _ 

Kantonsfremde       Uhrenmacher 
13  753  4  670 

13  267  4  055 

14906  5006 

15  374  5  125 

18  631  7  483 

22  014  8  098 

24  642  10134 

(Aus  dem  Werke  A.  Petitpierres  S.  211.) 


Jahr 

Einwohnerzahl 

1817 

51586 

1822 

50874 

1827 

53  629 

1882 

54844 

1887 

59448 

1842 

64237 

1846 

68247 
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eine  Beihe  grMerer  und  kleiBerer  Werkstätten  gesduffen,  in 
denen  mit  Hilfe  Terbenerter  Einrichtiuigeny  einem  reichem 
nnd  speEiflümertem  Werkseogmateriid,  unter  grOfierer  Kon- 
aEentmtion  der  Arbeiter  nnd  insbesondere  vermdirter  Arbeits- 
teilong,  die  Terschiedenen  Partien,  in  welehe  die  Uhrenfitbri- 
kation   zerfällt;   snr  Ansfbhmng   gelangen«     Der  S€«it  einem 
Vierteljahrhnndert  ununterbrochen  gestiegene  und  in  immer 
weiterer  Ausdehnung   verbreitete   Wohlstand   hat   dieser  Be- 
w^^ung   dadurch  Vorschub  geleistet,   daß  et  einer  gans  er- 
klecklichen Anzahl  hausindustrieller  Uhrmacher  die  Mittel  zu 
einer  Erweiterung  ihres  Betriebes  lieferte  und  sie  befthigte, 
in   den  neu  erstehenden  und  nach  städtischen  Aniorderungen 
gebauten    Wohnhäusern    von    Lode,    La    Chaux- de -Fonds, 
Fleurier   usw.   für   ein  Atelier   geeignete   Räumlichkeiten    zu 
mieten   und  sie  in   einer  für  ihre  Zwecke  geeigneten  Weise 
auszustatten,    um   mit   Hilfe   der   in    ihre   Dienste   tretenden 
Arbeiter   die    zu   ihrer   Partie   gehörenden  Uhrenbestandteile 
(Zylinder,  Federn,  Unruhen,  Gehäuse,  Zeiger,  Zifferblätter  usw.) 
zu  fabrizieren.    Neben  dieser  Vergrößerung  schon  bestehender 
Betriebe  nimmt  die  Vermehrung  der  hausindustriellen  Einzel- 
und   Familienbetriebe  sowohl  im  bisherigen   eigentlichen  In- 
dustriegebiete wie  in  den  an  dieses  sich  anschließenden  fibrigen 
Teilen  des  Kantons  ihren  Fortgang.    Durch  das  fruchtbare-Val 
de  Ruz   und   das  betriebsame  Traverstal   steigt  die  Industrie 
hinunter  in  die  Hauptstadt,   wo   yerschiedene  Comptoirs  und 
Werkstätten  errichtet  werden,  um  sich  auch  in  den  links  und 
rechts    von  jener  längs   dem  See  gelegenen   Ortschaften   all- 
mählich festzusetzen  und  selbst  aus  Ruinen  neues  Leben  er- 
blühen  zu   lassen.     So  wird,  nachdem  schon  1842  neben  dem 
inmier  gut  beschäftigten  Unternehmen  von  Fontainemelon  eine 
zweite  KohwerkÜEibrik  in  Travers  erstanden  war,  im  Jahr  1854 
das   ehemals  der  Anfertigung  von  Kaliko  dienende  Etablisse- 
ment von  Cortaillod  in  eine  Fabrik  zur  Herstellung  von  rohen 
Uhrwerken   umgewandelt     Dieser  Ausbreitung  der  Industrie 
im  ganzen  Kanton  kommt  ganz  besonders  die  Herstellung  und 
Inbetriebsetzung  der  Linie  des  Jura  Neuchätelois  in  den  Jahren 
1857 — 1860   zu   statten,    die  La  Chaux-de- Fonds   und  Locle 
durchschneidet  und  Neuenburg  mit  Be8an9on  in  Verbindung 
bringt.     Durch   die  verbesserten  Verkehrsmittel  werden  die 
in    den   verschiedenen   Ortschaften   zerstreuten  Heimarbeiter- 
und Werkstättenbetriebe   einander  genähert,   die  unter  ihnen 
und   mit   den  Comptoirs  der  Etablisseure  notwendigen  Ver- 
bindungen erleichtert  und  die  Erledigung  der  durch  die  Unter- 
nehmer an  ihre  hausindustriellen  Arbeitskräfte  verteilten  Auf- 
träge   beschleunigt.     So   konnte  Mitte  der  60  er  Jahre  kein 
Dorf  und   kein   noch  so  entlegener  Weiler  ausfindig  gemacht 
werden,    der   nicht   den    einen   und   andern   Uhrmacher  auf- 
zuweisen gehabt  hätte  und  ohne  Anteil  gewesen  wäre  an  der 
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neuen  Industrie ,  die  alle  gewerblichen  Kräfte  in  Atem  hielt 
und  guten  Verdienst  in  Aussicht  zu  stellen  vermochte. 

Im  Jahr  1866,  in  dem  zum  ersten  Mal  wieder  seit  1848 
eine  Berufszählung  angeordnet  worden  war,  hatte  sich  die 
Zahl  der  in  der  Uhrenindustrie  regelmäßig  beschäftigten  Per- 
sonen (von  9067  *)  auf  13  701  gehoben  *,  Neben  diesen  hatte 
aber  noch  eine  annähernd  gleich  große  Zahl  von  Familien- 
angehörigen an  der  Fabrikation  dauernden  oder  vorüber- 
gehenden Anteil.  In  dem  die  Jahre  1850 — 1860  umfassenden 
Zeitraum  war  die  Gesamtbevölkerung  von  70679  auf  87  369 
gestiegen ,  die  Vermehrung  betrug  sonach  23,61  ®/o  und  der 
Et.  Neuenburg  wies  nach  den  beiden  Städtekantonen  Baselstadt 
und  Genf  die  größte  prozentuale  Bevölkerungszunahme  auf^. 

Von  dem  Moment  an,  wo  die  Uhrenfabrikation  sich  in 
verschiedene  Abteilungen  (parties  bris^es)  zu  zerlegen  begann, 
war  es  auch  ganz  natürlich,  daß  in  der  einen  Ortschaft  haupt- 
sächlich diese,  in  einer  andern  namentlich  jene  Partie  eine 
besondere  Pflege  und  Ausbildung  erlangte.  Wie  sich  diese 
interkommunale  Arbeitsteilung  gestaltete,  hing  im  wesentlichen 
von  dem  Beispiel  und  der  Anregung  ab,  welche  die  erstmals 
aufgetretenen  Spezialisten  den  jungen  Leuten  ihrer  nächsten 
Umgebung  zu  spenden  wußten.  Im  Laufe  der  Zeit  hat  sich 
diese  nach  Lokalitäten  vollzogene  Arbeitsteilung  freilich  sehr 
verwischt,  es  läßt  sich  aber  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein  immer 
noch  eine  gewisse  Gruppierung  der  in  den  verschiedenen 
Partien  beschäftigten  Arbeiter  wahrnehmen.  So  bilden  die 
Hauptplätze  des  Handels  und  der  Fabrikation,  in  denen  sich 
die  wichtigem  Comptoirs  befinden,  die  Orte  La  Chaux-de-Fonds, 
Locle,  Fleurier,  Neuchätel,  les  Brenets  und  les  Ponts.  Die 
Rohwerke   werden  in  Fontainemelon ,   Travers  und  Cortaillod 


^  Gegenüber  1846  hat  die  UhrmacherbevölkeniDg  demnach  um 
etwa  1000  Köpfe  scheinbar  abgenommen;  allein  es  ist  zu  bemerken, 
daB  in  der  Ziffer  von  9067  die  Arbeiter  verschiedener  Hilfszweige 
(Grayeurs,  Guillocheurs  usw.)  nicht  inbegriffen  sind  (Franscini:  Nuova 
statistica  della  Svizzera,  Supplemente).  Außerdem  machten  sich  die  im 
.tollen  Jahr"  abspielenden  politischen  Erei^isse  auf  dem  Gebiet  der 
Uhrenfabrikation  in  ziemlich  unliebsamer  Weise  bemerkbar. 

*  Auf  die  sechs  Bezirke  verteilte  sich  die  Uhrm acherbe völkernng 
folgendermaßen : 

Chaux-de-Fonds 5504 

Locle 3075 

Neuchätel 630 

Val  de  Travers 2687 

„     „   Kuz 1207 

Boudry 598 

Darunter  zählten  die  Ortschaften  Chaux-de-Fonds  4841,  Locle  2170, 
Neuenburg  454,  Fleurier  634,  Fontainemelon  820  und  Cortaillod  132. 
Unter  den  Uhrmachern  des  Traverstales  figurieren  noch  220  mit  der 
Herstellung  von  Werkzeugen  beschäftigte  Mechaniker.  (Petitpierre 
8.  268.) 

*  Wirth:  Allgemeine  Beschreibung  und  Statistik  der  Schweiz. 

Fonchungen  133.  —  Pfleghart.  4 
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hergestellt.  Die  Chronometer  für  die  Marine  fabriziert  man 
in  Locle  und  dem  Traverstal,  die  feinen  Taschenuhren  in 
Locle,  les  Brenets,  Neuchätel,  Fleurier,  les  Ponts,  Gorgier  und 
zum  Teil  auch  in  Chaux-de-Fonds.  Im  Val  de  Ruz  pflegt 
man  eine  gewisse  Spezialität  der  Getriebe,  am  Seegestaae  im 
Südwesten  der  Hauptstadt  (St.  Aubin,  Gorgier  und  Montalchez) 
die  Bearbeitung  der  Uhrensteine.  La  Sagne,  la  Br^vine  und 
die  Eplatures  zeichnen  sich  durch  ihre  vorzüglichen  Gang- 
werke aus.  In  Brävine  werden  noch  Ketten  für  Spindeluhren 
gemacht  Die  Fabrikation  der  Uhrenschalen  ist  in  den  Orten 
la  Chaux-de-Fonds,  Locle,  Neuenburg,  les  Brenets  und  Noir- 
aigue  konzentriert,  und  das  Traverstal  weist  endlich  noch  die 
größten  und  angesehensten  Werkstätten  für  die  Herstellung 
von  in  der  Uhrenindustrie  zur  Verwendung  gelangenden  Werk- 
zeugen und  Werkzeugmaschinen  auf. 

Um  das  Jahr  1830  war  die  Zahl  der  Arbeiter,  die  an 
der  Herstellung  einer  Uhr  als  beteiligt  erschienen,  auf  54  an- 
gegeben worden.  Ein  jeder  von  diesen  repräsentiert  irgend- 
eine Spezialität,  sei  es  in  der  Anfertigung  eines  Uhrenbestand- 
teils (wie  z.  B.  Uhrenräder,  Federhaus,  Unruhe,  Zifferblatt, 
Zeiger,  Gehäuse),  sei  es  in  der  Verfeinerung  und  Verschönerung 
dieser  Teile  (Vergolder,  Polierer,  Graveur  und  Guillocheur), 
oder  endlich  in  deren  Zusammenfügung  und  dem  Ingangsetzen 
der  Uhr  (Gangsetzer,  Emboiteur,  Repasseur,  Remonteur  und 
Regleur).  Zufolge  der  veränderten  Konstruktion  der  Uhr 
(Verdrängung  des  Spindel-  durch  den  Zylinder-  und  neuestens 
durch  den  Ankergang  sowie  Ersatz  des  Schlüsselaufzugs  durch 
den  Remontoirmechanismus)  waren  einzelne  Partien  in  Weg- 
fall gekommen  und  andere  an  ihre  Stelle  getreten;  zugleich 
aber  hatte  die  Notwendigkeit,  sich  auf  eine  raschere  und 
größere  Produktion  einzurichten,  wie  zur  Vervollkommnung 
der  Werkzeugausrilstung  so  auch  zu  einer  weiteren  Zerlegung 
der  Partien  getrieben,  so  dafi  um  1870  die  Zahl  der  Personen, 
deren  Mitwirkung  bei  der  Fabrikation  einer  Uhr  sich  als  un- 
erläßlich  herausstellte,   auf  ungefähr   100  angegeben  wurde  ^. 

Mitte  der  50er  Jahre  wurde  angenommen,  daß  etwa  Vi 
der  Uhrenarbeiter  im  Werkstätten-  und  Fabrikbetrieb,  die 
übrigen  dagegen  in  der  Hausindustrie  beschäftigt  seien.  Von 
der  letztern  Kategorie  benutzte  die  Mehrzahl  lediglich  ein 
Zimmer  ihrer  Wohnung,  worin  sie  am  Fenster  einen  Werk- 
tisch aufgestellt  hatten,  allein  oder  unter  der  Mitwirkung 
einiger  Familienglieder  als  Arbeitslokal.  Sogar  in  denjenigen 
Fällen  j  wo  eine  von  der  Wohnung  abgesonderte  Werkstätte 
existierte,  gehörte  das  darin  beschäftigte  Arbeitspersonal  zu- 
meist zu  aerselben  Familiengemeinschaft  Diese  Art  der 
Arbeitsorganisation   hat   sich   bis   gegen   das   Ende   der   hier 

1  Kopp  pag.  12. 
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geschilderten  Periode  und  selbst  noch  einige  Zeit  darüber  hin- 
aus aufrecht  erhalten.  Um  das  Jahr  1855  verdiente  der  ein- 
zelne Heimarbeiter  im  Durchschnitt  pro  Tag  4 — ^5,  im  Jahr 
aomit  12 — 1500  Franken,  die  in  den  Werkstätten  und  Fabriken 
angestellten  kamen  auf  1000 — 5000  Franken  jährlich  zu  stehen  \ 

Eine  sehr  erwünschte  Erleichterung  ihres  Gewerbes  brachte 
den  Uhrenfabrikanten  die  im  Jahr  1859  erfolgte  Errichtung 
einer  kantonalen  Sternwarte  in  Neuenburg ,  die  Tag  fUr  Tag 
den  hauptsächlichsten  Orten  des  Industriegebiets  (Chaux-de- 
Fonds,  Locle,  les  PontSi  Fleurier)  vermittelst  eines  elektrischen 
Stromes  die  genaue  Zeitangabe  übermittelte  und  so  den  Eta- 
blisseuren  und  ihren  Regleuren  eine  genaue  Feinstellung  und 
Kontrolle  über  die  Genauigkeit  des  Ganges  der  von  ihnen 
hergestellten  Uhren  ermöglichte.  Außerdem  wurde  ihnen  Ge- 
legenheit geboten,  ihre  bessern  Uhren  und  Chronometer  auf 
der  Sternwarte  zu  hinterlegen  und  deren  Gang  überwachen 
sowie  ihre  Werke  mit  vom  Observatorium  verabfolgten  Zeug- 
nissen, die  über  deren  Wert  als  Zeitmesser  die  zuverlässigste 
Auskunft  erteilten,  ausstatten  zu  lassen. 

Ein  weiterer  Fortschritt,  welcher  der  Fabrikation  zu 
statten  kommen  sollte,  bestand  in  der  Einrichtung  von  Uhr- 
macherschulen an  den  Hauptindustrieorten  des  Kantons.  Die 
Uhrenarbeiter  hatten  bei  der  zerstreuten  Arbeitsorganisation, 
wie  sie  das  System  der  parties  bris^es  aufwies,  in  ihrer  über- 
großen Mehrzahl  eine  nur  noch  auf  eine  größere  oder  ge- 
ringere Anzahl  von  Partien  beschränkte  Ausbildung  dadurch 
sich  zu  eigen  machen  können,  daß  sie  von  einer  Familienwerk- 
statt in  die  andere  übergingen,  um  in  jeder  einen  neuen  Zweig 
ihres  Berufes  zu  erlernen.  Diese  Methode  nahm  ungebührlich 
viel  Zeit  in  Anspruch,  ein  Umstand,  der  nur  zu  viele  Uhrmacher, 
die  sich  mit  dem  während  dieser  Ausbildungsperiode  verringerten 
Arbeitsverdienst  nicht  zufrieden  geben  konnten,  von  einer  um- 
fassenden und  gründlichen  Erlernung  ihres  Berufes  abzu- 
schrecken geeignet  war.  Da  somit  die  Arbeitskräfte,  die  eine 
vollständige  und  genaue  Kenntnis  des  Uhrmechanismus  und 
fieiner  Funktionen  besaßen,  seltener  wurden,  so  mußte  dieser 
Mangel  bei  der  Vornahme  der  schwierigen  und  komplizierten 
Arbeiten  (Repassieren,  Remontieren  und  Regulieren)  sich  all- 
mählich fühlbar  machen  und  die  Qualität  der  Fabrikate  be- 
einträchtigen. Um  diesem  Übelstand  zu  begegnen,  wurden  nach 
dem  von  Genf  gegebenen  Beispiel  1865  in  Chaux-de-Fonds,  1868 
in  Locle  und  1871  in  Neuenburg  eine  Uhrmacherschule  eröffnet. 

Inzwischen  hatte  dank  der  vervoUkommneteren  Produk- 
tionsmethoden die  Menge  der  alljährlich  fabrizierten  Uhren  in 
gewaltigem  Umfange  zugenommen.  Da  nunmehr  aber  ein  be- 
trächtlicher Bruchteil  der  Gehäuse  aus  unedlen  Metallen  (Neu* 

1  BaboiB,  Lettres  S.  73  und  Baer  a.  a.  0.  S.  83. 
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Silber,  vergoldetes  Messing ,  Alominiumbronze)  angefertigt 
wurde  und  sich  der  amtlichen  Kontrolle  entzog,  diese  übrigen» 
seit  1866  nur  noch  fakultativen  Charakter  hatte  und  zudem 
viele  Uhrwerke  ohne  Schalen  zur  Ausfuhr  gelangten,  hält  ea 
äußerst  schwer,  über  den  Umfang  der  in  dieser  Periode  ge^ 
übten  Fabrikationstätigkeit  zuverlässige  Angaben  zu  machen. 
Wenn  die  1855  an  die  Pariser  Weltausstellung  gesandten 
Keuenburger  Delegierten  ^  die  Jahresproduktion  ihres  Kantons 
auf  8 — 900000  Stück  mit  einem  durchschnittlichen  Wert  von 
frs.  40,  somit  auf  32 — ^36  Millionen  Franken  veranschlagten, 
so  kann  die  Erklärung  für  diese  wohl  übertriebene  Taxierung 
nur  darin  gefunden  werden,  daß  die  erste  Hälfte  des  6.  Jahr- 
zehnts sich  durch  eine  äußerst  günstige  Geschäftslage  aus- 
zeichnete, wie  sie  später  nie  wiederkehrte.  Obschon  in  den 
Jahren  1855 — 1867  die  Arbeiter  um  einige  Tausend  zu- 
genommen, wie  auch  die  Produktionsmittel  und  -methoden 
weitere  Verbesserungen  erfahren  haben  und  die  zu  Anfang 
der  60  er  Jahre  bemerkbare  Krise  damals  überwunden  war^ 
so  schätzte  der  an  die  Weltausstellung  von  1867  abgeordnete 
Dr.  Hirsch,  Direktor  des  Neuenburger  Observatoriums,  auf 
Grund  der  von  ihm  mit  tunlichster  Sorgfalt  angestellten  Be* 
rechnungen  die  alijährliche  Produktion  auf  nicht  höher  als 
800  000  Stück  im  Wert  von  rund  85  Millionen  Franken «.  An 
dieser  Annahme  hielt  er  in  seinem  Bericht  über  die  Wiener 
Weltausstellung  noch  für  das  Jahr  1870  fest,  nur  daß  er,  weil 
inzwischen  die  Fabrikation  schlechter  Ware  in  entschiedener 
Weise  abzunehmen  begonnen  hatte,  den  Wert  der  Produktion 
auf  5  Millionen  höher  zu  taxieren  sich  geneigt  zeigte'.  Für 
1873  wurde  die  jährliche  Produktion  auf  eine  Million  Uhren 
und  deren  Wert  auf  50  Millionen  veranschlagt*. 

Die  Eisenbahnverbindungen,  die  zunächst  bis  in  die  Nähe 
des  Industriegebietes  und  schließlich  mitten  in  dasselbe  hinein- 
führten, mußten  auch  dem  Handel  einen  großen  Aufschwung 
verleihen.  In  den  50  er  Jahren  kamen  aus  sehr  vielen  Ländern 
Händler  in  die  Schweiz  und  nach  Chaux-de-Fonds,  das  sich 
zum  Hauptfabrikations-  und  Handelszentrum  emporgearbeitet 
hatte,  um  so  auf  möglichst  billige  Weise  ihren  Bedarf  zu 
decken.     Ungleich  bedeutender   als    dieser  Passivhandel    hat 


^  Rapport  pr^sentä  au  Comitd  du  Ct.  de  NeuchAtel  pour  Pezposition 
universelle  de  1855  pag.  5. 

^  Der  Preis  der  aus  der  Schweiz  zum  Export  gelangenden  Uhren 
variierte  zwischen  10  und  2000  Franken,  der  durcoschnittliche  Wert 
der  im  Kt.  Neuenbürg  fabrizierten  Stücke  betrag  mit  Rücksicht  auf 
die  vielen  hierbei  benutzten  silbernen  Gehäuse  40 — 50  Franken  (Rap- 
port  sur  la  participation  de  la  Suisse  k  rfbcposition  universelle  de  1867 
pag.  73  una  Rapports  des  D^14gu6s  neuchfttelois  k  TExposition  uni« 
verseile  de  1867  pag.  35  f.). 

'  Exposition  de  Vienne  1873.    Suisse:  Rapports  sur  le  groupe  XIV. 

^  Exposition  de  Vienne   1873.    Suisse:  Rapport  de  Mr.  Ch.  Kopp. 
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eich  indessen  allezeit  der  durch  Kommissionäre  und  yerkaufs- 
niederlagen  an  den  hervorragenderen  Handelsplätzen  des  Aus- 
landes gestützte  Aktivhandel  erwiesen.  Durch  die  im  Jahre 
1858  gegründete  Neuenburger  Union  horlogöre  wurden  in 
Singapore  und  Japan  Eontore  errichtet,  deren  Hauptaufgabe 
die  Zahlungsvermittlung  für  den  Uhrenexport  bildete.  „Diese 
Kontore  waren  von  eminenter  Wichtigkeit  und  haben  viele 
der  großartigsten  Oeschäfte  vermittelt."  1860  gelangten  in 
Brasilien,  Peru  und  Chile  auf  eine  der  im  Jahre  1824  ab- 
gesetzten Uhren  deren  hundert  zum  Verkauf.  Das  größte 
Absatzgebiet  bildeten  aber  unstreitig  die  Vereinigten  Staaten, 
die  über  Havre  alljährlich  200000— 350000  Taschenuhren  zu- 
geschickt erhielten.  Im  Jahre  1872,  dem  Höhepunkt  der 
schweizerischen  Ausfuhr  nach  diesem  Lande,  wurden  auf  dem 
nordamerikanischen  Markte  sogar  366000  Uhren  und  Uhr- 
werke im  Wert  von  18  Millionen  Franken  verkauft. 

Inzwischen  hatte  sich  die  Situation  der  schweizerischen 
Uhrenindustrie  wesentlich  zu  verschlimmern  begonnen.  Schon 
gegen  das  Jahr  1860  hin  hatte,  veranlaßt  durch  die  wilde 
Konkurrenz,  welche  die  Fabrikanten  sich  bereiteten,  sich  eine 
Krise  bemerklich  gemacht.  In  dem  Bestreben,  möglichst  billig 
zu  produzieren,  hatte  man  zunächst  den  Silbergehalt  der 
Schalen  reduziert,  dann  die  silbernen  Gehäuse  durch  solche 
aus  minderwertigen  Metallen  (Neusilber  usw.)  ersetzt,  hierauf 
dem  Uhrwerk  weniger  Sorgfalt  zugewendet,  die  Paßarbeit 
(Repassage)  vernachlässigt  und  die  Konstruktion  übereilt.  So 
war  man  schließlich  dazu  gelangt,  eine  große  Zahl  von  Uhren 
zu  einem  sehr  billigen  Preis  herzustellen,  die  indessen  derart 
schlecht  gingen,  daß  sie  das  schweizerische  Fabrikat  nach  und 
nach  in  Mißkredit  brachten  und  den  Absatz  auf  denjenigen 
Märkten,  auf  denen  unterdessen  eine  gefahrdrohende  Kon- 
kurrenz herangewachsen  war,  beträchtlich  erschwerten.  Wohl 
hatte  die  allmähliche  Einführung  des  Remontoirmechanismus 
der  Fabrikation  einen  neuen  Anstoß  gegeben,  und  durch  die  1866 
auf  den  Plan  getretene  Roskopfuhr  war  der  Nachweis  geleistet 
worden,  daß  es  bei  strikter  Beschränkung  auf  das  unumgänglich 
Notwendige  und  unter  Verzichtleistung  auf  jede  ästnetische 
Wirkung  möglich  sei,  eine  gutgehende  Uhr  zu  einem  auch  all- 
gemein erschwinglichen  Preise  herzustellen.  Allein  auf  dem  bis- 
herigen Hauptabsatzgebiet,  in  den  Vereinigten  Staaten,  hatte  sich 
die  inländische  Fabrikation  inzwischen  derart  entwickelt,  daß 
deren  Wirkungen  schon  von  1873  an  sehr  empfindlich  fühlbar 
wurden.  Das  Geheimnis  des  durch  die  Amerikaner  erzielten 
großen  Erfolges  erhielt  durch  die  in  der  Weltausstellung  von 
Philadelphia  aufgewiesenen  Leistungen  und  den  hierüber  seitens 
der  schweizerischen  Delegierten  in  ihre  Heimat  überbrachten 
Bericht  die  unvermeidliche,  zu  Anfang  freilich  teils  mit  Ent- 
rüstung, teils  mit  Bestürzung  entgegengenommene  Aufklärung, 
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die  in  der  Mahnung  gipfelte,  in  den  bisher  geübten  Arbeits« 
methoden  und  Arbeitsgewohnheiten  eine  radikale  Änderung 
vorzunehmen,  wenn  nicht  die  schweizerische  Uhrenindustrie 
durch  die  transatlantische  Konkurrenz  nach  und  nach  von 
allen  Märkten  verdrängt  werden  solle. 


Vierter  Abschnitt. 

In  der  fibrigen  Schweiz. 

Erstes  Kapitel. 
Im  Kanton  Bern. 

Bei  der  raschen  Entwicklung,  die  der  Neuenburger  Uhren- 
industrie von  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhundert  an 
beschieden  war,  wird  es  kaum  überraschen,  daß  sie  bald 
die  -Grenzen  des  Fürstentums  überschritt  und  vor  allem  in 
dem  an  dessen  Berggegend  sich  unmittelbar  anschliefienden 
Tale  von  St.  Immer  Fuß  zu  fassen  begann.  Bereits  um  daa 
Jahr  1770  finden  sich  Uhrmacher  in  dem  gleichnamigen  Haupt- 
ort dieses  Tales,  die  sich  bis  gegen  1830  mit  der  Herstellung 
von  Spindeluhren  beschäftigen.  Zu  dieser  Zeit  erhält  die  bis 
dahin  nur  eine  bescheidene  Existenz  führende  Industrie  einen 
kräftigen  Impuls  durch  den  Zuzug  einer  Anzahl  um  ihrer 
politischen  Tätigkeit  willen  aus  der  Heimat  vertriebenen  Neuen- 
Durger,  welche  die  Fabrikation  der  Zylinderuhr  nach  diesem 
Hochtale  zu  verpflanzen  verhalfen. 

In  Tramlingen  (Tramelan)  blühte  schon  zu  Beginn  des 
Jahrhunderts  die  Fabrikation  von  allgemein  geschätzten  Re- 
petieruhren und  Schlagwerken,  und  in  Corgämont  ließen  noch 
in  den  20  er  Jahren  die  Besitzer  der  Rohwerkfabrik  von  Fon- 
tainemelon  eine  Filiale  errichten,  mit  der  die  in  Sonceboz  1845 
gegründete  Fabrik  in  emsigen  Wettbewerb  trat.  Sämtliche 
Ortschaften  des  ganzen  Tales  wandten  sich  mit  Eifer  dem 
neuen  Erwerbszweig  zu,  wie  einige  aus  dem  Jahre  1841  vor- 
liegende statistische  Angaben^  beweisen: 

Einwohnerzahl       Uhrenfabrikanten  und  -händler 

27 
22 

14 
9 

1  Aus  der  Fdd^ration  horlogöre  Jahrgang  1903. 


Renan     .    .    .    . 

1350 

Sonvillier     .     .     . 

2000 

St.  Immer    .    . 

2000 

Villeret    .     .     .     . 
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Hinsichtlich  der  weiter  talabwärts  gelegenen  Gemeinden 
fehlen  gleichzeitige  statistische  Mitteilungen,  indessen  wird  ihre 
Beteiligung  an  der  industriellen  Entwicklung  eine  kaum  weniger 
intensive  gewesen  sein. 

Die  Uhrenindustrie  wurde  nach  Biel,  ihrem  heutigen 
Zentrum  im  Kanton  Bern,  erst  um  das  Jahr  1842  verpflanzt 
Dieses  Städtchen  besaß  damals  3000  Einwohner.  Zuerst 
wurden  indessen  nur  Stubenuhren  fabriziert,  und  erst  1846, 
als  die  zu  diesem  Zweck  hergestellte  Fabrik  einging,  begann 
man  auch,  sich  mit  der  Anfertigung  von  Taschenuhren  zu  be- 
schäftigen. Die  wenigen  Uhrmacher,  die  Biel  damals  auf- 
wies und  die  für  Rechnung  von  in  St.  Immer  niedergelassenen 
Fabrikanten  tätig  waren,  hatten  indessen  bei  der  Einholung 
ihrer  Aufträge  und  der  Ablieferung  ihrer  Arbeit  mit  erheb- 
lichen Schwierigkeiten  zu  kämpfen,  indem  sie  selber  die  hierzu 
nötigen  Gänge  zu  unternehmen  gezwungen  und  bei  der  Zurück- 
legung der  ohnehin  nicht  gerade  kleinen  Distanz  noch  den 
das  St.  Immertal  von  der  Ebene  trennenden  Chasseral  zu 
übersteigen  genötigt  waren. 

Um  die  im  Entstehen  begriffene  Industrie  zu  fördern,  ' 
wurde  durch  den  Gemeinderat  beschlossen,  daß  vom  Beginn 
des  Jahres  1849  an  jeder  Uhrmacher,  der  sich  in  Biel  nieder- 
zulassen beabsichtige,  für  drei  Jahre  von  der  Bezahlung  jeder 
Kiederlassungsgebuhr  und  Steuer  befreit  sein  solle.  Diese 
Maßnahme  in  Verbindung  mit  der  günstigen  Lage  Biels  am 
Fuße  der  dort  von  ihrer  süd  -  nördlichen  Richtung  nach 
Osten  sich  umbiegenden  Jurakette,  an  der  Mündung  der  eben- 
dort  aus  den  Bergen  hervorbrechenden  Schuß  in  den  lieb- 
lichen Bielersee,  und  die  gegen  Ende  der  50  er  und  zu  An- 
fang der  60  er  Jahre  erstellten  Bahnverbindungen  brachten 
denn  auch  die  gewünschten  Wirkungen  hervor;  unter  der 
1856  auf  6440  Seelen  sich  belaufenden  Einwohnerzahl  Biels 
befanden  sich  bereits  788  Uhrmacher  und  1867  war  diese 
Zahl  auf  1200  gestiegen. 

In  den  Freibergen  hatte  die  Uhrenindustrie,  wenigstens 
in  den  Chaux-de-Fonds  zunächst  gelegenen  Orten,  wie  La 
Ferri^re  und  Les  Bois,  schon  gegen  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts sich  eingebürgert  und  von  dort  aus,  gegen  Norden 
fortschreitend,  sich  allmählich  in  den  übrigen  Teilen  des  Be- 
zirks verbreitet.  In  Pruntrut  wurden  die  ersten  Uhren- 
arbeiten 1842  im  Hospiz  des  ehemaligen  fUrstbischöflichen 
Schlosses  angefertigt  und  nach  und  nach  hat  die  Uhren- 
fabrikation auch  in  den  um  den  Bezirkshauptort  herum  sich 
gruppierenden  Ortschaften  sowie  in  den  Bezirken  Delsberg 
und  Münster  Aufnahme  gefunden. 

Im  Jahre  1848  wies  der  bernische  Jura  ungefkhr  6000 
Uhrenarbeiter  auf;  Ende  1870  war  deren  Zahl  auf  14135, 
darunter  4743   weibliche,    angewachsen.     Dazu   kamen  noch 
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annähernd  ebensoviele,  die  nur  zeit-  und  aushilfsweise  sich 
mit  der  Uhrmacherei  beschäftigten.  Da  die  Uhrenfabrikatioii 
im  größeren  Teil  des  ELantons  Bern  erst  zu  einem  Zeitpunkt 
eingeführt  wurde,  als  sie  einerseits  bereits  beträchtliche  Fort- 
schritte gemacht  hatte,  während  anderseits  kein  derartiger 
Stamm  geübter  Arbeiter  zur  Verfügung  stand  wie  in  den 
übrigen  bis  jetzt  beschriebenen  Industriegebieten,  so  ist  es 
leicht  erklärlich,  dafi  die  Arbeitsorganisation  in  vielen  Ort- 
schaften von  allem  Anfang  an  einen  ganz  andern  Charakter 
als  in  den  neuenburgischen  und  den  diesen  unmittelbar  sich 
anschließenden  Juratälem  aufwies.  In  den  Ortschaften  des 
St.  Immertales  hatte  selbstverständlich  mit  der  Herstellung 
von  Uhren  und  Uhrenbestandteilen  auch  das  Verlagssystem 
seinen  Einzug  gehalten  und  das  nämliche  war  in  den  Prei- 
bergen  der  Fall  gewesen.  In  den  tiefer  gelegenen  Bezirken 
Pruntrut  und  Delsberg  war  dieses  System  deswegen  beliebt, 
weil  es  den  Uhrenarbeitern  gestattete,  während  der  schönen 
Jahreszeit  ihre  Kräfte  der  Landwirtschaft,  die  dort  einen 
ungleich  größeren  Ertrag  als  in  den  Berggegenden  abwirft, 
zu  widmen.  In  Biel  und  dessen  nächster  Umgebung,  wo 
gleichfalls  viele  Uhrmacher  sich  als  Heimarbeiter  niederließen, 
wurden  gleich  in  der  allerersten  Zeit  schon  Werkstätten 
hergestellt,  die  einer  kleineren  Zahl  von  im  Stücklohn  be- 
schäftigten Arbeitern  Aufnahme  gewährten  und  darauf  ein- 
gerichtet waren,  bestimmte  Produktions  Vorgänge  mit  den 
neuesten  damals  bekannten  Werkzeugen  und  maschinellen  Vor- 
richtungen auszuführen.  Der  Umstand,  daß  die  durch  Biel 
hindurch  dem  See  zueilende  Schuß  die  nötige  motorische  Kraft 
zu  liefern  in  Aussicht  stellte,  mochte  zur  Gründung  solcher 
Betriebe  nicht  wenig  ermuntert  haben.  Die  Vorteile  der 
Konzentration  der  Arbeit  in  geschlossenen  Betrieben,  der 
Verwendung  durch  motorische  Kraft  bewegter  Arbeits- 
maschinen, der  damit  im  Zusammenhang  stehenden  inten- 
siveren Arbeitsteilung  und  der  durch  all  diese  Momente  be- 
dingten und  gesteigerten  Lieistungsfilhigkeit  wurden  aber  auch 
in  den  übrigen  Bezirken  des  Berner  Jura,  insbesondere  im 
St.  Immertal,  erkannt.  Zu  den  schon  früher  gegründeten  Roh- 
werkfabriken gesellten  sich  andere,  und  1866  erstand  in 
St.  Immer  die  erste  große  Fabrik  (fabrique  des  Longines), 
die  sich  zum  Ziele  setzte,  sämtliche  Teile  einer  Taschenuhr 
in  ein  und  demselben  Etablissement  herzustellen,  zu  ver- 
einigen und  die  so  in  Massen  produzierten  billigen  und  gleich- 
wohl brauchbaren  Fabrikate  (20000  im  Jahr)  auf  den  großen 
Markt  zu  bringen. 

Dem  hier  gegebenen  Beispiel  folgten  unmittelbar  darauf, 
und  zwar  noch  in  derselben  Gegend  andere  Unternehmungen. 
Weitere  Werkstätten  und  Fabriken  zur  Anfertigung  von 
Roh«    mti_jnBi|jliji^fr"^'^    Uhrwerken,    silbernen    und   andern 
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metallenen  Gehäusen,  zur  Verarbeitung  von  Uhrenbestand- 
teilen, wie  Federn  usw.,  wurden  in  den  verschiedenen 
größeren  Ortschaften  des  Jura  und  des  Seelandes  gegründet, 
und  1870  produzierte  der  Kanton  Bern  mit  etwa  8000  Ar- 
beitern ^  bereits  500000,  1874  aber  700000  Uhren  und  Uhr- 
werke ^.  Damit  war  er  dem  durch  den  Kanton  Neuenburg  ge- 
lieferten Quantum  schon  sehr  nahe  gerückt  und  bald  genug 
daran,  letzteren  als  Produktionsgebiet  zu  überflügeln.  Zur 
Heranbildung  eines  sachverständigen  und  leistungsfähigen  Ar- 
beiterpersonals wurden  1866  in  St.  Immer  und  1873  in  Biel 
Uhrmacherschulen  eröffnet.  Da  im  Kt.  Bern  alles  auf  die  Her- 
stellung billiger  Artikel  hinstrebte  und  hinsichtlich  deren  Ver- 
triebs in  hohem  Grade  von  dem  Handelsemporium  La  Chaux- 
de-Fonds  abhängig  war,  so  wurde  auch  dieser  Teil  des  In- 
dustriegebietes durch  die  in  den  70  er  Jahren  einsetzende 
Krisis  sehr  empfindlich  in  Mitleidenschaft  gezogen. 

Zweites  Kapitel. 

In  den  Kantonen  Freibnrg,  Solothorn^  Baselland^ 

SehaflThansen  nnd  Tessin. 

Nach  dem  Kt  Fr  ei  bürg  ist  die  Uhrenindustrie  im 
Jahre  1851  verpflanzt  worden.  Damals  eröffnete  eine  in 
Montilier  bei  Murten  gegründete  Uhrenfabrik  ihren  Betrieb. 
Eine  weitere  Ausdehnung  hat  die  Industrie  in  diesem  Kanton 
nicht  erlangt®. 

Von  Biel  aus  ist  die  Uhrenindustrie,  der  Jurakette  folgend, 
in  das  benachbarte  Solothurner  Qebiet  eingedrungen.  Zwar 
waren  die  1848  unternommenen  ersten  Schritte  gescheitert; 
allein  1856  kam  in  Orenchen  die  erste  Rohwerkfabrik  zu- 
stande. Im  Jahre  1862  erfolgte  die  Gründung  einer  zweiten 
Fabrik,  die  neben  dem  Roh-  auch  das  Räderwerk  (^bauches 
et  finissages)  und  darüber  hinaus  noch  das  Gangwerk  auf 
mechanischem  Wege  erstellte.  1871  wurde  eine  dritte  Fabrik 
errichtet,  welche  die  gleichen  Spezialarbeiten  ausführte.  In- 
zwischen (1866)  war  die  erste  Uhrenfabrik  geschaffen  worden 
und  im  Zusammenharg  damit  fanden  alle  Partien,  in  welche  die 
Uhrenfabrikation   zerfällt,   in  Grenchen   nach   und   nach  Auf- 


^  Nach  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1870  gab  es  im  ganzen 
Kanton  18689  in  der  Uhren-  und  Übrenwerkzeugfabrikation  beschäftigte 
Personea. 

*  Hirsch :  Rapport  rar  rhorlogerie  k  rExposition  de  Vienne  paff.  81 
und  A  Favre:  Rapport  sur  le  ffroupe  13:  L*horlogerie,  1888  pag.  41. 

*  1870  wurden  im  Kanton  Preiourff  421  Personen,  die  sich  mit  der 
Uhrmacherei  und  Uhren werkzeugfabriKation  befaßten,  ffezählt.  Mit 
wenigen  Ausnahmen  müssen  dieselben  in  der  oben  erwähnten  Fabrik 
von  Domon  &  Dinichert  (später  Soci^t^  suisse  d*horlogerie  genannt), 
die  jährlich  80000  Uhren  produzierte,  beschäftigt  gewesen  sein. 
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nähme.  Auch  das  ersterwähnte  Unternehmen,  das  nachträglich 
seine  Tätigkeit  auf  die  Fabrikation  von  Räderwerken  und 
Hemmungen  ausgedehnt  hatte,  ging  schließlich  zur  Anfertigung 
vollständiger  Uhrwerke  über,  neben  denen  es  die  Lieferung 
unvollständiger  fortbetrieb.  Sei  zach  sah  1868,  Laneen- 
do  rf  1873  eine  Rohwerkfabrik  erstehen,  die  später  in  anidoger 
Weise  wie  die  Grenchener  ihr  Produktionsfeid  erweitert  hat. 
In  Solothurn  geht  die  Gründung  der  ersten  Uhrwerk* 
fabriken  auf  das  Jahr  1860  zurück.  Hier  wie  in  Grenchen 
hat  sich  im  Anschluß  an  die  in  den  verschiedenen  Stadien 
des  Produktionsprozesses  abgeschlossene  Fabrikation  von  Uhr- 
werken die  Bearbeitung  der  geringfügigeren  Teile  entwickelt. 
Um  das  Jahr  1880  wies  der  Kanton  Solothurn  sechs  Roh- 
werkfabriken, zehn  Uhrenfabrikanten  und  eine  kleinere  An- 
zahl von  Werkstätten  auf,  in  denen  Triebe,  Gehäuse  und 
andere  Uhrenbestandteile  hergestellt  wurden.  Von  den  1800 
bis  2000  Arbeitern  war  der  weitaus  größte  Teil,  etwa  1400, 
in  dem  Fabrikgesetz  unterstellten  Betrieben  beschäftigt.  Die 
jährliche  Produktion  wurde  auf  500000  unvollendete  Uhrwerke 
und  100000  Uhren,  von  denen  die  überaus  große  Mehrzahl 
in  billigen  Metallgehäusen  steckte,  geschätzt^. 

Im  Et.  Basel  1  and  ist  die  Uhrenindustrie  auf  das  Dorf 
Waidenburg  und  dessen  nächste  Umgebung  beschränkt. 
Als  sie  um  1850  eingeführt  wurde,  wobei  die  Gemeinde 
finanzielle  Unterstützung  gewährte,  befaßte  man  sich  mit  der 
Anfertigung  von  Räderwerken  und  Hemmungen  für  aus  dem 
Kanton  Bern  kommende  Rohwerke;  größere  Bedeutung  er- 
langte die  Fabrikation  aber  erst,  als  im  Jahre  1870  die  Fabrik 
G.  Thommen  errichtet  und  mit  den  modernsten  Maschinen 
und  Werkzeugen  zur  Herstellung  vollständiger  Uhren  aus- 
gestattet wurde'.  Dieses  Unternehmen,  dessen  Jahresproduk- 
tion sich  1872  nur  auf  etwas  über  6000  Uhren  belief,  hat 
sich  in  der  Folge  gewaltig  entwickelt  und  schon  um  das  Jahr 
1883  gegen  50000  Uhren  fabriziert. 

Um  das  Jahr  1854  ließ  H.  Moser  in  Seh  äff  hausen 
eine  kleine  Fabrik  errichten,  in  der  ungefUhr  20  Arbeiter  mit 
der  Herstellung  von  silbernen  Gehäusen  beschäftigt  waren.  Im 
Jahr  1863  erwarb  er  dann  von  H.  Darier  in  Genf  dessen  voll* 
ständige  mechanische  Einrichtung  und  erlangte  1865  die  Kon- 
zession zur  Ausnützung  der  Rheinwasserkräfte,  die  er  ver- 
mittelst der  berühmt  gewordenen  Seiltransmission  seinem  er- 
weiterten Betriebe  dienstbar  machte.  Um  das  Jahr  1869  vep- 
anlaßte  er  amerikanische  Unternehmer,  in  Schaffhausen  eine 
Aktiengesellschaft  zwecks  Baus  und  Betriebs  einer  Uhrenfabrik 


'  A.  Favre  a.  a.  0.  S.  42  und  55. 

*  Nach  der  VolkBS&hlung  von  1870  wies  der  Kanton  Baselland 
Httt  Mij^ftt  Ohren-  und  Uhrenwerkzeugfabrikation  tätige  Personen  auf. 
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zu  gründen  und  letztere  mit  aus  Amerika  gebrachten  Maschinen 
und  Einrichtungen  auszurüsten,  sowie  deren  Betrieb  nach 
amerikanischen  Grundsätzen  einzurichten.  Nach  verschiedenen 
WechselfkUen  gelang  es  schließlich  dem  Unternehmen,  sich 
definitiv  zu  behaupten  und  die  Uhrenfabrikation  in  Schaff- 
hausen einzubürgern. 

Endlich  ist  im  Jahr  1873  in  dem  tessinischen  Dorfe 
Arogno  durch  die  einige  Jahre  zuvor  in  Pruntrut  gegründete 
Firma  Manzoni  &  Cie.  eine  Roh-  und  Räderwerkfabrik  eröffiiet 
worden.  Zu  dieser  Übertragung  der  Uhrenfabrikation  aus 
ihrer  jurassischen  Heimat  nach  dem  Südabhang  der  Alpen 
haben  neben  der  dort  reichlich  vorhandenen  Wasserkraft 
namentlich  die  billigen  Arbeitskräfte  jener  Gegend  Ver- 
anlassung gegeben.  Für  diese  wie  die  später  zu  ihr  sich  ge- 
sellende zweite  Rohwerkfabrik  bilden  die  Neuenburger  Berge 
das  hauptsächlichste  Absatzgebiet. 


Fünfter  Abschnitt. 

Im  Ausland. 

Die  Schilderung  des  Entwicklungsganges  der  schweize- 
rischen Uhrenindustrie  wäre  unvollständig ,  wenn  in  sie 
nicht  auch  einige  Angaben  über  die  im  Ausland  herrschen- 
den Konkurrenzverhältnisse,  so  weit  sie  auf  unsere  eigene 
Produktion  einen  bestimmenden  Einfluß  ausgeübt  haben ,  ein- 
geflochten würden.  Nun  hat  eine  solche  Beeinflussung  nur 
durch  die  in  den  beiden  großen  Schwesterrepubliken  diesseits 
und  jenseits  des  atlantischen  Ozeans  erstandene  Industrie 
stattgefunden,  und  es  soll  deshalb  auch  nur  kurz  von  der 
französischen  und  amerikanischen  Uhrenindustrie  die  Rede 
sein  ^. 


^  Obschon  in  Deutschland  die  ersten  Taschenuhren  (Peter  Henlein) 
konstruiert  wurden,  spielt  die  in  Glashütte  (Sachsen)  und  in  Silber- 
ber^  (Schlesien)  seit  etwa  einem  halben  Jahrhundert  betriebene  Fabri- 
kation solcher  Artikel  eine  verhältnismäßig  höchst  bescheidene  Bolle. 
Dort,  wie  in  England  (Hauptproduktionsstätten :  Prescott,  Clerkenwell, 
Liverpool  und  Goventry),  wo  sie  zuerst  zu  hoher  Ausbildang  ge- 
langt ist,  verhindert  es  der  hohe  Preis  der  Ware,  mit  den  Uhren 
schweizerischer  Herkunft  in  ernstlichen  Wettbewerb  zu  treten.     Ob- 

fleich  sie  demnach  selber  qualitativ  sehr  hoch  stehende  Uhren  pro- 
uzieren,  sind  diese  durch  die  Zahl  ihrer  Bewohner  und  deren  Konsum- 
f&higkeit  gleich  ausgezeichneten  Länder  seit  80  Jahren  die  besten 
Absatzgebiete  fQr  die  schweizerischen  Fabrikate  geblieben. 
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Erstes   Kapitel. 
In  SaYoyen. 

Um  das  Jahr  1715  kehrte  ein  gewisser  Ballaloud  voa 
Saint-Sigismond  bei  Cluses  aus  der  Fremde  in  sein  Heimat- 
dorf zurück  und  begann  dort  das  in  Deutschland  erlernte 
Handwerk  eines  Uhrmachers  auszuüben.  Die  von  ihm  in  dem 
neuen  Gewerbe  ausgebildeten  Arbeiter  ließen  sich  in  den  ver* 
schiedenen  Ortschaften  des  Faucigny  nieder  und  brachten 
jeden  Montag  die  angefertigten  Uhrenstücke  zusammen  mit 
den  selbstgezogenen  Gemüsen  und  Früchten  oder  auch  Eiern 
im  nämlichen  Korb  auf  den  Markt  nach  Cluses,  um  sie 
wie  diese  feilzuhalten.  Diese  Organisation  des  Vertriebs 
hatte  indessen  keinen  sehr  langen  Bestand;  die  üblichen 
Käufer  der  Produkte  des  savoyischen  Gewerbefleißes  ließen 
sich  die  Roh  werke,  Triebe  und  anderweitigen  Uhrenbestand- 
teile allmählich  ins  Haus  bringen,  um  sie  in  Genf  weiter 
zu  verkaufen.  In  der  Folge  gaben  sie  den  Arbeitern  Be- 
stellungen auf  und  bezahlten  ihnen  für  deren  Ausführung 
einen  zum  voraus  vereinbarten  Preis.  Diese  Geschäftsleute 
erhielten  die  Bezeichnung  Etablisseurs. 

Es  kam  aber  auch  vor,  daß  die  Uhrmacher  einer  Ort- 
schaft die  angefertigten  Stücke  einem  Boten  übergaben,  der 
sie  in  regelmäßigen  Zwischenräumen  (z.  B.  alle  14  Tage)  nach 
Genf  brachte,  den  dortigen  Bestellern  ablieferte  oder  sonst 
verkaufte  und  mit  frischen  Arbeitsaufträgen  sowie  neuen 
Materialien  oder  Werkzeugen  zurückkehrte^. 

Der  gute  Verdienst,  den  die  Uhrmacherei  namentlich  den 
Bewohnern  des  Städtchens  Cluses  brachte,  ermunterte  die 
Bauern  im  Land  herum,  ihrerseits  die  sie  nur  kümmerlich 
ernährende  Landwirtschaft  aufzugeben  und  sich  dem  neuen 
Gewerbezweig  zuzuwenden.  Allein  da  die  Mehrzahl  unter 
ihnen  nur  eine  kurze  Lehrzeit  durchgemacht  hatten  und  sich 
ohnehin  nicht  als  sehr  geschickt  oder  geübt  in  mechanischen 
Arbeiten  erwiesen,  so  lieferten  sie  schlechte  Arbeiten,  die  die 
savoyischen  Produkte  im  allgemeinen  zu  diskreditieren  ge- 
eignet waren,  die  Löhne  sanken,  während,  zufolge  Vernach* 
lässigung  des  Landbaues,  die  Lebensmittelpreise  stiegen;  unter 
der  eigentlichen  Uhrmacherbevölkerung  herrschte  die  jedem 
Fortschritt  hinderliche  Routine,  und  die  unbedingte  wirtschaft- 
liche Abhängigkeit,  in  der  sich  die  savoyische  Landschaft 
{gegenüber  Genf,  als  dem  einzigen  Markt  für  ihre  gewerb- 
ichen  Erzeugnisse  befand,  trug  das  ihrige  dazu  bei,  um  die 


^  Diese  Art  der  Absatzvermittlunff  war  üblich  in  Arftches  (bei 
Glases),  das  1757  an  17  kleine,  im  Durcnschnitt  von  zwei  Uhrmachem 
besetzte  Werkstätten  zählte. 
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Lage  der  Uhrmacher  nach  und  nach  zu  einer  höchst  prekären 
zu  gestalten.  Mit  dem  Ausbruch  der  französischen  Revolution 
verschlimmerte  sich  ihre  Lage  noch  um  ein  bedeutendes.  Denn 
da  Genf  ein  Ausfuhrverbot  auf  die  [ihrem  Gewerbe  allernot- 
wendigsten  Rohstoffe  erließ  und  sie  sich  solche  sonst  nirgends 
beschaffen  konnten,  ging  die  Uhrenfabrikation  ihrem  völligen 
Ruin  entgegen.  Erst  mit  der  auf  die  Vereinigung  Savoyens 
mit  Frankreich  folgenden  Einverleibung  Genfs  in  das  gleiche 
Staatswesen  fingen  die  Verhältnisse  wieder  an  sich  zu  bessern ; 
aber  nach  dem  Rückfall  Savoyens  an  Sardinien  unter  der 
Restauration  geriet  wegen  der  widrigen  Zollverhältnisse  die 
industrielle  Tätigkeit  neuerdings  ins  Stocken.  Hierzu  kam 
dann  im  Jahr  1844  noch  die  Verheerung  von  Cluses  durch 
eine  Feuersbrunst,  die  einen  Teil  der  Uhrmacher  zur  Aus- 
wanderung veranlaBte,  so  daß  deren  Zahl  im  ganzen  Faucigny 
auf  600  sank,  während  sie  zur  Zeit  des  ersten  Kaiserreichs 
sich  auf  tlber  1400  belaufen  hatte.  Da  endlich  kam  die  könig- 
liche Regierung  den  armen  Bewohnern  dadurch  zu  Hilfe,  daß 
sie  in  dem  aus  der  Asche  neu  erstandenen  Cluses  im  Jahr 
1848  eine  Uhrmacherchule  eröffnete,  die  unter  die  Leitung 
eines  sehr  fähigen  und  kenntnisreichen  Franzosen  (Achilles 
Benoit)  gestellt,  binnen  kurzem  sehr  schöne  Resultate  erzielte 
und  zu  der  seither  zutage  getretenen  außerordentlichen  Ent- 
wicklung der  Uhrenindustrie  in  dieser  Gegend  das  meiste  bei- 
getragen hat.  Bis  1851  hatte  sich  die  Zahl  der  in  12  —  1844 
in  9  —  Gemeinden  verteilten  Uhrmacher  bereits  wieder  auf 
1125  gehoben;  1863,  drei  Jahre  nach  der  definitiven  Ver- 
einigung Savovens  mit  Frankreich,  zählte  man  in  24  Ge- 
meinden des  Arvetals  2400  Arbeiter  mit  einer  Jahresproduk- 
tion von  über  2,2  Millionen  Franken.  In  13  Gemeinden  be- 
schränkte man  sich  auf  die  ausschließliche  Fabrikation  von 
Trieben,  deren  jährlicher  Wert  auf  800  000  Franken  geschätzt 
wurde;  in  den  übrigen  stellte  man  auch  Roh-  und  Lauf- 
werke, Federhäuser  und  Hemmungen  her,  oder  betrieb  das 
Einsetzen  dieser  letzteren  und  die  Paßarbeit  (Repassage). 
Hauptabnehmer  ftir  die  angefertigten  Produkte  und  Arbeiten 
waren  in  erster  Linie  Genf  und  die  übrige  Schweiz,  sodann 
Besangen  und  Belgien.  Die  angefertigten  oder  bearbeiteten 
Stücke  wurden  zum  Teil  durch  die  Uhronarbeiter  selber  an 
ihren  Bestimmungsort  gebracht  oder  gesandt,  zum  Teil  ver- 
mittelten Kommissionäre  oder  wohl  auch  andere  Zwischen- 
personen (Fergger)  den  Verkehr  zwischen  den  (zumeist  für 
fremde  Rechnung  arbeitenden)  Produzenten  und  ihren  aus- 
wärtigen Abnehmern  oder  Bestellern.  Außerdem  betrieben 
natürlich  auch  die  im  Lande  selbst  ansässigen  Etablisseure, 
deren  es  eine  kleine  Anzahl  gab,  den  Absatz  der  auf  ihre 
Veranlassung  hin  angefertigten  Uhrwerke  oder  Stücke.  Da 
sie  aber,  weil  verschiedene  Partien  im  savoyischen  Industrie- 
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gebiet  nicht  vertreten  waren,  keine  vollständigen  Uhrwerke 
oder  Uhren  in  den  Handel  zu  bringen  vermochten  ^  so  blieb 
das  bisherige  wirtschaftliche  Abhängigkeitsverhältnis!  in  dem 
sich  die  Talschaft  hauptsächlich  gegenüber  Genf  und  den 
übrigen  Zentren  der  schweizerischen  Uhren  fabrikation  be- 
funden hatte,  weiter  bestehen  und  die  Ereignisse,  die  den 
dortigen  Geschäftsgang  beeinflufiten,  mußten  auch  für  die 
Produktion  im  Tal  der  Arve  von  Bedeutung  sein. 

Erst  im  Jahr  1886  wurden  durch  einen  in  der  Schweiz 
ausgebildeten  und  in  Genf  als  Inhaber  einer  Werkstätte  tätig 
gewesenen  Bürger  von  Aräches  in  Cluses  die  Fabrikation  voll- 
ständiger Uhren  eingeführt,  und  seither  bringen  einzelne 
savoyische  Firmen  die  nach  dem  System  der  Etablissage  in 
den  verschiedenen  Werkstätten  des  Faucigny  hergestellten 
Uhren  direkt  auf  den  (französischen)  Markt  ^.  Die  Haupt- 
masse der  savojischen,  immer  noch  im  Tal  der  Arve  kon- 
zentrierten Produktion,  besteht  aber  wie  vor  Zeiten  in  Roh- 
und  Laufwerken  sowie  in  verschiedenen  Uhrenbestandteilen 
wie  Rädern,  Federhäusern,  Sperrädern  und  Gesperren  u.  a.,  vor 
allem  aber  in  Trieben,  von  denen  alljährlich  6 — 7  Millionen 
Spiele  angefertigt  werden.  Hiervon  sind  zwei  Millionen  für 
den  französischen,  vier  für  den  schweizerischen  und  der  Rest 
für  den  übrigen  Markt  bestimmt. 

Neben  den  kleinen  Familienbetrieben,  in  denen  aufier  den 
Familienangehörigen  eines  Uhrmachers  zuweilen  noch  2 — 8  Ver- 
wandte oder  Nachbarn  als  bezahlte  Arbeiter  beschäftigt  sind, 
gibt  es  eine  Reihe  kleinerer  und  größerer  motorische  Kraft 
(Wasserräder,  Petrol-  und  Elektromotoren)  verwendender 
Werkstätten  und  einige  kleine,  50 — 60  Arbeiter  umfassende 
Fabriken,  in  denen  zum  Teil  die  modernsten,  automatisch 
wirkenden  Arbeitsmaschinen  tätig  sind.  Die  Arbeitslöhne  sind 
im  allgemeinen  niedrig.  Während  vor  20 — 30  Jahren  der 
durchschnittliche  Lohn  noch  frs.  5  im  Tag  betrug,  ist  er  für 
die  gewöhnlicheren  Arbeiten  nach  und  nach  auf  frs.  2.50  cts. 
gesunken;  doch  ist  das  Leben  in  den  Dörfern  und  Städten 
der  freien  Zone  verhältnismäßig  billig  und  viele  Arbeiter  be- 
sitzen etwas  Pflanzland,  dessen  Ertrag  ihnen  einen  will- 
kommenen Zuschuß  gewährt.  Behufs  Erzielung  besserer 
Lohnverhältnisse  ist  zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts  eine  die 
verschiedenen  Uhrenarbeiter  zusammenfassende  Gewerkschaft 
gegründet  worden. 


*  Für  die  nach^ewiesenermaü^n  in  der  freien  Zone  fabrizierten 
Erzeugnisse  wird,  wie  in  der  Schweiz  so  auch  in  Frankreich,  freie 
Einfuhr  gewährt 
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Zweites  Kapitel. 
In  der  französischen  Jnraregion. 

Zur  Zeit  der  französiachen  Revolution  sahen  sich  eine 
Anzahl  von  Bewohnern  der  Neuenburger  Uhrenindustriegegend, 
die  ihren  Sympathien  für  jene  Bewegung  zu  lauten  Ausdruck 
verliehen  hatten,  gezwungen,  vor  den  Repressivmaßregeln  ihrer 
fürstlichen  Regierung  über  den  Doubs  hinüber  auf  französisches 
Territorium  zu  flüchten.  Ein  Teil  davon  begab  sich  nach 
Besan9on,  woselbst  mit  finanzieller  Unterstützung  des 
Nationalkonvents  eine  unter  die  Leitung  von  Genfern  gestellte 
Uhrenfabrik  gegründet  wurde.  Das  Brandunglück,  das  La 
Chaux-de-Fonds  im  Jahre  1794  betroffen  hatte,  führte  der  im 
Entstehen  begriffenen  Fabrik  neue  willkommene  Elemente 
zu,  und  bereits  ein  Jahr  nach  ihrer  Eröffnung  brachte 
sie  es  auf  eine  Produktion  von  18  000  goldenen  und  sil- 
bernen Uhren,  ein  Ergebnis,  das  im  darauffolgenden  dritten 
Jahr  noch  um  ein  beträchtliches  (6000  Stück)  gesteigert 
wurde. 

In  den  politischen  Wirren  jener  Zeit  und  angesichts  der 
Antipathie,  welche  die  städtische  Einwohnerschaft  den  Uhr- 
machern bezeugte,  erlahmte  zwar  der  Aufschwung  bald  her- 
nach. Aber  wenn  die  Uhrenindustrie  auch  mit  Schwierigkeiten 
zu  kämpfen  hatte,  so  wußte  sie  sich,  dank  den  sie  schützenden 
Eingangszöllen  und  namentlich  den  billigeren  ihr  zu  Gebote 
stehenden  Arbeitskräften,  zu  behaupten  und  vermochte  sich, 
auf  Kosten  der  schweizerischen  Produktion,  langsam,  aber 
stetig  zu  entwickeln.  Die  Niederwerfung  der  von  den  neuen- 
burgischen  Bergbewohnern  im  Jahre  1830  unternommenen 
republikanischen  Erhebung  führte  ihr  neuerdings  eine  An- 
zahl sachkundiger  und  erfahrener  Elemente  zu,  so  daß  die 
schweizerischen  Fabrikanten  auf  dem  französischen  Markte 
bald  einer  ansehnlichen  Konkurrenz  begegneten.  Mochten  die 
jenseits  des  Doubs  erzeugten  Produkte  in  den  besseren  Sorten 
auch  hinter  den  schweizerischen  Fabrikaten  gleichen  Ranges 
einstweilen  noch  zurückstehen  und  die  Fabrikation  ganz  ge- 
wöhnlicher Ware  dem  Rufe  der  Bisontinerindustrie  geradezu 
schaden,  so  reden  doch  die  vom  Jahre  1847  an  gesammelten 
statistischen  Erhebungen  des  Bisontiner  Kontrollbureaus  eine 
allzu  deutliche  Sprache,  als  daß  an  dem  mächtigen  Auf- 
schwung, den  die  französische  Uhrenindustrie  vom  Wieder- 
eintritt stabiler  Verhältnisse  im  Jahre  1852  an  nahm,  ge- 
zweifelt werden  könnte. 

Es  wurden  dem  genannten  Bureau  an  Uhren  zur  Kon- 
trolle der  Gehäuse  vorgewiesen: 


66  133 

einigten  Staaten  einzuschiffen,  wo  seine  Ideen  auf  ein  besseres 
Verständnis  trafen. 

Wenige  Jahre  nach  seiner  Einwanderung  *  wurde  auf  Be- 
treiben von  A.  L.  Dennison  aus  Boston  die  erste  Fabrik  zur 
mechanischen  Herstellung  von  Uhren  in  Roxbury  (Massa- 
chusetts) mit  Maschinen  nach  Ingoldschem  System  eröffnet, 
der  Betrieb  dieses  Unternehmens  später  aber  (1857)  nach 
Waltham  übertragen.  Das  durch  Massachusetts  gegebene 
Beispiel  fand  Nachahmung  in  andern  Staaten ;  indessen  hatten 
trotz  der  äußerst  mannigfaltigen  und  vortrefflichen  Werkzeug- 
maschinen, die  zur  Anwendung  gelangten,  und  trotz  der  aus 
England  und  der  Schweiz  berufenen  Werkmeister,  die  den 
Gang  der  Produktion  zu  leiten  und  zu  überwachen  bestimmt 
waren,  die  neuen  Fabriken  mit  großen  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen,  und  der  von  1861 — 1865  dauernde  Bürgerkrieg 
war  ihre  Entwicklung  zu  fördern  am  wenigsten  geeignet. 
Nach  Beendigung  dieser  stürmischen,  auch  dem  schweizerischen 
Uhrengeschäft  sehr  nachteiligen  Periode,  wurde  die  Fabri- 
kationstätigkeit aber  mit  verdoppeltem  Eifer  wieder  auf- 
genommen. Es  entstanden  große  Fabriken  (Elgin  1864, 
Illinois  1869  und  W^^aterbury  1878),  in  denen  man  sich  alle 
Mühe  gab,  vermittelst  der  als  richtig  und  der  europäischen  als 
überlegen  erkannten  Produktionsmethode  der  Uhrenindustrie 
der  alten  Welt  den  Rang  abzulaufen.  Diese  Methode  besteht 
in  der  maschinenmäßigen  Erzeugung  aller  Teile  der  Uhr,  so 
daß  sie  vor  ihrer  Zusammensetzung  zu  dem  einheitlichen 
Uhrenmechanismus  einerseits  keiner  durch  die  Hand  vor- 
zunehmenden Paßarbeit  mehr  bedürfen  und  anderseits  die  für 
die  nämliche  Funktion  bei  einem  gegebenen  Kaliber  be- 
stimmten Stücke  unter  sich  vollkommen  gleich  und  auswechsel- 
bar sein  sollen,  was  bei  einer  allfklligen  später  eintretenden 
Verschlechterung  oder  Beschädigung  eines  dieser  Bestandteile 
gegen  bloße  Angabe  der  Uhrnummer  den  Nachbezug  eines 
genau  gleichen  Stückes  ermöglicht  und  so  die  Reparatur  aufs 
höchste  erleichtert.  Ungeachtet  eines  Zolles  von  25*^'o  auf 
den  Wert  der  eingeführten  Uhren,  wodurch  der  Nachteil  der 
höheren  Arbeitslöhne,  mit  dem  die  amerikanischen  Unter- 
nehmer   zu    rechnen    hatten,    wieder    reichlich    ausgeglichen 

^  In^old,  von  dem  gesagt  worden  ist,  daß  er  der  geistige  Grander 
und  eleicnsam  der  unsichtbare  Direktor  der  großen  amerikanischen 
Fabriken  gewesen  sei,  scheint  freilich  auch  in  der  Neuen  Welt  nicht 
gefunden  zu  haben,  was  er  zu  erwarten  berechtigt  war;  er  kehrte 
nach  einigen  Jahren  wieder  nach  Chaux-de-Fonds  zurück  und  sachte 
nochmals  seine  Landslente  für  seine  Pläne  za  gewinnen,  indem  er  sie 
zugleich  auf  die  drohende  überseeische  Konkurrenz  aufmerksam  machte; 
aber  alle  seine  Anstrengungen  waren  umsonst ;  erst  im  höchsten  Alter  — 
er  starb  1878  —  erlebte  er  noch  die  Genugtuung,  daß  nun  wirklich 
zum  Schrecken  seiner  Mitbürger  eintraf,  was  er  vorausgesagt  und  za 
verhindern  sich  bemüht  hatte. 
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ivurde,  dauerte  es  noch  eine  Reihe  von  Jahren,  bevor  das 
-dortige  Publikum  sich  zu  überzeugen  vermochte,  daß  ihm 
mit  den  Erzeugnissen  der  heimischen  Industrie  ebenso  gut 
oder  noch  besser  als  mit  den  importierten  Fabrikaten  gedient 
sei.  Vom  Jahre  1872  an  war  es  indessen  keine  Frage  mehr, 
daß  die  in  Amerika  selbst  angefertigten  Stücke  in  der  Gunst 
•des  Publikums  den  Sieg  über  die  unter  der  Bezeichnung 
„ Amerikaner uhren**  aus  der  Schweiz  eingeführten  billigen, 
aber  sehr  geringwertigen  Artikel  davongetragen  hatten.  Von 
•der  berechtigten  Überzeugung  der  Überlegenheit  der  ersteren 
über  die  letzteren  zu  der  weniger  oder  gar  nicht  zutreffenden 
Annahme,  daß  die  schweizerischen  Produkte  den  amerika- 
nischen, ausschließlich  nach  dem  neuen  Fabrikationssystem 
angefertigten  Stücken  bei  gleichem  Preis  qualitativ  unbedingt 
nachstehen  müssen,  bedurfte  es  nur  noch  eines  kleinen 
Schrittes,  der  den  transatlantischen  Konsumenten  angesichts 
-der  ihnen  durch  die  dortigen  Unternehmer  gegebenen  Ver- 
sicherungen von  der  Neuheit  und  Vortrefflichkeit  der  an- 
gewandten technischen  Prinzipien  und  Fabrikationsmethoden 
keineswegs  schwer  fiel.  So  kam  es,  daß  vom  Jahre  1872 
an  die  schweizerische  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten 
folgenden  Verlauf  nahm: 

Jahr        Uhren  und  Uhrwerke  Wert 


1872 

306  000 

18312000 

1873 

204000 

13054000 

1874 

187  000 

12120000 

1875 

134000 

8499000 

187G 

05  000 

4  810  000 

Der  Export  hatte  binnen  wenigen  Jahren  sich  sonach  in 
-erschreckender  Weise  vermindert,  und  die  Berichte,  welche 
die  schweizerischen  Vertreter  ^  an  der  Weltausstellung  von 
Philadelphia  1876  nach  Hause  brachten,  ließen  so  gut  wie 
keine  Hoffnung,  daß  die  Situation  sich  bald  zum  Besseren 
wenden  werde.  Denn  während  im  schweizerischen  Jura  Arbeits- 
mangel herrschte,  waren  die  großen  amerikanischen  Fabriken 
trotz  ihrer  Fähigkeit,  300  und  selbst  400  Uhren  im  Tag  und 
mehr  zu  erzeugen,  auf  Monate  hinaus  derart  mit  Bestellungen 
versehen,  daß  sie  der  Nachfrage  gar  nicht  Genüge  zu  tun 
vermochten  und  sich  auf  eine  beträchtliche  Vergrößerung  ihrer 
ohnehin  schon  großartigen  Betriebe  einrichteten.  Auch  hatten 
die  größeren  Unternehmungen,  die  Waltham-  und  die  Elgin- 
fabrik,  in  London  und  ebenso  in  Moskau  bereits  Filialen  ge- 
gründet und  machten  sich  daran,  die  schweizerischen  Produkte 
wie  von  den  überseeischen  so  auch  von  den  wichtigeren  euro- 
päischen   Märkten   zu   verdrängen.     Dazu    bedienten   sie   sich 


*  Ed.  Favre- Perret  aus  Locle  und  TU.  Gribi  au?  Neuenburg. 
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einer  Reklame,  die  alles  in  den  Schatten  stellte ,  was  in  der 
alten  Welt  auf  diesem  Glebiet  je  geleistet  worden  war,  und 
die  mit  der  verblüffenden  Sicherheit ,  in  der  die  wirklichen 
und  angeblichen  Vorzüge  der  angebotenen  Ware  aufgezählt 
wurden,  bei  dem  solchen  Kundgebungen  gegenüber  noch  un- 
erfahrenen Publikum  einstweilen  Eindruck  zu  erwecken  ver- 
mochte. Und  dafi  der  beabsichtigte  Zweck  in  weitem  Um- 
fang auch  erreicht  wurde,  beweisen  die  oben  mitgeteilten 
Ausfuhrziffern. 


L. 


Zweites  Buch. 

Die  Entwicklung  der  Uhrenindustrie  und  der 
Arbeitsverhältnisse  in  der  neueren  Zeit. 


Erster  Abschnitt. 

Die  Krisen. 

Erstes   Kapitel. 
Die  Ursaehen  der  Krise  und  Yorschläge  zur  Abhilfe. 

Das  Jahr  1876,  das  die  Weltausstellung  von  Philadelphia 
und  damit  zum  erstenmal  dem  erstaunten  Europa  sichere  und 
ohne  weiteres  überzeugende  Kunde  von  den  gewaltigen  Fort- 
schritten und  hervorragenden  Leistungen  brachte,  welche  die 
Amerikaner  auf  dem  Gebiet  des  Maschinenwesens  erzielt 
hatten  und  speziell  in  der  Uhrenfabrikation  aufzuweisen  ver- 
mochten, bildet  einen  Wendepunkt  in  der  Geschichte  der 
schweizerischen  Uhrenindustrie.  Daß  die  progressive  Ab- 
nahme unseres  Exports  nach  den  Vereinigten  Staaten  mit  der 
in  diesem  Lande  selber  bewerkstelligten  Produktion  in  un- 
mittelbarem Kausalzusammenhang  stand,  konnte  nach  den  er- 
haltenen Aufschlüssen  keinem  Zweifel  mehr  unterliegen.  Auf 
die  gleiche  Ursache  war  der  Verlust  des  französischen 
Marktes  zurückzuführen.  Bildete  der  Verschluß  dieser  zwei 
sehr  bedeutenden  und  konsumfähigen  Absatzgebiete  schon  eine 
höchst  empfindliche  Einbuße  für  die  schweizerische  Uhren- 
industrie und  ließ  sich  hieraus  allein  schon  die  Tatsache  der 
vorhandenen  Überproduktion  zu  einem  guten  Teil  erklären, 
so  kam  als  weiteres  Moment  die  allgemeine,  1873  nach  Schluß 
der  Ausstellung  von  Wien  ausgegangene  Krisis  hinzu,  um 
•die  gleichzeitig  bemerkbar  gewordene  Stockung  des  Absatzes 
nach  Amerika  zu  verschärfen  und  die  Situation  in  der  Haupt- 
industrie des  Jura  zu  einer  ganz  unleidlichen  zu  gestalten. 
Die  Kenntnis  dieser  mißlichen  Zustände  hatten  die  bernische 
Direktion   des  Innern   nach   einem   in   früheren  Zeiten   durch 
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die  Genfer  Interessentenkreise  gegebenen  Beispiel  ^  schon  in» 
Frühjahr  187G  zu  einem  auf  die  Untersuchung  der  Frage 
nach  den  Ursachen  der  Krise  und  nach  den  Mitteln  zu  deren 
Beseitigung  abzielenden  Preisausschreiben  veranlaßt.  Den 
drei  (unter  elf  noch  im  ersten  Halbjahr  eingegangenen)  mit 
Preisen  bedachten  Schriften  entnehmen  wir  folgende,  nicht 
nur  den  damaligen  Zustand  der  bernischen,  sondern  der 
gesamten  jurassischen  Uhrenindustrie  kennzeichnende,  kurs 
zusammengefaßte  Angaben : 

Neben  der  durch  äußere  Verhältnisse  (französische  und 
amerikanische  Eigenproduktion  wie  durch  den  GrUndungs- 
schwindel  verursachte  allgemein  gespannte  Lage  des  Handels) 
veranlaßten  Stockung  des  Absatzes  sind  auch  innere,  in 
der  Organisation  der  Arbeit  und  Produktion  selber  liegende 
Gründe  flir  die  über  die  ührenindustrie  hereingebrochene 
Krise  anzuführen.  Vor  allem  ist  auf  die  eingetretene  quali- 
tative Verschlechterung  der  Ware  hinzuweisen.  Hieran 
tragen  verschiedene  Momente  die  Schuld.  Einerseits  nehmen 
sich  die  Arbeitgeber  nicht  mehr  die  nötige  Mühe,  um  die  zu 
ihnen  in  die  Lehre  geschickten  jungen  Leute  in  der  durch 
sie  betriebenen  „Partie"  gehörig  zu  unterweisen,  und  ander- 
seits haben  diese  nicht  mehr  die  erforderliche  Geduld,  um  in 
ihrer  Stellung  zu  verbleiben,  sondern  sobald  sie  einige  Opera- 
tionen gelernt  haben,  laufen  sie  davon  oder  lassen  sich  auch 
wegjagen,  um  nach  dem  durch  andere  gegebenen  Beispiel 
gegen  Entgelt  in  irgend  einer  Werkstätte  eintreten  und  ver- 
mittelst des  so  erworbenen  geringen  Verdienstes  am  Ende  der 
Woche  sich  dieses  oder  jenes  Vergnügen  leisten  zu  können» 
Zu  der  Verwendung  solch  mangelhaft  ausgebildeter  Elemente^ 
die  mehr  Handlanger  als  richtige  Uhrenarbeiter  vorstellten 
und  die  Qualität  der  Produkte  benachteiligten,  gesellte  sich 
dann  noch  das  Bestreben  einer  Reihe  von  Fabrikanten,  dem 
von  so  manchen  Händlern  geäußerten  Verlangen  entsprechend^, 
viel,  prompt  und  billig  zu  produzieren.  Die  im  btücklohn 
bezahlten  Arbeiter  müssen  demzufolge  darnach  trachten,  im 
gleichen  Zeitraum  mehr  Arbeit  abzuliefern,  als  früher,  um 
gleich  viel  zu  verdienen.  Sie  gewöhnen  sich  daher  daran,  die 
ihnen  übertragene  Aufgabe  nur  annähernd  fertig  zu  stellen 
und    ihren    Kameraden   in   der  unmittelbar  darauf  folgenden 


'  Von  der  1816  durch  die  Soeiete  des  Arts  gestellten  Preisan^mbe 
WÄT  *chon  oben  tS.  S  und  .VS)  die  Rede.  Dann  wurde  ISiS  wieder  bei 
den  Behonlen  um  Vornahme  einer  Untersuchung  der  Lii^e  in  der  Ühren- 
industrie —  iweeks  Auffindung  von  Mitteln^  und  Wegen  xnr  Ver- 
beätsernug  der  VerhiltniB9e  —  nachgesucht.  \^2  ordneten  der  GcBter 
Staatsrat,  1><!^  die  Handelskammer  und  1^76  der  Große  Rat  von  sieh  aiis> 
eine  l^rüfunf  der  Lage  an.  Daß  die  unternommenen  Schritte,  abgesehen 
Ton  der  Publikation  einer  Aniahl  Bn>schären^  irgend  welch  pra£ti«eh*» 
und  greifbares  Resultat  gehabt  bitten,  wird  nirgends  berichtet. 
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Partie  zu  überlassen,  das  Fehlende  zu  ergänzen.  Die  auf 
solche  Weise  hergestellten,  notdürftig  auf  kurze  Zeit  zum 
Qehen  gebrachten  Uhrwerke  werden  in  ihrer  Wertlosigkeit 
bald  genug  erkannt  und  überall  verschrieen.  Der  erworbene 
üble  Ruf  geht  aber  auch  auf  die  besseren  Sorten  über,  und 
die  Kniffe  gewissenloser  Fabrikanten  und  Händler,  für  ihre 
minderwertigen  Erzeugnisse  eine  falsche  Herkunfts- 
bezeichnung (z.  B.  den  Namen  Genf)  oder  selbst  falsche 
Fabrik-  und  Handelsmarken  zu  verwenden,  tragen  das 
Ihrige  dazu  bei,  um  die  schweizerischen  Uhren  in  der  ganzen 
Welt  zu  diskreditieren  und  ihnen  ein  Absatzgebiet  nach  dem 
andern  zu  verschliefien.  Die  Zahl  der  Etablisseure,  von 
denen  ein  Teil  sich  aus  dem  Handelsstand  und  ein  anderer 
aus  den  fähigeren  Arbeitern  rekrutiert,  hat  gegenüber 
früher  sich  bedeutend  vermehrt.  Während  die  ersteren,  ob- 
schon  sie  nichts  von  der  Fabrikation  verstehen,  sich  mit 
Hilfe  eines  Visiteurs  leidlich  aus  der  Sache  zu  ziehen 
wissen  und  viele  darunter  zu  Vermögen  gekommen  sind, 
haben  die  letzteren  mangels  ausreichender  Kenntnisse  im 
Handels  fach  nicht  selten  empfindliche  Verluste  erlitten 
und  sind  als  wenig  kapitalkräftige  Elemente  in  zahlreichen 
Fällen  zur  Liquidation  gezwungen  worden.  Die  beim  Ein- 
treten finanzieller  Verlegenheiten  unter  ihrem  Herstellungswert 
verkauften,  verpßindeten  oder  in  die  Konkursmasse  fallenden 
Uhren  drücken  dann  naturgemäß  auf  den  Verkaufspreis 
der  übrigen  noch  vorhandenen  Fabrikate  und  erschweren 
deren  Absatz,  und  bei  neu  eingehenden  Bestellungen  wird 
durch  die  Auftraggeber  das  Verlangen  gestellt,  daß  die  Er- 
stellungspreise sich  nach  den  bei  diesen  Zwangsverkäufen  er- 
zielten Preisen  zu  richten  haben.  Den  Fabrikanten  bleibt 
alsdann  nur  die  Wahl,  die  Bestellungen  abzulehnen  und  ihre 
Arbeiter  überhaupt  beschäftigungslos  zu  lassen  oder  bei  An- 
nahme der  Bestellung  die  Arbeitslöhne  derart  herabzusetzen, 
daß  jene  nur  noch  ein  ganz  notdürftiges  Auskommen  finden. 
Und  dies  geschieht  zu  einer  Zeit,  wo  die  Lage  der  Arbeiter- 
bevölkerung ohnehin  eine  äußerst  gedrückte  geworden  ist 
zufolge  der  vorausgegangeneu  oder  immer  noch  eintretenden 
Fallimente,  bei  denen  die  Uhrenarbeiter  die  seit  3 — 6  Monaten 
ausstehenden  Lohnguthaben  zu  einem  beträchtlichen  Teil  ein- 
büßen. 

Als  Mittel  zur  Abhilfe  gegenüber  den  aufgedeckten  Übel- 
ständen werden  daher  durch  die  Urheber  der  Preisschriften 
empfohlen : 

a)  die  Verbesserung  der  Lehrlings  Verhältnisse. 
Die  Arbeitgeber  sollen  sich  daran  gewöhnen,  die  ihnen  an- 
vertrauten jungen  Leute  nicht  mehr  als  bloße  Ausbeutungs- 
objekte zu  betrachten,  sondern  die  ihnen  obliegenden  Pflichten 
eines    Lehrmeisters   auch    wirklich    zu    erfüllen.     Die    Eltern 
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und  Vormünder  der  Lehrlinge  müssen  letztere  zum  Ausharren 
in  ihrer  einstweilen  untergeordneten  Stellung  anhalten  oder 
sie  eine  der  an  allen  größeren  Orten  errichteten  Uhrmacher- 
schulen besuchen  lassen,  damit  sie  dort  eine  wenigstens  der 
Partie,  der  sie  sich  zuwenden  wollen,  entsprechende  theo- 
retische und  praktische  Teilausbildung  sich  aneignen  können. 
Sodann  ist  b)  auf  fortwährende  Verbesserung  des  Werk- 
zeugapparates  wie  auf  tunlichste  Vereinfachung  der  Fabri- 
kationsweise bei  Herstellung  der  Rol>  und  Laufwerke  und  auf 
die  Vervollkommnung  der  Kemontoiruhren  Bedacht  zu  nehmen. 
Zum  Schutze  der  rechtlichen  Fabrikanten  und  Händler  sind 
c)  Qesetze  zu  erlassen,  nach  denen  die  Verwendung  der 
Fabrik-  und  Handelsmarken  wie  dieKontroUe  des 
Feingehalts  der  goldenen  und  silbernen  Uhrgehäuse  ein- 
heitlich geregelt  wird.  Es  ist  d)  auf  die  Abschaffung  der  bis- 
her üblichen  bloß  zweimaligen  Lohnzahlungstermine 
(Georgs-  und  Martinstag)  und  deren  Ersatz  durch  monat- 
liche Auszahlungen  zu  dringen  und  schließlich  e)  darnach 
zu  trachten,  daß  womöglich  auf  gemeinschaftUche  Kosten  der 
exportierenden  Unternehmer  im  Ausland  sachverständige  und 
zuverlässige  Handelsagenten,  denen  der  Vertrieb  der 
schweizerischen  Fabrikate  vertrauensvoll  überlassen  werden 
kann,  angestellt  werden. 

Durch  die  von  der  Ausstellung  zu  Philadelphia  zurück- 
gekehrten Delegierten  wurde  die  Mahnung,  die  Dr.  Hirsch 
als  Spezialabgeordneter  des  Kantons  Neuenburg  für  die  Pariser 
Weltausstellung  im  Jahre  18G7  schon  ausgesprochen  hatte, 
auf  das  dringendste  wiederholt,  daß  nämlich  für  die  Her- 
stellung von  zugleich  billigen  und  doch  guten  Uhren  das  bis- 
her in  viel  zu  geringem  Umfang  geübte  Fabrikationsverfahren 
der  maschinenmäßigen  Produktion  der  verschiedenen 
Uhrenbestandteile  und  der  größeren  Konzentration  der  zahl- 
reichen Arbeitsvorgänge  in  weit  allgemeinerem  Maßstabe  ohne 
Verzug  zur  Anwendung  zu  gelangen  habe  und  daß  neben 
dem  Erlaß  von  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Fabrik- 
marken und  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaren  auch 
den  Erfindungsschutz  regelnde  Normen  aufzustellen  seien. 

Die  Direktion  des  Innern  des  Kantons  Bern  er* 
gänzte  ihrerseits  die  in  den  Preisschriften  vorgeschlagenen 
Mittel  zur  Abhilfe  noch  durch  eine  Anzahl  von  Anregungen, 
unter  denen  wir  die  folgenden  hervorheben: 

a)  Die  Errichtung  von  Auskunftsstellen  in  den 
Zentralpunkten  der  Uhrenindustrie,  um  die  Fabrikanten  über 
den  Vorrat  an  Uhren bestandteilen  wie  vollendeten  Stücken 
und  über  das  Verhältnis  des  Arbeitsangebotes  zur  -Nachfrage 
KU  informieren; 

b)  die  Veranstaltung  einer  ständigen  Ausstellung 
von  Uhrenindustrieprodokten ; 
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c)  die  EHnfbhrung  einer  ernsthaften  Statistik  über  die 
Uhrenindustrie ; 

d)  die  Organisation  der  Uhrenfabrikanten 
zwecks  Besprechung  der  sie  interessierenden  technischen  und 
kommerziellen  Fragen  und  einer  rationellen  Verteilung  der 
Spezialitätenfabrikation ; 

e)  die  Wahrung  der  Interessen  der  Uhrenindustrie  bei 
der  Aufstellung  von  Zolltarifen  und  dem  Abschluß  von 
Handelsverträgen. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  in  diesem  Zusammen- 
hang noch  der  Note  Erwähnung  getan,  die  der  General- 
kommissär für  die  Pariser  Weltausstellung  von  1878  (Ed.  Guy  er 
von  Zürich)  in  seinem  Administrativbericht  anschlägt  und  die, 
wenn  sie  auch  an  die  Adresse  der  schweizerischen  Arbeiter- 
schaft überhaupt  gerichtet  ist,  gerade  auch  für  die  in  der 
Uhrenindustrie  damals  herrschenden  Verhältnisse  zutrifft.  Er 
sagt  wörtlich:  „Hand  in  Hand  mit  ungenügender  Vorbildung 
und  Mangel  an  Lust  und  Liebe  zur  Arbeit  und  zum  Beruf 
geht  die  Genufisucht.  Der  französische  Arbeiter  lebt  im  Ver- 
hältnis zu  seiner  effektiven  Arbeitsleistung  dem  schweizerischen 
Arbeiter  gegenüber  so  viel  mäßiger,  daß  aus  der  Differenz, 
auf  die  Zahl  unserer  schweizerischen  Arbeiter  übertragen,  ein 
bedeutender  Teil  des  Jahresbudgets  der  Eidgenossenschaft  be- 
glichen werden  könnte.  Es  ist  nicht  nur  das  unnötigerweise 
ausgegebene  G^ld,  die  geringere  Arbeitszeit  und  Verminderung 
der  Arbeitsfähigkeit  und  Tüchtigkeit,  welche  hier  in  Betracht 
kommt,  sondern  ebensosehr  die  durch  solche  ungesunde  Ver- 
hältnisse hervorgerufene  Steigerung  der  Herstellungspreise  einer 
Menge  Artikel,  wodurch  wir  uns  der  Konkurrenz  des  Aus- 
landes  gegenüber   in   sehr  empfindlichem  Maße  schwächen  ^^ 

Zweites   Kapitel. 
Maßnahmen  zur  Beseitigung  der  Mißstände. 

Diesmal  verhallten  die  von  den  verschiedensten  Seiten 
erhobenen  Mahnrufe  nicht  mehr  ungehört.  Die  Erfahrung 
hatte  zu  eindringlich  gesprochen,  und  Fabrikanten  wie  Arbeiter 
hatten  deren  Wirkungen  am  eigenen  Leibe  in  zu  deutlichem 
Maße  zu  spüren  bekommen,  als  daß  die  erhaltenen  Lehren 
ohne  Beachtung  hätten  gelassen  werden  dürfen.    Von  der  Um- 


*  Administrativbericht  des  Schweiz.  General  komm  issärs  S.  98.  In 
Übereinstimmung  mit  dem  Inhalt  der  vorstehenden  Ausführungen  meint 
schon  der  als  Preisrichter  in  Philadelphia  funktionierende  A.  Göldy  in 
seinem  Bericht  über  das  Maschinenwesen  unter  spezieller  Bezugnanme 
auf  die  Uhrenindustrie,  daß  zweifellos  die  schönen  Zeiten  vorbei 
seien,  wo  der  Arbeiter  zwei  Tage  blau  machen  konnte ,  um  in  vier 
Tagen  den  Wochenlohn  zur  Erhaltung  seiner  Familie  einzustreichen. 
(Bericht  über  die  Stickerei-,   Baumwoll-  und  Maschinenindustrie  S.  84.) 
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wandlang  in  der  Fabrikationsweise,  die  allmählich  Platz  zu 
greifen  begann,  soll  nachher  im  Zusammenhang  gesprochen 
werden.  Unter  den  übrigen  Maßnahmen,  die  zur  Hebung  der 
Uhrenindustrie  ergriffen  wurden,  sind  vorerst  zu  erwähnen 
yerschiedene  Gesetzeserlasse  gewerberechtlichen  Inhalts,  näm- 
lich die  Bundesgesetze  betreffend 

a)  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken 
vom  19.  Dezember  1879, 

b)  das  Obligationenrecht  vom  14.  Juni  1881,  welche» 
das  Firmen  recht  ordnete  und  gegen  unlautern  Wettbewerb 
einzuschreiten  ermöglichte, 

c)  die  Kontrollierung  und  Garantie  des  Fein- 
gehalts der  Gold-  und  Silberwaren  vom  23.  Dezember 
1880  und 

d)  den  Handel  mit  Gold-  und  Silberabfällen  vom 
17.  Juni  1886. 

Dagegen  wurde  die  Aufnahme  einer  die  Einführung  dea 
Erfindungsschutzes  vorsehenden  Bestimmung  in  die 
Bundesverfassung  in  der  Volksabstimmung  vom  30.  Juli  1882 
leider  verworfen. 

Durch  die  auf  Grund  der  vorgenannten  Gesetze  ge- 
troffenen Einrichtungen  (Marken-  und  Handelsregister  sowie 
Stempelung  der  Uhrengehäuse  in  den  im  Uhrenindustriegebiet ^ 
geschaffenen  Kontrollämtern)  hatte  dian  es  immerhin  wenigstens 
so  weit  gebracht,  daß  der  redliche  Fabrikant  gegen  unlautern 
Wettbewerb  und  der  gutgläubige  Käufer  gegen  unzulässige 
Übervorteilung  beim  Ankauf  von  Gtold-  und  Silberuhren  fort- 
an geschützt  und  das  für  geordnete  und  regelmäßige  Handels- 
beziehungen notwendige  Vertrauen  wieder  hergestellt  oder  be> 
festigt  wurde. 

In  den  Uhrmacherschulen,  deren  Zahl  inzwischen  durch 
die  in  Stimmer,  Biel  undFleurier  errichteten  Institute 
vermehrt  worden  war,  änderte  man  die  Organisation  des 
Unterrichtsplanes  und  schuf  die  nötigen  Einrichtungen,  um 
die  Zöglinge  mit  der  Handhabung  der  neuen  Werkzeug- 
maschinen und  neben  der  manuellen  auch  mit  der  maschi- 
nellen Fabrikationsweise  bekannt  und  vertraut  zu  machen.. 
Außerdem  konnte  dank  der  durch  die  Eidgenossenschaft 
bewilligten  Unterstützungen  eine  Ermäßigung  des  Schul- 
geldes bewerkstelligt  und  so  der  Besuch  dieser  Anstalten 
auch  Minderbemittelten  ermöglicht  werden.  Einer  ähnlichen 
willkommenen  Bundesintervention  sind  die  Fortentwicklung 
der  schon  1870  in  Chaux- de -Fonds  gegründeten  Kunst- 
gewerbeschule (Ecole  speciale  d'art  appliqu^  k  Tindustrie) 


^  In  Genf,  Neuenburg,  Chaux -de -Fonds,  Fleurier,  Lode,  Biel, 
Delsberg,  St.  Immer,  Noirmont,  Pruntrut,  Tramlingen,  Grenchen  und 
Schaffhausen. 
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und  die  1877  erfolgte  Eröffnung  eines  analogen,  nur  noch  viel 
bedeutenderen  Instituts  in  Genf^  zuzuschreiben.  In  diesen 
Anstalten  wird  insbesondere  auf  die  Unterweisung  und  Aus- 
bildung der  sie  besuchenden  Zöglinge  in  der  Ausschmückung 
der  Uhrengehäuse  (Gravieren,  Ziselieren,  Malen  auf  Email  usw.) 
Gewicht  gelegt.  In  bescheidenerem  Rahmen  dienen  demselben 
Zweck  die  1869  und  1882  in  Neuchätel  und  Locle  gegründeten 
Fachgewerbeschulen. 

Die  Sternwarten  von  Genf  und  Neuenburg  haben 
durch  die  regelmäßige  Mitteilung  der  genauen  Tageszeit  an 
die  elektrischen  Uhren  der  Stadt  Genf  und  der  Ortschaften 
des  Neuenburger  und  Waadtländer  Juras  den  Uhrenfabri- 
kanten und  Regleuren  die  Feinstellung  ihrer  Uhrwerke  wesent- 
lich erleichtert  und  durch  das  alljährliche  Aussetzen  von 
Preisen  auf  die  besten  Leistungen  im  Regulieren  dieser  Partie 
zu  einer  außerordentlich  hohen  Ausbildung  verholfen.  Ist  die 
letztere  Einrichtung  zunächst  und  direkt  auch  nur  für  die 
Förderung  der  Chronoraeterfabrikation  bestimmt,  so  ist  ein- 
leuchtend, daß  die  hierbei  erzielte  Vervollkommnung  auf  dem 
Gebiet  der  Feinstellungstechnik  auch  der  gewöhnlichen  Taschen- 
uhrenfabrikation zugute  kommen  mußte.  Im  Jahr  1878  ist 
denn  auch  in  Biel  ein  mit  der  dortigen  Uhrmacherschule  ver- 
bundenes Bureau  behufs  Beobachtung  des  Ganges  der  bei  ihm 
hinterlegten  sog.  zivilen  Uhren*  eröffnet  worden.  In  ana- 
loger Weise  wie  die  Sternwarten  für  die  Chronometer  stellt 
es  Zeugnisse  aus  für  die  ihm  zur  Kontrolle  übergebenen  guten 
bürgerlichen  Uhren,  an  deren  Genauigkeit  begreiflicherweise 
nicht  so  hohe  Anforderungen  wie  bei  jenen  gestellt  werden. 
Die  Uhrmacherschule  von  Chaux- de- Fonds  hat  in  der  Folge- 
zeit eine  ähnliche  Einrichtung  getroffen. 

Die  bereits  in  den  verschiedenen  Zentren  der  Uhren- 
industrie aus  Fabrikanten  und  Geschäftsleuten  bestehenden 
lokalen  Vereinigungen  haben  sich  im  Jahr  1876  zu  dem  Ver- 
band der  Sociät^  intercantonale  des  industries  du 
Jura  zusammengeschlossen  und  in  demselben  das  wirksamste 
Organ  für  die  Vertretung  ihrer  Interessen  beim  Abschluß  der 
Handelsverträge  mit  auswärtigen  Staaten  gefunden.  Von  diesem 
Verband  sind  außerdem  die  mannigfachsten  Anregungen  zur 
Ausarbeitung  der  oben  genannten  gewerberechtlichen  Ge- 
setze wie  auch  zu  Reformen  in  der  Uhrenfabrikation  (bezüg- 
lich der  hier  gebräuchlichen  Maße  und  Meßinstrumente)  usw. 
ausgegangen. 


*  Genf  besitzt  übrigens  verschiedene,  in  größerem  oder  kleinerem 
Rahmen  dem  nämlichen  Zweck  dienende  Institute.  Neben  der  Ecole 
des  arts  industrielle  gibt  es  noch  eine  Ecole  speciale  d'art  appliqu^  & 
rindnstrie,  ein  Musee  des  arts  d^coratifs  und  eine  besonders  dem  Zeichen- 
unterricht gewidmete  Ecole  Municipale  d'art. 

2  S.  die  Anmerkung  2  auf  S.  76. 
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Der  in  der  Handels-  und  Industrieabteilung  des  Genfer 
Kunstvereins*  seit  1870  bestehenden  „Uhrensektion"  gebührt 
daa  Verdienst,  im  Jahr  1876  das  Journal  suisse  d'horlogerie 
gegründet  zu  haben.  Diese  älteste  und  vornehmste  Uhren- 
fachzeitschrift der  Schweiz  kann  den  Ruhm  flir  sich  in  An- 
spruch nehmen,  der  heimischen  Uhrenindustrie  durch  die  von 
ihr  veröffentlichten  Abhandlungen  technischen  und  wissen- 
schaftlichen Inhalts  die  unschätzbarsten  Dienste  geleistet  zu 
haben. 

Dem  von  der  bernischen  Direktion  des  Innern  aus- 
gegangenen Vorschlag,  eine  ständige  Ausstellung  von  Uhren- 
industrieprodukten  ins  Werk  zu  setzen,  war  zwar  keine  Folge 
gegeben  worden.  Dagegen  wurde  mit  Hinblick  auf  den  Nutzen 
und  die  Lehren,  die  aus  solchen  Veranstaltungen  zu  ziehen 
jeweilen  Gelegenheit  geboten  war,  nicht  nur  den  auswärts  von 
Zeit  zu  Zeit  stattfindenden  internationalen  Ausstellungen  fort- 
während die  regste  Aufmerksamkeit  geschenkt  und  den 
schweizerischen  Interessenten  die  Teilnahme  daran  erleichtert, 
fiondern  auch  im  Lande  selbst  suchte  man  durch  die  Organisation 
von  Spezial-  und  allgemeineren  Ausstellungen  sowohl  das  Publi- 
kum über  die  eigene  Leistungsfkhigkeit  aufzuklären,  wie  sich 
über  die  anderwärts  erzielten  Fortschritte  zu  vergewissern  und 
davon  zu  profitieren.  Auf  der  Weltausstellung  von  Philadelphia 
hatten  die  Amerikaner  deswegen  einen  vei*gleichsweise  so 
großen  Triumph  davongetragen,  weil  die  Schweiz  in  der 
Hauptsache  nur  ganz  feine  oder  ganz  gewöhnliche  Fabrikate 
vorgeführt  hatte,  dagegen  in  dem  Genre  der  guten  Uhren* 
nur  schwach  vertreten  war.  Die  von  den  Amerikanern  aus- 
gestellten Stücke  gehörten  aber  im  wesentlichen  gerade  zu  dieser 
Kategorie,  und  durch  eine  vorher  zwischen  allen  Fabriken  ver- 
abredete Preisermäßigung  um  40 — 50  *^/o  war  bei  dem  Publikum 
der  Glaube  erweckt  worden,  daß  sie  auf  diesem  Gebiet  ihrer 
größten  Rivalin  nun  wirklich  den  Rang  abgelaufen  hätten.  Nach 
Schluß  der  Ausstellung  suchten  sie  diese  Wirkung  durch  massen- 
hafte Verbreitung  des  ins  Englische  übersetzten  Vortrags,  den 
E.  Favre-Perret  am  14.  November  1870  in  Chaux-de-Fonds 
gehalten,  und  in  dem  er,  um  Eindruck  zu  erwecken,  die  Nach- 
teile der  schweizerischen  Fabrikationsweise  im  Vergleich  zu 
der  amerikanischen   in  möglichst  dunkeln  Farben  geschildert 


^  Der  Kunst  verein  (Soci^te  des  Arts),  der  als  der  älteste  aller 
wissenschaftlichen  Vereine  in  Genf  im  Jahr  1776  gegründet  wurde,  und 
der  seit  1822  in  drei  Abteilungen  oder  Klassen :  la  Classe  des  beaux- 
arts,  d'industrie  et  de  commerce  und  d'agriculture  zerfällt,  hat  u.  a. 
auch  die  Genfer  Uhrmacherschule  ins  Leben  gerufen. 

^  Es  lassen  sich  vier  Kategorien  von  Taschenuhren  unterscheiden: 
a)  die  Chronometer  oder  Präzisionsuhren,  b)  die  ^uten  bürf^erlichen 
Uhren  (montres  civiles),  c)  die  komplizierten  Stücke  (Repetierwerke, 
Ohronographen  usw.),  d)  die  gewöhnlichen  oder  billigen  Uhren  (montres 
bon  courant). 
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hatte,  zu  befestigen  und  zu  verstärken.  Indessen  zeigte  es  sieb 
an  den  internationalen  Ausstellungen  von  Paris  (1878)  und 
von  Melbourne  (1880)^,  daß  die  von  ihnen  auch  auf  diese 
Gelegenheiten  hin  in  großartigstem  Maßstab  betriebene  Re- 
klame den  Tatsachen  keineswegs  entsprach,  die  schweizerischen 
Fabrikate  gleicher  Qualität  vielmehr  billiger  und  bei  gleichem 
Preis  qualitativ  besser  waren.  Schon  die  erstere  dieser  beiden 
Ausstellungen  ließ  erkennen,  daß  die  mechanische  Produktion 
in  der  Schweiz  seither  an  Boden  gewonnen  hatte,  und  die  im 
Jahr  1881  in  Chaux-de-Fonds  organisierte  Spezial« 
wie  die  1883  in  Zürich  in  Szene  gegangene  Landes- 
ausstellung brachten  dies  noch  viel  deutlicher  zum  Ausdruck, 
Inzwischen  hatte  die  Wirtschaftskrise,  die  1873  von 
Wien  ausgegangen  war  und  allmählich  alle  Länder  und 
alle  großen  Industriezweige  ergriffen  hatte,  ihr  Ende  er- 
reicht. Das  Geschäftsleben  begann  wieder  in  ruhigere  Ge- 
leise einzulenken.  Diesem  wie  dem  weiteren  Umstand^ 
daß  die  Schweiz  gleichzeitig  die  verschiedenartigsten  Ver- 
anstaltungen getroffen  hatte,  um  ihre  Produktion  zu  verbessern 
und  die  in  ihrem  industriellen  Rüstzeug  wahrgenommenen 
Lücken  auszufüllen,  ist  es  zuzuschreiben,  daß  vom  Aus- 
stellungsjahr 1878  an  ihre  Ausfuhr  an  Uhrenartikeln  im  all- 
gemeinen  und   speziell  nach   den  Vereinigten   Staaten^ 


^  In  Paris  waren  die  Amerikaner  nur  ungenügend  vertreten,  in 
Melbourne  dagegen  waren  sie  offenbar  mit  ihren  besten  Werken  auf- 

ferückt.  Allein  bei  den  in  der  dortigen  Sternwarte  anc'estellten  Proben 
amen  die  besten  Stucke  der  Waltham-Fabrik  in  den  15.  Rang  zu 
stehen,  während  die  Schweiz  den  ersten  Rang  zugewiesen  erhielt  und 
mit  ihren  geringsten  Werken  noch  in  der  zwölften  Klasse,  alscr 
noch  vor  den  besten  amerikanischen,  eingereiht  wurde.  Und  dieses  Re- 
sultat wurde  durch  die  von  selten  der  Schweizer  kollektiv  zur  Prüfung 
übergebenen  Stücke  erreicht,  während  von  selten  der  Amerikaner  nur 
eine  einzige  Fabrik  —  die  Walthamfabrik  —  sich  in  den  Wettkam])f 
eingelassen  natte.  Das  Mittel  der  schweizerischen  Leistungen  stand  mit 
472,5  Punkten  noch  hoch  über  den  430  Punkten,  die  die  amerikanische 
Firma  als  bestes  Resultat  und  gar  über  den  376,7,  die  sie  als  Durch- 
schnittsziffer erhielt.  (Catalogue  officiel  de  TExposition  nationale  d'hor- 
logerie  ä  la  Chaux-de-Fonds  II.  Teil  S.  3.) 

'  Bis  1884  gab  die  schweizerische  Statistik  nur  die  Quantität 
der  ausgeführten  Artikel  an,  die  amerikanische  wie  auch  die  frau' 
zösische  verzeichnete  aber  auch  den  Wert  der  in  den  beiden  Staaten 
importierten  Waren.    Danach  ergeben  sich  folgende  Resultate: 

Jahr        Ausfuhr        Einfuhr  in  den  Ver.  Staaten 


m  q. 

m  lausena  J 

1877 

766 

3  569 

1878 

868 

3  996 

1879 

888 

5292 

1880 

1873 

5  292 

1881 

1433 

10144 

1882 

1779 

11809 

1888 

1722 

13  288 

1884 

1844 

11147 
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•ich  von  neuem  zu  heben  begann  und  im  Jahr  1882  wieder 
eine  stattliche  Höhe  erreichte.  Da  erfolgte  in  Paris  ein  Börsen- 
krachy  der  seine  Wirkungen  auf  alle  europäischen  Märkte  er- 
streckte. Ungefähr  gleichzeitig  begannen  aber  auch  die  Wir- 
kungen der  Überproduktion,  die  in  einer  Reihe  von  Industrie- 
zweigen durch  die  Verwendung  neu  erfundener  Maschinen  her- 
Torgerufen  wurde,  sich  spUrbar  zu  machen,  und  bald  verfiel  die 
gesamte  Uhrenindustrie  wieder  einer  lähmenden  Krise.  Aufs 
neue  wurde  nach  Mitteln  zur  Abhilfe  Umschau  gehalten.  In 
Ohaux-de-Fonds  veranstaltete  die  Soci^t^  d'Emulation  in- 
dustrielle eine  Untersuchung  lokaler  Natur  über  die  Lage  dieses 
Industriezweiges  und  seiner  verschiedenen  Partien  und  erhielt 
auf  die  von  ihr  an  Fabrikanten  und  Arbeiter  versandten  Frage- 
bogen verschiedene  Arbeiten  über  dieses  Thema  eingereicht  In 
Genf  ernannte  der  Staatsrat  eine  vielköpfige  Untersuchungs- 
kommission zur  Prüfung  der  ökonomischen  Situation  des 
Kantons  und  der  zu  deren  Besserung  etwa  geeigneten  Mittel, 
und  der  Bundesrat  schritt  zufolge  eines  1882  durch  die 
Bundesversammlung  angenommenen  Postulates  zu  einer  durch 
Vermittlung  der  Kantonsregierungen  unternommenen  En- 
q  uete,  die  sich  über  die  Wirtschaftsverhältnisse  aller  schweize- 
rischen Gewerbe  erstreckte.  Aliein  von  den  höchst  dürftigen 
Mitteilungen,  die  dem  Bundesrat  zugingen,  abgesehen,  zeigte 
es  sich,  daß  die  Meinungen  über  die  Mittel  und  Wege,  wie 
der  gegenwärtigen  Bedrängnis  abzuhelfen  sei,  allzusehr  ausein- 
andergingen, als  daß  man  über  das  weitere  Vorgeben  zu  einem 
Entschluß  gelangen  und  dessen  Ausführung  hätte  in  die  Hand 
nehmen  können.  Mit  dem  im  Jahr  1882  abgeschlossenen 
schweizerisch-französischen  Handelsvertrag  zeigte 
sich  die  Uhrenindustrie  zufrieden:  dem  fast  allgemein  aus- 
gesprochenen Wunsche  auf  Unterstützung  des  gewerblichen 
Unterrichtswesens  wurde  durch  den  Bundesbeschluß  vom 
27.  Juni  1884  über  die  gewerbliche  und  industrielle 
Berufsbildung,  laut  welchem  die  zu  diesem  Zwecke  be- 
triebenen Anstalten  namhafte  Bundesbeiträge  zugesichert  und 
in  der  Folge  auch  ausbezahlt  erhielten,  Rechnung  getragen, 
die  Posttaxen  für  die  Beförderung  kleinerer  Pakete  er- 
fuhren eine  Ermäßigung^  und  die  Zollstatistik  eine  auf 
bessere  Verwertbarkeit  der  von  ihr  gelieferten  Angaben  ab- 
zielende Erweiterung. 

Die  Situation  verschlimmerte  sich  indessen  fortwährend. 
Um   Mitte   Februar    1886    veröffentlichten   die   Zeitungen   der 

1  Durch  das  E.G.  betreffend  die  Posttaxen  vom  26.  Juni  1884. 
Diese  Maßnahme  war  bei  der  großen  Zerstreuung  der  an  der  Her- 
stellung einer  Uhr  beteiligten  Produzenten  und  der  oft  beträchtlichen 
Entfernung  der  einzelnen  Ührenarbeitcr  von  ihrem  ^Comptoir**,  mit  dem 
der  Verkehr  dorch  die  Post  vermittelt  werden  mußte,  von  nicht  zu 
untendriUKote  Bedeatang. 
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Westschweiz  einen  Aufruf,  worin  festgestellt  wurde,  daß  zu- 
folge der  Konkurrenz,  die  sich  Fabrikbesitzer  und  £tablisseure 
machten,  der  Wert  der  gewöhnlichen  Taschenuhren  wie  der 
Arbeitslohn  seit  ungefähr  15  Jahren  um  nahezu  50  ^/o  gesunken 
fiei  und  ein  in  der  Uhrenbranche  beschäftigter  Familienvater 
kaum  mehr  den  für  sich  und  die  Seinigen  nötigen  Unter- 
halt zu  verdienen  vermöge;  diesem  beständigen  Sinken  der 
Preise  und  Löhne  einen  Riegel  vorzuschieben,  habe  eine  nach 
vielen  Hunderten  zählende  Versammlung  von  Interessenten  die 
Lage  neuerlich  besprochen  *  und  eine  aus  Fabrikanten,  Werk- 
stätteninhabem  und  Arbeitern  zusammengesetzte  Kommission 
bestellt,  die  des  nähern  mit  dem  Studium  der  Sachlage  sich 
zu  befassen  beauftragt  sei.  Diese  Kommission  schrieb  wieder- 
um eine  Preisaufgabe  aus,  in  der  das  Thema  behandelt 
werden  sollte,  welches  die  Ursachen  der  fortwährenden  Ab- 
nahme des  Uhrenwertes  und  der  Arbeitslöhne  und  welches  die 
Mittel  seien,  um  die  vorhandene  Kotlage  am  wirksamsten  zu 
bekämpfen.  Es  gingen  nicht  weniger  als  45  Arbeiten  ein, 
von  denen  die  große  Mehrzahl  die  Einführung,  des  Er- 
findungsschutzes sowie  die  Organisation  der  Pro- 
duzenten als  die  zur  Heilung  der  bestehenden  Schäden  zweck- 
dienlichsten Mittel  bezeichnete*. 

Beide  Anregungen  fielen  auf  fruchtbaren  Boden.  Von 
den  Organisationsbestrebungen  wird  noch  ausführlicher  die 
Rede  sein.  Die  auf  Einführung  des  Erfindungsschutzes  ab- 
zielende Revision  der  Bundesverfassung  fand  diesmal  im  Volke 
mehr  Verständnis  und  Mitte  November  1888  trat  das  Ende 
Juli  gl.  J.  durch  die  Bundesversammlung  angenommene  Gesetz 
betreffend  die  Erfindungspatente  endlich  in  Kraft.  Noch 
im  Dezember  gleichen  Jahres  wurde  das  Bundesgesetz  be- 
treffend die  gewerblichen  Muster  und  Modelle,  wo- 
nach gleichfalls  der  Ruf  laut  geworden  war,  erlassen®  und 
das  Markenschutzgesetz  kurz  darnach  durch  ein  solches  er- 
setzt*, in  dem  der  den  Fabrikmarken  zukommende  Schutz 
auch  auf  die  Herkunftsbezeichnungen  ausgedehnt  war. 


*  Diese  von  ungefähr  600  Personen  besuchte  Versammlung  fand 
am  30.  Januar  1886  in  der  Tonhalle  in  Biel  statt. 

^  Auch  die  von  Jules  Grfeller  verfaßte,  mit  einem  zweiten  Preise  — 
ein  erster  wurde  nicht  zuerkannt  —  bedachte  Schrift  steht  auf  diesem 
Boden. 

"  Dieses  freilich  größere  Bedeutune  für  die  Textil-  als  ffir  die 
Uhrenindustrie  besitzende  Gesetz  ist  seither  einer  Revision  unterzogen 
worden.  An  seine  Stelle  ist  das  Bundesgesetz  vom  30.  März  1900 
getreten. 

*  Durch  das  B.G.  betreffend  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken, der  Herkunftsbezeichnungen  von  Waren  und  der  gewerblichen 
Auszeichnungen  vom  26.  September  1890. 
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Drittes   Kapitel. 
Weitere  Entwieklnng. 

Da  die  im  Jahre  1^83  ausgebrochene  Krise  einen  all- 
gemeinen Charakter  annahm  und  sich  nicht  auf  einen  ein- 
Beinen  Industriezweig  oder  auf  einen  örtlich  b^renzten  Um- 
kreis beschränkte,  ist  einleuchtend,  daß  es  den  hauptsäch- 
lichsten mit  der  Schweiz  konkurrierenden  Industriezentren 
nicht  besser  als  dieser  selber  erging. 

Seit  dem  Jahre  1876  war  in  Amerika  nicht  nur  eine 
Anzahl  neuer  Fabriken  gegründet  und  eröffnet  worden,  sondern 
die  schon  bestehenden  hatten  ihren  Betrieb,  wie  die  Waltham 
und  die  Elgin,  durch  die  bereits  erzielten  Erfolge  ermutigt, 
beträchtlich  erweitert^  und  ihre  Produktionsfähigkeit  selbst 
um  das  Drei-   bis   Vierfache  gesteigert,    so   daß  die  Jahre*- 

Sroduktion  Ton  250 UO.»  Stück  im  Jahre  1876  während  de» 
arauf  folgenden  Dezenniums  auf  1,5  Millionen  Uhren  an- 
ge^^tio^n  war.  Auch  die  amerikanischen  Untemehmongen 
bekameil  tiun  die  Wirkungen  der  Überproduktion  zu  spureiu 
Verschieilene  sahen  sieh  zur  Liquidation  geswongeo.  einige 
falliortr^n  und  die  übrigen  waren  zu  einer  beträchtlichen  Ein- 
sohrsinkuiig  ihres  Betriebes  und  zur  Entlassung  einer  großen 
Zahl  ihr\*r  Arbeiter  genötigt*. 

)[it  der  jen$eit$  des  Jura  im  dritten  Viertd  de:s  Jahr* 
lumderts  so  eni [Hergekommenen  Uhrenindustrie  stand  e»  nicht 
besser.  la  Besani^on  hatte  in  der  Uehrzahl  der  Wcrk- 
stStten  die  Arbeit  eirgeschränkt  werden  müssen  und  d«-  Ar- 
Ivit&lohu  wAr  *ell^t  um  mehr  als  5».'**,  T?n  fins.  o — 6  »"if 
fr«.  2 — 2*'>  »  ct5,  gesunken.  Eine  grvö«  Zahl  der  dort  b«- 
$ch;if::c:en  Arbei:>krdt:e  hane  sioh  in  die  Schweiz  b*«iwc^ 
wv>  s<nt  1>7^  irie^ier^ci  eine  alljAhrÜoh  sich  steigönd**  Z#*- 
riÄhaie  de*  U'::ren.exports  naca  Frankreich  zu  rer^^ictz.»»« 
wtwr.  D^nn  wA'r.rvni  dieser  im  Jahre  1>75  car  cxh  ecw» 
1^1  jr*  -;r.e:i  Fr:*.'"ke::  b«?cragen  h^:rev  beÜef  er  *^*oh  1S>4  aaf 
4.r>  M:'.l'\'»r.er.  r.jivh  vier  fr:irj:>L>ciie::  az-l  1^.N>  a^' 7.5  lL^:a»Hi 
rjch  d^r  ><*hwe£5er*>ch-?a  Ssiti>äk-  Di-es*  Zorick'iriJi^rEi;«: 
dtT  tT:*rjN>:>»:r.er.  du.rva  d:e  s^riLweLKr-Ärhe  In,i3.*arL-e  wxrLe 
a1  pfsie'r:  dem  r:::>sici  dxa  leasen*  d.ki  Sjstetr:  d«-  vcctiiC»- 
BiJki\Dfa  lVv>yi::;:3i  :~  weireai  Uüitkrx  dem  T.:Lk:ciiaifli«PHa 
KifT    ökbnknis\rv»s    Herftellwrsr    der    Cirea    «ocf-frt    IkttSiSL 


if  r  Uxvo».  ÄitSvr  infttmi  i.**  i*^  sr^^iom.  i  ^.  W^zbam  'n:Z-^'%X  lait  uh  Harn. 
^  Si)    sab    ifttä    «iiat"   ^äiSiaai.    iA    •&<"  Xicw^mifickiec    vmzfKtSEft. 
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während     die    französischen    Produzenten    dem    System    der 
Etablissage  treu  geblieben  waren,  zugeschrieben  *. 

Mit  dem  Jahre  1889  schienen  wieder  bessere  Zeiten  für 
die  Uhrenindustrie  anzubrechen,  indem  der  Export  eine,  im 
folgenden  Jahr  noch  fortgesetzte,  ganz  bedeutende  Steigerung 
erfuhr  und  1890  die  schöne  Ziffer  von  100  Millionen  Franken  * 
erreichte.  Allein  schon  1891  ging  die  Ausfuhr  wieder  erheb- 
lich zurück  und  fiel  1892  mit  85V2  Millionen  aufs  neue  in 
einen  krisenhaften  Tiefstand.  Der  zu  Ende  des  Jahres  mit 
Frankreich  ausgebrochene  Tarifkrieg  war  nicht  geeignet,  die 
Lage  zu  bessern.  Spekulative  Köpfe  begannen  im  Ausland 
hergestellte  Schundware  zu  importieren  und  suchten  sie  unter 
Zuhilfenahme  einer  schwindelhaften  Reklame  durch  die  Ver- 
mittlung von  Bazaren,  Wirten  und  sonstigen  Geschäftlimachem 
dem  leichtgläubigen  Publikum  aufzudrängen.  Aber  auch 
unter  den  Angehörigen  der  eigenen  Industriewelt  fanden  sich 
unlautere  Elemente.  Zu  den  durch  Leihanstalten  von  Zeit  zu 
Zeit  organisierten  Versteigerungen  wurden  durch  gewisse 
Uhrenfabriken  eigens  zu  dieser  Verkaufsgelegenheit  her- 
gestellte Uhren  geliefert,  und  die  hierbei  realisierten  Preise 
mußten  dann  unausbleiblicherweise  auf  diejenigen  der  soliden 
Fabrikate  drücken.  Die  Preise  dieser  letzteren  waren  ohne- 
hin in  fortwährendem  Sinken  begriffen,  wie  die  aus  den  Ver- 
kaufsergebnissen ermittelten  Stichproben  des  von  1885 — 1894 
reichenden  Jahrzehnts  zur  Anscnauung  bringen.  Darnach 
betrug  der  durchschnittliche  Verkaufswert  einer  Uhr 

im  Jahr      mit  goldenem      silbernem     sonbtigem  Gehäuse 

Franken  Franken  Franken 


1885 

66,15 

20,40 

11,90 

1890 

60,80 

16,92 

10,18 

1894 

55,76 

13,84 

9,71 

d.  h.  der  Preis  einer  goldenen  Uhr  hat  sich  in  dieser  Periode 
um  16  ^/o,  derjenige  einer  silbernen  um  32  ®/o  und  einer  Nickel- 
oder Stahluhr  um  18%  ermäßigt.  Ferner  hat  sich  nament- 
lich die  Kachfrage  nach  metallenen ,  d.  h.  nach  billigen 
Uhren,  auf  Kosten  derjenigen  besserer  Qualität,  gleichzeitig 
gewaltig  gesteigert,  wie  aus  folgender  Zusammenstellung  er- 
sichtlich ist.     Es  wurden  exportiert: 


^  Gfeller  a.  a.  0.  nach  dem  Bericht  der  Handelskammer  von 
Be8an9on  pro  1885  und  P.  Garnier:  Rapport  sur  la  classe  26  (horlogerie) 
in  A.  Picard:  Rapport  ff^n^ral  snr  1' Exposition  universelle  de  1889 
Tome  III  pag.  683  und  Tome  V  pag.  171. 

^  Hieranter  sind  die  Ausfanrwerte  far  (vollständige)  Taschen- 
uhren, Uhr-  und  Rohwerke,  Uhrenhestandteile  und  Uhrengehäuse  ein- 
begriffen. 

Forschungen  1S3.  —  PTleghart.  6 
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goldene 

silberne 

metallene 

im  Jahr 

Wert 

otucke    inTauMnden 
Ton  Franken 

Wert 

Stucke     in  Tausenden 
Ton  Franken 

Wert 

Stucke     in  Tausenden 
von  Franken 

1885 
1890 
1894 

441  884        29  22:3 
613:3:35        37  290 
560817        81271 

1  731 001       ;35  297 

2  467  686       44  746 
2  357  352       32  633 

561  271          6  687 
1 346  875        13  717 
1 427  357        13  864 

Diese  Bevorzugung  der  billigen  Uhren  kam  beinahe 
ausschließlich  der  fabrikmäßigen  Produktion  zu  statten, 
weil  nur  die  Fabriken  auf  die  Produktion  in  Massen, 
die  allein  die  Billigkeit  verbürgen  kann,  eingerichtet  sind. 
Wenn  auch  sie  unter  dem  Nachlassen  der  Preise  zu  leiden 
hatten  und  die  von  ihnen  ausbezahlten  Arbeitslöhne  zurück- 
gingen, so  wurden  sie  und  die  in  ihrem  Dienste  stehenden 
Arbeiter  doch  viel  weniger  empfindlich  mitgenommen  als  die 
Etablisseure  und  insbesondere  die  von  diesen  beschäftigten 
Hausindustriellen,  die  wiederum  böse  Zeiten  durch- 
machen mußten.  Mit  dem  Jahre  1895  begann  die  Situation 
sich  langsam  zu  bessern.  Die  Gründe  dafür  waren  die 
günstigere  Gestaltung  der  Geschäftslage  in  verschiedenen 
Ländern,  die  Geringfügigkeit  der  Lagerbestände  und  sodann 
auch  die  Fabrikation  der  für  die  Landesausstellung  bestimmten 
Stücke,  ferner  die  in  Aufnahme  gekommene  Mode  der  email- 
lierten Uhren,  die  neue  Gangwerke  (assortiments)  erheischten, 
und  endlich  die  Beendigung  des  mit  Frankreich  geführten  Zoll- 
krieges. Von  1896  an  nahm  die  Uhrenindustrie  wieder  einen 
erfreulichen  Aufschwung,  indem  Produktion  und  Export  eine' 
schnelle  Zunahme  erfuhren  und  bald  überall  wieder  regsamste 
Tätigkeit  herrschte.  Indessen  ließ  der  Umstand,  daß  trotz 
der  erhöhten  Nachfrage  das  Sinken  der  Preise  seinen  Fort- 
gang nahm,  doch  keine  ungemischte  Freude  aufkommen,  und 
eine  Zeit  lang  —  vornehmlich  im  Jahre  1897  —  war  die  zu- 
nehmende Einfuhr  von  P 1  a  q  u  ^  gehäusen  ^  amerikanischer 
Herkunft,  welche  die  silbernen  Schalen  einheimischer 
Fabrikation  verdrängten  und  auch  die  Fabrikation  der 
goldenen  in  sehr  ungünstiger  Weise  beeinflußten,  ernstliche 
Besorgnisse  für  die  Zukunft  dieses  Spezialindustriezweiges 
zu  erregen  geeignet.  Indessen  verschwand  diese  Gefahr 
wieder  so  rasch,  als  sie  gekommen  war,  und  die  schweize- 
rische Uhrenindustrie  setzte  iliren  aufwärts  strebenden  Gang 
fort  bis  1901,  in  welchem  Jahre  sie  ihren  Höhepunkt  mit 
einer  Ausfuhrziffer  von  128,153  Millionen  Franken  erreichte  •, 
worauf  wiederum,  zufolge  einer  Verminderung  des  Exports 
um    beinahe   10  Millionen   im   folgenden  Jahr,    eine   ziemlich 


^  Plaqu^gehäuse  sind  solche,  die  mit  einem  edeln  Metall  (vorzGff- 
lieh  Gold)  plattiert  sind  und,  vermittelet  besonderer  Maschinen  reiä 
verziert,  ganz  das  Aussehen  echt  goldener  besitzen. 

^  Im  Jahr  1905  wurde  aber  selbst  dieser  Höhepunkt  überschritten. 
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empfindliche  Stockung  in  der  Geschäftstätigkeit  eintrat.  In- 
dessen machte  sich  dieser  Rückschlag  nur  deswegen  als  be- 
sonders unangenehm  bemerkbar,  weil  das  ausnahmsweise 
günstige  Geschäftsergebnis  des  Jahres  1901  naturgemäß  allzu 
sanguinische  Hoffnungen  erweckt  und  alles  sich  auf  eine 
weitere  Steigerung  der  Produktion  eingerichtet  hatte,  statt 
dessen  aber  wieder  mehr  normale  Verhältnisse  eintraten.  Für 
welche  Kategorie  von  Produzenten  dieser  Wandel  in  der  Kon- 
junktur sich  besonders  nachteilig  gestaltete,  wird  in  einem 
Anderen  Zusammenhange  zu  erörtern  sein. 

Die  nachstehende  Tabelle  gibt  eine  Übersicht  über  die 
Export-  und  Preisverhältnisse  des  letzten  Jahrzehnts  (1897 
bis  1906): 


Ausfuhr 

m  Jahr 

Stücke 

Wert' 

(Uhren  und  Uhrwerke)         in 

Tausenden  von  Franken 

1897 

5  487  298 

101  278 

1898 

5  792 1(59 

106397 

1899 

6718428 

110689 

1900 

7314270 

119991 

1901 

8044361 

128 153 

1902 

7344862 

118503 

1903 

7  393  885 

116226 

1904 

8  005  203 

120720 

1905 

9 106  704 

130927 

1906 

9990272 

149921 

Mittlerer  Preis 

y  ,  einer  goldenen  Uhr        silbernen  Uhr        metallenen  Uhr 

Franken  Franken  Franken 


1895 

55,79 

13,27 

9,32 

1900 

50,11 

12,25 

8,46 

1901 

50,81 

11,88 

8,26 

1902 

51,74 

12,35 

8,28 

1903 

52,67 

11,99 

7,61 

1904 

51,86 

11,80 

6,93 

Die  Preise  haben  somit  im  letzten  Jahrzehnt  ein  weiteres 
Fallen  erlitten  und  zwar  um  7®'o  bei  den  Gold-,  um  11  ^/o 
bei  den  Silber-  und  um  26  ^^o  bei  den  Metalluhren.  Im  Ver- 
gleich zu  1885  zeigt  sich  ein  Rückgang  um  22®/o  bei  den 
goldenen  und  um  je  42  ^/o  bei  den  silbernen  wie  Nickel-  und 
Stahluhren. 


'  In  diesen  Ziffern  erscheinen  nicht  nur  die  Werte  für  die  Uhren 
und  Uhrwerke,  sondern  auch  für  die  Gehäuse,  Rohwerke  und  diversen 
Uhrenbestandteile. 

f1    6* 
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Über  die  Verschiebung  in  der  Nachfrage  nach  den  drei 
Kategorien  von  Uhren  ^  erteilt  folgende  Tabelle  Aufschiufi^ 
In  Prozenten  ausgedrückt  betrug  am  Oesamtexport  der  An* 
teil  der 

im  Jahr  goldenen  Uhren  silbernen  Uhren  metallenen  Uhren 
1885                   16                          64  20 

1894  12  54  34 

1904  12  37  51 

Die  Gunst  des  Publikums  hat  sich  demnach  je  länger  je 
mehr  in  ganz  entschiedener  Weise  den   billigen  Uhren  zu- 
gewandt,   und   zwar  so,    daß   wer   keine  goldene  Uhr  an- 
zuschaffen vermochte,  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  eine  Uhr  mit 
gewöhnlichem  Metallgehäuse  einer  solchen  mit  silberner  Schale 
den   Vorzug   gab.     Nun    sind    in    der  allerneuesten   Zeit  die 
Uhrenproduzenten   aber  zu   der  Einsicht  gelangt,    dafi  es  mit 
der   ständigen   Verbilligung  ihrer   Erzeugnisse   so   nicht  fort- 
gehen   könne   und  dem  fortwährenden  Sinken  der  Preise  ein- 
mal  Einhalt  getan   werden   müsse.     Im  Juni  1905   haben   sie 
deshalb  ein  von  13  Fabrikantengesellschaften  aus  den  5  Haupt- 
industriekantonen  ausgehendes   Zirkular  an    die  Uhrenkäufer 
und  -Händler  in   32  verschiedenen  Ländern   gerichtet,   worin 
ausgeführt  wilrde,  daß  zufolge  Erhöhung  des  Preises  der  Roh- 
stoffe (speziell  für  Messing,  Gold  und  Silber)  sowie  der  zu  einer 
Uhr  gehörenden  Fabrikate  (Spiralfedern,  Uhrengläser),  ferner 
des   auf  die  Fassonierung  und  Verzierung   der  Gehäuse   von 
den  Schalenfabrikanten   und  Dekorateuren   geforderten  Preis- 
aufschlages und  schließlich  noch  wegen  der  durch  die  Arbeiter- 
gewerkschaften erlangten  Verkürzung  der  Arbeitszeit  wie  Er- 
höhung der  Arbeitslöhne,  sie  sich  gezwungen  sehen,  eine  an- 
gemessene und  allgemeine  Steigerung  des  Verkaufspreises  der 
von  ihnen  hergestellten  Artikel  eintreten  zu  lassen,  wovon  die 
Adressaten  Notiz  zu  nehmen  gebeten  seien. 

Zufolge  dieser  Maßnahmen  ist  denn  auch  der  durch- 
schnittliche Wert  der  zur  Ausfuhr  gelangten  goldenen  und 
silbernen  Uhren  von  1904  bis  1906  in  der  Tat  gestiegen, 
derjenige  der  metallenen,  die  sich  der  Beschaffenheit  des  für 
sie  verwendeten  Materials  und  geringeren  Arbeitsaufwandes 
wegen  zum  Teil  der  in  Aussicht  gestellten  Verteuerung 
entzogen,  aber  noch  weiter  gesunken,  wie  sich  aus  der  Ver- 
gleichung  der  nachfolgenden  Ziffern  ergibt. 

Der  Durchschnittspreis  betrug 

.__  T_T,^    für  goldene  Uhren    für  silberne  Uhren    für  Nickel-  u.  Stahluhrea 
imjanr  Franken  Franken  Franken 

1904  51,86  11,80  6,93 

1906  55,54  12,44  6,48 


^  Die  komplizierten  Werke  (Chronometer,  Repetieruhren  new.) 
sind  hier  außer  Betracht  gelassen  worden. 
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Auf  die  Gestaltung  'der  Absatzyerhältnisse  übte  der  Preia- 
4iuf8chlag  die  Wirkung  aus,  daß  die  Nachfrage  nach  billigen 
Uhren  in  noch  intensiverer  Weise  als  bisher  sich  geltend 
machte,  so  daß  im  Verhältnis  zu  den  goldenen  ihr  Export  um 
1  Vo  ZU' ,  derjenige  der  letzteren  um  ebensoviel  abnahm, 
während  bei  der  auf  allen  Gebieten  herrschenden  Hoch- 
konjunktur im  übrigen  die  eingetretene  Verteuerung  dem  Ab- 
satz keinen  Eintrag  zu  tun  vermochte.  Im  Jahre  1906  er- 
reichte der  Export  mit  9990000  Stücken  in  einem  Wert  von 
frs.  149921000  vielmehr  einen  weit  höheren  Umfanff  als  je 
zuvor.  Dabei  liefert  ein  Vergleich  mit  den  Ausfuhrziffern 
des  Jahres  1885  (2734156  Uhren  im  Wert  von  frs.  78848000), 
wonach  der  Wert  der  ausgeführten  Uhren  um  annähernd  das 
Doppelte,  die  Zahl  der  exportierten  Stücke  aber  nahezu  um 
das  Vierfache  gestiegen  ist,  einen  neuen  Beweis  für  die  Tat- 
sache, daß  die  Herstellung  der  Uhren  sich  immer  billiger  ge- 
staltet hat. 

Wohin  die  Hauptmasse  derselben  geht,  ist  aus  der  nach- 
stehenden Tabelle  ersichtlich. 

1905  1906 


Bestimmungsland  ^,      ,  Wert  ^      ,  Wert 

Stücke  in  tausend  Stücke  in  tausend 

Franken  Franken 

Deutschland     .     .  1685696  28730  1785814  31505 

Großbritannien      .  1374006  15782  1414922  16899 

Rußland.     .    .     .  471438  11337  516425  12364 

Osterreich -Ungarn  568120  11240  713691  13052 

Italien      ....  572705  7365  675070  8848 

Vereinigte  Staaten  868392  7721  995384  8538 

Frankreich  .     .     .  283850  4774  142767  3078 

Japan 423313  4902  587  200  8037 

Der  Export  nach  Großbritannien,  das  im  Jahre  1901  mit 
29325  Millionen  Franken,  freilich  nur  vorübergehend,  als  der 
beste  Abnehmer  erschien,  ist  seither  stetig  und  in  bedeutendem 
Grade  zurückgegangen.  Der  Ausfall  trifft  zum  weitaus  größten 
Teil  die  silbernen  Taschenuhren  und  zwar  diejenigen  mit 
Schlüsselaufzug.  An  diesem  veralteten  System  haben  die 
-englischen  Uhrenliebhaber  bis  in  die  allerneueste  Zeit  hinein 
mit  unverwüstlicher  Zähigkeit  festgehalten. 

Wie  groß  der  Absatz  an  Uhren  im  Inland  ist,  entzieht 
sich  mangels  statistischer  Angaben  jeder  Berechnung.  Nehmen 
wir  mit  der  1901  publizierten  Festschrift  des  Journal  suisse 
•d'horlogerie  an,  daß  der  heimische  Konsum  zum  mindesten 
dem  großbritannischen  gleichkomme,  d.  h.  daß  auf  je  30  Ein- 
wohner alljährlich  einer  eine  Uhr  schweizerischer  Fabrikation 
kaufe,  so  würden  im  Inland  an  die  schweizerische  Bevölkerung 
rund  100000  Uhren  jährlich  abgesetzt  werden.  Ungefähr 
-50000,    darunter    namentlich    viele    gute   und   teure   Uhren, 
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werden  vermutlich  durch  die  alljährlich  die  „Promenade  Eu- 
ropas^ besuchenden  Fremden  gekauft.  Setzt  man  den  Durch-- 
scnnittspreis  einer  Uhr  auf  16,26  frs.,  so  würde  sich  als 
Wertbetrag  des  alljährlichen  Inlandskonsums  eine  Summe  voa 
rund  2,5  Millionen  im  Minimum  ergeben. 

Für  den  Import  fallen  nur  die  Roh- und  Laufwerke- 
und  Bestandteile  von  solchen  (Räder  und  Triebe)  sowie- 
die  Uhrengehäuse  (vor  allem  die  b i  1 1  i g e n  Metallartikel)^ 
wie  sich  aus  nachfolgender  Zusammenstellung  ergibt,  einiger- 
maßen in  Betracht. 

Gesamtimport      Rohwerke  und  Uhrengehäuse 

Jahr  Wert  Bestandteile  ^^^ 

in  UuMnd  Wert  ^»"*  in  toasend 

Franken  in  Unsend  Franken  Franken 

1900  2803  1671  208011  815 

1901  3018  1777  219247  668 

1902  2617  1798  203100  611 

1903  2598  1708  193416  651 

1904  2929  1771  219003  697 

Als  alle  andern  Länder  weit  überragender  Lieferant  stellt 
sich  Frankreich  dar,  neben  welchem  nur  noch  die  Ver- 
einigten Staaten  als  Importeure  von  Gehäusen  und 
Deutschland  als  Verkäufer  von  Roh  werken  sich  einiger- 
maßen bemerklich  machen,  wie  dies  durch  nachstehende  Ziffern 
veranschaulicht  wird. 

Roh  werke  und  Bestandteile  r,  ^%  ji      /^  t- 

Tu         xi      i-i-         T^xi^ij  Zahl  der  Gehaase 

Jahr       Frankreich         Deutschland  _,      ,     .  ,          tt  • 

,,7.    ^  •     A          j  r^      I  Frankreich         Union 

Wert  in  tausend  Franken 


1900 

1525 

132 

107 127 

100095 

1901 

1615 

152 

133805 

83980 

1902 

1578 

196 

110983 

89072 

1903 

14(58 

224 

131 085 

60275 

1904 

15Ö7 

212 

183 148 

37192 

Im  Jahre  1898   hatte   die  Zahl   der  aus  Frankreich   ein- 

feführten  Gehäuse  nur  4331,  der  aus  Amerika  importierten 
agegen  230300  Stück  betragen.  Die  beiden  Konkurrentea 
haben  daher  ihre  Rolle  im  Laufe  der  Jahre  allmählich  ver- 
tauscht. Im  Verhältnis  zur  einheimischen  Produktion  aa 
Uhrengehäusen,  die  sich  auf  ungefähr  8,42  Millionen  Stück 
im  Jahre  1904  belief,  repräsentiert  das  eingeführte  Quantum 
2,7  ^0. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  Entwicklung  der  Fabrikindustrie. 

Erstes  Kapitel. 
Die  mechanische  Fabrikation  im  allgemeinen. 

Die  Umwandlung  der  handwerksmäßig  im  kleinen  zu  der 
fabrikmüSig  im  großen  betriebenen  Produktion  ist  mit  der 
allmählichen  Verwandlung  eines  sehr  hohen,  aber  mit  ganz 
schmaler  Basis  ausgestatteten  Dreiecks  in  ein  solches  von  ge- 
ringer Höhe,  aber  sehr  breiter  Grundlage  zu  vergleichen.  In 
der  ersten  Zeit  existierte  eine  beschränkte  Anzahl  kleiner 
Betriebe,  in  denen  nur  je  eine  Uhr  in  Angriff  genommen  und 
im  Laufe  eines  Jahres^  also  mit  einem  sehr  großen  Zeitauf- 
wand, nur  wenige  Stücke  endlich  fertiggestellt  werden  konnten. 
Mit  der  Zerlegung  der  Arbeit  in  so  viele  Partien,  als  Haupt- 
bestandteile und  Hauptoperationen  existierten,  erweiterte  sich 
das  Produktionsfeld,  und  es  gelangten  gleichzeitig  eine  größere 
Anzahl  von  Bestandteilen  zur  Ausführung,  die,  zu  einem 
Ganzen  vereinigt,  eine  viel  bedeutendere  Quantität  von  Uhren 
repräsentierten,  als  vormals  in  der  doppelten  Zeit  herzustellen 
möglich  war. 

Um  die  vorletzte  Jahrhundertwende  trat  die  erste  Ebauche- 
fabrik  auf  den  Plan,  die  dank  der  weiteren  Zerlegung  der 
Arbeit,  also  auch  der  Vermehrung  der  an  der  Herstellung 
eines  Uhrwerks  beteiligten  Arbeiter,  große  Massen  gleich- 
artiger Rohwerke  in  kürzester  Zeit  zu  liefern  und  damit  den 
Produktionsprozeß  wiederum  um  vieles  abzukürzen,  die  Grund- 
lage des  Dreiecks  bei  gleichzeitiger  Reduktion  der  Höhe  so- 
mit bedeutend  zu  erweitern  vermochte.  Eine  weitere  Ver- 
änderung der  Gestalt  des  Dreiecks  griff  Platz,  als  die  im 
Laufe  der  Zeit  vermehrten  Rohwerkfabriken  auch  die  finis- 
sage  an  sich  zogen,  somit  nicht  nur  das  Gestell  mit  seinen 
für  die  Aufnahme  der  Schrauben  bestimmten  Löchern  und 
den  für  die  Einsetzung  der  Räder  usw.  unerläßlichen  Ver- 
tiefungen in  der  Piatina  fabrJzierten ,  sondern  die  Räder  und 
Triebe  sowie  das  Federhaus  dazu  herstellten  und  lieferten. 
Allmählich  wußten  sie  ihr  Werk  soweit  zu  vervollkommnen, 
daß  eine  Durcharbeitung  oder  Nachbesserung  einzelner  Teile 
durch  besondere  Arbeiter  (Repasseure)  immer  mehr  entbehr- 
lich wurde.  Dieses  Resultat  zu  erreichen  war  nur  dadurch 
möglich,  daß  an  die  Stelle  der  Werkzeuge,  mit  denen  der 
kleingewerbliche  Uhrmacher  zu  hantieren  gewohnt  war,  Ma- 
schinen traten,  die  ursprünglich  freilich  die  durch  sie  be- 
arbeiteten Stücke  auch  nur  in  einem  gewissen  halbfertigen 
Zustande   lieferten,   bis   sie  durch  solche  ersetzt  wurden,   die 


r^  . r^Z-     Vu»  ii._a    ZI  zr^:i-a  n^trst  -inr-ioc  lailtf-    lAa  ai:Ld:e 

^.-1    ziz.    i*i^c.    ZL    i^^iz.-^^    :trvi^r^fi.    m    üe  Aif-'^ia;!  i-rs 
ir>L7*izir--:i    -'"'-'• lez    ?7^-i_Lä:z -i5T}r:zeä*«    'H    ^^r^^ia.e- 

Vrr-T*.^:uz-:»?z.  i-rrz  T^r*r*„  ,j\LZ-r  -'--^z  ii-*  iir- .ä  Jia  ▼•ira?icez«^ 
r  .r:.  ^ -tt^  "^^^rziirr-^i^t  rz-a  -izzAezea  ^  •irkz^io^zc-iroie^ 

r -..-rz.  !^vT•^.z■:^lL:  i^'t  zi  L-i-ir^  •üz^z^j'  Tij'5  -<i»ir  •*iZ'ir  jxzzea 
•V  ctr  iz  riz:rci  ]£  1  r :  i  z  *i  Z'uiz^z  1  .'^ricjte  zieär  -j-i-^r 
x.-:.:t  ^fZLii  A^->^"-'"':  -m  N  la  'i3erza*izi  es  e:z  ^izz-t:* 
:^  ■>:-'ii  r-.-.zozitrj- a^"?«-zi-r.  ziii  mcic  r-ciier  Kran  :3*i- 
:r*rj-rzrr  '\  ;:riZ'"U.rzjj^::^Z'-n.  lez  eiztra  T-tlI  ieaer  •.^Z'^ra- 
::..:»^a  ^a:  z:^"Jzaa.^^:-^-zl  '^fir-^  zazz.  eiz»in  az-iem  Ti^ 
v:.:u-riv:.i:  a  i.  j  lu.  jcvLz^?n.  Wi^irez-i  lur  V-irricanzx  »i-^ 
iu.r*:!i  i*e  ütä«.z.z<rz  xz-er'izr:  S'^.^jLys^a*tn  C'ier  anvouea^iecea 
r  r'jviu.ÄZ.'Z^v^rr.L-.:"  a,^  vtri.  ver^^a.*^ieiie  Ar'i'riiir  aaf^-^bovea 
w'irien.  ^i  n-^rT-'i  I  ,r  icait^z.  iamft  ihre  W^rkiaaikeit  mil 
i-r  T-iii^-vn:  i*?r  iL-i&<:z.n^-a  S:ar-:^  äo^re  az*i  letztere  :a  ihrer 
rxsz.:?<*a  Tiz^i^iC  3:0z:  -Lzziiz^:ea  az«i  zu  WATt-^a  bniuch^c 

r-ma-icjaiz  ier  .\J•o«^lt^^^fl. -lz:^  aj-ca  i^-fr  -ls  zu  ä*iia-?a  d-..wer*iea 
K-^zs*?'4  lenz'^a  i  ir-jz^^.-rö.irt.  i«^n2^reaii3  j»fii*^ai  Arteiier  wie 
j-xi-fr  iLai?v:ii^ie  w*  :zizi»fr  ai'^^ii'ja  zir  eize  eizzi.re  Up«?ra:ioa 
zu^fw.esea  izi  ijA  5:^1:1  eiz»is  Kirfn*  eia  o«ier  mehrere 
Gr-^5.  u.n«i  z-rir  z.ca:  er^c  iz  eizi;c»fa  T^urea.  »ozdem  ach*.>a 
iz  w-a:^*?a  S:.iai:?a  aerjr^sWi^i  w.ir»iec ,  l»c  wohl  ohae 
wel:er*?s   eizlfich:eZ'L 

W  ihrezi  r»  ><j  ^-^Lazx.  «ile  Azriizjr^Ziiiea  Je:*  ProdakuooÄ- 
pr^ze:?»«?:*  iz  eizt^ai  ^e^ai.>er  fr*iz»rr  be«ieii:ea»I  vernzsTtrrtea 
Z'-iLi.j:iohzIrt  zu  vLez'iea.  ia  d'zi  cdziliohea  Zeicraam  ia- 
«l-i:*'5ea  «ijd  Vielfache  d^s  Pr'j»iuinoaci4;ajiaram*  slh  K  >h- 
uzd  R-iierw^rk.ez  hervorzi.brizj^-'a.  war  maa  aut  dem  Gebiet 
d-^r  übrzea  Partiez«  weLze  die  H.^rjrel.liz^  der  Uhreabeatand- 
t'-ile  I  p'ece:*  d'iaozee^'  zazi  Gecenstazd  habr^n,  ebeaso  weaig 
riiiiw.;^  ^-:ii;e\»»^a.  Iz  d?r  Az:*er:i^iz^  der  Zeitrer,  Ziffer  HU  tter, 
Federn  und  Geh.-iu^e  hat:e  maa  :sich  der  ver>ch:edeaarligsten 
M.ts^'iiin'^n  zi  b*:ii'enea  gelerzt.  Ebenso  bitte  die  mecha- 
fi'rf^hf;  Fahr  ic  itioasweise  einer  j  ^iea  im  ll*.  Jatrhaadert  ge- 
rr»?u:ht/;n  oder  wer.i^stezä  prakiiach  erprobten  Erfi  ndun£:, 
f],f',  arif  eine  Verbei-jerung  der  Konstruktion  des  Uhrwerks 
nb/i"lt/-,  wie  die  Einführung  des  Zvlinder-  und  spater  des 
Afikerirari/es,  Her  Kompen-ationsunruhe,  der  Spiralfedern,  des 
fC'Tftorjfoirfnfjrbanirtrnii}*,    entweder  gleich  von  Anfang  an  oder 
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doch  nach  kurzem  Zögern  sich  bemächtigt.  So  hatte  das  den 
Typus  einer  freilich  ganz  eigenartigen  Verlagsindustrie  dar- 
«teilende  System  der  Etablissage  bereits  eine  tiefgehende  Trans- 
formation durchgemacht,  indem  die  Stücke,  deren  der  Eta- 
biisseur  zur  Herstellung  der  von  ihm  in  den  Handel  gebrachten 
Uhren  bedurfte,  statt  durch  ganz  oder  relativ  mittellose, 
sozial  unter  ihm  stehende  und  von  ihm  abhängige  kleingewerb- 
liche Berufstätige  (Handwerker  oder  Hausindustrielle),  durch 
ihm  völlig  gleichstehende,  nach  kapitalistischen  Qrundsätzen 
arbeitende  Unternehmer  fabriziert  wurden.  Dem  Uhrenfabri- 
kanten alten  Schlages  blieb  somit  nur  noch  die  Leitung 
derjenigen  Partien  überlassen,  die  sich  der  maschinellen 
Behandlung  entzogen,  weil  sie  sich  mit  der  Zusammen- 
setzung und  Ingangsetzung  des  Uhrwerks  beschäftigten. 
Bald  genug  indessen  gingen  einzelne  Fabriken,  die  sich  mit 
der  Herstellung  des  Roh-  und  Räder-  oder  Laufwerkes 
{öbauches  et  finissages)  abgaben,  noch  einen  Schritt  weiter, 
indem  sie  auch  noch  die  Fabrikation  des  Gangwerkes 
(ächappement)  in  den  Bereich  ihrer  Tätigkeit  zogen,  die  Ein- 
setzung desselben  wenigstens  präparierten  und  den  Eta- 
blisseuren  dergestalt  ein  alle  Hauptteile  bereits  vereinigt  auf- 
weisendes Uhrwerk  lieferten,  das  nur  noch  der  notwendigen 
Ergänzungen  bedurfte,  um  als  gebrauchsfähig  auf  den  Markt 
zu  gelangen.  Einmal  auf  dieser  Stufe  angelangt,  lag  nichts 
näher,  als  diese  Ergänzungen  selber  vorzunehmen,  die  Steine 
zu  fassen,  Uhrfeder  und  Spirale  einzusetzen,  Zifferblatt  und 
Zeiger  beizufügen,  das  Gehäuse  von  einer  Spezialfabrik  zu 
beziehen  oder  dem  eigenen  Betrieb  eine  Werkstätte,  in  dem 
die  Schale  erstellt  werden  konnte,  anzugliedern,  das  Uhrwerk 
darin  befestigen  und  allenfalls  auch  noch  (durch  Vergolden, 
Polieren  usw.)  verschönern  zu  lassen,  —  die  Uhr  war  fertig 
und  für  den  Verkauf  bereit.  Tatsächlich  gibt  es  denn  auch 
eine  ganze  Anzahl  von  Fabriken,  die  ebenso  imstande  sind,  voll- 
ständige  Uhren  wie  bloBe  Roh-  und  Laufwerke  oder 
Uhrwerke  zu  liefern.  Nur  ist,  wenn  sie  sich  zu  ersterem  ver- 
pflichten, nicht  gesagt,  daß  sie  nun  sämtliche  Teile  einer  Uhr 
und  sämtliche  Arbeiten,  deren  es  bedarf,  um  sie  in  richtigen 
Gane  zu  bringen,  imeigenenBetrieb  ausführen  lassen.  Sie 
erachten  es  für  vorteilhafter,  gewisse  Bestandteile,  z.  B.  Zeiger, 
Zifferblätter,  Federn,  Spiralen,  Uhrgläser,  von  Spezialgeschäften 
zu  beziehen,  als  sich  mit  Maschinen  und  Material  auszustatten, 
für  die  sie  nur  eine  intermittierende  Verwendung  hätten 
and  das  nämliche  gilt  hinsichtlich  solcher  Spezialarbeiter, 
denen  sie  keine  dauernde  Beschäftigung  zuzuweisen  ver- 
möchten. 

Abgesehen  von  diesen  aus  den  Ebauchefabriken  hervor- 
gegangenen Uhrenetablissements  ^ibt  es  indessen  auch  solche, 
namentlich  in  neuester  Zeit  auf  den  Plan   getretene,   die  von 
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Etablisseuren  oder  durch  Fabrikanten  von  Uhren  bestand - 
teilen  gegründet  worden  sind. 

Die  Entwicklung,  welche  die  Uhrenindustrie  durchgemacht 
hat,  zielt  somit  darauf  hin,  tunlichst  alle  zur  Herstellung  einer 
Uhr  erforderlichen  Produktionsvorgänge  unter  einem  Dach, 
in  einem  Betrieb,  wieder  zu  vereinigen.  Damit  kehrt  sie 
zu  dem  Punkt  zurück,  von  dem  sie  ihren  Ausgang  genommen, 
als  der  Uhrmachermeister  alle  den  Mechanismus  einer  Uhr 
komponierenden  Stücke  mit  Hilfe  einiger  Gesellen  und  Lehr- 
linge in  seiner  Werkstatt  herstellte  und  die  Uhr  direkt  an 
die  ihn  aufsuchenden  Kunden  ablieferte  oder  verkaufte.  Aber 
wie  ganz  anders  ist  der  Betrieb  jetzt  eingerichtet,  mit  um 
wieviel  reicheren  Mitteln  wird  gearbeitet,  um  wieviel  mehr 
wird  produziert  und  was  für  wesentlich  verschiedene  Ziele 
werden  durch  den  Betriebsunternehmer  verfolgt!  Im  17.  und 
18.  Jahrhundert  legte  dieser  letztere  noch  selber  Hand  an  das 
bei  ihm  bestellte  oder  sonst  zu  schaffende  Werk,  ja  dieses 
war  in  der  Hauptsache  das  Produkt  seiner  eigenen  Kunst- 
fertigkeit; seine  kommerzielle,  einer  jeden  Initiative  ent- 
behrende Tätigkeit  trat  hinter  der  unmittelbar  produktiven 
völlig  in  den  Hintergrund.  Heute  sind  die  Funktionen  des 
technischen  und  kommerziellen  Betriebsleiters  getrennt,  der 
Vertrieb  wird  planmäßig  organisiert,  die  Produktion 
hat  sich  nach  der  veränderlichen  Gestaltung  der  Absatz- 
gelegenheit, der  Konjunktur  zu  richten.  Der  technische 
Leiter  der  Fabrik  hat  von  den  den  Mechanismus  einer  Uhr 
beherrschenden  Gesetzen  eine  auf  den  Ergebnissen  einer 
exakten  wissenschaftlichen  Forschung  beruhende,  daher  viel 
genauere  Kenntnis  als  der  ehemalige  Handwerksmeister;  da- 
gegen ist  er,  wenn  er  auch  den  Plan  zu  einem  ausgezeichneten 
Uhrwerk  zu  entwerfen  vermag,  ein  solches  in  allen  Teilen 
selber  als  Meisterstück  anzufertigen  wohl  außer  stände. 

Wie  unansehnlich  waren  dereinst  die  Werkstatt  und  deren 
Einrichtungen,  wie  primitiv  die  zur  Arbeit  dienlichen  Werk- 
zeuge, wie  gering  das  dem  Meister  zur  Verfügung  stehende 
Betriebskapital,  wie  beschränkt  die  Zahl  der  Gehilfen,  die 
einzustellen  ihm  die  alte  Gewerbeverfassung  erlaubte!  Heute 
sind  es  mächtige  Gebäude  mit  hellen,  luftigen  Räumen,  in 
denen  sich  der  Produktionsprozeß  abwickelt,  ausgestattet  mit 
Hunderten  von  elektrisch  betriebenen  Maschinen  und  noch 
mehr  Arbeitern,  unter  Benutzung  eines  Kapitalaufwandes,  der 
sich  nur  durch  sechs-  und  siebenstellige  Ziffern  ausdrücken 
läßt.  Einstmals  brachte  ein  solch  armseliger  Werkstattbetrieb 
im  Jahr  vielleicht  ein  ganzes  Dutzend  plumper,  mangelhaft 
gehender  und  gleichwohl  teurer  Uhren  fertig,  heute  gehen 
Tag  für  Tag  mehrere  hundert  zierliche,  zuverlässige 
und  um  das  zehn-  bis  zwanzigfache  billigere  Zeitmesser  aus 
einer  modern  eingerichteten  Fabrik  hervor.     Dem  Uhrmacher 
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vergangener  Zeiten  mußte  der  Betrieb  seines  Gewerbes  die 
Mittel  zur  Bestreitung  des  notwendigsten  Lebensunter- 
haltes für  sich  und  seine  Familie  liefern^  und  wegen  der 
vormals  periodisch  wiederkehrenden  Unruhen  und  bürger- 
lichen Kämpfe  war  es  zeitweilig  in  einem  solchen  Haushalt 
ziemlich  mißlich  bestellt.  Gegenwärtig  ist  der  Betrieb  einer 
Fabrik  ein  Mitte],  um  für  den  Unternehmer,  der  oft  gar  keine 
physische  Person  ist,  sondern  eine  Vereinigung  von  Kapita- 
listen in  der  Form  einer  Aktiengesellschaft  darstellt,  Gewinn 
herauszuschlagen,  ihm  zu  Vermögen' zu  verhelfen. 

Noch  ein  anderer  Umstand  ist  es,  der  denjenigen,  welcher 
die  geschichtliche  Entwicklung  der  Uhrenindustrie  mit  auf- 
merksamem Auge  verfolgt  hat,  veranlaßt,  seinen  Blick  un- 
willkürlich zu  der  um  anderthalb  Jahrhunderte  zurückliegenden 
Epoche  ihrer  kleingewerblichen  Existenzform  zurückzuwenden 
und  zwischen  damals  und  heute  einen  Vergleich  zu  ziehen. 

Einst  wurde  der  Drehstubl  (le  tour)  oder  die  Hebelpresso 
(le  balancier)  durch  den  Uhrmacher  zu  den  verschiedensten 
Operationen  benutzt;  dann  wurden  —  bereits  im  Fabrikzeit- 
alter —  diese  Werkzeuge  durch  Maschinen  ersetzt,  von  denen 
eine  jede  eine  ganz  bestimmte,  häufig  wiederkehrende  Arbeits- 
verrichtung: schneiden,  stanzen,  bohren,  drehen  usw.,  auszu- 
führen hatte,  so  daß  ein  jeder  Bestandteil  von  einer  Maschine 
zur  andern  wanderte,  ehe  er  fertig  geformt  den  letzten  Arbeits- 
saal verließ.  Heute  bedient  man  sich  automatisch  wirkender 
Werkzeugmaschinen,  die  einen  Stahl-  oder  Messingstab  lang- 
sam in  sich  hineinziehen ,  sein  eines  Ende  von  verschiedenen 
Seiten  her  zugleich  in  Angriff  nehmen  und  nun  unter  einem 
fortwährend  darauf  herabträufelnden  ölgerinsel  an  ihm  herum 
fräsen,  hobeln,  bohren,  feilen  und  schleifen,  bis  ein  völlig  aus- 
gearbeitetes Rad  oder  Trieb,  eine  Schraube  oder  sonstiges 
Teilstück  aus  dem  surrenden  Ding  herauskommt,  das  unermüd- 
lich seiner  Werk be tätigung  obliegt,  bis  es  den  in  sein  Gewirr 
hineingesteckten  Stab  zu  einer  Summe  sich  genau  gleichender 
Räder  oder  Triebe  usw.  verarbeitet  hat.  Dabei  bedarf  die 
kleine  Zauberkünstlerin  keinerlei  Aus-  oder  Nachhilfe  durch 
einen  ihr  zugesellten  Arbeiter.  Unter  der  Voraussetzung,  daß 
der  metallene  Stab  von  Zeit  zu  Zeit  erneuert  wird,  der  Elektro- 
motor fortlaufend  die  erforderliche  Triebkraft  liefert  und  die 
auf  sie  herabträufelnde  Ölquelle  nicht  versiegt,  funktioniert 
sie  derart  regelmäßig,  daß  ein  einziger  Arbeiter  zur  Beauf- 
sichtigung und  Bedienung  eines  halben  Dutzends  solch  über- 
aus produktiver  und  interessanter  Automaten  genügt.  Heute 
wie  vor  150  Jahren  befinden  wir  uns  in  Gegenwart  eines 
Arbeiters,  der  mit  einem  aus  verschiedenen  Stücken  be- 
stehenden Werkzeugapparat  operiert  und  mit  ihnen  an  ver- 
schiedenartigen Produktions  Vorgängen  und  Phasen  des  Pro- 
duktionsprozesses teilnimmt;   nur  hat  sich  das  Verhältnis,   in 
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dem  der  erstere  zu  den  mechanischen  Produktionsmitteln 
stand,  seither  gerade  umgekehrt.  Einstmals  führte  der  Uhr- 
macher mit  Hilfe  der  ihm  gehörenden  Werkzeuge  die  be* 
«teilte  Arbeit  aus,  heute  tun  dies  die  Werkzeugmaschinen 
mit  dem  Beistand  des  Arbeiters,  der  lediglich  zu  ihrer 
Wartang  und  Bedienung  da  ist. 

Bis  die  maschinelle  Ausstattung  der  Fabriken  und  deren 
Leistungsfähigkeit  auf  diesem  Punkte  angelangt  waren, 
mußten  sie  und  ihre  Ausrüstung  eine  ziemlich  lange  Ent- 
wicklung und  allerlei  Transformationen  durchmachen.  Ur- 
sprünglich und  noch  lange  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein 
wurde  auch  durch  die  Fabrik  die  Ebauche  in  einem 
Zustand  geliefert,  der  wirklich  die  Bezeichnung  als  „Roh- 
werk*'  rechtfertigte.  Alle  Teile  waren  nur  aus  dem 
gröbsten  herausgeschnitten,  die  rauhen  Kanten  der  Brücken 
und  Stege  harrten  der  Nachbesserung  durch  die  Feile,  das 
Federhaus  bedurfte  einer  langen  und  minutiösen  Durcharbeit 
seitens  des  Repasseurs,  die  Triebe  hatte  der  Uhrenfabrikant 
selber  anzuschaffen,  ihre  Zapfen  drehen,  die  Räder  rundieren 
und  mit  jenen  einsetzen  zu  lassen;  der  Aufzugsmechanismus 
mußte  erst  gebrauchsfähig  gemacht  werden ;  kurz,  alles  befand 
sich  erst  in  einem  durchaus  unfertigen,  der  bessernden  Nach- 
hilfe durch  die  Hand  eines  geschickten  Arbeiters  dringend 
bedürftigen  Zustand.  Heute  liefert  die  Rohwerkfabrik  das 
Oestell  mit  dem  Federhaus,  dem  Räderwerk  und  der  Re- 
montoir Vorrichtung  vollständig  funktionsfähig,  so  daß  eine 
Reihe  zeitraubender  Operationen,  deren  Vornahme  besonderen 
Arbeitern  vorbehalten  blieb,  vollständig  in  Wegfall  gekommen 
sind.  In  einer  Uhrenfabrik  gestaltet  sich  die  Sache  noch 
einfacher.  Die  Gestelle  werden  sofort  mit  ihren  Steinlöchern 
versehen  und  vergoldet,  noch  ehe  ein  der  Bewegung  unter- 
worfenes Stück  darin  eingesetzt  ist;  man  erspart  sich  dem- 
nach die  Arbeit  des  der  Vergoldung  sonst  vorangehenden 
Demontierens  des  Uhrwerkes.  Da  im  ferneren  die  Ma- 
schinen, solange  sie  in  gutem  Zustand  erhalten  sind,  nie 
fehlen  und  nie  irren,  sondern  mit  wunderbarer  Präzision  ar- 
beiten und  die  ihnen  in  Behandlung  gegebenen  Stücke  in 
tadelloser  Form  und  Beschaffenheit  wieder  präsentieren,  fällt 
auch  die  Partie  der  Repassage,  die  in  früheren  Zeiten  mehrere 
Tage  in  Anspruch  nahm,  vollständig  dahin.  Zufolge  der 
exakten  Arbeit  der  Maschinen  gleicht  unter  vielen  Hunderten 
von  Stücken  das  eine  dem  andern  derart,  daß  es  ohne  Be- 
denken mit  einem  jeden  der  andern  vertauscht  werden  kann. 
Das  erleichtert  nun  ungeheuer  das  Montieren  einer  Uhr, 
indem  alle  nach  einem  gemeinsamen  Typenstück  maschinell 
hergestellten  Bestandteile  unterschiedslos,  gleichviel,  in  welcher 
Reihenfolge  sie  dem  Haufen  der  gleichartigen  Stücke  ent- 
nommen werden,   zueinander  passen.     Die  Verwechslung  des 
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für  eine  gewisse  Uhr  bestimmten  Rades  mit  einem  solchen, 
das  in  eine  andere  Uhr  gleichen  Kalibers  eingesetzt  werden 
sollte,  ist  somit  vollkommen  bedeutungslos.  Beim  System  der 
Etablissage  ist  der  Remonteur  gewöhnlich  auch  Dem onteur^ 
und  er  setzt  die  von  ihm  auseinandergenommenen  und  mit 
Merkzeichen  versehenen  Stücke  auch  ganz  allein  wieder  zu- 
sammen. In  der  Fabrik,  wo,  wie  schon  bemerkt,  das  De- 
montieren wegfällt,  teilen  sich  verschiedene  Arbeiter  in  die 
Montage,  was  das  Zusammensetzen  der  verschiedenen  Teile 
zu  einem  gut  funktionierenden  Ganzen  ungemein  fördert  und 
erleichtert. 

Da  die  Maschinen  naturgemäß  der  Abnutzung  unter- 
worfen sind  und  die  letzten  aus  ihnen  hervorgehenden  Arbeits- 
produkte unmöglicherweise  mit  den  ersten  Stücken  völlig 
identisch  sein  können,  bei  einem  solch  winzigen  Mechanismus^ 
wie  eine  Taschen-  und  vollends  eine  Damenuhr  ihn  darstellt, 
'aber  schon  eine  Abweichung  um  den  hundertsten  Teil 
eines  Millimeters  vom  Typenstück  auf  den  Bau  und  Gang 
des  Uhrwerks  von  Einfluß  sein  kann,  so  ist,  wenn  die  mecha- 
nische Produktion  sich  bewähren  soll,  eine  öfters  wiederholte 
und  exakte  Überwachung  des  Zustandes  und  des  Ganges  der 
Maschinen  und  eine  rechtzeitige  Reparatur  oder  Ersatz  der 
abgenutzten  Teile  erforderlich.  Da  bei  der  Konstruktion 
dieser  Maschinen  ebenfalls  auf  die  Auswechselbarkeit  ihrer 
Teile  gesehen  wird,  bietet  ein  solcher  Ersatz  keine  allzu 
großen  Schwierigkeiten. 

Außer  der  Arbeit  der  Maschinen  wird  aber  auch  die- 
jenige des  Arbeiterpersonals  auf  das  allergenaueste  kontrolliert, 
und  dadurch  ein  Arbeitsergebnis  ermöglicht  und  erzielt,  das 
demjenigen  der  hausindustriellen  Betriebsorganisation,  wo  eine 
solche  Überwachung  nicht  angängig  ist,  gewöhnlich  sich  als 
erheblich  überlegen  erweist. 

Um  zu  solchen  Resultaten  zu  gelangen,  bedient  man  sich 
in  der  Fabrik  der  denkbar  vollkommensten  Kontrollverfahren 
und  Meßinstrumente.  Sowohl  vom  Modell  jedes  einzelnen 
Bestandteiles  eines  einmal  konstruierten  und  ausgewählten 
Kalibers  wie  von  dem  nach  diesem  Vorbild  fabrizierten  ersten 
Stück  werden  Photographien  angefertigt,  welche  die  geringste 
Abweichung  zu  konstatieren  erlauben,  und  erst  nachdem  diese 
Unterschiede  zu  beseitigen  gelungen  ist,  wird  mit  der  Fabri- 
kation im  großen  begonnen.  Zum  Messen,  sei  es  zum  Ab- 
nehmen der  vorgeschriebenen  Dimensionen  einzelner  Stücke, 
sei  es  zur  Feststellung  und  Vergleichung  der  Abstände  ge- 
wisser Teile  voneinander,  gebraucht  man  Instrumente  (wie 
allerlei  Lehren,  Mikrometer  u.  dergl.),  die  noch  den  Bruch- 
teil von  0,001  mm  zu  messen  erlauben,  während  man  früher 
mit  dem  outil  aux  douziimes,  das  nur  Bruchteile  einer  Linie 
zu  vergleichen  gestattete,  zu  operieren  und  dabei  große  Frei- 
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heit  walten  zu  lassen  gewohnt  war.  Ungeachtet  der  erstaun- 
lichen Leistungen  der  modernen  Werkzeugmaschinen  werden 
immer  noch  Erfindungen  gemacht,  die  jene  durch  noch  voll- 
kommenere Apparate  zu  ersetzen  abzielen,  und  eine  Uhren- 
fabrik, die  konkurrenzfähig  bleiben  will,  muß  nicht  nur  auf 
stetige  Kontrolle,  Aufbesserung  und  Erneuerung  ihrer  bereits 
erprobten  maschinellen  Ausrüstung  bedacht  sein,  sie  darf  viel- 
mehr, sobald  neue  Maschinen  auftauchen,  die  sich  vor  den 
bisher  gebrauchten  durch  noch  größere  Leistungsfähigkeit,  sei 
es  in  bezug  auf  die  Menge  der  Produkte  oder  die  Qualität 
der  Arbeit,  auszeichnen,  nicht  zögern,  trotz  der  damit  ver- 
bundenen beträchtlichen  Auslagen  die  alten  Produktionsmittel 
durch  die  neuen,  vollkommeneren  zu  ersetzen. 

Hierzu  bedarf  es  freilich  eines  bedeutenden  Betriebs- 
kapitals, wie  es  nur  einer  großen  Unternehmung  zur  Ver- 
fügung steht.  Allein  die  Verwendung  desselben  zwecks  stetiger 
Vervollkommnung  der  Betriebsmittel  rentiert  sich  ebenso  sehr, 
wie  der  Einkauf  der  Rohmaterialien  und  Hilfsstoffe,  gewisser 
Bestandteile  oder  Zutaten  und  der  Bezug  der  elektrischen 
Triebkraft  im  großen  sich  als  vorteilhaft  erweist 

Und  wie  die  Verwendung  immer  wertvollerer  Maschinen, 
immer  vorzüglicherer  Werkzeuge  von  einer  stets  prompteren 
Abwicklung  des  Produktionsprozesses  begleitet  ist,  indem  sie 
die  Arbeitsvorgänge  in  stets  noch  zunehmendem  Umfang  in 
ihre  einzelnen  Momente  zerlegt  und  damit  immer  wieder  von 
neuem  zu  einer  rationelleren  Verteilung  der  verschieden- 
artigen Operationen  unter  die  zahlreichen  Arbeitskräfte,  deren 
Ausbildung  und  Fähigkeiten  entsprechend,  erlaubt,  so  ge- 
langen auch  die  Dienste  des  technischen  und  kaufmännischen 
Personals,  das  zur  Leitung  der  Produktion  und  zur  Organi- 
sation des  Absatzes  berufen  ist,  zur  vollständigen  und  metho- 
dischen Verwertung.  Der  Besitz  eines  ganzen  Generalstabes 
von  technischen  Beamten  und  Angestellten  setzt  die  Fabrik 
in  den  Stand,  für  ihre  Produkte  ein  von  den  andern  Fabri- 
katen sich  unterscheidendes  Spezialkaliber  zu  wählen  und 
Berechnungen  anzustellen,  die  dafür  bürgen,  daß  alle  in 
genauester  Übereinstimmung  mit  diesen  Berechnungen  ver- 
fertigten Teile  der  Uhr  aufs  vollkommenste  zu  dem  einmal 
angenommenen  Kaliber  passen,,  tadellos  ineinandergreifen  und 
funktionieren.  Diese  mit  Fabrikmarken,  die  ihnen  einen  Platz 
im  internationalen  Handel  sichern,  versehenen  Erzeugnisse 
(wie  z.  B.  die  Longines,  Zenith,  Omega)  drängen  sich  der 
Aufmerksamkeit  des  Käufers  mehr  auf  als  Uhren  mit  einem 
Werk,  das  aus  einer  Ebauchefabrik  hervorgeht  und  ein  Kaliber 
aufweist,  das  fbr  jedermann  dasselbe  ist. 
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Zweites   Kapitel. 
Überlegenheit  der  Fabrik-  gegenüber  der  Terlagsarbeit. 

Natürlich  sind  die  Ingenieure  und  Techniker  einer  Fabrik 
auch  jeweilen  in  der  Lage,  die  auf  dem  Gebiet  des  Maschinen- 
baues und  der  Behandlung  der  Rohmaterialien  neu  auf- 
tauchenden Erfindungen  und  Verbesserungen  mit  aufmerksamem 
Auge  zu  verfolgen,  und  sie  werden  es  sich  sicherlich  angelegen 
sein  lassen,  jedem  wirklichen  Fortschritt  im  Betrieb  ihres 
Unternehmens  rechtzeitig  Eingang  zu  verschafiFen. 

Nun  werden  alle  diese  auf  die  Verbesserung  der  Pro- 
duktionsmittel und  der  Betriebseinrichtungen  gerichteten  An- 
atrengungen  ja  in  letzter  Linie  nicht  um  der  Produktion 
willen  gemacht;  denn  diese  ist  nicht  Selbstzweck,  sondern  nur 
Mittel  zum  Zweck.  Sowohl  die  Verlags-  wie  die  Fabrik- 
unternehmung produzieren  zum  Zweck  der  Verwertung 
des  in  ihrem  Betrieb  angelegten  Kapitals,  und  dieses  Ziel  er- 
reicht diejenige  Unternehmung  am  sichersten,  die  im  Vergleich 
2u  ihren  Konkurrenten  entweder 

a)  bessere  Leistungen  zu  dem  nämlichen  Preis  oder 

b)  gleichwertige  Leistungen  zu  einem  niedrigeren  Preis 
auf  dem  Markt  zu  offerieren  vermag.  Das  gilt  nicht  nur  im 
Konkurrenzkampf  der  einzelnen  Unternehmungen  unter  sich, 
sondern  auch  dann,  wenn  zwei  verschiedene  wirtschaftliche 
Organisationsformen  der  gewerblichen  Produktion  miteinander 
in  Wettbewerb  treten,  wie  dies  zwischen  der  Verlags-  und 
der  Fabrikindustrie,  dem  System  der  Etablissage  und  dem  ge- 
schlossenen Großbetrieb  der  Fall  ist. 

Nun  hat  trotz  der  Veranstaltungen,  durch  welche  die  Fabrik 
die  Qualität  der  Uhren  steigerte  und  den  Preis  der  letzteren 
verbilligte,  die  Etablissage  den  Wettlauf  mit  ihrer  stärkern 
fiivalin  erstaunlich  lange  ausgehalten,  bis  ihr  der  Atem  aus- 
gegangen ist.  Noch  an  der  Pariser  Weltausstellung  von  1889 
wurde  durch  die  Neuenburger  Uhrenarbeiter-Delegation  fest- 
gestellt, daß  im  allgemeinen  bei  gleicher  Qualität  für  die  Er- 
zeugnisse der  Uhrenfabriken  höhere  Preise  verlangt  werden  als 
für  die  aus  den  Comptoirs  der  Etablisseure  hervorgegangenen  ^. 
Die  Erklärung  für  dieses  überraschende  Ergebnis  wurde  in 
der  vorzüglichen  Ausführung  der  durch  die  Ebauchefabriken 
gelieferten  Roh-  und  Räderwerke,  in  den  niedrigen  Arbeits- 
löhnen der  damaligen  Zeit  nv.d  in  dem  äußerst  bescheidenen 
Gewinn,  den  die  im  Lager  der  Verlagsindustrie  stehenden 
Uhrenfabrikanten  für  sich  beanspruchten,  gefunden.  Und  noch 
im  Bericht  über  die  Weltausstellung  von  1900  ist  gesagt,  daß 
die   nach   dem   alten  System  betriebene  Uhrmacherei  für  eine 
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d"r   Korni    »einer   Munter    und   Modelle    den   Geschmack   des 


*  Itiipfmrf  iIm  L,  (>\  (iirardCfftlW't  nur  la  Classe  96  (horlogerie)  p.  4. 

•  VO.   i«r   Ul"Mi»  Unpnort  du  ('otnit^  central  de  la  Chambre  suisee 
it'lio»l(if(i«rlM  (HiipportN  R|)0(«laux). 
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Publikums  zu  treffen,  die  Käufer  anzuziehen,  ihnen  seine 
Fabrik-  und  Handelsmarke  einzuprägen,  gehört  nun  zur  kauf- 
männischen Tätigkeit  eines  Unternehmers,  und  auch  nach 
dieser  Richtung  hat  die  Fabrik  Tor  dem  altern  Betriebssystem 
sonach  einen  entschiedenen  Vorsprung  gewonnen.  Dank  des 
größern  Kapitalbesitzes,  über  den  sie  verfügt,  ist  sie,  um  auf 
den  Fälligkeitstermin  hin  Lieferanten  und  Arbeiter  bezahlen 
zu  können,   auch  nicht  gezwungen,  ihre  Waren  in  einem  ge- 

f ebenen  Moment  um  jeden  Preis  loszuschlagen  und  hierdurch 
ie  Händler,  die  unter  normalen  Bedingungen  gekauft  haben, 
zu  schädigen.  In  den  oben  bereits  erwähnten  Berichten  ist 
noch  mehrfach  hervorgehoben,  wie  sehr  und  wie  viel  die 
Uhrenindustrie  unter  dem  Geschäftsgebaren  wenig  kapital- 
kräftiger und  wenig  kaufmännisch  gebildeter  kleiner  Fabri- 
kanten zu  leiden  gehabt  habe. 


Drittes   Kapitel. 

Bie  Ausbreitung  der  Fabrikindustrie. 

a.  Ton  1876  bis  1885. 

Wie  wir  bereits  wissen,  bestand  in  dem  Moment,  als 
die  Weltausstellung  von  Philadelphia  in  den  Fabrikbetrieb  der 
Vereinigten  Staaten  Einsicht  gewährte  und  über  deren  er- 
staunliche Produktionskraft  Aufschluß  erteilte,  in  der  Schweiz 
nur  eine  äußerst  beschränkte  Zahl  von  Betriebsstätten,  in 
denen  die  Uhr,  von  einigen  Partien  abgesehen,  nicht  bloß  im 
Roh  werk  begonnen,  sondern,  wenigstens  als  Uhrwerk, 
auch  fertig  gestellt  wurde.  Für  die  Fabrikation  gewöhn- 
licher Uhren,  nach  denen  die  Hauptmasse  der  Konsumenten 
verlangte,  fielen  zudem  die  alten  Zentren,  in  denen  die  Uhren- 
industrie  zuerst  Wurzel  gefaßt  hatte,  außer  Betracht;  denn 
die  Genfer  und  Waadtländer  Fabriken  befaßten  sich  nur  mit 
der  Produktion  besserer  Qualitäten,  und  im  Kanton  Neuenburg 
bestanden  wohl  einige  Roh  werk-,  aber  keine  Uhren- 
fabriken. Unter  den  Unternehmungen,  die  im  übrigen  Teil 
des  Uhrenindustriegebietes,  im  Kanton  Freiburg,  im  Solo- 
thurner  und  Berner  Jura,  in  Baselland  und  Schaffhausen,  in 
Tätigkeit  waren,  gab  es  keine  einzige,  die  es  an  Vollständig- 
keit und  insbesondere  an  Neuheit  und  Vollkommenheit  der 
maschinellen  Ausrüstung  mit  den  amerikanischen  Rivalinnen 
hätte  aufnehmen  können.  An  der  nämlichen  geringen  Be- 
deutung litten  auch  die  Rohwerk-  und  die  mit  der  Her- 
stellung einzelner  Uhren  bestandteile  sich  abgebenden 
Fabriken.  Auf  diesem  Gebiete  trat  der  Umschwung,  der  sich 
in  der  einheimischen  Fabrikationsweise  anzubahnen  begann,  zu- 
erst in  die  Erscheinung.  Die  bereits  vorhandenen  Fabriken 
machten    sich    unverweilt   an    eine    zeitgemäße    Umgestaltung 

Forschnngen  133.  —  Pfleghart.  7 
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ihres  maschinellen  Produktionsapparates.  Die  im  Vergleich  zu 
dem  transatlantischen  als  veraltet  erscheinenden  Arbeits- 
maschinen wurden  durch  neue,  teilweise  aus  Amerika  selbst 
bezogene,  ersetzt.  Durch  Einführung  neuer  Werkzeugmaschinen 
wurden  ferner  die  klaffendsten  Lücken  in  der  eigenen  Ausrüstung 
derart  ergänzt,  daß  in  Verbindung  mit  den  billigeren  und  zum 
Teil  auch  mit  den  geschulteren  Arbeitskräften,  über  welche 
die  Schweiz  gegenüber  Amerika  verfügte,  ein  Produkt  erzielt 
werden  konnte,  das  an  Qualität  wie  an  Preis  Würdigkeit  es 
mit  demjenigen  der  Konkurrenz  auf  deren  eigenem  Markt 
aufzunehmen  vollkommen  ftlhig  war.  Von  dieser  Umwandlung 
des  schweizerischen  Fabrikationssystems  legte  schon  die  Pariser 
Ausstellung  von  1878  Zeugnis  ab*,  in  weit  höherem  Grade 
aber  die  Landesausstellung  von  1883^,  wo  die  absolute  Oleich- 
artigkeit und  die  AuswechslungsfUhigkeit  der  verschiedenen,  in 
Serien  zur  Schau  gebotenen  Uhrenbestandteile  unter  sich, 
wie  Platinen,  Brücken,  Federn,  ebenso  wie  der  genaue  Zu- 
schnitt der  Räder  und  Triebe,  Ankergänge  usw.,  auf  die  Ver- 
wendung der  vollkommensten  und  neuesten  Maschinen  hinwies. 
Hand  in  Hand  mit  der  Verbesserung  der  Betriebs- 
einrichtungen schon  bestehender  Fabriken  und  der  damit  in 
Zusammenhang  stehenden  allmählichen  Vergrößerung  der  Be- 
triebe ging  nun,  wenn  auch  in  etwas  langsamerem  Tempo, 
die  Errichtung  neuer  Fabriken.  Über  deren  Zahl  und  die  in 
ihnen  beschäftigten  Arbeiter  besitzen  wir  leider  erst  aus  dem 
Jahr  1882  stammende,  Vergleiche  zulassende  Angaben.  Da- 
nach gab  es  in  jenem  Jahr  83  mit  der  Herstellung  von 
Roh-  und  Uhrwerken,  Uhrenbestandteilen  und  -Gehäusen  be- 
schäftigte Fabriken,  die  rund  7800  Arbeiter  aufwiesen®.     Da 


^  Rapport  pr^sent^  au  Conseil  d'Etat  par  les  experts  horlogers  pag.  7  f. 
^  A.   Favre:  Rapport    sur  Thoriogerie  4  l'Exposition  oationale  4 
Zürich  pag.  9. 

•  Genaueren  Aufschluß  erteilt  folgende  Tabelle: 

Kanton  ührenarbeiter        Fabriken       Fabrikarbeiter 

Bern 17  468  86  4152 

Freiburg 475  2  859 

Solotimm 1597  7  1114 

Baselland 285  1  77 

Schaffhausen 234  5  259 

Tessin 80  1  76 

Waadt 1808  6  309 

Neuenburg 14525  7  729 

Genf .  2  950 18 700 

89  867  88  7  775 

Die  Genfer  Resultate  können  bezüglich  der  Arbeiterzahlen  nur  auf 
annähernde  Bichtigkeit  Anspruch  erheben.  Die  in  der  Uhrenindustrie 
überhaupt  tätigen  Personen  übersteigen  die  oben  angegebene  Zahl  um 
ein  beträchtliches,  während  die  Zahl  von  700  für  die  in  den  Fabriken 
Beschäftigten  etwas  willkürlich  daraus  abgeleitet  ist,  daß  in  25  Uhren- 
und  Bijouteriefabriken  zusammen  934  Arbeiter  eingestellt  waren. 
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die  Gesamtzahl  der  Uhrenarbeiter  sieh  auf  39400  belief,  so 
waren  demnach  20  ®/o  in  Fabriken,  d.  h.  in  solchen  Be- 
trieben konzentriert,  die  mit  motorischer  Kraft  und  wenigstens 
10  oder,  bei  Abgang  der  erstem  und  gleichzeitigem  Ausschluß 
jugendlicher  Arbeitskräfte,  mit  wenigstens  25  Arbeitern  an 
der  Produktion  als  beteiligt  erschienen.  Die  übrigen  80  ^lo 
verteilten  sich  auf  Werkstätten-  und  Hausindustriebetriebe. 
Während  aber  in  den  beiden  Teilen  des  Industriegebiets  die 
Gesamtzahl  der  Arbeiter  annähernd  die  gleiche  war,  erwies 
sich  die  Konzentration  in  den  neu  erschlossenen  Kantonen 
als  eine  viel  bedeutendere  als  in  den  alten  Stammsitzen 
der  Uhrmacherei  (Genf,  Waadt  und  Neuenbürg)^.  Denn  in 
der  erstem  Gruppe  kamen  auf  jeden  der  52  Großbetriebe  im 
Durchschnitt  122,  in  der  letztem  auf  die  31  Fabriken  im 
Mittel  nur  je  51  Arbeiter  zu  stehen  und  dort  belief  sich  die 
Zahl  der  FaDrikarbeiter  auf  ^/s,  hier  nur  auf  ^/i2  des  gesamten 
Arbeitspersonals. 

Im  Jahr  1888  zählte  man  164  Fabriken  mit  einem  Arbeiter- 
stab von  11480  Köpfen  unter  44147  der  Uhrenindustrie  an- 
fehörenden  erwerbstätigen  Personen.  Zieht  man  von  letzterer 
liffer  die  3906  in  eigenem  Geschäft  Tätigen  ab,  so  ver- 
bleiben in  der  Stellung  von  Arbeitern  40241  Personen. 
Die  Zahl  der  Arbeiter  hätte  somit  nur  um  1874  Köpfe, 
d.  h.  um  4,7  ®/o  zugenommen,  während  die  Zahl  der  Erwerbs- 
tätigen von  43905  im  Jahr  1880  bis  1888  sich  nur  um 
242  ^  0,6  °/o  gesteigert  hat.  Obwohl  diese  Ziffern  nicht  auf 
absolute  Genauigkeit  Anspruch  erheben  können,  so  geben  sie 
gleichwohl  ein  ziemlich  zuverlässiges  Bild  von  der  geradezu 
auffallend  langsamen  Bewegung,  die  sich  in  den  Kreisen  der 
Uhrmacherbevölkerung  in  den  80  er  Jahren  vollzogen  hat,  die 
sich  aber  aus  der  andauernd  schlechten  Geschäftslage  in  dem 
Zeitraum  von  1883 — 88  hinlänglich  erklären  läßt.  Zur  gleichen 
Zeit  wuchs  aber  die  Fabrikarbeiterschaft  von  7775  auf 
11 659  also  um  3884  Köpfe  an,  d.  h.  hier  betrug  die  Vermehrung 
50  ®/o ,  gewiss  ein  sprechender  Beweis  für  die  zunehmende 
Konzentration  der  Arbeiterschaft  in  fabrikartigen  oder 
-ähnlichen  Betrieben.  Während  die  Arbeiterbevölkerung 
Neuenbürgs  beinahe  stabil  geblieben  war  und  diejenige  Genfs 
noch   abgenommen   hatte,   wiesen   die  Kantone  Waadt,   Bern 


(Vergl.  Fabrikstatistik  pro  1882  und  die  in  Gfeller  pag.  38  mitgeteilte 
statistische  Tabelle.)  Die  Zahl  de;r  für  den  Kanton  Waadt  an- 
£^egebenen  Arbeiter  ist  wahrscheinlich  zu  niedrig  angesetzt.  Nach  der 
yolkszahlung  von  IS80  gab  es  dort  2859  überhaupt  aus  der  Uhren- 
industrie ihren  Erwerb  ziehende  Personen. 

*  Im  Ranton  Neuenburg  waren  indessen  in  den  ersten  10 — 12  Jahren 
seit  Inkrafttreten  des  Fabrikgesetzes  viel  zu  wenig  Betriebsstätten  dem 
Gesetz  unterstellt,  so  daß  die  oben  angestellten  Berechnungen  und 
Vergleichungen  dieser  Gruppe  notgedrungenermaßen  etwas  zu  un- 
günstig sind. 


100  133. 

• 

und  Solothurn  eine  mehr  oder  minder  starke  Vermehrung^ 
letztgenannter  Kanton  sogar  eine  Verdoppelung  der 
Arbeiterschaft  auf^.  Eine  Ausdehnung  des  Industriegebiete» 
hat  dagegen  nicht  mehr  Platz  gegriffen  mit  einziger  Ausnahme 
der  Fabrikation  und  Bearbeitung  der  Uhrensteine,  die  in 
den  Kantonen  Aargau  und  Zürich  in  Aufnahme  kam. 

Die  Uhrenindustrie  behauptete  und  konzentrierte  sich  in 
Genf  im  wesentlichen  auf  die  Hauptstadt,  im  Waadtland  auf 
die  drei  Bezirke  des  J^ouxtals,  von  Granson  (mit  St.  Croix) 
und  von  M  o  u  d  o  n  (mit  Lucens).  Obwohl  sie  sich  im  Kanton 
Neuenburg  überall  ausgebreitet  hatte,  war  sie  hier  hauptsächlich 
in  den  Bergdistrikten  La  Chaux-de-Fonds  una  Locle,. 
am  geringsten  in  den  am  See  gelegenen  Bezirken  Neuen- 
burg und  Boudry  vertreten*.  Im  Kanton  Bern  erwiesen 
sich  als  die  industriereichsten  Gegenden  die  Bezirke  Cour te- 
lary  (mit  dem  St.  Immertal),  Biel  und  Pruntrut,  und 
an  sie  reihten  sich  in  zweiter  Linie  Münster,  die  Frei- 
berge  und  Nid  au.  In  Solothurn  beschränkte  sich  die  Uhren- 
fabrikation in  der  Hauptsache  auf  den  Amtsbezirk  Solo- 
thurn-Läbern.  In  Freiburg  war  Montilier  bei  Murten» 
in  Baselland  Waidenburg  das  Zentrum  der  Uhrenindustrie 
geblieben,  in  Schaff  hausen  hatte  sie  neben  der  Hauptstadt 

»  Statistik  für  1888. 

Kantone             Erwerbstätige    Fabriken    Betriebskräfte  Fabrik- 
Bern 19157                  74                664V«  5  381 

Freiburg    ....  597                    1                  25            .  400 

Solothurn ....  2  795                  24                183  2  387 

Baaelland ....  375                    2                  27  214 

SchaflFbausen     .    .  154                    2                  14  140 

Tessin 240                     1                    5  81 

Waadt 2  827                    8                 73  669 

Neuenburg    ...  14629                  30                255V2  1644 

Genf 2416                  24                  78  778 

Übrige  Schweiz     .  957 4 11 55_ 

44147  170  1336  11699 

In  den  vorstehenden  Ziffern  sind  die  in  Waadt,  Neuenburg  und 
Genf  in  der  Uhren w er kzeugfabrikation  beschäftigten  Personen 
(4  kleine  Fabriken  mit  170  Arbeitern)  einbegriffen. 

^  Erwerbstätige  nach  Bezirken  zusammengestellt: 

Kanton  Genf.  Val  de  Ruz 2486- 

Stadt  Genf 1772      Val  de  Travers 241d 

Kanton  Waadt.  Kanton  Bern. 

Jouxtal 1165  Biel 3100 

Granson 539  Courtelary 6084 

Moudon 513  Freiberge 1540 

Kanton  Neuenburg.  Münster 200e 

Boudry 644  ^»^au 1082 

Neuchätel 773  Pruntrut 3290 

Locle 3401  Kanton  Solothurn. 

Chaux-de-Fonds 6349  Solothum-Labem 2520 
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«uch  in  Stein  a.  Rh.  Aufnahme  gefunden  und  im  Kanton 
Tessin  vom  Bezirk  Lugano  auf  denjenigen  von  B ellin 30 na 
iiinübergegriffen. 

In  diesen  letzteren  vier  Kantonen,  in  welche  die  Uhren- 
fabrikation gleich  von  Anfang  an  in  der  Gestalt  ihrer  höchsten 
Betriebsform,  des  geschlossenen  Großbetriebs,  verpflanzt  worden 
war,  hatten  sich  nach  und  nach  in  geringerer  oder  größerer 
Entfernung  von  den  Fabriken  Hausarbeiter  nieder- 
gelassen, die  durch  diese  beschäftigt  wurden.  Sie  waren 
zuerst  vermutlich  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  die  nach 
ihrer  Verheiratung  außerhalb  der  Fabrik  dem  dort  erlernten 
Beruf  nachgehen  zu  können  wünschten,  und  die  dann 
allerlei  Bekannte  und  Verwandte  zur  Nacheiferung  des  ge- 
gebenen Beispiels  veranlaßten.  Daß  sich  bald  auch  einige 
größere  oder  kleinere  Werkstätten  in  der  Nähe  dieser  Fabriken 
«uftaten,  um  spezielle  Partien,  deren  Pflege  sich  in  jenen 
«eiber  nicht  lohnte,  zu  bearbeiten,  ergab  sich  im  Laufe  der 
Entwicklung  von  selbst.  Außer  den  genannten  vier  Kantonen 
wies  noch  Solothurn,  wo  die  Uhrenindustrie  spät  und  unter 
ähnlichen  Bedingungen  eingef^lhrt  wurde,  die  relativ  stärkste 
Fabrikbevölkerung  auf,  während  die  Neuen  burger  sich 
^egen  die  fabrikmäßige  Arbeitsorganisation  am  ablehnendsten 
verhielten. 

Die  Fabrikstatistik  des  Jahres  1888  weist  auch  eine  Zu- 
sammenstellung der  Fabriken  nach  den  in  ihnen  betriebenen 
Zweigen  auf  ^.  Daraus  geht  hervor,  daß  nur  die  Roh  werke 
und  ebenso  die  Zeiger,  Zifferblätter  und  Federn  fabrizierenden 
Betriebsstätten  mit  motorischer  Kraft  arbeiteten,  also  wirk- 
lich als  Fabriken  im  technischen  Sinne  des  Wortes  gelten 
konnten.  Diejenigen,  die  sich  mit  der  Herstellung  der 
Uhren  als  solchen  abgaben,  waren  dagegen  nur  zu  ^U  mit 
Motoren  ausgerüstet.  Das  erklärt  sich  daraus,  daß  unter  der 
Kategorie  der  Anstalten,  die  sich  mit  der  Fabrikation  der 
Uhren  befaßten,  nicht  nur  die  eigentlichen  Uhrenfabriken, 
welche  die  Uhr  oder  das  Uhrwerk  vollständig  oder  in  den 
hauptsächlichsten  Teilen  anfertigen,   sondern  auch  solche  Be* 

^         Fabrikstatistik  nach  Industriezweigen. 
Industriezweig        Fabriken    ^^*m!!J^!.°      ßetriebskr&fte   Arbeiter 


Uhrenfabrikation    . 
UhreBsehalen   .   .   . 

Roh  werke 

Uhreubestandteile  . 
Uhrmacherwerzeuge 


mit  Motoren 

56  42 

39  85 

17  17 

54  48 

4  4 

175 Tir 


■p"^^ 


541 

6424 

244 

1120 

274 

2809 

890 

1676 

27 

170 

14^6""' 

"'118»"' 

Unter  den  Uhreiibestandteilen  finden  sich  Zeiger,  Zifferblätter, 
Federn,  Unruhen,  Spiralen,  Uhrenfläser,  Uhrensteine  usw.  vereinigt. 
Unter  den  Betriebskräften  sind  auch  die  bloß  in  Reserve  gehalteneii 
mitgezählt. 
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triebe  eingereiht  wurden,  welche  nur  die  Fertigstellung- 
des  Uhrwerks  zum  Zwecke  haben.  Es  sind  dies  die  Fabriken 
für  Gangwerke  (Hemmungen)  sowie  die  für  Zusammen- 
setzen der  Gangwerke  (Plantage),  für  Fassen  und  Ein- 
setzen der  Steine  (sertisssage) ,  für  das  Repassieren,  Re- 
montieren und  Regulieren  der  Uhr,  und  endlich  noch  die^ 
Arbeitsstätten  der  Termineurs  sowie  einzelne  Comptoii*s,  in 
denen  die  letzte  Hand  an  die  anderwärts  fabrizierte  Uhr  ge- 
legt wird. 

Durch  Beschluß  des  Bundesrates  vom  3.  Juni  1891  wurde^ 
der  Begriff  der  Fabrik  nun  ausgedehnt  und  unter  das  Fabrik- 
gesetz alle  Anlagen  gestellt ,  die  mehr  als  zehn,  bzw.  so- 
fern sie  Personen  unter  18  Jahren  aufnehmen  oder  mecha- 
nische Motoren  verwenden,  mehr  als  fünf  Arbeiter  gleich- 
zeitig beschäftigen.  Damit  schnellte  die  Zahl  der  als  Fabriken 
verzeichneten  Betriebe  urplötzlich  gewaltig  in  die  Höhe,  ob- 
schon  ein  großer  Teil  von  ihnen,  wirtschaftlich  genommen,  nur 
zu  den  Werkstätten  oder  Comptoirs  gerechnet  werden  konnte,, 
so  daß  aus  der  Vergleichung  zwischen  den  Ergebnissen  der 
Fabrikstatistik  vom  Jahre  1888  und  vom  Jahre  1895  für  die 
Entwicklung  der  Fabrikindustrie  im  allgemeinen  keine  sicheren 
Schlüsse  zu  ziehen  sind*.  Immerhin  berechtigt  der  Umstand,, 
daß  die  Zahl  der  mit  Betriebsmotoren  ausgestatteten  Ge- 
schäfte in  den  sieben  Jahren  von  14(5  auf  257  und  diejenige 
der  verfügbaren  Pferdekräfte  gleichzeitig  von  1376  auf 
2294  gestiegen  ist,  zu  der  Annahme,  daß  auch  in  diesem  Zeit- 
raum die  Konzentration  weitere  Fortschritte  gemacht  hat. 

b.   Ton  18d5  bis  1901. 

Während   die  Periode   von  1888  bis  1895  mit  Ausnahme 
der  Jahre  1889/91  durch   eine  starke  geschäftliche  Depression 


Kanton 


Fabrikstatistik  für  1895. 
Fabriken    Arbeiter    ^.»^,"J^en 

mit  Motoren 


Betriebskräfte  in  P.  S. 

erforderliche    Torhandene 


Bern .    .   . 
Solothurn 
Waadt.    . 
Neuenburg 
Genf.   .   . 
Baselland 


169 
41 
19 

180 

35 

5 


6698 

2132 

563 

4130 

788 
278 


105 
26 
13 
70 
30 
5 


678 
230 
172 
392 

88V4 
36 


1054»/i 
356 
138V2- 
437»/4 
178 
68 


Übrige  Schweiz 


449 
14 


14589 
853 


249 

8 


1596V4 

86V8 


2228 
66 


Uhrenfabrikation  . 
Uhrenschalen .  .  . 
Uhrwerke  .  .  .  . 
Uhrenbestandteile 
Uhrmach  er  Werk- 
zeuge     


463 

145 

168 

20 

122 

8 


15442 

7  825 

2  898 
2028 
2  564 

127 


257 

82 
79 
19 
69 

8 


1682»/4 

846«/4 
281«/4 
242 

2818/4 

30V2 


2294 
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sich  auszeichnete  y  nahm  von  da  an  die  Uhrenindustrie  einen 
ununterbrochenen  Aufschwung^  dessen  Wirkungen  sich  auch 
in  den  Angaben  der  1901  wiederum  veranstalteten  Fabrik- 
statistik bemerkbar  machen  mußten.  Dies  ist  denn  auch  in 
der  Tat  der  Fall.  Die  Zahl  der  dem  Fabrikgesetz  unter- 
stellten Geschäfte  ist  von  463  auf  627  (um  36®/o)  und  die- 
jenige der  darin  beschäftigten  Arbeiter  von  15442  auf  23883 
(um  55®/o)  angewachsen.  Die  mit  motorischer  Kraft  be- 
triebenen Anlagen  haben  sich  um  157  (61  ®/o)  und  die  zu 
deren  Betrieb  erforderlichen  Pferdekräfte  um  810  (48®/o) 
vermehrt  ^. 

Die  mit  der  Fabrikation  vollständiger  Uhren  sich  abgeben- 
den, dem  Gesetz  unterworfenen  Unternehmungen  weisen  eine 
Zunahme  um  50  *^/o  und  ein  Anwachsen  ihrer  Arbeiterschaft  um 
69  ®/o  auf.  Die  mit  motorischer  Kraft  arbeitenden  Geschäfte  haben 
dagegen  nur  einen  ein  Drittel  betragenden  Zuwachs  und  eine 
annähernd  ebenso  große  Steigerung  ihrer  Betriebskraft  (29  ®/o) 
zu  verzeichnen.  Dies  beweist,  daß  vor  allem  die  Termineur- 
und  sonstigen  Werkstätten,  in  denen  die  Uhrwerke  für  Rechnung 
von  Etablisseuren  fertig  gestellt  (repassiert  und  remontiert) 
werden,  sich  bedeutend  vermehrt  und  ihre  Arbeiterzahl  ver- 
größert haben.  Bei  der  Herstellung  der  Uhrenschalen 
hat  die  mechanisch  betriebene  Fabrikation  viel  größere 
Fortschritte  zu  verzeichnen;  denn  die  Zahl  der  mit  Motoren 
arbeitenden  Unternehmungen  hat  eine  um  92  ^/o  und  diejenige 
der  zu  ihrem  Betrieb  erforderlichen  Pferdekräfte  sogar  eine 
solche  um  122  ®/o  erfahren,  während  die  Menge  der  unter  das 
Gesetz  fallenden  Betriebsstätten  und  der  darin  beschäftigten 
Arbeiter  nur  um  24  bzw.  56®/o  gewachsen  ist.  Auch  die 
Fabrikation  der  verschiedenen  Uhrenbestandteile  (Ziffer- 
blätter, Zeiger,  Federn,  Spiralen,  Unruhen  usw.)  und  darunter 


1 

Fabrikstatistik  für  1901. 

Kanton 

Fabriken 

Arbeiter 

Fabriken 

mit  Motoren 

Betriebskräfte  in  P.  S. 

erforderliche    vorhandene 

Bern 

.     242 

9  997 

174 

1122V9 

1622Va 

Solothum    .   .   . 

.       64 

3  754 

42 

438 

685Va 

Baselland    .   .   . 

8 

453 

5 

57 

85 

Waadt 

.       22 

927 

21 

94 

158 

Neuenbürg  .   .   . 

.     232 

6498 

134 

598V2 

797 

Genf 

.       41 

1131 

28 

80'/2 

8OV2 

609 

22  760 

404 

2390»/a 

3428V« 

Übrige  Schweiz 

.       18 

1123 

10 

103 

117 

627 

23883 

414 

2493V« 

3545V« 

Uhrenfabrikation 

.      218 

13294 

109 

1090V2 

Uhrenschalen.    . 

.      209 

4538 

152 

626V8 

- 

Uhrwerke    .   .   . 

12 

1135 

12 

149 

UhrenbestandteiU 

j       176 

4  784 

130 

597 

Uhrmacherwerk- 

zeuge    .... 

12 

132 

11 

30V« 
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ganz  besonders  diejenige  der  Uhren  steine  auf  mechanischem 
Wege  hat  sich  in  ähnlichem  Grade  gesteigert.  Die  Gesamt- 
zahl der  „Fabrikbetriebe'',  die  solche  Bestandteile  herstellten, 
hat  um  44  ^lo,  diejenige  der  vermittelst  Motoren  produzierenden 
aber  gerade  um  das  doppelte  (88  ^/o)  zugenommen.  Die  Ar- 
beiterzahl ist  um  86  ^/o,  diejenige  der  Pferdekräfte  um  112% 
gestiegen.  Beinahe  stabil  geblieben  sind  die  Verhältnisse  in 
der  Werkzeugfabrikation.  Auf  diesem  Gebiet  hat  zwar 
ebenfalls  eine  große  Umwälzung  sich  vollzogen,  indem  in  den 
großen  Uhrenfabriken  der  Hauptanteil  an  der  Produktions- 
tätigkeit automatisch  arbeitenden  Werkzeugmaschinen  zu- 
gefallen ist,  die  aus  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten 
bezogen   werden. 

Die  Vernachlässigung  der  theoretischen  Schulung  und 
Ausbildung  der  einheimischen  Mechaniker,  auf  deren  bedenk- 
liche Folgen  schon  durch  den  Berichterstatter  über  die  Welt- 
ausstellung von  1867  ^  hingewiesen  worden  ist,  hat  sich  somit 
sehr  empfindlich  bemerkbar  gemacht.  Während  die  Deutschen 
und  noch  mehr  die  Amerikaner  dank  der  in  ihren  Schul- 
anstalten erworbenen  wissenschaftlichen  Kenntnisse  großartige 
Fortschritte  in  diesem  Industriezweig  erzielt  haben,  ist  die 
schweizerische  Werkzeugfabrikation  in  den  alten  Geleisen, 
innerhalb  welcher  sie  zwar  Treffliches  geleistet  hat,  stecken 
geblieben.  Immerhin  sind  in  der  allerneuesten  Zeit  lobens- 
werte Anstrengungen,  das  Versäumte  nachzuholen,  gemacht 
und  nach  einzelnen  Richtungen  hin  sehr  erfreuliche  Resultate 
erzielt  worden.  Nach  der  statistischen  Tabelle  zu  schließen, 
hat  in  der  Fabrikation  der  Uhrwerke  sogar  ein  ganz  be* 
deutender  Rückschritt  stat^efunden.  Diese  mit  den  übrigen 
Ziffern  absolut  unvereinbare  Angabe  läßt  sich  indessen  leicht 
damit  erklären,  daß  die  weggefallenen  Fabriken  einfach  ihren 
Betrieb  erweitert  haben  und  demzufolge  in  die  Kategorie 
der  Geschäfte,  welche  neben  Roh-  und  Laufwerken  auch  die 
vollständige  Uhr  anfertigen,  eingereiht  worden  sind. 

Die  fabrikmäßig  betriebene  Warenproduktion,  wie  sie  in 
den  vorstehenden  Ziffern  zutage  tritt,  hätte  nun  zweifellos 
nicht  solche  Dimensionen  annehmen  können,  wenn  nicht  dem 
Bestreben,  die  maschinellen  Betriebseinrichtuneen  und  Pro- 
duktionsmittel zu  vervollkommnen,  ein  Umstand,  der  für  die 
weitere  Entwicklung  der  schweizerischen  Industrie  von  höchster 
Bedeutung  ist,  ganz  wesentlich  zustatten  gekommen  wäre.  Es 
betrifft  dies  die  fortwährend  zunehmende  Ersetzung  und  Ver- 
drängung der  bisher  üblichen  hauptsächlichsten  Betriebskräfte, 
des  Wassers  und  des  Dampfes,  durch  die  elektrische 
Energie. 

Während   der   Anteil    dieser    letzteren    an    der    Gesamt- 


^  P.  Bollej:  Rapport  technique  pag.  810. 
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summe  der  im  Jahre  1888  in  der  Uhrenindustrie  gebrauchten 
Betriehskräfte  nur  3,2  ^/o  und  auch  1895  erst  10  ^/o  betrug, 
hatte  er  sich  1901  schon  auf  41  ^/o  gesteigert  K  Nun  ist  aber 
wohl  zu  beachten,  daß,  während  Dampf  und  Petrol  usw.  viel- 
fach nur,  wenn  z.  B.  wegen  ungunstiger  Witterungsverhält- 
nisse  die  Wasserkraft  versagt,  als  Reserven  zur  Ver* 
Wendung  gelangen,  die  Elektrizität  immer  und  überall  in 
erster  Linie  gebraucht  wird.  Eine  richtigere  Vorstellung 
von  der  Bedeutung,  die  sie  einnimmt,  wird  man  demnach 
dann  erhalten,  wenn  man  nicht  die  Zahl  der  überhaupt  vor* 
handenen,  sondern  diejenige  der  erforderlichen  Be- 
triebskräfte der  Berechnung  zugrunde  legt.  Hierbei  stellt 
sich  der  Anteil  der  elektrischen  Energie  auf  70  ^/o,  wie  sie 
denn  auch  in  nahezu  der  Hälfte  aller  mit  motorischer  Kraft 
arbeitenden  Betriebe  Verwendung  findet.  Unter  den  Betriebs- 
kräften spielt  sie  vermöge  ihrer  großen  Anpassungsfähigkeit 
an  alle  Verhältnisse  und  um  ihrer  sonstigen  Vorzüge  willen' 
die  führende  Rolle,  und  seit  1901  hat  ihre  Bedeutung  nur 
noch  zugenommen. 

Nach  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1900  befanden 
sich  in  den  acht  Uhrenindustriekantonen  51 433  (in  der  ganzen 
Schweiz  52  752)  Personen,  die  aus  der  Herstellung  von  Uhren 
und  Uhren  Werkzeugen  sich  einen  Erwerb  gemacht  hatten. 
Darunter  wurden  38893  eigentliche  Berufsarbeiter  ge- 
zählt Der  sehr  beträchtliche  Rest  verteilte  sich  auf  die  als 
selbständige  Unternehmer,  Betriebsbeamte  oder  technische  und 
kaufmännische  Angestellte,  Hilfsarbeiter  und  Lehrlinge  tätigen 
Personen'.     Da   diese    Erhebung   der   am  5.  Juni  1901    er« 

»  Statistik  für  1888. 

Wasser  Dampf  andere  Kräfte  Elektrizität 

762  520Va  27Vf  ^Vf% 

Statistik  für  1895. 
Wasser  Dampf  andere  Kräfte  Elektrizität 

X .  S.  X  .  S.  x.  O.  X .  O. 

1189V«  571  317V«  246 

Statistik  ffir  1901. 

Wasser  Dampf  andere  Kräfte  Elektrizität 

P.  S.  P.  S.  P>  S.  P.  s. 

1044  612  425  1464 

in  Betriebsstätten 
134  31  79  240 

*  Vergl.  hierüber  die  in  meiner  Schrift  aber  die  Rechtsverhält- 
nisse der  elektrischen  Unternehmiuigen  pag.  24  f.  enthaltenen  Aua- 
fübrungen. 

>  &werbstätige  Männer 84230  (^5  378) 

Frauen 17203(17374) 

Berulsarbeiter,  männliche 24  749  (25081) 

y,  weibliche 14144(14771) 
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folgten  Zählung  der  Fabrikarbeiter  nur  um  ein  halbes  Jahr 
vorangeht,  so  dürfen  die  Ergebnisse  der  beiden  statistischen 
Aufnahmen  im  Prinzip  unbedenklich  miteinander  in  Parallele 
gestellt  und  verglichen  werden.  Unter  den  38893  Berufs- 
arbeitern würden  sich  darnach  23  694  =  61  ^/o  in  Fabriken 
und  dem  Fabrikgesetz  unterstellten  Betriebsstätten  befinden^ 
während  die  übrigen  in  Familien-  oder  sonstigen  kleineren 
Werkstätten,  also  inbesondere  in  Hausindustriebetrieben  tätig^ 
sind.  Stellt  man  die  Resultate  der  beiden  Erhebungen  mit  Ein- 
schluß der  im  Juni  1901  ebenfalls  noch  veranstalteten  Zählung- 
der  Hausarbeiter  zusammen,  so  ergibt  sich  sofort,  von  ver- 
schiedenen Unrichtigkeiten  ^  abgesehen,  daß  nunmehr  auch  in 
den  Kantonen  Genf,  Bern  und  Neuenburg  die  Kon- 
zentration der  Arbeiter  in  Fabrikbetrieben  sehr  beträchtliche 
Fortschritte  gemacht  hat,  indem  im  ersteren  dreiviertel,  im 
zweiten  mehr  als  die  Hälfte  und  im  letzteren  nahezu  die 
Hälfte  aller  Berufsarbeiter  zu  den  Fabrikarbeitern  gehören. 
Am  weitesten  zurückgeblieben  ist  der  Kanton  Waadt,  dessen 
Fabrikarbeiterpersonal  nur  annähernd  40**/©  der  Uhrenarbeiter- 


Untemehmer  (in  eigenem  Geschäfte  tätige  Personen)  .   .     3  743    (4419) 
Direktoren,  technisches  und  kaufmänniscnes  Personal .   .     2  226    (2  262) 

HüfHarbeiter  und  Geschäftsgesinde 813       (946) 

Lehrlinge,  männliche 2783    (2819) 

„  weibliche 1601    (1626) 

Den  folgenden  Berechnungen  und  Vergleichun^en  ist  immer  nur 
die  Zahl  der  in  den  acht  Industriekan tonen  erwerbstätigen  Berufs- 
zugehörigen und  zwar  deswegen  zugrunde  gelegt ,  weil  unter  der  Ge- 
samtzahl auch  diejenigen,  die  sich  nicht  mit  der  Fabrikation,  sondern 
nur  mit  der  Reparatur  der  Uhren  befassen,  inbegriffen  sind  und  diese^ 
die  für  unsere  Zwecke  gänzlich  außer  Betracht  fallen,  die  Mehrheit 
der  im  Rest  der  Schweiz  gezählten  Ubrmacherbevölkerung  bilden. 

^  Ergebnisse  der  Volks-  und  Arbeiterzählung  vom  Dezember  1900 

und  Juni  1901. 


Kanton 

Bern  .  .  . 
Freiburg  . 
Solothum  . 
Baselland  . 
Schaffhausen 
Tessin  .  . 
Waadt  .  . 
Neuenburg 
Genf  .   .    . 


Erwerbstätige 
Bern  f sangehörige 

22359 

500 

3965 

648 

227 

372 

3186 

18024 

2202 


Berufs- 

Fabrik- 

Haus- 

arbeiter 

arbeiter 

arbeiter 

17  689 

9997 

3262 

394 

371 

104 

3077 

3  754 

847 

482 

453 

305 

149 

281 

7 

288 

282 

57 

2367 

927 

829 

13454 

6498 

1752 

1493 

1131 

280 

51433  39  393  23  594  7443 

Die  Ergebnisse  der  beiden  Zählungen  sind,  was  die  Kantone 
Solothum  und  Schaff  hausen,  in  g^eringerem  Grad  auch  Freiburg,  Basel- 
land und  Tessin  anbetrifft,  miteinander  absolut  nicht  zu  vereinbaren, 
weil  die  Zahl  der  Fabrik-  und  Hausarbeiter  zusammen  diejenige  der 
Erwerbstätigen  übersteigen  oder  beinahe  erreichen  würde.  In  den 
Kantonen  Bern  und  Neuenburg  ist  anderseits  die  Zahl  der  Hausarbeiter 
ofieobar  ab  viel  zu  gering  angegeben. 
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zahl  erreicht.  Die  beste  Erklärung  ftlr  diese  Erscheinung  ist 
wohl  in  dem  Umstand  zu  suchen,  daß  wegen  Mangel  an  einer 
geeigneten  Betriebskraft  (Elektrizität)  die  Fabriktätigkeit  sich 
nicht  in  demselben  Maße  entwickeln  konnte,  wie  dies  in  den 
übrigen  Gebieten  der  Uhrenindustrie  geschehen  ist.  Seitdem 
der  Abfluß  der  Jouxseen  im  Dienste  der  Industrie  Verwertung 
gefunden  hat,  dürfte  hierin  wohl  eine  wesentliche  Veränderung 
des  Verhältnisses  der  Fabrik-  zur  Gesamtarbeiterbevölkerung 
Platz  gegriffen  haben. 

Im  Zeitraum  von  1888  bis  1900  hat  die  Zahl  der  Er- 
werbstätigen um  19  ^/o,  d.  h.  um  1,6  °/o  im  Jahr  zugenommen, 
während  in  der  vorangehenden  Periode  die  alljährliche  Ver- 
mehrung bloß  0,75^/00  betragen  hat.  Die  Zahl  der  in 
eigenem  Geschäft  Tätigen,  der  Unternehmer,  ist  von  3906 
auf  3743  gesunken,  eine  Erscheinung,  die  mit  der  ganzen 
Entwicklungstendenz  durchaus  im  Einklang  steht,  indem  neben 
den  entstehenden  Großbetrieben  eine  Anzahl  kleinerer  Unter- 
nehmer sich  nicht  mehr  zu  behaupten  vermochten  und  andere 
aus  selbständigen  Geschäftsleitern  sich  zu  Direktoren  und  Be- 
amten von  Aktiengesellschaften  usw.  umwandelten. 

Dieser  Prozeß  der  Absorption  der  kleineren  durch  die 
größeren  Unternehmungen  hat  sich  in  allerneuester  Zeit  noch 
bedeutend  verschärft,  wenn  auch  zur  Zeit  noch  keine  statisti- 
schen Erhebungen  vorliegen,  aus  denen  zuverlässige  Angaben 
zu  schöpfen  sind.  Aus  der  vergleichenden  Gegenüberstellung 
der  Resultate  der  Volkszählungen  vom  1.  Dezember  1888  und 

1900  ist  ersichtiich,  daß  alle  Kantone  eine  mehr  oder  weniger 
beträchtliche  Vermehrung  an  Erwerbstätigen  und  nur  Frei- 
burg  und  Genf  eine  Abnahme  aufzuweisen  habend  Wie 
^s  sich  mit  dieser  Verminderung  der  Uhrmacherbevölkerung 
im  Kt.  Freiburg  in  Wirklichkeit  verhält,  mag  als  zweifelhaft 
erscheinen,  weil  die  Angaben  der  Volkszählung  vom  1.  De- 
zember 1900   und  diejenigen   der  Fabrikstatistik  vom  5.  Juni 

1901  miteinander  in  Widerspruch  stehen.  Für  Genf  erklärt 
sich  dagegen  die  schon  seit  1870  konstatierte  Abnahme  aus 
der  Tatsache,    daß  die  Fabrikation  der  billigeren  Uhren  dort 


Erwerbstätig 

*°*^°  1888  "        1900 

Bern 19157  22359 

Freiburg 597  500 

Solothurn 2795  3965 

Baaelland 375  648 

Schaffhausen 154  227 

Tessin 240  372 

Waadt 2827  3136 

Neuenburg 14629  18024 

Genf 2416  2202 


43  190  51  433 


I'rä    •-   L:oe-.   iLii    ««  setzte    £«£.,    b 

L2.i*  war,  d«!  Geafrr  Arbr-i^em  <iAi-^?rö*  iirii 

za  ^ewiirec.    Za  di^äieci  f  ir  d.e  .r: 

nieh.:   wecl^  'wi^rtn^n  cj^mc,   den  die  U 
benacfibaiteii   ArretL   'SaTiTen-    dazjL    der  erra*!s. 
Aci^^^-iliosg  ;ii.l  d-rr  gr: Seren  BLÜ^keit  der  d:rt: 
krif^^  gen.iLJse::  Las. 

FcLT  die  C:.rrcir.ix«trie  herziii  die  h^iozLst  Baicsia^ 
Gecii  we:::g«r  aar  *ei::er  pr>iik:irea  al*  axf  ie^a^r  k-ia- 
cii?rxi*rIleiL  Fi^:^e»t  z^i  Tir,?kei:.  die  fireil-'Ä  si-^ir 
Unifan^  erp*iciiie.  wecji  sie  ci-:c.t  dirca  die  Fabrlkari^z.  d- 
Carococeter  ;i-i  Lax:i»:iiir*a.  t:ii  der%&  E:ii 
die  aar  d^m  d:r:iz*!i  PLaSxe  nicLc  iier?*:»t-ril:eo .  i*:a»i-5»!i 
unL^eietztea  Ur^ren  zr^icrier«:-  2e*c:icn  wirie.  AL*  Hasp^ 
h^r.-i^^zikZM.  ViT  d'eae  K^i^^^vhe  Toa  V\'ar*a  ur  es  l^iLck 
4«:^.ri  «ei:  E.eiir  dr-:.  «rineoi  kalben  Jaiirtii.- iert  LaCkaax> 
de-Fond*  weicaen  ci-l^iie!!.  wo  ali*  S:rten  ti:ii  Uares« 
Tjk  d-rijeci'^ea  ;^ew:k:Li.:'jh;iter  QiaL'i^t  bf;«  za  dea  btcttem 
PrtoLtloaAdkreii  •  ker^e»;et  t  weri'rn.  Ckaax-de-Fosds 
kat  i^smer  aij*  die  LiüpUäLcLl^^a^ce  Pr*>iu^doiu<^ra:ae  fdr  *i£ 
jTki/^n  goldenen  Uhren  ;?e^:  wen. .  wiar^mi  die  Fabrikasi- 
c-^rr  •:I'>efTi«L  stid  metallecen  Carea  toc  dort  aar  den 
ar.!  :>>i.j La araer  J.ira  üoer^e^sanz^en  i*i.  D«irek  aoigcaeiic 
I>eUtaiiz<^n  aal  dem  ^jrebiec  aer  Praziiiomiakren-  \ 
änren-j  lada^rrie  kat  iich  roa  jeher  Locie  herro 
während  djk*  Jonxtal  aetae  Betieataag  aU  Fabrikalioadaen 
der  komplizier tea  Uarwerke  ia  oa^enciadertem  Grade 
bekaapcet  hac  Za  erwdiicen  L^c  scLliediich  aock.  diä  in 
Snmiswald  [Kl,  B^tth  and  Montkej  (Kc.  WaUi^i  in 
neuerer  Zeit  zwct  Fabriken  in  Betrieb  gesetzt  worden  siad. 
die  sidi  die  HeriteUan^  Ton  Pendelakren  «nd  Repdln&>ren 
mar  Adfinbe  macken.  Dieser  Fabrfkatiottszwng  war  a.  Z^ 
ak  die  Tasekcnakrai£id>rikatxon  ikren  An&ckwung  nahiB, 
an^^eben  worden. 
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Dritter  Abschnitt. 

Veränderung  der  Arbeitsverhältnisse  und  -bedingungen. 

Erstes  Kapitel. 
Abneignng  der  ülirmacherbeyölkeruiig  gegen  die  Fabriken* 

Neben  der  ungeheuer  gesteigerten  und  damit  zugleich 
auch  wesentlich  verbilligten  Produktion  bestand  die  Haupt- 
wirkung der  Umwandlung  des  alten,  in  eine  ganze  An- 
zahl zerstreuter  Individual-,  Familien-  und  Werkstätten- 
betriebe  zerfallenden  Fabrikationssystems  zu  demjenigen  des 
geschlossenen  Fabrikbetriebes  fn  einer  tiefgehenden  Ver- 
änderung und  Verschiebung  der  Arbeitsverhältnisse  und  -be- 
dingungen.  Die  immer  im  Fluß  gewesene  Verbesserung  der 
zur  Bearbeitung  der  Uhrenbestandteile  dienlichen  Werkzeuge 
und  der  allmählich  zur  Einführung  gelangten  Maschinen  hatte 
von  jeher  ftir  eine  Anzahl  Arbeiter  zur  Folge  gehabt,  daß  sie 
in  ihrer  Partie  nicht  mehr  ausreichende  Beschäftigung  fanden 
und  zu  einer  anderen  Partie  oder  selbst  zu  einem  anderen 
Gewerbezweig  übergehen  mußten.  Für  die  älteren  unter 
ihnen,  die  sich  nur  schwer  oder  auch  gar  nicht  in  die  neuen 
Verhältnisse  zu  schicken  vermochten,  hatte  ein  derartiges 
Übergangsstadium  immer  eine  höchst  unbefriedigende,  nicht 
selten  geradezu  peinliche  Lage  geschaffen.  Allein  diese 
Verschiebung  in  den  Produktionsbedingungen  und  Arbeits- 
methoden war  nicht  überall  gleichzeitig,  noch  an  allen  Orten 
gleichmäßig  in  die  Wege  geleitet  worden,  und  da  sie  ja  nur 
die  eine  oder  andere  Partie  ergriff,  pflegten  sich  ihre  Wirkungen 
nur  in  beschränktem  Maße  fühlbar  zu  machen.  Von  einem 
tiefer  greifenden  Einfluß  und  einer  allgemeineren  Bedeutung 
für  die  Erwerbsstellung  der  Arbeiter  hatte  sich  nur  der  außer- 
halb des  schweizerischen  Industriegebietes,  aber  doch  noch  in 
dessen  Nähe  (in  Beaueourt)  um  die  Jahrhundertwende  er- 
folgte  Übergang  zur  mechanischen  Herstellung  des  Roh- 
werkes erwiesen.  Denn  diese  sehr  wichtige  Partie  vereinigte 
bereits  verschiedene  Uhrenbestandteile  (Platinen,  Kloben  und 
Brücken,  Federhaus)  in  sich  und  entriß  daher  auf  einmal  eine 
große  Anzahl  von  Arbeitern  der  gewohnten  Beschäftigung,  und 
zwar  noch  zu  einer  Zeit,  in  welcher  wegen  der  unaufhör- 
lichen Kriege  und  der  durch  Napoleon  verhängten  Kontinental- 
sperre die  Uhrenindustrie  ohnehin  in  große  Bedrängnis  ge- 
raten war.  Aber  von  dieser  einmaligen  Ausnahme  abgesehen, 
scheint  die  im  zweiten  und  dritten  Viertel  des  vorigen  Jahr- 
hunderts hier  und  dort  erfolgte  Einführung  der  fabrikmäßig 
organisierten  Warenproduktion  weder  sehr  hoch-  noch  weit- 
gehende Wellen  geworfen  zu  haben.    Die  völlige  Abwesenheit 
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einer  jeden  oder  die  doch  auf  einen  lokalen  Umkreis  be- 
schränkte Erschütterung  der  in  ihren  Interessen  berührten 
Produzenten  kreise  war  vielfach  dem  Umstand  zuzuschreiben, 
daß  in  den  alten  Zentren  der  Uhrenindustrie,  so  in  Fontaine- 
melon,  in  Genf,  im  Joux-  und  St.  Immertal,  in  Biel  usw.,  die 
ersten  Fabriken  einfach  aus  erweiterten  Werkstätten 
bestanden,  die  ihre  maschinelle  Ausrüstung  nach  und  nach 
vervollständigten  und  vervollkommneten.  Dieser  Schritt  für 
Schritt  vor  sich  gehende  Übergang  zum  konzentrierten 
Großbetrieb  vermochte  keine  irgendwie  bedeutende  Störung 
des  Arbeitsmarktes  hervorzurufen.  Wo  ganz  neue  Fabriken 
errichtet  werden  sollten,  widersetzten  sich  dagegen  nicht 
selten  die  in  der  betreifenden  Gegend  ansässigen  oder  die 
in  ihrer  Existenz  und  Lebensweise  sich  durch  die  Ma- 
schine bedroht  glaubenden  Uhrenarbeiter  der  beabsichtigten 
Gründung.  Wie  es  beispielsweise  im  Jahre  1870  die  Gold- 
schalenmacher in  La  Chauxde-Fonds  machten,  verbanden  und 
versprachen  auch  sie  sich  gegenseitig,  weder  in  eine  solche 
Fabrik  einzutreten  noch  außerhalb  derselben  für  sie  tätig  zu 
sein.  Sie  verhängten  die  Sperre  über  die  ihnen  unliebsame 
Unternehmung.  Damit  begingen  sie  zwar  einen  großen  Fehler, 
der  sie  in  der  Folge  teuer  zu  stehen  kommen  sollte.  Denn  die 
Unternehmer  waren,  statt  von  der  Ausführung  ihres  Projektes, 
wie  die  Arbeiter  meinten,  überhaupt  abstehen  zu  müssen^, 
nur  gezwungen,  ihr  Personal  aus  ungelernten  Arbeits- 
kräften, die  sie  allmählich  heranzubilden  wußten,  zu  bestellen. 
Die  ihnen  feindseligen  Arbeiter  sahen  sich  bald  einer  neuen 
Klasse  von  Erwerbstätigen  gegenüber,  die  ihnen  die  bis- 
her auf  dem  Arbeitsmarkt  behauptete  Stellung  in  demselben 
Grade  und  Umfang  erschwerten,  als  die  Fabriken  die  kon- 
kurrierenden Werkstättenbetriebe  bedrängten.  Ein  Glück  war 
es  noch  zu  nennen,  wenn  ein  solcher  auf  die  Gründung  einer 
Fabrik  ausgehender  Unternehmer  dem  ihm  entgegengesetzten 
Widerstand  zum  Trotz  seine  Anlage  innerhalb  des  bis 
jetzt  bekannten  Industriegebietes  herstellte  und  in  Be- 
trieb setzte;  aber  wie  viele  zogen  es  nicht  vor,  dem  Ruf 
irgend  einer  im  Berner  oder  Solothurner  Jura  gelegenen  Ge- 
meinde, die  ihnen  unentgeltlichen  Baugrund,  freies  Holz  und 
billige  Wasserkraft,  Steuerfreiheit  für  eine  Anzahl  von  Jahren 
und  sonstige  Annehmlichkeiten  anbot,  zu  folgen,  und  mit 
der  Verlegung  der  geplanten  Fabrik  außerhalb  der  bisherigen 
Heimat  der  Uhrenindustrie  diese  selber  in  eine  bisher  von  ihr 


^  In  Genf  hatten  die  Schalenarbeiter  es  durch  ihr  geschlossenes 
Zusammenhalten  lange  Zeit,  bis  Anfang  der  80er  Jahre,  zu  ver- 
hindern gewußt,  daß  die  von  den  Schalenfabrikanten  unternommenen 
zahlreichen  Versuche,  ihre  Werkstätten  mit  den  Anforderungen  der 
fortgeschrittenen  Technik  und  der  Konkurrenz  entsprechenden  Maschinen 
auszustatten,  ein  praktisches  Resultat  zeitigten. 
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^enig  oder  gar  nicht  berührte  Gegend,  wo  sie  billige  und 
willige  Arbeitskräfte  in  ausreichender  Menge  zu  finden  hoffen 
clurften,  zu  verpfianzen!  Denn  wie  die  Bergbewohner  des 
Waadtländer  und  Neuenburger  sowie  des  angrenzenden  Berner 
Jura  seinerzeit  zuerst  als  Handwerker,  dann  als  Verlags-  und 
schließlich  als  Werkstattarbeiter  sich  mit  Eifer  an  der  Fabri- 
kation der  Uhren  beteiligt  hatten,  um  daraus  besser  ihren 
Lebensunterhalt  zu  bestreiten  und  reichlicheren  Verdienst 
zu  gewinnen,  als  sie  aus  der  Bewirtschaftung  ihres  wenig 
ergiebigen  Bodens  zu  ziehen  vermochten,  so  benutzten 
die  Unselbständigen  der  in  den  tiefer  gelegenen  Tälern 
und  der  Ebene  lebenden  Landbevölkerung,  als  ihnen  die 
Uhrenindustrie  in  der  Form  des  geschlossenen  Großbetriebs 
näher  trat,  ohne  langes  Besinnen  die  Gelegenheit,  ihre  bis- 
herige spärlich  fließende  Verdienstquelle  mit  der  ergiebigeren, 
die  ihnen  ihre  Betätigung  in  der  Uhrenfabrikation  verhieß,  zu 
vertauschen  und  an  dem  reichlichen  Erwerb  der  Uhrenarbeiter 
in  den  Zentren  dieser  Industrie  sich  ihren  Anteil  zu  sichern. 
Während  die  Arbeiter  in  den  Ortschaften,  wo  dieser  Industrie- 
zweig seit  langer  Zeit  heimisch  war,  von  der  Fabrikarbeit 
nichts  wissen  wollten,  drängten  sich  außerhalb  jenes  Gebietes 
die  Leute  in  die  neugegriindeten  Fabriken.  Der  Widerspruch, 
der  sich  in  dem  Verhalten  der  den  beiderseitigen  Gebieten 
angehörenden  Arbeiter  offenbart,  ist  durchaus  erklärlich.  In 
den  Bergen  drin  lebte  ein  Arbeiterstamm,  dessen  Glieder  in 
einer  langen  Lehrzeit  sich  die  mannigfachsten  Kenntnisse  an- 
geeignet hatten,  ihre  „Partie^  meist  gründlich  kannten  und 
sich  hierauf  etwas  zugute  taten,  an  ihrer  Arbeit  großes  Inter- 
esse bezeugten,  an  ihrem  Werk  Freude  hatten  und  stolz 
darauf  waren,  den  Namen  eines  Uhrmachers  (horloger) 
tragen  zu  dUrfen.  Auf  diejenigen,  die  nichts  Rechtes  gelernt 
hatten  und  sich  nur  zur  Ausführung  einer  untergeordneten 
Teilarbeit  fähig  erwiesen,  sahen  sie  mit  Verachtung  herab.  In 
den  Werkstätten,  wo  sie  zusammen  mit  ihrem  Arbeitgeber,  dem 
Patron,  der  die  nämliche  Ausbildung  durchgemacht  hatte,  ihrer 
Beschäftigung  nachgingen,  herrschte  eine  große  Freiheit  und 
Ungezwungenheit.  Bei  dem  allgemein  geltenden  Stücklohn- 
aystem  konnte  ein  jeder  zur  Arbeit  kommen  und  sie  wieder 
verlassen,  wann  und  wie  es  ihm  beliebte.  Die  einfacheren 
Werkzeuge,  deren  er  bedurfte,  brachte  er  selber  mit  und 
ebenso  die  Lampe  und  das  Öl,  das  er  zur  Beleuchtung  seines 
Arbeitsplatzes  nötig  hatte.  Seine  Stellung  erinnerte  somit  noch 
stark  an  diejenige  des  Heimarbeiters,  der  in  eigenem  Betriebe, 
vielfach  unter  Beiziehung  von  Frau  und  Kindern  oder  auch 
eines  Lehrlings,  für  Rechnung  eines  seiner  Häuslichkeit  fern 
bleibenden  Fabrikanten  die  ihm  übertragenen  Arbeiten  aus- 
führte. Nur  konnte  dieser  Heimarbeiter,  der  natürlich  eine 
eigene  kleine  Werkstattausrüstung,   Werktisch  mit  Drehbank 
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oder  Drehstuhl,  Schraubstock  usw.,  besafi,  von  verschie- 
denen Arbeitgebern  Aufträge  entgegennehmen,  während  der 
Werkstattarbeiter  an  seinen  Patron  gebunden  war.  Andere 
verhielt  es  sich,  wenn  ein  Uhrenarbeiter,  was  ziemlich  häufig 
vorkam,  in  einem  su  diesem  Zweck  eingerichteten,  ihm  fremdem 
Haus,  eine  Werkstatt  oder  in  einer  solchen  einen,  zwei 
oder  mehrere  Arbeitsplätze,  zuweilen  auch  noch  mit  der  zu- 
gehörigen Triebkraft,  mietete  und  mit  seiner  Frau  oder 
andern  Familienangehörigen  darin  seiner  Partie  oblag.  Ein 
solcher  „Platzgeselle",  wie  sie  unter  den  Steinbohrern  auch 
heute  noch  nicht  selten  sind,  unterschied  sieh  in  nichts  von 
einem  gewöhnlichen  Haus-  oder  Heimarbeiter.  Gleich  diesem 
stand  es  ihm  frei,  auch  fremde  Arbeitskräfte  anzunehmen 
und  in  seinen  Dienst  zu  stellen,  sobald  er  nur  für  die  von 
diesen  besetzten  Arbeitsplätze  die  Miete  bezahlte.  Und  wenn 
er  ein  ganzes  Atelier  mietete,  das  fiir  seine  Bedürfnisse  sich 
als  zu  groß  erwies,  so  hinderte  ihn  nichts,  einen  oder  mehrere 
Plätze  an  Nebenarbeiter,  die  auf  der  gleichen  oder  einer 
anderen  Partie  für  Rechnung  eines  besonderen  Unternehmers 
tätig  waren,  weiter  zu  vermieten.  Daß  auch  Mann  und  Frau^ 
die  nebeneinander  in  einer  derartigen  Werkstätte  arbeiten^ 
ein  jedes  für  sich  und  unabhängig  vom  anderen,  von  ver- 
schiedenen Arbeitgebern  Aufträge  entgegennehmen  und  aus- 
führen können,  ist  wohl  selbstverständlich.  Derartige  Ver- 
hältnisse finden  sich  noch  in  großer  Mannigfaltigkeit  in  dem 
am  rechten  Rhoneufer  gelegenen  Genfer  Stadtviertel  St.  Ger- 
vais, wo  beinahe  in  jedem  Haus,  in  mehreren  Stockwerken, 
mit  Vorliebe  aber  im  fünften  oder  sechsten,  unmittelbar  unter 
dem  Dach,  wo  das  Licht  am  freiesten  Zutritt  hat,  hinter  einer 
von  außen  weither  sichtbaren,  sozusagen  ununterbrochenen 
Fensterflucht,  die  Uhrenarbeiter  beiderlei  Geschlechts  und  der 
allerverschiedensten  Kategorien  ihrer  Beschäftigung  nachgehen. 
Die  Tradition  des  alten  Systems  des  hausindustriellen 
Familienbetriebes  lebt  noch  heute  fort  in  einer  eigenartigen 
Einrichtung  der  Genfer  Uhrenfabriken,  wo  diejenigen 
Arbeiter,  die  zu  ihren  Verrichtungen  keiner  motorischen  Kraft 
bedürfen,  wie  die  Sertisseure,  Gangsetzer,  Emboiteure,  Re- 
passeure,  Regleure  usw.,  in  kleinen,  für  sich  abgeschlossenen 
Werkstätten  untergebracht  sind.  Sie  sind  dort  beinahe  ganz  zu 
Hause;  sie  bringen  ihre  eigenen  Arbeitswerkzeuge*  und  ihre 
Familienglieder  mit,  von  denen  sie  sich  bei  der  Arbeit  helfen 
lassen ;  sie  richten  sich  in  dem  kleinen  Raum  so  wohnlich  als 
nur  möglich  ein,  indem  sie  die  Wände  mit  Illustrationen  und 
Landkarten  usw.  tapezieren.  Da  sie  im  Stücklohn  arbeiten, 
so  kommen  und  gehen  sie,  wann  es  ihnen  einiUllt;  nur  mu6 
dies  innerhalb  der  fUr  alle  Arbeiter  festgesetzten  Fabrikarbeits- 


^  Der  Regleur  sogar  seinen  Wärme-  und  Eiskasten. 
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zeit  geschehen )  und  allzu  häufiges  Wegbleiben  und  zu  un- 
regelmäßiges Ausgehen  wird  gerügt,  weil  dem  Fabrikanten 
an  solchen  y  anderen  nur  den  Platz  versperrenden  Arbeitern 
schliefilich  wenig  gelegen  ist.  Aber  wenn  er  einen  dieser 
Werkstattinhaber  aufsucht,  so  ist  es  ungeftlhr,  wie  wenn  ein 
Hausbesitzer  zu  seinem  Mieter  und  nicht  der  Prinzipal  eines 
Geschäftshauses  zu  einem  Untergebenen  kommt.  Außerhalb 
Genfs  erinnern  neben  dem  Stücklohn  die  Abzüge,  die  in 
vielen  Fabriken  selbst  bei  Gas-  und  elektrischer  Beleuchtung 
den  Arbeitern  für  diese  letztere  am  Lohne  gemacht  werden, 
noch  an  die  alte  Ordnung  der  Dinge. 

Im  übrigen  brachte  es  der  auf  größtmögliche  Produktions- 
fkhigkeit  gerichtete  Zweck  der  Fabrikunternehmung  von  selber 
mit  sich,  daß  in  den  Fabriken  zur  Erzielung  der  notwendigen, 
beim  Verlagssystem  so  sehr  vermißten  Übereinstimmung  zwischen 
den  an  der  Herstellung  der  Uhrwerke  beteiligten  Arbeitskräften, 
eine  straff  gehandhabte  Disziplin  ein-  und  durchgeführt  wurde. 
Denn  die  Produktionsfähigkeit  der  Fabrik  beruht  gerade  auf  der 
zweckmäßigsten  Anordnung  aller  Arbeitsvorgänge  wie  der  plan- 
vollsten und  aufs  genaueste  geregelten  Zusammenfassung  und 
Kooperation  aller  Produktionsfaktoren  und  -mittel.  Und  gegen 
die  hierdurch  bedingte  Ein-  und  Unterordnung  und  das  Aufgehen 
des  einzelnen  in  dem  Gesamtorganismus  sträubten  sich  — 
begreiflicherweise  —  die  in  der  Freiheit  der  Werkstatt  auf- 
gewachsenen und  herangebildeten  Arbeiter  aufs  äußerste. 
Außerdem  empfanden  sie  einen  natürlichen  Widerwillen  da- 
vor, zum  Handlanger  an  einer  Maschine  gemacht  zu  werden 
und  vermittelst  einer  solchen  in  ununterbrochener  Folge  eine 
der  verschiedenen  Operationen,  aus  denen  ihre  Partie  bestand, 
oder  auch  nur  den  Bruchteil  einer  solchen,  eine  bestimmte 
Bewegung,  zu  unzähligen  Malen  zu  wiederholen  und  so  statt 
einer  ihr  Interesse  und  ihre  lebhafte  Teilnahme  stets  erregenden 
Arbeitsverrichtung  eine  gleichmäßig  den  Geist  abstumpfende 
wie  den  Körper  ermüdende  Arbeitsleistung  auszuführen.  Noch 
mehr  aber  wirkte  die  Befürchtung,  daß  die  Maschine  eine  große 
Zahl  der  Uhrenarbeiter  überhaupt  brotlos  machen  würde,  weil 
sie  eine  promptere,  größere  und  billigere  Fabrikation  ver- 
bürgte. Und  daß  dieses  Gefühl  nicht  nur  die  Arbeiter  be- 
herrschte, sondern  auch  unter  den  Fabrikanten  verbreitet 
war,  und  diese,  die  zu  der  hier  geschilderten  Periode  in  ihrer 
großen  Mehrzahl  mit  den  Arbeitern  noch  auf  bestem  Fuße 
standen,  gegen  die  empfohlene  Veränderung  des  Betriebs- 
systems Front  zu  machen  veranlaßte,  beweist  der  von  ihrer 
Seite  Fr.  Ingold  gegenüber  erhobene  Einwand,  ob  er  denn 
die  Arbeiter  ruinieren  wolle?  Nimmt  man  noch  hinzu, 
daß  die  Fabrik  mit  Notwendigkeit  zur  Auflösung  nicht  nur 
der  Familienbetriebe,  sondern  auch  des  Familienlebens 
führen    mußte,    daß    sie   wegen    der   durch    sie   verursachten 
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größeren  Annäherung  der  beiden  Geschlechter  und  der  hier- 
durch bewirkten  Erleichterung  vertraulichen  Verkehrs  zwischen 
Arbeiter  und  Arbeiterinnen  ganz  allgemein  als  ein  Herd  der 
Demoralisation  betrachtet  wurde,  dem  sorgsame  Eltern  ihre 
Kinder  nie  anvertrauen  können,  zieht  man  ferner  in  Erwägung, 
daß  auch  die  durchschnittlich  ja  nur  mit  bescheidenem  Kapital- 
vermögen ausgerüsteten  Fabrikanten  vor  dem  mit  einer  Faorik- 
gründung  verbundenen  Risiko  sich  scheuten  ^  daß  das  System 
der  Vereinigung  einer  Anzahl  Kapitalisten  zu  Aktiengesell- 
schaften damals  noch  wenig  bekannt  und  das  Qesellschafts- 
recht  noch  weniger  entwickelt  war,  und  daß  schließlich  die 
mit  Sicherheit  vorauszusehende  Entfremdung  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeiter,  die  sich  namentlich  auch  in  Ausständen 
der  letztern  äußern  werde,  auch  keine  verlockenden  Aus- 
sichten bot,  so  wird  man  es  begreiflich  finden,  wieso  die 
Mahnungen  und  das  Beispiel  von  Männern,  wie  Jeanneret- 
Oris  und  Ingold,  Dr.  Hirsch  und  Darier,  die  weiter  sahen  als 
die  große  Menge,  an  der  Wiege  der  heimischen  Uhrenindustrie 
angehört  verhallen  und  unbeachtet  bleiben  konnten. 

Indessen  war,  abgesehen  von  dem  zur  Nacheiferung  an- 
spornenden Beispiel,  das  die  an  den  verschiedensten  Orten  ver- 
einzelt gegründeten  und  gedeihenden  Uhrenfabriken  lieferten, 
auch  in  der  Arbeiterwelt,  noch  bevor  die  amerikanische  Ge- 
fahr die  Gemüter  in  Aufregung  brachte,  der  Grund  zu  dem 
nachher  in  den  Anschauungen  sich  vollziehenden  Umschwung 
teilweise  gelegt  worden.  Das  mit  dem  rapiden  Zurückgehen 
des  Absatzes  seit  1872  zunehmende  Sinken  der  Arbeits- 
löhne, die  zwischen  Unternehmer  und  Hausarbeiter  üblichen 
langfristigen  Zahlungstermine,  das  an  vielen  Orten  ge- 
handhabte Trucksystem,  die  Ausbeutung  der  Lehr- 
linge und  die  häufige  Verwendung  jugendlicher,  ungelernter 
und  daher  mangelhaft  bezahlter  Arbeitskräfte  (sog.  assujettis) 
in  den  Werkstätten,  wodurch  der  Arbeitslohn  der  geübten 
Arbeiter  heruntergedrückt  wurde,  das  Einschieben  von  Visi- 
teuren,  Werkführern  und  andern  Zwischen personen  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeiter,  die  im  Verkehr  mit  letztern  nicht 
selten  es  an  dem  erforderlichen  Takt  fehlen  ließen  und  herrisch 
und  anmaßend  ihnen  gegenüber  auftraten,  hatten  vielerorts 
das  vormals  so  kordiale  Verhältnis  zwischen  Etablisseur  und 
Heimarbeiter,  zwischen  Werkstattunternehmer  und  Werkstatt- 
arbeiter, merklich  abgekühlt  und  eine  allmähliche  Entfremdung 
zwischen   den  beiden  Klassen  von  Produzenten  herbeigeführt 

Zweites   Kapitel. 

Organisation  der  Arbeiter  und  Fabrikanten. 

In  den  Zentren  der  Uhrenindustrie,    wo  die  in  einer  der 
verschiedenen  Partien  sich  betätigenden  Arbeiter  in  genügender 


133.  115 

Anzahl  vertreten  waren,  um  eine  Interessengemeinschaft  bilden 
au  können,  hatten  sich  schon  vor  1870  Fach-  oder  Gewerk- 
vereine, namentlich  unter  den  Schalenarbeitern  (den 
eigentlichen  Schalenmachern  sowie  den  Graveuren  und  Guillo- 
cheuren)  konstituiert  und  schon  vereinzelte  Arbeitseinstellungen 
zwecks  Erlangung  günstigerer  Arbeitsbedingungen  gegenüber 
den  Werk  Stätten  Inhabern  mit  wechselndem  Erfolge  in 
Szene  gesetzt.  Im  Jahr  1868  schlössen  sich  die  in  Genf, 
Locle  und  Chaux-de-Fonds  bestehenden  Gewerkschaften  der 
letztgenannten  Arbeiterkategorie  zum  Verbände  der  Graveure 
und  Guillocheure  (Feddration  des  graveurs  et  guillocheurs) 
zusammen.  Vier  Jahre  später  zählte  dieser  Verband  bereits 
acht  Sektionen  mit  630  Mitgliedern.  Schon  1869  hatte  er  die 
Einführung  der  zehnstündigen  Arbeitszeit  in  den  Werkstätten 
von  Chaux-de-Fonds  und  Locle  erzwungen.  Der  1872  auf  Er- 
höhung der  Arbeitslöhne  abzielende  Ausstand  war  aber  nach 
dreiwöchentlicher  Dauer  mißglückt. 

So   war  schon   unter  dem   alten   System   des   Werkstatt- 
betriebes das  Bewußtsein  eines  Interessengegensatzes  zwischen 
Arbeitgeber    und    Arbeitnehmer    in    den    Angehörigen    dieser 
beiden  Gruppen   von  Erwerbstätigen  lebendig  geworden   und 
hatte   in   allerlei   um   die   Veränderung   ihrer   wirtschaftlichen 
Lage   sich  drehenden  Kämpfen  prägnanten  Ausdruck  erlangt. 
Damit    aber    war    auch    für    das    zwischen    ihnen   begründete 
Arbeitsverhältnis!  der  Übergang  zu  der  Umgestaltung,  die  der 
Großbetrieb    für    dasselbe    mit   sich    bringen   mußte,    insoweit 
vorbereitet   und   erleichtert,   als  die   in  diesem  zwischen  dem 
Betriebsunternehmer  und  dem  Arbeiter  vorhandene  Kluft  nicht 
unvermittelt   und    auf   einmal,    sondern    erst    allmählich    sich 
auftat. 

Mit  dem  Moment,  da  den  Industriellen  die  Erkenntnis 
aufging,  daß  das  bisher  geübte  Fabrikationssystem  veraltet 
und  die  Uhrenindustrie  dem  Untergang  geweiht  sei,  wenn 
sie  nicht,  dem  durch  Amerika  gegebenen  Beispiel  Folge  leistend, 
zur  mechanischen  Fabrikation  der  sämtlichen  Bestandteile 
«iner  Uhr  übergehe,  trat,  da  jene  mit  immer  größerem  Eifer 
sich  auf  die  neue  Fabrikations  weise  einrichteten,  auch  die 
Arbeiterfrage  in  ein  anderes  Stadium. 

Unter  den  seit  1872  ausgebrochenen  und  länger  anhalten- 
den Krisen  hatten  naturgemäß  zunächst  die  geringen  und 
mittelmäßigen  Arbeitskräfte  zu  leiden,  weil  sie  in  erster  Linie 
arbeitslos  wurden.  Daher  waren  auch  sie  die  ersten ,  die 
sich  dazu  bequemten,  in  die  Fabriken  zu  gehen  und  die  ihnen 
dort  angebotene,  wenn  auch  vergleichsweise  vielleicht  weniger 
einträgliche  Arbeit  anzunehmen.  Außer  ihnen  strömten  aber, 
durch  die  Aussicht  auf  einen  sofort  zu  erzielenden  Verdienst 
angelockt,  zahlreiche  andere  Elemente,  zumeist  junge  Leute, 
denen  die  Mittel  oder  auch  die  Geduld  zum  Durchlaufen  einer 

8* 
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mefaijährigen  Lehrzeit  abgingen,  sowie  Mädchen  und  Frauen 
den  Fabriken   zu.     Denn   diese  waren   bei  der  mit  der  Viel- 
gestaltigkeit  ihres    maschinellen   Apparates   verknüpften   Zer- 
legung der  ÄrbeitsTorgänge  in  die  allereinfachsten  Hantierungen 
imstande,   die  verschiedenartigst  veranlagten  Naturen  in  einer 
dem  Verständnis  und  Vermögen  eines  jeden  angepaßten  Weise 
zu   beschäftigen.     Und   unter  all   denen,   die   im  Berner   und 
Solothurner  Jura  die  landwirtschaftliche  mit  der  gewerblichen 
Arbeit   vertauschten,   gab   es   sicherlich  keinen  einzigen,  dei> 
die  Befürchtung  beschlich,   daß   durch   die  Beschäftigung  an 
der    Maschine    seine    Individualität    ernstliche    Gefahr    laufe» 
oder   eine  nennenswerte   Einbuße   erleiden   werde.     War  der 
ihnen   gezahlte  Lohn  auch  nicht  hoch,   so  war  er  doch  reich- 
licher  als   die   für  anderweitige  Dienstleistungen  übliche  Ver- 
gütung, und  das  erschien  ihnen  als  die  Hauptsache.    Dagegen 
hatte   nun  das  Eindringen  dieser  ungelernten  Arbeitskräfte  in 
die  ührenindustrie   zur   mißlichen  Folge,   daß   die  ihnen  ver- 
abfolgten niedrigen  auf  die  höheren  Arbeitslöhne,  die  den  ge- 
schulten und  tüchtigen  Arbeitern  bezahlt  werden  mußten,  einen 
Druck  ausübten,  sie  zum  Weichen  brachten  und  so  die  Existens& 
der     letztern    untergruben.      Hierdurch    wurden    sowohl    di& 
Werkstatt-   wie  die  Heimarbeiter  betroffen,    und  diese 
suchten   sich   nun   durch   das  Mittel  einer  in  Verbindung  mit 
den   Arbeitgebern    nach    dem   Vorbild   des   ostschweizerischen 
Stickerei  Verbandes    geschaffenen    Organisation    aus    ihrer 
zusehends    sich    verschlimmernden   Lage   herauszuhelfen.     Es- 
wurde  die  Gründung  eines  alle  Produzenten,  sowohl  Fabri- 
kanten   wie  Arbeiter  umfassenden  Verbandes   in  Aus- 
sicht  genommen  mit  der  Aufgabe,   der  Verschlechterung  und 
Entwertung   der  Waren  sowie  der  Herabsetzung  der  Arbeits- 
löhne Einhalt  zu  tun.   Die  Arbeiter  führten  ihre  Organisation 
prompt  durch,  und  die  vorher  schon  bestehenden  Gewerkschaften 
schlössen    sich  einerseits  im  Jahr  188G  zu  dem  Verbände  der 
Schalenarbeiter  (Fc^d^ration   des   ouvriers  monteurs  de  boites) 
und  anderseits,  1887,  zu  demjenigen  der  Uhrenarbeiter  (F^d^ra- 
tion   des   ouvriers   horlogers)   zusammen.     Unter   den   Arbeit- 
gebern   zeigte    sich    dagegen   ein   viel  geringerer   Eifer  für 
die  allerseits,  namentlich  auch  durch  die  Sociöt^  intercantonale 
des  Industries  du  Jura  so  empfohlene  Bewegung,   und  es  be- 
durfte  nicht  geringer  Mühe,    um   einige   den  Gewerkschaften 
der  Arbeiter  entsprechende  Syndikatsbildungen  in  den  Reihen 
der  Unternehmer   ins   Leben   zu    rufen.     Indessen    war   dem 
durch   die  Verbindung  der  beiderseitigen   Organisationen   im 
Juli    1888    endlich    konstituierten   allgemeinen   Verband,    der 
Fed^ration  horlogere,  nur  eine  kurze  Lebensdauer  beschieden» 
Die  Interessen  der  Mitglieder  lagen  eben  auf  zu  verschiedenen 
Gebieten   und   kollidierten   miteinander.     Die  Arbeiter  traten 
AM    IUMI  b4gllil((ton    sich    mit   den    ausschließlich    aus    ihren 
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Reihen  rekrutierten  Berufsverbänden,  in  denen  aber  so- 
wohl Haus-  wie  Werkstatt-  und  Fabrikarbeiter  Aufnahme 
fanden. 

Von  dem  1872  gegründeten  Verbände  der  Graveure 
und  Guillocheure  war  schon  oben  kurz  die  Rede.  Im 
Jahr  1886  traten  die  Gewerksciiaften  der  Schalenmacher 
zu  einem  ähnlichen  Bunde  zusammen,  1887  entstand  der  Ver- 
band der  Uhrenarbeiter  (Sertisseure,  Gangsetzer,  Emboiteure, 
Repasseure,  Demonteure  und  Remonteure  umfassend),  1892 
^aben  sich  die  mit  der  Herstellung  der  Gehäuseknöpfe,  Bügel 
und  Kronen  (pendants,  anneaux  et  couronnes)  beschäftigten 
Arbeiter  eine  analoge  Organisation,  im  Jahr  1898  folgte  der 
Verband  der  Emailleure,  1901  derjenige  der  Steinarbeiter 
{pierristes)  und  im  folgenden  Jahr  der  Verband  der  Schalen- 
termineure  *.  Die  Vereinigung  der  Graveure  und  Guillocheure 
zählte  7 — 800,  diejenige  der  Schalenmacher  etwa  2000,  der 
Verband  der  Uhrenarbeiter  in  17  Sektionen  gegen  5000  Mit- 
glieder, die  Angehörigen  der  übrigen  Berufsverbände  zu- 
sammen umfassen  ungefähr  1000  Köpfe.  Es  haben  sich  so- 
nach bei  weitem  nicht  alle  männlichen  Berufsarbeiter  diesen 
Oewerkschaftsvereinigungen  angeschlossen.  Selbst  unter  den 
Fabrikarbeitern  stehen  noch  verschiedene  Tausende  zur  Seite, 
wobei  freilich  zu  beachten  ist,  daß  der  Verband  der  Ebauche- 
^rbeiter,  der  2500  Mitglieder  aufwies,  anläßlich  des  Streiks 
im  Leberberg  im  Jahr  1892  mit  dem  allgemeinen  Uhren- 
srbeiterverband  zusammengebrochen ,  ungleich  den  Übrigen 
Abteilungen  desselben  aber  nicht  mehr  zu  neuem  Leben  etr 
weckt  worden  ist. 

Diese  Arbeiterorganisationen  haben  mit  wechselndem  Glück 
die  Interessen  ihrer  Mitglieder  verfochten  und  zu  verfechten 
gesucht.  Da  ihre  Tätigkeit  ganz  allgemein  auf  die  Hebung  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Lage  der  Arbeiterschaft  gerichtet 
war,  so  haben  sie  zu  den  verschiedensten,  dieses  Thema  be- 
treffenden Fragen  Stellung  genommen.  Daß  unter  diesen 
die  Erlangung  möglichst  günstiger  Lohnsätze  im  Vordergrund 
des  Interesses  stand,  ist  wohl  selbstverständlich.  Und  da  die 
Höhe  des  Arbeitslohnes  nicht  allein  durch  den  guten  Geschäfts- 
gang, also  durch  das  Verhältnis  der  Nachfrage  zum  Angebot 
auf  dem  Waren-,  sondern  auch  durch  die  Konkurrenz  auf 
dem  Arbeitsmarkt  bestimmt  und  bedingt  wird,  so  haben  sie 
^uch  der  Ordnung  des  Lehrlingswesens  und  der  beinahe  durch- 
gehends  niedriger  entlohnten  Frauenarbeit  ihre  Beachtung  ge- 
schenkt.    Ebenso   haben   sie  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit 


1  Vergl.  hierüber  den  Artikel  Merks  in  Reichesbersre  Handwörter- 
buch IT.  Bd.  S.  339  ff.  Die  Ansahen  üher  die  Mit^lieaerzahl  stützen 
«ich  anf  Mitteilungen  F.  Wjßhaara,  Zentralpräsidenten  des  Uhren- 
arbeiterverbandes. 


118  133. 

herbeizuführen  und  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Produktions- 
und Arbeitsmethoden  (Verwendung  von  Maschinen  und  fort- 
schreitender Arbeitszerlegung)  zu  gewinnen  gesucht. 

Angesichts  der  Anstrengungen,  welche  die  Arbeiter 
machten,  um  vermittelst  der  von  ihnen  gegründeten  Organi- 
sationen ihre  soziale  Lage  zu  verbessern,  haben  auch  die 
Fabrikanten  mehr  und  mehr  das  Bedürfnis  empfunden,  au» 
der  beliebten  Isolierung  herauszutreten  und  sich  zu  Interessen- 
gruppen zusammenzuschließen.  Neben  den  drei  Handels- 
kammern, die  in  Genf,  Chaux-de- Fonds  und  Biel  ihren  Sitz, 
haben,  und  den  fünf  westschweizerischen  Handels-  und  In- 
dustrievereinen, in  denen  die  Interessen  der  Uhren  Industrie 
alle  andern  bei  weitem  überwiegen,  zählte  man  im  Jahr  190(> 
acht  ührenfabrikantenvereine  und  25  Verbände  von  Fabrik- 
unternehmungen, die  sich  alle  mit  der  Herstellung  von  Uhren^ 
Uhrwerken  oder  Uhren bes tandteilen  befassen. 

Diese  Vereine  und  Verbände  haben  nicht  alle  das  gleiche 
Tätigkeitsprogramm.  Einige  widmen  sich  der  Verwirklichung 
von  nicht  speziell  bezeichneten  Zwecken  allgemeinen  Interesses, 
besonders  auch  der  Prüfung  der  Fragen,  die  ihnen  durch  die 
Behörden  oder  Handelskammern  vorgelegt  werden,  jedoch  so, 
daß  ihre  Mitglieder  durch  die  getroffene  Entscheidung  persön- 
lich nicht  verpflichtet  werden.  Andere  beschäftigen  sich  mit 
den  Lohnarbeitstarifen  und  den  Verkaufspreisen  der  fabri- 
zierten Artikel.  Einige,  z.  B.  die  Verbände  der  Fabriken  von 
Spiralen  und  Uhrgläsern,  stellen  regelrechte  Kartelle  dar,  die 
einen  Fabrikationszweig  monopolisiert  haben.  Im  allgemeinen 
kann  man  sagen,  daß  die  Arbeitgeber  verbände  der  ver- 
schiedenen Zweige,  in  welche  die  Uhrenindustrie  zerfkllt^ 
Widerstandsgruppen  gegen  die  Anforderungen  der  Arbeiter, 
aber   auch   gegen  die  Käufer  der  fabrizierten  Waren  bilden  ^. 

Drittes   Kapitel. 
Die  Lohnrerhältnlsse^. 

In  der  Uhrenindustrie  sind  die  beiden  Systeme  de» 
Stück-  wie  des  Zeitlohns  vertreten.  Das  erstere,  das 
lange  Zeit  hindurch  allein  zur  Anwendung  gelangte,  ist  auch 
heute  noch  das  vorherrschende.  Ausschließliche  Geltung  hat 
es  natürlich  in  der  Hausindustrie  und  nahezu  das  gleiche 
ist   zu   sagen   hinsichtlich    der  Arbeit  in  den  Werkstätten. 


^  Vergl.  hierüber  den  24.  Jahresbericht  des  Zentralkomitees  der 
Chambre  suisse  de  l'Horlogerie. 

^  Den  f^rößten  Teil  der  nachfolgenden  Angaben  verdanke  ich  den 

fefälli^en   Mitteilungen   der  Herren    Fritz   Huguenin,    Generalsekretär 
er  schweizerischen  Uhrenkammer  in  Chaux-de-Fonds  und  Fritz  Wyß- 
haar,  Zentralpräsident  des  Uhrenarbeiterverbandes  in  Biel. 
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In  den  Fabriken  hingegen  hat  das  Zeitlohnsystem  grofie  Be- 
deutung und  Verbreitung  erlangt.  Die  Sttlcklöhne  sind  bis 
ins  Detail  hinein,  und  zwar  auch  unter  dem  Verlagssystem, 
im  Verhältnis  des  Heimarbeiters  zum  Etablisseur,  tarif- 
mäßig geregelt,  beim  Zeitlohnsystem  haben  sich  die  Arbeiter 
einen  Minimallohn  auszubedingen  gewußt. 

Die  Arbeitgeber  ziehen  im  allgemeinen  das  auf  einem 
Tarif  beruhende  Stücklohn-  dem  Zeitlohnsystem  vor,  weil  sie 
an  der  Hand  desselben  ihre  Produktionskosten  besser  zu  be- 
rechnen imstande  sind.  Unter  den  Arbeitern  sind  die  Meinungen 
sehr  geteilt.  Die  geschickten  und  fleißigen  sind  mehr  .dem 
Stücklohn  zugetan,  weil  sie  unter  dessen  Herrschaft  einen 
ihrer  individuellen  Arbeitsleistung  entsprechenden  höhern  Ver- 
dienst erzielen.  Diesem  System  huldigen  durchgehends  die 
Schalenmacher,  unter  denen  die  Ooldschalenarbeiter  in 
den  mit  den  Arbeitgebern  abgeschlossenen  Koliektivarbeits- 
verträgen  sich  sogar  die  Festsetzung  der  Zahl  nach  dem 
Monat  bezahlter  Arbeiter,  die  jede  Fabrik  beschäftigen  darf, 
ausbedungen  haben. 

Die  Hauptmasse  der  Arbeiter  nimmt  aber  Partei  fUr  das 
System  des  Zeitlohns  mit  Festsetzung  einer  Minimalver- 
gütung. Dies  geschieht  hauptsächlich  aus  dem  Grunde,  weil 
das  Stücklohnsystem  die  Arbeiter  leicht  zu  übermäßigen  An- 
strengungen, manchmal  auch  zu  flüchtigen  Arbeitsleistungen 
und  daher  zu  einer  etwas  unnatürlich  gesteigerten  Produktions- 
tätigkeit verleitet,  die  mit  der  Zeit  auf  die  Löhne  drücken 
muß,  so  daß  am  Ende  aller  Enden  die  ökonomische  Stellung 
auch  der  bessern  Arbeiter,  die  sich  zu  alledem  zu  frühzeitig 
aufreiben,  nicht  gehoben,  die  der  übrigen  aber  bedeutend  ver- 
schlechtert wird.  So  haben  z.  B.  die  Graveure  und  Guillo- 
cheure  dem  System  des  Stundenlohns,  bei  welchem 
sie  sich  nach  einem  für  jeden  Arbeiter  speziell  vereinbarten 
Ansatz  pro  Stunde  geleisteter  Arbeit  bezahlen  lassen,  all- 
gemein den  Vorzug  gegeben  ^. 

Weder  das  Tarif-  noch  das  Minimallohnsystem  sind  in- 
dessen dazu  angetan,  zu  verhindern,  daß  die  Höhe  der  Arbeits- 
löhne je  nach  der  Landesgegend,  der  Ortschaft  —  ob  Stadt  oder 
Land  —  nach  dem  Arbeitgeber,  nach  der  Partie,  der  Art  der 
Arbeit,  dem  Geschäftsgang,  der  Qualifikation  und  Leistungs- 
fähigkeit der  Arbeiter  sich  äußerst  verschieden  gestalte. 


*  Bei  den  Graveuren  und  Guillocheuren  spricfat  freilich  noch  ein 
besonderer  Grund  zugunsten  des  Stund enlohnsystems.  Seit  der  Ein- 
führung der  Graviermaschine,  die  so  viel  leistet  wie  8^10  Arbeiter, 
kann  eine  Bestellung  in  viel  kürzerer  Zeit  als  vormals  ausgeführt 
werden,  und  deshalb  müssen  oft  Unterbrechungen  in  der  Arbeit  ein- 
treten. Die  an  der  Maschine  beschäftigten  Arbeiter  erhalten  fr.  1  für 
die  Stunde,  sind  aber  vielfach  nach  drei  Stunden  mit  dem  ganzen 
Tagewerk  schon  zu  Ende. 
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Nach  den  von  den  Arbeitergewerkschaften  aufgestellten 
Ansätzen  sind  im  Mittel  6  frs.,  in  einzelnen  Fabriken  noch 
mehr,  flir  die  tägliche  Arbeitsleistung  eines  Vollarbeiters  zu 
beanspruchen  und  zu  bezahlen.  Auf  dem  Lande ,  wo  das 
Leben,  namentlich  auch  die  Wohnung  billiger  ist,  können  sich 
die  Gewerkschaftsmitglieder  auch  mit  4 — 5  frs.  begnügen '. 
Nun  sind  aber,  wie  wir  gesehen  haben,  bei  weitem  nicht  alle 
Arbeiter  den  Gewerkschaftsverbänden  beigetreten.  Namentlich 
hält  sich  unter  den  Hausindustriellen  —  von  den  Frauen  nicht 
zu  reden  —  noch  eine  große  Zahl  den  Gewerkvereinen  fern, 
und.  soweit  sie  einem  solchen  beigetreten  sind ,  erscheint  eine 
Kontrolle  darüber,  ob  sie  die  von  dem  Verband  aufgestellten 
Bedingungen,  insbesondere  bezüglich  des  Tarifs  und  der 
Arbeitszeit  einhalten,  so  gut  wie  ausgeschlossen.  Es  steht  aber 
fest,  daß  die  Heimarbeiter  durchschnittlich  mit  um  ^/a — ^U 
geringeren  Löhnen  sich  begnügen  als  die  organisierten  Fabrik- 
und  Werkstattarbeiter,  und,  um  sich  das  nämliche  Einkommen 
zu  sichern,  14 — 15  Stunden  am  Werktisch  sich  aufhalten  und 
so  die  Anstrengungen  und  Bestrebungen  ihrer  besser  beratenen 
Kameraden  zu  einem  guten  Teil  wieder  vereiteln.  Daß  diese 
übrigens  an  den  von  ihnen  aufgestellten  Tarifen  nicht  unter 
allen  Umständen  festzuhalten  vermögen,  ist  selbstverständlich. 
Bei  den  periodisch  auftretenden  Krisen,  wenn  die  Bestellungen 
spärlicher  werden  oder  zeitweilig  ausbleiben  und  Arbeits- 
mangel einzutreten  droht,  treffen  nicht  selten  die  Arbeiter 
einer  Fabrik,  um  deren  Schließen  zu  verhindern,  mit  dem 
Betriebsunternehmer  die  Vereinbarung,  einstweilen  zu  billigern 
als  den  sonst  üblichen  Bedingungen  die  Arbeit  fortzusetzen. 
Den  mit  der  Handhabung  der  Gewerkvereinspolizei  be- 
trauten Organen  des  Uhrenarbeiterverbandes  bleibt  in  solchen 
Fällen   nichts  übrig,   als  ein  Auge  zuzudrücken,   weil  in  den 


*  Nach  dem  in  Reichesbergs  Handwörterbuch  Bd.  I  S.  220  ent- 
haltenen, vom  Fabrikinspektor  Schuler  verfaßten  Artikel  über  die 
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Zeiten  sinkender  Konjunktur  Ausstand  und  Boykott  sich  als 
ziemlich  unzweckmäßige  Mittel  zur  Erzwingung  besserer 
Arbeitsbedingungen  erweisen  würden. 

Viertes   Kapitel. 

Die  weiblichen  Arbeiter. 

Ein  großes  Kontingent  der  Uhrenarbeiterschaft  stellt  das 
weibliche  Geschlecht.  Wie  wir  aus  der  Geschichte  wissen, 
hat  schon  die  alte  Genfer  Zunftverfassung  über  die  Beteiligung 
der  Frauen  an  der  Uhrenfabrikation  Vorschriften  aufgestellt. 
Weil  man  nicht  ohne  Grund  befürchtete,  dafi  sie  ihrer  ge- 
ringern Lohnansprüche  wegen  die  Gesellen  um  Arbeit  und 
Verdienst  brächten,  hatte  man  ihnen,  auch  wenn  sie  Familien- 
glieder eines  Meisters  oder  Gesellen  waren,  nur  in  gewissen 
ganz  untergordneten  Partien  sich  zu  betätigen  erlaubt. 

Im  Neuenburger  Jura  dagegen,  wo  man  im  Gegensatz  zu 
Genf  von  einem  Zunftzwang  nichts  wußte,  wo  vielmehr  vollste 
Gewerbefreiheit   herrschte,    war   ihnen   in   den   überall   anzu- 
treffenden Familienwerkstätten   reichlich  Gelegenheit  geboten, 
sich   mit  den   allerverschiedensten    Arbeitsvorgängen   vertraut 
KU  machen  und  darin  auszubilden.    Immerhin  ist  nichts  natür- 
licher,   als  daß   auch   hier  männliche  und  weibliche  Arbeiter 
sich   nach    den  jedem   Geschlecht    besonders    eigenen   Fähig- 
keiten und  Neigungen  in  das  Arbeitsfeld  teilten.    Die  Männer 
übernahmen    diejenigen    Partien,    zu    deren    Bewältigung    es 
größerer  Kraft,  mehr  Veranlagung  und  intensiveren  Verständ- 
nisses für  das  Funktionieren  eines  komplizierten  Mechanismus 
und  vielseitigerer,  nur  im  Laufe  einer  langen  Lehrzeit  zu  er- 
werbender technischer  Kenntnisse  bedurfte.    Das  weibliche  Ele- 
ment dagegen  verlegte  sich  auf  die  Pflege  derjenigen  Zweige, 
die    das   stärkere   Geschlecht  aus   dem   Grunde   verschmähte, 
weil    deren   Bearbeitung    nur   eine  ganz   geringfügige   Unter- 
weisung erforderlich   machte,   deswegen  aber  auch  schlechter 
bezahlt  und  ihrer  großen  Einförmigkeit  wegen  obendrein  ver- 
haßt   war.     Die   männlichen   Arbeiter    befaßten    sich  deshalb 
vorzugsweise   mit   dem    Aufbau,    der   Technik    des   Uhr- 
werkes,  die   weiblichen  mit  dessen  Verschönerung.     Wie 
von  allem  Anbeginn  das  Polieren  und  Vergolden  der  zur  Zu- 
BftiTimensetzung    eines    Uhrwerks    hergerichteten    Metallstücke 
die   Hauptbeschäftigung   der   Frauen    bildete,    so    ist   in   dem 
System  aer  Etablissage  ihnen  auch  heute  noch  das  Schleifen, 
Polieren,    Vergolden    und    Oxidieren    der   verschiedenen    aus 
Stahl  und  Messing  oder  Nickel  angefertigten  Bestandteile  des 
Uhrwerks,  das  Schleifen  und  Polieren  der  Uhrensteine  sowie 
das    Polieren    der   Gehäuse    so    gut    wie   ausschließlich   über- 
lassen.    Im   Laufe   der  Zeit   haben   sie   sich   aber  auch   noch 
einiger  anderer,   sonst  von  den  Männern  betriebener  Partien 
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(Sertieren  und  Reglieren)  bemächtigt  und  bereiten  ihnen,  eben 
der  geringern  Lohnansprüche  wegen,  an  die  sie  gewöhnt  sind^ 
eine  äußerst  scharfe  Konkurrenz. 

Mit  der  Verallgemeinerung  der  maschinellen  Fabrikation 
und  der  damit  Hand  in  Hand  gehenden  Arbeitszerlegung  ist 
ihr  Arbeitsfeld  noch  beträchtlich  erweitert  worden.  Denn  die 
vormals  ausschließlich  oder  vorwiegend  von  Männern  besorgte 
Herstellung  oder  Bearbeitung  gewisser  Uhrenbestandteile  ist, 
seitdem  der  Großbetrieb  sich  dieser  Partien  bemächtigt  hat, 
ganz  oder  zum  größten  Teile  den  in  den  Fabriken  hierzu  an- 
gestellten weiblichen  Arbeitskräften  anheimgefallen.  So 
sind  es  besonders  die  Fabriken  von  Roh-  und  Laufwerken, 
von  Zifferblättern,  von  Federn,  Zeigern  und  Spiralen,  sowie 
von  Uhrensteinen,  die  einen  sehr  bedeutenden,  zum  Teil  ganz 
tiberwiegenden  Prozentsatz  an  weiblichen  Arbeitern  aufweisen  ^. 
Am  unbedeutendsten  ist  ihre  Beteiligung  in  der  Schalen-  und 
Werkzeugfabrikation,  zu  einem  guten  Teil  offenbar  deshalb, 
weil  hier  die  Gewerkvereine  ihren  Einfluß  zur  Geltung 
bringen.  Sie  nehmen  keine  Frauen  auf  und  dulden  auch  die 
Zulassung  solcher  in  die  Fabriken  und  Werkstätten  nicht,  in. 
denen  ihre  Mitglieder  tätig  sind. 

Gleichwohl  hat  das  Zahlenverhältnis  der  männlichen  zu 
den  weiblichen  Arbeitern,  auf  die  im  Jahr  1870  der  dritte 
Teil  der  gesamten  Arbeiterschaft  entfiel,  sich  nach  den  An- 
gaben, wie  sie  wenigstens  die  Statistik  liefert,  nur  ganz 
unwesentlich  zuungunsten  der  erstem  verschoben.  Legt 
man  der  Vergleichung  die  Zahl  der  in  der  Uhrmacherei  über- 
haupt erwerbstätigen  Personen  zugrunde,  so  ist  das  Ver- 
hältnis, von  geringfügigen  Schwankungen  abgesehen,  nahezu 
das   nämliche   geblieben^.     Da   im  Jahr   1888  ferner  von  den 

1  Nach  der  Fabriketatistik  für  1888  und  1901  stellt  sich  das  Ver- 
hältnis wie  tolgt:  ,^^^  ^^^^ 

^  1888  1901 

Industriezweig  Arbeiter  Arbeiter 

männl.    weibl.  männl.    weibl. 

Uhren 4290        2134  8372       4922 

Uhrenschalen 1058           67  8675         863 

Uhrwerke 1368         941  653         482 

Uhrenglftser,  Zifferblätter 5           35  238         153 

Zeiger,  Federn,  Spiralen 28          103  273         557 

Uhrensteine 465         468  753         968 

Verschiedene  Uhrenbestandteile ...  384          193  1 095         747 

Uhrmacherwerkzeuge 118 52 125 7 

7706        3998        15184        8699 
66«/o       340/0        640/0         36  Vo 
'  Verteilung  der  Berufszugehörigen  nach  dem  Geschlecht: 

j  .  Erwerstätige 

m&nnlich  Prozent     weiblich  Prozent 

1870    26  376  66        12  972     34 

1880    29189  66        14  716     34 

1888    30187  68        14  010     32 

35878  67        17  874     33 
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Fabrikarbeitern  34  ^'o  und  1901  36  ®/o  dem  weiblichen  Ge- 
schlecht angehörten,  so  darf  daraus  wohl  der  Schluß  gezogen 
werden,  dafi  die  Verschiebung,  die  bezüglich  der  Beteiligung 
der  Frauen  an  der  Fabrikation  in  einzelnen  Partien  Platz 
gegriffen  hat,  durch  größere  Anteilnahme  des  männlichen  Ge- 
schlechts in  andern  Fabrikationszweigen  und  durch  Beförde- 
rung der  geschicktem  Arbeiter  in  die  Stellung  von  Mechanikern^ 
Aufsehern  und  Werkführern  im  wesentlichen  wieder  aus- 
geglichen worden  ist. 

Zufolge  des  Umstandes,  daß  für  die  meisten  der  von  den 
Frauen  betriebenen  Partien  weder  die  Aneignung  besonderer 
Vorkenntnisse  noch  der  Besitz  eines  komplizierten,  schwer- 
fälligen und  kostspieligen  Werkzeugapparates  sich  als  erforder- 
lich erweist,  gibt  es  unter  ihnen  neben  den  regelmäßig  be- 
schäftigten Arbeiterinnen,  die  bei  den  Volkszählungen  allein 
unter  die  Erwerbstätigen  eingereiht  worden  sind,  noch  eine 
nicht  geringe  Anzahl  von  Personen,  die  sich  nur  nebenbei 
oder  nur  zeitweise,  aber  nicht  gewerbsmäßig,  mit  der 
Uhrmacherei  abgeben,  indem  sie  die  Gelegenheit  benutzen, 
um  in  der  freien  Zeit,  welche  ihnen  nach  Beendigung  der 
Hausgeschäfte  verbleibt,  für  ihre  persönlichen  oder  die  Be- 
dürfnisse des  von  ihnen  besorgten  Haushalts  ein  Neben- 
einkommen zu  erzielen  oder  bei  dringenden  Bestellungen  ihren 
zu  Hause  oder  in  der  Werkstatt  mit  Arbeit  überhäuften  männ- 
lichen Familiengenossen  zu  Hilfe  zu  kommen. 

Außerdem  nehmen  die  Fabrikarbeiterinnen,  bald  freiwillig, 
bald  durch  den  Arbeitgeber  gezwungen,  nach  Schluß  der 
Fabrik  noch  Arbeit  mit  nach  Hause,  um  einen  Teil  der  Nacht- 
zeit zu  deren  Fertigstellung  zu  benutzen. 

Der  Anteil  des  weiblichen  Geschlechts  an  der  Produktion 
ist  daher  erheblich  größer  als  die  Ziffern  der  offiziellen  Statistik 
vermuten  lassen;  nur  ist  es  nicht  möglich,  hierüber  bestimmte 
Angaben  zu  machen. 

Da  die  Frauen  von  jeher  vorzugsweise  in  denjenigen 
Partien  Beschäftigung  suchten  und  fanden,  die  eine  geringere 
berufliche  Ausbildung  und  weniger  technische  Vorkenntnisse 
voraussetzten  und  erforderten,  ist  es  nur  ganz  natürlich,  daß 
bei  im  übrigen  gleicher  Arbeitszeit  der  von  ihnen  erlangte 
Verdienst  durchschnittlich  hinter  demjenigen,  der  den  Voll- 
arbeitern männlichen  Geschlechts  zufiel,  um  ein  erkleckliches 
zurückblieb.  Wo  von  den  Hausarbeitern  beiderlei  Geschlechts 
die  nämliche  Arbeitsleistung  vollbracht  wurde,  da  trug  der 
Etablisseur  lange  Zeit  hindurch  kein  Bedenken,  auch  den 
nämlichen  Arbeitslohn  (Stücklohn)  auszubezahlen,  und 
dies  um  so  weniger,  als  es  bei  dem  System  der  Familienbetriebe, 
wo  das  Familienoberhaupt  die  Ausführung  des  ihm  erteilten 
Arbeitsauftrages  für  eine  freilich  nach  der  Anzahl  der  zu 
bearbeitenden    Stücke    bestimmte    Pauschalsumme    übernahm, 
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gar  nicht  möglich  gewesen  wäre,  eine  Ausscheidung  zwischen 
denjenigen  Stücken  vorzunehmen,  die  durch  den  Betriebs- 
inhaber persönlich  oder  durch  die  ihm  untergebenen  weib- 
lichen Familienglieder  behandelt  wurden.  Wo  dagegen  Heim- 
arbeiter verschiedenen  Geschlechts  in  der  nämlichen 
Partie  miteinander  konkurrierten,  lag  die  Versuchung 
für  den  Arbeitgeber  sowohl  wie  für  die  Arbeiterin  in 
Zeiten  flauen  Geschäftsgangs  nur  allzunahe,  eine  gegenüber 
den  Arbeitern  nicht  so  leicht  angängige  Lohnreduktion  vor- 
zunehmen, sei  es,  weil  jener  die  im  Verhältnis  zu  der  größern 
Schwäche  und  geringern  Widerstandsfähigkeit  des  weiblichen 
Geschlechts  noch  besonders  stark  in  die  Erscheinung  tretende 
Übermacht  seiner  Stellung  skrupellos  auszunutzen  verstand, 
Bei  es,  weil  die  Arbeiterin,  um  Beschäftigung  zu  erhalten,  die 
Lohnansprüche  ihrer  männlichen  Mitbewerber  auf  dem  Arbeits- 
markt, denen  sie  sich  in  der  Bedürfnislosigkeit  überlegen 
wufite,  zu  unterbieten  suchte.  Diese,  zum  Teil  durch  die 
Eigenart  des  weiblichen  Charakters  selber  begünstigte  Tendenz, 
die  von  den  Frauen  verrichteten  Arbeitsleistungen,  auch  wenn 
sie  den  übrigen  qualitativ  und  quantitativ  nichts  nachgeben, 
geringer  zu  belohnen,  und  folgerichtig  überall,  wo  es  anging, 
die  anspruchsvollem  männlichen  durch  billige  weibliche 
Arbeiter  zn  ersetzen,  mußte  mit  der  Zeit  in  Gegensatz  geraten 
zu  den  von  den  Arbeitergewerkschaften  verfolgten  Bestrebungen, 
durch  die  Aufstellung  von  allgemein  verbindlichen  Lohntarifen 
und  Festsetzung  eines  Minimallohnes  dem  fortwährenden  Sinken 
der  Arbeitslöhne  entgegenzutreten  und  dem  Arbeiter  einen 
Verdienst  zu  garantieren,  der  ihm  erlaubte,  für  sich  und  seine 
Familie  ein  leidliches  Auskommen  zu  finden.  Nun  erweist 
fiich  die  Aufnahme  der  Frauen  in  die  von  den  männlichen 
Arbeitern  gegründeten  und  gebildeten  Gewerkvereine  aus  ver- 
schiedenen Gründen,  in  der  Hauptsache  deswegen,  weil  sie 
keine  ordnungsmäßige  Lehrzeit  durchmachen,  als  untunlich, 
und  mit  ihrer  Organisationsfähigkeit  ist  es  ohnehin  mißlich 
bestellt^.  Die  Uhrenarbeiterverbände  sind  deshalb  nach 
Kräften  bestrebt,  das  Eindringen  von  Frauen  in  die  von 
ihnen  vertretenen  Partien  zu  verhüten,  und  sie  verhängen  über 
diejenigen  Werkstätten  und  Fabriken,  die  auf  der  gleichen 
Partie  wie  die  Syndikatsmitgliedei:sich  betätigende  Arbeiterinnen 
aufnehmen  wollen,  den  Boykott.  Indem  sie  den  Frauen  die 
Aufnahme  in  einen  Gewerkverein  verweigern,  haben  sie  es 
in  verschiedenen  Zweigen  dahin  gebracht,  daß  Frauen,  selbst 

^  H.  Herkner:  Die  Arbeiterfrage,  IV.  Aufl.  S.  526.  —  Indessen 
scheinen,  nach  einer  mir  gemachten  Mitteilung  des  Zentralpräsidenten 
des  Uhrenarbeiterverbandes  F.  Wyßhaar  zu  schließen,  die  Arbeite- 
rinnen im  Berner  Jura  Verständnis  für  die  Notwendigkeit  einer  Berufs- 
organisation zn  besitzen,  und  auch  schon  Schritte  zur  Gründung  von 
weiblichen  Fachvereinen  getan  zu  sein. 
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wenn  sie  sich  den  von  ihnen  aufgestellten  Vorschriften  bezüg- 
lich Arbeitszeit  und  Lohnhöhe  zu  fügen  bereit  zeigen,  nur 
unter  schwerer  Mühe  in  der  von  ihnen  (z.  B.  bei  ihrem  Vater^ 
Ehemann  oder  Bruder)  erlernten  Partie  Arbeit  zu  finden  ver- 
mögen und  unter  Umständen  sogar  zu  einer  andern  Beschäftig 
gung  überzugehen  gezwungen  sind^.  In  andern  Zweigen  ist 
der  Kampf  noch  nicht  entbrannt  oder  dessen  Ausfechten  ver- 
schoben worden'. 

Fünftes   Kapitel. 
Die  jugendlichen  Arbeiter. 

Neben  der  Verwendung  weiblicher  muß  natürlich  auch 
die  Einstellung  jugendlicher  Arbeitskräfte  für  die  Qe- 
staltung  der  Verhältnisse  auf  dem  Arbeitsmarkt,  insbesondere 
in  der  Lohnfrage,  ins  Gewicht  fallen.  Hierbei  ist  zwischen 
zwei  Klassen  von  Arbeitern  zu  unterscheiden,  nämlich 

a)  den  Lehrlingen,  die  in  den  Hausindustrie*  und 
Werkstattbetrieben  der  verschiedensten  Art  in  einer  speziellen 
Partie,  in  dieser  jedoch  vollständig,  sich  auszubilden 
beabsichtigen,  und  deshalb  keinen  Lohn,  in  gewissen  Fällen 
überhaupt  nichts,  auch  nicht  einmal  Kost  und  Logis,  vom 
Arbeitgeber  erhalten,  oder,  wenn  sie  hierauf  Anspruch  er- 
heben, eine  mehr  oder  weniger  verlängerte  Lehrzeit  durch- 
zumachen gehalten  sind,  und 

b)  denjenigen  jungen  Leuten,  die,  weil  sie  aus  diesem 
oder  jenem  Qrunde  auf  einen  sofortigen  Erwerb  ausgehen 
müssen,  in  einer  größern  Werkstätte  oder  Fabrik  irgendeine 
Maschine  bedienen  oder  eine  verhältnismäßig  geringe  Übung 
und  Geschicklichkeit  erforderliche  Arbeit,  die  sich  als  Teil- 
stück  einer  Partie  darstellt,  übernehmen.  Ihr  ganzes 
Leben  hindurch  sind  sie  meist  nur  untergeordnete  und  da- 
her auch  nur  mittelmäßig  bezahlte  Arbeitsleistungen  zu  ver- 
richten imstande. 

Die  Einführung  dieser  letztern  Gruppe  von  Jugendlichen 
Arbeitskräften  in  die  Industrie  steht  mit  dem  Aufkommen  und 
der  allgemeinen  Verbreitung  der  maschinellen  Fabrikation,  zu 
der  die  immer  größer  werdende  Arbeitszerlegung  (le  brisement 
des    parties)    die    unerläßliche   Begleiterscheinung    bildet,    in 

^  Siebe  hierüber  die  auf  Klage  einer  Arbeiterin  geeen  die  Ver- 
treter des  Graveur-  und  Guillocheurvereins  in  La  Chaux-de-Fonds  ge- 
troffene Entscheidung  des  Bundesgerichts  in  A.S.E.B.  30.  Bd.  II  Teil 
8.  271  ff. 

^  Siebe  hierüber  die  Darstellung  des  zwischen  dem  Verein  der 
Bieler  Uhrenfabrikanten  und  der  dortigen  Sektion  des  Verbandes  der 
Repassenre,  Demonteure  und  Remon teure  im  Jahr  1901  u.  a.  hinsichtlich 
der  Zulassung  der  Frauen  zu  der  Partie  der  Remontage  ausgebrochenen 
Konflikt  im  AlX.  Rapport  du  Gomitä  central  de  la  Chambre  suisse  de 
rhorlogerie  1901. 
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direktem  Kausalzusammenhang.  Auf  dieses  Moment  ist  übrigens 
schon  an  anderer  Stelle  hingewiesen  worden.  Nach  der  Fabrik- 
statistik von  1888  standen  von  den  11699  Fabrikarbeitern 
1303  =  11  *^/o  und  nach  der  von  1901  unter  23883  3478  = 
14  ^/o  im  Alter  von  14—18  Jahren.  Während  1888  noch  die 
männlichen  Arbeiter  um  ein  geringes  die  Zahl  der  weiblichen 
(mit  691  gegen  612)  überstiegen^,  haben  bei  der  neueren  Er- 
hebung die  letztern  (mit  1834  gegen  1644)  ein  ausgesprochenes 
numerisches  Übergewicht  erlangt. 

Bei  der  offenbaren  Bevorzugung  des  weiblichen  Geschlechts, 
wie  sie  in  diesem  letztern  Zahlen  Verhältnis  zutage  tritt,  kann 
nicht  die  Lohn  frage  den  Ausschlag  gegeben  haben,  sondern 
neben  dem  aus  der  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  ohne 
weiteres  sich  ergebenden  Mehrangebot  von  weiblichen  Arbeits- 
kräften muß  auch  der  Besitz  von  zwei  diese  besonders  aus- 
zeichnenden Eigenschaften,  feine,  schlanke  Finger  und  nament- 
lich scharfe  Augen,  von  Bedeutung  gewesen  sein. 

Auf  die  umgekehrte  Erscheinung  trifft  man  beim  Lehr- 
lingswesen. Die  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1900  — 
die  frühern  entbehren  diesbezüglicher  Angaben  —  weist  2733 
männliche  und  1601  weibliche  Lehrlinge  auf.  Dies  Ergeb- 
nis erklärt  sich  leicht  daraus,  daß  die  Lehrzeit  der  M  ä  d  c  h  e  n 
in  den  von  den  Frauen  besetzten  und  bevorzugten  Partien, 
wo  eine  solche  überhaupt  als  notwendig  erachtet  wird,  im 
allgemeinen  wesentlich  kürzer  ist  als  diejenige,  welche  die 
Knaben  in  den  dem  männlichen  Geschlecht  reservierten  und 
schwierigem  Zweigen  der  Uhrenindustrie  zu  bestehen  haben. 
Die  Differenz  wäre  noch  viel  bedeutender,  wenn  nicht  wegen 
der  im  Lehrlingswesen  eingerissenen  Mißbräuche  die  Gewerk- 
vereine eingeschritten  wären  und  verordnet  hätten,  daß  die 
Zahl  der  in  einer  Werkstatt  Aufnahme  findenden  Lehrlinge 
einen  gewissen  Bruchteil  der  dort  beschäftigten  Vollarbeiter 
nicht  überschreiten  dürfe. 

Die  durch  die  Überfüllung  des  Arbeitsmarktes  besonders 
hart  betroffenen  Graveure  und  Guillocheure  haben  in  der  Ab- 
sicht, einem  weiteren  Anschwellen  der  in  ihrer  Partie  im 
Überfluß  vorhandenen  Arbeitskräfte  vorzubeugen,  es  sogar 
durchgesetzt,  daß,  mit  Ausnahme  der  Kinder  der  Betriebs- 
unternehmer, in  den  Werkstätten  gar  keine  Lehrlinge  mehr 
herangezogen  werden  dürfen,  allfällige  Aspiranten  ihre  Aus- 
bildung vielmehr  in  besondern  Schulen  zu  erlangen  suchen 
müssen.  Ebenso  hat  der  Verband  der  Emailleure  im  Jahr 
1901  beschlossen,  sich  der  Ausbildung  weiterer  Lehrlinge  auf 
unbestimmte  Zeitdauer  zu  widersetzen. 


'  Das  war  auch  bei  der  Zählung  der  in  dem  Beruf  überhaupt 
tätigen,  weniger  als  20  Jahre  alten  Personen  der  Fall,  wo  3095  mann« 
liehe  2989  weiolichen  gegenüberstehen. 
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Ob  diese  durch  die  Arbeiterorganisationen  dem  Oewerbe 
auferlegten  Beschränkungen,  wie  sie  in  der  alten  G-enfer  Zunft- 
Verfassung  ein  Vorbild  finden,  von  dem  gewünschten  Erfolge, 
eine  Gesundung  der  Arbeitsverhältnisse  herbeizuführen,  be- 
gleitet sein  werden,  mag  die  Zukunft  lehren.  Einstweilen 
sind  auf  seiten  der  Fabrikanten  schon  Klagen  laut  geworden, 
daß  zufolge  des  durch  die  Gewerkschaften  ausgeübten  Zwanges 
auf  die  Inhaber  der  Werkstätten  und  die  nach  der  Erlernung 
eines  Berufes  sich  umsehenden  jungen  Leute  in  verschiedenen 
Partien  ein  Mangel  an  kundigen  Arbeitern  sich  fühlbar  ge- 
macht habe.  Ob  hieran  der  Umstand  die  Schuld  trägt,  daß 
zufolge  Beschränkung  der  Lehrlingszahl  die  abgehenden  altern 
Arbeiter  nicht  mehr  in  ausreichendem  Maße  durch  jungen 
Nachwuchs  ersetzt  werden,  oder  ob  sich  jetzt  nicht  die  Folgen 
der  lange  Zeit  im  Lehrlingswesen  herrschend  gewesenen  Miß- 
stände in  steigendem  Maße  fühlbar  zu  machen  beginnen,  wage 
ich  nicht  zu  entscheiden.  Jedenfalls  bieten  die  Uhrmacher- 
schulen ^,  die  in  allen  größern  Ortschaften  des  Industrie- 
gebietes eröffnet  und  bei  ermäßigtem  Schulgeld,  ja  selbst  unter 
Verabfolgung  von  Stipendien,  auch  ziemlich  mittellosen  jungen 
Leuten  zugänglich  sind,  für  deren  Ausbildung  eine  bessere 
Gewähr,  als  die  große  Mehrzahl  der  Werkstattbetriebe  dies 
je  zu  tun  vermochte.  Sogar  dem  weiblichen  Geschlecht 
ist  durch  die  im  Jahr  1895  erfolgte  Wiedereröffnung^  eines 
besondern  Kurses  an  dem  ältesten  Spezialinstitut,  in  Genf, 
Gelegenheit  zur  unter  den  günstigsten  Auspizien  vor  sich 
gehenden  Erlernung  der  den  Frauen  besonaers  zusagenden 
Arbeiten  geboten,  und  es  sind  deren  Aussichten  auf  einen 
regelmäßigen  und  lohnenden  Erwerb  damit  tunlichst  verbessert 
worden. 


Vierter  Abschnitt. 

Hausindustrie  und  Heimarbeit. 

Erstes  Kapitel. 
Die  Entwieklang  des  Gewerbes  zur  Haasindnstrie. 

Die    zur   Erhaltung   der   alten   Gewerbeorganisation    und 
zum    Schutz     des    damaligen    Handwerkerstandes    erlassenen 


^  Zu  den  bereits  vor  1876  bestehenden  sind  diejenigen  von  Fleurier 
(1879),  Pruntrut  und  Solothum  (beide  1884)  und  vom  Jouxtal  (1900) 
hinzugetreten.  Außerdem  sind  Spezialklaäsen  oder  Schulen  für  den 
Unterricht   in    der   Mechanik    den   bereits   bestehenden   Anstalten   an- 

geschlossen   oder  neu   gegründet   worden   in  Genf  (1879),   Biel  (1882), 
Ihaux-de-Fonds  (1886),  Locle  (1887)  und  Couvet  (1894). 

'  Die  1844  errichtete  Spezialschule  war  1862  zufolge  des  in  jener 
Rrisenzeit  eingetretenen  Mangels  an  Zöglingen  wieder  eingegangen. 
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Genfer  Zunftsatzungen  waren  zum  Teil  dem  Aufkommen  des 
Verlagssystems  dadurch  hinderlich  gewesen,  daß  sie,  wie  wir 
wissen,  die  Heimarbeit,  d.  h.  die  Arbeit  außerhalb  der 
Werkstätte  eines  Meisters,  den  Uhrenarbeitern  männlichen 
Geschlechts  einerseits  direkt  verboten,  wie  anderseits  auch  den 
Meistern  untersagten,  ihre  Gehilfen  anderswo  als  in  der  eigenen 
Werkstatt  zu  beschäftigen.  Die  Frauen  traten  dagegen  von 
allem  Anbeginn  als  Heimarbeiterinnen  auf,  indem  sie^ 
der  Natur  der  Sache  nach,  zu  den  Werkstätten  keinen  Zu- 
tritt hatten  und  die  ihnen  überlassenen  Partien  daher  in  ihrer 
eigenen  Häuslichkeit,  in  den  Wohnstuben  oder  auch  Schlaf- 
zimmern, auszuführen  genötigt  waren. 

Auch  der  Verlegung  eines  Meisters  durch  einen 
andern  bereiteten  die  alten  Verordnungen  kein  Hindernis. 
Keinem  Meister  war  verboten,  einen  Teil  des  bei  ihm  be- 
stellten Werkes,  unter  seiner  eigenen  Verantwortlichkeit  aller- 
dings, durch  einen  andern  Meister  herstellen  zu  lassen  und 
keiner  mußte  befürchten,  sich  gegen  die  Zunftsatzungen  zu 
vergehen,  wenn  er  solche,  nicht  direkt  von  einem  Kunden 
an  ihn  gelangende  Bestellungen  entgegennahm  und  sie  den 
durch  seinen  Gewerbegenossen  erteilten  Anweisungen  ent- 
sprechend ausführte.  Daß  dies  immer  häufiger  vorkam,  je 
größere  Fortschritte  die  Uhrmacherkunst  machte,  je  mehr  die 
Zerlegung  der  Arbeit  in  verschiedene  Partien  um  sich  griflF, 
bedarf  keiner  besondern  Auseinandersetzung.  Nur  war  damit 
noch  nicht  gesagt,  daß  der  für  Rechnung  eines  andern  Meisters 
tätige  Gewerbetreibende  durch  die  Annahme  der  ihm  über- 
tragenen Bestellung  jenem  gegenüber  in  ökonomische  Ab- 
hängigkeit geraten,  in  die  Stellung  eines  Verlagsarbeiters 
herabgedrückt  worden  sei.  Die  Beschränkung  auf  eine  Spezial- 
partiü,  in  der  er  sich  auszeichnete,  konnte  für  ihn  von  größerem 
Vorteil  sein,  als  die  Anfertigung  ganzer  Werke,  worin  er  nur 
Mittelmäßiges  leistete,  und  da  man  einem  Uhrenliebhaber  un- 
möglicherweise Lauf-  oder  Gangwerk,  Feder  oder  Zeiger, 
Zifferblatt  oder  Gehäuse  liefern  konnte  in  der  Meinung,  er 
solle  auf  die  Anschaffung  der  übrigen  Teile  und  deren  Zu- 
sammensetzung selber  bedacht  sein,  so  blieb  solchen  Spezia- 
listen eben  nichts  übrig,  als  ihre  Arbeit  für  Rechnung 
solcher  Besteller  auszuführen,  die  gleich  ihnen  im  Uhren- 
gewerbe selber  tätig  waren,  sich  aber  mit  der  Anfertigung 
ganzer  Uhren  oder  Uhrwerke  befaßten.  Deswegen  blieben 
die  letztern  so  gut  Uhrmacher  wie  die  erstem;  sie  konnten 
bei  der  Anfertigung  einer  Uhr  die  Dienste  der  Spezialisten 
verschmähen,  sie  verschlossen  sich  aber  hierdurch  auch  den 
Markt,  weil  ihre  Produkte  gegenüber  denjenigen,  die  durch 
die  Mitwirkung  einer  ganzen  Anzahl  von  Uhrmachern  zu- 
stande gekommen  waren,  sich  qualitativ  als  minderwertig  er- 
wiesen, obschon  sie  im  Preise  höher  standen.    So  stellte  sich  die 
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Abhftngigkeit^  in  die  der  eine  Teil  gegenüber  dem  andern  ge- 
riet, als  eine  wechselseitige  dar.  Der  Uhrmacher  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  also  derjenige,  der  die  Uhr 
fertigstellte,  wie  die  Räder-  und  Feder-,  Zifferblatt-  und 
Gehäusemacher  usw.  waren  gleichermaßen  aufeinander  an- 
gewiesen, weil  keiner  ohne  den  andern  zu  existieren  ver- 
mocht hätte. 

In  den  Neuenburger  Bergen,  in  denen  völlige  Gewerbe- 
freiheit und  Freizügigkeit  herrschte,  war  weder  die  Aus- 
übung des  Uhrmacherberufes  von  dem  Besitz  des  Bürgerrechts 
oder  der  Niederlassung  innerhalb  einer  bestimmten  Ortschaft 
abhängig  gemacht,  noch  jemand  seines  Alters  oder  Geschlechts 
wegen  von  der  Teilnahme  an  irgendeiner  Uhrmacherarbeit 
ausgeschlossen.  Hier  verteilten  sich  die  zur  Herstellung  einer 
Uhr  erforderlichen  Arbeiten  schon  sehr  frühzeitig  unter  eine 
Anzahl  von  Familienbetrieben,  die  sich  einander  ganz 
ähnlich  wie  die  Genfer  städtischen  Werkstätten  betriebe  gegen- 
überstanden. Auch  hier  war  die  Abhängigkeit  zwischen  den- 
jenigen, welche  die  Uhr  fertigstellten  und  den  übrigen, 
welche  die  verschiedenen  Bestandteile  dazu  lieferten,  ursprüng- 
lich eine  gegenseitige.  Von  einer  Über-  oder  Unterordnung 
der  einen  Kategorie  von  Gewerbetreibenden  gegenüber  der 
andern  konnte  nicht  gesprochen  werden.  So  lange  sich  auf 
dem  Platze  Genf  genügend  Leute  einstellten,  die  sich  von  den 
Coürtiers  zu  den  Uhrmachermeistern  führen  ließen,  um  ihnen 
die  etlichen  Stücke,  die  sie  von  einer  Meßzeit  auf  die  andere 
fertig  zu  bringen  vermocht  hatten,  abzunehmen,  und  so  lange 
die  Neuenburger  Hausierer  für  die  Uhren  ihrer  Landsleute 
bei  der  Welt-  und  Klostergeistlichkeit  Burgunds  und  anders- 
wo willige  Käufer  fanden,  wurde  an  diesem  Verhältnis  der 
sozialen  und  ökonomischen  Gleichstellung  der  Produzenten 
und  Händler  nichts  geändert. 

Einen  andern  Anblick  gewann  die  Sachlage,  als  die  Pro- 
duktion immer  größere  Dimensionen  annahm  und  die  bisher 
angewandten  Mittel  und  Wege  zum  Vertrieb  der  in  steigender 
Menge  angefertigten  Erzeugnisse  nicht  mehr  genügten.  Die- 
jenigen, welche  sich  bis  dabin  damit  begnügt  hatten,  den 
Absatz  bloß  zu  vermitteln,  erkannten,  daß  ihren  eigenen 
wie  den  Interessen  des  Uhrengewerbes  nur  dann  richtig 
gedient  sei,  wenn  sie  jenen  in  größerem  Maßstab  und  plan- 
mäßig organisierten;  zu  diesem  Zweck  suchten  sie  ent- 
ferntere Verkaufsgelegenheiten  auf  und  wollten  an  Stelle 
der  zurückhaltenden  und  furchtsamen  kleingewerblichen  Pro- 
duzenten das  damit  verbundene  Risiko  übernehmen.  Da- 
für winkte  ihnen  auch  die  Aussicht  auf  einen  reich- 
lichem Erwerb,  einen  der  Gefahr  entsprechenden  Ge- 
winn, als  sie  folgerichtig  auf  ihre  eigene  Rechnung 
und    ihren     eigenen    Anweisungen    gemäß    durch    ihre    bis- 
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dem  Moment  an,  wo  letztere  Bezahlung  verlangten  und  er- 
hielten,  bevor  ihre  Produkte  den  Weg  zum  letzten  Abnehmer 
gefunden  hatten,  waren  sie  aus  ursprünglich  vollkommen  selb- 
stündigen  Gewerbetreibenden  zu  vermindert  selbständigen,  zu 
Haus  industriellen  (Verlagsarbeitern)  im  technischen  Sinne 
des  Wortes  geworden. 

Daß  die  Dinge  diesen  Gang  nehmen  mußten,  liegt  übrigens 
auf  der  Hand.    Sowie  die  Händler  sich  des  Vertriebs  der  von 

^*enen  hergestellten  Erzeugnisse  bemächtigt  hatten  und  den 
Produzenten  nur  noch  eine  Vergütung  für  die  geleistete  Arbeil 
und  allenfalls  noch  eine  kleine  Entschädigung  für  das  ver-* 
arbeitete  Material  zukommen  ließen,  den  ganzen  Unternehmer- 
gewinn aber  für  sich  behielten,  vermochten  letztere  bei  dem 
System  der  nur  zweimal  im  Laufe  eines  ganzen  Jahres  er- 
folgenden Auszahlungen  ihrer  Guthaben  nicht  mehr  ohne 
erhebliche  Einbuße  sich  durchzuschlagen.  Verlangten  sie 
vor  dem  üblichen  Verfalltermin  Bezahlung,  so  mußten  sie 
sich  einen  Abzug  in  der  Form  eines  Skontos  gefallen  lassen 
und,  als  späterhin  die  Zeiten  schwieriger  wurden,  als  allerlei 
zweifelhafte  Elemente  sich  in  die  Stellung  eines  Etablisseurs 
hineingedrängt  hatten,  sahen  sie  sich  oft  genug  gezwungen, 
für  einen  Teil  ihrer  Ansprüche  sogar  Waren  an  Zahlungs* 
statt  entgegenzunehmen. 

Indessen  war  die  ökonomische  Lage  der  Uhrmacher  doch 
weniger  durch  diese  Art  und  Weise  der  Zahlung  als  viel- 
mehr durch  den  allgemeinen  Geschäftsgang  wie  durch  ihre 
eigene  Leistungsfähigkeit  in  Verbindung  mit  der  unumgänglich 
notwendigen  Sparsamkeit  bedingt.  Nach  Beendigung  der  napo- 
leonischen Kriege  und  dann  namentlich  wieder  in  der  nach 
1848  eingetretenen  ruhigen  Zeit  herrschte  zufolge  des  jene 
Epochen  kennzeichnenden  gewerblichen  Aufschwungs  kein 
Mangel  an  Bestellungen.  Die  Unternehmer  mußten  froh  sein, 
tüchtige  Arbeiter  zu  finden,  die  sich  zu  deren  Ausführung 
bereit  zeigten,  und  es  war  nicht  mehr  ihrem  ausschließlichen 
und  willkürlichen  Ermessen  anheimgestellt,  wann  und  wie  sie 
jene  befriedigen  wollten.  Sie  mußten  sich  daher  zunächst  den 
tüchtigem,  dann  auch  den  mittelmäßigem  Elementen  gegen- 
über dazu  bequemen,  die  Zahlungstermine  von  sechs  auf  drei 
Monate,  von  da  auf  einen  Monat  und  selbst  auf  14  Tage  ab- 
zukürzen oder,  und  zwar  ohne  Berechnung  eines  Skontos, 
gleich  bei  Ablieferung  der  Arbeit  Zahlung  zu  leisten,  und  nun 
hing  es  nur  noch  von  den  Produzenten  selber  ab,  ob  sie  den 
Überschuß,  der  ihnen  nach  Bestreitung  der  zu  ihrem  Lebens- 
unterhalt notwendigen  Auslagen  verblieb,  nutzbringend  ver- 
wenden oder  für  unnütze  Dinge  verausgaben  wollten.  Wenn 
auch  die  Mehrzahl,  wie  das  leider  gewöhnlich  so  zu  gehen 
{A^ty  sich  nicht  dazu  berufen  fühlte,  dem  von  Herkules  am 
dciieidewege   gegebenen  Beispiel  folgend,   den  schmalen  aber 
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aufwärts  führenden  Pfad  einzuschlagen,  sondern  den  ihr  zu- 
gefallenen Teil  der  allgemeinen  Ernte  leichtsinnig  vertrödelte, 
so  gab  es  doch  noch  eine  ansehnliche  Reihe  von  Uhrmachern^ 
die,  über  die  Beschränktheit  eines  kleinen  Werkstatt-  oder 
Familienbetriebs  hinausstrebend,  die  erworbenen  Mittel  klug 
zusammenhielten,  sie  zur  Verbesserung  ihrer  Betriebsmittel 
oder  zur  Einrichtung  und  Ausrüstung  neuer  Werkstätten 
in  den  Zentren  der  Uhrenindustrie  benutzten,  eine  Anzahl 
von  fremden,  unter  ihrer  Leitung  und  unmittelbaren  Aufsicht 
tätigen  Arbeitern  dort  vereinigten  und  als  kleinkapitalistische 
Unternehmer  den  Etablisseuren  als  gleichwertige  und  gleich- 
berechtigte Elemente  gegenübertraten. 

Zweites   Kapitel. 

Hanslndastrielle  und  Heimarbeitsbetriebe. 

So   gelangte   die   Uhrenindustrie   in  jenes   Entwicklungs- 
stadium,   das    für    das    dritte    Viertel    des    19.    Jahrhundert» 
charakteristisch   ist:   den  Hauptanteil   an  der  Produktion  hat 
eine  bunte  Menge  von  über  die  ganze  Uhrenregion  zerstreuten 
Werkstätten,    deren    Inhaber ,    chefs    d'atelier   genannt^ 
umgeben    von    einer    der   Größe   des   Betriebs   angemessenen^ 
variabeln  Zahl  von  Lohnarbeitern,  der  Anfertigung  der  haupt- 
sächlichsten Bestandteile  der  Uhr,  wie  Unruhe,  Zylinder-  oder 
Ankergang  (öchappement),  Zugfeder,  Spirale,  Ziiferblatt,  Zeiger, 
Uhrgehäuse  usw.    oder  der  Ausführung   bestimmter  Arbeiten, 
wie  Regulieren,   Gravieren  usw.  obliegen.     Daneben  bestehen 
aber   auch  schon  einzelne  wenige  Fabriken,   welche  die  Roh- 
und   Räderwerke  zu   den    erst  aus   der  zweckentsprechenden 
Zusammenstellung    aller    verschiedenen    Bestandteile    hervor- 
gehenden  Uhren   liefern,   oder   sich   auf  die  Fabrikation   der 
ganzen   Uhr  einzurichten   beginnen.     Endlich   gibt  es   noch 
eine    große    Anzahl    von    Familien-    und    Einzelbetrieben,    in 
denen    zum    Teil    die   nämliche    Beschäftigung    wie    in  jenen 
Werkstätten,  und  daher  im  Wettbewerb  mit  diesen,  zum  Teil 
die  Ausführung  von  Partien  betrieben  wird ,    die  auf  die  Zu- 
sammensetzung  oder   Vollendung   des   Uhrwerks   (Eraboitage^ 
Repassage,  Demontage  und  Remontage),  auf  dessen  oder  der 
Schale  Verschönerung  und  definitive  Ausstattung  (Vergoldung, 
Politur  usw.)  abzielen. 

Diese  alle  führen  ihre  Arbeiten  auf  durch  den  Eta- 
blisseur  ergangene  Bestellung  hin  aus.  Es  ist  aber  nicht 
gesagt,  daß  nur  dieser  letztere  der  Urheber  solcher  Bestellungen 
sein  könne;  es  kann,  wenigstens  bei  einem  Teil  der  genannten 
Partien,  der  Anstoß  zu  ihrer  Ausführung  von  einem  der  vielen 
chefs  de  partie  oder  Spezialisten,  deren  Mitwirkung^ 
zur  Konstruktion  der  Uhr  erforderlich  ist,   ausgehen.     So  ist 
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«8   im  Jura   der  Regleur^   der  die  Spirale  bestellt  und  ein- 
•setzt,  der  Gangsetzer,   der  vielmals  das  Assortiment  anschafft 
und  in  das  Uhrwerk  einfügt,  'der  Graveur,  der  den  Emailleur, 
die  Schale  mit  Email  zu  überziehen,  beauftragt  usw.     Natür- 
lich   geben    diese    Gewerbetreibenden    ihre    Bestellungen    in 
«igenem    Namen    auf   und    erscheinen    deren    Empfänger 
gegenüber  als  alleinige  Vertragskontrahenten.    Der  Etablisseur 
wird    durch   diese   Rechtsgeschäfte   letztern   gegenüber   weder 
berechtigt  noch   verpflichtet.     Nun   können  aber  zufolge  Zer- 
legung  der   Partien    die  Bestellungen    nicht   nur   von    der 
zweiten  zur  dritten,  sondern  von  dieser  zur  vierten  Hand  und 
noch  weiter  geleitet   und   so  immer  neue  Arbeitsverträge  ge- 
43chIos8en  werden,  die  jeweilen  nur  die  Kontrahenten  unmittel- 
bar berühren,  die  außerhalb  des  Vertragsnexus  stehenden  Inter- 
essenten aber  direkt  nichts  angehen.     So  kann  der  Emailleur 
den  Email  mal  er  beschäftigen;  der  Hersteller  des  Gangwerks 
wird   die    Ankersteine  von   Personen   beziehen,   die  sich   aus 
deren  Bearbeitung   eine  Spezialität  machen,   oder  er   bezieht 
den  Anker  von  einem  Spezialisten,  der  seinerseits  die  Anker- 
steine   ebensowenig    herzustellen    imstande    und    daher   diese 
Arbeit  weiterhin   zu  übertragen  gezwungen   ist.     Kurz,    die 
verschiedenen   Betriebe,    deren    Inhaber   vielfach   sowohl   Be- 
steller   wie   Bestellungsemp&nger   sind,    greifen   in   buntester 
Abwechslung  ineinander  und  sind  in  unendlich  mannigfaltiger 
Weise  aufeinander  angewiesen,  der  kleine  auf  den  großen  wie 
der  große  auf  den  kleinen^.    Dabei  sind  bei  der  großen  Zahl 
von  Betrieben,   die  beinahe  jede  Partie  aufweist,  hinsichtlich 
ihrer  gewerblichen  Bedeutung  und  ökonomischen  Stellung  die 
feinsten  Nuancen   vertreten,   so   daß  es  als  ein  Ding  der  Un- 
möglichkeit erscheint,   in  genereller  Weise  zu  bestimmen, 
Avelche   Betriebe    unter   die    völlig    selbständigen    und   welche 
unter  die  durch  Hausindustrielle  oder  Heimarbeiter  geleiteten 
einzureihen    seien.     Wohl  kann   man   sämtliche  an   der   Pro- 
duktion beteiligten,  rechtlich  selbständigen  Betriebsinhaber 
in   zwei  Klassen   einteilen,  je  nachdem  sie  eine  besondere 
Werkstatt   besitzen   oder  ihren  Beruf  in  den  gewöhnlichen 
Wohnungsräumlichkeiten  ausüben,   ob  sie  allein  für 
sich  oder  zusammen  mit  fremden  in  ihrem  Dienste  stehen- 
den Personen   arbeiten,    ob   sie  das  für  die  Ausführung  ihrer 
Arbeit    nötige    Material    selber    beibringen    oder   nur 
fremdes,  ihnen  durch  den  Besteller  an  vertrautes  Material 
weiterverarbeiten,  ob  sie  in  ihrem  Betrieb  ein  geringeres 
oder  größeres  Kapital  investiert  haben.    Deswegen  rückt  man 
der   Entscheidung  der   Frage,   sobald  es  um  die  zahlreichen 
Grenzgebilde  oder  Übergangsformen  zu  tun   ist,   um   keinen 


^  Yergl.  hierüber  das  im  dritten  Buch  eingehender  geschilderte 
System  der  Etablissage. 
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Schritt  näher.  Ob  die  Arbeit  in  der  Wohnung  oder  in  einer 
außerhalb  derselben  gelegenen  Betriebsstätte  vor  sich  gehe, 
ist,  wie  wir  wissen,  für  sich  allein  nicht  entscheidend.  Die 
Genfer  Uhrenarbeiter,  die  in  dem  Quartier  St.  Gervais  be- 
sondere kleine  Ateliers  fUr  sich  gemietet  haben,  unterscheiden 
sich  ihrer  Erwerbsstellung  nach  sicherlich  nicht  von  denjenigen 
Chaux-de-Fonds'  oder  Biels,  die  in  einem  Zimmer  ihrer  Woh- 
nung einen  Werktisch  aufgestellt  haben  und  dort  ihrer  Be- 
schttftigung  obliegen.  Und  anderseits  ist  ein  Genfer  Regleur 
oder  Emailmaler,  der  ein  Jahreseinkommen  von  5000  Franken 
und  mehr  bezieht,  doch  zweifellos  in  einer  viel  gUnstigern 
Lage  und  sozialen  Stellung  als  mancher  Chef  d'atelier  und 
Etablisseur,  der  sich  mit  viel  weniger  zu  begnügen  gezwungen 
ist.  Deshalb  kann  auch  nichts  oder  nicht  sehr  viel  darauf 
ankommen,  ob  ein  Uhrmacher,  der  gewerbsmäßig  die  Aus- 
führung irgendeiner  Partie  übernimmt,  diese  Aufgabe  allein 
oder  unter  Beteiligung  fremder,  in  seine  Dienste  getretener 
Gehilfen  vollbringe.  Eine  Vergolderin,  die  ihr  eigenes  Atelier 
besitzt  und  eine  im  Tagelohn  bezahlte  Arbeiterin  beschäftigt, 
aber  trotzdem  kein  höheres  Einkommen  als  90  Franken  monat- 
lich erzielt,  wird  trotz  ihrer  Eigenschaft  als  Arbeitgeberin 
schwerlich  aus  der  Reihe  der  Hausindustriellen  ausgeschieden 
und  den  völlig  selbständigen  Gewerbetreibenden,  d.  h,  der 
Klasse  der  Unternehmer  zugeteilt  werden  können.  Das 
gleiche  gilt  von  einem  Staubdeckel-Graveur,  der  eine  Poliererin,, 
von  einer  finisseuse  de  vis,  einer  Schalenpoliererin ,  einem 
Dekorateur,  Emailleur,  Pierrist,  Rapporteur  de  cadrans  usw., 
die  einen  oder  mehrere  Gehilfen  eingestellt  haben,  um  sich 
bei  der  Ausübung  ihres  Berufes  deren  Beistand  zu  sichern» 
Und  nicht  anders  wird  es  schließlich  sein,  wenn  solche  chefs 
de  partie  sich  nicht  oder  nicht  bloß  durch  in  ihrem  Betriebe 
tätige  Arbeiter,  sondern  durch  solche  helfen  lassen,  welche  den 
ihnen  zugewiesenen  Teil  der  Arbeit  in  ihrer  eigenen  Häus- 
lichkeit bewältigen,  wenn  z.  B.  der  Sertisseur  durch  die  eine 
Heimarbeiterin  das  Steinloch  grandieren,  durch  eine  andere 
polieren  Ußt,  wenn  für  Rechnung  des  Vergolders  ein  gra- 
veur  de  coq  die  Buchstaben  A  und  R  auf  den  Rücker  ein- 
kritzelt oder  die  adoucisseuse  zuerst  die  zur  Vergoldung 
bestimmten  Bestandteile  schleift  usw.  Zwar  ist  es  keine 
Frage,  daß  alle  diese  Spezialisten  für  die  durch  ihre  Ge- 
hilfen verrichtete  Arbeit  von  ihrem  Besteller  mehr  erhalten^ 
als  sie  jenen  selber  zu  bezahlen  pflegen,  und  daß  sie  hier- 
bei sonach  einen  Gewinn  erzielen;  allein  dieser  Gewinn 
ist  so  unbedeutend,  daß  er  in  dem  von  ihnen  für  die  Aus- 
führung der  Partie  berechneten  Arbeitslohn  völlig  ver- 
schwindet. 

Das  gleiche  ist   zu  sagen   bezüglich  des  Entgelts  für  das 
verarbeitete   Rohmaterial,    wenn    es    nicht    geradezu    aus 
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edlen  Metallen  besteht,  indem  Stahl,  Messing,  Nickel  und 
Kupfer,  Email  und  Glas  so  außerordentlich  bilh'g  sind,  daß 
deren  Beschaffung  durch  die  Uhrmacher  in  minimalen  Quanti- 
täten, deren  sie  für  die  Anfertigung  eines  bestimmten  Uhren- 
bestandteils  bedürfen,  gar  nicht  in  Betracht  kommt.  Gewöhn- 
lich repräsentieren  die  verbrauchten  Zutaten  (Gold-  und  Dia- 
mantenstaub, Diamantin  u.  a.)  einen  weit  höhern  Wert.  Da 
bei  der  Herstellung  einer  Uhr  der  Wert  des  gelieferten 
Materials  gegenüber  demjenigen  der  Arbeitsleistung  so 
völlig  zurücktritt,  geht  es  demnach,  wenigstens  in  zahlreichen 
Fällen,  auch  nicht  an,  den  Umstand,  ob  solches  durch  den 
Übernehmer  der  Partie  oder  durch  den  Besteller  auf- 
gebracht werde,  zum  entscheidenden  Kriterium  zu  machen. 
Die  Rechtsgeschäfte,  die  der  Uhrenfabrikant  oder  ein  anderer 
Besteller  mit  den  Inhabern  von  Spezialbetrieben  abschließt, 
können  ihrem  Inhalt  nach  sich  als  Kauf-,  Werkliefe- 
rungs-  oder  Werkverträge  qualifizieren.  Für  die  Beurteilung 
der  Frage,  ob  der  Bestellungsempfänger  ein  Hausindustrieller 
oder  ein  selbständiger  Gewerbetreibender  sei,  ist  dies  im  all- 
gemeinen ohne  prinzipielle  Bedeutung.  Liegt  ein  reines  Kauf- 
geschäft vor,  so  ist  die  gewerbliche  Stellung  des  Verkäufers 
ohnehin  'nicht  zweifelhaft.  Es  ist  ein  Händler  oder  ein 
Fabrikant,  der  die  von  ihm  verlangten  Uhrenbestandteile 
auf  Lager  hält  oder  sie  in  kürzester  Frist  von  einem  andern 
zu  beschaffen  und  daher  prompt  zu  liefern  in  der  Lage  ist. 
Im  übrigen  aber  kann  ein  Spezialist,  dessen  Leistung  nur  in 
der  Bearbeitung  eines  vom  Besteller  ihm  übergebenen 
Stoffes  besteht,  wo  also  ein  reiner  Werkvertrag  vorliegt, 
viel  unabhängiger  sein  als  ein  solcher,  der  sich  zur  Her- 
stellung eines  materiellen  Werkes,  für  das  er  auch  das 
Material  zu  liefern  übernimmt,  verpflichtet.  Ein  in  seinem 
Fach  hervorragender  Email  mal  er  nimmt  sicher  eine  höhere 
Stellung  ein  als  der  den  Stoff  stellende  Emailleur,  ein 
ausgezeichneter  Graveur  de  lettres  geht  dem  Staubdeckel- 
macher, der  Dekorateur  dem  Schalenmacher  zuweilen  vor. 
Der  Genfer  Regleur,  der  sich  um  die  Beschaffung  der  Spirale 
nicht  bekümmert,  würde  die  Gleichstellung  mit  einer  Regleuse 
des  Bemer  Jura  als  eine  Beleidigung  empfinden.  Der  Unter- 
scheidung, die  zwischen  dem  Kauf-  und  Lohnsystem^ 
gemacht  wird,  kann  daher  auf  dem  Gebiet  der  Uhrenindustrie 
kein  großer  Wert  beigelegt  werden. 

Ebensowenig  kann  man  auf  die  Größe  des  in  einem  Be- 
triebe angelegten  Kapitals  abstellen,  indem  von  20  Franken 
an  bis  in  die  Tausende  hinein  alle  möglichen  Abstufungen  vor- 
kommen und  die  generelle  Festsetzung  einer  Unterscheidungs- 


^  Siehe  hierüber  Pflegbart,  Das  Verhältnis  der  Hausindustrie  zur 
Kranken-  und  Unfallversicherung,  S.  24  ff. 
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grenze  zu  den  willkürlichsten  Annahmen  und  unhaltbarsten 
Auffassungen  fähren  müßte.  Selbst  darauf,  ob  in  einem  Be- 
trieb motorische  Triebkraft  zur  Verwendung  gelange  oder 
nicht,  kann  es  nicht  ankommen.  Bei  dem  heutigen  System 
der  Verteilung  hydraulischer  oder  elektrischer  Energie  ist 
kein  Mangel  an  Betrieben,  welche  über  ihre  Zugehörigkeit  zur 
Hausindustrie  keinen  Zweifel  aufkommen  lassen,  obschon  sie 
mit  kleinen  Motoren  arbeiten,  während  bei  andern,  die  sich 
keines  solchen  Betriebsmittels  bedienen,  die  Unternehmer- 
qualifikation ebenso  sicher  außer  aller  Frage  steht. 

In  der  Uhrenindustrie  können  als  Hausindustrielle  oder 
als  Heimarbeiter  a  priori  daher  nur  diejenigen  Personen  be- 
zeichnet werden,  die,  unter  der  Voraussetzung,  daß  ihre  Be- 
rufstätigkeit nicht  vorwiegend  wissenschaftliches  oder 
künstlerisches  Gepräge  aufweise  (Regleur,  Graveur,  Email- 
maler), in  ihrer  Wohnung  oder  außerhalb  derselben  in  einem 
zu  diesem  Zweck  besonders  eingerichteten,  ihnen  eigentümlich 
gehörenden  oder  von  ihnen  gemieteten  Raum  im  Auftrag  oder 
für  Rechnung  eines  andern  an  dem  auf  die  Herstellung  von 
Taschenuhren  abzielenden  Produktionsprozesse  entweder 

a)  für  sich  allein  oder 

b)  unter   Mitwirkung   der  ihnen   untergebenen  Familien- 
angehörigen oder  Lehrlinge 

gewerbsmäßig  und  unmittelbar  beteiligt  sind. 

Die  diesen  beiden  Gruppen  von  Personen  eigentümliche 
Art  des  Gewerbebetriebs  bildet  das,  was  man  im  französischen 
Sprachgebiet  unter  dem  Begriff  der  industrie  k  domicile 
zusammenfaßt.  Die  von  der  erstem  Kategorie  allein  aus- 
geübte Berufstätigkeit  wird  auch  travail  en  chambre, 
derjenige,  der  sich  damit  seinen  Lebensunterhalt  erwirbt, 
ouvrier  en  chambre  genannt.  Wir  übersetzen  das  Wort 
industrie  k  domicile  in  dem  hier  zuvor  bezeichneten  Sinn  als 
Heimarbeit  und  fassen  den  Begriff  der  Hausindustrie 
weiter,  als  der  französische  Sprachgebrauch  dies  tut,  indem 
wir  ihn  mit  Verlagsindustrie  identifizieren.  Dies  hat  zur 
Folge,  daß  auch  solche  Gewerbebetriebe  in  die  Hausindustrie 
einbezogen  werden,  deren  Inhaber  fremde,  zu  ihm  in  ein 
(vertragliches)  Dienstverhältnis  getretene  Arbeitskräfte 
ani  Produktionsprozeß  beteiligt,  so  daß  er  ihnen  gegenüber 
die  Stellung  eines  Arbeitgebers,  eines  patron,  einnimmt.  Der 
patron,  sei  er  nun  fabricant  oder  chef  d'atelier,  ist  aber  nach 
französischer  Auffassung  ein  Unternehmer.  Von  einem 
Mittelglied  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter,  als  das 
sich  der  hausindustrielle  Arbeitgeber  darstellt,  weiß  sie 
nichts,  sowohl  das  Wort  wie  der  Begriff  eines  industriel  k 
domicile  ist  ihr  unbekannt.  Diese  Auffassung  geht  von 
dem  ursprünglich  an  sich  richtigen  Grundgedanken  aus, 
daß  das  Erträgnis  der  vom  Arbeiter  geleisteten  Arbeit  dem 
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patron  gehöre,  oder,  m.  a.  W.  daß  die  Beteiligung  des 
Arbeiters  an  der  Produktion  auf  Rechnung  des  Arbeit- 
gebers vor  sich  gehe.  In  den  Betriebsformen  des  Hand- 
werks und  der  Fabrik  ist  dies  auch  unzweifelhaft  der  Fall. 
Ebensowenig  ist  zu  bezweifeln,  daß  der  Heimarbeiter  in  dem 
oben  definierten  Sinne,  sei  es,  daß  er  von  andern  in  der  näm- 
lichen Spezialität  oder  im  gleichen  Beruf  tätigen  Arbeitskräften 
sich  völlig  isoliert  halte  oder  an  der  Spitze  eines  Familien- 
betriebs stehe,  nicht  für  seine  eigene  Rechnung,  sondern  für 
diejenige  seines  Auftraggebers,  des  Verlegers,  produziert, 
sowie  daß  dieser  sein  Arbeitgeber  ist  und  von  ihm  auch 
patron  genannt  wird. 

Die  Angehörigen  eines  Familienbetriebs  bilden  eine  unter 
der  Leitung  des  Familienoberhauptes  stehende  Arbeitsgemein- 
schaft, wobei  das  letztere  das  Ergebnis  der  gemeinschaftlichen 
Arbeitstätigkeit  dem  Verleger,  der  die  Bestellung  aufgegeben 
hat,  zu  einem  zum  voraus  festgesetzten,  entweder  auschliefl- 
lich  oder  doch  in  ganz  überwiegendem  Grad  sich  als  Arbeits- 
lohn  qualifizierenden  Entgelt  überläßt  und  daraus  für  sich 
und  die  Seinigen  den  Lebensunterhalt  bestreitet.  Sind  voll- 
jährige Kinder  vorhanden,  so  werden  diese  von  dem  Entgelt 
einen  so  großen  Anteil  begehren,  daß  er  demjenigen  ent- 
spricht, den  der  Betriebsinhaber  einem  in  sein  Atelier  auf- 
genommenen Fremden  für  eine  gleichwertige  Arbeitsleistung 
zu  verabfolgen  hätte.  Und  daß  neben  den  eigenen  An- 
gehörigen noch  fremde  Personen  in  einem  solchen  Familien- 
betrieb unter  der  einheitlichen  Leitung  des  Familienhauptes 
gegen  Lohn  beschäftigt  sind,  kommt  noch  häufig  genug  vor. 
Einem  solchen  Fremden  gegenüber  erscheint  jenes  freilich  in 
der  Rolle  eines  Arbeitgebers;  er  ist  dann  eben  Arbeitgeber 
und  (seinem  Verleger  gegenüber)  Arbeitnehmer  zugleich, 
ein  Verhältnis,  das  übrigens  nicht  nur  in  der  Uhren-  und 
auch  nicht  einmal  bloß  in  der  Hausindustrie,  sondern  auch  in 
der  Fabrikindustrie  und  den  verschiedensten  Gewerben  sich 
findet.  Und  wenn  die  volljährig  gewordenen  Kinder  zufolge 
ihrer  Verheiratung  aus  dem  Betrieb  ihres  Vaters  ausscheiden 
und  dort  insgesamt  durch  fremde  Arbeitskräfte  ersetzt  werden, 
80  erfahren  die  ökonomische  Stellung,  die  sich  möglicherweise 
verschlechtert  hat  \  und  das  rechtliche  Verhältnis  des  Betriebs- 
inhabers innerhalb  seines  Betriebs  gegenüber  den  seiner  Leitung 
unterstellten  Arbeitskräften  zwar  eine  Veränderung,  im  Ver- 
hältnis zum  Verlagsunternehmer  aber  kann  alles  beim  alten 
geblieben    sein.     Denn    auf  die  Natur  des  von   letzterm   ge- 


'  Der  Hausindustrielle  muß  den  fremden  Arbeitern  einen  höhern 
Lohn  gewähren  ala  ihn  der  Unterhalt  seiner  Angehörigen  kosten  würde, 
und  er  kann  deshalb  weniger  auf  die  Seite  legen  oder  muß  sich  mehr 
einschränken. 
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zahlten  Entgelts  sind  die  im  Betriebe  des  Hausindustriellea 
eingetretenen  Veränderungen  ohne  Einfluß  geblieben.  Das  Ent- 
gelt kennzeichnet  sieh  nach  wie  vor  als  Arbeitslohn,  und  diea 
wahre  Äquivalent  der  ausgeführten  Bestellung,  das  Erträgnis 
der  vollbrachten  Arbeitsleistung  fließt  heute  nicht  minder  wie 
vor  einem  bis  zwei  Jahrzehnten  demjenigen  zu^  der  das  ihm 
abgelieferte  Arbeitsstück  mit  andern  in  der  Uhr,  wobei  ein 
jeder  Bestandteil  seine  ökonomische  Selbständigkeit  vollkommen 
einbüßt,  zu  einem  als  Wertobjekt  untrennbaren  Ganzen  ver- 
einigt und  solches  als  Ware  auf  den  Markt  bringt.  Man  muß 
sich  also  durch  den  Namen  über  die  ökonomische  Stellung 
des  hausindustriellen  Arbeitgebers,  durch  den  Schein  über  das 
Wesen  der  Sache  nicht  täuschen  lassen.  Der  Inhaber  eine» 
hausindustriellen  Betriebs  steckt  von  dem  Entgelt,  das  der 
Verleger  ihm  für  seine  in  dem  abgelieferten  Produkt  ver- 
körperte Arbeitsleistung  bietet,  allerdings  einen  größern  An- 
teil in  die  Tasche  als  derjenige  Betrag  ist,  den  er  jedem  seiner 
Arbeiter  in  der  Form  eines  Tage-  oder  Wochenlobns  zukommen 
läßt.  Allein  abgesehen  davon,  daß  er  doch  eine  Entschädigung 
für  das  aufgewendete  Kapital  (Werkstätte  und  Werkzeuge^ 
Rohmaterial  und  Zutaten  usw.)  zu  beanspruchen  berechtigt  ist, 
gebührt  ihm  auch  wegen  seiner  leitenden  und  organisatorischen 
Tätigkeit  an  dem  vom  Verlagsunternehmer  ausbezahlten  Ent- 
gelt ein  etwas  höherer  Anteil  mit  nicht  geringerem  Recht,  als 
einem  Aufseher  oder  Werkführer  in  einem  größern  Betrieb 
ein  höherer  Lohn  als  den  gewöhnlichen  Arbeitern  gewährt  wird» 
Die  französische  Auffassung,  die  jeden  Arbeitgeber  unter- 
schiedslos als  Unternehmer  betrachtet  und  behandelt  sehen  will^ 
wird  den  tatsächlich  bestehenden  Verhältnissen  daher  nicht 
völlig  gerecht.  Leider  aber  kommt  man  auch  mit  der  deutschen 
Auffassung,  sobald  man  annimmt,  daß  außer  den  beiden  oben 
angeführten  Kategorien  von  als  Heimarbeiter  bezeichneten 
Erwerbstätigen  noch  andere  gewerbliche  Produzenten  der  Haus- 
industrie zuzuteilen  sind,  deswegen  nicht  zu  einem  wirklich 
befriedigenden  Ergebnis,  weil  es,  wie  bereits  ausgeführt,  an 
einem  Kennzeichen,  das  die  selbständigen  Geschäfts-  von 
den  hausindustriellen  Betrieben  in  einer  allgemein  gültigen 
Weise  zu  unterscheiden  erlaubte,  vollständig  gebricht.  Ob 
ein  bestimmter  Betrieb  in  die  eine  oder  andere  Klasse  ein* 
zuordnen  sei,  könnte  daher  nur  von  Fall  zu  Fall  entschieden 
werden,  indem  man  bei  der  Beurteilung  eine  ganze  Reihe  von 
Momenten  berücksichtigte,  die  zusammengenommen  erst 
den  Ausschlag  zu  geben  vermögen,  wie  Art  und  Größe  dea 
Betriebs,  geschichtliche  Entwicklung  der  Partie,  die  er  ver- 
tritt, Zahl  der  darin  beschäftigten  Arbeiter,  Verwendung  von 
Maschinen  und  motorischer  Triebkraft,  Geschäftsbeziehung  mit 
einem  oder  mehreren  Uhren-  oder  nur  Uhren be s  tan  d  teil - 
fabrikanten,    Verarbeitung   eigenen    oder   Bearbeitung  anver* 
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tränten  Materials,  Gegenstand  des  mit  dem  Besteller  ge- 
schlossenen Vertrags  (Werk-  oder  Werklieferungsvertrag)^ 
Mangel  oder  Geringfügigkeit  des  wissenschaftlichen  oder 
künstlerischen  Charakters  der  Arbeit.  Und  auch  bei  der  Be- 
urteilung von  Fall  zu  Fall  gäbe  es  mit  Rücksicht  auf  die 
nach  dem  jeweiligen  Geschäftsgang  außerordentlich  wechselnde 
Ausdehnung  der  Betriebe  noch  manche  harte  Nuß  zu  knacken. 
Zu  einer  Art  freilich  nur  in  kleinem  Rahmen  noch 
anwendbaren  systematischen  Aussonderung  aus  der  Masse  der 
im  allgemeinen  einer  Klassifikation  widerstrebenden  Gebilde 
gelangt  man  allenfalls  noch  dann,  wenn  man  gewisse  Gruppen 
von  Werkstätteninhabern  unter  dem  Begriff  der  Zwischen- 
meister zusammenzufassen  versucht.  £s  sind  das,  wie  wir 
wissen  ^,  solche  Gewerbetreibende,  die  gegen  das  Versprechen 
einer  festen  Akkordsummc  von  seiten  eines  Verlegers  —  hier 
eines  Uhrenfabrikanten  —  die  Besorgung  gewisser  Produktions- 
vorgänge übernehmen,  die  Arbeit  aber  in  ihrer  eigenen 
Wohnung  oder  in  einer  eigenen  hierzu  eingerichteten  Be- 
triebsstätte unter  ihrer  ständigen  Aufsicht  durch  im  Zeit- 
oder Stücklohn  angestellte  Personen  vornehmen  lassen.  Die 
Differenz  zwischen  der  mit  dem  Verlagsunternehmer  verein- 
barten Akkordsumme  und  den  an  die  Arbeiter  bezahlten 
Löhnen  bildet  alsdann  ihr  Arbeitsverdienst.  In  diese  Kate- 
gorie von  Verlagsindustriellen  können  wir  alle  jene  chef» 
d'atelier  einreihen,  deren  Anteil  an  der  Produktion  lediglich 
in  einer  an  fremdem  Material,  somit  unter  Ausschluß  eines 
sachlichen  Produktionsaufwandes ,  vollzogenen  Arbeits- 
leistung, wie  Gangsetzen  (Plantage  d'öchappement) ,  De- 
montieren und  Remontieren,  Regulieren,  besteht.  Zur  Aus- 
führung dieser  Partien  bedarf  es  keiner  speziellen  Werkstätte^ 
keiner  Maschinen,  keines  Aufwandes  an  Roh-  oder  Hilfs- 
stoffen*, keiner  Kooperation  von  Arbeitern.  Da&  dafür  ge- 
währte Entgelt  ist  sozusagen  reines  Arbeitseinkommen.  Ein 
jeder  in  der  betreffenden  Partie  ausgebildete  Arbeiter  ver- 
möchte mit  den  ihm  gehörenden  Werkzeugen,  die  einen  ver- 
hältnismäßig unbedeutenden  Kapitalwert  repräsentieren,  sämtr 
liche  in  seinen  Berufszweig  einschlagende  Operationen,  wie 
das  auch  vielfach  vorkommt,  allein  auszuführen.  Wennsich 
nun  im  Neuenburger  und  Berner  Jura,  in  Biel  usw.  zwecks 
Ausübung  einer  solchen  Spezialität  Werkstattbetriebe  gebildet 
haben,  die  8 — 12  und  noch  mehr  Arbeiter  umfassen  und  des- 


1  Vergl.  hierüber  die  bei  Pfleghart  a.  a.  0.  S.  47  ff.  enthaltenen 
Ausführungen. 

2  Der  Regleur  liefert  freilich  die  Spirale;  allein  er  stellt  sie  nicht 
her,  sondern  bezieht  sie  fix  und  fertig  aus  der  Fabrik  und  erhält  deren 
Preis  durch  den  Uhrenfabrikanten  wieder  vergütet.  Von  einer  Be- 
handlung der  Spiralfeder  als  Ware,  der  Erzielung  eines  Gewinns  aus 
ihrer  bloßen  Weiterveräußerung  ist  keine  Rede. 
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halb  unter  dem  Fabrikgesetz  stehen,  so  ist  das  nicht  geschehen, 
weil  das  Aufkommen  besonderer  Maschinen  dies  notwendig 
gemacht  hätte,  sondern  weil  eine  in  diesen  Werkstätten 
denkbare  und  mögliche  Zerlegung  der  Partie  Aussichten 
auf  eine  raschere  und  in  größerem  Umfang  sich  abwickelnde 
Produktion  eröffnete.  In  der  Tat  zerfUUt  denn  auch  jede  der 
genannten  Partien  in  verschiedene  Unterabteilungen,  zu  deren 
Bewältigung  Spezialarbeiter  angewiesen  werden.  Die  Arbeiter 
sind  im  Stilcklohn  bezahlt;  die  Differenz  zwischen  dem  an  sie 
ausbezahlten  Betrag  und  der  mit  dem  Uhrenfabrikanten  fest- 
gesetzten Akkordsumme  bildet  das  Einkommen  des  Betriebs- 
Inhabers,  der,  soweit  ihm  die  Ausübung  seiner  Oeschäfts- 
leitungs-  und  Aufsich tsf unk tionen  hierzu  die  Zeit  läfit,  sich 
Auch  unmittelbar  an  der  Arbeit  beteiligt. 

Die  bekanntesten  Zwischenmeisterbetriebe  sind  die  Werk- 
stätten der  Termin  eure,  von  denen  im  folgenden  Abschnitt 
noch  die  Rede  sein  wird. 

Eine  andere  Spezies  von  Zwischenunternehmern,  wie  sie  in 
der  Hausindustrie  sonst  häufig  anzutreffen  ist,  die  Fergger^, 
gehören  zu  den  —  glücklicherweise  —  seltenen  Ausnahmen. 
Während  meines  Aufenthalts  im  Uhrenfabrikationsgebiet  ist 
mir  ein  einziges  Mal  über  die  Existenz  eines  solchen  Wesens 
etwas  zu  Ohren  gekommen.  Das  bezog  sich  auf  den  Verkehr, 
den  ein  im  Brassus  betriebenes  Uhrensteingeschäft  mit  den 
Steinmachern  (Pierristes)  unterhält,  die  in  den  am  Fuß  der 
Dent  de  Vaulion  gelegenen  Dörfern  wohnen.  Da  die  Ver- 
bindung zwischen  den  genannten  Punkten  wegen  der  da- 
zwischen gelegenen  Höhenzüge  eine  etwas  mühsame  und  zeit- 
raubende ist,  übergibt  der  Fabrikant  einem  alle  14  Tage 
bei  ihm  sich  einfindenden  Fergger  die  Uhrensteine,  die  er 
bearbeitet  zu  sehen  wünscht.  Dieser  übernimmt  die  Aus- 
führung des  Auftrags  auf  eigene  Rechnung  und  Verantwortlich- 
keit, indem  er  die  Steine  unter  die  ihm  bekannten  Arbeiter 
entsprechend  der  Operation,  die  sie  durchführen  sollen,  ver- 
teilt, jene  nachher  wieder  einsammelt  und  bei  seinem  nächsten 
Besuche  dem  Besteller  zurückbringt.  Dieser  zahlt  ihm  die 
vereinbarte  Vergütung  aus;  aus  dem  erhaltenen  Entgelt  be* 
friedigt  er  seine  Steinarbeiter,  und  die  Differenz,  die  sich 
zwischen  der  empfangenen  und  der  an  letztere  verabfolgten 
Summe  ergibt,  bildet  seine  Ferggerprovision.  Wie  hoch 
sich  dieselbe  belaufe,  darum  kümmert  sich  der  Fabrikant 
nicht ;  zwischen  ihm  und  den  Arbeitern,  die  er  gar  nicht  kennt, 
besteht  kein  rechtliches  Band. 


1  Vergl.  Pfleghart  a.  a.  O.  S.  45,  67  und  118. 


133.  141 


Drittes   Kapitel. 
Existenz-  und  Arbeitsbedingangen  der  Heimarbeiter. 

Id  der  neuern  Zeit  haben  sich  nun  eine  Anzahl  von 
SpezialWerkstätten  zu  Fabriken  ausgewachsen  und  eine 
Masse  kleinerer,  sowohl  selbständiger  wie  hausindustrieller 
Betriebe,  verschlungen.  Seitdem  die  auf  Ausbreitung  der 
Uhrenindustrie  gerichtete  Entwicklung  zum  Stillstand  ge- 
kommen ist,  drängt  die  ganze  darin  vorhandene  Lebenstätig- 
keit auf  Konzentration.  Daher  sind  die  in  den  weit 
herum  zerstreuten  Gehöften  des  Waadtländer,  Neuenburger 
und  Berner  Jura  aufgestellten  Werktische  zum  größten  Teil 
jetzt  verlassen.  Die  Uhrmacher,  die  daran  einst  emsig 
arbeiteten,  sind  ausgestorben  oder  in  die  geschlossenen  Ort- 
schaften, hauptsächlich  in  die  Zentren  der  Industrie,  wo  der  Ver- 
kehr zwischen  den  verschiedenen  an  der  Produktion  beteiligten 
Interessenten  sich  rascher  abwickelt,  gezogen,  um  die  Aus- 
übung ihrer  Partie  in  einem  Miethaus  als  Heimarbeiter  ent- 
weder fortzusetzen  oder  sich  in  einer  Werkstätte,  wo  nicht 
gar  in  einer  Fabrik  als  Lohnarbeiter  zu  verdingen.  Die  Ver- 
einigung von  Landwirtschaft  und  Uhrmacherei,  wie  sie  zur 
Zeit  der  Einführung  der  letztern  und  während  des  ganzen 
19.  Jahrhunderts  noch  bestand,  hat  sich  in  immer  weiterem 
Umfang  zu  lösen  begonnen,  und  die  beiden  Gewerbezweige 
werden  in  immer  steigendem  Maße  von  ausschliefilich  dem 
einen  oder  dem  andern  Beruf  sich  widmenden  Personen  be- 
trieben. Das  ist,  vom  rein  ökonomischen  Standpunkt  aus 
betrachtet,  ein  Glück  für  die  Uhrenarbeiter,  da  deren  noch  an 
der  landwirtschaftlichen  Produktion  beteiligte  Berufsgenossen 
sich  mit  geringem  Löhnen  zufrieden  geben  konnten  und  so  die 
Existenzbedingungen  der  unter  wesentlich  teureren  Verhält- 
nissen in  den  größeren  Ortschaften  lebenden  Angehörigen  des 
gleichen  Berufs  etwelchermaßen  beeinträchtigten  ^. 

Über  die  Lohnverhältnisse-  der  Heimarbeiter  ist  im  all- 
gemeinen schon  gesprochen  und  hierbei  erwähnt  worden,  daß 
sie  bei  gleicher  Arl>eitszeit  um  ^U — ^/s  niedrigere  Vergütungen 
als   die  in  der  Fabrik  beschäftigten  Arbeiter  beziehen'.     Das 


^  Nach  einem  Fabrikinspektor  Dr.  Schuler  im  Jahr  1902  zu- 
gegangenen „sehr  gewissenhaften"  Bericht  stellten  sich  die  Arbeits- 
löhne in  den  industriellen  Zentren,  wo  die  ganzen  Uhren  und  in  den 
Dörfern,  wo  nur  Bestandteile  verfertigt  werden,  wie  folgt: 

für  Voliarbeiter      Arbeiterinnen      junge  Leute 

in  der  Stadt frs.  5,55  cts.  frs.  2,85  cts.       frs.  3,25  cts. 

auf  dem  Lande    ...  „    3,75    „  „    2,65    „  „     1,70    „ 

^  Über  die  Löhne  der  weiblichen  Fabrikarbeiter  gibt  nach- 
folgende dem  Bericht  von  G.  Vogt  über  Frauenarbeit  entnommene 
Tabelle  et  welchen  Aufschluß  (siehe  folgende  Seite).   Diese  Löhne  gelten, 
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hat  zur  mifilichen  Folge,  dafl  in  den  Heimarbeitsbetrieben  die 
Arbeitszeit  oft  ungebührlich  lange,  bis  in  die  späte  Nacht  hin- 
ein, ausgedehnt  und  leider  auch  in  Räumen  gearbeitet  wird, 
die  den  Kindern  zum  Schlafen  angewiesen  sind.  Ein  be- 
sonders großer  Übelstand  besteht  darin,  dafi  Fabrikarbeiter, 
sowohl  männliche  als  weibliche,  nach  Schluß  der  Arbeitszeit 
in  den  Fabriken,  freiwillig  oder  gezwungen,  oft  noch  Arbeit 
mit  nach  Hause  nehmen  und  sie  im  Vergleich  zu  den 
hygienisch  besser  eingerichteten  Fabrikräumlichkeiten  unter 
wesentlich  ungünstigem  Arbeitsbedingungen  zu  Ende  bringen. 
Diese  besondere  Art  der  Heimarbeit  wird  übrigens  nicht  nur 
für  Rechnung  des  gewöhnlichen  Arbeitgebers,  in  dessen  Betrieb 
der  Arbeiter  den  Tag  über  sich  abgemüht  hat,  sondern  ohne 
Vorwissen  und  begreiflicherweise  sehr  gegen  den  Willen  des 
erstem  häufig  auch  für  Rechnung  von  Konkurrenten  betrieben, 
und  dieser  Umstand  ist  es,  der  ein  gesetzliches  Verbot  völlig 
wirkungslos  machen  müßte.  Denn  da  einerseits  keinem  Fabri* 
kanten  untersagt  werden  kann,  Arbeit  auszugeben,  und 
von  einer  Umgehung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  den 
Normalarbeitstag  dann  ja  keine  Rede  ist,  wenn  ein  Fabrikant 
Arbeitsaufträge  an  andere  als  seinem  Betrieb  angehörige 
Arbeiter  erteilt,  und  da  anderseits  ebensowenig  einem  Arbeiter 
verboten  werden  kann,  von  einem  fremden  Arbeitgeber  Be- 
stellungen entgegenzunehmen  und  sie  in  seiner  freien  Zeit  aus- 
zuführen, so  würde  eine  darauf  abzielende  Vorschrift,  die 
Fabrikanten  zu  verhindern,  an  ihre  Untergebenen  Arbeit  mit 
nach  Hause  zu  geben,  höchstens  den  zweifelhaften  Erfolg 
haben,  die  wenig  skrupulösen  Unternehmer  auf  Kosten  der 
gewissenhaften  und  menschenfreundlichen  Arbeitgeber,  die  sich 
eine  Ehre  daraus  machten,  die  im  Interesse  der  Arbeiterschaft 
aufgestellte  Vorschrift  auch  getreulich  zu  befolgen,  zu. be- 
günstigen und  so  das  Übel  zu  vergrößern  statt  ihm  zu  steuern. 
Abhilfe  zu  schaffen  wäre  einzig  eine  straffe  Organisation 
der  Arbeitgeber  sowohl  wie  der  Arbeiter,  namentlich  der 
letztem,  imstande. 

In   einzelnen   Partien,   so   in   der   Stein-   und  Zifferblatt- 
fabrikation, wird  die  Höhe  des  Arbeitslohnes  noch  durch  Ab- 


bei  Annahme  einer  um  2 — 3  Stunden  verlängerten  Arbeitszeit  auch  für 
die  Heimarbeiterinnen. 

Partie               Löhne  vor  20 — 25  Jahren  Löhne  im  Jahr  1902 

Polieren fro.  6—7  fre.  2-^.50  cts. 

Steinsetsen „    7 — 8  „    8 — 4. —    „ 

Schalend  nissage    .   .                   ,    5 — 6  „    2 — 3.50    „ 

Steinbohren     ....                   „    4—5  „    2—3.50    „ 

Achevage „    5—6  „    2—3.50    , 

Füßerietzen „    4—5  „    2—3.—    „ 

Schraubenspalten  .   .                   „    2—3  „    1—2.50 

Vergolden „    4—«  „     1—2.50 

Oxjdieren noch  nicht  betrieben  „    2—3.50 


» 
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xüge  beeinflußt,  die  für  zerbrochenes  Arbeitsmaterial  gemacht 
werden.  Da  scheinen  nun  Mißbrauche  bestanden  zu  haben. 
Die  Bieler  Gewerkschaft  der  Demonteure  und  Remonteure, 
Repasseure  und  Qangsetzer  haben  im  Jahr  1901  behauptet, 
daß  für  zerbrochene  Bestandteile,  z.  B.  Zifl^erblätter,  oft  das 
2— 3  fache  des  Wertes  des  verdorbenen  Materials  am  Lohn  des 
den  Schaden  verursachenden  Arbeiters  in  Abzug  gebracht 
werde.  In  dem  zwischen  dem  genannten  Gewerkverein  und 
dem  Verein  der  Uhrenfabrikanten  wegen  einer  Reihe  anderer 
Punkte  entstandenen  Konflikt  wurde  durch  die  letztern, 
wenigstens  indirekt,  zugegeben,  daß  übertriebene  Abzüge  vor- 
kommen mögen,  und  es  scheint,  die  Parteien  haben  sich  hin-» 
sichtlich  dieses  Punktes  auf  der  Basis  einigen  können,  daß 
die  zerbrochenen  Stücke  dem  Arbeiter  zum  Selbstkostenpreise 
angerechnet  werden.  Das  gilt  sowohl  für  die  Fabrik-  wie  für 
die  Werkstätten-  und  Heimarbeit.  Mit  den  Uhrensteinen, 
die  beim  Bohren,  Grandieren,  Drehen  und  Sertieren  zufolge 
unrichtiger  Behandlung  unbrauchbar  werden  oder  dem  Zer- 
springen ausgesetzt  sind,  wird  es  verschieden  gehalten.  Im 
allgemeinen  hat  auch  hier  der  Arbeiter,  der  den  Schaden  ver- 
ursacht, dafür  Ersatz  zu  leisten.  Geht  nur  ein  einziger  Stein 
zugrunde,  so  drückt  der  Auftraggeber  wohl  ein  Auge  zu; 
passiert  dies  aber  bei  mehreren,  so  wird  für  den  Brutto  wert 
ein  Abzug  am  Lohne  gemacht,  oder  es  muß  der  Arbeiter  so 
viele  Steine  umsonst  bohren  oder  drehen,  bis  der  Ausfall 
wieder  eingebracht  ist.  In  den  Fabriken,  wo  die  Steine  aus 
der  Hand  des  einen  Arbeiters  in  die  eines  andern  gehen  und 
wo  es  schließlich  gar  nicht  zu  ermitteln  wäre,  wem  der  be- 
gangene Fehler  zuzuschreiben  ist,  teilen  sich  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  in  den  entstandenen  Schaden.  In  Genf  übernimmt 
z.  B.  der  Uhrenfabrikant  30  ®/o  desselben,  und  die  Steinarbeiter 
tragen  zusammen,  ein  jeder  zu  gleichen  Teilen,  den  Rest, 
was  auf  einen  Abzug  von  IVa  ®/o  ihres  monatlichen  Lohnes 
hinausläuft. 

Im  übrigen  wird,  sofern  die  Arbeit  bei  Ablieferung 
an  den  Etablisseur  als  mangelhaft  ausgeführt  erscheint, 
nicht  etwa  ein  Abzug  an  der  Vergütung  gemacht,  sondern 
das  Uhrwerk  selbst  oder  das  beanstandete  Stück  behufs 
besserer  Ausfertigung  an  den  Arbeiter  zurückgegeben.  In 
diesem  Falle  hat  letzterer  mit  der  Empfangnahme  des 
Lohnes  zu  warten  bis  sein  Werk  als  fehlerfrei  erfunden 
worden  ist. 

Die  für  die  Ausrichtung  des  Lohnes  üblichen  Zahlungs- 
termine sind  je  nach  der  Landesgegend,  der  Partie  und 
natürlich  auch  dem  Arbeitgeber,  äußerst  verschieden.  Selbst 
die  aus  der  Anfangszeit  der  Uhrenindustrie  bekannten  Termine 
des  Georgs-  und  Martinstages  sind  noch  nicht  völlig  außer 
Gebrauch  gekommen.    Sie  haben  sich  namentlich  da  erhalten, 
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wo  zufolge  der  Bearbeitung  ^  der  die  goldenen  Uhrengehäuse 
unterzogen  werden ,  durch  Gravieren  und  Polieren,  Abfälle 
entstehen,  für  die  der  Arbeiter  durch  den  Uhrenfabrikanten 
belastet  wird.  Die  gegenseitige  Abrechnung  findet  dann  an 
jenen  beiden  Daten  (23.  April  und  11.  November)  statt.  In 
andern  Zweigen  scheint  an  diesen  „Epochen''  nur  noch  aus- 
nahmsweise festgehalten  zu  werden,  dagegen  erinnern  noch 
Abzüge  für  Skonto  an  den  monatlich  und  halbmonatlich  aus- 
bezahlten  Löhnen  an  die  alte  Ordnung  der  Dinge.  Koch  um. 
das  Jahr  1890  pflegten  zahlreiche  Fabrikanten,  selbst  gegen- 
über Fabrikarbeitern,  sich  aus  genanntem  Titel  zu  einem  Ab- 
zug von  5  ^/o  an  den  Monatslöhnen  für  berechtigt  zu  erachten^ 
Und  bei  Anlaß  des  schon  mehrfach  erwähnten,  1901  zwischen 
Arbeitern  und  Fabrikanten  in  Biel  ausgebrochenen  Konflikts^ 
bildete  einen  der  Beschwerdepunkte  auch  das  Unwesen,  das 
mit  diesen  Abzügen  getrieben  wurde.  Indessen  hat  sich, 
zweifellos  unter  dem  Einflufi  des  Fabrikgesetzes  und  der  unter 
den  Arbeitern  zustande  gekommenen  Organisation,  auf  diesem 
Gebiete  doch  sehr  vieles  'gebessert,  und  14-,  selbst  Stägige 
Auszahlungen,  die  auf  Grund  der  bei  der  Ablieferung  der 
Arbeit  in  ein  Büchlein  gemachten  Einträge  oder  der  dafbr 
ausgestellten  Gutscheine,  ohne  Skontoanrechnung ,  erfolgen^ 
sind  in  weitem  Umfang  üblich  geworden. 

Ein  weit  größerer  Mißbrauch  wird  in  einzelnen  Partien, 
so  in  der  Zifferblatt-  und  Federfabrikation,  auch  im  Vergolden^ 
mit  der  Entlöhnung  der  Arbeitsleistung  in  Naturprodukten 
oder  in  Waren  getrieben.  In  Biel  soll  sogar  die  vormals 
dort  blühende  Fabrikation  silberner  Uhrengehäuse  deswegen 
in  Verfall  geraten  sein,  weil  in  einzelnen  Ortschaften,  wo  man 
die  gleiche  Spezialität  pflegte,  eine  billigere  Herstellung  diese» 
Artikels  dadurch  erstrebt  und  erreicht  wurde,  daß  die  Schalen- 
fabrikanten ihren  Arbeitern  den  Lohn  in  der  Form  von  Waren 
ausbezahlten  ^. 

Mit  der  geschichtlichen  Entwicklung,  welche  die  Uhren- 
industrie durchgemacht  hat,  steht  die  Tatsache  in  Einklang, 
daß  die  Hausindustriellen  und  Heimarbeiter  gewöhnlich  mit 
mehreren  Arbeitgebern  in  Verbindung  stehen  und  bald  vom 
einen ,  bald  vom  andern  Arbeitsaufträge  zugestellt  erhalten. 
Im  System  der  Etablissage  sind  sie  auf  mehrere  Besteller 
schon  deswegen  angewiesen,  weil  die  Jahresproduktion  dea 
einen  und  andern  Etablisseurs  sich  in  verhältnismäßig  engen 
Grenzen  (300,  500,  1000  Stück  Uhren)  bewegt,  und  der 
einzelne  Fabrikant  daher  gar  nicht  imstande  wäre,  seine 
Heimarbeiter  das  ganze  Jahr  hindurch  ausreichend  zu  be- 
schäftigen. 


1  F^d^ration  horlog^re,  Jahrgang  1908  pag.  444. 
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Das  nämliche  gilt  natürlich  auch  da,  wo  der  Arbeitgeber 
kein  Uhrenfabrikant,  sondern  ein  Chef  d'atelier  oder  seiner* 
seits  sogar  nichts  anderes  als  ein  Hausindustrieller  ist,  der  die 
Ausführung  eines  Teils  der  Übernommenen  Partie  einem  andern 
tiberläßt.  Anders  verhält  es  sich  hingegen,  wo  ein  Fabrik- 
unternehmer als  hausindustrieller  Arbeitgeber  auftritt.  Während 
die  Fabrik  vielen  kleinen  Betrieben  zufolge  ihrer  vollkomm* 
neren  Technik  auf  der  einen  Seite  den  Garaus  gemacht  hat, 
ist  sie,  wie  wir  wissen^,  auf  der  andern  Seite  wiederum 
die  Ursache  geworden,  daß  um  sie  herum  hausindustrielle 
Betriebe  neu  entstanden  sind.  Das  an  dieser  Erscheinung 
Auffällige  und  Widerspruchsvolle  erklärt  sich  ohne  Schwierig- 
keit, wenn  man  bedenkt,  daß  es  noch  immer  eine  ganze 
Anzahl  von  Partien  gibt,  die  der  maschinellen  Fabrika- 
tionsweise überhaupt  unzugänglich  geblieben  sind,  weil  ea 
sich  bei  ihnen  nicht  um  die  Fabrikation  einzelner  Be- 
standteile, sondern  nur  um  deren  Vervollkommnung  oder 
Verschönerung,  um  den  letzten  Schliff,  oder  um  die  Ver- 
bindung und  kunstgerechte  Zusammen fügung  derselben  handelt. 
Diese  Partien  können,  sobald  man  auf  eine  strenge  Über- 
wachung der  Arbeitsvorgänge  nicht  allzu  großen  Wert  legt, 
was  bei  den  billigern  Uhren  wenigstens  nicht  immer  zu- 
trifft, ganz  wohl  auch  außerhalb  der  Fabrik  zur  Ausführung 
gelangen.  Was  für  Vorteile  aus  einer  solchen  Organisation 
des  Geschäftsbetriebs  dem  Unternehmer,  der  dadurch  be- 
deutende Eapitalersparnisse  erzielt,  erwachsen  können,  ist  ja 
zur  Genüge  bekannt.  Selbst  ein  Fabrikant,  der  sonst  auf 
möglichste  Konzentration  aller  Produktionsvorgänge  erpicht  ist, 
wird  zuweilen  gern  einen  Teil  des  Produktionsprozesses  außer- 
halb seiner  Betriebsstätte  verlegen,  um  darin  Platz  zu  gewinnen 
für  die  Vornahme  solcher  Arbeiten,  für  welche  die  Benutzung 
von  Maschinen  sich  als  unumgänglich  notwendig  erweist.  Ohne 
eine  solche  Teilung  seines  Betriebs  wäre  er  zu  baulichen  Er- 
weiterungen seiner  Betriebsanlage  gezwungen,  und  dies  mag 
ihm  aus  verschiedenen  Gründen  nicht  immer  und  nicht  ohne 
weiteres  als  ratsam  erscheinen.  Das  Vorhandensein  eines 
Stammes  von  Hausarbeitern  um  eine  Fabrik  herum  bringt  für 
den  Besitzer  der  letztem  außerdem  auch  noch  den  nicht  zu 
unterschätzenden  Vorteil  mit  sich,  jene  als  eine  Art  industrieller 
Reserve  benutzen  zu  können,  die  bei  steigender  Konjunktur 
zur  Teilnahme  an  der  Produktion  herangezogen,  bei  sinkender 
Nachfrage  aber  ebenso  leicht  wieder  abgestoßen  werden  kann. 
Die  Probe  für  die  Kichtigkeit  dieses  Satzes  zu  machen, 
haben  die  der  genannten  Klasse  von  Erwerbstätigen  Zu- 
gehörigen  ausreichend  Gelegenheit  gehabt,  als  das  Jahr  1902 


^  Vergl.  zweiten  Abschnitt,  drittes  Kapitel. 
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gegenüber  dem  Vorjahr  einen  in  die  Millionen  gehenden 
RückBchlag  aufwies. 

Die  Art  und  Weise,  in  der  die  Ausgabe  der  Arbeit  an 
die  Hausindustriellen  und  die  Rückgabe  erfolgt,  gestaltet  sich 
je'  nach  der  Landesgegend,  dem  Geschäftsgang  und  dem  Ver- 
lagsunternehmer sehr  verschieden.  Wohnen  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  weit  auseinander,  so  rermittelt  die  Post  den  Ver- 
kehr, oder,  wo  die  Entfernungen  nicht  allzu  große  sind,  kommen 
am  Samstag  Abend  vom  Lande  her  die  Uhrenarbeiter  in  das 
Industriezentrum,  um  das  herum  zerstreut  sie  in  ihren  Dörfern 
leben,  und  bringen  die  im  Lauf  der  Woche  angefertigte  Arbeit 
zurück,  um,  nach  Erledigung  von  allerlei  sonstigen  Kom- 
missionen, mit  neuen  „Kartons"  beschwert,  den  Heimweg  an- 
zutreten. Wohnen  Fabrikant  und  Arbeiter  in  der  gleichen 
Ortschaft,  so  wird  bei  gutem  Geschäftsgang  diesen  durch 
einen  Angestellten  des  erstem  die  Bestellung  nebst  dem 
allenfalls  zu  bearbeitenden  Material  überbracht  und  das  Werk 
am  verabredeten  Termin  ebenso  wieder  abgeholt;  sonst 
haben  sich  die  Arbeiter  selber  zu  ihrem  Auftraggeber  zu  be- 
mühen. 

Zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  privatrecht- 
licher Natur  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  sind  in 
den  Kantonen  Genf,  Waadt,  Neuenburg,  Bern  und  Solothum 
Gewerbegerichte  eingeführt.  Während  im  erstgenannten 
Kanton  deren  Errichtung  direkt  durch  einen  Gesetzeserlafi 
(vom  12.  Mai  1897)  verfügt  worden  ist,  bleibt  es  in  den 
übrigen  den  Gemeinden  anheimgestellt ,  ob  sie  einer  der- 
artigen Institution,  vorbehaltlich  der  Zustimmung  durch  den 
Regierungsrat,  bei  sich  Eingang  gewähren  wollen.  Im  Kanton 
Waadt  haben  die  Gemeinden  des  Jouxtals  und  des  Bezirks 
Granson,  in  denen  die  dortige  Uhrenindustrie  ihren  Hauptsitz 
hat,  bis  jetzt  von  der  ihnen  durch  das  Gesetz  vom  26.  Nov. 
1888  eröffneten  Möglichkeit  keinen  Gebrauch  gemacht.  Im 
Kanton  Neuenburg  sind  in  den  Gemeinden  Chaux-de- Fonds 
seit  1886,  Neuenburg  seit  1891  und  Locle  seit  1892  Gewerbe- 
gerichte in  Tätigkeit.  Sie  sind  in  sechs  Gruppen  eingeteilt, 
wovon  die  beiden  ersten  sich  speziell  mit  der  Beurteilung  von 
Streitigkeiten  beschäftigen,  die  sich  aus  der  Fabrikation  von 
Uhrwerken  und  Uhrengehäusen  zwischen  Fabrikanten  und 
Arbeitern  ergeben.  Ein  Unterschied  zwischen  Fabrik-  und 
Heimarbeitern  wird  nicht  gemacht  Die  Streitigkeiten  haben 
entweder  Bezug  auf  Vertragsbruch  oder  LohnansprUche,  oder 
betreffen  die  Rückforderung  vom  einen  oder  andern  Teil  wider- 
rechtlich zurückbehaltener  Gegenstände.  Im  Kanton  Bern 
haben  Biel  (1895)  und  St.  Immer  (1897)  solche  Fachgerichte 
geschaffen.  Der  Kanton  Solothurn  endlich  hat  im  Jahr  1894 
ein  ausschließlich  für  das  Uhrmachergewerbe  der  Gemeinden 
Grenchen-Bettlach  bestimmtes  Gewerbegericht  konstituiert 
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Über  die  Rechtsgrundsätze,  nach  denen  die  vor  diese  Ge- 
richte gebrachten  Streitigkeiten  entschieden  werden,  geben  die 
Protokolle  keinen  Aufschlufi,  so  daß  aus  der  Tätigkeit  der 
Gerichtsbehörden  sich  keinerlei  für  die  vorstehende  Arbeit 
verwertbares  Material  gewinnen  läßt. 

Bei  Kollektivstreitigkeiten,  die  sich  zwischen 
Fabrikanten  und  Arbeitern  betreffend  die  Höhe  der  Arbeits- 
löhne, die  Dauer  der  Arbeitszeit,  die  Einstellung  von  weib- 
lichen und  jugendlichen  Arbeitern  usw.  ergeben,  wirkt 
das  Bureau  der  Chambre  suisse  de  Thorlogerie  mit  Sitz  in 
La  Chaux-de-Fonds  als  Einigungsamt.  Diese  Behörde  hat 
mit  ihrer  Vermittlungstätigkeit  den  beiden  Parteien  schon  die 
trefflichsten  Dienste  erwiesen. 

Nach  all  den  in  der  Entwicklung  der  Uhrenindustrie  zu- 
tage getretenen,  in  den  vorangehenden  Abschnitten  ge- 
schilderten Erscheinungen  kann,  wenn  auch  ziffermäBige  Daten 
zurzeit  hierüber  nicht  vorliegen,  kein  Zweifel  darüber  be- 
stehen, daß  die  Hausindustrie  als  Betriebssystem  im  Rück* 
gang  begriffen  ist.  Daran  vermag  auch  die  Tatsache  nichts 
zu  ändern,  daß  dank  den  überall  in  der  Uhrenregion  her- 
gestellten elektrischen  Anlagen  den  Hausindustriellen  der  Be- 
zug einer  ihren  Bedürfnissen  genau  angepaßten  Triebkraft 
ermöglicht  und  die  Ausführung  eines  großen  Teils  ihrer 
Arbeiten  dadurch  wesentlich  erleichtert  ist  Deswegen  ver- 
mögen sie  den  ihnen  durch  die  Fabrik  bereiteten  Wettbewerb 
doch  nicht  auszuhalten.  Denn  wenn  auch  die  Kilowattstunde 
elektrischer  Energie  billig  ist,  so  kommen  doch  die  Installations- 
kosten verhältnismäßig  hoch  zu  stehen,  so  daß  hierdurch  die 
zufolge  motorischer  Kraft  gesteigerte  Produktivität  der  Arbeit 
wieder  in  ungünstigem  Sinne  beeinflußt  wird.  Unter  diesem 
Nachteil  hat  aber  der  gewerbliche  Kleinbetrieb  in  ungleich 
intensiverem  Maße  zu  leiden  als  die  Fabrik.  Denn  durch  die 
Einstellung  von  mehr  und  größeren  Motoren  mit  einem  um  das 
20  bis  100  fache  gesteigerten  Effekt  erfahren  hier  die  Installations- 
kosten im  Vergleich  zu  denjenigen ,  die  ein  kleiner  Elektro- 
motor erfordert,  eine  kaum  nennenswerte  Erhöhung,  so  daß 
der  einzelne  Motor  in  der  Fabrik  einen  geringern  Aufwand 
für  Verzinsung  und  Amortisation  erheischt  als  in  der  Woh- 
nung oder  Werkstatt  der  Hausindustriellen.  Außerdem  fällt 
die  Verzinsung  dort  leichter  und  die  Amortisation  vollzieht 
sich  rascher,  weil  die  Motoren,  zufolge  der  sinnreichsten 
Kombination  in  der  Benutzung  von  Maschinen  und  mensch* 
tischen  Arbeitskräften,  sozusagen  ununterbrochene,  hier  aber 
nur  intermittierende  Verwendung  finden.  Während  des 
gleichen  Arbeitstages  vollbringt  ein  Fabrikmotor  sonach  eine 
größere  Arbeitsleistung  als  der  an  Leistungsfähigkeit  ihm 
gleichkömmende  Motor  eines  Kleingewerbebetriebes,  und 
während   der  nämliche   Produktionsfaktor   (das  Kapital)   dort 

10* 
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einerseits  Bich  als  produktiver  erweist  denn  hier,  arbeitet 
er  auch  noch  sparsamer,  weil  mit  der  Gröfie  des  Konsums 
an  elektrischer  Energie  auch  der  auf  den  Bezug  im  grofien 
▼on  den  Elektrizitätswerken  gewährte  Rabatt  zu-,  der  Preis 
für  die  Kilowattstande  somit  abnimmt  Die  im  haus- 
industriellen  Betrieb  beliebte  Verlängerung  der  täglichen 
Arbeitszeit  nützt  dem  Inhaber  eines  solchen  Betriebs  hier 
wenie,  weil  die  motorische  Kraft  nur  tagsüber  zu  einem  im 
Vergleich  zum  Licht  ermäßigten  Preis  geliefert  wird.  Statt 
eine  Verbilligung  bewirkt  eine  über  die  Normalarbeitszeit 
hinaus  verlängerte  Benutzung  des  Elektromotors  somit  eine 
Verteuerung  der  Produktionskosten, 

Daraus  folgt ,  daß  selbst  der  Gebrauch  einer  für  die  Be- 
dürfnisse des  Kleinbetriebs  so  überaus  geeigneten  Triebkraft, 
wie  sie  in  der  Form  der  Elektrizität  geboten  wird,  durchau» 
nicht  als  dazu  angetan  erscheint,  den  Niedergang  der  Haus- 
gegenüber der  Fabrikindustrie  aufzuhalten.  Die  auf  die 
in  kleinen  Quantitäten  mögliche  und  bewerkstelligte  Ver- 
teilung motorischer  Kraft  gesetzten  Hoffnungen  müssen  sieb 
demnach  in  vielen  Fällen  als  trügerisch  erweisen, 

Ist  nun  zwar  die  Hausindustrie  im  Zurückweichen  be- 
griffen,  so  ist  damit  noch  lange  nicht  gesagt,  daß  sie  dem 
Untergang  geweiht  sei.  Trotz  der  zu  einem  großen  Teil 
erfolgten  Verdrängung  des  Systems  der  Etablissage  durch 
das  voUkommnere  des  geschlossenen  Fabrikbetriebs,  wird  sie, 
da  sie  die  fabrikmäßig  betriebene  Produktion  in  verschiedenen 
Zweigen  vorteilhaft  zu  ergänzen  vermag,  noch  einer  langen 
und  in  ansehnlichem  Um&ng  fortdauernden  Existenz  voll- 
kommen sicher  sein. 

Der  Vollständigkeit  halber  ist  zum  Schlüsse  noch  eine» 
Gewerbezweiges  der  Uhrmacherei  Erwähnung  zu  tun,  der 
sich  von  allen  andern  dadurch  unterscheidet,  daß  er  sieb 
nicht  mit  der  Fabrikation,  sondern  nur  mit  der  Reparatur 
der  Uhren  befaßt,  und  daß  seine  Vertreter,  obwohl  durch- 
weg dem  Stande  der  kleingewerblichen  Produzenten 
angehörend,  nicht  für  Rechnung  und  im  Auftrag  von  Ver- 
lags- oder  Fabrik  Unternehmern  tätig ,  sondern  von  allen» 
Anbeginn  bis  zur  heutigen  Zeit  stets  mit  dem  großen  Public 
kum  als  Konsument  in  direktem  Verkehr  geblieben  sind. 
Die  dieser  Berufsgruppe  Angehörigen,  im  deutschen  Sprach- 
gebrauch schlechthin  als  Uhrmacher,  im  französischen  zu- 
treffender als  rhabilleurs  bezeichnet,  sind  über  die  ganz& 
Schweiz  verbreitet.  Sie  besorgen  neben  der  Reparatur  der 
Uhren  auch  deren  Verkauf  im  Detail  und  müssen  eine  ein- 
gehendere Kenntnis  des  Uhrenmechanismus  als  die  große 
Mehrzahl  der  an  der  Fabrikation  beteiligten  Arbeiter  besitzen. 
Sie  haben  daher  eine  längere  Lehrzeit,  sei  es  in  einer  Uhr- 
macherschule,    sei    es    bei    einem    Meister    ihres    Gewerbes^ 
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durchzumachen.  Da  diese  letzteren  direkt  für  Kunden  arbeiten^ 
auf  dem  ihnen  verbliebenen  beschränkten  Gebiet  sonach  ein- 
fach das  von  den  alten  maitres  horlogers  betriebene  Ge- 
werbe fortsetzen,  können  sie  nicht  in  die  Kategorie  der 
Hausindustriellen,  sondern  müssen  in  diejenige  der  Hand- 
werker eingereiht  werden,  und  eine  Untersuchung  über  ihre 
Existenz-  und  Arbeitsbedingungen  gehört  daher  nicht  mehr 
in  den  Rahmen  der  hier  übernommenen  Aufgabe. 


Drittes  Buch. 

Das  System  der  Etablissage« 


Erster  Abschnitt. 

Erstes  Kapitel. 
Der  Etablisseur. 

Etablisseur  ist  derjenige,  der  die  Uhr  herstellt  —  qui 
^tablit  la  montre  — .  Der  Etablisseur  ist  somit  in  erster  Linie 
Produktionsleiter;  er  gibt  den  Anstoß  zur  Anfertigung 
einer  oder  mehrerer,  je  nach  Umständen  auch  einer  ganzen 
Menge  von  Uhren,  indem  er  ein  Kaliber  auswählt  und  damit 
den  Plan  für  die  Konstruktion  der  kleinen  Zeitmessungs- 
maschine,  für  deren  Umfang  und  Größe  festsetzt,  über  die 
Art  und  Beschaffenheit  des  zu  verwendenden  Materials  sowie 
über  die  Qualität  der  ihrem  Werte  nach  verschiedene  Ab- 
stufungen zulassenden  Arbeitsleistung  entscheidet,  deren  e» 
zur  Herstellung  des  Werkes  und  zur  Funktionsfähigkeit  von 
dessen   Mechanismus    bedarf.      Zum   Begriff    der    Etablisaage 

fehört,  daß  die  Uhr  nicht  im  Betrieb  des  Produktions- 
eiters hergestellt  wird,  also  weder  in  seiner  Werkstatt, 
wie  dies  unter  der  Herrschaft  der  alten  Gewerbeordnung,  ina 
Betriebssystem  des  Handwerks,  der  Fall  war,  noch  in  der 
Fabrik,  wie  dies  in  der  Gegenwart  geschieht,  sondern 
en  parties  bris^es,  im  dezentralisierten  Betrieb,  wie 
er  für  die  Haus-  oderV  er  lag  s  Industrie  charakteristisch  ist. 
Der  Etablisseur  besitzt  weder  eine  der  Fabrikation  dienliche 
Betriebsstätte,  noch,  stellt  er  das  Material  oder  die  Werk- 
zeuge, womit  die  Uhr  angefertigt  werden  soll.  Die  Betriebs- 
mittel, vermittelst  deren  er  sich  an  der  Produktion  beteiligt, 
sind  ein  Comptoir  und  ein  Betriebskapital,  aus  welch  letzterm 
er  die  für  eine  Uhr  erforderlichen  Bestandteile,  sowie  die  zu 
deren  zweckmäßiger  Zusammensetzung  notwendigen  Arbeits- 
leistungen bezahlt.  Sein  persönlicher  Anteil  an  der  Produktion 
besteht,  abgesehen  von  dem  Entwerfen  oder  Bestimmen  des 
Konstruktionsplans,  in  einer  Summe  von  sukzessiven  Vertrags- 
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abschlüssen  mit  einer  ganzen  Reihe  von  Gewerbetreibenden, 
von  denen  ein  jeder  die  Lieferung  eines  besondern  Bestand- 
teils oder  die  Ausflihrung  einer  Spezialarbeit  übernimmt,  in 
der  Prüfung  des  eingegangenen  Werkes  und  der  Wieder- 
ausgabe des  um  letzteres  bereicherten  und  veredelten  Arbeits- 
produktes an  den  in  der  planmäßigen  Reihenfolge  zunächst 
stehenden  chef  de  partie  oder  Teilnehmer  am  Produktions- 
prozeß, in  der  Ausrichtung  des  vereinbarten  Entgelts  für  die 
vertragsmäßig  ausgeführten  Bestellungen  und  in  der  Bereit- 
stellung des  so  von  Stufe  zu  Stufe  seiner  Genußreife  ent- 
gegengeführten Produkts  für  den  Verkauf  auf  dem  in-  oder 
ausländischen  Markt. 

Da  die  Etablisseure ,  wie  wir  aus  der  Geschichte  der 
Uhren  Industrie  wissen,  in  ihrer  Mehrheit  nicht  aus  dem  Uhr- 
macher-, sondern  aus  dem  Handelsstande  hervorgegangen  sind, 
ist  nicht  jeder  von  ihnen  in  der  Lage,  selber  ein  Kaliber  zu 
entwerfen,  die  für  die  Konstruktion  des  Uhrwerks  erforderlichen 
Berechnungen  anzustellen  und  die  eingegangene  Arbeit  auf 
ihre  Tauglichkeit  und  ihren  Wert  persönlich  zu  untersuchen 
und  zu  beurteilen.  Diejenigen,  denen  die  hierzu  erforder- 
lichen Kenntnisse  abgehen  oder  deren  Zeit  durch  andere 
Arbeitsverrichtungen  und  sonst  wie  in  Anspruch  genommen 
ist,  übertragen  daher  diese  Aufgabe  gewöhnlich  einem  fach- 
männisch ausgebildeten  und  sachverständigen  Angestellten, 
einem  Visiten r,  wie  derselbe  der  ihm  zugewiesenen,  vor 
allem  in  der  Nachprüfung  der  eingegangenen  Arbeiten  be- 
stehenden Haupttätigkeit  entsprechend  genannt  wird.  Der 
Visiteur  ist  ein  in  der  Regel  auf  längere  Zeit,  selbst  auf  Jahre 
hinaus  eingestellter,  fest  besoldeter,  im  Comptoir  arbeitender 
Gehilfe,  dem  die  technische  Leitung  des  Uhrengeschäfts  und 
daher  auch  die  Vertretung  seines  Prinzipals  gegenüber  den 
verschiedenen  an  der  Produktion  beteiligten  Arbeitern  und 
in  dessen  Abwesenheit  auch  die  Leitung  des  Comptoirs  obliegt. 

Noch  häufiger  als  der  Visiteur,  dessen  Aufgabe,  wie  schon 
bemerkt,  zuweilen  der  Fabrikant  selbst  versieht,  ist  in  den 
Comptoirs  der  Acheveur  anzutreffen,  ein  Arbeiter,  der,  wie 
schon  sein  Name  andeutet,  die  letzte  Hand  an  die  Uhr  zu 
legen  hat,  um  sie  zum  Verkauf  fertig  zu  machen.  Er  muß 
z.  B.  den  Gang  der  Uhr  in  verschiedenen  Lagen,  denen  sie 
ausgesetzt  sein  kann,  beobachten,  die  Regulierung  gegebenen- 
falls verbessern,  zuweilen  auch  den  Staubdeckel  einsetzen, 
1'edenfalls  das  Gehäuse  in  allen  seinen  Teilen  bis  in  die  Details 
dnein  einer  genauen  Prüfung  unterwerfen,  niCchsehen,  ob  das 
Uhrglas  richtig  sitzt  und  die  Zeiger  nicht  berührt,  ob  die 
verschiedenen  Deckel  gut  schließen  und  nötigenfalls  die 
der  Sachlage  entsprechenden  Ausbesserungen  vornehmen. 
Außerdem  gibt  es  in  einer  Anzahl  von  Comptoirs  noch  Re- 
passeure,  Remonteure  und  Regleure,  denen  die  nämliche  Auf- 
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gäbe  zufällt,  wie  den  in  eigener  Werkstätte  oder  Bebausang^ 
arbeitenden  Vertretern  dieser  Gewerbszweige.  Der  Unter- 
schied besteht  lediglich  in  ihrer  rechtlichen  Stellung 
zum  Uhrenfabrikanten ,  indem  sie  im  erstem  Fall  ein 
dauernder  Dienst-,  sonst  und  gewöhnlich  aber  ein  mit 
Vollendung  ihrer  Arbeit  beendigter  Werkvertrag  an  jenen 
knüpft.  Der  Nachteil  ihrer  größeren  persönlichen  Abhängig- 
keit wird  aber  vielfach  durch  ein  stabileres  und  höheres  Ein- 
kommen aufgewogen. 

Die  zweite  Hauptrichtung  der  Tätigkeit  des  Etablisseurs 
besteht  in  der  Organisation  des  Absatzes  für  die  unter 
seiner  Leitung  hergestellten  Artikel;  er  ist  demnach  nicht  nur 
Fabrikant,  sondern  auch  Raufmann  und  hält,  je  nachdem 
das  Bedürfnis  sich  geltend  macht,  in  seinem  Comptoir  nicht 
nur  Hilfskräfte  für  den  technischen,  sondern  auch  solche  für 
den  kommerziellen  Teil  seines  Betriebs.  Zum  Unterschied 
vom  Fabrikunternehmer,  der  auch  auf  Lager  arbeiten  läßt, 
produziert  der  Etablisseur  in  der  Regel  nur  auf  Bestellung, 
und  ein  wesentlicher  Teil  seiner  Tätigkeit  mufi  deshalb 
darauf  gerichtet  sein,  solche  Bestellungen  zu  erhalten. 
Kommen  die  auswärtigen  Händler  oder  deren  inländische 
Vertreter  und  Agenten  nicht  aus  freien  Stücken  zu  ihm, 
so  muß  er  sie  eben  persönlich  aufsuchen  oder  durch  seine 
Reisenden  aufsuchen  lassen,  um  ihnen  Muster  und  Preis- 
listen vorzulegen,  oder  er  mufi  solche  den  Uhrengeschäften, 
die  ihm  als  vertrauenswürdig  erscheinen,  zusenden,  für  eine 
zweckentsprechende  Reklame  in  den  Fachzeitschriften  und 
Spezial-Adrefibüchern  besorgt  sein  usw. 

Da  die  Taschenuhren  sehr  begehrte,  mitunter  auch  recht 
kostbare  Artikel  sind  und  ihre  Aufbewahrung  wenig  Raum 
verlangt,  hat  sich  von  jeher  eine  grofie  und  bunte  Menge 
von  Spekulanten  und  Industrierittern  auf  den  Uhrenhandel 
geworfen  und  gesucht,  dui'ch  unreelle  Angaben  über  die 
Qualität  der  nach  ihren  Anweisungen  fabrizierten  Stücke 
entweder  die  Käufer  zu  prellen  oder  die  Fabrikanten,  denen 
sie  durch  allerlei  Künste  einen  gewissen  Okuben  an  ihre 
Kreditwürdigkeit  beizubringen  vermochten,  zu  beschwindeln. 
Beide  Sorten  von  Kunden  haben  der  Uhren  Industrie  sehr 
großen  Schaden  zugefügt.  Eine  nicht  geringe  Anzahl  Von 
Etablisseuren  gewährte,  von  dem  an  sich  begreiflichen  Wunsche 
beseelt,  viele  Geschäfte  zu  machen,  viel  zu  leichthin  Kredite 
und  ist  dadurch  jenen  fragwürdigen  Elementen  zur  Beute  ge- 
worden. Außerdem  hat  jenem  Stande  sich  noch  eine  Menge 
von  Unberufenen  zugesellt,  bei  denen  ein  früher  oder  später  ein- 
tretender Zusammenbruch  deswegen  unvermeidlich  war,  weil 
sie  entweder  eines  genügenden  Betriebskapitals  ermangelten, 
^  ^-«A.«*»-  ^tretenden   Zahlungsstockungen   gegenüber   ge- 

-*-  nur  eine  vorübergehende  Verschlechterung 
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der  Konjunktur  zu  überdauern  imstande  zu  sein,  oder  weil 
ihnen  der  Besitz  der  notwendigsten  kaufmännischen  Kennt- 
nisse und  Erfahrungen  abging,  um  das  Verhältnis  der  Pro- 
duktionskosten zu  dem  zu  realisierenden  Warenpreis  richtig 
berechnen  und  dabei  bestehen  zu  können.  Nicht  zu  übersehen 
ist  dabei  freilich,  daß  in  dem  Maße,  als  die  Fabriken  sich  der 
Produktion  bemächtigten,  die  Lage  der  Etablisseure  sich  ohnehin 
zusehends  schwieriger  gestalten  mußte.  Die  Hausindustriellen 
hatten  sie  für  deren  Leistungen  mit  einem  Entgelt  abfinden 
können,  das  neben  der  Vergütung  für  die  vollbrachte 
Arbeit  nur  noch  eine  Entschädigung  für  das  auf- 
gewendete Material  und,  wenn  überhaupt,  eine  g  a  n  z  m  i  n  i  ^ 
male  Verzinsung  des  durch  die  Werkzeuge  repräsentierten 
Kapitals  in  sich  schloß. 

Die  Roh-  und  Laufwerke-,  die  Assortiments-,  Feder-, 
Zeiger-,  Zifferblatt-  und  Schalenfabriken  usw.  beanspruchten 
dagegen  außer  einer  angemessenen  Vergütung  für  ihre  Arbeits- 
leistung und  die  verarbeiteten  Stoffe  die  volle  Verzinsung 
ihres  Anlagekapitals  und  darüber  hinaus  noch  einen  Unter- 
nehmergewinn, so  daß  der  größte  Teil  des  ehemals  durch 
den  Etablisseur  realisierten  Profits  durch  diese  Großindu'- 
striellen  vorweg  genommen  wurde.  Einen  dem  frühem 
gleichen  oder  entsprechenden  Zuschlag  zum  eigenen  Kosten- 
preis zu  machen,  hindert  jenen  die  Konkurrenz  der  Uhren- 
fabriken, denen  die  große  Masse  der  produzierten  Waren  zu 
dem  eigenen  Produktionsaufwand  einen  derart  mäßigen  Preis- 
zuschlag zu  machen  erlaubte,  daß  er,  auf  die  einzelne  Uh^ 
verteilt,  sich  billiger  stellte,  als  der  durch  den  Etablisseur  be- 
rechnete. Kommt  die  verlagsmäßige  Produktion,  trotz  der 
billigern  Arbeitslöhne  (die  sich  zum  Teil  die  Fabrik  übrigens 
dadurch,  daß  sie  gewisse  Partien  außerhalb  ihres  Betriebes 
verlegt,  ebenfalls  zu  nutze  machen  kann)  nicht  billiger  zu 
stehen,  so  ist  sie  noch  in  einem  andern,  heutzutage  nicht 
wenig  ins  Gewicht  fallenden  Punkte  ebenfalls  minderwertig. 
Angesichts  des  Umstandes,  daß  die  Spezialisten,  an  die  sich 
der  Uhrenfabrikant  alten  Stils  zu  wenden  hatte,  weit  aus- 
einander, nicht  nur  in  der  gleichen  Ortschaft,  sondern  im 
ganzen  Industriegebiet  herum  zerstreut  wohnten,  verursachten 
die  Übermittlung  der  Arbeitsaufträge,  die  Ablieferung  der  be- 
arbeiteten Stücke,  sowie  die  zur  Verbesserung  etwaiger  Mängel 
allfkllig  erfolgte  Zurückweisung  der  Arbeiten  schon  an  sich 
beträchtliche  Zeitverluste.  War  der  Arbeiter  bei  Eintreffen 
der  Bestellung  unpäßlich,  aus  irgendwelchem  Grunde  gerade 
nicht  zur  Arbeit  aufgelegt,  oder  hatte  er  von  einem  andern 
Fabrikanten  eine  Arbeit  unter  den  Händen,  so  konnten  nur 
allzu  leicht  Verzögerungen  in  der  Fertigstellung  der  in  An- 
griff genommenen  Uhren  entstehen,  die  nicht  nur  mitunter 
die  verhängnisvollsten  Folgen  für  denjenigen  Etablisseur,  der 
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die  Lieferung  einer  bestimmten  Anzahl  von  Stücken  auf 
einen  vereinbarten  Termin  übernommen  hatte,  nach  sich 
ziehen  y  sondern  überhaupt  das  ganze  Fabrikationssystem^ 
das  an  solchen  Mängeln  litt,  diskreditieren  mußten.  Natür- 
lich hatte  auch  die  Qualität  des  Dargebotenen  unter  dem 
Umstand  zu  leiden,  daß  die  hausindustriellen  Arbeiter  nicht 
immer  mit  den  besten  Werkzeugen  ausgerüstet,  regelmäßig 
aber  ohne  Verbindung  untereinander  waren,  ohne  gegenseitige 
Fühlung,  zusammenhanglos,  jeder  Eontrolle  und  Verantwort- 
lichkeit ledig,  ihrer  Arbeit  oblagen.  Von  den  übrigen  Vor- 
zügen, die  dem  fabrikmäßigen  Großbetrieb  eigen  sind,  ist 
schon  früher^  die  Rede  gewesen. 

Die  Etablissage  ist  daher,  vom  Standpunkt  der  heutigen 
Produktionsmethoden  aus  betrachtet,  ein  veraltetes  imd  über- 
wundenes Betriebssystem.  Da  sie  sich  aber  gegenüber  den 
Liebhabereien  und  Launen  gewisser  Kategorien  von  Käufern^ 
die  an  sich  nur  einen  kleinen  Bruchteil  des  Marktpublikums 
bilden,  als  geschmeidiger  und  anpassungsfähiger  erweist  als 
die  Fabrik,  deren  natürliche  Überlegenheit  bei  einer  inner- 
halb kleiner  Quantitäten  sich  bewegenden  Produktion  ver- 
loren ginge,  da  ferner  die  von  ihr  dargebotenen  Genres  der 
schweizerischen  Produktion  jene  außerordentlich  reichhaltige 
Mannigfaltigkeit  verleihen ,  die  sie  vor  der  amerikanischen 
Konkurrenz  auszeichnet,  ist  ihr  auf  dem  Gebiet  der  Speziali- 
täten, deren  es  eine  nicht  geringe  Menge  gibt,  voraussichtlich 
noch  eine  lange  Lebensdauer  beschieden. 

Wie  viele  £tabli8seure  in  der  Uhrenregion  vorhanden  sein 
mögen,  ist  schwer  zu  sagen.  Zur  Zeit  der  Weltausstellung^ 
von  1867  wurden  im  ganzen  1676  „ Fabrikationshäuser ^  ge- 
zählt, die  sich  wie  folgt  auf  die  einzelnen  Kantone  verteilten: 

Genf 315 

Waadt 94 

Neuenburg 948 

Bern 238 

Freiburg 12 

Solothum 12 

Schaffhausen 5 

Übrige  Schweiz  ....  52. 

Da  die  Zahl  der  Uhrenfabriken  damals  noch  eine  ganz 
beschränkte  war,  so  müssen  zu  jener  Zeit,  selbst  wenn  man 
annimmt,  daß  zu  den  Fabrikationshäusern  auch  die  Termineur- 
Werkstätten  gerechnet  wurden,  ungefähr  1500  Etablisseure  vor- 
handen gewesen  seien.  1885  waren  im  schweizerischen  Jahr- 
buch  für  Handel    und  Industrie   von    Birkhäuser   noch    1223 


^  Im  zweiten  Buch,  zweiten  Abschnitt,  ersten  Kapitel. 
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Fabrikationsgeschäfte  aufgeführt.  Genf  zählte  deren  133,  Waadt 
78,  Neuenburg  499  und  Bern  507.  Obsehon  diese  Ziffern  nicht 
auf  absolute  Zuverlässigkeit  Anspruch  erheben  können,  dürften 
sie  im  großen  und  ganzen  der  Wirklichkeit  doch  entsprechen, 
indem  sie  dartun,  daß  inzwischen  Bern  die  Hauptmasse  der 
Produktion  an  sich  gerissen  hatte. 

Zur  Zeit  der  Landesausstellung  in  Genf  wurde  die  Zahl 
der  Etablisseure  noch  auf  1000 — 1200  geschätzt;  seither  muß 
sie  aus  den  in  dem  Kapitel  über  die  mechanische  Fabrikation 
angeführten  Gründen  ganz  erheblich  zurückgegangen  sein. 

Zweites   Kapitel. 

Der  Termineur. 

Eine  beschränkte  Anzahl  unter  den  Etablisseuren  begnügt 
sich  damit,  statt  die  Fabrikation  der  Uhr  selbständig  bis 
zum  Ende  zu  leiten,  die  zur  Konstruktion  des  Uhrwerks 
nötigen  Bestandteile  von  den  verschiedenen  Fabriken  und 
Werkstätten  zu  beziehen,  die  sich  deren  Herstellung  zur 
Spezialität  machen,  und  sie  nebst  dem  bis  in  seine  Einzelheiten 
vollendeten  Gehäuse  einem  sogenannten  Termineur  mit  dem 
Auftrag  und  zu  dem  Zwecke  zu  übergeben,  die  Uhr  um  eine 
zum  voraus  vereinbarte  Summe  fertig  zu  stellen.  Der  Ter- 
mineur ist  in  der  Regel  ein  ehemaliger  Remonteur,  der  danach 
strebt,  eine  gewisse  selbständige  und  unabhängige  Stellung  zu 
erringen,  und  dem  es  nur  am  nötigen  Betriebskapital  gebricht, 
um  sich  selber  als  Uhrenfabrikant  niederzulassen.  Er  vereinigt 
in  einer  unter  seiner  Leitung  stehenden  Werkstätte  eine 
gewisse  Anzahl  von  Arbeitern,  welche  diejenigen  Partien  ver- 
treten, deren  Ausführung  es  zur  Fertigstellung  der  Uhr  (Em- 
boitage,  Repassage,  Reglage,  Dämontage  und  Remontage)  noch 
bedarf  und  sucht,  indem  er,  so  weit  es  geht,  auf  die  Löhne 
drückt,  eine  möglichst  große  Differenz  zwischen  der  Akkord- 
summe und  dem  für  die  Entlöhnung  seiner  Arbeiter  be- 
stimmten Betrag  herauszuschlagen.  Der  Termineur  ist  also 
ein  Zwischenmeister  und  befindet  sich  als  solcher  immer 
in  einer  schwierigen  Stellung,  weil  zufolge  der  Konkurrenz 
der  Fabriken  einerseits  die  Warenpreise  immer  billiger  werden 
und  anderseits  die  Arbeiter  sich  organisieren,  um  einem 
Herabdrücken  der  Löhne  zu  widerstehen.  Es  ist  natürlich 
nicht  gesagt,  daß  seine  Arbeitstätigkeit  sich  immer  und  unter 
allen  Umständen  nur  auf  das  Terminieren  der  ihm  von 
einem  Etablisseur  direkt  oder  für  Rechnung  eines  solchen  von 
andern  an  der  Fabrikation  Beteiligten  übergebenen  Uhrwerke 
beschränken  müsse.  Er  zieht  es  vielmehr  vor,  Bestellungen 
von  Kunden  aus  seinem  Bekanntenkreise  erhältlich  zu  machen 
und   solchen  Uhren   aus  eigenem,   gleich  einem  Etablisseur 
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gesammelten  Material  zu  liefern.  Er  ist  also  zeitweilig  selber 
nuch  Etablisseur,  freilich  nur  ganz  im  Kleinen.  Sobald  er  es 
unternimmt,  diese  Rolle  gewerbsmäßig  und  in  etwas  größerem 
Maßstab  zu  spielen,  riskiert  er  mangels  eines  angemessenen 
Betriebskapitals  und  der  zur  Führung  eines  Uhrengeschäfts 
nötigen  kaufmännischen  Kenntnisse  seine  ganze  bisherige 
Existenz,  und  die  große  Mehrzahl  dieser  Art  von  Termineure 
hat  denn  auch  ihre  Unternehmungslust  teuer  bezahlen  müssen. 

Für  den  Etablisseur  bringt  die  Verbindung  mit  einem 
Termineur  den  Vorteil  mit  sich,  daß  er  sich  mit  einem  viel 
bescheidenem  Raum  als  Comptoir  begnügen,  somit  an  Miet- 
zins wie  auch  an  Ausgaben  für  die  Besoldung  eines  Visiteurs, 
Buchhalters,  Remonteurs  usw.  sparen  kann,  was  für  ihn  von 
nicht  geringer  Bedeutung  ist)  wenn  er  in  einem  städtischen 
Industriezentrum  wohnt,  wo  die  Mietpreise  hoch  stehen  und 
die  Besoldungsansprüche  dementsprechend  gehalten  sind. 

Die  Mehrzahl  der  Termineure  arbeitet  nur  für  Rechnung 
schweizerischer  Fabrikanten,  doch  gibt  es  unter  ihnen 
auch  solche,  die  im  Dienste  der  Uhrenhändler  des  Aus- 
landes stehen.  Letztere,  welche  die  Bestandteile  der  Uhr 
gleich  den  einheimischen  Etablisseuren  im  Inland  herstellen 
oder  einkaufen  lassen,  nennen  sich  alsdann  ebenfalls  Uhren- 
fabrikanten und  lassen,  um  dem  Publikum  den  Olauben  an 
diese  Eigenschaft  beizubringen,  die  dem  Termineur  über- 
gebenen  Uhren  wohl  auch  mit  einer  auf  ihren  Namen  lautenden 
Schutzmarke  versehen. 

Drittes   Kapitel. 
Haaptabscliiiitte  der  Fabrikation. 

Jede  Uhr  besteht  aus  zwei  Hauptbestandteilen,  dem  Uhr- 
werk (le  mouvement)  und  dem  Gehäuse  (la  boite).  Dem- 
entsprechend läßt  sich  auch  die  Fabrikation  in  zwei  Haupt- 
abschnitte einteilen,  von  denen  der  eine  die  Herstellung  des 
Uhrwerks,  der  andere  diejenige  des  Gehäuses  zum  Gegenstande 
hat  Die  Größenverhältnisse  des  letztern  müssen  denjenigen 
des  erstem  genau  angepaßt  sein,  die  Schale  soll  das  Werk  so 
eng  als  möglich  umschließen,  ihm  aber  doch  noch  so  viel  Lufl 
lassen,  daß  die  mobilen  Bestandteile  in  ihren  Bewegungen 
nicht  gehindert  sind.  Sobald  indessen  das  Kaliber,  welches  das 
Uhrwerk  aufweisen  soll,  einmal  bestimmt  ist,  lassen  die  Größen- 
verhältnisse der  Schale  sich  leicht  berechnen,  und  es  braucht 
mit  der  Anfertigung  der  letztern  nicht  gewartet  zu  werden, 
bis  jenes  fertiggestellt  ist.  Der  Fabrikationsprozeß  der  beiden 
Stücke  geht  daher  unabhängig  voneinander  vor  sich,  bis  sie 
durch  den  Emboiteur  zum  ersten  Mal  miteinander  vereinigt 
werden.  Der  Demonteur  trennt  sie  wieder,  worauf  sie,  bezw. 
die   einzelnen   Stücke,    aus  denen   sie  zusammengesetzt  sind, 
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wieder  in  verftchiedene  Hände  gelangen,  um  eine  Reihe  von 
nebeneinander  herlaufenden  Verschönerungsprozeduren  durch- 
zumachen, ehe  sie  zum  Remonteur  zurückkommen,  der  sie 
aufs  neue  zusammMifügt. 

Die  beiden  folgenden  Abschnitte  sollen  nun  an  der 
Hand  der  Prozeduren,  denen  Uhrwerk  und  Oehäuse  sukzessive 
bis  zu  ihrer  Vollendung  und  endgültigen  Verbindung  unter- 
werfen  werden,  die  Arbeitsverhältnisse  in  den  verschiedenen 
Partien  oder  Spezialzweigen,  denen  im  System  der  Etablis- 
sage  die  Mitwirkung  an  der  Fabrikation  der  Taschenuhr  ob- 
liegt, schildern.  Mag  diese  Schilderung  auch  nicht  in  allen 
ihren  Teilen  völlig  einwandfrei,  mag  sie  hier  etwas  lücken- 
haft, dort  zu  weitschweifig,  an  einem  dritten  Ort  zu  wenig 
klar  und  präzise  sein  —  Fehler,  die  sich  nur  bei  einem 
jahrelangen  Aufenthalt  inmitten  der  Uhrmacherbevölkerung- 
selber  gänzlich  vermeiden  ließen  — ,  so  wird  sie  im  großen 
und  ganzen  gleichwohl  eine  ziemlich  eingehende  und  anschau- 
liche Illustration  zu  den  im  vorhergehenden  Buch  nur  in  einer 
Art  genereller  Übersicht  geschilderten  Zuständen  und  Ver- 
hältnissen zu  liefern  imstande  sein  ^,  wie  sie  für  das  in  der 
Uhrenindustrie   geltende  Verlagssystem  charakteristisch   sind* 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Fabrikation  des  Uhrwerks. 

Erstes  Kapitel. 
Das  Bohwerk  (^bauche). 

In  den  Spindeluhren  bestand  das  sog.  Gestell  (cage) 
im  wesentlichen  aus  zwei  in  einem  gewissen  Abstand  vonein- 
ander befindlichen  Platten  oder  Platinen,  die  durch  Pfeiler 
miteinander  zusammengehalten  wurden.  Dieses  jetzt  noch  in 
Amerika  und  England  übliche,  für  den  Fabrikanten  bequemere 
System  hat  in  den  schweizerischen  Zylinder-  und  Ankeruhren 
emer  andern,  die  Reparatur  erleichternden  Anordnung  Platz 
machen  müssen,  indem  an  die  Stelle  der  obern  Platte  eine  ge- 
wisse Anzahl  von  J"  gestalteten  Kloben  und  J"T_  förmigen 
Brücken  oder  Stegen  getreten  sind.  In  diesen  Kloben  und 
Stegen  (französich  unterschiedslos  ponts  genannt)  befinden  sich 


^  Für  die  Mitteilung  des  der  nachfolgenden  Darstellung  zugrunde 
eleeten    Schemas    bin    ich   dem  Herrn    Uhrenfabrik ant  F.  Zentler  in 
enf,  vor  allem  aber  und  in  ^anz  hervorragendem  Grade  Herrn  J.  C. 
Breitmeyer,  Uhrenfabrikant  m  Chaox-de-Fonds,  zu  Dank  verpflichtet. 
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die  einen,  in  der  Grundplatte  die  andern  Löcher  zur  beider- 
seitigen Lagerung  der  verschiedenen  Wellen  und  Achsen  des 
Werkes.  Dieses  Gestell  zusammen  mit  dem  Aufzugsmechanis- 
mus und  dem  Federhaus  (barillet)  bildet  das  Roh  werk 
(^bauche)  der  Uhr. 

Heute  werden  die  verschiedenen  Bestandteile  des  Roh- 
werkes alle  fabrikmäßig  angefertigt.  Nur  noch  für  gewisse 
in  ganz  geringen  Mengen  angefertigte  Spezialitäten  gibt  es 
Uhrmacher,  und  zwar  lediglich  im  Jouxtal,  die  wie  früher 
von  einer  beschränkten  Anzahl  von  Etablisseuren  mit  der 
Herstellung  solcher  Rohwerke  beauftragt  werden.  Der  blantier* 
erhält  vom  Uhrenfabrikanten  das  Material  nebst  einer  als  Vor- 
lage dienenden  Nickelscheibe  (calibre  genannt)  geliefert,  auf 
der  die  Brücken,  Räder  und  übrigen  Bestandteile  im  Umrifi 
eingezeichnet  sind.  Er  schneidet  nun  das  in  seinen  Dimen- 
sionen der  Vorlage  entsprechende  Gestell  mit  seiner  Säge  zu- 
recht, stellt  das  Federhaus  her,  verzahnt  und  fassoniert  auch 
noch  die  ihm  nebst  den  zugehörigen  Zapfen  etwa  übergebenen 
Räder  des  Schlagwerks  und  fügt  die  verschiedenen  Stücke, 
so  weit  dies  erforderlich  ist,  zusammen. 

Vom  blantier  kommt  das  Gestell  zum  Etablisseur  zurück 
und  wandert  dann  zum  Aufzugsmacher  oder  -fabrikanten 
(faiseur  oder  fabricant  de  remontoir),  der  flen  Stil  und  die 
weiteren  Bestandteile  des  Aufzugsmechanismus  aus  dem  von 
ihm  selber  gestellten  Material  anfertigt  und  einsetzt. 

Bei  den  komplizierten  Uhren  (Schlag-  und  Datum- 
werken, Repetieruhren  und  Chronographen)^  tritt  zu  den 
eben  genannten  Stücken  noch  eine  Menge  von  Bestandteilen 
hinzu,  um  das  Rohwerk  zu  bilden.  Nachdem  der  Aufzugs- 
macher seine  Arbeit  vollbracht  hat,  gelangt  das  Gestell 
zum  Vorlegewerkmacher,  zum  cadraturier,  der  die  ver- 
schiedenen Teile  des  Repetier-  oder  anderweitigen  Mechanis- 
mus wiederum  aus  eigenem  Material  herstellt  und  sie  dem 
einfachen  Rohwerk  beifügt,  zwischen  dessen  Grundplatte  und 
Zifferblatt  sie  zu  liegen  kommen.  Es  kommt  aber  auch  vor, 
daß  dem  cadraturier  die  verschiedenen  Stücke  der  Repetier- 
vorrichtung durch  den  Etablisseur  oder  dessen  mit  dieser  Aufgabe 
betraute  Arbeiter  schon  zurechtgeschnitten  übergeben  werden, 
so  daß  er  sie  nur  zusammenzusetzen  braucht.    In  diesem  Fall 


^  Blanc  ist  gleichbedeutend  mit  Rohwerk  (^bauche),  und  blantier 
heißt  daher  Bohwerkmacher  oder  Rohwerker. 

^  Das  Schlagwerk  (sonnerie)  unterscheidet  sich  vom  Repetier- 
werk dadurch,  daß  es  den  Ablauf  einer  Stunde  oder  Viertelstunde, 
regelmäßig  anzugeben  bestimmt  ist,  während  der  Repetiermechanismus 
nur  spielen  soll,  wenn  der  Besitzer  der  Uhr  ihn  selber  in  Funktion 
setzt.  Die  Datumwerke  (montres  k  quanti^me)  zeigen  auch  die 
Wochentage  und  Monatsdaten  an,  die  Chronographen  zeichnen  Be- 
^     *  ^  mittels  sichtbarer  Zeichen  auf. 
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bezeichnet  man  ihn  zum  Unterschied  vom  cadraturier,  der 
auch  das  Material  liefert,  monteur  oder  remonteur  de 
cadrature,  der  sich  lediglich  mit  seiner  Arbeit  am  Auf- 
bau des  Uhrwerks  beteiligt.  Er  ist  mit  seiner  Aufgabe,  für 
deren  Ausführung  er  beispielsweise  frs.  15  erhält,  in  3 — 4  Tagen 
fertig,  während  der  einzeln  arbeitende  cadraturier  vielleicht 
14  Tage  braucht,  bis  er  die  30  oder  40  Stücke,  aus  denen  je 
nach  der  verlangten  Komplikation  ^  der  Mechanismus  bestehen 
soll,  alle  angefertigt  und  zusammengefügt  hat.  Der  Preis  des 
Rohmaterials  ist,  wie  schon  gesagt,  gering;  auf  100  Franken, 
die  der  cadraturier  für  ein  Repetier  werk  erhält,  kann  er 
wenigstens  95  ^/o  als  Vergütung  für  die  geleistete  Arbeit  in 
Rechnung  bringen.  Da  es  vorkommen  kann,  dafi  ihm  die 
nötigen  Maschinen  abgehen,  um  die  Räder  oder  anderweitigen 
Stücke,  die  einer  Verzahnung  bedürfen,  mit  Zähnen  zu  ver- 
sehen, so  übergibt  er  diese  Teile  dem  Radschneider 
(tailleur  de  roues)  und  läßt  durch  ihn  die  Verzahnung  vor- 
nehmen; doch  sind  diese  Radschneider,  die  viel  zu  wenig  zu 
tun  haben  und  für  die  Bearbeitung  eines  Stückes  fr.  1,  aller- 
höchstens  frs.  2  bekommen,  im  Aussterben  begriffen. 

In  analoger  Weise  wie  bei  der  Anfertigung  von  Repetier- 
werken wird  bei  derjenigen  von  Chronographen  und  Datum- 
werken verfahren. 

Die  mit  der  Herstellung  von  Kömplikationsvorrichtungen 
beauftragten  Arbeiter  können  auf  5 — 10  Franken  Tages- 
verdienst zu  stehen  kommen,  während  die  wenigen  als  solche 
noch  tätigen  Rohwerkmacher  auch  mit  bescheidenem  Ver- 
gütungen sich  begnügen  müssen. 

Zweites   Kapitel. 
Das  Laufwerk  (finissage). 

In  der  ersten  Zeit  ihrer  Entwicklung  befaßten  sich  die 
Rohwerkfabriken  nur  mit  der  Herstellung  der  eigentlichen 
Rohwerke  (^bauche)  im  technischen  Sinne  und  überließen  es 
dann  dem  Etablisseur,  dem  sie  ein  derartiges  Werk  lieferten, 
die  dazu  gehörigen  Räder  und  Triebe  sich  irgend  woher  zu 
verschaffen  und  durch  ihm  beliebige  Arbeiter  einsetzen  zu 
lassen.  Jetzt  findet  man  von  diesem  alten  Fabrikationssystem 
auch  nur  noch  im  Jouxtal  einzelne  und  übrigens  im  raschen 
Verschwinden  begriffene  Spuren.  Die  Arbeiter,  denen  vormals 
durch  die  Radmacher  die  Räder  des  Laufwerks  übergeben 
wurden,  damit  sie  die  Zähne  schneiden  und  abrunden,  die  sog. 
denturiers,    haben   nichts   mehr  zu   tun   und  sind  wie  die 


^  Für  eine  die  Standen  und  Viertelstunden  schlagende  Uhr  sind  80, 
für  eine  auch  noch  die  Minuten  anzeigende  40,  für  den  Chronographen- 
apparat 24  Stücke  notwendig. 
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ihnen  verwandten  tailleurs  de  roues  auf  den  Aussterbeetat  ge-^ 
setzt.  Von  einer  kleinen,  Triebe  (pignon)  produzierenden 
Fabrik  im  Sentier  wird  noch  eine  beschränkte  Anzahl  von 
Frauen  außerhalb  des  Etablissements  mit  dem  Durchbohren^ 
Polieren  und  Beendigen  der  Triebe  (per9agey  polissage  und 
terrainage)  beschäftigt.  Sie  betreiben  diese  Arbeiten  als  Neben- 
beschäftigung und  verdienen  deshalb  nicht  gerade  viel,  höchstens 
zwei  Franken  im  Tage.  Das  zum  Polieren  erforderliche 
Diamantin  wird  ihnen  gegen  Bezahlung  vom  Arbeitgeber,  der 
ihnen  auch  noch  einen  Teil  der  Werkzeuge  stellt,  geliefert. 

Die  aus  diesem  Unternehmen  hervorgehenden  Fabrikate 
finden  nur  in  sehr  beschränktem  Umkreise  Verwendung;  die 
Hauptmasse  der  Getriebe  und  außerdem  noch  ein  großer  Teil 
der  Räder  werden  durch  die  Rohwerk-  wie  durch  die  eigent- 
lichen Uhrwerkfabriken  aus  Savoyen  bezogen. 

Bei  Repetieruhren,  die  nicht  in  Serien,  sondern  nur  in 
vereinzelten  Exemplaren  hergestellt  werden,  übergibt  der 
Etablisseur  die  von  ihm  gekauften  Räder  und  Triebe  dem 
Zapfendreher  (pivoteur),  der  die  Zapfen  dreht  und  feilt 
und,  nachdem  er  die  Triebe  auf  die  Räder  gesetzt  hat,  diese 
Bestandteile  dem  Fabrikanten  wieder  zurückgibt.  Hierauf 
kommen  sie  samt  dem  Rohwerk  zum  finisseur,  dessen 
hauptsächlichste  Arbeit  im  Einsetzen  der  Räder  in  das  Roh- 
werk besteht.  Die  Geschäfte  des  Finisseurs  wie  des  Pivoteurs, 
namentlich  diejenigen  des  erstem,  werden  nur  noch  in  Aus- 
nahmefällen von  Heimarbeitern  ausgeübt,  weil  jetzt  die  Ein- 
setzung des  Räderwerks  in  den  Rohwerkfabriken  selber  vor- 
genommen wird,  und  selbst  da,  wo  dies  nicht  in  vollem  Um- 
fang geschieht,  der  Kreis  der  dem  finisseur  zugeschiedenen 
Operationen  stark  beschränkt  worden  ist,  so  daß  er  keine 
dauernde  Beschäftigung  mehr  hat. 

Mit  der  Einsetzung  der  auf  ihren  Zapfen  befindlichen 
Triebe,  der  mit  abgerundeten  Zähnen  ausgestatteten  Räder 
und  des  Rückers,  sowie  mit  Vornahme  einiger  kleinerer  Voll- 
endungsarbeiten ist  ^as  Laufwerk  (finissage)  zum  Verkauf 
fertig  und  wird  in  diesem  Zustand  dem  Etablisseur  geliefert, 
der  nun  in  der  nachstehend  geschilderten  Reihenfolge  die  zur 
Fertigstellung  des  Uhrwerks  noch  erforderlichen  Bestand- 
teile anschaffen  und  die  weiter  notwendigen  Arbeiten  aus- 
führen läßt. 

Drittes   Kapitel. 

FerügsteUang  des  Bäckers  (finissage  de  raquettes). 

Rttcker  (raquette)   ist  ein  auf  dem  Unruhkloben  an- 

"riger,  der  zum  Regulieren  des  Ganges  dient    Je 

ibn   nach    rechts  oder  links  (A  oder  R)  dreht, 

Verkürzung  oder  Verlängerung  der  Spiral* 
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feder  und  damit  eine  Beschleunigung  oder  Verlangsamung  der 
Unruheschwingungen  bewirkt. 

Der  Etablisseur  schickt  nun  der  Finisseuse  de  raquettes 
die  Rücker  in  rohem  Zustande  zu,  und  jene  hat  die  Aufgabe, 
diese  Zeiger  auszubessern,  zu  feilen,  zu  härten  und  zu  polieren ; 
diese  letztere  Operation  läßt  sie  aber  zuweilen  durch  Personen, 
die  sich  nur  mit  dem  Polieren  befassen,  ausführen. 

Für  den  Karton  (6  Stück)  werden  jetzt  nur  noch  12  bis 
15  Franken  Lohn  bezahlt,  während  früher  dafür  36  Franken 
entrichtet  wurden.  Seit  20  Jahren  haben  die  Löhne  in  dieser 
Partie  um  ^/s  abgenommen.  Immerhin  können,  wenn  man 
tüchtig  arbeitet,  im  Tag  noch  bis  drei  Franken  verdient 
werden.  Diese  Partie  wird  nur  durch  Frauen  besorgt.  Diese 
leiden  aber  sehr  unter  der  Konkurrenz  einiger  Werkstätten 
oder  kleiner  Fabriken  (in  Verrieres),  welche  die  Rücker  nicht 
nur  in  rohem  Zustand  an  die  Rohwerkfabriken  liefern,  sondern 
auch  die  Vollendungsarbeiten  selber  ausführen  und  sich  hier- 
bei besonderer ,  ganz  moderner  Arbeitsmaschinen  und  Werk- 
zeuge bedienen,  die  den  Heimarbeiterinnen  begreiflicherweise 
abgehen.  Ob,  wie  letztere  behaupten,  die  von  ihnen  besorgte 
Arbeit  der  fabrikmäßigen  überlegen  sei,  mag  dahingestellt 
bleiben. 

Viertes   Kapitel. 
Die  Uhrensteine  ^ 

Die  den  Zapfen  der  beweglichen  Bestandteile  als  Lager 
dienenden  Uhrensteine  haben  vor  den  metallenen  Lagern  den 
unschätzbaren  Vorteil  voraus,  daß  sie  weder  einer  durch  die 
Reibung  verursachten  Abnutzung  noch  einer  Verstopfung 
durch  das  in  sie  gesetzte  öl  in  ähnlicher  Weise  wie  jene 
unterworfen  sind.  Ihre  erstmalige  Verwendung  geht  auf  den 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  zurück;  denn  damals  fing  ein 
in  London  lebender  Genfer,  Fatio  de  Duillier,  an,  durchbohrte 
Rubine  in  der  Uhrmacherei  zu  gebrauchen.  In  allgemeine 
Aufnahme  kam  diese  für  den  guten  Oang  der  Uhren  unerläß- 
liche Verbesserung  erst,  seitdem  Bröguet  aus  England,  wohin 
er  während  der  Schreckensperiode  der  französischen  Revolu- 
tion sich  geflüchtet  hatte,  nach  Paris  zurückgekehrt  war. 
Von  den  Edelsteinen  kommen  hauptsächlich  zur  Verwendung 
der  Rubin  und  Saphir,  Chrysolith  und  Qranat.  Jene 
werden  als  harte,  diese  als  weiche  Steine  bezeichnet. 

Die  bei  den  Steinhändlem  von  erdigen  Bestandteilen  ge- 
reinigten und  sodann  nach  Größe,  Farbe,  Durchsichtigkeit 
und   Bestimmung    sortierten   Stücke    haben    eine   Reihe    von 


^  Vergl.  hierüber  die  im  VI.,  XV.  und  XXIII.  Band  des  Journal 
Buisse  d^horlogerie  erschienenen  Abhandlungen. 

Forsohungen  133.  —  Pfleghart.  11 
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Operationen  durchzumachen,  bis  sie  zum  Einsetzen  in  die 
Unrwerke  bereit  sind.  Die  großen  Stücke  müssen  zuerst 
vermittelst  dünner  Kupferscheiben,  die  mit  diamantenen 
Körnern  an  der  Schneide  gespickt  sind,  in  Plättchen  zer- 
schnitten werden.  Alsdann  kommt  das  Schleifen  der  Steine 
an  die  Reihe.  Ein  jedes  Stück  wird  zunächst  von  der  einen 
und  dann  von  der  andern  Seite  flach  geschliffen,  indem  der 
Steinschleifer  es  gegen  eine  mit  größter  Schnelligkeit  sich 
drehende  Kupferscheibe  drückt,  die  mit  Diamantenstaub  ge- 
pudert ist  und  vermittelst  eines  Fußschwungrades  in  Be- 
wegung gesetzt  wird.  Dieses  Steinschleifen  (lapidage)  wird 
noch  jetzt  von  einer  gewissen  Zahl  von  Heimarbeitern  betrieben, 
die  täglich  2  Franken  verdienen  können.  Indessen  geht  das 
Schleifen  heutzutage  ebenso  wie  das  Zerschneiden  für  die 
Hauptmasse  der  Steine  in  großen,  mit  motorischer  Kraft 
arbeitenden  Fabriken  vor  sich. 

Eine  weitere  Operation  besteht  in  dem  Abbröckeln 
der  Ecken  (esquillage).  Dies  geschieht  mit  einem  kleinen 
Meißel  und  hat  den  Zweck,  den  flachgeschliffenen  Steinen 
eine  rundliche  Form  zu  geben.  Auch  diese  Arbeit  vollzieht 
sich  teils  in  großen  Werkstätten  vermittelst  auf  das  Abrunden 
eingerichteter  Maschinen,  namentlich  für  den  Saphir  und  Rubin, 
teils  aber  auch  im  hausindustriellen  Betrieb,  für  den  Granat, 
wobei  hauptsächlich  Frauen  (esquilleuses)  beteiligt  sind.  Eine 
ähnliche  Aufgabe  haben  diejenigen  Arbeiterinnen  zu  erfüllen, 
welche  die  in  den  Rubinen  etwa  vorhandenen  Flecken,  die  sie 
mit  der  Lupe  zuerst  ausfindig  machen  müssen,  dadurch  be- 
seitigen, daß  sie  vermittelst  eines  meißelartigen  Werkzeuges 
das  betreffende  Teilstück  wegschiagen.  Eine  solche  Arbeiterin 
kann,  wenn  sie  fleißig  ist,  im  Tag  ebenfalls  auf  2 — 3  Franken 
zu  stehen  kommen. 

An  diese  Operation  schließt  sich  das  Stein  bohren  (per- 
9age).  Zur  Durchlöcherung  der  Steine  bedient  man  sich  be- 
sonderer Maschinen,  die  mit  8 — 12  und  mehr  einander  parallel 
stehenden  Bohrern  ausgerüstet  sind.  Gegen  diese  werden  die 
an  einer  schnell  sich  drehenden  Spindel  befestigten  Steine 
gepreßt  und  so  ausgehöhlt.  Zur  Ingangsetzung  des  Bohr- 
apparates verwendet  man  motorische  Kraft,  Elektrizität  oder, 
wie  in  Genf,  unter  hohem  Druck  stehendes  Wasser,  das  das 
städtische  Wasserwerk  an  die  vielen  dort  bestehenden  gewerb- 
lichen Anlagen  verteilt.  An  einigen  Orten,  z.  B.  in  Lucens, 
Biel  und  Umgebung,  Genf,  bestehen  Werkstätten,  deren  In- 
haber die  Arbeitsräume  oder  -platze  nebst  der  nötigen  Trieb- 
kraft an  die  mit  dem  Bohren  beschäftigten  Arbeiter  ver- 
mieten, so  daß  diese  als  eine  eigene  Art  von  Hausindu- 
striellen, als  sog.  Platzgesellen,  erscheinen.  Ein  ^pisches 
Beispiel  hierfür  liefert  eine  in  Genf  bestehende  Betriebs- 
stätte,  die  einem  Wagenbauer  gehört,   der  also   mit  der  Be- 
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iu'beitung  der  Steine  nicht  das  mindeste  zu  tun  hat.  Dieser 
hat  dieselbe  in  lauter  kleine  Werkstätten,  die  5  m  lang  und 
ebenso  viele  breit  sind,  abgeteilt  und  berechnet  für  den  qm 
Platz  fünf  Franken  Miete  im  Monat.  Installation  und  Trieb- 
kraft sind  hierbei  einbegriffen.  Die  letztere  wird  durch  das 
städtische  Wasserwerk  geliefert,  wobei  die  P.  S.,  im  großen  be- 
zogen, auf  350  Franken  im  Jahr  zu  stehen  kommt.  Mit  einer 
einzigen  P.  S.  vermögen  aber  etwa  12  Bohrmaschinen  aus- 
zukommen. Die  auf  mehrere  Stockwerke  sich  verteilenden 
Werkstätten  werden  nun  von  Steinbohrern  bezogen,  von  denen 
«in  jeder  gewöhnlich  unabhängig  vom  andern  für  einen  be- 
sondern Steinhändler  oder  sonstigen  Auftraggeber  seiner  Arbeit 
obliegt.  Dabei  kommt  es  vor,  daß  im  nämlichen  Raum  neben- 
einander fünf  verschiedene  Arbeiter  sitzen,  von  denen  ein  jeder 
5  Franken  Mietzins  bezahlt  und  für  Rechnung  eines  andern 
Unternehmers  beschäftigt  ist.  In  einem  andern  Raum  befindet 
sich  ein  schon  bejahrter,  aus  dem  Seeland  gebürtiger  Berner, 
mit  Frau  und  Nichte,  dem  die  fünf  Maschinen  aber  zu  Eigen- 
tum gehören,  und  der  auch  weniger  Miete  zu  bezahlen  hat. 
Die  Arbeiter,  die  in  seinen  Diensten  standen,  hat  er  entlassen 
müssen,  weil  sie  sich  für  verdorbene  Arbeit  keine  Abzüge  am 
Lohn  gefallen  lassen  wollten,  während  ihm  selbst  durch  seinen 
Auftraggeber,  einen  Steinhändler,  solche  gemacht  werden. 
Diese  Abzüge  können  bis  auf  30  ^/o  des  Arbeitsverdienstes 
ansteigen.  Die  Vergütung  für  die  Arbeitsleistung  ist  je  nach 
der  Qualität  und  Dichtigkeit  der  Steine  sehr  verschieaen. 

Dem  Durchbohren  folgt  das  Vergrößern  oder  Aus- 
weiten (Grandieren,  grandissage)  der  Löcher.  Hierzu  ge- 
braucht man  wieder  mit  Diamantenstaub  gerauhte  Drähte. 
Indessen  ist  dies  eine  Handarbeit,  die  fast  durchweg  durch 
Frauen  zu  Hause  besorgt  wird.  Sie  haben  das  Steinloch  der- 
art auszuweiten,  daß  es  die  gewünschte  Größennummer  er- 
reicht und  es  alsdann  noch  mit  einer  feinen  Holzspitze  aus- 
zupolieren.  Die  Bezahlung  für  diese  Arbeit  ist  je  nach  der 
Qualität  der  Steine  wiederum  sehr  verschieden.  Eine  Grandis- 
seuse  kann  im  Tag  2  bis  3.50  frs.  verdienen.  Für  die  Zutaten 
(Metalldrähte  und  Diamantenstaub)  hat  sie  selber  aufzukommen. 

Schließlich  erfolgt  noch  das  Vollenden  (achevage)  der 
Steine,  das  gleichfalls  durch  Heimarbeiter  betrieben  wird. 
Zunächst  erhält  der  Stein  auf  einem  Drehstuhl  vermittelst 
eines  mit  diamantener  Spitze  versehenen  Stichels  die  geforderte 
äußere  Rundung;  auch  macht  der  finisseur,  wie  der  Arbeiter 
genannt  wird,  um  das  Steinloch  herum  die  Höhlung  für  das 
später  hineinzutropfende  Öl  und  poliert  mit  einem  Holz-  oder 
Hornscherben  den  Stein  gehörig  aus.  Der  finisseur  oder 
tourneur  kann  im  Tag  bis  5  frs.  verdienen;  er  hat  aber 
ziemlich  große  Auslagen  für  Zutaten  und  trägt  ein  gewisses 
Risiko,  weil  er  die  Steine,  namentlich  wenn  der  Bohrarbeiter 

11* 
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seine  Sache  schlecht  gemacht  hat,  durch  das  Drehen  unbrauch- 
bar machen  kann.  Bei  den  für  das  grofie  Mittelrad  bestimmten 
Steinen  übernimmt  der  finisseur  auch  wohl  die  dem  Drehen 
schon  vorangehenden  Arbeiten  des  Bohrens  und  Grandierens^ 
die  er  ganz  oder  zum  Teil  durch  Familienangehörige  aus- 
fuhren läfit. 

Den  einzelnen  Arbeitern  werden  die  Steine  teils  durcb 
Händler  übergeben,  welche  sie  in  ganz  rohem  Zustande  vom 
Ausland  (Indien,  Siam  usw.)  einführen  und  die  verschiedenen 
Operationen  nacheinander  je  nachdem  Fabrikanten  oder  Haus- 
arbeitern zur  Ausführung  übertragen.  Zum  Teil  aber  treten 
auch  Fabrikanten  als  Verlagsunternehmer  auf,  indem  sie 
einzelne  Partien  (Schleifen  und  Bohren  usw.)  in  ihren  Be- 
triebsanlagen, andere  außerhalb  derselben  vornehmen  lassen» 
Außerdem  gibt  es  Steinsetzer  (Sertisseure) ,  welche  die 
Steine  von  den  Händlern  in  geschliffenem  oder  bereits  schon 
durchbohrtem  Zustande  ankaufen  und  nun  die  weiteren  Ver- 
richtungen (Grandissage  und  Finissage)  auf  eigene  Rechnung 
ausführen  lassen.  Unter  den  Händlern  sind  wiederum  ver- 
schiedene Zwischenstufen  vertreten ;  es  gibt  solche,  welche  die 
Steine  in  rohem  Zustande  ankaufen,  und  andere,  die  sie  erst 
erwerben,  nachdem  sie  den  einen  und  andern  Veredlungsprozeft 
bereits  durchgeniacht  haben.  So  kann  ein  Granat,  der  roh 
V2  Rappen  kostet,  nach  seiner  Bearbeitung  einen  Wert  von 
5 — 10  cts.  erreichen  und  ein  ursprünglich  2 — 5  cts.  geltender 
Rubin  auf  10  cts.  bis  5  Franken  zu  stehen  kommen.  Neben 
den  eigentlichen  Fabrikanten  gibt  es  auch  Händler  und  Stein- 
setzer, welche  die  eine  und  andere  Verrichtung  (Grandieren,. 
Polieren)  durch  unter  ihrer  unmittelbaren  Aufsicht  stehende 
Werkstättenarbeiter  ausführen  lassen. 

Die  Bearbeitung  der  Uhrensteine  hatte  schon  in  den 
80  er  Jahren  eine  höchst  ansehnliche  Bedeutung  erlangt  und 
sich  damals  schon  namentlich  auch  in  der  deutschen  Schweiz^ 
und  zwar  in  weit  höherem  Grade  als  irgendein  Zweig  der 
Uhrenindustrie  verbreitet.  Sie  wurde  aber  von  der  dann  ein- 
tretenden Krise  auch  entsprechend  gründlich  heimgesucht,  sa 
dafi  die  Inhaber  von  Werkstätten  mit  Uhrensteinarbeitern  von 
sich  aus  darauf  drängten,  unter  das  Fabrikgesetz  gestellt  za 
werden,  um  der  in  ihren  Räumen  üblichen  langen  Arbeitszeit 
eine  Schranke  setzen  zu  können.  Es  waren  dem  Fabrikgeset^ 
unterstellt : 

In  Jahr 

1888  20  (17  *)  Geschäfte  mit  577  Arbeitern  und  118  V«  P.  S, 
1895  40  (25)  „  „     716  „  „     149  V»      . 

1901  58  (47)  ,  „   1721  „  ,228 


'  Die  in  Klammern  stehende  Zahl  gibt  die  mit  Motoren  arbeitenden 
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Den  weitaus  größten  Anteil  an  dieser  Branche  haben  die 
Kantone  Waadt  und  Bern.  Jener  weist  7  Fabriken  mit  364 
Arbeitern,  und  dieser  gar  24  (20)  Anlagen  mit  600  Arbeitern 
auf.  Abgesehen  von  diesen  Kantonen  wird  die  Steinfabrikation 
noch  in  Neuenburg  und  Genf,  in  Solothurn  und  Baselland, 
Freiburg,  Aargau,  Luzern  und  Zürich  betrieben.  Neben 
-der  Werkstatt-  oder  Fabrikarbeit  blüht  in  weitem  Umfang  auch 
die  Heimarbeit  ^,  die  zahlreichen  Frauen  neben  der  Besorgung 
^er  Hausgeschäfte  noch  die  Möglichkeit  produktiver  Tätigkeit 
eröffnet  und  manchem  Bauemhaushalt  zu  einem  sehr  er- 
^wünschten  Nebeneinkommen  verhilft. 

Fünftes  Kapitel. 
Die  ünmhe  (le  balancier). 

In  den  Taschenuhren  fällt  die  Funktion  des  Regulators 
iinstatt  eines  Pendels  einem  Schwungrade,  der  Unruhe,  zu. 
Man  unterscheidet  zwischen  gewöhnlichen  und  Kompensations- 
4]nruhen.  Die  ersteren  finden  in  den  billigem  Uhren  Ver- 
wendung und  werden  aus  Nickel  oder  einer  für  diese  Zwecke 
passenden  Legierung  (Dardaine)  in  Fabriken  und  Werkstätten 
massenweise  hergestellt.  Die  Kompensationsunruben  hingegen, 
aus  Stahl-  und  Messingreifen  zusammengesetzt,  sind  für  gute 
und  feine  Uhrwerke  bestimmt;  sie  werden  außer  in  größeren 
auch  in  bloßen  Familienbetrieben  angefertigt.  Es  mag  sein, 
daß  die  Inhaber  von  Fabrik-  und  Werkstättenbetrieben,  die 
Nickelunruhen  fabrizieren,  auch  Arbeit  außer  Haus  geben, 
indem  sie  das  Polieren  der  Unruhe,  das  Bohren  von  Löchern 
in  das  Schwungrad  und  das  Einsetzen  der  Zähne  oder  Schrauben 
in  diese  Löcher  zwecks  Veränderung  der  Massenverhältnisse 
des  Schwungrades,  sowie  das  Polieren  dieser  Schrauben  zu- 
weilen Heimarbeitern'  übertragen;  allein  die  Vorteile  der 
Konzentration  der  Arbeitsvorgänge  sind  zu  bedeutend,  sobald 


^  In  der  Fahrikstatistik  für  1901   sind  als  in  dieser  Partie  tätige 
^aasarbeiter  und  Fabrikarbeiter  aufgeführt: 

Kanton         Fabrikarbeiter      Haasarbeiter 
Bern   .   .   . 


600 

762 

29 

4 

127 

— 

112 

111 

364 

519 

140 

37 

189 

220 

82 

30 

16 

68 

100 

Freiburg  . 
Solothurn  . 
Basel  .  .  . 
Waadt  .  . 
Neuenburg 
Genf  .  .  . 
Aargau  .  . 
Luzern  .  . 
Zürich     .    . 

^  Es  kann  aber  auch  vorkommen,  daß  das  Liefern  und  Einsetzen 
der  Schrauben  durch  Personen,  welche  diese  Operation  neben  andern 
noch  als  Spezialität  betreiben,  besorgt  wird. 
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es  sich  um  die  Produktion  im  großen  handelt,  als  daß  die 
Fabrikanten  zu  solchen  Außenarbeitern  ihre  Zuflucht  nehmen 
sollten. 

Bei  den  Fabrikanten  kompensierender  Unruhen,  deren 
Produktion  sich  in  engeren  Grenzen  bewegt,  ist  dies  schon 
eher  der  Fall.  Neben  den  Inhabern  kleiner  Fabriken  gibt  e» 
auch  Werkstättenbesitzer,  die  ausschließlich  auf  Bestellung^ 
fabrizieren,  den  Stahl  und  das  Messing  ^  sowie  die  nicht  selten 
aus  Gold  bestehenden  Schrauben  für  das  Schwungrad  in  irgend- 
einer diese  Artikel  produzierenden  Fabrik  oder  beim  Händler 
in  beliebigen  Quantitäten  kaufen  und  gleich  den  erstem,  bloß 
mit  einfacheren  Werkzeugen,  die  Unruhen  in  der  verlangten 
Form,  Größe  und  Qualität  und  um  den  bereits  vereinbarten 
Preis  fertigstellen.  Der  Preis  solcher  Uhrenbestandteile  kann 
von  30  cts.  bis  5  frs.  und  darüber  für  das  Stück  variieren. 
Besteller  und  Abnehmer  derselben  können  sowohl  Etablisseure 
als  Großfabrikanten,  d.  h.  Besitzer  und  Betriebsunternehmer 
von  eigentlichen  Uhrenfabriken  sein.  Die  Anfertigung  guter 
Unruhen  ist  keine  leichte  Sache;  denn  es  kommt  öfters  vor, 
daß  das  hierzu  verwendete  Metall  sich  nachträglich  aufbläht 
und  so  das  ganze  Stück  wertlos  macht,  so  daß  die  hieraur 
verwendete  Arbeit  verloren  ist.  Hierdurch  wird  der  sonst 
ganz  gute  Verdienst  ziemlich  beeinträchtigt. 

Neben  diesen  Unruhe-  oder  Schwungradmachern  gibt  es^ 
auch  noch  kleinere  Produzenten,  die  diesen  Bestandteil  bloß- 
fertigstellen. Sie  kaufen  das  Gerippe  (die  Ebauche)  in  einer 
Fabrik,  bohren  die  kleinen  Löcher  für  die  Schrauben  in  den 
Reifen  der  Unruhe  und  setzen  die  Schrauben  selbst,  die  sie 
gleichfalls  aus  irgendeiner  Fabrik  beziehen,  ein.  Sie  besorgen 
das  Polieren  entweder  selbst  —  oder  durch  besondere  Ar- 
beiterinnen —  und  liefern  die  Unruhe,  nachdem  sie  so  fUr  den 
Gebrauch  fertiggemacht  ist,  dem  Besteller,  d.  h.  dem  Uhren- 
fabrikanten  ab.  Die  Bezahlung,  die  ein  solcher  Schwungrad- 
macher erhält,  ist  je  nach  der  Qualität  der  Ware,  die  er  her- 
zustellen übernimmt,  selbstverständlich  sehr  verschieden.  Er 
kann  Bestellungen  von  einem  Groß,  von  einem  Dutzend  oder 
auch  nur  von  einem  bis  drei  Stück  empfangen  und  hat^ 
wenigstens  bei  geringern  Sorten,  immer  mit  der  Konkurrenz^ 
der  rascher  und  billiger  produzierenden  Fabrik  zu  rechnen. 
Immerhin  kann  er  auf  einen  Tagesverdienst  von  6  frs.  za 
stehen  kommen.    Der  Wert  des  von  ihm  gelieferten  Materials 


1  Die  Preise  för  das  bereits  in  Bleche  geschnittene  Kohmaterial 
sind  hier  wie  überall  sehr  gering.  Nach  den  Aneaben  eines  Unmhe- 
machers  kommt  das  kg  Stahl  auf  1.30  fr.  und  aas  kg  Messing  auf 
1.90  fr.  zu  stehen,  so  daß  der  Wert  des  Metalls  neben  der  Arbeit 
gar  nicht  in  Betracht  kommt.  Seinen  Tagesverdienst  gibt  derselbe 
auf  10  Franken  an,  wenn  nicht  mißlungene  Arbeit  mn  teilweise 
darum  bring^. 
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verhält  sich  zu  der  geleisteten  Arbeit  gewöhnlich  wie  1 : 4, 
d.  h.  von  dem  Preis,  den  er  für  die  ausgestellte,  zuweilen  aber 
erst  nach  sechs  Monaten  fällige  Faktur  erhält,  bilden  80  ^/o 
das  Entgelt  für  die  von  ihm  vollbrachte  Arbeitsleistung,  der 
Rest  den  Gegenwert  fUr  das  aufgewendete  Material. 


Sechstes   Kapitel. 
Das  Gangwerk  (l'assortiment). 

Der  Gang  oder  die  Hemmung  (ächappement),  der  wichtigste 
Bestandteil  einer  Uhr,  dient  dazu,  der  Unruhe  die  Kraft,  die 
ihr  durch  den  Widerstand  der  Luft  und  durch  andere  Ein- 
flüsse (Reibung,  Temperaturveränderung)  verloren  geht,  wieder 
zu  ersetzen.  Dies  geschieht  dadurch,  daß  die  im  Kreise 
sich  drehende  Bewegung  des  letzten  (von  der  Uhrfeder  ent- 
ferntesten) Rades  sich  auf  die  hin-  und  hergehende  der  Un- 
ruhe überträgt,  wobei  gleichzeitig  auch  das  Räderwerk  am 
Ablaufen  gehemmt  wird.  Die  gebräuchlichsten  Arten  der 
sehr  mannigfaltigen  Hemmungen  sind  der  Spindel-,  Zylinder- 
und  Ankergang.  Die  erstere,  die  bis  zum  Beginn  des  vori- 
gen Jahrhunderts  die  allgemein  übliche  war,  ist  durch  die 
Zylinderhemmung  allmählich  verdrängt  worden,  und  diese  hat, 
wenigstens  in  der  schweizerischen  Uhrenindustrie,  von 
der  Mitte  des  Jahrhunderts  an,  nach  und  nach  der  voU- 
kommnern  des  Ankerganges  weichen  müssen.  Soweit  Zylinder- 
uhren schweizerischen  Fabrikates  in  den  Handel  ge- 
bracht werden,  sind  es  zumeist  solche,  welche  das  Assorti- 
ment, d.  h.  die  Gesamtheit  der  die  Hemmungsvorrichtung 
bildenden  Bestandteile,  aus  dem  französischen  Juragebiet, 
vornehmlich  aus  dem  Departement  des  Doubs,  bezogen  haben. 
Übrigens  werden  diese  Bestandteile  alle  fabrikmäßig  an- 
gefertigt, so  daß  ihre  Herstellung  uns  schon  aus  diesem 
Grunde  nicht  weiter  interessiert. 

Nicht  ganz  so  verhält  es  sich  dagegen  mit  den  Stücken, 
aus  denen  in  den  qualitativ  höher  stehenden  Ankeruhren 
das  Assortiment  zusammengesetzt  ist.  Zwar  werden  dessen 
hauptsächlichste  Bestandteile,  Rad,  Anker,  Gabel  und 
Scheibe  ebenfalls  vermittelst  Maschinen  in  großen  Fabriken 
und  in  Massen  hergestellt.  Es  gibt  aber  noch  kleinere  Unter- 
nehmer, welche  einzelne  dieser  Stücke  selber  anfertigen  oder 
sie  aus  einer  Fabrik  beziehen  und  noch  verschiedene  zur 
Vollendung  des  Gangwerkes  nötige  Verrichtungen  vornehmen 
oder  vornehmen  lassen ,  ehe  sie  dasselbe  dem  Uhren-  oder 
Gangwerkfabrikanten,  der  ihnen  eine  dahingehende  Bestellung 
übertragen  hat,  abliefern.  So  finden  sich  kleine  Betriebe, 
welche  die  Fabrikation  der  Hebescheiben  (plateaux)  als 
Spezialität  ausgewählt  haben.    Im  Jouxtal  z.  B.  oesitzen  zwei 
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Brüder  eine  kleine,  mit  elektrischer  Triebkraft  ausgestattete 
Werkstätte,  für  die  sie  das  bereits  in  Platten  oder  Bänder 
geschnittene  Rohmaterial  bei  einer  Eisenhandlung  kaufen  und 
dann  daraus  gemäß  der  ihnen  von  Uhren-  oder  Assortiments- 
fabrikanten  zugegangenen  Bestellungen  ganz  allein  und  ohne 
weitere  Arbeiter  zu  beschäftigen,  mit  Hilfe  eines  ganzen 
Apparates  von  kleinern  Maschinen  und  Werkzeugen,  die 
Hebescheiben  anfertigen,  die  nach  Form,  Beschaffenheit  und 
Qualität  sehr  verschieden  sind.  Ungeachtet  einer  Werkstatt- 
ausrüstung, die  sie  auf  5000  frs.  schätzen  und  einer  Auslage 
von  100  frs.  für  das  Jahr  für  die  elektrische  Triebkraft  sowie  der 
freilich  sehr  geringen  Auslagen  fUr  Rohmaterial  und  Zutaten, 
geben  sie  ihren  Verdienst  nicht  höher  an  als  denjenigen  eines 
guten  Arbeiters  in  einer  Fabrik.  So  sehr  wird  ihnen  die 
Existenz  erschwert  durch  die  Konkurrenz  des  im  großen 
organisierten  Fabrikbetriebs. 

Anderswo  kauft  der  Inhaber  einer  kleinen  Fabrik  oder 
einer  Werkstätte  die  stählernen  Anker  sowie  die  Rubine  oder 
Saphire,  mit  denen  die  Hebeflächen  des  Ankers  garniert  werden 
(die  pierres  lev^es);  er  läßt  die  Steine  durch  seine  Arbeiter 
zerschneiden  und  schleifen  und  fügt  sie  in  die  Seitenarme  des 
Ankers  ein,  um  diesen  wiederum  mit  einem  entsprechenden 
Preiszuschlag  an  andere  Gewerbetreibende  zu  verkaufen.  Ein 
anderer  bezieht  sämtliche  zum  Gangwerk  gehörenden  Stahl- 
stücke aus  einer  Fabrik,  läßt  aber  das  Feilen  des  Ankerrades, 
wie  das  Bearbeiten  und  Einfügen  der  Ankersteine  in  die  Hebel- 
arme durch  außerhalb  seines  Betriebs  stehende  Arbeiter  be- 
sorgen und  setzt  dann  das  Assortiment  zusammen.  Während 
ein  mit  dem  Schleifen  und  Einpassen  der  Saphirsteine 
in  die  Ankerhebel  beschäftigter  Arbeiter  noch  einen  guten 
Verdienst  (bis  zu  10?  frs.)  erwerben  kann,  müssen  sich  die 
mit  dem  Feilen  der  Ankerräder  befassenden  Heimarbeiter 
schon  mit  einem  bedeutend  geringern  (5  frs.  im  Maximum  für 
den  Mann,  3  frs.  für  die  Frau)  Arbeitslohn  begnügen.  Wie 
hoch  sich  das  Einkommen  des  Unternehmers,  der  aus  dem 
Terminieren  des  Assortiments  sich  ein  Geschäft  macht, 
beläuft,  ist  natürlich  unmöglich  anzugeben,  indem  er  für  die 
verschiedensten  Uhrenfabrikanten,  die  ihm  bei  ihren  Be- 
stellungen das  genaue  Maß  und  den  Preis  des  Werkes  an- 
geben müssen,  tätig  ist. 

Außer  Anker,  Gangrad,  Gabel  und  Hebescheibe  gehört 
zum  Assortiment  noch  der  Hebe  stein.  Dieser,  wegen  seiner 
meist  ovalen  oder  elliptischen  Form  auch  kurzweg  die  Ellipse 
genannt,  besteht  aus  einem  Granat  oder  Saphir,  der  aus  dem 
rohen  Zustand,  in  dem  ihn  der  Händler  liefert,  durch  Zer- 
schneiden und  Schleifen  erst  in  die  gewünschte  Form  über- 
geführt werden  muß,  ehe  man  ihn  zum  Einsetzen  in  die  mit 
der  Unruhwelle  verbundene  Hebescheibe  benutzen  kann.    Mit 
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4ein  Ankauf  der  Steine  und  deren  Zurichtung  befassen  sich 
nicht  selten  vereinzelte  Hausindustrielle.  So  existiert  bespiels- 
weise  in  La  Chaux-de-Fonds  eine  Hausmutter,  die  neben  der 
Besorgung  ihrer  Hausgeschäfte  sich  noch  mit  dieser  Arbeit 
abgibt  und  für  das  Groß  zerschnittener  und  geschliffener  Steine 
2  frs.  erhält.  Da  sie  sich  nicht  beständig  am  Drehstuhl  auf- 
hält, vermag  sie  für  sich  allein  mehr  als  ein  Groß  im  Tag 
nicht  zu  bewältigen.  Sie  gibt  aber  Arbeiterinnen,  die  sie  in 
ihr  Haus  nimmt,  Beschäftigung,  woran  sie  auch  noch  etwas 
Terdient,  so  dafi  sie  auf  80—90  frs.  im  Monat  zu  stehen 
kommen  mag.  Die  Auslagen  für  Diamantenstaub  und  ander- 
weitige, unbedeutende  Zutaten  belaufen  sich  auf  lO^/o  des 
Wertes  der  geleisteten  Arbeit  und  sind  in  dem  Preis,  den  sie 
für  das  Groß  vom  Assortiinentsfabrikanten  erhält,  inbegriffen. 
Diese  Arbeit  wird  aber  auch  in  Fabriken,  wo  die  Arbeiterinnen 
besser  bezahlt  sind  und  3 — 3.50  frs.  täglich  erhalten,  ausgeführt 

Bei  dieser  einzigen  Partie  der  Fabrikation  der  Hemmungs- 
Torrichtung  gibt  es  sonach,  wie  aus  den  vorstehenden  Bei- 
^ielen  erhellt,  die  verschiedenartigsten  Arbeitsverhältnisse. 
Es  hält  schwer,  hinsichtlich  dieser  eine  Entscheidung  darüber 
-zu  treffen,  in  welcher  Teilung  der  eine  und  andere  daran 
Beteiligte  sich  befindet.  Sind  die  mit  der  Fabrikation  von 
Hebescheiben  sich  befassenden  Gewerbetreibenden  im  Jouxtal 
auch  noch  als  selbständige  Unternehmer  und  nicht  als  Heim- 
arbeiter anzusehen,  so  ist  es  bei  der  Ellipsenmacherin  in 
Ohaux-de- Fonds  dagegen  schon  sehr  zweifelhaft,  zu  welcher 
Kategorie  von  Produzenten  sie  gehört.  Die  Eigenschaft  einer 
Arbeitgeberin  und  Käuferin  des  Rohmaterials  spricht 
fbr  die  Annahme  eines  selbständigen  Gewerbebetriebs,  die  Tat- 
sache, daß  sie  trotz  alledem  weniger  als  eine  Fabrikarbeiterin 
verdient,  läßt  auf  das  Gegenteil  schließen. 

Siebentes  Kapitel. 
Die  Decksteine  und  Flittchen  (contrepivots  et  piaques). 

Die  Form  der  Uhrensteine  ist  verschieden,  je  nachdem 
sie  für  die  Hemmung  oder  das  Räderwerk  bestimmt  sind. 
Die  erstem  werden  allgemein  von  Decksteinen  (contre- 
pivots) begleitet.  Diese  Decksteine,  gegen  welche  die  beiden 
Enden  der  Unruhachse  stoßen,  haben  den  Zweck,  ein  Hin- 
und  Hergleiten  derselben  zu  verhüten.  Als  Decksteine  werden 
Rubine  und  Granaten  verwendet. 

Auch  die  Bearbeitung  der  Decksteine  wird  in  weitem 
Umfang  durch  Verlagsarbeiter  betrieben.  Diese  erhalten  vom 
Steinhändler  die  rohen  Stücke  zugestellt,  um  zunächst  die 
unter  dem  Namen  der  Esquillage  schon  bekannte  Operation 
2u  vollziehen.    Diese  Arbeit  ist  aber  sehr  schlecht  oezahlt. 
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Im  Jouxtal  gibt  es  nur  alte  und  gebrechliche  Leute,  die  sich 
damit  beschäftigen  und  12  cts.  ftlr  das  Qroß  bekommen ;  in  der 
Schweiz  scheint  die  Gegend  um  Pruntrut  herum  hauptsächlich 
die  auschließlich  aus  Kindern  oder  weiblichen  Elementen  be- 
stehenden Arbeitskräfte  für  diese  Partie  zu  liefern.  Wegen 
der  geringfügigen  Bezahlung  kann  diese  Arbeit  überdies  nur 
als  Nebenbeschäftigung  zur  Haus-  oder  Landwirtschaft 
betrieben  werden.  Die  ungenügende  Entlohnung  erklärt  sich 
aus  dem  Umstand,  daß  das  benachbarte  Frankreich,  haupt- 
sächlich  aber  Böhmen,  wo  noch  um  die  Hälfte  billiger  ge- 
arbeitet wird,  als  Eonkurrenten  auftreten. 

Nach  vorgenommener  Verkleinerung  wandern  die  Deck- 
steine zum  Dreher  (tourneur),  der  sie  vermittelst  des  Dreh- 
stuhls abrundet  und  je  nach  der  Arbeit  und  Beschaffenheit  der 
Steine  —  es  gibt  über  30  verschiedene  Qualitäten  —  50  bia 
70  cts.  oder  auch  einen  Franken  für  das  Groß  erhält.  Im  fran- 
zösischen Grenzgebiet  gibt  es  Arbeiter,  die  sich  mit  der  Hälfte 
dieses  Arbeitslohnes  begnügen.  Das  Drehen  wird  zum  größten 
Teil  ebenfalls  durch  Mädchen  und  Frauen  besorgt,  die  im 
Tag  bei  10  stündiger  Arbeit  vielleicht  4 — 5  Groß  zu  bewältigen 
vermögen.  • 

Die  letzte  Operation  besteht  im  Polieren  der  Steine, 
die  an  der  gegen  die  Achse  der  Unruhe  stoßenden  Fläche 
völlig  glatt  sein  müssen.  Das  Polieren  geht  vermittelst  einer 
runden  Scheibe  (molette),  auf  die  eine  ganze  Anzahl  Steine 
gekittet  werden,  und  die  dann  von  dem  Arbeiter  eine  rasch 
kreisende  Bewegung  erhält,  meistens  in  Werkstätten,  aber 
auch  im  Heimarbeitsbetrieb,  vor  sich.  Diese  wiederum  durch 
weibliche  Arbeitskräfte  ausgeführte  Operation,  die  höchst  ein- 
facher Natur  ist  und  mit  großer  Schnelligkeit  von  statten  geht,, 
ist  gleichfalls  schlecht,  je  nach  der  Qualität  der  Steine  und 
dem  erforderlichen  Arbeitsaufwand  mit  10 — 60  cts.,  bezahlte 
Immerhin  mag  eine  Arbeiterin  auf  2.50  frs.  und  noch  etwa» 
darüber  verdienen. 

Schließlich  werden  die  Steine,  je  nach  der  Qualität  der 
Uhr,  in  Plättchen  aus  Nickel,  Messing  oder  Stahl  gefaßt,  ehe 
sie  zum  Einsetzen  in  das  Uhrwerk  bereit  sind.  Diese  Arbeit 
lassen  bald  die  Steinhändler  noch  von  sich  aus  besorgen,  oft 
sind  es  aber  auch  die  Uhrenfabrikanten,  welche  das  Einfassen 
der  bereits  in  poliertem  Zustand  angekauften  Decksteine  auf 
eigene  Rechnung  vornehmen  lassen.  Diese  als  Fassung  dienen- 
den Plättchen  (plaques)  müssen,  wenn  sie  nicht  schon  in  bereit» 
präpariertem  Zustand  an  den  Arbeiter  gelangen,  von  diesem 
auf  der  Drehbank  erst  durchlöchert  werden,  ehe  sie  die  für 
sie  bestimmten  Steine  aufnehmen  können.  Ein  solcher  Sertisseur 
kann  4 — 5  frs.  im  Tag  verdienen.  Noch  etwas  besser  stehen 
sich  diejenigen,  welche  die  Decksteine  poliert  kaufen  und  sie 
dann  sertiert  den  Uhrenfabrikanten  abliefern. 
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Achtes  Kapitel. 
Das  Spiralklötzchen  (le  piton) 

ist  ein  kleines,  zum  Gangwerk  gehörendes  Stahlstück,  an  dem 
die  Spirale  mit  ihrem  äufiem  Ende  befestigt  ist.  Diese  Be- 
standteile werden  in  einigen  gröfiern  Spezialwerkstätten,  außer- 
dem aber  noch  in  Fabriken ,  die  sich  die  Herstellung  von 
allerlei  Uhrenbestandteilen  zur  Aufgabe  machen,  auf  mechani- 
schem Wege  im  großen  produziert  und  durch  die  Gangsetzer 
(planteur  d'^chappement)  in  das  Uhrwerk  eingefügt.  Das 
]3efestigen  dieser  Klötzchen  bildet  die  letzte  Operation  des 
sog.  acheveur.     (Siehe  die  folgende  Partie.) 

Neuntes  Kapitel. 

Das  Oangsetzen  (plantage  d'öchappement). 

Ist  das  Assortiment  vollendet,  so  muß  es  in  das  Uhrwerk 
eingesetzt  und  darin  festgemacht  werden.  Diese  Arbeit  über- 
nimmt der  Gangsetzer  (planteur  d'^happement),  indessen 
Partie  sich  aber  drei  Spezialisten:  Sertisseur,  Pivoteur 
und  Acheveur  teilen.  Im  engern  Sinne  heißt  auch  nur  der 
letztere  Gangsetzer. 

Gewöhnlich  erhält  er  das  Assortiment  nebst  dem  Uhr- 
werk, in  dessen  feste  Bestandteile  (Platine  und  Brücken)  die 
Uhrensteine  schon  eingelassen  sind,  durch  den  Etablisseur  zu- 
gestellt, so  daß  er  nur  noch  für  Drehen  und  „Roulieren"  der 
Zapfen  (Pivotage)  und  das  Einsetzen  der  drei  Mobile  (Gang- 
rad, Anker  und  Hebescheibe)  aufzukommen  und  sich  um  das 
Sertieren  nicht  mehr  weiter  zu  bekümmern  hat.  Es  ereignet 
sich  indessen  auch  noch  ziemlich  häufig,  daß  der  Uhren- 
fabrikant ihm  den  Auftrag  gibt,  das  Gangwerk  selber  anzu- 
schaffen und  in  das  ihm  zu  diesem  Behuf  überlassene  Roh- 
werk einzusetzen.  In  diesem  Falle  kauft  er  gemäß  der  ihm 
in  der  Bestellung  gemachten  Anweisungen  von  einem  Assorti- 
mentsfabrikanten die  passenden  Gangwerke  (ein  oder  zwei 
Kartons  zu  je  sechs  Stück)  und  beauftragt  zunächst  einen 
Steinsetzer  mit  dem  Sertieren  der  für  diesen  Teil  des  Uhr- 
werks erforderlichen  Steine,  um  letzteres  alsdann  dem  Pivoteur 
zu  übergeben,  damit  er  die  Zapfen  des  Gangrades  und  der 
Unruhe  drehe  und  rouliere  sowie  darauf  achte,  daß  sie  schön 
in  die  zugehörigen,  durch  die  Steinlöcher  gebildeten  Lager 
hineinpassen.  Zuletzt  besorgt  er  in  seiner  Eigenschaft  als 
acheveur,  als  Vollender,  das  Einsetzen  der  obengenannten 
Mobile  wie  der  Unruhe  und  das  Anschrauben  des  Rückers 
(raquette)  und  stellt  das  Uhrwerk  so  weit  fertig,  daß  der 
Regleur  an  das  Einsetzen  der  Spirale  gehen  kann. 
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Wird  dem  Oangsetzer  durch  den  Besteller  die  Beschaffung 
des  Assortiments  überlassen,  so  ist  dies  für  ihn  natürlich  vorteil- 
hafter,  als  wenn  er  sich  nur  mit  dem  Plantieren  allein  zu  be- 
fassen hat.  Denn  er  kann  dann  sowohl  auf  den  Preis  des 
angekauften  Fabrikates  als  auch  der  durch  Sertisseur  und 
Pivoteur  ausgeführten  Arbeit  einen  Zuschlag  machen  und  so 
einen  Gewinn  realisieren. 

Der  Oangsetzer  im  engern  Sinne  (acheveur)  kann  für  sich 
ganz  allein  arbeiten  und  das  Steinsetzen  sowie  das  Zapfen- 
drehen  auswärts  durch  Hausarbeiter  besorgen  lassen  oder  aber 
er  kann  auch  Inhaber  einer  Werkstätte  sein,  in  der  diese 
Operationen  für  sich  allein  oder  samt  dem  Plantieren  der 
Hemmung  und  Unruhe  durch  unter  seiner  Leitung  stehende 
Arbeiter  zur  Ausführung  gelangen.  Wie  viel  er  selber  ver- 
dient, kommt  ganz  auf  die  Zahl  der  Aufträge,  die  ihm  zu- 
ffehen  und  die  Qualität  der  von  ihm  geforderten  Arbeits- 
eistung  an.  Er  kann  täglich  5  frs. ,  mehr  als  ein  Zapfen- 
dreher, aber  je  nach  Umständen  auch  weniger  als  ein  solcher, 
der  mit  4 — 5  frs.  durchschnittlich  auch  in  einer  Stadt  sich 
bescheiden  muß,  verdienen. 

Für  die  Zylinder-  und  die  Ankeruhren  ist  die  Arbeit  der 
Oangsetzer  natürlich  nicht  die  gleiche.  Der  Sertisseur  hat 
bei  jener  weniger  Uhrensteine  einzusetzen  und  auch  für  den 
Acheveur  gestaltet  sich  die  Arbeit,  obschon  sie  noch  eine 
Reihe  von  Verrichtungen  erfordert,  der  Natur  der  Zylinder- 
hemmung entsprechend,  einfacher  als  bei  dem  aus  mehr 
Stücken  zusammengesetzten  und  deshalb  kompliziertem  Anker- 
gang. Der  Tagesverdienst  ist  für  Sertisseure  und  Oangsetzer 
i.  e.  S.  bei  beiden  Arten  von  Hemmungen  unge&hr  der  gleiche; 
denn  wenn  eine  Zylinderuhr  auch  weniger  Arbeit  f rf ordert, 
so  vermag  der  mit  dem  Plantieren  eines  solchen  Oangwerka 
aich  abgebende  Arbeiter  in  der  gleichen  Zeit  auch  mehr  Stücke 
fertig  zu  stellen. 

Nur  die  Zapfendreher  für  Zylinderuhren  befinden  sich  in 
einer  etwas  schwierigem  Lage.  Die  Zylindergänge  werden 
in  jenseits  des  Doubs  gelegenen  großen  Fabriken  in  Massen 
hergestellt  und  in  die  Schweiz,  die  keine  der  Fabrikation  dieser 
Partie  sich  widmende  Unternehmung  aufweist,  importiert.  Das 
Einsetzen  dieser  Bestandteile  in  die  zugehörigen  Uhrwerke 
besorgen  dann  die  einheimischen  Arbeiter.  Nun  haben  in 
jüngster  Zeit  die  Betriebsunternehmer  jener  französischen 
Fabriken  es  dahin  gebracht,  auch  die  Arbeit  des  Zapfen* 
drehens  (die  Pivotage),  die  unter  Zuhilfenahme  des  Drehstuhls 
(tour  k  pivoter)  und  des  Polierstahls  (brunissoir)  zum  größten 
Teil  mit  der  Hand  ausgeführt  wurde,  vermittelst  Maschinen 
zu  bewirken,  so  daß  die  Oangwerke  schon  vollständig  pivotiert 
über  die  Orenze  kommen  und  die  hierseitigen  Zapfendreher 
(ca.  500   an   der  Zahl)  keine  Arbeit  mehr  haben.     Zwar  sind 
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die  fabrikmäßig  hergestellten  Zapfen  im  Vergleich  zu  den 
nach  der  alten  Arbeitsweise  angefertigten  qualitativ  minder- 
wertig, der  Preisunterschied  ist  aber  so  bedeutend,  daß  sie 
letztern  eine  ganz  erdrückende  Konkurrenz  bereiten  ^. 

Übrigens  ist  auch  bei  den  Ankeruhren  die  Arbeit  des 
Pivoteurs  und  Planteurs  gegenüber  früher  zufolge  des  Fort- 
schritts, der  in  der  mechanischen  Herstellung  aller  Uhren- 
teile seit  etwa  20  Jahren  erzielt  worden  ist,  wenigstens  dem 
Umfang  nach  bedeutend  vereinfacht,  während  man  an  die 
Exaktheit  ihrer  Arbeitsleistung  freilich  dafür  um  so  größere 
Anforderungen  stellt.  Dazu  kommt,  daß  diese  Partie  selber 
nunmehr  zu  einem  guten  Teil  in  die  Fabrik  verlegt  und  dort 
noch  weiter  geteilt  worden  ist',  ein  Umstand,  der  die  Existenz- 
bedingungen der  für  sich  arbeitenden  Gangsetzer  zu  heben 
als  wenig  geeignet  erscheint. 

Zehntes   Kapitel. 
Das  Steinsetzen  (empierrage  du  mouvement). 

Das  Einsetzen  der  Uhrensteine  in  das  Uhrwerk,  das  viel 
Gewandtheit,  Umsicht  und  Erfahrung  erfordert,  wird  durch 
den  sog.  Sertisseur  besorgt,  dem  der  Uhrenfabrikant  zu 
diesem  Behuf  die  in  Arbeit  befindlichen  Uhrwerke,  gewöhi|- 
lich  sechs  an  der  Zahl  (ein  Karton),  übergibt.  Der  Sertisseur 
kauft  die  Steine  in  mehr  oder  weniger  vollendetem  Zustande 
von  einem  Händler  und  läßt  die  allenfalls  noch  fehlenden 
Verrichtungen  (Bohren ,  Grandieren  usw.)  durch  Heimarbeiter 
vornehmen,  nachdem  ihm  von  dem  Uhrenfabrikanten  die  Be- 
stellung, welche  alle  erforderlichen  Angaben  über  Größe  und 
Art,  wie  Beschaffenheit  sowie  Preis  der  Steine  enthält,  zu- 
gekommen ist.  Der  Steinsetzer,  der  den  Mechanismus  einer 
Uhr  und  dessen  Funktion  kennen  und  zu  beurteilen  fähig 
sein  soll,  ob  das  ihm  überbrachte  Uhrwerk  auch  richtig  prä- 
pariert sei,  ob  z.  B.  die  verschiedenen  beweglichen  Bestand- 
teile den  nötigen  Abstand  voneinander  und  hinreichend  freien 


^  Obschon  der  Wert  der  eingeführten  Stücke  zufolge  der  mit  ihnen 
vorgenominenen  Operationen  sich  verdoppelt  hat,  iat  der  Einfuhrzoll 
der  gleiche  geblieben,  weil  er  nach  dem  G-e wicht  berechnet  wird  und 
durch  das  Drehen,  Abschneiden  usw.  das  Gewicht  um  die  Hälfte  ver- 
ringert wird.  Der  vom  ührenarbeiterverband  ausgegangenen  Anregung, 
durch  eine  ZoUerhöhung  auf  die  in  einem  vorgeschrittenem  Stadium 
des  Produktionsprozesses  die  Grenze  überschreitenden  Gangwerke  das 

festörte  Gleichgewicht  zugunsten  der  arbeitslos  gewordenen  Zapfen- 
reher  wieder  herzustellen,  ist  bis  jetzt  keine  Foiffe  gegeben  worden. 
Das  zweckmäßigste  Mittel  zur  Abhilfe  wäre  vermutlich  die  Einrichtung 
einer  Fabrik  zur  Herstellung  der  Zylinder-Assortiments  im  Inland. 

*  So  zerteilt  sich  die  Pivotage  jetzt  in  die  Operation  des  Spiraleurs 
und  des  Logeurs. 
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Spielraum  besitzen,  kann,  sofern  er  genügend  Beschäftigung 
findet,  6  frs.  im  Tag  verdienen.  Wie  viel  hierbei  das  Entgelt 
für  seine  eigene  Arbeitsleistung,  die  aufier  dem  Sertieren  zu- 
weilen auch  noch  im  teilweisen  Bearbeiten  der  Uhrensteine 
selber  bestehen  mag,  ausmacht,  und  wie  viel  er  an  den 
Steinen,  dem  Ankauf  und  deren  Herrichtung  durch  die  von 
ihm  beschäftigten  Heimarbeiter  verdient,  läßt  sich  nicht  gut 
ausmitteln. 

Während  bei  den  gewöhnlichen  Uhren  die  Steine  direkt 
in  die  Löcher,  welche  der  Sertisseur  in  die  Brücken  und  die 
Platine  bohrt,  eingesetzt  werden,  gelangen  bei  den  feinem 
besondere  aus  Messing  bestehende  Fassungen  (chatons)  zur 
Verwendung,  die  dem  Uhrwerk  ein  schönes  Aussehen  ver- 
leihen und  die  Auswechslung  etwa  beschädigter  Steine  er- 
leichtern. 

Für  die  gewöhnlicheren  Uhren  wird  das  Sertieren  vielfach 
in  Fabriken  unter  Zuhilfenahme  geeigneter  Maschinen  und 
Verwendung  weiblicher  Arbeitskräfte  betrieben.  Daß  hier- 
durch den  zu  Hause  arbeitenden  Steinsetzern  Arbeitsgelegen- 
heit und  -verdienst  bedeutend  geschmälert  wird,  bedarf  wohl 
keiner  weitern  Ausführung. 

Diese  Partie  zerfällt  in  drei  verschiedene  Unterabteilungen. 
Wie  es  Pierristen  gibt,  welche  nur  die  für  das  Minuten-  oder 
für  das  Gangrad  oder  für  den  Anker  bestimmten  Steine  be- 
arbeiten, so  gibt  es  Sertisseure,  die  sich  auf  das  Fassen  und 
Einsetzen  der  zum  Gangwerk  oder  zum  Minutenrad  gehören- 
den Steine  beschränken,  wobei  sie  hinsichtlich  der  letztern 
Arbeit  wieder  spezialisieren,  je  nachdem  das  Rad  in  einem  ein- 
fachen oder  komplizierten  Uhrwerk  zu  funktionieren  hat. 

Elftes  Kapitel. 
Das  Zifferblatt  (le  cadran). 

Während  im  17.  Jahrhundert  und  früher  die  Zifferblätter 
aus  dem  nämlichen  Metall  wie  die  Uhrengehäuse  hergestellt 
wurden,  kamen  im  18.  Jahrhundert  die  Email-Fabrikate  auf. 
Trotz  ihrer  großen  Zerbrechlichkeit  wurden  sie  rasch  beliebt, 
weil  sie,  was  von  entscheidender  Bedeutung  war,  die  Ziffern 
besser  zur  Wahrnehmung  brachten.  Gegen  das  Ende  des 
18.  Jahrhundert  besaß  Genf  das  Monopol  der  Zifferblattfabri- 
kation, die  sich  damals  noch  als  ein  erheblich  komplizierter 
Vorgang  darstellte  und  den  Artikel  gehörig  verteuerte.  Heute 
hat  sich  aber,  dank  der  fabrikmäßig  betriebenen  Herrichtung 
der  dem  Email  als  Unterlage  dienenden  metallenen  Platten 
und  der  in  der  Fabrikation  des  Emails  selber  erzielten  Fort- 
schritte der  Preis  so  billig  gestaltet,  daß  die  rein  metallenen 
Zifferblätter  überhaupt  keine  Verwendung  mehr  finden  würden. 
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wenn  die  Mode  der  extraplatten  Uhren,  die  nur  ganz 
dünne  Zifferblätter  gebrauchen  können ,  diesem  Fabrikations- 
zweig nicht  zu  Hilfe  gekommen  wäre.  Im  Vergleich  zu  den 
Emailcadrans  spielen  sie  aber  auch  so  nur  eine  höchst  be- 
scheidene Rolle. 

Die  Fabrikation  beider  Sorten  von  Zifferblättern  zer&llt 
in  verschiedene  Partien. 

Die  Kupfer-  und  Silberplättchen ,  die  zur  Aufnahme  der 
Emailschicht  bestimmt  sind^  ebenso  yfie  die  glasartig  aus- 
sehenden Emailstücke  oder  das  aus  ihnen  durch  Zerstoßen 
gewonnene  Pulver  werden  durch  den  Emailleur  bei  einem 
beliebigen  Händler  gekauft  und,  nachdem  er  jene  mit  den 
Füßen,  die  zur  Befestigung  des  Zifferblattes  im  Uhrwerk 
dienen,  versehen  hat,  miteinander  in  feste  Verbindung  ge- 
bracht. Das  Ansetzen  der  drei  aus  dem  gleichen  Metall  wie 
die  zugehörige  Platte  bestehenden  Füße  übernehmen  vielfach 
Heimarbeiterinnen,  denen  der  Emailleur  oder  Zifferblattfabri- 
kant alles  Material  liefert,  dessen  sie  zur  Ausführung  ihrer 
Arbeit  bedürfen.  Die  im  Einfügen  der  Füße  in  die  bereits 
gebohrten  Löcher  bestehende,  mit  den  einfachsten  Werkzeugen 
zu  bewältigende  Verrichtung  geht  sehr  rasch  und  leicht  von 
statten,  wird  aber  auch  darnach  bezahlt. 

Da  eine  Arbeiterin  aus  dem  Verdienst,  den  das  Füße- 
setzen einbringt  —  bei  angestrengter  Arbeit  mag  sie  auf 
1.20 — 1.40  frs.  im  Tag  zu  stehen  kommen  —  ihren  Lebens- 
unterhalt nicht  zu  gewinnen  vermöchte,  so  geben  sich  in  der 
Regel  nur  solche  Frauen  damit  ab,  die  nicht  ausschließlich 
auf  diese  Erwerbsquelle  angewiesen,  sondern  deren  Ehemänner, 
Väter  oder  sonstige  Familienangehörige  noch  in  irgendeiner 
Weise  an  der  Uhrenfabrikation  beteiligt  sind. 

Hat  das  Zifferblatt  seine  Füße  bekommen,  so  streicht  der 
Emailleur  das  mit  Wasser  zu  einem  Brei  vermischte  Email- 
pulver in  mehreren  Lagen  darauf;  nach  einer  jeden  Belegung, 
wozu  es  großer  Geschicklichkeit  bedarf,    setzt  er  die  so  prä- 

«arierte   Platte    in    einem   Ofen    einer   auf  500  ^   gesteigerten 
*emperatur   aus,   die   das  Email   schmelzen   und   zugleich  an 
der  metallenen  Unterlage  haften  macht. 

Nachher  werden  die  Ziffern  aufgetragen.  Während  dies 
früher  durch  die  Zifferblattmaler  und  mit  der  Hand  besorgt 
wurde,  hat  sich  jetzt  die  Fabrik  dieser  Tätigkeit  bemächtigt, 
indem  sie  sich  eines  mechanischen  (System  der  D^alquage, 
Durchpausen)  oder  auch  photographischen  Verfahrens  bedient, 
um  die  Ziffern  natürlich  weit  billiger,  als  der  Maler  dies  zu  tun 
vermöchte,  auf  dem  Email  anzubringen.  Die  Emaihnaler  kommen 
nur  noch  ausnahmsweise  dazu,  ihre  Kunst  bei  der  Herstellung 
der  Zifferblätter  zu  zeigen  und  haben  sich  deshalb  der  Be- 
arbeitung anderer  Emailwaren  (Firmenschilder  usw.)   widmen 
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oder  überhaupt  eine  ganz  andere  Beschäftigung  suchen  müssen«. 
Nur  für  die  Da  tum  werke,  die  eine  komplizierte  Zeichnung 
erfordern  und  im  Preis  ohnehin  hoch  stehen,  ist  das  manuelle 
Verfahren  beibehalten   worden. 

Ist  das  Zifferblatt  mit  den  Ziffern  versehen  zum  Emailleur 
zurückgekehrt,  so  wandert  es  zum  Rapporteur,  der  die 
Kreisfläche,  auf  welcher  der  Sekundenzeiger  sich  bewegt,  ver- 
mittelst einer  Stanze  ausschneidet  und  durch  ein  besonderes- 
Zifferblatt  ersetzt,  das  an  das  große  angelötet  wird.  Die  hier- 
durch bewerkstelligte  und  bezweckte  Einsenkung  des  Sekunden- 
zifferblatt-Niveaus verleiht  dem  Ganzen  ein  gefälligeres  und 
eleganteres  Aussehen,  als  wenn  die  Niveaudifferenz  lediglich^ 
durch  einen  Druck  auf  die  Emailmasse  hervorgebracht  würde^ 
Das  Ausschneiden  der  Sekunde  (Rapportage)  ist  daher  bei  den- 
jenigen Zifferblättern  üblich,  die  für  bessere,  das  Ausschleifen 
(Creusage)  bei  denjenigen,  die  für  gewöhnlichere  Uhren 
bestimmt  sind.  Dementsprechend  kommt  jenes  auch  teurer 
zu  stehen;  in  Chaux-de- Fonds  bezahlt  man  dem  Rapporteur 
durchschnittlich  f\lr  das  Stück  zehnmal  soviel  wie  dem  Creuseur. 
Nur  hat  der  Rapporteur,  auch  wenn  der  Fabrikant  das  Ziffer- 
blatt liefert,  ziemlich  große  Auslagen  für  Zutaten;  auch  trifft 
ihn  ein  gewisses  Risiko  für  verdorbene  Zifferblätter,  die  beim 
Ausschneiden  leicht  Risse  bekommen  können.  Bei  guten  Uhren 
findet  sich  leicht  auch  eine  doppelte  Rapportage;  es  wird  das^ 
Zentrum  des  Zifferblattes,  von  dem  nur  der  mit  Ziffern  be- 
setzte Rand  stehen  bleibt,  herausgenommen  und  durch  ein 
anderes  Stück  ersetzt.  Obschon  der  Rapporteur,  je  nachdem 
er  selber  die  einzusetzenden  Stücke  liefert  oder  nicht,  15 — SO^Io 
von  dem  Entgelt,  das  er  als  Gegenleistung  für  seine  Arbeit 
erhält,  als  Aufwand  für  Material  und  Zutaten,  Werk- 
statt und  Werkzeugausrüstung  inklusive  Triebkraft  in  Ab- 
zug zu  bringen  genötigt  ist,  kann  er  im  Tag  doch  bi& 
10  frs.,  und  wenn  er  sich  besonders  anstrengt,  noch  darüber 
verdienen. 

Zum  Unterschied  vom  Ausschneiden  der  Sekunde,  das 
die  Inhaber  kleiner  Werkstätten  allein  oder  mit  Hilfe  eines 
Arbeiters,  der  oft  ein  Familienmitglied  ist,  besorgen,  wird  da» 
Ausschleifen  in  Fabriken  durch  weibliche  Arbeitskräfte 
unter  Zuhilfenahme  von  Maschinen,  und  zwar  vor  dem  An- 
bringen der  Ziffern  ausgeführt.  Die  Hausarbeiter,  welche 
diese  Operationen  vormals  besorgten,'  die  creuseurs  de  seconde, 
die  aui  6 — 8  frs.  zu  stehen  kommen  mochten,  sind  im  Aus- 
sterben begriffen. 

Das  Durchbohren  der  Zifferblätter  an  den  Stellen,  an 
denen  die  Zeiger  befestigt  sind ,  geht  gleichfalls  auf 
maschinellem  Wege,  und  demnach  der  Hauptsache  nach  in 
Fabriken  vor  sich. 

Durch  vereinzelte  Arbeiter  werden  auch  noch  Spezialitäten 
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für  Rechnung  von  Zifferblattfabriken  betrieben;  so  z.  B.  hat 
das  Ausschneiden  von  Zifferblättern  den  Zweck,  durch  die  so 
entstandene  Öffnung  hindurch  die  Beobachtung  der  Unruhe 
oder  die  Verzierung  der  Zifferblätter  mit  kleinen,  mannigfaltig 
geformten  Goldblättchen  oder  -punkten  (Paillons)  zwischen  den 
Ziffern  und  um  sie  herum  usw.  zu  ermöglichen.  Außerdem 
können  ie  nach  der  Behandlung  des  Emails  (Verwendung 
durchscn  ein  enden  statt  undurchsichtigen  Materials  und 
Vermischung  mit  allerlei  Farben)  die  verschiedenartigsten 
Effekte  erzielt  werden. 

Der  Zifferblattfabrikant  kann  entweder  ein  großer  Unter- 
nehmer oder  aber  auch  nur  der  Inhaber  einer  kleinen  Werk- 
stätte  sein.  Im  ersteren  Falle  läßt  er  sämtliche  zur  Fabrika- 
tion dieses  Uhrenbestandteils  erforderlichen  Verrichtungen  in 
seiner  Fabrik  durch  ein  unter  seiner  unmittelbaren  Aufsicht 
arbeitendes  Personal  ausführen  und  alltäglich  Hunderte  von 
Cadrans  herstellen.  Im  letzteren  Falle  beschränkt  er  sich 
darauf,  in  seinem  Betrieb,  allein  oder  mit  Hilfe  eines  oder 
mehrerer  Arbeiter,  eine  der  verschiedenen  Partien,  z.  B.  das 
Emaillieren,  vorzunehmen,  während  er  indessen  das  Auf- 
tragen der  Ziffern,  das  Ausschleifen  oder  Ausschneiden  der 
Sekunde  usw.  andern  Gewerbetreibenden,  Spezialisten  in  ihrem 
Fache  übergibt.  Diese  letztern  können  ihrerseits  an  der  Spitze 
größerer  Betriebe  stehen  oder  ganz  allein  der  Pflege  der  von 
ihnen  gewählten  Partie  sich  hingeben  und  Aufträge  vom  Ziffer- 
blatt- oder  aber  auch  direkt  vom  Uhren fabrikanten  entgegen- 
nehmen. 

Analoges  gilt  von  der  Fabrikation  metallener  Ziffer^ 
blätter,  die  aus  Gold,  Silber,  Chrysokal,  Messing,  Aluminium 
zu  bestehen  pflegen  und  in  größern  oder  kleinern  Werkstätten 
hergestellt  werden,  welche  das  gewünschte  Metall  schon  in 
Platten  oder  Blechen  zerschnitten  sich  von  auswärts  kommen 
lassen.  Nachdem  die  Blätter  geschnitten  und  sorgfältig  ge- 
schliffen sind,  wandern  sie  in  die  Werkstatt  des  Guillo- 
cheurs,  der  mit  seinen  Maschinen  (tours  k  guillocher)  je 
nach  dem  Genre  der  verlangten  Zeichnung  Strahlen,  Schnecken, 
Sonnen,  Festons  usw.  aufträgt.  Im  Atelier  de  finissage  et  de 
d^coration  wird  das  Zentrum  graviert  oder  dieser  Teil  wie 
bei  den  Emailfabrikaten  durch  ein  mit  entsprechenden  Ver- 
zierungen versehenes  Stück  ersetzt  (rapportiert). 

Eine  weitere  Partie  besteht  darin,  den  Zifferblättern  die 
verlangte  Färbung,  gelb,  orange,  grün,  weiß  zu  verleihen,  was 
auf  galvanoplastischem  Wege  oder  durch  Einsetzen  in  eine 
chemische  Lösung  geschieht.  Die  weiße  (glänzend  helle  oder 
matte  Silber-)  Färbung  wird  auch  dadurch  erreicht,  daß  die 
mit  diesem  Prozeß  betraute  Arbeiterin,  die  doreuse  oder 
greneuse,  die  Platte  mit  feinem  Silberpulver  bestreut  und  sie 
dann   poliert  oder  mattiert,   bis  sie  das  gewünschte  Aussehen 
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erlangt  hat.  Zuletzt  werden  vermittelst  gehärteter  Stahlplatten, 
auf  denen  die  Ziffern  eingraviert  sind,  und  einer  passenden 
Pause  diese  auf  das  Zifferblatt  gepreßt  oder  auch  jede  einzelne 
in  Metall  ausgeschnittene  Ziffer  darauf  gelötet  und  hernach 
glänzend  poliert.  Die  Füfie  werden  wie  bei  den  gewöhnlichen 
Emailstücken  angelötet. 

Trotz  des  glänzenden  Aussehens,  das  diese  Metallziffer- 
blätter  auszeichnet,  kommen  sie  teilweise  noch  billiger  zu 
stehen  als  die  Emailsorten,  weil  seit  einigen  Jahren  die  Preise 
ungemein,  um  das  3 — 4 fache,  zurückgegangen  sind. 

All  die  geschilderten  Verrichtungen  können  in  ver- 
schiedenen Werkstätten  ausgeführt  oder  einzelne  davon  auch  in 
ein  und  derselben  vereinigt  werden.  Das  Guillochieren  und 
Gravieren  bildet  immerhin  eine  Spezialität  für  sich,  die,  weil 
sie  allerlei  Maschinen  zu  verwenaen  gezwungen  ist  und  ihre 
Nahrung  aus  der  Bearbeitung  der  Uhrgehäuse  zieht,  keine 
weiteren  Kombinationen  eingeht,  so  daB  der  Zifferblattfabri- 
kant, auch  wenn  er  alle  andern  Partien  in  seinem  Betrieb 
konzentriert  hat,  für  diese  sich  an  den  Guillocheur  oder  Gra- 
veur zu  wenden  genötigt  sieht. 


Zwölftes  Kapitel. 
Die  Staubreifen  (cercles  cache- poussiere). 

Bei  Uhren  besserer  Qualität,  insbesondere  bei  extraplatten 
Stücken,  vermeidet  man  es  gern,  das  Zifferblatt  zu  durchbohren 
und  Füfie  daran  zu  löten,  um  es  vermittelst  derselben  an  der 
Uhrenplatine  zu  befestigen.  Man  bedient  sich  vielmehr  sog. 
Staubreifen,  die  aus  Nickel-  oder  Messingbändern  in  einigen 
kleinen  Werkstätten  angefertigt  werden,  in  denen  der  Reifen- 
macher allein  oder  unter  dem  Beistand  eines,  vielleicht  auch 
mehrerer  Gehilfen  arbeitet.  Diese  Reifen  haben,  wie  ihr 
Name  besagt,  den  Zweck,  dem  Eindringen  des  Staubes  in  die 
Uhrwerke  zu  wehren  und  nebenbei  diesen  auch  ein  besseres 
Ansehen  zu  verleihen  oder,  was  häufig  zutrifft,  ihren  Kreis- 
umfang zu  erweitem  und  den  Uhren  auf  diese  Art,  ohne 
zur  Änderung  ihres  Mechanismus  gezwungen  zu  sein,  zu 
einer  platteren  Form  zu  verhelfen.  Diese  Reifmacher  führen 
ihre  Arbeiten  im  Auftrag  der  Uhren-  und  der  Zifferblatt- 
fabrikanten aus;  sie  bedürfen  einer  mit  allerhand  Maschinen 
(Hebelpressen  u.  dergl.)  ausgerüsteten  Werkstatteinrichtung, 
und  ihr  Einkommen  gestaltet  sich  nach  der  Größe  des  Betriebs 
und  dem  Gang  der  Geschäfte  äufierst  verschieden. 
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Dreizehntes   Kapitel. 
Die  Elnsehaliiiig  des  Uhrwerks  (emboitage). 

Die  Einschalung  besteht  darin,  das  Uhrwerk  in  das  Ge* 
bäuse  einzusetzen  und  darin  zu  befestigen  sowie  die  Organe, 
die  zum  Aufziehen  und  Richten  der  Uhr  bestimmt  sind,  an- 
zubringen und  funktionieren  zu  machen.  Es  ist  sonach  eine 
Reihe  von  Verrichtungen  erforderlich,  deren  Zahl  je  nach 
der  Beschaffenheit  des  Uhrwerks  (ob  einfach  oder  kompliziert) 
und  der  Art  des  Gehäuses  (ob  einfach  oder  doppelgehäusig) 
sowie  der  Präparation  der  Carrure  (Mittelstück  oder  -reifen  des 
Gehäuses)  ziemlich  schwankend  ist. 

Das  Einschalen  ist  eine  Partie,  die  im  wesentlichen  noch 
in  kleinen  Werkstätten  betrieben  wird,  wo  der  Emboiteur  ge- 
wöhnlich für  sich  ganz  allein,  zuweilen  auch  unter  Beizug  eines 
oder  einzelner  weniger  Gehilfen  arbeitet.  Bis  in  die  neueste 
Zeit  hinein  wurden  alle  dazu  erforderlichen  Verrichtungen 
(saisons),  die  20 — 40  betragen  konnten,  mit  der  Hand  oder 
unter  Zuhilfenahme  ganz  einfacher  Maschinen  (Drehstühle) 
und  Werkzeuge  ausgeführt,  und  ihr  Gelingen  hing  vollständig 
von  der  in  größerem  oder  geringerem  Grad  entwickelten  Ge- 
schicklichkeit des  Arbeiters  ab.  Dieser  mufite  sonach  über 
einen  ziemlich  umfangreichen  Werkzeugapparat  verfügen  und 
Zutaten  liefern,  deren  Wert  je  nach  dem  verwendeten  Material 
sogar  bis  50  ^/o  der  ganzen  Arbeitsleistung  erreichen  konnte. 
Ein  fähiger  und  fleißiger  Emboiteur  durfte  daher  auf  einen 
Tagesverdienst  von  6  frs.  im  Minimum  rechnen.  Nun  sind 
aber  seit  einigen  Jahren  Maschinen  in  Aufnahme  gekommen, 
die  erlauben,  rasch,  und  selbst  unter  Verbürgung  der  Aus- 
wechselungsfkhigkeit,  eine  ganze  Anzahl  der  bei  der  Emboi- 
tage notwendigen  Verrichtungen  vorzunehmen,  insbesondere 
also  in  die  Carrure  die  Öffnungen  zu  machen,  die  zum  Durch- 
laß der  Stifte,  welche  zum  Anziehen  des  Werkes  und  Richten 
der  Zeiger  dienen,  unerläßlich  sind.  Der  Emboiteur  bekommt 
also  das  Gehäuse  schon  vorbereitet,  in  einem  vergleichsweise 
vorgeschrittenen  Stadium  des  Produktionsprozesses  in  die 
Hände  und  sieht  somit  sein  Arbeitsfeld  gegenüber  früher 
wesentlich  eingeschränkt.  Da  die  Fabrik  zu  einem  Teil  sich 
dieser  Partie  bemächtigt  hat,  ist  es  auch  nicht  zu  verwundern, 
daß  sie  in  immer  wachsender  Zahl  Emboiteure,  welchen  der  Rest 
der  dieser  Partie  verbliebenen  Verrichtungen  zu  vollbringen 
obliegt,  aufzunehmen  bestrebt  ist,  so  daß  für  diejenigen,  die 
sich  ihre  Selbständigkeit  bewahren  wollen,  die  Arbeits- 
bedingungen langsam,  aber  doch  merklich  sich  zu  verschlechtern 
beginnen. 
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•dem  Spiralklötzchen  (piton)  anderseits  besteht,  60  cts.  nebst 
Ersatz  des  Preises  fbr  die  Spirale  (20  cts.)  erhält,  so  kann 
AiGy  sofern  sie  nur  fortwährend  Beschäftigung  findet,  sich  über 
ungenügenden  Verdienst  nicht  beklagen,  weil  es  möglich  ist, 
im  Tag  zehn  solcher  Kartons  fertig  zu  stellen.  Leider  ist  es 
gerade  für  diese  Partie  besonders  charakteristisch,  daß  kurze 
Zeiten,  in  denen  die  Bestellungen  sich  drängen  und  es  alle 
Hände  voll  zu  tun  gibt,  mit  kürzeren  oder  längeren  Perioden 
gänzlicher  Arbeitslosigkeit  wechseln.  Namentlich  laufen  den 
Sommer  hindurch  beinahe  gar  keine  Arbeitsaufträge  ein, 
weil  die  Uhrenfabrikanten  befürchten,  daß  die  gegenüber 
Feuchtigkeitseinflüssen  sehr  empfindlichen  Spiralen  mit  den 
Schweißabsonderungen  der  Arbeiter  allzusehr  in  Berührung 
kommen  und  daher  der  Rostgefahr  mehr  als  sonst  ausgesetzt 
jsind.  Sie  versparen  ihre  Bestellungen  daher  auf  den  Herbst, 
^.  h.  auf  diejenige  Jahreszeit,  die  sich  durch  ihren  leb- 
haften Geschäftsgang  vor  allen  andern  auszeichnet  und  ge- 
stalten dadurch  die  Lage  eines  Kegleurs  zu  einer  besonders 
schwierigen.  Denn  wenn  er  allein  für  sich  ist,  so  vermag  er 
-die  plötzlich  und  zahlreich  während  der  Saison  eingehenden 
Arbeitsaufträge  nicht  auszuführen,  und  stellt  er,  um  nicht 
:8eine  Kundschaft  zu  verlieren,  eine  Anzahl  Oehilfen  ein,  so 
muß  er  ein  größeres  Atelier  mieten  und  einrichten,  das  ihm 
in  der  stillen  Zeit  nichts  nützt.  Solche  Werkstätten  sind  in 
den  Zentren  der  neuenburgischen  und  bernischen  Uhren- 
jndustrie  ziemlich  häufig,  ohne  daß  ihre  Inhaber  oder  deren 
Arbeiter  eine  befriedigende  Existenz  dabei  immer  zu  finden 
vermöchten. 

Bei  den  feineren  und  insbesondere  bei  den  Präzisionsuhren, 
in  denen  Kompensationsunruhen  hin-  und  herschwingen, 
besteht  die  Arbeit  des  Regieurs  nicht  bloß  im  Einsetzen  der 
Spirale,  sondern  noch  in  verschiedenen  andern  —  im  ganzen 
vier  —  Verrichtungen,  zu  deren  Vornahme  es  neben  einer 
genauen  Kenntnis  des  Uhrenmechanismus  noch  einer  Summe 
von  mathematischen  Kenntnissen  bedarf,  die  den  weiblichen 
Arbeitern  durchweg  abgehen. 

Da  bei  zunehmender  Temperatur  die  Kraft  und  Elastizität 
•der  Spirale  abnimmt,  was  eine  Verlangsamung  des  Ganges 
4er  Uhr  bewirkt,  so  muß  diesem  Übelstand  dadurch  entgegen- 
:getreten  werden,  daß  der  Reifen  der  Unruhe  aufgeschnitten 
wird,  damit  deren  Schwerpunkt  sich  bei  zunehmender  Wärme 
•dem  Mittelpunkt  nähern  und  die  schwächende  Wirkung  der 
Wärme  auf  die  Spirale  ausgleichen  kann.  Hierzu  bedarf  es 
noch  der  Beschwerung  des  solchermaßen  sich  nähernden  Teiles 
des  Unruhreifens  mit  passenden  Schrauben,  einer  Arbeit,  die, 
soll  sie  die  gewünschte  Wirkung  erzielen,  sehr  sorgfältige  Be- 
obachtungen und  wiederholte  Versuche  bei  jeder  einzelnen  Uhr 
notwendig  macht.     Diese  wird  sowohl  im  Wärmeofen  wie  im 
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Eiskasten  auf  die  Wirkungen  geprüft,  welche  die  verschiedenen 
Temperaturyeränderungen  auf  sie  hervorbringen  und  ebenso 
im  weitem  daraufhin  untersucht,  von  welchem  Einfluß  die 
horizontale  oder  vertikale  Lage  der  Uhr  auf  den  Gang  der 
Unruhe  sei. 

Während  im  Neuenburger  oder  Berner  Jura  das  Re- 
gulieren dieser  besseren  Uhren  meist  in  Werkstätten,  wo  der 
Grundsatz  der  Arbeitsteilung  auch  auf  diese  Partie  Anwen- 
dung findet,  vor  sich  geht,  übernimmt  in  Genf  regelmäßig 
ein  einzelner  die  ganze  Aufgabe  und  führt  sie,  gewöhnlich  zu 
Hause  oder  in  einem  kleinen  eigens  daflir  gemieteten  Atelier 
auch  allein  durch.  In  La  Chaux-de-Fonds  scheint,  sofern  nicht 
besondere  Ansprüche  erhoben  werden,  der  Preis  für  das  Re- 
gulieren und  Verifizieren  einer  Kompensationsunruhe  4  frs. 
zu  sein;  in  Genf  besteht  ein  Tarif,  dessen  Minimalansatz  auf 
4.50  frs.  lautet  und  von  da  aufwärts  bis  auf  100  frs.,  je 
nach  den  Ansprüchen,  die  an  das  Uhrwerk  gestellt  werden, 
alle  möglichen  Variationen  aufweisen  kann.  Doch  sind  in  den 
hohem  Ansätzen  die  Vergütungen,  die  für  die  Beobachtungen 
auf  der  Sternwarte  zu  bezahlen  sind,  einbegriffen.  Eine  solche 
Reglage  kann  bisweilen,  je  nachdem  der  Auftrag  lautet,  nur 
einige  Tage,  aber  auch  einen  Monat  und  mehr  in  Anspruch 
nehmen. 

Das  Einkommen  eines  Regieurs  gestaltet  sich  auch  in 
Genf  äußerst  verschieden,  je  nachdem  er  mit  Aufträgen  be- 
dacht ist.  Obschon  seit  etwa  11 — 12  Jahren  der  Preis  ge- 
sunken ,  kann  ein  guter  Arbeiter  jährlich  noch  auf  5000  frs» 
Einkommen  und  selbst  auf  mehr  zu  stehen  kommen,  und  es 
gehören  die  Regleure  somit  zu  den  bestbezahlten  Arbeitern  in 
der  Uhrenindustrie.  Im  Jura  dürften  dagegen  diejenigen,  die 
über  3000  frs.  verdienen,  zu  den  Ausnahmen  zu  rechnen  sein^ 


Fünfzehntes   Kapitel. 
Die  Zeiger  (les  aiguilles). 

Ursprünglich  mußten  die  Zeiger  mühsam  aus  einem 
Streifen  Metall  herausgefeilt,  durch  Walzen  plattgedrückt  und 
ziseliert  werden,  so  daß  ein  Arbeiter  für  die  Herstellung  eine» 
einzigen  Paares  von  Zeigern  zwei  volle  Tage  brauchte.  Heute 
wird  die  Anfertigung  dieser  Bestandteile  in  großen  Fabriken 
betrieben,  die  dem  Besteller  eine  unendlich  mannigfaltige 
Musterkollektion  von  Zeigern  zur  Auswahl  vorlegen  können,, 
und  nachdem  er  seine  Entscheidung  getroffen,  vermittelst  einea 
Systems  von  zum  Teil  automatisch  wirkender  Maschinen,  die 
einander  in  der  Reihenfolge  der  30—40  zur  Fertigstellung^ 
effprderlichen  Verrichtungen  ablösen,  binnen  kürzester  Prist^ 
JfwUiaf  eines  Tages,   das  gewünschte  Quantum  Zeiger  za 
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liefern  imstande  sind.  Von  all  den  verschiedenen  Operationen 
wird  eine  einzige,  höchstens  zwei,  außerhalb  der  Fabrik  ver- 
legt, weil  es  zu  deren  Ausführung  keiner  Maschinen  bedarf 
und  die  Fabrikanten  ihren  Vorteil  darin  finden,  sie  durch 
Heimarbeiter  besorgen  zu  lassen.  Es  ist  dies  das  Schleifen 
(adoucissage)  der  Stahlzeiger,  das  den  Zweck  hat,  deren  Köpfe 
weifi  zu  machen  und  durch  Reiben  der  Zeiger  vermittelst  Kork- 
zapfen auf  kupfernen  (oder  auch  auf  Zinn-  und  Schmirgel-) 
Plättchen  unter  Anwendung  von  Diamantin  erfolgt.  Außer 
dem  Kork  und  Diamantin  braucht  der  Arbeiter  auch  noch 
etwas  Ol  oder  Petroleum  als  Zutaten.  Diese  verursachen  ihm 
gewisse  Auslagen,  die  sich  auf  ungefkhr  den  achten  Teil  der 
ihm  fUr  seine  Arbeit  gebotenen  Vergütung  belaufen  mögen. 

Dieses  Schleifen,  das  zumeist  durch  Frauen  betrieben  wird, 
muß  sehr  flink  vor  sich  gehen,  sofern  es  eine  irgendwie 
nennenswerte  Entlöhnung  verschaffen  soll.  Um  im  Tag 
3 — 4  frs.  zu  verdienen,  bedarf  es  einer  tüchtigen  Ausnützung 
der  Arbeitszeit  und  einer  das  Minimum  erheblich  übersteigen- 
den Vergütung. 

Außer  dem  Schleifen  wird  etwa  noch  das  Polieren  als 
Heimarbeit  ausgeübt.  Bei  den  Stahlzeigem  geht  diese  Arbeit 
dem  Schleifen,  bei  denjenigen  aus  Messing  dem  Vergolden 
voran.  Die  Arbeitsbeaingungen  sind  so  ziemlich  die  näm- 
lichen; nur  bedient  man  sich  in  den  Fabriken  und  Werk- 
stätten auch  Maschinen  zum  Polieren,  so  daß  diese  Partie 
weniger  häufig  als  Heimarbeit  betrieben  wird.  Das  auf  galvano- 
plastischem Weg  vor  sich  gehende  Vergolden  besorgen  die 
gleichen  Gewerbetreibenden,  die  sich  auch  mit  dem  Vergolden 
der  Brücken,  Platinen  und  Räder  des  Uhrwerks  befassen. 
(Siehe  die  bezügliche  Partie.) 


Sechzehntes   Kapitel. 

Die  Bepa8sage. 

Eine  vollständige  Repassage  umfaßt  eine  ganze  Reihe  der 
verschiedenartigsten  Arbeiten :  die  Untersuchung  des  Zustandes 
des  Federhauses,  der  Emboitage,  der  Eingriffe  der  verschiedenen 
Räder  und  Triebe  und  gegebenenfalls  die  Vornahme  der  hier- 
bei für  nötig  befundenen  Ausbesserungen,  das  Einsetzen  des 
Zifferblattes  und  der  Zeiger,  das  Feilen  und  Abrunden  der 
Kanten  und  Winkel  der  Brücken  und  Stege,  um  ihnen  ein 
gefälliges  Aussehen  zu  verleihen  usw.  usw.,  so  daß  es  zur 
Ausübung  des  Berufes  eines  Repasseurs  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes  einer  großen  Summe  von  tüchtigen  Kenntnissen 
und  bedeutender  praktischer  Erfahrung  bedarf.  Indessen  hat 
der  Repasseur  nur  noch  da,  wo  es  sich  um  Uhren  guter  und 
bester  Qualität  handelt,  eine  größere  Aufgabe  zu  erfhllen^  und 
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selbst  auf  diesem  beschränkten  Gebiet  pflegt  man  nur  noch  in 
Genf  eine  solche  Repassage  durch  ein  und  denselben  Arbeiter 
vornehmen  zu  lassen.  Im  Neuenburger  und  Bemer  Jura  sind 
zufolge  der  Überhandnähme  der  mechanischen  Fabrikation 
und  der  aufierordentlich  exakten  Arbeit,  welche  dieselbe  liefert, 
eine  Anzahl  der  sonst  dem  Repasseur  zugewiesenen  Funktionen 
überflüssig  geworden,  und  andere  hat  man  unter  verschiedene 
Arbeiter  verteilt,  so  daß  ihm  nur  ein  kleiner  Wirkungskreis: 
das  Einsetzen  der  Zeiger  und  die  Fertigstellung  der  Brücken, 
verblieben  ist.  Diese  Partie  ist  daher  stark  im  Niedergang 
begriffen  und  ihre  Vertreter  sind  zu  einem  guten  Teil  ge- 
zwungen gewesen,  in  den  Fabriken  Zuflucht  zu  suchen, 
um  dort  ein  Bruchstück  der  in  die  verschiedensten  Teile  zer- 
legten Partie  ausführen  zu  dürfen.  In  Genf,  wo  die  Arbeits- 
teilung nicht  so  weit  getrieben  worden  ist,  weil  dort  nur 
bessere  Uhren  und  solche  natürlich  in  geringeren  Quantitäten 
fabriziert  werden,  kann  ein  Repasseur  im  Tag  immer  noch 
5 — 6  frs.,  unter  günstigen  Umständen  sogar  auch  7 — 8  frs. 
verdienen.  Allein  hier  hat  sich,  eben  weil  die  Produktion 
verhältnismäßig  gering  ist,  das  Bedürfnis  geltend  gemacht, 
mit  der  eigentlichen  Paßarbeit  (repassage  en  blanc)  auch  die- 
jenige eines  Monteurs  zu  verbinden,  um  nicht  die  halbe 
Zeit  hindurch  beschäftigungslos  zu  sein.  Auf  diesem  Platze 
gibt  es  also  keine  besondern  Remonteure,  sondern  nur  Re- 
passeure.  die  zugleich  Remonteure  sind. 


Siebzehntes   Kapitel. 
Demontage  und  Bemontage. 

Wenn  die  Uhr,  zufolge  der  Repassage,  zu  funktionieren 
ftlhig  ist,  wird  sie  dem  D^monteur  eingehändigt,  der  sie 
auseinandernimmt,  in  ihre  Teile  zerlegt,  diese  letztem,  um  das 
Zusammensetzen  zu  erleichtem,  markiert  und,  da  alles  karton- 
weise vor  sich  geht,  bei  einzelnen  Bestandteilen  auch  numeriert 
sowie  die  zum  Vergolden,  Schleifen  und  Polieren  bestimmten 
Stücke  in  besondere  Schachteln  einschließt.  Die  so  zerlegten 
Teile  stellt  er  hierauf  dem  Fabrikanten  wieder  zu,  damit  dieser 
die  Verrichtungen,  die  zur  Verschönerung  des  Werkes  bestimmt 
sind,  daran  vornehmen  lasse.  Es  gibt  indessen,  weil  das  De- 
montieren verhältnismäßig  rasch  vor  sich  geht  und  ein  Auf- 
trag daher  bald  ausgeführt  ist,  nur  wenige  Arbeiter,  die  sich 
ausschließlich  dieser  Partie  widmen.  Die  meisten  Dd- 
monteure  sind  auch  Remonteure,  sie  besorgen  also,  nach- 
dem die  an  den  Vergolder,  Schleifer,  Polierer  usw.  ge- 
wanderten und  dort  veredelten  Stücke  wieder  zurückgekehrt 
sind,  das  Zusammensetzen  der  Uhr,  das  Montieren  dieser 
kleinen  Maschine. 
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Zur  Remontage  gehört  vor  allem  auch  die  genaue  Be* 
«ichtiguDg  und  Kachprtifung  der  einzelnen  Teile,  sowie  ge- 
gebenenfalls ihre  Retouchierung  vermittelst  der  Feile,  ehe  mit 
^er  Zusammensetzung  begonnen  werden  kann.  Natürlich  mufi 
•der  Arbeiter  auch  das  Montieren  derart  betreiben,  daß  die 
Uhr  nachher  zu  gehen  fähig  ist.  Die  Vergütung,  die  für 
•das  Auseinandernehmen  und  Wiederzusamraensetzen  der  Uhr 
bezahlt  wird,  ist  je  nach  deren  Qualität  ungeheuer  verschieden, 
im  Minimum  werden  in  Chaux-de- Fonds  8 — 9  frs.  für  den  Karton 
bezahlt.  Während  viele  Remonteure  auch  D^monteure  sind, 
Ja  nicht  selten  diese  beiden  Partien  auch  durch  Repasseure 
übernommen  werden,  gibt  es  anderseits  Arbeiter,  die  nur  das 
Montieren  des  Laufwerks  (finissage)  besorgen  und  solche, 
die  sich  nur  mit  der  Wiederzusammensetzung  des  Gang- 
werks (^chappement)  beschäftigen.  In  den  Uhrenfabriken  ist 
die  Arbeitsteilung  noch  weiter  getrieben,  indem  das  Remon- 
tieren bei  den  Zylinderuhren  in  vier,  bei  den  Ankeruhren 
jBOgar  in  sechs  verschiedene  Partien,  die  alle  wieder  besondem 
Arbeitern  zugewiesen  sind,  zerfällt.  Im  Neuenburger  und  be- 
sonders im  Berner  Jura  wird  das  Montieren  wie  das  Re- 
passieren vielfach  auch  nicht  durch  vereinzelte  Heimarbeiter, 
Jiondem  durch  eine  Anzahl  unter  einheitlicher  Leitung  in  einer 
Werkstfttte  vereinigter,  auf  Grund  eines  Dienstvertrages  an- 
gestellter Gehilfen  betrieben.  Da  die  Repasseure,  D^monteure 
und  Remonteure  in  Gewerkschaften  organisiert  sind  und  dem 
Uhrenarbeiterverband  angehören,  so  richtet  sich  ihre  Be- 
zahlung nach  den  zwischen  den  Organisationen  der  Fabri- 
kanten und  Arbeiter  vereinbarten  Tarifen ;  die  Tarifsätze  sind 
^anz  außerordentlich  verschieden,  je  nach  der  Größe  des  Uhr- 
werks (von  7 — 30'"),  der  Beschaffenheit  des  Gangwerks  (ob 
Zylinder-  oder  Ankerhemmung),  dem  mehr  oder  minder  voll- 
endeten Zustand  der  übrigen  Bestandteile,  der  Qualität  des 
Uhrwerks  und  den  Anforderungen,  die  der  Fabrikant  bezüg- 
lich Sorgfalt  und  Genauigkeit  in  der  Ausführung  der  Arbeit 
atellt.  So  schwankt  beispielsweise  die  Vergütung,  die  für  das 
Demontieren  eines  Kartons  Uhrwerke  bezahlt  wird,  zwischen 
1.20  frs.  und  3.40  frs.  Das  Minimum,  das  ein  Arbeiter  nach 
den  durch  die  Gewerkschaften  aufgestellten  Tarifen  verdienen 
sollte,  beläuft  sich  auf  0  frs.  im  Tag. 


Achtzehntes   Kapitel. 
Die  Uhrfeder  (ressort  de  barillet). 

Die  Uhrfedern  werden  heute  aus  langen  Stahlbändern 
(80  m  lang  und  8  cm  breit)  von  verschiedener  Dicke  auf  dem 
Weg  eines  ziemlich  komplizierten,  mechanisch-chemischen  Pro- 
zesses,  zu  dessen  Vollendung  es    etwa  15  verschiedener  Ver- 
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richtungen  bedarf,  in  Fabriken  oder  fabrikähnlichen  Werkstätten, 
hergestellt  und  in  unmittelbar  gebrauchsfähigen  Zustand  ge- 
bracht. Unter  diesen  Verrichtungen  gibt  es  eine,  das  Schleifen 
(adoucissage) ,  die  vielfach  Heimarbeitern  übertragen  wird. 
Die  Federn,  die  bereits  ihre  endgültige  Breite  und  Dicke  and 
annähernd  auch  die  vorausgesehene  Länge  erhalten  haben, 
sowie  auf  die  nötige  Härte  gebracht  worden  sind,  ehe  sie  an 
den  Federmacher  (faiseur  de  ressorts)  gelangen,  werden  von 
diesem  in  einem  Schraubstock  zwischen  zwei  Klemmen  aus- 
gespannt, gerieben,  bis  sie  völlig  glatt  sind,  und  poliert,  bis 
sie  statt  der  blauen  Färbung  ein  helles  und  glänzendes  Aus- 
sehen gewinnen.  Alsdann  werden  ihre  Enden  um  so  viel  ab- 
geschnitten, als  nötig  ist,  damit  die  Feder  die  vorgeschriebene 
Länge  und  eine  dieser  entsprechende  Kraft  besitzt.  Schließlich 
rollt  der  Arbeiter  die  so  behandelten  Federn  spiralförmig  zu- 
sammen, umwindet  sie  mit  einem  feinen  Draht  und  liefert 
sie  dem  Federfabrikanten  zurück«  Für  das  Schleifen  eine» 
Dutzend  von  Federn  werden  15 — 80  cts.  bezahlt,  und  ein 
Arbeiter  kann  im  Tag,  je  nachdem  er  geschickt  und  fleißig 
ist,  4 — 6  frs.  verdienen.  Diese  Partie  wird  noch  vielfach  von 
Landwirten  (im  Val  de  Ruz  und  im  Bezirk  Locle)  betrieben; 
sie  verliert  aber  immer  mehr  an  Bedeutung,  weil  aie  Maschine 
sich  auch  dieser  Arbeit  bemächtigt  hat  und  so  den  Feder- 
machern der  letzte  Teil  der  von  ihnen  einst  geübten  Be- 
schäftigung entrissen  wird.  Abgesehen  von  diesen  auf  daa 
Schleifen  sich  beschränkenden  Spezialisten  gibt  es  noch 
Federmacher,  welche  die  Stahlbänder  selber  kaufen  und  dann 
fiir  Rechnung  von  (Uhren-  oder  Feder-)  Fabrikanten  in  alt- 
gewohnter handwerksmäßiger  Weise  verarbeiten.  Indessen 
sind  diese  Gewerbetreibenden  mit  ihrer  veralteten  Produktions- 
methode, die  ihnen  nicht  einmal  so  viel  Verdienst  wie  einem 
Heimarbeiter  garantiert,  im  Aussterben  begriffen. 

Ein  großer  Teil  der  in  den  schweizerischen  Uhren  tätigen 
Federn  wird  übrigens  aus  Frankreich  bezogen,  wo  eine  Reihe 
großer  Fabriken  sich  dieses  Gewerbezweiges  angenommen  haben. 


Neunzehntes  Kapitel. 
Die  Tergoldong  (dorage). 

Die  Vergoldung  hat  zum  Zweck,  die  aus  Messing  be- 
stehenden Teue  des  Uhrwerks  (Platine,  Brücken,  Räder,  Staub- 
reifen) einerseits  gegenüber  den  Einflüssen  der  atmosphärischen 
Luft  vor  dem  Anlaufen  und  Rosten  zu  schützen  und  ihnen 
anderseits  ein  frisches  und  glänzendes  Aussehen  zu  verleihen 
und  zu  erhalten. 

Diese  Partie,  die  sich  schon  sehr  frühzeitig  von  den 
eigentlichen  Uhrmacherarbeiten  abgelöst  und  spezialisiert  bat. 
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war  einst  mit  schweren  Unzuträglichkeiten  verbunden,  indem 
das  bei  der  alten  Methode  gebrauchte  Feuer  die  messingene 
Unterlage  erwärmte  und  erweichte,  während  durch  die  von 
dem  angewandten  Quecksilber  ausströmenden  Dämpfe  die  Ge- 
sundheit der  Arbeiter  aufs  schwerste  geschädigt  wurde.  Seit 
mehreren  Jahrzehnten  ist  denn  auch  die  Feuer-  durch  die 
nasse  Vergoldung,  die  auf  elektrochemischen  Wege  vor  sich 
geht  und  in  zwei  Varietäten,  als  „gekörnte"  und  glatte 
Vergoldung  bekannt  ist,  verdrängt  worden.  Dieser  Beruf  wird 
in  kleinen  Werkstätten,  zumeist  von  Frauen  unter  Beistand  von 
einem  oder  etlichen  wenigen  Gehilfen  betrieben  und  wider- 
steht der  Absorption  durch  die  Fabrik  deshalb,  weil  der  auf 
eigene  Rechnung  tätige  Vergolder  dem  Material,  mit  dem  er 
zu  operieren  hat,  dem  Silber-  und  Goldstaub  und  den  ver- 
schiedenen Lösungen,  weit  mehr  Sorgfalt  zuwendet,  als 
ein  Fabrikarbeiter  sich  angelegen  sein  liefie,  so  daß  von 
einer  Überlegenheit  des  fabrikmäßigen  Betriebes  hier  keine 
Rede  ist. 

Der  Vergoldung  selber  geht  indessen  eine  Arbeit  voran, 
welche  der  Vergolder  durch  besondere,  zum  ganz  überwiegen- 
den Teil  weibliche  Arbeiter  ausführen  läßt,  nämlich  das 
Glätten  oder  Schleifen  (adoucissage)  der  zu  behandelnden 
Bestandteile.  Hierzu  bedarf  es  eines  äußerst  geringfügigen 
Werkzeugapparates,  eines  flachen  und  weichen  Steins  und 
etwas  Reißkohle,  so  daß  diese  Partie  durchgängig  als  Heim- 
arbeit betrieben  wird.  Für  den  Karton  kann  eine  solche 
Arbeiterin  20 — 30  cts.  bekommen  und  im  Tag  etwa  frs.  2 — 2Va 
verdienen.  Für  das  Vergolden  selber  variieren  die  Preise,  je 
nach  der  Solidität  der  gewünschten  Arbeit,  ganz  bedeutend. 
Da  diese  Partie  indessen  keiner  bedeutenden  Vorbildung  und 
umfassender  Kenntnisse  bedarf  und  auch  der  Aufwand  für  die 
Produktionsmittel  (einige  hundert  Franken)  kein  unerschwing- 
licher ist,  so  haben  sich  ihr  eine  sehr  große  Zahl  von  Arbeitern 
zugewendet  und  die  Tarifsätze  sehr  herabgedrückt.  Seit  20  Jahren 
scheinen  dieselben  um  20  ^/o  gefallen  zu  sein ,  während  der 
Preis  für  die  Zutaten  der  gleiche  geblieben  ist.  Ein  Ver- 
golder oder  eine  Vergolderin  kommt  daher  oft  nicht  höher  als 
auf  3  frs.  Verdienst  im  Tag  zu  stehen. 

Bei  den  Uhren  gewöhnlicher  Qualität  tritt  an  die  Stelle 
der  Vergoldung  die  Vernickelung,  die  gleichfalls  auf 
elektrochemischem  Wege  vor  sich  geht  und  unter  ganz  ähn- 
lichen Bedingungen  wie  jene  betrieben  wird. 
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die  sie  al»  Heimarbeit  betreiben  und  für  die  sie  z.  B.  in  Chaux- 
de-Fonds  gewöhnlich  20  cts.  pro  Karton  erhalten.  Wenn  die 
Federhauswelle  statt  rund,  wie  der  Name  besagt,  viereckig 
ist,  so  werden,  weil  diese  Form  mehr  Arbeit  verursacht,  von 
etlichen  Fabrikanten  wohl  auch  5  cts.  mehr,  also  25  cts.  pro 
Karton  bezahlt.  In  diesem  Preis  ist  die  Vergütung  für  die 
Abnutzung  des  bei  der  Arbeit  unerläßlichen  Drehstuhls,  die 
eine  ziemlich  beträchtliche  ist  und  eine  öftere  Erneuerung  der 
abgenutzten  Teile  erfordert,  sowie  für  das  verbrauchte  Dia^- 
mantin,  einbegriffen.  Bei  fleißiger  Arbeit  ist  es  möglich, 
15  Kartons  im  Tag  fertig  zu  stellen.  Für  das  Polieren  der 
Vierecke  und  Zeigerwelle  von  Uhren  besserer  Qualität  wird 
wohl  auch  eine  höhere  als  die  oben  angegebene  Vergütung 
gewährt;  der  Arbeitsverdienst  wird  dadurch  kaum  verändert* 


Dreiundzwanzigstes   Kapitel. 
Die  Schraubenpolitiir  (däbris). 

Eine  weitere  ausschließlich  durch  Heimarbeiterinnen  be- 
triebene Partie  ist  das  Härten,  Spalten,  Färben  und  Polieren 
der  zahlreichen  für  ein  Uhrwerk  erforderlichen  Schrauben. 
Die  Frauen,  welche  in  dieser  wie  in  den  übrigen  Partien 
üblicherweise  für  Rechnung  verschiedener  Uhrenfabrikanten 
tätig  sind,  lassen  sich  gewöhnlich  durch  einzelne  jugendliche 
und  geringfügig  bezahlte  Gehilfen  oder  auch  durch  Lehr- 
töchter, wobei  das  System  der  Arbeitszerlegung  zur  Anwen- 
dung gelangt,  unterstützen,  haben  aber  auch  so  genug  zu  tun, 
um  3  frs.  im  Tag  zu  verdienen.  Zu  ihrer  Arbeit  bedürfen 
sie  eines  noch  ziemlich  kostspieligen  Arbeitsapparates  (ver- 
schiedener Drehstühle)  und  haben  Auslagen  für  Zutaten  (u.  a. 
ftlr  faules  Holz),  ohne  daß  sie  sich  strikte  Rechenschaft  zu  geben 
vermöchten,  welchen  Prozentsatz  diese  Auslagen  in  der  ihnen 
als  Entgelt  überwiesenen  Vergütung  einnehmen.  Je  nach  der 
äußerst  variabeln  Größe  der  verlangten  Arbeitleistung  (der 
wechselnden  Anzahl  der  erforderten  Operationen)  ist  die  Ver- 
gütung auch  sehr  verschieden.  Eine  für  sich  ganz  allein  mit 
dem  Fertigstellen  der  Schrauben  beschäftigte  Arbeiterin  (eine 
sog.  finisseuse  de  vis  ou  de  däbris)  kommt  gewöhnlich  nicht 
höher  als  auf  2 — 2V2  frs.  Lohn  im  Tag  zu  stehen.  Übrigens 
ist  diese  Partie  stark  übersetzt,  und  die  Arbeitslöhne  sind  des- 
halb beträchtlich  gesunken.  Auch  ist  schon  zufolge  des  Über- 
angebotes an  Arbeitskräften  mit  einer  periodisch  eintretenden 
Beschäftigungslosigkeit  zu  rechnen,  ein  Zustand,  der  sich  des- 
wegen noch  um  so  häufiger  einstellt,  weil  die  Uhrenfabrikanten 
gewöhnlich  auf  die  Erledigung  dieser  Schlußpartie  besonders 
drängen,  so  daß  Zeiten  von  Arbeitsüberhäufung  mit  solchen 
von  Arbeitsmangel  stark  zu  wechseln  pflegen. 
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Vierundzwanzigstes  Kapitel. 

Das  Orayieren  des  Unmliklobeiis  (gravure  de  coq). 

Eine  zum  Uhrwerk  gehörende  Vollendungsarbeit  besteht 
im  Eingravieren  der  Buchstaben  R  (retard)  und  A  (avance) 
links  und  rechts  des  Rückers  auf  dem  Kloben  oder  der 
Brücke,  welche  die  Unruhe  überspannt.  Diese  Arbeit  bildet 
jedoch  keine  in  sich  abgeschlossene  Partie,  weil  sie  den  aus- 
schließlich mit  dem  Gravieren  dieser  Buchstaben  beschäftigten 
Arbeiter  nicht  zu  ernähren  vermöchte.  Sie  wird  daher  durch 
die  mit  dem  Gravieren  der  Staubdeckel  (cuvette)  sich  be- 
fassenden Spezialisten  betrieben.  Für  das  Eingravieren  der 
beiden  Buchstaben  werden  5 — 10  cts.  bezahlt. 


Dritter  Abschnitt. 

Die  Fabrikation  des  Uhrgehäuses. 

Erstes   Kapitel. 
Die  Herstellang  der  Uhrensehale  (montage  de  la  boite). 

Das  aus  dem  Mittelstück  oder  Gehäusereifen  (carrure), 
Staubdeckel  (cuvette),  Boden  oder  äußerem  Deckel  (fond)  und 
Uhrglas  (lunette)  bestehende  Gehäuse  ist  in  erster  Linie  dazu 
bestimmt,  das  darin  eingeschlossene  Uhrwerk  gegen  Staub 
und  Druck  oder  Stoß  zu  schützen,  in  zweiter  Linie,  die  Uhr 
zu  einem  Schmuckstück  zu  machen. 

Bis  ungefkhr  zum  Jahr  1870  wurde  die  Fabrikation  der 
Uhrenschalen,  mochten  sie  aus  Gold,  Silber  oder  unedlem 
Metall  (Nickel,  Stahl)  bestehen,  in  Werkstätten  betrieben,  die 
mit  einer  verhältnismäßig  primitiven  maschinellen  Ausrüstung 
versehen  waren.  Der  Hand-  und  Fußdrehstuhl  spielte  noch 
eine  große  Kolle,  das  manuelle  Verfahren  stand  noch  in  Ehren 
und   der  Fabrikant  war  inmitten  seiner  Arbeiter  selber  noch 

Praktisch  betätigt.  Von  da  an  fand  eine  Reihe  neuer 
[aschinen  Eingang,  welche  das  Degrossieren  und  Drehen  der 
Stahl-  und  Silberschaleu  viel  billiger  und  prompter  besorgten. 
An  die  Stelle  der  kleinen  und  mittelgroßen  Werkstätten 
traten  mit  motorischer  Kraft  betriebene  Fabriken,  die  keiner 
oder  nur  noch  weniger  gelernter  Arbeiter  bedurften,  und  für 
«efaien  eine  schwierige  Zeit  angebrochen  zu  sein.  Zum 
damals  die  Fabrikation  der  Goldschalen   einen 
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bedeutenden  Aufschwung  und  da  für  diese  wegen  der  großen 
Verschiedenheit  der  Werke,  die  Ejinführung  von  Arbeits- 
maschinen,  die  fttr  die  massenhafte  Produktion  gleichartiger 
Stücke  bestimmt  und  von  Vorteil  sind,  sich  nicht  so  ohne 
weiteres  als  zweckmäßig  erwies,  so  fanden  die  aus  ihrer 
frühern  Tätigkeitssphäre  verdrängten  Arbeiter  in  den  Werk- 
stätten, welche  die  Herstellung  der  Goldschalen  pflegten  und 
weiter  führten,  Unterkunft  und  Beschäftigung.  Seither  hat 
sich  indessen  auch  auf  diesen^  Gebiet  eine  Umwandlung  voll- 
zogen, und  auch  die  Goldschalen  werden  in  Fabriken  oder  in 
fabrikähnlichen  Werkstätten  angefertigt,  in  denen  die  mecha- 
nische Ausführung  aller  Partien  (D^grossissage,  tournage, 
achevage  und  finissage)  sowie  die  damit  im  Zusammenhang 
stehende  Arbeitszerlegung  tunlichst  weit  getrieben  ist  Sollen  die 
goldenen  Uhrgehäuse  nur  mit  Gold  überzogene,  im  Grund 
aber  metallene  Staubdeckel  haben,  was  auch  vorkommt,  so 
werden  diese  Bestandteile  von  besondern  Gewerbetreibenden 
hergestellt  und  geliefert.  Im  übrigen  übergibt  der  Schalen- 
macher dem  Uhrenfabrikanten  sein  Produkt  in  rohem  Zu- 
stande, und  letzterer  ist  von  sich  aus  auf  dessen  weitere  Ver- 
vollkommnung und  Vollendung  bedacht. 


Zweites  Kapitel. 
Der  Staubdeckel  (cuvette). 

Mit  der  Anfertigung  von  Staubdeckeln  aus  Kupfer,  Messing 
oder  Chrysokal  fär  Golduhren  beschäftigen  sich  besondere 
Gewerbetreibende,  welche  die  hierzu  erforderlichen  Plättchen 
im  Großen  ankaufen  und  in  ihrer  Werkstätte  dann  drehen  und 
formen,  sodaß  sie  mit  dem  übrigen  Teil  des  Uhrgehäuses  ver- 
bunden werden  können.  Diese  Arbeit  vollzieht  sich  noch  viel- 
fach in  kleinen  Werkstätten,  deren  Inhaber,  je  nachdem  der 
Geschäftsgang  sich  anläßt,  einige  Gehilfen  um  sich  vereinigen 
odef  auch  ganz  allein  ihrer  Partie  obliegen.  Nehmen  wir  als 
typisches  Beispiel  einen  in  Chaux-de-Ponds  lebenden  Staub- 
deckelmacher, der  ein  Zimmer  seiner  Wohnung  zu  einer 
kleinen  Werkstätte  eingerichtet  hat  und  ohne  Zuzug  von  Ge- 
hilfen für  sich  allein  die  Anfertigung  von  Staubdeckeln  aus 
Chrysokal  übernimmt.  Er  arbeitet,  wie  das  allgemein  üblich 
ist,  nur  auf  Bestellung  und  liefert  seine  Artikel  per  Dutzend, 
wofür  er  je  nach  der  Größe  der  Deckel  1.20 — 2.40  frs.  er- 
hält. Ungefähr  den  vierten  Teil  hiervon  repräsentiert  der 
Wert  des  verwendeten  Metalls,  der  Rest  ist  das  Entgelt 
für  die  übernommene  Arbeitsleistung  nebst  Zutaten  (Metall 
ftor  Scharniere  und  Stifte,  Lötmittel  und  Weingeist).  Die 
Partie  ist  nicht  sehr  lohnend;  obgleich  zum  Betrieb  des 
JDrehstuhls  ein  Elektromotor  verwendet  wird,  und  die  Trieb« 
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kraft  billig  ist,  maeht  die  Konkurrenz  der  Fabrik  Bich  stark 
fühlbar,  so  daß  viel  zu  oft  Beschäftigungslosigkeit  eintritt. 
Sonst  wäre  es  möglich,  5  frs.  per  Tag  zu  verdienen. 

Drittes  Kapitel. 

Oehftaseknopf^  Bttgel  und  Krone  (Pendants,  anneaux  et 

couronnes) 

werden  ausschließlich  in  Fabriken  in  den  verschiedensten 
Formen  und  Größen,  auch  aus  verschiedenartigen,  dem  Material 
der  Uhrengehäuse  entsprechenden  Metallen,  hergestellt  und  in 
vollkommen  gebrauchsfilhigem  Zustand  geliefert.  Eine  Ver- 
legung irgendeines  Teils  der  Arbeit  außerhalb  der  Fabrik 
findet  nicht  statt. 

Viertel  Kapitel. 
Die  Gehänsefeder  (le  secret) 

ist  ein  im  Innern  der  Doppelgehäuse  (savonnette)  angebrachter 
Stahlstift,  der  es  gestattet,  den  Deckel  vermöge  eines  auf 
die  Krone  ausgeübten  Druckes  aufspringen  zu  lassen.  Diese 
Springfedem  werden  in  Werkstätten-  und  Einzelbetrieben  aua 
Stücken,  die  einem  bereits  degrossierten  Stahlreifen  entnommen 
sind,  angefertigt  und  in  die  goldenen  Doppelgehäuse  eingesetzt. 
Auch  hier  sind  die  Preise,  die  für  die  Ausstattung  eines 
Kartons  von  Doppelschalen  mit  Springfedern  zu  bezahlen 
sind,  je  nach  der  Qualität  der  verlangten  Arbeit  und  den  ver- 
wendeten Zutaten,  äußerst  verschieden.  Auch  in  dieser  Partie 
wird  über  öfters  eintretenden  Arbeitsmangel  geklagt.  Ein 
ohne  Gehilfen  arbeitender  Springfedermacher  muß  zufrieden 
sein,  wenn  er  auf  einen  Tagesverdienst  von  4 — 4Va  frs.  zu 
stehen  kommt. 

Fünftes   Kapitel. 
Die  Dekoration. 

Die  Verzierung  des  Uhrgehäuses  nimmt  die  mannig* 
faltigsten  Formen  an  und  bedient  sich  der  verschiedenartigsten 
Mittel  (Materialien,  Werkzeuge,  Prozesse)  zur  Ausführung., 
Für  die  billigeren  Uhren  werden  die  Gehäuse  vielfach  schon 
durch  den  Schalenfabrikanten,  der  auf  mechanischem  oder 
elektrotechnischem  Wege  allerlei  Zeichnungen  und  Formen 
einprägen  oder  einpressen  läßt,  in  einem  Stand  geliefert^ 
daß  man  für  deren  weitere  Verzierung  nichts  mehr  zu 
tun  braucht.  Abgesehen  hiervon  gelangen  als  Dekorations- 
jfdUel  zur  Verwendung  die  Gravüre  und  das  Guillochis,  die 
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Ozydage,  die  Politur,  das  Email  und  die  Emailmalerei,  die 
Einfassung  von  Perlen  und  Edelsteinen,  wobei  zur  Erhöhung 
des  Effektes  unter  diesen  Mitteln  die  verschiedensten  Kom- 
binationen ersonnen  und  benutzt  werden.  Die  Dekoration,  die 
zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  sonach  die  verschiedensten  Pro- 
zeduren heranzieht,  zerfällt  dementsprechend  wiederum  in  eine 
ganze  Anzahl  selbständiger  Partien,  mit  deren  berufsmäßiger 
Ausübung  wieder  besonders  ausgebildete  Spezialisten  beschäftigt 
sind.  Die  Art  der  Verzierung  zu  bestimmen  und  zu  wählen 
ist  Sache  des  Uhrenfabrikanten,  der  dem  Dekorateur  die 
eingelaufene  Bestellung  übermittelt  oder  sich  mit  diesem 
ins  Einvernehmen  setzt,  seinen  Rat  einholt,  von  ihm  Muster 
vorweisen  läfit  und  dann,  auf  Grund  der  angestellten  Be- 
sprechungen und  Erwägungen,  erst  seine  Entscheidung  trifft. 
Wie  die  Ausführung  der  mit  mehr  oder  weniger  Bestimmtheit 
bezeichneten  Verzierung  und  Ausschmückung  sich  gestalten 
soll,  ist  ganz  dem  Ermessen  des  Dekorateurs  überlassen,  der 
bei  seinen  Anordnungen,  der  Wahl  der  Arbeiter,  des  Materials 
und  des  Verfahrens  sich  natürlich  in  erster  Linie  durch  die 
Höhe  des  Entgelts,  das  der  Auftraggeber  zu  gewähren  gewillt 
ist,  leiten  Ifißt.  Der  Dekorateur  ist  in  der  Regel  Inhaber 
einer  Werkstätte,  in  der  die  eine  der  oben  aufgezählten  Partien, 
gewöhnlich  die  Oravierkunst  in  ihren  verschiedenen  Abarten 
(Guillochieren,  Stechen,  Ziselieren),  betrieben  wird.  Die  ander- 
weitigen zur  Ausschmückung  des  Gehäuses  erforderlichen  Ver- 
richtungen läßt  er  durch  außerhalb  seines  Betriebs  stehende 
Spezialisten  ausführen.  Er  ist  sonach,  abgesehen  von  seiner 
Stellung  als  Betriebsleiter,  ähnlich  dem  Uhrenfabrikanten, 
nur  in  kleinerem  Umfange,  Etablisseur. 


Sechstes   Kapitel. 
Gravfire  and  GoUlochis. 

Die  Gravüre  präsentiert  sich  unter  zwei  Formen,  als  Er- 
gebnis künstlerischer  wie  rein  technisch- industrieller  Tätigkeit. 
Bei  letzterer  kommen  Graviermaschinen  zur  Anwendung,  die 
auf  höchst  einfache  Weise  die  Zeichnung  der  Vorlage  auf  die 
zu  behandelnde  Metallplatte  übertragen  und  natürlich  ledig- 
lich die  Gehäuse  gewöhnlicher  Uhren  zu  verzieren  be- 
stimmt sind.  Daß  diese  in  allerlei  Werkstätten  verschiedenster 
Größe  gebrauchten  Maschinen  die  Arbeit  außerordentlich 
abkürzen  und  die  Arbeiter  oft  beschäftigungslos  lassen,  ist 
bereits  erwähnt  worden.  Für  die  Dekoration  besserer  Stücke 
bedient  man  sich  an  Stelle  der  Maschinen  des  Grabstichels, 
der  in  jeder  Werkstatt  in  den  mannigfachsten  Formen  und 
Größen  vertreten  sein  muß.  Ob  damit  vorzügliche  oder 
ganz   ordinäre  Leistungen   zu  Tage  gefördert  werden,   hängt 
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Siebentes   Kapitel. 
Das  Emaillieren. 

Von  den  verschiedenen  Emaiilierungen  sind  in  der  Schalen- 
dekoration  der  Gruben-  oder  Füllungsschmelz  (email  champlevä) 
und  das  Maleremail  (^mail  peint)  am  meisten  gebräuchlich« 
Bei  dem  erstgenannten  Verfahren  ist  das  Zusammenwirken 
zweier  Spezialisten,  des  Graveurs  und  des  Emailleurs,  er- 
forderlich. Der  Graveur  trägt  seine  Zeichnung  vermittelst 
des  Stichels  oder  der  Anglette  auf  dem  metallenen  Untergrund 
auf,  und  die  Flächen  und  Stellen,  in  welche  das  Email  zu 
liegen  kommen  soll,  werden  auf  mechanischem  oder  chemischem 
Wege  bloßgelegt.  Alsdann  wird  die  so  präparierte  Schale 
dem  Emailleur  übergeben,  der  die  Auftragung  des  je  nach 
Wunsch  gefärbten  Emails  besorgt.  Hierzu  bedarf  es  ver- 
schiedener Verrichtungen,  von  denen  in  den  größeren  Werk- 
stätten eine  jede  einem  Spezialarbeiter  zugewiesen  ist,  während 
in  den  kleinern  je  nacn  dem  vorhandenen  Arbeitspersonal 
alle  oder  mehrere  derselben  durch  den  gleichen  Arbeiter, 
also  durch  den  Emailleur  selber,  zur  Ausführung  gelangen. 
Die  Vergütungen,  die  dem  Emailleur  für  seine  Arbeit  bezahlt 
werden  müssen,  sind  je  nach  der  Qualität  und  Menge  des  ver- 
wendeten Materials  wie  nach  den  Anforderungen,  die  an  die 
Ausführung  der  Arbeit  gestellt  werden,  ganz  beträchtlich  ver- 
schieden ;  es  kommen  schon  Emaillierungen  (z.  B.  Blumen),  von 
denen  das  Stück  mit  25  cts.  bezahlt  wird,  vor.  Nach  den  An- 
gaben eines  kleinen  Werkstattbesitzers  in  Chaux-de-Fonds  kann 
er  bei  einem  solchen  Preis  nur  5  cts.  auf  seine  Arbeitsleistung 
in  Rechnung  bringen,  der  Rest  von  20  cts.  bildet  das  Entgelt 
für  die  verschiedenen  von  ihm  gebrauchten  Zutaten.  Mit  dem 
Email  können,  abgesehen  von  seiner  verschiedenartigen  Quali- 
tät und  Färbung  —  der  Preis  eines  kg  kann  von  3  frs.  bis 
auf  300  frs.  variieren  —  je  nach  dem  größern  oder  geringem 
Grad  von  Durchlässigkeit  der  Lichtstrahlen  (ob  es  durch- 
sichtig, durchscheinend  oder  undurchsichtig  sei),  und  nach 
der  Art  seiner  Behandlung  (Politur)  die  verschiedenartigsten 
Effekte  erzielt  werden;  das  Emaillieren  kann  sich  sowohl 
als  rein  handwerksmäßige  Berufsausübung  wie  als  Ausfluß 
mehr  künstlerischer  oder  kunstgewerblicher  Tätigkeit  dar- 
stellen. Ist  das  letztere  der  Fall,  ist  der  Emailleur  zugleich 
Dekorateur,  so  bestimmt  natürlich  er,  wie  die  Verzierung  der 
Uhrenschale,  innerhalb  des  durch  den  Uhrenfabrikanten  vor- 
gezeichneten Rahmens,  vor  sich  zu  gehen  habe.  Er  wird  also 
die  Schale  zunächst  von  sich  aus  dem  Graveur  übermitteln, 
damit  dieser  die  gewünschte  Zeichnung  eintrage,  oder  aber  er 
fibergibt  sie  dem  Emailmaler,  der  vermittelst  besonders 
Jiiarzu   präparierten   Schmelzes    (des  Maler-    oder  Limusiner- 
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emaiU)  ein  zierliches  kleines  Gemälde  (Portrait,  eine  Land- 
schaft, ein  Genrebild,  Blumen bukett  usw.)  darauf  anbringt. 
Die  Preise  für  eine  solche  Emailmalerei  bewegen  sich  inner- 
halb 2 — 50  frs.,  und  ein  tüchtiger  Arbeiter  kann  im  Tag  mit 
Leichtigkeit  20  frs.  verdienen.  Dieser  Zweig  künstlerischer 
oder  kunstgewerblicher  Tätigkeit  ist  von  altersher  besonders 
in  Genf  gepflegt  worden,  wo  sich  namentlich  auch  Damen  aus 
den  besten  Kreisen  der  dortigen  Gesellschaft  damit  befassen. 
Da  das  Miniaturbild  nicht  die  ganze  Fläche  des  Untergrundes 
auszufüllen  braucht,  kann  die  Malerei  mit  der  Gravüre,  deren 
Zeichnungen  sie  umgeben,  auch  zu  einem  harmonischen  und 
eifektvoUen  Ganzen  verbunden  werden. 

Ist  die  Malerei  beendigt,  so  kehrt  die  Schale  zum  Emailleur 
zurück,  der  das  Email  nun  erhitzt  und  für  dessen  Festhaften 
auf  der  metallenen  Unterlage  besorgt  ist,  ehe  er  jene  seinem 
Auftraggeber,  dem  Uhren&brikanten  oder  Dekorateur,  ab- 
liefert Die  Tätigkeiten  und  Fertigkeiten  des  Emailmalers 
und  Emailleurs  können  übrigens  in  ein  und  derselben  Person 
sich  vereinigt  finden,  ebenso  kommt  es  vor,  dafi  der  Maler 
die  Rolle  des  Dekorateurs  übernimmt  und  Bestellungen  an 
den  Emailleur  aufgibt  oder  deren  Ausführung  an  in  seinem 
Dienste  stehende  Arbeiter  überträgt. 

Achtes  Kapitel. 
Die  Jawelierkanst. 

Bei  kostbaren  goldenen  Uhren  bildet  zuweilen  die  einzige 
Dekoration  der  Schale  ein  Kranz,  eine  Rosette,  Girlande  oder 
ein  sonstiger  Besatz  mit  Perlen  oder  edlen  Steinen,  die  an- 
zubringen und  kunstvoll  zu  gruppieren  selbstverständlich  Sache 
des  vom  Uhren fabrikanten  speziell  beauftragten  Juweliers  ist 
Sollen  außer  den  Juwelen  noch  andere  Dekorationsformen  zur 
Verwendung  gelangen,  so  müssen  sich  die  beteiligten  Inter- 
essenten zwecks  Erzielung  der  gewünschten  harmonischen 
Wirkung  miteinander  verständigen.  Bei  Damenuhren,  die  ja 
als  Dekorationsobjekte  in  erster  Linie  in  Betracht  kommen, 
ist  es  übrigens  auch  mit  Hilfe  imitierter  Perlen  oder  Steine 
wohl  gelungen,  sehr  gefällige  Verzierungen  anzubringen,  und 
damit  ist  den  Wünschen  der  Liebhaber  und  Käuferinnen  ge- 
dient, die  eine  geschmackvoll  verzierte  Uhr  besitzen  wollen, 
ohne  über  die  zum  Erwerb  von  teueren  Kleinodien  erforder- 
lichen Mittel  zu  verfügen. 

Das  Fassen  und  Einsetzen  der  kostbaren  Steine  und 
Perlen  geht  natürlich  in  den  Werkstätten  der  Juweliere,  die 
in  Genf  am  besten  vertreten  sind,  vor  sich;  für  die  Be- 
handlung billigerer  Sorten  und  Nachahmungen  können  auch 
hausindustriell  tätige  Steinsetzer  (Sertisseure)  in  Betracht 
kommen. 
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Neuntes   Kapitel. 
Die  Tergoldang  der  Schalen 

und  deren  Versilberung  oder  Oxydierung  (auch  Mattierung) 
«owie  die  Vergoldung  der  aus  Messing,  Kupfer  oder  einer 
Legierung  angefertigten  Staubdeckel  bildet  eine  besondere,  in 
•SpezialWerkstätten  betriebene,  zur  Dekoration  der  Uhrgehäuse 
dienende  Partie;  sie  ist  mit  der  Arbeit  des  Vergoldens  der 
Uhrwerke  verwandt,  aber  von  etwas  größerer  Vielseitigkeit 
und  bedarf  auch  —  schon  wegen  der  Abtönungen,  die  ver- 
möge des  Gebrauchs  verschiedenartiger  Goldlegierungen  hervor- 
^gebracht  werden  können  —  etwas  höherer  Kunstfertigkeit  und 
«ines  beträchtlichem  Betriebskapitals. 

Von  diesen  Gewerbetreibenden  gibt  es  übrigens  im  Ver- 
gleich zu  denen  der  verwandten  Branche  nur  eine  beschränkte 
Anzahl.  Sie  stehen  daher  ihren  Auftraggebern,  den  Dekora- 
teuren, viel  selbständiger  gegenüber,  als  die  Uhrwerkvergolder 
den  Uhrenfabrikanten.  Gehilfen  bedürfen  sie  weniger  oder 
auch  gar  keiner.  Das  zur  Ausübung  ihres  Gewerbes  nötige 
Material  (Gold,  Silber,  Nickel,  Niello  usw.)  liefern  sie  selber 
und  stellen  dafür  wie  für  ihre  Arbeitsleistung  die  regelmäßig 
nach  einem  vereinbarten  Tarif  zum  vornherein  festgesetzte 
Rechnung. 

Während  der  Beruf  der  Uhrenvergolder  dem  Kreis  der 
chemisch-technischen  Gewerbe  zugehört,  grenzt  oder  erhebt 
sich  die  Schalenvergoldung  und  -oxydierung  in  einzelnen 
Äußerungen  ihrer  Tätigkeit  schon  bis  zur  Sphäre  kunst- 
gewerblicher Produktion. 

Zehntes   Kapitel. 

Die  Yerzlerung  der  Staubdeckel. 

In  die  Staubdeckel  werden  durch  besondere,  bald  vom 
Uhrenfabrikanten ,  zumeist  aber  vom  Dekorateur  beauftragte 
Spezialisten  einzelne  Buchstaben  oder  auch  ganze  Wörter,  die 
die  Art  des  Gangwerkes  (Zylinder  oder  Anker)  angeben  oder 
die  Zahl  der  Uhrensteine  bezeichnen,  gewöhnlich  in  einfachen 
englischen,  zuweilen  aber  auch  in  reich  verzierten  Antiqua- 
und  andern  Lettern,  eingraviert.  Die  Entlöhnung  der  viel- 
fach als  Hausindustrielle  beschäftigten  Graveure  ist,  je  nach 
dem  Charakter  der  Zeichnung  und  der  Natur  der  metallenen 
Unterlage  begreiflicherweise  eine  höchst  variable;  die  Ein- 
gravierungen auf  Gold  sind  besser  honoriert  als  die  auf  Silber 
oder  anderem  Material,  und  der  Uhren fabrikant  zahlt 
besser  als  der  Dekorateur.  Bei  ausreichender  Beschäftigung 
kann  ein  Arbeiter  6  frs.  im  Tag  verdienen;  da  aber  auch 
diese  Art  von  Dekoration   häufig  statt  gestochen  geprägt 
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Metallen  bestehenden  Schalen  erfolgt  in  größeren  Werkstätten 
oder  in  den  auf  die  Herstellung  der  Gehäuse  ausgehenden 
Fabriken.  Indessen  gibt  es  auch  hier  Heimarbeiter  beiderlei 
OeschlechtSy  unter  denen  die  Männer  5  frs.,  die  Weiber  3  frs. 
täglich  verdienen  können.  Die  erstem  können  neben  ihren 
weiblichen  Konkurrenten  deswegen  bestehen,  weil  es  zum 
Polieren  eines  gewissen  Kraftaufwandes  bedarf,  den  sie  natür- 
lich besser  als  die  letztern  zu  leisten  fähig  sind.  Bei  den 
Ooldschalenpoliererinnen  wird  die  Vergütung,  auf  die  sie  für 
ihre  Arbeit  Anspruch  erheben  können,  mit  dem  Wert  der  A  b  - 
fälle,  die  sich  bei  ihren  Verrichtungen  ergeben,  verrechnet, 
so  daß  z.  B.  eine  Arbeiterin,  der  für  das  Polieren  eines  Ge- 
häuses 25  cts.  gebühren  würden,  vielfach  nichts  erhält,  weil 
der  Wert  der  in  Abgang  gekommenen  10  Milligramm  gerade 
ebensoviel  beträgt.  Diese  Abfälle,  die  an  Wert  dem  in  einer 
festen  Masse  auftretenden  Gold  von  gleichem  Karatgewicht 
nicht  gleichkommen,  werden  von  den  Arbeiterinnen  sorgfältig 
gesammelt  und  hernach  wieder  verkauft.  Ihre  Verrechnung 
erfolgt  nach  einem  genau  geregelten,  allseitig  anerkannten 
Tarif.  Um  zu  wissen,  wie  viel  Abfälle  sich  bei  einer  Politur 
ergeben  haben,  wägt  der  Dekorateur  oder  der  Uhrenfabrikant, 
sofern  dieser  selber  der  Auftraggeber  ist,  das  Gehäuse  vor 
dessen  Einhändigung  an  die  Poliererin  und  ebenso  nach  er- 
folgter Zurückkunft.  Der  gleiche  Vorgang  wiederholt  sich 
auch  im  Verkehr  zwischen  Uhrenfabrikant  und  Graveur.  Da 
der  Dekorateur  Unternehmer  ist  und  die  durch  seine  Mit- 
arbeiter geleistete  Arbeit  als  Ware  behandelt,  von  der  er 
einen  Gewinn  erstrebt,  so  suchen  die  Poliererinnen,  wo 
immer  möglich,  ihre  Aufträge  direkt  durch  die  Uhren- 
fabrikanten zu  erhalten.  Dies  ist  aber  gewöhnlich  nur  dann 
der  Fall,  wenn  entweder  auf  eine  Dekoration  überhaupt  ver- 
zichtet wird,  oder  der  Uhrenfabrikant  das  Gehäuse  oereits 
vom  Schalenmacher  in  einer  Ausstattung  geliefert  erhält,  die 
ihm  die  Umgehung  des  Dekorateurs  erlaubt,  oder  wenn  er 
endlich  das  Genre  der  Verzierung  selber  genauer  bestimmt 
und  nur  die  Ausführung  dem  Graveur  überträgt. 


Dreizehntes   Kapitel. 
Die  Fertlgstellang  der  Scharniere. 

Wie  schon  erwähnt,  gehört  zur  Aufgabe,  welche  die 
Schalen  Vollenderin  übernimmt,  auch  das  Einsetzen  der  Stifte 
in  die  Scharniere  der  Gehäusebestandteile,  um  unter  diesen 
den  erforderlichen  Zusammenhang  herzustellen  und  die  ver- 
schiedenen Deckel  nach  Belieben  öffnen  und  schließen  zu 
können.  Diese  Verrichtung  besorgt  indessen  die  Poliererin 
nicht  selber,  sondern  überträgt  deren  Ausführung  einer  Spezial- 
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arbeiterin,  der  Scharniervollenderin  (finisseose  de  char- 
nieres).  Diese  ist  in  der  Regel  nicht  im  Betrieb  ihrer  Auf- 
traggeberin,  sondern  zu  Hause  für  Rechnung  verschiedener 
Poliererinnen  tätig,  hier  und  da  steht  sie  wohl  auch  direkt 
mit  dem  Graveur  oder  dem  Uhrenfabrikanten  in  Geschäfts- 
beziehung. Die  aus  Stahl,  Messing  und  zuweilen  sogar  aus- 
Gold  bestehenden  Stifte  kauft  sie  selber  im  grofien  ein.  Die 
Arbeit  ist  eine  äußerst  einfache  und  bedarf  nur  ganz  weniger 
und  einfacher  Werkzeuge.  Wenn  genug  Arbeit  vorhanden  ist^ 
vermag  eine  Genfer  Arbeiterin  bis  auf  3  frs.  im  Tag  zu  ver- 
dienen,  im  Jura  mu6  sie  mit  beträchtlich  weniger  vorlieb 
nehmen. 

Vierzehntes   Kapitel. 
Die  Uhrengläser. 

Die  Uhrengläser  werden  zum  kleinern  Teil  im  Inland  er- 
zeugt,  zum  gröSern  Teil  von  einem  Syndikat  lothringischer 
Fabriken,  die  fUr  die  Schweiz  das  ausschließliche  Verkaufs- 
recht ihrer  Produkte  auf  vier  im  Industriegebiet  nieder- 
gelassene Importfirmen  übertragen  haben,  in  den  Handel  ge- 
bracht. Diese  Händler  geben  sie  an  die  Glaseinsetzer  (poseura 
de  glaces)  ab,  die  ab  Seiten  der  Uhrenfabrikanten  mit  dem 
Einsetzen  dieser  Bestandteile  in  den  zu  ihrer  Aufnahme  be- 
stimmten Glasrand  (die  lunette)  beauftragt  sind.  Wie  die 
Preise  ftir  die  Gläser,  von  denen  das  Groß  je  nach  Form  und 
Qualität  auf  6.75 — 72  frs.  zu  stehen  kommen  kann,  nach 
einem  Tarif  geregelt  sind,  so  ist  dies  auch  mit  dem  Entgelt 
fUr  das  Einsetzen  der  Fall,  indem  die  Glaseinsetzer  seit 
Neujahr  1905  einen  Verband  geschlossen  haben,  um  das  gegen- 
seitige Unterbieten  zu  verhüten  und  die  Preise  hoch  zu  halten. 
Mit  der  Arbeit  des  Einsetzens  ist  sehr  viel  Risiko  verbunden ;. 
da  bei  dieser  Operation  eine  Menge  von  Gläsern  zerbrechen, 
erhöht  sich  deren  Preis  ungefähr  auf  das  doppelte.  Dieso 
Gewerbetreibenden  fügen  aber  unentgeltlich  ein  neues  Gla& 
ein,  wenn  das  erste,  was  nicht  gerade  selten  vorkommt,  bei 
den  abschließenden  Arbeiten,  denen  die  Uhr  im  Comptoir  dea 
Fabrikanten  unterzogen  wird,  zersprungen  ist. 


Anhang.  . 

Die  Erkrankungs-  und  Unfallsgefahr 
der  Uhrenarbeiter. 

Nach  der  durch  einen  amerikanischen  Arzt  über  die 
Gesundheitaverhältnisse  der  Uhrenarbeiter  veranstalteten  Unter- 
suchung hat  die  sitzende  Lebensweise  derselben  eine  Reihe 
von  Unzuträglichkeiten  zur  Folge.  Im  allgemeinen  können 
als  Berufskrankheiten  der  Uhrmacher  bezeichnet  werden  Ver- 
dauungsschwäche, Dyspepsie,  Verstopfung,  Schwäche  der 
Lungen,  Katarrh,  Auszehrung,  Neurose,  Trubel  im  Kopf  und 
in  den  Augen,  nervöse  Apathie.  Das  gilt,  abgesehen  von  den 
Vergoldern,  deren  Beschäftigung  eine  sitzende  Haltung  keines- 
wegs erheischt,  mit  größerem  oder  geringerem  Recht  sowohl 
für  die  in  den  Fabriken  wie  in  den  Werkstatt-  und  Heim- 
arbeitsbetrieben tätigen  Personen.  In  den  erstem  ist  die  Er- 
krankungsgefahr aber  deswegen  am  geringsten,  weil  die  staat- 
lichen Aufsichtsbehörden  darauf  halten,  dafi  die  Fabrik- 
einrichtungen wie  der  Betrieb  tunlichst  den  im  Interesse  einer 
rationellen  Hygiene  erlassenen  Vorschriften  angepaßt  werden, 
während  ihnen  jede  Einwirkung  auf  die  in  den  kleineren 
Werkstätten  und  in  den  Wohnungen  herrschende  Ordnung 
oder  Unordnung  verschlossen  ist.  Als  die  Fabrikinspektoren 
vor  bald  30  Jahren  ihre  Tätigkeit  eröffneten,  war  es  auch  in 
den  gröfiern  Werkstätten  mit  den  dort  üblichen  sanitären 
Verhältnissen  noch  ziemlich  mißlich  bestellt.  Über  den  bei 
der  Forschungsreise  der  drei  Inspektoren  im  Jahr  1879  ge- 
wonnenen Eindruck  berichtete  Dr.  Schuler  wie  folgt: 

„Die  Beschaffenheit  der  Uhrmacherwerkstätten  läßt  viel 
zu  wünschen  übrig.  Mangel  an  Reinlichkeit,  an  Lüftung, 
schlechte  Beleuchtung  und  Heizung,  Dämpfe  von  öl  und 
Metallen,  Tabaksaualm,  schlechte  Abtrittsverhältnisse  und  noch 
dazu  wirkliche  Unmöglichkeiteit  einer  besseren  Lüftung,  so 
lange  der  eine  Arbeiter  morgens  früh,  der  andere  fast  bis 
Mitternacht  arbeitet  und  gegen  Zugluft  protestiert 

Seither  sind  die  größeren  Werkstätten  dem  Fabrik- 
gesetz  unterstellt  worden   und  auch  unter  den  Inhabern  und 
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Arbeitern  der  kleineren  Werkstattbetriebe  ist  der  Sinn  für 
-den  Nutzen  gesundheitszuträglicber  Einrichtungen  in  solchen 
Räumlichkeiten,  die  den  an  der  gewerblichen  Produktion  be- 
teiligten Personen  tagsüber  zum  ständigen  Aufenthalt  zu  dienen 
haben,  geweckt  und  gefördert  worden.  Aus  diesen  Gründen  hat 
«ich  der  Gesundheitszustand  der  Uhrenarbeiterbevölkerung  in 
fielen  Beziehungen  und  in  beträchtlichem  Umfang  zweifellos 
wesentlich  gebessert.  In  den  größern  Ortschaften  des  Jura,  in 
denen  die  Uhrenindustrie  Eingang  gefunden  hat,  sind  die  alten, 
vom  hygienischen  Standpunkt  aus  unzweckmäßig  erbauten 
Wohnhäuser  fast  durchwegs  durch  neuere,  dem  Licht  und  der 
Luft  viel  freieren  Zutritt  gewährende  Bauten  verdrängt  worden,  so 
<daß  die  Wohnungsverhältnisse  der  in  diesen  Ortschaften  tätigen 
Arbeiter  als  erträglich  erscheinen.  In  den  kleineren  Dörfern 
•dagegen  weisen  die  Arbeiterwohnungen  oft  große  Mängel  auf. 
„Die  Abortverhältnisse  sind  oft  mißlich,  die  Behältnisse  fUr 
Kleinvieh  sind  von  den  Wohn-  und  Schlafräumen  oft  un- 
genügend abgetrennt.  Mit  der  Reinigung  der  Räume  ist  es 
vielfach  schlecht  bestellt;  fast  überall  wird  zu  wenig  gelüftet, 
selbst  dann,  wenn  stundenlang  bei  der  Petroleumlampe  ge- 
arbeitet werden  muß.  In  solchen  Arbeitslokalen  ist  die  Luft 
•dann  abscheulich,  und  doch  schlafen  nicht  selten  Kinder 
darin.**  ^ 

In  einzelnen  Partien,  so  bei  der  Politur  und  Messing- 
schleiferei, der  Vergoldung,  muß  die  Arbeit,  weil  sie  viel 
Staub  oder  metallhaltige  Ausdünstungen  entwickelt  und  da- 
durch die  Luft  verunreinigt,  als  gesundheitsschädlich 
bezeichnet  werden. 

Von  ungünstigem  Einfluß  auf  die  Gesundheit  der  Heim- 
arbeiter ist  besonders  auch  die  in  den  Saisons  periodisch  ein- 
tretende Arbeitsüberlastung.  Was  nur  irgendwie  an  Zeit  er- 
übrigt werden  kann,  wird  alsdann  mit  gewerblicher  Arbeit 
ausgefüllt.  Einerseits  wird  von  früh  morgens  bis  spät  in  die 
Nacht  hinein  gearbeitet  und  so  der  Schlaf  um  sein  Recht  ver- 
kürzt, anderseits  werden  die  Hausgeschäfte  mit  einer  der- 
artigen Hast  erledigt,  daß  keine  richtige  und  nahrhafte  Mahl- 
zeit mehr  zustande  kommt.  „Die  Folgen  dieser  Mißstände 
machen  sich,  namentlich  bei  den  Frauen,  bemerkbar  in  starker 
Ermüdung,  blassem  Aussehen,  der  Unmöglichkeit,  dem  Säug- 
ling die  Brust  zu  reichen,  in  Lungen-  und  Augenleiden. 
Besonders  verderblich  wirken  die  nachteiligen  Einflüsse 
Auf  die  Wöchnerinnen,  die  zu  früh  die  Arbeit  wieder  auf- 
nehmen.** * 

Eine   besondere,    ausschließlich   deo   Uhrenarbeitern 


^  Dr.  Schüler  in  seiner  Abhandlung  über  die  schweizerische  Haus- 
industrie.    Zeitschrift  für  Schweiz.  Statistik,  Jahrgang  1904  pag.  154. 
'  Dr.  Schuler  a.  a.  O. 
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reservierte  Krankenversicherungsanstalt  gibt  es  nicht 
Dagegen  bilden  sie  ein  starkes  Kontingent  unter  den  Mit- 
gliedern der  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Hilfskassen^  mit 
deren  Organisation  wir  uns  nicht  zu  befassen  haben. 

In  den  dem  Fabrikgesetz  unterworfenen  Betriebsstätten 
ist,  wie  schon  bemerkt,  die  Erkrankungsgefahr  wegen  der 
bessern  hygienischen  Einrichtungen  und  Vorbeugungsmafi- 
nahmen  eine  geringere.  Dagegen  tritt  zufolge  des  Vorhanden- 
seins mit  elementarer  Kraft  bewegter  Motoren  die  Unfall- 
Gefahr  mehr  in  den  Vordergrund. 

Der  Gedanke,  eine  allgemeine  und  obligatorische  Kranken- 
und  Unfallversicherung  der  Uhrenarbeiter  einzuführen,  ist 
fallen  gelassen  worden. 
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gewidmet. 


Die  Verbttltnisse  der  mehr  oder  weniger  breiten  Unter- 
schichten, welche  sich  in  den  alten  Dörfern  neben  dem 
einst  genossenschaftlich  abgeschlossenen  Kreise  der  Hufner  ge- 
bildet haben,  sind  bisher  wissenschaftlich  wenig  beachtet  worden. 
Die  vorliegende  Schrift  schildert  die  Entwicklung  jener 
Klasse,  ihr  Aufstreben  zur  wirtschaftlichen  Selbständigkeit, 
die  Gröfienabmessung  und  Leistungsfähigkeit  der  so  ent- 
stehenden Kleinbauemwirtschaften  für  ein  einzelnes  märkisches 
Dorf.  Manchem  mag  solche  Beschränkung  als  zu  eng  erscheinen. 
Aber  die  behandelten  sozialen  Vorgänge  sind  fUr  weite  Be- 
zirke des  nördlichen  und  östlichen  Deutschland  ganz  typisch, 
und  eine  eindringende  Erkenntnis  der  allgemeinen  ökonomischen 
Zusammenhänge  ist  besonders  im  Agrarwesen  nicht  ohne  sorg- 
fältige Beobachtung  und  Analyse  im  kleinen  zu  gewinnen. 

Berlin,  im  Oktober  1908. 

M.  Sering. 


Vorwort. 


Die  vorliegende,  in  den  Jahren  1906  und  1907  entstandene 
Arbeit  'beabsichtigt  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  der 
kleinsten  Besitzer,  der  Büdner,  in  Schlalach  und  die  Be- 
dingungen zu  schildern,  die  auf  das  Entstehen  dieser  Wirt- 
schaften eingewirkt  haben  und  ihren  gegenwärtigen  Zustand 
bestimmen.  Dabei  ergab  sich  die  Notwendigkeit,  auch  das 
Dorf  Schlalach  und  seine  äufiere  und  innere  Entwicklung  so 
genau  wie  möglich  darzustellen.  Denn  jene  Bedingungen 
wurzeln  zum  größeren  Teile  in  den  jeweiligen  Zuständen  der 
unmittelbaren  Umgebung,  und  diese  Zustände  wiederum  sind 
das  Ergebnis  von  Tatsachenreihen,  deren  Anfänge  oft  weit 
zurück  liegen. 

Der  erste  Teil  erörtert  die  geographischen  Verhältnisse 
der  Dorfgemarkung,  besonders  also  den  Boden,  die  wichtigste 
Grundlage  der  Landwirtschaft,  und  die  Veränderungen,  die  er 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  erfahren  hat  (Wald,  Bewässerung), 
bis  sich  der  gegenwärtige  Zustand  herausgebildet  hat,  sowie 
die  Lage-  und  Verkehrsverhältnisse  des  Dorfes.  Diese  Dar- 
stellung gab  zusammen  mit  dem  Anfang  des  zweiten  Teiles 
Gelegenheit,  den  Schauplatz  der  im  folgenden  geschilderten 
Entwicklung  des  Dorfes  vor  Augen  zu  fuhren. 

Der  zweite  Teil  handelt  von  dem  Dorfe  Schlalach  bis  zur 
Separation.  Nach  einigen  Bemerkungen  über  den  Ursprung 
des  Dorfes  werden  zunächst  Einteilung,  Umfang  und  Ab- 
grenzung der  Gemarkung  nach  außen  in  ihrer  allmählichen 
Ausbildung  bis  zur  Separation  verfolgt,  sodann  die  inneren 
Verhältnisse,  d.  h.  die  rechtliche,  soziale  und  wirtschaftliche 
Stellung  der  Dorfgenossen  (Gutsherr,  Bauern,  Kossäten)  zu 
einander  und  ihre  Veränderungen  bis  zur  selben  Zeit  ge- 
schildert. 

Der  dritte  Teil  beschäftigt  sich  damit,  die  Veränderungen, 
die  das  Dorf  durch   das  Aufkommen   und  Emporstreben  den 
Büdner   erfahren   hat,    darzustellen    und   den   Zusammenhang 
hervorzuheben,    in  dem  diese  Veränderungen  mit  der  in  den 
vorhergehenden   Teilen    beschriebenen    Entwicklung   standen. 

Der  vierte  Teil  endlich  will  ein  Bild  von  den  Wirtschaft- 
Verhältnissen   der  Büdner  geben.     Hauptsächlich  soll 


134.  IX 

diesem  Zwecke  die  rechnerische  Darstellung  von  fünf  typischen 
Büdner- Landwirtschaften  dienen.  Hierbei  ist  der  Versuch  ge- 
machty  zuerst  im  allgemeinen,  sodann  im  einzelnen  an  ge- 
eigneten Stellen  auf  die  Einflüsse  hinzuweisen,  die  bei  der 
Gestaltung  dieser  Art  von  Wirtschaften  tätig  gewesen  sind 
und  ihren  Umfang ,  ihre  Betriebseinrichtung  und  die  Wirt- 
schaftsergebnisse (Art  und  Höhe  ihrer  Erträge)  hauptsächlich 
bestimmt  haben,  endlich  die  Bedeutung  der  Büdnerwirtschaften 
in  Schlalach  für  die  Allgemeinheit  zu  erörtern.  Ich  bin  mir 
dabei  wohl  bewußt,  wie  weit  bei  der  Ausführung  dieser  Ab- 
sicht mein  Können  hinter  dem  Wollen  zurückgeblieben  ist. 
Die  Anregung  zu  dieser  Arbeit  verdanke  ich  Herrn  Professor 
Dr.  Sering  in  Berlin.  Ihm  fühle  ich  mich  auch  für  ihre 
Förderung  zu  großem  Danke  verpflichtet.  Den  Behörden,  die 
mir  die  Einsicht  in  die  über  das  Dorf  Schlalach  vorhandenen 
Akten  und  die  Benutzung  des  Katastermaterials  erlaubt  und 
ermöglicht  haben,  femer  dem  Landrat  des  Kreises  Zauch- 
Belzig,  Herrn  v.  Tschirschky  und  Bögendorff,  und  besonders 
Herrn  Pastor  Scheer  in  Schlalach,  die  mir  für  meine  Unter- 
suchungen an  Ort  und  Stelle  den  Weg  geebnet  haben,  gestatte 
ich  mir  hiermit  ebenfalls  meinen  verbindlichsten  Dank  aus- 
zusprechen. 

Stade,  im  Juli  1908. 

Der  Verfasser. 
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III.  Das  Dorf  Schlalach  (BauemsteUen,  Kossäten,  B&dner- 
stellen,  Öffentliches  Eigentum). 


I. 

Geographische  Verhältnisse. 


1.  Lage  nnl  Klhna. 

Das  Dorf  Schlalacb  liogt  in  der  Mark  Brandenburg, 
Regierungsbezirk  Potsdam,  im  südöstlicben  Teil  des  Kreises 
Zauch-Belzigy  zwischen  dem  52.  und  53.  ^  nördlicher  Breite  und 
zwischen  dem  12.  und  13.  Längengrad  östlich  von  Greenwich. 
Die  Höhe  über  dem  Meeresspiegel  beträgt  42 — 49  m.  Das 
Klima  ist  dasselbe  wie  in  dem  ganzen  Landstrich  vom  Harze, 
dem  Erz-  und  Riesengebirge  bis  an  die  Ostsee.  Der  Witterungs- 
wechsel ist  nicht  so  häufig  wie  in  Gebirgsgegenden.  Die 
Mark  Brandenburg  leidet  zwar  schon  im  allgemeinen  mehr  an 
Dürre  als  an  Nässe,  sodass  die  Früchte  früher  reifen,  als  sich 
nach  der  Lage  zum  Äquator  erwarten  läfit^.  Die  Menge  der 
Niederschläge  in  der  Gegend  von  Schlalach  ist  jedoch  ver- 
hältnismäßig noch  geringer.  Nach  den  auf  Grund  zehnjähriger 
Beobachtungen  bis  zum  Jahre  1900  angestellten  Ermittelungen 
beträgt  nämlich  die  Regenhöhe  für  das  benachbarte  Treuen- 
brietzen  50G  mm,  für  die  wie  Schlalach  in  der  Niederung  ge- 
legene Ortschaft  Brück  nur  500  mm^  Die  nach  diesen  Er- 
mittelungen entworfene  Regenkarte  verlegt  die  Gegend  um 
Schlalach  sogar  in  ein  Trockengebiet  mit  einer  Begenhöhe 
von  unter  500  mm.  Nach  Beobachtungen  von  Schlalacher 
Dorfbewohnern  entladen  sich  Gewitter  nur  selten  über  Schlalach. 

Die  Frühjahrsbestellung  beginnt  zu  Anfang  April,  die 
Winterbestellung  Mitte  September. 

2.  Der  Boden. 

(Siehe  hierzu  die  Übersichtskarte  und  die  Karten  la— d  und  II.) 

Die  Gemarkung  des  Dorfes  erstreckt  sich  vom  Vorgelände 
des    hier    in     nordwest  -  südöstlicher    Richtung    streichenden 

1  Koppe  S.  8.  Die  hier  aufgeführten  Namen  beziehen  sich  auf  das 
am  SchluB  befindliche  LiteraturTerzeichnis. 

'  Reeenkarte  der  Provinzen  Brandenburg  und  Pommern  von  Hell- 
mann,  Benin  1901. 
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Flämings  aus,  hinein  in  eine  diesem  nördlich  vorgela£^erte 
und  im  Norden  von  dem  Zaucher  Plateau  begrenzte,  vieuach 
sumpfige  Niederung,  einen  Teil  des  sogenannten  Glogau- 
Baruther  Urstromtales. 

Die  Gemarkung  Schlalach  zieht  sich  ungefähr  8  km  weit 
in  diese  Niederung  hinein,  da,  wo  diese  nördlich  von  Treuen- 
brietzen  ihre  größte  Breite  zwischen  den  Fläming-Ausläufern 
und  dem  Zauche- Plateau  hat.  Von  einer  Höhe  von  49,1  m 
über  dem  Meeresspiegel  im  Süden,  dacht  sich  der  Boden  bis 
auf  42,7 — 42,4  m  an  der  nördlichen  Gemarkungsgrenze  ab, 
d.  i.  bis  zur  tiefsten  Stelle  des  Niederungsgebietes,  —  nicht 
weit  vor  dem  Aufstieg  zum  südlichen  Kande  des  Zauche- 
Plateaus. 

Die  Gemarkung  zerfällt  ihrer  äußeren  Form  nach  in 
zwei  Teile,  die  nur  durch  ein  ^h  km  breites  Band  in  Ver- 
bindung stehen:  einen  südlichen  unge&hr  5  km  langen  Hauptteil 
und  einen  kleineren  nördlichen  Teil  von  dreieckiger  Form, 
der  noch  fast  3  km  weit  in  der  Niederung  liegt.  Der  süd- 
liche, 2 — 2V8  km  breite  Hauptteil  mit  dem  Dorfe  in  der 
Mitte  ist  in  einer  mehr  südost-nordwestlichen  Richtung  gelagert 
Ursprünglich  muß  auf  dem  ganzen  Gemarkungsgebiet 
eine  vielleicht  von  den  Erhebungen  im  Norden  und  Süden 
hinabgespülte  Sanddecke  gelagert  haben,  denn  noch  heute 
findet  sich. überall  in  wechselnder,  aber  nicht  sehr  bedeutender 
Tiefe  unter  der  Ackerkrume  sandiger  Boden.  Zuweilen,  z.  B. 
am  Dorfe,  ist  Ackerkrume  und  Sand  noch  durch  eine  dünne 
gelbe  Schicht,  aus  lößartigem  Sande  oder  sandigem  Wiesen- 
lehm bestehend,  geschieden.  Die  tiefer  gelegenen  Stellen  sind 
dann  später  lange  Zeit  vom  Wasser  bedeckt  gewesen  und 
haben  so  Moorcharakter  bekommen. 

Auf  diese  Weise  hat  sich  für  die  äußeren  Bodenverhält- 
nisse der  gegenwärtige  Zustand  herausgebildet.  In  den  süd- 
lichen Hauptteil  ragt  von  Südosten  her  in  meist  kaum  sicht- 
barer Erhöhung  ein  aus  diluvialem,  zum  Teil  humosem  Sand- 
boden bestehendes  Gebiet  hinein  (Taldiluvium),  das  den  süd- 
lichsten Teil  fast  völlig  einnimmt  und  eine  Zunge  bis  an  das 
Dorf  heransendet.  Hier  tritt  es  in  Verbindung  mit  einem 
zweiten  Sandbodengebiet,  das  sich  von  Osten  aus  der  Richtung 
vom  Nachbardorfe  Brachwitz  her  unmittelbar  nördlich  am 
Dorfe  vorbei  in  wechselnder  Breite  bis  zur  Westgrenze  und 
darüber  hinaus  hinzieht  und  nach  Norden  hin  mit  einer  an 
einigen  Stellen  deutlich  sichtbaren  Talterrasse  in  das  vor- 
gelagerte Niederungsland  abftlUt.  Die  Ausdehnung  des  ge- 
samten höheren  Bodens  entspricht  ungefähr  der  des  Ackers 
in  der  früheren  Zeit  (vgl.  Karte  I  a).  *  Beide  Sandbodenflächen 
umschließen  ein  sich  an  der  östlichen  Grenze  entlang  ziehendesL 
tit&r  gelegenes  Gebiet  von  jungem  Alluvialboden.  Dies  und 
übrige  Teil  der  Gemarkung  im  Westen  und  Norden 
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vom  Dorfe  besteht  aus  mehr  oder  weniger  sandiger  Moorerde, 
herrührend  von  dem  früher  den  Boden  bedeckenden  Wasser 
und  Moor,  an  manchen  Stellen  heute  noch  sumpfig  oder  doch 
nur  zur  heißen  Jahreszeit  trocken.  Diese  Bodengebiete  scheinen, 
wie  aus  den  zum  Kirchenbau  verwendeten  Eisensteinen  zu 
schliefien  ist,  eisenhaltig  zu  sein.  Der  Untergrund  ist  über* 
all  durchlässig. 

Lehm-,  ton-  und  kalkhaltiger  Boden  fehlt  innerhalb  der 
Gemarkung  ganz. 

Die  Flächengröße  des  Sand-  oder  Schwemmland-  oder  die 
des  Bruch-  oder  Moorbodengebietes  spiegelt  sich  in  den 
Flächenzahlen  wieder,  die  anläßlich  der  Grundsteuerfestsetzung 
für  die  verschiedenen  Bodenklassen  berechnet  sind^,  und 
lassen  sich  daher  hiernach  unge&hr  schätzen. 

Zu  der  höheren  Sandbodenfläche  gehören  sämtliche  als 
Holzung  bezeichneten  Flächen  mit  Ausnahme  einer  kleinen 
Stelle  im  westlichen  Teil  der  Gemarkung  am  Linther  Wege, 
ferner  die  Ackerklassen  6,  7  und  fast  die  ganze  Ackerklasse  5 
abgesehen  von  einigen  Stellen  an  der  östlichen  Grenze,  die 
nicht  wegen  ihrer  zu  trocknen,  sondern  wegen  ihrer  damals 
zu  tiefen  und  feuchten  Lage  dieser  Klasse  zugeteilt  sind; 
schließlich  noch  etwa  die  Hälfte  der  Gärten.  Alles  übrige 
gehört  zum  Moorboden. 

Hiernach  ergibt  sich  für^ie  Hochfläche  folgendes: 

Holzungen  (abzüglich  ca.  Vio  =  21  ha)  .  194,000  ha 

Ackerland  Kl.  5  (abzügl.  ca  .Vio  =  13  ha.  123,000   , 

„6 96,773   „ 

«7 25,305   , 

Gärten  (ca.  die  Hälfte)     .....  6,000   „ 

Hochfläche  ca.  445,078  ha 

Die  Hochfläche  nimmt  danach  etwa  37^/o,  d.  h.  mehr  als  ein 
Drittel  der  ganzen  etwa  1100  ha  umfassenden  Gemarkung  ein. 

Zwei  5  km  südlich  am  Rande  der  Fläming  -  Ausläufer 
im  morigen  Bruchland  entspringende  Bachläufe,  der  größere 
Mühlengraben  oder  Nichelfließ,  und  der  Schwarze  oder  Rühlicker 
Graben,  durchfließen  fast  parallel  nebeneinander  herlaufend  in 
Südwest-nordöstlicher  Richtung  die  Gemarkung.  Nachdem  sie 
die  Dorfstraße,  also  die  Stelle,  wo  die  vorher  erwähnten  Sand- 
rücken zusammenstoßen,  durchquert  und  an  der  östlichen 
Grenze  das  zweite  Sandgebiet  durchbrochen  haben,  vereinigen 
sie  sich.  Ihr  Wasser  fliefit  der  auf  dem  Fläming  südlich  von 
Treuenbrietzen  entspringenden  Nieplitz,  früher  Adafluß  gemannt, 
zu,  einem  Nebenfluß  der  bei  Potsdam  in  die  Havel  münden-; 
den   Nuthe.     Außer  diesen  durchziehen  und  umgrenzen  noch 

andere   der.  Entwässerung  dienende   Gräben    und   Bäche   die 

■    » ■        ■   ■ 

^  Flurbuch  der  Gemarkung  Schlalach  (Katasteramt  Beizig). 

1» 
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Oexnarkungy  deren  Wasser  ebeafalis  scbliefilich  you  der 
Nieplitz  aufgenommen  wird,  u.  a.  ein  kleiner  Bach  am  südwest- 
liofaen  Teil,  der  „ Quergraben **  an  der  nordwestlioben  und 
der  „Neue  Graben*'  an  der  nördlicben  Orense  der  Ge- 
markung. 

Ursprünglich  wird  das  Gemarkungsgebiet  aus  Wald  und 
Sumpf  bestanden  haben.  Die  höheren  Stellen  werden  Nadel- 
holz getragen  haben,  die  sumpfigen  Niederungen  sind  noch 
bis  zum  19.  Jahrhundert  mit  Laubwald  bedeckt  gewesen. 
Hierin  hat  hauptsächlich  der  Bedarf  der  Ansiedler  an  für  die 
Bebauung  geeignetem  Boden  Änderungen  hervorgerufep  und 
den  gegenwärtigen  Zustand  im  Laufe  der  Jahrhunderte  herbei- 
geftthrt  K 

a)  Der  Wald, 

Nachrichten  aus  dem  15.  und  16.  Jahrhundert  lassen  er* 
kennen,  daß  sich  die  Rodungen,  also  die  Befreiung  vom  Walde, 
zunächst  auf  den  Umfang  der  späteren  in  Gewanne  ein- 
geteilten Hufen-Feldmark  beschränkten.  Andererseits  war 
aber  auch  der  südlichste,  jetzt  von  Kiefernwald  eingenommene 
Teil  der  Gemarkung  damals  von  Wald  frei  und  bestand  aus 
Ackerboden.  Wiesengebiet  befand  sich  genügend  innerhalb 
der  Hufenfeldmark  zwischen  die  Ackergrundstücke  verstreut 
da,  wo  der  Boden  noch  zu  tiefend  feucht  lag,  um  als  Acker 
genutzt  zu  werden. 

Das  übrige  Land  blieb  lange  Zeit  mit  Laubwald,  bestehend 
aus  Erlen,  Birken  und  auch  Eichen  bedeckt  Er  erstreckte  sich 
über  weite  Flächen  westlich  und  nördlich  vom  Dorfe  Schlalach 
in  die  Niederung  hinein.  Angaben  über  seinen  Umfang  inner- 
halb der  Gemarkung  Schlalach  lassen  sich  zum  Teil  aus  einem 
Eanmiergerichtsabschiede  vom  Jahre  1586  („Montag  nach 
Reminiscere'*),  zum  Teil  aus  anderen  Nachrichten  '  entnehmen. 
Er  trug  hiernach  den  Namen  „Die  artikulierten  Hölzer^  und 
bedeckte  die  Gemarkungsteile :  Sandlake,  Wolfsgrube,  Kloster, 
Hoher  Busch,  Mittelbusch,  Mordel-  und  Diepenbusch,  letzterer 
östlich  vom  Wege  nach  Deutsch-Bork ,  die  übrigen  westlich 
davon,  also  unmittelbar  nördlich  und  westlich  von  Schlalach 
gelegen.  Aus  späteren  Nachrichten  wissen  wir,  dafi  auch  das 
sogenannte  Dammholz  am  Deutsch-Borker  Wege,  sowie  der 
ganze  nördliche  nach  Neuendorf  und  Wendisch-Bork  zu  ge- 
legene G^markungsteil  von  Wald  erfüllt  war.  Streckenweise 
wurde  dieser  Wald  zum  sogenannten  „Buschwald*',  indem  da, 
wo  die  Baumstämme  der  Erlen  oder  Elsen  niedergelegt  waren, 
aus    den    Wurzeln    zunächst    nur    Strauchwerk    nachwuchs. 


'  Vgl.  ErUoterungen  xur  geologischen  Karte  a.  a.  0.  S.  4. 

'  Akten  Communalia  von  Schlalach,  Magistratsarchiv  TreaenbrietMB. 
Pischon  S.  161. 
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Was  das  wischen  lag,  wurde  als  Weideland  benutzt  Diese 
Art  des  Waldes ,  die  früher  weit  und  breit  die  Niederungen 
•der  Havel  und  ihrer  Nebenflüsse  bedeckte,  findet  sich  heute 
noch  z.  B.  in  der  König].  Forst  an  der  nordwestlichen  Grenze 
von  Schlalach  oder  im  „Zarth**  zwischen  Treuenbrietzen  und 
Bardenitz«     Doch  wird  er  immer  seltener. 

£in  großer  Teil  dieses  Buschwaldes  verschwand  zunächst 
•dadurch,  daß  er  von  den  Dorfbewohnern,  zum  Teil  heimlich^ 
niedergelegt,  und  der  Boden  zu  Wiesen  umgearbeitet  wurde. 
Diese  „Wlesenrodutigen'*  waren  der  Quell  zahlreicher  Streitig- 
keiten zwischen  dem  Rate  der  Stadt  Treuenbrietzen,  der  der 
Wald  gehörte,  und  den  Schlalachem,  Mehrere  Urkunden  be- 
richten von  den  so  entstandenen  Wiesen  ^. 

Nach  dieser  Periode  der  „ Wiesenrodungen **,  au  die  noch 
heute  die  Flurnamen  „Oerodden-|  Kossäten-,  Neue  Wiesen  ** 
«rinnern,  blieb  immerhin  noch  ein  großer  Teil  des  Waldes 
übrig.  Er  war  jedoch  allmählich  so  gelichtet,  daß  et  fast 
überall  zugleich  als  Weideland  genutzt  werden 
konnte.  So  dienten  bis  zur  Separation  in  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  weite  im  nördlichen  Gemarkun^steil  liegende, 
als  . Eisbruch *',  d.  h.  Elsen-  oder  Erlenbruch  bezeichnete 
Flächen  zur  Viehhütung.  Inzwischen  war  aber  an  anderer 
Stelle,  im  Süden  der  Gemarkung,  der  Waldbestand  durch 
Aufforstung  von  Nadelholz  vermehrt  worden.  Hier  hatten 
nämlich  anscheinend  im  17.  Jahrhundert  die  Hufenbesitzer 
auf  den  am  höchsten  liegenden  Enden  ihrer  Ackergrundstücke 
Kiefern  angepflanzt,  um  den  noch  brauchbaren  Teil  des  Ackers 
vor  der  von  Süden  her  fortschreitenden  Versandung  zu  schützen. 
Dadurch  ist  an  dieser  Stelle  ein  Waldgebiet  von  etwa  200  Morgen 
entstanden. 

Im  ganzen  wird  das  Waldgebiet  innerhalb  der  Gemarkung 
im  Jahre  1800  auf  1030  Morgen,  also  immer  noch  auf  beinahe 
-ein  Drittel  des  ganzen  Gebietes  angegeben  ^ 

Die  in  den  30  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  beginnenden 
äpezial  -  Gemeinheitsteilungen  hatten  abermals  eine  Ver- 
minderung des  Laubwaldbestandes  zur  Folge.  Schon  auf  der 
in  der  Mitte  der  40er  Jahre  zum  Zwecke  der  allgemeinen 
Oemeinheitsteilung  und  Verkoppelung  aufgenommenen  Karte 
ist  deshalb  das  Meiste  nicht  mehr  als  Buschwald,  sondern  als 
„Weideland''    bezeichnet.    Immerhin   betrug  der  Bestand  der 


1  Riedel.  Codex  Diplom.  Brandenb.  A.  IX.  S.  394—395  und  404, 
405.  C.  I.  S.  53,  54.  A.  IV.  S.  447  ff.  Akten  Domanialia  Ton  Schlalach, 
Archiv  des  Rathauses  zu  Treuenbrietzen. 

Ebenda:  Vergleich  der  v.  Oppen  auf  Schlalach  mit  denen  auf 
l^ickei.  Akten  betr.  Regulierung  der  Laßzinswiesen  zu  Schlalach.  Kffl. 
Regierung  zu  Potsdam,  Domänen-Registratur,  Fach  7,  Nr.  135,  Bl.  sä. 

•  Bratring.    Bd.  2,  S.  409. 
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Holzungen  bei  der  Katastrierung  im  Jahre  1865  noch  215  ha, 
also  zi]^a  860  Morgen. 

Heute  ist  der  Wald  mit  Ausnahme  eines  kleinen  Bestandes- 
im  Nordwesten  und  des  etwa  300  Morgen  umfassenden  Kiefern* 
Waldes  im  Süden  gänzlich  aus  dem  Gemarkungsgebiet  ver- 
schwunden. Zum  Teil  ist  er  unmittelbar  von  Menschenhand 
beseitigt,  zum  Teil  trug  die  Zurückdrängung  des  Wassers 
durch  Entwässerungsanlagen  dazu  bei,  die  der  Feuchtigkeit 
bedürftigen  Erlen  allmählich  eingehen  zu  lassen.  Nur  wenige 
besonders  an  den  Qräben  entlang  und  vereinzelt  im  Bruch- 
gebiet stehende  Stämme  und  Büsche  unterbrechen  in  an- 
ziehender Weise  das  sonst  glatte  Landschaftsbild  und  deuten 
den  früheren  Umfang  des  Laubwaldes  an. 

b)  Wasserrerh&ltnisse. 

Noch  auf  andere  Weise  hat  der  Mensch  auf  die  Beschaffen- 
heit des  Bodens  eingewirkt,  nämlich  durch  umfangreiche  Ent- 
wässerungsarbeiten im  Niederungsgebiet.  Vorher  müssen  be- 
sonders die  Gebiete  in  den  nördlichen  Teilen  der  Gemarkung^ 
und  westlich  vom  Dorfe  sehr  unter  Überschwemmungen  oder 
Versumpfung  gelitten  haben.  Dort  war  die  tiefe  Lage  in  der 
Niederung  die  Veranlassung  dazu,  hier  verursachten  die  von 
Westen  her  aus  den  Nicheler-  und  den  Landschaftswiesen 
herflieBenden  Wasserläufe,  solange  sie  nicht  in  feste  Betten 
eingedämmt  waren  und  so  durch  die  Gemarkung  hindurch- 
geführt wurden,  eine  dauernde  Versumpfung.  Darüber,  inwie- 
weit Wasserabzugsgräben  in  frühester  Zeit  bestanden  haben, 
sind  keine  Nachrichten  vorhanden.  Nur  einige  wenige 
natürliche,  die  Gemarkung  durchziehende  oder  umgrenzende- 
Gräben  scheinen  vorhanden  gewesen  zu  sein.  Sie  können 
aber  zur  Entwässerung  der  tiefer  gelegenen  Stellen  wenig^ 
beigetragen  haben. 

Eine  gründliche  und  bis  zur  Gegenwart  dauernde  Abhilfe- 
gegen  die  immer  drohende  Gefahr  der  Überschwemmungen  und 
Versumpfung  hat  wohl  erst  die  unter  Friedrich  dem  Großea 
von  1776  bis  1786  durchgeführte  Regulierung  der  Nuthe  und 
ihrer  Zuflüsse  bewirkt.  Bei  dieser  Gelegenheit  ist  in  den 
Jahren  1782  bis  1784*  der  die  Gemarkung  in  der  Mitte  durch- 
querende Mühlgraben,  soweit  er  Niederungsgebiet  durchfließt,  in 
ein  festes  Bett  eingedämmt  worden,  so  daß  er  sein  Wasser  auch 
bei  höherem  Wasserstande  nicht  mehr  in  die  tiefer  gelegenen 
Felder  ergießen  kann.  Streckenweise  liegt  nunmehr  die 
Sohle   des  Bachbettes   höher   als  das  umliegende  Land.     Eine 

*  Die  Akten  hierüber  sind  nach  einer  Notiz  in  dem  Aktenverzeichnis 
der  Domänen-Registratnr  bei  der  Königl.  Regierung  za  Potsdam  kassiert. 
Vgl.  Berghaas  a.  a.  0.,  Bd.  I,  S.  492  und  502. 
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solche  Stelle  findet  sich  z.  B.  südöstlich  vom  Dorfe,  wo  die 
Eindämmung  des  Mühlbachs  mit  seinem  Eintritt  aus  dem 
weiten  Gebiet  der  Nicheler  Wiesen  in  die  Gemarkung  Schlalach 
beginnt. 

Der  zweite  y  Schlalach  weiter  südlich  durchfließende 
Bach,  der  Rühlicker  oder  Schwarze  Graben,  ist  eben- 
falls 1782  hergestellt  ^  Er  fängt  das  Wasser  der  Nicheler 
Wiesen  da  ab,  wo  diese  an  die  Gemarkungsgrenze  stofien, 
und  leitet  es  durch  die  Gemarkung  Schlalach  hindurch.  Das 
Wasser  aus  dem  nördlichsten  Teile  endlich  wurde  in  den 
sogenannten  Neuen  Graben  geleitet,  der,  von  Brück  her 
am  südlichen  Rande  des  Zauche-Plateaus  entlang  gezogen,  sein 
Wasser  ebenfalls  der  Nieplitz  zuführt. 

Mit  den  Hauptgräben  steht  (wie  in  den  Marschgebieten  des 
nördlichen  Deutschlands)  ein  System  von  Nebengräben  in 
Verbindung,  die  die  Gemarkung  überall  durchziehen  und  um- 
grenzen. In  diese  Nebengräben  leiten  aus  den  Ackern  heraus 
kleine  Stichgräben  das  überflüssige  Wasser.  Auf  diese  Weise 
ist  erreicht  worden,  daß  die  Felder  und  Wiesen  auch  an  tiefer 
gelegenen  Stellen  nicht  mehr  übermäßig  einer  Bewässerung 
ausgesetzt  sind.  Dies  Netz  von  Entwässerungsgräben  wurde 
später  bei  der  Separation  noch  bedeutend  erweitert  und  ver^ 
bessert.  Ihre  Instandhaltung  wird  durch  eine  besondere 
Nutheregulierungskommission  überwacht,  und  die  Kosten 
dafür  werden  von  den  Anliegern  als  sogenannte  „Nuthekosten'' 
eingezogen. 

Daneben  haben  sich  allmählich  auch  die  Folgen  der  in 
den  N achbar gemarkungen  vorgenommenen  Entwässerungs- 
anlagen bemerkbar  gemacht,  da  durch  diese  das  Wasser  von 
vornherein  von  dem  Schlalacher  Gebiet  zurückgehalten  wurde. 
Endlich  hat  der  Umstand  die  Trockenlegung  des  Landes  be- 
fördert, daß  in  der  Gemarkung  und  ringsumher  immer  mehr 
der  Buschwald  verschwand,  der  bis  dahin  das  Niederschlags- 
wasser festhielt.  Auch  die  Sitte  der  Waldeigentümer,  die 
Waldstreu  als  Stallstreu  zu  nutzen  oder  diese  Nutzung  zu 
verpachten,  trägt  viel  dazu  bei,  ein  schnelleres  Ablaufen  des 
Niederschlagwassers  zu  befördern. 

Die  Wirkung  all  dieser  Momente  war,  daß  ursprünglich 
nur  als  Wiesen  brauchbare  Flächen  als  Acker  verwendet, 
daß  ferner  früher  sumpfige  Wald-  und  Weidereviere  zu  Acker 
und  Wiese  umgearbeitet  werden  konnten,  nachdem  der  darauf 
stehende  Buschbestand  abgeholzt  oder  von  selbst  wegen  Mangel 
an  Feuchtigkeit  eingegangen  war.  Sogar  zwei  früher  als 
Fischteiche    dienende    und    noch    1865    bei    der  Grundsteuer- 


^  Auf  einer  zum  Zwecke  der  Separation  1845  aufgenommenen  Flur- 
karte (im  Archiv  der  Generalkommission  zu  Frankfurt  a.  0.)  ist  bei 
diesem  Graben  angegeben:  „Rühlicker  Graben  1782  vom  Staate  angelegt." 
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regelung  ab  Wasserffächen  abgeschätsete  Stellen  westlich  Vom 
Doife  am  Linther  Wege  und  am  Wege  sam  sogenannten  Butg- 
stall  kannten  nach  der  Senaration  2um  Teil  als  Wiesenland 
benutzt  werden.  Zwar  ist  aaher  ein  Teil  der  Entwässerunjf^- 
anlagen  immer  noch  zur  Ableitung  des  Frühjahrshochwassers 
und  zur  Verhütung  einer  neuen  Versumpfung  unentbehrlich. 
Viele  ron  den  Gräben  liegen  aber  auch  trocken ,  so  daß  sie 
ihrer  alten  Bestimmung  nur  noch  selten  oder  auch  gar  nicht 
mehr  dienen  und  zum  Teil  als  Zufahrtswege  zu  den  Äckern 
benutzt  werden  können. 

Das  Ergebnis  der  beiden  zusammenwirkenden  und  zum 
Teil  sieh  bedingenden  Momente :  die  Vernichtung  des  Waldes 
und  die  Trockenlegung  des  Landes,  ist  eine  wesentliche  Ver- 
änderung des  Oemarkungsbildes,  zumal  da  seit  Aufhebung 
des  Gemeineigentums  und  des  Flurzwanges  jeder  Besitzer 
unabhängig  über  die  Art  der  Bewirtschaftung  seiner  Qrund- 
sttteke  entscheiden  konnte.  Die  Wald-  und  Weidegebiete 
sind  aus  der  Gemarkung  fast  ganz  verschwunden,  an  ihrer 
Stelle  haben  sich  die  Acker-  und  Wiesenflächen  vermehrt. 
Beide  Kulturarten  haben  sich  auf  immer  gröfiere  Gebiete  des 
um  die  Sandflächen  herumgelegenen  Bruchlandes  ausgedehnt, 
wobei  der  Acker  alle  höher  und  trocken  gelegenen,  die  Wiesen 
die  niedrig  und  feucht  liegenden  Stellen  eingenommen  haben. 
Da  ein  Teil  des  früheren  Ackerlandes  im  Süden  der  Ge- 
markung von  Kiefernwald  besetzt  ist,  sind  beide  Bodenarten, 
Acker  und  Wiese,  im  Laufe  der  Jahrhunderte  inmier  weiter 
nach  Norden  in  das  niedrigere  Bruchland,  das  frühere  Laub- 
wald- und  Weidegebiet,  hinein  vorgeschritten^. 

Mit  der  Änderung  der  äußeren  Bodenverhältnisse  ist  natdr- 
gemäfl  vielfach  eine  Änderung  auch  der  Ertrags fähigkei 
verbunden.     Acker-  und  Wiesengrundstücke,   die  früher  ihre 
Erträge  einer  mäßig  feuchten  Lage  verdankten,    haben  heute 
unter  au  großer  Trockenheit  zu  leiden.    Umgekehrt  aber  haben 


'  Die  vier  beigegebenen  Karten  (labisd)  veranschaulicben  die  ge- 
schilderte Entwicklung.  Die  Karten  I  a  nnd  b  sind  auf  Grund  der  vor- 
handenen Nachrichten  und  der  Schlüsse,  die  ungezwungen  aus  ihnen 
sezogen  werden  konnten,  angefertigt  Beispielsweise  Meli  sich  ans  vor- 
handenen Gemarkungskarten  deutlich  ein  Zurückgehen  des  Wiesen- 
nmfangs  innerhalb  der  Hufenfeldmark  verfolgen  und  hieraus  in  Ver- 
bindung mit  den  Flurnamen  (Lange  Wische,  Neue  Wiesen,  Rohrwiesen 
XL.  a.)  auf  ihre  noch  ^röflere  Ausdehnung  in  früherer  Zeit  schliefen. 
Hierbei  konnte  natürlich  die  Abgrenzung  der  einzelnen  Kulturarten 
gegeneinander  nicht  immer  sanz  genau  gezeichnet  werden.  Die  Karte  I  c 
ist  nach  der  zum  Zwecke  aer  Generalseparation  aufgenommenen  Karte 
gezeichnet ;  die  Karte  I  d  beruht  auf  der  Königl.  PreuS.  Landesaufnahme 
von  1900,  herausgegeben  1902,  sogen.  Meßtischblatt,  und  eigenen  Be- 
obachtungen. Letztere  berechtigen  mich  zu  der  Annahme,  daß  alle 
Flachen,  die  auf  dem  Meßtischblatt  durch  kleine  punktierte  Linien  von 
den  umliegenden  Wiesen-  nnd  Weidengebieten  getrennt  sind,  ohne  eine 
besondere  eigene  Signatur  zu  besitzen,  heute  als  Acker  genutzt  werden* 
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iriele  früher  zu  nasse  und  deshalb  wenig  erlragsreiche  Stellen 
heute  an  Otlte  sehr  gewonnen.  Der  Wechsel  der  Ertrags- 
fähigkeit tritt  besonders  auch  bei  den  Flttchen  herror,  die 
ihre  Bestimmung  geändert  haben. 

Dies  sSeigt  sich  deutlich  in  den  Preisen  von  Grundstücken, 
4ie  bei  Ermittlung  des  Grundsteuerreinertrages  im  Jahre  1865 
als  Weide  abgeschätzt  sind  und  noch  heute  in  dei*  Grund- 
steuermutterrolle  untef  diesem  Namen  aufgeführt  werden, 
obwohl  sie  jetzt  als  Acker  oder  Wiese  genutzt  werden.  t>a  die 
veränderte  Nutzung  einen  höheren  Wert  hervorruft,  stehen 
bei  solchen  Grundstücken  naturgemäß  die  gezahlten  Preise  in 
^ar  keinem  Verhältnis  zu  den  damals  abgeschätzten  Rein- 
erträgen, wie  die  nachstehenden  Zahlen  über  eine  Reihe  iü 
den  Jahren  1885  bis  1891  vorgekommener  Parzellenverkäufe 
zeigen. 


il 


SS 


ba 


SP 


9 


Ä 


Ji 


oo 


^  es 

s  -« 

u  "^ 
dl 


Jt 


ä 


Ji 


6 


0,0177 
0,2720 
1,2466 
1,2585 
2,0840 


0,24 

5,76 

29,85 

888 
20,10 


45 

900 

2069 

1472 

3876 


2542,4 
8808,9 
1659,7 
1169,6 
1629,9 


13,6 
21,2 
28,9 

7,1 
9,6 


4,8788 


64,83 


7862 


1611,5 


13,8 


187,5 
156,8 
69,3 
165,8 
168,0 


121,3 


0,7630 
0,6540 
0,3156 
0,5650 
0,8510 


1,14 
2,31 
1,26 
0,66 
0,99 


3,1486 


6,36 


450 

589,1 

300 

474,2 

376 

1188,2 

450 

794,9 

850 

998,2 

2425 

770^3 

1,5 
3,5 
4,0 

1,1 

1,0 


394,7 
129,8 
297,6 
681,8 
858,6 


2,0 


121,1 


In  Spalte  6  ist  der  Kaufpreis  für  1  Mk.  des  abgeschätzten 
Beinertrags  der  Parzellen  berechnet.  Er  ist  im  Durchschnitt 
bei  Acker  und  Weide  ziemlich  gleich,  nämlich  ungefilhr 
121  Mk.y  obwohl,  wie  Spalte  5  zeigt,  der  Reinertrag  der 
Weiden  bedeutend  niedriger  als  der  der  Ackerparzellen  ist 
und  im  Durchschnitt  nur  ein  Sechstel  von  letzterem  beträgt. 
Der  Grundsteuerreinertrag  stellt  eben  in  keiner  Weise  mehr 
den  wahren  Ertragswert  der  früher  als  Weide,  jetzt  als  Acker 
oder  Wiesen  genutzten  Parzellen,  dar. 
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c)  Znstand  in  der  neueren  Zelt. 

Wenn  es  auch  der  menschlichen  Tätigkeit  in  mancher 
Beziehung  gelungen  ist,  sich  von  den  ursprünglich  gegebenen 
Bodenverhältnissen  unabhängig  zu  machen,  und  wenn  sie  auch 
dadurch  viel  dazu  beigetragen  hat,  das  landschaftliche  Bild 
der  Gemarkung  zu  verändern,  so  steht  andererseits  doch 
heute  noch  Umfang  und  Wert  des  Kulturbodens  unter  dem 
Einfluß  der  grundlegenden  geologischen  Bedingungen  der 
Bodengestaltung ,  insbesondere  des  ursprünglichen  Verhält- 
nisses zwischen  den  höheren  Flächen  und  dem  niedrigeren 
Bruchland  und  der  davon  abhängigen  Bodenzusammensetzung 
(Sandboden,  Moorboden),  des  Grundwasserstandes  u.  a. 

Trotz  der  umfangreichen  Entwässerungsanlagen  ist  daher 
im  allgemeinen  die  Benutzbarkeit  des  Bodens  als  Acker-  und 
Wiesenland  und  sein  Wert  durch  die  Verschiedenheit  der 
ursprünglichen  Bodenform  beeinflußt.  Insbesondere  sind  der 
Ausbreitung  des  Ackers  Grenzen  gesetzt:  nur  die  höher  ge- 
legenen Stellen  sind  dafür  brauchbar. 

Soweit  sich  die  Sandflächen  ausdehnen,  also  im  Süden 
des  Gemarkungsgebietes  und  unmittelbar  nördlich  und  nord- 
östlich vom  Dorfe,  findet  sich  leichter,  nur  zum  Roggen-, 
Lupinen-  und  Kartoffelbau  geeigneter  Boden,  der,  je  höher 
gelegen,  desto  unfruchtbarer  wird,  so  daß  er  früher  nur  alle 
sechs,  zum  Teil  sogar  nur  alle  neun  Jahre  Roggen  tragen 
konnte  („sechs-  oder  neunjähriges  Roggenland").  Schließlich, 
im  äußersten  Süden  wird  er  nur  für  Nadelwald kultur  passend 
oder,  wie  bei  der  Windmühle,  nur  als  Sandgrube  und  Kirch- 
hofplatz brauchbar.  Je  mehr  auf  der  anderen  Seite  diese 
Sandgebiete  an  das  Bruchland  herantreten,  um  so  fruchtbarer 
wird  der  Boden,  um  schließlich  in  ertragreichen,  aus  der 
Zersetzung  der  moorigen  Bestandteile  gebildeten  faserigen 
Humusboden  überzugehen,  der  den  Anbau  von  Gerste,  Hafer 
und  selbst  Weizen  erlaubt.  Diese  Bedingungen  finden  sich 
in  der  Nähe  des  Dorfes,  sowie  im  Osten  und  Norden  des 
Hauptteiles  der  Gemarkung.  Der  Umfang  des  fruchtbareren 
Ackers  ist  jedoch  nicht  sehr  bedeutend,  da  der  tiefer  ge- 
legene Boden  meist  von  Wiesen  eingenommen  ist.  Diese  finden 
sich  am  westlichen  und  nordöstlichen  Rande  des  Hauptteiles, 
sowie  im  nördlichen  Zipfel  der  Gemarkung,  wo  wegen  der 
tiefen  Lage  eine  dauernde  genügende  Entwässerung  und 
Senkung  des  Grundwasserspiegels  unmöglich  ist,  oder  wo  die 
weite  Entfernung  vom  Dorfe  eine  Bearbeitung,  wie  sie  der 
Acker  erfordert,  weniger  als  ihre  gegenwärtige  Verwendung 
zu  Wiesen  lohnen  würde.  Die  Wiesen  sind  von  Mitte  Apru 
ab  trocken.  Sie  waren  früher  einschürig,  geben  aber  seit 
etwa  15  Jahren  unter  Anwendung  von  künstlichem  Dünger 
auch   zwei   Erträge.     Sie  liefern   zum   Teil  gutes,    zum   Teil 
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2war  nicht  allerbestes  Heu,  aber  doch  meist  ein  kräftiges  und 
nahrhaftes  Futter. 

Den  Umfang  und  die  Bedeutung  der  einzelnen  Haupt- 
kulturarten im  Jahre  1865  ergibt  folgende  Zusammenstellung 
aus  der  Grundsteuermutterrolle  ^ : 
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Hiernach  bestand  damals  41,9  ^/o,  d.  i.  fast  die  Hälfte  der 
Oemarkung,  aus  Ackerland,  26,2  ^/o,  d.  i.  unge&hr  V4,  aus  Wiesen. 
Vergleicht  man  aber  die  Reinertrags  zahlen,  so  näherte  sich 
der  Ertragswert  der  Wiesen  dem  Ackerland  bedeutend.  Von 
dem  Gesamtreinertrage  lieferte  nämlich  das  Ackerland  etwas 
weniger  als  die  Hälfte,  nämlich  47,2 ^/o,  die  Wiesen  aber 
38,3'*/o,  d.  i,  mehr  als  ein  Drittel.  Der  Wald,  der  an 
Umfang  18%,  also  Vs  bis  ^/e  der  ganzen  Fläche  einnahm, 
steuerte  dagegen  zum  Gesamtreinertrag  nur  6,7  ^/o  oder  ^/i5 
bei.  Der  Reichtum  an  Wiesen  geht  aus  den  beigefügten 
Zahlen  hervor,  die  das  Verhältnis  der  Wiesenfläche  zum 
Gesamtflächeninhalt  innerhalb  der  Provinz  Brandenburg,  des 
Regierungsbezirks  Potsdam  und  des  Kreises  Zauch-Belzig  mit 
dem  entsprechenden  Verhältnis  in  Schlalach  vergleichen  lassen. 

(Siehe  Tabelle  S.  12.) 

Seit  der  Zeit,  in  der  die  angegebenen  Zahlen  für  Grund- 
steuerzwecke ermittelt  sind  (gegen  1865),  hat  sich  der  Umfang 
der  einzelnen  Kulturarten,  wie  bereits  ausgeführt,  nicht  un- 
erheblich geändert.  Die  Bedeutung  des  Waldes  gegen  damals 
ist  noch  mehr  zurückgetreten.  Er  umfaßt  heute  nur  etwa 
100  ha.  Als  Weide  werden  nur  noch  wenige,  einigen 
Bauern  gehörige  Flächenabschnitte  genutzt.    Die  Vergrößerung 

^  Nach  der  Grundsteuermutterrolle.  Die  Zahlen  des  Yiehstands- 
und  Obstbaumlexikons  für  den  Preuß.  Staat  vom  Jahre  1900  weichen 
nur  unwesentlich  ab. 
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der  Ackerfläche  auf  Kosten  der  übrigen  Bodenarten  wird  durch 
eine  entsprechende  Vermehrung  des  Wiesengebietes  Tän 
Stelle  der  Weide)  ungefähr  aufgewogen,  so  daß  innerhalb  der 
Gemarkung  das  Verhältnis  dieser  beiden  Hauptkulturarten  su 
einander  (4 : 3)  unge&hr  gleich  geblieben  ist. 

Die  Menge  der  fruchtbaren  Wiesen  bewirkt,  daß  Schlalach 
bei  der  Grundsteuereinschätzung  mit  seinem  Gesamtreinertrag 
Ton  über  17000  Mk.  innerhalb  des  Kreises  Zauch-Belzig  an 
die  dritte  Stelle  gekommen  ist  und  nur  von  zwei  großen  Havel- 
dörfern,  Deete  und  Schmergow,  übertroffen  wird.  Den 
Durchschnittareinertrag  der  148  Landgemeinden  von 
5952  Mk.  überragt  es  um  über  das  Doppelte.  Auch  der  Boden 
steht,  wie  sich  aus  dem  Grundsteuerreinertrag  schließen  läßt, 
an  Güte  über  dem  Durchschnitt  innerhalb  der  Provinz  Branden- 
burg und  innerhalb  des  Regierungsbezirks  Potsdam,  sowie 
weit  über  dem  des  Kreises  Zauch- Beizig  (Siehe  folgende 
Übersicht  S.  13)  \ 

Hierbei  ist  immer  nur  der  Bestand  innerhalb  der 
Gemarkung  in  Betracht  gezogen.  Berücksichtigt  man  auch 
die  zwar  politisch  außerhalb  der  Gemarkung  liegenden,  aber 
von  ihren  Einwohnern  gegenwärtig  als  Pachtfeld  genutzten 
und  deshalb  wirtschaftlich  dazu  zu  rechnenden  Flächen,  so 
vergrößert  sich  der  Umfang  der  Gemarkung,  insbesondere  der 


^  Yiehstands-  und  Obsthanmlexikon  von  1900  fQr  den  Preuß.  Staat» 
Berlin  1903,  bearbeitet  vom  Kgl.  Stat.  Bureau,  Provinz  Brandenburg. 
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Wiesenumfang  ganz  bedeutend.  Einmal  ist  ein  nordwestlich 
vom  Dorfe  an  der  Grenze  mit  der  Königliehen  Forst  entlang 
liegendes  und  zu  dieser  gehöriges  Gebiet  von  etwa  875  ha 
oder  1500  Morgen  fast  ausschliefilich  dauernd  von  Schlalacber 
Büdnern  gepachtet.  Ursprünglich  war  es  mit  Buschwald  ber 
standen.  Nach  dessen  Abholzung  werden  über  zwei  Drittel  davon 
als  Wiese,  das  übrige  als  Acker  benutzt.  Acker  und  Wiesen 
sind  zum  Teil  von  mittlerer,  zum  größten  Teil  von  geringer 
Ertragsfähigkeit ;  der  Ertrag  des  Ackers  wird  außerdem  durch 
Wildschaden  stark  beeinträchtigt  Außerdem  sind  noch  viel^ 
von  d«n  um  die  Grenze  herumliegenden,  zu  Treuenbrietzen 
gehörigen  Wiesenäächen  an  Einwohner  von  Schlalach  ver- 
pachtet. Mit  Hinzurechnung  dieses  Pachtlandes  wird  daher 
der  Umfang  der  in  Schlalach  bewirtschafteten  Wiesen  dem 
der  Äcker  ungefähr  gleichkommen. 

3.  Orttlage  und  Vsrkihr. 

(Siehe  die  Übersichtskarte.) 

In  enger  Beziehung  zu  den  geographischen  Bedingungen 
stehen  die  Lage  und  die  Verkehrs  Verhältnisse  des  DoifeSr 
Schlalach  liegt,  wie  erwähnt,  auf  dem  letzten  schmalen  Ende 
eines  von  Süden  in  die  Niederung  hineinragenden  Sandrückens, 
da  wo  er,  von  zwei  Bächen  durchflössen,  mit  einem  anderen 
senkrecht  zu  ihm  verlaufenden  Sandstreifen  zusammentrifft» 
Hiermit  waren  Bedingungen  gegeben,  welche  für  eine  Land* 
besiedelung  besonders  günstig,  die  Wahl  der  Dorflage  offenbar 
bestimmt  haben.  Einerseits  bot  sich  ftlr  die  Gehöfte  ein  fester 
Bftugrund,  und  in  nächster  Nähe  das  erforderliche  Bauholz, 
andererseits  war  auch  der  unmittelbare  Wirtschaftsbedarf  gar 
sichert  Denn  zum  Tränken  des  Viehs  und  auch  zur  Enten* 
und  Fischzucht  geeignetes  Wasser  war  in  unmittelbarer  Nähe. 


14  134. 

Da  ferner  der  Ort  fast  ringsum  von  der  Niederung  umgeben 
war,  boten  sich  fUr  den  Anfang  Ackerland  und  Wiesen  aut 
den  höher  gelegenen  Flächen  und  auf  den  Randgebieten 
zwischen  Sand  und  Sumpf;  ftir  die  Folgezeit  aber  konnte 
unmittelbar  vom  Dorfe  oder  von  den  damit  in  Verbindung 
stehenden  und  leicht  zu  erreiclienden  trockenen  Gebieten  aus 
nach  allen  Richtungen  hin  durch  Rodungen  und  durch  Ent- 
wässerungsanlagen in  das  Sumpfgebiet  hinein  noch  mehr  gutes 
Acker-  und  Wiesenland  gewonnen  werden. 

Auch  die  Verkehrslage  ist  abhängig  von  den 
geographischen  Verhältnissen,  denn  der  Verkehr  folgt  den 
Straßen,  diese  wieder  müssen  unwegsame  Gebiete  vermeiden. 
Anfangs  war  daher  der  Verkehr  für  Schlalach  nur  nach  Süden 
und  Osten  zu  offen.  Hierhin  bildeten  die  Ausläufer  des 
Flämings  eine  natürliche  Brücke.  Nach  allen  anderen 
Richtungen,  zumal  nach  Norden  hin,  dehnte  sich  zum  Teil 
ganz  von  Wasser  bedecktes,  zum  Teil  sumpfiges,  von  Ge- 
wässern durchauertes  und  daher  unwegsames  Bruchland  aus. 
Schon  der  nächste  Ort  nach  Norden  zu,  Deutsch-Bork,  ist, 
wie  der  Name  zeigt,  offenbar  von  dem  am  Rande  des  Zauche- 
Plateaus  liegenden  älteren  Wendisch  -  Bork  aus,  also  von 
Norden  her,  gegründet  worden. 

Auch  die  Umgebung  im  weiteren  Sinne  bot  wenig  Anlaß 
für  ausgedehntere  Verbindungen.  Nur  der  Fläming  gab  die 
Unterlage  für  einen  sich  in  südöstlich-nordwestlich  oder  um- 
gekehrter Richtung  bewegenden  und  die  Verbindung  mit  dem 
Westen  und  Südosten  Deutschlands  herstellenden  Verkehr. 

Schlalach  lag  also  ursprünglich  abseits  des  großen  Ver- 
kehrs und  konnte  mit  anderen  größeren  Orten  außer  Treuen- 
brietzen  wohl  nur  mittelbar  wirtschaftlich  in  Verbindung  treten. 

Allmählich  wurde  das  Niederungsland  trockener  und  so 
steht  Schlalach  später  nach  allen  Richtungen  mit  der  Um- 
gegend durch  Straßen  in  Verbindung.  Die  das  Dorf  in 
ungefähr  nordsüdlicher  Richtung  durchziehende  Straße  trifft 
nach  Süden  zu  über  den  früher  erwähnten  Flämingausläufer 
hinweff  1km  nördlich  von  Treuenbrietzen  auf  die  Chaussee 
Potsdam-Beelitz  Treuenbrietzen;  nach  Norden  zu 
überschreitet  sie  die  Niederung  und  stellt  über  Deutsch-Bork 
und  W^endisch-Bork  die  Verbindung  mit  dem  Zauche-Plateau 
her.  Dieser  nördliche  Teil  der  Straße  muß  bereits  im 
30jährigen  Krieg  bestanden  haben,  denn  die  Treuenbrietzener 
Chronik  erwähnt  einen  Rechtsstreit  über  die  Herstellung  des 
Holzdammes  zwischen  Schlalach  und  Deutsch- Bork.  Sie  führte 
an  die  große  von  Sachsen  über  Brück  am  südlichen  Rande 
des  Zauche- Plateaus  entlang  nach  Potsdam  zu  führende  Straße 
heran  und  wurde  deshalb  noch  im  Beginn  des  19.  Jahr» 
bunderts  viel  befahren,  so  daß  die  Schlalacher  für  die  Stellung 

Vorspann   durch   die  sandige  Strecke  bis  Wendisch- Bork 
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▼iel  Geld  verdienten.  Auch  das  Bestehen  einer  Zolleinnahme- 
stelle in  Schlalach  bis  zu  jener  Zeit  erklärt  sich  aus  diesem 
Verkehr.    Die  Strafie  ist  heute  durch  Steinpflasterung  befestigt. 

Die  übrigen  Strafien  nach  außerhalb  sind  zum  Teil  un- 
befestigte Landwege.  Abgesehen  von  dem  ganz  durch  das 
Kiederungsgebiet  gelegten  Wege  nach  Neuendorf,  benutzen 
sie  entweder  den  sich  in  westöstlicher  Richtung  quei*  durch 
die  Qemarkung  hinziehenden  Sandrücken ,  wie  die  das  Dorf 
an  seinem  Nordende  verlassende  Straße  nach  Linthe  und  die 
weiter  südlich  abgehende  Straße  nach  Brachwitz ;  oder  sie 
führen  an  dem  Rand  des  südlichen  Trockengebiets  entlang  zu 
den  Nachbardörfern  Nichel  und  Niebel. 

Diese  letzteren  Straßen  sind  jedoch  als  lokale  Verbindungs- 
wege fast  sämtlich  nur  von  untergeordneter  wirtschaftlicher 
Bedeutung.  Hiervon  macht  jetzt  auch  die  nach  Norden  über 
Deutsch-Bork  führende  keine  Ausnahme,  denn  das  vom  Wald 
bedeckte  und  im  Westen  von  der  sumpfigen  Plane-Niederung, 
im  Norden  von  der  Havel  begrenzte  Zauche-Plateau  besitzt 
selbst  keine  größeren  oder  wirtschaftlich  wichtigen  Ortschaften. 
Die  Richtung  nach  Nordosten  (Berlin)  wird  aber  besser  auf 
dem  über  Brachwitz  an  die  Chaussee  Beelitz — Potsdam — Berlin 
heranführenden  Landweg  erreicht. 

Von  größerer  Wichtigkeit  war  in  früherer  Zeit  und  ist 
beute  noch  besonders  die  südliche  Verkehrsriohtung. 
Nach  Süden  zu  liegt  ca.  7  km  entfernt  die  nächste  Stadt, 
Treuenbrietzen.  Sie  hat  zwar  nie  eine  besonders  erhebliche 
Bedeutung  gehabt  Zumal  der  Mangel  an  jedem  Wasserver- 
kehr —  der  nächste  schiffbare  Fluß,  die  Havel,  ist  ca.  25  km 
entfernt  —  ließ  es  nicht  dazu  kommen.  Sie  blühte  aber  vom 
13.  Jahrhundert  ab  unter  der  Gunst  der  brandenburgischen 
Fürsten  zu  einem  wohlhabenden  Orte  auf  und  nahm  im  Land- 
verkehr eine  nicht  unwichtige  Stellung  ein.  Seit  Anfang  des 
IG.  Jahrhunderts  fanden  hier  jährlich  ein  Viehmarkt  und  seit 
1671  fünf  Jahrmärkte  statte  Im  Jahre  1800  wird  von  sechs 
Jahr-,  Vieh-  oder  Flachsmärkten  sowie  zwei  Wollmärkten 
berichtet ". 

Über  Treuenbrietzen  führt  die  alte  Poststraße  von  Pots- 
dam über  den  Fläming  zur  Elbe  nach  Wittenberg  und 
von  dort  nach  Leipzig,  oder  über  Coswig  nach  Halle  und  nach 
Zerbst — Magdeburg.  Andere  Straßen,  dem  Fläming  nach 
Nordwesten  folgend,  gingen  über  Rietz — Niemegk  nach  Beizig 
und  weiter  nach  Brandenburg  oder  nach  Magdeburg. 
In  der  entgegengesetzten  Richtung  des  Flämings  nach  Süd- 
osten zu  führte  von  Treuenbrietzen  aus  ein  Weg  nach  Jüterbog. 
Alle  diese  jetzt  als  Chausseen  ausgebauten  Straßen  finden  sich 
bereits  Anfang  und  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  auf  den  Karten 

»  PischoD,  S.  76,  128.  166. 
•  Bratring,  Bd.  2,  S.  386. 
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Y^rs^icbn^t  ^)  y  haben  aber  wohl  ^obon  lange  Zeit  früher 
bestanden^  Von  größerer  Bedeutung  war  wohl  nur  die  in 
nordstldlicher  Richtung  führende  Straße  Berlin-Wittenberg» 
Einen  Verkehr  in  der  Querrichtung  von  Osten  nach  Westen, 
für  die  iswi^r  der  Fläming  eine  gute  Unterlage  geboten  hätte, 
hinderte  die  politische  ]Liandeinteilung.  Denn  gerade  in  dieser 
Linie  verlief  bis  cum  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  ein  großer 
Teil  der  Grenze  nwischen  Brandenburg  und  Kursachsen  (früher 
auch  Magdeburg),  sodaß  aich  ein  Verkehr  in  dieser  Richtung 
nicht  ausbilden  konnte.  Weldien  Einfluß  der  sumpfig# 
Charakter  des  Niederungsgebietes  zwischen  Fläming  und 
Zauche-Piateau ,  insbesondere  der  Nieplits-Niederung  bei 
Treuenbrietaen,  noch  in  später  Zeit  hatte,  zeigt  der  Umstand, 
daß  die  Hauptstraße  Wittenberg-- Potsdam  um  das  Jahr  175S 
östlich  an  Treuenbrietzen  vorbei  über  die  Dörfer  Lindow— Mehls«- 
dorf-^Hennickendorf— Biankensee  führte^).  Später,  am  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  ging  diese  Straße,  der  noch  heute  so» 
genannte  „Herweg*'  (Heerstrasse),  nördlich  von  Treuenbrietzen 
von  Bietz  her  am  Sebaldushof  und  am  linken  Ufer  der  Nieplitz 
entlang  und  vennied  so  das  zweimalige  Überschreiten  diesea 
Flusses.  Erst  in  den  Jahren  1816/17  ist  die  Straße  Potsdam — 
Treuenbrietzen — Wittenberg  ohne  Rücksicht  auf  die  Boden- 
und  Wasserverhältnisse  als  Kunststraße  ausgebaut  und  un- 
mittelbar über  Treuenbrietzen  gelegt.  Die  Straße  nach  Jüter- 
bog ist  im  Jahre  1828  als  Kießchaussee  ausgebaut  und  in  den 
40  er  Jahren  durch  Steinunterlage  befestigt.  Die  Chaussee 
nach  Beizig  über  Niemegk  endlich  wurde  im  Jahre  1867 
vollendet  Da  hiernach  Treuenbrietzen  immer  die  natürliche 
Sammel-  und  Verteilungsstelle  fUr  die  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  der  Umgegend  gebildet  hat,  mußte  für  Schlalach 
die  südlich  führende  Straße  die  wichtigste  bleiben. 

Seitdem  mit  der  Einfllhrung  des  Eisenbahnverkehrs  ein 
neues  Element  in  die  Gesamtheit  der  Verkehrsbedingungen  ge- 
kommen ist,  hat  sich  die  Lage  zum  Teil  geändert  —  nicht  überall 
zum  Vorteil  von  Schlalach.  Wichtigere  Eisenbahnlinien  be- 
rühren dieses  Gebiet  nicht.  Die  nächsten,  die  Linien  Berlin — 
Jüterbog— Wittenberg— Halle  und  Berlin— Beizig— Nordhausen— 
Kassel  gehen  10 — 12  km  entfernt  vorüber.  Die  erstere,  und 
durch  ihren  lebhaften  Verkehr  wichtigere  vermeidet  die  bei 
Treuenbrietzen  und  Schlalach  besonders  breite  und  zum  Teil 
sumpfige  Niederung  und  überschreitet  sie  etwa  18  km  östlich 
auf  einer  schmaleren  Stelle  bei  Luckenwalde,  Ebenso  durch- 
schneidet sie  den  Fläming  da,  wo  er  eine  geringere  Höhe 

^  Ygl.  die  Karten  von  der  Mark  Brandenburg  aus  dem  18.  Jahr- 
hundert und  die  „Postcharte  durch  ganz  Deutschland**  von  Neil,  Nürn- 
berg, 1715,  in  der  Königl.  Bibliothek  Berlin. 

>  „Geographischer  Entwurf  des  zu  dem  Sachs.  Chur.  Greise  ge- 
hörigen Amtes  Beizig**  1858  (Schenk^  Königl.  Bibliothek  Berlin. 


134. 


17 


und  Ausdehnung  in  nord-südlicher  Richtung  hat,  indem  sie 
einen  in  diesem  Höhenzug  durch  das  obere  Nuthetal  bei 
Jüterbog  gebildeten  Einschnitt  benutzt. 

Die  andere  Haupteisenbahn  zieht  sich  zwar  nur  etwa 
10  km  nordöstlich  von  Schlalach  und  Treuenbrietzen  vorbei, 
indem  sie  die  Niederung  an  einer  ebenfalls  sehr  schmalen 
Stelle  bei  Brück  überschreitet.  Sie  fbhrt  aber  lange  Strecken 
durch  verkehrsarme  Gegenden  und  verdankt  ihre  £rbauung 
hauptsächlich  militärischen  Rücksichten.  Sie  hat  deswegen 
auch  geringe  Bedeutung  für  die  umliegenden  Gebiete. 
Während  sich  ringsum  verkehrsmäfiig  und  wirtschaftlich  hoch 
entwickelte  Gebiete  (Berlin,  Sachsen,  Nieder- Lausitz)  befinden, 
ist  das  von  jenen  Eisenbahnlinien  umgrenzte  Gebiet  des 
hohen  Flämings  und  der  anschließenden  Niederungen  im 
allgemeinen  ziemlich  verkehrsarm  geblieben.  Durch  seine 
abgeschlossene  Lage  hat  auch  Treuenbrietzen  an  Bedeutung 
eingebüßt.  E^  ist  zwar  die  größte  Stadt  im  Kreise  Zauch- 
Belzig,  hat  aber  nur  rund  5000  Einwohner.  Die  nächsten 
Städte  sind  ebenfalls  sehr  unbedeutend  oder  liegen  verhältnis- 
mäßig weit  entfernt,  so  von  Schlalach  aus:  Jüterbog  20  km, 
Potsdam  und  Wittenberg  30  km.  Der  Getreide-  oder  Heu- 
transport dorthin  erfordert  mit  dem  Wagen  stets  mindestens 
einen  ganzen  Tag,  nach  Wittenberg  und  Potsdam  sogar  zwei. 
Schlalach  liegt  also  jetzt  wiederum  abseits  vom 
großen  Verkehr. 

Wie  sich  dieser  Umstand  für  die  Einwohnerzahl  in 
Schlalach  und  Umgegend  bemerkbar  macht,  zeigen  die 
folgenden  Zahlen  (nach  der  Volkszählung  von  1900),  bei  denen 
in    Spalte  4   die   Bevölkerungszahl   auf  1  qkm   berechnet  ist. 


1 


Gebietsteil 


Flächen- 
inhalt 


2k 


m 


Einwohner- 
zahl 


Bevölkerung 

auf 

1  qkm 


Preußen  

Provinz  Brandenburg  (außer 
Berlin)  im  ganzen 

Landgemeinden 

Reg.-Bez.  Potsdam 

Landgemeinden 

Kreis  Zauch-Belzig 

Landgemeinden 

Schlalach 

Schlalach  mit  4  Nachbardörfern 

Fonchungen  134.  —  Kehrl. 


348  658,000 

39  837,972 

18  898,949 

20  639,664 

9  938,326 

1 914,965 

1 083,746 

11,969 

57,405 


34  472  509 

3108554 

1 479  638 

1929304 

883057 

80651 

52754 

496 

1674 


98,0 

78,0 
78,3 
93,5 
88,9 
42,1 
48,7 
41,4 
29»2 
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SdkoQ  der  ganae  Kreis  Zauck-Belaig  ist  im  YergWieh  zu. 
Prcufien  und  zur  Provinz  BrandeDburg  schwach  berOlkart^ 
nämlich  nur  mit  42,1  ati£  1  qkm  gegesülMr  98  m  Preuden^ 
78  in  der  Provinz  Brandenburg  und  93,5  im  Regierungs- 
bezirk Potsdam.  Schlalach  steht  jedoch  noch  unter  der  Zahk 
des  Kreises  Zauch-Belzig.  Noch  deutlicher  tritt  die  geringe 
Bevölkerung  jener  Qegend  hervor ,  wenn  man  das  Verhältnis 
der  Einwohnerzahl  von  Schlalach  und  seinen  vier  Nachbar- 
dörfern^ Brachwitz,  Deutsch-Bork,  Linthe  und  Neuendorf^  zu 
dem  dazugehörigen  Flächeninhalt  berechnet.  Hier  kommien 
sogar  nur  29,2  Menschen  auf  1  qkm» 

Erst  allmählich  werden  sich  die  Verkehrsverhältnisse 
günstiger  gestalten.  Denn  Treuenbrietzen  ist  neuerdings  der 
Knotenpunkt  iron  mehreren  N  e  b  e  n  -  Eisenbahnlinien  ger 
worden.  Diese  folgen  zum  größeren  Teil  den  durch  die 
früheren  Hauptstraßen  angedeuteten  Verkehrsrichtungen.  Die 
älteste  führt  seit  den  70  er  Jahren  nach  Jüterbog  und  stellt 
hier  den  Anschluß  an  die  Hauptbahn  nach  Berlin  und  Sachsea 
her.  Der  Straßenrichtung  nach  Nordwesten  entspricht  die 
über  Niemegk' Beizig  nach  Brandenburg  führende,  1905 
vollendete  sogenannte  Städtebakn,  die  in  Belzig  die  Bahnlinie 
Berlin  -  Nordhausen  kreuzt.  Eine  Kleinbahn  nach  WaoAsee- 
Potsdam  über  Beelitz  endlich  ist  im  Bau.  Zwar  stellen  die 
beiden  ersteren  Linien  keinen  Zusammenhang'  mit  größeren 
Städten  her,  —  Brandenburg,  die  größte,  hat  rund  &0  000  Ein- 
wohner — ,  sie  können  daher  weniger  auf  die  Hebung  des 
Verkehrs  nach  und  von  Treuenbrietzen  wirken,  als  die  Bahn 
nach  Wannsee- Potsdam,  durch  die  Treuenbrietzen  mit  wirtschaft- 
lich bedeutenderen  Gegenden  verbunden  werden  wird»  Trotz- 
dem ist  gegenwärtig  die  Verkehrslage  von  Treuenbrietzen 
besser  geworden.  Daher  werden  die  Uadwirtaehaftliekeft  Er- 
zeugnisse der  Umgegend  zum  größten  Teil  dorthin  abgesetzt 
und,  saweil  sie  nicht  in  der  Stadt  selbst  verarbeitet  und  ver- 
braucht werden,  weiter  verkauft.  So  z.  B.  geht  das  Getreide 
zum  Teil  an  die  großen  Mühlen  in  Wittenberg  und  Sachsen- 
Thüringen«  Außerdem  ist  Treuenbrietzen  Sammelpunkt  fllr 
den  Viehmarktverkehr  der  Umgegend.  Es  finden  hier  jährlich 
12  Ferkelmärkte,  4  Kram-  und  Vieh-  und  2  Kram-,  Vieh- 
und  Fohlenmärkte,  im  ganzen  also  18  Viehmärkte  statt  Nur 
das  Schlachtvieh  wird  zum  größten  Teil  auch  von  den  für 
Berlin  liefernden  Händlern  und  Schlächtern  in  BeeKtz  und 
Brück  —  zwei  Städtchen  an  der  Berlin-Bekig-NordbameBer 
Bahn  —  aufgekauft. 

In  Treuenbrietzen  befindet  sick  ferner  eine  6eiiossensdia£t»> 
molkerei,  in  der  die  Milch  aus  den  umliegenden  Dörfern  zu 
Käse  und  Butter  verarbeitet  wird.  Da  von  Schlalach  aus 
über  Treuenbrietzen  auch  der  Weg  nach  den  Proviant- 
Magazinen    der    Wittenberger    Gamiso«    and    des   Artillerie- 
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Schießplatzes  bei  Jüterbog  mit  ihrem  starken  Bedarf  an  Heu 
und  Hafer  fuhrt ,  da  endlich  Treuenbrietzen  Sitz  des  zu- 
ständigen Amtsgerichtes,  der  Superintendentur  ist,  und  von 
hier  aus  Bahnverbindung  nach  Beizig,  dem  Sitze  des  Landrats- 
amtes und  der  Katasterbehörde,  besteht,  erklärt  es  sich,  dafi 
sich  für  Schlalach  auch  jetzt  noch  wie  früher  der  Haupt- 
verkehr in  südlicher  Richtung  bowegt.  Daneben  kommt  haupt- 
sächlich noch  der  Handelsverkehr  mit  Potsdam,  z.  B.  ftlr  Heu 
und  Hafer  an  das  dortige  MUitttr-Proviantamty  und  fi&r  Eier 
und  Butter  in  Betracht,  der  aber  zum  größten  Teil  ebenfalls 
durch  Treuenbrietzen  vermittelt  wird. 


2* 


n. 

Das  Dorf  Schlalach  bis  zur  Separation. 

(Siehe  die  Karten  II  und  III.) 


1.  Urspnmg  des  Dorfes. 

Schlalach  gehört  zu  den  deutschen  Kolonisationsdörfern, 
die  Albrecht  der  Bär  im  12.  Jahrhundert  gegründet  hat,  um 
die  Gebiete  an  der  Havel  und  Spree  und  deren  Nebenflüssen 
dauernd  für  die  deutsche  Herrschaft  gegen  die  wendischen 
Völker  zu  sichern.  Hierfür  spricht  die  allgemeine  Lage,  femer 
die  Flureinteilung  (Gewanne,  Hufen)  und  die  wesentliche  Form 
der  Gehöfte  (fränkische  Form).  Der  alte  Name  des  Dorfes  Slan- 
lach  und  Slanloch  ^  (Slan  oder  Slad  =  Waldrodung;  lach  =  lacus; 
oder  loch,  loh  =  feuchter  Hain)^,  die  DorflForm  (Straßendorf)*, 
sowie  das  Vorhandensein  eines  sogenannten  „  Burgstalls ^^  und 
Urnenfunde  lassen  jedoch  darauf  schließen,  daß  sich  schon 
vorher  eine  Niederlassung  an  dieser  Stelle  befunden  hat.  Bei 
dieser  Annahme  findet  auch  die  eigentümliche,  von  der 
fränkischen  abweichende  Form  des  Wohnhauses '^  mit  dem 
Eingang  von  der  Straßen gie beiseite  und  dem  großen  Küchen- 
räum  in  der  Mitte  ihre  Erklärung. 

Die  Gehöftform  und  die  Einteilung  der  Feldmark  bis  zur 
Separation  stammt  jedoch ,  wie  gesagt,  offenbar  aus  der  Zeit 
der  Kolonisation  durch  deutsche,  vielleicht  aus  den  anhaltinisch- 
sächsischen  Stammländern  Albrecht  des  Bären  eingewanderte 
Bauern. 

2.  Einteilnng  der  Gemarknng.  Gebletsnmfimg  und  Abgrenzimg 

nach  aaOen.'' 

Die  Einteilung  der  Gemarkung  war  die  bei  solchen  Dörfern 
übliche,  nämlich:  1.  in  die  im  Sondereigentum  stehende 
DorfBur,  2.  in  das  Gemeindeland  oder  die  Allmende. 


1  Landbach  Kaiser  Karls  lY.,  S.  42  und  128. 

«  Förstemann,  S.  1273.  885.    W.  Arnold,  S.  523.    Meitzen  I.  S.  44- 

*  Meitzen  I,  S.  53.    Ed.  0.  Schulze,  S.  116,  119  ff. 

«  Meitzen  II,  S.  287.    Mielke  „Einige  Bargwälle''  asw.,  S.  58,  62. 

*  Beschrieben  bei  Mielke  „Die  Baaemhäaser  usw.''.  S.  9  ff.,  vffL 
Meitzen  II,  S.  92,  209.    III,  S.  314. 

*  Siehe  Karte  II. 
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Die  Dorfflur  erstreckte  sich  natargemäB  im  aUgemeinen 
4!lber  die  hoch  gelegenen  Flächen  innerhalb  der  Gemarkang. 
Von  den  Niederungsgebieten  wurden  die  Flächen  dazu  gezogen, 
<iie  nach  ihrer  Lage  die  Möglichkeit  boten,  im  Hochsommer 
wenigstens  als  Wiesen  genutzt  zu  werden.  Daher  gehört  fast 
der  ganze  sttdliche  und  südöstliche  Teil  der  Gemarkung  hierzu. 
Die  nördlich  und  östlich  gelegenen  Gebiete  dagegen  nur  soweit, 
als  sich  dort  die  Hochfläche  ausdehnt.  Der  weitaus  größte 
Teil  dieser  in  drei  Felder  (das  Brachwitzer,  Nicheler  und 
Borcker  Feld)  und  in  Gewanne  und  Hufen  eingeteilten 
Flur  bestand  aus  Acker,  dazwischen  lagen  einige  Wiesen- 
flächen. 

Während  die  Hufenanteile  in  den  Gewannen  in  das 
Sondereigentum  der  einzelnen  Dorfgenossen  traten,  blieb  der 
übrige  Teil  der  Gemarkung  (Wald  und  Weide),  die  Allmende, 
zunächst  gemeinschaftlicher -Nutzung  vorbehalten.  Daher  er- 
klärt es  sich,  daß  ursprünglich  nur  der  Teil  nach  außen  gegen 
die  anderen  Gemarkungen  fest  abgegrenzt  war,  der  in  den 
Gewannen  der  Hufen feldmark  von  Schlalach  zusammen  lag 
oder  an  die  Hufenfeldmark  von  Nachbargemarkungen  anstieß. 
Denn  hier  lag  die  Feststellung  und  Innehaltung  von  bestimmten 
Orenzen  den  Nachbarn  gegenüber  im  Interesse  der  einzelnen 
Eigentümer.  Daher  sind  die  süd-  und  nordöstlichen 
Orenzen  von  Schlalach  gegenüber  Brachwitz  und  Deutsch- 
Borck,  soweit  sich  die  Hufenfeldmarken  erstreckten  oder  auch 
zusammenstießen,  im  allgemeinen  stets  klar  bestimmt  gewesen. 

Dasselbe  gilt  fär  den  Süden,  wo  die  Gemarkung  an 
Treuenbrietzener  Gebiet  auf  die  ursprünglich  wahrscheinlich 
zu  einer  selbständigen  Dorfgemeinde  gehörenden  „Heidehufen*' 
atößt.^  Die  Festlegung  der  Grenze  erfolgte  hier,  wahrschein- 
lich so  wie  sie  jetzt  besteht ,  im  Jahre  1687  durch  eine  auf 
Befehl  des  Großen  Kurfürsten  in  der  Zauche  vorgenommene 
Orenzregulierung.'  Die  Bezeichnung  der  Grenze  geschah  in 
Gegenwart  von  Vertretern  der  benachbarten  Gemarkungen 
durch  Aufwerfen  von  „Malhügeln^  oder  durch  Anzeichnen 
von  „Kreuzern''  an  besonders  großen  Fichten.  Einige  Unsicher- 
heiten des  Grenzlaufs  wurden  hierbei  für  einige  Zeit  beseitigt. 
So  war  damals  die  Grenze  mit  dem  Nichelschen  Gebiet  zu 
TJligunsten  von  Schlalach  dadurch  verschoben,  daß  wegen 
mangelhafter  Räumung  eines  Grabens  seitens  der  Stadt  Treuen- 
brietzen  ein  Damm  daneben  unbrauchbar  geworden  war.  Ein 
Acker  am  Schlalacher  „Kien-Heidichen'',  dem  sogenannten 
„Sieb'',  der  von  den  Schlalachern  in  Anspruch  genommen  war, 
wurde  von  den  anwesenden  zwei  Vertretern  der  Stadt  Treuen- 


1  Pischon  S.  13. 

'  Fr.  Geh.  Staatsarchiv  Prov.  Brandenbg.,  Rep.  7,  Amt  Saarmund. 
A.  Gen.  XII.  2. 
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bfieteen  jIs  siftädiefaet  fiigeDtmn  „beschworen*'  und  infolgedesseD 
der  Stadt  zugewieeen.^  Jedoch  wird  tm  SeparaCionsreseß  §  4 
die  Grense  hier  wieder  als  „rerdunkelt  und  anregelmäfiig* 
beseichnet.  Schuld  an  dieser  Unticherbeit  war  vieUeickt  die 
fieechaffenheit  des  Bodens.  Er  ist  hier  nämlich  so  sandige 
dafi  seine  Bearbeitung  cum  Teil  anterlassen  wird,  eine  be- 
stimmte Orense  also  Ült  die  Anliege  ohne  Interease  ist 

Gegen  Nichel  im  äußersten  Südwesten  scheint  die 
Grenze  ebenfalls  früh  festgestanden  su  haben.  Sie  fiel  aucb 
hier  mit  der  Grenze  der  Schldacher  Ackerflur  zusammen,  die 
an  dieser  Seite  gegen  das  Kicheler  und  Treu^ibrietzeaer 
Wiesengebiet  stößt. 

Von  dem  nicht  im  Sondereigentum  stebenden 
Gemeindeland  außerhalb  der  Ackerflur  scheinen 
▼  on  Tornherein  nur  wenige  Gebiete  zur  Gemarkung^ 
Schlalach  gehört  zu  haben.  Hierzu  gehörte  vor  allem 
die  dauernd  und  amsschließlidi  von  den  Schlalacher  Dorf- 
inaassen  genutzte,  zum  Zusammenhalten  des  Zugviehs  während 
der  Kacht  bestimmte  sogenannte  „Nachtbucht^  nordwestlich 
vom  Dorfe.  Femer  ist  auch  der  später  zu  den  Ackergewannen 
gezogene  ^Burgstall^  stets  zur  Feldmark  Schlalach  gerechnet 
worden.  Dazu  kommen  später  die  durch  Rodungea  im  Walde 
beigestellten  Wiesen. 

Alles  übrige  gehörte,  streng  genommen,  zunächst  nicht 
zur  G^eiBarkung.  Nach  Westen,  Norden  und  Nordoeten  lag^ 
um  die  Ackeijur  des  Dorfes  herum  in  weiter  Ansdehnung^ 
das  mit  Waid  bedeckte  Niederungsgebiet.  Es  bot  den  ringsum 
angrenzenden  Gemeinden  reichlichen  Holzertrag  und  Plats 
zur  Viehweide,  so  daß  eine  scharfe  Abgrenzung  der  Gebiete 
anfangs  entbehrlich  war.  Der  Umfang  der  Benutzung^ 
seitens  der  Dorfbewohner  mag  zwar  audi  hier  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  bestimmte  Anschauungen  über  die  ungefthreD 
Grenzen  der  Gemarkungen  gebildet  haben.  Tatsächlich  und 
rechdich  war  jedoch  die  Zugehörigkeit  zur  Gemarkung  lange 
Zeit  zweifelhaft  und  unsicher. 

Zunächst  waren  ja  ursprünglich  die  Wasserflächen,  alsa 
die  Flüsse  und  Teiche,  sowie  der  Wald  im  Eigentum  des 
LandesAirsten  geblieben  und  konnten  von  ihm  an  andere  weiter 
verliehen  weiden. 

So  übereignete  Markgraf  Otto  von  Brandenburg  in  den 
Jakren  130G  und  1301  dem  bei  Jüterbog  gelegenen  Zisterzienser- 
kioster  Zinna  die  Nieplitz  „mit  allen  hineinfließenden  Bächen ^ 
mit  den  Waldungen,  Wiesen,  wüsten  und  nicht  wüsten  Plätzen,, 
welche    dazugehören    und    den    Mühlen*".^     Der   Besitz    der 


'  Ebenda. 

<  Biedel,  Cod.  diplom.  Brsnd.  A.  D[»  S.  336  und  S53.    Pischon 
S.  15  f.    Urkundensammlung  6,  8  u.  9. 
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MttlileB,  Seen  und  MtiUenteicbe  wurde  •dem  Kloster  im  Jahre 
1303  bestätigt  ^  Dafi  das  Kloster  von  «eiaes  Rechten  Ghe- 
braiicli  gemacht  und  einzelne  Flächen  in  der  Oemarkung  ftr 
«ieh  in  Ansprseh  genommen  bat,  dafür  spricht  «in  Flurname 
inott^Iudb  d«r  Scfalalaeher  Gemarkung  „Das  Kloster^  getrade 
flir  ein  Grebiet,  das,  wie  bereits  erwähnt,  längere  Zeit  sehr 
nnlBr  den  von  Westen  eindringenden  Waesern  gelitten  haben 
«nd  wahrscheinlich  als  „wüster  Platz^  gelten  mußte.  Vidietcht 
ist  a«ch  die  Anlage  der  im  Dorfe  befindlicben,  bereits  im  Land- 
bach Kaiser  Karls  vom  Jahre  1375  erwähnten  Wassermühle 
A«f  ieae  dem  EQosta*  Zinna  T>erliehene  Berechtigung  zurüek- 
zufünren. 

Während  die  Besitzrecfate  des  Klosters  Zinna  bald,  wahr- 
flckeinlich  durch  den  Verfall  des  Klosters  und  durch  die  Ein- 
führung der  Reformation,  ihre  Bedeatung  «rerknien,  gilt  das 
O^enteil  von  der  Schenkung  des  Markgrafen  Ludwig  ^nm 
Bajnern  aus  dem  Jahre  1342,  durehdie  Treuenbrietzen 
in  den  Besitz  fast  sämtlicher  nördlich  der  Stadt 
gelegenen  Wälder  gesetzt  w«rde. 

Welches  Recht  die  Stadt  Treuenbrietzen  hierdurch  be- 
kommen hatte,  war  nicht  ganz  zweifellos.  Das  Amt  Saar- 
mund,  dessen  Verwaltung  das  vom  Großen  Kurfürsten  an- 
gekaufte Gutsvorwerk  Schlalaeh  später  unterstellt  war,  stritt 
noch  im  Jahre  1753  der  Stadt  Treuenbrietzen  jedes  Eligentums- 
reeht  ab  und  gestand  ihr  nur  ein  Holznutzungsrecht  zu.'  Der 
Rezefi  vom  16.  Oktober  1756  steht  jedoch  auf  einem  anderen 
Standpunkt:  hier  werden  zwar  den  Schlalacher  Grundbesitzern 
die  Erlenbmchländer  und  ein  Teil  der  Hütungsreviere  für 
ihre  früher  bestandenen  Htitungs-  und  Holzberechtigungen  in 
den  sogenannten  „Treuenbrietzener  Büschen"  zur  ausschließ- 
lichen Benutzung  überlassen ,  der  Stadt  jedoch  das  Eigentum 
vorbehalten." 

Auf  Grund  ihres  Rechts  rechnete  Treuenbrietzen  inner- 
halb der  Gemarkung  sämtliche  waldbedeckte,  zum  Teil  bis 
nahe  an  das  Dorf  reichende  Ländereien,  die  sogenannten 
artikulierten  Hölzer,  nämlich  Sandlake,  Wolfsgrube,  Kloster, 
Mittelbusch,  Großhorst,  Hoherbusch  und  Mordel,  am  Ende  des 
17.  JaJirhunderts  zu  ihrem  Besitz.*  Wie  sich  aus  dem  Ab- 
lösungsrezeß von  1842  ergibt,  war  dies  ein  Gebiet  von 
1350  Morgen,  d.  h.  fast  das  gesamte  gegenwärtige  Gemarkungs- 
gebiet außerhalb  der  Ackerflur.  Den  Schlalacher  Grund- 
besitzern blieben  daran  nur  Holzungs-  und  Weidegerechtig- 
keiten. 


^  PischoD,  Urkundensammlung  S.  99. 

2  Preuß.  Geh.  Staats-Arch.  a.  a.  0.  XII.  15. 

'  Separationsreaeß  von  Schlalacl. 

*  Pischon  S.  161. 
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Gegen  diese  lästigen  fremden  Besitzrechte  sachten  sich 
die  Schlalacher  zum  Teil  durch  Eigenmacht  zu  wehren.  So 
entstanden  wiederholt  Streitigkeiten  mit  der  Stadt  durch  die 
bereits  erwähnten  Wiesenrodungen.  Sie  wurden  dadurch  bei- 
gelegt, daß  die  Wiesen  den  Schlalachem  gegen  Zahlung  eines 
jährlichen  Kanons  überlassen  blieben  ^  Andere  Busch  wald- 
flächen wurden  durch  den  Gutsherrn  angekauft  und  zu  Wiesen 
umgearbeitet  Auf  diese  Weise  gelangten  die  sogenannte 
„Gerodden wiese",  die  ,,Neuen  Wiesen'^  und  die  ,,Ko8sätea- 
wiesen^,  westlich  und  östlich  vom  Dorfe  gelegen, 
femer  das  „Domherrnland"  nördlich  vom  Dorfe,  tatsächlich 
und  rechtlich  zum  Gemarkungsgebiet. 

Andere  Gebietsteile  wurden  später  von  Treuenbrietzen  an 
Schlalach  abgetreten,  so  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  das 
sogenannte  Dammholz  (an  der  nordöstlichen  Grenze  neben 
dem  Wege  nach  Deutsch-Borck)  gegen  die  Verpflichtung,  den 
Ton  Schlalach  nach  Deutsch-Borck  führenden  Damm  zu  unter- 
halten. Ferner  kauften  im  Jahre  1829  die  Schlalacher  Grund- 
besitzer ein  Stück  neben  dem  Dammholz,  die  sogenannte 
„Kauffläche*. 

Mehrere  kleinere  Flächen  —  im  Leechen-  oder  Diepen- 
busche,  bei  den  Mittelwiesen  an  der  südöstlichen,  und  bei  den 
Mordelwiesen  an  der  westlichen  Grenze  —  wurden  endlich 
bei  der  Separation  zu  Schlalach  gelegt  als  Entschädigung  für 
Weiderechte,  die  es  an  anderen  bei  Treuenbrietzen  verbleiben- 
den oder  anderen  Gemarkungen  zugeteilten  Gebieten  besessen 
hatte  und  nun  aufgab.' 

Auf  diese  Weise  war  fast  der  ganze  südliche  Haupt  teil 
der  Gemarkung,  d.  h.  außer  der  Hufenfeldmark  das  westlich 
und  östlich  an  diese  unmittelbar  angrenzende  Gebiet  der 
Schlalacher  Gemarkung  eingefügt. 

Im  Laufe  der  Zeit  wurde  auch  das  Rechtsverhältnis  zwischen 
Schlalach  und  Treuenbrietzen  bezüglich  der  übrigen  weiter 
nördlich  in  der  Niederung  gelegenen  Wald-  und  Weide- 
gebiete geklärt.  Schon  ein  Vertrag  vom  Jahre  1484  und  end- 
gültig ein  Kammergerichtsabschied  vom  Jahre  1586  ^  entschied 
über  diese  Holzungen  zwischen  den  v.  Oppen  und  der  Stadt 
Treuenbrietzen  dahin,  daß  die  Herren  v.  Oppen  und  ihre 
Bauern  nur  für  die  jährliche  Notdurft  Holz  im  Mordel, 
Mittelbusch,  Horst,  Hohenbusch  usw.  für  sich  und  ihre  Haus- 
haltung zu  schlagen  berechtigt  seien,  Eichen-  und  Eichenholz 
aber  nur  an  einem  Tage  im  Jahre  und  nur  nach  vorher- 
gehender  Vereinbarung    mit    dem   Rate   der   Stadt,    wogegen 

1  Riedel  Cod.  dipl.  Brandenb.  A.  IX,  S.  394,  895  und  404  f.  Pischoü 
S.  62. 

'  SeparatioDsrezeß. 

'  Akten  Domanialia  von  Schlalach,  Archiv  d.  Magistr.  zu  Treuen- 
brietzen; Pischon  S.  71  und  123. 
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tlieser  sich  verpflichtete,  die  Waldungen  .nicht  ausroden  zu 
lassen,  soweit  es  zum  Schaden  derer  v.  Oppen  gereichen  würde. 
Die  ,,Erlenbruchländer''  wurden  im  Jahre.  1756  durch  Rezefi 
gegen  Zahlung  eines  jährlichen  Kanons  ausdrücklich  an  die 
Schlalacher  zur  alleinigen  Nutzung  überlassen. 

Das  Obereigentum  der  Stadt  wurde  endlich  im  Jahre  1842 
,bei  der  Generalseparation  gegen  Zahlung  von  S  Sgr.  für  den 
Morgen,  also  von  135  Reichstalern  für  den  Gesamtbestand  von 
1350  Morgen,  abgelöst^ 

Ungefähr  zur  selben  Zeit  entwickelten  sich  auch  gegen- 
über den  Nachbar-Gemarkungen  Deutsch-Borck  und  Neuen- 
dorf klare  Grenzverhältnisse.  Hier  waren  die  gemeinschaft- 
lichen Weiderechte  auch  noch  ausgeübt  worden,  nachdem 
Treuenbrietzen  auf  die  Nutzung  der  Erlenbruchländer  ver- 
zichtet hatte  (1756)^.  Allmählich  wurden  diese  Weide- 
gemeinschaften aufgehoben,  und  den  Dörfern  bestimmte 
Gebiete  mit  festen  Grenzen  zugewiesen.  In  den  Jahren 
1795/96  und  endgültig  im  Jahre  1834  erfolgte  die  Scheidung 
an  der  nördlichen  Grenze  zwischen  Schlalach  und  Neuen- 
dorf®. Von  den  dabei  streitigen  100  Morgen  wurden  35  an 
Neuendorf  abgetreten  und  als  Grenze  ein  Graben ,  wohl  der 
„Neue  Graben",  bestimmt. 

Die  Festlegung  der  Grenze  zwischen  Schlalach  und 
Deutsch-Borck  im  Nordosten  geschah  in  den  Jahren  1796/97 
und  endgültig  im  Jahre  1835*.  Seit  dieser  Zeit  gehören  die 
weiten,  jetzt  größtenteils  als  Wiesen  genutzten  Reviere  nörd- 
lich und  nordöstlich  vom  Dorfe  auch  rechtlich  ohne  Ein- 
schränkung zu  Schlalach. 

Nach  Westen  hin  stieß  die  Gemarkung  an  das  alte 
Grenzgebiet  zwischen  der  Mark  Brandenburg  und  der  früher 
kursächsischen  Grafschaft  Beizig.  Eine  Vereinbarung  zwischen 
Sachsen  und  Brandenburg  vom  Jahre  1459*  zog  die  Grenze 
von  Neuendorf  zwischen  Brück  und  Wendisch- Borck  durch 
den  Bruch  nach  Süden  zu,  also  wahrscheinlich  nahe  der 
gegenwärtigen  Gemarkungsgrenze  entlang.  Von  der  jetzt 
dort  angrenzenden  Forst  wurde  1543  in  einem  Streit  zwischen 
Kursachsen  und  Treuenbrietzen  ein  Teil  des  sogenannten 
Haderholzes  oder  Neuendorfer  Busches  dieser  Stadt  zugewiesen®. 
Er  bildet  nunmehr  mit  dem  damals  Sachsen  zugeteilten,  jetzt 


'  Siehe  Verhandlung  vom  13.  Dezember  1842  in  den  Separations- 
akten (Schlalach)  im  Archiv  der  Generalkommission  zu  Frankfurt  a.  0. 

*  Separationsrezefl. 

"  Akten  betr.  Uütungsseparation  zwischen  den  Gemeinden  Schlalach 
und  Neuendorf.  Kgl.  Regierung  zu  Potsdam,  Dom.-Registr.,  Amt  Saar- 
mund,  Fach  7,  Nr.  149. 

*  Akten  wegen  der  Schlalach-  und  Deutsch-Borckschen  Separation. 

Ebenda,  Fach  7,  Nr.  34. 

»  Berghaus,  Landbuch,  I.  S.  517.    Pischon  S.  67. 
«  Pischon  S.  97. 
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fiskaliBckett  Forstgebiet  die  nordvreetliche  Qrenze  der 
Gem«TkaDg,  von  iiir  durch  den  sogenannteii  „Qaergraben*' 
geediieden.  Die  weiter  südlich  aoBtoÖenden,  damals  ebenfaüa 
zu  Sachsen  gehörigen  Miedernngsgebiete  tragen  noch  heate 
den  Namen  „Belziger  Landschaftswiesen^.  Ihre  Nutzang  steht 
einigen,  auf  dem  hohen  Fläming  liegenden,  wieaenarmen 
Dörfern  zu,  die  früher  zur  Gi«£9chaft  Beizig  gehört  haben. 
Auf  einem  Teile  dieser  Wiesen  hatte  Scfalalach  Weiderechte, 
während  die  westlichen  Nachbardörfer,  Linthe,  Jeserigk  and 
Niederwerbig  solche  auf  Schlalacher  Gebiet  hatten.  Gegen- 
seitiger Verzicht  im  Rezeß  rom  Jahre  1869  beseitigte  diese 
Weiderecfate^  und  stellte  damit  auch  hier  klare  Besitz^ 
Torhältnisse  nach  außen  hin  fest 

Endlich  sind  zu  Schlalach  gehörig  noch  einige  innerhalb 
fremder  Gemarimngen  liegende  Wiesen  zu  erwähnen ,  an 
denen  mehreren  Schlalacher  Grundbesitzern  Eligentumsreehte 
zustellen,  wie  die  „Major-  oder  Schwarzeforth wiesen **  an  der 
etlichen  Grenze  südlich  des  Nichdfließes,  die  Treuenbrietzener 
Wiesen  und  die  Hittelwiesen  auf  Braehwitzer-,  die  Borckschen 
Wiesen  auf  Deutseh-Borcker  Gebiete  und  schließlich  die  Mordel- 
wiesen bei  der  westliehen  Grenze  in  der  Nichelschen  Niederung. 

Die  Gemarkung  Schlalach  ist  heute  ein  fest  umgrenztes 
Gebiet  geworden.  Dadurch,  daß  das  früher  für  die  Dorfgenossen 
gemeinsame  Land  bei  der  Separation  au%eteilt  und  zum  größten 
Teil  ebenfalls  in  das  Sondereigentum  von  Einzelnen  getreten 
ist,  dadurch,  dsA  femer  das  gesamte  Gebiet  auf  Gh*und  des 
Gesetzes  vom  21.  Mai  1861  zum  Zwecke  der  Grundsteuer^ 
erhebung  vermessen  und  in  die  Flurkarte  eingezeichnet  ist, 
sind  der  Veränderung  der  politischen  Gestalt  der  Gemarkung 
bestimmte  Grenzen  gezogen. 

Die  Gemarkung  Schlalach  hat  jetzt  einen  üm&ng  vod 
1196,3660  ha.  Sie  st^t  mit  dieser  Hektarzahl  unter  den 
148  Landgemeinden  des  Kreises  Zaueb-Belzig  mit  zusammen 
108374,6  ha  ziemlich  weit  über  dem  732  ha  betragenden 
Durchschnitt.  Sie  wird  an  Größe  nur  von  20  der  148  Land- 
gemeinden des  Kreises  übertroffen,  zu  denen  auch  die  zwei 
nordwesdichen  Nachbargemeinden  Linthe  und  Neuendorf 
gehören. 

Die  geschilderte  Entwicklung  läßt  erkennen,  wie  sich 
znnächst  um  das  Dorf  selbst  als  Mittelpunkt  aus  dem  um- 
liegenden unbesetzten  Land  der  Kern  der  bewirtschafteten 
Fläche,  die  Hu^enfeldmarky  mit  ihren  Äckern  und  Wiesen 
in  fest  umrissenen  Grenzen  herausgehoben  hat. 

Die  umliegenden  Ländereien  sind  dagegen  an&ngs  in 
freier  gemeinsamer  Nutzung  mit  den  Nachbargemeinden  ge- 

^  SeparatioDsrezeß. 
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blieben.  Auch  das  reobilicfae  Obereigentum  der  Stadt  Treaen- 
farietEen  bat  wemig  an  diesem  tatsächlidien  Zastaod  geändert. 
Albmählicb  luiben  sieb  aticb  ans  diesem  in  loseren  Benta- 
verbältnissen  verblieb^ieo  Gebiete  Teile,  soweit  sie  an  der 
Hufenfeldmark  la|«en,  berausgelöat.  An  den  Kern  der  Hufen- 
feldmark hau  aicb  znnttchst  eis  Gürtel  von  Wiesen  gelegt^ 
dte  na^  Niederlegung  des  Waldes  dem  Gemeindegebiet  ein- 
verleibt wurden.  Wald  and  Weide  aber  sind  zundicbst 
noch  in  jener  geneinsanen  NutEang  mit  den  Nachbardörfern 
yerblieben.  EoMlKch  sind  auch  hier  die  gemeinsamen  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  gelöst,  and  die  zusammenstoßenden 
Gemeinden  auch  an  diesen  Stellen  durch  feste  Grenzen  Ton- 
einander  geschieden. 

Die  Einrichtung  und  Sicherung  der  neuen  Zustände  erfolgte 
durch  rechtliche  und  staatliche  Normen:  anfangs, 
bei  den  Wiesenrodungen,  dvrdb  auf  reehdicber  Grundlage 
beruhende  Verträge  zwischen  dem  Gutsherrn  und  der 
Stadt,  später  dureli  ein  gesetzlich  geregeltes  Separations- 
verfahren. Die  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  überall 
schärfer  werdende  Ausprägung  von  Sondereigentumsrechten 
führte  auch  in  Schlalach  zu  einer  Absonderung  der  gemeinde- 
fremden  Nutzungsrechte  an  den  der  Hufenfeldmark  sich  an- 
schließenden Wald-  und  Weideflächea. 

Die  treibende  Ursache  £Ur  diese  Änderungen  lag 
]edoch  in  der  wirtschaftlichen  Entwicklung.  Diese  hing 
wiederum,  wenigstens  teilweise,  von  Einflüssen  ab,  die  der 
Boden,  die  Grundlage  der  Landwirtschaft,  innerhalb  der 
Gemarkung  ausübte.  Die  Wandlungen  in  der  Boden- 
beschaffenheit, die  wir  früher  kennen  gelernt  haben, 
sind  hierdurch  vielfach  die  Ursache  zu  der  Ausbildung  fester 
Gemarkungsgrenzen  geworden.  Denn  die  Abtrocknung 
des  Landes  hat  den  Umfang  der  als  Wiesen  nutzbaren 
Flächen  innerhalb  der  Hufenfeldmark  verkleinert,  und  die 
Veranlassung  dazu  gegeben,  andere  Wiesen  außerhalb  der 
Hufengrenzen  zu  suchen.  Da  die  Wiesennutzung  in  kollekti- 
vistischer Form  schwer  durchzuführen  ist,  hat  die  Einverleibung 
dieser  neuen  Wiesenflächen  in  den  festen  Sonderbesiiz  der 
Dorfgenossen  in  Schlalach  durch  Separation  erfolgen  müssen. 

Der  Rückgang  des  Laubwaldes  —  wieder  zum 
TeU  die  Folge  der  allmählichen,  durch  natürliche  Gründe 
und  menschliche  Tätigkeit  bewirkten  Entwässerung  —  zog 
eine  strengere  Abgrenzung  der  Holznutzungsrechte  zwecks 
sparsameren  Verbrauchs  nach  sich.  Die  Viehweide,  die 
auf  die  vom  Wald  befreiten  Gebiete  ausgedelmt  wurde,  wird 
vielfach  zu  Reibereien  zwischen  den  benachbarten  Gemeinden 
eefbhrt  haben.  Endlich  forderte  die  durch  die  Ansiedlung 
der  Büdner  vermehrte  Bevölkerung  eine  bessere  Aus- 
nutzung   des    Weidelandes,     wie     sie    gleichEeiiig    durch 
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Trockenlegung  des  Bodens  und  seine  Befreiung  vom  Wald- 
bestand möglich  geworden  war.  Beiden  Bedürfnissen  ist  durch 
staatlichen  Eingriff  abgeholfen  worden.  Und  so  sind  durch 
feste  Trennung  der  Gemarkungen,  und  durch  Umwandlung 
von  Gemeinland  in  Einzel  besitz  auch  bestimmte  politische 
Grenzen  für  die  Gemarkung  hergestellt.  Die  hierdurch 
geschaffenen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  waren,  wie  wir 
gesehen  haben,  rückwirkend  wieder  die  Ursache  für  die  noch 
vollständigere  Beseitigung  von  Wald  und  Weide.  Wie  bei 
<]en  Veränderungen  des  Bodens  haben  also  auch  hier  natür- 
liche und  menschliehe  Einwirkungen  in  gegenseitiger  Bedingt- 
heit die  Herausbildung  und  Abgrenzung  des  gegenwärtigen 
Gebietsumfangs  der  politischen  Gemeinde  Schialach  herbei* 
geführt. 

3.  Entwickelang  der  Inneren  Verhältnisse  des  Dorfes. 

a)   Bis  zum  17.  Jahrhundert. 

Bis  zum  Ende  des  17.  Jahrhunderts  hatten  sich  in  Schialach 
die  Verhältnisse  in  ähnlicher  Weise  wie  in  vielen  anderen 
märkischen  Kolonisationsdörfern  entwickelt.  Ursprünglich  war 
die  in  33  Hufen  eingeteilte  Gemarkung  wahrscheinlich  nur 
von  Bauern  besetzt.  Wenigstens  wird  im  Landbuch  Kaiser 
Karls  IV.,  vom  Jahre  1375,  das  die  erste  uns  übermittelte 
Nachricht  über  Schialach  enthält,  der  im  Lehnbesitze  der 
Einkünfte  aus  diesem  Dorfe  aufgeführte  „miles  von  Oppen" 
im  Gegensatz  zu  den  anderen  Dörfern  der  Nachbarschaft  nicht 
als  Grundbesitzer  erwähnt. 

Die  Zahl  der  ersten  Bauern  ergibt  sich  aus  der 
Zahl  der  Hufen.  Nach  dem  Landbuche  Kaiser  Karls  soll 
Schialach  30  Hufen  gehabt  haben.  Diese  Zahl  stimmt  aber 
mit  dem  bei  der  Separation  nachgewiesenen  Besitzstande  nicht 
überein.  Hiernach  piüssen  vielmehr  33  Hufen  vorhanden 
gewesen  sein,  von  denen  das  Gutsvorwerk  vor  seiner  Auf- 
teilung im  18.  Jahrhundert  14,  die  acht  Bauern  und  die  Pfarre 
B2,  also  18,  und  ein  Halbbauer  1  Hufe  besessen  haben  ^. 
ie  Zahl  des  Landbuchs  30  enthält  offenbar  nur  die  abgaben- 
p flichtigen  Hufen,  und  läßt  die  3  abgabenfreien  Hufen 
des  Erbschulzen  aus.  Nach  dem  Schofikataster  vom  Jahre  1624  ' 
waren  12  Hüfner  vorhanden,  die  21  Hufen  besaßen.  Dies 
ergibt  9  Zweihüfner  und  3  Einhüfner.    Das  Schulzengut,  das 


^  Nur  mit  dieser  Hufenzahl  lassen  sich  auch  die  Hufenanteile  ver- 
einen, wie  sie  in  die  bei  der  Separation  aufgenommene  Karte  ein- 
gezeichnet sind,  während  sich  die  Zahl  von  SO  Hufenanteilen  in  keiner 
Weise  verteilen  läßt  Daß  nach  1375  eine  Neuverteilung  des  Landes  in 
83  Hufen  vorgenommen  ist,  läßt  sich  nicht  annehmen,  ebensowenig  auch, 
daß  die  Angabe  des  Landbuchs  irrtümlich  ist. 

'  Großmann  a.  a.  0. 
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nach  dem  Landbuch  3  Hufen  hatte,  und  ein  Bauerngut  mit 
ebenfalls  3  Hufen  waren  von  den  von  Oppen  bereits  angekauft. 
Dazu  kommen  die  2  im  Schoßkataster,  wie  häufig,  ausgelasseneu 
Pfarrhufen.  Dies  sind  zusammen  29  Hufen.  Es  fehlen  also 
von  den  33  Hufen  noch  4.  Auch  diese  gehörten  ursprünglich 
zwei  Bauern,  befanden  sich  aber  damals  seit  einiger  Zeit  eben- 
falls im  Besitze  des  Ritters,  wie  aus  zwei  Kammergerichts* 
abschieden  von  1607  und  1618  hervorgeht ^  Hiernach 
müssen  ursprünglich  2  Dreihüfner  (einschließlich 
Lehnschulze),  11  Bauern,  die  Pfarre  mit  je  2  Hufen 
und  drei  Halbbauern  mit  je  1  Hufe  in  Schlalach 
ansässig  gewesen  sein.  Außerdem  gab  es  schon  1375 
nach  dem  Landbuch  in  Schlalach  einen  Krug,  eine  Mühle  und 
endlich  eine  Anzahl  Kossäten.  Sehr  bald  ist  es  also  dem 
Geschlechte  von  Oppen  gelungen ,  Grundbesitz  in  Schlalach 
zu  erwerben,  und  zwar  zuerst  die  3  Hufen  des  Erb-  oder 
Lehnschulzen,  sodann  noch  3  andere  Bauernhufen ^  Dazu 
befindet  es  sich  bereits  mindestens  seit  dem  Jahre  1412  auch 
im  Besitze  des  Gerichts.  Und  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts» 
hat  das  Rittergut  des  von  Oppen  in  Schlalach  einen  Umfang 
von  14  im  Gemenge  mit  den  bäuerlichen  Hufen  liegenden 
Gutshufen  nebst  den  damit  verbundenen  Rechten  am  Gemeinde- 
land. Die  größte  Besitzvermehrung  hat  jedenfalls  in  und  nach 
dem  30jährigen  Kriege  stattgefunden,  als  nach  einer  Nach- 
richt das  Dorf  Schlalach  gänzlich  von  Bauern  entblößt  war". 
Znm  Gute  gehörten  im  18.  Jahrhundert  außer  diesen  14  Hufen 
mit  etwa  882  Morgen  oder  224  ha  noch  153  Morgen  oder 
34  ha  Wiesenland. 

In  derselben  Zeit  war  es  dem  Gutsherrn  wie  an  anderen 
Stellen  auch  in  Schlalach  vermöge  des  Übergewichts  seiner 
Stellung,  insbesondere  durch  die  ihm  zustehende  Gerichts- 
herrschaft gelungen,  den  Besitz  einiger  neben  ihm  im  Dorfe 
wirtschaftenden  Bauern  zu  einem  bloßen  Laß  besitz,  d.  h. 
zu  einem  widerruflichen  und  wenigstens  formell  unvererblichen 
Besitz  hinabzudrücken  (in  Schlalach  3  Bauern-  und  14  Kossäten- 
wirtschaften). Die  übrigen  Besitzer  (6  Bauern,  8  Kossäten) 
blieben  zwar  Erbbauern  mit  festerem  Besitzrecht,  waren 
aber  wie  die  Laßbesitzer  als  Erbuntertanen  des  Gutsherrn 
diesem  zu  ungemessenen  Frohnden  aller  Art,  Hand-  und 
Gespanndiensten,  Gesindediensten  der  Kinder,  Hofdiensten 
neben  den  von  Anfang  an  geschuldeten  und  allmählich  ver- 
mehrten Abgaben  verpflichtet. 

^  Kammergerichtsabschiede  y.  18.  Dezbr.  1607  und  Januar  1618. 
Pr.  Geh.  Staats- Archiv,  Prov.  Brand.,  Rep.  7,  Amt  Saarm.  A.  Gen.  VI. 

^  Vgl.  SchoBkataster  vom  Jahre  1624,  Kgl.  Haus-Arch.  in  Charlotten- 
bnrff,  abgedruckt  bei  Großmann  a.  a.  0.  am  Schluß.  Femer  Fidicin, 
Mark  Brandenburg,  Bd.  III,  Kreis  Zauche,  S.  51. 

>  Pischon  S.  95. 
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Da  dieaeiL  zahlreichen  YerpflichtuBgen,  tm  denen  auch 
noch  Pfarrzeknte  und  die  Küstereiabgabeo  gekonmen  waren, 
nur  wenig  Freiheiten  und  Berechtigungen  gegenttberstanden^ 
befanden  sich,  die  bäaerlichen  Besitzer  in  SeUalach  gegen 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  in  der  drückendsten  Lage.  Ihre 
Hauptarbeitskraft  mußten  sie  dem  Qutsberm  zur  Verftignng 
stellen,  dessen  Wirtschaft  daher  aufier  dem  eigentliehen  Gnte* 
bezirk  auch  einen  grofien  Teil  der  Wirtschaftskraft  seiner  ftlr 
ihn  arbeiteadeu  und  ihm  zinsenden  Bauern  nmlaftte. 

b)  Entwiekelung  bis  zom  Ende  des  18.  Jahrhunderts. 

Die  Koss&ten. 

Am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  gerieten  die  vonOppen^ 
wie  so  viele  Großgrundbesitzer  damaliger  Zeit,  in  Vermögens- 
verfall. Das  Gut  in  Schtalach  gehörte  schließlich  zur 
Hälfte  dem  im  Nachbardorfe  Nichel  sitzenden  Zweige  dieser 
Familie.  Die  Schlalacher  Hälfte  wurde  im  Jahre  1681  aus  der 
Konkursmasse  des  Ludolf  von  Oppen  von  einem  Hauptmann 
von  Lüderitz  erstanden  und  von  diesem  für  3400  Taler  an  den 
Großen  Kurfürsten  veräußert^).  Auch  die  andere 
Hälfte  kam  ungefähr  zur  selben  Zeit  an  den  Kurftirsten. 
Nunmehr  waren  also  die  Gutsbauern  Domänen- 
banern  geworden.  Ihre  Lage  ward  dadurch  zunächst 
nicht  geändert  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Gutsherrschaft 
gingen  auf  die  vom  Amte  Saarmund  geführte  Domänen- 
verwaltung über.  Allmählich  machten  sich  aber  auch  bei 
diesem  Domänenvorwerke  die  von  den  preußischen  Landes- 
fürsten seit  dem  Großen  Kurfürsten  ausgehenden  und  in 
wechselnder  Richtung  sich  bewegenden  Bestrebungen  bemerk- 
bar, die  teils  auf  die  Erhöhung  der  Domäneneinnahmen,  teils 
auf  die  Erhaltung,  Vermehrung  und  Hebung  des  Bauernstandes 
hinzielten. 

Zunächst  wurden  seit  dieser  Zeit  bestimmte  Grenzen  für 
die  bis  dahin  ungemessenen  Acker-  und  Emtedienste  inne- 
gehalten. Das  Patent  vom  25.  April  1729  sicherte  allen 
Untertanen  Holz  aus  den  königlichen  Forsten  für  Neubauten 
und  Reparaturen  der  Gebäude  zu.  Durch  Kammerverordnung 
vom  14.  August  1723  wurde  der  Schulze  in  Schlalach  „wegen 
wirklichen  Diensten*  frei*.  Ihm  scheint  bei  Verwandlung  des 
Rittergutes  in  eine  Domäne  bestimmtes  Land,  etwa  1 — 2  Hufen, 
ferner  der  alte  Erbschulzenhof  mit  dem  dazugehörigen  „Erb- 
schulzenland'^    zur  Nutzung  angewiesen   zu  sein.     Wir  finden 


^  Pisdion  S.  168.  Fidicin :  Die  Territorien  der  Mark  Brandenburg, 
IIL  Kreis  Zauehe,  S.  51. 

'  Akten  des  Preuß.  Geh.  Arch.  Dienstregister  Prev.  Brand.,  Rep.  7, 
Amt  Saarmund  A.  Gen.  VI.  2. 
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ihn  D&mHcb  sckon  1710  bei  einer  Festatrilcmg  des  Zustandes 
der  Bauemwirtschaften  in  den  SaarmimdBchen  Domiaen  nrit 
aw^  Hufen  angeführt  \  Ebenso  wird  er  in  einem  Dienst- 
register  über  die  Jahre  1775/81  und  im  Fleischzefantregister 
1790/91  alfl  Bauer  oder  Halbhttfner  zq  den  Vollbauern  ge- 
rechnet'^ SU  denen  er  seit  der  Einziehuag  des  Erbscbukgen- 
amts  durch  den  Outsherm  nicht  mehr  gehört  hatte. 

Bedeutsamer  war  die  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
unter  König  Friedrich  11.  eintretende  Änderung,  die 
sich  auf  alle  Bauern  erstreckte.  Als  nämlich  im  Jahre  1764 
ein  Teil  des  Vorwerks  verpachtet  wurde,  mufite  der  Pächter 
fthr  sein  Land  ausdrücklich  auf  die  Hand-,  Spann-  und 
Oesindedienste  sämtlicher  Untertanen  yerzichten.  Die  Hof* 
dienste  wurden  in  Oeldabgaben  umgewandelt, 
die  an  das  Amt  Saarmund  gezahlt  und  von  diesem  dem 
Pächter  auf  die  Pachtsumme  angerechnet  wurden.  Die  Ab- 
tosnngssamme  betrug  für  jeden  Bauer  (Zweihüfner)  für  140 
Diensttage  jährlich  12  Beicbstaler,  für  den  Halbbauer  die 
Hälfte.  Später  wurden  diese  Summen  auf  10  und  8  Taler 
erhöht  ^ 

Im  18.  Jahrhundert  rollzog  sich  nun  auch  eine  Veränderung 
der  BesitzTerhältnisse  in  Schlalach.  Schon  im  Jahre  1704 
waren  2  Vorwerkshufen  ständig  in  2  selbständige  Wirtschaften 
geteilt  und  für  50  und  10  Reichstaler  jährlich  in  Erbpacht 
rergeben.  Es  waren  dies  die  2  „Brandstätterhöfe^,  so  genannt, 
weil  sie  auf  den  abgebrannten  ersten  Vorwerksgehöften  auf- 
gebaut waren  ^.  Die  ersten  Besitzer  mußten  für  ihr  ver- 
erbliches Recht  einen  jährlichen  Kanon  zahlen.  Im  Jahre  1717, 
als  unter  König  Friedrich  Wilhelm  I.  die  vorher  vorgenommenen 
Domänenzerteihingen  vielfach  wieder  rückgängig  gemacht 
wurden,  wurde  die  Erbpacht  wieder  aufgehoben  und  in  Zeit- 
pacht verwandelt,  aus  der  sich  allmählich  für  die  Besitzer 
dieser  Hofe  die  Rechtslage  von  Lasszinsgütern  herausbildete. 
Der  jährliche  Pachtzins  betrug  anfangs  25,  später  46  Taler 
für  die  Hufe.  Im  übrigen  blieben  die  Brandstätterwirtschaften 
selbständig  bestehen.  1806  wurden  sie  wieder  in  Erbpacht- 
guter  umgewandeh^  und  zu  den  KossätenhOfen  gerechnet 


1  ^tatns  et  mcüoratia  derer  SasmuiuksclieB  Arotsdörfer  d.  s.  1710' 
a.  a.  0.  VI.  7. 

■  Ebenda  VI.  2  u.  VI  13  vol.  III. 

*  JLktsn  betr.  Erbverpaehtnig  des  Saarmundscben  Amtsvorwerks 
Sclilakkch  usw.  Pf.  Gek.  Axch.  a.  a.  0.  and  Dienstreg.  Pr.  Gek.  Staats- 
archiv a.  a.  0. 

*  Akten  betr.  Erbverpachtung  des  Saarmundschen  Amtsvorwerks 
Scklalach.  Pr.  Geb.  Staatsarck  a.  a.  O.  und  betr.  Erbverpacbtung  zweier 
Vsfwerksköfe,  ebenda. 

^  Akten  der  Königl.  Regierung  zu  Potsdam,  Domänen-Registratur, 
Amt  Saarmund,  Fach  5,  Nr.  17.    Vi. 
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Gründlicher  gestaltete  sich  die  Umwälzung  der  Besitz- 
yerhältnisse,  als  die  Domänenverwaltung  von  der  Verpachtung 
des  Vorwerks  im  ganzen  Abstand  nahm  und  auch  die  übrigen 
Vorwerkshufen  zerteilte.  Zunächst  wurden  im  Jahre  1764 
von  den  12  Vorwerkshufen  6  parzelliert  und  ver- 
erbpachtet. Mit  den  übrigen  6  Vorwerkshufen^ 
die,  wie  erwähnt ,  1769  im  Ganzen  an  einen  Hauptmann 
von  Kaikreuth  verpachtet  waren,  geschah  1789  dasselbe, 
als  dieser  seinen  Zahlungsverpflichtungen  dauernd  nicht  nach- 
kommen konnte.  Damit  war  das  frühere  Gut  als  solches 
gänzlich  aus  der  Gemarkung  verschwunden.  Die  Erb- 
pächter waren  in  beiden  Fällen  der  Jetzt  wieder 
„Erbschulze*'  genannte  Schulze  aes  Dorfes^ 
ferner  der  Besitzer  der  Papiermühle  und  vor 
allem   die   im  Dorfe  ansässigen  Kossäten. 

Woher  die  anscheinend  von  Anfang  an  in  den  meisten 
Dörfern  vorhandenen  Kossäten  stammen,  ist  nicht  ganz 
aufgeklärt.  Man  nimmt  an,  daß  in  diesen,  auch  Kotsassen^ 
cossati,  Kötter  genannten,  dem  Bauern  in  rechtlicher  und 
wirtschaftlicher  Beziehung  nachstehenden  Dorfinsassen  anfangs 
der  Rest  der  im  Dorfe  gebliebenen  alten  wendischen  Be- 
völkerung steckte  ^  Ihre  Zahl  betrug  bereits  1375  nach  dem 
Landbuch  Kaiser  Karls  30,  nach  dem  Schoßkataster  vom 
Jahre  1624:  20.  Zum  Teil  haben  sie  sich,  wie  die  Namen 
im  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  beweisen,  bis  dahin  durch 
Heirat  mit  der  übrigen  Einwohnerschaft  vermischt'.  Sie  be- 
saßen, wie  aus  einem  Bericht  über  eine  Kirchenvisitation  in 
Schlalach  hervorgeht ',  im  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  zwar 
einige  Höfe,  die,  wie  heute,  zwischen  den  Bauernhöfen  lagen, 
jedoch  im  allgemeinen  „außer  ihren  Worden  una 
Gärten  hinter  den  Höfen  keinen  Acker**.  Unter 
Worden  oder  Wörthen  verstand  man  dicht  bei  den  Gehöften 
liegende  eingefriedigte,  als  Acker  oder  Wiesen  benutzte  Land- 
stücke, die  außerhalb  der  Hufenverfassung  und  damit  des 
Flurzwanges  standen.  Die  Kossäten  hatten  ferner  das  Recht, 
ihren  Holzbedarf  in  beschränktem  Maße  aus  den  Treuen- 
brietzener  Waldungen  zu  befriedigen^.  Außerdem  standen 
ihnen,  wie  wir  früher  gesehen  haben,  einige  Wiesenflächen 
zur  ausschließlichen  Nutzung  zu.  Dieser  Landbesitz  und  der 
Umstand,  daß  sie  zu  mancherlei  Naturalabgaben  für  das  Gut, 


^  Meitzen,  Bd.  I,  S.  78.    II,  S.  426.   Ed.  0.  Schulze  a.  a.  0.  S.  82. 

^  „Status  et  melioratio  derer  Saarmundschen  Amtsdörfer  1710^  Pr. 
Geh.  Staatsarchiv  Prov.  Brand.    Rep.  7,  Amt  Saarmund,  A.  Gen.  VI.  7.* 

»  Pischon  S.  195. 

*  Akten  betr.  Erbverpachtung  des  Saarmnnder  Amtsvorwerk  Schla- 
lach. Pr.  Geh.  Staatsarch.  a.  a.  0.  Berichte  v.  4.  April  1764  u.  Vertrag 
von  1789. 

»  Pischon  S.  71. 
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die  Eltoterei  und  den  Stadtforstdiener  ^  herangezogen  wurden, 
läfit  darauf  schließen,  dafi  sie  meist  eine  wenn  auch 
kleine  und  nicht  spannfähige  Landwirtschaft 
führten.  Möglicherweise  haben  sie  eine  Ahnliche  Stellung 
eingenommen  wie  neuerdings  landwirtschaftliche  Arbeiter,  d.  h» 
sie  erhielten  von  dem  Gutsherrn  und  den  Bauern  für  ihre 
Arbeit  aufier  Naturallohn  auch  Ackerparzellen  zu  eigener 
Bestellung  und  Nutzung  angewiesen.  Jedoch  scheinen  gewisse 
unterschiede  zwischen  den  Eossäten  bestanden  zu  haben. 
Schon  der  Umstand,  daß  —  nach  einer  Nachricht  aus  dem 
16.  Jahrhundert  —  die  Kossäten  zu  den  Küstereiabgaben  in 
verschiedener  Höhe  herangezogen  wurden,  die  einen  mit  zwei, 
die  anderen  mit  vier  Broten^,  läßt  auf  eine  Verschiedenheit 
im  Umfang  der  Kossätenwirtschaften  schließen. 

Auch  in  einem  Bericht  der  Kurmärkischen  Domänen- 
kammer vom  Jahre  1754  wird  unterschieden  zwischen  einem 
Kotsassen,  „der  mit  Acker  und  Wiesen  eingerichtet  sei  und 
ohne  (Pacht-)  Acker  und  Wiese  bestehen  könne',  und  solchen, 
die  außer  dem  gepachteten  Vorwerkshufenlande  „nichts  eigen- 
tümlich hätten"». 

Aber  nicht  nur  der  Umfang  ihrer  Wirtschaften,  sondern 
auch  ihre  Stellung  zu  den  übrigen  Dorfinsassen 
war  verschieden.  Dies  ergibt  sich  aus  dem  „Anschlage*' 
(Taxe)  der  von  Oppenschen  Güter,  welchen  der  Qroße  Kurfürst 
im  Jahre  1682  zur  Feststellung  ihres  Wertes  anfertigen  ließ^. 
Hier  sind  auch  die  Kossätendienste  und  -abgaben  nach  ihrem 
Kapitalwerte  schätzungsweise  aufgeführt  Zwei  von  den 
Kossäten  werden  unmittelbar  zusammen  mit  einem  Bauern 
und  einem  Halbbauern  genannt,  und  zwar  „mit  Diensten^, 
aber  ohne  deren  Wertangabe  und  ohne  jede  Verpflichtung  zu 
Abgaben;  bei  anderen  Kossäten  werden  nur  ganz  geringe 
Fleischzehntabgaben  berechnet.  Dagegen  werden  für  andere 
sowohl  Fleischzehnt,  Hühner-  und  Garnabgaben,  als  auch 
Kossätendienste  von  nicht  unerheblichem  Kapitalwerte  (50  und 
100  Taler)  angeführt.  Hieraus  ist  zu  schließen,  daß  —  ab- 
gesehen von  der  Verschiedenheit  in  der  Größe  der  Wirt- 
schaften —  die  Letzteren  dem  Gute  gegenüber  in  höherem 
Maße  verpflichtet  waren,  während  jene  wahrscheinlich  in  einem 
teils  engeren,  teils  freieren  Arbeitsverhältnisse  zu  den  Bauern- 
wirtschaften  standen.     Dementsprechend   ist  auch  das  Besitz- 


1  Riedel,  Cod.  dipl.  Brand.,  A.  IV,  S.  448.    Pischon  S.  195.    Pr. 
Geh.  Staatsarch.  Proy.  Brand.,  £ep.  7,  Amt  Saarm.  B.  Specialis,  Nr.  10. 

*  Kirchenvisitationsprotokoll  v,  1541.    Riedel  Cod.  dipl.  Brandbg. 
A.  IV,  S.  447  ff. 

'  Akten  betr.  Erbverp.  Ton  zwei  Vorwerkshöfen  zu  Schlalach.    Pr. 
Geh.  Staatsarch.  a.  a.  0. 

*  Akten  Domanialia  von  Nichel  in  der  von  Oppenschen  Familien- 
chronik, Teil  II,  S.  93  ff. 
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recht  bei  den  einselnen  Kossäten  yerschieden.  Von  den  vor- 
handenen 22  Kossäten  sind  schliefilich  14  lassitisch,  die 
übrigen  8  dagegen  erbliche  Untertanen.  Wahrscheinlich 
wurden  die  Outskossäten  und  die  Kossäten  der 
Laßbauern  iassitisch,  die  Kossäten  der  Erb- 
bauern blieben  dagegen  ebenfalls  frei  erbliche 
Untertanen,  wenn  sie  auch,  ebenso  wie  die  Freibauern, 
dem  Gute  gegenüber  zu  Dienstleistungen  verpflichtet  waren. 
Diese  Zusammengehörigkeit  der  Dorfgenossen  mit  gleichem 
Besitzrecht  spiegelt  sich  in  der  Lage  der  Gehöfte  zu  ein- 
ander wieder :  auf  der  Westseite  der  Dorfstraße  zwischen  den 
Bächen,  wo  vier  von  den  fünf  Freibauern  wohnten,  befinden 
sich  ausschließlich  die  Gehöfte  von  Freikossäten,  —  mit  Aus- 
nahme eines  Kossäten,  der  in  der  Nähe  des  Mühlenfließes, 
also  nicht  weit  vom  Gutshofe  wohnte.  Nördlich  vom  Mühlen- 
bach, wo  die  zwei  Guts-  und  zwei  Laßbauerngehöfte  standen, 
befanden  sich  nur  Laßkossätenhöfe  (sieben),  —  abgesehen  von 
den  erst  später  an  Stelle  des  einen  Gutshofes  entstandenen 
sogenannten  Brandstättenkossäten.  Die  übrigen  Laßkossäten 
wohnten  auf  der  östlichen  Dorfseite  zwischen  den  Bächen. 
Auffallenderweise  befinden  sich  auf  dieser  Seite  außer  dem 
Erbschulzen  nur  ein  Bauern-  und  ein  Halbbauernhof  gegenüber 
vier  Vollbauern  auf  der  anderen  Straßenseite.  Da  kaum  an- 
zunehmen ist,  daß  die  Verteilung  der  Bauern  von  Anfang  an 
so  ungleichmäßig  gewesen  ist,  haben  vermutlich  hier  ursprüng- 
lich einige  von  den  später  durch  den  Gutsherrn  eingezogenen 
Bauernstellen  gestanden.  An  ihrer  Stelle  sind  dann  Kossäten 
angesetzt  worden.  Daß  die  Einrichtung  solcher  Kossäten- 
steilen  nichts  Ungewöhnliches  war,  geht  aus  einem  Kammer- 
gerichtsabschiede vom  Jahre  1597^  hervor.  Hier  wird  die 
Ansetzung  von  drei  Kossäten  und  ihre  Ausstattung  mit  neu 
aufgebauten  Höfen  und  den  dazu  gehörigen  Gärten  seitens 
des  Gutsherrn  gegen  Auferlegung  der  üblichen  Kossäten* 
abgaben  ausdrücklich  als  im  Interesse  des  Junkers  und  der 
ganzen  Dorfschaft  liegend  gebilligt. 

Anscheinend  war  die  persönliche  Stellung,  insbesondere 
wohl  die  der  Laßkossäten,  dem  Gutsherrn  gegen- 
über noch  abhängiger  und  unselbständiger  als 
die  der  Bauern.  Ein  Kammergerichtsabschied  vom  Jahre 
1622'  findet  Veranlassung,  dem  Gutsherrn  von  Oppen  für  die 
Kossäten,  „wenn  sie  Botschaft  laufen  oder  sonst  verschickt 
werden  **,  bei  Entfernung  von  über  8  Meilen  besondere  An- 
weisungen  für  ihre  Zehrung  und  Löhnung  zu  geben.    Einen 


^  Akten  Doroanialia  yon  Schlalsch,  Magistratsarchiv  von  Trenen- 
brietzen,  Schlalach  I.  10. 

'  Pr.  Geh.  Staatsarchiv  Prov.  Brand.,  Rep.  7,  Amt  Saarmund,  A. 
Gen.  VI.  3. 
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Wechsel  in  der  Person  des  Gutsherrn  durch  Verkauf  mußten 
sie  sich  ebenso  gefallen  lassen  wie  die  Bauern  ^.  Da  aber  bei 
ihnen  Landbesitz  und  damit  ein  sachliches  Objekt  für  einen 
derartigen  Kaufvertrag  fast  ganz  fehlte,  so  mußte  der  Ver* 
kauf  mehr  der  Person  des  Kossäten  gelten.  Es  scheint  daher 
zwischen  Gutsherrn  und  Kossäten  ein  der  Leibeigenschaft 
näher  stehendes  Verhältnis  bestanden  zu  haben. 

Bezüglich  der  Untertanendienstpäicht  war  im  allgemeinen 
die  Lage  der  Kossäten  ähnlich  der  der  Bauern,  soweit  nicht 
der  geringere  Umfang  ihrer  Wirtschaften  entsprechende 
Unterschiede  bedingte.  Alle  Verpflichtungen  mit  Ausnahme 
der  Spanndienste  galten  daher  auch  fUr  die  Kossäten.  Ihre 
Verpflichtung  zu  Handdiensten  war  wahrscheinlich  noch 
umfangreicher.  Noch  im  18.  Jahrhundert  waren  die  Ganz* 
kossäten  dem  Domänenwerk  gegenüber  zwei  Tage,  während 
der  neun  Wochen  dauernden  Erntezeit  vier  Tage  .wöchent- 
lich, die  Halbkossäten  die  Hälfte  dieser  Zeit  zu  dienen  ver- 
pflichtet^. Bei  ihrer  abhängigen  und  gedrückten  Lage  ist  es 
erklärlich,  daß  häufig  die  Mehrzahl  auch  der  Kossätenstellen 
unbesetzt,  „wüst*'  lag,  wie  es  uns  sowohl  für  die  Zeit  unmittel- 
bar nach  dem  30jährigen  Krieg  als  auch  für  das  Ende'  des 
17.  Jahrhunderts  berichtet  wird'. 

Im  18.  Jahrhundert  nahmen  die  Kossäten  an  den  unter 
der  Domänenherrschaft  für  die  Bauern  eintretenden  Er- 
leichterungen teil,  z.  B.  betreffs  ihrer  Untertanen dienste.  Sie 
waren  hierdurch  zum  Teil  in  der  Lage,  ihre  Wirtschaft  durch 
Pachtung  von  fiskalischen  Wiesen  oder  von  Acker  in  Nachbar- 
gemarkungen zu  vergrößern.  Nunmehr,  bei  der  Auf- 
teilung des  Domänonwerks,  kamen  sie  allgemein 
zu  umfangreicherem,  eigenem  Landbesitz. 

Das  Erbpachtverhältnis  des  Domänenfiskus  mit  dem  zuerst 
im  Jahre  1764  auf  den  Vorwerkshufen  angesetzten  Kossäten 
wurde  zwar  1812  wieder  aufgelöst.  Die  Besitzer  weigerten 
sich  auf  den  der  Übergabe  der  Erbpachtsländereien  zu  Grunde 
liegenden,  früher  aber  nicht  unterzeichneten  Kontrakt  ein« 
zugehen,  bezeichneten  die  darin  vom  Fiskus  geforderten 
Bedingungen  wegen  der  schweren  Kriegslasten  als  unerfüllbar 
und  gaben  das  Land  wieder  zurück.  Diese  Hufen  wurden 
aber  samt  den  Wirtschaftsgebäuden  der  ehemaligen  Domäne 
von  dem  Besitzer  der  Papiermühle  für  einen  jährlichen  Kanon 
von  315  Talern  übernommen,  und  von  ihm  später  im 
Jahre  1833  wieder  an  die  Kossäten  weiterverkauft. 


^  Kaufvertrag  vom  24.  April  1620.    Akten  Domtinialia  von  Nichel, 
Rathaus  zu  Treuenbrietzen. 

.   «  Dienstregister  d.  Kgl.  Amts   Saarmnnd  v.  J.  1775/91.     Pr.  Geh. 
Staatsarch.  Prov.  Brandenb.,  Amt  Saarm.,  A.  Gen.  VI.  2. 

•  Pischon  S.  143.    Anschlag  der  von  Oppenschen  Güter  1682  in  der 
Geschichte  der  Familie  von  Oppen,  Teil  2,  S.  93  fif. 
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Somit  war  fast  der  gesamte  Hufenbestand  de» 
Vorwerks  samt  dem  Besitz  an  Wiesen  auf  den 
Schulzen  und  die  Eossäten  übergegangen.  Ihro 
Zahl,  die  ursprünglich  22  betrug,  war  im  Jahre  1784  durch 
die  Umgestaltung  der  königlichen  Hegemeisterei  ver* 
mehrt.  Der  Hegemeister  (Förster)  hatte  die  Aufsicht  über 
das  fiskalische  Waldgebiet,  das  sich  aus  dem  Waldhufenbesit» 
des  früheren  Gutes  im  Süden  der  Gemarkung  und  den  im 
Kordwesten  an  die  Gemarkung  angrenzenden  Wäldern 
zusammensetzte.  Sein  Wirtschaftshof  lag  als  letzter  am  Nord- 
ende des  Dorfes  an  der  westlichen  Seite  und  bestand  au» 
einem  Wohnhaus,  einem  als  Scheune,  Pferde-  und  Euhstall 
dienenden  Gebäude  und  je  einem  E[älber-,  Schweine-  und 
Federviehstall.  Dazu  gehörten  Garten-,  Acker-  und  Wiesen- 
flächen von  nicht  unbedeutendem  Umfange,  sowie  dasWeide* 
recht  für  1  Pferd,  7  Stück  Rindvieh  und  6  Schweine.  Mit 
der  Aufteilung  der  Domäne  war  eine  besondere  Hegemeisterei 
in  Schlalach  überflüssig  geworden.  Die  Wirtschaft  wurde 
daher  durch  Kontrakt  vom  28.  Januar  1784  an  einen  Tage- 
löhner auf  sein  Meistgebot  gegen  ein  Erbstands^ld  von 
30  Talern  und  einen  jährlichen  Zins  von  28  TsJern  ver- 
erbpachtet ^.  Anfangs  als  Büdner  bezeichnet,  rückte  der 
Besitzer  nach  Erwerb  von  mehr  Land  in  die  Zahl  der 
Eossäten  ein,  die  nunmehr  23  betrug. 

Die  Hofdienstverpflichtung  der  Kossäten  war  zu  gleicher 
Zeit  wie  die  der  Bauern  in  Geldabgaben  verwandelt  Von 
den  Bauern  unterschieden  sie  sich  anfangs  nicht  nur  durch 
den  Besitzumfang,  sondern  auch  in  dem  Besitz  recht  Zwar 
befanden  sie  sich  bezüglich  ihres  ursprünglichen  Besitzes 
in  derselben  Lage  wie  die  Laß-  und  Eigentumsbauern,  —  je 
nachdem  sie  selbst  Laß-  oder  Eigentumskossäten  waren.  Ihren 
später  erworbenen  Hauptbesitz  hatten  sie  dagegen  in  Erb- 
pacht übernommen.  Und  zwar  war  ihnen  von  Anfang  an 
vertragsmäßig  —  entsprechend  der  späteren  allgemeinen 
gesetzUehen  Regelung  im  Allgemeinen  Landrecht  (I.  21.  §  188) 
—  der  erbliche  und  nur  für  den  Fall  unpünktlicher  Pacht« 
Zinszahlung  widerrufliche  Besitz  zugesichert  Ihre  rechtliche 
Besitzstellung  war  insoweit  günstiger  als  die  der  Lafibauern. 

Die  Eossäten  setzten  sich  nunmehr  zusammen  aus  den  ur- 
sprünglich lassitischen  und  erblichen  und  den  später  hinzuge- 
kommenen Kossätenstellen  (Brandstätte,  Hegemeister).  Auch  der 
später  zu  den  Bauern  gerechnete  Erbschulze  gehörte  eine  Zeitlang 
zu  ihnen.  Ihre  Besitzer  nahmen  zunächst  vielfach  die  Namen 
„Erbpächter"  und  „Hüfner"  an.  Beide  von  der  Besitzstellung 
und  dem  besessenen  Boden  entnommene  Bezeichnungen  sind 
jedoch  später  dem   alten  Namen   „Eossät''    gewichen» 

^  Separationsakten  von  Schlalach. 
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Seitdem  unterscheidet  man  unter  ihnen  bia  zur  Gkgenwart 
wieder  nach  dem  Umfange  des  ursprünglichen  Hafen- 
besitzes Ganz-  und  Halbkossäten.  Und  zwar  sind 
•die  ursprünglichen  Lassiten  fast  sämtlich  Gan^,  und  die 
früheren  Freikossäten  mit  einer  Ausnahme  Halbkossäten. 
Erstere  müssen  daher  bei  der  Verteilung  des  Vorwerkshufen- 
besitzes vorzugsweise  berücksichtigt  worden  sein. 


Somit  war  neben  die  Bauernwirtschaften  eine  neue  zahl- 
reichere Art  von  größeren  Landwirtschaften  getreten.  Aus 
«iner  ursprünglich  wahrscheinlich  gänzlich  unselbständigen 
und  persönlich  wie  wirtschaftlich  abhängigen  Stellung  waren 
^ie  Kossäten  zunächst  zu  kleineren,  immer  noch  unselbständigen 
Wirtschaften  gelangt.  Ihrem  Streben  nach  Unabhängig- 
keit kommen  seit  dem  18.  Jahrhundert  die  Bemühungen 
des  Staates  um  die  Hebung  der  ländlichen  Bevölkerung 
«ntgegen ,  die  teils  auf  deren  V ermehrung,  teils  auf  die  Elr- 
höhung  der  staatlichen  Einnahmen  aus  Landbesitz  gerichtet 
sind.  Hierfür  werden  die  inzwischen  in  den  Besitz  des 
Staates  übergegangenen  Rittergüter  verwendet  Der  erste 
Versuch  zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  schlägt  bei  dem 
Widerstreben  der  Orofigrundbesitzer  überall  fehl  und  zieht 
üuch  in  Schlalach  die  Wiedereinziehung  der  in  Erbpacht  auf- 
geteilten zwei  Brandstätterhufen  nach  sich.  Die  energischen 
unter  Friedrich  IL  betriebenen  Mafinahmen  greifen  dagegen 
•durch.  Staatliche  Interessen  und  individualistische 
Bestrebungen,  das  Streben  der  Eossäten  nach  Selbständig- 
keit, begegnen  sich  und  fahren  zur  Neubildung  von  größeren, 
•den  alten  Bauerngütern  fast  gleichen  Wirtschaften,  die  diesen 
auch  in  rechtlicher  Beziehung  bald  völlig  gleichgestellt  werden. 

c)  Entwlekelung  bis  zur  Separation. 

Am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  waren  zwar  an  Stelle  der 
Natural-Hofdienste  der  Bauern  und  Kossäten  in  Schlalach 
Oeldabgaben  getreten,  im  übrigen  bestand  aber  der  Zustand 
der  Erb  Untertänigkeit  mit  den  Verpflichtungen  und  Be- 
rechtigungen dem  fiskalischen  Domänenamt  Saarmund  gegen- 
liber  weiter.  Deshalb  wurden  sogar  jene  Hofdienste  nicht 
iür  endgültig  abgelöst  angesehen.  Ferner  war  auch  der 
Oesindedienstzwang  für  die  Kinder  bestehen  geblieben,  wenn 
«r  auch  tatsächlich  nicht  ausgeübt  werden  konnte,  da  ja  in 
Schlalach  die  Gelegenheit  dazu  fehlte;  dasselbe  galt  für  die 
übrigen  Verpflichtungen,  wie  die  zu  Forstdiensten  und  zu 
Bau-  und  Oetreidefuhren ,  und  dementsprechend  auch  die 
Berechtigungen  zur  Bauholzlieferung,  zur  Pachtzinsremission 
usw.  Die  Ablösung  aller  Frondienste  und  damit 
die    endgültige    Aufhebung    der    Erbuntertänigkeit 
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erfolgte  erst  später  und  zwar  bei  den  lassitischen 
Bauern  auf  Grund  des  Edikts  vom  14.  Septem- 
ber 1811  und  der  Deklaration  vom  29.  März  1816; 
bei  den  Eigentumsbauern  nach  der  Ablösungs- 
ordnung vom  7.  Juni  1821.  Nach  vielen,  bereits  in» 
Jahre  1814  auf  Antrag  der  Regierung  eingeleiteten  Ver- 
handlungen über  die  Höhe  und  den  Wert  der  gegenseitigen 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  wurde  für  die  Bauern  die  Auf- 
hebung der  früheren  Dienstabgaben  *  und  Leistungen  gegeD 
Übernahme  bestimmter  Geldabgaben,  und  der  Wegfall  der  den 
Bauern  zustehenden  Berechtigungen,  besonders  der  Bau-  und 
Reparaturholzleistungen,  vereinbart,  und  zwar  für  die  Laß- 
bauern durch  Rezeß  vom  29.  September  1837,  bestätigt  am 
28.  Juli  1839,  für  die  Eigentumsbauern  durch  Rezeß  vom 
19.  Oktober  1837.  Für  die  Laßbauern  war  mit  der  Ablösung 
der  Dienste  auch  die  Aufhebung  des  lassitischen 
Verhältnisses  und  somit  der  Erwerb  des  freien  Eigentums 
an  ihren  Gütern  verbunden.  Die  von  verschiedenen  Bauern 
bewirtschafteten  Laßzinswiesen  waren  bereits  im  Jahre  1836 
ihr  freies  Eigentum  geworden.  Bemerkenswert  ist  hierbei^ 
daß,  wie  bereits  erwähnt,  die  in  der  Mitte  des  18.  Jahrhundert» 
erfolgte  Teilablösung  der  Natural-Hofdienste  nicht  als  wirksam 
und  endgültig  anerkannt  wurde,  sondern  daß  die  Bauern  durch 
Urteil  der  Generalkommission  vom  27.  November  1834  aber- 
mals zur  Entschädigung  verpflichtet  erklärt  wurden. 

Der  Brbpachtbesitz  des  bereits  seit  1723  hofdienst- 
freien Schulzen  und  dreier  Kossäten,  die  im  Jahre  1830 
vom  Schulzen  Erbpachtland  erwarben,  wurde  bereits  bei  dieser 
Gelegenheit  mit  Genehmigung  der  kgl.  Regierung  gegen 
Zahlung  einer  Ablösungssumme  vom  Obereigentum  des  Fiskua 
frei.  Ebenso  hatte  der  Wassermühlenbesitzer  schon  im 
Jahre  1835  die  Aufhebung  der  Erbpachtseigenschaft  durch 
Zahlung  eines  Kapitals  erlangt. 

Bei  den  Kossäten  ist  im  übrigen  ihre  Lage  als 
Laß-  oder  Eigentumskossäten  betreffs  ihres  ursprüng- 
lichen Besitzes  und  ihre  Lage  als  Besitzer  des  Vor  werk  s- 
hufenlandes  zu  unterscheiden.  In  der  ersteren  Stellung 
wurde  fUr  sie  gleichzeitig  mit  den  Laß-  und  Eigentumsbauern 
in  Rezessen  vom  Jahre  1837  die  Befreiung  und  Ablösung 
von  Diensten  und  Abgaben  sowie  der  Wegfall  des  Laß- 
verhältnisses geregelt.  Als  Besitzer  der  früher  von  Kaik- 
reuth sehen  Hufen,  die  sie  1833  von  dem  Mühlenbesitzer 
gekauft  hatten,  waren  sie  bereits  seit  dem  Erwerb  freie 
Eigentümer,  da  jener  vorher  sämtliche  Domanialabgaben  durch 
Einzahlung  eines  Kapitals  abgelöst  hatte.  Als  Erbpächter 
von  Vorwerkshuienanteilen  endlich  erhielten  sie,  soweit 
sie  nicht  schon  vorher  mit  dem  Schulzen  zusammen  befreit 
waren,  erst  durch  Rezeß  vom  20.  März/ 27.  April  1846  unein- 
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geschränktes  Eigentum  gegen  Übernahme  eines  Domänenzinses 
and  Ablösung  sonstiger  Erbpächterrechte. 

Seit  dieser  Zeit  gao  es  in  Schlalach  nur  noch 
Yollfreie  Bauern  und  Kossäten. 


Übersicht  fiber  die  Leistungen  und  Gegenleistungen  für  die 
Untertanen  in  Schlalach  im  Jahre  1829. 

(Zusammenf^estellt  in  den  Akten  betr.  die  Regulierunff  der  gutsherrlichen 

und  bäuerlichen  Verhältnisse  der  Gemeinde  zu  Schlalach  im  Archiv  des 

Bathauses  zu  Treuenbrietzen.    Schlalach,  Fach  II,  Nr.  3.) 

Leistungen: 

A.   Ftlr  sämtliche   Untertanen   (8   Bauern,    1   Halbbauer, 

10  Ganzkossäten,  13  Halbkossäten). 

L  Natnraldienstleistnngen: 

1.  Ackerarbeiten: 

a)  Die  Bauern  wöchentlich  zwei  Spanntage ,  in  der 
Erntezeit  (9  Wochen)  wöchentlich  vier  Tage  Hand- 
dienste ; 

b)  Die  Halbbauern  die  Hälfte  hiervon; 

c)  Die  Eossäten  nur  die  Handdienste  (die  Halb- 
kossäten die  Hälfte). 

Das  für  diese  Arbeiten  eingeführte  Dienstgeld 
beträgt  12,  10,  6  und  3  Reichstaler. 

2.  Baufuhren: 

für  die  Bauern  auf  3V2  Tage  (pro  Tag  1  Thlr.  8  Sgr.); 
für  die  Halbbauern  auf  die  Hälfte  berechnet. 

3.  Getreidefuhren: 

fUr  die  Bauern  auf  3V2  Tage,  für  die  Kossäten  auf 
l»/4  Tage  (?)  berechnet  (der  Tag  =  1  Thlr.  8  Sgr.). 

II.  Geldalgalen. 

1.  Unfixierte  Fleischzehnt: 

Für  ein  Fohlen  3  Sgr.,  eine  Kuh  3  Sgr.,  ein  Schwein 
3  Sgr.,  ein  Lamm  1  Sgr.  3  Pfg.,  eine  Gans  1  Sgr. 
3  Pfg.,  einen  alten  Bienenstock  2  Sgr.  9  Pfg.,  einen 
jungen  Bienenstock  1  Sgr.  6  Pfg. 

2.  Viehschoß: 

Für  eine  Kuh  1  Sgr. 
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B.    Nor  für  die  Lafiwirte: 
I.  Nataralleistungen : 

a)  Die  Laßbauern  (3): 

je  1  Huhn,  2V2  Gespinnst  (Stück  Garn)  3  Schffl. 
13^/a  Metzen  Roggen  und  ebensoyiel  Hafer; 

b)  Die  Eossäten   (9   Ganz-,   5  Halbkossäten)  je   1^4 

Hühner  und  2Va  Gespinnst. 

II.  Oeldafegabem 

a)  Die  Laßbauern  (3): 

1.  Bare  Geldgef^lle:  Nußgeld  je  11  P%.,  fixierte 
Schweine-  und  Gänsezebnt  je  18  Sgr. ; 

2.  Früchte,  die  bar  bezahlt  werden:  Roggen  je  drei 
Schffl.  13 Va  Metzen,  Hafer  ebensoviel,  Hopfen 
1  Schffl  4  Metzen ;  Wert  zusammen :  6  Rtl.,  1  Sgr., 
IOV2  Pfg. 

b)  Die  Laß-Ganzkossäten  (9): 

1.  Bare  GeldgeMe:  Nußgeld  je  11  Pfg.,  fixierte 
Schweine-  und  Gänsezehnt  je  12  Sgr.; 

2.  Bar  bezahlte  Früchte:  Hopfen  1  Schffl.  4  Metzen; 
Wert  7  Sgr.  6  Pfg. 

c)  Die  Laß-Halbkossäten  (5): 

1.  Bare  Geldgefelle:  Nußgeld  je  11  Pfg.,  fixierte 
Schweine-  und  Gänsezehnt  je  6  Sgr. ; 

2.  Bar  bezahlte  Früchte:  Hopfen  1  Schffl.  4  Metzen; 
Wert  7  Sgr.  6  Pfg. 

Gegenleistungen: 

1.  Beim  Harken  und  Einfahren  der  Ernte: 

a)  Die  Bauern: 

2  Schffl  Roggen  und  2  Quart  Bier; 

b)  Die  Halbbauern: 

1  Schffl  Roggen  und  2  Quart  Bier; 

c)  Die  Ganzkossäten: 

2  Schffl.  Roggen; 

d)  Die  Halbkossäten: 

1  Schffl.  Roggen. 

2.  Raff-  und  Leseholzberechtigung  in  der  Kunersdorfer  Forst 
(nicht  benutzt). 

3.  Bau-  und  Reparaturholz  aus  der  Königl.  Forst: 

a)  für  die  Laßwirte  gegen  Erlegung  des  Stammgeldes; 

b)  für  die  Eigentumswirte  gegen  dritteilige  Bezahlung. 

4.  Vertretung  bei   Unglücksfällen  und  Remissionsgelder  nur 
für  die  Laßwirte. 


IIL 

Verhältnisse  des  Dorfes  mit  dem  Emporl(ommen 

der  Büdner. 


1.  Die  ersten  BQdner. 

Am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  war  der  Besitz  im  Dorfe 
Schlalach  hauptsächlich  unter  die  Bauern  und  Eossäten 
verteilt.  Ungefllhr  zu  gleicher  Zeit  begann  neben  ihnen  eine 
dritte  Gruppe  ron  Dorfgenossen  Bedeutung  zu  erlangen,  nämlich 
die  der  Büdner. 

Unter  Büdnern  oder  wie  sie  sonst  auch  genannt  wurden : 
Häuslern,  Eäthnem,  versteht  man  ursprünglich  die  Dorf- 
bewohner, die  nur  ein  Haus,  eine  „Bude^,  und  kein  oder  doch 
nur  sehr  wenig  Land  daneben  besitzen  und  deshalb  keine, 
auch  nicht  eine  kleine  selbständigere  Wirtschaft  führen  können, 
sondern  andere  Erwerbsquellen  zu  Hilfe  nehmen  müssen^. 
Schon  von  den  Eossäten  haben  sich,  wie  wir  früher  gesehen 
haben,  einige  vor  der  Hebung  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  im 
18.  Jahrhundert  wahrscheinlich  in  der  tatsächlichen  Stellung 
von  sogenannten  Büdnern  befunden.  Daneben  mögen  einzelne 
Tagelöhner  vorhanden  gewesen  sein,  die  Beschäftigung  bei  den 
Bauern  und  auch  auf  dem  Qute  fanden,  als  dies  ohne  Hofdienste 
wirtschaften  muflte.  Sie  werden  mit  den  vier  Hirten  eine 
besondere,  unter  den  Eossäten  stehende  Klasse  von  Dorf- 
bewohnern gebildet  haben  und  Büdner  genannt  worden  sein, 
auch  wenn  sie  kein  eigenes  Haus  hatten.  So  werden  die 
ersten  Ansiedler  auf  Vorwerkshufen,  den  sogenannten  Brand- 
stätterhufen,  mit  Rücksicht  auf  ihre  Herkunft  gelegentlich  als 
Büdner  bezeichnet.  Dasselbe  gilt  von  dem  Pächter  der  Hege- 
meisterei,  einem  früheren  Tagelöhner,  bis  er  in  die  Reihe  der 
Eossäten  hinaufgerückt  war.  Später  finden  sich  neben  dem 
Namen  „Büdner**  auch  Bezeichnungen  nach  dem  betriebenen 
Handwerk  oder  allgemeine  Ausdrücke  wie:  „Ackersmann, 
Dienstknecht,  Handarbeiter,  Mietsmann,  Einwohner**. 

In  der  Gegenwart  versteht  man  unter  „Büdnern"  in 
Schlalach  alle  Besitzer  von  Grund  und  Boden,   sei 


^  Vgl.  Knapp  ft.  a.  0.    Teil  I|  S.  13. 
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es  auch  nur  eines  Hausgrundstückes,  soweit  sie 
nicht  zu  den  Bauern  und  Kossäten  gehören. 
Während  der  Kreis  der  Letzteren  fest  geschlossen  und  un- 
vermehrbar  ist,  kann  sich  die  Zahl  der  Büdner  und  Büdner- 
wirtschaften ständig  verändern,  vermehren  und  verringern.  Ei 
gibt  jetzt  Büdner,  die  einige  Kossäten  an  Landbesitz  über- 
treffen, und  solche,  die  mit  nur  geringem  Landbesitz  als  Mieter 
bei  anderen  Büdnern  wohnend  gewöhnlichen  Arbeitern  oder 
Tagelöhnern  gleichen. 

Der  erste  Büdner,  dessen  Anwesen  sich  unter  dem 
Namen  einer  Büdnerwirtschaft  bis  heute  erhalten  hat,  war  der 
Besitzer  der  Schmiede.  Ursprünglich  gab  es  nur  eine 
Schmiede  im  Dorfe.  Sie  erhob  sicn  anscheinend  von  Anfang 
an  am  nördlichen  Ende  der  alten  Dorfstrafie,  wo  sich  die 
Strafien  nach  Linthe  und  Deutsch^Borck  gabeln,  also  ungefähr 
da^  wo  sich  noch  heute  die  älteste  Schmiede  befindet.  Der 
Besitz  des  Schmiedegrundstücks  war  nicht  selbständig,  sondern 
bildete  einen  Bestandteil  des  Gutes;  der  Schmied  hatte  also 
vielleicht  die  Stellung  eines  Gutstagelöhners.  Nicht  lange  Zeit 
nach  dem  Übergang  des  Oppenschen  Gutes  an  die  Domänen- 
verwaltung wurde  die  Schmiede  durch  Vertrag  vom  16.  Februar 
1721  erb-  und  eigentümlich  für  50  Taler  und  die  sonstigen  Ab- 
gaben, aber  ohne  Grundzins,  an  den  Schmied  Jakob  Wemicken 
zugleich  mit  den  Gutsschmieden  in  Nichel  (für  50  Taler)  und 
Brachwitz  (ftir  30  Taler)  veräußert.  Anscheinend  war  sie  aber 
bereits  im  Jahre  1702  auf  Grund  eines  Amtsrezesses,  wonach 
die  „Dorfschmieden  in  den  Kurmärkischen  Amtern  sollen 
künftig  veräußert  werden^,  einem  selbständigen  Besitzer  über- 
lassen worden.  Zu  dem  Schlalacher  Schmiedebesitz  gehörte 
damals  „das  Haus  nebst  der  dazu  gelegten  Wiese,  einem  Kohl- 
horst an  der  Bache,  dem  Hufschlag  dahinter,  das  Gärtchen 
bei  dem  Hause  und  einem  Kohlgarten  an  der  Bache  von 
vier  Schwadt,  nebst  drei  Kühen,  ein  paar  Schweinen  und  ein 
paar  alter  Gänse  und  (deren)  Zucht  auf  der  Weide  und  ein 
Ende  Land  bei  dem  Upstall  gleichfalls"  ^. 

In  diesem  Falle  handelte  es  sich,  wie  bei  der  Hegemeisterei, 
um  die  Umbildung  von  schon  bestehenden  Kleinbesitzungen 
infolge  von  Umänderungen  in  deu  umgebenden  Verhältnissen* 
Das  Dorfbild  wurde  dadurch  nipfat  geändert.  Erst  gegen 
Ende  des  18.  Jahrhunderts,  begann  die  Gründung 
von  neuen  Büdnerhofstellen.  Sie  läßt  drei  Perioden 
erkennen:  die  erste  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  mit  dem 
Jahre  1764  beginnend,  die  zweite  in  den  Jahren  1845  bis  1851, 
die  letzte  vom  Jahre  1861  bis  zur  Gegenwart. 

^     Als  das  Domänenvorwerk  im  Jahre  1764  zur  Hälfte  an 
die  Kossäten,  zur  anderen  Hälfte  an  den  Hauptmann  von  Kalk- 

^  Separationsakten  y.  Schlalach,  Frankfurt  a  .0. 
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reuth  verpachtet  wurde,  mufite  sich  dieser  kontraktlich  zur 
Ansetzung  von  vier  ^^ausländischen*^  Btidner- 
familien  binnen  3  Jahren  gegen  freie  Hergabe  des  Grund 
und  Bodens  und  Verabfolgung  von  Bauholz  verpflichten.  Der 
Pächter  kam  seinen  Verpflichtungen  nur  zum  Teil  nach.  £r 
baute  auf  Gutshufenland  und  mit  vom  Fiskuß  gelieferteiü 
Bauholz  im  Jahre  1764  drei  Häuser  auf,  liefl  aber  zwei  davon 
bald  wieder  verfallen,  und  hielt  nul*  das  eine  mit  zwei  Budner- 
familien  besetzte  in  Ordnung.  Dies  ^yBüdner-Etablissement**, 
wie  man  es  nannte,  wurde  später  geteilt  (Grundbuch  Nr.  40 
und  49).  Die  beiden  anderen  richteten  in  den 
Jahren  1768/69  die  Kossäten  wieder  her  und  besetzten 
sie  nebst  einem  vierten,  später  ebenfalls  geteilten  Doppel- 
Büdnerhause  (Grundbuch  Nr.  45/89  und  46.)  mit  vier  Büdner- 
familien, wozu  sie  sich  bei  Überlassung  der  Vorwerkshufen 
hatten  verpflichten  müssen. 

Außer  diesen  sechs  „Vorwerksbüdnern"  läßt  sich  der 
Ursprung  von  noch  sechs  anderen  (Grundbuch  37,  48,  89,  43,  50 
und  41,  die  drei  letzteren  aus  dem  Jahre  1774,  1778  und  1791) 
zum  Teil  durch  Abzweigung  von  den  erst  entstandenen,  auf 
Bauern-  oder  Kossätenland  aufgebauten  Büdnerstellen  auf  jene 
Zeit  zurückführend 

Diese  Büdnerhäuser ^  erhoben  sich  sämtlich  am  Nord- 
ende  des  Dorfes  da,  wo  sich  die  Dortstraße  in  die  Wege 
nach  Linthe  und  Deutsch-Bork  teilt,  und  zwar  einige  an  der 
westlichen  Seite  der  Straße  oder  in  der  Mitte  der  Dorfstraße 
nördlich  von  der  Kirche  (Grundbuch  37),  andere  in  dem  durch 
die  Gabelung  gebildeten  Winkel  an  einem  von  dem  Linther 
Wege  aus  zugänglichen  sackgassenartigen  Platze.  Diese 
letzteren  haben  später  zum  Teil  ihre  Lage  gewechselt  und  sind 
in  ihre  gegenwärtigen  Stellen  eingerückt,  so  daß  sie  seitdem 
zum  größten  Teil  hinter  der  an  der  Spitze  des  Straßenwinkels 
liegenden  Schmiede  auf  der  nördlichen  Seite  der  Straße  nach 
Linthe,  die  übrigen  auf  der  gegenüberliegenden  Seite  sowie  an 
der  Deutsch-Borcker  Straße  liegen. 

Als  die  ersten  Inhaber  dieser  sogenannten  „Altbüdner- 
stellen" werden  meist  ehemalige  Soldaten  (Musketier,  Grenadier, 
Schütze,  Freihusar,  Invalide,  Unteroffizier)  genannt;  einige 
von  ihnen  übten  ein  Handwerk  aus  (Schneidermeister,  Leine- 
weber), 

Entsprechend  einem  Befehle  Friedrichs  II.,  dessen  genaue 
Durchführung  streng  überwacht  wurde,  sind  es  außer  dem 
zuletzt  ansäßig  gewordenen  Büdner  „Ausländer^,  d.  h.  solche 
gewesen,   die  „bis   dahin  in  hiesigen  Landen  (Preußen)  noch 


^  Vgl.    Akten    betr.    die    Erbpachts.kontrakte   der  £rbpächter    zu 
^chlalach,  Arch.  d.  Rathauses  z.  Treuenbrietzen,  Schlalach,  Fach  I,  Nr.  4. 
»  Siehe  Karte  III. 


44  134. 

keinen  Feuer  und  Herd  gehabt**  hätten  ^.  Sie  stammten  meist 
«US  dem  benachbarten  Sachsen.  Als  Gegenleistung  für  das 
überlassene  Land  hatten  sie  außer  einem  „Budenzins**  (Qrund* 
eins)  von  ungefähr  3 — 4  Talern  zur  Anerkennung  des  fremden 
Obereigentums  nur  die  seit  30  Jahren  in  Schlalach  Üblichen 
Abgaben  (Kommunallasten,  Viehschofi  usw.)  zu  entrichten. 
Die  nicht  auf  fiskalischem  Boden  angesetzten  Bttdner  mufiten 
aufierdem  noch  einen  Jurisdiktionszins  von  1  Taler  jfthrlich 
für  den  gewährten  Gerichtsschutz  an  den  Fiskus  zahlen.  Im 
übrigen  hatten  sie  sämtlich  frei  vererbliches  Eigentum. 

Hiermit  war  die  erste  Periode  der  Büdneransetzung  zu 
Ende.  Die  Neugründungen  waren  hervorgerufen  einmal  durch 
clie  Bestrebungen  Friedrichs  IL,  in  sein  durch  den 
siebenjährigen  Krieg  entvölkertes  Land  Kolonisten  zu  ziehen; 
daher  das  Gebot  nur  „Ausländer''  anzusetzen.  In  Schlalach 
wirkte  wohl  außerdem  nach  derselben  Richtung  das  sich  fühl- 
bar machende  Bedürfnis  nach  Arbeitskräften.  Zwar 
waren  noch  1790/91  neben  den  Altbüdnern  von  früher  her 
zwölf  „Büdner"  ohne  eigenen  Hof,  sowie  die  fünf  Hirten  vor 
banden '.  Offenbar  konnte  jedoch  diese  Zahl  nicht  mehr  aus- 
reichen, nachdem  die  Kossäten  selbständig  geworden  und 
damit  den  Bauern  als  Arbeitskräfte  verloren  gegangen  waren. 
Sobald  aber  der  den  Vorwerkspächtern  auferlegten  Verpflichtung 
und  dem  eingetretenen  Bedürfnis  an  Arbeitern  genügt  war, 
hörte  auch  die  Ansetzung  von  Büdnern  auf,  zumal  die  bald 
darauf  beginnenden  Kriegszeiten  einer  Vermehrung  der  Hof- 
stellen nicht  günstig  waren  und  sogar  einen  Teil  der  Kossäten 
veranlaßten,  das  in  Erbpacht  übernommene  Land  dem  Domänen- 
fiskus zurückzugeben. 

Abgesehen  von  dem  Besitzer  der  Schmiede  besaßen  die 
ersten  Büdner  außer  dem  Hofraum  mit  einem  Gärtchen  bei 
ihren  Häusern  und  einem  kleinen  Stück  Land  im  Felde  von 
„einer  Hetze  Aussaat^  kein  eigenes  Land.  Infolgedessen 
hatten  sie  auch  keine  Rechte  am  Gemeindeland,  da  diese  stets 
nur  den  Grundbesitzern  zustanden.  Nur  an  den  Wald- 
revieren wurde  ihnen  ein  Teilnutzungsrecht  zu- 
gebilligt, wofür  sie  zu  den  darauf  lastenden  Abgaben,  ins- 
besondere dem  an  die  Stadt  Treuenbrietzen  zu  zahlenden 
Obereigentumskanon  mit  herangezogen  wurden.  In  den  ersten 
Büdnergrundbriefen,  die  bei  Überweisung  der  vom  Vorwerks- 
hufenbestand gebildeten  Hausgrundstücke  ausgestellt  wurden, 
war  jedoch  u.  a.  für  jeden  Büdner  bestimmt:  ^Gline  Kuh  zu 
halten   steht  ihm  frei,  jedoch  nur  dann  und  solange,    als  die 


^  Akten  betr.  das  den  Gebrüdem  von  Kaikreuth  in  Erbpacht  Über- 
lassene Vorwerk  zu  Schlalach.    Archiv  im  Rathaus  zu  Treuenbrietzen. 

^  Fleischzehntregister  des  Kgl.  Amts  Saarm.  vom  Jahre  1790^1791. 
Pr.  Geh.  Staatsarch.  a.  a.  0. 
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Oexneinde  solche  auf  ihre  Weide  annehmen,  und  er  sich  wegen 
des  Weidegeldes  mit  derselben  einigen  kann^.'^  Entsprechend 
dieser  Erlaubnis  befinden  sich  bald  die  meisten  Büdner  im 
Besitz  einer  Kuh,  für  die  sie  ein  Weidegeld  von 
anfangs  18  Silbergroschen  zahlten,  das  später  auf  1  Taler  und 
schliefilich  auf  1  Taler  7  Ser.  6  Pfg.  für  das  Stück  Rindvieh 
erhöht  wurde.  Daneben  bildete  sich  zu  ihren  Gunsten  die 
Observanz  aus,  auf  die  Qemeindeweide,  insbesondere 
auch  auf  die  Brache  ihre  Schweine  und  Gänse  treiben 
zu  dürfen.  Im  ganzen  besaßen  die  Altbüdner  in  Schlalach 
zusammen  mit  den  fünf  Hirten  und  den  übrigen  Tagelöhnern 
(acht  Männer,  zwei  Frauen)  im  Jahre  1790  elf  Kühe,  22  Schweine 
und  13  alte  Gänse  \ 


2.  Die  Bfidner  Im  19.  Jabrbimdert  bis  zur  Separation. 

In  der  Zeit  vom  Ende  des  18.  Jahrhunderts  bis  1845 
entstanden  nur  vereinzelt  neue  fiüdnerhofstellen.  Zunächst 
besteht  seit  den  Jahren  1820/22  die  Windmühlenbüdnerstelle. 
Die  Bock  Windmühle  erhob  sich  auf  einem  Hügel  östlich  am 
Deutsch-Borcker  Weg  etwa  400  m  vom  Nordende  des  Dorfes 
entfernt.  Der  dazu  gehörige  Büdnerhof  befand  sich  schräg 
gegenüber  in  derselben  Straße  nicht  weit  hinter  der  Schmiede. 
Ferner  wurden  in  den  Jahren  1830  und  1836  noch  zwei 
Büdnerhäuser  gebaut.  Eins  davon  fand  seinen  Platz  am  nörd- 
lichen Ende  des  Dorfes  auf  der  Westseite  des  Weges  nach 
Deutsch-Borck  (Gb.-Nr.  74),  das  andere  am  südlichen  Dorfende 
an  der  Ostseite  (Gb.-Nr.  77).  Einige  Bauern  hatten  das  Land 
dazu  gegen  Zahlung  eines  jährlichen  Kanons  von  je  2  Talern 
22  Sgr.  6  Pfg.  bez.  3  Talern  hergegeben. 

Erst  seit  dem  Jahre  1840,  besonders  vom  Jahre  1845 
an,  wurde  wieder  eine  größere  Anzahl  neuer  Büdner- 
stellen gegründet.  Ihre  Entstehung  war  zum  Teil  bedingt 
durch  die  bereits  früher  erwähnte  Befreiung  der  Bauern 
und  Kossäten  vom  Obereigentum  des  Domänen- 
fiskus, zum  Teil  durch  eine  andere  wichtige,  sich  in  den 
letzten  Jahrzehnten  bis  zu  dieser  Zeit  vollziehende  Änderung 
der  Besitzverhältnisse  in  Schlalach,  sowohl  bei  den  Bauern 
und  Kossäten  wie  bei  den  Büdnern,  —  nämlich  die  unter 
den  Namen  „Gemeinheitsteilung"  (oder  Separation) 
und  „Verkoppelung"  zusammengefaßte  Umwälzung  des 
tatsächlichen  Besitzstandes. 


*  Urteil  d.  Kgl.  Pr.  Justizamts  Saarm.  v.  4.  Juni  1830.  Akten  in 
Sachen  Schlalach  wider  Nichelmann  u.  Gen.  wegen  "Weiderechts,  hei  der 
Egl.  Regierung  zu  Potsdam,  Domänen -Registr.  Amt  Saarm.,  Fach  7, 
Nr.  141. 

*  Fleischzehntregister  a.  a.  0. 
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Diese  auf  eine  Besserung  der  landwirtschaftlichen  Betriebs- 
verhältnisse ,  insbesondere  die  Beseitigung  des  Flurzwanges, 
hinzielenden  Bestrebungen  hatten  unter  Friedrich  II.  zuerst 
für  Schlesien,  dann  allgemein  fUr  Preußen  im  Allgemeinen 
Landrecht  gesetzliche  Regelung  gefunden.  Und  so  wurden 
bereits  in  den  Jahren  1795/97  die  früher  erwähnten  Teilungen 
von  Hütungsrevieren ,  die  Schlalach  mit  benachbarten  Ge- 
markungen (Neuendorf  und  Deutsch-Borck)  gemeinsam  nutzte, 
in  die  Wege  geleitet,  ohne  daß  es  damals  zu  einem  endgültigen 
Ergebnis  gekommen  zu  sein  scheint.  Dies  wurde  erst  in  den 
Jahren  1835  und  1839  auf  Grund  der  inzwischen  durch  ein 
Spezialgesetz,  die  Gemeinheitsteilungsordnung  vom  7.  Juni  1821, 
vorgenommenen  Regelung  eiTcicht. 

Die  Gemeinheitsteilungsordnung  ermöglichte  auch  die  Auf- 
hebung der  innerhalb  der  Gemarkung  zwischen  den  Dorf- 
genossen  bestehenden  gemeinschaftlichen  Berechtigungen  an 
den  im  Gemeindeeigentura  stehenden  Weide-  und  Waldflächen 
durch  Zuweisung  von  angemessenen,  dem  Werte  der  Be- 
rechtigungen entsprechenden  Landflächen  zur  ausschließlichen 
und  freien  Benutzung.  Auf  Grund  dieser  gesetzlichen  Be- 
stimmungen hatten  nun  im  Jahre  1842  —  zur  selben  Zeit, 
als  das  Waldobereigentum  der  Stadt  Treuenbrietzen  abgelöst 
wurde,  —  die  Altbüdner  auf  ihren  Antrag  erreicht, 
daß  ihnen  an  Stelle  ihrer  sogenannten  „Ravel- 
holzberechtigungen",  also  ihrer  Nutzungsrechte  an 
den  Gemeindebuschrevieren,  dem  „Eisbruche",  bestimmte 
Flächen  zu  Eigentum  ausgewiesen  wurden  gegen 
Übernahme  eines  entsprechenden  Teiles  der  an  Treuenbrietzen 
zu  zahlenden  Ablösungsrente.  Durch  den  eigenen  Land- 
besitz wurde  naturgemäß  die  Arbeitskraft  der  Büdner  für 
ihre  eigene  Wirtschaft  in  Anspruch  genommen  und  den  Bauern 
und  Kossäten  entzogen.  Dazu  kam,  daß  im  Jahre  1833  die 
Laßbauern  freies  Eigentum  erhalten  hatten,  und  im  Jahre 
1846  der  Fiskus  aufsein  Obereigen  tum  zugunsten  der 
Kossätenerbpächter  verzichtete.  Diese  konnten  daher 
von  ihrem  Landbesitz  Stücke  verkaufen,  ohne  dafür  von  der 
Erlaubnis  des  Amts  .Saarmund  abhängig  zu  sein. 

Die  Folge  dieser  Veränderungen  ist,  daß  wir  seit  den 
vierziger  Jahren  eine  ganze  Reihe  von  neuen  Büdner- 
hofs teilen  vorfinden.  Sie  sind  zum  größten  Teil  nachweis- 
lich in  den  Jahren  1845—1852  entstanden  (Gb.  78,  79,  80, 
81,  82,  85,  86,  87,  88,  89,  90).  Die  meisten  erheben  sich  auf 
Land,  das  ihnen  Bauern  oder  Kossäten  verkauften,  einige  auch 
auf  Grundstücken,  die  von  Büdnerstellen  abgezweigt  sind. 
Den  Preis  für  die  Baustelle  bildet  gewöhnlich  ein  jährlicher 
Kanon  von  2  Talern,  22  Sgr.,  6  Pfg.,  zuweilen  etwas  mehr 
oder  weniger  (1—3  Talern).  Die  neuen  Büdnerhäuser  liegen 
an  der  nördlichen   Seite  des  Lintherweges  (Gb.  79, 
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SO,  86,  87,  88,  89),  an  der  westlichen  Seite  der  Deutsch- 
Borcker  Straße  (Gb.  81,  82,  85),  an  der  östlichen  Seite  der 
letzteren  (Gb.  90)  und  am  südlichen  Dorfende  (Gb.  78). 

Als  Besitzer  sind  zum  Teil  Handwerker  (2  Schneider, 
je  1  Tischler,  Schuhmacher,  Weber,  Maurer)  angegeben;  die 
übrigen  werden  Tagelöhner  gewesen  sein.  Wie  man  aus 
den  Namen  schließen  kann,  sind  einige  Söhne  der  im 
Dorfe  ansässigen  Bauern,  Kossäten  und  Büdner, 
die  anderen  stammen  aus  den  Nachbarortschaften. 

3.  TsrbSltnlsse  der  BQdner  nacb  der  Separation. 

a)  Anfteilnng  yon  Banem-  und  Kossätenwirtsehafteii* 

Die   Anweisung    eines   Teiles    der    auch    als    Weideland 
benutzten  Buschwaldreviere  an    die   Alt-Büdner  machte   sich 
bald   für  den  Wirtschaftsbetrieb  der   Übrigen   insofern   nach- 
teilig bemerkbar,   als  das   übrig   gebliebene   Gebiet   für    die 
Viehweide  nicht  mehr  ausreichte.     Einige  fi;röfiere 
Besitzer,    die   sich   gezwungen    sahen,    zur   Stallfütterung 
überzugehen,    stellten    deshalb,    um    ihrer   Nutzung   ays    der 
Gemeindeweide  nicht  verlustig  zu  gehen,  im  Jahre  1845  den 
Antrag  auf  „Regulierung  einer  Vieh- und  Hütung s- 
ordnung**.     Diese   wurde,    bevor  sie    durchgeführt   worden 
war,  im  Jahre  1852   auf  eine  vollständige  Spezial- 
Separation  der   ganzen   Feldmark   Schlalach    aus- 
gedehnt    Ihr  Zweck  war   hauptsächlich   die  Teilung  (Sepa- 
ration) sämtlicher  gemeinschaftlicher  Grundstücke  in  Schlalach, 
ferner    die    sogenannte    Verkoppelung,    d.   h.   die    Um-    und 
Zusammenlegung   der   in   Sondereigentum   stehenden    Grund- 
stücke.    Ein  jeder  erhielt   damit   an   Stelle   seines    früheren, 
durch  die  ganze  Gemarkung  verstreut  liegenden  Besitzes  und 
für  seine  Teilnahmerechte  an  dem  Gemeindeland  Grundstücke 
von  möglichst  wirtschaftlichem  Zusammenhange  und  annähernd 
der  gleichen  Ertragsfäbigkeit  wie   früher.     Daneben   erfolgte 
die  Ablösung  von  Berechtigungen,   die  auswärtigen  Besitzern 
an  Schlalacher  Grund  und  Boden  oder  umgekehrt  Schlalacher 
Besitzern    an    auswärtigen    Grundstücken    zustanden,    durch 
Landentschädigungen   oder  durch  ihre  Umwandlung   in  Geld- 
renten  auf  Grund   des   Gesetzes   vom   2.   März    1850.     Auch 
die    sonstigen   Geldabgaben   wurden    allmählich    in    ablösbare 
Renten  umgewandelt.    Dabei  wurde  die  Verlegung  und  Neu 
anlegung  von  Wegen,   die  Bestimmung  gewisser  Flächen  für 
gemeinsame  Zwecke   wie   Kirchhof,   Sandgrube,   Baumschule 
und  dergl.  notwendig.     Endlich  wurden,  wie  so  häufig,  auch 
in  Schlalach   bei    dieser  Gelegenheit  viele   zur   Entwässerung 
dienende  Gräben   verlegt  und  zum  Teil  neugeschaffen,   sowie 
die  Unterhaltungspfiicht  dieser  Gräben,  der  Brücken  und  aller 
Wege  geregelt. 
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Der  gröfite  Teil  dieser  Veränderungen,  insbeeondere  die 
Anweisung  der  neuen  Grundstücke,  war  im  Juni  1858  voOr 
endet.  Die  Verteilung  des  Restes  des  gemeinsamen  Besitzes 
erfolgte  nach  1865.  So  verkauften  die  Kossäten  im  Jahre  1867 
den  ihnen  zur  Schweine-  und  Qänsehütung  angewiesenen  Plan 
an  den  Wasser-Muhlenbesitzer.  Die  Umwandlung  des  Natural^ 
Pfarrzehnten  in  Geldrenten  endlich  geschah  bis  zum  Jahre  1876» 

Nach  dieser  Zeit  war  die  Bahn  für  eine  bessere  wirt- 
schaftliche Ausnutzung  des  früheren  Privat- 
besitzes frei  geworden.  Hierdurch  und  durch  die  Ver- 
teilung des  Gemeindeeigentums  an  die  Bauern  und  Eossäten 
als  die  früheren  Hufenbesitzer  waren  deren  Wirtschaften  um- 
fangreicher geworden.  Naturgemäfi  steigerte  sich  dadurch  ihr 
Bedarf  an  Arbeitskräften.  Dazu  kam,  daß  einem  Teil 
der  Büdner  auch  bei  dieser  Gelegenheit  als  Abfindung  für 
ihre  Bindvieh-,  Gänse-  und  Seh  weine- Weiderechie  Acker- 
und  Wiesenland  zu  Eigentum  gegen  Zahlung  bestimmter 
Beträge  an  die  Gemeindekasse  überwiesen  war.  Die  eigenen 
Wirtschaften  der  Büdner  hatten  sich  also  ebenfalls  vergrößert 
und  nahmen  ihre  Arbeitskraft  stärker  in  Anspruch. 
So  erklärt  sich  die  bald  beginnende  Vermehrung  der 
Büdnerstellen. 

Die  durch  die  Separation  hervorgerufene  gewaltige  Um- 
wälzung der  gesamten  Besitzverhältnisse  in  Schlalach  hatte 
jedoch  noch  eine  weitere  Folge:  sie  bewirkte  nicht  nur  eine 
Vermehrung  der  Büdnerstellen,  sondern  auch  eine  Ver- 
größerung des  Besitzstandes  in  derFeldmark  bei 
den  schon  vorhandenen  Büdnern.  Durch  die  Auf- 
hebung der  Beeinträchtigungen  des  Besitzrechtes  und  aller 
Verfügungsbeschränkungen ,  durch  die  Beseitigung  vieler 
Grunddienstbarkeiten ,  endlich  durch  den  Wegfall  der  gemein* 
samen  Nutzung  an  Weide  und  Wald  war  der  Verkauf  und 
Erwerb  von  Grundbesitz  erleichtert  Dazu  kam^ 
daß  durch  die  Aufhebung  des  Flurzwanges  der  landwirtschaft- 
liche Betrieb  leichter  wurde  und  auch  für  kleinere  Wirtschaften 
möglich  und  verlockend  erschien. 

Das  Bedürfnis  der  größeren  Besitzer  nach 
Arbeitskräften  trat  daher  als  treibendes  Moment  für  die 
Entwicklung  des  Büdnerstandes  allmählich  immer  mehr  hinter 
dem  VerTangen  der  Büdner  nach  eigenem  oder 
nach  Vermehrung  des  bereits  besessenen  Grund- 
besitzes zurück.  Die  erleichterte  Möglichkeit  Besitz  zu 
erwerben,  erzeugte  und  verstärkte  das  Streben  nach  einer 
selbständigen  Landwirtschaft. 

Ein  anderer  Umstand  trug  dazu  bei,  bei  einigen  dies 
Verlangen  zu  wecken.  Ein  großer  Teil  der  Büdner  war,  wie 
wir  gesehen  haben,  ihrem  Berufe  nach  ursprünglich  Hand- 
werker gewesen.    Die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Neu- 
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zeit  brachte  es  nun  mit  sich,  daß  die  Produkte  einzelner 
Handwerkszweige  immer  mehr  aus  der  Stadt  bezogen  wurden^ 
und  so  die  handwerkliche  Tätigkeit  im  Dorfe  auf 
denselben  Gebieten  zurückgedrängt  wurde.  Dies  gilt 
besonders  von  den  im  Dorfe  ansäßigen  Leinewebern, 
aber  auch,  wenn  auch  nicht  in  demselben  Maße,  von  den 
Schneidern  und  Schuhmachern.  Die  davon  Betroffenen  mußten 
daher  suchen,  auf  andere  Weise  ihren  Lebensunter- 
halt zu  gewinnen  und  die  bisher  nur  ganz  nebenbei  betriebene 
Landwirtschaft  zu  vergrößern. 

Diesem  Streben  kam  nun  eine  bedeutsame,  im  Laufe  der 
zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  sich  vollziehende  Änderung 
der  Besitzverhältnisse  bei  den  Bauern  und  Kossäten  in 
Schlalach  entgegen:  der  Verkauf  und  die  Zerteilung 
einer  erheblichen  Anzahl  ihrer  Wirtschaften. 

Bereits  vor  1865  war  ein  Kossätengut  von  ungefähr  25  ha 
(100  Morgen)  von  einem  Kaufmann  zu  Treuenbrietzen  ange- 
kauft und  parzeliiert.  Es  folgten  mit  ihren  Wirtschaften 
im  Jahre  1879/80:  ein  Kossät  und  zwei  Bauern;  1892  und  1894: 
zwei  Kossäten;  1896  und  1898:  der  Wassermühlenbesitzer, 
ein  Kossät  und  ein  Bauer;  1902  und  1906:  drei  Kossäten  und 
ein  Bauer.  Insgesamt  haben  daher  vier  Bauern,  der  Mühlen- 
besitzer und  acht  Kossäten  ihren  Grundbesitz  von  zusammen 
360,8235  ha  oder  über  1400  Morgen,  also  einen  Be- 
stand größer  als  ein  Drittel  der  ganzen  Gremarkungsfläche 
verkauft.  Die  Vermittler  waren  meist  gewerbsmäßige  Qüter- 
zerteiler,  die  ihren  Wohnsitz  in  Treuenbrietzen,  Potsdam  und 
Berlin  hatten  und  zum  Teil  noch  heute  in  dieser  Richtung 
tätig  sind. 

Bisweilen  sind  es  persönliche,  in  den  Familienverhältnissen 
liegende  Oründe  gewesen,  die  zum  Verkaufe  zwangen,  wie 
früher  Tod  des  Besitzers  mit  Hinterlassung  von  unmündigen 
Kindern  oder  sonst  unfähigen  Erben.  In  den  meisten  Fällen 
aber  verursachten  oder  beförderten  wirtschaftliche  Ver- 
hältnisse den  Entschluß  zum  Verkauf  der  Güter,  so  in  neuerer 
Zeit  besonders  auch  die  durch  die  Entwicklung  der  Arbeiter* 
Verhältnisse  hervorgerufenen  Schwierigkeiten.  Der  Bestand 
an  unselbständigen  Büdnern  d.  h.  solchen,  die  wegen 
des  geringen  Umfanges  ihrer  eigenen  Wirtschaft  den  Lebens- 
unterhalt zum  Teil  durch  Arbeit  bei  den  größeren  Besitzern 
verdienen  müssen,  war  nämlich  allmählich  immer  mehr  hinter 
dem  Bedarf  an  solchen  Arbeitern  zurückgeblieben.  Knechte 
und  Mägde  waren  nur  gegen  unverhältnismäßig  hohen  Lohn 
und  selbst  dann  nur  sehr  schwer  zu  haben.  So  bewirkte  also 
die  zunehmende  Selbständigkeit  der  Büdner  die 
Zertrümmerung  der  größeren  Wirtschaften,  indem  sie  zugleich 
durch  deren  Zerteilung  bedingt  war.  Denn  die  Abnehmer 
der  Parzellen   beim  Weiterverkauf  waren  nur  in  der  ersten 
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Zeit  auch  die  übrigen  Bewohner  des  Dorfes,  besonders  die 
Kossäten,  später  dagegen  fast  ausschließlich  die  Büdner, 
und  zwar  sowohl  die  bereits  vorhandenen,  als  auch  solche,  die 
erst  seit  1861  anfingen  Eigenbesitz  zu  haben. 

Von  diesen  sind  einige,  wie  erwähnt,  Handwerker, 
die  zum  Teil  schon  vorher  im  Dorfe  zur  Miete  gewohnt 
haben.  Auch  von  den  übrigen  haben  manche  wohl  schon 
vorher  im  Dorfe  gelebt.  Wenigstens  scheinen  Bezeichnungen 
wie  „Mietsmann,  Einwohner,  Auszügler,  Arbeiter,  Dienst- 
knecht*"  ohne  jeden  weiteren  Zusatz  darauf  hinzudeuten.  Bei 
einigen  läßt  die  Übereinstimmung  der  Namen  oder  die  Be- 
zeichnung „Eossätensohn**  ohne  weiteres  auf  ihre  Abstammung 
von  den  eingesessenen  Bauern-  und  Eossätenfaroilien  schließen. 
In  diesen  Fällen  handelt  es  sich  um  jüngere  Söhne,  die  sich 
auf  diese  Weise  selbständig  machten. 

Andere  aber,  besonders  die  im  Dorfe  in  neuerer  Zeit 
ansässig  gewordenen  Bäcker,  Gastwirte  und  Handelsleute 
stammen  von  außerhalb;  sie  sind  zum  Teil  aus  Nachbar- 
ortschaften durch  persönliche  Verbindungen,  Verwandtschaft, 
Heirat  und  dergleichen  dem  Dorfe  zugeführt. 

Der  Vorgang  der  Ansiedlung  war  bei  diesen  Neu- 
gründungen entweder  so,  daß  die  Betreffenden  Grundbesitz 
erwarben,  ohne  zunächst  eine  eigene  Hofstelle  aufzubauen, 
oder  daß  umgekehrt,  z.  B.  von  den  Handwerkern,  zunächst 
eine  Fläche  zu  einem  kleinen  Gehöft  mit  Garten  erworben 
wurde.  Letztere  wirtschafteten  dann  häufig  nur  mit  Pacht- 
land. Bei  beiden  erfolgte  die  Verbindung  von  eigenem  Land- 
besitz und  Gehöft  —  entweder  einem  bereits  bestehenden,  oder 
einem  neu  aufgebauten  — ,  erst  später,  und  zwar  sehr  häufig 
durch  Einheiraten.  Erst  vom  Jahre  1876  an  wurden  regel- 
mäßig zugleich  mit  dem  Erwerb  und  Aufbau  der  Hofstelle 
auch  einige  Ar  Acker-  oder  Wiesenland  mitgekauft.  Andere 
Büdnerstellen  wiederum  entstanden  durch  Abzweigung  von 
bestehenden  oder  an  Stelle  von  solchen,  die  durch  wirtschaft- 
lichen Untergang,  durch  Wegzug  und  sonstwie  ihren 
früheren  Besitzer  verloren. 

Auf  diese  Weise  sind  bis  zur  Gegenwart  zu  den  bisherigen 
28  Büdnern  (einschließlich  der  alten  Schmiede  und  der  Wind- 
mühle) noch  41  hinzugekommen,  und  zwar  in  den 
Jahren  1861—1885:  31  und  in  den  Jahren  1885—1906:  10, 
so  daß  1906  69  Büdnerstellen  im  Dorfe  vor- 
handen waren.  Wenn  auch  in  der  neuesten  Zeit  Neu- 
gründungen nicht  mehr  so  häufig  sind,  so  wird  doch  die 
erreichte  Zahl  von  Büdnern  nie  ständig  bleiben,  denn  der 
bei  ihrer  Entstehung  tätige  Prozeß,  insbesondere  die  Ab- 
zweigungen und  Zusammenlegungen,  werden  immer  fort- 
dauern und  ein  stetiges  Schwanken  in  dem  Bestand  der 
Büdnerstellen  zur  Folge  haben. 
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Beide  Momente:  Die  Aufteilung  vieler  größerer  Wirt- 
schaften und  das  Emporkommen  der  Büdner  wirkten  gemein- 
sam darauf  hin,  sowonl  das  äußere  Bild  des  Dorfes  wie 
die  Besitzverteilung  unter  den  Dorfgenossen  und  die 
inneren  Gemeindeverhältnisse  gründlich  umzugestalten. 

Die  Zahl  der  Hof  stellen  im  Dorfe  hat  sich  seit 
1800  von  59  auf  102  vermehrt*.  Die  neuen  Büdner- 
gehöfte und  Häuser  reihen  sich  zum  größten  Teil  an  die 
früheren  an,  so  daß  nunmehr  beide  Seiten  der  Straßen 
nach  Linthe  und  Deutsch-Borck  von  ihrem  Gabelpunkte 
ab  fast  lückenlos  mit  Büdnerwirtschaften  besetzt  sind  ^.  Einige 
wenige  Häuser  liegen  innerhalb  des  von  den  beiden  Straßen 
gebildeten  Winkels.  Das  Dorf  ist  hierdurch  in  der  Richtung 
der  beiden  genannten  Straßen  ungeßlhr  je  um  die  Hälfte  der 
alten  Dorfstraße  verlängert.  Nur  wenige  neue  Stellen  finden 
sich  am  südlichen  Ende  des  Dorfes.  Daß  die  Ver- 
größerung des  Dorfes  sich  hauptsächlich  gerade  in  nördlicher 
Richtung  vollzog,  liegt  daran,  daß  hier  der  von  Osten  her  die 
Gemarkung  durchquerende  Sandrücken  das  Dorf  berührt. 
Insbesondere  ist  das  zwischen  den  beiden  Straßen  nach  Linthe 
und  Deutsch-Borck  liegende  Gebiet  sehr  sandig  und  wenig 
fruchtbar.  Hier  war  also  nicht  nur  der  Boden  zum  Bau  von 
Häusern  besonders  gut  geeignet,  sondern  es  wurde  auch  durch 
seine  Besetzung  mit  Gehöften  dem  Fruchtbau  kein  gutes  Land 
entzogen.  Ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  der  Büdner  endlich 
hat  die  in  der  alten  Dorfstraße  liegenden,  durch  Verkauf  und 
Parzellierung  frei  gewordenen  Bauern- und  Kossäten- 
höfe besetzt  (Stammgutsbesitzer). 

b)  Terteilang  des  Orimdbesitzes. 

In  welcher  Weise  sich  die  Verteilung  des  Grund- 
besitzes vom  Jahre  1865  bis  zum  Jahre  1906  ge- 
ändert hat,  zeigt  die  Tab  el  1  e  II  des  Anhanges.  Sie  ist  angefertigt 
nach  der  Grund steuermutterroUe  für  Schlalach,  in  der  seit  1865 
auf  Grund  der  fUr  die  Grundsteuererhebung  vorgenommenen 
Grundstücksvermessungen  und  Bonitierungen  der  Bestand 
und  die  Veränderungen  der  einzelnen  Grundstücke  aufgeführt 
werden. 

Nach  dieser  Mutterrolle  ist  der  Grundbesitz  der  Dorf- 
bewohner innerhalb  der  Gemarkung  ermittelt  und  auf  Tabelle  U 
in  12  Größenklassen  zusammengestellt.  Dazu  ist  angegeben, 
wieviele  von  den  Besitzern  innerhalb  derselben  Größenklasse 
zu   den   Bauern  (Halbbauern)   oder   zu   den  Eossäten   (Ganz- 


^  Bratring,  S.  409.    Yiehstands-  und  Obstbanmlex.  für  1900. 
>  Siehe  Karte  III. 
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und  Halbkossäten,  Erbpächtern,  Hegemeister)  oder  zu  den 
Bildnern  (Handwerker,  Arbeiter  usw.)  gehören.  Der  sich  fast 
völlig  gleichbleibende  Besitz  der  Pfarre,  Kirche  und  Schule, 
der  geringfügige  Besitz  der  Kossätengemeinschaft  und  der 
Gemeinde,  sowie  der  Besitz  von  Auswärtigen  ist  hier  unberück- 
sichtigt geblieben. 

Die  Zahlen  für  das  Jahr  1865  lieferte  die  alte  Grund- 
steuermutterrolle. Nachdem  der  Gemeinbesitz  völlig  verteilt 
war,  wurde  auf  Grund  einer  Neuvermessung  eine  neue  Mutter- 
rclle  eingerichtet,  der  die  Zahlen  für  die  Jahre  1876,  1885, 
1895  und  1906  entnommen  sind. 

Da  es  für  die  früheren  Jahre  nicht  immer  möglich  war, 
bei  den  Büdnern  zu  ermitteln,  welche  Artikel  der  Mutter- 
rolle für  eine  Wirtschaft  zusammengehörten,  waren  in  einzelnen 
Fällen  geringe  Ungenauigkeiten  in  den  Angaben  über  Besitz- 
umfang und  Zahl  der  BUdnerstellen  in  der  ersten  Zeit  nicht  zu 
vermeiden.  Jedoch  wird  die  Richtigkeit  des  Bildes  im  ganzen 
durch  diese  unbedeutenden  Mängel  nicht  berührt. 

Das  Ergebnis  ist  folgendes:  Noch  im  Jahre  1876,  nach 
völliger  Verteilung  des  Gemeinbesitzes,  beträgt  der  Grund- 
besitz der  Bauern  durchschnittlich  zwischen  49  und  34  ha, 
der  der  Kossäten  24  bis  7  ha,  der  der  Büdner  von  3,5  ha 
abwärts.  Die  drei  Klassen  sind  scharf  getrennt,  nur  zwischen 
den  Bauern  und  den  Kossäten  finden  sich  einige  Übergangs- 
fälle. Bis  zum  Jahre  1906  haben  sich  aber  nur  die  Bauern, 
wenn  auch  der  Zahl  nach  wesentlich  geschwächt,  unvermischt 
in  den  zwei  höchsten  Größenklassen  erhalten.  Dagegen  sind 
einzelne  Büdner  von  der  achten  Klasse  (3 — 4  ha)  im  Jahre 
1885  bereits  in  die  sechste  (5 — 10  ha)  und  bis  1906  sogar 
bis  in  die  fünfte  Klasse  (10 — 15  ha),  die  anfangs  nur  von 
Kossäten  besetzt  waren,  hinaufgestiegen,  während  die  Kossäten 
mit  Grundbesitz  unter  15  ha  bis  auf  einen  verschwunden 
sind  (siehe  auch  Tabelle  III).  Es  zeigt  sich  also  ein  anfangs 
langsames,  später  schnelleres  Herabsinken  von  Besitz  aus 
den  höheren  Besitzklassen  in  die  niedrigeren  und  dement- 
sprechend ein  Aufsteigen  der  Kleinbesitzer,  der  Büdner,  in 
die  höheren  Klassen,  das  sich  für  die  Einzelnen  entweder 
allmählich  von  Stufe  zu  Stufe  oder  auch  sprungweise  voll- 
zogen hat. 

Während  es  z.  B.  in  den  Jahren  1876  und  1885  noch  20 
und  17  Büdner  ohne  Landbesitz  außer  ihrer  Hofstelle  gibt, 
sind  in  den  Jahren  1895  nur  noch  14  und  im  Jahre  1906 
sogar  nur  7  derartige  Büdner  vorhanden.  Wieviel  von  dem 
Schlalacher  Grund  und  Boden  den  Büdnern  gehört,  zeigen 
für  die  2  Jahre  1876  und  1906  folgende,  ebenfalls  aus  der 
Grundsteuermutterrolle  gewonnene  Zahlen: 
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Besitz  der  Büdner: 

1876  1906 

ha  ha 

57,1790  269,4951 

Während  also  im  Jahre  1865  nur  ungefähr  Vso  von 
der  ganzen  Qemarkung  (1196  ha)  im  Besitz  der  Büdner 
war,  gehört  ihnen  jetzt  beinahe  ein  Viertel  davon. 

Faßt  man  die  Zahlen  von  Tabelle  II  gemäß  der  anfangs 
bestehenden  strengen  Scheidung  zwischen  Bauern,  Kossäten 
und  Büdnern  in  drei  Gruppen  zusammen,  so  daß  zur  ersten 
die  Größenklassen  über  30  ha,  zur  zweiten  die  von  5 — 30  ha, 
zur  dritten  die  unter  5  ha  gehören,  so  eingeben  sich  für  die 
Verteilung  der  drei  Arten  von  Dorfbewohnern  —  Bauern, 
Kossäten  und  Büdner  —  und  für  die  Verteilung  des  Grund- 
besitzes innerhalb  der  Gemarkung  auf  jene  Größen-  und  Dorf- 
bewohn erklassen  die  Zahlen  der  Tabellen  III — V. 

Die  Zahl  der  Bauern  hat  sich  hiernach  seit 
1865  um  fast  die  Hälfte,  die  der  Kossäten  von  25 
auf  18  verringert,  die  der  Büdner  ist  von  37  auf  69 
gestiegen.  Während  die  Bauern  1876  über  500,  die 
Büdner  57  ha  besaßen,  sind  im  Jahre  1906  nur  280  ha 
im  Besitz  der  Bauern,  289  dagegen  im  Besitz  von 
Büdnern.  Der  Besitzumfang  der  Kossäten  ist  in 
derselben  Zeit  von  489  ha  auf  368  ha  gesunken. 

Was  die  Grundsteuerreinerträge  betrifft,  so  zeigen  die 
Tabellen  II  und  IV,  daß  die  Büdner  stets  Boden  mit  verhältnis- 
mäßig höherem  Reinerträge,  also  besseren  Boden  gehabt  haben 
als  die  größeren  Besitzer,  insbesondere  die  Bauern.  Dies 
hängt  damit  zusammen,  daß  zum  Besitz  der  Bauern  und 
Kossäten  einmal  der  auf  die  niedrigsten  Ertragsklassen  (Kl.  7 
und  8)  eingeschätzte  Kiefernwald  und  außerdem  das  bei  der 
Yerteilung  des  Gemeinbesitzes  hinzugekommene  als  ziemlich 
ertragsarm  abgeschätzte  Weideland  gehört.  Den  ersten  Büd- 
nern wurde  dagegen  bei  der  Ablösung  ihrer  Holzungs-  und 
Weidegerechtigkeiten  Land  angewiesen,  das  zwar  bis  dahin 
wegen  seiner  feuchten  Lage  nur  spärlich  als  Weideland  hatte 
benutzt  werden  können,  nun  aber,  durch  neue  Gräben  besser 
entwässert,  ziemlich  fruchtbar  geworden  war.  Nur  ein  Teil  von 
dem  überwiesenen  Lande  war  hoher  Sandboden.  Er  lag  dicht 
am  Dorfe  und  wurde  zum  Teil  von  den  neuen  Höfen  besetzt. 
Auch  in  späterer  Zeit  waren  die  Büdner  in  der  Lage,  sich  beim 
Ankauf  nur  das  bessere  Land  auszusuchen.  Erst  in  der  neuesten 
Zeit  scheinen  die  umfangreichen  Aufteilungen  von  Bauern-  und 
Kossätenwirtschaften  unter  die  Büdner  eine  annähernde  Aus- 
gleichung der  Grundsteuerreinertragshöhe  zur  Folge  zu  haben 
(siehe  das  Jahr  1906  in  der  Tabelle  II). 
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Seit  1865  hat  sich  der  Gesamtbestand  des  im  Eigentum 
von  Schlalacher  Bauern ,  Kossäten  und  Büdnern  stehenden 
Grundbesitzes  stetig  verringert,  der  Reinertrag  dieses  Grund- 
besitzes dagegen  verhältnismäßig  stetig  erhöht.  Diese  auf- 
fallende Erscheinung  findet  in  dem  Umstände  ihre  Erklärung, 
daß  in  der  ganzen  Zeit,  besonders  aber  bei  den  Aufteilungen 
von  ganzen  Bauern-  und  Kossätengütern  immer  Auswärtige, 
in  den  Nachbargemarkungen  Ansässige  Landstücke 
erworben  haben.  Da  für  diese  Käufer  das  ihren  Dörfern 
zunächst  gelegene  Land,  insbesondere  die  sich  an  den  nörd- 
lichen Gemarkungsgrenzen  von  Schlalach  entlang  hinziehenden 
Landstriche,  bestehend  aus  Weideland,  daneben  Buschholzungen 
und  Wiesen,  in  Betracht  kamen,  so  erklärt  es  sich,  daß  häufig 
gerade  dieser  zu  geringerem  Ertrage  eingeschätzte  Boden  den 
Auswärtigen  zufiel.  Hierdurch  mußte  der  Durchschnittsrein- 
ertrag  des  den  Schlalachern  verbleibenden  Bodens  in  die  Höhe 
steigen. 

Wie  sich  aus  Tabelle  VI  ergibt,  befinden  sich  im  Jahre 
1885  etwa  29  ha,  im  Jahre  1895  fast  62  ha,  im  Jahre  1906 
über  124  ha,  also  mehr  als  Vio  der  ganzen  1196  ha 
großen  Gemarkung,  im  Besitz  von  Auswärtigen. 
Der  abgeschätzte  Reinertrag  beträgt  nur  10 — 12  Mk.  pro  ha 
im  Durchschnitt.  Der  größte  Teil  hiervon  gehört  Büdnern 
aus  Neuendorf,  dem  im  Norden  benachbarten  Dorfe,  näm- 
lich ungefkhr  90  ha,  während  Brachwitzer  und  Deutsch- Borcker 
Dorfbewohner,  ebenfalls  meist  Büdner,  zusammen  etwa  30  ha 
besitzen.  Fast  der  ganze  dreieckige  Gemarkungsteil, 
der  sich  weit  nach  Norden  in  die  Niederung  hinein- 
zieht, gehört  auf  diese  W^eise  nur  noch  politisch 
zu  Schlalach,  wirtschaftlich  dagegen  zu  Neuendorf. 

Dieser  Einbuße  an  Gemarkungsboden  steht  ein  Bestand 
von  110  ha  gegenüber,  den  Schlalacher  Dorfgenossen 
in  benachbarten  Gemarkungen  besitzen  (Tabelle  VH). 
Dieser  Grundbesitz  liegt  zum  größten  Teil  (103  ha)  auf 
Treuen  brietzener  Gebiet.  Er  besteht  hauptsächlich  in 
Wiesen,  daneben  in  Weideland  und  Holzungen,  die  zumeist 
ebenfalls  als  W^iesen  genutzt  werden,  und  endlich  noch  in 
einigen  Ackerstücken.  Es  handelt  sich  hierbei  um  Gebiete 
östlich  von  Schlalach,  die  der  Stadt  Treuenbrietzen  noch 
von  ihrem  früheren  umfangreichen  Busch  waldbesitz  verblieben 
und  allmählich  von  Bewohnern  der  umliegenden  Dörfer  an- 
gekauft sind.  Man  kann  daher  sagen,  daß  sich  das  Dorf 
Schlalach  auf  diese  Weise  bezüglich  der  Fläche,  auf  der 
seine  Wirtschaft  beruht,  nach  Norden  hin  verkürzt, 
nach  Osten  zu  verbreitert  hat,  — Veränderungen,  die 
zum  größten  Teil  auf  Besitzverschiebungen  bei  den  in  jenen 
Dörfern  wohnenden  Kleinbesitzern,  den  Büdnern,  zurück- 
zuführen sind. 
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Der  erste  eigene  Grundbesitz  außerhalb  der  Hof- 
stellen war  —  von  Ausnahmen,  z.  B.  bei  der  Schmiede,  ab- 
gesehen —  den  Altbüdnern y  wie  erwähnt,  in  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  bei  den  Separationen  als  Abfindung  für 
Holzungs-  und  Weidegerechtigkeiten  zugefallen.  Diese  Land- 
stücke wurden  ihnen  auch  bei  der  späteren  allgemeinen 
Gemeinheitsteilung  und  Verkoppelung  an  denselben  Plätzen 
belassen.  Sie  lagen  zusammen  an  drei  Stellen  der  früheren 
Hütungsreviere :  in  dem  sogenannten  Dodenhorst  (G.)^  am 
nordwestlichen  Dorfende,  ferner  weiter  nördlich  an  der  west- 
lichen Gemarkungsgrenze  (U.  R.)  und  endlich  ein 
kleinerer  Bestand  am  sogenannten  Burgstall  (B.  10  u.  D.E.). 
Die  später  in  das  Eigentum  der  Büdner  fallenden  Grund- 
stücke liegen  da,  wo  die  aufgeteilten  Bauern-  und  Kossäten- 
wirtschaften ihre  Äcker  und  Wiesen  gehabt  hatten.  Da  die 
Büdner  hiervon  meist  kleinere  Parzellen  erworben  haben,  so 
liegen  zwar  häufig  die  Grundstücke  mehrerer  Büdner  zu- 
sammen, im  allgemeinen  aber  verteilt  sich  der  Büdner- 
besitz über  die  ganze  Feldmark.  Da  die  Büdner  ihr 
Eigentum  nur  nach  und  nach  vermehrt  haben  und  selten  in 
der  Lage  waren,  gerade  von  den  neben  ihrem  ersten  Besitz 
liegenden  Grundstücken  Land  zuzuerwerben,  so  liegt  der  Besitz 
auch  des  einzelnen  Büdners,  einschließlich  des  Pachtbesitzes, 
meist  verstreut  an  3 — 5  Stellen  in  der  Gemarkung. 
Der  Erfolg  der  Verkoppelungsmaßregeln  aus  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  ist  daner  in  dieser  Hinsicht  auf  einem  nicht 
unbedeutenden  Teile  der  Gemarkung  völlig  zerstört. 

c)   Sonstige  Terhaltnisse. 

Auch  sonst  haben  die  Verhältnisse  in  Schlalach  durch 
das  Emporkommen  der  Büdner  Veränderungen  erfahren. 

Die  Einwohnerzahl  des  Dorfes  ist  dadurch  von  1800 
bis  1900  von  366  auf  496  gestiegen ». 

Früher  stand  ein  großer  Teil  der  Büdner,  besonders  die, 
welche  nicht  ein  Handwerk  trieben,  wirtschaftlich  in  engem 
Zusammenhang  mit  denjenigen  größeren  Wirtschaften,  bei 
denen  sie  arbeiteten.  Da  die  Zahl  dieser  unselbständigen 
Büdner  allmählig  sehr  gering  geworden  ist,  bilden  jetzt  die 
Büdner  neben  den  Bauern  und  Kossäten  eine  neue  dritte 
Gruppe  von  Grundbesitzern,  die  auf  ihre  Selbständig- 
keit stolz  sind  und  gern  ihren  Gleichwert  mit  den  übrigen  zum 
Ausdruck  bringen.  So  erklärt  es  sich  z.  B.,  daß  der  Büdner 
in  Schlalach  nur  selten  und,  wie  er  sagt,  nur  aus  GeMligkeit, 
trotz   des  hohen  Lohnes,   einen  Sohn   oder  eine  Tochter  sich 


^  Siehe  Karte  II,  auf  der  die  betreffenden  Gemarkungsteile  mit  den 
hier  beigefügten  Buchstaben  bezeichnet  sind. 

«  Bratring,  S.  409.    Viehstands-  und  Obstbaumlexikon  für  1900. 
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als  Knecht  oder  Magd  bei  den  größeren  Besitzern  verdingen 
läßt,  selbst  wenn  die  eigene  Wirtschaft  nach  ihrem  Umfange 
deren  Hilfe  entbehren  könnte.  Auch  bei  Neubau  von  Wohn- 
haus und  Wirtschaftsgebäuden  wird  gern  die  Art  und  Weise 
des  Bauern  nachgeahmt. 

Mit  dem  Wegfall  einer  beträchtlichen  Anzahl  von  größeren 
Besitzern  hat  sich  die  Verteilung  der  gesamten  öffentlichen 
Abgaben  auf  die  Dorfgenossen  derartig  verschoben,  daß, 
während  früher  acht  Kossäten  in  der  dritten  Gemeinde- 
vertretungs-Wahlabteilung  mitwählten,  jetzt  nur  noch 
ein  Kossät  zu  dieser  Abteilung,  zwei  andere  zur  ersten,  die 
übrigen  zur  zweiten  Abteilung  gehören.  Die  sieben  Bauern 
wählen  in  der  ersten,  die  Büdner  sämtlich  in  der  dritten 
Abteilung.  Die  Einteilung  der  Dorfbewohner  in  drei  Gruppen 
tritt  also  auch  bei  dieser  Gelegenheit  deutlich  hervor. 

Verteilung  der  Dorfbewohner  auf  die  drei  Wahl- 
abteilungen  für   die  Gemeindevertretung. 
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Im  übrigen  ist  der  innere  Unterschied  der  drei 
Gruppen  bestehen  geblieben.  Besonders  zeigt  sich  dies  in 
der  Verteilung  der  Kirchenplätze,  sowie  in  den  verwandt- 
schaftlichen Beziehungen.  Wenn  auch  Heiraten 
zwischen  Söhnen  und  Töchtern,  die  verschiedenen  Klassen 
angehören,  nicht  gerade  selten  sind,  so  bilden  sie  doch  nicht 
die  Regel.  Vor  allem  bleibt  der  älteste  Sohn  bei  der  Wahl 
der  Ehefrau  stets  innerhalb  seiner  Klasse,  ebenso  die  älteste 
Tochter,  falls  auf  sie,  mangels  eines  Sohnes,  die  Wirtschaft 
übergeht.  Im  übrigen  Verkehr  machen  sich  jedoch  diese 
Unterschiede  für  den  Außenstehenden  wenig  bemerkbar. 


Wir  haben  gesehen,  daß  wie  früher  bei  den  Kossäten,  auch 
bei  den  Büdnern  die  Bedingung  für  die  Bildung  der  neuen 
Wirtschaften  in  der  vorangegangenen  Ansammlung  von 
größeren   Bodenflächen  gegeben   ist.     Dort,  bei  den 
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Kossäten,  war  es  das  Rittergut,  das  aus  den  Bauernhufen 
zu  einem  Grofigrundbesitz  zusammengefaßt,  nach  Übernahme 
durch  den  Staat  zur  Befriedigung  individualistischen  Strebens 
nach  größerem  Besitz  diente.  Hier,  bei  den  Büdnern,  hat  am 
Anfang  das  umfangreiche  Gemeindeland  den  Boden  für  die 
neuen  kleineren  Wirtschaften  hergegeben,  nachdem  es  von 
der  Gemeinschaft  mit  anderen  Dorfgemeinden  losgelöst  und  von 
den  Beschränkungen  der  Gemeinnutzung  befreit  war;  später 
auch  die  aller  Besitzfesseln  entblößten  Bauern-  und  Eossäten- 
güter.  Umgekehrt  scheint,  wie  wir  später  sehen  werden,  schon 
heute  die  Vernichtung  der  kleinsten,  wegen  ihres  zu  geringen 
Dmfangs  nicht  dauernd  lebensfähigen  Wirtschaften  und  ihre 
Aufsaugung  durch  die  größeren  Büdnerwirtschaften  zu  beginnen. 

Wie  bei  der  Entstehung  der  selbständigen  Kossätenwirt- 
.schaften  haben  sich  auch  bei  dem  Emporkommen  der  Büdner 
hauptsächlich  zwei  Kräfte  wirksam  gezeigt:  auf  der  einen  Seite 
das  individualistische  Streben  der  abhängigen 
arbeitenden  Bevölkerungsgruppe  nach  Selb- 
ständigkeit, ihre  Bemühungen,  in  dieselbe  Lage  zu  kommen 
wie  die  über  ihnen  stehenden,  ihre  Arbeitskraft  nutzenden 
Bauern  und  Kossäten;  auf  der  anderen  Seite  die  Maßnahmen, 
die  durch  den  das  allgemeinere  Interesse  ver- 
tretenden Staat  hervorgerufen  wurden,  und  unter  Friedrich 
dem  Großen  auf  eine  Vermehrung  der  Bevölkerung 
und  auf  eine  Vermehrung  der  staatlichen  Einnahmen 
sowie  des  Volksvermögens  durch  intensivere  Bodenaus- 
nutzung hinzielten.  Jenes  Ziel  wurde  durch  Heranziehung 
von  Ausländern  und  ihre  Ansetzung  auf  Domanialbesitz  er- 
reicht. Als  Mittel,  die  zu  dem  anderen  Ziel  führen  sollten, 
diente  die  gesetzliche  Regelung  des  Gemeinheitsteilungs-  und 
Verkoppelungsverfahrens.  Diese  staatlichen  Maßnahmen  haben 
den  Büdnern  die  Möglichkeit  und  willkommenen  Anlaß  ge- 
geben, ihr  Streben  nach  Selbständigkeit  zu  verwirklichen. 
Ihr  Antrag  auf  Anweisung  von  Sonderbesitz  an  Stelle  ihrer 
Nutzungsrechte  am  Gemeindelande  hat  den  Anstoß  zur  General- 
separation gegeben  und  hierdurch  die  Änderung  der  Grund- 
besitzverhältnisse in  Schlalach  eingeleitet.  Mit  dem  Wegfall 
von  anderen  Schranken  des  Grundbesitzwechsels  (Ablösung 
des  Obereigentums,  der  Grunddienstbarkeiten,  Reallasten) 
haben  dann  die  Selbständigkeitsbestrebungen  der  Büdner  noch 
freiere  Bahnen  erhalten.  Sie  haben  nun  zusammen  mit  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  allgemeinerer  Art  (Arbeitermangel) 
die  Auflösung  einer  erheblichen  Anzahl  von  Bauern-  und 
Kossätengütern  und  damit  eine  vollständige  Umwälzung  der 
Grundbesitzverhältnisse  bewirkt  und  auch  Änderungen  in  der 
sozialen  Gliederung  der  Dorfgenossen  in  Schlalach  herbeigeführt. 

Die  treibende  Ursache  sowohl  für  die  staatlichen  Maß- 
nahmen,   als  auch   für  die  Selbständigkeitsbestrebungen  der 
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Büdner  lag  in  den  Änderungen  der  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  der  Menschen,  die 
wiederum  zum  Teil  durch  Änderungen  der  natürlichen, 
jenen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  zu  Grunde  liegenden 
Bedingungen  begründet  waren.  Denn  geschichtliche  und 
allgemein  wirtschaftliche  Momente  hatten  die  Bauerngüter  und 
das  Rittergut  geschaffen.  Als  die  wirtschaftliche  Leistungs- 
fähigkeit des  letzteren  gesunken  war,  mußte  es  anderen,  zahl- 
reicheren und  lebenskräftigeren  Bildungen,  den  Kossäten- 
wirtschaften,  Platz  machen  Derselbe  Prozeß  hat  sich  wieder- 
holt, als  auch  diese  und  die  alten  Bauerngüter,  die  teils  durch 
die  Entwicklung  der  Gesamt -Volkswirtschaft,  teils  durch  die 
Selbständigkeitsbestrebungen  der  Landarbeiter  (Büdner)  ge- 
steigerten Betriebskosten  (Arbeitslöhne)  nicht  mehr  aufbringen 
konnten  und  an  wirtschaftlicher  Kraft  zu  verlieren  begannen. 
Hier  sind  in  den  selbständigen  Büdner  wirtschaften  wieder 
Neubildungen  an  ihre  Stelle  getreten,  und  zwar  unter  Heran- 
ziehung des  inzwischen  von  Wald  und  Wasser  befreiten 
Gemeinlandes.  Sie  haben  nun  die  Funktionen  der  zer- 
störten Wirtschaften  übernommen  und  dienen  damit  sowohl 
ihren  eigenen  Sonderbedürfnissen  und  -bestrebungen  als  auch 
dem  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  der  Allgemeinheit. 


IV. 

Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Büdner 


A.  Die  Wirtschaften  im  Allgemeinen. 

1.   Einteilung:  der  Büdner. 

Während,  abgesehen  von  der  Pfarre,  die  größeren  Grund- 
besitzer in  Schlalach,  also  die  Bauern  und  Kossäten,  allein  von 
dem  Ertrage  ihrer  Landwirtschaft  leben,  umfaßt  die  dritte 
unter  dem  Namen  „Büdner^  zusammengefaßte  Klasse  von 
Dorfbewohnern  die  verschiedensten  Erwerbstätig- 
keiten Die  Mehrzahl  wird  von  denjenigen  gebildet,  deren 
Erwerbstätigkeit  allein  in  der  Landwirtschaft  besteht. 
Neben  ihnen  finden  sich  Handwerker  wie  ein  Tischler,  zwei 
Stellmacher,  zwei  Schmiede,  ein  Bäcker,  ein  Schneider  und 
einige  Maurer,  dazu  je  ein  Wasser-  und  Windmtiller,  ferner 
einige  Handelsleute,  drei  Gastwirte  und  Privatiers,  letztere  die 
im  Dorfe  wohnenden  früheren  Besitzer  der  parzellierten  Bauem- 
und Kossäten  wirtschaften.  Die  Zahl  der  Arbeiter  ist 
sehr  gering,  vielleicht  drei  bis  vier,  obwohl  die  bezahlten 
Tagelöhne  sehr  hoch  sind,  nämlich  neben  freier  Kost 
für  Getreidemähen  3  Mark,  für  Grasmähen  2  Mark.  Ein 
Teil  der  Arbeiter  ist  stets  in  Schlalach,  im  Sommer  mit  Feld- 
arbeiten bei  den  Bauern,  im  Winter  als  Handlanger  bei  Bau- 
arbeiten beschäftigt;  andere  arbeiten  im  Sommer  als  Gärtner 
in  Wannsee  bei  Potsdam.  Fast  alle  diese  Büdner  haben  aber 
neben  ihrer  sonstigen  Tätigkeit  eine  Landwirtschaft,  wenn 
auch  zuweilen  im  kleinsten  Maßstabe. 

Man  kann  daher  die  Büdner  auch  vom  Standpunkte  ihres 
landwirtschaftlichen  Betriebes  aus  betrachten  und  nach  dessen 
Bedeutung  flir  ihr  Einkommen  unterscheiden:  Landwirt- 
schaftlichselbständige und  unselbständige  Büdner, 
ie  nachdem  die  Landwirtschaft  allein  ausreicht  den  Besitzer 
und  seine  Familie  zu  unterhalten  oder  nicht.  Zu  den  Ersteren^ 
den  selbständigen  Besitzern,  kann  man  noch  diejenigen  hinzu- 
rechnen, die  den  Bauern  nur  selten  und  zum  Teil  aus  Gefilllig- 
keit  bei  der  Emtearbeit  helfen.    Ihre  Arbeitsvergütung  besteht 
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dann  oft  nur  darin,  daß  ihnen  der  Bauer  seine  Pferde  zu 
Holzfuhren  und  zum  Pflügen  leiht.  Dies  ist  z.  B.  häufig  bei 
Bolchen  der  Fall,  die  sich  in  einem  Übergangsstadium  von 
der  unselbständigen  zur  selbständigen  Landwirtschaft  befinden, 
den  Standpunkt  der  Selbständigkeit  also  noch  nicht  ganz 
erreicht  haben. 

Die  Übrigen  sind  als  Landwirte  unselbständig,  d.  h. 
die  Landwirtschaft  bildet  nur  einen  Nebenzweig  ihrer  ganzen 
Erwerbstätigkeit.     Sie  sind  wieder  zu  scheiden: 

1.  in  solche,  die  ihre  wirtschaftliche  Selbständigkeit  aut 
«inem  anderen  Gebiete  finden,  z.  B.  in  ihrem  Handwerk  oder 
als  Handelsmann  oder  als  Gastwirt; 

2.  in  die  unselbständigen  Besitzer  im  engeren  Sinne,  d.  h. 
solche,  die  als  Handarbeiter  eine  wirtschaftliche  Selbständig- 
keit überhaupt  nicht  besitzen,  sondern  ihren  Lebensunterhut 
durch  Lohnarbeit  bei  anderen  erwerben,  wobei  der  unbe- 
deutende Landwirtschaftsbetrieb  nur  eine  geringe  Unter- 
stützung für  ihre  Lage  bietet.  Beide  Gruppen  werden  mit 
größerem  Recht  nach  ihrer  Haupttätigkeit  als  „Müller,  Tischler, 
Gastwirte,  Landarbeiter^  usw.  bezeichnet. 

Zwischen  allen  finden  sich  naturgemäß  Übergänge,  be- 
sonders zwischen  den  Landarbeitern  und  den  fast  selbständigen 
Landwirten. 

Im  Folgenden  sollen  hauptsächlich  die  Verhältnisse 
der  mehr  oder  weniger  selbständigen  Landwirte 
unter  den  Büdnern  betrachtet  werden. 

2.   Die  landwirtschaftliclie  Betriebselnrichtunsr  und 

ihre  Grundlagren. 

Die  Grundlage  des  Landwirtschaftsbetriebes  ist  in 
allen  Fällen  außer  dem  Menschen  der  die  Fruchterträge 
liefernde  Boden.  Er  liefert  sowohl  unmittelbar  durch  Ver- 
kauf verwertbare  Früchte  (Getreide),  als  auch  die  sonst  zur 
Wirtschaft  notwendigen  Erzeugnisse  (Futtermittel,  Holz).  Ihm 
dienen  die  übrigen  Betriebsmittel,  um  ihn  zum  Ertrage 
zu  veranlassen,  vor  allem  also  das  Gehöft  mit  den  Wirt- 
schaftsgebäuden und  das  bewegliche  Inventar.  Ein  Teil  des 
letzteren,  das  lebende  Inventar,  d.  h.  das  Vieh  (Pferde, 
Rindvieh  usw.)  nimmt  insofern  eine  Mittelstellung  ein,  als  es 
nicht  nur  dem  Betriebe  dient  (als  Zugtier,  durch  Dungerzeugung), 
sondern  auch  wie  der  Boden  unmittelbar  in  Geld  umzusetzende 
Erträge  liefert  (Milch-  und  Viehverkauf). 

In  allen  Wirtschaften  ist  aber  der  landwirtschaftliche 
Betrieb  verschieden  gestaltet.  Zahl  und  Bedeutung  der 
einzelnen  Betriebsmittel  unterscheiden  sich  überall,  wirken 
ledesmal   in   verschiedener  Weise   auf  einander   ein  und  ver- 
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Ursachen   dadurch  auch  eine  Verschiedenheit  der  Wirtschafts- 
erfolge,  die  dann   wieder  die  Betriebseinrichtung  bestimmen. 

Die  Art  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  bei  den  Büdnern 
ist  einmal  durch  den  Umfang,  die  Form  und  die  Anordnung 
der  bewirtschafteten  Grundstücke,  ferner  durch  die  auf  den 
Absatz  wirkende  Verkehrslage  und  endlich  durch  die  Boden- 
verhältnisse bestimmt. 

1.  Umfang  und  Form  erklärt  sich  aus  der  bisher  ge- 
schilderten  historischen  Entwicklung  der  Besitz- 
verhältnisse.  Das  Aufsteigen  der  Büdner  aus  der  besitz- 
losen Klasse  hat  sie  bisher  nur  zu  einem  Kleinbesitz 
kommen  lassen.  Daneben  hat  ihnen  die  Gliederung  der  übrigen 
Grund besitzverhältnisse  Pachtland  in  reichlichem  Mafie  zur 
Verfügung  gestellt  und  sie  so  in  die  Lage  versetzt,  selb- 
ständige Wirtschaften  zu  betreiben.  Nach  dem  Umfang 
der  bewirtschafteten  Äcker  und  Wiesen  richtet  sich  auch  die 
Höhe  der  Roherträge,  die  wieder  die  Stärke  des  Vieh- 
bestandes und  den  Umfang  der  Wirtschaftsgebäude 
bestimmt. 

a)  Der  eigene  Grundbesitz  verteilt  sich  auf  die 
Büdner  derart,  dafi  die  Klassen  6  (5—10  ha),  9  (2—3  ha)  und 
8  (3 — 4  ha)  am  stärksten  besetzt  sind ,  nämlich  mit  19 ,  15 
und  12  Büdnern.  Nur  1  Büdner  hat  über  10  ha.  Diese 
Zahlen  beziehen  sich  aber  nur  auf  den  Grundbesitz  inner- 
halb der  Gemarkung.  Schlalach.  Rechnet  man  den 
den  Büdnern  gehörigen  Besitz  in  Nachbargemarkungen 
hinzu,  soweit  er  sich  aus  der  Grundsteuermutterrolle  feststellen 
liefi^,  so  verschiebt  sich  jenes  Bild  nicht  unwesentlich,  wie 
nachstehende  Tabelle  zeigt: 


Nr. 

Größenklassen 

Zahl  der 

ha 

Büdner 

1 

über  40 

— 

2 

30-40 

— 

3 

20—30 

1 

4 

15    20 

6 

5 

10—15 

5 

6 

5—10 

25 

7 

4—  5 

6 

8 

3      4 

11 

9 

2—3 

9 

10 

1-  2 

5 

11 

0—  1 

2 

12 

(nur  Hofstelle)  0—  1 

6 

^  Die  Zugehörigkeit  von  einigen  Hektaren  ließ  sich  nicht  ermitteln. 
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Hiernach  haben  die  meisten  Büdner  (25) 
zwischen  5  und  10  ha  Land  zu  Eigentum.  Es  folgen 
die  mit  3—4  ha  und  mit  2 — 3  ha.  Aber  auch  in  den  höheren 
Besitzklassen,  10—15  ha  und  15—20  ha,  befinden  sich  hier- 
nach fünf  und  sechs  Büdner.  Ein  Büdner  besitzt  sogar  über 
20  ha.  Es  ist  dies  ein  Handelsmann,  der  über  15  ha  auf 
Treuenbrietzener  Gebiet  erworben  hat.  Von  diesem  abgesehen 
haben  hauptsächlich  die  „Altbüdner*',  also  die  bereits  seit  dem 
18.  Jahrhundert  bestehenden,  die  größten  Wirtschaften. 

Der  Grundsteuer-Reinertrag  des  gesamten  Büdnerbesitzes 
innerhalb  der  Gemarkung  betrug  im  Jahre  1906  bei  69  Stellen 
4459,08  M.,  im  Durchschnitt  also  64,62  M.  für  eine 
Büdnerstelle;  unter  Hinzurechnung  des  auswärtigen  Besitzes 
mit  844,77  M.  Reinertrag  jedoch  insgesamt  5303,85  M.  oder 
im  Durchschnitt  (bei  69  Stellen)  76,86  M.  Der  größte 
Büdner  hat  innerhalb  der  Gemarkung  193,50  M.  Grundsteuer- 
Reinertrag. 

Das  Gesamteigentum  der  Büdner  —  die  innerhalb  der 
Gemarkung  befindlichen  280  ha^  (1120  Morgen)  und  die 
außerhalb  liegenden  82  ha  (328  Morgen),  zusammen  362  ha 
(1438  Morgen)  —  stellt  aber  noch  nicht  die  ganze  von  den 
Büdnern  bewirtschaftete  Fläche  dar.  Hierzu  muß  viel- 
mehr noch  der  Pachtbesitz  gerechnet  werden. 

b)  Zunächst  ist  außer  einigen  den  Bauern  gehörigen  Land- 
flächen der  gesamte  Grundbesitz  der 

Pfarre  mit  57,1240  ha 
Kirche  „  4,2310  „ 
Schule    „       8,6400     „ 

Zusammen  69,9950  ha 

oder  ungefkhr  280  Morgen  zum  größten  Teil  ständig  an  die 
Büdner  verpachtet.  Ferner  gehört  seit  einer  langen  Reihe 
von  Jahren  ein  zur  Kgl.  Forst  gehöriges  Gebiet  von  etwa 
1500  Morgen  an  der  westlichen  Grenze  zu  nicht  ganz  einem 
Drittel  aus  Acker,  im  übrigen  aus  Wiesen  bestehend,  zum 
Pachtbesitz  der  Büdner.  Dazu  kommt  endlich  noch  Pacht- 
land auf  Treuenbrietzener  Wiesengebiet.  Bei  dieser  Aus- 
dehnung des  zu  Pachtzwecken  zur  Verfügung  stehenden 
Landes  ist  es  erklärlich,  daß  kein  Büdner  in  Schlalach 
ohne  Pachtbesitz  ist. 

Da  die  kleineren  Besitzer  von  der  Möglichkeit,  Land 
hinzuzupachten ,  verhältnismäßig  mehr  als  die  größeren  Ge- 
brauch   machen,    sind    die    Besitzunterschiede   zwischen   den 


^  Tabelle  V,  die  far  die  Badner  269  ha  nachweist,  bezieht  sich 
auf  den  Besitzstand  vom  Anfang  des  Jahres  1906,  die  Zahlen  oben  auf 
das  Ende  des  Jahres  1906. 
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Büdnern  zum  Teil  ausgeglichen.  Der  Durchschnitt  ist  daher  bei 
den  einzelnen  Büdnern  auf  5 — 11  ha  oder  20 — 44  Morgen 
bewirtschaftetes  Land  anzunehmen.  Die  größten  Büdner 
bewirtschaften  bis  zu  60  Morgen  und  darüber ,  immer  ein- 
schließlich Wiese  und  Holzung. 

Die  Pachtzeit  beträgt  bei  den  Pfarr-,  Kirchen-  und 
Schulackerparzellen  durchschnittlich  6 — 10  Jahre,  für  Wiesen 
jedoch  meistens  nur  1  Jahr.  Der  in  vielen  Fällen  durch 
Meistgebot  festgestellte  Preis  beträgt  20 — 30  M.  für  den  Morgen 
oder  80—120  M.  pro  Hektar.  Die  von  der  Königl.  Porst- 
verwaltung verpachteten  Ländereien  befinden  sich  seit  langer 
Zeit  im  Pachtbesitz  von  14  Büdnern,  die  zum  Teil  wieder  an 
Unterpächter  weiterverpachtet  haben.  Hier  beträgt  der  dem 
Fiskus  bezahlte  Pachtpreis  6,20  M.  für  den  Morgen  (24,80  M. 
pro  Hektar). 

c)  Die  Gehöft 8 form  der  Büdnergrundstücke  ist  wie 
bei  den  Bauern  und  Eossäten  allgemein  der  fränkischen  nach- 
gebildet, nur  liegt  das  Wohnhaus  bei  den  Büdnern  stets  mit 
der  Längsseite  an  der  Straße.  Dem  Wohnhaus  parallel  steht 
hinten  im  Hof  als  Abschluß  gegen  den  Garten  die  Scheune, 
die  Ställe,  soweit  solche  vorhanden  sind,  stehen  an  den  Seiten. 
Einen  Vorgarten  haben  nur  einige  von  den  älteren  Büdner- 
häusern, bei  den  neueren  ist  der  Hof  um  seine  Fläche  ver- 
größert und  das  Haus  dicht  an  die  Straße  getreten. 

Die  jetzt  meist  massiven  Gebäude,  zumal  die  Wohn- 
häuser sind  zum  Teil  neu  und  dann  ausnahmslos  von  einer 
nüchternen,  stillosen,  von  den  städtischen  Häusern  über- 
nommenen Bauart,  obwohl  häufig  bei  Verzierungen  ein  ge- 
wisser Aufwand  nicht  gespart  ist.  Strohdächer  sind  nur 
wenig  zu  finden.  Die  Dacnbedeckung  besteht  aus  Ziegeln, 
zuweilen  auch  aus  Schiefer. 

Bei  der  durchweg  üblichen  Einteilung  des  Wohn- 
hauses befindet  sich  die  Küche  in  der  Verlängerung  des 
Hausflurs,  der  bei  den  älteren  Häusern  zu  ebener  Erde 
liegt,  bei  den  neueren  meist  durch  eine  Außentreppe  er- 
reicht wird.  Auf  der  einen  Seite  des  Flurs  liegt  das  zwei- 
fenstrige Hauptzimmer,  zugleich  als  Wohn-,  Eß-  und  Schlaf- 
zimmer dienend,  auf  der  anderen  Seite  eine  einfenstrige 
Stube,  zur  Auszüglerstube  bestimmt,  aber  meist,  falls  sie 
nicht  vermietet  ist,  als  Vorratskammer  benutzt.  Hinter  der 
Wohnstube  nach  hinten  hinaus  befindet  sich  ein  kleineres 
Schlafzimmer,  manchmal  zugleich  als  Handwerkerstube  ein- 
gerichtet. Zu  dem  sich  über  das  ganze  Haus  ausbreitenden 
Boden  führt  neben  der  Küche  eine  Treppe.  Ebendort  be- 
findet sich  auch  die  Öffnung  zum  Kartoffelkeller. 

Die  meisten  Büdnerwirtschaften  haben  für  das  Groß- 
vieh ein  besonderes  Stallgebäude  mit  einem  Boden  zur 
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Aufbewahrung  der  gewonnenen  Früchte.  Bei  kleineren  Be- 
sitzern enthält  die  Scheune  auch  den  Pferde- ,  Kuh-  und 
HoIzBtally  sowie  die  Vorratskammer  oder  eins  davon. 

Dagegen  fehlt  bei  keinem  Büdner  ein  besonderer 
Schweinestall,  ein  Hühnerstall  und  schliefilich  eine  Hunde- 
hütte. Besonders  eingerichtete  Dungstätten  finden  sich  selten. 
Der  Brunnen  steht  meistens  nahe  der  Hinterwand  des  Hauses. 

Nach  der  Straße  und  den  freibleibenden  Seiten  zu  ist 
das  Gehöft  mit  einem  Latten-  oder  Bretterzaun  umschlossen, 
in  dem  sich  neben  dem  Haus  ein  Tor  als  Einfahrt  und  eine 
kleine  Pforte  befindet. 

d)  Menge  und  Beschaffenheit  des  Inventars  richtet 
sich  nach  dem  Umfange  des  Betriebes. 

Unter  dem  toten  Inventar^  sind  am  wichtigsten  die 
Geräte  für  die  Acker-  und  Milchwirtschaft. 

Die  Ackergeräte  sind  bei  den  Büdnern  meist  alier- 
einfachster  Art.  An  Maschinen  finden  sich  nur  kleinere  durch 
Göpelwerk  betriebene  Dreschmaschinen,  Häckselschneider, 
Schrotmaschinen.  Säe-,  Hark-  und  Mähmaschinen  sind 
dagegen  nicht  vorhanden. 

Pferde  besitzen  im  allgemeinen  nur  die  größeren  Büdner 
und  auch  diese  nur  eins,  im  Höchstfalle  zwei.  Nur  die  Be- 
sitzer von  zwei  Pferden  haben  Stuten,  die  zur  Aufzucht  be- 
nutzt werden,  die  übrigen  Wallache,  um  die  Arbeitskraft 
das  ganze  Jahr  ohne  Pause  benutzen  zu  können.  Es  sind 
stets  Kaltblüter,  die  zum  Teil  vom  Besitzer  selbst  aufgesogen, 
—  ein  Hengst  vom  Königl.  Gestüt  in  Neustadt  a.  d.  D. 
steht  bei  einem  Gastwirt  im  Dorf,  —  zum  Teil  von  einem 
Händler  gekauft  sind.  Auch  der  kleinste  Büdner  strebt 
danach,  ein  Pferd  zu  haben.  Zuweilen  gibt  hierzu  nicht 
der  aus  der  Pferdehaltung  fließende  Vorteil,  wie  schnelleres 
Arbeiten  und  Schonung  des  Milchviehs  die  Veranlassung, 
sondern  der  Ehrgeiz,  es  den  übrigen  gleich  zu  tun.  Hierauf 
ist  es  zurückzuführen,  daß  sich  mancher  Büdner  auf  Ab- 
zahlung ein  billiges,  wenig  leistungsfkhiges  und  die  Wirt- 
schaft besonders  im  Winter  unnütz  belastendes  Pferd  anschafft 

Die  Zahl  der  Kühe  beträgt  im  allgemeinen  zwei  bis 
drei;  in  wenigen  Büdnerwirtschaften  finden  sich  eine  oder 
vier  Kühe.  Dazu  kommt  die  entsprechende  und  stets 
wechselnde  Zahl  von  Färsen  und  Kälbern.  Fast  allgemein 
findet  man  den  in  der  Mark  üblichen  schwarzweißen 
Schlag. 

An  Schweinen  hat  der  Büdner  vier  bis  zwölf.  Die 
Zahl   wechselt   besonders   bei   den   kleineren  Büdnern  fort- 


^  Siehe  die  Zusammenstellung  des  toten  Inventars  in  einer  kleinen 
fast  selbständigen  Büdnerwirtschan  nach  Menge  und  Wert,  Tabelle  I. 
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während  und  richtet  sich  nach  dem  Vorrat  an  Futtermitteln 
und  dem  erhofften  Ertrage. 

Die  Stückzahl  des  Rindviehs  betrug  in  Schlalach  im 
Jahre  1900 :  508,  die  der  Schweine  666,  wovon  unge&hr  */8 
auf  die  Büdner  entfallen  werden. 

Ferner  gehören  zu  der  Wirtschaft  eine  Anzahl  Hühner, 
etwa  zehn  bis  zwölf,  selten  auch  Gänse.  Ziegen,  Enten  und 
Tauben  fehlen  dagegen  bei  den  Büdnern  fast  ganz. 

2.  Auch  die  Anordnung  der  Grundstücke,  die 
Lage  der  Gehöfte  und  der  Felder  ist  durch  die  his- 
torische Entwicklung  bedingt.  Die  Lage  der  Gehöfte 
ist  bereits  früher  erörtert.  Was  die  Anordnung  der  Felder 
betrifft,  so  ist  es  den  einzelnen  Büdnern  nicht  immer  gelungen, 
von  den  aufgeteilten  Bauern-  und  Kossätenwirtschaften  gerade 
neben  ihrem  alten  Besitz  liegende  Parzellen  zu  erwerben. 
Dasselbe  gilt  von  dem  Pachtbesitz.  Die  zum  Pachten  verfüg- 
baren Ländereien  liegen  nicht  immer  neben  dem  Eigentum 
der  Büdner.  Besonders  entlegen  ist  das  Gebiet  der  königlichen 
Forstverwaltung.  Es  liefert  für  einen  großen  Teil  der  Büdner 
die  Wiesen,  die  von  ihnen  trotz  der  zum  Teil  geringen  Ertrags- 
fkhigkeit  gepachtet  werden,  weil  sie  billig  und  in  großer 
Menge  zu  haben  sind  und  so  der  Aufrechterhaltung  der  Wirt- 
schaften in  ihrem  gegenwärtigen  Umfange  dienen.  Dies  Gebiet 
verdankt  seine  Ausnutzung  nur  dem  Bedürfnis  der  Klein- 
besitzer. Die  Folge  all  dieser  Verhältnisse  ist  eine  weit- 
gehende Zersplitterung  der  Wirtschaftsflächen, 
durch  die  bei  den  Büdnern  Zustände  wie  vor  der  Ver- 
koppelung  im  19.  Jahrhundert,  jedoch  ohne  die  Vorteile  der 
damals  gemeinsamen,  einheitlichen  Bestellung  eingetreten  sind. 
Während  die  Bauern  und  Kossäten  ihren  gesamten  Besitz 
bei  der  Separation  in  wenigen  zusammenhängenden  Feldern 
bekommen  haben,  die  zum  größten  Teil  nicht  zu  weit  vom 
Dorfe  entfernt  sind,  gilt  dies  nur  für  einen  Teil  der  Büdner 
(Altbüdner)  und  ihres  Besitzes.  Bei  den  meisten  liegen  die 
Grundstücke  (Eigentum  und  Pacht)  an  vier,  fünf  und  mehr 
Stellen  verstreut.  Die  weitere  Folge  hiervon  ist  eine  empfind- 
liche Beeinträchtigung  der  Wirtschaftserfolge  durch  weite 
Wege  und  Kleinheit  der  Felder. 

3.  Die  Folgen  des  geringen  Gesamtumfangs 
(Kleinbesitzes)  der  Wirtschaften  äußern  sich  für  die 
Betriebsgestaltung  in  mannigfacher  Weise. 

Als  wesentliche  Eigenschaft  der  Büdnerwirt- 
schaften ergibt  sich  aus  ihrem  geringen  Umfange,  daß  zu 
ihrer  Besorgung  die  Familie  des  Büdners  meist 
allein  ausreicht,  daß  Knechte  und  Mägde  nicht  gehalten 
werden.  Nur  vereinzelt  werden  bei  größeren  Büdnern  zur 
Aushilfe  Tagelöhner  angenommen.    Die  bewirtschaftete  Fläche 

Vorsehungen  184.  —  Kehr  1.  5 
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ist  der  Familiengröfie  möglichst  derartig  angepafit,  so  daß  der 
Besitzer  und  seine  Ehefrau,  bei  größeren  Büdnern  mit  einem 
erwachsenen  Kinde,  oder  der  junge  verheiratete  Besitzer  mit 
seiner  Ehefrau  und  den  in  der  Wirtschaft  verbliebenen  Eltern 
die  Wirtschaft  besorgen  können.  Sie  tun  dies  schon  wegen  des 
größeren  Eigeninteresses  sorgfältiger  und  gründlicher  als  die 
Bauern  und  Kossäten,  die  mit  Knechten  und  Mägden  wirt- 
schaften müssen.  Es  fallen  bei  den  Büdnern  ungefähr  3 — 5  ha 
(12 — 20  Morgen)  auf  eine  arbeitende  Person.  Dies  für  Büdner- 
wirtschaften wesentliche  Verhältnis  der  menschlichen  Arbeits- 
kräfte zum  Umfang  der  Fläche  kommt  auch  in  der  Menge 
der  Produkte  zum  Ausdruck,  die  zum  Verkauf  gelangen. 
Denn  ein  großer  Teil  der  Wirtschaftserzeugnisse  muß  dazu 
dienen,  die  Besitzer  und  ihre  Familien  zu  ernähren.  Bei  dem 
geringen  Umfang  der  ganzen  Wirtschaft  bleibt  deshalb  ein 
sehr  großer  Prozentsatz  der  Erzeugnisse  in  ihr  zurück. 

Weiter  zeigt  sich  der  Einfluß  des  geringen  Wirtschafts- 
umfanges  auf  die  Betriebseinrichtung  bei  der  Schweine- 
haltung. Die  geringe  absolute  Höhe  der  Erträge  hält  den 
Büdner  davon  zurück,  Schweine  selbst  zu  züchten,  sie  länger 
als  4 — 5  Monate  zu  füttern  und  zu  mästen.  Er  kauft  sie  viel- 
mehr im  Alter  von  etwa  einem  Monat  und  verkauft  sie  bereits 
spätestens  halbjährig  als  sogenannte  Läuferschweine  (oder 
Pölke).  Die  Verwertung  einer  größeren  Menge  von  Futter- 
mitteln zur  Schweinemast  ist  ihm  bei  den  häufig  und  schnell 
wechselnden  Schweinepreisen  zu  gewagt.  Im  Verhältnis  zu 
der  geringen  Höhe  seines  W^irtschaftshaushalts  bringt  ihm  ein 
plötzliches  Sinken  der  Schweinepreise  zu  große  Verluste.  Die 
in  den  zur  Schweinezucht  und  -Mästung  nötigen  Einrichtungen 
angelegten  Kapitalien  (Anschaffung  einer  Sau,  größerer  Ställe) 
würden  in  schlechten  Zeiten  mit  niedrigen  Preisen  seine 
kleine  Wirtschaft  zu  stark  belasten.  Bei  kleineren  Büd- 
nern kommt  als  weitere  Folge  des  geringen  Wirtscbafts- 
umfanges  und  der  infolgedessen  beschränkten  Menge  der  Futter- 
erträge hinzu,  daß  sie  in  Jahren  mit  schlechten  Ernten  nicht 
in  der  Lage  sind,  neben  dem  Rindvieh  dieselbe  Anzahl  von 
Schweinen  wie  sonst  zu  füttern.  Oder  sie  sind  gezwungen, 
ihre  Schweine  zu  verkaufen,  bevor  diese  einer  größeren 
Menge  Futters  bedürfen,  etwa  mit  3—4  Monaten,  also  früher 
als  das  im  Einkaufspreis  und  Futter  aufgew^endete  Kapital 
gut  lohnt. 

Aus  demselben  Grunde  findet  sich  eine  Pferdezucht 
nur  bei  größeren  Büdnern,  die  dann  mit  zwei  Stuten 
arbeiten,  während  die  übrigen  nur  einen  Wallach  oder  Kühe 
haben,  für  kleinere  Futterfuhren  auch  den  Hofhund  als  Zug- 
vieh benutzen. 

4.  Ferner  wird  die  Gestalt  des  Büdnerbetriebes  durch 
die    Verkehrslage    und    die    darauf   beruhenden 
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Absatzmöglichkeiten  beeinflußt.  Schlalach  liegt,  wie 
bereits  früher  ausführlich  geschildert  ist,  abseits  von 
größeren  Eisenbahnlinien  und  fern  von  größeren 
Städten.  Die  in  der  Nähe  liegende  kleine  Stadt  Treuen - 
brietzen  mit  etwa  5000  Einwohnern  treibt  selbst  einen  leb- 
haften Ackerbau  und  deckt  dadurch  den  eigenen  Bedarf  an 
Feld-  und  Oartenerzeugnissen.  Aus  diesen  Gründen  fallen 
für  die  Wirtschaften  in  Schlalach  alle  diejenigen  Produkte 
weg,  die  nur  in  der  Nähe  von  größeren  Städten  bei  deren 
großem  Bedarf  rentabel  sind,  oder  die  den  weiten  Transport 
dorthin  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  wegen  nicht  vertragen 
oder  wegen  der  Transportkosten  nicht  lohnen  würden.  Des- 
halb ist  die  Verwertung  der  Milch  durch  ihren  direkten 
Verkauf  nicht  möglich,  sondern  erst  nach  Verarbeitung  zu 
Butter,  die  einen  längeren  Transport  aushält  und  bei  ihrem 
geringeren  Umfang  und  Gewichte  lohnt.  Ferner  werden  Kar- 
toffeln und  Gemüse  beinahe  ausschließlich  für  den  eigenen 
Wirtschaftsbedarf  gebaut.  Nur  ganz  ausnahmsweise  und  bei 
besonders  hochstehenden  Preisen  werden  Kartoffeln  verkauft. 
Auch  der  Obsterlrag  bleibt  in  der  Wirtschaft.  Allein  für 
Hafer  und  Heu  bietet  sich  eine  Absatzmöglichkeit  durch 
den  in  der  Nähe  liegenden  Artillerieschießplatz  bei  Jüterbog 
und  die  Garnisonen  von  Potsdam  und  Wittenberg.  Im  übrigen 
erfolgt  die  Verwertung  der  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  durch  die  Viehhaltung. 

5.  Außer  den  Absatzverhältnissen  beeinflußt  endlich  der 
Boden,  die  wichtigste  Bedingung  für  den  landwirtschaftlichen 
Betrieb,  die  Einrichtung  der  Büdnerwirtschaften.  Auch  er 
bewirkt,,  daß  sie  vielfach  mehr  auf  der  Viehhaltung  und 
ihren  Produkten  als  auf  dem  direkten  Verkauf  von  Feld 
fruchten  beruhen. 

a)  Die  geographische  Lage  der  Gemarkung 
bringt  es  mit  sich,  daß,  wie  wir  früher  gesehen  haben,  ungefähr 
ein  Drittel  aus  mehr  oder  weniger  trockenem,  sandhaltigem, 
also  leichtem  und  hauptsächlich  für  Roggen-  und  Kartoffelbau 
passendem  Ackerboaen  besteht.  Schwerer  (Ton-,  Lehm-) 
Boden  fehlt  gänzlich.  Durch  diese  Beschaffenheit  ist  der  An- 
bau eines  großen  Teils  der  Kulturpflanzen  (z.  B.  Weizen, 
Roter  Klee)  fast  ausgeschlossen.  Der  Rest  des  Ackerbodens 
ist  für  Roggen,  Hafer,  Gerste,  Kartoffeln,  Rüben  und  Gemüse 
gleichmäßig  geeignet  Da  die  letzteren  Früchte  aber  als  Vieh- 
futter oder,  wie  ein  Teil  der  Kartoffeln  und  des  Gemüses,  für 
die  Familie  verbraucht  werden,  dient  hauptsächlich  der  in 
größerer  Menge  gewonnene  Roggen  zum  Verkauf.  Nur 
das  zum  Brotbacken  notwendige  Quantum  bleibt  davon  in  der 
Wirtschaft  zurück. 

Der    Roggen    geht    nach    dem    benachbarten    Treuen- 
brietzen.      Er   wird    hier    entweder    von    den    Mühlen    ab- 
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genommen,  die  ihn  zum  Teil  durch  auf  den  Dörfern  umher- 
ziehende Wagen  abholen  lassen  und  selbst  verarbeiten,  oder 
er  wird  von  einigen  Kaufleuten  in  Treuen brietzen  gesammelt 
.  und  nach  Sachsen  und  Thüringen  an  die  Mühlen  weiter 
verkauft.  Die  gezahlten  Preise  richten  sich  nach  der 
Börsennotiz,  sind  aber  nicht  viel  niedriger,  da  der  Kauf- 
mann ein  Interesse  daran  hat,  den  verkaufenden  Landmann 
als  Kunden  für  sein  gleichzeitig  betriebenes  Kolonialwaren- 
geschäft zu  behalten.  Eine  geringere  Menge  wird  von  den 
Mühlen  in  Schlalach  selbst  aufgenommen.  Der  Müller  ver- 
pflichtet sich  hier,  von  dem  übergebenen  Korn,  soweit  es 
zum  Brotbacken  im  Haushalt  verwendet  werden  soll,  ein 
bestimmtes  Quantum  nebst  der  Kleie  gemahlen  zurück- 
zuliefern;  der  Rest  verbleibt  ihm  als  Mahllohn.  Hafer  und 
Heu  geht,  wie  erwähnt,  an  die  Proviantämter  beim  Artillerie- 
schießplatz in  Jüterbog,  in  Potsdam  und  Wittenberg.  Der 
Preis  des  Hafers  richtet  sich  nach  Güte  und  Börsenpreis, 
der  des  Heus  wechselt  nach  dem  Jahresangebot 

b)  Fast  die  Hälfte  des  bewirtschafteten  Gebietes  (ein- 
schließlich des  Pachtlandes)  besteht  aus  Wiesen.  Außer 
den  anderen  Futtermitteln  (Gerste  zum  Schroten,  Kartoffeln, 
Rüben)  liefert  daher  der  Boden  durch  seinen  Reichtum  an 
Wiesen  das  Hauptfuttermittel  für  das  Rindvieh,  nämlich  das 
Heu,  ohne  viel  Betriebskosten  zu  verursachen  oder  der  Acker- 
bestellung und  der  Besorgung  der  inneren  Wirtschaft  Zeit  und 
Arbeitskraft  zu  entziehen. 

So  erklärt  es  sich ,  daß  die  Erträge  der  Vieh- 
haltung den  Hauptteil  des  ganzen  Wirtschafts- 
ertrages bilden.  Dies  zeigen  folgende  bei  fünf  Büdner- 
wirtschaften berechnete  Zahlen  ihrer  Durchschnittserträge 
pro  Jahr: 


Bezeichnung 
der  Wirtschaften 

U. 

V. 

W. 

X. 

Y. 

Rrlös   aus  dem  Verkauf  von 
Feldfrüchten 

Erlös  aus  der  Viehhaltung    . 

626,40 
1338,36 

709,20 
988,80 

398,40 
809,50 

240,00 
867,30 

Ji 

75,40 
482,50 

Gesamt-Barerlös 

1964,76 

1698,00 

1207,90 

1107,30 

557,90 

Bei  den  größeren  Büdnern  beträgt  also  der  Erlös  aus  dem 
Verkauf  von  Feldfrüchten  nur  etwa  Va — V*,  bei  den  kleineren 
sogar  nur  Vö — Vi  des  gesamten  Barerlöses;  der  übrige  Erlös 
fließt  aus  der  Viehhaltung. 

Nicht  nur  wegen  des  baren  Erlöses,  sondern  auch  wegen 
der  durch  die  verhältnismäßig  starke  Rindriehhaltung  hervor- 


134.  69 

gerufenen  reichlichen  Dungproduktion  äufiert  der  Boden, 
vor  allem  der  Wiesenreichtum,  seinen  bedeutenden  EinfluS 
auf  die  Wirtschaftsgestaltung  und  -erfolge. 

Bei  den  Erträgen  aus  der  Viehhaltung  bilden  den  größten 
Betrag  die  aus  der  Milchwirtschaft  und  dem  Schweine- 
verkanf  fließenden  Beträge,  während  die  Produktion  von 
Schlachtvieh  wegen  der  geschilderten  Betriebsverhältnisse 
dagegen  zurücktritt  und  sich  auf  den  Verkauf  der  Kälber 
und  der  älteren  und  im  Milcherträge  nachlassenden  Kühe  be- 
schränkt. Dieser  Verkauf  erfolgt  dann  an  Händler  und 
Fleisch erro eis ter  aus  Brück  und  Beelitz,  zwei  kleinen  Städtchen 
nördlich  von  Schlalach,  die  den  Berliner  Markt  versorgen. 
Der  Neuankauf  von  Kühen  geschieht  bei  den  Bauern,  weniger 
auf  dem  Markt.  Die  Verarbeitung  der  Milch  zu  Butter 
erfolgt  in  der  in  Treuenbrietzen  befindlichen,  fUr  diese  Stadt 
und  die  anliegenden  Dörfer  eingerichteten  Qenossenschafts- 
molkerei. 

In  Schlalach  gehören  dieser  Molkerei  (Eingetragenen 
Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Nachschußpflicht)  der 
größere  Teil  der  Büdner  und  der  Kossäten,  sowie  einige 
Bauern  an.  Bedingung  zum  Beitritt  zu  dieser  Genossen- 
schaft war  früher  der  Besitz  von  zwei,  jetzt  von  vier 
milchenden  Kühen.  Der  Transport  von  Schlalach  dorthin 
wird  auf  eigens  hierfür  gebauten  Wagen  durch  zwei  von 
den  Büdnern,  die  sich  hierfür  Wagen  und  Pferd  halten, 
täglich  besorgt.  Die  Milch  wird  nach  Pasteurisierung  durch 
Zentrifugalseparatoren  zu  Butter  verarbeitet,  und  die  ge- 
wonnene Butter  zur  Hälfte  in  Treuenbrietzen  an  Kaufleute 
und  Einzelhaushaltungen,  zur  anderen  Hälfte  an  Händler 
verkauft,  die  sie  in  Potsdam  weiter  veräußern.  Die  Durch- 
schnittspreise für  zehn  Jahre  beim  Butterverkauf  sind 
1,20  M.  im  Klein-  und  1,20  M.  im  Großverkauf.  Sie 
richten  sich  nicht  immer  nach  den  Berliner  Preisen,  sondern 
sind  zeitweise  höher. 

Die  Milch  wird  nach  ihrem  Fettgehalt  bezahlt. 
Die  von  jedem  Genossen  gelieferte  Menge  Milch  wird  für 
jeden  einzelnen  täglich  gewogen  (1  kg  ungefähr  =  1  1), 
und  ihr  Fettgehalt  (durchschnittlich  3®/o)  aus  wöchentlich 
entnommenen  Proben  nach  dem  Gerberschen  Verfahren 
in  jedem  Monat  einmal  festgestellt.  Der  Fettgehalt  ist 
naturgemäß  nach  der  Fütterungsart  und  -Menge  verschieden. 
Er  beträgt  zurzeit  im  Durchschnitt  der  gesamten  Milch- 
lieferung soviel,  daß  14,18  kg  Milch  ein  Pfund  Butter  geben. 
Bei  der  von  einzelnen  Genossen  gelieferten  Milch  sind  wegen 
des  geringen  Fettgehaltes  zu  einem  Pfund  Butter  15  —16  kg 
Milch  erforderlich.  Die  Auszahlung  des  Gegenwertes  er- 
folgt   an    die    Milchlieferanten    monatlich    auf    Grund    von 
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Rechnungsbüchern ,  die  für  jeden  in  zwei  Exemplaren  ge- 
tüfart  werden.  Sie  enthalten  genaue  Angaben  über  die 
täglich  gelieferte  Menge  Milch,  die  Gesamtmenge  im  Monat^ 
über  den  Fettgehalt,  Verkaufspreis  der  Butter  und  danach 
die  Berechnung  des  auszuzahlenden  Betrages  nach  Abzug 
der  Kosten. 

Die  Mager-  und  die  saure  Buttermilch  wird 
den  Landwirten  zurückgegeben,  und  zwar  ungefähr 
neun  von  je  zehn  gelieferten  Litern.  Sie  wird  zur  Schweine- 
und  Kälberfütterung  verwendet. 

Für  den  Transport  der  Milch  und  sämtliche 
sonstige  Kosten  wird  den  Milchlieferanten  für  je  ein  Liter 
gelieferter  Milch  1  Pfennig  abgezogen.  An  die  zwei  Milch- 
kutscher in  Schlalach  werden  davon  je  2,3ü  M.  pro  Tag 
entrichtet.  Der  von  der  Summe  der  Beitragskosten  au» 
allen  beteiligten  Ortschaften  übrig  bleibende  Betrag  und  der 
nicht  sofort  verteilte  Verdienst  aus  dem  Verkauf  der  Butter 
dient  zur  Tilgung  der  bei  Errichtung  der  Genossenschafts- 
molkerei zum  Bau,  Anschaffung  von  Maschinen  usw.  auf- 
genommenen Darlehnsschulden.  Ihre  Tilgung  ist  schon 
soweit  vorgeschritten,  daß  in  2 — 8  Jahren  auf  Auszahlung 
einer  Dividende  an  die  Genossen  zu  rechnen  ist. 

Zum  Schutze  gegen  den  durch  gefallenes  Rindvieh  ent- 
stehenden Schaden  haben  die  Büdner  unter  sich  eine 
Versicherungseinrichtung  getroffen,  an  der  sich  fast 
alle  Büdner  beteiligen.  Jeder  bezahlt  nämlich  vierteljährlich 
an  eine  gemeinsame,  von  einem  Büdner  verwaltete  Kasse 
für  jede  Kuh,  die  er  besitzt,  einen  Beitrag  von  0,50  M.^ 
der  in  Bedarfsfällen  erhöht  wird.  Das  angesammelte  Geld 
wird  auf  der  Sparkasse  verzinslich  angelegt.  Für  eine  ge- 
fallene Kuh  werden  aus  dieser  Kasse  50  Taler  =  150  M.^ 
also  etwa  die  Hälfte  bis  zu  einem  Drittel  des  Wertes  er- 
setzt. Diese  ohne  nennenswerte  Kosten  wirkende  Einrichtung 
besteht  seit  etwa  20  Jahren  und  hat  sich  zur  Zufriedenheit 
der  Büdner  bewährt. 

Die  Erträge  aus  der  Milch  Verwertung  sind  zum  Teil  sehr 
hoch,  wie  folgende  Zahlen  über  den  Erlös  (im  Durchschnitt 
von  3  Jahren  1904—1906)  bei  fünf  Büdnerwirtschaften  zeigen : 

(Siehe  die  Tabelle  S.  71.) 

Sie  nehmen  über  ein  Drittel  bis  über  die  Hälfte  des  Bar- 
erlöses aus  der  Viehhaltung,  und  bei  größeren  Wirtschaften 
ungefähr  ein  Viertel,  bei  kleineren  ein  Drittel  bis  die  Hälfte 
des  Gesamtbarerlöses  aus  den  Wirtschaftsprodukten  ein. 

Abgesehen  von  ihrer  Höhe  bilden  diese  Erträge  auch 
wegen  ihrer  Regelmäßigkeit  einen  wichtigen  Teil  des 
Verdienstes.     Die   Sicherheit,   mit  der  der   Büdner  auf  den 
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1 

Bezeichnung 
der  Wirtschaften 

ü. 

V. 

W. 

X. 

Y. 

2 
3 

4 

Erlös  ans  der  Milchwirtschaft 

„       „       „   Viehhaltung .   . 

Gesamter  Barerlös 

493,70 
1338,36 
1964,76 

Ji 

469,80 

988,80 

1698,00 

407,10 

809,50 

1207,40 

460,30 

86730 

1107.30 

292,50 
482,50 
557,90 

5 

a) 

b) 

Erlös  aus  der  Milchwirtschaft 
in  Prozenten. 

a)  Vom  Erlös  aus  der  Vieh- 
haltung     

b)  Vom  Gesamtbarerlös  . 

36,9 
25,1 

o/o 

47,5 
27,7 

o/o 

50,8 
a3,7 

o/o 

53,3 
41,6 

o/o 

60,6 
52,4 

Eingang  eines  verhältnismäßig  hohen  Betrages  von  barem 
Gelde  in  jedem  Monat  rechnen  kann,  gibt  ihm  vor  allem  die 
Möglichkeit  y  Pacht-  und  Schuldzinsen  rechtzeitig  zu  zahlen 
oder  das  für  den  Ankauf  von  Ferkeln  erforderliche  Geld  bei 
Bedarf  zur  Verfligung  zu  haben. 

Die  zurückgelieferte  Buttermilch  gibt  das  Hauptnahrungs- 
mittel für  die  Auffütterung  der  Schweine.  Hierin  zeigt  sich 
die  Abhängigkeit,  in  der  auch  dieser  Betriebszweig  von  der 
Beschaffenheit  des  Bodens,  von  seinem  Reichtum  an  Wiesen 
steht  Ohne  diesen  Reichtum  würde  der  große  Milchertrag 
fehlen  und  damit  die  Möglichkeit,  Schweine  ohne  große  Kosten 
aufzuziehen. 

Im  Gegensatz  zu  den  Milcherträgen  schwankt  der 
Erlös  aus  der  Schweinehaltung  von  Jahr  zu  Jahr.  In 
Jahren  mit  hohen  Schweinepreisen  kostet  das  Paar  Schweine 
bis  40  M.  im  Einkauf,  im  Verkauf  nach  fünf  Monaten  bis 
105  M.;  in  schlechten  dagegen  etwa  18  M.  im  Einkauf,  und 
60  M.  im  Verkauf  nach  derselben  Zeit. 

Der  Büdner  besitzt,  je  nach  der  Größe  seiner  Wirt- 
schaft, 2 — 6  Paar  Schweine,  die  er  etwa  zweimal  im  Jahre 
umsetzt,  d.  h.  verkauft.  Bei  einem  Umsatz  von  10  Paaren 
würde  sich  in  einem  guten  Jahr  als  Erlös  ergeben: 

Verkaufspreis  10  x  105  =  1050    M., 
Einkaufspreis   10  x    40  =    400     „ 

Gewinn 650    M.; 

in  einem  schlechten  dagegen: 

Verkaufspreis      10  x  60  =  600    M., 
Einkaufspreis      10  x  18  =  180     „ 

Gewinn  nur 420    M. 

Zwischen  einem  Jahr  mit  hohen  und  einem  solchen  mit 
niedrigen  Schweinepreisen  würde  also  der  Gesamtunterschied 
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230   M.  jährlich   betragen,    eine   Differenz,    die   für   diese 
kleinen  Wirtschaften  von  hoher  Bedeutung  ist. 

Bei  einem  plötzlichen  Sinken  der  Schweine- 
preise würde  dieselbe  Anzahl,  die  im  Einkauf  noch  400  M. 
gekostet  hat,  beim  Verkauf  nur  600  M.,  d.  h.  200  M.  Ge- 
winn bringen,  —  eine  Summe,  die  den  Aufwand  an  Futtermitteln 
und  Pflege  keineswegs  lohnen  würde.  Und  so  erklärt  es  sich, 
daß,  wie  erwähnt,  die  Büdner  wegen  des  großen  Risikos  sich 
nicht  zur  Mästung  von  Schweinen,  bei  der  noch  größere 
Beträge  in  Frage  kämen,  entschließen  können.  Nur  fUr  den 
eigenen  Hausbedarf  werden  je  nach  der  Größe  der  Wirtschaft 
und  der  Familie  ein  oder  zwei  Schweine  hochgezogen  und 
gemästet. 

Die  Erträge  aus  der  Geflügelhaltung  spielen  nur 
eine  geringe  Rolle  im  Wirtschaftshaushalt. 

Von  dem  geschlachteten  Geflügel  und  den  Eiern  wird 
ungefähr  die  Hälfte  im  eigenen  Haushalt  verbraucht,  von 
der  anderen  Hälfte  geht  ein  Teil  nach  Treuenbrietzen,  das 
meiste  aber  durch  Zwischenhändler  nach  Potsdam;  die  Eier 
zu  einem  Durchschnittspreise  von  3,20  M.  pro  Schock 
(0,80  M.  die  Mandel).  Die  Gänsefedern  dienen  nur  dem 
eigenen  Bedarf. 

Die  früher  stärker  betriebene  Bienenzucht  hat  im 
Dorfe  fast  gänzlich  aufgehört,  nur  einige  Bauern  und  Kossäten 
und  sehr  wenige  Büdner  betreiben  sie  noch. 

6.  All  diese  Momente:  Umfang,  Lage  und  Anordnung 
der  Grundstücke,  Verkehrs-  und  Absatzverhältnisse  und  vor 
allem  die  Bodenbeschaffenheit  bestimmen  somit  nachhaltig  die 
innere  Gestaltung  der  Wirtschaft,  ihre  Betriebseinrichtung, 
indem  sie  sich  zum  Teil  durchkreuzen  und  wechselseitig  auf- 
einander einwirken.  Dieser  wechselseitige  Einfluß  der  Betriebs- 
mittel aufeinander  zeigt  sich  besonders  deutlich  bei  dem  Boden. 
Ebenso  wie  seine  Beschaffenheit  auf  die  Art  des  Wirtschaftens 
einwirkt,  wird  umgekehrt  seine  äußere  Gestalt,  seine  Pflanzen- 
decke, und  damit  das  äußere  Bild  des  ganzen  Wirt- 
schaft sorganismus  durch  die  übrigen  auf  die  Wirtschafts- 
gestaltung wirkenden  Einflüsse  bestimmt.  Denn,  abgesehen 
von  den  W^iesen,  bietet  jeder  Boden,  wenn  auch  innerhalb  der 
Grenzen,  die  durch  seine  natürliche  Beschaffenheit  gezogen 
sind,  an  sich  verschiedene  Möglichkeiten  für  den  Anbau 
von  Früchten.  Die  Auswahl  aus  diesen  Früchten  wird  aber 
durch  Erwägungen  geleitet,  bei  denen  die  Frage  nach  ihrer 
günstigsten  Verwertbarkeit  maßgebend  ist.  Die  Verwertbarkeit 
wird  eben  wiederum  durch  jene  übrigen  Einflüsse,  die  Umfang, 
Absatzverhältnisse  usw.  ausüben,  bestimmt.  Die  Pflanzen- 
decke richtet  sich  deshalb  in  gewissen  Grenzen  nach  der 
Wirtschaftseinrichtung. 
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Der  Anbau  von  Früchten,  die  für  die  landwirtschaftlichen 
Nebengewerbe  Verwendung  finden,  fehlt  gänzlich.  Qemüse 
wird  wenig  gezogen,  da  eine  größere  Stadt  nicht  in  der  Nähe 
ist  Der  Eigenbedarf  der  Büdnerbesitzer  und  ihrer 
Familien  bedingt  dagegen  den  reichlichen  Anbau  von  Roggen 
(zum  Brotbacken)  und  Kartoffeln.  Dem  Viehfutter  bedarf 
dient  ebenfalls  der  Anbau  von  Kartoffeln,  dazu  der  von 
Rüben  (Runkel-  und  Kohlrüben)  und  Gerste  (zum  Schroten), 
endlich  der  Bau  von  Hafer  für  etwa  vorhandene  Pferde.  Der 
leichteste  Boden  findet  seine  Ausnutzung  neben  dem  Roggen 
durch  Anbau  von  Lupinen  zur  Fütterung  und  Grün- 
düngung, 

Die  von  den  Büdnern  auf  dem  Acker  gebauten  Früchte 
umfassen  demnach  die  in  jener  Gegend  gegenwärtig  üblichen 
Arten:  Roggen,  Gerste,  Hafer,  Lupinen,  Kartoffeln,  Runkel- 
rüben, Kohlrüben,  Mohrrüben  und  das  für  den  Haushalt 
unentbehrliche  Gemüse,  soweit  dafür  die  kleinen  Hausgärten 
nicht  genügend  Platz  bieten.  Weizen  findet  sich  selten  und 
nur  an  besonders  guten  Stellen. 

Die  allgemein  üblichen  Frucht  folgen  sind  auf  bestem 
Boden:  1.  Roggen,  auch  Weizen,  2.  Hafer  oder  Gerste, 
3.  Kartoffeln,  Rüben  und  Gemüse.  Bei  Boden  mittlerer 
Güte  findet  sich  auch  zweimal  Roggen  und  dann  Kartoffeln 
oder  Lupinen.  Eis  handelt  sich  also  um  eine  verbesserte 
Dreifelderwirtschaft:  an  Stelle  der  Brache  sind  Hack- 
früchte getreten.  Auf  dem  leichtesten  Boden  wird  ab- 
wechselnd Roggen  und  Lupinen  gebaut,  auf  sehr  gutem 
Boden  nach  dem  Winterroggen  noch  im  selben  Jahre  Kohl- 
rüben (Zwischenfruchtbau). 

Um  die  Bedürfnisse  in  den  verschiedenen  Wirtschafts- 
zweigen decken  zu  können,  teilt  der  Büdner  nach  dem 
jeweilig  vorauszusehenden  Bedarf  die  aus  der  Fruchtfolge 
sich  ergebenden  Schläge  wieder  für  verschiedene  Früchte 
ein,  so  daß  z.  B.  das  für  Hackfrucht  bestimmte  Land  stets 
nebeneinander  tragen  muß:  Kartoffeln,  Runkelrüben  und, 
falls  Gänse  vorhanden  sind,  Mohrrüben;  oder  es  muß  der 
teils  für  Hafer,  teils  für  Gerste  bestimmte  Schlag  zuweilen 
noch  einen  Abschnitt  für  Rüben  hergeben.  Auf  diese  Weise 
ergibt  sich  manchmal  für  eine  kleine  Fläche  ein  ziemlich 
schwer  zu  überschauendes  Bild  von  Nebenfruchtfolgen. 


Wir  haben  im  Vorhergehenden  die  Hauptbedingungen 
und  -grundlagen  der  ganzen  Wirtschaft  und  der  einzelnen 
Betriebszweige,  sowie  ihren  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der 
Wirtschaft,  soweit  sie  sichtbar  hervortreten,  kennen  gelernt. 
Außerdem  werden  natürlich  bei  der  Wirtschaftsgestaltung  noch 
viele    andere  Einflüsse  wirksam  sein,   vor  allem  auch  solche, 
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die  nicht  immer  greifbar  in  die  Erscheinung  treten  und  in 
ihrer  Bedeutung  schwer  zu  schätzen  sind:  Kräfte  physio- 
logischer und  psychologischer  Art,  Eigenschaften  des  Qemüts^ 
die  im  Innern  des  den  Betrieb  leitenden  und  antreibenden 
Menschen  verborgen  wirken.  Nur  ein  Teil  von  ihnen  kommt 
bisweilen  zu  einem  sichtbaren  Ausdruck,  wie  bei  der  Schil- 
derung der  historischen  Entwicklung  das  individualistische 
Streben  des  Büdners  nach  Selbständigkeit,  das  sich  zunächst 
in  der  Vergrößerung  des  Grundbesitzes  äußerte.  Und  doch  haben 
auch  alle  diese  Kräfte,  —  man  denke  vor  allem  an  die  körper- 
lichen und  geistigen  Eigenschaften  des  Besitzers  und  seiner 
Familie,  —  den  wesentlichsten  Einfluß  auf  die  Wirtschafts- 
formen und  auf  die  Betriebsgestaltung. 


B.   Betriebseinrichtimg  und  Wirtschaftsergeb- 
nisse bei  fünf  Büdnerwirtschaften. 

Vorbemerkungren, 

Um  die  Ergebnisse  der  Büdnerwirtschaften  für  den 
einzelnen  Büdner  und  die  Allgemeinheit  kennen  zu  lernen,  ist 
im  Folgenden  der  Versuch  gemacht,  für  fünf  Wirtschaften 
von  verschiedener  Größe,  die  für  derartige  Büdner- 
wirtschaften in  Schlalach  typisch  sind,  möglichst  genaue 
Durchschnittsberechnungen  aufzustellen.  Sie  sollen  zu- 
gleich dazu  dienen,  von  dem  bisher  mehr  allgemein  geschilderten 
Wirtschaftsvorgange  und  von  der  Bedeutung  der  einzelnen  Be- 
triebszweige durch  praktische  Beispiele  ein  anschaulicheres 
Bild  zu  vermitteln. 

Diese  Beispiele  sind  so  gewählt,  daß  die  durchschnittliche 
Beschaffenheit  des  Bodens  und  der  Fleiß  der  wirtschaftenden 
Büdner  bei  allen  ziemlich  gleich  ist. 

Der  Ermittelung  gänzlich  zuverlässiger  und  sicherer 
Zahlen  über  die  Erträge  und  Wirtschaftskosten  standen 
große  Schwierigkeiten  entgegen.  Der  Mangel  an  jeglicher 
Buchführung  hat  zur  Folge,  daß  oft  dem  Besitzer  selber  eine 
genaue  Kenntnis  über  die  erzielten  Erträge  in  früheren  Jahren 
und  über  die  aufgewendeten  und  bevorstehenden  Kosten  abgeht. 
Dazu  kam  häufig  ein  aus  Mißtrauen  und  Furcht  vor  Steuer- 
erhöhungen entspringender  Mangel  an  gutem  Willen  zur  Mit- 
teilung der  Wirtschaf  teerfolge,  eine  Schwierigkeit,  die  sich  nur 
in  einzelnen,  den  hier  behandelten  Fällen  überwinden  ließ. 
Für  manche  Posten  konnten  zweifellos  richtige  Zahlen  nicht 
ermittelt  werden,  und  Schätzungen  mußten  an  ihre  Stelle  treten. 
Ich  bin  mir  daher  wohl  bewußt,  daß  es  sich  in  dem  Folgenden 
nur  um  einen  Versuch  handelt,  die  Wirtschafteergebnisse  von 
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Kleinwirtschaften  zahlenmäßig  darzustellen,  -—  einen  Versuch^ 
der  vielleicht  von  einem  fachmännisch  besser  Vorgebildeten  mit 
besserem  Erfolge  wiederholt  wird  und  dann  genauere  Resultate 
ergeben  würde.  Soweit  zuverlässige  Zahlen  zu  erreichen 
waren  y  sind  sie  benutzt  (z.  B.  Notizen  des  Besitzers ,  ferner 
für  den  Wert  der  Grundstücke  die  im  Grundbuch  angegebenen 
Preise,  für  den  Milchertrag  die  Bücher  der  Molkereigenossen- 
schaft u.  a.  m.).  Für  Abnutzungs-,  Amortisations-  und  Verlust- 
quoten und  dergl.  sind  meistens  die  von  Frh.  v.  d.  Goltz 
in  seiner  Taxationslehre  vorgeschlagenen  Prozentsätze  ange- 
nommen. Die  Durchschnittspreise  für  viele  Produkte  konnten 
aus  der  sich  über  9  Jahre  erstreckenden  Buchführung  einer 
Bauern  Wirtschaft  ziemlich  zuverlässig  berechnet  werden.  Die 
übrigen  Zahlen  sind  nach  wiederholter  sorg&ltiger  Berechnung 

Semeinsam  mit  den  Besitzern  festgesetzt  und  mit  anderen  mit 
en  Verhältnissen  bekannten  Landwirten  besonders  in  Bezug 
auf  die  Schlußergebnisse  nachgeprüft.  In  vielen  Fällen  konnten 
sie,  wie  erwähnt,  auch  durch  Notizen,  die  sich  die  Besitzer 
gemacht  hatten,  kontrolliert  werden.  Mögen  sie  daher  auch 
nicht  in  allen  Einzelheiten  Anspruch  auf  unbedingte  Richtig- 
keit erheben  dürfen,  so  werden  sie  doch  dazu  dienen  können^ 
von  der  Wirtschaft,  besonders  von  dem  Verhältnis  der 
einzelnen  Betriebszweige  zu  einander,  ein  richtiges  Bild  zu 
geben.  Die  Berechnungen  werden  auch  in  Bezug  auf  das 
Wirtschaftsergebnis,  für  die  Höhe  von  Reinertrag  und  Ein- 
kommen Zahlen  liefern,  die  einen  wenigstens  annähernd  richtigen 
Schluß  auf  die  wirtschaftliche  Lage  der  Büdner  zulassen,  zumal 
mir  ihre  Richtigkeit  im  allgemeinen  von  in  jener  Gegend 
ansässigen  Sachverständigen  bestätigt  ist. 

1.  Ziel  der  Wirtscbaftsbereclinungen. 

Das  Ziel  von  solchen  Wirtschaftsberechnungen  ist  zunächst 
die  Ermittelung  der  Roherträge,  d.  h.  der  Menge  und 
des  Wertes  der  Erzeugnisse,  die  mit  Hilfe  der  zu  Gebote 
stehenden  Betriebsmittel  und  der  aufgewendeten  Kosten  durch 
die  Wirtschaft  erzeugt  werden.  Aus  praktischen  Gründen  ist 
im  Folgenden  mehr  auf  die  Feststellung  des  Wertes  dieser 
Produkte  Gewicht  gelegt,  soweit  er  im  Erlös  beim 
Verkauf  erscheint,  also  besonders  derjenigen  Pro- 
dukte, die  durch  Verkauf  aus  der  Wirtschaft  herausgehen. 
Ich  habe  sie  Bar-Roherträge  genannt.  Sie  umfassen  also  nicht 
die  in  der  Wirtschaft  selbst  verbrauchten  Erzeugnisse. 

Das  nächste  Ziel  ist,  die  Reinerträge  der  Wirtschaften 
zu  berechnen.  Hierbei  geht  man  von  der  Auffassung  der  Einzel- 
wirtschaft als  eines  selbständigen,  in  sich  einheitlichen 
Organismus  aus.  Man  schreibt  der  Einzelwirtschaft  eine  durch 
ihre  Stellung  in  den  allgemeinen,  sie  umgebenden  Verhältnissen^ 
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durch  ihren  Umfang  und  durch  die  gegenseitige  Beziehung 
ihrer  inneren  Kräfte  und  Funktionen  (Betriebsmittel)  bestimmte 
und  ihr  eigentümliche  Organisation  zu,  die  mit  den 
ihr  eigenen  und  sich  gegenseitig  regelnden  Bedingungen 
selbständiges  Leben,  d.  h.  selbständige  Kräfte,  Fähigkeiten  und 
Bedürfnisse  besitzt  und  selbständig  Werte  erzeugt.  Aus 
dieser  Voraussetzung  heraus  untersucht  man  durch  Vergleichung 
der  Reinerträge,  welcher  Wirtschaftsorganismus  am  lebens- 
kräftigsten ist,  d.  h.  welcher  bei  geringstem,  auf  das 
notwendigste  beschränktem  Verbrauch  von  Worten 
am  meisten  Werte  aus  sich  herausgehen  läßt, 
erzeugt.  Während  also  beim  Barrohertrag  der  Wert  der 
erzeugten  Früchte  ohne  Rücksicht  auf  den  Verbrauch 
der  Wirtschaft  (Betriebskosten)  berechnet  wird,  wird 
beim  Reinertrag  —  unter  der  weiteren  Annahme,  daß  der 
Wert  der  Erzeugnisse  und  des  Verbrauchs  durch  ihren  Geld- 
wert ausgedrückt  wird,  —  der  Erlös  aus  den  Erzeugnissen 
nach  Abzug  aller  notwendigen  Kosten  ermittelt  Unter 
Reinertrag  versteht  man  also  alles,  was  von  dem 
Geldwerte  der  regelmäßigen  Erzeugnisse  einer 
Wirtschaft  übrig  bleibt,  wenn  man  den  Geldwert 
der  der  Wirtschaft  zugeführten  Güter,  soweit  sie 
zu  ihrer  Erhaltung  und  für  ihre  produzierende 
Tätigkeit  notwendig  sind  (Betriebskosten),  abzieht 
Die  Betrachtung  des  Verhältnisses,  in  dem  die  Reinerträge 
zu  dem  Geldwert  derjenigen  Gegenstände  stehen,  die  die 
Substanz  des  Wirtschaftsorganismus  bilden,  also  zu  den  in 
Grundstücken,  Gebäuden,  Inventar  usw.  steckenden  Kapitalien 
stehen  (Höhe  der  Verzinsung,  Rente),  führt  dann  weiter  zu 
einem  Vergleich  mit  Wirtschaften,  die  unter  anderen  Be- 
dingungen und  in  anderer  Umgebung  arbeiten. 


Bevor  wir  dazu  übergehen,  die  Berechnungen  und  die 
daraus  folgenden  Ergebnisse  zu  betrachten,  sollen  im  Folgenden 
zunächst  einige  wesentliche  Grundsätze,  die  für  die 
Berechnungen  in  Betracht  kommen,  erörtert  werden,  soweit 
fiie  zugleich  für  die  Eigenart  der  Büdnerwirt- 
schaften bedeutend  sind.  Die  weniger  allgemein 
interessierenden  Einzelheiten  über  die  Ertragsermittelungen  sind 
dagegen  als  „Erläuterungen  zu  den  Wirtschaftsberechnungen" 
in  einem  Anhange  (S.  122  fF.)  zusammengestellt. 

2.  Art  der  Berschnang. 

a)   Geldwert  der  Arbeit  des  mitarbeitenden  Besitzers. 

Der  größte  Teil  der  Betriebskosten  besteht  entweder  aus 
baren  Geldausgaben  oder  in  dem  Verbrauche  und  Gebrauche 
von   anderen  sichtbaren   und  meßbaren  Gütern.     Anders  ver- 
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hält  es  sich  mit  dem  Teil  des  Wirtschaftsaufwandes,  der  durch 
den  Geldwert  der  Arbeit  der  in  der  Wirtschaft 
tätigen  und  für  ihren  Betrieb  notwendigen  Menschen 
dargestellt  wird. 

Daß  bei  Berechnung  des  Reinertrages  auch  der  Geldwert 
der  Arbeit  als  Bestandteil  der  Kosten  in  Ansatz  gebracht  werden 
muß,  darüber  besteht  da  kein  Zweifel,  wo  dieser  Geldwert  i  n 
barem  Lohn  an  Gesinde,  Tagelöhner  usw.  ausgezahlt  werden 
muß.  Für  den  in  der  eigenen  Wirtschaft  tätigen  Be- 
sitzer und  seine  Familie  kommt  ein  barer  Lohn  nicht 
in  Betracht,  —  trotzdem  muß  auch  hier  der  Geldwert  der 
Arbeit  als  Wirtschaftsaufwand  berechnet  werden.  Denn  die 
Ermittelung  der  Reinerträge  soll  dazu  dienen,  die  Leistungs- 
fähigkeit verschiedener  Wirtschaften  miteinander  zu  vergleichen. 
Ein  Vergleich  dieser  sich  in  der  Höhe  der  Erträge  aus- 
sprechenden Leistungsfähigkeit  ist  aber  nur  möglich,  wenn 
sämtliche  Umstände,  die  auf  die  Wirtschaft  einwirken  und  sie 
zu  Erträgen  veranlassen,  gleichmäßig  berücksichtigt  werden. 
Sämtliche  Werte,  die  dem  Wirtschaftskörper  von  außen  her 
eingefügt  werden,  müssen  als  Betriebskosten  angesehen  werden. 
Andernfalls  würde  von  vornherein  eine  Wirtschaft  vor  der 
anderen  begünstigt,  und  eine  den  wirklichen  Verhältnissen 
entsprechende  Vergleichung  der  Reinerträge  unmöglich  sein. 
Vom  Standpunkt  des  Wirtschaftskörpers  aus  ist  auch  die  ihm 
zufließende  Arbeit  ein  Wert.  Sie  bei  der  größeren  Wirtschaft 
als  Kosten  zu  berechnen,  weil  sie  z.  B.  im  Lohn  bar  bezahlt 
wird,  bei  der  kleineren  aber  nicht,  würde  notwendig  zu  einem 
falschen  Endergebnis  führen.  Beispielsweise  würde  ein  ver- 
hältnismäßig höherer  Reinertrag  bei  kleineren  Wirtschaften 
sich  nicht  ohne  weiteres  auf  die  Möglichkeit  der  besseren  Aus- 
nutzung derartiger  Betriebe  zurückführen  lassen,  sondern  sich 
auch  schon  durch  das  Fehlen  von  Arbeitskosten  erklären  lassen. 
Reinerträge  (im  Gegensatz  zum  Einkommen)  sollen  dagegen 
doch  gerade  darstellen,  welches  Ergebnis  sich  herausstellt^ 
wenn  alle  Bedingungen,  die  innerhalb  des  bestehenden 
W^irtschaftsorganismus  wirken,  gleichmäßig  beurteilt  und  bei 
der  Berechnung  der  Reinerträge  gleichmäßig  behandelt  werden. 

Hieraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  in  die  Rechnungen 
für  die  von  dem  Büdner  und  seiner  Familie  in  seiner  Wirt- 
schaft geleistete  Arbeit  einen  Geldwert  einzustellen.  Da  bare 
Löhne  nicht  gezahlt  werden,  ist  für  den  Büdner  das  Entgelt 
für  seine  und  seiner  Familie  Arbeit  in  den  Erträgen  ent- 
halten, die  sich  nach  Abzug  der  übrigen  Kosten  von  den  Roh- 
erträgen ergeben,  und  zwar  zugleich  mitderVerzinsung 
der  in  der  Wirtschaft  steckenden  Kapitalien 
(Grund  und  Boden,  Gebäude,  Betriebskapital).  Eine  exakte 
Scheidung  dieses  Ertrages  —  nach  dem  Werte  der  einzelnen 
in  Arbeit  und  Kapital  der  Wirtschaft  zugeführten  Leistungen  — 
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ist  natürlich  unmöglich.  Der  Ertrag  ist  das  gemeinsame 
Ergebnis  jener  sich  gegenseitig  bedingenden  und  voneinander 
abhängigen  Faktoren,  von  denen  einer  ohne  den  anderen  nicht 
bestehen  oder  wirken  könnte.  Daher  bilden  (ebenso  wie  jene 
wertschaffenden  Größen  an  sich  erst  durch  die  Berührung 
mit  einander  Wert  erhalten),  die  von  den  Wirtschaftsobjekten 
gemeinsam  erzeugten  Produkte  im  Grunde  eine  einheitliche, 
nach  den  erzeugenden  Faktoren  nicht  trennbare  Wertgröße. 
Praktische  Erwägungen  haben  dennoch  stets  dazu  geführt, 
eine  solche  Trennung  (ebenso  wie  bei  den  Kapitalien)  zu  ver- 
suchen, d.  h.  den  Erfolg  jeder  einzelnen  der  Wirtschaft  zu- 
geführten  Leistung  zu  ermitteln,  ihren  Geldwert  zu  bestimmen. 
So  hat  man  stets  die  in  dem  Reinertrag  zusammengefaßte  Ver- 
zinsung des  Grund  und  Bodens  (Grundrente),  der  Gebäude 
und  des  Betriebskapitals  einzeln  zu  berechnen  versucht. 
Praktische  Absichten,  nämlich  die  Reinerträge  zum  Zwecke 
des  Vergleichs  mit  anderen  Wirtschaftserfolgen  zu  ermitteln, 
zwingen  auch  hier  zu  diesem  Versuch.  Und  so  muß  auch 
hier  die  Berechnung  des  Geldwertes  der  Arbeit  des  nicht 
bar  bezahlten  mitarbeitenden  Besitzers  und  seiner  Familie 
unternommen  werden.  Ein  Teil  dieses  Arbeitswertes  wird 
durch  den  Wert  der  in  der  Wirtschaft  erzeugten  Lebensmittel 
dargestellt,  die  zum  Unterhalt  des  Besitzers  und  seiner  mit- 
arbeitenden Angehörigen  dienen.  Da  sie  sowohl  in  der  Wirt- 
schaft erzeugt,  als  auch  in  ihr  verbraucht  werden,  kann  ihr 
Wert  bei  der  Reinertragsberechnung  unberücksichtigt  bleiben, 
denn  der  gleiche  in  Einnahme  und  Ausgabe  gestellte  Betrag 
würde  sich  autheben.  Schwierigkeiten  ergeben  sich  nur  bei 
Ermittlung  des  Wertes  der  Arbeit,  soweit  er  nicht  in  diesen 
Naturalien,  sondern  darüber  hinaus  als  bare  Ausgabe  in  die 
Erscheinung  tritt,  bei  den  Büdnerwirtschaften  aber  ungetrennt 
im  Ertrage  nach  Abzug  der  übrigen  Betriebskosten  enthalten 
ist.     Man  kann  diesen  Teil  den  Bar-Arbeitswert  nennen. 

Dieser  Bar- Arbeitswert  kann  nun  nicht  ohne  weiteres 
gleich  der  Höhe  des  üblicherweise  gezahlten 
Gesindelohues  gesetzt  werden. 

Der  Gesindelohn  beträgt  in  Schlalach  und  in  den  um- 
liegenden Ortschaften  jährlich  etwa  325  M.  und  mehr  für 
einen  Knecht  und  280 — 300  M.  für  eine  Magd.  Nun  ist  die 
abßolute  Höhe  des  Wirtschaftsertrages  abzüglich  der  übrigen 
Kosten  bei  den  Büdnerwirtschaften  so  gering,  daß,  wenn  man 
diese  Gesindelöhne,  also  den  Marktwert  der  Arbeit,  in  die 
Reinertragsberechnung  einsetzte,  nur  wenig,  bei  kleineren 
Wirtschaften  nichts  als  Reinertrag  übrigbleiben  würde.  Bei 
einigen  Büdnern  mit  schlechtem  Lande  würde  sogar  der  Er- 
trag nicht  einmal  gentigen,  den  vollen  Bar- Arbeitswert,  nach 
der  Höhe  des  Gesindelohnes  berechnet,  zu  decken.  Man 
würde  also  zu  dem  Ergebnis  gelangen,  daß  solche  Wirtschaften 
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zwar  einen  mehr  oder  weniger  angemessenen  Arbeitslohn 
abwürfen,  eine  Verzinsung  des  Kapitals  (Boden,  Inventar, 
umlaufendes  Kapital)  jedoch  nur  in  geringem  Umfange  oder 
auch  gar  nicht  erzielten.  Dies  Ergebnis  würde  in  Über- 
einstimmung mit  der  herrschenden  Qrundrententheorie,  iedoch 
im  Widerspruch  mit  den  Ansichten  des  Büdners 
über  den  Charakter  seines  Wirtschaftsertrages 
und  insbesondere  über  die  Bewertung  seiner 
Arbeit  stehen. 

Im  Gegensatz  zu  anderen  Wirtschafts- „Unternehmungen", 
in  denen  Arbeit  und  E^apital  in  der  Absicht  eingesetzt  wird, 
durch  Kauf,  Produktion  und  Verkauf  Gewinn  zu  erzielen,  und 
in  denen  daher  ausschließlich  für  den  Markt  gewirtschaftet 
wird,  verfolgt  die  kleine  Wirtschaft  des  Büdners  diesen  Zweck 
nur  in  —  mehr  oder  weniger  —  unbedeutendem  Grade.  Sie 
dient  vielmehr,  wie  die  alte  Naturalwirtschaft,  hauptsächlich 
dazu,  ihm,  seiner  Familie  und  seinen  Nachkommen  eine  un- 
abhängige Existenz  zu  gewähren  und  zu  sichern  und  ihm 
hierfür  die  notwendigen  Lebensmittel  unmittelbar  aus  der 
Wirtschaft  und  unabhängig  vom  Markte  zu  verschaffen. 
Erst  in  zweiter  Linie  produziert  sie  auch  für  den  Markt, 
um  einen  Gewinn  zu  erzielen.  Aus  dieser  sowohl  die 
Wirtschaftsgründung  wie  ihre  Einrichtung  und  Führung  be- 
herrschenden Absicht  ergibt  sich  für  den  Büdner  naturgemäß 
noch  in  vielen  anderen  Beziehungen  eine  von  der  Beurteilung 
anderer  „Unternehmungen''  abweichende  Auffassung,  die  in 
den  Äußerungen  oder  in  dem  Verhalten  der  Büdner  bald  mehr, 
bald  weniger  deutlich  hervortritt.  Dies  gilt  insbesondere  von 
der  Beurteilung  der  eigenen  Arbeit  und  ihrem  Verhältnis 
zum  Wirtschaftsertrage. 

Jeder  Büdner  ist  stets  eher  geneigt,  seine  Arbeit,  die  ihm 
ja  unmittelbar  in  bar  nichts  kostet,  geringer  zu  bewerten 
als  die  Leistung  des  Bodens,  des  Viehs  und  der  übrigen 
Betriebsmittel,  für  die  er  oder  seine  Vorfahren  zum  Teil  be- 
deutende Aufwendungen  haben  machen  müssen. 
Solange  daher  die  Wirtschaft  außer  den  übrigen  Betriebskosten 
dasjenige,  was  er  zum  Arbeiten  braucht,  also  die  zur  Erhaltung 
seiner  Körperkraft  nötigen  Lebensmittel  und  damit  einen  Teil 
der  Arbeitskosten  einbringt,  betrachtet  er  den  Mehr  ertrag 
stets  wenigstens  zum  Teil  als  Ertrag  jener  Betriebsmittel  (des 
Bodens,  Viehs  usw.),  d.  h.  als  Reinertrag  der  Wirtschaft,  — 
wenn  auch  auf  Kosten  der  Bewertung  der  von  ihm  geleisteten 
Arbeit  Häufig  ist  ersieh  wohl  bewußt,  daß  seine  Arbeit  im 
Ertrage  zu  niedrig  bewertet  wird,  und  daß  ihm  als  Knecht 
dieselbe  Arbeitstätigkeit  höher  bezahlt  werden  würde.  Aber 
auch  dann,  wenn  er  gedanklich  eine  Verteilung  des  Ertrages 
auf  die  erzeugenden  Mittel,  Arbeit  und  Kapital,  nicht  vor- 
nimmt und  deshalb  über  die  Höhe  des  auf  seiner  Arbeit  ent- 


80  134. 

fallenden  Wertbetrages  keine  deutliche  Vorstellung  hat,  weiB 
er  doch,  daß  seine  Wirtschaft  bei  Arbeitslöhnen  in  der  Höhe 
des  Gesindelohnes  nicht  würde  bestehen  können.  Trotzdem 
bedauert  er  weder  die  Aufwendung  von  Arbeit,  noch  die  von 
Elapital,  ist  mit  dem  zufrieden,  was  ihm  die  Wirtschaft  jiureh 
seine  Arbeit  einbringt  und  gibt  dadurch  zu  erkennen,  daß  er 
sich  durch  den  Ertrag  nicht  nur  für  die  Arbeit,  sondern  auch 
für  das  von  ihm  oder  von  seinen  Eltern  angelegte  Kapital 
belohnt  fühlt.  Mit  anderen  Worten:  der  Büdner  berechnet 
seine  Arbeit  niemals  kaufmännisch,  d.  h.  nach  den  orts- 
üblich gezahlten  Löhnen,  sondern  will  billiger  als  das  bezahlte 
Gesinde  arbeiten,  wenn  der  Wirtschaftsertrag  sonst  nicht  hoch 
genug  wäre,  um  neben  dem  üblichen  Arbeitswert  eine  an- 
gemessene jährliche  Vergütung  für  die  in  die  Wirtschaft 
hineingesteckten  Kapitalien  darzustellen,  und  zwar  desto 
billiger,  je  geringer  der  Ertrag  ist. 

Für  den  Büdner  richtet  sich  also  die  Höhe  des  Wertes, 
den  er  seiner  und  seiner  Angehörigen  Arbeit  beimißt,  nach 
dem  Werte  des  Ertrages,  den  seine  Wirtschaft 
nach  Abzug  aller  übrigen  Kosten  abwirft.  Er  be- 
trachtet, wenn  die  Wirtschaft  mehr  als  die  zur  Erhaltung  des 
Besitzers  nötigen  Mittel  erzeugt,  nur  einen  Teil  dieses  Ertrags- 
wertes als  Arbeitslohn,  so  daß  für  ihn  stets  ein  Rest  als  Rein- 
ertrag übrigbleibt.  Der  Wert  der  Arbeit,  nach  dem  Gesinde- 
lohn berechnet,  kann  deshalb  für  Büdnerwirtschaften  nur  den 
Höchstbetrag  bilden,  d.  h.  den  Betrag,  den  der  Arbeitswert 
auch  bei  größeren  Erträgen  nicht  übersteigen  wird. 

Die  Anschauung  des  Büdners  wird  offenbar  von  einer 
bedeutenden  Anzahl  von  Grundbesitzern,  nämlich  allen  den- 
jenigen, die  sich  nach  Besitzumfang  in  einer  gleichartigen 
Lage  wie  er  befinden,  geteilt.  Wollte  man  diese  somit  weit 
verbreitete  Tatsache  ignorieren,  so  würde  man  in  Widerspruch 
mit  realen  Verhältnissen  treten.  Man  muß  vielmehr  den  Ver- 
such machen,  ihr  auch  theoretisch  gerecht  zu  werden,  und  bei 
derartigen  Wirtschaften  in  der  Reinertragsberechnung  die 
Höhe  des  Arbeitswertes  jener  Auffassung  entsprechend  be- 
stimmen. 

Schon  folgende  theoretische  Betrachtung  spricht  dafür, 
daß  der  Arbeitswert  des  mitarbeitenden  Büdners  geringer  als 
der  ortsübliche  Gesindelohn  zu  bewerten  ist: 

Wenn  man  einem  Gut  einen  Wert  zuschreibt,  so  heißt 
das,  es  besteht  die  Notwendigkeit  oder  die  Neigung,  etwas 
anderes  aufzugeben,  um  das  Gut  zu  besitzen.  Dies  setzt 
voraus,  daß  das  betreffende  Gut  nur  im  beschränkten  Maße 
vorhanden  ist;  denn  andernfalls,  wenn  es  in  beliebiger 
Menge  zu  haben  wäre  (Wasser,  Sand,  Luft),  brauchte  man 
nicht  etwas  anderes  dafür  aufzugeben.  Mag  daher  auch  die 
Höhe  des  Wertes  eines  Gutes   noch  von  anderen  Umständen 
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beeinflußt  sein  (z.  B.  Höhe  der  Nutzungsfkhigkeit),  so  muß  sie 
doch  auch  von  dem  Grade  der  Beschränkung  seiner 
Erreichbarkeit  abhängig  sein,  d.  h.  was  mit  geringeren 
Schwierigkeiten  erreichbar  ist,  mufi  wertloser  sein  als  dasjenige, 
dessen  Erreichbarkeit  engere  Grenzen  gezogen  sind. 

Nun  ist  A  r  b  e  i  t  eine  zielbewußte  menschliche  Tätigkeit 
an    einem    Gegenstand.      An    diesen    beiden    Momenten 

—  Tätigkeit  und  Gegenstand  —  muß  sich  daher  der  Einfluß 
jener  wertschafFenden  Beschränkung  äußern.  Der  Arbeitswert 
wird  also  zum  Teil  bestimmt  durch  die  im  Arbeits  gegenständ 
(vorhandenen  Vorrat  und  Umfang,  Lage,  Fruchtbarkeit)  und 
im  arbeitenden  Menschen  (Kraft,  Geschicklichkeit)  gezogenen 
Grenzen.  In  letzterer  Beziehung  ist  nun  auch  die  Beschränkung 
der  jeweilig  notwendigen  Zahl  von  menschlichen  Arbeits- 
kräften von  Einfluß  auf  die  Schaffung  des  Arbeitswertes  und 
auf  seine  Höhe,  d.  h.  der  Arbeitswert  wird  u.  a.  wesentlich 
durch  die  größere  oder  geringere  Menge  der  zu  Gebote 
stehenden  menschlichen  Arbeiter  bestimmt. 

Die  Beschränkung  der  Menge  an  Arbeitskräften 
hat  ihrerseits  wiederum  teils  mehr  objektive  teils  mehr 
subjektive  Grilnde.  Erstere  sind  bedingt  durch  die 
Zahl  der  überhaupt  vorhandenen  und  für  den  be- 
stimmten Arbeitszweck  geeigneten  und  fähigen 
Menschen,  die  subjektiven  dagegen  durch  den  Willen 
und  die  Neigung  der  Menschen,  die  betreffende  Arbeit  zu 
leisten.  Solche  inneren  Willensmomente  verschieben  die  Zahl 
der  für  eine  gewisse  Berufsarbeit  zu  Gebote  stehenden  Menschen 
fortwährend.  So  ist  in  neuerer  Zeit  die  Zahl  der  für  den 
landwirtschaftlichen  Betrieb  notwendigen  Menschen  sehr  be« 
schränkt  durch  gewisse  Neigungen  und  Abneigungen,  die  die 
Menschen  dazu  veranlassen,  andere  Beschäftigungen  selbst 
dann  vorzuziehen,  wenn  sie  unter  Berücksichtigung  der  Lebens - 
unterhaltskosten  kein  höheres  Einkommen  gewähren  als  die 
landwirtschaftliche  Arbeit.  Diese  vermehrte  Beschränkung 
der  Arbeiterzahl  (Beschränkung  des  Angebots)  muß  durch 
Angebot  von  höherem  Lohn  überwunden  werden.  Und  so 
ist  der  Arbeitspreis  nicht  wie  andere  Werte  in  der  Land- 
wirtschaft in  einem  mehr  oder  weniger  konstanten  Verhältnis 
zum  Preise  der  Lebensmittel,  z.  B.  des  Roggens,  geblieben, 
sondern  losgelöst  von  diesem  Verhältnis  in  die  Höhe  gegangen, 

—  durch  Beschränkung  des  Angebots.  Durch  ihre  Allgemein- 
heit hat  diese  Lohnsteigerung  ihren  objektiven  Ausdruck  in 
der  Annahme  eines  höheren  Arbeits  wertes  gefunden.  Soweit 
die  erhöhte  Beschränkung  der  menschlichen  Arbeitskräfte 
reicht,  wird  der  dadurch  erhöhte  Lohn  nunmehr  der  Arbeit 
als  objektiver  Wert  zugesprochen.  (Wert  der  Arbeit  des 
Gesindes  =  der  Höhe  des  Lohns.)  Wo  aber,  wie  bei  dem 
in    seiner   Wirtschaft  tätigen   Besitzer,   jene  subjektiven 
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Momente,  die  Abneigung  gegen  die  landwirtschaftliche  Arbeit 
fehlen,  wo  also  die  Beschränkung  der  Arbeiterzahl 
nur  auf  den  gegebenen  natürlichen  Verhältnissen  beruht, 
muß  auch  die  nur  als  Folge  jener  subjektiven  Be- 
schränkung eingetretene  Werterhöhung  über  das 
vorher  übliche  Mafi  wegfallen. 

Nun  hat  uns  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Büdner- 
wirtschaften gezeigt,  daß  hierbei  nicht  eine  Beschränkung, 
sondern  eine  Verstärkung  des  Angebots  an  landwirtschaftlichen 
Arbeitern,  also  gleichsam  eine  Vermehrung  ihrer  Zahl  vor- 
gelegen hat.  Der  Büdner  hat  sich  zu  Arbeiten,  die  er  als 
Besitzer  auf  seinem  Eigentum  verrichten  würde,  gedrängt. 
Die  Abneigung  der  Menschen  gegen  landwirtschaftliche  Arbeit, 
die  bei  dem  Gesinde  den  Arbeitswert  in  die  Höhe  getrieben 
hat,  ist  bei  ihm  nicht  vorhanden.  Außerdem  fällt  der  Wille 
des  Arbeiters,  dem  sich  der  Besitzer  durch  Erhöhung  des 
Lohnes  anpassen  muß,  für  den  selbstwirtschaftenden  Büdner  fort. 
Offenbar  muß  die  durch  diese  inneren  Momente  bedingte  Er- 
höhung des  Angebotes  auf  die  Höhe  des  Büdnerarbeits- 
wertes in  der  Richtung  einwirken,  daß  dieser  Wert  niedriger 
wird  als  dort,  wo  jene  Momente  fehlen,  also  niedriger  als  der 
im  üblichen  Gesindelohn  zum  Ausdruck  kommende  Marktwert 
der  Arbeit. 

Aber  noch  andere  Erwägungen  begründen  theoretisch  die 
Anschauung  des  Büdners,  daß  sich  der  Wert  seiner  Arbeit 
unabhängig  vom  Marktwerte  nach  der  Höhe  des 
Ertrages  abzüglich  der  übrigen  Kosten  richten  und  deshalb 
in  einer  Höhe  berechnet  werden  muß,  die  in  einem  bestimmten 
Verhältnis  zu  diesem  Ertragswerte  steht  und  mit  dessen  Höhe 
wechselt. 

Zunächst  besteht  weder  die  Notwendigkeit  noch  die 
Berechtigung,  den  im  Gesindelohn  zutage  tretenden 
Marktwert  der  Arbeit  auch  bei  Büdnerwirtschaften  als 
Arbeitswert  in  die  Reinertragsberechnungen  einzustellen.  Nur 
bei  Wirtschaften,  die  mit  fremdem,  bezahltem  Gesinde  arbeiten, 
ist  man  gezwungen,  den  tatsächlich  in  Lebensmitteln  und 
in  bar  gezahlten  Arbeitslohn  als  „Betriebskosten''  einzusetzen, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dann  noch  ein  Reinertrag  übrig- 
bleibt oder  nicht  Bei  dem  die  Arbeit  persönlich 
leistenden  Büdner  fällt  jedoch  dieser  Zwang  weg, 
denn  bei  ihm  ist  Arbeitskraft  und  Arbeitsgegenstand  nicht 
wie  sonst  auf  verschiedene  Besitzesträger,  den  Arbeiter  und 
den  Eigentümer,  verteilt.  Der  Büdner  ist  Arbeiter  und  Eigen- 
tümer in  einer  Person.  Er  bekommt  seinen  Arbeitslohn  nicht 
in  einem  bestimmten  Betrage,  sondern  im  Gesamt- 
wirtschaftsertrage  ausgezahlt,  aus  dem  er  an  sich  einen  be- 
liebigen Betrag  als  Arbeitslohn  auszuscheiden  berechtigt  wäre, 
wenn   nicht  noch   andere  Einflüsse   den  Wert  mitbestimmten. 
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Der  Büdner  stellt  aber  auch  seine  Arbeit  nicht  der  All- 
gemeinheit zur  Verfügung.  Nur  höchst  selten  arbeitet  ein 
Büdner  in  fremden  Wirtschaften  mit.  Und  auch  dann  leistet 
er  die  Arbeit  entweder  aus  Gefälligkeit  unentgeltlich  oder 
gegen  geringen  Lohn,  oder  auch  nur  gegen  besonders  hohe 
Bezahlung,  so  dafi  durch  diese  Arbeitsentgelte  für  die  Büdner- 
arbeit ein  fester  Marktwert  nicht  geschaffen  wird.  Dazu 
kommt,  dafi  die  Wirkung  von  Angebot  und  Nachfrage  oder 
von  anderen  Einflüssen,  die  die  Höhe  des  marktgängigen 
Arbeitslohnes  zu  bestimmen  pflegen,  bei  der  Bildung  des 
Büdnerarbeits wertes  nicht  oder  nicht  in  derselben  Weise  wie 
sonst  tätig  sein  können.  Wie  z.  B.  das  Streben  der  Büdner 
nach  dem  Besitze  einer  selbständigen  Wirtschaft  einer  Ver- 
mehrung des  Angebots  gleichkommt,  ist  oben  erörtert.  Außer- 
dem sind  aber  zum  größten  Teil  die  Mittel,  die  zur  Er- 
zeugung und  Erhaltung  der  Arbeitskraft  dienen, 
nämlich  die  aus  der  Wirtschaft  stammenden  Lebensmittel,  in 
ihrem  Werte  ebenfalls  unabhängig  vom  Marktwerte,  eben  weil 
sie  nicht  auf  dem  Markte  gekauft  und  verkauft,  sondern  inner- 
halb der  Wirtschaft  erzeugt  und  verwendet  werden.  Die 
Bildung  des  Wertes  der  Büdnerarbeit  ist  somit  im  Verhältnis 
zu  anderen  Arbeitswerten  in  jeder  Beziehung  gänzlich  ver- 
schiedenen Bedingungen  unterworfen.  Er  muß  deshalb  auch 
nach  einem  anderen  Maßstabe  berechnet  werden  wie  jene^. 

Es  fragt  sich,  welcher  andere  objektive  Mafistab  zur  Be- 
stimmung des  Büdnerarbeitswertes  benutzt  werden  kann.  Ein 
solcher  könnte  entweder  in  den  Produktionskosten  oder 
im  Gebrauchswerte  gefunden  werden. 

Der  Produktionswert  der  Arbeit  wird  durch  die 
Werte  dargestellt,  die  der  Büdner  aufwenden  muß,  um  die 
Arbeit  zu  erzeugen.  Hierzu  gehören  einmal  die  Kosten  alles 
dessen,  was  zur  Erhaltung  seiner  Arbeitskraft  notwendig  ist, 
also  der  von  ihm  verzehrten  Lebensmittel,  eines  Teils  der  Auf- 
wendungen für  die  Behausung  usw.,  welche  man  zusammen 
die  materiellen  Produktionskosten  der  Arbeit  nennen  kann. 
Außerdem  hängt  aber  die  Erzeugung  der  Arbeitstätigkeit  von 
dem  Grade  der  angeborenen  Körperkraft,  von  der  Geschicklich- 
keit, vor  allem  auch  von  dem  Willen,  die  Arbeit  zu  leisten, 
und  zwar  sie  so  zu  leisten,  wie  sie  geleistet  wird,  und  anderen 


^  Die  Arbeit  des  Büdners  nimmt  hierin  eine  ähnliche  Stellang  ein 
wie  die  sogenannten  marktlosen  Betriebs-  und  Futtermittel, 
d.  h.  solche,  die,  wie  der  Dung  und  das  Heu,  entweder  gar  nicht  oder 
doch  nur  selten  und  unreeetmäBig  zum  Verkaufe  gelangen,  im  übrigen 
aber  ebenso,  wie  sie  in  der  Wirtschaft  erzeugt  sind,  auch  in  ihr  ver- 
braucht werdeh.  Für  diese  marktlosen  Betriebs-  und  Futtermittel  sucht 
man  bei  Ertrassberechnungen  ebenfalls  einen  Geldwert  zu  ermitteln, 
welchen  sie  in  der  Wirtschaft  unabhängig  vom  Marktwerte  be- 
sitzen. Siehe  v.  d.  Goltz,  Tazationslehre,  Seite  29ff.  Derselbe,  Land- 
wirtschaftliche Buchführung  Seite  80  ff. 
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Momenten  ab,  die  ihrem  Geldwerte  nach  schwer  oder  tlber- 
haupt  nicht  bestimmbar  sind.  Aus  diesem  Grande  können  die 
Produktionskosten  der  Arbeit  nicht  als  geeigneter  Maß- 
stab für  die  Schätzung  des  Arbeitswertes  dienen.  Jedoch 
kann  der  Wert  der  zur  Erhaltung  der  Arbeitskraft  auf- 
gewendeten materiellen  Mittel  als  untere  Grenze  des 
Büdnerarbeitswertes  angesehen  werden. 

Bei  der  Wahl  des  Gebrauchswertes  als  Maßstab  für 
die  Wertberechnung  wird  man  durch  die  Erwägung  geleitet^ 
daß,  wenn  etwas  ausschließlich  oder  nahezu  ausschließlich  in 
der  Wirtschaft  produziert  und  verwendet  wird,  sein  Wert 
sich  nach  der  Bedeutung  richten  muß ,  die  es  für  die 
Zwecke,  für  den  Gebrauch  der  Wirtschaft  hat. 
Jene  Voraussetzung  trifft  im  allgemeinen  für  die  Arbeit  des 
Büdners  zu;  denn  seine  Arbeit  wird  hauptsächlich  innerhalb 
der  Wirtschaft  erzeugt  und  in  ihr  verwendet.  Nun  ist  offenbar 
seine  Arbeit  für  die  Zwecke  der  Wirtschaft  so  viel  wert,  wie 
sie  erzielt.  Daraus  folgt  einmal,  daß  der  Gebrauchswert 
seiner  Arbeit  erst  dadurch  entsteht,  daß  sie  etwas 
erzielt,  und  ferner,  daß  er  sich  nach  der  Größe  des 
Arbeitserfolges  richten  muß.  Dieser  Arbeitserfolg  ist 
identisch  mit  dem  Wirtschaftsertrage. 

Nun  ist  aber  der  Wirtschaftsertrag  gleichzeitig  das 
Erzeugnis  der  bearbeiteten  Objekte  (des  Bodens  usw.). 
Denn  wie  Arbeit  ohne  Gegenstand  schon  an  sich  ein  unfaß- 
barer Begriff  ist,  schafft  auch  Arbeit  allein  keine  Wertgüter, 
sondern,  wie  es  sich  besonders  deutlich  bei  dem  landwirtschaft- 
lichen Pruchtertrage  ergibt,  werden  Erträge  erst  in  Ver- 
bindung mit  einem  Objekte,  das  ebenfalls  wertvoll  ist  (Boden 
und  Kapital),  erzielt.  Der  landwirtschaftliche  Ertrag  läßt  sich 
also  niemals  allein  auf  die  Arbeit  zurückführen.  Folglich 
kann  auch  der  sich  nach  dem  Wirtschaftsertrage  richtende 
Gebrauchswert  der  Büdnerarbeit  niemals  gleich  diesem  Er- 
tragswerte sein,  eben  weil  dieser  nicht  allein  durch  die 
Arbeit  erzielt  ist,  sondern  er  muß  stets  darunter  bleiben. 
Da  andrerseits  die  materiellen  Produktionskosten  als  untere 
Grenze  des  Büdnerarbeitswertes  gelten  müssen,  kann  außer 
ihrem  Werte  stets  nur  ein  Teil  von  dem  Werte  des  Er- 
trages, der  darüber  hinaus  erzielt  wird,  als  Bar- 
Arbeitswert  zum  Gebrauchswerte  der  Arbeit  gerechnet  werden. 

Der  Wert  der  Büdnerarbeit,  nach  ihrem  Gebrauchswerte 
berechnet,  ist  daher  mindestens  so  hoch  wie  der  Wert  der  zur 
Erhaltung  des  Büdners  dienenden  Wirtschaftserzeugnisse.  Er 
steigt  mit  dem  Werte  des  darüber  hinaus  erzielten  Ertrages, 
d.  h.  je  höher  dieser  Ertrag  ist,  desto  höher  ist  auch  der 
Arbeitswert  Er  erreicht  jedoch  nie  den  ganzen  Wert  dieses 
Ertrages.  Die  höchste  Grenze  wird  durch  den  üblichen 
Gesindelohn  (Marktwert)  gebildet.     Der  Bar-Arbeitswert 
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mufi  mindestens  so  lange,  wie  der  überschüssige  Wirtschafts- 
ertrag die  Höhe  des  Oesindelohns  nicht  übersteigt,  unter 
dieser  Höhe  bleiben.  Der  Rest  des  Ertrages  stellt 
den  Reinertrag  dar  Daher  mufi  jede  Büdnerwirtschaffc, 
vorausgesetzt,  dafi  sie  mehr  als  das  zu  ihrer  und  des  Besitzers 
Erhaltung  unmittelbar  Notwendige  erzielt,  stets  einen  Rein- 
ertrag abwerfen.  Erst  wenn  die  Erträge  (z.  B.  bei  sehr 
schlechter  Bodenbeschaffenheit)  so  gering  werden,  daß  sie,  ob- 
wohl der  Besitzer  seine  ganze  Arbeitskraft  der  Wirtschaft 
widmet,  nicht  mehr  genügen,  ihn  und  seine  Familie  zu  er- 
nähren, wenn  also  mit  dem  Wegfalle  der  Möglichkeit,  selb- 
ständig zu  existieren,  auch  die  Möglichkeit  wegfällt,  sich  mit 
einem  Arbeitsentgelte  zu  begnügen,  der  nur  gleich  dem  Ge- 
brauchswerte ist,  fkllt  auch  jeder  Reinertrag  weg. 

Die  hier  dargelegte  Auffassung  von  der  Bewertung  der 
Arbeit  und  des  Reinertrages  bei  Büdnerwirtschaften  entspricht 
nicht  nur  der  bei  den  Büdnern  selbst  vertretenen  Anschauung, 
sondern  trägt  auch  praktischen  Bedürfnissen  Rechnung.  Einmal 
gewährt  sie  die  Möglichkeit,  auch  hier  die  übliche  Berechnung 
des  Kapitalwertes  von  Wirtschaften  durchzuführen,  nämlich 
durch  Kapitalisierung  des  vorhandenen  Reinertrages  —  unter 
Zugrundelegung  des  Prozentsatzes  der  gewöhnlichen  Ver- 
zinsung des  landwirtschaftlichen  Kapitals  —  den  Wert  solcher 
Wirtschaften  zu  bestimmen.  Diese  Möglichkeit  würde  weg- 
fallen, wenn  man  den  Arbeitswert  auch  bei  Büdnerwirtschaften 
stets  gleich  dem  Qesindelohne  setzen  wollte,  denn  dann  würde 
eine  erhebliche  Anzahl  von  Büdnerwirtschaften  keinen  oder 
nur  einen  geringen  Reinertrag  aufweisen,  so  dafi  dessen 
Kapitalisierung  dem  wahren  Werte,  wie  er  in  den  für  solche 
Wirtschaften  gezahlten  Preisen  zum  Ausdruck  kommt,  in  keiner 
Weise  entsprechen  würde. 

Femer  aber  würde  es,  wenn  man  den  Arbeitswert  nicht 
nach  der  Höhe  des  Ertrages  abstufte,  sondern  gleich  dem 
Gesindelohne  setzte,  unmöglich  sein,  unmittelbar  an  der  Höhe 
der  Reinerträge  die  Ertragsfähigkeit  derjenigen  Wirtschaften 
zu  vergleichen,  die  bei  jener  Berechnungsweise  einen  Rein- 
ertrag nicht  aufzuweisen  nätten.  Man  könnte  in  diesen  Fällen 
zwar  die  Beträge  des  Bar- Arbeitswertes  mit  berück- 
sichtigen und  durch  Vergleichung  der  Überschüsse  ein- 
schliefilich  des  Arbeitswertes  —  in  ihrer  absoluten  Höhe 
und  in  ihrem  Verhältnis  zum  angelegten  Kapital  —  die  vor- 
handenen Unterschiede  in  der  Ertrags fähigkeit  der  Büdner- 
wirtschaften untereinander  feststellen.  Die  so  ge- 
wonnenen Zablen  würden  jedoch  wiederum  nicht 
zu  einem  Vergleiche  der  Büdnerwirtschaften  mit 
anderen  größeren  Wirtschaften  geeignet  sein,  bei 
denen  der  Arbeitslohn  an  fremde  Arbeiter  ausgezahlt  wird, 
und    bei    denen    deshalb    der   Reinertrag   durch   den  Gesamt- 
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betrag  abzüglich  auch  dieser  Arbeitskosten,  des  Bar- 
Arbeitswertes,  dargestellt  wird.  Größere  BUdnerwirtschaften 
würden  hierdurch  unrichtigerweise  rentabler  erscheinen  können 
als  andere,  mit  bezahlten  Arbeitern  wirtschaftende  Betriebe. 
Diese  Schwierigkeit  wird  durch  die  oben  begründete  Ab- 
stufung des  Büdner-Arbeitswertes  nach  der  Höhe  des  Ertrages 
und  die  Einstellung  des  jedesmal  übrigbleibenden  Restes  als 
Reinertrag  vermieden. 

Man  kann  hiergegen  nicht  einwenden,  daß  bei  dieser 
Berechnungs weise  ein  Vergleich  mit  anderen  Wirtschaften  an 
der  Hand  des  so  ermittelten  Reinertrages  nur  dann  zu  einer 
richtigen  Anschauung  über  die  Ertragsfähigkeit  der  einzelnen 
Wirtschaften  führe,  wenn  man  stets  auf  die  verschiedene  Höhe 
des  Arbeitswertes  bei  den  Büdnerwirtschaften  achte.  Dieser 
'Notwendigkeit  ist  man  niemals  überhoben.  Die  Unterschiede 
in  der  Höhe  des  Arbeitslohnes  an  verschiedenen  Orten  hat 
zur  Folge,  daß  niemals  die  Höhe  des  Reinertrages  und  sein 
Verhältnis  zum  Kapital wirtschaftswert  ohne  weiteres  einen 
sicheren  Vergleich  zuläßt.  Die  Reinerträge  können  stets  nur 
dazu  dienen,  einen  im  allgemeinen  orientierenden  Überblick 
über  die  Ertragsfähigkeit  der  einzelnen  Wirtschaften  im  Ver- 

{fleiche  zueinander  zu  verschaffen.  Der  genaue  Vergleich  ver- 
angt  immer  eine  nähere  Betrachtung  der  Elemente,  aus  denen 
sich  der  Reinertrag  herleitet.  Und  zu  diesem  gehört  überall 
auch  die  Höhe  der  Aufwendungen  an  Arbeit  und  deren  Ur- 
sachen. Eine  Besonderheit  besteht  hier  aber  nur  insofern,  als 
sonst  die  bei  der  näheren  Betrachtung  zu  beachtenden  Unter- 
schiede der  Arbeitswerte  ihre  Erklärung  in  der  Verschieden- 
heit des  Ortes  finden,  während  sie  hier  noch  außerdem 
durch  die  Verschiedenheit  der  Betriebseinrichtungen 
bedingt  sind. 

Es  fragt  sich  nun,  welcher  Prozentsatz  von  dem  Wirt- 
schaf tsbetrage  nach  Abzug  der  übrigen  Kosten  jedesmal  als 
Bar -Arbeitswert  in  die  Reinertragsberechnung  eingestellt 
werden  soll.  In  manchen  größeren  Büdnerwirtschaften  wird 
zuweilen  beim  Übergange  des  Besitztums  an  das  älteste 
Kind  für  dessen  in  der  Wirtschaft  tätig  bleibende  Geschwister 
ein  Lohn  ungefähr  in  der  Höhe  von  150  M.  für  die  männliche, 
120  M.  für  die  weibliche  Person  vereinbart  und  fortan  auch 
gezahlt,  —  ein  deutlicher  Beweis  dafür,  daß  der  Büdner  selbst 
seine  Arbeit  niedriger  einschätzt,  als  der  Qesindelohn  zurzeit 
beträgt. 

Von  den  später  genau  berechneten  fünf  Wirtschaften* 
stellt  die  von  U.,  wenigstens  in  ihrer  Einrichtung,  ungefähr 
den  Durchschnitt  der  größeren  Büdnerwirtschaften  von 
Schlalach   dar.     Bei   ihr   widmen   die  vorhandenen   Familien- 


Vgl.  die  Tabellen  IX  A.>  6.  und  C.  im  Anhange. 
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mitglieder  (zwei  männliche  und  eine  weibliche  Person)  ihre 
ganze  Arbeitskraft  der  Wirtschaft.  Setzt  man  bei  ihr  die 
oben  genannten  Beträge  als  Wert  der  von  den  Familien- 
mitgliedern geleisteten  Arbeit  (abgesehen  vom  Beköstigungs- 
werte) ein,  so  ergibt  sich  für  das  Verhältnis  zwischen  Bar- 
Arbeitswert  und  Ertrag  (abzüglich  der  übrigen  Kosten) 
Folgendes : 

Ertrag  abzüglich  der        Wert  der        Derselbe  in  Prozenten 
übrigen  Kosten:  Arbeit:  des  Ertrages: 

1050,54  M.  420  M.  39,98 

Nun  ist  in  dieser  Wirtschaft  zeitweise  noch  ein  Tagelöhner 
beschäftigt.  Außerdem  sind  die  in  der  Wirtschaft  tätigen 
Familienglieder  offenbar  mit  Arbeit  überlastet.  Sie  arbeiten 
zeitweise  von  morgens  2  Uhr  bis  abends  9  Uhr.  Mit  Rück- 
sicht hierauf  müßte  der  Arbeitslohn  für  die  drei  Personen 
zusammen  eigentlich  höher,  etwa  mit  440  M.  veranschlagt 
werden,  so  daß  sich  als  normales  Verhältnis  von  Bar- Arbeitswert 
zu  Ertrag  etwa  42^/o  ergäbe.  Im  Folgenden  sollen  bei 
den  Btidnerwirtschaften  immer  42°/o  von  dem  Er- 
trage als  Geldwert  der  Arbeit  außer  den  Naturalien 
(Bar-Arbeitswert)  einschließlich  der  dem  Besitzer 
als  Wirtschaftsleiter  zuzubilligenden  besonderen 
Vergütung  berechnet  werden.^ 

b)  Ertrag  des  Pachtlandes;  Pachtzins. 

Ein  großer  Teil  des  Pachtlandes,  nämlich  die  zur  König- 
lichen Forst  gehörigen  Ländereien  an  der  nordwestlichen 
Grenze  der  Gemarkung  Schlalach,  befindet  sich  dauernd  im 
Pachtbesitz  der  Büdner.  Auch  die  übrigen  Pachtgrundstücke 
gehören  (außer  bei  Y.)  in  dem  gegenwärtigen  Umfange  oder 
doch  mit  nur  ganz  geringen  Veränderungen  dauernd  zu 
den  hier  behandelten  Wirtschaften.  Wirtschaftsgebäude  und 
Inventar  ist  auf  den  Bodenumfang  einschließlich  des 
Pachtlandes  eingerichtet.  Außerdem  ließen  sich  die  Er- 
träge des  zugepachteten  Landes  von  dem  des  eigenen  Grund 
und  Bodens  nicht  getrennt  berechnen,  ebensowenig  wie  eine 
Scheidung  der  auf  das  Pachtland  verwendeten  Betriebskosten 
von  den  übrigen  Kosten  möglich  war.  Es  schien  mir  deshalb 
für  den  hier  verfolgten  Zweck  erlaubt,  die  zurzeit  gepachteten 
Grundstücke  als  dauernd  mit  den  Wirtschaften  verbunden  zu 
behandeln. 


^  Es  mag  willkürlich  erscheinen,  das  fQr  eine  Wirtschaft  be- 
rechnete Zahlenverhältnis  von  Bar-Arbeitswert  zu  Ertrag  auch  bei  allen 
anderen  Wirtschaften  als  richtig  anzunehmen.  In  Ermangelung  einer 
anderen  richtigeren  Berechnungsweise  hielt  ich  mich  jedoch  hierzu  für 
berechtigt 
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Die  Schlufiergebnisse  beziehen  sich  daher  auf  die  Wirt- 
schaften einschließlich  des  Pachtlandes,  und  die 
ermittelten  Reinerträge  umschließen  den  Reinertrag  des 
Eigenlandes  und  den  des  Pachtlandes. 

Das  jährlich  zu  zahlende  Pachtgeld  ist  bei  Ermittlung  des 
Reinertrages  nicht  zu  den  Wirtschaftskosten  zu  rechnen  und 
deshalb  nicht  abzuziehen.  (Anders  beim  Einkommen.  Siehe 
unten).  Es  stellt  keinen  zum  Betrieb  gehörigen  Aufwand  dar, 
sondern  ist  seiner  Natur  nach  dazu  bestimmt,  erst  aus  dem 
Reinertrage  gedeckt  zu  werden.  Der  Besitzer  pachtet  Land 
in  der  Erwartung,  aus  den  Erträgen  des  Pachtlandes  nicht  nur 
die  Betriebskosten  decken  und  eine  Verzinsung  seines  Betriebs- 
kapitals erhalten  zu  können,  sondern  auch  darüber  hinaus 
Erträge  herauszu wirtschaften.  Dieser  letztere  Mehrertrag  ist 
dann  zur  Deckung  des  Pachtgeldes  mitbestimmt.  Der  Ver- 
pächter andrerseits,  der  keine  Aufwendungen  für  die  Bewirt- 
schaftung des  verpachteten  Landes  macht,  erhebt  grundsätzlich 
nur  Anspruch  auf  jenen  Mehrerlös,  während  er  den  übrigen 
Erlös  dem  Pächter  überläßt.  Wollte  man  den  Pachtzins  als 
Wirtschafts  kosten  behandeln,  so  würde  man  ja  für  das 
Pachtland  doppelte  Kosten  berechnen:  einmal  beim  Aufwand 
für  die  Bewirtschaftung,  den  der  Pächter  bestreiten  muß,  und 
dann  beim  Pachtgeld.  Daß  das  Pachtgeld  im  Verhältnis  zu 
den  Erträgen  des  Pachtlandes  oft  zu  hoch  ist,  kann  nicht  dazu 
führen,  den  Pachtzins  oder  einen  Teil  davon  als  Wirtschafts- 
kosten zu  behandeln. 

c)  Der  Eapitalswert  der  Wirtschaft. 

Der  Geldwert  der  Wirtschaft  setzt  sich  zusammen  aus  dem 
Werte  des  Eigentums  an  Grund  und  Boden,  der  Gebäude  und  des 
stehenden  und  umlaufenden  Betriebskapitals.  Zum  stehenden 
Betriebskapital  ist  das  Geräteinventar  (sogenannte  tote  Inventar) 
und  das  leoende  Inventar  (Vieh),  zum  umlaufenden  Betriebs- 
kapital z.  B.  das  notwendige  Bargeld,  die  lagernden  Früchte, 
Saatgut,  Dung  usw.  zu  rechnen.  Dazu  kommt  in  den  hier 
behandelten  Fällen  noch  der  Wert  des  Pachtlandes.  Denn 
da  die  Roh-  und  Reinerträge  von  den  Wirtschaften  ein- 
schließlich der  vom  Pachtland  erzielten  Erträge  berechnet 
werden,  muß  auch  der  Wert  des  diese  Erträge  miterzeugenden 
Pachtlandes  berücksichtigt  werden,  sobald  das  Verhältnis  von 
Ertrag  zum  aufgewendeten  Kapital  betrachtet  werden  soll. 

Grundstückspreise  und  -werte.  Der  Geldwert 
von  landwirtschaftlichen  Grundstücken  läßt  sich  hauptsächlich 
auf  zwei  Arten  ermitteln:  entweder  durch  Einsetzung  der  in 
der  betreffenden  Gegend  für  gleiche  Grundstücke  der  frag- 
lichen Art  gezahlten  Kaufpreise,  oder  durch  Ermittlung  des 
auf  solche  Grundstücke  bei  ihrer  Bewirtschaftung  entfallenden 
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Teils  des  Reinertrages  (Grundrente)  und  durch  Kapitalisierung 
dieses  Teilreinertrages  unter  Zugrundelegung  der  üblichen 
Verzinsung.  Da  die  Ermittlung  des  Reinertrages  im  vor- 
liegenden Fall  das  Ziel  bildet,  müssen  wir  von  der  ersten 
Schätzungsart  ausgehen. 

Die  Tabelle  VIII  enthält  eine  Zusammen- 
stellung von  Kaufpreisen,  die  bei  einer  Reihe  von 
Parzellen- Kaufverträgen  in  der  Zeit  von  1865  bis  1906  gezahlt 
sind.  ^  Sie  ergeben  einen  Durchschnittspreis  von  1429  M.  für 
den  Hektar  bei  Ackergrundstücken,  von  1249  M. 
bei  Wiesen  und  von  1483  M.  bei  Wiesen  und  Acker- 
parzellen zusammen.  Die  Preise  schwanken  meist  zwischen 
800  M.  pro  Hektar  (200  M.  pro  Morgen)  für  den  schlechtesten 
und  2000  M.  pro  Hektar  (500  M.  pro  Morgen)  für  den 
besten  Boden.  Es  kommen  aber  auch  höhere  und  niedrigere 
Preise  vor. 

Da  die  gewerbsmäßig  betriebene  Zerteilung  von  Bauern- 
und  Kossätengütern  häufig  in  der  Weise  vorgenommen  wurde, 
daß  der  Erwerber  die  einzelnen  Parzellen  nach  Art  einer  Ver- 
steigerung zum  Kauf  ausbot,  sind  die  Parzellenpreise  in 
einzelnen  Fällen  durch  die  Konkurrenz  der  nach 
selbständigen  Wirtschaften  strebenden  Büdner  —  wie  bei  den 
Pachtpreisen  —  außerordentlich  in  die  Höhe  getrieben. 
Auch  der  Durchschnittspreis  ist  verhältnismäßig  ziem- 
lich hoch. 

Bei  den  fünf  später  berechneten  Wirtschaften  sind  als 
Geldwert  des  eigenen  Grund  und  Bodens  die  dafür  vom 
Eigentümer  bezahlten  Preise  eingesetzt,  wie  sie  sich  aus 
den  Notizen  und  Angaben  der  Eigentümer  ergaben.  Denn  sie 
stellen  ja  das  aufgewendete  Kapital  dar. 

Für  die  gepachteten  Parzellen  fehlten  naturgemäß 
solche  Geldwertangaben.  Auch  die  aus  der  vorhergehenden 
Zusammenstellung  sich  ergebenden  Durchschnittspreise  konnten 
nicht  ohne  weiteres  benutzt  werden ,  da  bei  den  hier  be- 
handelten Wirtschaften  die  Pachtgrundstücke  zum  größeren 
Teil    zu   den   seitens    der   Königlichen    Forstverwaltung   ver- 

f achteten  Ländereien  gehören.  Diese  sind  aber  wegen  ihrer 
«age  und  Bodenbeschaffenheit  den  übrigen  Pachtgrundstücken 
nicht  gleichwertig.  Ich  habe  mich  mit  Rücksicht  hierauf  für 
berechtigt  gehalten,  für  die  Pachtgrundstücke  einen  Geldwert 
von  durchschnittlich  nur  150  M.  pro  Morgen  einzusetzen. 

Über  den  Wert  der  übrigen  Kapitalien  (Gebäude, 
Inventar,  umlaufendes  Betriebskapital)  siehe  Anhang  I. 


^  Aus  den  Grundbuchakten  ermittelt. 
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3.  Die  (Dnf  BQdnerwirtschaften  Im  Vergleich  zoeinander. 

(Hierzu  die  Tabellen  IX  A,  B  und  C.) 

a)  Umfang  der  Betriebsmittel. 

(Tabelle  IX  A.) 

Von  den  gemäß  den  vorhergehenden  Erörterungen  be- 
rechneten Wirtschaften  gehören  die  von  U.  V.  und  W.  völlig 
selbständigen  Büdnern.  X.  ist  fast  selbständig,  d.  h.  er  arbeitet 
nur  selten  und  mehr  aus  Gefälligkeit  in  fremden  Wirtschaften 
mit.  Y.  befindet  sich  im  Übergangsstadium  von  der  Unselb- 
ständigkeit zur  Selbständigkeit.  Er  arbeitet  3—4  Wochen  und 
überdies  in  der  Erntezeit  außerhalb  seiner  Wirtschaft. 

Vergleicht  man  die  Wirtschaften  miteinander^ 
(siehe  A.  Ic.  der  Wirtschaftsberechnungstabelle,  Umfang  des 
Grund  und  Bodens),  so  findet  sich,  daß  die  vollselbständigen 
Büdner  40  Morgen  (10,3  ha)  und  mehr  bewirtschaften,  die  fast 
selbständigen  30  Morgen  (7,7  ha).  Von  da  ab  nach  unten  zu 
beginnt  allmählich  die  Unselbständigkeit,  insbesondere  von 
unter  4 — 5  ha  an. 

Der  Umfang  an  Acker-  und  an  Wiesenflächen  ist 
innerhalb  der  einzelnen  Wirtschaften  außer  bei  W.  ungefähr 
gleich.  X.  hat  etwas  mehr  Wiese  als  Acker,  W.  dagegen  "/s 
mehr  Acker  als  Wiese. 

Die  größte  Wirtschaft  mit  insgesamt  67  Morgen  (17,2  ha) 
besitzt  zwei  Pferde  und  vier  Kühe,  die  mit  52  und 
40  Morgen  (etwa  13  und  10  ha)  ein  Pferd  und  drei  Kühe,  die 
kleineren  von  30  Morgen  (7,7  ha)  und  darunter  nur  zwei 
Kühe.  Meist  kommt  durchschnittlich  auf  ungefUhr  15  Morgen 
(3,8  ha)  Land  oder  etwa  8  Morgen  (2,1  ha)  Wiese  eine  Kuh. 
Die  unselbständigen  Besitzer  haben  in*  den  meisten  Fällen  nur 
eine  Kuh. 

Die  Zahl  der  Schweine  beträgt  in  den  Wirtschaften  bis 
auf  30  Morgen  herab  zehn  oder  acht,  bei  den  kleineren  unselb- 
ständigen vier  bis  sechs. 

b)  Höhe  der  Erträge. 

(Tabelle  IX  B.) 

Den  Unterschieden  im  Bodenumfang  und  Viehbesitz  ent- 
spricht die  Verschiedenheit  in  Höhe  und  Verteilung  der  Bar- 
roherträge. Ein  Verkauf  von  Feldfrüchten  (Roggen,  Hafer, 
Heu)  findet  in  erheblichem  Maße  nur  bei  den  drei  größeren 
Wirtschaften  U.  V.  und  W.  (etwa  für  700  bis  400  M.)  statt, 
während  X.  nur  für  etwa  200  M.,  Y.  flir  etwa  70  M.  ver- 
kauft. Bei  V.  und  W.  überwiegen  im  Gegensatz  zu  U.  wegen 
der  geringeren  Pferdezahl  die  Erträge  des  verkauften  Heus 
die  der  übrigen  Früchte. 

Die  Erträge  aus  dem  Verkauf  von  Rindvieh  und  Kälbern, 
von  Schweinen  und  Eiern  sind  entsprechend  der  Zahl  der  ge- 
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haltenen  Kühe,  Schweine  und  Hühner  verschieden.  Dagegen 
sind  die  Erträge  aus  der  Milchwirtschaft  bei  den  vier  Wirt- 
schaften ü.  V.  W.  und  X,  ziemlich  gleich  (400—500  M. 
im  Jahr). 

Die  Pferdehaltung  liefert  nur  bei  der  größten  Wirtschaft 
einen  wesentlichen  Beitrag  zum  Oesamtrohertrag. 

aa)  Ein  Vergleich  der  berechneten  Wirtschaften  bezüglich 
des  Erlöses  aus  Verkauf  von  Feldfrüchten  und  aus  der  Vieh- 
haltung ergibt  Folgendes: 


U. 

V. 

W. 

X. 

Y. 

Moreenzahl    von    Acker    und 
wiesen 

67 

52.4 

40,5 

30,1 

19 

Erlös  aus    dem   Verkauf  von 
Feldfrüchten 

Erlös  aus  der  Viehhaltung.   . 

626,40 
1338.36 

709,20 
988,80 

Ji 

398,40 
809,50 

Ji 
240,00 
867,30 

Ji 

75,40 
482,50 

Zusammen  .  .   . 

1964,76 

1698,00 

1207,90 

1107,30 , 

557,90 

Berechnet  man  nun  die  Erträge  bei  den  einzelnen  Wirt- 
schaften auf  die  jedesmal  bewirtschaftete  Fläche  (Morgenzahl)^ 
von  der  sie  gewonnen  sind,  so  ergibt  sich,  daß  die  fünf  Wirt- 
schaften auf  1  Morgen  folgende  Erträge  erzielen: 


U. 

V. 

W. 

X. 

Y. 

Ji 

Ji 

Ji 

Ji 

Ji 

Erlös 

aus  Feldfrttchten   .   .   . 

9,3 

13,5 

9,8 

8,0 

4,0 

» 

„    der  Viehhaltung .   . 

20,0 

18,9 

20,0 

28,8 

25,4 

Zusammen 

29,3 

32,4 

29,8 

36,8 

29,4 

Der  Unterschied  der  Erträge  pro  Morgen  kann  auf 
mancherlei  Umständen  beruhen:  Unterschiede  in  der  Boden- 
beschaffenheit, Art  der  Bewirtschaftung,  insbesondere  Ge- 
schicklichkeit in  der  Betriebseinrichtung,  Fleiß  des  Besitzers 
und  seiner  Familie  bei  der  Bearbeitung  des  Bodens  und  bei  der 
Pflege  des  Viehs  bedingen  naturgemäß  Unterschiede  in  den 
Erträgen.  Was  die  Güte  des  Bodens  und  den  Fleiß  der 
Besitzer  anbetrifft,  so  sind  die  Beispiele,  wie  bereits  erwähnt, 
so  gewählt,  daß  diese  Verhältnisse  ziemlich  gleich  liegen.  Bei 
U.  ist  zwar  der  Boden  ein  wenig  besser,  bei  Y.  ein  wenig 
schlechter  als  bei  den  übrigen.  Im  allgemeinen  weichen  jedoch 
die  Fruchterträge  der  Äcker  und  Wiesen  an  Menge  nicht  er- 
heblich voneinander  ab.    Es  läßt  sich  vielmehr  nachweisen,  daß 
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der  Mehrerlös  bei  X.  darauf  beruht,  daß  er  die  geemteten 
Fruchte  statt  durch  direkten  Verkauf  hauptsächlich  durch  Ver- 
fütteruDg  an  das  Milchvieh  verwertet 

X.  erzielt  aus  dem  Verkauf  von  FeldfrUchten  pro  Morgen 
nur  8  M.,  also  etwa  2—5,50  M.  weniger,  dagegen  aus  der  Vieh- 
haltung etwa  8 — 10  M.  mehr  als  U.,  V.  und  W.  und  3,5  M.  pro 
Morgen  mehr  als  Y.  Jene  Differenz  läfit  sich  nicht  etwa  darauf 
zurückführen,  dafi  X.  von  den  geernteten  Früchten  eine  größere 
Menge  Vieh  ernährte.  Die  Zahl  der  Kühe  steht  bei  den  ersten 
vier  Besitzern  (U.,  V.,  W.  und  X.)  in  annähernd  gleichem 
Yerhältnis  zum  Boden  umfang,  wie  die  nachstehende 
Übersicht  zeigt: 


Bezeichnung 
der 

Zahl 

der 

Kühe 

Flächeninhalt 

Auf  1  Kuh  entfallen 

Wirtschaften 

Morgen 

ha 

Morgen 

ha 

ü. 
V. 
W. 
X. 
Y. 

4 
3 
3 
2 
2 

67,0 
52,4 
40,5 
30,1 
19,0 

17,2 
13,4 
10,4 

7,7 
4,9 

16,7 
17,5 
13,5 
15,0 
9,5 

4,3 
4,5 
3,5 

3,8 
2,4 

Zusammen 

14 

209,0 

53,6 

14,9 

3,8 

Bei  ü.  und  V.  filllt  nur  wenig  mehr,  bei  W,  sogar 
weniger  Land  auf  eine  Kuh  als  bei  X. 

Dasselbe  Resultat  ergibt  sich  bei  Betrachtung  des 
Umfangs  der  das  Hauptfutter  für  die  Kühe  liefernden  Wiesen, 
wie  folgende  Übersicht  zeigt: 


Wirtschafts- 
bezeichnung 

Zahl 

der 

Kühe 

Umfang  der  Wiesen 

Auf  1  Kuh  entfäUt 
an  Wiesen 

Morgen            ha 

Morgen 

ha 

ü. 

V. 

W. 

X. 

Y. 

4 
3 
3 
2 
2 

33               8,5 
25               6,4 
15               3,8 
17               4,4 
10        1       2,6 

8,2 
8,3 
5,0 
8,5 
5,0 

2.1 
2.1 
1,3 
2,2 
1.3 

Hier  steht  nur  W.  an  Wiesenland  hinter  X.  zurück. 
Dadurch  würde  sich  aber  nur  sein  Minderertrag  aus  der 
Viehhaltung,  nicht  auch  der  Mehr  ertrag  aus  dem  Verkauf 
von  Feldfrüchten  erklären  lassen. 

U.,  V.  und  W.  halten  zwar  verhältnismäßig  weniger 
Schweine  auf  ihrem  Land.     Es  fallen 

bei  U.  auf  67  Morgen  10  Schweine,   also  1  Schwein   auf 
6,7  Morgen, 
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bei  V.  auf  52,4  Morgen  9  Schweine,  also  1  Schwein  auf 

5,8  Morgen, 
bei  W.  auf  40,5  Morgen  9  Schweine,  also  1  Schwein  auf 

4,5  Morgen, 
bei    X.  jedoch  nur   auf  30,1   Morgen   8   Schweijie,   also* 

1  Schwein  auf  3,8  Morgen. 

Auch  hierdurch  läßt  sich  jedoch  ihr  Mehrverkauf  von 
FeldfrUchten  gegenüber  X.  nicht  erklären.  Denn  einmal  fällt 
die  Schweinehaltung,  besonders  in  den  ersten  Lebensmonaten^ 
weniger  unmittelbar  dem  Vorrat  an  geernteten  Feldfrüchten 
zur  Last  als  dem  M  i  1  c  h  ertrage.  Die  schwächere  Be- 
setzung der  Wirtschaft  mit  Schweinen  kann  deshalb  keinen 
großen  Einfluß  auf  das  Mehr  bei  den  Erträgen  aus  dem 
Früchteverkauf  haben.  Außerdem  wird  aber  der  geringere 
Verbrauch  der  Futterernte  durch  die  Schweine  bei  U.,  V 
und  W.  dem  X.  gegenüber  aufgewogen  durch  den  starken 
Futterbedarf  der  von  jenen  gehaltenen  Pferde.  Endlich  ist 
auch  die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Wirtschaften  von  den 
Wirtschaftserzeugnissen  ernährten  Menschen  verhältnismäßig 
nicht  so  verschieden,  daß  die  Unterschiede  in  ihrem  Bedarf 
z.  B.  an  Brotroggen  allein  die  Unterschiede  im  Erlöse  von  ver- 
kauften Feldfrüchten  erklären  könnte.  Wenn  daher  U.  V.  und 
W.  bei  gleichen  Ernten  trotzdem  verhältnismäßig  mehr 
Feldfrüchte  als  X.  verkaufen,  so  kann  dies  nicht 
daran  liegen,  daß  sie  verhältnismäßig  weniger 
Vieh  halten,  sondern  nur  daran,  daß  sie  ihr  Vieh 
schwächer  füttern  als  X.  Dies  wird  fUr  das  Milchvieh 
durch  die  folgenden  Zahlen  bestätigt^.  Sie  geben  über  den 
Milchertrag,  insgesamt  und  für  eine  Ruh,  sowie  über  den  Fett- 
gehalt der  Milch  nach  Hundertteilen  im  Durchschnitt  von 
3  Jahren  (1904—1906)  Auskunft. 

(Siehe  Tabelle  S.  94.) 

Wie  die  Spalten  12,  13  und  14  zeigen,  ist  der  Milchertrag 
einer  Kuh  bei  X.  bedeutend  höher  als  bei  den  übrigen,  nämlich 
2778  kg  gegenüber  1883,  2249  und  1962  kg  jährlich  bei  U., 
V.  und  W.  Selbst  wenn  man  berücksichtigt,  daß  X.  seine 
Kühe  nicht  selber  aufzieht,  also  niemals  eine  jüngere  Kuh  mit 
geringerem  Milchertrage  im  Stalle  hat,  ist  doch  der  Unterschied 
gegenüber  U.,  V.  und  W.  zu  groß,  als  daß  er  sich  allein  auf 
diesen  Umstand  zurückführen  ließe.  Der  Mehrverkauf  von 
Feldfrüchten  bei  U.,  V.  und  W.  kann  jedenfalls  hierdurch  keine 
Erklärung  finden.  Auch  der  Milchfettgehalt  (Spalte  12)  ist  bei 
X.  höher,    nämlich  3,15  ^/o  gegenüber  2,90,   3,03  und  2,99 ^/o. 

Die    Mehrwerte    an   Milchmenge    und    -fettgehalt   bei    X. 
bilden   offenbar  einen   Beweis   dafür,   daß   er   sein  Milchvieh 


Nach  den  Büchern  der  Genossenschaftsmolkerei  berechnet. 
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stärker  füttert  als  die  anderen.  U.,  V.  und  W.  füttern  dagegen 
nicht  80  stark,  sondern  verkaufen  mehr  Feldfrüchte 
als  X. 

Die  Folge  hiervon  ist,  daß  X.  aus  der  Milchwirtschaft  be- 
deutend höheren  Erlös  zieht  als  U.,  V.  und  W. 

Dasselbe  gilt  für  den  Erlös  aus  der  Schweinehaltung.  Auch 
hier  sind   bei  X.   die  Erträge   verhältnismäßig   höher   als   bei 

1'enen.  Der  hohe  Milchertrag  befähigt  ihn,  bei  geringerem 
jandumfang  fast  ebensoviel  Schweine  zu  halten  und  sie 
mindestens  ebensolange  Zeit  (5  Monate)  zu  füttern  als  U.,  V. 
und  W. 

Jahresdurchschnitt   der  Milch-  und  Schweineerträge. 


Bezeich- 
nung 

Hektar- 
zahl 

Morgen- 
zahl 

Ertrag  der  Milch- 
wirtschaft 

Ertrag  der 
Schweinehaltung 

der 
Wirt- 
schaften 

Durch- 
schnitts- 
Ertrag 
pro  Jahr 

Derselbe 
auf  1  ha 
berechnet 

Derselbe 
auf  1  Mg. 
berechnet 

Durch- 
schnitts- 

Ertrae 
pro  Jaubr 

Derselbe 

auf 
1  Morgen 
bereclmet 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

ü. 
V. 
W. 
X. 

17,2 

13,4 

10,4 

7,7 

67,0 
52,4 
40,5 
30,1 

493,70 
469,80 
404,10 
460,30 

28,7 
35,2 
38,9 
59,8 

7,37 

8,97 

9,98 

15,29 

350 
340 
2^0 
295 

5,22 
6,49 
6,17 
9,80 

Zus. 

48,7 

190,0 

1827,90 

37,5 

9,62 

1235 

6,50 

Die  Folge  dieser  höheren  Erträge  aus  der  Milch-  und 
Schweine  Wirtschaft  bei  X.  zeigen  eich  bei  den  Gesamtroh- 
erträgen. Da  der  Erlös  aus  der  Vieh  Wirtschaft  überall  den 
größeren  Teil  des  Gesamtrohertrages  ausmacht,  ist  auch  hier 
X.  den  übrigen  überlegen,  wenn  man  die  betreffenden  Beträge 
im  Verhältnis  zur  bewirtschafteten  Fläche  betrachtet.  Wie 
oben  gezeigt  ist,  beträgt  der  Rohertrag  pro  Morgen 


bei   U.  29,3 

M., 

,     V.  32,4 

n 

,    W.  29,8 

n 

,     X.  36,8 

n 

U.,  dessen  Ertrag  aus  der  Milchwirtschaft  bei  vier  Kühen 
besonders  gering  ist  (siehe  S.  94  und  95),  bleibt  nur  dadurch 
nicht  allzusehr  hinter  den  übrigen  zurück,  daß  er  auch  aus 
der  Pferdezucht  einen  nicht  unerheblichen  Gewinn  zieht. 

Im  übrigen  zeigen  jene  Zahlen,  daß  in  Schlalach 
derjenige  Büdner  die  höchsten  Roherträge  erzielt, 
der  seine  Ernte  mehr  durch  Verfüttern  an  das 
Vieh  als  durch  direkten  Verkauf  verwertet. 


96 


134. 


bb)   Vergleich  der  Reinerträge  (Tabelle  IX C). 

Dasselbe  Resultat  ergibt  sich,  wenn  man  die  Reinerträge, 
d.  b.  die  Erträge  nach  Abzug  der  Betriebskosten,  mit 
einander  vergleicht  Ermittelt  man  sie  nach  den  früher  er- 
örterten Qrundsätzen,  und  berechnet  man  sie  auf  1  ha,  so 
erhält  man  folgende  Zahlen: 


ü. 

V. 

W. 

X. 

Y. 

ha 
Flächeninhalt      ,, 

Mg. 

17,2 
67,0 

13,4 
52,4 

10,4 
40,5 

7,7 
30,1 

4.9 
19,0 

Reinertrag 

609,31 

626,66 

361,46 

427,60 

170,49 

1  pro  ha 
Reinertrag  < 

\  pro  Mg. 

35,4 

46,77 

34,75 

55,53 

34,84 

9,09 

11,96 

8,92 

14,21 

8,97 

Mit   den   Wirtschaftswerten   verglichen   und   in   Huudert- 
teilen   von  diesen   ausgedrückt   ergeben   sich  folgende  Werte: 


Bezeichnung  der  Wirt- 
schaften 

ü. 

V. 

W. 

X. 

Y. 

Wirtschaftswert 

34567,00 

22936,00 

20890,00 

11898,00 

10261,00 

Reinertrag 

Reinertrag    in     Hundertteilen 
vom  Wirtschaftswert    .   .   . 

609,31 
1,76 

626,66 
2,73 

361,46 
1,73 

427,60 
3,59 

170,49 
1,66 

Auch  hiernach  übertrifft  X.  die  übrigen.  Während  X. 
55,53  Mk.  pro  Hektar  Reinertrag  erzielt,  haben  die  übrigen 
nur  etwa  34,84  bis  höchstens  46,77  M.  Und  während  bei  X. 
der  Reinertrag  ungefähr  S^U  vom  Hundert  des  Wirtschafts- 
wertes beträgt,  erzielen  die  übrigen  höchstens  2,7  Prozent."  Dies 
für  X.  günstige  Ergebnis  wird  nicht  etwa  dadurch  hervor- 
gerufen, daß  er  wesentlich  geringere  Betriebskosten  hat  Die 
Betriebskosten  (Tab.  IX  C,  Pos.  13  und  17)  betragen  bei  den 
Einzelnen  ungefkhr: 

bei   U.     79    M.    pro  Hektar, 


u. 

79 

V. 

92 

w. 

99 

X. 

101 

Y. 

104 

Die  Kosten  sind  also  gerade  bei  kleineren 
Besitzern  wie  X.  verhältnismäßig  höher  als  beiden 
größeren.  Wenn  X.  trotzdem  höhere  Reinerträge  erzielt,  so 
liegt  das  hauptsächlich  an  dem  auf  seine  Betriebseinrichtung 
zurückzuführenden    höheren   Betrage   der   Barroherträge. 
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Nächst  X.  hat  V.  den  höchsten  Reinertrag.  Bei  ihm  ist 
diese  Höhe  einmal  durch  die  Höhe  des  Barrohertrages,  dann 
aber  auch  durch  die  geringe  Höhe  der  Betriebskosten  ver- 
ursacht. Die  Höhe  des  Barrohertrages  beruht  auch  bei  ihm, 
wie  bei  X.,  zum  Teil  auf  dem  Ertrage  der  Milchwirtschaft,  wie 
die  Zahlen  S.  94  und  95  beweisen.  Die  übrigen  würden  eben- 
falls höhere  Roh-  und  Reinerträge  erzielen,  wenn  sie  ihre  Ernte 
mehr  durch  Verfütterung  an  das  Milchvieh  als  durch  Verkauf 
verwerteten.  Es  fragt  sich,  unter  welchen  Umständen 
jene  günstigen  Wirtschaftserfolge  auch  bei  anderen 
Büdnerwirtschaften  möglich  sind.  Für  die  Beant- 
wortung dieser  Frage  ist  das  Verhältnis  der  in  der  Familie 
des.  Büdners  zur  Verfügung  stehenden  Arbeitskräfte  zum  Um- 
fange der  Wirtschaft  von  Wichtigkeit. 

e)  Yerhältnls  yon  Familiengrofie  zum  Wirtschaftsnmfang. 

(Tabelle  IX  A.) 

Je  größer  der  Umfang  einer  Wirtschaft  und  der  dazu 
gehörigen  Felder  ist,  desto  mehr  Arbeitskräfte  erfordert  natur- 
gemäß ihre  Besorgung,  insbesondere  die  Bestellung  des  Ackers 
und  die  Pflege  des  Viehs. 

Folgende  Zahlen  veranschaulichen  das  Verhältnis  von 
Arbeitskräften  zum  Umfang  der  bewirtschafteten  Felder: 


ü. 

V. 

W. 

X, 

Y. 

Flächeninhalt 1 3^* 

17,2 
67,0 

13,4 
52,4 

10,4 
40,5 

7,7 
80,1 

4,9 
19,0 

Arbeitskräfte 

3,0 

3,25 

3,0 

2,0 

1,9 

Auf  eine  Arbeitskraft  entfallen  <  |^^ 

5,7 
22,33 

4,1 
16,12 

3,5 

13,50 

3,8 
15,05 

2,6 

10,0 

Berechnet  man  dieselben  Arbeitskräfte  auf  den  Umfang 
des  Ackers,  dessen  Bestellung  die  meiste  Arbeit  beansprucht, 
so  ergibt  sich  Folgendes: 


U. 

V. 

W.    j    X. 

i 

Y. 

Flächeninhalt  des  Ackers  .   .  |  ^l^ 

8,7 
34,0 

7,0 
27,4 

6,5 
25,50 

3,3 
13,1 

2,3 
9,0 

Arbeitskräfte 

3,0. 

3,25 

3,0 

2,0 

1,9 

Auf  eine  Arbeitskraft  entfallen  |  w^ 

2,9 
11,33 

2,2 

8,43 

2,2 

8,50 

1,7 
6,55 

1,2 
4,74 

Die  letzten  Horizontalspalten  ergeben  deutlich,  daß  bei 
U.  bei  weitem  mehr  Land  auf  eine  menschliche  Arbeitskraft 
entfällt,   als  bei  den  Übrigen.     Während  in  den  Wirtschaften 
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V,,  W.,  X.  und  Y.  höchstens  16  Morgen  Land  oder  8Vi  Morgen 
Acker  auf  einen  Menschen  kommen,  muß  bei  U.  ein  Mensch 
über  22  Morgen  Land  und  über  11  Morgen  Acker  bearbeiten. 
In  der  Tat  ist  U.  und  seine  Familie  mit  Arbeit  überlastet, 
obwohl  er  an  etwa  15  Tagen  im  Jahr  einen  Tagelöhner  zu 
Hilfe  nimmt.  Dies  zeigt  schon  ein  Vergleich  mit  den  Kossäten- 
wirtschaften in  Schlalach,  von  denen  die  meisten  nicht  viel 
mehr  Land  umfassen  als  U.  besitzt  und  die  trotzdem  stets 
mindestens  mit  einem  Knecht  und  einer  Magd  aufier  dem 
Besitzer-Ehepaar  arbeiten,  so  daß  sich  hier  in  fast  dieselbe 
Arbeit  vier  Personen  teilen.  Die  größere  Anzahl  an  Pferden 
(zwei)  beschleunigt  zwar  bei  U.  die  Feldarbeit,  entzieht  aber 
bei  der  Hofarbeit  der  Pflege  des  übrigen  Viehs  Zeit.  Und 
so  sind  U.  und  seine  Angehörigen  den  ganzen  Tag  über 
angestrengt  beschäftigt,  zeitweise  und  nicht  selten  von  morgens 
2  Uhr  bis  abends  9  Uhr.  U.  könnte  deshalb,  selbst 
wenn  er  es  wollte,  seinen  Viehbestand  nicht  ver- 
größern, um  hierdurch  seinen  Ernteertrag  besser  zu  ver- 
werten. Die  Feldarbeit  läßt  ihm  gerade  so  viel  Zeit  übrig, 
den  gegenwärtigen  Viehbestand  von  vier  Kühen  nebst  Kälbern 
und  Färsen  und  etwa  zehn  Schweinen  notdürftig  zu  besorgen. 
Schon  jetzt  ist  es  ihm  nicht  möglich,  seinen  im  Verhältnis 
zu  den  andern  Büdnern  auffallend  geringen  Milchertrag  zu  ver- 
mehren. An  eine  Vergrößerung  des  Viehbestandes  ist  daher  bei 
dem  Umfang  seines  Acker-  und  Wiesenbesitzes  nicht  zu  denken. 

Büdnerwirtschaften  von  dem  Umfange  des  U.  bedürfen 
demnach  einer  größeren  Anzahl  von  menschlichen  Arbeits- 
kräften. Die  Beschäftigung  einer  Oesiudeperson  (Knecht  oder 
Magd)  würde  jedoch  wegen  der  Höhe  des  Lohns  die  Rentabilität 
bedeutend  herabdrücken.  Der  Vorteil,  den  die  Büdnerwirt- 
schaften gerade  durch  das  Fehlen  von  gemieteten  Arbeitern 
besitzen,  würde  zum  größten  Teil  verloren  gehen.  Aus  diesem 
Grunde  wäre  daher  nur  an  eine  Vermehrung  der  Arbeits- 
kräfte durch  Vergrößerung  der  Familie  zu  denken,  wie  sie  im 
vorliegenden  Fall  bei  U.  in  absehbarer  Zeit  durch  Verheiratung 
des  noch  militärpflichtigen  Sohnes  zu  erwarten  steht.  In- 
zwischen würde  aber  die  Arbeitskraft  des  gegenwärtigen  Be- 
sitzers und  seiner  Ehefrau  durch  Alter  gemindert  sein  und  so 
eine  wesentliche  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  auch  dadurch 
nicht  dauernd  bewirkt  werden. 

In  den  etwas  kleineren  Wirtschaften  V.  und  W.  sind 
gegenwärtig  vier  erwachsene  Familienmitglieder  vor- 
handen. Bei  beiden  widmen  aber  zwei  Personen  (bei  V.  Vater 
und  Mutter  des  Besitzers,  bei  W.  der  Besitzer  und  seine 
Tochter)  nicht  ihre  volle  Arbeitskraft  der  Wirtschaft  Bei  V. 
sind  nur  etwa  anderthalbe  männliche  und  zwei  weibliche,  bei 
W.  etwa  eine  männliche  und  zwei  weibliche  Arbeitskräfte  zu 
rechnen.     In   beiden  Fällen   würde   der  Wegfall   einer  Person 
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•durch  Tod  oder  Verheiratung  zur  Folge  haben^  dafi  die  Zurück- 
bleibenden,  wie  bei  U.,  nicht  mehr  oder  nur  durch  Über- 
anstrengung imstande  wären,  die  Wirtschaftskräfte  voll  aus- 
zunutzen. Denn  dann  würden  auf  wenig  mehr  als  zwei 
Arbeitskräfte  52  und  40  Morgen  oder  auf  je  eine  menschliche 
Arbeitskraft  mindestens  20  und  18  Morgen  kommen. 

Zwar  bleiben  bisweilen  beim  Übergang  einer  Büdner- 
wirtschaft auf  den  Sohn  von  dessen  Geschwistern  ein  oder 
mehrere  in  der  Wirtschaft.  Sie  erhalten  dann,  wie  früher 
erwähnt,  einen  Lohn  von  120 — 150  M.  von  dem  Besitzer. 
Ein  solches  Verhältnis  kann  aber  nie  von  Dauer  sein,  da 
die  Betreffenden  jede  Gelegenheit  benutzen,  um,  z.  B.  durch 
Einheiraten  in  eine  andere  Wirtschaft,  aus  jenem  Dienst- 
verhältnis herauszukommen  und  selbständig  zu  werden.  In 
solchen  Wirtschaften,  die  mit  ihrem  Umfange  auf  eine  größere 
Zahl  von  mitarbeitenden  Familienangehörigen  eingerichtet  sind, 
schwankt  also  das  Verhältnis  von  Wirtschaftsumfang 
zur  Zahl  der  menschlichen  Arbeitskräfte  fort- 
während. Diesem  Schwanken  könnte  durch  Verringerung 
des  Pachtlandes  und  des  Viehbestandes  Rechnung  getragen 
werden.  Offenbar  würden  aber  derartige  Änderungen  des 
Wirtschaftsumfanges  stets  mit  Verlusten  verknüpft  sein,  die 
den  Besitzer  bei  der  Kleinheit  der  Wirtschaft  empfindlich 
schädigen  würden. 

Daher  kann  jeder  Büdner  im  günstigsten  Falle 
dauernd  höchstens  mit  soviel  mitarbeitenden 
Familienmitgliedern  rechnen,  daß  ungefähr  drei 
volle  Arbeitskräfte  vorhanden  sind.  Außer  ihm  und 
seiner  Ehefrau  können  entweder  die  Eltern  oder  im  höheren  Alter 
eins  von  den  erwachsenen  Kindern  mit  Sicherheit  aU  volle 
Arbeitskraft  zur  Verfügung  stehen.  Ein  zeitweiliges  Mehr 
an  Arbeitskräften  würde  dann  einer  intensiveren  Feldbestellung 
und  besseren  Viehpflege  zugute  kommen ;  ein  vorübergehendes 
Weniger  an  Arbeitskräften  könnte  durch  Verstärkung  der 
Arbeit  oder  durch  Hilfe  von  Kinderarbeit  annähernd  aus- 
geglichen werden. 

Die  Größe  solcher  Wirtschaften  müßte  sich  nach  der  Zahl 
derjenigen  Arbeitskräfte  richten,  mit  der  dauernd  gerechnet 
werden  kann.  Da  die  früheren  Berechnungen  (S.  97)  darauf 
schließen  lassen,  daß  in  Schlalach  bei  größeren  Büdnerwirt- 
schaften im  Durchschnitt  16 — 17  Morgen  (4,1 — 4,4  ha)  Acker 
und  Wiese,  oder  9  Morgen  (2,3  ha)  Acker  für  eine  Person 
genügen,  so  dürften  solche  auf  drei  Personen  ein- 
gerichtete Wirtschaften  höchstens  einen  Umfang 
von  48 — 51  Morgen  (12,3 — 13,1  ha)  oder  einen  Besitz 
von  etwa  27  Morgen  (6,9  ha)  Acker  haben. 

Ein  wenig  anders  liegen  die  Verhältnisse  bei  denjenigen 
Wirtschaften,    die    in    ihrem    Umfang    auf  zwei    arbeitende 
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Personen  eingerichtet  sind.  Denn  hier  ist  die  Gefahr,  daß  die 
Zahl  der  Familienmitglieder  unter  den  Bedarf  an  Arbeits- 
kräften hinabsinkt,  weniger  groß.  Deshalb  ist  der  Betrieb  hier 
gleichmäßiger. 

Bei  der  Wirtschaft  des  X.  (13  Morgen  Äcker)  wird  die 
Arbeitskraft  von  zwei  Personen  (einer  männlichen  und  einer 
weiblichen)  nicht  voll  ausgenutzt,  denn  X.  ist,  wenn  auch  nur 
selten,  in  der  Lage,  noch  in  fremden  Wirtschaften  zu  helfen. 
Bei  einem  Besitz  von  15  Morgen  (3,8  ha)  Acker  würde  er 
dagegen  voll  beschäftigt  sein.  Der  Umfang  von  Wirtschaften, 
die  auf  zwei  Personen  eingerichtet  sind,  könnte  daher  in 
Schlalach  ungefähr  32—35  Morgen  (8,2—8,9  ha)  Acker  und 
Wiese  zusammen  betragen. 

Der  Bestand  an  Milchkühen  ist  gegenwärtig  in  solchen 
Wirtschaften  drei  bezw.  zwei  Kühe.  Durch  Einschränkung  dea 
Verkaufs  von  Feldfrüchten  könnte  er  wahrscheinlich  überall 
auf  vier  und  drei  gesteigert  werden,  wie  das  Beispiel  des  X. 
zeigt,  der  in  neuester  Zeit  seinen  Bestand  von  zwei  Kühen 
auf  drei  vermehrt  hat. 

Die  Benutzung  eines  Pferdes  bringt  möglicherweise  größeren 
Büdner  wirtschaften  durch  schnellere,  bequemere  und  gründ- 
lichere Ackerarbeit  und  durch  Schonung  des  Milchviehs  Vorteile. 
Das  Beispiel  des  X.,  der  die  Kühe  als  Zugvieh  benutzt,  zeigt 
jedoch,  daß  die  Höhe  der  Erträge  hiervon  wenig  abhängig  ist. 

Am  ungünstigsten  ist  die  Lage  bei  Wirtschaften  in  dem  Um- 
fange wie  bei  Y  (ungefähr  20  Morgen  oder  5  ha).  Da  hier  die 
Barerträge  bedeutend  geringer  als  bei  den  Übrigen  sind,  tritt 
häufig  nach  schlechten  Jahren  der  Fall  ein,  daß  der  Besitzer  nicht 
imstande  ist,  das  Pachtgeld  aufzubringen.  Die  Folge  davon 
ist  eine  Verringerung  und  somit  ein  fortwährendes  Schwanken 
des  Felderumfanges.  Es  kann  deshalb  hier  kein  Reinertrag 
als  Durchschnitt  von  mehreren  Jahren  berechnet  werden. 
Die  in  der  Wirtschaftsberechnung  bei  Y  eingesetzten  Zahlen 
stellen  daher  nur  Ergebnisse  dar,  wie  sie  sich  vielleicht  im 
günstigsten  Falle  durchschnittlich  bei  derartigen  Wirt- 
schaften erzielen  lassen.  Die  im  Verhältnis  zu  den  Erträgen 
hohen  Betriebskosten  bewirken,  daß  trotzdem  die  Reinerträge 
gering  sind.  Dazu  kommt,  daß  ein  großer  Teil  dieser  Kosten 
sich  nicht  oder  nur  wenig  nach  dem  Umfange  der  bewirt- 
schafteten Acker-  und  Wiesenfiächen  richtet  und  deshalb 
dauernd  den  Haushalt  belastet,  auch  wenn  in  einem  Jahr 
weniger  Pachtland  vorhanden  ist,  so  z.  B.  die  Gebäude- 
und  Mobiliarabnutzungskosten,  Versicherungsbeiträge,  Ab- 
gaben u.  a.  m. 

Hiernach  ergibt  sich,  daß  in  Schlalach  die  Büdner- 
wirtschaften im  Umfange  von  etwa  50  Morgen 
(12,8  ha)  die  höchsten  Reinerträge  dauernd  erzielen 
können.    Bei  den  Büdnern  mit  etwa  34  Morgen  (8,7  ha)  ist 
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zwar  durch  den  Familienbestand  ebenfalls  das  dauernde 
Vorbandensein  von  genügend  menschlichen  Arbeitskräften  und 
dadurch  von  relativ  hohen  Reinerträgen  gesichert.  Die  geringe 
Höhe  des  Einkommens,  hervorgerufen  durch  die  geringe 
absolute  Höhe  des  Reinertrages,  läßt  aber,  wie  wir  später 
sehen  werden,  Wirtschaften  von  derartigem  Umfange  nicht 
als  dauernde,  sondern  nur  als  Übergangsgebilde  zu  umfang- 
reicheren Wirtschaften  möglich  und  wünschenswert  erscheinen. 

4.  Tergleicb  mit  grOBeren  Wirtschaften  im  Dorfs. 

a)  yergleich  der  Milcherträge. 

Die  folgende  Übersicht  ermöglicht  einen  Vergleich  der 
Milcherträge  bei  den  Bauern,  Kossäten  und  Btldnern  von 
Schlalach  im  Jahre  1906,  soweit  sie  der  Molkereigenossenschaft 
angehören : 


Zahl 

Milchmenge 

kg 

Fettgehalt 

o/o 

Barerlös 

1 

2                  3 

'     4 

5 

Bauern 

Kossäten 

Büdner 

3 
15 
47 

75  724 
154842 
297  721 

8,10 
3,06 
3.26 

5  819,82 
11  506,75 
22  691,27 

Zusammen 

-^ 

528287 

— 

40  017,84 

Von  der  Gesamtmilchlieferung  des  Dorfes  stammt  ungefähr 
*/?  von  drei  Bauern-,  ^/s  von  15  Kossäten-  und  der  Rest,  etwas 
über  die  Hälfte,  von  47  Büdnerwirtschaften.  Wie  Spalte  4 
zeigt,  ist  der  Prozentsatz  des  Milchfettgehaltes  bei  den  Büd- 
nern durchschnittlich  am  höchsten,  bei  den  Kossäten  am 
niedrigsten.  Dies  hängt  zum  Teil  mit  dem  {größeren  Wiesen- 
bestand zusammen,  der  den  Büdnern  als  Pachtland  zur  Ver- 
fügung steht,  zum  Teil  auch  damit,  daß  ein  Teil  der  Büdner 
•die  Milchkühe  stets  kauft,  während  die  Bauern  und  Kossäten  ihre 
Kühe  selber  aufziehen,  so  daß  sie  zuweilen  eine  oder  mehrere 
junge   Kühe   mit  schlechterem  Milchertrage  im  Stalle   haben. 

Im  Verhältnis  zum  Umfange  der  bewirtschafteten  Fläche 
ist  zwar  der  Milchertrag  bei  den  Bauern  und  Kossäten  höher 
als  bei  den  Büdnern.  Denn  die  drei  in  der  Molkereigenossen- 
schaft befindlichen  Bauern  besitzen  141,(3  ha,  wovon  Vo  auf  Wald 
zu  rechnen  ist,  so  daß  etwa  125  ha  Acker  und  Wiese  übrig- 
bleiben. Die  15  Kossäten  besitzen  bei  einer  gleichen  Berechnung 
€twa  288  ha,  die  47  Büdner,  unter  Hinzurechnung  des  Besitzes 
in  auswärtigen  Gemarkungen  und  des  Pachtlandes  ungefkhr 
650  ha.  Berechnet  man  die  Milchmenge  des  Jahres  190G  aut 
diese  Flächen,  so  ergeben  sich  folgende  Zahlen: 
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Flächen- 
inhalt 

ha 


Gelieferte 
Milch 

kg 


Milchmenge 
pro  ha 

kS 


Bauern  . 
Kossäten 
Büdner  . 


125 

288 
650 


75  724 
154842 
297  721 


6053 
537,6 

458,0 


Hiernach  erzielen  also  zwar  die  Bauern  und  Kossäten  von 
ihrem  Lande  mehr  Milch  als  die  Büdner.  Dies  liegt  aber  nur 
daran,  daß  bei  den  Büdnern  der  ganze  Flächeninhalt  der  von 
der  Königlichen  Forst  verpachteten  Ländereien  hinzugerechnet 
ist.  Diese  sind  aber  wegen  ihrer  zum  Teil  geringen  Er- 
giebigkeit und  ihrer  weiten  Entfernung  vom  Dorfe  den  übrigen 
Flächen  nicht  gleichwertig.  Sie  verdanken  ihre  Ausnutzung^ 
nur  der  von  den  Büdnern  betriebenen  Parzellenwirtschaft. 
Würde  man  die  von  diesem  Gebiet  auf  die  Büdner  fallenden 
Äcker  und  Wiesen  wegen  ihres  Minderwertes  mit  nur  etwa 
^/s  ihres  Flächeninhalts  anrechnen ,  so  würde  die  von  den 
Büdnern  pro  ha  gelieferte  Milchmenge  ungefllhr  der  von  den 
Bauern  und  Kossäten  gelieferten  gleichkommen. 

Einen  genaueren  Vergleich  der  Milcherträge  ermöglichei> 
folgende  als  Durchschnitt  der  drei  Jahre  1904 — 1900  berechneten 
Zahlen  des  Milchertrages  von  drei  einzelnen  Wirtschaften.  Von 
]eder  Gruppe  (Bauern,  Kossäten  und  Büdner)  sind  hierbei  di& 
besten  Wirtschaften  im  Dorfe  gewählt. 

Vergleich  der  Milcherträge  in  den  Jahren  1904 — 1906- 
bei     einer    Bauern-,    einer    Kossäten-    und    einer 

Büdnerwirtschaft. 


CO 


Bauern- 
Wirt- 
schaft 


Kossäten 
Wirt- 
schaft 


Büdner- 

wirt- 
Bchaft  X. 


1 


6 


1. 

2. 
3. 
4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 
11. 


Flächeninhalt  (Acker,  Wiese  u. 

Weide) 

Zahl  der  Kühe 

Anf  eine  Kuh  kommen  .  .  .  . 
Durchschnittlicher  Milchertrag 

in  einem  Jahr 

Durchschnittlicher  Fettgehalt 

der  Milch 

Durchschnittlicher  Barerlös  in 

einem  Jahr 

Jährl.  Durchschnittsmilchertrag 

einer  Ruh 

Eine  Kuh   liefert  durchs chnittl. 

täglich  an  310  Tagen  im  Jahr 
Auf  eine  Kuh  entfällt  vom  Bar- 
erlös   

Vom  Milchertrag  entfällt  auf  1  ha 
Vom  Barerlös  enteilt  auf  1  ha 


ha 
ha 

kg 
Vo 
Ji 

kg 
kg 


kg 
kg 


40 

12 

3,3 

33  251 

3,08 

2385,42 

2771 

8,9 

198,78 
831,3 
59,64 


18 

5 

3,6 

11199 

3,05 

789,86 

2240 

7,2 

157,97 
622,2 
43,88 


7,7 
2 

33 

6231 

3,15 

460,29 

3115 

9,9 

230,15 
809,2 
58,48 
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Hierbei  ergibt  sich  nun,  daß  die  BüdnerwirtBcbaft  X. 
verhältnismäßig  mehr  Milch  liefert  als  die  Bauern-  und 
Eossätengüter.  Dasselbe  geht  aus  der  folgenden  Übersicht 
hervor,  in  der  dieselbe  Büdnerwirtschaft  (X),  eine  zweite  Büdner- 
wirtschaft (V.)  und  ein  anderes  Bauerngut  bezüglich  des  Milch- 
ertrages vom  Jahre  1906  miteinander  verglichen  sind. 

Vergleich    der    Milcherträge    im    Jahre    1906    bei 
einer  Bauern-  und  zwei  Büdnerwirtschaften. 


'S 

Pu 
CO 


Bauern- 

wirt- 

Bchaft 


Badner- 
wirt- 
schaft X. 


Bbdner- 

wirt- 
schaft  V. 


1. 

2. 
3. 
4. 

5. 

6. 

7. 
8. 

9. 

10. 

11. 


Flächeninhalt    (Acker,    Wiese, 
Weide) 

Wiesen-  und  W^eidenumfang.   . 

Zahl  der  Kühe 

Auf  eine  Kuh  entfallen  (Acker, 
Wiese  und  Weide) 

Auf  eine  Kuh  entfallen  an  Wiese 
und  Weide) 

Milchertrag 

Durchschnitts- Fettgehalt    .   .  . 

Durchschnitts-Milchertrag  einer 
Kuh 

Eine  Kuh  lieferte  durchschnittl. 
täglich  an  810  Tagen  im  Jahr 

Vom    Milchertrag    entfällt    auf 
1  ha  Acker,  Wiese  u.  Weide 

Vom    Milchertrag    entfällt    auf 
1  ha  Wiese  und  Weide     . 


ha 


ha 


kg 
o/o 

kg 


41 
21 
12 

3,4 

1,75 

25179 

3,07 

2098 


7,1 

4,4 

2 

3,8 

2,2 

6467 

3,11 

3233 


6.77     i     10,42 

I 

I 
614,1     I    839,9 


1199 


Ji 

1872,15 

n 

156,01 

n 

45,66 

» 

89,15 

1469,7 


13,4 
6,4 
3 

4,5 

2,1 

8213 

3,09 

2738 

8,83 

612,9 

1283,3 


12. 

13. 

14. 
15. 


Barerlös 


Auf  eine  Kuh  entfällt  vom  Bar- 
erlös   

Vom  Barerlös  entfällt  auf  t  ha 
(Acker,  Wiese  und  Weide) . 

Vom  Barerlös  entfällt  auf  1  ha 
Wiese  und  Weide 


498,60 

249,30 

64,75 


113,32 


586,83 

195,61 

43,79 

91,69 

Die  größere  Anzahl  von  Büdnern  kann  jedoch,  wie 
uns  die  Beispiele  ü.,  V.,  W.  und  Y.  gezeigt  haben,  nicht  Milch- 
erträge in  derselben  Höhe  wie  die  hier  zum  Vergleich  heran- 
gezogene Büdnerwirtschaft  X.,  aufweisen.  Aus  diesem  Grunde 
bestehen  zwischen  den  Milcherträgen  bei  den  Büdner-,  Kossäten- 
und  Bauernwirtschaften,  was  die  Menge  anbetrifft,  im  Durch- 
schnitt keine  grofien   Unterschiede. 
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b)  Tergleieh  der  Oesamtrohertrage. 

Dasselbe  Resultat  ergibt  sich  bei  Vergleichung  der  Er- 
träge, die  durch  Verkauf  von  Wirtschaftserzeugnissen 
aller  Art  gewonnen  werden  (Barroherträge).  Sie  betragen 
nämlich  für  eine  Bauernwirtschaft  mit  ungefähr  41  Hektaren  oder 
160  Morgen  Acker,  Wiese  und  Weide  (nach  einer  sich  über 
9  Jahre  erstreckenden  Buchführung)  durchschnittlich  5556  M. 
pro  Jahr,  bei  einer  Kossäten  Wirtschaft  von  etwa  18  Hektaren  oder 
70  Morgen  Acker  und  Wiese  (nach  Angabe  des  Besitzers) 
etwa  2050  M.  pro  Jahr.  Diese  Betrüge  enthalten  den  Erlös 
aus  dem  Verkauf  von  Feldfrüchten,  Milch,  Vieh  (Kühen, 
Kälbern,  Schweinen)  und  den  Erlös  aus  der  Oeflügelhaltung, 
also  den  Wert  derjenigen  Erzeugnisse,  die  aus  der  Wirtschaft 
herausgehen  und  auf  den  Markt  kommen. 

Eine  Zusammenstellung  dieser  Barroherträge  mit  Jen  der 
Büdnerwirtschaftea  U.,  V.,  W.,  X.  und  Y.  (vergl.  Tabelle  IX  B) 
und  ihre  Berechnung  auf  den  Hektar  ergibt  folgende  Zahlen : 


1. 

Bauern- 
wirtschaft 

Kossäten- 
wirtschaft 

Büdnerwirtschaften 

ü. 

V. 

W.          X. 

Y. 

2. 

Flächeninhalt 

ha 
41 

ha 

18 

ha 
17,2 

ha 
13,4 

ha 
10,4 

ha 

7,7 

ha 
4,9 

3. 
4. 

Barrohertrag . 
Barrohertrag 
pro  ha.   .   . 

5556,00 
135,51 

2300,00 
114,23 

Ji 

1964,76 

127,78 

Ji 
1698,00 

126,72 

Ji 
1207,90 

116,14 

Ji 
1107,30 

143,81 

Ji 
557,90 

113,86 

Aus  der  Horizontalspalte  4  ersieht  man,  daß  nur  der 
Büdner  mit  den  höchsten  Erträgen  (X.)  auch  die  Bauerwirt- 
schaft an  verkauften  Erzeugnissen  übertrifft,  daß  jedoch  im 
übrigen  die  Büdner  verhältnismäßig  weniger  als  der  Bauer 
und  ungefähr  ebensoviel  wie  der  Kossät  verkaufen. 

Diese  Zahlen  lassen  jedoch  nicht  ohne  weiteres  einen 
Vergleich  zu,  da  sie  nur  das  Verhältnis  der  bewirtschafteten 
Fläche  zu  den  verkauften  Produkten  angeben,  die  von  den 
in  der  Wirtschaft  beschäftigten  Personen  verzehrten  Produkte 
aber  unberücksichtigt  lassen. 

Zählt  man  zu  den  vier  Büdner  wirtschaften  U.,  V.,  W. 
und  X.  noch  eine  in  der  Größe  der  Wirtschaft  des  V.  hinzu, 
so  würden  diese  fünf  ungefähr  ebensoviel  Acker  und  Wiese 
umfassen,  wie  die  Bauern-  und  Kossätenwirtschaft  zusammen- 
genommen, nämlich  jene  62,1  ha,  diese  59  ha.  Dann  würde 
auf  einem  Gebiet  von  annähernd  gleichem  Umfange  der 
Bar-Rohertrag  der  Bauern-  und  Kossätenwirtschaft  ein  wenig 
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höher  als  der  der  fünf  Büdner  sein^  nämh'ch  7856  M. 
gegenüber  7791,90  M.  Auf  derselben  Fläche  würden  aber 
außerdem  bei  dem  Bauern  und  dem  Kossäten  fünf  Familien- 
angehörige und  neun  Knechte  und  Mägde,  zusammen  14  Er- 
wachsene ernährt  werden,  während  bei  den  fUnf  Büdnern  von 
den  Erträgen  leben  würden: 

beiU.  =    3, 

„    V.  (2  mal)  =    8  und  2  Kinder, 

W  =4 

„    X. =    2  und  1  Kind, 

also  =  17  Erwachsene  und  3  Kinder, 

die  etwa  zusammen  gleich  18  erwachsenen  Personen  gerechnet 
werden  können.  Bei  den  Büdnerwirtschaften  würden 
also  auf  einer  Fläche  von  gleichem  Umfange  vier 
Erwachsene  mehr  als  bei  den  Bauernwirtschaften 
ernährt  werden. 

Da  bei  den  hier  gewählten  Beispielen  die  Bauern-  und  die 
Kossätenwirtschaft  zu  den  am  besten  geführten  im  Dorfe 
gehören,  so  hätte  sich  das  Ertragsverhäitnis  noch  mehr  zugunsten 
der  Büdner  verschoben,  wenn  von  ihnen  ebenfalls  nur  die 
am  vorteilhaftesten  wirtschaftenden  Büdner,  etwa  V. 
und  X.,  in  die  vergleichende  Berechnung  eingesetzt  wären. 
Immerhin  zeigt  sich  jedoch,  daß  die  Unterschiede  in  den 
Roherträgen  zwischen  den  Bauern-,  Kossäten- und  Büdner- 
wirtschaften in  Schlalach  nicht  sehr  erheblich  sind,  zumal 
wenn  man  berücksichtigt,  daß  die  Büdner  im  Durchschnitt 
besseren  Boden  besitzen  als  die  Bauern.  (Vgl.  S.  53.)  An- 
scheinend werden  die  Vorteile,  die  die  Büdner  gegenüber  den 
Bauern  durch  die  Möglichkeit  haben,  den  Boden  sorgfältiger 
bearbeiten  zu  können,  durch  verschiedene  Nachteile  auf- 
gewogen. Unter  diesen  Nachteilen  wirken  vielleicht  am 
stärksten  die  zerstreute  Lage  und  der  geringe  Umfang  der  ein- 
zelnen Parzellen.  Die  Zersplitterung  des  Besitzes  gibt  zu 
unnützen  und  zeitraubenden  Wegen  Veranlassung.  Die  kleinen 
Parzellen  hindern  oder  erschweren  die  Anwendung  von  Ma- 
schinen (Säe-,  Mähmaschinen),  die  den  Bauern  bei  ihren 
größeren  Ackerstücken  nicht  unmöglich  ist. 

e)   Yergleleh  der  Reinerträge. 

Anders  steht  es  bei  den  Reinerträgen.  Für  einen 
Vergleich  der  Reinerträge,  also  der  Roherträge  abzüglich  der 
Betriebskosten,  konnten  die  erforderlichen  Unterlagen  nur  bei 
einer  Bauern  Wirtschaft  aus  der  Buchführung  ermittelt  werden. 
Aus  ihr  ließ  sich  ein  Reinertrag  von  ungefähr  durchschnittlich 
2600  M.  pro  Jahr  berechnen.  Vergleicht  man  ihn  mit  den 
früher  berechneten  Reinerträgen  der  Büdner  (Tab.  IX  C),  so 
ergibt  sich: 
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Bauem- 

wirt- 

.Bchaft 

Büdnerwirtschaften 

^ 

ü. 

1 
V. 

W. 

X. 

Y. 

Flächeninhalt 

ha 
41 

ha 
17,2 

ha 
13,4 

ha 
10,4 

ha 

7,7 

ha 
4,9 

Reinertrag 

Reinertrag  pro  Hektar   . 

Ji 

2600 
64,6 

Ji 

609,31 

34,5 

Ji 

626,66 

46,8 

Ji 
361,46 
34,7 

Ji 

427,60 
55,5 

Ji 

170,4» 

34,8 

Diese  Bauernwirtschaft  hat  also  einen  höheren  Reinertrag 
als  die  meisten  Büdner,  nämlich  64,6  M.  gegenüber  rund  35, 
47  oder  56  M.  pro  Hektar.  Nur  der  Büdner  mit  den  höchsten 
Reinerträgen  (X.)  kommt  ihm  näher.  Allerdings  ist  bei  der 
Bauern  Wirtschaft  unberücksichtigt  geblieben,  daß  zu  ihr  aufier 
den  aufgeführten  41  Hektar  etwa  noch  5  Hektar  oder  20  Morgen 
Wald  gehören,  der  den  Reinertrag  insofern  beeinflufit,  als  er 
für  Reparaturen  und  Heizung  Holz  liefert  und  dadurch  die 
Kosten  verringert. 

Vergleicht  man  deshalb  das  Verhältnis  der  Reinerträge  zu 
dem  Gesamtwerte  der  Wirtschaften,  so  ergeben  sich  folgende 
Zahlen : 


Bauer 

Büdner 

U. 

V. 

W. 

X. 

Y. 

Wert  der  Wirtschaft 

Ji 
85000,00 

Ji 
34567,00 

Ji 
22936,00 

Ji 

20890,00 

Ji 
11898,00 

Jk 
10261,00 

Reinertrag 

Derselbe  in  Hundert- 
teilen    vom     Wirt- 
schaftswert   .... 

2600,00 

o/o 
3.06 

609,31 

o/o 
1,76 

626,66 

o/o 
2,73 

361,46 

o/o 
1,73 

427,60 

o/o 
3,59 

170,4» 

o/o 
1,66 

Hier  ist  ebenfalls  nur  X.  dem  Bauern  überlegen,  von  den 
übrigen  kommt  ihm  V.  nahe,  die  übrigen  bleiben  er- 
heblich hinter  ihm  zurück. 

Da  die  Differenz  der  Roherträge,  wie  wir  gesehen 
haben,  nicht  so  groß  war,  muß  die  Ursache  für  die  geringeren 
Reinerträge  bei  den  meisten  Büdnern  in  ihren  höheren 
Betriebskosten  liegen.  Zunächst  erwachsen  ihnen  ver- 
hältnismäßig höhere  Kosten  durch  die  Unterhaltung,  Amorti- 
sation und  Versicherung  der  Mobilien  und  Gebäude.  Besonder» 
die  kleineren  Büdner  können  ihre  Wirtschaftsgebäude  und 
Geräte  nicht  so  gut  ausnutzen  wie  die  Bauern.  Hauptsächlich 
sind  es  aber  die  Arbeits  kosten,  die  trotz  des  geringer  an- 
genommenen Bar- Arbeitswertes  den  Reinertrag  bei  den  Büdner- 
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wirtschaften  hinabdrücken.  Wie  die  folgenden  Zahlen  zeigen 
(Spalte  4  und  6),  kommen  bei  dem  Bauern  von  dem  bewirt- 
schafteten Acker,  der  ja  die  Hauptarbeit  beansprucht,  auf  je 
1  Hektar  (Knecht,  Magd)  0,25  rersonen,  bei  den  Büdnern 
mindestens  0,34  Personen,  und  je  kleiner  die  Wirtschaften 
desto  mehr,  bei  den  kleinsten  tlber  0,6  Arbeitskräfte.  Bei  dem 
Bauer  hat  eine  Person  4  Hektar  Acker  zu  bewirtschaften,  bei 
den  Büdnern  nur  2,9  bis  1,2  Hektar. 


« 

Bauern- 
wirtschaft 

Badnerwirtschaften 

ü. 

V. 

W. 

X.        Y. 

1. 

Zahl  der  Arbeiter  .   . 

5 

3 

3,25 

3 

2 

1,9 

2. 
3. 

Bewirtschaftete  Acker- 
fläche   

Bewirtschaftete  Ge- 
samtfläche  

ha 

n 

20 
41 

8,7 
17,2 

7,0 
13,4 

6,5 
10,4 

3,3 

2,3 
4,9 

4. 
5. 

Auf  1  Hektar  Acker 
kommen  Arbeiter    . 

Auf  1  Hektar  der  Ge- 
samtfläche   kommen 
Arbeiter 

0,25 
0,12 

0,34 
0,17 

0,46 
0,24 

0,46 
0,29 

0,61 
0,26 

0,83 
0,39 

6. 
7. 

Auf  1  Arbeiter  kommt 
von    der    Acker- 
fläche  

Auf  1  Arbeiter  kommt 
von  der  Gesamtfläche 

ha 

4 

8,02 

2,9 

5,7 

2,2 
4,1 

2,2 
3,5 

1,7 
3,9 

1,2 
2,6 

Wenn  auch  der  Arbeitswert  ausschließlich  der  Be- 
köstigung bei  den  Büdnern  nicht  so  hoch  ist,  wie  der  bar 
gezahlte  Arbeitslohn  bei  den  Bauern,  so  ist  doch  der  Wert  der 
auf  eine  Person  entfallenden  Beköstigung  in  beiden 
Fällen  ziemlich  gleich.  Er  belastet  daher  die  Büdnerwirt- 
schaften wegen  der  verhältnismäßig  größeren  Menge  von 
Arbeitern  stärker  als  die  Bauernwirtschaft.  Die  größere  Menge 
von  Arbeitskräften  ermöglicht  zwar  eine  intensivere  Bearbeitung 
des  Bodens  und,  trotz  der  Nachteile  der  Parzellenwirtschaft,, 
annähernd  die  gleichen  Roherträge  wie  bei  dem  Bauer.  Sie 
erhöht  aber  auch  die  Betriebskosten  derartig,  daß  dadurch  die 
Reinerträge  mehr  als  bei  den  Bauern  herabgedrückt  werden. 

Nur  die  Büdner,  bei  denen  im  Verhältnis  zum  Wirtschafts- 
umfang  genügend  menschliche  Arbeitskräfte  vorhanden  sind,^ 
und  bei  denen  zugleich  die  Erträge  aus  der  Milchverwertung  eine 
größere  Höhe  erreichen  (V.  und  X.),  haben  annähernd  gleiche 
oder  höhere  Reinerträge  als  die  Bauernwirtschaft.  Diejenigen 
Büdner  dagegen,  bei  denen  das  Mißverhältnis  von  Arbeitskräften 
zum  Wirtschaftsumfang  eine  günstige  Verwertung  der  Peld- 
produkte  mit  Hilfe  der  Viehhaltung  nicht  ermöglicht,  oder 
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bei  denen  Arbeitskräfte  und  Gebäudewert  im  Verhältnis  zum 
Wirtschaftsumfang  und  dadurch  die  gesamten  Betriebskosten  zu 
hoch  sind,  müssen  sich  mit  einer  äußerst  geringen  Verzinsung 
ihres  in  dem  landwirtschaftlichen  Betriebe  steckenden  Kapitals 
(Wirtschaftswertes)  begnügen. 

d)  Höhe  der  BeinertrSge.    Gründe  fllr  die  niedrige 
Terzinsnng  des  Wirtsehaftskapitals. 


Die  Reinerträge  betragen  bei: 

der  Bauern  Wirtschaft: 
„    Büdnerwirtschaft:  U. 

V 

w 

Y 


2600,00  M. 
609,31  „ 
626,66  „ 
361,46  „ 
427,60  „ 
170,49    „ 

Diese  Beträge  stellen  die  Verzinsung  für  Boden-, 
Gebäude-,  Inventar-  und  umlaufendes  Betriebs- 
kapital dar.  Umgekehrt  müßte  ihre  Kapitalisierung  unter 
Zugrundelegung  einer  normalen  Verzinsung  dem  normalen 
Wert  der  in  den  Wirtschaften  steckenden  Kapitalien  entsprechen. 

Nun  ist  in  der  Landwirtschaft  eine  Verzinsung  von  Boden- 
und  Gebäudekapital  zu  3  Prozent  als  eine  be- 
scheidene Rente  anzusehen^.  Da  man  für  Verzinsung 
des  stehenden  (Inventars)  und  umlaufenden  Betriebskapitals 
«inen  höheren  Prozentsatz  als  für  das  übrige  Kapital  rechnen 
kann,  würde  eine  Verzinsung  zu  SVa  vom  Hundert  des  ge- 
samten Wirtschaftskapitals  eine  sehr  mäßige  sein.  Kapitali- 
siert man  unter  Zugrundelegung  dieses  niedrigen  Prozentsatzes 
die  oben  ermittelten  Reinerträge  (durch  Multiplikation  mit  28,57), 
so  ergeben  sich  folgende  Wirtschaftswerte: 


Büdner 


W. 


X. 


Y. 


Wirtschaftswert  bei 
Kapitalisierung  der 
Reinerträge .... 

Wirtschaftswert  nach 
den  Preisen  er- 
mittelt   


VTV 


Ji 


74282,00117407,99  17903,68' 10326,91 

; 

85000,00  34667,00'22936,00  20890,00 


I 


.S 


12216,53'  4870,90 


11898,00il0261,00 


Zum  Vergleiche  sind  darunter  die  Beträge  für  die  Werte 
gesetzt,  die  in  den  Wirtschaften  bei  ihrer  Errichtung  und  Ver- 
größerung tatsächlich  angelegt  sind,   oder  die  sie  unter  Ein- 


^  Vgl.  V.  d.  Goltz,  Taxationslehre  S.  505. 
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setKung  der  in  dieser  Gegend  üblichen  Preise  haben  würden. 
Hiernach  erreicht  die  Kapitalisierung  der  Reinerträge  selbst  bei 
Annahme  eines  so  geringen  Prozentsatzes  von  3V2  ^/o  den  gegen- 
wärtigen Geldwert  nur  in  einem  Falle,  nämlich  bei  X.  Bei  den 
übrigen,  vor  allem  auch  bei  dem  Bauer,  bleibt  sie  unter  dem 
geschätzten  Geldwert.  Mit  anderen  Worten:  die  Erträge  sind 
so  gering,  daß  sie  nicht  einmal  an  eine  sehr  kleine  Verzinsung 
der  angelegten  Kapitalien  heranreichen. 

Der  Geldwert  besteht  bei  allen  Wirtschaften  hauptsächlich 
in  dem  Werte  des  Grund  und  Bodens,  also  der  Äcker 
und  W^iesen.  Er  ist  in  Schlalach  durch  die  Konkurrenz 
der  Büdner  aufiergewöhnlich  in  die  Höhe  getrieben.  Selbst 
wenn  man  aber  diesem  Umstände  Rechnung  tragen  und  die 
Werte  dieser  Feldgrundstücke  soweit  herunter  setzen  würde, 
daß  die  Wirtschaftswerte  den  soeben  ermittelten,  durch 
Kapitalisierung  der  Reinerträge  berechneten  Werten  entsprächen, 
so  ergäbe  sich  doch  auch  dann  in  Schlalach  nur 
die  geringe  Verzinsung  von  SVa^/o  vom  Werte 
der  gesamten   Wirtschaft. 

Die  Ursachen  für  diese  geringe  Verzinsung  sind  zum 
Teil  in  den  früher  erörterten  Umständen  zu  suchen,  die 
die  Gestaltung  des  W^irtschaftsbetriebes  beeinflußt  haben: 
Die  Ungunst  der  Verkehrslage,  die  nur  in  einem 
Betriebszweige,  nämlich  dem  der  Milch-  und  Butterproduktion, 
hat  überwunden  werden  können,  die  Parzellenwirtschaft, 
die  verstreute  Lage,  der  geringe  Umfang  der  Feld- 
grundstücke und  der  Gesamtwirtschaft  mit  ihren 
Folgen  in  der  Höhe  der  Betriebskosten  und  der  Beschränkung 
der  Fleischproduktion  (Schweinemast);  endlich  die  Zusammen- 
setzung des  Bodens,  dessen  Reichtum  an  Wiesen  zwar 
die  Milchviehhaltung  möglich  macht,  dessen  meist  stark  sand- 
haltige  und  trockene  Beschaffenheit  jedoch  eine  Ausdehnung 
dieses  ertragsreichen  Betriebszweiges  durch  Anbau  von  Futter- 
pflanzen (Klee)  nur  in  geringem  Maße  zuläßt  und  dazu  zwingt, 
einen  Teil  der  Wirtschaft  auf  die  Erzeugung  von  Getreide- 
früchten zu  richten,  deren  Preise  bisher  die  Reinerträge  wenig 
günstig  beeinflußt  haben.  Zum  großen  Teil  liegt  aber  die 
geringe  Höhe  der  Verzinsung  auch  daran,  daß  die  Besitzer 
in  der  Bearbeitung  des  Bodens,  der  richtigen  Auswahl 
der  Dünge-  und  Futtermittel,  sowie  in  der  übrigen  Betriebs- 
einrichtung vielfach  hinter  den  Fortschritten,  die  sich  in 
dieser  Beziehung  in  anderen  Gegenden  zeigen,  zurückgeblieben 
sind.  Säe-,  Hack-  und  Mähmaschinen  finden  sich  im  Dorfe 
selten.  Wiesendüngung  und  künstlicher  Dung  wird  erst  seit 
etwa  15  Jahren  angewendet,  und  zwar  wird  überall  nur  ein 
beliebiges  Gemisch  von  Thomasschlacke  und  Kalisalz  ohne 
Rücksicht  auf  die  Bodenzusammensetzung  benutzt.  Infolge- 
dessen trägt  der  beste  Roggenboden  nur  etwa  11  Scheffel  bei 
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1  Scheffel  Aussaat.  Von  der  Futteremte  wird  häufig  Heu  ver- 
kauft und  statt  dessen  Körnerfrucht  zur  Fütterung  des  Milch- 
viehs verwendet  u.  a.  m. 

Da  größere  Guter  in  der  ganzen  Umgegend 
fehlen,  sind  die  Bauern  und  Kossäten  die  Einzigen,  die  den 
Büdnern  als  Vorbild  für  Neuerungen  und  Verbesserungen 
dienen  können.  Auch  sie  stehen  aber  meist  allen  Neuerungen 
zweifelnd  und  mißtrauisch  gegenüber.  Nur  einzelne  sind  zu 
Versuchen  geneigt.  So  sind  noch  heute  von  den  sechs  Bauern 
drei,  von  den  Büdnern  und  Kossäten  eine  größere  Zahl  der 
Molkereigenossenschaft  trotz  ihrer  offenbaren  Vorteile  nicht  bei- 
getreten. Da  aber  den  Büdner  nur  an  Beispielen  sichtbar 
werdende  Erfolge  zur  Nachahmung  veranlassen,  bleibt  er  bei 
seiner  alten  Betriebsweise,  und  so  erklärt  sich  die  geringe 
Höhe  der  Reinerträge  und  die  geringe  Verzinsung  der  in  der 
Wirtschaft  angelegten  Kapitalien. 


€.   Das  Einkommen  der  Büdner  (Pachtzinsen, 

Verschnldung). 

I.   Zusammensetzung:  des  Einkommens. 

(Siehe  hierzu  Tabelle  X.) 

Während  der  Reinertrag  einer  Wirtschaft  durch  ihre 
Erträge  nach  Abzug  der  zu  ihrem  Betriebe  notwendigen  Kosten 
dargestellt  wird,  also  das  Objekt  der  Wirtschaft  als  Be- 
ziehungspunkt der  Berechnung  dient,  versteht  man  unter  Ein- 
kommen alle  Werte,  die  der  Person  des  Wirtschafts- 
besitzers und  seiner  Familie  regelmäßig  zufließen,  —  nach 
Abzug  der  Werte,  die  seiner  Person  regelmäßig  entzogen 
werden. 

1.  Zunächst  gehört,  also  zum  Einkommen  einer 
Person  an  sich  der  Reinertrag  der  von  ihr  betriebenen  Wirt- 
schaft.  (Vgl.  Preuß.  Einkommensteuergesetz  vom      '    — .  ^q.w> 

§§  8,  12  Abs.  4.)  Während  aber  bei  der  Berechnung  des 
Reinertrages  der  Wert  der  von  dem  Besitzer  und  seiner 
Familie  geleisteten  Arbeit  und  die  Beköstigung  einschließlich 
der  Behausung  ( Wohn-Schlafstelle ,  Heizung,  Licht  usw.)  als 
notwendige  Betriebskosten  aufgefaßt  und  deshalb  abgerechnet 
werden  mußton,  müssen  hier  diese  Werte  den  Büdnern  als 
Einkommen  zugerechnet  werden.  Der  Geldwert  der  Arbeit 
kann  nicht  wie  beim  Reinertrag  als  Betriebskosten  vom  Ein- 
kommen abgerechnet  werden,  da  er  keine  persönliche  Aus- 
gabe bildet,  nicht  bar  bezahlt  zu  werden  braucht.  Allerdings 
kann  er  auch  nicht  zum  Einkommen  hinzugerechnet  werden 
und  dies  erhöhen ,   da  er  keine  bare  Einnahme  der  Person 
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bildet,  sondern  nur  in  dem  (bereits  anderwärts  berücksichtigten) 
Erlöse  aus  dem  Roherträge  dem  Besitzer  zufliefit^.  Er  mufi 
vielmehr  gänzlich  unberücksichtigt  bleiben. 

Legt  man  daher  der  Ermittelung  des  Einkommens  die 
Berechnung  des  Reinertrages  zugrunde,  so  müssen  die  ein- 
gesetzten Werte  für  Arbeitswert,  Beköstigung,  Behausung  und 
sonstige  Ausgaben  der  mitarbeitenden  Familienmitglieder  bei 
den  Betriebskosten  abgezogen,  d.  h.  der  Reinertragssumme 
wieder  zugezählt  werden*.  (§  8,  IIL  2.  des  Einkommen- 
steuergesetzes.) Nur  in  den  Fällen,  wo  der  Arbeitswert  in 
Lohn  bar  an  Tagelöhner  und  Familienangehörige  ausgezahlt 
wird,  mufi  er  als  Betriebskosten  angesehen  und  bei  der  Ein- 
kommensberechnung des  Besitzers  als  Ausgabe  berücksichtigt 
werden,  denn  dann  gehört  er  zum  Einkommen  desjenigen,  dem 
der  Lohn  zufließt.  Ferner  müssen  sämtliche  andere  Ausgaben, 
die  als  Betriebskosten  der  Person  des  Besitzers  und  seiner 
Familie  zugute  gekommen  sind,  dem  Einkommen  zugezählt 
werden.  Hierhin  gehören  die  unter  ,, sonstige  Ausgaben"  für 
Arzt,  Hausschlächter  usw.  zusammengefaßten  Beträge  (Pos.  10 
der  Wirtschaftsberechnungen),  sowie  auch  wenigstens  ein  Teil 
der  Barausgaben  für  das  Brennholz,  d.  h.  soweit  es  nicht  für 
Betriebszwecke  außerhalb  der  Menschenarbeit  wie  z.  B.  zum 
Kochen  von  Viehfutter  und  dergl.  verwendet  wird. 

Endlich  gehören  zum  Einkommen  noch  die  Werte  der  von 
den  nicht  für  die  Wirtschaft  tätigen  Haushaltungsmitgliedern 
verzehrten  Wirtschaftserzeugnisse.  (Einkommensteuergesetz  §  8, 
III.  2.)  Sie  sind  aber  bereits  in  den  Reinertragsberechnungen 
hinzugezählt.     (Siehe  Pos.  14,  15.) 

2.  Ebenso  wie  beim  Reinertrage  wird  dagegen  das  Ein- 
kommen durch  die  übrigen  Betriebskosten  verringert,  näm- 
lich durch  die  Aufwendungen,  die  den  Betriebsmitteln  außer 
den  Personen  regelmäßig  zufließen,  also  z.  B.  die  Abnutzungs- 
quoten, Versicherungsbeiträge,  Kurkosten,  angekaufte  Futter-, 
Dung-  und  Saatmittel  usw.  (Vgl.  Einkommensteuergesetz  §  8,  I.) 

3.  Während  die  Pachtzinsen  bei  Ermittelung  des 
Reinertrages  unberücksichtigt  bleiben  mußten,  da  sie  ja  nicht 
Kosten  des  Betriebes,  sondern  Aufwendungen  für  Beschaffung 
eines  Teiles  der  Wirtschafts s u b s t a n z  darstellen,  die  sich 
erst  aus  dem  Reinertrag  bezahlt  machen  sollen,  müssen  sie  für 
die  Berechnung  des  Einkommens  in  Abzug  gebracht  werden. 
Denn  das,  was  der  Person  an  Werten  zufließt,  wird  ja  hierbei 
um  den  Betrag  der  Pachtzinsen  verringert  (Einkommensteuer- 
gesetz §  12,  Abs.  6). 

'  Vgl.  Entscheid,  d.  Oberverwalt.-Ger.  i.  Staats-Steuersachen,  Bd.  IV, 
8  123,  110,  Bd.  VII,  S.  46  f.  Ebenso  ürt.  XII  a  113  bei  Fuisting,  Bd.  I, 
S.  203,  Anm.  zu  §  12. 

'  Vgl.  aber  Entscheid,  d.  Oberverw.-Gerichts  in  Staatssteuers,  vom 
8.  Febr.  1895,  Bd.  IV. 
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Die  Höhe  des  Pachtzinses  ist  nur  fbr  die  von  der  König- 
lichen Forstverwaltung  verpachteten  Grundstücke  mäfiig,  näm- 
lich 6,20  M.  pro  Morgen.  Er  ist  hier  zum  Teil  mit  Rücksicht 
auf  den  Wilaschaden,  auf  dessen  Ersatz  die  Pächter  vertrag* 
lieh  Verzicht  leisten  müssen,  so  niedrig  bemessen.  Für  die 
von  dem  Pfarr-,  Kirchen-  und  Schulbesitz  verpachteten  Grund- 
stücke ist  er  dagegen  außerordentlich  hoch.  Dies  erklärt  sich 
aus  der  Konkurrenz  der  Büdner  bei  den  durch  Meist- 
gebot erfolgenden  Parzellenverpachtungen.  Zu  dem  hierdurch 
verursachten  gegenseitigen  Steigern  der  Preise  werden  die 
Büdner  teils  durch  das  Bestreben ,  ihre  Wirtschaft  zu  ver- 
größern, teils  durch  die  Gefahr  drohender  Verluste  beim 
Wegfall  von  Pachtland,  das  bisher  zur  Wirtschaft  gehört  hat^ 
veranlaßt.  Denn  der  Viehbestand  ist  bei  dem  beträchtlichen  Um- 
fang des  Pachtlandes  innerhalb  der  Wirtschaften  häufig  von 
dessen  Erträgen  abhängig.  Eine  plötzliche  Verminderung  der 
Futtererträge  würde  auch  eine  Verringerung  des  Viehbestandes 
zur  Folge  haben  müssen.  Dabei  würden  aber  wegen  des  auf 
größeren  Viehbestand  eingerichteten  Umfangs  der  übrigen 
Wirtschaftsmittel  (Gebäude,  Inventar)  größere  Verluste  un- 
vermeidlich sein.  Die  Pachtpreise  betragen  daher  20 — 30  M. 
für  den  Morgen  (80 — 120  M.  pro  Hektar)  und  darüber.  (Die 
Einzelheiten  über  die  Höhe  der  Pachtzinsen  bei  den  berechneten 
Wirtschaften  siehe  im  Anhange  IV.) 

4  Endlich  müssen  zum  Einkommen  des  Büdners  alle  die 
Geldwerte  hinzugerechnet  oder  von  ihm  abgezogen  werden,  die 
ihm  aus  anderen  Quellen  außer  der  Landwirtschaft  zufließen 
oder  ihm  entzogen  werden.  Zum  Einkommen  gehören  daher 
Zinsen,  die  er  etwa  als  Gläubiger  empfängt.  Ob  dieser  Fall 
bei  den  Büdnern  häufiger  vorkommt,  konnte  nicht  festgestellt 
werden.  Bei  den  hier  berechneten  Wirtschaften  ist  diese  Ein- 
nahmequelle nicht  berücksichtigt. 

Dagegen  gibt  es  wenige  Büdner,  die  nicht 
verschuldet   sind. 

Die  Verscbaldung  der  Bfldner. 

(Tabelle  XI.) 

Unbedingt  zuverlässige  Zahlen  über  die  Verschuldung  sind 
sehr  schwierig  zu  ermitteln.  Selbst  die  Einkommensteuerlisten 
geben  sehr  häutig  die  Höhe  der  Verschuldung  unrichtig  wieder^ 
obwohl  man  annehmen  könnte,  daß  es  im  Interesse  der  Ein- 
geschätzten liegen  müßte,  durch  Angabe  der  abzugsfilhigen 
Schuldzinsen  die  Steuerlast  zu  mindern.  Wiederholt  stellte 
sich  jedoch  heraus,  daß  die  Besitzer  in  dem  Bc^streben,  ihre 
wirtschaftliche  Lage  anderen  Personen  gegenüber  möglichst 
günstig  erscheinen  zu  lassen,  bei  der  Steuerveranlagung  größere 
Schuldsummen  verschwiegen  hatten. 
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Als  ungleich  zuverlässiger  erwiesen  sich  die  Eintragungen 
über  die  hypothekarische  Verschuldung  in  den  Grund- 
buchakten.  Die  Zahlen  der  beigefügten  Tabelle  über  die  Ver- 
schuldung von  49  Büdnern  beziehen  sich  daher  nur  auf  die 
hypothekarische  Verschuldung.  Zwar  enthalten  auch  die 
Grundbuchakten  falsche  Angaben  in  den  Fällen,  wo  der  Be- 
sitzer alte,  bereits  abgetragene  Hjpothekenschulden  zu  löschen 
unterlassen  hatte.  Deshalb  sind  nur  die  Hypotheken  berück- 
sichtigt, deren  Bestehen  durch  Eintragung  oder  Zession  in 
neuerer  Zeit  bewiesen  oder  wahrscheinlich  war.  Die  trotzdem 
unvermeidlichen  Fehler  sind  so  selten,  daß  das  Ergebnis  im 
ganzen  dadurch  nicht  beeinflußt  sein  kann.  Den  Hypotheken, 
die  hier  mit  Unrecht  als  bestehend  angenommen  sind,  stehen 
andere  Schuldsummen  gegenüber,  die  weder  eingetragen  sind 
noch  in  den  Steuerlisten  stehen.  Der  Fehler  würde  also  auch 
dadurch  in  einigen  Fällen  ausgeglichen  sein. 

In  der  Verschuldungstabelle  sind  nur  die  Büdner 
berücksichtigt ,  bei  denen  die  Landwirtschaft  allein 
oder  doch  hauptsächlich  die  Erwerbstätigkeit  bildet.  Es  sind 
also  diejenigen  nicht  aufgeführt,  die  einen  nur  ganz  unbedeuten- 
den Grundbesitz  haben,  da  diese  zum  Teil  derartig  verschuldet 
sind,  dafi  sie  die  Durchschnittsverschuldung  hätten  zu  hoch 
erscheinen  lassen.  Ferner  sind  die  Büdner  weggelassen,  die 
ihren  Hauptverdienst  aus  anderen  Tätigkeiten,  als  Handwerker, 
Handelsleute,  Gastwirte,  Milchkutscher  usw.  ziehen. 

Die  Büdner  sind  mit  ihrem  gesamten  Eigentum  an 
Grundbesitz  und  allen  Hypotheken  aufgezählt,  auch  wenn 
diese  nicht  auf  ihren  sämtlichen  Grundstücken,  sondern  nur 
auf  einen  oder  einigen  Teilstücken  ruhen.  Denn  in  allen 
Fällen  trifft  ja  rechtlich  den  Besitzer  die  ganze  persönliche 
Schuldhaftung  für  alle  dingliche  Schulden.  Und  dies  gilt  vor 
.allem  auch  wirtschaftlich,  d.  h.  der  Besitzer  muß  die  Schuld- 
zinsen von  dem  Ertrage  seiner  ganzen  Wirtschaft  aufbringen. 

Der  Zinssatz  beträgt  meist  4,  in  wenigen  Fällen  4V9  und 
noch  seltener  5  vom  Hundert. 

Die  Tabelle  zeigt  nun,  daß  die  Verschuldung  bei 
den  Büdnern  ziemlich  bedeutend  ist.  Im  ganzen 
ruhen  auf  etwa  293  ha  171 840  M.  Hypothekenschulden,  oder 
durchschnittlich  586,48  M.  auf  dem  Hektar.  Die  Verschuldung 
steigt  in  einem  Falle  über  2000  M.  pro  Hektar  (No.  28). 
Unverschuldet  sind  nur  vier  von  den  untersuchten  49 
Wirtschaften. 

Auf  eine  Wirtschaft  entfallen  durchschnittlich  3506,94  M. 
Schulden.  Vergleicht  man  diese  Belastung  mit  den  Angaben 
über  die  „ländliche  Verschuldung  für  Personen  mit  Haupt- 
erwerb  aus  Land-  und  Forstwirtschaft  im  Jahre  1902''^,   und 


>  Preufi.  Statistik  Bd.  191,  1905,  Teil  I,  S.  158. 
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zwar  für  die]enigen  Besitzungen,  welche  nach  Umfang  und 
Reinertrag  dem  Durchschnitt  der  hier  betrachteten  ungefkhr 
gleichkommen  (9  ha  und  60 — 90  M.  Grundsteuerreinertrag), 
80  zeigt  sich  Folgendes: 

Verschuldung  der  ländlichen  Wirtschaften  mit 
60 — 90   Mk.    Grundsteuerreinertrag  im    Kreise 

Zauch-Belzig. 


Grundsteuer- 
Reinertrag 

Ein- 
kommens- 
größen 

Grund- 
besitz- 
durch- 
Bchnitt 

ha 

Rein- 

ertraes- 

durch- 

schnitt 

Schulden- 
durch- 
schnitt 

Ji 

60-90 

bis  900 
900    1500 

8,8 
9,1 

73 

74 

1734 
2027 

Summa 

bis  6000 

9,0 

74 

1799 

Während  die  Verschuldung  solcher  Wirtschaften  im  Kreise 
durchschnittlich  nur  1799  M.  beträgt,  erreicht  sie  hier  bei 
den  Büdnern  in  Schlalach  3506,94  M.,  also  fast  eine  doppelte 
Summe.  Allerdings  ist  in  beiden  Fällen  nur  das  Eigentum 
an  Grundbesitz  betrachtet,  der  die  Schuld  mittragende  Pacht- 
besitz dagegen  unberücksichtigt  geblieben.  Er  ist  in  Schlalach, 
wie  wir  früher  gesehen  haben,  sehr  umfangreich.  Da  aber 
zugleich  die  Pachtzinsen  sehr  hoch  sind,  die  Hauptlast  also 
doch  auf  dem  Eigentum  ruht,  ist  die  wirtschaftliche  Lage  jener 
Grundstücke  wohl  vergleichbar. 

Die  Wirtschaften  sind  in  der  Tabelle  ungefähr  nach  dem 
Alter  ihrer  Entstehung  geordnet.  Hierdurch  ist  erkenn- 
bar, daß  die  Altbüdner  und  die  bis  1851  gegründeten  Wirt- 
schaften verhältnismäßig  am  wenigsten  Schulden  haben,  nämlich 
pro  Hektar  im  Durchschnitt  367  und  452  M.  Bei  den  in 
neuerer  Zeit  entstandenen  (28)  Wirtschaften  bleibt  dagegen  die 
Verschuldung  nur  in  sechs  Fällen  unter  500  M.  pro  Hektar 
und  steigt  oft  nahe  an  2000  M.  pro  Hektar  heran.  Diese 
Verschiedenheit  erklärt  sich  daraus,  daß  die  Altbüdner  in  der 
Lage  waren,  ihren  allmählich  vergrößerten  Besitz  entweder 
billiger  und  dann  durch  Barzahlung  zu  erwerben,  oder  ihn 
bereits  von  den  aufgenommenen  Schulden  zu  befreien.  Die 
Neubüdner  haben  dagegen  meist  ihren  Besitz  zu  einer  Zeit 
erworben  oder  vergrößert,  als  die  Grundstückspreise  schon 
sehr  hoch  getrieben  waren.  Sie  mußten  daher  fast  immer 
einen  großen  Teil  des  gezahlten  Preises,  nicht  selten  sogar  das 
ganze^  Kaufgeld  durch  Aufnahme  von  Hypotheken  aufbringen. 
Bei  der  kurzen  Zeit  haben  sie  die  große  Schuldenlast  bisher 
nur  in  den  seltensten  Fällen  abtragen  können.  Am  günstig- 
sten stehen  also  die  Wirtschaften  ,  die  sich  längere 
Zeit  im  Besitz   einer   Familie   vererbt  haben. 
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Der  Einflufi  der  Verschuldung  äufiert  sich  zunächst  un- 
mittelbar in  der  Verringerung  des  Einkommens  um  den 
Betrag  der  jährlich  zu  zahlenden  Schuldzinsen.  Im  Durch- 
schnitt beträgt  dieser  Betrag  bei  den  alten  Wirtschaften  etwa 
158  M. ,  bei  den  bis  1851  gegründeten  etwa  119  M.  und  bei 
den  neueren  etwa  171  M.,  im  Gesamtdurchschnitt  von  44  Wirt- 
schaften etwa  156  M.  ^.  Nach  der  vorher  erwähnten  Statistik 
für  Preußen  würde  dagegen  der  jährliche  Schuldzinsbetrag  bei 
Annahme  eines  Zinsfußes  von  4  vom  Hundert  durchschnittlich 
nur  61,16  M.  betragen.  Und  so  bilden  jene  für  die  Schlalacher 
Büdner  berechneten  Durchschnittssummen  bei  ihrem  kleinen 
Einkommen  schon  an  sich  eine  sehr  drückende  Ausgabe. 

Aber  auch  die  mittelbaren  Folgen  dieser  Einkommensver- 
ringerung sind  bei  solchen  kleinen  Wirtschaften  sehr  wesentlich, 
besonders  wenn  die  Höhe  der  Schuldzinsen  den  angegebenen 
Durchschnitts-Betrag  übersteigt  Denn  das  häufig  an  sich 
schon  geringe  Betriebskapital  wird  bei  solchen  Wirtschaften 
durch  die  regelmäßige  Zinszahlung  noch  mehr  verringert.  Der 
Besitzer  wird  verhindert,  gerade  den  Zweig  seines  Wirtschafts- 
betriebes voll  auszunutzen,  der  ihm  nächst  der  Milchwirtschaft 
häufig  den  größten  Oewinn  bringt,  nämlich  die  Schweine- 
wirtschaft, da  er  häufig  gezwungen  wird,  zur  Heranschaffung  der 
vierteljährlich  bar  zu  zahlenden  Schuldzinsen  die  aufgezogenen 
Ferkel  früher  zu  verkaufen  als  sie  die  aufgewendeten  Kosten 
und  Arbeit  lohnen. 


II.  Höhe  des  Binkommens. 

(Tabelle  X.) 

1.  Einkommen  ohne  Anrechnung  nnd  nach  Anrechnung  von 

Pacht-  und  Schuldzinsen. 

Berechnet  man  zunächst  das  E i n k o m m e n  ohne  Rück- 
sicht auf  Pacht-  und  Schuldzinsen  bei  den  fünf  Büdner- 
wirtschaften und  zieht  zum  Vergleiche  wieder  die  vorher  betrach- 
tete Bauernwirtschaft  heran,  so  ergeben  sich  folgende  Zahlen : ' 


Bauer 

Büdner 

U. 

V. 

W. 

X.          Y. 

Flächeninhalt .   . 

Einkommen  (ohne 
Zinsenanrecbnung) 

Dasselbe  pro  ha 

ha 

41 

2800,00 
68,8 

17,2 

1817,54 
105,7 

13,4 

1890,45 
141,1 

10,4 

1360,21 
130,8 

7,7 

1245,25 
161,7 

4,9 

762,95 
155,7 

*  Die  5  unverschuldeten  Wirtschaften  sind  hierbei  nicht  mit- 
gerechnet. 

*  Die  Einzelheiten  über  diese  Berechnung  siehe  wieder  im  Anhang,  Er- 
läuterungen zu  den  Wirtschaftsberechnungen,  unter  IV.  Einkommen. 
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Diese  Zahlen  beweisen ,  daß  hierbei  die  Einkommen 
der  Büdner  im  Verhältnis  zur  bewirtschafteten 
Fläche  bedeutend  höher  als  bei  dem  Bauer  sind. 
Dasselbe  zeigt  sich  auch  bei  einem  Vergleich  des  Verhältnisses 
dieser  Einkommen  zum  Gesamtwerte  der  Wirtschaften: 


Bauer 

Büdner 

ü. 

V. 

W. 

X. 

Y. 

Wert   der  Wirt- 
schaft  

Ji 

85000,00 

34567,00 

22936,00 

20890,00 

11898,00 

10261,00 

Einkommen  (ohne 
Zinsenanrecbnung) 

Einkommen    in 
Prozenten   vom 
Wert 

2800,00 
8,3 

1817,54 
5,3 

1890,45 
8,2 

1360,21 
6,5 

1245,25 
10,5 

762,95 
7,4 

Das  Einkommen  beträgt  bei  dem  Bauern  nur  etwa  3,3 
vom  Hundert  des  Wirtschaftswertes,  bei  den  fttnf  Büdner- 
wirtschaften mindestens  5,6  und  in  einem  Falle  sogar  10,5 
vom  Hundert,  also  fast  3—7  vom  Hundert  mehr.  Während 
also,  wie  wir  gesehen  haben,  der  Reinertrag  bei  den 
Büdnerwirtschaften  durchschnittlich  geringer  und  nur  in  einem 
Falle  höher  als  bei  dem  Bauer  ist,  tritt  hier  beim  Ein- 
kommen das  umgekehrte  Verhältnis  ein :  Die  Büdner 
stehen  günstiger  als  der  Bauer.  Der  Grund  für  diese 
Verschiedenheit  ist  darin  zu  suchen,  daß  bei  dem  Bauer  ein 
großer  Teil  des  Ertrages  für  Arbeit  und  Beköstigung  in 
Bar  oder  in  Naturalien  dem  Qesinde,  d.  h.  den  Knechten 
und  Mägden  zufließt,  und  zwar  in  um  so  größerem  Maße 
dann,  wenn  er,  wie  hier,  nicht  selbst  mitarbeitet.  Diese  Werte 
werden  seinem  eigenen  Einkommen  entzogen,  bei 
den  Büdnern  dagegen  von  dem  Besitzer  und  seiner 
Familie  vereinnahmt,  sie  vermehren  deshalb  dessen 
Einkommen  oder  verringern  es  nicht,  wie  beim  Arbeits- 
werte. Z.  B.  betragen  die  durchschnittlich  von  jenem  Bauer 
bar  gezahlten  Löhne  etwa  1600  M.  jährlich,  die  sowohl  seinen 
Reinertrag  wie  sein  Einkommen  verringern.  Die  für  die  fünf 
Büdner  berechneten  Bar- Arbeitswerte  verbleiben  dagegen 
ihrem  Einkommen. 

Das   Verhältnis    vom 
erscheint   für   die  Büdner 

die  Pacht-  und  Schuldzinsen  bei  den  Büdnern  abzieht 
und  bei  dem  Bauern  die  Beträge  hinzuzählt,  die  er  als  Gläubiger 
oder  Verpächter  durchschnittlich  bezieht  (steuerliches 
Einkommen): 


Einkommen    zum   Wirtschaftswerte 
ein  wenig  ungünstiger,   wenn  man 
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Bauer 

Büdner 

ü. 

V. 

W. 

X. 

Y. 

1. 

Wirtschaftswert 

Jl 

85000,00 

:^67,00 

22936,00  20890,00 

11898,00 

10261,00 

2. 
3. 

Einkommen  ein- 
schl. Zinsschuld 
u.  -Einkommen 

Dasselbe  in 
Handertteilen 
vom  Wert    .   . 

o/o 

3080,00 
3,6 

1687,54 
4,9 

1618,45 
7,1 

1097,71 
5,3 

989,25 

8,3 

437,95 
4,3 

Hier  sind  die  Einkommen  der  Büdner,  wie  Spalte  3  zeigt, 
nur  2 — 5  vom  Hundert  des  Wirtscbaftswertes  höher  als  beim 
Bauer,  während  sie  ohne  Berücksichtigung  der  Pacht-  und 
Schuldzinsen  3 — 7®/o  mehr  betrugen.  Und  zwar  hat  sich  das 
Verhältnis  von  Einkommen  und  Wirtschaftswert  bei  den  Neu- 
büdnern stärker  zu  ihren  Ungunsten  verschoben  als  bei  den 
Altbüdnern.  Während  es  bei  diesen  durch  Abzug  der  Pacht- 
und  Schuldzinsen  nur  um  ungefähr  l^/o,  im  Höchstfalle  (W.) 
1,2  ®/o  niedriger  geworden  ist,  ist  es  bei  den  Neubüdnern  (X., 
Y.)  um  2,2  und  3,1  ®/o  des  Wirtschaftswertes  gesunken.  Bei  dem 
Bauer  ist  das  Einkommen  sogar  um  0,3%  vom  Wirtschafts- 
wert gestiegen.  In  dieser  ungleichmäßigen  Verschiebung 
zeigt  sich  deutlich  der  Unterschied  zwischen  dem  alten  und 
dem  neuen  Besitz.  Der  Altbüduer  hat  mehr  Eigenbesitz  und 
weniger  Pachtland,  auch  weniger  Schulden  als  der  Neubüdner, 
er  hat  daher  auch  weniger  Pacht  und  Zinsen  jährlich  zu  zahlen. 
Der  Bauer  hat  weder  Schuld-  noch  Pachtzinsen  zu  entrichten, 
er  bezieht  sogar  als  Gläubiger  ein  Mehreinkommen  aus  Dar- 
lehen und  Verpachtungen. 

2.  Bareinkommen. 

Gänzlich  anders  gestaltet  sich  jedoch  das  Verhältnis  vom 
Einkommen  zum  Wirtschafts  wert,  wenn  man  nur  das  Bar- 
einkommen, also  das,  was  vom  Einkommen  nach  Abzug 
der  aus  der  Wirtschaft  in  natura  gezogenen  Werte,  ein- 
schließlich des  Mietswertes,  übrig  bleibt,  betrachtet. 

Hier  ergibt  sich  Folgendes: 


Bauer 

Büdner 

ü. 

V. 

W.     ,      X. 

1 

Y. 

WirtBchaftswert  . 

Ji 

85000,00 

34567,00  22936,00,20890,00 

11898,00 

10261,00 

Bareinkommen    . 

Dasselbe  in  Hun- 
dertteilen   vom 
Wirtschaftswerte 

«/o 

2580,00 
3,0 

1107,54 
3,2 

848,45 
3,7 

367,71 
1,8 

509,25 
4,3 

—  24,15 

—  0,2 
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Die  Bareinkommen  bei  den  Büdnern  sind  danach  in 
ihrem  Verhältnis  zum  Wirtschaftswert  bedeutend  näher  an  den 
Prozentsatz  bei  der  Bauern  Wirtschaft  herangerückt  und  zum 
Teil  unter  ihn  hinunter  gesunken.  Die  Erklärung  findet  sich 
darin,  daß  bei  den  Büdnern  —  mit  Rücksicht  auf  die  geringe 
absolute  Höhe  ihrer  steuerpflichtigen  Einkommen  —  die 
Werte  der  aus  der  Wirtschaft  gezogenen  un baren  Ein- 
kommensteile einen  viel  größeren  Prozentsatz  von  dem  ganzen 
Einkommen  bilden  als  bei  dem  Bauer;  daß  z.  B.  von  den 
Roherträgen  an  Lebensmitteln  von  den  Büdnerfamilien  ver- 
hältnismäßig viel  mehr  verzehrt  wird  als  von  der  Bauernfamilie. 
Die  folgenden  Zahlen  zeigen  das  Verhältnis  dieses  un  baren 
Einkommens  zum  Gesamteinkommen: 


Bauer 

B  ü  d  u  e 

r 

U. 

V. 

W.           X.           Y. 

Einkommen  .   .   . 

M 

3080,00 

1687,54   1618,45  1  1097,71 

1 

989,25 

437,95 

Unbares  Ein- 
kommen   .    .   . 

Dasselbe  in  Hun- 
dertteilen   vom 
Einkommen .    . 

rd.  500 
16,2 

580,00 
34,4 

770,00 
47,6 

730,00 
66,5 

480,00 
48,5 

462,00 
—  105,5 

Je  kleiner  die  Büdner  wir  tschaft  ist^  desto  größer  ist  der 
Prozentsatz  des  un  baren  Einkommens.  Bei  X.  ist  er  zwar 
nicht  so  groß  wie  bei  der  nächstgrößeren  Wirtschaft  (W.),  aber 
doch  größer  als  bei  der  zweiten  (U.)-  Und  bei  sämtlichen 
Büdnern  ist  er  größer  als  bei  dem  Bauer. 

Die  Folge  ist,  daß  das  Bareinkommen  mit  dem  geringeren 
Umfange  der  Büdnerwirtschaften  schnell  abnimmt,  in  einem 
Falle  bei  Y.,  sogar  unter  0  sinkt. 

Bei  Y.  beträgt  nämlich  das  berechnete  unbare  Einkommen 
(Lebensmittel,  Mietwert)  mehr  als  das  gesamte  Einkommen^ 
obwohl  zu  seinen  Gunsten  bei  Berechnung  des  dem  Ein- 
kommen zugrunde  liegenden  Reinertrages  der  dauernde  Be- 
sitz von  Pachtland  im  Umfange  von  2,5  ha  angenommen  ist, 
der  Reinertrag  also  wahrscheinlich  höher  berechnet  ist,  als  er 
in  Wirklichkeit  beträgt.  (Siehe  Seite  100).  Würde  das  Ein- 
kommen von  Y.  nur  in  den  Bezügen  aus  seinem  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  bestehen,  so  würde  er  im  Laufe  der 
Jahre  seine  Schulden  vergrößern  müssen.  Denn  wenn  auch  in 
guten  Jahren  die  für  den  Durchschnitt  berechnete  Unterbilanz 
nicht  eintreten  würde,  so  würde  sie  doch  in  schlechten  Jahren 
um  so  größer  sein.  Oder  Y.  würde  diese  Unterbilanz  nur 
durch  Verminderung  der  notwendigsten  Betriebskosten,  durch 
äußerste   Einschränkung   seines    und    seiner  Familie   Bedarfs, 
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durch  Unterlassung  der  notwendigsten  Gebäude-  und  Inventar- 
reparaturen usw.  vermeiden  können,  d.  fa.  also  schliefilich 
auf  Kosten  der  Substanz  des  Wirtschaftsorganismus,  nämlich 
seiner  und  seiner  Familie  Gesundheit,  eines  ordnungsmäßigen 
Gebäudezustandes  usw.,  wovon  sich  die  Folgen  nach  einiger  Zeit 
in  sehr  störender  Weise  fühlbar  machen  müßten.  Nun  ver- 
mehren zwar  Y.  und  seine  Ehefrau  ihr  Einkommen  durch 
Arbeiten  in  fremden  Wirtschaften  um  ungeßthr  50 — 60  M.  Da 
aber  davon  noch  andere  notwendige  Ausgaben  für  Kleidung, 
Ankauf  von  Lebensmitteln  usw.  sowie  Ersparnisse  bestritten 
werden  sollen ,  so  ergibt  sich  für  Büdnerwirtschaften  in  dieser 
Größe  die  denkbar  ungünstigste  Vermögens-  und  Einkommens- 
lage. In  der  Tat  gehen  derartige  Wirtschaften  meist  schon  in 
verhältnismäßig  günstigeren  Zeiten  zurück. 

Ein  wenig  besser  steht  es  um  die  nächstgrößeren  Wirt- 
schaften mit  einem  Bareinkommmen  von  ungefähr  400 — 500  M., 
obwohl  auch  hier  der  Bestand  d^r  Wirtschaft  selbst  in  mittel«- 
guten  Jahre  offenbar  unsicher  ist  und  nur  durch  äußerste 
Einschränkung  ermöglicht  wird.  Immerhin  kann  es  solchen 
Büdnern  gelingen,  in  einer  Reihe  von  durchschnittlich  mittel- 
guten Jahren  soviel  zu  erübrigen,  daß  eine  Vergrößerung  der 
Wirtschaft  und  damit  eine  höhere  Sicherheit  des  Bestehens 
erreicht  wird.  Je  nach  der  Geschicklichkeit  des  Betriebs- 
leiters, seiner  persönlichen  Vertinögenslage,  Höhe  der  Schulden, 
Zahl  der  Familienmitglieder  usw.  wird  die  Vergrößerung  der 
Wirtschaft  früher  oder  später  gelingen. 

Die  größten  Büdner,  mit  einem  Bareinkommen 
von  800 — 1200  M.Stehen  dagegen  bereits  auf  einem 
ziemlich  sicheren  Boden.  Ihnen  ist  es  möglich,  soviel 
Ersparnisse  zu  machen,  um  auch  einer  Reihe  von  schlechten 
Jahren  widerstehen  zu  können.  Daß  sie  in  dauernd  ruhiger 
Zeit  und  bei  nicht  allzu  ungünstigen  Preisverhältnissen  selbst 
zu  einem  kleinen  Wohlstand  gelangen  können,  zeigt  schon 
jetzt  in  Schlalach  das  Äußere  einer  erheblichen  Anzahl  von 
Gehöften  mit  ihren  neuaufgebauten,  häufig  bar  bezahlten  Wohn- 
und  Wirtschaftsgebäuden. 

Immerhin  ist  aber  auch  bei  diesen  Büdnern  die  absolute 
Höhe  des  baren  Einkommens  recht  gering.  Trotz 
harter,  den  ganzen  Tag  über  dauernder  Arbeit  beträgt  es  im 
Höchstfalle  nur  etwa  1200  Mk.  jährlich. 

III.   SchlursergrebnlBse. 

In  den  Büdnerwirtschaften  zeigt  sich  uns  neben  denjenigen 
der  Bauern  und  Kossäten  eine  neue  Gruppe  von  Wirtschaften, 
welche  durch  die  Auflösung  von  größeren  Wirtschaften  ent- 
standen sind.  Sie  haben  deren  Auflösung  zugleich  verursacht 
und  beschleunigt. 
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In  dem  Streben  nach  Vergröfierung  der  Wirtschaft  und  nach 
Ausnutzung  der  in  der  eigenen  Familie  dargebotenen  Arbeits- 
kräfte ist  es  dem  größeren  Teil  dieser  Büdner  bereits  gelungen, 
durchaus  selbständige  und  eine  dauernde  Existenz  versprechende 
Wirtschaften  zu  bilden.  Einem  kleineren  Teil  von  fast  selb- 
ständigen Wirtschaften,  die  sich  aber  noch  in  dem  Übergangs- 
zustande zu  jener  festeren  Stellung  befinden,  wird,  wenn  die 
Bedingungen  im  übrigen  günstig  liegen,  die  Vergröfierung  ihrer 
Wirtschaften  auf  Kosten  derjenigen  gelingen,  welche  entweder 
von  dem  gleichen,  bereits  erreichten  Standpunkt  zurücksinken 
oder  noch  nicht  einmal  zu  einer  geringeren  Selbständigkeit 
gelangt  waren.  Denn  auf  die  Dauer  können  diese  der  Unselb- 
ständigkeit nahen  Wirtschaften  bei  ihrem  geringen  Einkommen 
nicht  bestehen  bleiben.  Insofern  bildet  also  die  Mög- 
lichkeit, die  Wirtschaft  in  voller  Selbständigkeit 
dauernd  zu  erhalten,  nach  unten  zu  die  Grenze  für 
die  Wirtschaftseinheit,  die  sich  als  Typus  der 
Büdnerwirtschaft  in  Schlalach  entwickelt,  wenn 
wir  von  den  ebenfalls  Büdner  genannten  Arbeitern,  Hand- 
werkern mit  nur  ganz  unbedeutendem  Landbesitz  absehen. 
Jene  Möglichkeit  hängt  wiederum  von  einem  bestimmten 
Mindestumfange  ab  (vgl.  S.  97  flF.)« 

Die  Grenze  nach  oben  wird,  wenigstens  noch  bisjetzt,  durch 
dasselbe  Moment  gezogen,  das  die  Bildung  dieser  Wirtschaften 
befördert  hat,  nämlich  durch  die  Abneigung,  mit  fremden 
Arbeitskräften  zu  arbeiten.  Der  Mangel  an  landwirt- 
schaftlichen Arbeitern,  die  dadurch  bewirkte  Höhe  des  Ge- 
sindelohns und  die  aus  dem  Verkehr  mit  den  fremden  Arbeitern 
erwachsenden  Unbequemlichkeiten  haben  die  Zertrümmerung 
einer  Reihe  von  größeren  Wirtschaften  in  Schlalach  veranlaßt; 
dieselben  Umstände  haben  auch  bis  jetzt  die  Büdner  davon 
zurückgehalten,  den  Umfang  ihrer  Wirtschaft  so  zu  erweitern, 
dafi    dauernd  fremde,    bezahlte   Arbeiter   erforderlich  würden. 

DieBedeutung  der  Büdnerwirtschaften  fürdie 
Umwelt   besteht   darin,    dafi    sie  an   Stelle   der  aufgelösten 
größeren   Wirtschaften   die   Bearbeitung   des   Landes  zur   Er- 
zeugung  von  Nahrungsmitteln   übernommen  und  hierfür  auch 
andere  Gebiete,    die   sonst   wegen    ihrer  Entfernung  und  Un- 
fruchtbarkeit brach  geblieben  wären  (z.  B.  das  Pachtland  der 
Königlichen   Forst),   hinzugezogen    haben.     Dabei   liefern   sie 
zum    Teil    mehr,    durchschnittlich    aber    mindestens    dieselbe 
Menge  von  Roherträgen  in  Lebensmittelwerten  an  die  Aufien- 
welt  ab,   wenn   auch   unter  Einsetzung   von   höheren  Kosten. 
Sie   ermöglichen   dies  Resultat   durch  eine  Reihe  persönlicher 
Opfer,   indem   sie  die   notwendige  Menschenarbeit  gegen    ge- 
ringeres  Entgelt   als  bezahlte  Arbeiter   leisten   und   sich    zum 
Teil  mit  äufierst  geringem  Bareinkommen  und  infolge- 
dessen auch  äufierst  niedriger  Lebenshaltung  begnügen. 
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Zur  Bildung,  zur  Betriebseinrichtung  und  zum  Betriebs- 
erfolg dieser  Wirtschaften  haben  die  verschiedensten  Einflüsse 
beigetragen.  Aufier  den  aus  dem  Zusammenleben  der  Menschen 
entspringenden  Einflüssen  (z.  B.  historischer,  sozialer  und  all- 
gemein wirtschaftlicher  Natur,  Qetreidepreise,  Arbeitermangel 
bei  den  Bauern)  sind  es  vorwiegend  natürliche,  insbesondere 
auch  geographische  Momente  gewesen,  die  jene  Wirt- 
schaftseinheiten bilden  halfen  und  fortdauernd  auf  sie  einwirken, 
nämlich  die  Beschaffenheit  des  Bodens  innerhalb  der  Ge- 
markung (Sand-,  Moorboden,  Niederungswiesen)  und  die  von  der 
Bodenform  außerhalb  der  Gemarkung  vorwiegend  bestimmten 
Verkehrs-  und  Absatzverhältnisse,  insbesondere  auch  die  weite 
Entfernung  schiffbarer  Wasserläufe  und  der  anderen,  ebenfalls 
durch  die  Bodenform  abgelenkten  Hauptverkehrsstrafien,  näm- 
lich der  Eisenbahnen. 

Die  Abhängigkeit  von  diesen  geographischen  Bedingungen 
geht  aber  noch  weiter.  Auch  die  geistigen  Ideen  müssen  den 
Verkehrswegen  folgen,  wenn  sie  von  Mensch  zu  Mensch  über- 
tragen werden.  Die  geistige  Grundlage  des  Wirtschafts- 
prozesses, d.  i.  seine  Leitung  und  Behandlung  durch  den 
Menschen  beeinflußt  die  Ertragshöhe  im  hohen  Grade.  Wenn 
in  Schlalach  bisher  vielfach  von  der  Wirkung  solcher  Einflüsse 
in  fördernder  Richtung  wenig  zu  spüren  war,  wenn  die  Ab- 
neigung gegen  die  Anwendung  von  Ergebnissen  der  landwirt- 
schaftlich-wissenschaftlichen  Forschungen  so  groß  geblieben  ist, 
und  die  Einführung  von  vorteilhaften  Neuerungen  so  schwierig 
und  langsam  von  statten  geht,  so  hat  nicht  zum  wenigsten 
auch  hieran  die  schlechte,  abgeschlossene  Verkehrslage  schuld. 
Sie  hat  nicht  nur  die  Übermittlung  der  neuen  Ideen  erschwert, 
sondern  auch  die  Beweglichkeit  des  Verstandes,  die  Aufnahme- 
fUhigkeit  jener  Menschen  für  solche  Ideen  zurückbleiben  lassen 
hinter  der  Fähigkeit  anderer,  die  in  Gegenden  mit  lebhafterem 
Verkehre  wohnen.  Die  Betriebsform  als  solche,  die  selbständige 
Kleinbauernwirtschaft,  würde  der  Aufnahme  jener  Neuerungen 
durchaus  zugänglich  sein. 

An  keiner  Stelle  läßt  sich  aber  Bildung,  Gestalt  und  Er- 
gebnis der  Wirtschaft  auf  einen  Einfluß  zurückführen.  Überall 
sind  die  verschiedensten  im  Menschen  und  in  der  ihn  um- 
gebenden Natur  begründeten  Einflüsse,  sich  gegenseitig  be- 
dingend, am  Werke,  um  die  Form  der  Wirtschaften  zu 
schaffen  und  sie  zur  Tätigkeit  und  Produktion  zu  veranlassen. 


Anhang. 
Erläuterungen  zu  den  Wirtschaftsberechnungen. 


I.   OrOfse  und  W^ert  der  Wirtscliaften. 

(Tabelle  VIII A.) 

1.  Der  Umfang  des  bewirtschafteten  Grund-  und  Bodens  ist 
nach  den  von  den  Besitzern  über  die  Morgenzahl  gemachten  Mitteilungen 
angegeben.  Die  Hektarzahl,  die  hiernach  berechnet  ist,  ist  deshalb  nicht 
ganz  genau.  Eine  Nachprüfung  aus  den  Grundbuchakten  war  nur  in 
einigen  Fällen  ausführbar,  bei  den  Pachtgrundstücken  gänzlich  aus- 
geschlossen. 

Die  Hofstelle  ist  bei  der  Größenangabe  unberücksichtigt  geblieben. 

Der  Wert  der  eigenen  Grundstücke  ist  nach  den  Notizen  und  An- 
gaben der  Besitzer  mit  den  von  ihnen  bezahlten  Preisen  angesetzt. 
Die  Pachtgrundstücke  sind  mit  600  M.  pro  Hektar  (150  pro  Morgen) 
bewertet  (siehe  S.  86)l  Hiemach  ergibt  sich  als  Wert  der  Pacht- 
grundstücke: 

bei  U.  20  Morgen  x  150  =  3000  M. 

„    V.  26  „  X  150  =  3900  „ 

„  W.  20  „  X  150  =  3000  „ 

„    X.  18  „  X  150  -■=  2700  „ 

„    Y.    9  y,  X  150  =-  1350  „ 

2.  Der  Wert  der  Gebäude  ist  nach  den  Feuerversicherungstazen 
angegeben. 

3.  Umfang  und  Wert  des  stehenden  Betriebskapitals. 

a)  Wert  des  toten  Inventars  (Wirtschaftsgeräte). 

Der  gegenwärtige  W^ert  des  toten  Inventars  ausschließlich  der  zu- 
gleich zum  Haushalt  verwendeten  Gegenstände  ist  bei  einer  kleineren 
Büdnerwirtschaft  (X.)  nach  Angaben  und  Schätzung  des  Besitzers  im  ein- 
zelnen festgestellt  (siehe  am  Schluß),  in  den  übrigen  Fällen  durch  freie 
Schätzung  ermittelt  (Die  bei  von  der  Goltz,  Taxationslehre,  S.  230  ff.,  256, 
angegebenen  Zahlen,  die  den  Wert  des  Inventars  nach  dem  Flächen- 
inhalt berechnen,  erwiesen  sich  als  zu  niedrig  für  diese  kleinen  Wirt- 
schaften.) 
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b)  Umfang  und  Wert  des  lebenden  Inventars. 

Für  die  stets  wechselnde  Zahl  der  Kälber  (Färsen)  und  Schweine 
sind  Durchschnittszahlen  angenommen. 

Die  Pferde  sind  mit  500  M.  durchschnittlich  bewertet,  das  alt  ge- 
kaufte Pferd  des  Y.  mit  100  M. 

Die  Werte  des  übrigen  Viehs  ergaben  sich  aus  den  bei  den  Roh- 
erträgen (siehe  unten)  berechneten  Beträgen. 

Für  die  Schweine  sind  bei  einer  Fütterungszeit  von  fünf  Monaten 
(U.,  y.,  X.)  je  50  M.,  bei  einer  Fütterungszeit  von  vier  Monaten  (W.) 
40  M.,  bei  drei  bis  vier  Monaten  (Y.)  35  M.  gerechnet. 

Ein  Huhn  ist  »  8  M.,  eine  Gans  ebenso  <=  3  M.  gesetzt. 

4.  Umlaufendes  Betriebskapital.  Der  Wert  des  umlaufenden 
Betriebskapitals  ist  bei  den  Büdnern  gering.  Er  ist  mit  33 ^/o  vom  Werte 
des  stehenden  Betriebskapitals  eingestellt.  (Vgl.  von  der  Goltz,  Taxations- 
lehre, S.  257  £F.,  276,  278.) 

5.  Die  Bauernwirtschaft  ist  in  Übereinstimmung  mit  der 
Schätzung  des  Besitzers  mit  85000  M.  einschließlich  des  Waldlandes 
bewertet. 

II.   Bar  -  Rohertrftge. 

(Tabelle  IX  B.) 

Auf  Grund  der  über  neun  Jahre  sich  erstreckenden  Buchführung 
einer  Bauemwirtschaft  in  Schlalach  sind  als  Durchschnittspreise  be- 
rechnet und  in  der  Folge  verwertet: 

Roggen:  1  Scheffel »      5,60    M. 

Hafer:     1        „     ., =     4,50     „ 

(1  Zentner  8,47  M.) 

1  Fohlen =  180,00  M.* 

1  Kuh -=  330,00    „ 

1  Kalb =-    28,00    „ 

1  Ferkel  (4  Wochen  alt)    .    .    .  =    12,00    „ 

1  Mandel  Eier =      0,80    „ 

Ferner  sind  für: 

1  Zentner  Heu =      1,75    „ 

1        „       Stroh =      1,60    n 

als  Durchschnittspreis  angenommen. 

Die  Roherträge  enthalten  nur  den  Wert  der  verkauften  Güter, 
also  den  Gesamtertrag  abzüglich  der  in  der  Wirtschaft  verbrauchten 
Produkte  (siehe  unten,  UI.). 

1.  Verkauf  von  Feldfrttchten. 

Die  durchschnittliche  Höhe  der  verkauften  Menge  von  Feldfrüchten 
ist  durch  Schätzung  ermittelt.  Nur  bei  V.  beruht  ihre  Feststellung  auf 
Notizen,  die  sich  über  vier  bis  fünf  Jahre  erstreckten. 


^  Der  Durchschnittspreis  für  ein  Fohlen  war  bei  dem  Mangel  an 
genügenden  Notizen  nicht  genau  zu  ermitteln  und  ist  frei  geschätzt 
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2.  ErlVB  ans  der  Pferdehaltiiiig. 

Ertrag  der  Pferdezucht. 

Von  den  untersuchten  Wirtschaften  zieht  nur  eine  (Ü.)  Pferde  auf, 
die  übrigen  kaufen  sich  ihre  Pferde.  Den  Ertrag  aus  der  Pferdezucht 
ergab  folgende  Rechnung: 

Zwei  Stuten  werfen  normaler  Weise  in  jedem  Jahr  zwei  Fohlen,  in 
acht  Jahren  also  16  Fohlen.  Wegen  vorkommender  Verluste  (Verfohlen 
Krepieren  der  Mutterstute  oder  von  Fohlen)  ist  jedoch  nur  auf  einen 
Erlös  aus  zwölf  Fohlen  durchschnittlich  zu  rechnen.  Hiervon  geht  in  dieser 
Zeit  (acht  Jahre)  noch  ein  Fohlen  ab,  das  zum  Ersätze  einer  alten  Stute 
aufgezogen  wird,  so  daß  nur  elf  Fohlen  in  acht  Jahren  zum  Yerkaut 
bleiben.  Sie  ergeben  bei  einem  Durchschnittspreise  von  180  M.  1980  M. 
in  acht  Jahren,  also  in  einem  Jahre  ungefähr  250  M.  Für  den  Ver- 
kauf einer  alle  acht  Jahre  ausrangierten  alten  Stute  ist  ein  besonderer 
Gewinnbetrag  wegen  seiner  Geringfügigkeit  nicht  berechnet. 

Für  Verdienst  an  Gespannleistung  für  fremde  Wirtschaften  sind 
jährlich  25  Mk.  pro  Pferd  berechnet. 

8.  Erlös  aas  der  Rindriehhaltiuig. 

a)    Verkauf    von    älterem    Vieh. 

U.  besitzt  vier  Kühe.  Er  verkauft  durchschnittlich  zur  Ergänzung 
seines  Kuhbestandes  mindestens  alle  drei  Jahre  eine  ältere  Kuh,  die  er 
durch  eine  jüngere,  selbst  aufgezogene  ersetzt  Der  Verkauf  einer  Kuh 
zum  Durchschnittspreise  von  330  M.,  abzüglich  von  20®/o  für  Verluste, 
ergibt  in  drei  Jahren  330  —  66  =  264  M.,  also  in  einem  Jahr  88  M. 

V.  und  W.  besitzen  drei  Kühe. 

Sie  verkaufen  durchschnittlich  alle  vier  Jahre  eine  Kuh  mit  einem 
Durchschnittserlös  von  380  M.  —  66  M.  (20  «/o  Verlust)  =  264  M.  in  vier 
Jahren,  also  in  einem  Jahr:  66  M. 

X.  und  Y.  besitzen  zwei  Kühe. 

Sie  erzielen  durch  Verkauf  von  älteren  tragenden  Kühen  und  Ein- 
kauf von  billigeren  jüngeren  Kühen  an  ihrer  Stelle,  sowie  von  Kälbern 
einen  gänzlich  unregelmäßigen  Verdienst,  der  nur  für  jeden  Besitzer 
einzeln  nach  seinen  Angaben  geschätzt  werden  konntet 

b)  Der  Verdienst  aus  Verkauf  von  Kälbern  ist  in  der  Weise  be- 
rechnet, daß  von  der  möglichen  Zahl  von  Kälbern  (von  einer  Kuh  jährlich 
ein  Kalb)  für  Verluste  (Unfruchtbarkeit,  verkalben  usw.)  ungefähr  25®/o 
der  sich  ergebenden  Anzahl,  sowie  ein  Kalb,  das  zur  Aufzucht  und  Ersatz 
einer  älteren  Kuh  dienen  muß,  abgezogen  sind^. 


'  In  Wirklichkeit  findet  natürlich  auch  bei  ü.,  V.  und  W.  ein  Ver- 
kauf des  Viehs  nicht  in  der  geschilderten  Regelmäßigkeit  statt.  Bald 
wird  seltener  oder  mit  geringerem  Verdienst  oder  mit  Verlust,  bald 
häufiger  und  mit  günstigerem  Ergebnis  verkauft.  Im  Laufe  der  Jahre 
gleichen  sich  jedoch  diese  Unterschiede  in  der  Weise  aus,  daß  nach 
Schätzung  der  Besitzer  ungefähr  die  in  der  Tabelle  angegebenen  Durch- 
schnittserlöse erzielt  werden. 

'  Vgl.  V.  d.  Goltz,  Taxationslehre,  S.  490. 
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Daher  bringt  der  Kälberverkanf : 

Bei  vier  Kuben  (ö,)i  jährlich  vier  Kälber,  in  drei  Jahren  zwölf, 
abzüglich  25 ^/o:  neun,  ferner  abzüglich  ein  Kalb  zur  Aufzucht:  acht. 

Durchschnittspreis  ist  28  M. 

Dies  ergibt  8  x  28  =  224  M.  in  drei  Jahren,  also  in  einem  Jahr: 
74,66  M. 

Bei  drei  Kühen  (V.  n.  W.)  verteilt  sich  der  Verdienst  aus  derselben 
Zahl  auf  vier  Jahre,  also  224  M.  in  vier  Jahren  »=  56  M.  in  einem  Jahr. 

Bei  zwei  Kühen  ist  der  Erlös  aus  dem  Kälberverkauf  ganz  unregel* 
mäßig  (vgl.  Bemerkung  zu  a). 

c)  Die  Zahlen  für  den  Ertrag  des  Milchverkaufs  sind  nach 
den  Büchern  der  Molkereigenossenschaft  als  Durchschnitt  der  Jahre 
1904 — 1906  berechnet.  Sie  geben  den  Erlös  abzüglich  der  Transport- 
kosten an,  die  bei  Auszahlung  der  Geldbeträge  an  die  Büdner  steta 
bereits  abgezogen  sind  (siehe  Seite  70). 

4.  ErlOs  ans  der  Schwelnehaltunsr« 

Die  Zahlen  sind  hier  bei  W.  nach  genauen  Notizen  über  Zahl  und 
Preis,  bei  V.  über  Zahl  der  gekauften  und  verkauften  Schweine  als  Durch- 
schnitt von  fünf  Jahren  berechnet.  In  den  übrigen  Fällen  beruhen  die 
Beträge  auf  wiederholt  mit  den  Besitzern  nachgeprüften  Schätzungen. 
Der  Gewinn  richtet  sich  nach  dem  Stande  der  Preise  und  dem  Alter  und 
Zustand  der  Schweine  beim  Verkauf.  Der  Ein-  und  Verkauf  geschieht 
fast  stets  paarweise. 

Rechnet  man  mit  einem  Anfangswert  (Alter  von  einem  Monat)  von 
durchschnittlich  24  M.  für  ein  Paar  und  mit  einer  mittleren  Wert- 
zunahme von  wöchentlich  2,40  M.  während  der  Fütterungszeit,  so 
gewährt  ein  Paar  Schweine  nach  fünf  Monaten  ungeföhr  einen  Durch- 
schnittsverdienst von  50  M.,  nach  vier  Monaten  ungefähr  einen  Durch- 
schnittsverdienst von  40  M.,  nach  drei  Monaten  einen  Durchschnitts- 
verdienst von  30  M. 

Die  Fütterungszeit  richtet  sich  nach  den  Milcherträgen  und  Futter- 
vorräten. Beide  sind  bei  den  einzelnen  Büdnern  und  von  Jahr  zu  Jahr 
verschieden. 

Für  Verluste  (Sterben,  Krankheit  usw.)  sind  bei  dem  geringen  Alter 
und  der  infolgedessen  großen  Empfindlichkeit  der  Tiere  20 ^/o  abzuziehend 
Hiemach  ergaben  sich  unter  Berücksichtigung  des  Verbrauchs  in  der 
Wirtschaft  folgende  Zahlen: 

U.:  Fünf  Paar  Schweine  zweimal  im  Jahre  im  Alter  von  sechs 
Monaten,  also  nach  fünf  Monaten  verkauft  mit  durchschnittlich 
50  M.  Gewinn  == 500   M. 

Davon  ab  20  «/o  Verlust  = ■    100    „ 

Bleiben 400    „ 

Femer  ab  Verdienst  für  zwei  Schweine  für  den  Hausbedarf      50    „ 
Rest 850   M. 


1  Vgl.  V.  d.  Goltz,  Taxationslehre,  S.  490/491. 
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y.:  Nach  seinen  Notizen  verkauftV.  von  durchschnittlich  19  Schweinen 
jährlich  17,  wobei  zwei  Schweine  für  den  Hausbedarf  abgerechnet  sind. 

17  X  25  M.  = 425  M. 

ab  Verlust  20^lo  « 85   „ 

Rest .    340  M. 

W. :  Die  angegebene  Zahl  beruht  ganz  auf  genauen  Notizen ,  die 
8ich  über  fünf  Jahre  erstrecken. 

X.:  Verkauf  von  vier  Paar  Schweinen  zweimal  im  Jahre  je  nach 

fünf  Monaten,  also  8  x  50  M.  = 400  M. 

abzüglich  20®/o  Verlust  = ■      80   „ 

bleiben •.    320  M. 

ferner  ab  Verdienst  für  ein  Schwein  für  den  Hausbedarf     25   „ 
Rest 295  M. 

Y.:  Verkauf  von  einem  Paar  viermal  im  Jahre  nach  nur  drei-  bis 
viermonatiger  Fütterungszeit.    Sein  Gewinn  beträgt  daher: 

4  X  35  M.  = 140  M. 

abzüglich  20®/o  Verlust  = 28   „ 

112  M. 
und  Verdienst  für  ein  Schwein  für  den  Hausbedarf    .    .      17    „ 
Rest 95   M. 

5.  Erlös  aus  der  Geflflgrelhaltnng. 

Von  den  Hühnern  gibt  jedes  durchschnittlich  jährlich  zwei  Schock 
Eier  zum  Durchschnittspreis  von  je  3,20  M.    Da  von  diesem  Ertrage 
ungefähr  die  Hälfte  in  der  Wirtschaft  verbraucht  wird,  bleibt  ein  Erlös 
von  8,20  M.  multipliziert  mit  der  Zahl  der  Hühner,  also  bei: 
ü.,  V.  und  X.    10  X  3,20      =      32,00   M. 
bei  W.  ...    12  X  3,20      =      38,40    „ 
•  „     Y.  ...    11  X  3,20      «rd.35,20    „ 
Der  geringe  ErlÖ»  aus  der  Gänsehaltung  (bei  W.)  ist  unberück- 
sichtigt geblieben. 

II L   Wirtsohaftsaufwand  (Betriebskosten  und 
Reinepträgre).    (Tabelle  VmC.) 

1.  Allgemeines. 

a)  Die  in  der  Wirtschaft  verbrauchten  Lebensmittel. 

Wirtschaftskosten,  Wirtschaftsaufwand  ist  der  Wert  alles  dessen, 
was  erforderlich  ist,  um  die  Betriebsmittel  zu  Erträgen  zu  veranlassen, 
und  was  zugleich  den  Erlös  aus  diesen  Erträgen  mindert.  Dazu  gehört 
zunächst  alles,  was  dazu  dient,  um  die  Wirtschaftsmittel  (Grund  und 
Boden,  Gebäude,  lebendes  und  totes  Inventar,  auch  die  menschlichen 
Arbeitskräfte)  in  Stand  zu  halten,  zu  erneuern  und  zur  Arbeit  und  Pro- 
duktion zu  befähigen ;  femer  auch  das,  was  die  Verwertung  der  Produkte, 
ihre  Umsetzung  in  Geldeswert,  erst  ermöglicht  (Transportkosten  usw.). 
Es  müssen  daher  die  Kosten  für  Reparaturen,  notwendige  Neubauten 
(Amortisationsquoten),  Neuanscha£fungen ,  Transport,  für  Tierarzt,  Huf- 
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beschlag,  endlich  zum  Teil  auch  die  auf  den  Wirtschaftsobjekten  ruhenden 
staatlichen  und  kommunalen  Abgaben  (Renten,  Nuteregulierungsbeitr&ge 
usw.)  als  Wirtschaftsaufwand  von  den  Roherträgen  abgezogen  werden. 

Einen  großen  Teil  von  diesen  Wirtschaftskosten  bildet  das  dem 
Vieh  gereichte  Futter,  sowie  der  den  Feldern  zugeführte  Dung  und  die 
Aussaat.  Hiervon  wird  wieder  der  größte  Teil  in  der  Wirtschaft  selbst 
erzeugt,  und  nur  ein  kleiner  Teil  hinzugekauft  (z.  B.  Kleie,  kunstlicher 
D&nger).  Insoweit  diese  Dinge  hinzugekauft  werden,  müssen  sie  natürlich 
mit  den  bezahlten  Preisen  als  Kosten  betrachtet  und  angesetzt  werden. 
Soweit  aber  solche  Produkte  in  der  Wirtschaft  selbst  erzeugt  (und  ver* 
braucht)  werden,  brauchen  sie  bei  Berechnung  des  Wirtschaftsaufwandes 
nicht  berücksichtigt  zu  werden,  sobald  sie  auch  bei  den  Roh- 
erträgen nicht  angesetzt  sind.  Denn  andernfalls  würden,  mit 
welchem  Geldwerte  man  sie  auch  berechnen  würde,  ihretwegen  überall 
die  Wirtschaftskosten  (Futter,  Dung)  doch  nur  um  ebensoviel  erhöht, 
wie  der  Rohertrag  um  sie  erhöht  würde,  beide  Posten  würden  sich  in 
Rechnung  und  Gegenrechnung  aufheben  und  die  Höhe  des  Reinertrags 
nicht  beeinflussen.  Nur  in  dem  Falle,  wo  mehr  Futter  verbraucht  wird, 
als  die  Aufrechterhaltung  der  Wirtschaft  erfordert,  etwa  bei  Pferden 
zum  Privatgebrauch  des  Besitzers,  müßte  der  Mehrverbrauch  von  den 
Wirtschaftskosten  abgezogen  oder  den  Roherträgen  zugezählt  werden^- 

Dasselbe  gilt  von  den  Wirtschaftserzeugnissen,  die  von  den  in  der 
Wirtschaft  tätigen  Menschen  verzehrt  werden.  Sie  bilden  ebenso  wie 
beispielsweise  die  Beköstigung  des  Gesindes  Wirtschaftskosten, 
denn  sie  dienen  dazu,  die  Menschen  in  den  Stand  zu  setzen,  die  zum 
Fortbestehen  der  Wirtschaft  erforderliche  Arbeit  zu  leisten.  Daß  diese 
Arbeit  hier  durch  den  Besitzer  und  Mitglieder  seiner  Familie  verrichtet 
wird,  macht  für  die  Ermittelung  des  Reinertrages  keinen  Unterschied'. 
(Anders  beim  „Einkommen",  siehe  unten.)  Ein  großer,  bei  den  Klein- 
besitzern sogar  der  größte  Teil  dieser  Beköstigung  (Brotroggen,  Schlachte- 
schweine, Kartoffeln)  wird  in  der  Wirtschaft  erzeugt.  Sie  können  daher 
insoweit  ebenfalls  bei  den  Kosten  außer  Ansatz  bleiben,  wenn  nur  ihr 
Wert  auch  bei  den  Roherträgen  nicht  mitaufgeführt  wird. 

Hiernach  ist  in  den  vorliegenden  Fällen  verfahren.  Die  in  der 
Wirtschaft  erzeugten  und  verbrauchten  Produkte  sind  weder  bei  den 
Roherträgen  noch  bei  den  Wirtschaftskosten  berücksichtigt.  Bei  den 
Roherträgen  sind  nur  die  verkauften  Früchte  nach  Durchschnitts- 
menge und  -erlös  aufgeführt  (Barroherträge).  Die  Feststellung  der  Er- 
träge wurde  hierdurch  sehr  vereinfacht,  weil  der  Büdner  ziemlich  genau 
angeben  kann,  was  er  verkauft,  nicht  aber,  was  er  jedesmal  geerntet 
hat.     (Wegen  der  Milchtransportkosten  vgl.  Anhang  U  zu  3  c,  S.  123.) 

Freilich  darf  nur  der  Teil  der  in  der  Wirtschaft  erzeugten  und  von 
den  Menschen  verbrauchten  Erzeugnisse  als  Wirtschaftskosten  betrachtet 
werden,  der  das  zur  Beköstigung  der  für  die  Wirtschaft  erforderlichen 
Arbeitskräfte  notwendige  Maß  nicht  überschreitet.    Deshalb  gehört 


»  Vgl.  v.  d.  Goltz,  Taxationslehre,  S.  489  u.  495. 
3  Vgl.  V.  d.  Goltz,  Landwirtsch.  Buchführung,  S.  73. 
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erstens  der  Wert  der  Beköstigung  von  Personen  nicht  zu  den  Wirt- 
schaftskosten, soweit  sie  nicht  ihre  ganze  Arbeitskraft  der  Wirtschaft 
widmen  (z.  B.  Ehefrau,  Kinder).  Insoweit  ist  rielmehr  der  Wert  der 
Beköstigung  bereits  dem  Werte  des  Reinertrages  entnommen.  Seine 
Berechnung  als  Kosten  würde  die  Höhe  des  Reinertrages  unberechtigter 
Weise  mindern.  Er  mu0  daher  dem  Reinertrag  hinzugezählt  werden.  (Die 
Berechnung  im  einzelnen  siehe  Anhang  III  zu  12,  14,  17,  S.  128  ff.) 

2.  Auch  insoweit  die  Beköstigung  der  einzelnen  Person  ein  an- 
gemessenes  Maß  überschreitet,  gehört  ihr  Wert  nicht  zu  den  Wirt- 
schaftskosten. Bei  den  hier  behandelten  Büdnerwirtschaften  steht  jedoch 
nach  meinen  Beobachtungen  in  dieser  Hinsicht  der  Verbrauch  mit  dem 
Bedarf  völlig  im  Einklang.  Die  Beköstigung  ist  jedenfalls  nach  Art  und 
Maß  in  keinem  Falle  reichlicher  als  die  von  dem  Gesinde  im  selben 
Dorfe  beanspruchte  Kost. 

Andererseits  gehört  die  gesamte  notwendige  Kost  einer  mit- 
arbeitenden Person  zum  Wirtschaftsaufwand.  Daher  muß  auch  der  Wert 
derjenigen  Lebensmittel  zu  den  Kosten  gerechnet  werden,  die  für  jenen 
Zweck  gegen  Bezahlung  hinzugekauft  werden,  soweit  sie  daza 
dienen,  die  für  die  Wirtschaft  notwendigen  Arbeiter  zu  ernähren. 

Zu  den  Wirtschaftskosten  gehört  ferner  der  Aufwand  für  Tage- 
löhner. Was  für  ihre  Beköstigung  aus  den  in  der  Wirtschaft  erzeugten 
Lebensmitteln  entnommen  ist,  braucht  nicht  berücksichtigt  zu  werden, 
da  es  bereits  bei  den  Roherträgen  als  nicht  mitverkauft  unbeachtet  ge- 
blieben ist.  Der  hinzugekaufte  Teil  der  Beköstigung  muß  jedoch  ebenso 
wie  der  Tagelohn  als  Kosten  gerechnet  werden. 

b)  Mietwert  der  Wohnung;  andere  Ausgaben. 

Der  Mietwert  der  Wohnung  gehört  im  allgemeinen  zum  Wirtschafts- 
aufwand, da  die  Wohnung,  ebenso  wie  z.  B.  die  des  Gesindes,  für  die 
notwendigen  Arbeiter  unentbehrlich  ist.  Nur  bei  einigen  Wirtschaften 
gehört  ein  geringer  Teil  nicht  zu  den  für  die  Wirtschaft  erforderlichen 
Kosten,  nämlich  ebenfalls  da,  wo  Personen  mitwohnen,  die  ihre  Arbeits- 
kraft nicht  oder  nicht  ganz  der  Wirtschaft  widmen.  Im  übrigen  dient 
die  Büdnerwohnung  allein  der  Wirtschaft:  die  Zimmer  zur  Be- 
hausung (Essen,  Schlafen),  die  Küche  zur  Beköstigung,  für  die  Futter- 
bereitung und  für  die  Milchwirtschaft,  Boden  und  Keller  als  Vorrats- 
oder  Kühlräume. 

Mit  Rücksicht  auf  die  bescheidenen  Wohnungsverhältnisse  und  auf 
den  schon  an  sich  ganz  unbedeutenden  Mietswert  der  Büdnerwohnungen 
in  Schlalach  (40 — 60  M.)  ist  ein  besonderer  Abzug  für  nicht  mit- 
arbeitende Wohnungsgenossen  nicht  gemacht  worden. 

Für  sonstige  Ausgaben  (Hausscblächter,  Fleischbeschauung,  Arzt- 
kosten usw ),  die  dem  Wirtschaftsbetriebe  dienen,  ist  bei  jeder  Wirtschaft 
ein  Pauschquantum  von  4  M.  für  jede  in  der  Wirtschaft  beschäftigte 
Person  eingesetzt.  Der  Aufwand  an  Brennholz  ist,  wenn  es  zugekauft 
werden  muß,  ebenfalls  zu  den  Wirtschaftskosten  zu  rechnen,  da  er  nur 
der  Wirtschaft  dient  (Kochen  zur  Beköstigung  und  Futterbereitung» 
die  Wohnung). 


134.  129 

2.  Bereehniuig  der  Betriebskosten  im  elnxelnen,^ 

Die  Betriebskosten  bestehen,  abgesehen  vom  Arbeitswert  und  von 
verbrauchten  Naturalien,  meist  aus  baren  Ausgaben  und  Amortisations- 
quoten. 

Die  baren  Ausgaben  für  den  Milchtransport  (0,01  M.  pro  Kilogramm 
oder  Liter)  sind  bereits  bei  dem  Erlös  aus  der  Milchwirtschaft  be- 
rechnet (vgl.  3  c  der  Roherträge). 

Der  Futterverbrauch  für  die  aufgezogenen  Fohlen  (bei  U.)  braucht 
ebenfalls  nicht  mitberechnet  zu  werden.  Er  ist  bereits  bei  den  Roh- 
erträgen abgezogen,  da  ebensoviel  Feldfrüchte  weniger  verkauft  sind, 
als  dieser  Verbrauch  beträgt 

Die  Pos.  8,  6  a,  7,  8,  9  und  11  beruhen  auf  Angaben  der  Besitzer 
und  ihren  Notizen,  bei  V.  zum  Teil  auf  freier  Schätzung. 

Pos.  11.  Barer  Arbeitslohn.  Tagelöhner  werden  nur  zeitweise  von 
U.  und  W.  beschäftigt.  Der  Lohn  beträgt  bei  ü.  durchschnittlich  2,25  M., 
an  15  Tagen  also  3S,75  M. 

W.  beschäftigt  an  14  Tagen  einen  alten  Auszügler  für  1,20  M. 
täglich  «  16,80  M. 

Pos.  10.  Transportkosten  sind  für  X.  und  Y.  zu  berechnen,  da  sie 
keine  Pferde  besitzen,  um  ihre  Feldfrüchte  zum  Verkauf  nach  der  Stadt 
oder  den  Proviantämtern  zu  fahren. 

Die  Positionen  1,  2,  8,  4,  5  und  6  sind  nach  den  von  v.  d.  Goltz 
in  seiner  Taxationslehre,  S.  497  ff.,  vorgeschlagenen  Prozentsätzen  vom 
Werte  der  betreffenden  Sachen  berechnet,  jedoch  unter  Berücksichtigung 
der  tatsächlichen  Verhältnisse.  So  ist  bei  Pos.  la  (Stallbeleuchtung, 
Kurkosten,  Hufbeschlag  usw.)  auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen 
nur  die  Hälfte  der  dort  vorgeschlagenen  Beträge  eingesetzt,  also  10,75  M. 
pro  Pferd  und  Jahr.    Im  übrigen  sind  gerechnet: 

Pos.  1  b.  Abnutzung  10  ^/o  nur  bei  V.  und  W.,  die  ihre  Pferde  nicht 
selber  aufziehen.  Bei  U.  ist  die  Abnutzung  durch  die  Zuzucht  gedeckt 
und  in  der  durch  die  Fohlenfutterkosten  verursachten  Verminderung  des 
Rohertrags  zum  Ausdruck  gekommen  (siehe  oben).  Der  durch  Unglücks- 
fälle usw.  herbeigeführten  Abnutzung  ist  bereits  bei  dem  Erlöse  von  ver- 
kauften Fohlen  Rechnung  getragen  (vgl.  v.  d.  Goltz,  Taxationslehre,  S.  497, 
498).   Bei  Y.  sind  2b%  gerechnet,  da  er  sein  Pferd  sehr  alt  gekauft  hat. 

Pos.  2.  Kurkosten,  Stallbeleuchtung  usw.  2,50  M.  pro  Jahr  und 
Kuh.  Abnutzung  ist  hier  nicht  gerechnet,  da  sie  durch  die  Zuzucht 
gedeckt  und  in  den  beim  Verkauf  des  älteren  Viehs  erzielten  Erlös  mit- 
verrechnet ist.  (Siehe  oben  II,  Pos.  8  a  der  Roherträge,  S.  122  v.  d.  Goltz 
a.  a.  0.  S.  498.) 

4.  Abnutzung  des  toten  Inventars.  Mit  Rücksicht  auf  die  vor- 
gefundenen Verhältnisse  und  Gewohnheiten  —  der  Büdner  nimmt  den 
größten  Teil  der  Reparaturen  selbst  vor  —  ist  der  niedrige  Satz  von 
16®/o  vom  Werte  angenommen.    (Vgl.  v.  d.  Goltz  a.  a.  0.,  S.  498.) 


^  Siehe  die  Tabelle  zu  den  Wirtschaftsberechnungen,  auf  die  sich 
die  hier  angegebenen  Pos.-Nr.  beziehen. 
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5.  Abnutzung  der  Gebäude:  Hier  ist  der  hohe  Prozentsatz  von 
P/a^/o  angenommen,  weil  sich  nicht  der  Neubauwert,  sondern  nach  der 
Taxe  der  Feuerversicherung  nur  der  gegenwärtige  Wert  feststellen 
lie«.    (Vgl.  V.  d.  Goltz  a.  a.  0.,  S.  498  ff.) 

6  b.  Versicherungskosten  des  Inventars.  Die  tatsächlichen,  von  den 
Büdnern  angegebenen  Versicherungskosten  erschienen  mir  im  Verhältnis 
zum  Wert  des  Inventars  durchweg  zu  hoch.  Das  Inventar  war  an- 
scheinend absichtlich  „überversichert^.  Es  ist  deswegen  überall  ein 
Betrag  von  2  pro  Tausend  des  Wertes  als  Versicherungsbeitrag  des 
Inventars  eingestellt.    (Vgl.  v.  d.  Goltz  a.  a.  0.,  S.  501.) 

7.  Zu  den  Abgaben  und  Lasten  sind  gerechnet:  Auf  den  Grund- 
stücken ruhende  (Domänen-  und  Pfarr-)  Renten,  Nutekosten  (Kosten, 
die  die  Anlieger  für  die  Regulierung  der  zur  Nute  und  Nieplitz  ent- 
wässernden Gräben  zahlen  müssen).  Kommunal-  und  Kreisabgaben,  sowie 
die  Abgaben  an  die  Land-  und  Forstwirtschaftskammer,  dagegen  nicht 
die  Vermögens-  und  Einkommensteuern,  da  diese  aus  dem  Reinertrage 
entnommen  werden  müssen.    (Vgl.  v.  d.  Goltz,  S.  508  und  479  ff) 

10.  Sonstige  Ausgaben  (Arztkosten,  Fleischbeschauer,  Haus- 
schlächter usw.).  Der  Betrag  von  4  M.  pro  Person  ist  durch  Schätzung 
ermittelt. 

12.,  14.,  17.  Die  Höhe  der  Positionen  12  und  17  richtet  sich  nach 
der  Zahl  derjenigen  Personen,  die  in  der  Wirtschaft  mit  nrer  ganzen 
Kraft  tätig  und  für  sie  notwendig  sind,  die  der  Position  14  dagegen  nach 
der  Zahl  und  dem  Verbrauch  derjenigen  von  den  Wirtschaftserzeugnissen 
mitbeköstigten  Familienglieder,  die  ihre  Arbeitskraft  nicht  oder  nicht 
ganz  der  Wirtschaft  widmen  (siehe  S.  125  f.).  Die  Beträge  der  letzteren 
Position  sind  den  Reinerträgen  zuzuzählen  (siehe  S.  120).  Zunächst  ist 
daher  jedesmal  die  Zahl  dieser  Personen  in  jeder  Wirtschaft  zu  ermitteln. 

Bei  U.  sind  vorhanden  drei  Familienmitglieder:  Besitzer,  Ehefrau 
und  Sohn.    Sie  sind  in  der  Wirtschaft  voll  beschäftigt. 

V.  Hier  sind  vorhanden:  Der  junge  Besitzer,  seine  Ehefrau,  der 
Vater  (frühere  Besitzer),  die  Mutter,  ein  zwegähriges  Kind. 

Besitzer  und  Ehefrau  sind  mit  ihrer  ganzen  Arbeitskraft  in  der 
Wirtschaft  tätig.  Die  Arbeitskraft  vom  Vater  ist  gleich  1  männlichen, 
die  der  Mutter  ungefähr  V4  weiblichen  zu  setzen,  also 

tätig:    2  männliche,  IVi  weibliche  Arbeiter; 

ohne  Arbeit  zu  ernähren: 

*/4  weibliche  Person  und  1  Kind. 

W.  Vorhanden:  Besitzer,  Ehefrau,  erwachsener  Sohn  und  er- 
wachsene Tochter. 

Vollbeschäftigt  sind  Ehefrau  und  Sohn.  Der  Besitzer  ist  durch 
eine  Verletzung  nicht  im  vollen  Besitz  seiner  Arbeitskraft,  die  Tochter 
hilft  nur  und  ist  sonst  anderweit  beschäftigt.  Die  Arbeitskraft  der  beiden 
letzteren  ist  daher  gleich  einer  weiblichen  Arbeiterin  zu  setzen,  also 

tätig:    1  männliche  (Sohn), 

2  weibliche  (Besitzer  und  Tochter  zusammen  und  Ehefrau); 

ohne  Arbeit  zu  ernähren: 
1  männliche  Person. 
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X.    Besitzer,  Ehefrau  und  ein  schulpflichtiger  Sohn.    Der  Sohn 
hilft  ein  wenig,  der  Besitzer  ist  einige  Tage  in  anderen  Wirtschaften  be- 
schäftigt; beides  gleicht  sich  aus,  daher 
tätig:    1  männliche  und 

1  weibliche  Person; 
ohne  Arbeit  zu  ernähren: 
1  schulpflichtiger  Sohn. 
Y.    Besitzer,  Ehefrau  und  ein  schulpflichtiger  Sohn. 
Der  Besitzer  ist  einige  Wochen  in  fremden  Wirtschaften  gegen  Lohn 
beschäftigt,  ebenso  die  Ehefrau  einige  Tage,  der  Sohn  hilft 
tätig  ungefähr:    */io  männliche, 

1  weibliche  Arbeitskraft; 
ohne  Arbeit  zu  ernähren: 

Vio  männliche  Person, 
1  schulpflichtiger  Sohn. 
Hiernach  sind  im  einzelnen  Falle  der  als  Betriebskosten  anzu- 
rechnende Teilbetrag  von  den  für  den  Lebensunterhalt  der  Familien  an- 
gekauften Waren  (Pos.  12),  der  Anteil  an  den  „sonstigen  Aus- 
gaben^  (Pos.   10)   und   endlich   der  Wertbetrag  der  Wirts chafts- 
produkte  zu  berechnen,  die  von  den  nicht  fär  die  Wirtschaft  tätigen 
Personen  verzehrt  werden,  und  die  deswegen,  als  aus  dem  Reinertrag 
entnommen,  dem  übrigen  Ertrage  wieder  hinzugerechnet  werden  müssen. 
Es  ergibt  sich  für  Pos.  10  (Sonstige  Ausgaben,  Arztkosten  usw.) 

ü.       3  X  4  ^  12  M., 
V.    3V4  X  4  =  13    „ 
W.       3  X  4  —  12    „ 
X.       2  X  4  «=    8    „ 
Y.     2»  X  4  =    8    „ 
Pos.  12  (Angekaufte  Lebensmittel).    Nach  den  zum  Teil  auf  Quit- 
tungen (Kabattbüchern)  beruhenden  Angaben  der  Büdner  wird  pro  Kopf 
ungefähr  jährlich  50  M.  (bei  Y.  40  M.)  an  Lebensmittelwaren  hinzugekauft 
Es  sind  also  hiervon  als  Betriebskosten  anzurechnen  für: 

ü.       3  X  50  =       150   M., 
V.    3V4  X  50  =  ca.  162    „ 
W.       3  X  50  =       150    „ 
X.       2  X  50  =-       100    „ 
Y.      2>  X  40  =        80    „ 

8.  Berechnong  des  Reinertrages. 

Pos.  14  (Wert  der  verbrauchten,  aus  dem  Reinertrag  entnommenen 
Wirtschaftserzeugnisse). 

Der  Wert  der  Kost  des  Gesindes  betrug  im  Begierungsbezirk 
Potsdam  nach  umfangreichen  Ermittelungen  im  Jahre  1877  auf  kleinen 
Gütern  durchschnittlich': 

für  eine  männliche  Gesindeperson ....    237   M., 
„      „     weibliche  „  ....    204    „ 

*  Die  Zahl  2  ist  versehentlich  statt  l*/io  gesetzt  Dieser  ganz 
fferingfügij^e  Fehler  konnte  jedoch  nicht  mehr  durch  die  Berechnungen 
durchkomgiert  werden. 

<  V.  d.  Goltz,  Taxationslehre,  S.  130  ff. 

9* 
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Diese  Beträge  umfassen  aber  nicht  nur  den  Wert  der  Lebensmittel, 
sondern  auch  den  der  sonstigen  Verpflegung  (Schlafstelle,  Feuerung, 
Licht,  Arzt,  Apotheke),  sowie  den  Wert  der  angekauften  Lebens- 
mittel, also  Beträge,  die  hier  bereits  bei  anderen  Positionen  berechnet 
sind  (Pos.  10  und  12).  Anderseits  ist  seit  jener  Zeit  ein  großer  Teil 
der  Lebensmittel,  yor  allem  das  Fleisch,  im  Preise  bedeutend  gestiegen. 
Auch  sind  die  Ansprüche  größer  geworden. 

Nach  Berechnungen  von  Göriz  (Landw.  Betriebslehre,  Bd.  IL, 
S.  219 ff.  zitiert  bei  v.  d.  Goltz,  Taxationslehre,  S.  136  ff.)  soll  die  Beköstigung 
einer  männlichen  Gesindeperson  im  Werte  gleich  45  Scheffel  Roggen 
sein,  wovon  etwas  weniger  als  '/4,  also  etwa  34  Scheffel  auf  die  Be- 
köstigung im  engeren  Sinne ,  also  die  Lebensmittel,  entfallen. 
84  Scheffel  Roggen  entsprächen  jetzt  einem  Geldwerte  von  ungefähr 
190  M. 

Diese  Beträge  enthalten  aber  nicht  nur  den  Wert  der  aus  der 
Wirtschaft  entnommenen,  sondern  auch  den  Wert  der  zur  Beköstigung 
angekauften  Lebensmittel.  Mit  Rücksicht  hierauf  und  mit  Rücksicht 
auf  die  Lebensweise  der  Büdner  schienen  mir  auf  Grund  von  Schätzungen 
der  Büdner  und  anderer  Sachverständiger  folgende  Beträge  jährlich  als 
Geldwert  der  aus  den  Wirtschaftserzeugnissen  entnommenen  Lebens- 
mittel angemessen  zu  sein: 

180  M.    für  eine  erwachsene,  männliche  Person, 

160  „„      „  „  weibliche         „ 

100  „       „    ein  halberwachsenes  Kind, 

40  „       „      „    kleineres  Kind. 

Diese  Werte  müssen  also  zur  Berechnung  des  Reinertrages  für  die 
Personen,  die  nicht  oder  nicht  ganz  ihre  Arbeitskraft  der  Wirtschaft 
widmen,  trotzdem  aber  von  den  Erzeugnissen  der  Wirtschaft  leben,f  den 
bisher  ermittelten  Erträgen  (Pos.  18  a)  zugerechnet  werden.  Denn  in- 
soweit sind  sie  nicht  als  Wirtschaftsaufwand  zu  betrachten,  sondern 
aus  den  Reinerträgen  entnommen: 

Es  ergaben  sich  folgende  Beträge  für  Position  14: 


^  f  "/i  weibliche  Person 120  Mk., 

^'11  1 
.    1  i 
X.    1  halberwachsener  Sohn 100 


kleines  Kind ^    n 

W.    1  erwachsene  männliche  Person     .    .    180    „ 

n 

Y.    Vio  männliche  Person  (etwa  20  M.)  und 

1  halberwachsener  Sohn  (100  M.)  .    .    120    „ 


Pos.  15  enthält  den  Wert  der  Roherträge  einschließlich  der  von 
nicht  mitarbeitenden  Familienmitgliedern  verzehrten  Produkte  (Tab.  IX  B, 
Bar-Rohertrag  und  Tab.  IX  C,  Pos.  14). 

Pos.  16  enthält  die  Erträge  nach  Abzug  sämtlicher  Kosten  außer 
dem  Arbeitswert,  also  den  Reinertrag  einschließlich  des  Arbeits- 
wertes (Reinertrag  im  weiteren  Sinne). 
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Pos.  17.  Der  Arbeitswert  beträgt  nach  den  früheren  Ausführungen 
(S.  84)  42 ^/o  der  in  Pos.  16  berechneten  Erträge  also  ungefähr: 

bei  U 441,23  M., 

n    V 453,79  „ 

»  W 261,75  „ 

„    X 309,65    „ 

„    Y 123,46    „ 

Die  Reinerträge  bestehen  aus  den  Barroherträgen  einschließlich 
sämtlicher  in  der  Wirtschaft  verzehrten  Wirtschaftserzeugnisse,  ver- 
mindert um  sämtliche  Betriebskosten.  Sie  setzen  sich  also  folgender- 
maßen zusammen:  Die  Summe  der  Barroherträge  (Pos.  13a)  und  der 
Wert  der  von  den  nicht  mitarbeitenden  Familienangehörigen  verzehrten 
Wirtschaftsprodukte  (Pos.  14)  ergibt  den  Betrag  der  Pos.  15.  Dieser, 
vermindert  um  Pos.  13,  (die  Summe  der  Betriebskosten  aulier  dem 
Arbeitswert),  stellt  den  Reinertrag  einschließlich  des  Arbeitswertes 
dar.  (Pos.  16.)  Nach  Abzug  des  Arbeitswertes  (Pos.  17)  von  Pos.  16 
erhält  man  den  Reinertrag. 

Der  Reinertrag  der  Bauernwirtschaft  ist  aus  der  Buchführung 
auf  2600  Mk.  berechnet. 

IV.   Das  Einkommen. 

Die  Zusammensetzung  der  Büdnereinkommen  unter  Zugrundelegung 
der  Reinerträge  ergibt  sich  aus  Tabelle  X. 

Pos.  1,  Reinertrag,  ist  in  Tabelle  IX  C.  S.  145  berechnet,  Pos.  2—4 
ebenda. 

Pos.  5  (Wert  der  von  den  mitarbeitenden  Angehörigen  verzehrten 
Wirtschaftserzengnisse)  ergibt  sich,  wenn  man  die  Zahl  der  beschäftigten 
männlichen  und  weiblichen  Personen,  wie  sie  oben  S.  130 f.  zu  12.,  14., 
17.  ermittelt  sind,  mit  dem  S.  132  angegebenen,  auf  die  einzelnen  Personen 
entfallenden  Lebensmittelaufwand  multipliziert,  also: 

bei  ü.    (2  X  180)  +      (Ix  160)  =  360  +  160  =-  520  M., 

„  V.    (2  X  180)  +  (1V4  X  160)  =  360  +  200  =  560  „ 

„  W.    (1  X  180)  -h     (2  X  160)  -=  180  -f  320  «  500  „ 

„  X.    (1  X  180)  +      (Ix  160)  =  180  +  160  =  340    „ 

„  Y.(»/io  X  180)  +      (1  X  160)  =  162  +  160  =  322    „ 

Pos.  6.  Dem  Mietswert  der  Wohnungen  sind  zum  Teil  die  bei  der 
Einkommensteuerveranlagung  geschätzten  Beträge  zugrunde  gelegt. 

Pos.  7.  Von  den  bei  den  Betriebskosten  eingestellten  Beträgen  für 
Brennholz  (Pos.  8  von  Tab.  IX G.)  ist  nur  die  Hälfte  als  Einkommen 
der  Personen  gerechnet,  da  das  übrige  für  die  Yiehwirtschaft  (Kochen 
von  Futtermitteln)  und  für  Gerätereparaturen  verwendet  wird. 

Pos.  10.  Die  Höhe  der  Pachtzinsen  ist  nach  den  Angaben  der 
Besitzer  berechnet. 

Pos.  11.  Die  Schuldzinsen  sind  nach  den  Angaben  der  Besitzer 
festgesetzt  und  durch  die  Eintragungen  in  den  Grundbuchakten  nach- 
geprüft worden. 


134  134. 

Pos.  14  ist  gleich  Pos.  5. 

Pos.  15  ergibt  sich  aus  einer  ähnlichen  Rechnung  vie  bei  Pos.  5. 

Pos.  16  ist  gleich  Pos.  6. 

Pos.  2  (Arbeitswert)  ist  bei  Berechnung  des  un baren  Einkommens. 
(Pos.  14 — 17)  entsprechend  den  Ausführungen  Seite  110  f.  nicht  berück- 
sichtigt. Der  Arbeitswert  vermindert  zwar  als  Betriebskostenwert,  wie 
die  übrigen  unbaren  Einkommensquellen  (Pos.  5  und  14,  Pos.  6  und  16), 
den  Reinertrag,  bildet  aber  anderseits  keine  besondere  Ein- 
kommensquelle, denn  er  fließt  der  Person  des  Besitzers  nur  in  den 
durch  die  Arbeit  erzeugten  Ertragswerten  zu. 

Die  für  die  Bauernwirtschaft  berechneten  Einkommensummen  sind 
nicht  ganz  genau,  da  in  der  Buchführung  an  einer  Stelle  die  Privat- 
und  die  Wirtschafts  ausgaben  in  der  Summe  nicht  auseinandergehalten 
sind.  Die  Scheidung  mußte  daher  durch  Schätzung  der  Privatausgaben 
vorgenommen  werden.  Da  es  sich  aber  nur  um  einen  Teilposten  han- 
delte, kann  der  etwa  bei  der  Schätzung  vorgekommene  Fehler  nicht  von 
großer  Bedeutung  sein  und  das  Ergebnis  im  ganzen  jedenfalls  nicht 
wesentlich  beeinflussen. 

Hiemach  betrug  für  diese  Bauernwirtschaft,  in  der  der  Besitzer 
und  seine  Tochter  nur  leitende  Arbeiten  verrichten: 

das  Einkommen  ungefähr  ....    3080    M., 
„    Bareinkommen    „         ....    2580    „ 

Und  zwar  sind  zur  Berechnung  des  Einkommens  zum  Reinertrage 
diejenigen  Werte  hinzugezählt,  die  von  der  Besitzerfamilie  (Vater  und 
Tochter)  in  Naturalien,  Behausung  usw.  vereinnahmt  werden,  beim 
Reinertrag  jedoch  als  Betriebskosten  (Lohn  und  Beköstigung  der  Be- 
triebsleiter) in  Abzug  gebracht  waren  (etwa  200  M.). 


leloh  Im  Hvuhftlt 
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Tabelle  IL 

Yerteilnngr  des  Grondbegitzes  in  der  Gemarlnuigr  ScUalach  auf  die 
8  Arten  Ton  Dorfbewolinern:  Bauern,  Koss&ten  nnd  Bfidner,  nach  12 
GrOl^enldaBgen  greordnet,  (in  den  Jahren  1865, 1876^  1885, 18u5,  ISIOB). 


Größen- 
klasse 
ha 

1865' 

Zahl  d.  Stellen 

Auf  die 
Größen- 
klasse ent- 
fallen 

Darch- 
schnitts- 

größe 
einer 

Stelle 

Snmme 
der  Rein- 
erträge 
in  einer 
Klasse 

Durch- 

1 

a 

E 

e8 

0) 

;s 

00 

CO 

o 

a 

13 

a 

B 
B 

08 
oo 

9 

schnitts- 
Rein- 
ertrag 

pro  ha 

n 

M 

pq 

N 

ha  a  qm 

ha  a 

Ji 

JH 

a. 

b. 

c. 

d.« 

e. 

f.« 

1. 

über  40 

2» 

— 

2 

95,0000 

47,5 

?  — 

?  — 

2. 

30-40 

9 

2 

— 

11 

371,5320 

383 

5514,03 

14,8 

3. 

20—30 

11 

11 

270,4050 

24,6 

4161,66 

15,4 

4. 

15—20 

— 

5 

5 

94,0990 

18,8 

1438,92 

153 

5. 

10-15 

— 

5 

5 

61,4530 

12,3 

953,67 

15,6 

6. 

5—10 

— 

2 

2 

15,0990 

7,5 

248,46 

16,5 

7. 

4r— 5 

— 

— 

— 

— 

8. 

3-4 

— 

— 

4 

4 

13,9370 

3,5 

264,45 

18,9 

9. 

2    3* 

— 

10 

10 

25,8949 

2,6 

511,68 

19,7 

10. 

1-2 

1 

1 

1,4110 

1,4 

24,39 

173 

11. 
12. 

0    1 

(mit  Land) 

0    1 

(ohne  Land,  nur 
Hofstelle) 

— 

— 

4 

18 

4 
18 

2,0280 
1,1370 

0,5 
0,06 

41,88 

20,6 

13. 

Ill25 

37 '73 

t 

951,9959 

18,04 

1 

13159,14 

138 

Hüfiierg^enosB 

enschaftflbesitz  " 

119,1380 

1390,29 

11,7 

Gemeindebes 

itz» 

15,2470 

58,65 

3,9 

1086,3809 

— 

— 

'  Für  einzelne  Größenklassen,  besonders  die  Klasse  1  (über  40  ha) 
waren  die  Zahlen  nicht  genau  zu  ermitteln,  da  bestimmte  Angaben 
darüber  in  der  alten  Grundsteuermutter rolle  fehlten. 

'  Die  Zahlen,  in  den  Spalten  d.  und  f.  sind  überall  abgerundet. 

'  In  der  Größenklasse  1  (über  40  ha)  ist  der  Mühlenbesitzer  mit  etwa 
50  ha  mit  zu  den  Bauern  gerechnet. 

^  Der  Umfang  einer  Büdnerstelle  (Art.  58  der  Grundsteuermutterrolle) 
war  hier  nicht  mehr  festzustellen. 

*  Der  Besitz  der  „Hüfnergenossenschaft^  und  der  „Gemeinde*^  ist 
bis  auf  einen  kleinen  Rest  von  1876  an  als  verteilt  aufgeführt 


134. 


137 


Tabelle  II  (Fortsetnmg). 


Größen- 
klasse 

1  8  7  6« 

09 

Zahl  d.  Stellen 

Auf  die 
Größen- 

Durch- 
schnitts- 

Summe 
der  Rein- 

Durch- 

a 
a 

a 

schnitts- 

$2« 

0 

u 

a 

klasse  ent- 

gröfte 

• 

erträge 

•              • 

Rein- 

ha 

»4 

:fl8 

CO 

eo 

O 

a 

§ 

OB 

0 

faUen 

einer 
Stelle 

m  einer 
Klasse 

ertrag 
pro  ha 

pq 

M 

m 

tSJ 

ha  a  qm 

ha  a 

Ji 

Ji 

a. 

b. 

c. 

d. 

e. 

f. 

1. 

über  40 

9 

_ 

^^ 

9 

444,8200 

49,4 

6014,04 

13,5 

2. 

30-40' 

2 

2 

— 

4 

137,4870 

34,4 

2190,33 

15,9 

3. 

20-30 

— 

9 

9 

223,2470 

24,8 

3431.37 

15,4 

4. 

15-20 

— 

7 

— 

7 

129,8060 

18,5 

2024,91 

15,6 

5. 

10—15 

— 

5 

5 

58,2230 

11,6 

854,91 

14,7 

6. 

5—10 

— 

2 

— 

2 

15,0640 

7,5 

244,32 

16,3 

7. 

4—5 

— 

— 

— 

-^ 

— 

8. 

8-4 

— 

— 

4 

4 

14,1880 

3,5 

276,00 

19,5 

9. 

2—3 

— 

13 

13 

33,5220 

2,6 

628,50 

18,8 

10. 

1—2 

— 

3 

3 

3,7780 

1,3 

63,63 

16,8 

11. 

0-1 

(mit  Land) 

-^ 

7 

7 

3,8180 

0,5 

55,50 

14,5 

12. 

0—1 

(ohne  Lftnd,  nar 

HofBtelle) 

— 

— 

20 

20 

1,0730 

0,05 

— 

— 

13. 

11 

25 

47 

83 

1065,0260 

12,8 

15783,51 

14,8 

1885 

1. 

Über  40» 

8 

.^_ 

8 

415,7970 

52,0 

5477,28 

13,4 

2. 

30-40» 

1 

2 

— 

3 

99,3800 

33,1 

1525,02 

15,3 

3. 

20—30 

— 

9 

— 

9 

226,9080 

25,2 

3460,77 

15,3 

4. 

15—20^0 

— 

8 

— 

8 

148,5860 

18,6 

2278,02 

15,3 

5. 

10—15 

— 

2 

2 

22,8910 

11,4 

432,63 

18,9 

6. 

5-10 

— 

2 

4 

6 

41,0260 

6,8 

723,00 

17,6 

7. 

4-5 

— 

— 

4 

4 

17,7860 

4,4 

374,01 

21,0 

8. 

3-4 

— 

— 

6 

6 

21,7580 

3,6 

412,65 

19,0 

9. 

2-3 

— 

— 

9 

9 

22,4680 

2,5 

447,24 

19,9 

10. 

1-2 

— 

— 

9 

9 

13,0225 

1,4 

264,48 

20,3 

11. 

0—1 

(mit  Land) 

^^ 

—— 

9 

9 

4,2040 

0,5 

79,26 

18,9 

12. 

0-1 

(ohne  Land,  nnr 
Hofstelle) 

— 

— 

17 

17 

0,8970 

0,05 

13. 

T 

23 

58 

90 

1034,7235 

11,5 

15474,36 

15,0 

*  Der  gemeinschaftliche  Besitz  der  „Hüfnergenossenschaft"  ist  unter 
die  Bauern  verteilt. 

'  Zu  den  Bauern  der  Klasse  1  ist  wiederum  der  Wassermühlen- 
besitzer  gerechnet.  Zu  den  Bauern  der  Klasse  2  gehört  ein  Halbbauer 
und  ein  Bauer,  dessen  Besitz  bereits  zum  Teil  parzelliert  ist 

»  In  Klasse  1  ist  ein  Bauerngut  parzelliert.  Zu  den  übrigen  8  ist 
der  Wassermühlenbesitzer  gerechnet. 

*  Das  bis  dahin  zum  Teil  parzellierte  (Siehe  Anm.  6)  Bauerngut 
ist  nunmehr  (1879/1880)  vollständig  aufgeteilt. 

^®  In  Klasse  4  ist  ein  Kossätengut  durch  Aufteilung  weggefallen, 
ebenso  in  Klasse  5  (1879/1880. 
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TabeUe  n  (Fortsetzung). 


Größen- 
klasse 
ha 

189  5 

Zahl  d.  Stellen 

Auf  die 
Größen- 
klasse ent- 
fallen 

ha  a  qm 

Durch- 
schnitts- 

gröBe 
einer 

Stelle 

ha  a 

Summe 
der  Rein- 
erträge 
in  einer 
Klasse 

Durch- 

s 
s 

s 
5Z5 

e 

Ö 
OS 

a 

09 

o 

U 

a 

a 

B 

G 

«8 

CO 

schnitts- 
Rein- 
ertrag 

pro  ha 

Ji 

a. 

b. 

c.    • 

d. 

e. 

f. 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 

12. 

über  40 
30-40 
20-30  " 
15    20 
10—15 

5—10 

4—5 

3-4 

2—3 

1—2 

0—1 

(mit  Land) 

0—1 

(ohne  Land,  nur 
Hofstelle) 

8 

1 

1 

14 
2 
2 
2 

8 
6 
3 
13 
15 
8 

14 

8 

1 
15» 

2 

2 
10 

6 

3 
13 
15 

8 

14 

387,8887 
32,8714 

362,5507 
36,7995 
22,3695 
66,9765 
25,9681 
11,1540 
31,9588 
23,1020 
5,4730 

1,0997 

48,5 

32,9 

24,1 

18,4 

11,2 

6,7 

4,3 

8,7 

2,5 

1,6 

0,68 

0,08 

'   5274,24 
505,41 

5478,93 
539,28 
370,95 

1166,87 
526,95 
189,63 
601,92 
443,22 
103,68 

13,6 
15,4 
15,1 
H,7 
16,9 

17,4 
20,3 
17,0 
18.8 
19,2 
18,9  !• 
(20,01) 

13. 

9 

21 

67197 

1008,2119 

10,4 

15200,58 

15,1 

1906 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 

12. 

über  40  " 
30—40 
20—30  " 
15—20 »» 
10-15 »« 

5—10  " 

4—5 

3^-4 

2-3 

1     2 

0     1 

(mit  Land) 
0-1 
(ohne  Land,  nur 
Hofstelle) 

5 
2 

1 
9 

6 

1 

1 
19 

6 
12 
15 

7 

2 

7 

5 

1 
11 
6 
1 
20 
6 

12 

15 

7 

2 

7 

244,9079 
32,6612 

273,5430 

109,9254 
11,5634 

148,1989 
26,7658 
41,1086 
36,4348 
11,5719 
1,2368 

0,6119 

49,0 

32,7 

24,9 

18,3 

11,6 

7,4 

4,5 

3,4 

2,4 

1,7 
0,6 

0,09 

3397,47 
486,81 

3963,21 

1787,34 
193,50 

2416,68 
444,90 
672,54 
679,32 
191,40 
20,10 

13,9 
14,9 
14,5 
16,3 
16,7 
16,3 
16,6 
16,4 
18,6 
16,5 
16,2 

13. 

7 

17 

69 

93 

938,5296 

10,1 

14253,27 

15,2 

^^  Der  Halbbauer  ist  durch  Verkauf  von  rund  8  ha  in  die  3.  Klasse 
gerückt.  Zwei  Kossätenbesitze  (Art.  2  und  23  der  Grundsteuermutterrolle) 
sind  aufgeteilt,  die  übrigen  zum  Teil  vergrößert. 

^'  In  Klasse  11  würde  der  Durchschnittsreinertrag  ohne  zwei  Stellen 
(Art.  73/162  und  136)  20,01  Mk.  pro  ha  betragen. 

1'  Eine  Bauernstelle  (Art.  10)  ist  Tollständig  im  Jahre  1898,  eine 
andere  und  der  Besitz  des  Wassermüllers  in  den  Jahren  1906  und  1896, 
zum  größten  Teil  parzelliert  (Art.  31  und  30). 

^^  In  dieser  Klasse  ist  eine  Kossätenstelle  (Art.  7)  zur  Hälfte  auf- 
geteilt (1905). 

iB  Eine  Kossätenstelle  (Art.  29)  ist  1902  aufgeteilt. 

1«  Zwei  Kossätenstellen  (Art.  12  u.  13)  sind  1898  und  1902  parzelliert. 

"  Eine  Kossätenstelle  (Art.  27)  ist  1902  parzelliert 
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TabeUe  III. 
yerteilung  der  Bauern  (mit  Wassermfihleiibesitzer) ,  KosB&ten  und 
Bfldner  anf  die  3  GrOssenklassen :  Aber  80  ha,  5—90  ha  und  unter  5  ha« 


1865 

1876 

1885 

1805 

1906 

^^ 

^k^ 

^^  < 

^^ 

^^^ 

3 

s 

0 

e 

S 

• 

SB 

0 

E 

•  1 

« 

0 
9 

s 

• 

2| 

0 

s 

0 

sl 

0 

0 

1 

C    0 

rtS 

fl 

e 

«    0 

•«8 

0     e 

s.  0     «i 

0 

C 

e  0 

•es 

0      e 

S   0 

ts 

0 

e 

Bau 
(Mfihle 

O 

Bau 
(Mfihle 

• 
• 
O 

b4 

OQ       0 

Z3  <D      <a 

•0 

CQ 

0 

es 

«Q 
0 

Bau 
(Mfihle 

n 

S 

0 

64 

Bau 
(Mfihle 

DO 
00 

O 

3 

CO 

0 

30  und  mehr 

11 

2 

13 

11 

2 

-  13 

9 

2 

11 

8i    1 

9 

5 

1 

^^^^ 

6 

5-30 

23 

— 

^ 

23 

—  23 

21 

4 

25 

1'20 

8  29 

2 

16 

20 

38 

0    5 

— 

— 

37 

37 

47 '47 

— 

54 

54 

1 

59  59 

49 

49 

\n 

25 

37 

73 

11 

25J47 

83 

9 

23  58' 90 

9 

21 

67  97 

FT 

17 

69 

93 

Tabelle  IT. 
Terteilung  des  Grundbesitzes  und  des  Grundstener-Beinertragres  der  Ge* 
markung  Schlalach  auf  die  3  Klassen:   über  30  ha,  5—30  ha  und  unter 
5  ha,  nebst  Angabe  des  Durchschnitts-Beinertrages  pro  ha  in  diesen  Klassen« 


hlaasen 
ha 

1865  > 

1876 

1885 

1. 

Summe  den 
Grundbesitzes 

ha 

Summe  des 
Grundbesitzes 

ha 

Summe  der 
Keinertr&ge 

JH 

Rein- 
ertrag^ 

Summe  des 
Grundbesitzes 

ha 

Summe  der 
Reinerträge 

Rein- 
ertrag 
pro 
ha 

2. 
3. 
4. 

über30 
5—30 
0—5 

600,9170 

441,0560 
44,4079 

582,3070 

426,8400 

56,3790 

8  204,37 
6  555,51 
1 023,63 

14,1 
15,4 
18,0 

515,1770 

489,4110 

80,1355 

7  002,30 
6  894,42 
1  577,64 

13,6 
15,7 
19,0 

5. 

1086,3809 

1065,0260 

15  783,51 

14,8 

1034,7235 

15  474,36 

14,9 

Tabelle  IT  (Fortsetzung). 


GrOssen- 
klassen 

ha 

1805 

1006 

1. 

Summe  des 
Grundbesitzes 

ha 

Summe  der 
Reinerträge 

Rein- 
ertrag 
pro 
ha 

Summe  des 
Grundbesitzes 

ha 

Summe  der 
Reinerträge 

Rein- 
ertrag 

2. 
3. 
4. 

Über  30 
5-30 
0—5 

420,7601 

488,6962 
98,7556 

5  779,65 
7  555,53 
1  865,40 

14,0 
15,5 
19,0 

277,5691 
543,2307 
117,7298 

3884,28 
8  360,73 
2  008,26 

14,0 
15,4 
17,0 

5. 

1008,2119 

15  200,58 

15,1 

938,5296    ' 

14  253,27 

15,2 

Tabelle  Y« 
Yerteilung  des  Grundbesitzes  in  der  Gemarkung  Schlalach  auf  Bauern, 

Kossäten  und  Bfldner« 


1876 

1885 

1805 

1906 

0"* 

Summe  des 
Grundbesitzes 

ha    a  qm 

Summe  des 
Grundbesitzes 

ha    a  qm 

2 

Summe  des 
Grundbesitzes 

ha    a  qm 

2 

es 

Summe  des 
Grundbesitzes 

ha    a  qm 

Summe  der 
Reinerträge 

Bauern  .   . 
Kossäten  . 
Büdner  .    . 

11 

25 

47 

518,5570 

489,2900 

57,1790 

9 
23 

58 

452,2080 
477,9810 
104,5345 

9 
21 
67 

417,3337 
441,7731 
149,1051 

7 
17 
69 

300,7949 
368,2369 
269,4951 

4184.79 
5609,40 
4459,08 

Zusammen 

83 

1065,0260 

90 

1034,7235 

97 

1008,2119 

93 

938,5269 

14253,27 

Für  das  Jahr  1865  ließ  sich  der  Grundsteuer-Reinertrag  nicht  fesstellen. 
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Tabelle  TUL 
Gmndstttckaprelse.    (Ans  den  Gnudbnohakteii  ermittelt.) 


Acker 

Ertrags- 
klasse 

Größe  der 
Parzelle 

ha 

Kaufpreis 

Kaufpreis 
für  den  ha 

3. 

3.  4. 

3.  4.  5. 

3.  4. 

4.  5. 
5. 
4. 

4.  5. 

5. 
4.  5. 

5. 

4. 

0,7300 
1,0880 
1,0160 
1,3960 
1,3270 
1,1690 
0,5460 
1,1130 
1,2250 
0,5900 
0,0177 
0,2720 

1275 
1681 
1776 
2025 
1200 
1812 

750 
1050 
1050 

525 
45 

900 

1747 

1545 

1749 

1450 

904 

1550 

1374 

943 

857 

890 

2542 

3309 

Zusammen 

10,4897 

14089 

1343 

1865 

bis 

Wiesen 

1889 

3. 

0,1660 

300 

1807 

Acker-    und    Wiesenstücke    zusammen 

4.  5. 
4. 

3.  4. 

4.  5. 
3.  4. 
3.  4. 

3.  4. 
3.  4,  5. 

4.  5. 

2,3500 
1,2370 
1,1360 
2,5070 
1,2890 
0,9220 
1,0290 
1,0930 
0,7660 

1644 
1567 
1365 
3600 
1650 
1600 
1600 
2100 
975 

699 
1267 
1202 
1436 
1280 
1736 
1555 
1921 
1273 

Zusammen 

12,3290 

16101 

1306 

142 


134. 


Tabelle  Till  (Fortsetzung). 


A  c  ] 

k  e  r 

Ertrags- 

Größe  der 
Parzelle 

Kaufpreis 

Kaufpreis 
für  den  ha 

Klasse 

ha 

Ji 

ja 

' 

4. 

1,2466 

2069 

1659 

4. 

0,2180 

400 

1835 

6. 

1,2585 

1472 

1170 

4.  5.  6. 

2,0840 

3376 

1620 

4.  5.  6. 

1,0691 

1425 

1333 

4.  6. 

0,8232 

1110 

1348 

4.  5. 

0,9959 

1543 

1549 

4   5. 

1,0024 

1554 

1550 

4. 

0,9397 

1670 

1777 

4. 

1,2138 

2408 

1984 

5. 

0,0335 

48 

1433 

5. 

0,4403 

675 

1534 

4. 

0,4274 

710 

1661 

4. 

1,2440 

1500 

1206 

4. 

0,6070 

600 

988 

4. 

1,9871 

1800 

906 

4. 

0,9650 

1158 

1200 

7. 

0,9905 

614 

620 

5.  7. 

2,2193 

2049 

923 

Zusammen 

19,7653 

26181 

1325 

Wiesen 

1890 

bis      < 

4.  5. 

0,6230 

1380 

2215 

1899 

5. 

2,3020 

4400 

1911 

mL  Vr   VF    Vr 

1,1010 

539 

490 

— 

0,6811 

540 

793 

5. 

0,8450 

459 

543 

4. 

0,6250 

975 

1560 

Zusammen 

6,1771 

8293 

1343 

Acker-  u 

nd   Wiesenstücke    z 

u  s  a  m  m  e  n 

3.  4. 

2,0130 

3000 

1490 

3.  4. 

0,8200 

2400 

2927 

4. 

0,8277 

1162 

1404 

3.  4. 

0,9400 

1353 

1439 

4.  5. 

1,7388 

1437 

826 

— 

1,1775 

2296 

1950 

3.  4. 

0,3120 

940 

3013 

4. 

1,3800 

2100 

1522 

5.  7. 

2,8034 

3368 

1201 

3.  4. 

0,6163 

1032 

1675 

4.  5. 

1,5000 

2000 

1833 

3.  4. 

0,5937 

994 

1674 

Zusammen 

14,7224 

22082 

1500 

134. 
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Tabelle  Tm  (Fortsetzung). 


Acker 

\ 

Ertrags- 
klasse 

Größe  der 
Parzelle 

Kaufpreis 

Kaufpreis 
fbr  den  ha 

ha 

Jt 

Ji 

4.  5. 

1,5766 

2523 

1626 

4. 

0,9142 

1983 

2169 

4. 

0,5510 

1332 

2417 

5. 

1,0635 

1914 

1800 

4.  5. 

0,8585 

1277 

1487 

4.  5.  6.  7. 

0,9858 

1050 

1065 

4. 

0,9129 

1997 

2188 

4.  5.  6.  7. 

0,9858 

1050 

1065 

4.  5.  6. 

1,7116 

1446 

845 

4. 

1,0962 

2175 

1984 

3.  4. 

0,4980 

930 

1867 

5.  6. 

0,5377 

245 

456 

3.  4. 

0,6870 

1278 

1860 

— 

0,6340 

1179 

1860 

4.  5.  6. 

1,2428 

1699 

1367 

5.  6. 

1,0333 

1715 

1660 

4.  5. 

1,2103 

2777 

2294 

— 

0,8177 

972 

1189 

4.  5. 

2,4981 

4068 

1628 

3.  4. 

1,7827 

1910 

1071 

Zusammen 

21.6Ö77 

äifeäö 

1553 

Wiesen 

1899 

5. 

0,4330 

222 

513 

J^    X^    VF     VF 

5. 

0,8380 

591 

705 

bis 

0,2170 

413 

1903 

1,0018 

1364 

1362 

1906 

1,5150 

1395 

921 

0,7770 

400 

515 

0,5210 

1175 

2255 

1,5630 

2132 

1364 

— 

1,3084 

1500 

1146 

5. 

1,1994 

1320 

1100 

— 

1,0300 

1278 

1241 

— 

1,3320 

2202 

1653 

Zusammen 

11,7356 

13992 

1102 

Acker-   u 

nd    Wiesenstücke    z 

u  s  a  m  m  e  n 

4.  5.  6. 

0,8683 

1389 

1600 

4.  5.  6. 

0,8572 

1337 

1560 

5. 

1,2401 

2381 

1920 

4.  5.  6. 

1,3036 

1200 

920 

3.  4.  6. 

0.7210 

1635 

2268 

.^_ 

0,7148 

1329 

1859 

4.  6. 

1,4411 

2248 

1560 

5. 

1,4688 

2914 

1984 

4. 

0,1265 

480 

3794 

— 

1,3084 

1500 

1146 

4. 

0,1365 

520 

3810 

0,2180 

413 

1894 

Zusammen 

10,4043 

17346 

1667 
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Altenburg 

Fiererache  Hofbuchdruckerei 

Stephan  Goabel  &  Co. 


Meinen  Eltern 


zugeeignet 


Vorwort. 


Die  vorliegende  Arbeit  entstand  in  ihren  Hauptteilen 
während  eines  Aufenthalts  in  Moskau  im  Winter  1906/07. 

Im  Herbstsemester  1906  und  im  Frühjahrssemester  1907 
beteiligte  ich  mich  an  den  staatswissenschaftlichen  Studien 
der  Moskauer  Universität  und  erhielt  die  Anregung  zur  Be- 
schäftigung mit  der  Kartellfrage  im  Allgemeinen  und  den 
russischen  Syndikaten  im  Besonderen  durch  ein  Kolleg  des 
Privatdozenten  Dr.  Goldstein.  Es  reizte  mich  um  so  mehr, 
auf  die  Zuckerindustrie  näher  einzugehen,  als  mir  außer  dem 
kurzen,  in  der  Arbeit  auch  mehrfach  erwähnten  Aufsatz  von 
Dr.  Jollos  im  Band  LX  der  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik keine  einzige  deutsche  Veröffentlichung  über  das 
russische  Zuckersyndikat  bekannt  war  und  im  Verlaufe  der 
Arbeit  auch  nicht  bekannt  wurde.  Eine  französische  Schrift 
aus  dem  Jahre  1889,  auf  die  mich  Herr  Professor  Liefmann 
in  Freiburg  nach  brieflicher  Anfrage  aufmerksam  machte, 
war  mir  in  Moskau  nicht  zugänglich. 

Die  russische  Zuckerindustrie  nimmt  infolge  ihrer  eigen- 
tümlichen Struktur  eine  Sonderstellung  im  wirtschaftlichen 
Leben  der  Neuzeit  ein.  Durch  staatliche  Zwangsmaß  regeln 
ist  ein  Kartell  begründet,  das  auf  der  Kontingentierung  des 
Angebots  für  den  inneren  Markt  und  der  Festsetzung  der 
Höchstpreise  durch  den  Finanzminister  beruht.  Der  Wirk- 
samkeit dieser  eigenartigen  Organisation  nachzugehen,  bot  ein 
großes  theoretisches  und  politisches  Interesse. 

Infolge  des  im  Herbst  1907  erfolgten  Beitritts  Rußlands 
zur  neuen  Brüsseler  Konvention  wurden  im  Frühjahr  1908 
während  eines  zweiten  Aufenthalts  in  Moskau  die  nötigen 
Zusätze  und  Änderungen  hinzugefügt.  — 
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Die  Arbeit  stützt  sich  ausschließlich  auf  russische  Quellen. 
Das  Aufsuchen  und  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Literatur 
war  mit  erheblichen  Schwierigkeiten  verknüpft;  mit  großer 
Liebenswürdigkeit  hat  mich  darin  beide  Male  Herr  Dr.  Gold- 
stein unterstützt,  wofür  ich  ihm  auch  an  dieser  Stelle  meinen 
aufrichtigen  Dank  aussprechen  möchte. 


Berlin,  im  November  1908. 


Wilhelm  Dietrich  Preyer. 


Inhaltsverzeichnis. 


Seite 

Literaturverzeichnis XI 

Russische  Maße  und  Gewichte XIV 

Erster   Abschnitt. 
Einleitendes. 

I.    Beginn  und  Umfang  der  Kartellbewegung  in  Rußland    ....        1 
II    Allgemeine  Bemerkungen  über  russische  Kartellbildung.    Straf- 

und  zivilrechtliche  Stellung  der  Kartelle 12 

Zweiter   Abschnitt. 
Das  Kiewer  Syndikat  der  Zuckerindustriellen. 

I.  Überblick  über  die  Entwicklung  der  Zuckerindustrie  bis  in  die 

Mitte  der  80er  Jahre  des  XIX.  Jahrhunderts 20 

II.  Gründung  des  privaten  Syndikats,  Beurteilung  seiner  Tätigkeit 

und  Gründe  seines  Zerfalls 83 

Dritter   Abschnitt. 
Die  staatliche  Begulierung. 

I.   Gesetz  vom  20.  November  1895  und  Zusatzgesetz  vom  11.  Mai  1898      49 

II.  Allgemeine  Beurteilung  dieser  Gesetze 52 

III.  Die  drei  Zuckerkontingente 59 

VI.   Einfluß  der  staatlichen  Regulierung  auf  die  Industrie:  Kapitalien 

der    Zuckerindustrie     sowie    Durchschnittsertrag    von    100 
Fabriken  in  der  Kampagne  1900/01 68 

Vierter   Abschnitt. 
Entwicklung  in  neuester  Zeit. 

I.   Gesetz  vom  12.  Mai  1903 73 

II.   Erläuterung  und  Beurteilung  des  Gesetzes 76 

III.   Die  Brüsseler  Konvention 98 

1.  Der  Nichtbeitritt  Rußlands  zur  Konvention  von  1902  und 

dessen  Folgen  für  die  russische  Zuckerindustrie,  be- 
sonders die  Ausfuhr 98 

2.  Der  Beitritt  Rußlands  zur  Konvention  des  Jahres  1907   .     110 


i 


X  135. 

IV.   Die  KartellverabreduDg  der  Rafßneure  im  Jahre  1903  ....     128 
y.   Die  Zuckerindustrie  im  Volks-  und  Staatsbaushalt 1^ 

1.  Die  Zuckerindustrie  und  die  Landwirtschaft 137 

2.  Die  Arbeiterfrage 152 

3.  Produktionskosten.  Organisation  des  Kredits.  Ministerielle 

Preispolitik 158 

4.  Der  Zuckerhandel 171 

Anhang. 

I.   Exkurs   zum  zweiten  Abschnitt.     Geschichte   der   russischen 

Zuckersteuer  und  des  Zuckerzolles ISO 

IL   Tabellen  zur  geographischen  Verteilung  der  Zuckerfabriken  .     192 

III.  Alphabetisches  Verzeichnis  aller  in  der  Kampagne  1907/08  in 

]0etrieb   befindlichen  Zucker-  und  Raffinadefabriken  mit  An- 
gaben über  Produktion 202 

IV.  Diagramm  der  Preisbewegung  für  Sandzucker  vom  1.  September 

1871  bis  1.  Janunr  1908 217 


Literaturverzeichnis. 


1.  „Bote  für  Finanzen,  Handel  und  Industrie^ ^,  eine  vom  Finanz- 
ministerium herausgegebene  Wochenzeitung.  Regierungs Verfügungen, 
statistische  Angaben  über  Rußland  und  das  Ausland,  Bilanzen  von 
Banken  und  ludustrieuntemehmungen,  Artikel  nationalökonomischen 
Inhalts.    Benutzt  Jahrgänge  1895—1907. 

2.  „Handels-  und  Industriezeitung''',  vom  Finanzministerium  heraus- 
gegebene Tageszeitung'    Benutzt  Jahrgänge  1902—1907. 

8.  „Jahrbuch  des  Finanzministeriums*'',  ein  alljährlich  erscheinender 
starker  Band  mit  einer  Fülle  statistischer  Daten  aus  allen  Gebieten 
des  wirtschaftlichen  Lebens.    Benutzt  1900 — 1906. 

4.  „Berichte  der  Hauptverwaltung  der  indirekten  Steuern  und  des  staat- 
lichen Getränkeverkaufs**  ^.  Benutzt  hinsichtlich  der  Mitteilungen 
über  die  Zuckerindustrie,  besonders  die  Zuckersteuer. 

5.  „Statistik  der,  einer  Verbrauchsabgabe  unterliegenden  Produktions- 
zweige für  das  Jahr  1904.  Mit  Voranschlägen  für  1905.  Heraus- 
gegeben von  der  Hauptverwaltung  der  indirekten  Steuern  und  des 
staatlichen  Getränkeverkaufs.  1907"  ^,  Ein  starker  Band  statistischer 
Angaben,  denen  zum  Vergleich  die  entsprechenden  Daten  der  letzten 
zehn  Jahre  beigefügt  sind. 

6.  „Bote  der  Zuckerindustrie'' ^  eine  seit  1900  vom  Zentralbureau  der 
Vereinigung  russischer  Zuckerindustrieller  in  Kiew  herausgegebene 
Wochenschrift.  Berücksichtigt  alle  Seiten  der  Zuckerindustrie, 
bringt  Artikel  technischen,  nnanziellen,  landwirtschaftlichen  und 
nationalökonomischen  Inhalts.  Benutzt  vom  ersten  Erscheinen  1900 
bis  März  1908. 

7.  „Jahrbuch  der  Zuckerindustrie  des  russischen  Reichs"^,  Zusammen- 
fassung aller  statistischen  Angabeji,  Preisbewegungen,  Handels- 
abschlüsse, Ministerialverfügungen,  Gesetzgebung  usw.,  betreffend  die 
Zuckerindustrie.     Benutzt  von  1881 — 1906. 


1    BtCTBHKX   «HHaHCOB'L,    TOprOB.XH   H   UpOMLUILieHHOCTU. 

'  ToproBO-npoMbimjieBHafl  raaera. 

'  E^eroAiunrL  MHHHCTepCTBa  «HHancoBi. 

^  OxHexbi  rjiaBHaro  YnpaBJiemff  ueoimaAuitix'L  cÖopoBi  h  KaseBHOU  npo- 

AaXCH   UHTCM. 

^  CxaTHCTUKa  npoHaBoscTB'B,  oÖjaracMbixi»  aKUHsoM'B  sa  1904  r.   Ol  npcA- 
BapHTejiLH&TMH  AaHHUMH  9a  1905  r.    BunycKi»  II.  1907. 

^  BtcTHHiTB  cazapuoH  npoMbuiLieuHocTH;  durchgehends  zitiert:  „B.  c.  np." 
"^  EHceroAHHK'B  no  caxapHOH  npoMMiiueHHocxH  PocciucKoii  HMnepiH. 
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39.  Swjatlowsky,  „Die  Gewerkvereinsbewegung  in  Rufiland**  *®,  1907. 

40.  Berichte    der    Fabrikinspektion»»,    1904—1908.     Inhalt    der   Ver- 
öffentlichungen: 1898—1904. 

*'  CBjTTJioBCKitf,  npo^eccioHajTBHoe  ABHxeHie  vh  PoccIh.    1907. 
»*  Cboatb  oxqeTOB'L  »aÖpiraHou  HHcneKi^iH. 


Rassische  Mafia  und  Gawlchta. 

1  Deßjatine 1,0925  ha 

1  Pud 16,38  kg 

1  Pfund  (=  V40  Pud)) 0,409  kg 

1  Berkowetz  «  10  Pud 163,80  kg 

1  Eimer 12,298  Lt. 

1  Rubel 2,16  Mk. 


Erster  Abschnitt. 

Einleitendes. 


I.  Beginn  nnd  Umfang  der  KartelUewegang  in  RnBland. 

Die  erste  Unternehmer- Verabredung  im  Sinne  eines  Syndi- 
kats bildete  sich  in  Rußland  merkwürdigerweise  nicht  in  der 
Industrie,  sondern  in  der  Feuerversicherung^.  Die  Kaiser 
Paul  und  Alexander  I.  hatten  verschiedentlich  versucht,  im 
Anschluß  an  ein  Kreditinstitut  eine  Feuerversicherung  ins 
Leben  zu  rufen,  hatten  aber  keinen  Erfolg  erzielt.  Nikolaus  I. 
hielt  es  für  richtiger,  ein  solches  Unternehmen  der  Privat- 
initiative zu  überlassen.  So  entstand  im  Jahre  1827  nach 
dreijährigen  Verhandlungen  die  erste  Feuerversicherungs- 
gesellachaft,  der  bald  im  Laufe  der  Zeit  eine  Reihe  anderer 
folgte.  Alle  diese  Genellschaften  bekämpften  einander  auf 
das  heftigste,  sinn-  und  planlos  wurden  die  Prämien  verringert, 
mit  dem  einzigen  Ziel,  so  viel  Versicherer  wie  nur  möglich 
anzuziehen.  Die  Folge  war  natürlich  eine  beträchtliche  Ver- 
ringerung der  Einnahmen;  bei  mehreren  Gesellschaften  stellte 
sich  sogar  regelmäßig  ein  Defizit  heraus,  eine  Gefahr  nicht 
nur  für  sie  selbst,  sondern  auch  für  die  Versicherer. 

So  wurde  der  Gedanke. der  Syndikatbildung,  der  zu  Be- 
ginn der  70  er  Jahre  auftauchte,  mit  großem  Beifall  aufgegriflten. 
Seine  Verwirklichung  war  um  so  leichter,  als  bei  der  ver- 
hältnismäßig geringen  Zahl  von  Kapitalisten  jener  Zeit  viele 
von  ihnen  als  Aktionäre,  Direktoren  oder  Aufsicntsratsmitglieder 
bei   zwei   oder  noch  mehr  Gesellschaften  zu  gleicher  Zeit  be- 


'  JoUos,  Kartelle  in  Kußland.  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik LX  S.  45*  setzt  den  Beginn  der  Kartellbildung  der  Versicherungs- 
gesellschaften auf  das  Jahr  1874  an,  seine  Tätigkeit  später.  „Jedenfalls 
steht  das  Kartell  in  regelmäßiger  Tätigkeit  seit  1882.-  FIhxho,  ToproBo- 
npoMLTnLteuubijz  ctehke,  1885,  S.  24  (die  erste  russische  Schrift  über 
Kartelle) :  Beginn  der  Kartellbewegung  im  Versicherungswesen  am  Ende 
der  70er  Jahre  und,  ihm  folgend,  ebenso:  KypqHHCiciH,  cojosm  npcAiipH- 
nHMaTCJieu.  1899,  S.  1S4. 
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teiligt  waren.  Im  Jahre  1874  traten  daher  Vertreter  acht' 
großer  Versicherungsgesellschaften  in  Petersburg  zusammen, 
um  über  ein  einheitliches  Vorgehen  zu  beraten.  In  dieser,  für 
Presse  und  Öffentlichkeit  streng  geheim  gehaltenen  Konferenz 
wurde  ein  Vertrag  abgeschlossen,  der  am  1.  Januar  1875  in 
Kraft  trat*.  Dieser  Tag  ist  daher  als  der  Geburtstag  der 
russischen  Kartellbewegung  anzusehen.  Die  durch  den  Ver- 
trag festgestellten  Bedingungen  sollten  indessen  erst  auf  die 
neu  abzuschließenden  Versicherungen  Anwendung  finden^. 

Die  erste  Tätigkeit  dieser  Konferenz  war  die  Feststellung 
einer  „allgemeinen  Tarif  Konvention",  die  den  Generaltarif 
heraufsetzte.  Alle  nicht  dem  Syndikat  beitretenden  Gesell- 
schafen wurden  auf  das  heftigste  von  diesem  bekämpft;  so 
führte  man  z.  B.  gege.i  die  Gesellschaft  „Moskau"  (nicht  zu 
verwechseln  mit  der  „Moskauer")  einen  Spezial  Kampftarif 
mit  einem  Rabatt  von  10 ^/o  ein;  infolgedessen  erlag  diese  Ge- 
sellschaft bald.  1882  wurden  sämtliche  Prämien  um  30  ®o  und 
Ende  desselben  Jahres  nochmals  um  30 — 60  ^/o^  erhöht  und 
gleichzeitig  eine  detaillierte  Prämien tabelle  aufgestellt.  So  er- 
hielten z.  B.  die  Versicherer  von  Schneidemühlen  und  Säge- 
werken nur  ^li  des  Feuerschadens  und  waren  verpflichtet  */* 
selbst  zu  tragen;  sie  durften  auch  nicht  den  Rest  oei  anderen 
Feuerversicherungsgesellschaften  versichern,  was  um  so  leichter 
durchzuführen  und  zu  kontrollieren  war,  als  ausländische 
Feuer  Versicherungsgesellschaften  in  Rußland  nicht  zugelassen 
sind  •.  Die  russischen  Feuerversicherungs-Gesellschaften  selbst 
rückversichern  aber  70 — 80  ®/o  ja  oft  sogar  noch  mehr  der  bei 


'     1.  1.  Russische  Versicherungsgesellschaft,   gegründet  1827. 

2.  2.          „                                y,  „  1835. 

3.  Versicherungsgesellschaft  „Salamander"  „  1846. 

4.  Moskauer  Versicherungsgesellschaft  „  1858. 

5.  Versicherungsgesellschaft  „Rußland*'  „  .    1868. 

6.  Handels-Versicherungsgesellschaft  „  1870. 

7.  Warschauer  Ve^^iche^ungsge8ellschaft  „  1871. 

8.  Nord- Versicherungsgesellschaft  „  1873. 

'  H-  X.,  pyccRiu  cTpaxoBOH  CEHAEKarB  h  ero  HOBiuniiA  pe«opaii»i  in: 
HapoAHoe  xoaiitfCTBO,  1902,  II,  S.  49. 

^  HapoxHoe  zoshuctbo  1900,  IX,  S.  5.  3.  H.  «-'b,  in>  25-JiiTiH)  oAHoro 
varh  HauiHTB  TaifHBix'B  (!)  CHUAHKaxoBi».  Charakteristisch  ist,  dafi  der  anonyme 
Verfasser,  der  sich  übrigens  als  in  alle  Einzelheiten  eingeweiht  erweist, 
das  Syndikat  nach  25 jährigem  Bestehen  ein  „geheimes**  nennt.  Schon 
fünf  Jahre  früher  war  dieselbe  Klage  erhoben  worden.  PyccKlH 
BiAOMocTH  1895,  Nr.  19.  A.  M.,  coiosli  npeAnpHEHMaTcieif,  „die  russischen 
Untemehmerverbände  fürchten  noch  mehr  als  die  im  westlichen  Europa 
das  Licht  der  Öffentlichkeit.'' 

*  Übereinstimmende  Angaben:  Jollos,  1.  c,  S.  46*.  HapoABoe 
xosffucTBo  1900,  IX,  S.  8. 

*  BHpioROBHH'L ,  DpoMbinLieuHBie  CHUAHKaTU  in:  BicTHHRib  Esponbi  1895, 
II,  S.  597. 
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ihnen  aufgenommenen  VeFsicherungen  im  Ausland^.  Die  ge- 
nannten Einschränkungen  wurden  später  auch  auf  landwirt^ 
schaftliche  Versicherungen  ausgedehnt. 

Der  Prämientarif  des  Versicherungssyndikats  bewegte 
sich  nicht  in  promille,  sondern  in  ganzen  Prozent.  Der 
Normalsatz  3-^5  vom  100  erhob  sich  manchmal  auf  7, 
ja  sogar  auf  8,50  Rubel.  So  bezahlten  die  großen  mit  Dampf 
betriebenen  Getreide-,  Graupen-  und  Reismühlen  den  Ver- 
sicherungsgesellschaften jährlich  4,95—8,50  Rubel  vom  100^. 
Das  hierdurch  und  durch  andere  Praktiken*  ausgebeutete 
Publikum  fand  seine  Rettung  nur  in  den  mehrfach  entstehenden 
städtischen  Gegenseitigkeits-  ^®  und  ländlichen  Semstwo- Ver- 
sicherungen**. Zwischen  ihnen  und  den  Privat- Versicherungs- 
gesellscbatten   brach  alsbald  ein   erbitterter   Kampf  aus.     Die 

Srivaten    Versicherungsgesellschaften   unterboten   die   Prämien 
er    anderen    um    30 — 50®/o**,     konnten    aber    doch    deren 


"^  Hierdurch  erfi^ibt  sich,  wenn  auch  indirekt,  ein  großes  Tätigkeits- 
feld für  die  ausländischen  Gesellschaften  in  Rußland,  wobei  ihnen  die 
einheimischen  Gesellschaften  als  Vermittler  dienen.  Es  wird  so  ein 
großer  Teil  der  Prämien  fQr  die  Rückversicherung  dem  inneren  Ver- 
sicherungsmarkt  entzogen.  Außerdem  behandeln  natürlich  die  ver- 
schiedenen ausländischen  Versicherungsgesellschaften,  die  die  Rück- 
versicherung ja  nicht  mit  dem  Syndikat  als  solchem  abschließen,  die 
einzelnen  Teilnehmer  des  Syndikats  nicht  völlig  gleichartig,  so  daß 
hierdurch  wieder  ein  neuer  Boden  für  die  Konkurrenz  zwischen  den 
Gesellschaften  geschaffen  worden  ist.  So  naheliegend  und  nutzbringend 
der  Gedanke  auch  ist  —  das  Versicherungssyndikat  hat  noch  keinen 
für  alle  Mitglieder  gütigen  einheitlichen  Rückversicherungsvertrag  mit 
ausländischen  Rückversuherunesgesellschaften  getroffen.  Dafür  aber 
wurde  eine  ganze  Reihe  von  Mitteln  ersonnen,  um  die  offensichtliche, 
vernichtende  innere  Konkurrenz  aufzuheben. 

*  HapoAuoe  xosaüctbo  1900,  IX,  S.  14. 

*  HapoAHoe  xos^ctbo  1900,  IX,  S.  15.  Derselbe  Verfasser  bemerkt 
wörtlich  folgendes:  „So  findet  sich  in  der  Instruktion  einer  Versicherungs- 
l^esellschaft  an  ihre  Agenten  ein  Paragraph,  in  dem  es  heißt:  „Ein  Er- 
innern an  fällige  Zahlungen  (was  dem  Vorteil  der  Versicherer  dienen 
könnte!)  gehört  nicht  zu  den  Verpflichtungen  eines  Agenten.*  Außer 
der  Empfehlung  einer  derartigen  jesuitischen  Politik  schreibt  die  Gesell- 
schaft noch  ihren  Agenten  vor,  bei  der  Liquidierung  der  Feuerschäden 
besondere  „Maßregeln*'  zu  ergreifen.  Unter  anderen  wenden  sie  häufig 
folgende  „Maßregel"  an.  Den  durch  Brand  mehr  oder  weniger  Ruinierten 
beruhigen  sie  durch  das  Versprechen,  eine  gewisse  Summe  sofort  zu 
bezahlen,  die  im  ersten  Augenblirk,  wo  die  wirklichen  Verluste  noch 
nicht  bekannt  sind,  recht  beträchtlich  erscheint.  Der  Versicherte  unter- 
schreibt freudig  die  ihm  geschickt  von  dem  Agenten  vorgelegte  Zu- 
stimmungsurkunde über  die  Entschädigung.  Dies  zu  tun  ist  dem  Agenten 
nicht  schwierig,  da  ein  derartiges,  für  die  Interessen  der  Gesellschaft 
vorbereitetes  Formular,  juristisch  unanfechtbar,  sich  bei  der  jedem 
Agenten  ausgehändigten  Instruktion  befindet.^ 

^°  Die  erste  städtische  Gegenseitigkeitsgesellschaft  entstand  anfangs 
der  70  er  Jahre. 

'^  Sie  wurde  ge^prQndet  am  7./19.  April  1864  und  bis  zur  Begründung 
des  Syndikats  der  Privatgesellschaften  auf  35  Gouvernements  ausgedehnt. 

**  HapoAHoe  zossuctbo  1900,  IX,  S.  10. 
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Tätigkeit  hierdurch  Dicht  ganz  .  lahm  legen.  Aofierdem 
wurde  beim  Übergang  aus  der  städtischen  Gegenseitigkeits- 
oder  ländlichen  Semstwo- Versicherung  noch  ein  besonderer 
Rabatt  von  10 ^/o  versprochen,  um  Versicherer  anzulocken. 
Infolgedessen  gingen  die  glänzenden  Gewinne,  von  denen  Jollos 
spricht,  sehr  zurück  ^^.  Mit  Ausnahme  von  sehr  wenigen  Ge- 
sellschaften ging  das  Feuerversicherungsgeschäft  bei  den  meisten 
recht  schlecht.  Die  mehrfachen,  energischen  Erhöhungen  der 
Prämien  hatten  zwar  das  Defizit  der  früheren  Jahre  gedeckt, 
warfen  aber  trotzdem  keinen  dauernden,  hohen  Gewinn  ab 
und  der  Gewinn  mehrerer  Gesellschaften  bestand  nur  in  dem 
aus  anderen  Versicherungszweigen,  der  von  ausländischen  Ge- 
sellschaften übernommenen  Rückversicherung  und  besonders 
der  Lebensversicherung  **, 

Gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  verschlechterte 
sich  der  Geschäftsgang  und  trotz  aller  Kartell- Verabredungen 
bildete  sich  eine  neue  Art  der  Konkurrenz  aus,  so  dafi  im 
Jahre  1901  neue  Verabredungen  getroffen  werden  mußten. 

Bis  dahin  war  eine  Übereinstimmung  zwischen  den  Ge- 
sellschaften nur  in  so  weit  erzielt  worden,  als  alle  gleiche 
Prämien  forderten.  Es  blieb  also  für  die  Konkurrenz  selbst 
zwischen  den  Gesellschaften  noch  ein  reiches  Feld  der  Tätig- 
keit offen.  Wenn  nun  auch  die  Gesellschaften  die  Vorschriften 
der  Prämienhöhen  streng  einhielten  und  ihren  Agenten  ver- 
boten, dem  Versicherer  „geheimen  Rabatt**  zu  gewähren, 
d.  h.  ihnen  etwas  von  ihrer  Provision  zu  überlassen,  so  ließ  es 
sich  doch  in  praxi  nicht  feststellen,  wenn  die  Agenten  dies 
etwa  taten.  Gesetzt  den  Fall,  daß  gemäß  der  Kartellkonven- 
tion der  Versicherer  100  Rubel  zu  zahlen  hat,  so  schreibt  der 
Agent  100  in  das  anzufertigende  Dokument,  nimmt  aber  nur 
95  und  ersetzt  die  fehlenden  fünf  aus  der  ihm  zustehenden 
Provision,  die  gewöhnlich  zwischen  10  und  20 ^lo  der  Prämie 
schwankt.  Anstatt  also  10 — 20  Rubel  zu  erhalten,  begnügt 
sich  der  Agent  mit  5 — 15  ^*.  Die  Folge  hiervon  war  natür- 
lich, daß  die  Agenten,  um  diesen  Verlust  wieder  einzubringen, 
mehr  auf  die  Quantität  als  auf  die  Qualität  der  Versicherungen 
sahen  und  daß  nun  zwischen  den  Gesellschaften  genau  die- 
selbe Konkurrenz  herrschte  wie  vor  der  Bildung  des  Syndi- 
kats, nur  war  das  Kriegstheater  jetzt  von  den  Räumen  der 
Verwaltung  in  die  Kontore  der  Agenten  verlegt  worden.  Die 
hieraus  sich  ergebenden  Resultate  waren  für  die  Gesellschaften 


^^  Jollos,  1.  c.  S.  47*  „die  meisten  der  am  Kartell  beteiligten  Aktien- 
gesellschaften zahlten  Dividenden  von  15,  20  und  mehr  Prozent' 

^^  Mündliche  Mitteilung  eines  Mitgliedes  des  Aufsichtsrats  einer 
der  ältesten  Versicherungsgesellschaften  in  Moskau. 

^'^  UapoAHoe  xo3ffucTDO  1902,  II,  S.  54  u.  55.    PyccKiH  CTpaxoBoii  cbhah- 
KarB  u  ero  Hosiuiui/i  pe^opMBi. 
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äußerst  nachteilig,  da  sich  eine  Menge  schlechter  Versicherungen 
bei  ihnen  anhäufte  und  sie  durch  Brände  und  die  vergröfierten 
Ausgaben  ^^  beini  Erwerb  der  einzelnen  Versicherungen  jetzt 
solche  Nachteile  hatten,  wie  einst  durch  die  übermäßige  Er- 
niedrigung der  Prämiensätze. 

Um  dieser  hinter  den  Kulissen  spielenden  Konkurrenz, 
die  ebenso  schädlich  wirkte,  wie  die  frühere,  ein  Ende  zu  be- 
reiten, wurden  Ende  des  Jahres  1901  folgende  neue  Grund- 
sätze aufgestellt^^: 

1.  Es  wird  allen  Agenten  eine  einheitliche  Entschädigung 
gezahlt,  die  nicht  höher  sein  darf,  als  lO^/o  der  Prämie. 

2.  Den  Agenten  darf  in  keiner  Form  irgend  ein  Gehalt 
gewährt  werden. 

3.  Es  ist  verboten,  eine  bereits  bestehende  Versicherung 
in  eine  andere  Gesellschaft  zu  übernehmen. 

4.  Es  ist  den  Gesellschaften  verboten,  Agenten  anzuwerben, 
die  schon  im  Dienste  anderer  stehen. 

Auf  diese  Weise  war  zunächst  erreicht,  daß  den  Agenten 
das  Gewähren  „heimlicher  Rabatte^  unmöglich  gemacht, 
somit  die  so  schädliche  Konkurrenz  aufgehoben  war  und  mehr 
auf  die  Güte  der  Versicherungen  gesehen  werden  konnte. 
Weiter  war  der  Bestiind  der  Versicherungen  festgelegt,  auch 
die  Organisation  der  Gesellschaften  selbst  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade,  da  kein  Agent  zu  einer  anderen  übergehen 
konnte,  was  häufig  früher  auch  den  Übergang  der  von  ihm 
bewirkten  Versicherungen  auf  die  neue  Gesellschaft  zur  Folge 
gehabt  hatte.  Übertretungen  der  neu  aufgestellten  Be- 
stimmungen wurden  durch  Geldstrafen  geahndet. 

Das  Syndikat  der  Versicherungsgesellschaften  hat  sich  also 
in  aller  Form  zu  einem  „Ring**  mit  allen  seinen  schädlichen 
Folgen  ausgebildet.  Es  besteht  heute  noch,  nur  wenig  ge- 
milaert  durch  die  Gegenseitigkeits-  und  Sems two- Versicherungs- 
gesellschaften. 

Erst  sehr  allmählich  ergriff  die  Syndikatbewegung  die 
Industrie.  Es  mögen  darüber  einige  Angaben  folgen,  die 
allerdings  auf  Vollständigkeit  um  so  weniger  Anspruch  machen 
können,  als  selbst  in  Rußland  die  Kenntnis  der  eigenen  Syn- 
dikate äußerst  lückenhaft  ist^^. 


'*  Die  Provision  für  den  Agenten  betrug  manchmal  bis  zu  25®/o  der 
Prämie.  Einige  Gesellschaften  bezahlten  sogar  Gehälter  und  sonstige 
Unterstützungen  jeder  Art,  vielleicht  in  der  —  nur  nicht  laut  aus- 
gesprochenen —  Absicht,  ihren  Agenten  die  Gewährung  des  „geheimen 
Rabatts*^  zu  ermöglichen. 

^"^  HapoAHOc  xosfiHCTBo  1902,  II,  S.  56. 

>*  8.  Anm  4  Ebenso  drückt  sich  GrpyBe  aus  in:  aHnHK^onejunecKiu 
cJiOBapL  TOMi  28,  Art  KapTe.ii.  —  Seit  dieser  Zeit  hat  sich  die  Sachlage 
bis  in  die  neueste  Zeit  nicht  besonders  gebessert.  Pa^ajicBHii»  npoMumjieHiiMe 
cHHAHKam  vk  PoccIh  h  sa-rpauimeH.  Uapoxuoe  xosrmctbo  1904,  111,  S.  109: 
„Diese  Syndikate  existieren  bei  uns  zweifeiles  in  genügend  grofter  Anzahl, 
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Eine  bedeuteDde  Rolle  spielte,  allerdings  nur  wenige  Jahre, 
das  Petroleum-Syndikat.  Die  Petroleumgewinnung  der 
ganzen  Welt  ist  fast  vollständig  in  den  Händen  der  Ver- 
einigten Staaten  mit  51 V  ^^^  Rußlands  mit  46  ^/o  konzen- 
triert** der  unbedeutende  Rest  von  3^/o  verteilt  sich  auf  alle 
übrigen  Staaten.  Schon  1880  wollten  die  Naphtaproduzenten 
im  Kaukasus  sich  vereinigen;  es  bildeten  sich  aber  nur  zwei 
Monopole  aus:  Nobel  und  Rotschild.  Sie  konnten  zuerst 
kein  Übereinkommen  finden,  versuchten  dann  mit  dem 
amerikanischen  Trust,  der  Standard  Oil  Company,  eine  Ver- 
abredung zu  treffen  und  als  auch  diese  nicht  gelang,  schlössen 
sie  im  Jahre  1894  nach  Beratungen,  die  unter  Leitung  des 
Finanzministers  abgehalten  worden  waren,  einen  Vertrag  unter 
einander  und  mit  den  übrigen  Naphta-Produzenten'^  ab. 

Dieses  von  JoUos  ^^  in  seinen  Anfängen  angedeutete  Kartell 
beruhte  auf  folgenden  Grundlagen'^: 

1.  Alle  Naphtaproduzenten  in  Baku  wählen  in  allgemeiner 
Übereinstimmung  aus  ihrer  Mitte  eine  Agentur  bestehend  aus 
flinf  Firmen,  an  deren  Spitze  die  Gesellschaft  Gebrüder  Nobel 
steht  und  bevollmächtigen  deren  Vertreter  mit  dem  alleinigen 
Verkauf  im  Ausland  auf  ihre  Gesamtrechnung. 

2.  Die  Regierung  ermäßigt  die  Fracht  auf  der  trans- 
kaspischen Bahn  beträchtlich,  um  auf  diese  Weise  dem 
Syndikat  den  Kampf  mit  der  amerikanischen  Produktion  zu 
erleichtern. 

3.  Die  Beteiligung  jedes  Mitglieds  des  Syndikats  an  der 
Ausfuhr  und  dem  Verkauf  von  Petroleum  wird  bestimmt  durch 
eine  Zahl  von  Anteilen,  die  gleich  ist  dem  Vielfachen  von 
1000  Pud  Petroleum,  das  im  Jahre  1892  aus  Baku  ausgeführt 
worden  ist 

4.  Die  Gröfie  eines  solchen  Anteils  wird  ausgedrückt 
durch  die  Gesamtmenge  Petroleum,  die  innerhalb  eines  Jahres 


aber  irgendwelche  Nachrichten  von  ihnen  zu  erhalten,  ist  mit  aufter- 
ordentlichen  Schwierigkeiten  verknüpft.  Immer  noch  zeichnen  sich  unsere 
industriellen  Kreise  durch  Angst  vor  der  Öffentlichkeit  aus,  besonders 
hinsichtlich  der  von  ihnen  abgeschlossenen  Verträge,  über  die  sich 
unsere  Gesetzgebung  und  Gerichtspraxis  noch  nicht  völlig  klar  und  be- 
stimmt ausgedrückt  haben.**  Das  ganze  wissenschaftliche  Material  über 
die  russischen  Syndikate  ist  überhaupt  sehr  dürftig,  ein  Hauptwerk  wie 
das  von  RuTKyjn»  beschäftigt  sich  hauptsächlich  mit  den  amerikanischen 
Trusts.  —  Die  vorhandenen  Angaben  sind  sehr  verstreut,  systematische 
Monographieen  fehlen  ganz,  und  eine  Kartellenquete  hat  leider  noch 
nicht  stattgefunden,  obwohl  sie  seit  mehr  als  12  Jahren  gefordert  wird. 

'•  Kyp«iHHCKiu,  1.  c.  S.  147. 

'®  KeMHuepi,  npoMbinuieHHUc  cmiAHKaTM.  In:  pyccxoc  aKOHOMViecRoe 
o6oBpiHie  1898,  VII,  ».  46. 

»'  1.  c.  S.  69*  u.  70*. 

*'  Nach:  Staxyjrh,  npoMUCJioBbie  CBHAHKaTU,  1894,  8.  122  u.  123  and: 
KypviHCKiH,  1.  c,  S.  149  u.  150. 
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im  Auslande  verkauft  worden  ist,  dividiert  durch  die  Summe 
aller  Teilnehmer  an  der  Verabredung. 

5.  Die  Handelsagenten  verkaufen  die  auf  den  Anteil  jedes 
Teilhabers  fallende  Menge  Petroleum  auf  dessen  Namen,  aber 
auf  allgemeine  Rechnung. 

'6.  Der  Produzent,  der  die  ihm  zufallende  Menge  von 
Petroleum  nicht  liefert,  hat  ftlr  den  Schaden  einzustehen,  den 
eine  Verringerung  der  Ausfuhr  hervorruft 

7.  Die  Handelsagentur  arbeitet  völlig  selbständig;  alle 
Geld-  und  Konventionalstrafen  sowie  Abzüge,  die  von  ihnen 
Kraft  des  Vertrages  verhängt  und  eingenommen  werden,  sind 
unter  alle  Teilnehmer  des  Syndikats  zu  verteilen. 

8.  Strafen  werden  verhängt  für  Verletzung  der  Ausfuhr- 
Bestimmungen ,  und  zwar  in  Höhe  von  20  Rubel  auf  jeden 
Anteil,  der  dem  Produzenten  in  Verfolg  des  Vertrags  über- 
wiesen worden  ist. 

9.  Das  Syndikat  ist  zunächst  auf  fünf  Jahre  bis  zum 
1.  IV.  1899  gegründet  und  steht  unter  Aufsicht  und  Konti*olle 
des  Finanzministenums'®  mit  dem  Vorbehalt,  dafi  es  dann  in 
eine  Aktiengesellschaft  umgewandelt  werden  könne. 

Im  Jahre  1899  erreichte  dieses  Kartell  aber  vorläufig  ein 
Ende,  da  die  ihm  angehörigen  kleinen  Firmen  beim  Steigen 
der  Preise  die  alten  Lieferungsverpflichtungen  nicht  einhielten. 
Ea  bestand  für  sie  in  Baku  noch  die  Aussicht  als  selbständige 
Unternehmer  gröfiere  Gewinne  zu  machen  als  in  abhängiger 
Stellung.  Ungünstige  Konjunkturen  können  aber  leicht  wieder 
ein  neues  Kartell  hervorrufen". 

Etwas  dauerhaftere  Syndikate  hat  die  Eisenindustrie 
aufzuweisen. 

Das  älteste  ist  ein  1886  in  Petersburg  abgeschlossenes 
Syndikat  der  Stift-  und  Drahtfabrikanten.  Sechs  große 
Firmen'^  beteiligten  sich  an  ihm;  es  war  wie  ein  deutsches 
Syndikat  organisiert,  auch  das  Statut  in  deutscher  Sprache 
abgefafit.  In  diesem  wurde  der  Zweck  des  Syndikats  deutlich 
ausgedrückt:  „E^  wird  beabsichtigt  durch  Festsetzung  der 
Verkaufspreise    die    Preise   für   Nägel,    Draht    u.    a.    in    ein 


*'  Dieses  Privileg  wurde  ihm  erteilt,  um  die  schädlichen  Einflüsse 
des  amerikanischen  Trusts  zu  heseitigen,  der  auf  die  russische  Ausfuhr 
hemmend  eingewirkt  hatte.  Indessen  konnte  das  Syndikat  natürlich  auch 
nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Preisbildung  des  Innern  Marktes  bleiben. 

'^  Wolff,  Die  russische  Naphtaindustrie  und  der  deutsche  Petroleum- 
markt.   1902.    S.  40. 

■*  Es  waren  dies: 

1.  Gesellschaft  der  St.  Petersburger  Eisen-  und  Drahtwerke. 

2.  Moskauer  Metallfabrik  F.  P.  Gotigon. 

3.  Rigaer  Drahtindustrie. 

4.  Boecker  Comp.,  Libau. 

5.  Starr  Comp.  Riga. 

6.  Feyerabend  Riga,  vertreten  durch  Rahlenbeek. 
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richtiges  Verhältnis  zu  den  Produktionskosten  su  bringen,  die 
in  letzter  Zeit  zu  Tage  getretene  Konkurrenz  einzudämmen 
und  den  Handel  mit  den  oben  bezeichneten  Gegenständen  und 
ihre  Produktion  auf  eine  solide  Basis  zu  stellen.**  Das  Ziel 
wurde  auch  erreicht  vermittelst  Festsetzung  der  Preise  und 
Verkaufsbedingungen  immer  auf  kurze  Fristen ,  gewöhnlich 
nur  sechs  Monate.  Alle  Geschäftsbücher  und  die  gesamte 
Korrespondenz  unterstanden  der  Kontrolle  des  Syndikats,  und 
die  einzelnen  Fabriken  mußten  2 — 6000  Rubel  Kaution  Air 
etwaige  Geldstrafen***  stellen. 

In  der  neueren  Zeit  hat  sich  weiter  in  der  Eisenindustrie 
eine  ganze  Reihe  von  Syndikaten  gebildet.  Seinen  Grund 
hat  dies  teils  in  dem  übermäßig  schnellen,  oft  durch  künst- 
liche Mittel  gefbrderten  Wuchs  dieser  Industrie,  teils  auch  in 
der  völligen  Planlosigkeit  der  Produktion,  die  weit  über  die 
Nachfrage  gesteigert  wurde  und  infolgedessen  mehrfach  Krisen 
hervorrief.  Nach  Angaben  der  Handels-  und  Industrie- 
zeitung*' betrug  im  Jahre  1903 

•  die  Leistungsfähigkeit  und  die 

sämtlicher  Fabriken     wirkliche  Nachfrage 

Schienen  und  Trägern      60000000  Pud      27500000  Pud 

Blatteisen 23000000     „  13000000     « 

Gußeisen 260000000     „        125000000     , 

Ein  derartig  schneidender  Widerspruch  zwischen  Leistungs- 
fähigkeit der  Fabriken  und  den  von  ihnen  verkauften  Pro- 
dukten ist  ein  durchaus  unnatürlicher  Zustand.  Er  ist  her- 
vorgerufen durch  die  aufierordentlich  hohen  Zollsätze  und  die 
Staatsaufträge,  die  in  der  Absieht  erteilt  waren,  die  Industrie 
zu  fordern.  Die  hierdurch  erzielten  günstigen  Einnahmen  be- 
wirkten natürlich,  daß  die  Fabriken  wie  Pilze  aus  dem  Boden 
schössen,  da  alle  Unternehmer  hofften,  gleich  hohe  Dividenden 
zu  erzielen,  was  zu  scharfer  Konkurrenz  und  Überproduktion 
führte,  die  Preise  öfters  bis  unter  die  Produktionskosten 
senkte  und  eine  für  die  ganze  Industrie  sehr  gefährliche  Lage 
schuf.  In  etwas  weitsichtigeren  Kreisen  bildete  sich  daher 
die  Überzeugung  aus,  daß  nur  Einigungen  in  Art  von  Syndi- 
katen die  Industrie  retten  könnten.  Es  wurde  zuerst  vor- 
geschlagen, die  gesamte  Eisen  bearbeitende  Industrie  in  ein 
gewaltiges  Syndikat  zusammenzufassen  ^^.  E^  erwies  sich  dies 
aber  als  zunächst  unausführbar,  schon  wegen  der  Weigerung 
mehrerer    Großunternehmer    einer    solchen    Verbindung    bei- 


«•  KiüRYÄ-h,  l  c.  8. 120. 

^"^  Angeführt  bei :  Pa^ajiOBHq'B,  I.  c,  S.  104. 

^  Nach  Zeitungsnacbrichten  ist  im  April  1908  eine  Riesenvereinigung 
in  der  Metallindustrie  zustande  gekommen,  die  60®/o  aller  Betriebe  um- 
faßt, 250  Millionen  Rubel  Grundkapital  besitzt  und  nach  Art  der 
amerikanischen  Trusts  organisiert  ist.  Weitere  Einzelheiten  sind  noch 
nicht  bekannt. 
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zutreten.  Der  Erfolg  mehrfacher  Versammlungen  und  Be- 
sprechungen der  Industriellen  war  der,  dafi  sich  in  den  Jahren 
1900 — 1904  eine  Reihe  einzelner  Syndikate  bildete. 

Eins  der  bedeutenderen  unter  ihnen  ist  die  ,, Aktien- 
gesellschaft für  den  Vertrieb  von  Erzeugnissen  russischer 
Metallfabriken **  ^'.  Sie  hat  ein  Zentralbureau  in  Petersburg, 
das  den  Verkauf  der  Produkte  der  in  ihm  vertretenen  Fabriken 
regelt.  Die  Haupterzeugnisse  sind  Blatteisen  (nicht  feiner  als  N.  25 
Birmingham  Standard  für  Reservoire  und  Kesselanlagen),  Stab- 
eisen, Eisenbahnlängsschwellen,  Eisenbahnacbsen-  und  Laschen. 

In  Charkow  bildete  sich  1902  ein  Syndikat  der  Maschinen- 
baufabriken. Der  Zweck  dieses  Syndikats  ist  die  Kontingen- 
tierung der  Produktion  und  die  Hochhaltung  der  Preise  für 
alle  Teilnehmer  des  Syndikats  *^ 

Ferner  schlössen  sich  alle  Röhrenfabrikanten  ^^  zu  einem 
Syndikat  zusammen,  das  neben  der  Kontingentierung  der 
Produktion  die  Zentralisierung  des  gesamten  Verkaufs  an- 
strebt, der  der  Petersburger  Firma  Tillman  &  Co.  übertragen 
ist.  Hier  findet  sich  der  erste  Ansatz  zu  einem  internationalen 
Eisen-Syndikatt  da  die  Leitung  in  Berlin  geschieht.  Beteiligt 
sind  auch  amerikanische  Firmen,  die  ihre  Hauptniederlage  in 
Amsterdam  haben. 

Ein  gemeinsames  Syndikat  bildeten  dann  weiter  die 
Schienenwalzwerke  und  Waggonfabriken  (1902).  Die  Haupt- 
aufgabe dieses  Syndikats  besteht  in  der  Verteilung  der  Staats- 
aufträge an  die  einzelnen  Unternehmungen  im  Verhältnis  zu 
ihrer  ProduktionsfUhigkeit.  Auf  die  Preisbildung  selbst  hat 
das  Syndikat  angeblich  keinen  Einfluß  gehabt^  da  der  Fiscus 
die  Preise  „nach  eigenem  Outdünken"  festsetzt;  einen  immer- 
hin beträchtlichen  Nutzen  hat  das  Syndikat  seinen  Teilnehmern 
aber  gebracht,  zum  mindesten  insofern  als  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  die  verderblichen  Folgen  der  Überproduktion 
aufgehoben  sind. 

Als  „Rayonnierungs-Kartell**  erweist  sich  der  Verband 
russischer  Eisengießereien,  der  alle  im  Süden  gelegenen 
Fabriken  umfaßt. 

Im  Dezember  1903  wurde  in  Warschau  unter  dem  Namen 
„FBosAb"  (Nagel)  ein  Syndikat  gebildet  aus  28  Nagel-  und  Draht- 

^  ricpBoe  aKmoHepHoe  o6mecTBo  juifi  npoAaHui  ii3A^iif  pyccKHX'L  Meraji- 
jiypniqecKHZ'L  saBOAOBi.  Gegründet  1902,  12  GroßunternehmuDgen,  Grund- 
kapital der  Gesellschaft  900000  Rubel.    Befriedigende  Erfolge. 

'^  Weitere  Angaben  fehlen  völlig. 

'^  GfimecTBo  jum  npoxaxn  TyryHHBix'L  Tpyö-B  h  ycTpoucxBa  BoxonpoBO- 
XOB%  H  Kaiia^ivsaniH.  Gesellschaft  für  den  Verkauf  gußeiserner  Röhren 
und  Herstellung  von  Wasserleitungsanlagen  und  Kanalisierunsen  '^  An- 
gaben ober  Kapital  usw.  fehlen.  Wenn  Pa*ajioBH(ix,  1.  c,  S.  105  dieses 
Sj^ndikat  als  das  erste  bezeichnet,  das  sich  in  der  Eisenindustrie  ent- 
wickelt hat,  so  d&rfte  das  wohl  auf  einen  Irrtum  zurückzuführen  sein 
(siehe  oben  S.  7). 
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sowie  vier  Drahtwalzwerken.  Das  Syndikat  hat  die  Form 
einer  Aktiengesellschaft,  umfaßt,  bis  auf  vier,  alle  Nagel-  und 
Drahtfabriken  und  zentralisiert  den  gesamten  Verkauf.  Die 
Verwaltung  befindet  sich  in  den  Händen  eines  Ausschussea, 
der  aus  Vertretern  aller  Teilhaber  besteht**. 

Die  größten  Eisengießereien  im  Weichselkreis  schlössen 
sich  gleichfalls  1903  zusammen  und  vermittelten  den  Verkauf 
durch  ein  Zentralbureau  in  Warschau.  Das  Syndikat  trat 
mit  den  im  Innern  des  Reichs  befindlichen  Eisengießereien  in 
Verbindung  und  es  wurde  eine  genaue  Abgrenzung  des  Ver- 
kaufrayons vorgenommen. 

Ferner  wäre  noch  in  der  Metallindustrie  auf  ein  Syndikat 
der  Weißblech-Fabrikanten  hinzuweisen,  begründet,  um  die 
gefährliche  Konkurrenz  zu  beseitigen  und  den  Absatz  für  den 
Bedarf  der  Naphtaindustrie  zu  regeln. 

Schließlich  besteht  noch  eine  Verabredung  zwischen  den 
Warschauer  Lampenfabrikanten  und  eine  weitere  zwischen  den 
Bleiröhrenfabriken,  deren  Zentralbureau,  geschaffen  zur  R^e- 
lung  des  Absatzes,  sich  in  St.  Petersburg  befindet 

Drei  Kohlensyndikate  sind  bekannt:  eins  im  Gebiete 
des  Don,  eins  im  Ural-  und  eins  im  Dombrow-Gebiet. 

In  der  Weberei  bestehen  gleichfalls  mehrere  Syndikate, 
deren  wichtigstes  das  Petersburger  Syndikat  von  Leinwand- 
webereien ist,  das  sich  im  engsten  Zusammenhang  mit  den 
polnischen  Fabriken  befindet* 

Anfang  1901  entstand  das  Jutesyndikat,  das  zwölf 
Unternehmungen  vereinigt,  periodisch  die  Preise  festsetzt  und 
den  Gesamtverkauf  regelt. 

Ein  Spiegel  Syndikat  wurde  1902  in  Petersburg  ins 
Leben  gerufen^.  Zweck  des  Verbandes  ist  der  Handel  mit 
allen  Erzeugnissen  der  Glasindustrie,  sowie  Errichtung  und 
Betrieb  von  Glasbläsereien. 

In  Form  einer  geschlossenen  Aktiengesellschaft  bildete 
sich  ein  Zementsyndikat'^  zum  Handel  mit  Portlandzement. 


'^  Die  Bildung  dieses  Syndikats  ist  zweifellos  eine  Folge  des 
Gegensatzes,  der  zwischen  der  Produktionsf&higkeit  der  ins  Einvernehmen 
tretenden  Fabriken  und  der  Nachfrage  der  von  ihnen  erzeugten  Produkte 
bestand.  In  dem  der  Syndikatsbildung  vorangehenden  Jahr  betrug  die 
Produktionsföhigkeit  9,5  Mill.  Pud,  die  Nachfrage  knapp  7,75  Mill  Pud. 
Ein  derartiges  Mißverhältnis  mußte  natürlich  eine  außerordentliche  Preis- 
benkende  Wirkung  haben. 

'*  AicixioHepHoe  oömecTBo  julu  npojuuKH  HSAiJiiH  pyccKHrL  aepKa^HUz^ 
sasoxoBT»,  Aktiengesellschaft  für  den  Verkauf  von  Erzeugnissen  russischer 
Spiegelfabriken.''  Grundkapital  des  Syndikats  800000  Rubel,  in  300  Aktien 
zu  1000  Rubel. 

^  „ToBapHmecTBo  ToproBjra  iteMeHTanH  lora  Poccis- Gesellschaft  ftkr 
Zementhandel  im  Süden  Rußlands.''    Grundkapital  250000  Rubel. 


135.  11 

Seine  Leitung  liegt,  n^ie  bei  den  anderen  Syndikaten,  die  die 
Form  von  Aktiengesellschaften  haben,  nicht  in  den  Händen 
einer  Verwaltung,  sondern  eines  Ausschusses  von  Vertretern 
aller  am  Syndikat  beteiligten  Unternehmungen. 

Seit  1901  besteht  ein  Papier  Syndikat.  Monatlich 
versammeln  sich  in  Petersburg  die  Vertreter  der  einzelnen 
Unternehmungen,  um  die  Produktionsmenge  und  die  Preise 
festzusetzen. 

Eine  fast  völlige  Monopolstellung  nimmt  das  englisch- 
russische Garnsyndikat  ein.  Dies  Syndikat  entstand  durch 
eine  Verabredung  der  Newaer  Garnmanufaktur  mit  dem  eng- 
lischen Syndikat  J.  und  P.  Coats  Limited.  Das  russische 
Syndikat  ist  der  einzige  Vertreter  der  Garne  dieser  englischen 
Firma,  die  sogar  mit  beträchtlichen  Preisermäßigungen  gch 
liefert  werden.  Dies  setzt  das  Syndikat  in  Stand,  wenn  nötig, 
seine  Preise  so  zu  erniedrigen,  daß  jede  innere  Konkurrenz 
unmöglich  gemacht  wird.  Denn  infolge  des  außerordentlich 
hohen  Zolls  auf  fremde  Garne  ist  alle  Konkurrenz  vom  Aus- 
land so  gut  wie  ausgeschlossen,  wodurch  dem  Syndikat  die 
dauernde  Möglichkeit  gewährleistet  ist,  die  Preise  auf  einem 
sehr  hohen  Niveau  zu  halten  und  andauernd  überaus  große 
Gewinne  zu  erzielen. 

Femer  besteht  noch  je  ein  Syndikat  der  Ztindholz- 
fabriken,  der  polnischen  Möbelmbriken,  weiter  der  sttd- 
russischen  Stärkefabriken,  der  Petersburger  Elektrizitäts- 
gesellschaften, das  übrigens  mit  den  deutschen  in  enger 
Verbindung  steht  und  vielleicht  noch  eine  ganze  Reihe  anderer, 
über  deren  Existenz  nur  nichts  bekannt  ist. 

Außer  diesen  mehr  oder  weniger  mächtigen  SyndikateUi 
die  oft  einen  ganzen  Produktionszweig  erfassen,  haben  sich  in 
der  letzten  Zeit  auch  noch  mehrere  kleinere  gebildet,  von 
denen  ein  Beispiel  angeführt  sei,  das  einen  rein  örtlichen 
Charakter  trägt.  In  Orenburg  schlössen  sich  zehn  Fabrikanten 
zusammen,  die  sich  mit  der  Bearbeitung  von  Hirse  beschäf- 
tigen^^. Die  Organisation  ist  eine  außerordentlich  straffe, 
niemand  der  Mitglieder  der  Gesellschaft  darf  für  sich  Hirse 
einkaufen,  was  im  Übertretungsfalle  mit  einer  Konventional- 
strafe von  5000  Rubeln  geahndet  wird.  Gewinne  und  Ver- 
luste werden  gleichmäßig  unter  die  Mitglieder  der  Gesellschaft 
verteilt,  im  Verhältnis  zu  dem  Beitrage,  den  sie  in  das  Stamm- 
kapital eingezahlt  haben. 

^^  „OpeH6yprcKoe  ToproBo  -  npOMiimjieHHoe  TOBapHmecTBo  no  Biipaöonct 
nmeBa.  Orenburger  Hanaels-  und  Industriegesellschaft  zur  Bearbeitung 
Ton  Hirse."*    Grundkapital  500000  Rubel. 
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IL  AUgBmslne  Bemerknngen  Ober  rassische  Kartellliildiuig. 
Straf-  und  zivllreclitllcbe  StsUang  dar  Kartelle. 

)iVährend  in  anderen  Ländern  die  Syndikatsbildung  sich 
als  Schlußstein  einer  langen  industriellen  Entwicklung  erweist, 
der  allerdings  äußere  Umstände,  wie  Schutzzoll,  natürliche 
Monopole  u.  dergl.  nicht  zu  unterschätzende  Dienste  geleistet 
haben,  Hegt  die  Sache  in  Rußland  durchaus  anders.  Die 
industrielle  Entwicklung  des  Landes  ist  noch  jung,  die  be- 
deutendsten Industrieen  wurden  durch  Fremde  geschaffen  und 
eine  Menge  fremder  Kapitalien  zu  diesem  Zwecke  ins  Land 
gezogen.  Deutsche  und  Belgier  sind  im  Süden  des  Reichs 
tätig,  und  viel  englisches  Kapital  ist  in  Sibirien  investiert  Die 
ganze  Industrieentwicklung  erscheint  fast  künstlich  in  einem 
Lande,  in  dem  noch  mehr  als  80®/o  der  Bevölkerung  von  rein 
landwirtschaftlicher  Tätigkeit  lebt  und  noch  ein  so  unglaublich 
großer  Prozentsatz  von  Analphabeten  vorhanden  ist*. 

Drei  GrUnde  scheinen  hauptsächlich  die  Syndikatsbildung 
in  Rußland  begünstigt  zu  haben :  der  übermäßig  hohe  Zoll  auf 
fast  alle   Produkte',    Konzentrierung   der    Hauptzweige    der 


^  „Nach  der  letzten  Volkszählung  gibt  es  in  Rußland  29,38  ®/o  Männer 
und  13f6®/o  Frauen,  die  Unterricht  empfangen  haben,  der  ganze  Rest 
sind  Analphabeten.  Interessant  ist,  wie  bei  den  einzelnen  Völkerschaften 
Rußlands  dieses  Verhältnis  sich  verschiebt:  Es  sind  des  Lesens  and 
Schreibens  kundig  in  Prozent: 

bei  Männer  Frauen 

Deutschen  59,9  58,5 

Letten  und  Litowzen     52  52 

Finnen  35  27 

Polen  85  29 

(Eigentliche)  Russen       29,58  9  (!)'' 

Rede  des  Kultusministers  in  der  Duma-Sitzung  vom  4./17.  Mai  1907,  nach 
dem  Bericht  der  „HoBoe  Bpemit''  Nr.  11186  vom  5718.  Mai.  In  den  Viertel- 
jahrsheften für  Truppenführunff  und  Heereskunde"  vom  Großen  General- 
stob,  Jahr  1904,  Heft  III,  S.  387,  fiudet  sich  folgende  Angabe:  „Es  betrug 
z.  B.  für  das  Jahr  1898  die  Zahl  der  Analphabeten  in  der  russischen 
Armee  66,38  «/o.« 

'  Nach  einer  Tabelle  aus  dem  o69op^  BHiniHeä  xoproBjui  sa  1900  r. 
beträgt  der  Zoll  in  Prozenten  vom  Wert  fUr: 

1.  Maschinen  und  Apparate  28 

2.  Schreibpapier  40 

3.  Wollgewebe  45 

4.  Rohbaumwolle  49 

5.  Seidene  Sto£fe  und  Tücher  52 

6.  Gewalztes  und  assortiertes  Eisen  46 — ^73 

7.  Stahl  66 

8.  Erz  in  Barren  75 

9.  Natron  und  Ätzkali  101 
10.  Portland-Zement  324 

Im  Durchschnitt  wurden  1900  33— 85^/0  vom  Wert  aller  Waren  als  Zoll 
bezahlt. 
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Industrie  in  nur  wenigen  Händen  und  örtliche  Zentralisierung 
der  Hauptproduktion  ^. 

Der  ^oU  auf  Eisen  ist  so  übermäßig  hoch,  daß  noch 
häufig  der  Bauer  mit  einem  unbeschlagenen  Pferd  und  einer 
hölzernen  Egge  sein  Feld  bearbeitet  und  ,,sein  ganzes  Metall* 
Inventar  aus  dem  bleiernen  Kreuz  am  Halse  und  dem  kupfernen 
5  Kopekenstück  in  der  Tasche  besteht.  Und  mit  diesem 
eisernen  Inventar  ist  unser  russischer  Bauer  berufen,  die  weiten 
Russischen  Felder  zu  bebauen  und  die  unermeßlichen  Gebiete 
Sibiriens  zu  kolonisieren^!^  So  werden  durch  die  hohen 
Schutzzölle  Syndikate  hervorgerufen  zu  einer  Zeit,  wo  die 
industrielle  Entwicklung  des  Landes  noch  gar  niclit  dazu  reif 
ist.  Bei  geringeren  Zöllen  und  dadurch  ermöglichter  Konkurrenz 
des  Auslandes  würde  ein  frischer  Luftzug  hineinwehen,  zunächst 
vor  allen  Dingen  alte  und  rückständige  Produktionsweisen 
vernichten  ^  und  so  eine  gesunde  innere  Konkurrenz  entstehen. 
,,Wenn  ein  Land  ein  derartig  ,  verschlafen  es  Reich'  ist,  wie 
Rußland,  wo  die  persönliche  Initiative  verschwindend  ist,  da 
vernichtet  ein  Monopol  jeden  Rest  von  Unternehmungslust. 
Ist  die  bürgerliche  Freiheit  genügend  entwickelt  und  zeichnet 
ein  Volk  sich  durch  starke  Initiative  aus,  dann  kann  ein 
Monopol  nicht  einen  solch  verderblichen  Einfluß  ausüben; 
wenn  es  auch  die  Entwicklung  der  Industrie  etwas  verlangsamt, 
kann  es  sie  doch  nicht  aufhalten.  Aber  Dank  den  hohen 
Zöllen  hat  die  Industrie  in  Rußland  vorsündflutliche  Maschinen 
und  Produktionsweisen  beibehalten,  und  bei  uns  üben  die 
Syndikate  einen  verderblichen»  auflialtenden  Einfluß  aus,  völlig 
anders  als  in  Amerika  und  Deutschland^."  Die  Bildung  von 
Syndikaten  hat  in  Rußland  fast  völlig  jede  innere  Konkurrenz 
aufgehoben,  da  das  Land  durch  seine  Zollsätze  von  den  übrigen 
fast  völlig  isoliert  ist.  Wenn  auch  dadurch  in  die  vorher 
ungeregelte  und  fast  „anarchische''  Produktion  mehr  Ordnung 


*  Pa^ajTOBHqT.,  1.  c.  S.  103. 

*  OsepoBi,  aROHOMHqecKafl  Poccifl,  1905,  S.  58. 

^  KypqHucKiH,  1.  c.  S.  157,  „im  Ural  gibt  es  Eisenwerke,  die  heute 
noch  mit  kaltem  Gebläse  arbeiten.^  1899.  OsepoB'L,  1.  c.  S.  59.  „Die 
überaus  hohen  Zölle  führen  zu  einem  Stillstand  in  der  Industrie;  unsern 
Industriellen  (;eht  es  zu  gut  und  sie  kümmern  sich  nicht  um  technische 
Weiterentwicklung.  Es  gibt  noch  jetzt  (1905)  im  Ural  einzelne  Hoch- 
Öfen,  die  mit  kaltem  Gebläse  arbeiten,  im  Jahre  1896  gab  es  sogar 
deren  noch  47! 

*  HcaeB'L,  mb  Bonpocy  o  cHHAHxaTax'B.  CtBcpHbiu  BtcTHHK^  1900,  V. 
OaepoBi».  1.  c.  S.  234,  bemerkt:  „Ich  bin  nicht  gegen  die  Syndikate,  wie 
sie  in  Amerika  und  Deutschland  organisiert  sind.  Dort  sind  sie  die 
höchste  Form  der  Produktion  und  führen  zur  Verbesserimg  der  Technik, 
aber  bei  uns  rufen  sie  keine  technischen  Vervollkommnungen  hervor, 
sondern  nur  Erhöhungen  der  Preise.  Diese  einseitigen  Syndikate  sind 
daher  besonders  gefährlich  bei  uns,  weil  bei  unserer  Bevölkerung  das 
Prinzip  der  Einigkeit  noch  sehr  wenig  entwickelt  ist  und  die  Syndikate 
daher  bei  ihr  keine  Gegenwirkung  erfahren." 
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kam,  so  darf  doch  nicht  verkannt  werden,  dafi  das  Haupt- 
streben der  Syndikate  nur  auf  Erhöhung  der  Preise  und  Er- 
zielung eines  möglichst  großen  Gewinns  ausging.  Das  Ver- 
sicherungssyndikat wuchs  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  zu 
einem  schädlichen  Ring  aus.  Und  es  dürfte  doch  sicher  keine 
normale  oder  gar  wünschenswerte  Lage  sein,  »dafi  man  in 
England  grofimütig  die  Torkshiresch weine  mit  russischem 
Zucker  fütterte^,''  während  der  Zucker  in  Rußland  selbst  so 
teuer  ist,  dafi  ihn  die  grofie  Masse  der  Bevölkerung  nur  an 
Sonn-  und  Feiertagen  zum  Tee  geniefien  kann^ 

Der  zweite  Grund,  der  die  Syndikatbildungen  begünstigte, 
ist  die  Konzentrierung  der  Industrie  in  verhäitnismäfiig  wenigen 
grofien  Unternehmungen.  Die  Industrie  hat  sich  nicht  auf 
natürlichem  Wege  langsam  aus  kleinen  Unternehmungen  heraus 
entwickelt,  sondern  es  wurden  grofie  Unternehmungen  ver- 
pflanzt oder  direkt  geschaffen,  wobei  sprunghafte  Vermehrungen 
an  der  Tagesordnung  waren. 

Rufiiand  war  das  Land  der  Heimarbeit  und  der  kleinen 
Gewerbe  neben  dem  landwirtschaftlichen  Betrieb.  Nebenbei 
bemerkt  stand  und  steht  auch  noch  heute  das  „sweating- 
system"  in  hoher  Blutet  Es  ist  nun  die  Frage,  ist  es  vorteil- 
hafter, in  einem  solchen  Lande  gleich  Riesenunternebmungen 
hervorzurufen  oder  die  kleinen  Unternehmungen  durch  ent- 
sprechende Kreditgewährung  der  Reichsbank  und  sonstige 
Mittel  zu  fbrdern?  Die  Regierung  begünstigte  und  unter« 
stutzte  in  durchaus  einseitiger  Weise  aus  finanzpolitischen 
Gründen  nur  die  Entwicklung  der  Grofiindustrie  ^®,  ohne  sich 
darum  zu  kümmern,  ob  schon  die  natürlichen  Vorbedingungen  für 
eine  solche  gegeben  seien.  Die  Vorbedingung  ffir  das  Gedeihen 
einer  grofien,  technisch  mit  vollkommenen  Mitteln  arbeiten- 
den Industrie  ist  das  Vorhandensein  eines  aufnahmefähigen, 
inneren  Marktes  und  einer  hochstehenden  intelligenten  Arbeiter- 
klasse. Aufierdem  mufi  der  Absatz  ein  gesichert  gleichmäfilger 
sein,  ein  plötzliches  Versagen  kann  die  Grofiindustrie  in  äufierst 


"^  EiipiOKOBHHV  1.  c,  S.  610.  Ein  Schlagwort,  das  in  jede  national- 
ökonomische  Schrift  übergegangen  ist  und  besonders  als  Agitationsmittel 
gegen  das  Zuckersyndikat  verwendet  wurde.  Ob  etwas  Wahres  daran 
ist,  läßt  sich  natürlich  nicht  nachweisen. 

*  OaepoBi,  1.  c.  S.  230. 

*  BicTHHKB  »HHaHcoBi»,  1903,  Nr.  45:  Im  Gouvernement  Nischegorod 
verdient  eine  Frau  mit  dem  Anfertigen  von  Netzen  wöchentlich  7  Kopeken 
durchschnittlich.  Ausführliche  Schilderung  über  Spitzen- Heimarbeit  in 
BHtseaucAtjiB^ecRie  npoMbicjiBi  Bojioxcroh  ryÖepmH  1903,  von  OsepoBX,  1.  c, 
S.  68  angeführt. 

'®  PaAUHnb,  npoBOBOACTBo  n  noTpe6ji6Hi6  caxapa  ua  bc%mi  CBirt,  1890, 
S.  72:  „Die  Unterstützung,  die  unsere  Regierung  in  so  reichem  Matte 
der  Großindustrie  zuteil  werden  läßt,  tötet  geradezu  die  kleine  und 
Hausindustrie,  für  die  bei  uns  bedauerlicherweise  gar  nichts  geschieht  oder 
doch  nur  auBerst  wenig  durch  die  Semstwos  und  ähnliche  Institutionen.^ 
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schwierige  Lagen  bringen.  Kleinere  Unternehmungen  hingegen 
sind  elastischer  und  können  sich  leichter  den  wechselnden 
Bedingungen  und  der  Aufnahmefähigkeit  des  Marktes  an- 
passen. Eine  große  Unternehmung  mit  bedeutendem  fixierten 
Kapital  bedarf  fortgesetzter  Arbeit  und  kann  eine  Krisis  nicht 
so  leicht  wie  ein  kleines  Unternehmen  überstehen.  In  einem 
derartig  agrarischen  Land,  wie  es  Rufiland  zurzeit  noch  ist, 
hängt  die  Aufnahmefähigkeit  des  Marktes  aber  ganz  vom 
Ausfall  der  Ernte  ab,  ist  also  yOllig  unabhängig  von  den 
Produktionsbedingungen  der  Industrie.  Von  dem  Grundsatz 
der  Aufnahmefähigkeit  und  Stetigkeit  des  Marktes  ausgehend, 
wäre  fbr  Rufiland  kleinere  Industrie,  die  noch  größere 
Elastizität  besitzt,  das  richtigere.  Je  nach  der  Nachfrage 
könnte  diese  arbeiten,  sich  vergröfiem  und  verringern,  bis  ein 
andauernd  gleichmäßiger  und  großer  Absatz  gewährleistet  ist 
Auf  diese  Weise  würde  dann  organisch  eine  Großindustrie 
erwachsen  sein,  während  sie  jetzt  künstlich  gezüchtet  ist. 

Die  zweite  Vorbedingung  für  die  Entwicklung  einer 
technisch  vollkommenen  Großindustrie  ist  das  Vorhandensein 
eines  gewissen  Kulturniveaus,  einer  breiten,  hochstehenden 
Bevölkerung,  aus  der  die  Industrie  die  erforderlichen  Kräfte 
schöpfen  kann.  Aber  auch  diese  gibt  es  in  Rußland  nicht. 
Nun  geht  ja  allerdings  selbst  von  einer  solchen  mechanischen 
Verpflanzung  von  Großindustrie  aus  dem  angeführten  Grunde 
genügende  Anregung  zu  einer  gründlicheren  Volksbildung  aus. 
In  Rußland  aber  hat  sich  bis  jetzt  nur  der  empfindliche 
Gegensatz  geltend  gemacht  zwischen  den  Bedürfnissen  der 
Industrie  nach  qualifizierten  Arbeitern  ^^  einerseits  und  den 
Einrichtungen  des  inneren  Lebens  andrerseits,  die  die  Hebung 
des  Kultur-  und  Bildungsniveaus  hindern  oder  wenigstens  nicht 
genügend  dafür  sorgen^'. 

Äußerlich  wurden  ja  mit  dieser  Großindustrie  glänzende 
Erfolge  errungen,   die  eine  langsame  organische  Entwicklung 

'^  Eine  bekannte  Tatsache  ist,  daB  englische  Maschinen  nur  von 
englischen  Arbeitern  bedient  werden  konnten,  die  russischen  „verdarben^ 
sie,  da  sie  für  sie  zu  „kompliziert"  waren.  ▼.  Schultze-Gävernitz,  Volks- 
wirtschaftliche Studien  aus  Rußland,  S.  612. 

i<  Nach  dem  Budget  fUr  1907,  das  mit  2173130171  Rubeln  balanciert, 
entfallen  für  Unterricht,  Kunst  und  Wissenschaft  77,4  Mill.  Rubel.  Diese 
setzen  sich  folgendermaJßen  zusammen: 

Volksschulen 29,7  Mill. 

Mittelschulen 14,7    „ 

Universitäten 93    » 

Allgemeine  Kosten  für  alle  drei  Gruppen  .      3,6    „ 

Geistliche  Akademieen 2,9    „ 

Marineunterrichtsanstalten l^J     » 

Militärische  Unterrichtsanstalten  ....    13,2    „ 
Alle  sonstigen  wissenschaftlichen  Einrieb* 

tungen,  gelehrte  Gesellschaften  u.  dgl.       2,4  Mill. 

77,4  MiU. 
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nicht  80  schnell  gezeitigt  hätte.  Sheffield,  Birmingham,  Solingen, 
Bielefeld,  die  alle  ursprünglich  Zentren  der  Heimarbeit  und 
des  kleinen  und  kleinsten  Gewerbes  waren,  tragen  aber  durch 
ihre  organische  Entwicklung  zugleich  auch  die  Garantie  für 
die  Festigkeit  und  die  Dauer  der  aus  ihnen  entstandenen 
Riesenbetriebe  in  sich.  Anders  in  Rußland.  Zölle,  die  das 
Land  absperren,  forcierte  Ausfuhr,  Ausfuhrprämien  dienen  der 
Industrie  als  Stützen,  ohne  die  sie  wohl  in  kurzer  Zeit  schweren 
Schlägen  ausgesetzt  sein  würde.  Wirtschaftskrisen  werden 
hier  schwerer  empfunden  und  dauern  länger  als  in  anderen 
Ländern. 

Aus  allen  diesen  Gründen  wurden  mit  der  Verpflanzung 
oder  Neuschöpfung  einer  hochentwickelten  Großindustrie  auch 
zugleich  die  Grundlagen  einer  Syndikatbildung  gelegt,  die 
zunächst  nur  ihre  schädlichen  Seiten  entwickelte. 

Besondere  Beachtung  verdient  folgende  merkwürdige  Er- 
scheinung. Das  Naphta- Syndikat  wurde  auf  Veranlassung 
der  Regierung  gegründet,  die  die  Vertreter  der  großen  Werke 
nach  Petersburg  berief,  FrachtermäBigung  auf  der  trans- 
kaspischen Bahn  gewährte  und  sie  sonst  noch  unterstützte. 
Das  private  Zuckersyndikat  erfreute  sich  zunächst  still* 
schweigender  Billigung  und  ging  später  in  ein  staatliches  über 
mit  Zwangsregulierung  des  inneren  Angebots  und  Regelung 
aller  Absatzverhältnisse.  Dabei  bedroht  das  russische  Straf- 
gesetzbuch jede  Verabredung  von  Unternehmern  zum  Schaden 
des  Fiskus^®  oder  der  Konsumenten ^^     Es   fehlen  aber  jede 


^'  „yjosRCHic  0  HaKasaHijfx-B- Strafgesetzbuch.*'  §  492,  bedroht  die 
Verabredung  von  Lieferanten  untereinander  sowie  mit  Beamten  zur 
Schädigung  des  Fiskus  mit  Geldstrafe  in  Höhe  des  entstandenen  Schadens 
und  die  Beamten  noch  besonders  mit  derselben  Strafe  wie  bei  Bestechung: 
Dienstentlassung  und  Verschickung  nach  Sibirien  zur  Ansiedlung. 

**  Strafgesetzbuch,  S  913 :  „Eine  Verabredung,  Übereinkommen  oder 
ein  sonstiges  Einverständnis  von  Handeltreibenden  zum  Zwecke  der  Er- 
höhung der  Preise  von  Lebensmittelgegenständen  wird  mit  GeldbuBe  und 
einer  Strafe  geahndet,  wie  sie  in  Artikel  1180  dieses  Gesetzes  vor- 
geschrieben sind.*' 

Ji  1180:  Bei  einer  VerabredungvonHandeltreibenden  oder  Industriellen 
wecke  einer  Preiserhöhung  nicht  nur  von  Lebensmittelgegenständen^ 
sondern  auch  von  Waren  des  „nötigsten  Bedarfs*  („TOBapBi  HeoÖxoxHMOH 
noTpeÖuocTH'')  oder  zum  Zwecke  einer  un verhältnismäßigen  Erniedrigung 
der  Preise  in  der  Absicht,  Einfuhr  und  Angebot  der  oben  genannten 
Waren  zu  verhindern  und  auch  die  weitere  Einfuhr  dieser  Waren  in 
grofserZahl  zu  erschweren,  werden  bestraft :  die  Anstifter  (Rädelsführer) 
solcher  widergesetzlichen  Verabredungen  mit  Gefängnis  von  4 — 8  Monaten, 
die  üb: igen,  die  nur  an  der  Verabredung  teilgenommen  haben,  im  Ver- 
hältnis zum  Maße  ihrer  Teilnahme,  entweder  zu  Haft  von  drei  Wochen 
bis  zu  drei  Monaten  oder  zu  Geldstrafe  bis  höchstens  200  RubeL  Wenn 
aber  durch  eine  solche  Verabredung  ein  wirklicher  Mangel  an  Waren 
des  nötigsten  Bedarfs  verursacht  worden  ist  und  dieser  zu  einer  Störung 
der  öffentlichen  Ruhe  geführt  hat,  so  werden  bestraft:  die  Anstifter  zum 
Verlust  einiger  besonderer  Rechte  und  Vorteile  auf  Grund  des  Artikel  50 
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BeBtimmangen  hinsichtlich  Verabredungen  der  Unternehmer 
gegentlber  den  Arbeitern  ^'^.  Ein  Führen  von  sogenannten 
„schwarzen  Listen**  und  dauerndes  Ausschließen  mifiliebiger 
Arbeiter   ist  daher  Unternehmerverbänden   durchaus  möglich. 

Die  straf-  und  zivilrechtliche  Praxis  steht  dem  entsprechend 
auf  einem  den  Syndikaten  feindlichen  Standpunkt  Jollos^® 
fuhrt  einen  strafrechtlichen  Fall  an,  in  dem  sibirische  Brannt- 
weinhändler auf  Grund  des  §  1180  zu  mehrmonatigen  Gefängnis- 
strafen verurteilt  wurden. 

Interessant  dürften  folgende  zivilrechtliche  Fälle  sein: 

In  den  Statuten  eines  anfangs  der  80  er  Jahre  gegründeten 
Nadelsyndikats  waren  für  Nichtinnehaltung  der  Syndikats- 
Bestimmungen  Geldstrafen  festgesetzt.  Als  das  Svndikat  bei 
einem  solchen  Fall  die  Geldstrafe  einziehen  wollte  und  die 
betreffende  Unternehmung  sich  weigerte,  sie  zu  zahlen,  wurde  ein 
Prozeß  angestrengt,  aber  das  Gericht  erkannte  die  Bestimmungen 
des  Syndikatsvertrags  als  nicht  verbindlich  an.  Infolgedessen 
zerfiel  das  Syndikat  ^^. 

Diese  Gerichtspraxis  erhielt  sich  bis  in  die  neueste  Zeit. 
Im  März  1903  wurde  von  einem  Syndikat  14  polnischer  Leim- 
fabriken eine  Klage  eingereicht,  weil  einer  der  Teilnehmer  die 
Syndikat- Verabredungen  gebrochen  hatte  und  sich  gleichfalls 
weigerte,  die  Konventionalstrafe  zu  zahlen.  Das  entscheidende 
Gericht  wies  die  Klage  ab,  mit  der  Begründung,  daß  ein 
Syndikat  wegen  seiner  Bestrebungen  sich  als  ein  unzulässiger 
Verein  erweise  und  deshalb  seine  Mitglieder  nicht  verpflichtet 
seien,  seine  Bestimmungen  innezuhalten.  Auf  Grund  der  be- 
stehenden Gesetze  seien  nur  solche  Verabredungen  zulässig, 
welche  weder  den  Gesetzen  noch  den  Geboten  der  Moral  wider- 
sprächen und  keine  Gefahr  für  die  Gesellschaft  in  sich  bärgen. 
Der  in  Rede  stehende  Verein  verstieße  aber  gegen  alle  diese 
Bestimmungen,  da  die  Absicht  und  die  Tätigkeit  jedes  in- 
dustriellen Syndikats  nur  darauf  gerichtet  sei,  auf  Kosten  der 
Konsumenten  möglichst  große  Unternehmergewinne  zu  erzielen, 
und  dies  werde  durch  Kontingentierung  der  Produktion  und 
Verabredung  der  Preise  erreicht 

Verletzungen  der  Syndikat-Bestimmungen,  die  dann  Pro- 
zesse   hervorriefen,    scheinen    ziemlich    häufig    vorgekommen 


dieses  Gesetzes  und  zu  Gefängnisstrafe  von  1  Jahr  4  Monaten  bis  zu 
2  Jahren,  die  übrigen  Schuldigen  zu  Gefängnisstrafe  von  4—S  Monaten.^ 
(Artikel  50  bestimmt  mehrere  Ehrenstrafen :  Verlust  der  Fähigkeit,  öffent- 
liche Ämter  zu  bekleiden,  in  städtische  oder  ländliche  Yertretungskörper 
gewählt  zu  werden;  für  Personen  geistlichen  Standes :  Verlust  der  Stellung 
und  der  geistlichen  Würde  u.  a.  m.) 

"  Pa*ajioBiiTL,  1.  c.  S.  111. 

"  1.  c.  8.  45*. 

*■'  Pa«a;ioBirrB,  I.  c.  S.  109. 
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zu  sein.  „Die  Sache  geht  gewöhnlich  folgendermaßen  vor 
sich:  Bei  einem  Fabrikanten  erscheint  ein  Käufer  und  wünscht 
für  200000  oder  300000  Rubel  einzukaufen,  verlangt  aber 
dabei  einen  Rabatt  von  ^U  Kopeke  auf  den  Rubel.  Die  Ver- 
suchung ist  grofi,  und  der  Fabrikant  widersteht  ihr  gewöhnlich 
nicht.  —  In  solchem  Fall  geht  der  Verkauf  unter  strengstem 
Geheimnis  vor  sich.  Die  Rechnung  wird  zu  den  vom  Syn- 
dikat  festgesetzten  Preisen  ausgestellt,  bezahlt  aber  nach  der 
getroffenen  Verabredung"."  Ein  Schlaglicht  auf  die  kauf- 
männische Zuverlässigkeit  und  Ehrlichkeit!  Manche  Syn- 
dikate, wie  das  oben  (S.  9)  erwähnte  Stift-  und  Draht- 
Syndikat,  halfen  sich  dadurch,  dafi  sie  von  vornherein  Ein- 
zahlungen als  Bürgschaft  verlangten,  von  denen  dann  etwaige 
Strafgelder  abgezogen  wurden. 

Die  erwähnte  Gerichtspraxis  muß  natürlich  die  Weiter- 
bildung von  Syndikaten  in  Rußland  auf  das  äußerste  hindern, 
oder  sie  wird  veranlassen,  daß  diese  in  Zukunft  noch  mehr 
als  bisher  sich  mit  dem  Schleier  des  Geheimnisses  umgeben, 
zumal  wenn  der  Begriff  „Gegenstände  des  nötigsten  Bedarfs^ 
eine  extensive  Auslegung  erfkhrt.  Branntwein  dürfte  doch 
weniger  darunter  zu  rechnen  sein  als  Zucker.  Die  fortgesetzte 
Gefahr,  wegen  Erhöhung  der  Preise  —  und  dies  ist  doch  der 
eigentliche  Hauptzweck  der  Syndikate  —  eine  4— 8  monatige 
Gefängnisstrafe  zu  riskieren,  besteht  dann  noch  neben  der 
zivilrechtlichen  Ungiltigkeit  der  abgeschlossenen  Verträge. 
Eine  Möglichkeit,  diese  Gefahren  zu  umgehen,  würde  darin 
bestehen,  die  freien  Verabredungen  zu  ersetzen  durch  eine 
Fusion  oder  durch  die  Gründung  einer  alle  beteiligten  Werke 
umfassenden  Aktiengesellschaft.  Allein  die  hiermit  verbundene 
Einbuße  an  Selbständigkeit  schreckt  viele  noch  ab;  auch 
ist  die  Form  der  Aktiengesellschaft  für  die  russischen  Syn- 
dikate nicht  so  bequem  anzunehmen  wie  bei  uns,  da  eine 
solche  Gründung  langwierig  und  mit  viel  Formalitäten  und 
beträchtlichen  Ausgaben  verknüpft  ist.  Daraus  erklärt  es  sich, 
daß  bis  jetzt  nur  vier  Syndikate  (der  Metall-,  Spiegel-,  Kägel- 
und  Zementindustrie,  die  alle  oben  erwähnt  sind)  ^'  die  Form 
einer  Aktiengesellschaft  angenommen  haben. 

In  rechtlicher  Hinsicht  ist  in  Rußland  eine  Legalisierung 
der  Syndikate  und  zugleich  eine  Regelung  ihrer  Tätigkeit 
erforderlich,  welche  die  Konsumenten  vor  Ausschreitungen 
und  Mißbräuchen  bewahrt.  Ein  einfaches  Verbot  der  Unter- 
nehmerverbände hat  sich  in  Rußland  wie  anderwärts  als 
machtlos  erwiesen.  Allgemeine  Rechtsnormen  sind  zu  starr, 
um   schnell   wechselnde   Formen   des   wirtschaftlichen   Lebens 


'»  SlBTRyjchy  1.  c.  S.  121. 
"  S.  9  u.  10. 
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unter  eine  gemeinsame  Formel  zu  bringen,  von  der  die  Oerichte 
sich  in  ihren  Entscheidungen  leiten  lassen  könnten.  „Nicht 
durch  Ausarbeitung  von  juristischen  Formen  läBt  sich  das  am 
besten  erreichen,  sondern  durch  gesetzliche  Maßnahmen,  welche 
das  Entstehen  und  die  Tätigkeit  der  industriellen  Unternehmer- 
verbände regeln.  Der  Staat  muß  aufhören,  die  Syndikate  nur 
als  eine  Erscheinung  der  menschlichen  Habsucht  und  des  bösen 
Willens  aufzufassen;  er  mufi  sie  vielmehr  betrachten  als  eine 
neue,  unvermeidliche  Form  der  industriellen  Organisation,  die 
eine  ungeheure  Bedeutung  für  das  wirtschaftliche  Leben  des 
ganzen  Landes  hat.  Genau  wie  die  Zünfte  und  Qilden  eine 
nötige  Entwicklungsform  des  wirtschaftlichen  Lebens  waren,  so 
sind  in  der  heutigen  Zeit  die  Syndikate  eine  nicht  zu  umgehende 
Form,  die  dahin  strebt,  aus  dem  volkswirtschaftlichen  Leben 
einzelne  unvorhergesehene  Zufälle  und  Schäden  auszumerzen 
oder  wenigstens  nach  Möglichkeit  ihre  Folgen  abzuschwächen, 
was  vielleicht  ermöglichen  wird,  eine  Grundlage  für  ge- 
rechtere und  rationalere  wirtschaftliche  Beziehungen  zwischen 
den  verschiedenen  Bevölkerungsgruppen  zu  schaffen  "."  Außer 
dieser  Regulierung  der  Syndikate  könnte  gerade  in  Rußland 
zur  Bekämpfung  ihrer  schädlichen  Folgeerscheinungen  sehr 
viel  geschehen  durch  die  Zollpolitik,  die  Tarifpolitik  der  Eisen- 
bahnen, durch  Ermutigung  und  Unterstützung  von  Konsum- 
genossenschaften, die  bisher  nur  in  verschwindender  Zahl  be« 
stehen,  und  anderes  mehr. 


2* 


Zweiter  Abschnitt. 

Das  Kiewer  Syndikat  der  Zucker 

industriellen. 


I.  Oberblick  Aber  die  Entwicklung  der  Zuckerlndnstrle  bis 
in  die  Mitte  der  80  er  Jabre  des  XIX.  Jabrbunderts. 

Die  erste  russische  Zuckerraffinerie  wurde  in  Moskau 
von  einem  Kaufmann  Westow  im  Anfang  des  18.  Jahrhunderts 
gegründet  ^  Er  erhielt  die  Erlaubnis  Rohzucker  zollfrei  ein- 
fuhren und  fbr  drei  Jahre  allein  Raffinade  verkaufen  zu  dtkrfen. 
Es  wurde  ihm  außerdem  versprochen,  daß  man  die  Einfuhr 
von  Raffinade  „übers  Meer"  völlig  verbieten  würde  für  den 
Fall,  daß  die  Fabrik  mit  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  habe. 
Dies  geschah  auch  tatsächlich  bald  danach,  aber  in  der 
Folgezeit  wurde  das  Verbot  durch  einen  Zoll  von  15®/o  des 
Wertes  (5—8  Rubel)  ersetzt,  also  von  ungefähr  0,75 — 1,20  Rubel. 
Es  wurde  dann  weiter  jedermann  erlaubt,  Raffinerieen  zu  er- 
öffnen, aber  nur  mit  Bezahlung  des  vollen  Zolls. 

Die  erste  Rübenzuckerfabrik  gründete  Generalmajor 
Blankennagel  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  im  Dorf  Alabjew, 
Gouvernement  Tula*.  um  weitere  derartige  Gründungen  zu  er- 
mutigen, wurde  den  Fabrikbesitzern  erlaubt,  aus  den  Rück- 
ständen Branntwein  zu  brennen,  und  zwar  im  Verhältnis  von 
zwei  Eimern  auf  ein  Pud  Raffinade  und  einem  Eimer  auf  ein 
Pud  Rohzucker.  Die  Gründer  solcher  Fabriken,  die  meistens 
Gutsbesitzer  waren,  mußten  nur  über  die  Errichtung  ihrer 
Betriebe  Anzeige  erstatten  und  sich   den  Verkaufs-   und  Ab- 


*  B.  c.  np.,  1904,  I,  S.  845. 

'  Jollos,  1.  c,  S.  47*  f^ibt,  wohl  irrtümlich,  als  Jahreszahl  der 
Gründung  der  1.  Zuckerfabrik  das  Jahr  1802  an.  Die  hier  gegebene 
Zahl,  sowie  die  Angaben  über  Produktion  sind  entnommen  aus  der 
offiziellen  Veröffentlicnung:  Tpyjn>i  Bucoiiaume  y^pesKAeHHaro  BcepocciucKaro 
ToproBO-npoMLiuiJieimaro  CBtsAa  1896  r.,  vh  HHHCBeirb-HoBropoffi.  1897,  Bd.  II, 
Heft  III,  S.  41. 
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gabebedingungen  fttr  Spirituosen  unterwerfen.     Der  Zucker- 
zoll wurde  zu  ihrem  Scnutz  ständig  erhobt    Er  betrug  in  den 


Jahren 
1819 
1821 
1822 
1823 
1831 
1841 
1856 


Rp.  Kp. 
—  75 
1  — 

1  50 

2  50 

2  80 

3  80 
3  — 


Die  Zahl  der  Fabriken  (fast  durchweg  landwirtschaftlichen 
Charakters)  wuchs  verhftltnismäßig  schnell: 

1825 7 

1830 20 

1836 57 

1840 143 

1844 206 

Über  die  in  diesen  Jahren  verarbeiteten  Rttbenmengen ,  den 
erzielten  Zucker  usw.  bestehen  nur  wenige,  unzuverlässige  An- 
gaben, die  sich  wohl  meist  auf  Vermutungen  oder  Schätzungen 
sttltzen. 

Im  Jahre  1848  wurde  eine  innere  Steuer(Verbrauchs- 
abgabe)'  auf  Zucker  eingeführt,  und  seit  dieser  Zeit  gibt  es 
über  die  Zuckerindustrie  genauere,  statistische  Angaben. 
Allerdings  widersprechen  sie  sich  zuweilen  und  sind  erst  seit 
1881  absolut  zuverlässig. 

Über  die  Entwicklung  der  Zuckerindustrie  in  den  nächsten 
Jahren  gibt  die  folgende  Tabelle  eine  Übersicht: 

Tabelle  Nr.  1. 
EntwieUimg  der  Znckerlndnstrle  tob  der  Kampacrne  1860/51—1861/62. 


F  a  b  r 

i  k  e  n 

Ver- 

Gesamt- 

Kampagne 

in  der 
▼oij&hrifl^n 

neu- 

ein- 

im ganzen 

arbeitete 
Rüben 

zucker- 
ausbeute 

Kampagne 
Torhanden 

gegründet 

gegangen 

be.stehend 

1000  Päd 

1000  Pud 

1850—1851 

349 

17 

8 

358 

14  788 

800,0 

1851—1852 

358 

34 

10 

382 

27  652 

989,3 

1852-1858 

882 

22 

13 

391 

28  372 

701,2 

1853—1854 

391 

29 

13 

397 

25  619 

1130,0 

1854r-1855 

397 

9 

11 

895 

21  056 

1850,0 

1855—1856 

395 

17 

9 

403 

34  678 

1300,0 

1856—1857 

403 

21 

24 

401 

80  763 

1040,8 

1857-1858 

401 

18 

18 

401 

40124 

922,9 

1858—1^59 

401 

35 

10 

426 

29059 

1203,7 

1859—1860 

426 

20 

13 

438 

44068 

871,8 

1860—1861 

438 

16 

22 

427 

1329,0 

1861—1862 

427 

5 

15 

417 

987,0 

*  Siehe  Excurs. 
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Diese  Tabelle  zeigt  eine  Vermehrung  der  Zuckerfabriken 
auf  die  unverhältnismäßig  hohe  Zahl  von  427  im  Jahre  1862. 
Alljährlich  fanden  viele  Neugründungen  statt,  aber  eine  An- 
zahl Fabriken  stellte  auch  stets  wieder  den  Betrieb  ein.  Alle 
diese  Fabriken  waren  auf  dem  platten  Lande  gelegen,  ihre 
Gesamtproduktion  blieb  gering  und  schwankend,  die  wenigsten 
wurden  mit  Dampf  betrieben. 

Die  Bauernbefreiung  verursachte  einen  Rückschlag,  weil 
die  unentgeltliche  Fronarbeit  fortfiel,  die  bislang  den  Guts- 
besitzern den  Betrieb  solcher  Fabriken  sehr  erleichtert,  in 
vielen  Fällen  wohl  allein  ermöglicht  hatte.  In  der  Kampagne 
1862/63  sank  die  Produktion  auf  939900  Pud. 

Seitdem  bemächtigte  sich  das  Großkapital  der  Zucker- 
produktion. Eine  Unzahl  der  kleinen,  landwirtschaftlichen 
Fabriken,  von  denen  75%  ohne  Dampfmaschinen  arbeiteten, 
gingen  ein.  Im  Jahre  1871  bestanden  180  große  Fabriken^, 
zum  Teil  Aktiengesellschaften,  eine  Form,  die  sich  im  Laufe 
der  Jahre  immer  mehr  verbreitet  hat  Das  Jahr  1871  brachte 
eine  besonders  schlechte  Ernte,  die  Preise  stiegen  beträchtlich; 
dies  lockte  das  Kapital  an  und  veranlafite  NeugrtLndungen 
großer  Anlagen  in  folgendem  Umfange: 

1872 7 

1873 16 

1874—1876 17 

Der  Zuwachs  von  40  großen  Fabriken  in  nur  fünf  Jahren 
hatte  natürlich  eine  beträchtliche  Steigerung  der  Produktion 
zur  Folge: 

Pud 

1872/73 10500000 

1874/75 11147411» 

Die  Überproduktion  drückte  derart  auf  den  Preis,  daß 
Raffinade,  die  1872  noch  7,20  Rubel  kostete,  1876  aut  4,0  fiel, 
Sandzucker  sogar  auf  3  0.  Einige  bei  der  Hochkonjunktur 
wohl  auf  Spekulation  gegründete  Fabriken  konnten  diesen  Sturz 
nicht  aushalten  und  stellten  ihre  Tätigkeit  ein. 

Es  war  dies  die  erste  ernstliche  Krisis  in  der  Zucker- 
industrie. Die  Regierung  wollte  nach  Möglichkeit  verhindern, 
daß  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Fabriken  fallierte,  und 
gab  deshalb  Ausfuhrprämien  in  der  Gestalt,  daß  die  Industrie 
den  größten  Teil  der  Zuckersteuer  zurückerhielt. 

Die  niedrigen  Preise,  4,50 — ^5,0  Rubel  für  Raffinade,  3,90  bis 
4,20  für  Sandzucker  hielten   von  1876—1879  an.     Viele  von 


*  CHÖHpflKoB'Li   nojEOKeme   CBeKJocaxapHos  npoMunueHHOcxv  ■  Bopm- 
poBKa,  1891,  8.  8. 

»  Tpy»i  pp.,  S.  42. 
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den  Rüben  bauenden  Landwirten  kehrten  zum  Weizenbau 
zurück,  der  sich  als  vorteilhafter  erwies.  Im  Jahre  1881 
war  der  Zuckerpreis  noch  4,70;  das  Jahr  versprach  ein 
mittleres  Erntejatir  zu  werden,  aber  am  16.  Oktober  fing 
ein  strenger  Winter  an,  so  dafi  ein  beträchtlicher  Rübenvorrat 
auf  den  Feldern  zurückblieb.  Die  Preise  stiegen  außerordent- 
lich, wobei  allerdings  noch  andere  Umstände  mitwirkten. 

Im  Jahre  1877  war  eine  wichtige  finanzielle  Neuerung 
eingeführt  worden:  der  sogenannte  Goldzoll,  der  automatisch 
alle  Zölle  und  damit  auch  den  auf  Zucker  wesentlich  erhöhte. 
1872  war  der  Zoll  für  Rohzucker  von  2,50  auf  2  Rubel, 
für  Raffinade  von  3,50  auf  3  Rubel  pro  Pud  erniedrigt  worden. 
Mit  der  Einführung  des  Goldzolls  und  einer  seit  1881  erhobenen 
Erhöhung  aller  Zölle  um  lO^lo  betrugen  die  Zölle  nun  2,20  und 
3,30  Gold,  was  nach  dem  damaligen  Kurse  in  Wirklichkeit 
8,50  und  5,30  ausmachte.  Der  Zoll  wurde  also  ein  völlig 
prohibitiver,  und  diese  Erhöhung  gab  in  Verbindung  mit  dem 
Anziehen  der  Preise  einen  neuen  Anstoß  für  den  Zuflufi  von 
Kapitalien  in  die  Zuckerindustrie  und  für  Neugründungen  in 
der  Gestalt  von  Aktiengesellschaften.  Die  Börsen  notierten 
im  Jahre  1881  für  Sandzucker,  in: 

Kiew 6,85 

Moskau    ....     7,15 
Petersburg   .     .     .     7,75 

Raffinade  stieg  sogar  auf  8,40. 

Dies  war  wohl  zum  Teil  eine  künstliche  auf  Börsenmanövern 
beruhende  Steigerung.  Die  Durchschnittsdividende  der  großen 
Zuckerfabriken  betrug  in  den  Jahren  1882—1884:  28Vaö/o;  bei 
manchen  erreichte  sie  40  ^/o  und  noch  mehr*.  Die  Raffinerien 
kauften  Rohzucker  auf  mehrere  Jahre  im  Voraus  zu  hohen 
Preisen.  Die  mit  Rüben  bestandene  Fläche  wuchs  um 
40000  Dpßjatinen,  und  da  der  Weizenbau  immer  noch  sehr 
lohnend  blieb,  baute  man  Rüben  nur  dort,  wo  man  auf  einen 
hohen  Preis  seitens  der  Fabrikanten  sicher  rechnen  konnte. 
Letztere  zahlten  bis  zu  zwei  Rubel  für  Rüben,  so  daß  die 
Produktionskostnn  für  ein  Pud  Zucker  stellenweise  bis  zu 
5,25  stiegen.  Sieben  Fabriken  wurden  neu  eröffnet;  fünf,  die 
ihre  Tätigkeit  nach  der  Krisis  1876  eingestellt  hatten,  nahmen 
sie  wieder  auf. 

1883  war  ein  schlechtes  Erntejahr,  die  Zuckerausbeute 
betrug  aber  infolge  der  vergrößerten  Anbaufläche  19 100000  Pud, 
und  der  Preis  für  Sandzucker  6 — 7,60  Rubel. 

Das  Jahr  1884  brachte  eine  Vergrößerung  der  Anbaufläche 
um    weitere    18000    Deßjatinen    und    eine    Produktion    von 


*  KypqHHCKiH,  1.  c.  S.  136. 
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21  Millionen  Pud ;  am  Ende  des  Jahres  aber  fielen  die  Preise 
beträchtlich.  Trotzdem  wuchs  die  Rübenfläche  im  nächsten 
Jahre  noch  um  8000  Deßjatinen.  Im  Ganzen  stieg  sie  in 
diesen  Jahren  der  Hochkonjunktur  1881—1885  von  223000 
auf  299000  oder  um  34%!  Die  Bewegung  der  Industrie  in  den 
nächsten  Jahren   veranschaulicht  die  nebenstehende  Tabelle^. 

Die  Zahl  der  Fabriken  hatte  sich,  wie  ersichtlich,  nur 
unbedeutend  vermehrt,  die  bestehenden  hatten  aber  ihre 
Betriebe  ungeheuer  ausgedehnt:  die  Produktion  war  von 
1881 — 1885  beinahe  verdoppelt,  von  15  auf  29  Millionen  ge- 
stiegen und  die  verarbeitete  Rübenmenge  betrug  entsprechend 
215  und  336  Millionen  Pud. 

Die  Produktion  war  dem  Verbrauch  im  Innern  voran- 
geeilt, ein  unverkäuflicher  Vorrat  häufte  sich  in  den  Fabriken 
an,  und  im  Jahre  1885  brach  die  Krisis  aus,  die  im  weiteren 
Verlauf  zwei  Jahre  später  zur  Bildung  des  Syndikats  führte. 

Es  dauerte  so  lange,  bis  das  Syndikat  gegründet  wurde, 
weil  die  Fabrikanten,  anstatt  sofort  zur  Selbsthilfe  zu  greifen, 
erst  die  Hilfe  der  Regierung  erbaten.  Hier  waren  die  An- 
sichten schwankend ;  es  wurden  Kommissionen  eingesetzt,  Be- 
ratungen gepflogen,  Gutachten  einverlangt  und  dergleichen 
mehr.  Die  Vorverhandlungen  vor  der  Bildung  des  Syndikats 
sind  für  unsere  Darstellung  von  Wichtigkeit,  da  sie  der  späteren 
Gesetzgebung  zweifellos  als  Grundlage  gedient  haben. 

Anfangs  Mai  1885  wurde  zunächst  von  mehreren  Zucker- 
fabrikanten dem  Finanzministerium  eine  Denkschrift  über  die 
Lage  der  Zuckerindustrie  eingereicht,  der  am  20.  Mai  des- 
selben Jahres  ein  Gutachten  des  Riewer  Börsenkomiteea 
folgte. 

Dieses  Gutachten  ®  sprach  die  Ansicht  aus,  daß  die  Krisis 
eine  Folge  der  die  Nachfrage  bedeutend  übersteigenden  Zucker- 
produktion sei.  Das  Börsenkomitee  war  der  Ansicht,  dafi 
die  Mehrproduktion  zwei  Millionen  Pud  betrage  und  daß  diese 
Zuckermenge  den  Preis  unter  vier  Rubel  gedrückt  habe,  ein 
Preis,  bei  dem  viele  Fabrikanten,  vielleicht  sogar  die  Mehr- 
zahl, nicht  einmal  die  wirklichen  Produktionskosten  erzielen 
könnten.  Um  die  Marktverhältnisse  zu  bessern,  sei  es  deshalb 
unerlässlich ,  diesen  Zucker  vom  innern  Markte  zu  entfernen, 
und  gleichzeitig  für  ihn  einen  anderen  Absatzort  zu  suchen. 
Seit-  langem  sei  die  Entwicklung  der  Zuckerindustrie  der 
innern  Nachfrage  vorangeeilt,  und  daher  sei  die  Ausfuhr  für 
ihre  Interessen  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung. 


"^  Die  Tabelle  gibt  ein  Bild  der  gesamten  Zuckerindustrie ;  von  1887 
ab  die  in-  und  außerhalb  des  Syndikats  stehenden  zusammengefaßt. 

»  B.  c.  np.,  1904,  II,  S.  6. 
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Das  Börsenkomitee  kam  daher  zu  folgenden  Schlüssen: 

1.  In  Hinsicht  auf  die  Lage  der  ausländischen  Zucker- 
märkte und  die  Entwicklung  der  ausländischen  Zuckerindustrie 
sowie  in  Berücksichtigung  der  hohen  Produktionskosten  für 
Zucker  in  Rußland  erscheint  ein  Erfolg  unseres  ausländischen 
Handels  nur  bei  Mitwirkung  und  Unterstützung  der  Regierung 
gewährleistet. 

2.  Die  Rückzahlung  der  Zuckersteuer,  die  jetzt  bei 
Ausfuhr  von  Zucker  stattfindet,  ist  bei  weitem  nicht  aus- 
reichend; eine  wirkliche  Ermutigung  der  Ausfuhr  kann  nur 
durch  Bezahlung  einer  besonderen  Ausfuhrprämie  erreicht 
werden,  wie  dies  auch  in  anderen  Ländern,  namentlich  in 
Deutschland  geschieht. 

3.  Die  Höhe  dieser  Prämie  kann  in  Berücksichtigung 
der  bestehenden  Verhältnisse  auf  nicht  weniger  als  1  Rubel 
angesetzt  werden,  neben  der  Wiedererstattung  der  Steuer. 

Weiter  wurde  bemerkt,  daß  durch  die  Erteilung  einer 
Ausfuhrprämie  die  Regierung  auch  ihre  eigenen  Interessen 
wahrnehme,  weil  dadurch  die  Zuckerindustrie  und  der  Handel 
auf  eine  normalere  Grundlage  gestellt  werde.  Eine  Krisis 
würde  sich  nicht  auf  die  Zuckerindustrie  beschränken,  sondern 
unweigerlich  auch  auf  die  Landwirtschaft  einen  verderblichen 
Einfluß  ausüben,  da  diese  sich  in  großem  Maßstabe  der  Zucker- 
industrie angepaßt  habe.  Dadurch  werde  die  materielle  Lage 
der  Bevölkerung  sehr  geschädigt  werden,  die  allein  im  süd- 
westlichen Kreis  bei  einer  Zuckerproduktion  von  12  Millionen 
Pud  30  Millionen  Rubel  an  Arbeitslohn  verdiene. 

Das  Ministerium  berief  zunächst  eine  Kommission,  die  von 
den  Vorstellungen  des  Komitees  und  den  Klagen  der  Indu- 
striellen vieles  berechtigt  fand.  Das  Rohmaterial  war  beträcht- 
lich im  Preise  gestiegen  und  betrug  für  den  Berkowetz  jetzt 
1,60 — 1,70,  während  der  Preis  in  normalen  Zeiten  1 — 1,10 
gewesen  war.  Der  Kaufpreis  für  eine  Deßjatine  rübeniähigen 
Bodens  hatte  250  Rubel  erreicht^;  viele  Fabriken  hatten,  um 
ihre  Versorgung  sicher  zu  stellen,  während  der  Hochkonjunktur 
langjährige  Kontrakte  abgeschlossen,  als  sie  15  Rubel  für  eine 
Deßjatine  Pacht  zahlen  mußten,  eine  Verpflichtung,  die  jetzt 
äußerst  verlustreich  für  sie  war.  Die  Kommission  stimmte  mit 
den  Forderungen  der  Fabrikanten  überein,  und  so  wurde  am 
12.  Juli  1885  ein  Gesetz  erlassen^®,  das  folgendes  bestimmte: 

Zur  Förderung  der  Zuckerausfuhr  wird  außer  der  Wieder- 
vergütung der  Steuer  fUr  jedes  Pud  Zucker  eine  besondere 
Prämie  von  1  Rubel  unter  folgenden  Bedingungen  gewährt: 
die  Prämien  werden  bis  zum  1.  Januar  1886,  für  Ausfuhr 
nach   den   asiatischen  Märkten   bis  zum  1.  Juli  1886  bezahlt 


•  TpyAbi  pp.,  S.  44. 
10  Gesetzsammlung  des  Rassischen  Reichs,  3.  Reihe,  Band  Y,  Nr.  8123. 
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Sie  sind  während  der  Kampagnen  1885 — 1887  bei  der  Steuer- 
zahlung wieder  zurück  zu  erstatten.  Die  Prämienzahlung 
hört  auf,  wenn  die  Ausfuhr  zwei  Millionen  Pud  übersteigt. 
Diese  Maßregeln  zeigten  sich  als  günstig,  die  Preise  auf  dem 
inneren  Markt  stiegen,  und  alle  Fabrikanten  beeilten  sich  auf 
das  möglichste  mit  der  Ausfuhr  wegen  der  im  Gesetz  be- 
stimmten Grenze  für  die  Zeit  und  Zuckermenge.  Aber  die 
Hilfe  war  nur  sehr  vorübergehend. 

Die  Ernte  1885—1886  übertraf  alle  Erwartungen  hinsicht- 
lich der  Menge  und  des  Zuckergehalts  der  Rüben:  die  Aus- 
beute überstieg  29  Millionen  Pud.  Infolgedessen  wandte  sich 
das  Kiewer  Börsenkomitee  im  Oktober  1885  von  neuem  an 
das  Finanzministerium  mit  der  Vorstellung,  daß  die  Lage  der 
Zuckerindustrie  infolge  der  gewaltigen  Ernte  und  des  beträcht- 
lichen Überschusses  an  Zucker  eine  äußerst  kritische  sei: 
die  Preise  seien  beträchtlich  unter  die  Produktionskosten  ge- 
Bunken,  daher  eine  tätige  Mitwirkung  der  Regierung  unbedingt 
erforderlich  y  um  eine  Krisis  zu  vermeiden.  In  der  vorigen 
Kampagne  habe  bei  einer  Produktion  von  22  Millionen  Pud 
ein  Überschuß  von  2  Millionen  bestanden,  der  schon  eine 
bedenkliche  Lage  hervorgerufen  habe;  jetzt  bei  einer  Pro- 
duktion von  29  Millionen  würde  der  Überschuß  von  7  bis 
8  Millionen  unbedingt  die  ganze  Industrie  vernichten.  Diesen 
Überschuß  daher  vom  Markte  zu  entfernen,  sei  unbedingt  ge- 
boten; bei  den  in  London  bestehenden  Preisen  könne  aber  eine 
Ausfuhr  nur  durch  weitere  Erteilung  von  Ausfuhrprämien  er- 
möglicht werden. 

Da  die  Einnahmen  aus  der  Zuckersteuer  durch  eine 
Krisis  der  Industrie  bedroht  erschienen,  gab  die  Regierung 
den  Wünschen  der  Fabrikanten  nach.  Durch  Gesetz  vom 
9.  November  1885  *^  wurde  die  Zahlung  der  Prämien  für  Aus- 
fuhr nach  Europa  bis  zum  1.  Mai  1886  ausgedehnt  und  zur 
Rückzahlung  noch  eine  Kampagne  länger  Zeit  gewährt. 

Diese  Erleichterung  erschien  den  Fabriken  aber  nicht  aus- 
reichend, und  im  Dezember  1885  versammelten  sie  sich  zu 
einer  erneuten  Beratung  in  Kiew^'.  Das  Ergebnis  war  ein 
Gesuch  an  den  Minister,  dessen  Forderungen  in  zwei  Punkten 
gipfelten.  Sie  verlangten:  1.  Normierung  der  Produktion, 
2.  Ausfuhrprämien  auf  allen  ausgeführten  Zucker  ohne  Rück- 
zahlung der  Prämien. 

Der  Minister  setzte  wie  gewöhnlich  eine  Kommission  zur 
Untersuchung  aller  einschlägigen  Fragen  ein.  Diese  sprach 
sich  einstimmig  gegen  eine  Normierung  der  Produktion  aus, 
und  zwar    aus   folgenden   Gründen:  jede    Beschränkung   der 


^^  GesetzBammlung,  Band  V,  Nr.  3266. 
"  B.  c.  np.,  1904,  II,  S.  56. 
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Produktion  hält  auf  künstliche  Weise  die  natürliche  Ent- 
wicklung der  Zuckerindustrie  auf,  verursacht  außerdem  eine 
Verringerung  der  Arbeitsgelegenheiten  fUr  die  Bauern  und  be- 
schränkt die  Landwirtschaft.  Ferner  werden  die  Preise  künst- 
lich in  die  Höhe  getrieben,  was  nur  den  Fabrikanten  und 
Händlern  Vorteil  bringt  und  die  Spekulation  anreizt,  für  die 
Konsumenten  aber  von  Nachteil  begleitet  ist  Die  Normierung 
zeitigt  daher  nur  schädliche  Folgen  und  vernichtet  die  Mög- 
lichkeit einer  sonst  zu  erwartenden  allmählichen  Verringerung 
der    Produktionskosten. 

Hinsichtlich  der  Ausfuhrprämien  war  die  Mehrheit  der 
Kommission  der  Ansicht,  daß  sie  auf  mindestens  drei  Jahre  zu 
erteilen  seien,  aber  höchstens  im  Betrag  von  30 — 40  Kopeken 
pro  Pud.  Man  begründete  dies  mit  der  Notwendigkeit,  die 
Zuckerindustrie  in  Rußland  in  die  gleiche  Lage  zu  bringen, 
wie  die  ausländische  und  weiter  mit  der  Erwägung,  daß  eine 
solche  Prämie  das  einzige  Mittel  darstelle,  um  die  durch  die 
Überproduktion  hervorgerufene  Krisis  abzuschwächen.  Hierfür 
erschien  eine  Prämie  von  30  Kopeken  völlig  ausreichend.  Nur 
für  die  Ausfuhr  nach  Asien  sollte  die  Prämie  eine  dauernde 
sein,  um  es  der  russischen  Industrie  zu  ermöglichen,  sich  den 
besonderen  Absatzverhältnissen  im  Osten  anzupassen.  Weiter 
verlangte  die  Kommission  die  Erniedrigung  des  Einfuhrzolls 
auf  Zucker,  der  bei  seiner  jetzigen  Höhe  ein  völliger  Prohi- 
bitivzoll sei,  eine  Erniedrigung,  die  insbesondere  bei  den 
augenblicklichen  geringen  Preisen  durchaus  am  Platze  erschien. 

Der  Finanzminister  war  mit  diesen  Vorschlägen  ein- 
verstanden, namentlich,  was  die  Zurückweisung  der  Normierung 
der  Produktion  betraf.  Als  die  gesetzgeberisch  erforderlichen 
Maßnahmen  beraten  wurden,  schlug  er  außer  den  von  der  Kom- 
mission in  Aussicht  genommenen  Maßregeln  noch  ein  weiteres 
vor'*.  Er  war  der  Ansicht,  daß  man  auf  die  Verringerung 
der  Überproduktion  am  besten  dadurch  hinwirken  könne,  daß 
man  allen  Zucker,  der  über  die  für  den  innern  Verbrauch  er- 
forderliche Menge  produziert  werde  mit  einer  besonderen 
Zusatzsteuer  belegte.  Nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  fünf 
Jahre  waren  dies  20  Millionen  Pud.  Für  diesen  Zucker  sollte 
nur  die  einfache  Steuer  in  Höhe  von  85  Kopeken  pro  Pud 
bezahlt  werden,  für  allen  darüber  hinaus  produzierten  das 
doppelte.  Auf  diese  Weise  werde  die  Überproauktion  gehemmt, 
die  Produktion  selbst  unterliege  aber  keiner  Beschränkung 
und  der  Konsum  werde  auch  nicht  begrenzt.  Die  Zuschlags- 
steuer sollte  bei  der  Ausfuhr  zurückerstattet  werden,  ent- 
sprechend den  Grundsätzen,  nach  denen  überhaupt  bei  Aus- 
fuhr die  Steuer  zurückzuzahlen   ist.     Wird   der  Zucker  aber 
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nicht  in  der  Kampagne  ausgeführt^  in  der  er  hergestellt  worden 
ist,  dann  gilt  er  als  in  den  inneren  Verkehr  gebracht  und 
die  für  ihn  bezahlte  Zuschlagssteuer  wird  auf  die  Ausfuhr- 
prämien für  den  nach  Europa  ausgeführten  Zucker  an- 
gerechnet. Diese  Mafiregel  verfolgt  ein  doppeltes  Ziel:  der 
innere  Markt  wird  von  dem  Überschuß  der  Produktion  befreit^ 
außerdem  wird  den  Fabrikanten  die  Rückzahlung  der  Aus- 
fuhrprämien erleichtert,  da  diese  sich  um  die  Summe  der 
Zuschlagssteuer  yerringem.  Als  das  beste  Mittel  zur  Ver- 
hinderung der  Überproduktion  sah  der  Minister  die  Erniedrigung 
des  Einfuhrzolls  an.  Sie  sollte  aber  nur  in  solchen  Grenzen 
vor  sich  gehen,  daß  spekulative  Preistreibereien  auf  dem 
inneren  Markt  unmöglich  gemacht  wurden. 

Die  Vorschläge  des  Finanzministers  fanden  Zustimmung 
bis  aut  die  Zuschlagssteuer,  bei  der  das  Ministerkomitee  noch 
eine  gründliche,  allseitige  Erforschung  wünschte.  Hinsichtlich 
der  Prämien  wurde  aber  durch  Gesetz  vom  80.  März  1886 
bestimmt:  außer  der  Rückerstattung  der  Steuer  soll  für  den 
nach  Europa  ausgeführten  Zucker  eine  Prämie  von  80  Kopeken 
pro  Pud  bis  zum  1.  Juli  1886  gewährt  werden,  auf  den  vom 
1.  Mai  1886  bis  1.  Mai  1891  nach  Persien  und  den  mittel- 
asiatischen Märkten  ausgeführten  eine  gleich  hohe  Prämie, 
die  aber  nicht  zurückerstattet  zu  werden  braucht.  Die  Frist 
fUr  die  Prämienzahlung  bei  der  Ausfuhr  nach  Europa  wird 
unter  keinen  Umständen  verlängert  werden;  im  nächsten  Herbst 
wird  das  Finanzministerium  die  Frage  der  Zusatzbesteuerung 
einer  nochmaligen  Beratung  unterziehen. 

Als  Antwort  auf  die  Petition  der  Zuckerfabrikanten  ver- 
sandte der  Minister  ein  Zirkularschreiben  an  die  Börsen- 
vorstände von  Kiew,  Charkow  und  Warschau,  in  dem  er 
folgendes  ausführte  ^^: 

Er  befinde  sich  leider  nicht  in  der  Lage,  der  Bitte 
um  erhöhte  und  nicht  rückzahlbare  Prämien  nachzugeben; 
die  jetzt  noch  gewährten  Prämien  hätten  lediglich  den  Zweck, 
den  Markt  von  der  Überproduktion  der  Kampagne  1885/86 
zu  befreien  und  hörten  deshalb  in  Zukunft  auf.  Eine  weitere 
Prämienerteilung  sei  auch  deshalb  zwecklos ,  weil  die  west- 
europäischen Staaten,  Deutschland,  Frankreich  und  Österreich 
mit  ihren  Prämien  bereits  eine  solche  Höhe  erreicht  hätten, 
daß  eine  Konkurrenz  mit  ihnen  ausgeschlossen  erscheine.  Er 
beabsichtige  die  innere  Produktion  zu  schützen  zur  Ver- 
sorgung des  eigenen  Marktes,  aber  nicht  zur  Lieferung  billigen 
Zuckers  an  ausländische  Konsumenten  auf  Kosten  der 
eignen  Konsumenten  und  des  Fiskus.  Hinsichtlich  der  er- 
betenen Normierung  müsse  er  bemerken,  daß  eine  Verringerung 
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der  Produktion  mit  dem  Zweck,  das  Angebot  der  Nachfrage 
anzupassen,  vor  allem  Sache  der  Fabrikanten  selbst  sei  uod 
dafi  eine  Beschränkung  oder  gar  Regulierung  der  Industrie 
nicht  zu  den  Aufgaben  der  Verwaltung  gehöre.  Die  Kon* 
seauenzen  der  Überproduktion  müßten  von  den  Produzenten 
selost  getragen  werden. 

Trotz  dieser  Warnung  seitens  der  Regierung  verminderte 
sich  die  mit  Rüben  bebaute  Fläche  nur  um  S^/o,  und  da  das 
Erntejahr  diesmal  besonders  günstig  zu  werden  versprach, 
sanken  die  Preise  beträchtlich.    In  Kiew  notierte  Sandzucker : 


im  März     .     .     , 

,     3,55    3,80 

,    April     .     .     , 

,     3,55—3,70 

„    Mai  .    .     .     , 

,    3,60-3,80 

„    Juni .     .     .     , 

.    3,40—3,70 

„    Juli  .    .     .     , 

.    3,05—3,50 

Das  Vorhandensein  einer  schweren  Krisis  war  nicht  in  Ab- 
rede zu  stellen,  und  abermals  wandten  sich  die  Fabrikanten 
an  die  Regierung  mit  der  Bitte  um  schleunige  Abhilfe.  Das 
einzige  Mittel,  die  Zuckerindustrie  vor  völligem  Krach  zu 
retten,  sei  die  Normierung  d  erProduktion  mit  Zwangs- 
ausfuhr des  ganzen  Überschusses.  Nur  so  könne 
das  Angebot  der  Nachfrage  angepaßt  werden,  ohne  die  Fabrik- 
tätigkeit und  die  Landwirtschaft  gleichzeitig  zu  sehr  zu  be- 
schränken. Eine  beträchtliche  Einschränkung  der  Rübensaat 
würde  für  die  Landwirtschaft  und  die  Zuckerindustrie  bei  den 
außerordentlichen  Schwankungen  der  Rübenernten  in  den 
letzten  Jahren  von  höchst  ungünstigen  Folgen  begleitet  sein: 
in  einem  Jahre  werde  von  einer  Rübenfläche  wohl  das  drei- 
fache der  in  einem  andern  Jahre  erzielten  Ernte  eingebracht 
und  umgekehrt  Eine  Regulierung  der  Industrie  durch  un- 
mittelbare Beschränkung  der  Saatflächen  sei  so  gut  wie  un- 
möglich, während  die  von  den  Fabrikanten  vorgeschlagene 
trotz  des  mit  der  Ausfuhr  verbundenen  Verlustes  leichter 
durchzuführen  sei  und  nicht  so  störend  auf  den  Betrieb  wirken 
werde. 

Des  weiteren  wurde  das  Ministerium  von  Bittschriften 
und  Gesuchen  geradezu  überschwemmt,  die  die  allerverschieden- 
artigsten  Mittel  zur  Beseitigung  der  Krisis  vorschlugen.  IEa 
fehlte  nicht  an  Stimmen,  die  sich  gegen  jede  Normierung 
aussprachen.  So  reichte  z.  B.  die  „Gesellschaft  zur  Förderung 
der  russischen  Industrie  und  des  russischen  Handels**  dem 
Ministerium  eine  ausführlich  begründete  Denkschrift  ein, 
in  der  sie  sich  sehr  abfällig  über  die  Normierung  äußerte  und 
die  allerschädlichsten  Folgen  für  die  Industrie  vorhersagte ''^. 
Andere   leugneten   das  Vorhandensein   einer  Krisis  völlig  und 


«  R  c  np.,  1904,  I,  S.  139. 


135.  31 

sahen  alles  Heil  in  absoluter  Nichteinmischung  des  Staates  und 
völlig  freiem  Spiel  der  wirtschaftlichen  Kräfte.  Wieder  andere 
gaben  zwar  die  Krisis  zu,  wollten  aber  keine  Normierung, 
sondern  Erniedrigung  der  Steuer  und  —  trotz  der  unzwei- 
deutigen Erklärung  des  Ministers  —  Beibehaltung  und  Er- 
höhung der  Ausfuhrprämien. 

E^  mußte  aber  etwas  geschehen,  um  die  nun  schon 
IV2  Jahre  dauernde  Krisis  abzuschwächen,  schon  vom  rein 
fiskalischen  Standpunkt  aus,  da  ein  Bankerott  vieler  Fabriken 
die  Zuckersteuer,  die  erhebliche  Summen  abwarf,  beträchtlich 
verringert  hätte.  Der  Ertrag  der  Steuer  betrug  1884  bis 
1885:  12395764  und  1885  bis  1886:  13862592  Rubel.  Der 
Finanzminister  war  der  Ansicht,  daß  durch  Unterstützung  der 
Zuckerindustrie  das  erwünschte  Ziel:  sie  auf  eine  normale, 
natürliche  Basis  zu  stellen,  leichter  erreicht  werden  könne  als 
durch  gewaltsame  Beschränkung  und  künstliche  Reglemen- 
tierung. Er  brachte  daher  am  5.  September  1886  folgenden 
Gesetzes  vorschlagt®  ein,  der  um  so  interessanter  ist,  als  er 
ofi^ensichtlich  der  Regulierung  vom  Jahre  1895  zu  G-runde 
gelegen  hat: 

1.  Aus  der  allgemeinen  Jahresproduktion  der  Kampagne 
1886/87  unterliegen  19  Millionen  Pud  der  einfachen  Be- 
steuerung von  85  Kopeken.  Für  allen  darüber  hinaus  pro- 
duzierten und  auf  dem  innem  Markte  verkauften  Zucker  ist 
eine  Zusatzsteuer  von  85  Kopeken  zu  entrichten.  Diese  wird  bei 
der  Rückzahlung  der  Ausfunrprämien  in  Anrechnung  gebracht. 

2.  Die  Menge  Zucker,  die  von  jeder  Fabrik  ohne  Be- 
zahlung der  Zuschlagssteuer  auf  den  innem  Markt  gebracht 
werden  darf,  wird  nach  Wahl  der  Fabrikanten  auf  folgende 
Weise  bestimmt.  Entweder  als  die  mittlere  Produktion  aus 
den  letzten  fünf  Jahren  oder  entsprechend  ihrer  Arbeitsfähig- 
keit und  der  mittleren  Zahl  von  Arbeitstagen  auf  allen 
Fabriken  nach  besonderen  Regeln,  die  noch  vom  Finanzminister 
hierzu  ausgegeben  werden. 

3.  Es  wird  den  Fabrikanten  anheim  gestellt,  den  der 
Zusatzsteuer  unterliegenden  Zucker  auszuführen,  wobei  die 
einfache  Steuer  zurückerstattet  und  die  Zusatzsteuer  ab- 
gerechnet wird, 

4.  Wenn  der,  einer  Gesamtbesteuerung  von  1,70  Rubel 
unterliegende  Zucker  auf  den  Fabriken  verbleibt,  braucht 
die  einfache  und  Zusatzsteuer  für  ihn  erst  beim  Verlassen 
des  Lagers  zum  Verkauf  auf  dem  innern  Markt  entrichtet 
zu  werden. 

Die  Hauptbedenken,  die  sich  gegen  diesen  Vorschlag  im 
Ministerkomitee  erhoben,  waren  folgende: 

'•  Zitiert  B.  c.  np.,  1904,  I,  S.  144. 
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Die  Regierung  könne  nicht  eine  so  schwierige  und  mit 
solcher  Verantwortung  verknüpfte  Aufgabe  auf  sich  nehmen, 
eine  Industrie  zu  regeln,  deren  Erzeugnisse  einer  wechselnden 
Nachfrage  unterlägen  in  Abhängigkeit  von  Tatsachen,  aut 
welche  die  Regierung  selbst  keinen  Einfluß  habe.  Weiter  sei 
die  infolge  der  Überfüllung  des  innern  Marktes  eingetretene 
schwierige  Lage  nicht  ein  ausschliefiliches  Unglück  der  Zucker- 
industrie; andere  mindestens  ebenso  wichtige  Industriezweige 
befänden  sich  in  gleichen  Verhältnissen,  wie  die  Branntwein- 
brennerei, Baum  Wollindustrie  u.  a.  Wenn  der  Wunsch  der 
Zuckerindustriellen  erfüllt  würde,  so  läge  für  die  Zukunft 
kein  Grund  vor,  den  anderen  Industrien  eine  gleiche  Hilfe  zu 
verweigern,  um  die  durch  das  Überangebot  auch  bei  diesen 
verursachte  schwierige  Lage  zu  beheben.  Die  verstärkte  Be- 
steuerung des  über  die  Norm  produzierten  Zuckers  würde 
lediglich  die  Konsumenten  zwingen,  jährlich  20 — 30  Millionen 
Rubel  mehr  zu  bezahlen.  Des  weiteren  sei  eine  derartige 
Besteuerung  gleichbedeutend  mit  einer  künstlichen  Zurück- 
haltung der  Entwicklung  und  Verbilligung  der  Produktion. 
Sie  stelle  also  eine  völlig  ungerechtfertigte  Einmischung  der 
Regierung  in  die  private  Erwerbstätigkeit  dar,  das  heifit  in 
ein  Gebiet,  dessen  Ausschlag  gebender  Faktor  nur  das  all- 
gemeine Gesetz  der  Wirkung  von  Angebot  und  Nachfrage 
sein  könne.  Wenn  ohne  eine  derartig  künstliche  Erhöhung^ 
der  Zuckerpreise,  die  lediglich  den  Konsumenten  Schaden 
bringe,  einige  Fabriken  ihre  Tätigkeit  einstellen  müßten,  so 
bedeute  das  keinen  Verlust  für  den  Staatshaushalt.  Die 
Zuckerindustrie  selbst  habe  eine  solche  Blüte  erreicht,  dafi  bei 
normalen  Bedingungen  für  die  Zukunft  ihre  selbständige  und 
erfolgreiche  Entwicklung  gewährleistet  erscheine.  Der  Kaiser 
Alexander  III.  war  mit  dieser  Ansicht,  die  allerdings  nur  von 
der  Minderheit  des  Ministeriums  vertreten  wurde,  einverstanden, 
und  so  wurde  der  Vorschlag,  die  Zuckerindustrie  staatlich  zu 
regeln,  abgelehnt. 

Es  .mußte  aber  etwas  zur  Verbesserung  der  unleugbar 
kritischen  Lage  geschehen.  Zunächst  wurde  daher  durch  ein 
Gesetz  den  Fabrikanten,  die  darum  einkommen  würden,  die 
Zahlung  des  am  1.  Dezember  1886  fälligen  Steuerdrittels  ^^ 
bis  zum  1.  März  1887  gestundet^®.  Weiter  glaubte  der  Finanz- 
minister den  Produzenten  eine  beträchtliche  Erleichterung  zu 
schaffen,  wenn  der  Fiskus  anstatt  der  Steuer  Zucker  in  natura 
zu  einem  bestimmten  Preise  annähme,  der  den  Produktions- 
kosten gut  ausgerüsteter  Fabriken  mittlerer  Größe  entspräche» 
Dieser  Zucker  sollte  unter  Verantwortung    der  Fabrikanten 


^'^  Siehe  £zkar8. 

>"  Gesetzsammlung,  Band  VI,  Nr.  4083,  yom  12.  XL  1886. 
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auf  der  Fabrik  lagern  und  nach  einer  bestimmten  fVist,  wenn 
bis  dahin  die  Steuer  nicLt  bezahlt  wäre,  in  volle  Verfügung  des 
Fiskus  übergehen.  Dieser  würde  dann  entsprechend  der  Pro- 
duktion und  der  Lage  des  Marktes  weiter  verfahren.  Wenn 
infolge  einer  Mißernte  ein  Steigen  der  Preise  zu  erwarten 
war,  sollte  der  Fiskus  den  Zucker  zum  Verkauf  auf  den 
Innern  Markt  bringen,  andernfalls  ihn  ausführen.  Da  aber 
diese  Mittel  einen  gewaltsamen  Eingriff  des  Staates  in  die 
private  Frwerbstätigkeit  darstellten,  mufiten  ihre  Bedingungen 
derartig  sein,  daß  für  den  Staat  weder  ein  Gewinn  noch  ein 
Verlust  dabei  herauskam,  sondern  beides  auf  die  Industrie 
entfiel,  in  deren  Interesse  diese  Maßregeln  ergriffen  waren. 

Infolgedessen  wurde  auf  Antrag  des  Finanzministers  folgen- 
des Gesetz  erlassen^': 

1.  Es  wird  den  Zuckerfabrikanten  gestattet,  während  der 
Kampagne  1886/87  an  Stelle  der  Steuer  Zucker  in  natura  an 
den  Staat  abzuführen,  der  zum  Satz  von  3,25  Rubel  für  Sand- 
zucker und  3,70  für  Raffinade  angenommen  wird. 

2.  Wenn  in  Kiew  die  Preise  über  vier  Rubel  steigen, 
wird  dieser  Zucker  zum  Verkauf  auf  den  innern  Markt  ge- 
bracht, bei  niedrigerem  Preise  dagegen  vom  Finanzministerium 
ins  Ausland  ausgeführt. 

Beide  Maßregeln  waren  aber  nur  Palliativmittel  und 
machten  der  Krisis  kein  Ende.  Von  der  Erlaubnis,  Zucker 
an  Stelle  der  Steuer  abzuführen,  wurde  nur  in  verschwindendem 
Maße  Gebrauch  gemacht,  da  die  Fabrikanten  den  Preis  nicht 
für  ausreichend  hielten. 

Die  Krisis  dauerte  an;  von  1885 — 1888  stellten  22 Fabriken 
ihre  Tätigkeit  ein.  Da  sich  alle  Hoffnungen  auf  durch- 
greifende Staatshilfe  als  trügerisch  erwiesen,  beschritten  die 
Fabrikanten  nunmehr  im  Frühjahr  1887  den  Weg  der  Selbst- 
hilfe. 


n.  ßrflndang  des  privaten  Spdikats,  BenrteUang  seiner 
Tätigkeit  nnd  ßrflnde  seines  Zerfalls. 

Am  28.  April  1887  gründeten  171  von  den  bestehenden 
219  Fabriken  vermittelst  eines  notariellen  Vertrages  in  Kiew 
ein  Syndikat.  Dieser  Vertrag  ist  von  Jollos  in  dem  er- 
wähnten Aufsatz  *)  ausführlich  behandelt,  so  daß  hier  nur  mit 
wenigen  Worten  die  wesentlichsten  Punkte  hervorzuheben  sind. 


!•  Ibidem,  Nr.  4092  vom  12.  XII.  1886.         *)  S.  45-68. 

Forsehiingen  185.  —  Preyer.  3 
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Die  Hauptbestimraungen  waren  folgende: 

Die  Kontrahenten  verpflichten  sich,  für  die  nächsten  drei 
Kampai^nen  einen  Teil  ihrer  Produktion  auszuführen,  am  einer 
Überfullnng  des  innern  Marktes  vorzubeugen,  und  zwar  in  der 
Kampagne  1886—1887  2b^lo  zu  bestimmten  Fristen.  Für  die 
Kampagnen  1887 — 1889  verpflichtet  sich  jeder,  alles  aus- 
zuführen, was  die  „Norm"  (die  für  jeden  festgesetzte  Pro- 
duktion) übersteigt. 

Die  „Norm"  wurde  folgendermaßen  festgestellt:  für  jede 
Fabrik  wurde  die  mittlere  Produktion  der  letzten  fünf  Jahre 
(1881 — 1886)  berechnet  und  um  5®/o  gekürzt.  Sodann  wurde 
ihre  höchste  Produktion  während  der  letzten  fünf  Jahre  er- 
mittelt und  um  33  %  gekürzt  Die  größere  von  diesen  beiden 
Zahlen  war  die  „Norm",  d.  h.  die  Menge,  die  jeder  Produzent  auf 
den  innern  Markt  bringen  durfte.  Alles  übrige  mußte  jedesmal 
bis  zum  1.  August  ausgeführt  werden.  Die  Ausfuhr  konnte 
ganz  oder  teilweise  eingestellt  werden,  wenn  der  Preis  für 
Sandzucker  an  der  Kiewer  Börse  4,50  Rubel  erreichte  und 
länger  als  eine  Woche  vorhielt. 

Weiter  wurden  Organisationsbestimmungen  getroffen,  Kon- 
ventionalstrafen für  den  Rücktritt  vom  Syndikat,  sowie  für 
Verzögerungen  des  Exports  festgesetzt*  usw.  Alle  Forderungen 
wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Syndikatsbestimmungen 
Sollten  zum  Austrag  vor  die  ordentlichen  Gerichte  gebracht 
werden. 

Durch  Verträge  vom  14.  April  1888  und  17.  Mai  1890 
wurde  das  Syndikat  verlängert  und  einige  Änderungen  ein- 
geführt, die  hauptsächlich  die  „Norm"  betrafen.  Einige  Fabriken 
waren  mit  den  bestehenden  Restimmungen  unzufrieden,  da  sie 
in  den  vorhergehenden  Jahren  aus  irgend  welchen  Ursachen 
nicht  ihre  volle  Tätigkeit  hatten  entwickeln  können  und  sich 
nun  beim  Aufschwung  der  Industrie  sehr  benachteiligt  fühlten. 
Es  wurden  deshalb  „bedingte  Normen**  eingeführt,  indem  neben 
der  bisherigen  Produktion  eine  Zusatzproduktion  ftir  die 
Fabriken  eingeführt  wurde,  welche  in  den  Jahren  1885 — 1887 
ihre   durchschnittliche  Jahresproduktion   nicht   erreicht  hatten 


>  Die  Strafe  für  VerzögeruDg  des  Exports  betrug  pro  Pud  bei  einer 
Verzögerung  von 

1  Woche 0,05  Rubel 

2  Wochen     ....  0,15       „ 
8        „       0,S0       „ 

4  „       0,50       „ 

5  „       0,80       „ 

6  „       1,20       „ 

8        n       2,50       n 

Höher  stieg  die  Strafe  nicht ;  dauerte  die  Verzögerung  aber  noch  l&nger, 
dann  nahm  das  Syndikat  die  Angelegenheit  in  die  Hand  und  veranlaBte 
selbst  die  Ausfuhr. 
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oder  weniger  als  70  Tage  zur  Fertigstellung  ihrer  Norm 
brauchten. 

Im  Jahre  1890  wurde  die  Produktion  wieder  um  5 — 16®/o 
der  bisherigen  Norm  erhöht 

Soweit  die  Angaben  von  Jollos.  Der  letzte  Vertrag,  der 
1894  ablief,  wurde  im  September  desselben  Jahres  auf  vier 
Jahre  erneuert  und  brachte  mehrere  grundlegende  Änderungen 
der  bisher  bestehenden  Verabredungen'. 

1.  Den  Mitgliedern  des  Syndikats  wurde  es  auf  Wunsch 
des  Finanzministers  zur  Pflicht  gemacht ,  einen  Vorrat  von 
Zucker  zu  bilden,  der  für  alle  insgesamt  drei  Millionen  Pud 
betragen  sollte.  Im  Falle  einer  Mißernte  oder  aufierordent- 
licher  Erhöhung  der  Preise  sollte  dieser  Vorrat  auf  den  innern 
Markt  gebracht  werden. 

2.  Das  Preismaximum,  bei  dem  die  Ausfuhr  aufzuhören 
hatte,  wurde  für  die  Wintermonate  auf  5  Rubel,  für  die  Sommer- 
monate auf  5,25  festgesetzt,  während  der  frühere  Maximal- 
preis fUr  das  ganze  Jahr  4,65  gewesen  war.  Hier  ist  zu  be- 
merken, daß  die  Steuer  am  1.  September  1894  um  75  Kopeken 
erhöht  worden  war.  Zieht  man  dies  in  Berücksichtigung,  so 
war  der  Preis  für  die  Konsumenten  fUr  den  Winter  um  40, 
für  den  Sommer  um  15  Kopeken  ermäßigt  worden. 

3.  Zur  Bestimmung  der  auszuführenden  Menge,  die  auf 
den  Anteil  jeder  Fabrik  kam,  konnten  zwei  verschiedene 
Methoden  angewendet  werden,  deren  Wahl  jeder  Fabrik 
frei  stand. 

a)  Ausfuhr  des  Produktionsrestes  „über  die  Norm".  Diese 
„Norm"  selbst  wurde,  entsprechend  den  Erfahrungen  der  ver- 
gangenen Jahre,  genauer  und  gerechter  als  bisher  festgesetzt. 

b)  Ausfuhr  nach  proportionaler  Verteilung.  Diese  Methode, 
zum  ersten  Mal  angewendet,  besteht  darin,  daß  aus  der  Gesamt- 
produktion im  Reiche  für  die  gegebene  Periode  ausgerechnet 
wird: 

1.  die  Menge,  die  erforderlich  ist  für  den  Konsum  des 
innern  Marktes, 

2.  die  für  den  „Vorrat"  erforderliche  Quantität, 

3.  die  Ausfuhr  derjenigen  Fabriken,  welche  die  Art  a 
vorziehen. 

Was  nun  übrig  bleibt,  bildet  den  auszuführenden  Zucker 
fbr  die  Fabriken,  welche  die  Art  b  gewählt  haben.  Die 
auszuführende  Menge  wurde  auf  die  Fabriken  im  Verhältnis 
zu  ihrer  Produktion  verteilt.  Auf  diese  Weise  wendete  man 
eine  gemischte  Art  der  Bestimmung  der  Ausfuhr  an,  und 
zwar  deshalb,  weil  mehrere  Fabrikanten  sich  über  die  frühere 
Verteilung  beklagt  hatten. 


«  ÄHÄyjTL.  1.  c.  S.  130. 
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Eine  weitere  Bestimmung  des  letzten  Vertrags  war,  daft 
den  Mitgliedern  das  Recht  gegeben  wurde,  die  „Normen*'  ihrer 
Fabriken  in  besonderen  Gruppen  mit  Solidarhaftung  ftir  ein- 
ander zu  vereinigen. 

Nicht  ganz  zutreffend  sind  die  Angaben  von  JoUos  über 
die  Beteiligung  der  einzelnen  Fabriken  am  Syndikat.  Die  Zahl 
der  Teilnehmer  wuchs  schnell  und  die  der  außenstehenden 
nahm  von  Jahr  zu  Jahr  ab*. 


Tabelle  Nr.  8. 


Kampagne 

Zahl 
aller  be- 
stehenden 
Fabriken 

Davon 

im 

Syndikat 

Prozent 

der 
Gesamt- 
summe 

Außerhalb 

des 
Syndikats 

Prozent 

der 
Gesamt- 
summe 

a887--1888 

219 

171 

78,0 

48 

22,0 

1888—1889 

221 

190 

86,0 

31 

14,0 

1889—1890 

221 

188 

85,0 

33 

15,0 

1890-1891 

223 

193 

86,5 

30 

13,5 

1891—1892 

226 

201 

89,0 

25 

11,0 

1892—1893 

224 

203 

91,0 

21 

9,0 

1893—1894 

224 

212 

• 

93,5 

12 

6^ 

Das  Syndikat  genoß  also  eine  außerordentliche  Monopol- 
stellung auf  dem  innern  Markte.  Der  American  Sugar  Trust 
monopolisierte  zu  gleicher  Zeit  nur  86  ^/o  der  östlichen  Hälfte 
der  Union,  während  im  Westen,  in  Kalifornien,  ein  eigener 
Markt  bestand.  Die  Amerikaner  betrachteten  dies  schon  als 
„a  large  degree  of  monopoly**^,  obgleich  es  doch  entfernt 
nicht  an  die  Ausdehnung  des  russischen  Syndikats  reicht. 

Wenn  auch  im  ersten  Jahre  nach  Gründung  des  Syndi- 
kats die  Produktion  zurückging,  so  war  eine  künstliche 
Produktionsbeschränkung  durch  die  Satzungen  des  Statuts 
nicht  geboten.  „Im  Prinzip  hat  jeder  Fabrikant  das  Recht, 
so  viel  Zucker  zu  erzeugen,  wie  er  will*'*.  Es  bestand  nur 
die  eine  wesentliche  Bedingung,  daß  aller  über  ein  bestimmtes 


"  f[H»y.x^,  1.  c.  S.  131.  Der  Verfasser  bemerkt  dazu,  daß  er  diese 
Zahlen  vom  Yerwaltungsbureau  des  Syndikats  selbst  erhalten  habe,  sie 
dürfen  also  wohl  auf  unbedingte  Richtigkeit  Anspruch  erheben. 

^  I.  Stephen  Jeans,  Trusts,  Pools  and  Corners,  as  affecting  commerce 
and  industry.  An  inquiry  into  the  principles  and  recent  Operations  of 
combination  and  syndicates  to  limite  production  and  increase  prices. 
1894,  S.  22. 

»  SBxjjch.  1.  c.  S.  133. 
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Mafi  produzierte  Zucker  ausgeführt  werden  sollte,  was  auch 
tatsächlich  bei  der  geringsten  Überfüllung  des  Marktes  ge- 
schah. 

Die  Gesamtzuckerproduktion  und  Ausfuhr  ist  aus  der 
Tabelle  Nr.  2,  Seite  25  ersichtlich,  die  Preisbewegung  fUr 
Sandzucker  an  der  Eiewer  Börse  und  im  Eiewer  Rayon  aus 
der  folgenden.  In  entfernteren  Teilen  des  Reichs  erhöhte 
sich  der  Preis  naturgemäß  um  ein  Geringes  für  Transport^ 
Spesen  usw. 

Tabelle  Nr.  4. 

Preis  für  Sandznoker  an  der  Kiewer  Börse  nnd  im  Kiewer  Bajon 

Ton  der  Kampagrne  1881/S2-18tf4/»5. 


Kampagne 

Maximalpreis 

Minimalpreis 

Umfang 
der  Schwankung 

1881-1882 

7,90 

5,10 

2,80 

1882—1883 

7,80 

5,35 

2,45 

1883-1884 

7,20 

4,50 

2,70 

1884—1885 

5,15 

3,80 

1,35 

1885—1886 

4,85 

3,05 

1,80 

1886-1887 

3,97 

2,99 

0,98 

1887—1888 

4,50 

4,22 

0,28 

1888—1889 

4,60 

4,16 

0,44 

1889—1890 

4,61 

4,14 

0,47 

1890—1891 

4,50 

4,00 

0,50 

1891    1892 

5,34 

3,89 

1,45 

1892    1893 

5,35 

4,80 

0,55 

1893—1894 

4,35 

8,70 

0,65 

1894-1895 

4,75 

4,24 

0,51 

Aus  dieser  Tabelle  geht  hervor,  wie  stark  die  Preise 
schwankten,  nicht  nur  von  einer  Kampagne  zur  andern, 
sondern  auch  im  Verlauf  einer  solchen.  Der  Hauptgrund 
dafür  dürfte  wohl  in  der  Spekulation  zu  suchen  sein,  die  in 
Kiew  seit  alters  her  einen  großen  Umfang  hatte.  Vor  der 
Einführung  der  neuen  Besteuerungsart  vom  Gewicht  des 
Zuckers  im  Jahre  1881  war  der  Preis  sehr  niedrig,  das  neiie 
System  trieb  ihn  sofort  in  die  Höhe  und  hielt  ihn  vier  Jahre 
hoch.  Die  hohen  Preise  führten  zur  Überproduktion  und 
infolgedessen  wieder  zu  Preissturz  und  Krise. 

Über  die  Prämienpolitik  der  Regierung  vor  der  Gründung 
des  Syndikats   ist  oben  die  Rede  gewesen.    (S.  28  und  29.) 
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Wenden  wir  auf  die  Tabelle  Nr.  4  die  Grundsätze  der  späteren 
Brüsseler  Konferenz  an  (siehe  unten  S.  105),  dann  ergibt 
sich  hier  eine  versteckte  Prämie.  Der  Preis  auf  dem  innem 
russischen  Markt  regelte  sich  einmal  nach  den  natürlichen 
Gesetzen  des  Angebots  und  der  Nachfrage,  andrerseits  konnte 
er  unter  einen  gewissen  Punkt  nicht  heruntergehn ,  da  der 
Markt  durch  einen  hohen  Zoll  gegen  das  Ausland  abgesperrt 
war,  die  Regierung  also  einen  bestimmten  Preis  gewährleistete. 
Eine  versteckte  Prämie  bildet  dann  die  Differenz  zwischen 
dem  Inlandspreis  nach  Abzug  der  innern  Steuer,  und  dem 
Exportpreis  auf  einem  in  keiner  Weise  geschützten  Markte 
(London).  Nach  diesem  Grundsatz  ist  in  der  folgenden  Tabelle 
die  versteckte  Prämie  errechnet.  In  der  ersten  Spalte  ist  der 
Durchschnittspreis  an  der  Kiewer  Börse  gegeben,  in  der 
zweiten  dieser  Preis  nach  Abzug  der  innern  Steuer,  in  der 
dritten  der  Preis  in  London  in  Kübeln  auf  ein  Pud  berechnet. 
Die  Differenz  zwischen  den  beiden  letzten  (Spalte  vier)  ergibt 
dann  die  versteckte  Prämie. 


Tabelle  Nr.  5. 
Yersteckte  Ansfahrprämie  Ton  der  Kampagne  1881/82— 1894/95. 


Kampagne 

Durch- 
schnittspreis 

an  der 
Kiewer  Börse 

Durch- 
schnittspreis 
nach  Abzug 
der  inneren 

Steuer 

Marktpreis 

in  London 

Rubel 

pro  Pud 

Versteckte 

Prämie : 
Differenz  Yon 
Spalte  2  u.  3 

1 

2 

3 

4 

1881-1882 

6,50 

6,00 

2,10 

3,90 

1882-1883 

6,83 

6,33 

2,05 

4,28 

1888-1884 

5,55 

4,90 

1,89 

3,01 

1884    1885 

4,44 

3,79 

1,49 

2,30 

1885—1886 

3,83 

3,18 

1,27 

1,91 

1886—1887 

3,53 

2,68 

1,39 

1.29 

1887—1888 

4,35 

3,50 

1,84 

1,66 

1888—1889 

4,30 

3,45 

2,05 

1,40 

1889-1890 

4,34 

3,34 

2,10 

1,24 

1890-1891 

4,19 

3,19 

2,85 

0,34 

1891—1892 

4,34 

3,34 

2,80 

0,54 

1892— 189:* 

5,12 

4,12 

2,81 

1,31 

1893-1894 

4,05 

3,05 

2,64 

1,41 

1894-1895 

4,50 

2,75 

1,83 

0,92 
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Die  Bildung  des  Syndikats  erhöhte  die  Preise  auf  dem 
innern  Markte  zwar  etwas  im  Vergleich  zu  den  letzt  ver- 
gangenen Jahren,  jedoch  müssen  diese  auch  als  anormal  niedrig 
bezeichnet  werden.  Dann  blieben  sie  aber  eine  Reihe  von 
Jahren  äufierst  stabil,  die  Schwankungen  innerhalb  eines 
Jahres  durchweg  unter  1  Rubel;  und  der  Wechsel  von  Jahr 
zu  Jahr  bewegte  sich  nur  zwischen  3  und  45  Kopeken.  Eine 
Ausnahme  machte  die  Kampagne  1891  —  1892.  Die  damalige 
Teuerung  hatte  aber  besondere  Gründe,  die  noch  zu  besprechen 
sind  (siehe  unten  S.  41  und  42). 

Hinsichtlich  der  Ausfuhr  war  in  dem  letzten  Vertrag  die 
weitere  Bestimmung  getroffen  worden,  daß  die  vertragsmäßig 
festgesetzten  Fristen  von  den  Vertretern  der  Interessenten, 
die  als  Zentralbureau  zur  Beobachtung  der  Erfüllung  aller 
Vorschriften  eingesetzt  worden  waren,  verändert  werden 
konnten.  Dies  sollte  im  Verhältnis  zum  Zuckerpreis  und  zur 
Lage  des  innern  Marktes  geschehen. 

Erreichte  der  Preis  für  Sandzucker  in  Kiew  —  bei  einer 
Steuer  von  1  Rubel  —  4,65  und  bei  der  vom  September  1894 
ab  gültigen  Erhöhung  auf  1,75  —  5,25  Rubel,  so  war  die  Aus- 
fuhr einzustellen.  Sollte  aber  anderseits  in  irgend  einem  Jahre 
während  der  Gültigkeit  des  Vertrages  der  dir  den  innern 
Markt  bestimmte  Zucker  die  Nachfrage  übersteigen,  so  waren 
die  Vertragsschließenden  zu  einer  außergewöhnlichen  Ausfuhr 
verpflichtet,  allerdings  mit  der  Maßgabe,  daß  dieser  außer- 
ordentliche Export  für  die  vierjährige  Dauer  der  Verträge  im 
Ganzen  7Vä^/o  der  „Norm**  (etwa  P/a  Millionen  Pud)  nicht 
übersteigen  durfte^. 

Wenn  man  die  Tätigkeit  des  privaten  Syndikats  während 
seines  achtjährigen  Bestehens  beurteilen  will,  so  dürfen  die 
Umstände,  die  es  hervorriefen,  nicht  außer  Acht  gelassen 
werden.  Ea  entstand  unter  dem  Druck  einer  starken,  lang 
andauernden  Krisis;  auch  wirkte  die  völlige  Abschließung 
durch  die  hohen,  oben  erwähnten  Zolltarife,  die  ohne  ersicht- 
lichen Grund  in  den  Jahren  1890 — 1892  noch  beträchtlich 
erhöht  wurden,  sowie  die  Prämienpolitik,  die  hinsichtlich  der 
asiatischen  Märkte  bis  1891  fortgesetzt  wurde,  fördernd  auf 
die  Syndikatbildung. 

1.  Das  hauptsächliche,  treibende  Motiv  zum  Abschluß 
des  Syndikats  war  die  durch  die  Überproduktion  hervor- 
gerufene Krisis  und  die  Weigerung  der  Regierung,  durch  eine 
Normierung  dem  Übel  abzuhelfen.  Es  ist  als  wahrscheinlich 
anzusehen,   daß   ein   großer  Teil   der  Schuld  an  dieser  Über- 

Eroduktion   auf  das  Konto  der  Zoll-   und  Prämienpolitik  der 
Regierung  in  den  70er  und  80  er  Jahren  zu  setzen  ist     Des- 
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halb  haben  sich  wohl  auch  die  Fabrikanten  in  erster  Linie 
an  die  Regierung  gewandt,  um  Abhilfe  von  ihrer  Not  zu 
erlangen,  anstatt  sogleich  den  Weg  der  Selbsthilfe  su  be- 
schreiten. 

2.  Die  Bildung  des  Syndikats  hat  zweifellos  die  Kriais 
verkürzt  und  ihre  vernichtenden  Wirkungen  bedeutend  ab- 
geschwächt. In  einer  am  26.  Juli  1893  abgehaltenen,  vom 
Finanzminister  zum  Zwecke  der  Beratung  einer  etwaigen 
Regulierung  der  Zuckerindustrie  berufenen  Versammlung  der 
Fabrikanten  wurde  dem  Ausdruck  gegeben:  „wenn  im 
Jahre  1887  das  Syndikat  nicht  zustande  gekommen  wäre, 
dann  würde  dies  zur  Schließung  und  zum  völligen  Ruin  einer 
sehr  beträchtlichen  Anzahl  von  Fabriken  geführt  haben.'  Ek 
zeigt  sich  dies  indirekt  in  dem  verhältnismäßig  schnellen  An- 
wachsen der  am  Syndikat  beteiligten  Unternehmungen.  Während 
12  Fabriken  im  Jahre  1886  ihren  Betrieb  schlössen^,  1887 
noch  zehn,  hätten  nach  Aussage  der  Fabrikanten  „mindestens 
^/s  aller  in  Rußland  bestehenden  Fabriken  ihre  Tätigkeit 
einstellen  müssen  und  zwar  hauptsächlich  die  kleineren,  die 
noch  landwirtschaftlichen  Charakter  trugen"^. 

„In  Polen  würde  wohl  nur  die  Hälfte  aller  Fabriken  die 
Krisis  überstanden  haben.  Es  wäre  zu  erwarten  gewesen, 
daß  die  Mehrzahl  der  in  technischer  Hinsicht  noch  schwachen 
Fabriken  ihre  Tätigkeit  hätte  einstellen  müssen,  da  bei  dem 
Preissturz  bis  unter  die  Produktionskosten  nur  die  großen 
Fabriken,  durch  Ausdehnung  ihrer  Produktion  die  allgemeinen 
Betriebskosten  verringernd,  eine  solche  Zeit  überstehen 
können**  *.  Aber  hiermit  wäre  das  Unglück  noch  nicht  be- 
endet gewesen.  Einige  Fabriken  wären  geschlossen  worden, 
andere  hätten  gewaltige  Verluste  erlitten  —  die  ersteren  würden 
in  andere  Hände  übergegangen  sein  und  ihre  Tätigkeit  in 
bessern  Zeiten  wieder  aufgenommen  haben,  und  so  würden 
diese  Fabriken,  wie  eine  offizielle  Denkschrift  sich  darüber 
äußert  ^^,  „die  zur  Zeit  der  Rrisis  ihre  Tätigkeit  unterbrochen 
haben,  immer  eine  drohende  Störung  des  Qleichgewichts  bleiben, 
wenn  ein  solches  beim  Ablauf  der  Krisis  sich  eingestellt  hat." 
Also  auch  nach  dieser  Richtung  hat  das  Syndikat  einen  wohl- 
tätigen Einfluß  ausgeübt,  als  „Sicherheitsventil**  gedient  und 
ausgleichend  auf  die  Produktion  gewirkt. 

3.  Auf  die  Preisbildung  hat  das  Syndikat  zunächst  einen 
günstigen  Einfluß  gehabt  Die  beträchtlichen  Schwankungen 
der  Preise  vor  Gründung  des  Syndikats  hatten  einer  ziem- 
lichen Festigkeit  und  Stetigkeit  Platz  gemacht,  die  fUnf  Jahre 


'  RH'jKyjch,  1.  c.  S.  134. 

■  KypqHHCKiÄ,  1,  c.  S.  144. 

*  Piotrowski,  Syndikaty  Przomystowe,  S.  45. 
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hindurch  anhielt  ^^  Nur  in  der  Kampagne  1893  trat  eine 
Steigerung  auf  5,25  Rubel  ein,  so  daß  die  Regierung  genötigt 
war  zu  intervenieren.  Jollos  wirft  dem  Syndikat  vor,  daß  es 
diese  Konjunktur  rücksichtslos  ausgenutzt  habe.  Es  wäre  ohne 
weiteres  zu  verstehen,  wenn  nach  den  Verlusten  der  Krisen- 
jahre und  nach  der  sehr  massigen  Politik  der  ersten  fünf 
Jahre  das  Syndikat  eine  solche  Gelegenheit  ausgenutzt  hätte, 
allein  es  spielten  besondere  Umstände  hinein,  welche  außer- 
halb des  Einflusses  des  Syndikats  lagen: 

a)  Es  ist  richtig,  daß  der  Export  in  der  vorhergehenden 
Kampagne  besonders  gesteigert  worden  war,  woraus  Jollos 
dem  Syndikat  gleichfalls  einen  Vorwurf  macht.  Es  hatte  dies 
aber  seinen  Orund  darin, 'daß  die  asiatischen  Ausfuhrprämien 
am  1.  Juli  1891  aufhörten.  Selbstverständlich  beeilte  sich  jeder 
Fabrikant,  nach  Möglichkeit  die  durch  die  Prämien  ihm  ge- 
botenen Vorteile  noch  auszunutzen. 

b)  Vom  1.  September  1892  ab  war  eine  neue  Zuschlags- 
steuer von  40  Kopeken  auf  Raffinade  gelegt  worden.  Infolge- 
dessen bemühten  sich  alle  Fabriken,  besonders  die  Raffinerien, 
vor  diesem  Termin  so  viel  als  möglich  von  ihrem  Vorrat  auf 
dem  innern  Markt  abzustoßen,  so  daß  die  Vorräte  beträchtlich 
geringer  waren  als  in  irgend  einem  vorhergehenden  Jahre. 

c)  Dazu  kommt  noch,  daß  das  Jahr  1892  eine  außer- 
gewöhnlich ungünstige  Ernte  brachte,  und  dies  hat  wohl  am 
meisten  zur  Erhöhung  des  Preises  beigetragen.  Die  Zucker- 
ansbeute fiel  in  der  Kampagne  1892/93  um  5,3  Millionen  Pud 
und  die  Ausfuhr  um  5,5  Millionen. 

So  billig  wie  im  Jahre  1886  erhielt  ja  der  Konsument 
seit  Bestehen  des  Syndikats  den  Zucker  nicht  mehr,  allein 
man  kann  nicht  sagen,  daß  das  Syndikat  die  Preise  unver- 
hältnismäßig in  die  Höhe  getrieben  und  die  Lage  rücksichtlos 
ausgenutzt  habe.     Hierzu  ist  noch  zu  bemerken: 

a)  Der  Preis  des  Jahres  1886  war  ein  durchaus  anormaler, 
geringer  als  die  Produktionskosten  infolge  der  Überproduktion 


'^  HasRjjTb,  1.  c,  S.  136,  gibt  zum  Vergleich  die  Zuckerpreise  in 
London,  zu  der  selben  Zeit,  wo  kein  Syndikat  oder  irgendeine  Verab* 
redung  oestand  und  die  Preise  in  folgender  Weise  schwankten: 

T».  _  Durchschnittspreis 

^""^"^  für  1  cwt 

1886 13  s.  6     d. 

1887 14  „  4V«  „ 

1888 16  „  3 

1889 18  „  lOVt  „ 

1890 15  „  IV«  ^ 


1891 15  ,     6 

1892 16 

1893 18 


n 
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und  der  scharfen  Krisis.  Hätten  diese  Preise  angedauert,  dann 
wäre  die  ganze  Industrie  vernichtet  worden.  Auf  der  andern 
Seite  ist  zu  berücksichtigen ,  daß  während  des  Bestehens  des 
Syndikats  die  Preise  auch  nie  den  Hochstand  der  Jahre  1882/83 
erreichten. 

b)  Schliefilich  darf  auch  nicht  vergessen  werden,  daB  die 
Schaffung  und  Existenz  des  Syndikats  den  Zweck  hatte,  den 
Preis  auf  einer  solchen  Höhe  zu  halten,  daß  die  Produktions- 
kosten gedeckt  wurden  und  noch  ein  mäßiger  Unternehmer- 
gewinn dabei  herauskam.  „Mit  einer  solchen  mäßigen  Elr- 
hOhung  der  Preise,  die  unvermeidlich  durch  die  Existenz  jedes 
Syndikats  selbst  hervorgerufen  wird,  muß  man  sich  abfinden, 
wie  mit  der  Bezahlung  einer  Versicherungsprämie,  die  dem 
Lande  dafür  gleichmäßige  und  stetige  Preise  verschafft  —  eine 
der  wichtigsten  Bedingungen  für  den  regelrechten  Gang  und 
den  Erfolg  der  Industrie.  Diese  geringe  Erhöhung  der  Preise 
erhält  hier  eine  Bedeutung,  die  absolut  identisch  ist  mit  der 
des  Schutzzolls.  Wichtig  ist  nur,  daß  das  Syndikat  seine 
Monopolstellung  nii^ht  ungebührlich  ausnutzt  und  die  Preise 
nicht  übermäßig  in  die  Höhe  treibt^  ^^. 

Für  einen  solchen  Fall  hatte  die  Gesetzgebung  vorgesorgt. 
Der  Finanzminister  war  gesetzlich  ermächtigt,  dem  Minister- 
komitee vorzuschlagen,  zeitweise  den  Zoll  für  Rohzucker  aiit 
1,50  Rubel  Gold  pro  Pud  zu  ermäßigen,  wenn  der  Preis 
fbr  Sandzucker  in  Petersburg  zwischen  6  und  6,60,  in  Kiew 
und  Odessa  zwischen  5  und  5,50  Rubel  sich  bewegte^'.  Die 
Befolgung  dieser  sehr  nützlichen  Maßregel  würde  ja  1892/93 
den  erwünschten  Erfolg  gehabt  haben,  allerdings  erst  nach 
zwei  Monaten,  da  diese  Frist  vom  Gesetz  selbst  vorgeschrieben 
war,  ehe  die  Zollermäßigung  in  Kraft  treten  konnte,  aber  das 
Ministerium  konnte  sich  nicht  dazu  entschließen,  „da  es  eine 

J plötzliche  Zufuhr  befürchtete,  die  die  augenblickliche  Nach- 
rage weit  übersteigen  würde  und  in  der  Zukunft  den  Interessen 
der  heimischen  Industrie  großen  Schaden  bringen  könnte"  ^^. 
Infolgedessen  ergriff  das  Ministerium  die  merkwürdige,  bei 
Jollos  beschriebene  Maßregel,  aus  dem  Ausland  1685000  Pud 
Zucker  einzuführen  und  zu  dem  festen  Preis  von  5,10  Rubel 
an  den  Stationen  der  Südwestbahn,  5,25  in  Kiew,  5,30  in 
Odessa,  5,60  in  Moskau  zu  verkaufen.  Hierdurch  wurde  er- 
reicht, daß  der  Preis  nirgends  über  5,60  steigen  konnte,  und 
außerdem  erzielte  der  Staat  dabei  noch  einen  Verdienst  von 
über  drei  Millionen  Rubeln. 

So  weit  zeigt  sich  das  russische  Zuckersyndikat  von  der 
günstigen  Seite,  allein  das  Bedenkliche  und  Schädliche  bedarf 
auch  einer  Hervorhebung. 

«  ÄHacyjTB,  1.  c.  S.  188. 

1"  Gesetzsammlung  Band  VI,  Nr.  3634  vom  12.  April  1886. 
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1.  Zunächst  tritt  ein  grundlegender  Unterschied  von 
allen  ähnlichen  Erscheinungen  in  andern  Ländern  zu  Tage. 
Dieser  Unterschied  gestaltete  die  ganze  Existenz  des  Syn- 
dikats unsicher  und  stellte  sie  auf  eine  schwankende  Basis. 
Der  Grundgedanke  des  Syndikats  war  nicht  eine  bewufite 
Beschränkung  der  Produktion,  um  dadurch  den  Preis  auf 
dem  innern,  gegen  jede  ausländische  Konkurrenz  abgesperrten, 
Markt  zu  heben  und  zu  befestigen  —  nein,  der  Umfang 
der  Produktion  blieb  dem  Gutdünken  jedes  Unternehmers 
anheimgestellt,  und  das  Syndikat  begnügte  sich  nur  damit, 
die  Ausfuhr  ins  Ausland  zu  regulieren.  Sehr  vorsichtig  drückt 
eine  offizielle  Veröfi^entlichung  der  Zuckerfabrikanten  dieses 
aus.  Hiernach  erscheint  als  Hauptaufgabe  des  Syndikats,  „die 
verlustbringende  Ausfuhr  nach  Möglichkeit  unter 
alle  bestehenden  Fabriken  zu  verteilen,  so  daß  die 
Anzahl  der  letzteren  nicht  vermindert  wird  und  infolgedessen 
auch  die  all  gemeine  Produktion  in  Rußland  nicht  ein- 
geschränkt zu  werden  braucht^  ^^  Diese  verlustbringende 
Ausfuhr  war  nichts  zufkUiges  und  vorübergehendes,  sondern 
das  Fundament,  auf  dem  das  ganze  Syndikat  aufgebaut  war. 
Auch  in  andern  Ländern  kommt  es  häufig  vor,  daß  ein  Syn- 
dikat nach  dem  Auslande  billiger  als  im  eigenen  Lande  ver- 
kauft, aber  solche  Maßnahmen  sind  vorübergehender  Natur 
und  stets  durch  einen  bestimmten  Zweck  bedingt,  z.  B.  um 
einen  neuen  Markt  zu  erobern,  einen  Gegner  aus  dem 
Felde  zu  schlagen,  oder  mit  Vorräten  aufzuräumen.  Aber 
kein  einziges  Syndikat  kann  auf  dem  Prinzip  der  dauernden 
„verlustbringenden  Ausfuhr"  aufgebaut  sein  —  darin  liegt 
von  vornherein  der  Todeskeim.  Natürlich  mußten  die  Fabri- 
kanten nun  versuchen,  durch  die  Preise  auf  dem  innern  Markt 
entschädigt  zu  werden,  und  dieser  Umstand  war  der  Haupt- 
grund, warum  Presse  und  öffentliche  Meinung  sich  dem 
Syndikat  gegenüber  ablehnend  verhielten.  Einzelne  Verteidiger 
des  Syndikats  versuchten  manchmal  die  Idee  des  „verlust- 
bringenden Exports^  zu  bekämpfen,  obwohl  er  anderseits 
das  Hauptargument  in  allen  Anträgen  der  Fabrikanten  an  die 
Regierung  zwecks  Regulierung  der  Industrie  war.  Man  bediente 
sich  der  folgenden  Beweisführung:  Wenn  man  nur  die  Aus- 
gaben berücksichtigt,  die  für  die  Herstellung  des  Zuckers  be- 
nötigt sind  (die  sogenannten  „nonyAHue  pacxcAU**)  und  die 
proportional  der  Menge  des  Produktes  wachsen,  dagegen  die 
allgemeinen  bei  dem  Unternehmen  sonst  nötigen  Ausgaben 
außer  acht  läßt,  die  auch  dann  unbedingt  nötig  sind,  wenn 
die  Produktion  geringeren  Umfangs  ist  —  dann  übersteigen 
die  Produktionskosten  des  Zuckers  gewöhnlich  nicht  den  oei 
der  Ausfuhr  erzielten  Preis,  bleiben  sogar  manchmal  unter  ihm. 

'*  068op'L    H    cpaBueHie    nojioTRema   CBOKJiocaxapHOH    npoMLmueRHOCTH« 
npoHSBOACTBa  caxapa  h  ToproBjni  mn»  vh  PocciK  h  FcpMaRiH,  1893,  S.  13. 
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Aber  diese  Beweisführung  spricht  nicht  zu  Gunsten  dea 
Syndikats.  Denn  entspricht  sie  der  Wirklichkeit,  so  hätten 
die  Fabrikanten  auf  dem  innern  Markt  einen  Preis  genommen, 
1^/s  bis  P/4  Mal  so  groB  wie  der,  den  sie  selbst  für  aus- 
reichend ansahen.  Sie  hätten  ihre  Monopolgewalt  aufierordent- 
lich  ausgenutzt,  nur  um  technisch  nicht  auf  der  Höhe 
stehende  Fabriken  zu  halten  und  den  anderen  auf  Kosten  der 
Konsumenten  gewaltige  Dividenden  zu  verschaffen. 

2.  Andrerseits  schadete  die  Höhe  der  Preise,  die  das 
Syndikat  ermöglichte,  der  Weiterentwicklung  der  Zucker- 
industrie, die,  „umgeben  von  der  warmen  Atmosphäre  hoher 
Dividenden"  *•,  das  Streben  nach  Vervollkommnung  verlor. 
Das  Syndikat  sollte  den  Zweck  haben,  die  Versorgung  des 
Marktes  mit  Zucker  so  vorzunehmen,  daß  die  Preise  auf  einer 
angemessenen  Höhe  standen,  dabei  aber  die  Interessen  der 
Konsumenten  nicht  zu  sehr  beeinträchtigt  wurden.  Die  Fähig- 
keit, die  Preise  bei  genügender  Ernte  hoch  zu  halten,  hatte 
das  Syndikat  bewiesen  —  als  aber  bei  einer  unerwarteten  Miß- 
ernte die  Preise  unverhältnismäßig  stiegen,  war  es  nicht  im- 
stande, dieser  Steigerung  Eifihalt  zu  gebieten. 

Der  verderbliche  Einfluß  des  Syndikats  zeigt  sich  hier 
besonders  darin,  daß  bei  normaler  Lage  eine  zu&Uige  Miß- 
ernte nicht  derart  auf  die  Preise  hätte  wirken  können,  weil 
freie  Vorräte  vorhanden  gewesen  wären.  Aber  bei  den  vom 
Syndikat  geschaffenen  Zuständen  war  ja  aller  überflüssige 
Vorrat  ausgeführt  worden,  so  daß  die  Mißernte  doppelt  fühlbar 
wurde.  Die  Ausfuhr  wurde  im  Oktober  1892  unterbrochen, 
aber  die  dadurch  verursachte  Preisabschwächung  war  nur 
gering  und  von  kurzer  Dauer,  so  daß  die  Regierung  zu  dem 
oben  bezeichneten  Mittel  der  Zuckereinkäufe  im  Ausland 
greifen  mußte. 

3.  In  Verbindung  mit  den  beiden  angeführten  Punkten 
mußte  es  äußerst  schädlich  wirken,  daß  von  Seiten  des  Syndi- 
kats so  gut  wie  nichts  geschah,  um  die  Gesamtproduktion  zu 
beschränken  und  so  das  Angebot  der  Nachfrage  des  innern 
Marktes  wenigstens  in  etwas  anzupassen.  Die  Zuckerproduktion 
nahm  vielmehr,  wie  aus  der  Tabelle  No.  2,  S.  25,  ersichtlich 
ist,  seit  Gründung  des  Syndikats  einen  derartigen  Verlauf, 
daß  die  mit  Rüben  bestandene  Fläche  während  der  Lebens- 
dauer des  Syndikats  von  1886—1895  von  270800  Deßjatinen 
auf  307900  also  um  13,6 ^/o  wuchs,  die  verarbeitete  Rüben* 
menge  von  287346000  auf  331955000  Pud  stieg  und  damit 
die  erzielte  Zuckerausbeute  von  25949000  Pud  auf  32268000. 
Der  innere  Verbrauch  erhöhte  sich  von  22371000  Pud  auf 
27069000,  also  um  22,75  <>/o,  die  Ausfuhr  von  3400000  Pud 
auf  5200000  Pud,  um  mehr  als  die  Hälfte,  genau  um  52,8  <>/o. 


'•  OscpoBx,  1.  c.  S.  208. 
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Diese  Tatsachen  gaben  den  Fabrikanten  zu  denken.  In 
der  oben  angeführten  offiziellen  Denkschrift  gestehen  sie  selbst 
ein:  , Alles  dies  bringt  uns  zu  der  Überzeugung,  daß  wir 
nicht  hoffen  dürfen,  die  Zukunft  unserer  Zuckerindustrie 
in  erfolgreicher  Konkurrenz  mit  den  deutschen  Fabrikanten 
auf  den  europäischen  Märkten  zu  suchen.  Für  die  russische 
Zuckerindustrie  würde  es  das  vorteilhafteste  sein,  wenn  sie 
sich  allmählich  in  einem  Maßstabe  entwickelte,  der  dem  Zucker- 
bedarf auf  dem  innern  russischen  Markt  besser  entspricht**  *^. 

4.  Eine  Schwäche  des  Syndikats  lag  darin  begründet,  daß 
es  nicht  für  alle  Fabriken  verbindlich  war.  Deshalb  hatten  die 
Fabrikanten  so  sehr  um  eine  staatliche,  alle  Fabriken  um- 
fassende, Regelung  petitioniert;  sie  befürchteten  —  was 
auch  eintrat  —  daß  ein  Teil  von  ihnen  außerhalb  des  Syn- 
dikats bleiben  und  so  aus  den  vom  Syndikat  geschaffenen 
Vorteilen  Nutzen  ziehen  würde,  ohne  sich  im  geringsten  an 
den  Verpflichtungen  und  Opfern  zu  beteiligen.  Wenn  auch,  wie 
aus  Tabelle  3  auf  Seite  36  ersichtlich  ist,  die  Zahl  der  Teil- 
nehmer am  Syndikat  beständig  wuchs,  so  blieben  dennoch 
einige  große  I^abriken  selbständig  und  unabhängig,  die  ihre 
Produktion  außerordentlich  erweiterten.  Während  die  am 
Syndikat  beteiligten  in  den  ersten  drei  Jahren  ihre  Produktion 
um  22,7  ®/o  vergrößerten,  wuchs  die  der  außerhalb  stehenden 
um  mehr  als  das  doppelte,  nämlich  um  48  "/o^®.  Die  absolute 
Menge  des  von  diesen  Fabriken  erzeugten  Zuckers  war  im  Ver- 
hältnis zu  dem  vom  Syndikat  produzierten  eine  geringe,  aber 
immerhin  groß  genug,  um  bei  der  Preisbildung  eine  Rolle  zu 
spielen,  vielleicht  sogar  die  entscheidende. 

5.  Der  letzte  Vorwurf,  der  dem  Syndikat  häufig  —  viel- 
leicht nicht  mit  Unrecht  —  gemacht  wurde,  war,  daß  es 
einseitig  die  Lage  der  Industriellen  auf  Kosten  der  Kon- 
sumenten zu  verbessern  strebte,  dagegen  fast  nichts  tat, 
um  auch  zugleich  die  Produktionsbedingungen  zu  verbessern. 
Eine    Reihe    von    Fabriken    war    allerdings    vor    dem    Ruin 

Serettet  worden,  aber  es  befanden  sich  unter  diesen  viele, 
ie  zu  teuer  arbeiteten  und  ohne  den  Schutz  des  Syndikats 
weiterhin  nicht  imstande  gewesen  wären,  mit  zweckmäßig 
eingerichteten  und  technisch  vervollkommneten  Fabriken  zu 
konkurrieren.  Das  Syndikat  ließ  also  Fabriken  weiter  vege- 
tieren, deren  Existenz  vom  rein  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkt aus  überflüßig,  vielleicht  sogar  schädlich  war.  Ihr 
Verschwinden  wilrde  vielleicht  die  Produktion  auf  ein  richtiges 
Verhältnis  zu  den  Bedürfnissen  des  innern  Marktes  gebracht 
haben.  Aber  es  geschah  eben  nichts,  um  die  Produktion  ein- 
zuschränken. 


^^  06aop'L  H  cpaBBenie  pp.,  S.  17,  zitiert  bei  ßsTRyjrh,  1.  c  S.  144. 
»•  SsTKjjrh,  1.  c.  S.  143. 
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Allein  alle  anderen  Nachteile  und  Bedenken  spielen  doch 
nur  eine  untergeordnete  Rolle  gegenüber  der  Tatsache ,  dafi 
das  Syndikat  auf  der  ^verlustbringenden  Ausfuhr*' 
aufgebaut  war.  Mit  dieser  Ausfuhr  stand  und  fiel  das  Syn- 
dikat; das  kann  nicht  stark  genug  betont  werden. 

In  der  Kampagne  1894^95  fand  wieder  eine  beträchtliche 
Überproduktion  statt,  und  die  Zuckerindustrie  stand  abermals 
vor  einer  Krisis  trotz  des  Bestehens  des  Syndikats.  Da  gleich- 
zeitig die  Preise  in  London,  wohin  die  Hauptausfuhr  gerichtet 
war,  unter  die  Produktionskosten  sanken,  war  es  den  schwächeren 
Fabriken  überhaupt  nicht  möglich,  die  durch  den  Syndikat- 
vertrag übernommenen  Ausfuhrverpflichtungen  einzuhalten. 
Andere  Teilnehmer  an  der  Verabredung  traten  völlig  zurück. 
Da  man  infolge  des  Zusammentreffens  dieser  Umstände  eine 
vernichtende  Krisis  fürchtete,  wandten  sich  die  Fabrikanten  im 
Mai  1895  wieder  an  das  Ministerium  mit  der  dringenden  Bitte 
um  Hilfe  entweder  durch  Regulierung  der  ganzen  Zucker- 
produktion oder  Zwangsausfuhr  aller  Reste. 

Der  Finanzminister  hielt  aber  einen  solchen  Eingriff  in 
die  Zuckerindustrie,  wie  ihn  die  Fabrikanten  selbst  forderten, 
für  so  weitgehend,  dafi  zunächst  wieder  eine  Kommission  alle, 
auch  die  rein  prinzipiellen  Seiten  der  Angelegenheit  beraten 
sollte.  Diese  Kommission  wurde  alsbald  eingesetzt,  zunächst 
unter  dem  Vorsitz  des  früheren  Finanzministers  Bunge  und 
nach  dessen  Tode  unter  dem  Staatssekretär  Solski. 

Die  Kommission  beriet  zunächst  die  prinzipielle  Seite  des 
Antrags.  Infolge  der  von  den  Zuckerindustriellen  gemachten 
Angaben  und  der  von  Seiten  der  Regierung  angestellten  Er- 
hebungen kam  man  zum  Schluß,  dafi  tatsächlich  die  ganze 
Zuckerindustrie  sich  in  einer  durchaus  anormalen  Lage  be- 
finde. Dies  zeige  sich  vor  allem  in  der,  den  innern  Bedarf 
bei  weitem  übersteigenden  Produktion  bei  nicht  gesicherten 
Absatzverhältnissen  im  Ausland.  Die  augenblicklich  auf  dem 
Londoner  Markt  bestehenden  niedrigen  Preise,  sowie  die 
Politik  der  westeuropäischen  Staaten,  die  die  Ausfuhr  durch 
hohe  Prämien  steigerten,  lasse  für  absehbare  Zeit  keine 
Besserung  für  die  russische  Zuckerindustrie  in  dieser  Richtung 
erwarten.  Die  Überproduktion,  unter  der  die  Industrie  leide, 
könne  daher  leicht  zu  einer  empfindlichen  Krisis  führen,  die 
auch  nicht  ohne  Nachteil  für  den  Fiskus  bleiben  werde,  der 
von  der  Zuckerindustrie  eine  beträchtliche  Einnahme  be- 
ziehe. Außerdem  würde  durch  das  plötzliche  Schliefien  einer 
grofien  Zahl  von  Fabriken  das  Interesse  der  Konsumenten 
geschädigt,  da  die  Preise  auf  dem  innern  Markte  dann  sofort 
bedeutend  steigen  würden.  Dafi  die  Fabrikanten  selbst  die 
Krisis  abwenden  oder  wenigstens  durch  Einschränkung  der 
Produktion   abschwächen  würden,   sei  nach  den  früheren  Er- 
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fahrungen  nicht  zu  erwarten ,  um  so  mehr,  als  gerade  jetzt 
einige  neue  Fabriken  gegründet  worden  seien. 

Aus  diesen  Erwägungen  kam  die  Kommission  zum  Schluß, 
es  sei  nicht  nur  nützlich,  sondern  notwendig,  daß  die  Re- 
gierung Maßregeln  zu  einer  Regulierung  der  Industrie  ergreife. 
Eine  solche  Regulierung  war  in  Rußland  besonders  wichtig 
bei  der  großen  Bedeutung,  welche  die  Zuckerindustrie  für  die 
Landwirtschaft  in  den  Gegenden  hatte,  wo  die  Zuckererzeugung 
konzentriert  war. 

Es  wurde  zunächt,  um  den  ärgsten  Mißständen  abzuhelfen, 
ein  Notgesetz  erlassen  ^*,  das  nur  für  die  laufende  Kampagne 
Oültigkeit  hatte.  Bei  der  weiteren  Arbeit  war  der  Gedanke 
maßgebend,  daß  die  beabsichtigte  Regelung  der  Zucker* 
industrie  nur  dann  ihrem  Zweck  entspreche,  wenn  die  zu  er- 
wartende natürliche  Ausdehnung  der  Produktion  nicht  ge- 
hindert werde  und  anderseits  die  Interessen  der  Konsumenten 
völlige  Berücksichtigung  fänden.  Man  sah  daher  von  einer 
Ausfuhrerhöhung  durch  Prämien  oder  sonstige  künstliche 
Mittel  ganz  ab,  weil  dem  Staat  durch  die  Nichtbezahlung  der 
Zuckersteuer  für  den  ausgeführten  Zucker  und  die  Erteilung 
von  Prämien  ein  beträchtlicher  Schaden  erwachsen  wäre,  und 
der  Preis  für  den  inländischen  Konsumenten  sich  gesteigert 
hätte.  Schließlich  wäre  dadurch  die  anormale  Überproduktion 
aufrecht  erhalten  worden,  die  doch  gerade  die  Industrie  in  ihre 
kritische  Lage  gebracht  hatte.  Die  Normierung  der  Produktion 
jeder  einzelnen  Fabrik  stand  mit  diesen  Grundsätzen  in  Wider- 
spruch —  wie  konnte  man  auch  gerechter  Weise  eine  solche 
Verteilung  durchführen?  Weiter  wollte  man  die  Zentralisations- 
tendenz  der  großen  Unternehmungen  etwas  einschränken,  den 
kleinen  Fabriken  die  Existenz  ermöglichen,  den  Markt  mit 
der  genügenden  Menge  Zucker  verdorgen  und  Preistreibereien 
unmöglich  machen,  gleichzeitig  aber  allzu  heftige  Preisstürze 
verhindern. 


'*  Gesetzsammlung,  Bd.  XV,  .Jahr  1895,  Nr.  11872  vom  20.  Juni  1895. 
„Da  es  nnerlftftlich  notwendig  erscheint,  Maßregeln  zu  ergreifen,  um  bei 
der  jetzigen  schwierigen  Läse  der  Zuckerindustrie  den  inneren  Markt 
mit  Zucker  zu  yersorgen  und  mäßige  Preise  zu  erzielen,  wird  bestimmt: 

1.  W&hrend  der  laufenden  Kampagne  1895—1896  ist  auf  den 
Sandzuckerfabriken  und  Rübenzuckerraffinerien  ein  Zuckervorrat  von 
5  Millionen  Pud  zu  bilden,  aus  25®/o  der  Produktion  jeder  Fabrik,  die 
60000  Pud  überschreitet; 

2.  Dieser  Zucker  wird  bis  zum  Verlassen  der  Fabrik  von  Zahlung 
der  Zuckersteuer  befreit; 

3.  Aus  diesem  Vorrat  darf  die  erforderliche  Menge  Zucker  nur 
dann  auf  den  Markt  gebracht  werden,  wenn  die  Preise  lur  Sandzucker 
die  vom  Fin.  Min.  festgesetzten  Grenzpreise  übersteigen.*'  Bestimmung  1 
entspricht  der  oben,  S.  85,  angeführtfu  Festsetzung  des  Syndikats  vertrage 
von  1894.  Die  nach  3  vom  Fin.  Min.  festgesetzten  Grenzpreise  betrugen 
4,75  und  5  Rubel,  entgegen  5  und  5,25,  wie  es  im  Syndikatsvertrag  vor- 
gesehen war. 
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Alle  diese  verschiedenen,  sich  zum  Teil  widersprechenden 
Interessen  wurden  nach  Möglichkeit  vereiniet  und  erhielten 
als  Gesetz  „über  einige  Maßregeln  hinsichtlich  der  Zucker- 
Industrie*^  am  20.  November  1895  die  Bestätigung  des  Kaisers 
Nikolaus  II.  Dieses  Oesetz  beließ  das  Eigentum  und  die 
Gefahr  des  Betriebs  den  Besitzern,  bildete  aber  aus  der 
ganzen  Industrie  eine  Art  von  „ Zwangskartell "  auf  Grund- 
lage der  Kontingentierung  des  Angebots  und  griff  außerordent- 
lich tief  in  die  wirtschaftliche  Freiheit  der  Betroffenen  ein. 
Das  Gesetz,  das  im  folgenden  Abschnitt  behandelt  ist,  machte 
natürlich  dem  Kiewer  Syndikat  ein  Ende. 

Vorgreifend  sei  hier  noch  bemerkt ,  daß  sich  im  Jahre 
1897  eine  Vereinigung  der  Zuckerfabrikanten  unter  der  Be- 
zeichnung „Allrussische  Gesellschaft  der  Zuckerfabrikanten' 
bildete.  An  dieser  Gesellschaft  beteiligten  sich  im  Gründungs- 
jahr 185  von  den  239  bestehenden  Fabriken;  die  Zahl  wuchs 
aber  jährlich,  und  jetzt  dürften  wohl  alle  Zuckerfabriken  und 
Raffinerien  in  ihr  vertreten  sein.  Diese  Gesellschaft,  unter 
dem  Präsidium  des  Grafen  A.  A.  Bobrinskj,  unterhält  ein 
Zentralbureau  in  Kiew  und  hat  sich  folgende  Aufgaben  gestellt: 

Sie  erforscht  alle  Seiten  der  Zuckerindustrie,  wozu  in 
erster  Linie  die  Sammlung  statistischen  Materials  gehört,  hin 
sichtlich  der  Industrie  selbst,  der  Rübenkultur  und  ihrer  Ver- 
besserung, der  Absatzverhältnisse  im  In-  und  Ausland  und 
aller  damit  im  Zusammenhang  stehenden  Fragen.  Das  Zentral- 
bureau ist  ferner  Vertreter  der  Zuckerfabrikanten  und  ihrer 
Interessen  bei  allen  gesetzgeberischen  Akten,  an  deren  Vor- 
bereitung es  stets  Anteil  hat,  und  vermittelt  den  Verkehr  mit 
dem  Ministerium,  dem  es  alle  statistischen  und  sonstwie  er- 
forderlichen Angaben  liefert.  Weiter  ist  ein  ganzes  Netz  von 
Versuchsfeldern  angelegt,  auf  denen  die  Rübenkultur  nach 
Möglichkeit  zu  steigern  versucht  und  der  Kampf  mit  Schäd- 
lingen, die  oft  tausende  von  Deßjatinen  vernichtet  haben,  auf 
alle  Weise  erprobt  wird.  Schließlich  werden  andauernd  Ver- 
suche zur  besseren  Verwertung  des  Rohmaterials  gemacht*^. 
Seit  1900  gibt  dieses  Zentralbureau  die  Wochenschrift  „Bote 
der  Zuckerindustrie^  heraus,  die  alle  Seiten  der  Industrie 
behandelt,  die  finanzielle,  landwirtschaftliche,  technische  und 
volkswirtschaftliche. 


««  B.  c.  np.,  1904,  II,  S.  275. 


Dritter  Abschniti 

Die  staatliche  Begalierung. 


L  Gesetz  vom  20.  Novemlier  1895  nnd  Znsatzgesetz  Tom 

U.  Mal  1898. 

Der  kaiserliche  Staatsrat  bat  in  seiner  Sitzung  der  ver- 
einigten Departements  nach  Beratung  des  Vorschlags  des 
Finanzministers  „tlber  einige  Mafiregeln  hinsichtlich  der  Zucker- 
industrie ^  beantragt, 

hinsichtlich  der  Zuckerproduktion  in  den  Kampagnen 
1895/96,  1896/97;  1897/98  folgende  Bestimmungen  zu  treffen  h 

I.  Für  jede  Kampagne  der  Zuckerproduktion  wird  vom 
Ministerkomitee  auf  Vorschlag  des  Finanzministers  bestimmt: 

a)  die  Menge  Zucker,  die  von  den  Sandzuckerfabriken  und 
Rübenzuckerraffinerieen  auf  den  innem  Markt  zu  bringen  ist, 

b)  die  Menge  eines  unbedingt  unantastbaren  Vorrats  Zuckers 
auf  den  genannten  Fabriken, 

c)  die  Grenzpreise  des  Zuckers  fUr  den  innem  Markt,  bis 
zu  denen  der  erwähnte  Vorrat  unantastbar  bleibt  und  die 
Bedingungen,  unter  denen  aus  diesem  Vorrat  Zucker  auf  den 
innerA  Markt  gebracht  werden  darf. 

n.  Der  in  jeder  Kampagne  von  den  Sandzuckerfabriken 
und  Rübenzuckerraffinerien  produzierte  Zucker,  der  die  für 
den  innern  Markt  bestimmte  Menge  übersteigt  (Artikel  I,  a), 
wird  als  Überschuß  betrachtet  und  unterliegt  aufier  der  Zucker- 
steuer (Verbrauchsabgabe)  einer  besonderen  Zuschlagssteuer 
von  1,75  Rubel  pro  Pud. 

III,  Dieser  Überschufi  (Artikel  II)  wird  auf  den  einzelnen 
Fabriken  berechnet,  entsprechend  der  Produktionsmenge,  die 
60000  Pud  übersteigt. 

Anmerkung  1.    Dem  Finanzminister  wird  überlassen: 

a)  die  Art  und  Weise  festzustellen,  wie  die  yorl&ufigen  nnd  de- 
finitiven Berechnungen  für  die  Bestimmung  des  Überschusses  auf  den 
Fabriken  vorzunehmen  sind, 
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b)  zn  bestimmen,  welche  Prodakte  auf  Rechnung  der  Produktion 
bei  Bestimmung  des  Überschusses  angesetzt  und  welche  aus  dem  Über- 
schuß in  den  unantastbaren  Vorrat  ttbernommen  werden  können  (Artikel  iV). 

Anmerkung  2.  Wenn  bei  der  Berechnung  des  ÜberschuBses  in 
der  Kampagne  189i6 — 1897  sijh  herausstellen  sollte,  daß  von  einzelnen 
Fabriken  Zucker  aus  dem  Überschuß  schon  auf  den  Markt  gebracht 
worden  ist,  so  wird  bei  diesen  Fabriken  die  gleiche  Menge  Zacker  aus 
der  folgenden  Kampa^e  zum  Überschuß  hinzugerechnet.  Hierbei  ist 
von  der  Produktion  diese  Menge  von  dem  allgemeinen  Überschuls  aus 
der  Kampagne  1896—1897  abzuziehen. 

IV.  Der  unbedingt  unantastbare  Vorrat  (Artikel  I,  b)  wird 
in  jeder  Kampagne  aus  dem  allgemeinen  Überschuß  gebildet 
und  aus  diesem  vollzählig  erhalten.  Auf  den  einzelnen  Fabriken 
wird  dieser  Vorrat  auf  Grund  der  in  Artikel  III  enthaltenen 
Vorschriften  in  die  Zahl  des  allgemeinen  Überschusses  ein- 
gerechnet. 

Anmerkung.  Zur  Sicherung  der  vorläufigen  Bezahlung*  der 
Steuer  im  Betrage  von  75  Kopeken  f&r  den  von  den  Fabriken  auf  den 
Markt  gebrachten  Zucker  wird  der  in  den  unantastbaren  Vorrat  aber- 
fahrte  Zucker  vom  Staat  übernommen  zu  einem  Preise  und  unter  Be- 
dingungen, die  vom  Finanzminister  festzusetzen  sind. 

V.  Der  auf  den  Fabriken  befindliche  Zuckerüberschuß 
(über  den  unbedingt  erforderlichen  unantastbaren  Vorrat  hinaus) 
darf  erst  nach  voller  Bezahlung  der  Zusatzsteuer  auf  den  innem 
Markt  gebracht  werden.  Die  Zuckersteuer  für  diesen  Zucker 
wird  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  wie  für  den  Zucker 
der  laufenden  Kampagne  bezahlt.  Es  wird  jedoch  den 
Fabrikanten  anheimgestellt,  diesen  Zucker  als  einen  freien 
Vorrat  auf  den  Fabriken  lagern  zu  lassen,  und  in  diesem  Fall 
braucht  für  ihn  bis  zum  Verlassen  der  Fabrik  weder  die 
Zucker-  noch  die  Zusatzsteuer  bezahlt  zu  werden. 

Anmerkung.  Der  auf  einer  Fabrik  am  Ende  einer  Kampagne 
im  freien  Vorrat  vorhandene  Zuckeraberschuls  kann  auf  Wunsch  aes 
Fabrikanten  unter  Streichung  aus  der  Berechnung  des  Überschusses  zur 
Produktion  der  nächsten  Kampagne  in  dieser  Fabrik  hinzugerechnet 
werden. 

VI.  Der  auf  einer  Fabrik  im  unantastbaren  Vorrat  lagernde 
Zucker  unterliegt  weder  der  Zucker-  noch  der  besonderen 
Zusatzsteuer  vor  dem  Verlassen  der  Fabrik,  das  aber  nur 
unter  den  im  Artikel  Vil  bestimmten  Bedingungen  gestattet 
wird.  Der  im  unantastbaren  Vorrat  enthaltene  Zucker  mufi 
unbedingt  in  jeder  Periode  durch  Zucker  neuer  Produktion 
ersetzt  werden. 

Anmerkung.  Im  Falle  des  Schlietsens  einer  Fabrik  steht  der 
in  ihr  befindliche  unantastbare  Vorrat  bei  Ablauf  der  Kampagne  zur 
Verfügung  des  Fabrikanten.  Dieser  ist  verpflichtet,  ihn  entweder  ins 
Ausland  auszufahren  (Artikel  IX)  oder,  wenn  er  ihn  auf  den  innem 
Markt  bringt,  für  ihn  die  Zuckersteuer  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen 

'  Siehe  Exkurs. 
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der  folgenden  Kampagne  sowie  die  Zaschlagssteuer  zu  bezahlen.  Die 
Zahlung  der  beiden  Steuern  hat  seitens  des  Fabrikanten  auch  bei  Zwangs- 
▼erkauf  zu  erfolgen. 

VII.  Wenn  die  Zuckerpreise  auf  dem  innern  Harkt  die 
Orenzpreiee  übersteigen  sollten  (Artikel  I,  c),  verordnet  der 
Finanzminister,  dafi  aus  dem  unantastbaren,  sowie  aus  dem 
freien  Vorrat  die  zum  Senken  der  Preise  erforderliche  Menge 
Zucker  auf  den  innern  Markt  gebracht  wird.  Für  diesen 
Zucker  ist  die  Zahlung  der  Zusatzsteuer  nicht  erforderlich, 
wohl  aber  die  der  Zuckersteuer  wie  für  Zucker  der  laufenden 
Kampagne. 

VIII.  Für  den  Fall,  daß  ohne  Schuld  des  Fabrikanten 
der  im  unantastbaren  oder  freien  Vorrat  vorhandene  Zucker 
untergeht,  wird  der  Finanzminister  ermächtigt,  diesen  Zucker 
auf  die  für  die  Fabrik  bestimmte  Menge  nicht  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  die  Bezahlung  der  Zucker-  und  Zusatzsteuer 
für  ihn  zu  erlassen. 

IX.  Bei  der  Ausfuhr  aus  dem  Zuckerüberschufi  ins  Aus- 
land wird  dieser  von  der  Zahlung  der  Zückersteuer  und  der 
besonderen  Zusatzsteuer  in  vollem  Umfange  befreit. 

Anmerkunff.  Für  den  Fall,  dafi  auf  den  ausÜndischen  europäischen 
Märkten  die  Zuckerpreise  so  steigen  sollten,  dafi  diese  Erhöhung  wie 
eine  Ermunterung  zu  beträchtlicher  Überproduktion  unserer  Fabriken 
wirkt,  wird  der  Finanzminister  ermächtigt,  dem  Ministerkomitee  einen 
Vorschlag  zu  unterbreiten,  dahingehend,  die  Befreiung  des  auseefahrten 
Zuckers  von  der  Zusatzsteuer  zeitweise  völlig  oder  teilweise  aufzuheben. 

X.  Aus  den  Sandzuckerfabriken  sowie  Rttbenzucker- 
raffinerieen  darf  Zucker  nur  mit  Erlaubnis  des  Steueraufsehers 
abgefertigt  werden,  der  die  Innehaltung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften mit  seiner  Unterschrift  zu  bescheinigen  hat. 

XI.  Fabrikanten,  die  unerlaubter  Weise  Zucker  üus  dem 
unbedingt  unantastbaren  Vorrat,  sowie  aus  dem  Überschuß 
ohne  Bezahlung  der  Zuckersteuer  auf  den  Markt  bringen, 
sowie  ferner  Besitzer  von  Raffinerieen  und  Händler,  die  solchen 
widerrechtlich  auf  den  Markt  gebrachten  Zucker  erwerben, 
werden  auf  Grund  des  Artikels  1096  der  Bestimmungen  über 
Verbrauchsabgaben  und  innere  Steuern  zur  Rechenschaft 
gezogen. 

XII.  Der  Finanzminister  erhält  die  Ermächtigung,  in 
Übereinstimmung  mit  dem  Staatskontrolleur 

a)  Bestimmungen  tiber  die  Buchführung  hinsichtlich  der 
den  Zuckerüberschuß  treffenden  Zusatzsteuer  auf  den  ein- 
zelnen Fabriken  zu  erlassen, 

b)  die  Art  und  Weise  festzusetzen,  wie  der  Überschuß 
auf  den  einzelnen  Fabriken  zu  berechnen  und  der  unbedingt 
unantastbare  Vorrat  zu  bilden  ist,  sowie  Anordnungen  über 
ihre  Aufbewahrung  in  den  Fabriken  und  ihr  Herauslassen 
auf  den  Markt  zu  treffen, 
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c)  Bestimmungen  ftir  die  Ausfuhr  zu  erlassen, 

d)  alle  etwa  erforderlich  werdenden  Hinweise  und  Er- 
läuterungen betreffs  Anwendung  dieses  Gesetzes  zu  geben. 

Beschluß.  Seine  Kaiserliche  Majestät  haben,  nachdem 
der  Staatsrat  in  allgemeiner  Sitzung  diese  Bestimmungen  gut 
geheißen  y   sie  Allerhöchst  bestätigt  und  auszuführen  befohlen. 


Dieses  Qesetz  war  zunächst  nur  als  ein  zeitweiliges  gedacht; 
seine  Folgen  erwiesen  sich  aber  als  so  nützlich,  daß  vor  Ab- 
lauf seiner  Giltigkeitsdauer,  am  11.  Mai  1898,  ein  neues  er- 
lassen  wurde,   das   das  erstere  bis  auf  weiteres  verlängerte.* 

Beschluß  des  Staatsrats  in  seinen  versammelten  Departe- 
ments: 

I.  Die  durch  Allerhöchst  bestätigtes  Gesetz  vom  20.  No- 
vember 1895  getroffenen  zeitweiligen  Bestimmungen  hinsichtlich 
der  Zuckerindustrie  sollen  bis  auf  weiteres  in  dauernder 
Giltigkeit  bleiben  mit  folgendem  Zusatz: 

„Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  Bestimmungen  zu 
treffen  darüber,  welche  Produkte  von  denen,  die  am  Ende 
jeder  Kampagne  auf  den  Fabriken  als  Überschuß  zurück- 
bleiben, von  den  Fabrikanten  zur  Produktion  der  neuen 
Periode  unter  Absetzung  von  der  Menge  des  Überschusses 
hinzugerechnet  werden  können,  und  in  welchem  Umfang 
dieses  geschehen  darf,  beginnend  mit  dem  Überschuß  der 
Kampagne  1897/98." 

II.  Anmerkung  2  zu  Artikel  III  und  die  Anmerkung  zu 
Artikel  V  des  genannten  Gesetzes  werden  aufgehoben. 


n.  Allgemeine  Beartellang  dieser  Gesetze. 

Das  Gesetz  vom  Jahre  1895  hat  einzelne  Bestimmungen 
des  Privatsyndikats  übernommen  und  seine  Erfahrungen 
benutzt. 

1.  Der  Fundamentalunterschied  zwischen  dem  privaten 
Syndikat  und  der  staatlichen  Regulierung  ist  folgender:  das 
Syndikat  war,  wie  im  vorigen  Abschnitt  ausgeführt  ist,  auf 
„verlustbringende  Ausfuhr*'  gegründet.  Es  mußte  daher  bei 
ungünstiger  Konjunktur  auf  dem  Weltmarkt  zerfallen.  Femer 
umfaßte  es  nicht  alle  Fabriken;  wie  wir  gesehen  haben^ 
blieben  gerade  die  größten  außerhalb.    Diese  setzten  auch  der 
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staatlicheD  Regulierung  den  heftigsten  Widerstand  entgegen, 
da  sie  —  im  Besitz  der  besten  und  neuesten  Maschinen  — 
größere  Erträge  von  völlig  freier  Konkurrenz  erwarteten. 

Die  Regierung  hingegen  wandte  kein  einziges  künstliches 
Mittel  an,  um  die  Ausfuhr  zu  heben.  Es  geschah  dies  wohl 
im  Hinblick  darauf,  daß  die  ausländischen  Zuckerfabriken 
bedeutende  Vorteile  vor  den  russischen  hatten  infolge  der 
günstigeren  klimatischen  Bedingungen  im  Westen  und  der 
höher  stehenden  landwirtschaftlichen  Technik.  Daher  erzielten 
sie  Rüben  mit  größerem  Zuckergehalt  und  konnten  infolge 
vollendeterer  Maschinen  das  Rohmaterial  besser  ausnutzen, 
als  dies  in  Rußland  möglich  war;  außerdem  befanden  sie  sich 
in  größerer  Nähe  zum  Hauptabsatzmarkt  —  England.  Ein 
Erteilen  von  offenen  Prämien  würde  daher  nur  die  Ausfuhr 
zum  Nutzen  der  ausländischen  und  zum  Schaden  der  in- 
ländischen Konsumenten  gesteigert  haben. 

2.  Dagegen  tat  die  Regierung  jetzt  das,  was  der  Finanz- 
minister zehn  Jahre  vorher  den  Bittstellern  zu  tun  geraten 
hatte:  das  Angebot  wurde  der  Nachfrage  angepaßt,  und  die 
Industrie  hauptsächlich  in  Rücksicht  auf  den  innern  Markt 
geregelt.  Dies  erwies  sich  als  schwierig,  weil  hier  zwei 
diametral  gegenüberstehende  Interessen  mit  einander  zu  ver- 
einigen waren.  Einmal  sollte  die  Industrie  vor  einer  Über- 
füllung des  innern  Marktes,  vor  plötzlichen  Preisstürzen  und 
dadurch  hervorgerufenen  Krisen  nach  Möglichkeit  bewahrt 
und  ein  ruhiger  gleichmäßiger  Absatz  zu  Preisen  gewähr- 
leistet werden,  die  nicht  nur  die  Produktionskosten  deckten, 
sondern  auch  noch  einen  angemessenen  Gewinn  abwarfen.  Auf 
der  andern  Seite  stand  das  Interesse  der  Konsumenten,  denen 
vor  allem  daran  lag,  daß  das  Angebot  nicht  zu  knapp  wurde 
und  die  Preise  nicht  ungebührlich  stiegen,  wie  dies  in  der 
Kampagne  1892 — 1893  der  Fall  gewesen  war. 

Man  hätte  beide  Aufgaben  vielleicht  dadurch  am  ein- 
fachsten mit  einander  vereinigen  können,  daß  jeder  Fabrik 
ihre  Produktion  vorgeschrieben  worden  wäre.  Allein  dieses 
System  erschien  doch  als  zu  tief  eingreifend  in  die  Freiheit 
der  kaufmännischen  Unternehmung.  Denn  es  hätte  jeden 
technischen  Fortschritt  gehindert,  und  Ausdehnungen  und  Ver- 
größerungen schon  bestehender  Betriebe  völlig  unmöglich 
gemacht  Auch  wäre  es  nicht  genügend  elastisch  gewesen, 
um  sich  einer  vermehrten  Nachfrage  im  Innern  anzupassen 
und  hätte  die  Produktion  für  den  Export  unterbrochen  oder 
gänzlich  aufgehoben. 

3.  Der  Gesetzgeber  griff  zu  einem  andern  Mittel.  Nicht 
die  Produktion  wurde  kontingentiert,  sondern  die  Menge  des 
auf  den  innern  Markt  zu  bringenden  Zuckers,  das  Angebot. 
Dieses  innere  Kontigent  wird  nach  dem  Oesetz  vor  Beginn 
jeder  Kampagne  vom  Finanzmidister  festgesetzt   Sein  Betrag 
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wird  schätzungsweise  erhalten,  entsprechend  dem  Verbrauch 
der  vorhergehenden  Perioden  mit  einer  gewissen  prozentualen 
Vermehrung  unter  Berücksichtigung  des  Zuwachses  an  Be- 
völkerung. Wie  ans  der  Tabelle  (Seite  56)  ersichtlich,  ist  das 
Kontingent  andauernd  gestiegen. 

4.  Was  über  dieses  auf  den  innem  Markt  zu  bringende 
Angebot  hinaus  produziert  wird,  heißt  der  ,, Überschuß*'.  Aus 
einem  gewissen  Prozentsatz  dieses  Überschusses  wird  zunächst 
der  ^^unantastbare  Vorrat^  gebildet. 

Wie  die  Kontingentierung  des  Angebots  den  Interessen 
der  Industrie,  so  diente  die  Bildung  dieses  Vorrats  den  Interessen 
der  Konsumenten.  Der  unantastbare  Vorrat  hatte  den  Zweck, 
die  Preise  nicht  über  eine  beistimmte  Höhe  steigen  zu  lassen; 
so  lange  er  sich  in  der  Fabrik  befand,  war  er  von  der  Zahlung 
jeder  Steuer  befreit.  Stiegen  auf  den  Stationen  der  Südwest* 
bahn  die  Preise  über  die  vom  Ministerium  gesetzten  Orenzen, 
so  war  der  Minister  verpflichtet,  sofort  die  zum  Senken  des 
Preises  erforderliche  Menge  auf  den  innern  Markt  zu  bringen, 
um  das  Angebot  zu  vermehren.  Für  diesen  Zucker  brauchte 
dann  keine  Zusatzsteuer  bezahlt  zu  werden.  Anderseits  durfte 
ohne  Erlaubnis  des  Ministers  dieser  Vorrat  nicht  angerührt 
werden  und  mußte  jedes  Jahr  durch  Zucker  neuer  Produktion 
ersetzt  werden.  Der  am  Ende  einer  Kampagne  noch  vor- 
handene Zucker  konnte  auf  die  Gesamtproduktion  des  nächsten 
Jahres  angerechnet  werden.  Dieses  Recht  war  in  der  Erwartung 
gegeben  worden,  daß  die  F^tbriken,  in  der  einen  oder  andern 
Periode  ihre  Produktion  einschränkend,  den  bei  ihnen  sich 
anhäufenden  Überschuß  abstoßen   würden.     Aber  gerade  das 

Qegenteil  geschah:    der  Überschuß    wurde    stets  ganz  über- 
tragen und  dazu  noch  die  Produktion  ausgedehnt,    weil  hier- 
^  mit  die  auf  den   innern  Markt  zu   bringende  Menge   wuchs. 

Das  erregte  gerechtfertigte  Beschwerden  anderer  Fabrikanten, 
und  um  diesem  Verfahren  zu  steuern,  wurde  durch  das 
Zusatzgesetz  von  1898  der  Finanzminister  ermächtigt,  die 
Übertragung  des  Überschusses  auf  die  nächste  Kampagne 
auf  gewisse  Grenzen  einzuschränken.  Denn  die  Erfahrung 
hatte  gezeigt,  daß  das  Recht,  die  am  Ende  der  Kampagne 
vorhandenen  Überschüsse  nach  Belieben  zur  Produktion  der 
neuen  Kampagne  hinzuzuzählen,  sieh  als  eine  Waffe  der 
pekuniär  starken  gegenüber  den  weniger  günstig  gestellten 
Fabriken  erwies.  Eine  solche  Übertragung  war  nur  bei  den 
Fabriken  mtfglich,  die  nicht  gezwungen  waren,  ihre  Bestände 
schnell  zu  realisieren  und  daher  ihre  Beteiligung  an  der 
„verlustbringenden  Ausfuhr*^  einschränken  konnt«'n.  Unter 
der  Wirkung  des  neuen  Gesetzes  stellten  im  ersten  Jahre  vier 
Fabriken  ihre  Tätigkeit  ganz  ein,  sieben  beendeten  die 
Kampagne   mit   Verlusten,   vier  erzielten   O^/o,   viele   blieben 
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unter   den  Erträgen    der  Staatspapiere  —  dagegen  brachten 
einige,  darunter  die  größten  und  besteingerichteten :  24^2  ^/o^ 

Ein  anderer  Nachteil  des  Gesetzes  war,  dafi  Artikel  7 
keine  verbindliche  Kraft  hatte.  Durch  diesen  Artikel  wurde 
es  dem  Finanzminister  anheimgestellt ,  einen  Nachschufi  aus 
dem  freien  oder  unantastbaren  Vorrat  zu  gestatten,  wenn 
die  Marktpreise  sich  über  die  Orenzpreise  erhoben.  War  nun 
die  Spekulation  stark  genug,  oder  verabredeten  sich  die 
Produzenten,  ihre  Vorräte  zurückziihalten,  trotz  der  Erlaubnis, 
Zucker  auf  den  Markt  zu  bringen,  so  erwies  sich  der 
Artikel  7  nur  als  eine  papierne  Maßregel.  In  den  Jahren  1895 
bis  1899  gelang  es  der  Spekulation  zweimal,  trotz  angeordneten 
Nachschusses  die  Preise  hoch  zu  halten,  allerdings  nur  auf 
kurze  Zeit,  da  die  Gegenspekulation  einsetzte.  Als  im  Januar 
1^(07  infolge  des  Nacbschusses  von  sechs  Millionen  Pud  im 
Oktober  und  Dezember  1906  die  Preise  beträchtlich  fielen, 
wurde  versucht,  eine  Verabredung  in  dem  Sinne  zu  stände 
zu  bringen,  Vorräte  zurückzuhalten '.  Es  gelang  aber  nicht, 
zu  einer  Einigung  zu  kommen.  Im  großen  ganzen  hat  der 
Artikel  so  gewirkt,  wie  es  beabsichtigt  war;  denn  selbst  das 
„potentielle"  Angebot  wirkte  bei  der  Preisgestaltung  auf  der 
Börse  mit 

5.  Der  Rest  des  Überschusses  nach  Abzug  des  unantast- 
baren Vorrats  hieß  der  „freie  Vorrat".  Der  hierin  enthaltene 
Zucker  konnte  von  den  Fabrikanten  auf  dem  innern  Markt 
verkauft  werden,  aber  nur  g^'gen  vorherige  volle  Be- 
zahlung der  Zuckersteuer  und  einer  gleich  hohen  Zusatzsteuer, 
also  einer  Gesamtsumme  von  3,50  Rubel.  Dies  kommt  natür- 
lich in  seiner  Wirkung  einem  völligen  Verbot  gleich.  Lagerte 
der  Zucker  auf  der  Fabrik,  so  war  er  wie  der  unantastbare 
Vorrat  von  jeder  Abgabe  befreit.  Der  freie  Vorrat  diente 
zunächst  dazu,  den  unantastbaren,  wenn  er  angebrochen  war, 
wieder  aufzufüllen;  später  wurde  auch  direkt  aus  dem  freien 
Vorrat  wie  aus  dem  unantastbaren  bei  Preissteigerung  Zucker 
auf  den  Markt  gebracht.  Im  übrigen  diente  dieser  Vorrat 
als  Fonds  für  die  Autifuhr,  und  für  ausgeführten  Zucker 
brauchte  keine  Abgabe  bezahlt  zu  werden. 

i).  Eine  weitere  sehr  einschneidende  Maßregel  war  die 
Bestimmung  y  daß  alljährlich  vom  Finanzminister  die  Grenz- 
preise für  den  Zucker  festgesetzt  werden  sollten.  Dies  ge- 
schah mit  einer  kleinen  Differenz  zwischen  der  Zeit  von  Be- 
ginn der  Kampagne  bis  1.  Januar  und  von  da  bis  Ende  der 
Rnrnpa^ne.  Die  Differenz  betrug  25 — 15  Kopeken,  und  der 
Zuckerpreis  war  in  den  Wintermonaten  geringer,  um  den  bei 


^  Earmnoci^,  S.  15. 

*  ToproBo-npoMLmuoHHs«  rasoTa,  Tom  25.  Jan.  1907. 
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der  Kälte  mehr  erforderlichen  Teegenufi  fUr  die  ärmeren 
Klassen  zu  ermöglichen. 

Wie  aus  der  nebenstehenden  Tabelle  ersichtlich  ist,  ver- 
folgte das  Finanzministerium  mit  Ausnahme  der  letzten  Jahre 
die  Politik,  die  Preise  von  Jahr  zu  Jahr  zu  erniedrigen,  wenn 
auch  jedes  Mal  nur  um  5 — 10  Kopeken  pro  Pud;  für  die 
zwölf  Kampagnen  von  1895/96  bis  1907/08  macht  dies  immerhin 
0,70  Rubel  aus. 

Die  Preisfestsetzung  dient  den  Interessen  der  Industrie 
und  der  Konsumenten,  in  erster  Linie  natürlich  den  letzteren. 
Die  Preisschwankungen,  die  vor  dem  privaten  Syndikat  sehr 
beträchtlich,  zur  Zeit  des  Syndikats  von  1887—1895  immer- 
hin fühlbar  waren,  wurden  dadurch  auf  ein  Minimum  be- 
schränkt. Ist  es  für  den  Konsumenten  schon  angenehm, 
einen  gleichbleibenden  Preis  zu  bezahlen,  so  ist  es  noch  wert- 
voller für  ihn,  vor  Preistreibereien  beschützt  zu  sein.  Dies 
ist  durch  das  Gesetz  erreicht  Nirgend  kann  auf  die  Dauer 
der  Preis  die  vom  Minister  festgesetzte  Orenze  überschreiten; 
kleine,  vorübergehende  Steigerungsbewegungen  können  natür- 
lich außer  Betracht  bleiben. 

Für  die  Industrie  selbst  ist  es  auch  nicht  zu  unterschätzen, 
feste,  dabei  völlig  ausreichende  Preise  zu  erzielen.  Die 
Fabrikanten  wissen  von  vornherein,  worauf  sie  zu  rechnen 
haben,  wieviel  sie  auf  dem  innern  Markt  absetzen  können 
und  was  sie  dafür  erhalten  werden.  Der  Produktionsplan 
wird  nicht  durch  unvorhergesehene  Ereignisse  gestört.  Auch 
ist  die  Spekulation,  die  besonders  in  Zucker  auf  der  Kiewer 
Börse  stark  entwickelt  war,  durch  das  Gesetz  außerordentlich 
eingeschränkt,  wenn  nicht  fast  völlig  aufgehoben  worden.  Die 
großen  Spekulantengewinne  auf  Kosten  der  Fabrikanten  kommen 
also  hier  in  Wegfall. 

7.  Schließlich  verfolgt  das  Gesetz  noch  einen  sozialen 
Zweck:  es  schützt  die  kleineren  Fabriken  vor  den  großen 
und  versucht  so  der  Zentralisierungstendenz,  der  Vereinigung 
der  Produktion  in  wenigen  großen  Betrieben,  entgegen  zu 
treten.  Dies  geschieht  dadurch,  daß  die  Fabriken  von  60000 
oder  weniger  Pud  Produktion  alles  auf  dem  innern  Markt 
absetzen  dürfen,  also  bei  Bezahlung  der  einfachen  Steuer  die 

günstigsten  Preise  erzielen  und  nichts  zum  unantastbaren  oder 
eien   Vorrat   beizusteuern   brauchen.     Die   Existenz   solcher 
kleinen  Fabriken  ist  also  gewährleistet'. 

Heben  wir  die  Hauptunterschiede  des  Privatsyndikats  und 
der  staatlichen  Regulierung  nochmals  kurz  hervor,  so  erscheinen 
folgende  Punkte  als  die  wichtigsten: 


'  Trotzdem  hat  durch  diese  Mafsregel  die  Vereinigung  der  Pro- 
duktion in  Großbetriebe  —  diese  allgemeine  Erscheinung  im  wirtschaft- 
lichen Leben  der  Neuzeit  —  nicht  gehindert  werden  können.  Siehe  S.  96  ff. 
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a)  Das  Privatsjndikat  ging  aus  von  der  Bestimmong^ 
der  Normalproduktion  jeder  Fabrik,  die  für  den  innern  Markt 
bestimmt  war. 

Das  staatliche  bestimmt  die  allgemeine  Menge  des 
Innern  Bedarfs  und  aus  dem  Verhältnis  dieser  Menge  zur  Oe- 
samtproduktion  der  Kampagne  ergibt  sich  nach  Abzug  eines 
gewissen  Minimalquantums  (der  erwähnten  00000  Pud)  der 
Anteil  jeder  Fabrik   an   der  Versorgung  des  innern  Marktes. 

b)  Das  private  Syndikat  war  auf  den  verlustbringenden 
Export  gegründet.  Aller  Überschuß  über  den  innern  Bedarf 
mufite  ausgeführt  werden;  geschah  dies  nicht,  waren  hohe 
Konventionalstrafen  zu  zahlen. 

Bei  der  staatlichen  Regulierung  wird  die  Ausfuhr  nur 
ermutigt  durch  den  Erlafi  der  Steuer  und  durch  den  Umstand, 
dafi  ein  weiteres  Angebot  auf  dem  innern  Markt  über  die  Norm 
hinaus  durch  die  Zusatzsteuer  erschwert,  ja  fast  unmöglich 
gemacht  ist 

c)  Bei  dem  Privatsyndikat  war  die  Produktion  un- 
eingeschränkt, konnte  aber  nur  bei  Steigerung  des  verlust- 
bringenden Exports  ausgedehnt  werden.  Das  Interesse  der 
Konsumenten  war  in  keiner  Weise  berücksichtigt  und  die 
Preise  schwankten  immerhin  etwas. 

Bei  der  staatlichen  Regulierung  ist  die  Produktton  an 
sich  auch  uneingeschränkt,  eine  Vergrößerung  macht  sich 
aber  in  gesteigertem  Absatz  auf  dem  innern  Markt  geltend. 
Hierdurch  ist  gleichzeitig  Raum  für  technische  Vervollkomm- 
nung und  Entwicklung  geschaffen,  aber  auch  eine  Oberfüllung 
des  innern  Marktes  nicht  ausgeschlossen.  Das  Interesse  der 
Konsumenten  ist  berücksichtigt ,  da  eine  Verteuerung  des 
Zuckers  durch  Knapp  werden  des  Angebots  (wie  es  1892/93 
der  Fall  war)  unmöglich  ist.  — 

Die  vom  Staat  festgesetzten  Preise  erwiesen  sich  als  aus- 
reichend und  brachten  solche  Gewinne,  dafi  immer  mehr 
Kapital  sich  der  Zuckerindustrie  zuwandte  und  die  Zahl  der 
Neugründungen  beständig  stieg.  Da  weiterhin  der  Qewinn 
einer  Fabrik  von  der  Beteiligung  an  der  Versorgung  des 
innern  Marktes  abhing,  diese  aber  wieder  von  der  Oröfie 
der  ganzen  Produktion,  so  waren  die  Fabriken  geradezu  an 
Ausdehnung  des  Betriebs  und  Vervollkommnung  der  Technik 
interessiert.  Zu  letzterem  drängte  auch  das  fortgesetzte  Senken 
der  Grenzpreise.  Der  einzige  Grund  zu  einer  Einschränkung 
der  Produktion  oder  Verlangsamung  ihrer  weiteren  Entwick- 
lung wäre  nur  der  bei  der  Ausfuhr  entstehende  Verlust  ge- 
wesen. Aber  dieser  war  nicht  so  grofi,  um  nicht  durch  den 
Gewinn  auf  dem  innern  Markt  wieder  eingebracht  zu  werden. 
Der  Verbrauch  in  Rufiland  selbst  steigerte  sich  beträchtlich* 
Dies   mag   zum   Teil   seinen    Grund   darin   haben,    dafi   die 


18&  59 

sibirischen  Märkte  neu  eröffnet  ^  das  Eisenbahnnetz  beträcht- 
lich erweitert  und  das  Branntweinmonopol  eingeführt  wurde. 
Namentlich  das  letztere  steigerte  infolge  der  Preissteigerung 
des  Branntweins,  in  Verbindung  mit  einem  von  gemeinnützigen 
Oesellschaften  geführten  Feidzug  gegen  den  Alkoholismus 
mit  dem  Teeverbrauch  auch  die  Nachfrage  nach  Zucker  be- 
trächtlich. 

Alles  in  allem  genommen  ist  das  Gesetz  vom  20.  November 
1895  von  wohltätigstem  Einfluß  gewesen.  Es  hat  die  Industrie 
gekräftigt,  sie  auf  eine  feste  Basis  gestellt,  einer  Überfüllung 
des  Marktes  vorgebeugt,  ohne  indessen  die  Produktion  ein- 
zuengen, infolgedessen  die  Krisengefahr  so  gut  wie  beseitigt 
und  anderseits  den  Konsumenten  ein  dauernd  gleichmäfliges 
Angebot  zu  beständig  sich  verbilligenden  Preisen  gewährleistet« 
Es  enthielt  indessen  den  einen,  angedeuteten  Fehler,  der  sich 
aber  erst  im  Laufe  der  Jahre  als  entscheidend  herausstellte 
und  daher  auch  in  einem  späteren  Abschnitt  zu  behandeln  ist. 


in.  Die  drei  Zacksrkontingente. 

Aus  dem  Vorhergehenden  ergibt  sich,  daß  auf  allen  Fabriken 
Zucker  in  drei  verschiedenen  Lagern  vorhanden  ist: 

a)  das  Kontingent, 

b)  der  unantastbare  Vorrat, 

c)  der  freie  Vorrat. 

Um  nochmals  kurz  zusammen  zu  fassen: 

Zu  a)  Das  Kontingent  ist  für  den  innern  Markt  bestimmt 
und   kann  jederzeit  auf  ihm  verkauft  werden. 

Zu  b)  Der  unantastbare  Vorrat  befindet  sich  auf  jeder 
Fabrik  und  unterliegt  zunächst  keiner  Steuer.  Aus  diesem 
Vorrat  darf  Zucker  nur  auf  besondere  Anordnung  des  Ministers 
nach  Bezahlung  der  einfachen  Steuer  auf  den  innern  Markt 
gebracht  werden.  Sowie  der  Zuckerpreis  die  vorher  fest- 
gesetzte Orenze  überschreitet,  verordnet  der  Finanzminister 
den  Verkauf  bestimmter  Mengen  aus  diesem  Vorrat.  Letzterer 
muß  jedes  Jahr  durch  Zucker  neuer  Produktion  ergänzt  werden. 

^  Es  wurde  z.  B.  auf  der  grofsen  sibirischen  Bahn  Zucker  befördert 
in  Millionen  Pud 

1897 0,8 

1898 0,7 

1899 0,86 

1900 1,0 

1901 1,3 

1902 1,5 

aus:  cHÖHpcKaA  TR^jsisatM  Aopora  b'l  tfi  nponuoMX  h  HacTOflmeu'L.  Anhang, 
Diagramm  III.  1908.  Im  Buchhandel  nicht  erhältliche  offizielle  Fest- 
schrift zum  lOj&hrigen  Jubiläum  des  Beginns  des  Baues. 
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Zu  c)  Aus  dem  freien  Vorrat  kann  der  Fabrikant  auch 
Zucker  auf  den  innern  Markt  bringen,  er  muß  dann  aber  vorher 
die  Zuckersteuer  und  die  Zuschlagssteuer  von  1,75  Rubel 
entrichten.  Im  übrigen  dient  er  zur  Ergänzung  des  unantast- 
baren Vorrats  und  ist  zum  Export  bestimmt. 

Es  erhebt  sich  jetzt  die  Frage«  wie  wird  das  Verhältnis 
der  drei  Zuckermengen  zueinander  bestimmt.  Es  sei  dies  an 
der  Hand  der  Kampagne  1900/01  mitZahlen  erläutert 

Wie  die  Tabelle  Nr.  6,  S.  56,  ersichtlich  macht,  war  das 
Kontingent  auf  36,  der  unantastbare  Vorrat  auf  3,5  Millionen 
Pud  festgesetzt  Diese  Zahlen  werden  schätzungsweise,  ent* 
sprechend  dem  Verbrauch  der  vorhergehenden  Kampagne  unter 
Hinzurechnung  eines  bestimmten  prozentualen  Zuwachses  er- 
mittelt 

Der  Finanzminister  erhält  zu  Beginn  jeder  Kampagne 
vom  Zentralbureau  der  Zuckerfabrikanten  Angaben  über  die 
mit  Rüben  bestandene  Fläche,  die  Ernteaussichten  usw.  und 
erläßt  hiernach  eine  Verfügung,  wieviel  Prozent  der  Produktion 
(über  60000  Pud)  auf  die  einzelnen  drei  Zuckermengen  zu 
entfallen  habe«  Es  kann  dies  natürlich  zunächst  nur  annähernd 
geschehen,  und  kleine  Schwankungen  kommen  regelmäßig  vor, 
da  die  Ernte  öfters  nicht  genau  den  Erwartungen  entspricht; 
diese  Schwankungen  bewegen  sich  aber  gewöhnlich  in  geringen 
Grenzen. 

Die  Gesamtausbeute  in  der  Kampagne  1900/01  war  auf 
53369187  Pud  geschätzt,  die  wirkliche  Ausbeute  betrug  nach- 
her 53408958  \  die  Differenz  ist  also  eine  verschwindende. 
2800977  Pud  unantastbaren  und  603276  Pud  freien  Vorrats 
aus  der  vorhergehenden  Kampagne  waren  in  diese  Zahl  ein- 
gerechnet. Die  Anzahl  der  Fabriken  betrug  (siehe  Tabelle 
S.  90)  274.  Jede  von  diesen  Fabriken  hatte  das  Recht,  zunächst 
60000  Pud  auf  den  innern  Markt  zu  bringen,  oder  zur  Bildung 
des  Kontingents  zu  liefern: 

60  000  X  274  =  16  440  000. 

Ziehen  wir  diese  Summe  von  der  Gesamtproduktion  und  von 
dem  vorherbestimmten  Kontingent  ab,  so  erhalten  wir  folgende 

Ziffern: 

53408958  36000000 

16440000  16440000 

36968958  19560000 

Der  unantastbare  Vorrat  war  auf  3,5  Millionen  angesetzt 
Diese  drei  Zahlen  —  Rest  der  Gesamtproduktion  nach  Abzug 
des  auf  jede  Fabrik  entfallenden  Anteils  von  60000  Pud -= 
36  968  958,  Rest  des  Kontingents  über  die  Summe  der  Anteile 
von  60000  Pud  =  19560000,  unantastbarer  Vorrat  8,5  Mill.  — 

1  B.  c.  np.,  1900,  I,  8.  202. 
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verhalten  sich  ungefähr  wie  100:52:9.  Auf  diese  Weise 
werden  die  Prozentzifiern  ermittelt  und  dementsprechend  war 
vom  Finanzminister  der  Anteil  der  Fabriken  am  Kontingent 
(ttber  60000  Pud  hinaus)  für  die  Kampagne  1900/01  auf 
52,9  ^/o;  der  Anteil  am  unantastbaren  Vorrat  auf  9,5  ^/o  ihrer 
übrigen  Produktion  festgesetzt  worden;  der  Rest  37,6 ^/o  entfiel 
auf  den  freien  Vorrat.  Wir  erhalten  so  als  Resultat  der 
Kampagne  1900/01  folgendes  Bild: 

Gesamtproduktion 53408958 

a)  Anteil  von  274  Fabriken  i  60  000  =  16  440  000 
Kontingentsrest:   52,9 ^/o   des   Pro- 
duktionsrestes   von    36968958   =  19556579 

b)  unantastbarer    Vorrat:    9,5 ^/o    des 
gleichen  Produktionsrestes  .    .    =  3  512  051 

c)  in   den  freien  Vorrat  der  Rest  des 
Produktionsrestes:  37,6 <>/o  .     .    =     13 900 328 

53408958    53408958 

Addieren  wir  die  beiden  ersten  Summanden  der  Reihe,  so 
ergeben  sich  35996579  Pud  als  Kontingent  für  den  innem 
Markt,  das  von  dem  vorgeschriebenen  nur  um  3421  Pud 
differiert,  die  nattlrlich  aus  dem  freien  Vorrat  zu  nehmen 
waren,  im  übrigen  ja  bei  36  Millionen  ^ar  keine  Rolle  spielen. 

Versuchen  wir  nun  an  der  Hand  dieses  Beispiels  mit 
allgemeinen  Zeichen  die  Verteilung  zu  errechnen.  Der  Ein- 
fachheit halber  seien  hier  die  Prozente  der  Kampagne  1900/01 
in  folgender  Weise  abgerundet:  das  Kontingent  auf  50,  der 
unantastbare  Vorrat  auf  10  und  der  freie  Vorrat  auf  40,  um 
die  Rechnung  nicht  unnötig  zu  komplizieren. 

Die  Gesamtproduktion  des  Jahres  sei  P,  die  Anzahl  der 
Fabriken  Fj  das  gesamte  Kontingent  fUr  den  innem  Markt  IT, 
der  unantastbare  Vorrat  U  und  der  freie  Vorrat  Jr,  dann  ist : 

^r.  ^^^     ^      P  —  60000  F 
X  =  60  000  •  l?'  + ^  . 

^_P  — 6000CLF 

10 
j^^2»(f  ~60000F) 

5 
Die   Gesamtproduktion   P  mufi   also  gleich  der  Summe  der 
drei  Faktoren  sein 

,  2  P— 120000 F 

■^  5 

10  P=  60000  J'+  5  .  P  — 300000  •  F+F  —  60000  •  F  + 

4P— 240  000.  if. 

Zieht  man  die  Faktoren  der  rechten  Seite  zusammen,  so  er- 
gibt sich  10  P. 
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Dm  nanmehr  zu  ermitteln ,  wieviel  jede  einzelne  Fabrik 
zu  leisten  hat,  ist  bei  den  oben  angegebenen  Formeln  nur 
der  Faktor  F  wegzulassen,  und  wir  erhalten  dann  folgende 
Formein  für  die  Kampagne  1900/01  als  Anteil  jeder  einzelnen 
Fabrik,  wobei  hier  P,  JSC,  (7,  ¥)r  sich  nicht  auf  die  Gesamtverhält- 
nidbe,  sondern  nur  auf  eine  Fabrik  beziehen,  also  überall  ver- 
schieden sind.  Die  Größe  von  P»  die  Gesamtproduktion  jeder 
einzelnen  Fabrik  ist  also  das  ausschlaggebende  für  die  Ge* 
staltung  aller  Faktoren: 

g^  60000 +  ^-fQ^. 

„_P— 60000 
^  ~        10       • 

j,        2- (P— 60000) 

5 

Um  diese  Formel  ganz  allgemein  auszadrttcken ,  seien 
noch  die  Prozentzahlen  mit  e,  C],  <^  bezeichnet,  und  wir  er- 
halten nun  die  für  jede  Fabrik  und  jede  Periode  gttltigen  ein- 
fachen Formeln: 

K  =  60000  +  1^  •  (^  —  60000). 


U  = 


j^.(P-60000). 


JV=  j^.(P-60000). 

Aus  diesen  Formeln  interessiert  am  meisten  die  erste. 
Denn  der  Hauptverdienst  jeder  Fabrik  wird  aus  dem  auf  dem 
innern  Markt  erzielten  Verkauf  erreicht.  Bleiben  wir  bei  dem 
obigen  vereinfachten  Beispiel  der  Kampagne  lOOO'Ol,  wo  das 
Kontingent  50  ?/o  betrug.  Es  kann  dann  jede  Fabrik  auf  den 
innern  Markt  bringen: 

K=  60000  +  y  —  30000  Pud. 

Aus  der  folgenden  Tabelle  ist  ersichtlich,  wieviel  absolut  und 
wieviel  in  Prozenten  der  Fabrikation  auf  Jede  Fabrik  entfiillt, 
bei  einer  Steigerung  der  Produktion  um  je  20000  Pud. 

Um  diese  Kontingentierung  zu  beurteilen,  ist  ein  Vergleich 
erforderlich.  Nehmen  wir  zu  diesem  Zweck  das  innere 
Kontingent  auf  75  ^/o  an,  so  ändert  sich  die  Formel  in : 

K  =  60000  +  4-  •  P—  45000 

Dies  ergibt  auf  dieselben  Fabriken  angewandt  folgende 
Zahlen  (siehe  Tabelle  8,  S.  64). 
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Tabelle  Nr.  7. 


Bei  einer 
Gesamt- 
produktion 
von  Pud 

beträgt  das  auf  den  inneren  Markt 

•/o  der 

zu  bringende  Quantum  bei  50®/o 

Gesamt- 

Kontingent: Pud 

produktion 

60000 

60000+    30000  —  80000«^  60000 

100,0 

80000 

60000+   40000  —  30000»  70000 

87,5 

100000 

60000+    50000-80000»  80000 

80,0 

120000 

60000+    60000  —  30000»  90000 

76,0 

140000 

60000+    70000  — 30000«  100000 

71,6 

160000 

60000+    80000-80000»110000 

68,6 

180000 

60000+    90000 -80000»  120000 

67,0 

200000 

60000+  100000  — 80  000»  130000 

66,0 

220000 

60000+  110000  —  80000—140000 

64,0 

240000 

60000+120000  —  30000  —  150000 

62,5 

260000 

60000+ 130000  — 80000»  160000 

61,6 

280000 

60000+ 140  000-30  000»170  000 

61,0 

SOOOOO 

60000+  150000  — 80  000»  180000 

60,0 

a2oooo 

60000+  160000- 80000»  190000 

69,5 

340000 

60000  +  170000  — 30  000»200  000 

69,0 

860000 

60000+  180000  — 30  000  »210  000 

68,4 

880000 

60000+ 190000  — 30  000»220  000 

68,0 

400000 

60000  + 200000  — 30  000»230  000 

57,5 

Es  zeigt  sich  also  zunächst,  daß  in  gewissem  Grade  die 
kleineren  Fabriken  vor  den  großen  geschützt  sind,  insofern, 
als  sie  prozentual  mehr  von  ihrer  Fabrikation  auf  den  ge- 
schützten, gute  Preise  gebenden  innern  Markt  bringen  kOnnen, 
wobei  für  diesen  Zucker  nur  die  einfache  Steuer  zu  bezahlen 
ist  Aus  dem  Vergleich  der  beiden  Tabellen  ist  weiter  er- 
sichtlich, daß,  je  geringer  die  Prozentzahl  des  innern  Bedarfs 
angesetzt  ist,  um  so  schneller  der  prozentuale  Anteil  der 
einzelnen  Fabriken  am  innern  Markt  sinkt.  Bei  50  ^/o 
Kontingent  darf  jede  Fabrik,  die  20000  Pud  mehr  als  eine 
ändere  produziert,  nur  10000  mehr  auf  den  innern  Markt 
bringen,  bei  75®/o  verschiebt  sich  das  Verhältnis  um  15000. 
Die  Fabrik,  die  im  ganzen  100000  Pud  produziert,  darf  im 
ersten  Fall  80000,  im  zweiten  90000  verkaufen.  Fabriken, 
die  nur  60000  Pud  oder  noch  weniger  jährlich  produzieren, 
dürfen  alles  im  Innern  absetzen  und  brauchen  nichts  zur 
Bildung  des  unantastbaren  Vorrats  beizutragen. 

Die  Bildung  dieses  Vorrats  vollzieht  sich,  wie  oben  be- 
rechnet, nach  der  Formel 


17  = 


100 


(P  — 60000). 
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Tabelle  Hr.  8. 


Bei  einer 
Gesamt- 
produktion 
von  Pud 

beträgt  das  auf  den  inneren  Markt 

zu  bringende  Quantum  bei  75^/» 

Kontingent:  Pud 

o/«  der 
Gesamt- 
produktion 

60000 

60000+   45000  —  45000=   60000 

100,0 

80000 

60000+    60000  —  45000—  75000 

93,7 

100000 

60000+   75000  —  45000=  90000 

90,0 

120000 

60000+    90000  —  45000  =  105000 

87,5 

140000 

60000+  105000  —  45000=120000 

85,7 

160000 

60000+120000  —  45000  =  135000 

84,4 

180000 

60000  +  135000—  45000—150000 

83,3 

200000 

60000  +  150000  — 45  000«  165000 

82,5 

220000 

60000+165  000  —  45000  =  180000 

81,8 

240  000 

60000+180000  —  45  000  =  195000 

81,2 

260000 

60000+195000-45000  =  210000 

80.7 

280000 

60000  +  210000  —  45000  —  225000 

80,4 

300000 

60  000  +  225  000  —  45000  =  240000 

80,0 

320000 

60  000  +  240000  —  45000  —  255  000 

79,7 

Ö40000 

60000  +  255  000-45000  =  270000 

79,4 

360000 

60000  +  270000  —  45000  =  285000 

78,8 

380  000 

60000  +  285000-45000  =  300000 

78,75 

400  000 

60  000  +  300000  —  45000  =  810000 

78,7 

Bleiben  wir  bei  dem  vereinfachten  Beispiel  der  Kampagne 
1900/01,  80  ergibt  dies  bei  10  ^/o: 

^      (P— 60000) 


U  = 


10 


oder: 


=  j^  —  6000. 


Die  Gröfie  des  Beitrags  der  einzelnen  Fabriken  zu  diesem 
unantastbaren  Vorrat  ist  aus  der  nebenstehenden  Tabelle  Nr.  9 
ersichtlich. 

Die  absolute  Beitragsmenge  steigt  progressiv  mit  der 
Größe  der  Fabrikation,  der  KoefBcient  ist  aber  nicht  der 
gleiche,  und  die  prozentuale  Zunahme  von  einer  Stufe  zur 
anderen  wird  etwas  geringer,  als  sie  vorher  gewesen  war. 

Zur  Bestimmung  des  freien  Vorrats  auf  jeder  Fabrik,  der 
zur  Ergänzung  des  unantastbaren  dient,  und  aus  dem  die  Aus- 
fuhr bestritten  wird,  war  oben  die  Formel  aufgestellt  worden: 


Fr 


Ca 


100 


(P— 60000). 
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Tabelle  Hr.  0. 


Bei  einer 

beträgt  das  in  den  unantastbaren 

<>/o  der 
Gesamt- 
produktion 

Gesamt- 
produktion 
von  Pud 

Vorrat  zu  überführende  Quantum 
Zucker  bei  Festsetzung  von  10 ^/o: 

Pud 

60000 

6000  —  6000=    0 

0,0 

80000 

8000  —  6000«    2000 

2,5 

100000 

10000  —  6000«   4000 

4,0 

120  000 

12000  —  6000«    6000 

5,0 

140000 

14000  —  6000«    8000 

5,7 

160  000 

16  000  -  6000  «  10  000 

6,3 

180000 

18  000  —  6000  «  12  000 

6,7 

200000 

20  000  —  6000  —  14000 

7,0 

220  000 

22  000  —  6000=16000 

7,3 

240000 

24  000  — 6000«  18000 

7,5 

260000 

26  000  —  6000  «  20  000 

7,7 

280000 

28000  — 6000«  22000 

7,9 

800000 

80000  — 6000  «24  000 

8,0 

320000 

82  000  —  6000  —  26  000 

8,1 

840000 

34000  -6000  «28  000 

8,2 

860  000 

86  000  — 6000  =  30  000 

8,3 

880000 

88000  — 6000  «32  000 

8,4 

400000 

40000  —  6000  =  34000 

8,5 

Auf  die  Kampagne  1900/01  angewendet,  ergibt  dies  bei  40  ^/o 

JV  =  ^.(P-60000) 


2 
5 


=  4- -P— 24000. 


Man  kann  den  freien  Vorrat  auch  in  der  Weise  berechnen, 
daß  man  Kontingent  und  unantastbaren  Vorrat  addiert  und 
die  Summe  von  der  Gesamtproduktion  abzieht.  Wie  sich 
diese  drei  Mengen  bei  den  angegebenen  Prozentzahlen  50,  10, 
40  auf  die  Fabriken  verteilen,  zeigt  die  Tabelle  Nr.  10. 

Die  durch  diese  Kontingentierung  herbeigeführte  Regelung 
der  Industrie  erweist  sich  als  sehr  tiefgehend.  Es  ist  wohl^ 
abgesehen  von  Monopolen,  das  einzige  Beispiel  in  der  jetzigen 
Zeit,  daß  ein  Staat  solch  einschneidende  Beschränkungen  in 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  seiner  Untertanen  vornimmt  und 
durch  Gesetz  einer  derartig  großen  Industrie,  deren  Umsätze 
jährlich  viele  Millionen  betragen,  die  Absatzgebahrung  völlig 
vorschreibt. 

Streng  genommen  ist  die  ganze  russische  Zuckerindustrie 
ein  Zwangssyndikat,   das  auf  Kontingentierung  des  Angebots 

Forschungen  185.  —  Freyer.  5 
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Tabelle  Nr.  10. 


Bei  einer 
Gesamt- 
produktion 
▼on  Pud 

beträgt  bei  Verteilung: 
50®/o  Kontingent,  lO^fo  unan- 
tastbarer und  40 ^/o  freier 
Vorrat 

Es  entfallen  ®/o  der  Gesamt- 
produktion auf 

Kon- 
tingent 
Pud 

anantast- 

barer 

Vorrat 

Päd 

freier 

Vorrat 

Pud 

Kon- 
tingent 

unantast- 
baren 
Vorrat 

freien 
Vorrat 

60000 
80000 
100000 
120000 
140  000 
160  000 
180000 
200000 
220000 
240000 
260000 
280000 
800000 
820000 
840000 
860  000 
880000 
400000 

60000 
70000 
80000 
90000 
100000 
110000 
120000 
130000 
140000 
150000 
160000 
170000 
180000 
190000 
200  000 
210  000 
220000 
280000 

2000 
4000 

6000 
8000 
10  000 
12  000 
14000 
16  000 
18000 
20000 
22000 
24000 
26  000 
28000 
80000 
82  000 
84000 

8000 

16  000 

24000 

82000 

40000 

48000 

56000 

64000 

72000 

80000 

88000 

96  000 

104000 

112000 

120000 

128  000 

136  000 

100,0 
87,5 
80,0 
75,0 
71,5 
68,5 
67,0 
65,0 
64,0 
62,5 
61,5 
61,0 
60,0 
59,5 
59,0 
58,4 
58,0 
57,5 

2,5 
4.0 
5,0 
5,7 
6,8 
6,7 
7,0 
7.8 
7,5 
7,7 
7,9 
8,0 
8,1 
8,2 
8,8 
8,4 
8,5 

10,0 
16,0 
20,0 
22,8 
25,2 

263 

28,0 
28,7 
80.0 
80.8 
31,1 
82,0 
82,4 
82,8 

833 
88,6 

34,0 

beruht.  Die  Produktion  selbst  ist  nicht  eingeschränkt,  ein 
Überschreiten  der  Norm  dürfte  aber  wohl  nie  vorkommen. 
Die  Preise  fUr  die  oben  besprochene  Kampagne  1900/01  be- 
trugen 4,40  und  4,55  Rubel.  Sollte  während  dieses  Jahres 
ein  Fabrikant  die  Neigung  verspürt  haben,  mehr  als  die  ihm 
zugeteilte  Norm  auf  den  innern  Markt  zu  bringen,  dann  hätte 
er  bei  der  verdoppelten  Steuer  von  3,50  Rubel  einen  Erlös 
von  0,90  und  1,05  Rubel  erzielt.  Da  dieser  Betrag  weniger 
als  die  Hälfte  der  Produktionskosten  ist,  kann  man  es  als 
absolut  ausgeschlossen  betrachten,  daß  ohne  die  Erlaubnis  des 
Ministers  und  den  Erlaß  der  Zusatzsteuer  irgend  etwas  über 
die  Norm  hinaus  auf  dem  innern  Markt  verkauft  wird. 

Der  Zucker  des  freien  Vorrats  ist  also  hauptsächlich  auf 
den  Export  angewiesen.  Während  direkte  Prämien  durch 
das  Gesetz  von  1895  nicht  gegeben  wurden,  erleichterte  die 
Regierung  die  Ausfuhr  dadurch,  daß  für  den  ausgeführten 
Zucker  keine  Steuer  entrichtet  zu  werden  brauchte.  Hier  ist 
allerdings  eine  versteckte  Prämie  vorhanden. 

In  der  Kampagne  1900/01  wurde  zum  ersten  Male  vom 
Finanzministerium   direkt  aus  dem  freien  Vorrat  Zucker  auf 
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den  Markt  gebracht.  Jedesmal ,  wenn  dies  geschieht  und  in- 
folgedessen das  innere  Kontingent  gesteigert  wird,  müssen  sich 
naturgemäß  auch  die  Prozentverhältnisse  zwischen  den  drei 
Zuckerraengen  verschieben.  Während  für  alle  andern  Jahre 
der  über  das  Kontingent  hinaus  auf  den  Markt  gebrachte 
Zucker  in  der  Tabelle  S.  56  zusammengezogen  ist,  sind  für 
die  Kampagne  1900/01  die  einzelnen  Zahlen  aufgeführt 

Nach  den  ersten  vorläufigen  Schätzungen  war  vom  Finanz- 
minister am  26.  November  1900  das  Prozentverhältnis  folgender- 
maßen bestimmt  worden: 

Kontingent 51,5 

Unantastbarer  Vorrat.     .     10,0 
Freier  Vorrat    ....    38,5 


100,0 

Wie  oben  angeführt,  verschob  sich  dies  schon  zu  Beginn 
der-  Produktion  auf: 

Kontingent 52,9 

Unantastbarer  Vorrat.     .       9,5 
Freier  Vorrat     ....     37,6 


100,0 

Im  Laufe  der  Kampagne  1900/01  wurden  auf  Anordnung 
des  Finanzministers  über  das  Kontingent  hinaus  auf  den  innern 
Markt  gebracht: 

a)  am  26.  April  1901     1,0  Mill.  aus  dem  unantastbaren  Vorrat, 

b)  am  2.  Mai  1901    .     1,0     „       „     „     freien  „ 

\  c%f\   \jr  '  inm      |0,5     -       »     «     unantastbaren       « 

c)  am  20.  Mai  1901  .  Jj^^     »       »     |;     ^^^.^^ 

d)  am  1.  August  1901     0.5     ^       „     „     unantastbaren      „ 

Summa    4,5  Millionen  über  das  Kontingent. 

Charakteristisch  ist  hierbei  das  zunächst  vorsichtige  Vor- 
gehen des  Finanzministers.  Zuerst  wird  nur  eine  Million  auf 
den  Markt  gebracht,  da  dies  nicht  hilft,  nach  6  Tagen  noch 
eine,  und  als  die  Preise  immer  noch  nicht  sinken  wollen, 
entschließt  er  sich  dann  erst,  nach  etwas  mehr  als  zwei  Wochen, 
zu  einer  gründlichen  Maßnahme,  indem  auf  einmal  zwei  Millionen 
frei  gegeben  werden.  Dies  wirkt  so,  daß  ein  normaler  Preis- 
stand ein  Vierteljahr  hindurch  vorhält,  und  nur  am  1.  August 
ist  noch  einmal  eine  halbe  Million  erforderlich. 

Jedesmal,  wenn  so  Zucker  über  das  Kontingent  auf  den 
Markt  gebracht  wurde,  bestimmte  der  Finanzminister  gleich- 
zeitig die  dadurch  erforderlich  werdenden  neuen  Prozent- 
zahlen. 

Für  den  Verlauf  der  ganzen  Kampagne  erhalten  wir  daher 
folgendes  Bild: 
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Tabelle  Kr.  11. 


Kontingent 
f&r  den 
inneren 
Markt 

Unantast- 
barer 
Vorrat 

Freier 

Vorrat 

o/o 

Erste  vorläufige  Verfügung  .  . 
Beginn  der  Produktion   .... 
1.  NachschuJs  1  MUlion  Pud 

2.  n              1          »             » 

3.  n              2          „            „ 

4.  n          0,5        „ 

51,5 

52,9 

58,61 

56,22 

61,83     . 

68,14 

10,0 
9,5 
6,89 
6,89 
5,22 
8,91 

38,5 

87,6 

39,5 

36^9 

32,95 

32,95 

IV.  Einfluß  der  staatlichen  Regelung  auf  die  Industrie: 

Kapitalien  der  Zuckerindustrie,  Durchschnlttsertrag  von 

100  Fabriken  In  der  Kampagne  1900—1901. 

I^  bedarf  jetzt  noch  des  Nachweises,  daß  tatsächlich  bei 
den  vom  Ministerium  festgesetzten  Preisen  die  Zuckerindastrie 
genügende  Gewinne  abwarf.  Zu  diesem  Zwecke  seien  fttr  die 
Kampagne  1900 — 1901  einige  Angaben  über  Kapital  und  Wert 
aller  Fabriken,  sowie  der  Dividenden  für  100  zusammen- 
gestellt^. Bei  dieser  Zusammenstellung  sind  entsprechend  der 
Fabrikation  drei  Kategorien  unterschieden: 

a)  Sandzuckerfabriken, 

b)  Rübenzuckerraffinerien, 

c)  Raffinadefabriken. 

fSlr  das  Gesamtkapital  und  Vermögen  der  Zuckerindustrie 
in  der  Kampagne  1900 — 1901  ergeben  sich  für  die  drei  Kate- 
gorien folgende  Gesamtzahlen: 

a)  In  den  216  Sandzuckerfabriken  betragen  die  Werte 
sämtlicher  Fabriken  130348704  Rubel,  die  sich  folgender- 
maßen zusammensetzen: 


1.  unbewegliches  Vermögen    60048517 

2.  bewegliches  Vermögen    .    46146209 

3.  Debitoren 23611274 

46  o/o 

31  n 
23, 

129806000 
4.  Saldo 542703 

100% 

130348703 

100  0/0 

^  Die  Zahlen  sind  entnommen  und  zusammengestellt  aus  den  Ver- 
öffentlichungen im  BtcTUHiTB  «HBaHcoB'L  Yon  November  1901  bis  Juni  1902 
und  Angaben  aus  BtcTBHirii  caxapnou  npoMbmueHuocTH,  Jahrgang  1901  und 
1902,  sowie  aus  dem  EaceroxHVirB  no  caxapHou  npoMBmueHHocTH  pocclMCKoft 
HMuepiH. 
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In  das  unbewegliche  Vermögen  werden  hier  eingerechnet: 
das  Fabrikterritorium,  die  Fabrikgebäude  und  Maschinen,  sowie 
die  sonstigen  Anlagen  bei  den  Fabriken :  Wasserleitungen  und 
Bewässerungsanlagen,  Magazine,  Werkstätten,  Arbeiterkasernen, 
Wohnungen  fUr  das  sonstige  Personal,  Krankenhäuser  u.  dergl, 
Von  diesem  Wert  entfallen  im  Durchschnitt  10  ^/o  auf  Grund 
und  Boden,  40  ^/o  auf  Baulichkeiten  und  bO^lo  auf  Maschinen 
und  Apparate. 

Das  bewegliche  Vermögen  setzt  sich  zusammen  aus: 

44  ^/o  Wertpapiere  und  Cassa 
15  „    Materialien 
33  „    Zucker  in  allen  Formen 
8  „    Diversen 


100  «/o 

Debitoren:  75®/o  Vorschüsse  an   Arbeiter,   sonstiges  Personal 

und  hauptsächlich  Rübenbauer 
15  0   Ausgaben  für  die  nächstjährige  Kampagne 
10  ^    Diverses,  Vorübergehendes. 

100  «/o 

b)  Für  die  38  Rübenzuckerraffinerien  ergibt  sich 
folgendes  Bild: 

1.  unbewegliches  Vermögen    .    23183731        45  ^/o 

2.  bewegliches  Vermögen  .     .     19083970        37  „ 

3.  Debitoren      ....     .    ,      9419520        18  ^ 

51Ö87221       10ü<>/o 

4.  Saldo 111739 


517989Ö0 
Bestandteile  und  Verteilung  dieser  einzelnen  Posten  sind 
ungefkhr  die  gleichen  wie  bei  a. 

c)  Für  20  Raffinadefabriken: 

1.  unbewegliches  Vermögen    .    28537883        41®/o 

2.  bewegliches  Vermögen    .     .    21401511        26, 

3.  Debitoren .    3576C601        33  ^ 

85705995       lOO*'/© 
Es  ergibt  sich  also  als  Summe  aller  in  der  Zuckerindustrie 
Rufilands  in  der  Kampagne  1900/01  enthaltenen  Werte: 

Sandzuckerfabriken  .  .  .  130348703 
RübenzuckerrafBnerien  .  .  51798960 
Raffinadefabriken  .     .     .     .      85705995 

267853658 

Zieht  man  hierbei  in  Betracht,  daß  seit  Wirkung  des  Oe- 
setzes  die  Zahl  der  Fabriken  stetig  von  231  auf  274  sich  ver- 
mehrte (siehe  Tabelle  S.  90),  und  daß  das  innere  Kontingent  um 
11  Millionen  stieg,  so  kann  man  den  Zustand  der  russischen 
Zuckerindustrie  als  einen  durchaus  günstigen  bezeichnen. 
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Für  die  Erträge  der  Fabriken  wird  im  folgenden  der 
Durchacbnitt  gezogen  von: 

58  Sandzuckerfabriken 

24  Rttbenzuckerraffinerien  und 

18  RafSnadefabriken. 

Die  Auswabl  dieser  Fabriken  ist  völlig  willkürlich  ge- 
schehen. Ea  befinden  sich  darunter  Werke  jeder  Oröfie,  mit 
einer  Produktion  von  60000  bis  über  400000  Pud,  aus  den 
verschiedensten  Oouvernements  des  Reichs:  Charkow,  Kiew, 
Wolhynien,  Warschau,  Samara,  Podolien  u.  a.  E^  kam  hier 
nur  darauf  an,  eine  dem  allgemeinen  Durchschnitt  an- 
ntthernd  entsprechende  Berechnung  zu  geben.  So  sind  für 
jede  der  drei  Kategorien  die  Angaben  zusammengezogen  und 
die  veröffentlichten  Bilanzen  auf  das  denkbar  kürzeste  zu- 
sammengefaßt, um  nur  die  wichtigsten  Punkte  hervorzuheben. 

a)    Für   die    58    Sandzuckerfabriken    ergibt   sich 

folgendes  Bild: 

Durchschnitt 

Aktiva  für  «/o 

eine  Fabrik 

Unbewegliches  Vermögen  35119818  640367  42,5 

Bewegliches  Vermögen     .  35646653  670123  43,5 
Guthaben  in  verschiedener 

Form 11551908  213924  14,0 

82  318374      1524414  100,0 

Durchschnitt 
Passiva  für  •/• 

eine  Fabrik 

Grundkapital 29596000        548074  37,5 

Hilfskapitol«  ....    .     17815166        329911  22,5 

Gesamtkapital:    47411166        877985  60,0 

Sonstige  Verbindlichkeiten    31254861        578793  40,0 

Summe  der  Passiva     .    .     78666027      1456778  100,0 

Dividenden     ....    .      3652347  67636 

82318374      1524414 

Aus  diesen  Zahlen  ergibt  sich,  dafi  im  Durchschnitt  jede 
Sandzuckerfabrik  einen  Wert  von  etwa  1,5  Millionen  Rubel 
hat.  Auf  das  unbewegliche  Vermögen  entfallen  hiervon  42,5  ®/o, 
auf  das  umlaufende  Kapital  57,5  ^/o. 

Die  Summe  der  Kapitalien  macht  60  ^/o  der  Passiva  aus,  die 
übrigen  40  ^/o  stellen  den  Kredit  dar.  Dieser  setzt  sich  in 
unserm  Fall  im  einzelnen  folgendermaßen  zusammen: 


*  Darunter  versteht  der  Russe  Reservefonds,  Abschreibungen,  Pen- 
sionsfonds  u.  dgl.  m. 
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Kredit  Durchschnitt      ®/o 

Debitoren  Konto 11551908      213924       37,1 

Unverzinsliche   Schuld    an   den 

Staat,  Steuer 13089599      242400       41,8 

Verzinsliche  Schuld  an  Banken, 

Kreditinstitute,  Raffinerien      .      6613354      122469       21,1 

31254861      578793     100,0 

Die  unverzinsliche  Schuld  an  den  Staat  hängt  von  der 
Znckermenge  ab,  die  auf  den  innern  Markt  gebracht  wird, 
und  ist  daher  natürlich  eine  stets  wechselnde  Größe.  Ihre 
Höhe  ist  mehrfach  überdeckt  durch  das  vorhandene  „beweg- 
liche'' Vermögen.  Die  verzinsliche  Schuld  erreicht  noch  nicht 
einmal  ^/t  des  gesamten  in  den  Fabriken  investierten  Orund- 
und  Hilfskapitals.  Die  Summe  von  67636  Rubel,  die  als  Durch- 
schnittsdividende  erscheint,  ergibt  eine  durchschnittliche  Ver- 
zinsung des  gesamten  Kapitals  mit  8^/o.  Wenngleich  diese 
nach  den  schwindelhaft  honen  Dividenden  der  „Oründerjahre''^ 
1881 — 1884  bescheiden  erscheint,  so  dürfte  sie  doch  immerhin 
als  durchaus  angemessen  erachtet  werden. 

In  dieser  Kampagne  wurden  von  den  58  Fabriken  unter 
Einrechnung  des  Überschusses  aus  der  vorhergehenden 
10983460  Pud,  oder  im  Durchschnitt  von  ieder  Fabrik  203397 
produziert.  Da  im  ganzen  auf  diesen  Fabriken  828144  Pud, 
im  Durchschnitt  15^6  auf  jeder,   in  die  nächstjährige  Kam- 

?agne  übergingen,  so  verkaufte  jede  im  Durchschnitt  188061 
^ud.  Verteilt  man  die  oben  erhaltene  Dividende  von  67636  Rubel 
auf  die  verkaufte  Menge,  so  ergibt  sich  ein  Reingewinn  von 
36  Kopeken  auf  das  Pud. 

b)  Die  24  Rübenzuckerraffinerien. 

Aktiva        Durchschnitt       °/o 

Unbewegliches  Vermögen  .  .  20041160  801646  44,0 
Bewegliches  Vermögen  .  .  .  19495368  779814  43,0 
Debitoren      ....     .     .     .      6030248        241210        13,0 

Summa    45566776      1822  670       100,0 

Passiva       Durchschnitt       ^/o 

Grundkapital 10460  000        658400        37,0 

Hilfskapital 12231398        489257        27,5 

Qesamtkapital 28691398      1147657         64,5 

Kreditoren « 15  713280        618530        35,5 

Summe  der  Passiva   ....     44  404  678      1 766 187       100,0 

Dividende 1162098  56483 

45566776      1822670 

'  Da  sich  die  Kreditoren  hier  entsprechend  wie  bei  den  Sandzucker- 
fabriken zusammensetzen,  ist  eine  Detaillierung  weggelassen  worden. 
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Ein  Vergleich  dieser  Bilanz  mit  der  vorigen  zeigt  zunächst« 
daB  der  Durchschnittswert  einer  Raffinerie  mit  1822670  den 
Wert  einer  Sand  Zuckerfabrik  um  298256  Rubel  oder  19,6  <^/o 
tibertrifft.  Das  Verhältnis  des  unbeweglichen  Vermögens  zum 
umlaufenden  Kapital  ist  annähernd  dasselbe,  nämlich  44  :  56  ^/o. 

Das  Durchschnittspassivum  übertrifft  das  der  Sandzucker- 
fabriken um  309409  Rubel  oder  21,9  <»/o.  Die  Durchschnitts- 
dividende erreicht  hier  5,5  ^/o,  nicht  soviel  wie  bei  den  Sand- 
zuckerfabriken, aber  immerhin  eine  entsprechende  Verzinsung. 

Die  Produktion  der  24  Raffinerien  betrug  5011405  Pud. 
Hiervon  wurden  auf  das  nächste  Etatsjahr  350000,  im  Durch- 
schnitt auf  jeder  Fabrik  14000,  Pud  übertragen,  so  daß  im  ganzen 
4661405,  also  von  jeder  Fabrik  186456,  Pud  verkauft  wurden. 
Auf  jedes  Pud  ergibt  sich  also  ein  Reingewinn  von  30  Kopeken. 

c)  Die  18  Raffinadefabriken. 

A  c  t  i  y  a  Durchschnitt  ^/o 

Unbewegliches  Vermögen     .    28792058        2  056575  27,0 

Bewegliches  Vermögen     .     .     14802802        1771629  14,0 

Debitoren 35454051        2532432  59,0 

79048911         6360636       10u,0 

P&s  8  ivft 

Grundkapital 24100000        1721430        27,0 

Hilfskapital ,     11460351         1175740        19,0 

Gesamtkapital 355ÖU351  2897170        46,0 

Kreditoren 41233142  3302365        54,0 

Summa  der  Passiva     .     .     .     76793493  6199535      100,0 

Dividende 2255418  161101 

79048911  6360636 

Bei  dieser  Bilanz  filllt  der  unverhältnismäßig  hohe  Durch- 
schnittswert der  einzelnen  Fabrik  auf,  der  mit  6360636  Rubel 
den  der  beiden  vorhergenannten  Kategorien  erheblich  über- 
trifft. Das  Verhältnis  vom  umlaufenden  zum  fixierten  Kapital 
ist  beträchtlich  verschoben  73  :  27  ®/o.  Ferner  ist  das  Debitoren- 
konto bei  diesen  Fabriken  sehr  viel  höher  im  Vergleich  mit 
dem  der  andern  Fabriken*  wie  auch  im  Verhältnis  zum 
fixierten  und  umlaufenden  Kapital.  —  Die  Durchschnitts- 
dividende ist  6^/o,  auf  ein  Pud  Raffinade  ent&llt  ein  Reingewinn 
von  20  Kopeken.  —  Die  Wirkung  des  Gesetzes  ist  daher  eine 
durchaus  befriedigende.  Dividenden  von  8®/o,  5,5 ®/o  und  6®/o, 
im  Durchschnitt  von  100  Fabriken  erzielt,' lassen  im  all- 
gemeinen auf  gesunde  Verhältnisse  schließen. 

^  Diese  Erscheinung  hat  ihren  Grund  darin,   daft  die  Raffinade 
fabriken  gewöhnlich  den  Sandzuckerfabriken  zu  Beginn  der  Kampanie 
gröfsere  Vorschüsse  gewähren  unter  der  Bedingung,  daB  diese  ihnen  aen 
produzierten  Sandzucker  zur  Umarbeitung  in  Raffinade  verkaufen.  Darüber 
siehe  IV.  Abschnitt,  V,  8. 


Vierter  Abschnitt. 

Entwicklang  in  neaester  Zeit 


I.  Gesetz  vom  12.  Mal  1903. 

,Über  Änderung  und  Ergänzung  der  in  Gültigkeit  be- 
findlichen Ge8et2se  ttoer  die  Zuckerinaustrie*  ^. 

Artikel  L 

In  Änderung  und  Ergänzung  der  bestehenden  Gesetze 
wird  bestimmt: 

1.  Für  jede  Jahreskampagne  wird  durch  das  Minister- 
komitee nach  Vorschlag  des  Finanzministers  der  Umfang  der 
allgemeinen  y  normalen  (nützlichen)  Zuckerproduktion  fest- 
gesetzt. 

2.  Wenn  die  Menge  der  wirklichen  Zuckerproduktion  für 
eine  gegebene  Kampagne  die  allgemeine,  normale  (nützliche) 
Produktion  nicht  übertrifft,  dann  ist  der  Überschufi  der  wirk- 
lichen Produktion  über  die  für  den  innem  Markt  bestimmte 
Menge  auf  den  einzelnen  Fabriken  zu  berechnen  proportional 
ihrer  wirklichen  Produktion,  die  80000  Pud  übersteigt. 

3.  Wenn  die  Menge  der  wirklichen  Zuckerproduktion  für 
eine  gegebene  Kampagne  gröfier  ist,  als  die  allgemeine  normale 
(nützliche)  Produktion,  dann  ist  der  Überschuß  der  wirklichen 
Produktion  über  die  für  den  innem  Markt  bestimmte  Menge 
wie  folgt  zu  berechnen: 

a)  Der  Teil  des  Überschusses,  der  ausgedrückt  wird  durch 
die  Differenz  zwischen  der  wirklichen  und  der  allgemeinen, 
normalen  (nützlichen)  Produktion  wird  ausschliefilich  auf  den 
Fabriken  berechnet,  die  die  ihnen  zugeteilte  Menge  aus  der 
normalen  (nützlichen)  Produktion  (s.  Nr.  4)  überschritten 
haben,  und  zwar  proportional  der  auf  jeder  einzelnen  Fabrik 
eingetretenen  Überschreitung. 

b)  Der  übrig  bleibende  Teil  des  Überschusses  wird  für 
alle  Fabriken  berechnet  proportional  der  wirklichen  Produk- 
tion auf  jeder  einzelnen  Fabrik,  die  80000  Pud  überschreitet 


1  Gesetzsammlung,  Band  XXIII,  Nr.  22951  vom  12.  Mai  1908. 
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Hierbei  ist  aber  der  nach  Punkt  a  berechnete  Uberschufi  vor- 
her abzusetzen. 

4.  Unter  Zer  normalen  (nützlichen)  Produktion  jeder 
Fabrik  für  eine  Kampagne  wird  die  Menge  verstanden,  die 
erhalten  wird  durch  die  Verteilung  der  allgemeinen,  normalen 
(nützlichen)  Produktion  auf  die  einzelnen  Fabriken  entsprechend 
ihrer  Produktionsfkhigkeit.  Die  normale  Produktion  einer 
Fabrik  darf  nicht  unter  80000  Pud  angesetzt  werden. 

5.  Um  die  Produktions&higkeit  einer  in  Betrieb  befind- 
lichen Fabrik  zu  berechnen,  wird  der  Umfang  ihrer  wirklichen 
Produktion  in  den  letzten  zehn  Kampagnen  zu  Orunde  gelegt. 
Hiervon  ist  abzurechnen: 

a)  In  den  Kampagnen  1896/97—1902/03:  die  Menge  Zucker, 
die  aus  dem  freien  Vorrat  einer  vorhergehenden  Kampagne  in 
die  Produktion  der  folgenden  eingerechnet  worden  ist 

b)  In  den  Kampagnen  von  1903/04  ab:  der  nach  No.  3, 
a  berechnete  Uberschufi. 

6.  Die  Produktions&higkeit  der  unter  5  genannten  Fabriken 
wird  festgesetzt: 

bei  Fabriken,  die  acht  und  mehr  Jahre  im  Betrieb  sind 

—  als  das  arithmetische  Mittel  aus   den   drei  grOfiten  Pro- 
duktionsjahren, 

bei  Fabriken,  die  fünf  bis  sieben  Jahre  in  Betrieb  sind 

—  als  das  arithmetische  Mittel  aus  den  zwei  größten  Pro- 
duktionsjahren, 

bei  Fabriken,   die  zwei  bis  vier  Jahre  in  Betrieb  sind 

—  als  die  größte  Produktion. 

bei   Fabriken,   die    ein   Jahr   in   Betrieb   sind    —    ab 
diese  Produktion. 

7.  Die  Produktionsfähigkeit  neu  entstehender  Fabriken 
und  auch  solcher  von  den  alten,  welche  zeitweilig  im  Laufe  der 
letzten  zehn  Kampagnen  aufier  Betrieb  waren,  wird  für  die 
erste  Kampagne  oder  die  Wiederaufnahme  der  Tätigkeit  ent- 
sprechend ihrer  wirklichen  Produktion  in  dieser  Kampagne 
bestimmt,  jedoch  nicht  höher  als  160000  Pud. 

8.  Die  Produktionsfähigkeit  von  Fabriken,  die  zum 
Zwecke  der  Ausdehnung  des  Betriebs  vergrößert  worden  sind, 
wird  nach  den  Regeln  bestimmt,  die  ttiv  die  bestehenden 
Fabriken  aufgestellt  sind  (Artikel  I,  5  und  6)  oder  im  Fall 
eines  besonderen  Gesuches  seitens  der  Fabrikanten  nach  den 
Regeln  für  neu  entstehende  Fabriken  (No.  7  und  Artikel  V.). 

0.  Der  unbedingt  unantastbare  Vorrat  wird  auf  den  ein- 
zelnen Fabriken  berechnet: 

a)  Ftlr  den  Fall,  daß  die  wirkliche  Produktion  die  all- 
gemeine, normale  nicht  übersteigt  auf  Grund  von  No.  2, 

b)  in  allen  andern  Fällen  auf  Grund  von  No.  3b. 
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10.  Der  auf  einer  Fabrik  am  Ende  einer  Kampagne  vor- 
handene Zucker  des  freien  Vorrats  wird  auf  Wunsch  de^ 
Fabrikanten  in  der  von  ihm  angegebenen  Menge  zur  Produk- 
tion der  neuen  Kampagne  hinzugerechnet.  Diese  Vorschrift 
erstreckt  sich  schon  auf  Zucker  des  freien  Vorrats,  der  am 
Ende  der  Kampagne  1902/03  übrig  bleibt. 

11.  Die  steinernen  Baulichkeiten  der  in  Betrieb  befind- 
lichen Sand  Zuckerfabriken  und  Rübenzuckerraffinerien,  die 
sich  außerhalb  der  Residenz  befinden,  werden  zur  Sicher- 
stellung der  Zahlung  der  Zuckersteuer  auf  Orund  des  Punkts 
vier,  des  §  9  der  Beilage  I  zum  Artikel  339  der  Vorschriften 
über  Verbrauchsabgaben  als  Pfand  angenommen  mit  besonderer 
Erlaubnis  des  Finanzministers  in  jedem  einzelnen  Fall. 

Artikel  II. 

Punkt  3  der  Anmerkung  zum  Artikel  996  der  Vorschriften 
über  Verbrauchsabgaben  wird  aufgehoben. 

Artikel  III. 

Auf  solche  von  den  neu  errichteten  Fabriken,  deren  Aus- 
rüstung vor  Veröfientlichung  dieser  Bestimmungen  in  der 
„Sammlung  von  Gesetzen  und  Regierungsverfügungen^  be- 
gonnen ist  und  deren  Produktion  nicht  9päter  als  mit  der 
Kampagne  1904/05  beginnt,  finden  die  Beschränkungen  des 
Artikels  I,  No.  7  keine  Anwendung.  Die  Produktionsfkhig- 
keit  dieser  Fabriken  in  der  ersten  Periode  ihrer  Tätigkeit 
ist  ihrer  wirklichen  Produktion  in  dieser  Zeit  gleich  zu  rechnen. 

Artikel  IV. 

Bei  der  Bestimmung  der  Produktionsftlhigkeit  der  Fabriken 
für  die  Kampagnen  1903/04  und  1904/05  sind  die  Produktionen 
der  der  Kampagne  1895/96  vorhergegangenen  Jahre  nicht  in 
Anrechnung  zu  bringen. 

Artikel  V. 

Die  Produktionsfkhigkeit  der  Fabriken,  die  in  den  Jahren 
1900  Ol,  1901/02  und  1902/03  mit  dem  Zweck  der  Ausdehnung 
ihres  Betriebs  vergrößert  worden  sind,  ist  für  die  Kampagnen 
1903/04,  1904/05  und  1905/06  auf  besonderen  Antrag  ihrer 
Besitzer  gleich  zu  setzen  dem  Produkt  aus  einer  mittleren 
Zuckerproduktion  von  24  Stunden  auf  jeder  dieser  Fabriken 
aus  der  Kampagne  190203  mit  dem  arithmetischen  Mittel 
der  Arbeitstage  aller  Fabriken  im  Reiche  während  der  gleichen 
Periode. 

Artikel  VI. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  mit  Zustimmung 
des  Staatskontrolleurs  in  zutreffenden  Fällen  Regeln  aufzu- 
stellen für: 
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a)  die  Art  der  Anwendung  der  in  Artikel  I,  No.  3 — 10, 
sowie  in  Artikel  III  and  V  getroffenen  Bestimmungen,  sowie 

b)  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Produktionsfkhigkeit 
der  in  Artikel  V  genannten  Fabriken  aufier  nach  den  im 
gleichen  Artikel  angeführten  Bestimmungen  nach  den  ftlr  nea 
errichtete  geltenden  berechnet  werden  kann. 

Artikel  VII. 

Für  die  Dauer  von  drei  Jahren  (1903/04—1905/06)  werden 
folgende  Bestimmungen  getroffen: 

1.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  auf  besonderen 
Antrag  der  Fabriken  zu  gestatten,  daß  denaturierter  Zucker 
zur  Verfütterung  an  Vieh  und  für  technische  Zwecke  ohne 
Bezahlung  der  Zuckersteuer  und  Zusatzsteuer  auf  den  innem 
Markt  gebracht  wird. 

2.  Die  Bedingungen,  unter  denen  den  Fabrikanten  die 
Benutzung  der  in  der  vorhergehenden  Nummer  genannten  Ver- 
günstigung gestattet  wird,  sind  vom  Finanzminister  nach  Ver- 
einbarung mit  dem  Ackerbauminister  und  dem  Staatskontrolleur 
festzustellen.  Diese  Bedingungen  sind  vom  Finanzminister 
dem  Senat  vorzulegen,  der  sie  zur  allgemeinen  Kenntnisnahme 
veröffentlichen  wird. 

3.  Der  in  No.  1  genannte,  denaturierte  Zucker  wird  nicht 
in  die  Menge  eingerechnet,  die  für  jede  Kampagne  flir  den 
innem  Markt  bestimmt  ist 

Artikel  VIII. 

Die  in  Artikel  I,  No.  1—10  und  in  Artikel  III— V  ent- 
haltenen Vorschriften  treten  vom  1.  September  1903  ab  in 
Kraft.  

n.  ErläDterang  ond  Beurteilong  des  Gesetzes. 

Das  neue  Gesetz  hat  die  alten  Kontingente:  „innerer  Be- 
darf ^und  „Überschuß*',  aus  dem  der  unantastbare  sowie  freie 
Vorrat  zu  bilden  sind,  bestehen  gelassen,  es  hat  aber  ver- 
schiedene neue  Begriffe  und  Verteilungen  eingeführt,  die  das 
bisherige  Verfahren  ändern. 

Das  zunächst  Auffallende  ist  der  Begriff  „Produktionsfllhig- 
keit**,  der  hier  nicht  in  seinem  eigentlichen  Sinne  aufzufassen 
ist.  Er  stellt  vielmehr  eine  rechnerisch  zu  bestimmende  Größe 
dar,  von  der,  wie  nachher  zu  zeigen  sein  wird,  der  Anteil 
an  der  Versorgung  des  innem  Markts  abhängt.  Um  die  Pro- 
duktionsfbhigkeit  zu  bestimmen,  wurde  die  wirkliche  Pro- 
duktion der  letzten  zehn  Jahre  zugrunde  gelegt,  jedoch  mit 
der  Maßgabe,  daß  die  Produktionen  der  der  Kampagne  1885/96 
vorhergehenden  Jahre  nicht  mit  in  Rechnung  gezogen  werden 
durften,  d.  h.  es  kam  von  der  buchmäßigen  Produktion  in  Ab- 
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rechnuDg,  was  während  dieser  Zeit  von  den  Resten  einer  vorher- 
gehenden Kampagne  zur  Produktion  der  nächsten  hinzu- 
gerechnet worden  war.  Die  Produktionsfiihigkeit  selbst  war 
gleich  dem  arithmetischen  Mittel  aus  der  Summe  von  Pro- 
duktionen mehrerer  Kampagnen,  und  zwar  derer,  die  die  größte 
Produktion  erzielt  hatten.  Wieviel  Jahre  zur  Ziehung  dieses 
arithmetischen  Mittels  zu  nehmen  waren,  hing  davon  ab,  wie 
lange  die  Fabrik  schon  bestand:  bei  acht  und  mehr  Jahren 
Bestehens  waren  es  drei,  bei  Fabriken,  die  weniger  Jahre  be- 
standen, entsprechend  weniger.  Bei  Neugründung  von  Fabriken 
und  Wiederinbetriebsetzung  alter,  deren  Tätigkeit  zeitweilig 
unterbrochen  worden  war,  wurde  die  wirkliche  Produktion 
der  neuen  ersten  Kampagne  der  Produktionsfkhigkeit  gleich- 
gesetzt, auf  keinen  Fall  aber  höher  als  160000  Pud.  Als  das 
Gesetz  in  Kraft  trat,  waren  275  Fabriken  in  Betrieb.  Das 
bisherige  Maximum  mit  278  war  in  der  Kampagne  1901/02 
erreicht  worden,  aber  in  diesen  beiden  Jahren  hatten  drei 
Fabriken  ihren  Betrieb  einstellen  oder  gänzlich  schliefien 
müssen.  Unter  der  Wirkung  des  Gesetzes  wurden  bis  zur 
jetzt  laufenden  Kampagne  entweder  acht  neue  gegründet,  oder 
fünf  neu  gegründet  und  die  drei  alten,  die  geschlossen  hatten, 
wieder  eröffnet,  so  daß  gegenwärtig  283  in  Betrieb  sind  — 
die  größte  Zahl  seit  der  Gründung  des  Privatsyndikats. 

Fabriken,  die  ihre  Produktion  vergrößert  hatten,  konnten 
aus  drei  Arten  die  ihnen  am  günstigsten  scheinende  zur  Fest- 
setzung ihrer  Produktions&higkeit  auswählen. 

1.  Sie  konnten  die  Produktionsfähigkeit  so  bestimmen, 
wie  es  oben  für  bereits  bestehende  Fabriken  beschrieben  ist, 
nämlich  aus  dem  arithmetischen  Mittel. 

2.  Oder,  wenn  sie  ein  besonderes  Gesuch  einreichten, 
auf  Grund  der  Vorschriften  für  Neugründungen.  Dies  kam 
hauptsächlich  für  kleinere  Fabriken  in  Betracht,  die  ihre  Pro- 
duktion bis  zur  Höchstgrenze  von  160000  Pud  ausgedehnt 
hatten  oder  ausdehnen  wollten. 

3.  Den  Fabriken,  die  im  Laufe  der  letzten  drei  Kam- 
pagnen ihren  Betrieb  vergrößert  hatten,  wurde  es  auf  Wunsch 
anheimgestellt  —  aber  nur  für  die  nächsten  drei  Kampagnen, 
bis  zur  Kampagne  1905/06  einschließlich  —  ihre  Produktions- 
fkhigkeit  zu  bestimmen  als  das  Produkt  aus  einer  mittleren 
24  stündigen  Zuckerproduktion  ihrer  Fabrik  in  der  Kampagne 
190203  und  dem  arithmetischen  Mittel  der  Arbeitstage  aller 
Fabriken  im  Reiche  während  der  gleichen  Periode. 

Aus  nachfolgender  Tabelle  ist  ersichtlich,  wie  die  Produk- 
tionsfkhigkeit  sich  für  Fabriken  bestimmt,  die  bis  zur  jetzigen 
Kampagne  mindestens  seit  1903/04  ununterbrochen  arbeiten  und 
für  solche,  welche  seit  dieser  Zeit  neu  gegründet  worden  sind^ 

^  Nach  B.  c,  np.,  1903,  II,  8.  294. 
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Talralle  Nr.  12. 
BereehBimgr  der  ProdnktloiigfUiIgkelt  für  die  KampaiTBeiit 


Jahr  der 

Gründung 

1908—1904 

1904-1905 

1905—1906 

1906—1907 

1907—1908 

der  Fabrik 

1895-1896 

drei 

drei 

drei 

drei 

drei 

(oder  früher) 

(seit  95-96) 

(seit  95-96) 

(seit  95-96) 

(seit  96-97) 

(seit  97-98) 

1896-1897 

zwei 

drei 

drei 

drei     < 

drei 
(seit  97-98) 

1897-1898 

zwei 

zwei 

drei 

drei 

drei 

1898—1899 

zwei 

zwei 

zwei 

drei 

drei 

1899—1900 

eins 

zwei 

zwei 

zwei 

drei 

1900-1901 

eins 

eins 

zwei 

zwei 

zwei 

1901-1902 

eins 

eins 

eins 

zwei 

zwei 

1902—1903 

erste 

eins 

eins 

eins 

zwei 

1903-1904( 

1 

erste  bis 
160000 

>    erste 

j 

eins 

eins 

eins 

1904-1905 

-  1 

erste  bis 
160000 

>     erste 

eins 

eins 

1905-1906 

— 

-  { 

erste  bis 
160000 

>    erste 

eins 

1906—1907 

— 

^— 

erste  bis 
160000 

\    erste 

1907-1908 

-  { 

erste  bis 
160000 

Erläuterung.     Hierbei  bedeutet: 

„drei'' :  es  ist  das  arithmetische  Mittel  aus  den  drei  größten 
Produktionen  zu  ziehen, 

«zwei** :    desgleichen  aus  den  zwei  größten, 

«eins** :  Produktionsfilhigkeit  ==-  einer,  und  zwar  der  größten 
bisherigen  Produktion, 

^ erste" :  ProduktionsiUhigkeit  =  der  ersten  bisherigen  Pro- 
duktion, 

„erste  bis  160  000**:  Produktions&higkeit  =  der  ersten  bis- 
herigen Produktion  jedoch  bis  zur  Höchstgrenze  von 
160000  Pud. 

Auf  diese  Weise  läßt  sich  die  „Produktions&higkeit*' 
zahlenmäßig  errechnen.  Vom  Finanzminister  wurde  nun  von 
der  Kampagne  1903/04  ab,  für  die  das  Gesetz  zum  ersten  Mal 
in  Wirkung  trat,  jedes  Jahr  die  Produktions&higkeit  als 
Grundlage  der  Verteilung  der  Kontingente  ermittelt  Zu 
diesem  Zweck  erhielt  das  Finanzministerium  die  Angaben 
über  die  Produktion  der  letzten  Jahre  und  die  sonst  erforder- 
lichen Daten  vom  Zentralbureau  der  Zuckerindustriellen  in 
Kiew.  Die  Produktionsfähigkeit  für  die  Kampagne  1903/04 
wurde  auf  71517  781  Pud  errechnet. 
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Weiter  wird  vom  Ministeriam  jedes  Jahr  der  Umfang  der 
„allgemeinen,  normalen  (nützlichen)  Produktion*''  festgesetzt. 
Unter  dieser  Produktion  versteht  man  den  Umfang  der  ganzen 
Produktion  aller  Fabriken  des  Reichs,  soweit  er  nötig  ist, 
um  den  innern  Markt  mit  Zucker  zu  versorgen,  den  unantast- 
baren Vorrat  zu  bilden  und  die  sogenannte  „nützliche**  Ausfuhr 
auf  die  „natürlichen  russischen*'  Märkte  aufrecht  zu  erhalten. 
Diese  letztere  bedeutet  die  Ausfuhr  nach  Finnland,  Nord- 
persien, Afghanistan  und  China  auf  dem  Landwege.  Weitere 
Ausfuhr,  die  ja  größtenteils  mit  Verlust  verbunden  ist,  wird 
nicht  dazu  gerechnet. 

Die  allgemeine  normale  (nützliche)  Produktion  wurde  für 
die  Kampagne  1903/04  auf  63000000  Pud  festgesetzt.  Diese 
normale  Produktion  ist  auf  die  einzelnen  Fabriken  ent- 
sprechend ihrer  Produktionsfkhigkeit  zu  verteilen.  Derjenige 
Anteil  von  den  63000000,  welcher  lEiuf  die  einzelne  Fabrik  ent- 
fkllt,  ist  deren  normale  Produktion.  Diese  normale  Pro- 
duktion wird  vom  Finanzminister  in  einem  Prozentverbältnis 
der  Produktions&higkeit  festgesetzt  und  darf  bei  keiner  Fabrik 
unter  80  000  Pud  betragen.  Hier  sehen  wir  denselben  sozialen 
Gedanken :  Schutz  des  Schwächeren,  wie  er  schon  im  Gesetze 
von  1895  zum  Ausdruck  gekommen  war.  Nur  wird  jetzt  die 
Grenze  um  20000  Pud  höher  angesetzt  als  acht  Jahre  vorher. 

Zu  diesen  Zahlen  kommt  noch  die  wirkliche  Produktion 
der  Fabriken  in  jeder  Kampagne,  die  zur  Bestimmung  der 
verschiedenen  Prozentsätze  und  Verteilung  auf  die  einzelnen 
Kontingente  natürlich  erforderlich  ist.  Die  wirkliche  Pro- 
duktion unter  Einrechnung  von  17  708 149  Pud  Rest  aus  dem 
unantastbaren  und  freien  Vorrat  der  vorigen  Kampagne  war  für 
1903/04  auf  81071265  Pud  veranschlagt  worden,  betrug  aber 
tatsächlich  noch  etwas  mehr,  nämlich:   82971472. 

Wir  erhalten  also  für  die  Kampagne  1903/04  folgende 
Ziffern : 

Allgemeine  normale  (nützliche)  Produktion    .  63000000 

Produktionsfähigkeit 71517781 

Veranschlagte  Produktion 81071265 

Wirkliche  Produktion 82971472 

Inneres  Kontingent 45000000 

Unantastbarer  Vorrat 6000000. 

Der  Angelpunkt  des  Gesetzes  ist  das  Verhältnis  zwischen 
der  wirklichen  und  der  allgemeinen  normalen  Produktion.  Ist 
die  wirkliche  größer,  dann  finden  die  neuen  Vorschriften 
Anwendung  und  eine  etwas  künstliche  Verteilung  tritt  ein,  die 
an  der  Hand  der  hier  gegebenen  Ziffern  erläutert  werden  soll. 

Am  einfachsten  ist  der  in  Artikel  I,  2  des  Gesetzes  vor- 
gesehene Fall,   dafi   nämlich  die  wirkliche  Produktion  unter 


8  ^BceolSn^eo  HopM&nHoe  (nojeaHoe)  npoioBoxcTBO. 
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der  allgemeinen  normalen  bleibt  Diese  Möglichkeit  ist  indessen 
seit  dem  Bestehen  des  Gesetzes  nie  eingetreten,  die  wirkliche 
Produktion  war  stets  gröfier,  als  die  allgemeine  normale.  Im 
ersten  Fall  tritt  das  neue  Gesetz  gar  nicht  in  Wirkung, 
und  es  bleibt  alles  beim  alten:  die  Prozentsätze  für  das 
innere  Kontingent  und  den  unantastbaren  Vorrat  werden  wie 
früher  bestimmt  und  der  Anteil  der  Fabriken  regelt  sich  nach 
folgenden  einfachen  Formeln.  Jede  Fabrik  liefert  80000  Pud 
Air  den  innern  Markt  und  ihrer  Mehrproduktion  über  80000 
Pud  entsprechend  einen  prozentualen  Anteil,  bis  das  innere 
Kontingent  erreicht  ist;  der  Rest  ist  der  ÜberschuB,  aus  dem 
der  unantastbare  und  freie  Vorrat  gebildet  werden. 

Inneres  Kontingent:  ^=  80000 +  ;7^-(P— 80000). 

Überschuß  =^^^j^ '  (P—  80  000). 
Aus    diesem    ist    der    unantastbare    Vorrat    zu    bilden: 
17=  jg-.(P- 80000)  und  der  freie:   JF=j!^.(P— 80000). 

Hierbei  haben  die  Zeichen  dieselbe  Bedeutung  wie  im  vorigen 
Abschnitt 

Ganz  anders  wird  die  Verteilung,  wenn  der  zweite  Fall 
eintritt,  d.  h.  die  wirkliche  Produktion  größer  ist  als  die  all- 
gemeine normale. 

Zunächst  muB  die  normale  Produktion  jeder  ein- 
zelnen Fabrik  festgesetzt  werden,  und  zwar  geschient  dies  im 
Verhältnis  zu  ihrer  Produktionsfähigkeit.  Die  normale  Pro- 
duktion jeder  Fabrik  setzt  sich  aus  zwei  Faktoren  zusammen, 
die  der  Kürze  halber  normale  a  und  normale  b  genannt  seien: 
normale  a  sind  die  vorgeschriebenen  80000  Pud,  normale  b 
das,  diese  80  000  Pud  überschreitende,  Maß  zur  Erreichung  der 
allgemeinen  normalen  Produktion. 

Die  normale  a  Produktion  aller  Fabriken  beträgt^ 

275-80000  =  22000000. 

Die  normale  b  Produktion  aller  Fabriken  ist  gleich  der 
allgemeinen  normalen  weniger  normale  a,  nämlich: 

63000000 
22000000 

41OU0UU0 

Die  Gesamtproduktionsfkhigkeit  aller  Fabriken  betrug: 
71517781.  Diese  setzt  sich  ebenfalls  aus  zwei  Faktoren  zu- 
sammen: a  den  22000000  und  b  dem  Rest: 

71517781 
22000000 


49517  781 
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Wir  erhalten  also: 

normale  Produktion  Produktionsf&higkeit 

a)  22000000  a)  22000000 

b)  41000000  b)  49517781 

Die  normale  Produktion  b  ist  als  Prozentverhältnis  von 
Produktionsfähigkeit  b  auszudrücken: 

41000000J[00_^ 
49517781      —  ^^''^• 

Es  beträgt  also  auf  allen  Fabriken  die  normale  Produktion 
zunächst  80000  Pud  und  bei  denen,  die  mehr  produzieren, 
kommen  noch  hinzu:  82,79 ®/o  von  der  Differenz  aus  Produk- 
tionsfilhigkeit  und  80  000  Pud.  Bezeichnet  F  die  Anzahl  aller 
Fabriken,  Trf  die  Produktionsfkhigkeit,  so  ist  allgemein  aus- 
gedrückt : 

die  gesamte  normale  Produktion 

=  F.80000  +  j^-(Pr/'— 80000.20 
und   die  normale  Produktion  iy^T)  für  eine  einzelne  Fabrik: 

»P=  80000 +  Y^.(Pr/-— 80000). 

Eis  ist  jetzt  des  weiteren  zu  berechnen ,  in  welchem  Ver- 
hältnis der  Überschufi  dieser  Periode,  der  die  vom  Minister- 
komitee festgesetzte  allgemeine  normale  Produktion  übersteigt 
(I,  3,  a  des  Gesetzes),  auf  die  wirkliche  Produktion  der  Fabriken 
über  deren  normale  hinaus  in  Anrechnung  zu  bringen  ist. 
Diese  Berechnung  geschieht  nur  auf  den  Fabriken,  deren 
wirkliche  Produktion  den  ihnen  aus  der  gesamten  normalen 
Produktion  zugewiesenen  Anteil  übersteigt. 

Die  errechnete  allgemeine  Produktion  war,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  etwas  niedriger  als  die  wirkliche  Produktion 
aller  Fabriken.  Zur  Berechnung  des  Überschusses  nach  I,  3, 
a  des  Gesetzes  ergibt  sich  daher  das  folgende: 

81071265  82971472 

63000000  63000000 

18071265  19971472 

Das    Prozentverhältnis   ist   hier   — mo^i  Anc% — "^  90,48. 

Der  in  diesem  Jahr  entstehende  Überschuß  kommt  also  mit 
90,48  ®/ü  von  der  wirklichen  Mehrproduktion  über  die  normale 
auf  den  übernormalen  Überschuß  in  Anrechnung. 

In  eine  für  alle  Fabriken  gültige  allgemeine  Formel  zu- 
sammengefaßt ergibt  das 
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wobei  die  Differenz  wirkliche  und  normale  Produktion  be- 
deutet. Setzen  wir  für  die  normale  Produktion  die  oben  ge- 
fundene Formel  ein,  so  erhalten  wir: 

Das  Prozentverhältnis  c  und  C|  wird  jedes  Mal  auf  Grund 
der  oben  ausgeführten  Rechnungen  vor  Beginn  der  Kampagne 
vom  Finanzminister  bekannt  gegeben,  so  daB  mit  Hilfe  der 
wirklichen  Produktion  und  der  errechneten  Produktionsfilhig- 
keit  durch  die  letzte  Formel  der  Anteil  jeder  Fabrik  sich 
leicht  feststellen  läßt 

Wir  kommen  jetzt  zu  dem  zweiten  Teil  des  Überschusses 
nach  I,  3,  b  des  Gesetzes.  Dieser  Überschuß  ist  die  Differenz 
zwischen  der  allgemeinen  normalen  Produktion  und  dem 
Kontingent  für  den  innern  Markt 

Allgemeine  normale  Produktion.    63000000 
Inneres  Kontingent    .     .     .     .     .    45  000  000 

18000000 

In  dieser  Kampagne  produzierten  aber  noch  nicht  alle 
Fabriken  80000  Pud  und  anstatt  22  Millionen  betrug  dieser  An- 
teil am  innern  Kontingent  nur  21852071  Pud'.  Infolgedessen 
war  dieser  Überschußteil  von  18  Millionen  einzurechnen  in 
die  Differenz  der  allgemeinen  normalen  abzüglich  normale  a 
Produktion,  d.  h. 

allgemeine  normale 63000000 

normale  a  (anstatt  22  Millionen) .     .     21852071 

41 147  929 

Der  Überschuß  von  18  Millionen  ergibt  sich  als  Prozent  aus 
der  Rechnung: 

18  000000-100  ^ 

41147929  ' 

oder  beträgt  mit  andern  Worten  43,74%  des  Restes  der  all- 
gemeinen normalen  Produktion  nach  Abzug  der  normalen  a 
Produktion.  Da  diese  18  Millionen  „Überschuß*'  sind,  ergibt 
sich  der  Restanteil  am  innern  Kontingent  als  dessen  Ergänzung 
auf  100<»/o  nämlich  =  56,26%. 

Versuchen  wir  Jetzt,  dies  auch  in  einer  allgemein  gültigen 
Formel  zusammen  zu  fassen,  wobei  Cg  der  Prozentsatz  des 
2.  Teils  des  Überschusses  (nach  I,  3,  b  des  Gesetzes)  sei,  und 
die  übrigen  Zeichen  dieselbe  Bedeutung  haben  wie  bisher. 


"  Also  47  929  Pud  weniger  als  gesetzlich  gestattet  war ;  7  Fabriken, 
die  jede  weniger  als  80000  Pud  produzierten,  brachten  zusammen  nur 
512  071  Pud  auf  den  Markt 
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« 

Es  setzt  sich  dann  das  Kontingent  des  innern  Marktes  K 
aus  zwei  Teilen  Ki  und  K^  zusammen. 

1^1  =  80000  Pud, 

K^  =  dem   bestimmten    Prozentsatz   der 
diese  Menge  überschreitenden  Produktion  nämlich: 

j^.[«P-80000]; 
für  n  P  (die  normale  Produktion)  war  oben  gefunden  worden : 

nP=  80000  +  3^  •  {Prf—  80000). 
Setzen  wir  dies  in  die  eckige  Klammer  ein,  so  erhalten  wir: 

^  IM  ■  [^^^'^■'"M  •  (^/"  -  80  000)  —  8OOO0I 


oder 


100  ■  Lioo 


j^jQ.(Ä'/--80000)]. 


Daher  ergibt  sich  als  Qesamtkontingent  für  den  innern 
Markt  für  jede  Fabrik: 

K=  80000  +  1^  •  [^  •  (^/"  -  80000)]. 

Auf  gleiche  Weise  wird  der  Prozentsatz  für  den  unantast- 
baren Vorrat  gefunden.  Dieser  Vorrat  war  für  unsere  Kam- 
pagne auf  ÖOOOOOO  Pud  bestimmt  worden.  Er  ist  auch  als 
Prozentsatz  aus  41 147  929  zu  errechnen ,  als  aus  der 
Differenz  von  der  allgemeinen  normalen  (63  Millionen)  weniger 
der  normal  a  Produktion:  21852071,  die  ja  eigentlich  gleich 
22  Millionen  sein  sollte.  Der  Prozentsatz  des  unantastbaren 
Vorrats  ist  also: 

eoooooo^joo  _ 

41 147  929      ~  ^  '^^' 

Es  wurden  dementsprechend  für  die  Kampagne  1903/04 
vom  Minister  folgende  Bestimmungen  erlassen: 

a)  Die  normale  Produktion  der  Zuckerfabriken  wird  in 
der  Kampagne  1903/04  auf  82,8  ^/o  der  Produktions&higkeit 
festgesetzt,  wobei  die  normale  Produktion  keiner  Fabrik 
weniger  als  80000  Pud  betragen  darf.  (Artikel  I,  4  des 
Gesetzes.) 

b)  Der  die  allgemeine  normale  Produktion  übersteigende 
Rest  (Artikel  I,  3,  a  des  Gesetzes)  wird  bei  den  Fabriken,  die 
das  ihnen  zugeschriebene  Maß  der  normalen  Produktion  über- 
schreiten, auf  90,48  ^/o  des  über  die  Vorschrift  hinaus  produ- 
zierten festgesetzt. 

6* 
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c)  Die  EinrechDung  des  dann  noch  vorhandenen  Restes 
(I,  3,  b  des  Gesetzes)  in  die  verschiedenen  Kategorien  hat  in 
folgendem  Verhältnis  zu  geschehen: 

1.  in  das  innere  Kontingent  über  80000  Pud  hinaus:     29,16 ^/o 

2.  in  den  unantastbaren  Vorrat 14,58  ^/o 

3.  in  den  freien  Vorrat ,    56,26  ^/o 

100,00  »/o 

Was  für  ein  Bild  ergibt  sich  hieraus  für  die  einzelnen 
Fabriken  ? 

a)    Die   normale  Produktion. 

1.  Die  normale  Produktion  ist  nirgends  geringer  als  80000* 
2.  Bei  den  Fabriken,  deren  Produktionsßlhigkeit  gröfier  ist, 
kommen  zu  diesen  80000  Pud  noch  82,8  ®/o  der  80000  über- 
schreitenden Produktionsfllhigkeit. 

1.  wP=  80000, 

QO  Q 

2.  n  P  =  80000  +  ^  •  {Prf  —  80000). 

luv 

b)    Die  Überschuß-Verteilung. 

1.  Nehmen  wir  hier  der  Einfachheit  halber  zunächst  die 
Fabriken,  deren  Produktion  die  ihnen  gesetzte  Grenze  der 
normalen  nicht  übersteigt,  so  ergibt  sich  für  diese  entsprechend 
den  unter  c)  festgesetzten  Prozenten: 

K~  80000  +  M  .  1^^  .  (frf-  80000)], 

2.  Etwas  komplizierter  verhält  es  sich  bei  den  Fabriken, 
deren  wirkliche  Produktion  (trP)  die  ihnen  gesetzte  Orenze 
aus  der  nprmalen  überschreitet.  Bei  ihnen  ist  zunächst  gemäß 
der  oben  (S.  81)  gefundenen  Formel 

ein   bestimmter   Prozentsatz  in   den   übemormalen  Überschuß 
abzuführen.     Dieser  Prozentsatz  ist  hier  90,48.     Also: 

^m{^^~  \^^^  +  IM  •  ^^f~ 80000)]). 


185.  85 

Dieses  ist  hier  gleich 

wP-  fsOOOO  +  ^  .  (Pr/-—  80000)1 

»«■« m —■ 

Diese  Summe  ist  zunächst  in  den  übernormalen  Über- 
schuß abzuführen.  Von  dem,  was  übrig  bleibt ,  kommen 
80  000  Pud  in  das  innere  Kontingent  und  der  dann  noch  ver- 
bleibende Rest  wird  in  den  oben  bestimmten  Prozentverhält- 
nissen auf  die  drei  Kontingente  verteilt. 

Wie  kompliziert  und  verwickelt  diese  Formeln  auch  aus- 
sehen und  für  wie  gekünstelt  man  das  ganze  Verfahren  halten 
mag,  so  einfach  gestaltet  sich  die  Sache  in  der  Praxis,  was 
an  einigen  Zahlenbeispielen  nachgewiesen  sei.  Wir  bleiben 
bei  der  Kampagne  1908/04  und  runden  nur,  um  die  Rechnung 
einfacher  zu  gestalten ,  die  Prozentziffern  in  folgender  Weise 
ab:  die  normale  Produktion  sei  80  ^/o  (anstatt  82^8),  der  Prozent- 
satz des  Überschusses  nach  I,  3  a  des  Gesetzes  90  ^/o  (anstatt 
90,48)  die  Prozentsätze  des  Überschufirestes  nach  I,  3  b  des 
Gesetzes  seien  30  für  das  innere  Kontingent,  15  für  den 
unantastbaren  und  55  für  den  freien  Vorrat,  anstatt  29,16  — 
14,58  —  56,26  «/o. 

Wir  betrachten  drei  Fabriken  von  Produktionsfähigkeit 
100000,  200000  und  300000  Pud.  Im  ersten  Fall  sei  ihre 
wirkliche  Produktion  geringer,  im  zweiten  größer  als  die 
normale. 

A.    Die  wirkliche  Produktion  sei  geringer  als  die 

normale. 

1.  Produktionsfkhigkeit  100000,  wirkliche  Produktion 
90000.     Die  normale  Produktion  ist  hier 

Qf) 

80000  +  ^  •  (100000  —  80000)  =  96000. 

Von  der  wirklichen  Produktion  kommen  80000  in  das  innere 
Kontingent  und  der  Rest,  im  Verhältnis  30 :  15 :  55  für  inneres 
Kontingent,  unantastbaren  und  freien  Vorrat  geteilt,  ergibt: 
3000 :  1500 :  5500.     Diese  Fabrik  stellt  also 

zum  Innern  Kontingent     •     .     .     83000 

„     unantastbaren  Vorrat     .     •       1500 

freien  Vorrat 5500 


90000 

2.    Produktionsfkhigkeit    200000,    wirkliche    Produktion 
160000.     Die  normale  Produktion  ergibt  sich  hier  als 

Qf) 

80000  +  -^  '  (200000  —  80000)  =  176000. 
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Zunächst  kommen  ins  innere  Kontingent  80  000.  Der  Rest 
der  wirklichen  Produktion:  80000,  im  angegebenen  Verhältnis 
geteilt,  ergibt:  24000 :  12000 :  44000,  so  dafi  bei  dieser  Fabrik 
sich  folgendes  Bild  zeigt: 

zum  innern  Kontingent  .  .  .  104000 
„  unantastbaren  Vorrat  .  •  12000 
„     freien  Vorrat  ....     .      44000 

löOOOO 

3.  Produktionsfkhigkeit  300000,  wirkliche  Produktion 
230000.  Die  normale  Produktion  stellt  sich  hier  auf  256000. 
Nach  Abzug  der  ersten  80  000  fttr  das  innere  Kontingent  wird 
der  Produktionsrest  von  150000  im  vorgeschriebenen  Ver- 
hältnis geteilt,  was  45000:22500:82500  ergibt.  Bei  dieser 
Fabrik  haben  wir  folgende  Verteilung: 

zum  innern  Kontingent  .  .  .  125000 
,  unantastbaren  Vorrat  .  .  22500 
«     freien  Vorrat 82500 


230000 

B.    Die   wirkliche   Produktion   sei   größer  als  die 

normale. 

1.  Produktionsfähigkeit  100000,  wirkliche  Produktion 
160000.  Die  normale  Produktion,  als  bestimmter  Prozentsatz 
von  der  Produktionsfkhigkeit  ist  natürlich  hier  dieselbe,  wie 
in  den  ersten  Fällen,  nämlich:    96000. 

Die  Differenz  zwischen  wirklicher  und  normaler  Produk- 
tion beträgt: 

160000 
96000 

64000 

Der  Prozentsatz  für  den  übernormalen  Überschuß  ist  auf 
90®/o  festgesetzt  Von  dieser,  die  normale  Produktion  über- 
treffenden Menge  sind  also  zunächst  90  ^/o  in  den  übernormalen 
Überschuß  abzuführen;  dies  sind  57  600.  Von  dem  noch  ver- 
bleibenden Rest  kommen  dann  80000  Pud  in  das  innere 
Kontingent  und  die  noch  verbleibenden  22400  Pud  werden 
im  vorgeschriebenen  Verhältnis  geteilt  in  6720,  3360,  12320. 
Es  ergibt  sich  also  folgende  Verteilung. 

Ubemormaler  Überschuß  .     .     .    57600 

T             17     *•         -.  (80000 

Inneres  Kontingent <  6720 

Unantastbarer  Vorrat   ....      3360 
Freier  Vorrat 12320 

160000 
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Der  übernormale  Überschuß  wird  nachher  in  den  freien  Vorrat 
überführt,  so  daß  sich  folgende  Schlußyerteilung  ergibt: 

Inneres  Kontingent 86720 

Unantastbarer  Vorrat  ....  3360 
Freier  Vorrat 69  920 

160000 

2.  Produktionsftehigkeit  200000,  wirkliche  Produktion 
250000.  Normale  Produktion  176000.  In  den  übernormalen 
Überschuß  kommen  90  ^/o  des  Unterschieds  von  wirklicher  und 
normaler  Produktion,  der  hier  74000  ist,  also  66600,  und  in 
das  innere  Kontingent  zunächst  80000.  Die  restierende 
Summe:  103400  in  die  vorgeschriebenen  Prozente  verteilt, 
ergibt  31020  —  15510  -  56870. 

Verteilung : 

Ubemormaler  Überschuß  .     .    .    66600 

Inneres  Kontingent jo-.  q^a 

Unantastbarer  Vorrat  ....  15510 
Freier  Vorrat 56  870 

250000 
Schlußverteilung : 

Inneres  Kontingent 111020 

Unantastbarer  Vorrat  ....  15510 
Freier  Vorrat 123470 

250  000 

3.  Produktions&higkeit  300000,  wirkliche  Produktion 
500000.  Normale  Produktion  256000.  Hier  steigert  sich  der 
übernormale  Überschuß  besonders  stark.  90®/o  der  Differenz 
zwischen  der  wirklichen  und  der  normalen  Produktion  be- 
tragen 217  600,  also  beinahe  50  ^/o  der  ganzen  Produktion. 
Nach  Abzug  der  80000  Pud  fUr  das  innere  Kontingent  wird 
die  Restsumme  von  202400  wie  oben  geteilt,  was  60720  — 
30360  —  111320  ergibt. 

Hier  erhalten   wir  folgendes  Gesamtbild: 

Übernormaler  Überschuß      .     .     217  600 

T             IT     *•         *  180000 

Inneres  Kontingent 160720 

Unantastbarer  Vorrat  ....  30360 
Freier  Vorrat 111320 

500000 
Schlußverteilung : 

Inneres  Kontingent  ....  140720 
Unantastbarer  Vori*at  ....  30360 
Freier  Vorrat 328920 

500000 
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Die  Hauptänderung  dieses  Gesetzes  gegenüber  dem  yom 
Jahre  1895  oesteht  darin,  daß  die  Verteilung  des  innem 
Kontingents  auf  die  Fabriken  anders  geregelt  wird.  Die  Be- 
stimmung des  Anteils  an  der  gewinnbringenden  Versorgung 
des  innern  Marktes  geschieht  nach  einem  Durchschnitt  der 
wirklichen  Produktion  der  letzten  Jahre.  Da  zu  dieser  die 
Reste  der  vorhergehenden  Kampagne  nicht  mehr  mitgezählt 
werden  dürfen,  ist  einer  Überproduktion  ein  energisches 
Halt  geboten  worden.  Es  hatte  sich  nämlich  unter  der 
Herrschaft  des  letzten  Gesetzes  ein  Nachteil  herausgestellt, 
der  nicht  von  vornherein  zu  erwarten  war  und  erst  im  Laufe 
der  Jahre  erkennbar  wurde.  Wenn  die  eine  oder  andere 
Fabrik  ihren  Betrieb  ausdehnte,  dann  zwang  das  Gesetz  in- 
direkt alle  anderen,  das  Gleiche  zu  tun.  Denn  der  den 
meisten  Gewinn  bringende  Anteil  an  der  Versorgung  des 
innern  Marktes  war  direkt  proportional  der  wirklichen 
Produktion.  Dabei  durften  die  am  Ende  einer  Kampagne 
vorhandenen  Reste  in  die  neue  Produktion  eingerechnet  werden, 
im  Beginn  ohne  Abzug,  während  durch  das  Gesetz  von  1898 
der  Finanzminister  ermächtigt  worden  war,  die  Übertragung 
dieser  Produktionsreste  zu  beschränken.  Vergrößerte  also  im 
Laufe,  einer  Kampagne  eine  Fabrik  ihre  Produktion  und  führte 
ihre  Überproduktion  nicht  aus,  brachte  sie  auch  nicht  als 
„über  die  Norm"  auf  den  innern  Markt,  dann  leistete  diese 
Zuckermenge,  auf  der  Fabrik  lagernd,  dennoch  einen  nicht  zu 
unterschätzenden  Dienst  dadurch,  daß  ihr  Anteil  am  innem 
Kontingent  für  die  nächste  Kampagne  automatisch  gesteigert 
wurde.  Dies  geschah  natürlich  auf  Kosten  solcher  Fabriken, 
welche  ihre  Produktion  nicht  ausgedehnt  hatten,  deren  Anteil 
am  innern  Markt  aber  durch  die  Vergrößerung  der  andern 
beschränkt  wurde.  Die  Folge  davon  war  eine  unverhältnis- 
mäßige Steigerung  der  Produktion  auf  allen  Fabriken.  Die 
Neugründungen  beliefen  sich  von  1895^96  bis  zur  Kampagne 
1902/08  auf  47;  dies  waren  zum  großen  Teil  Aktiengesellschaften. 
Die  verarbeitete  Rübenmenge  stieg  von  336  auf  537  Millionen 
oder  um66^/o,  die  erzielte  Zuckerausbeute  von  41  auf  64  Millionen 
oder  um  53  ^/o.  Die  Wirkungen  dieser  ins  maßlose  gesteigerten 
Überproduktion,  hervorgerufen  durch  das  „Wettlaufen"  der 
Fabrikanten,  waren  die  sich  stetig  häufenden  unverkäuflichen 
Reste,  die  am  Ende  jeder  Kampagne  übrig  blieben  und  im 
September  1903  die 'Höhe  von  17,70  Millionen  Pud  erreichten. 
(Siehe  Tabelle  13,  Seite  89.)  Es  erzeugte  dies  höchst  un- 
gesunde Verhältnisse,  aber  da  natürlich  keiner  der  Fabrikanten 
daran  dachte,  freiwillig  seine  Produktion  einzuschränken,  weil 
dies  nur  den  Konkurrenten  zugute  gekommen  wäre,  konnte 
lediglich  durch  die  Regierung  Abhilfe  geschaffen  werden. 

Die  Überproduktion  hatte  schon  in  den  Jahren  1899  und 
1901  das  Zentralbureau  der  Zuckerindustriellen  in  Kiew  ver- 
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anlaßt,  sich  mit  einem  Antrag  an  das  Finanzministerium  zu 
wenden,  die  bestehenden  Vorschriften  zu  ändern.  Das 
Ministerium  hatte  es  damals  aber  abgelehnt.  Vor  dem  Inkraft- 
treten der  Bestimmungen  der  Brüsseler  Konferenz  war  die 
Frage  aber  brennend  geworden,  da  die  sich  stetig  vermehren- 
den Reste  am  Ende  der  Kampagne  ein  chronisches  Übel  zu 
werden  drohten  und  bei  der  vorauszusehenden  Verminderung 
des  Exports  immer  größer  werden  mußten.  lEß  war  deshalb 
eine  Neuordnung  erforderlich,  die  dem  „Wettlaufen"  der 
Fabrikanten  Einhalt  tat,  die  Überproduktion  verminderte 
und  in  Zukunft  auf  eine  Einschränkung  der  Produktion  hin- 
arbeitete. Dies  wurde  auch  erreicht,  und  die  Wirkung  hielt 
einige  Jahre  an.  Die  Reste  verminderten  sich  von  26,5  Hillionen 
am  Ende  der  Kampagne  1903/04  auf  14,6  Millionen  für  das 
nächste  und  10,6  Millionen  das  übernächste  Jahr.  Von  1902/03 
ging  die  mit  Rüben  bestandene  Fläche  von  547  000  auf  438  OOO 
Defijatinen  zurück,  und  dementsprechend  verminderte  sich 
auch  die  Produktion  um  17  Millionen  Pud.  Der  innere  Ver- 
brauch stieg  dabei  um  7  Millionen.  Leider  hielt  diese  er- 
freuliche Tendenz  nicht  an,  und  in  den  beiden  letzten  Kam- 
pagnen 1906/07  und  1907/08  ist  eine  Steigerung  von  20  und 
10  Millionen  Pud  in  der  Produktion,  allerdings  auch  eine 
Steigerung  von  5  Millionen  in  der  innern  Nachfrage  zu  ver- 
zeichnen.    (Vergleiche  dazu  die  Tabelle  Nr.  13,  S.  89.) 

Den  Schutz  der  wirtschaftlich  Schwächeren  hat  auch  das 
neue  Gesetz  nicht  aufier  Acht  gelassen.  Die  untere  Grenze 
ist  beibehalten  und  gegen  die  frühere  noch  um  20000  Pud 
erhöht  worden,  bis  zu  der  die  kleineren  Fabriken  ihre  ganze 
Produktion  auf  den  inneren  Markt  bringen  können.  Äufierdem 
ist  ein  „übernormaler  Überschuß''  geschaffen  worden,  zu  dessen 
Bildung  nur  die  Fabriken  beitragen,  die  mehr  produzieren 
als  ihnen  zugeschrieben  ist.  Je  gröfier  die  Überproduktion 
ist,  um  so  mehr  müssen  die  letzteren  zu  diesem  Fonds  bei- 
steuern; wir  hatten  bei  dem  dritten  Beispiel  gesehen,  dafi  es 
fast  50%  der  ganzen  Fabrikation  werden  können.  Von  dem 
dann  übrigbleibenden  Rest  werden  erst  in  Prozenten  die  An- 
teile an  den  drei  Kontingenten  bestimmt.  Diesen  übemormalen 
Überschuß  mag  der  Fabrikant  ausführen ,  oder  ihn  auf  der 
Fabrik  lagern  Tassen:  er  kann  auf  jeden  Fall  die  Produktion 
des  nächsten  Jahres  nicht  beeinflußen. 

Die  bisherige  Preispolitik  behielt  die  Regierung  bei.  Die 
Grenz-,  Markt-  und  Exportpreise  für  Sandzucker,  sowie  die 
Raffinadepreise  sind  aus  den  beiden  folgenden  Tabellen  er- 
sichtlich (dazu  vergleiche  das  Diagramm): 
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Tabelle  Kr.  15. 
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Preig  für  Raffinade  an  der  Kiewer  B5ne  Ton  der 
Kampagne  1896/06  bis  1907/08. 


Kampagne 

Vom  1.  September  bis 
1.  Januar 

Vom  1.  Januar  bis 
1.  September 

Maximum  Minimum 

Schwan- 
kung 

Maximum 

Minimum 

Schwan- 
kung 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1895  - 1896 
1896—1897 
1897—1898 
1898—1899 
1899-1900 
1900—1901 
1901—190*2 
1902—1903 
1903—1904 
1904-1905 
1905  - 1906 
1906—1907 
1907—1908 

5,50 
5,85 
5,95 
5,90 
5,75 
6,40 
5,60 
5,60 
5,50 
5,50 
5,60 
5,60 
6,10 

5,30 
5,85 
5,75 
5,75 
5,60 
5,50 
5,50 
5,30 
5,30 
5,30 
5,45 
5,40 
4,80 

0,20 

0,20 
0,15 
0,15 
0,90 
0,10 
0,30 
0,20 
0,20 
0,15 
0,20 
0,20 

5,85 
5,95 
5,75 
5,75 
5,90 
5,70 
5,50 
5,50 
5,50 
5,60 
5,60 
5,45 

5,50 
5,85 
5,75 
5,75 
5,60 
5,50 
5,50 
5,30 
5,40 
5,45 
5,40 
5,10 

0,35 
0,10 

030 
0,20 

0,20 
0,10 
0,15 
0,20 
0,35 

Aus  der  Tabelle  Nr.  14  geht  hervor,  daß  die  Regierung 
mit  nur  drei  Ausnahmen  die  Preise  konsequent  erniedrigte. 
Die  erste  fiel  in  die  Kampagne  1904/05,  in  der  dieselben  Preise 
bezahlt  wurden  wie  in  der  vorhergehenden.  Es  war  dies  eine 
Folge  des  Krieges.  Zum  zweiten  und  dritten  Mal  geschah  es 
in  den  Kampagnen  1906/07  und  1907/08,  in  denen  die  Preise 
der  vorhergehenden  gleichfalls  nicht  erniedrigt  wurden.  Die 
Regierungsvertreter  wollten  um  mindestens  fünf  Kopeken 
heruntergehn,  aber  die  Vertreter  der  Zuckerindustriellen 
hielten  ihnen  vor,  daß  die  Produktionskosten  sich  um  20  Kopeken 
pro  Pud  erhöht  hätten,  infolge  der  Verteuerung  des  Roh- 
materials und  sämtlicher  zur  Produktion  erforderlicher  Hilfs^ 
materialien,  sowie  der  Steigerung  der  Arbeitslöhne.  Dazu 
käme  noch  die  Kontraktion  des  Kredits,  die  Unordnungen 
und  Unregelmäßigkeiten  im  Eisenbahnverkehr  und  weitere 
Anzeichen  einer  ernsthaften  Störung  des  wirtschaftlichen 
Lebens.  Deshalb  müßten  die  Grenzpreise  um  mindestens 
5  Kopeken  erhöht  werden,  d.  h.  die  Höhe  der  Kampagne 
1904/05  erreichen.  Die  Regierungsvertreter  hielten  dem  aber 
entgegen,  daß  der  Haiiptgesichtspunkt  der  zu  Recht  bestehen- 
den Gesetzgebung  die  fortgesetzte  Verbilligung  des  Zuckers 
für  den  innem  Markt  sei.  und  lehnten  deshalb  eine  Erhöhung 
der  Grenzpreise  prinzipiell  ab.  Da  aber  anderseits  die  tat- 
sächlich zur  Zeit  sehr  ungünstige  Lage  der  Zuckerindustrie 
berücksichtigt  werden  mußte,  und  auch  keine  Aussicht  be- 
stand, daß  binnen  Kurzem  eine  Wendung  zum  Besseren  ein- 
treten würde,  hielt  man  es  fUr  geraten,  in  diesen  Kampagnen 
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auch   keine  Erniedrigung  eintreten  zu  lassen  und  liefi  daher 
die  Grenzpreise  auf  der  Höhe  der  letzten. 

Die  Schwankungen  der  Marktpreise  innerhalb   der  Eam- 

Eagne  sind  auf  ein  Minimum  reduziert  worden.  Die  höchste 
>ifferenz  betrug  0,43  Rubel  in  der  Kampagne  1899/00,  die 
geringste  6  Kopeken  in  der  Kampagne  1900/01  und  1901/02. 
In  den  Kampagnen,  in  denen  kein  Nachschuss  aus  dem  freien 
und  unantastbaren  Vorrat  stattfand:  1902 — 1904  blieben  die 
Marktpreise  stets  unter  dem  Grenzpreise  und  erreichten  ihn 
nur  einmal.  Die  Überschreitungen  der  Grenzpreise  sind  gleich- 
falls sehr  gering:  3,  5,  6  Kopeken  und  erreichen  nur  ein 
einziges  Mal  12  Kopeken  in  dem  ersten  Teil  der  Kampagne 
1906/07;  dies  ist  allerdings  auf  bestimmte  Manöver  zurück- 
zuführen. £8  wurden,  freilich  verfrüht,  im  Oktober  und 
Dezember  1906  6  Millionen  Pud  aus  den  Vorräten  auf  den 
Markt  geworfen,  die  nicht  nur  den  Preis  entsprechend  senkten, 
sondern  geradezu  eine  verderbliche  Wirkung  ausübten  (darüber 
siehe  unten:  V,  3). 

Ebenso  zeigt  die  Rafiinadepreisbewegung,  mit  einer  Aus- 
nahme in  der  Kampagne  1900/01  mit  90  Kopeken,  nur 
Schwankungen  von  15  bis  35,  also  eine  durchaus  stetige  Be- 
wegung. Vergleicht  man  hiermit  die  Preisschwankungen,  wie 
sie  vor  der  Gründung  des  Privatsyndikats  an  der  Tages- 
ordnung waren  (siehe  oben  die  Tabelle  Nr.  4,  S.  37,  dazu  das 
Diagramm),  so  muß  man  der  staatlichen  Preispolitik  die  An- 
erkennung zollen,  dafi  sie,  mit  einer  fortgesetzten  Verbilligung, 
Gleichmäßigkeit  und  Stetigkeit  in  die  Preisbewegung  ge- 
bracht hat. 

Etwas  völlig  Neues  in  diesem  Gesetz  ist  die  Bestimmung 
über  den  denaturierten  Zucker.  Man  hatte  die  Absicht,  den 
Zuckerproduzenten  für  den  zu  erwartenden  Rückgang  des  Ex- 
ports einen  Ersatz  zu  bieten.  Deshalb  war,  allerdings  zunächst 
nur  auf  drei  Jahre,  erlaubt  worden,  denaturierten  Zucker, 
der  zum  menschlichen  Gebrauch  untauglich  gemacht  ist,  ohne 
Bezahlung  irgend  einer  Steuer  auf  den  Markt  zu  bringen. 
Gleichzeitig  sollte  diese  Zuckermenge  nicht  in  das  innere  Kon- 
tingent eingerechnet  werden.  Man  erwartete,  daß  dieser 
Zucker  wegen  seines  hohen  Gehalts  an  kristallischen  Zucker- 
bestandteilen ausgedehnte  Anwendung  in  der  Landwirtschaft 
als  Viehfutter  finden  werde,  und  auch  bei  der  Technik  mit 
Vorteil  gebraucht  werden  könne,  so  daß  sich  hier  den  Zucker- 
fabriken eine  günstige  Gelegenheit  bieten  würde,  mit  Vorteil 
Nebenprodukte  der  Fabrikation  und  ihren  Überschuß  zu  ver- 
werten. Diese  Hoffnung  erfüllte  sich  aber  nur  sehr  wenig. 
Von  denaturiertem  Zucker  wurden  auf  den  Markt  gebracht*: 


*  B.  c  np..  1907,  I,  S.  195. 
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In  der  KampAgne  Päd 

1903/04 22000 

1904/05 20U00 

1905/06 13000 

Dieser  Zucker  fand  fast  ausscfaliefilich  Verwendung  ftr 
Fütterung  des  Viehs,  das  bei  den  Fabriken  selbst  gehalten 
wurde.  Nur  ein  ganz  verschwindender  Teil  wurde  an  Grund- 
besitzer verkauft,  deren  Güter  in  der  Nähe  der  Fabriken  lagen, 
in  der  Technik  fand  er  überhaupt  keine  Verwendung. 

Trotzdem  wurde  jene  Bestimmung  kurz  vor  Ablauf  ihrer 
Gültigkeit  auf  Antrag  der  Zuckerindustriellen  bis  auf  weiteres 
verlängert.  Es  geschah  dies  deshalb,  weil  im  Herbst  1906 
der  Weltmarktpreis  für  Zucker  ein  derart  geringer  war,  dafi 
an  eine  Ausfuhr  so  gut  wie  überhaupt  nicht  zu  denken  war, 
oder  eine  solche  nur  mit  beträchtlichem  Verluste  stattfinden 
konnte.  So  sollte  den  Fabrikanten  wenigstens  die  Möglich- 
keit vorbehalten  bleiben,  ihre  unverkäuflichen  Zuckerüberreate 
aus  dem  freien  Vorrat  zu  denaturieren  und  dann  als  Viehfutter 
zu  verkaufen.  Ob  aber  Zucker  als  Viehfutter  in  solchem  Mafie 
in  Rußland  Verwendung  finden  kann,  da6  sich  die  Dena- 
turierung in  großem  Maßstabe  lohnt,  ist  sehr  zweifelhaft,  und 
so  wird  diese  Bestimmung  wohl  hauptsächlich  eine  Maßregel 
auf  dem  Papier  bleiben. 

Die  letzte  Neuerung  des  Gesetzes  enthält  die  Erlaubnis, 
fbr  die  Bezahlung  der  Steuer  die  steinernen  Baulichkeiten  zu 
verpfänden.  Hierüber  ist  im  Zusammenhang  mit  der  Ge- 
schichte der  Zuckersteuer  berichtet  (siehe  Exkurs). 

Zum  Schluß  ist  noch  einiges  zu  bemerken  hinsichtlich 
des  garantierten  Minimalabsatzes  von  60000  bezw.  80000  Pud. 
Diese  Maßregel  ist  in  erster  Linie  darauf  berechnet,  den 
kleineren  Fabriken  ein  „Existenzminimum^  zu  gewährleisten. 
Trotzdem  konnte  die  gesetzliche  Bestimmung  nicht  die  Tendenz 
zur  größtmöglichen  Kapitalisierung  und  Konzentrierung  der 
Betriebe  hindern.  Diese  im  wirtschaftlichen  Leben  aller  Länder 
sich  zeigende  Erscheinung  der  Neuzeit  trat  auch  bei  der 
russischen  Zuckerindustrie  zutage. 

Gruppieren  wir  die  Fabriken  zunächst  nach  der  Menge 
der  verarbeiteten  Rüben,  so  ergibt  sich  folgendes  Bild: 

Verarbeitete  Zahl  der  Fabriken 

looc'^pudf      94/95  95/96  96/97  97/98  98/99  99/00  00/01  01/02  02/03  OS/04  » 

unter  1000  61  66  70  71  64  62  81  57  50  60 
1000—2000  129  121  113  115  130  127  145  129  120  138 
2000—8000  30  35  41   40  40  56  37   63  65   52 

über  3000   8   8   11   12   9  23  10  28  41   23 

Sa.  der  Fabr.  228  230  235  238  243  268  273  277  276  273 


^  Eine  Statistik  jüngeren  Datams  ist  noch  nicht  vorhanden. 
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Einzelne  Schwankungen  außer  Betracht  gelassen,  ist  also 
die  Zahl  der  kleineren  unter  1  Million  Pud  Rüben  ver* 
arbeitenden  Fabriken  in  dem  zehnjährigen  Zeitabschnitt  die 
gleiche  geblieben;  die  Zahl  der  Fabriken  mit  der  nächst 
größeren  Produktion  hat  sich  nur  um  ein  geringes  vermehrt 
Um  so  stärker  ist  die  Zunahme  der  großen  Werke.  Den 
Höhepunkt  der  kapitalistischen  Entwicklung  und  Konzen- 
trierung in  diesem  Zeitraum  stellt  die  vorletzte  Kampagne 
dar,  in  der  sich  im  Vergleich  zur  ersten  die  Zahl  der  über 
2  Millionen  Pud  Rüben  verarbeitenden  Fabriken  verdoppelt, 
der  Über  3  Millionen  verarbeitenden  verfünffacht  hat.  In  der 
folgenden  Kampagne  trat  ein  gewisser  Rückschlag  ein. 

Dieselbe  Tendenz  finden  wir,  wenn  wir  die  Fabriken  nach 
der  Menge  der  täglich  verarbeiteten  Rüben  und  der  Zahl 
der  Arbeitstage  ordnen: 

An  einem  Arbeite-  rr  i^\   jt       -c*  -l  -t 

Uge  verarbeitete  i^anl  der  raonken 

TiftbemjenfB      94/95  95/95  95/97  97/93  93/99  99/00  00/01  01/02  02/03  08/04 

unter  10000  26  23  21  18  17  13  11  8  9       8 

10000-15000  58  49  52  45  46  49  46  32  36     34 

15000—20000  71  69  57  58  63  66  69  73  72     63 

20000—30000  57  66  76  85  82  93  107  110  106   110 

über  30000  16  23  29  32  35  47  40  54  53     58 

Sa.  der  Fabr.    228  230  235  238  243  268    273   277   276  273 

Aus  dieser  Tabelle  geht  zweierlei  hervor: 

1.  Die  Zahl  der  kleineren  bis  zu  20000  Pud  täglich  ver- 
arbeitenden Fabriken  nimmt  in  dem  Zeitraum  von  1894/95  bis 
1903/04  beständig  ab,  nämlich  von  155  auf  105,  während 
die  Zahl  der  großen  Fabriken  von  73  auf  168  steigt. 

2.  Vergleichen  wir  die  Zahl  der  Fabriken  1894/95  und 
1903/04,  so  zeigt  sich,  daß  in  den  10  Jahren  45  neue  Fabriken 
entstanden  sind.  Diese  Zahl  fkUt  ausschließlich  auf  die  großen. 
EiS  verschiebt  sich  also  nicht  nur  die  Produktion  der  bestehen- 
den Fabriken  zu  Ungunsten  der  kleineren,  indem  auf  einzelnen 
der  Betrieb  ausgedehnt  wird,  sondern  auch  alle  neu  gegründeten 
gehören  zu  den  größten  und  leistungsfähigsten. 

Nach  der  , Zahl  der  Arbeitstage  zusammengestellt  ergibt 
sich  folgende  Übersicht: 

Zahl  der  Fabriken 

Arbeitstage  g^g    g^^^    gg^^^    g^^gg    gg,gg    gg^Q^    ^/^j    QyQ^    02/03    08/04 

unter  GO.  .  32  53  58  69  74  74  119  75  60  87 

60—  90 .  .  139  130  144  127  139  130  131  136  128  140 

90—120.  .  49  42  28  39  28  55  23  52  65  42 

über  1 20  855329—   14  23  4 

Sa.  der  Fabr.  228  230  235  238  243  268  273  277  276  273 
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Will  man  aus  der  Verringerung  der  Arbeitstage  auf  die 
technische  Vervollkommnung  schließen,  so  ist  zunächst  die 
Gesamtmenge  des  verarbeiteten  Rohmaterials  damit  zu  kom- 
binieren. Aus  der  Tabelle  Nr.  13 ,  S.  89,  Spalte  4,  geht 
hervor,  daß,  von  einer  kleinen  Schwankung  1900/01  ab- 
gesehen, das  verarbeitete  Rohmaterial  bis  1902/03  stetig  zu- 
genommen hat.  1903/04  fand  ein  Rückgang  um  beinahe 
70  Millionen  Pud  statt.  Dies  war  eine  beabsichtigte  Ein- 
schränkung der  Produktion  infolge  der  Brüsseler  Konvention; 
deshalb  muß  die  Kampagne  1903/04  aus  der  allgemeinen  Be- 
trachtung ausscheiden,  es  würden  sich  sonst  zu  günstige  Re- 
sultate ergeben.  Unter  Berücksichtigung  der  Zunahme  der 
Gesamtzahl  der  Fabriken  um  48  (bis  1902/03)  zeigt  sich,  daß 
die  Fabriken  mit  geringster  Arbeitsdauer  am  meisten  zu- 
genommen haben,  nämlich  um  28.  Diese  28  dürften  wohl 
ausschließlich  Neugründungen  größten  Stils  mit  einer  täglichen 
Arbeitsleistung  von  über  20  000  Pud  sein.  Die  nächste  Spalte 
zeigt  eine  Abnahme  von  11,  die  dritte  und  vierte  eine  Zu- 
nahme von  16  und  15.  Die  Zunahme  der  Fabriken  mit 
größerer  Arbeitsdauer  spricht  nicht  für  eine  durchgehende 
technische  Vervollkommnung;  die  Zahlen  sind  aber  zu  gering- 
fügig, um  einen  allgemeinen  Schluß  zuzulassen,  der  die  oben 
aufgestellte  Behauptung  der  stetig  zunehmenden  Konzentrierung 
der  Betriebe  zweifelhaft  erscheinen  lassen  könnte. 

Für  diese  spricht  vielmehr  auch  die  folgende  Zusammen- 
stellung, die  für  das  gleiche  Jahrzehnt  die  Fabriken  nach  dem 
Umfang  der  Zuckerproduktion  angibt: 

Produktion  Zahl  der  Fabriken 

Päd :  94/95  95/96  96/97  97/98  98/99  99/00  00/01  01/02  02/03  03/04 

unter  75000    39  18  23  25  25  23    33  19  13  13 

7500U— 150000  104  81  95  91  80  93    94  73  71  63 

150000—250000    67  91  82  82  101  96  103  95  94  102 

über  250000    18  40  35  40  37  56    43  90  98  95 

Sa.  der  Fabr.      228  230  235  238  243  268  273  277   276  273 

Danach  haben  sich  die  Fabriken  mit  einer  Jahres- 
produktion unter  150000  Pud  um  67  vermindert,  die  mit 
einer  Jahresproduktion  über  150000  Pud  um  112  vermehrt. 
In  diesen  112  sind  enthalten:  67  deren  Betrieb  vergrößert 
worden  ist,  die  mithin  aus  der  geringeren  Gruppe  aus- 
schieden, sowie  die  45  Neugründungen  von  der  Kampagne 
1894/95  bis  1903^04.  Besonders  anschaulich  tritt  die  Aus- 
dehnung der  Betriebe  in  den  beiden  letzten  Kampagnen 
hervor:  der  Rückgang  von  acht  Fabriken  in  der  Produktions- 
gruppe 75000  —  150000  erscheint  als  Zunahme  in  der  fol- 
genden: 150000—250000.  Der  Gesamtrückgang  am  drei 
Fabriken  Ulli  ausschließlich  auf  solche  mit  aUergröfiter  Pro- 
duktion, die  ihre  Tätigkeit  völlig  einstellten^ 
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Die  gleiche  allgemeine  Erscheinung  zeigt  sich  in  der  Durch- 
schnittsproduktion aller  Fabriken  des  Reichs: 

Durchschnittsprodaktion  einer  Fabrik 
Kreis  1000  Pud  in  den  Kampagnen 

99/00      00/01      01/02      02/03      03/04 

südwestlicher 187  192  227  238  239 

mittlere  Schwarzerde   ...  230  214  222  302  313 

östlicher 123  87  79  126  149 

Weichsel     .     .     .     .     ...  120  136  199  162  131 

Durchschnittsproduktion  einer 

Fabrik  im  ganzen  Reich  .     165      157       182      207      208 

Aus  dieser  Zusammenstellung  ist  aufier  der  allgemeinen 
Tendenz  der  Produktionszunahme  zu  ersehen,  daß  die  Haupt- 
steigerung auf  den  südwestlichen  und  den  mittleren  Schwarz- 
erde-Kreis ent&Ut,  die  Steigerung  in  den  beiden  anderen  Kreisen 
dagegen  viel  geringer  ist. 

Zum  Schluß  seien  noch  die  gleichen  Angaben  für  die 
Raffinadeproduktion  gemacht : 

Produktion  Zahl  der  Baffinadefabriken 

Mill.  Pud:       94/95  95/96  96/97  97/98  98/99  99/00  00/01  01/02  02/03  03/04 

unter  0,5.      656       67  56  4       45 

0,5—1,0    .78787  66  363 

1,0—1,5    .77544  76  966 

über  1,5.       11556  55  7       77 

Summe  aller 

Raffinadefabr.  21     21     23     23     24      23    23      23     23    21 

Diese  Tabelle  zeigt  mit  besonderer  Deutlichkeit  die 
Konzentrierung  der  Betriebe.  Die  Abnahme  seit  der  Kampagne 
1894/95  in  den  drei  ersten  Größenklassen:  l-|-4-f  1  bis  zur 
Kampagne  1903^04  kommt  ausschließlich  der  Zahl  der  aller- 
größten Fabriken  zugute.  Die  Neugründungen  lassen  Fabriken 
größten  Umfanges  entstehen.  1896/97  gleicht  sich  gegen- 
über der  vorhergehenden  Kampagne  die  Verschiebung  in  den 
beiden  ersten  Klassen  aus,  die  dritte  geht  um  zwei  zurück, 
die  wir,  zusammen  mit  den  Neugründungen,  in  der  vierten 
wiederfinden.  1898/99  findet  die  Neugründung  gleichfalls  in 
der  vierten  Klasse  statt,  die  dritte  bleibt  dieselbe  wie  in  der 
vorhergehenden  Kampagne  und  die  Verschiebungen  in  den 
beiden  ersten  gleichen  sich  wieder  aus.  In  der  letzten  Kam- 
pagne verringert  sich  die  Gesamtzahl  der  Raffinadefabriken 
um  zwei.  Diese  Verringerung  fällt  nur  zu  Lasten  der  zweiten 
Klasse,  aus  der  außerdem  noch  eine  Fabrik  durch  Verringerung 
der  Produktion  ausscheidet  (über  die  weitere  Gestaltung  der 
Raffinadeproduktion,  s.  IV). 
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Es  ergibt  sich  also  als  allgemeine  Schlußfolgerung,  daß 
die  russische  Zuckergesetzgebung  mit  ihrer  Qewährleistung 
eines  Mindestangebots  von  80000  Pud  auf  dem  innern  Markt 
zwar  die  Existenz  der  kleineren  Fabriken  sichert,  die  all- 
gemeine Konzentrationsbewegung  aber  nicht  aufhält.  Oft 
wurde  von  großen  und  größten  Fabriken,  die  in  ihrer  Ent- 
faltung durch  die  „Normirowka"  gestört  zu  sein  glaubten, 
dieser  eine  ungebührliche  Hinderung  der  Entwicklung  vor- 
geworfen; doch  kann  dies  all  gemein  nicht  anerkannt  werden. 
Hier  und  da  mögen  vielleicht  bei  besonders  gilnstig  er- 
scheinenden Absatz  Verhältnissen  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
einengend  gewirkt  haben.  Im  großen  ganzen  sind  sie  aber 
elastisch  genug  gewesen,  um  eine  weitere  Entwicklung  ent- 
sprechend dem  allgemeinen  Gang  des  wirtschaftlichen  Lebens 
zu  ermöglichen. 


in.  Die  BrOsseler  Konvention. 

1.    Der   Nichtbeitritt   Rußlands    zur   Konvention    des 

Jahres  1902  und  dessen  Folgen  für  die  russische 

Zuckerindustrie,  besonders  die  Ausfuhr. 

Die  internationale  Zuckerkonferenz,  welche  auf  die  Ini- 
tiative Englands  in  BrUssel  1902  zusammentrat,  stellte  folgende 
Hauptgrundsätze  auf^: 

1.  Die  vertragschließenden  Staaten  verpflichten  sich  vom 
Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieses  Vertrages  an,  alle  ofl^enen 
und  geheimen  Prämien  abzuschaffen,  die  für  die  Produktion 
oder  die  Ausfuhr  bestehen,  und  auch  keine  besonderen  Aus- 
fuhrprämien während  der  ganzen  Gültigkeitsdauer  dieser  Ver- 
träge neu  einzuführen.  Diese  Bestimmung  erfaßt  auch  alle 
die  Vorteile,  die  unmittelbar  oder  mittelbar  sich  aus  der 
zuckerfiskalischen  Gesetzgebung  der  einzelnen  Länder  ftir  die 
Unternehmer  ergeben,  nämlich: 

a)  unmittelbare  Vergünstigungen  für  die  Ausfuhr, 

b)  unmittelbare  Zuwendungen  irgend  welcher  Geldsummen 
an  die  Unternehmer. 

c)  teilweise  oder  völlige  Befreiung  eines  Teiles  der  Pro* 
dukte  von  Steuern, 

d)  irgendwelche  Vorteile,  die  sich  aus  dem  Übermaß  der 
Zuckererzeugung  über  die  gesetzliche  Norm  ergeben, 

e)  Vorteile  aus  einer  Zurückerstattung  der  Steuer  in 
übermäßigem  Maßstabe, 

f)  Vorteile  infolge  einer  Erhöhung  des  Zolls  über  die  in 
Artikel  3  gesetzte  Grenze. 


Nach  dem  russischen  Text.   Veröffentlicht  in  B.  c.  np.,  1902, 1,  S.  881. 
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2.  Die  vertragBchließenden  Staaten  verpflichten  sich  zur 
genauen  Kontrolle  über  die  gesamte  Zuckerproduktion  in  den 
einzelnen  Ländern. 

3.  Die  vertragsschließenden  Staaten  verpflichten  sich,  auf 
eingeführten  Zucker  keinen  Zoll  zu  legen,  der  auf  100  kg 
Raffinade  und  ihm  gleichwertigen  Zucker  die  innere  Steuer 
um  mehr  als  6  Francs  und  für  allen  andern  um  mehr  als 
5,50  Francs  übersteigt.  Auf  nicht  Zucker  produzierende  Länder 
findet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung. 

4.  Die  vertragschließenden  Staaten  verpflichten  sich, 
Zucker,  der  aus  Ländern  eingeführt  wird,  die  Fabrikations- 
und Ausfuhrprämien  zahlen,  mit  besonderem  Zoll  zu  belegen. 
Dieser  Zuschlagszoll  darf  nicht  geringer  sein  als  die  Summe 
der  direkten  und  indirekten  Prämien,  die  im  Ursprungslande 
des  Zuckers  gezahlt  worden  sind.  Um  solche  Erleichterungen 
zu  bestimmen,  die  sich  aus  1,  f  ergeben,  gilt  Artikel  3  als 
Norm.  Den  einzelnen  Staaten  bleibt  vorbehalten,  die  Einfuhr 
von  Zucker  aus  solchen  Ländern  ganz  zu  verbieten. 

5.  Bestimmungen  über  Zölle  zwischen  den  vertrag- 
schließenden Staaten. 

6.  Spanien,  Italien,  Rumänien  und  Schweden  werden  von 
den  Verpflichtungen  der  Artikel  1,  3,  4  befreit,  so  lange  sie 
keinen  Zucker  ausführen.  Diese  Staaten  verpflichten  sich 
indessen,  ihre  Zuckergesetzgebung  den  Bestimmungen  dieses 
Vertrags  anzupassen  binnen  eines  Jahres  von  dem  Zeitpunkt 
an,  wo  die  Mehrheit  der  ständigen  Kommission  der  Ansicht 
ist,  daß  die  oben  genannte  Bedingung  nicht  mehr  besteht. 

7.  Es  wird  eine  ständige  internationale  Kommission  aus 
Vertretern  aller  vertragschließenden  Staaten  gebildet.  Zu  den 
Aufgaben  der  ständigen  Kommission  gehört: 

a)  darüber  zu  wachen,  ob  in  den  vertragschließenden 
Staaten  irgend  welche  direkten  oder  indirekten  Prämien  für 
die  Produktion  bezahlt  werden, 

b)  festzustellen,  ob  die  in  Artikel  6  erwähnten  Staaten 
dauernd  der  ausgesprochenen  Bedingung  entsprechen, 

c)  festzustellen,  ob  in  den,  diesem  Vertrage  nicht  bei- 
getretenen Staaten  Prämien  bestehen  und  bejahenden  Falls  den 
Umfang  dieser  Prämien  zu  ermitteln  in  Hinblick  auf  die  Vor- 
schriften des  Artikels  4. 

d)  Entscheidungen  in   allen   streitigen  Fällen   zu  treffen. 

e)  Anträge  solcher  Staaten  zu  beurteilen,  welche  aus 
irgend  einem  Grunde  diesem  Vertrag  sich  nicht  angeschlossen 
haben,  aber  in  Zukunft  an  ihm  teilnehmen  wollen. 

8.  Die  vertragschließenden  Staaten  verpflichten  sich  für 
sich  und  ihre  Kolonien,  Maßregeln  zu  treffen,  um  zu  ver- 
hindern, daß  prämiierter  Zucker,  der  eins  der  vertragschließen- 
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den  Länder  passiert,   die  in  diesem  Vertrag  enthaltenen  Er- 
leichterungen genießt. 

9.  Bestimmungen  über  spätere  Zulasssung  jetzt  nicht  be- 
teiligter Staaten. 

10.  Der  Vertrag  tritt  in  Kraft  am  1.  September  1903,  und 
zwar  zunächst  auf  fünf  Jahre«  Er  bleibt  weiter  je  auf  ein  Jahr 
in  Wirkung,  wenn  nicht  einer  der  beteiligten  Staaten  zwölt 
Monate  vor  Ablauf  der  Frist  sein  Ausscheiden  anzeigt. 

11.  Es  werden  bestimmte  Ausnahmen  für  einzelne  englische 
und  niederländische  Kolonien  hinsichtlich  Artikel  5  und  8 
zugelassen. 

12.  Bestimmungen  über  die  Ratifizierung  des  Vertrages, 
die  nicht  später   als  am  1.  Februar  1903  zu  erfolgen  hat.  — 

Rußland  hatte  keine  Vertreter  zu  der  Brüsseler  Konferenz 
entsandt,  und  dies  begründete  die  Regierung  folgendermaßen: 

Die  in  Rußland  bestehende  Gesetzgebung  fördert  die 
Ausfuhr  von  Zucker  weder  mit  offenen  noch  mit  versteckten 
Prämien.  Sie  regelt  nur  das  Zuckerangebot  auf  dem  innern 
Markte  und  bemüht  sich,  einerseits  die  Überproduktion  ein- 
zuschränken, anderseits  den  Preis  für  Zucker  beständig  zu 
erniedrigen  und  die  Nachfrage  zu  steigern.  Im  Oeeensatz  zu 
den  Aufgaben  aller  privaten  Syndikate,  die  den  Überschuß 
ihrer  Produktion  ins  Ausland  abstoßen,  um  im  Inlande 
desto  höhere  Preise  zu  erzielen,  hat  die  russische  Regierung 
die  Preise  fortgesetzt  erniedrigt.  Durch  verlustbringende 
Ausfuhr  entstandene  Ausfälle  können  aus  keiner  Quelle  ge- 
deckt werden.  Die  Produzenten  sind  daher  gezwungen,  den 
Export  nach  und  nach  einzuschränken,  um  durch  Vervoll- 
kommnung der  Produktionsweise  bei  den  fortgesetzt  sinkenden 
Preisen  sich  genügende  Erträge  zu  sichern. 

Weiter  wurde  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes 
von  20.  November  1895  angeführt;  dann  wandte  sich  die 
Regierung  noch  besonders  gegen  den  Einwurf  einzelner 
anderer  Staaten,  die  in  dem  Handel  mit  Ausfuhrzertifikaten 
Anzeichen  einer  versteckten  Prämie  gesehen  hatten:  dank 
der  Übertragung  der  Ausfuhrzertifikate  wächst  die  Menge 
Zucker  nicht,  die  auf  den  innern  Markt  kommt;  daher 
ist  die  Annahme  unrichtig,  daß,  je  mehr  die  einen  Fabriken 
ausführen,  die  andern  um  so  mehr  auf  den  innern  Markt 
bringen  können.  Das  Recht  der  Übertragung  der  Ausfuhr- 
zertifikate fbrdert  nicht  die  Ausfuhr  ins  Ausland  und  erhöht 
nicht  das  Angebot  auf  dem  Weltmarkt,  sondern  erleichtert 
nur  die  Verteilung  der  innern  Produktion  zwischen  den  an 
der  Peripherie  und  im  Zentrum  gelegenen  Fabriken  nach 
natürlichen,  wirtschaftlichen  und  geographischen  Bedingungen*. 


'  Über  diese  Übertragung  siehe  unten  Y«  3. 
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Die  für  die  Ausfuhrzertifikate  erhaltenen  Summen  sind  keine 
versteckten  Ausfuhrprämien  —  sie  stellen  nur  eine  Form  des 
Gewinnes  dar,  den  die  Fabriken  auf  dem  innern  Markt  er- 
zielen, dank  dem  Umstand,  da6  dieser  völlig  reguliert  ist. 
Selbst  wenn  man  zugeben  kann,  daß  die  Bezahlung  einer 
bestimmten  Summe  seitens  einer  Fabrik  an  die  andere  unter 
den  Begriff  einer  Prttmie  zu  bringen  ist,  so  ist  bei  einer  solchen 
Erweiterung  des  Begriffs  unter  Exportprämien  nur  das  zu  ver- 
stehen, was  den  Export  auch  wirklich  vergrößert  Der  Ver- 
kauf von  Ausfuhrzertifikaten  innerhalb  der  einzelnen  Fabriken 
bezweckt  aber  weiter  nichts  als  eine  Verschiebung  der  Aus- 
fuhr von  der  einen  zur  andern  Fabrik. 

Auch  nach  Abschluß  der  Konvention  behielt  Rußland 
seine  ablehnende  Haltung  bei,  und  zwar  hauptsächlich  aus 
folgenden  Gründen: 

1.  Die  Hauptaufgabe  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  be- 
stand darin,  die  internationale  Zuckerversorgung  so  zu  ordnen, 
daß  jedes  Land  in  erster  Linie  die  Nachfrage  des  innern 
Marktes  befriedigen  solle,  und  nur  der  Übernuß  in  andere 
Länder  auszuführen  sei.  Dieses  Ziel  hatte  man  schon  durch 
das  Gesetz  vom  20.  Dezember  1895  zu  erreichen  gesucht. 
Wie  oben  in  Abschnitt  II  ausgeführt,  lag  der  schwächste  Punkt 
des  Privatsyndikats  darin,  daß  es  auf  die  ^ verlustbringende 
Ausfuhr"  gegründet  war,  woran  es  auch  später  zerfiel.  Der 
offizielle  „Finanzbote"  drückt  sich  folgendermaßen  darüber 
aus':  „Die  Struktur  unserer  Zuckerindustrie,  wie  sie  das  Ge- 
setz geschaffen  hat,  verfolgt  ausschließlich  den  Zweck,  einer- 
seits die  schädlichen  Preisschwankungen  aufzuheben  und  durch 
allmähliche  konsequente  Erniedrigung  der  Preise  den  innern 
Verbrauch  zu  steigern,  anderseits  aber  auch  die  normale 
Entwicklung  der  Industrie  zu  fördern  und  dem  Lande  in  Zu- 
kunft zu  ermöglichen,  alle  Bedürfnisse  durch  eigene  Produk- 
tion zu  befriedigen.  Unsere  Ausfuhr  erreicht  höchstens  10— 15% 
der  ganzen  Produktion  und  genießt  weder  offene  noch  ver* 
steckte  Prämien.  Bei  den  Verlusten,  mit  denen  sie  verknüpft 
ist,  zeigt  sie  sich  als  eine  Last  der  Industrie,  die  zu  beseitigen 
die  vereinten  Kräfte  der  Regierung  und  der  Industrie  selbst 
bestrebt  sein  werden.* 

Der  innere  Verbrauch  von  Zucker  war  von  1895 — 1902 
von  27,8  bis  auf  45,6  Millionen  gestiegen  (siehe  Tabelle,  S.  89), 
und  die  Preispolitik  der  Regierung  bewegte  sich  in  der  an- 
gegebenen Weise,  die  Ausfuhr  war  aber  doch  recht  beträcht- 
lich; sie  betrug  in  Prozenten  der  Gesamtproduktion  in  den 
Kampagnen : 


'  BicTHHiTB  «HBaHCOBis  1902,  Nr.  9,  S.  446. 
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1895-1896     .    . 

.    .    30,9  o/o 

1896—1897     .    . 

.     .    21,7, 

1897     1898     .    . 

•     .     18,5, 

1898-1899     .    . 

.     .     19,1, 

1899—1900     .    . 

.    .    28,3, 

1900     1901     .     . 

.     .     17,0, 

1901-1902     .     . 

.     .     14,6  „ 

Da  schon  die  innere  Regelung  denselben  Zweck  verfolgte^ 
wie  die  Konferenz,  hielt  man  es  nicht  für  nötig,  ihren  Be- 
schlüssen beizutreten. 

2.  Wichtiger  aber  waren  folgende  Erwägungen :  Auf  der 
Qeneral Versammlung  des  Bundes  deutscher  Zuckerind üstriellen 
im  Jahre  1901  war  berechnet  worden*,  daß  die  Produktion 
deutschen  Rübenzuckers  ungefähr  8,50  Mark  den  Zentner  koste, 
während  Rohrzucker,  aus  Indien  eingeführt,  bei  einem  Oewinn 
▼on  0,50  Mark  schon  für  6  Mark  in  Deutschland  verkauft 
werden  könne.  Es  wäre  also  dem  deutschen  Zucker  bei  seiner 
gewaltigen  Ausfuhr  eine  Konkurrenz  mit  dem  Rohrzucker 
beinahe  zur  Unmöglichkeit  gemacht  worden.  Noch  schlimmer 
lag  die  Sache  in  Rußland.  Da  die  Rüben  nicht  so  zucker- 
haltig sind  und  die  Ernten  sehr  schwanken,  im  Durchschnitt 
auch  viel  geringere  Erträge  bringen  als  in  Deutschland,  sind 
die  Produktionskosten  bedeutend  höher  ^.  Infolgedessen  fürch- 
tete man  in  Rußland  die  Konkurrenz  des  deutschen  Zucker» 
noch  mehr.  Man  stellte  die  Berechnung  auf  ^,  daß  in  Deutsch- 
land  die  Herstellung  eines  Pudes  Zucker  ungefähr  1,25  Rubel 
koste,  hierzu  komme  die  Fracht  von  Magdeburg,  dem 
Zentrum  der  deutschen  Zuckerindustrie,  bis  Petersburg  mit 
etwa  15  Kopeken,  übrige  kleine  Ausgaben  für  Kommissionäre 
u.  ä.  mit  5  Kopeken,  ferner  der  neue  geringe  Zoll  —  und 
der  deutsche  Fabrikant  konnte  ein  Pud  weißen  Sandzucker» 
ohne  Verlust  für  3,5ö  Rubel  in  Petersburg  verkaufen.  Die» 
würde  dem  russischen  Zucker  alle  Möglichkeit  genommen 
haben,  im  eigenen  Lande  mit  dem  deutschen  zu  konkurrieren. 

Der  von  der  Brüsseler  Konferenz  bestimmte  ZoUschuts, 
der  auf  100  kg  nur  mit  6  Francs  für  Raffinade,  und  mit  5,50 
Francs  für  allen  übrigen  Zucker  die  innere  Steuer  über- 
treffen durfte,  wäre  37,5  und  33,5  Kopeken  auf  das  Pud 
gewesen ;  der  Zoll  hätte  also  im  ganzen  2,12  bezw.  2,08  Rubel 
betragen. 

Eine  derartige  Ermäßigung  gegenüber  dem  z.  Z.  bestehen- 
den Zoll  von  5  bezw.  4  Rubeln  hätte  natürlich  eine  Über- 
schwemmung des  Landes  mit  ausländischem  Zucker  zur  Folge 
gehabt  und   würde   die   mühsam  vor  Krisen  bewahrte,   durch 


^  Zitiert  nach  dem  russischen  Bericht  im  B.  c.  np.,  1901,  I,  26  II,  27. 

*  Siehe  unten  V.  3. 

*  B.  c.  np.,  1903,  L,  S.  587. 


135.  108 

Gesetze  geschützte  Zuckerindustrie  an  den  Rand  des  Ver- 
derbens gebracht  haben.  Gleichzeitig  mit  dem  Bankrott  der 
Fabriken  wUrden  auch  tausende  von  Arbeitern  brotlos .  ge- 
worden sein.  Schließlich  hätte  ein  derartiges  Zugeständnis 
einen  Widerspruch  mit  dem  sonst  so  konsequent  durchgeführten 
Hochschutzzollsystem  bedeutet. 

Wenn  man  auch  auf  diese  Weise  den  innern  Markt  zu 
retten  suchte,  so  verschloß  man  sich  anderseits  der  Überzeugung 
nicht,  daß  der  Export  beträchtlich  leiden  werde. 

Nach  Artikel  IV  der  Konvention  mußten  alle  ihr  bei- 
getretenen Staaten  den  aus  anderen  Ländern  kommenden 
Zucker  mit  einer  Zusatzsteuer  belegen.  Man  berechnete  im 
Sommer  1902^,  daß  die  Ausfuhr  nach  Europa  um  2V8  Millionen 
Pud  zurückgehen  und  diese  Menge  den  innern  Markt  noch 
belasten  werde,  während  sie  bisher  im  Auslande  wenigstens 
ein  Unterkommen  hatte  finden  können.  So  entstand  ein 
direkter  Ausfall  für  den  russischen  Export.  Es  kam  aber 
noch  etwas  anderes  hinzu. 

Es  war  nicht  unmöglich,  daß  der  aus  den  übrigen,  Zucker 

(produzierenden  Ländern  Europas,  hauptsächlich  aus  Deutsch- 
and,  Österreich  und  Frankreich  bisher  nach  England  aus- 
geführte Zucker  dort  nach  und  nach  von  dem  westindischen 
Eolonialzucker  verdrängt  werden  würde.  Die  Bestimmungen 
der  Brüsseler  Konvention  erleichterten  diesem  dort  die  Kon- 
kurrenz. Der  dadurch  von  seinem  gewohnten  Markt  ver- 
drängte Zucker  wird  sich  neue  Absatzgebiete  suchen,  denn 
die  Fabrikanten  werden  nicht  gewillt  sein,  ihren  Betrieb  ohne 
weiteres  einzuschränken. 

„Die  Festsetzung  der  Deutschen  in  Schantung .  und  die 
hiermit  in  Verbindung  stehende  Entwicklung  der  Schiffahrts- 
und Handelsbeziehungen  Deutschlands  mit  dem  fernen  Osten, 
die  Anstrengungen  Österreichs,  seine  Ausfuhr  in  die  Häfen 
der  Westküste  des  Pazifiks  zu  verstärken,  die  Zunahme  des 
französischen  Einflusses  in  Südchina,  der  „ärgerliche"  Wuchs 
des  deutschen  Einflusses  in  Anatolien  und  dem  wichtigen  Ge- 
biet der  projektierten  Bagdad  bahn  mit  ihrer  Absicht  auf  die 
für  unsere  Interessen  so  hochwichtigen  Märkte  in  Nordpersien, 
völlig  zu  schweigen  von  einer  ganzen  Reihe  weniger  wichtiger 
Faktoren  —  alles  dieses  ist  ein  drohendes  Vorzeichen  einer 
zukünftigen  Überschwemmung  dieser  Gegenden  mit  europäischen 
Waren  aller  Art,  darunter  auch  Zucker"  —  so  klagt  der  „Bote 
der  Zuckerindustrie**  *. 

Die  Produktion  war  seit  der  staatlichen  Regulierung  jähr- 
lich  um   etwa  3,6,   der   innere  Verbrauch   aber  nur*  um  etwa 


'  B.  c.  up.,  1902,  I,  S.  702. 
«  Ibidem,  S.  734. 
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2,4  Millionen  Pud  gestiegen.  Wenn  letzt  noch  die  Ausfuhr 
verkürzt  wurde,  mufite  der  innere  Markt  bald  an  einem  ge- 
waltigen Überangebot  kranken. 

Die  nächste  Folge  der  Brüsseler  Konferenz  zeigte  sich 
darin,  daß  Großbritannien  fUr  den  aus  Rußland  stammenden 
Zucker  am  11.  August  1903  ein  Einfuhrverbot  erließ,  auf 
Grund  von  Artikel  If,  3  und  4  der  Brüsseler  Konvention. 
In  Francs  umgerechnet  beträgt  nämlich  in  Rußland  die  innere 
Steuer  28  Francs  auf  100  kg,  der  Zoll  aber  81,70,  so  daß 
sich  eine  Differenz  von  53,70  ergibt,  die  allerdings  eine 
Kleinigkeit  höher  ist,  als  das  in  Artikel  III  festgesetzte 
Höchstmaß. 

Außerdem  waren  in  der  deutschen  und  französischen 
Literatur'  über  das  Bestehen  oder  Nichtbestehen  versteckter 
Prämien  in  Rußland  schon  sehr  bestimmte  Ansichten  geäußert 
worden,  und  die  russischen  Fabrikanten  konnten  nicht  umhin, 
allerdings  im  Gegensatz  zu  ihrer  Regierung,  diese  Ansichten 
zu  bestätigen.  Hiernach  betrug  die  versteckte  Ausfuhrprämie, 
die  durch  das  Gesetz  vom  20.  November  1895  gewährt  wurde, 
auf  den  Pud  1,40  Rubel,  nämlich  die  Differenz  zwischen  dem 
Erlös  für  ausgeführten  Zucker  und  dem  im  Inland  abgesetzten 
nach  Abzug  der  inneren  Steuer.  Diese  Ansicht  ist  richtig, 
da  die  Regierung  die  Preise  festsetzte  und  dadurch  die 
Differenz  ermöglicht  wurde.  Die  russischen  Fabrikanten 
machten  sich  daher  schon  auf  die  Einführung  eines  Zuschlag- 
zolls gefaßt. 

Als  dies  1902  vor  dem  später  erfolgenden  Einfuhrverbot 
von  Seiten  Englands  für  Indien  geschah,  erfolgte  ein 
Notenwechsel  zwischen  der  russischen  und  englischen  Re- 
gierung^^. Dieser  Notenwechsel,  auf  den  hier  nicht  näher 
einzugehen  ist,  bietet  insofern  ein  besonderes  Interesse,  als  die 
russische  Regierung  behauptete,  daß  durch  das  Vorgehen 
Englands  der  zwischen  beiden  Ländern  bestehende  Handels- 
vertrag vom  12.  Januar  1859,  der  auf  Grund  der  Meist- 
begünstigungsklausel abgeschlossen  worden  war,  durch  die 
nunmehr  erfolgende  differentielle  Behandlung  von  Zucker 
seitens  Englands  verletzt  worden  sei.  Dieser  Auffassung  trat 
England  scharf  entgegen,  was  Rußland  wiederum  zu  einer 
gereizten  Erwiderung  veranlaßte.  Nach  einer  langen  recht- 
lichen Ausführung  heißt  es  wörtlich:  „Die  russische  Re- 
gierung muß  daher  die  Einführung  eines  besonderen  Zu- 
schlagszolls auf  russischen  Zucker  bei  seiner  Einfuhr  in  Be- 
sitzungen Großbritanniens  als  eine  Handlung  betrachten,   die 


•  Angeführt:   B.  c.  np.,  1903,  I,  S.  588. 

'®  Veröffentlicht  in  ToproBo-npoMuuueHHan  raseTa,  1902,  Nr.  189  und 
im  npasHrejiBCTBeHHbiu  BicTUHR'B,  1902,  Nr.  250. 
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sowohl  dem  Qeiste,  wie  dem  Buchstaben  des  Vertrags  vom 
12.  Januar  1859  direkt  zuwiderläuft.  Für  Rußland  hat  die 
Frage  der  Zuckerausfuhr  in  Länder,  die  die  Bestimmungen 
der  Brüsseler  Konvention  ausführen  wollen,  keine  besondere 
Bedeutung.  Denn  die  russische  Ausfuhr  in  diese  Länder  ist 
an  sich  schon  unbedeutend,  weil  die  innere  russische  Zucker- 
gesetzgebung eine  Erweiterung  der  Ausfuhr  nicht  begünstigt. 
Aber  die  russische  Regierung  kann  nicht  umhin,  in  der  Tat- 
sache der  Verletzung  des  genauen  Sinns  der  Handelsverträge 
einen  höchst  gefährlichen  Vorfall  zu  erblicken,  der  die  regel- 
rechte Entwicklung  internationaler  Beziehungen  zwischen  be- 
freundeten Ländern  zu  stören  geeignet  ist.**  Es  sei  jetzt  noch 
des  näheren  untersucht,  ob  die  so  leichthin  aufgestellte  Be- 
hauptung über  die  Ausfuhr  Rußlands  in  die  der  Konvention 
beigetretenen  Länder  den  Tatsachen  entsprach. 

Zur   besseren   Beurteilung  und  Vergleichung   ziehen  wir 

noch  die   letzten   Jahre  vor   dem  Inkrafttreten   der  Brüsseler 

Konferenz  heran.    Die  Gesamtausfuhr  Rußlands  betrug  in  den 

Kampagnen: 

Pud 

1897—1898 7293875 

1898—1899 7757364 

1899—1900 12529282 

1900—1901 7828928 

1901-1902 7991909 

1902—1903 14073815 

1903—1904 10555108 

1904-1905 6028522 

1905—1906 3896372 

1906—1907 6911025 

Die  russische  Ausfuhr  bietet  vor  dem  Inkrafttreten  der 
Brüsseler  Bestimmungen  außerordentlich  wechselnde  Zahlen. 
Ein  Schwanken  von  5  Millionen  Pud  von  einem  Jahr  zum 
anderen,  wie  es  in  den  Kampagnen  1899 — 1901  zu  Tage  tritt, 
dann  eine  plötzliche  Steigerung  wieder  um  7  Millionen  in  der 
Kampagne  1902/03  sind  auffällige  Erscheinungen.  Von  diesem 
Zeitpunkt  ab  sinkt  die  Höhe  der  Ausfuhr  beständig,  um  in 
der  vorletzten  Kampagne  einen  Tiefstand  zu  erreichen,  wie 
er,  wenn  wir  von  dem  anormalen  Jahr  1892/93  absehen,  im 
Jahre  1889  zum  letzten  Male  beobachtet  worden  war.  In  der 
letzten  Kampagne  stieg  die  Ausfuhr  wieder,  besonders  nach 
Finnland. 


106 


135. 


Die  Ausfuhr 

Ti  a  m  T\  o  <T  n  o 

ging 

nach 

1897-1898 
1898-1899 
1899    1900 
1900—1901 
1901—1902 
1902—1903 

West-Europa 
2740127 
2588151 
5862916 
1309864 
1 607  516 
6632096 

Finnland 

1540860 
1823262 
2549007 
2028198 
1746403 
2101712 

Asien  und  Türkei 

3012888 
3345951 
4117359 
4490866 
4637990 
5940007 

1903—1904 
1904r-1905 
1905—1906 
1906—1907 

1668112 
255  416 
162  892 
156  977 

2134099 

1144525 

331 808 

2229840 

6752897 
4628581 
3401672 
4524208 

Die  Wirkung  der  Brüsseler  Konvention  ist  aus  diesen 
Zahlen  deutlich  zu  ersehen.  Die  Ausfuhr  nach  Westeuropa,  io 
die  Staaten,  die  der  Konvention  beigetreten  waren,  ist  von 
6V2  Millionen  auf  beinahe  150000  gefallen.  Erstaunlich  bleibt, 
dafi  überhaupt  noch  so  viel  dahin  ausgeführt  wurde.  Diei«er 
Export  wird  von  den  russischen  Zuckerindustriellen  selbst 
dahin  erklärt  ^^,  daß  der  Zucker  wohl  nur  als  Transitgut 
hauptsächlich  nach  Österreich  und  Deutschland  gehe,  um  dann 
von  Triest  und  Hamburg  aus  als  österreichischer  und  deutscher 
nach  Ostasien  verschifft  zu  werden.  Ein  geringer  Teil  dieses 
Zuckers  wurde  in  Norwegen  verkauft,  das  der  Konvention  nicht 
beigetreten  war  und  daher  in  steigendem  Mafie  ein  Ausfuhr- 
markt  für  russischen  Zucker  zu  werden  versprach.  Allerdings 
wurde  und  wird  ihm  vom  deutschen  dort  eine  heftige  Konkurrenz 
gemacht. 

Die  nach  der  Türkei  und  Asien  gerichtete  Ausfuhr  ging 
im  einzelnen  nach: 


Kampagne       Türkei 


Nord- 
Persien 


Süd- 
Persien 


1897-1898 
1898—1899 


848153  2147480 

817416  2506547 

1899—1900   1051133  3039593 

1900—1901    1540640  2894514 

1901—1902     901975  3674090 

1902—1903   1885584  3861876 


10590 
79765 


China    Afghan. 

7011  4764 

12591  8635 

16867  9766 

38009  11917 

38860  12415 

65124  32840  14818 


and. 
asiat. 
Länder 

5480 

7t>2 

5786 
60 


1903-19U4  3196365   3056093  1484U0  313766  19551  18722 

1904-1905  1064560  3036093  119117  391164  15382    2265 

1905—1906  12458  3135904  —  239644  12400     12o6 

1906-1907  538844  3830727  4150  114387  23394  12706 

Aus  dieser  Tabelle  ergibt  sich,  dafi  im  ersten  Jahre  nach 
der  Brüsseler  Konvention   die  Gesamtausfuhr  Rußlands   nach 


"  B.  c.  np.,  1905,  I,  8.  288. 
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diesen  Ländern  um  812890  Pud  zugenommen  hat  —  ein 
mageres  Äquivalent  für  den  Ausfall  von  5  Millionen  bei  der 
Ausfuhr  nach  Westeuropa.  —  Mit  einziger  Ausnahme  von 
Nordpersien,  wo  der  russische  politische  und  handelspolitische 
Einfluß  ja  seit  langem  vorherrschend  ist,  und  wo  die  Zufuhr 
von  russischem  Zucker  seit  1900  beinahe  konstant  geblieben 
ist,  wurde  der  russische  Zucker  in  den  folgenden  Jahren  auf 
der  ganzen  Linie  geschlagen.  Am  auffallendsten  ist  das  Ver- 
hältnis in  der  Türkei,  wohin  die  Ausfuhr  von  3  Millionen  auf 
12000  Pud  sank,  um  später  wieder  auf  0,5  Millionen  zn  steigen; 
hier  ist  der  russische  Zucker  wohl  durch  den  österreichischen 
verdrängt  worden.  Nach  Südpersien  hatte  die  Ausfuhr  1905/06 
vl^Uig  aufgehört;  hier  wird  hauptsächlich  englischer  Kolonial- 
zucker  an  die  Stelle  des  russischen  getreten  sein.  Die  Aus- 
fuhr der  Kampagne  1906/07  ist  zu  gering,  um  irgend  welche 
Schlüsse  daraus  ziehen  zu  können.  Bei  China,  Afghanistan 
und  den  anderen  asiatischen  Ländern  zeigt  sich  dieselbe  Er- 
scheinung. 

Nach  dieser  Richtung  hin  hat  also  die  Nichtteilnahme 
Rußlands  an  den  Beschlüssen  der  Brüsseler  Konferenz  der 
Zuckerindustrie  Schaden  zugefügt,  da  im  ganzen  im  Laufe 
von  drei  Jahren  der  Export  sich  um  11  Millionen  Pud  ver- 
minderte. Man  wird  vielleicht  einwenden,  daß  der  russisch- 
japanische  Krieg  mit  seinen  Folgeerscheinungen  im  Innern 
des  Landes:  Streiks  und  sonstigen  Arbeitsunterbrechungen, 
sowie  Störung  des  Eisenbahnverkehrs  viel  dazu  beigetragen 
habe.  Dem  gegenüber  ist  allerdings  zuzugeben,  daß  die 
Produktion  während  der  Kampagne  1904/05  auch  zurück- 
ging, der  innere  Verbrauch  aber  stieg.  Vielleicht  ist  aber 
auch  der  Produktionsrückgang  auf  die  Wirkung  des  neuen 
Gesetzes  zurückzuführen,  oder  er  ist  absichtlich  herbeigeführt 
worden  im  Hinblick  auf  den  geradezu  kolossalen  Rückstand 
am  Ende  der  Kampagne  1903/04  mit  über  26  Millionen. 

Alles  in  allem  genommen,  erscheint  wohl  als  Hauptursache 
des  Rückgangs  der  russischen  Zuckerausfuhr  der  völlige  Ab- 
schluß vom  Londoner  Markte  gewirkt  zu  haben,  in  Verbindung 
mit  der  Ausdehnung  deutscher  und  österreichischer  Konkurrenz 
auf  Märkte,  die  Rußland  bisher  allein  beherrschte.  Die  andere 
Erwartung,  daß  der  indische  Kolonialzucker  den  europäischen 
aus  England  verdrängen  werde,  hat  sich  trotz  des  für  den 
ersteren  günstigen  Verhältnisses  der  Produktionskosten  ^'  nicht 
erfüllt  (darüber  siehe  unten  III,  2). 


>'  ToproBo-npoMBinijieHHaA  rasoTa,  1907,  Nr.  41  vom  20.  Februar  1907, 

g'bt  hierüber  folgenden  interessanten  Vergleich:  Die  Herstellung  Ton 
ohrzncker  auf  der  Insel  Kuba  kostet  pro  Pud  1  Rubel,  Transportkosten 
bis  London  0,H  Rubel,  so  daß  ein  Pud  Rohrzucker  dort  auf  1,14  zu 
stehen  kommt;  deutscher  Zucker  hingegen  auf  1,74.   Nämlich:  Preis  des 
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Betrachten  wir  zum  Schluß  noch  kurz  zum  Vergleiche 
die  Wirkung  der  Brüsseler  Konferenz  für  die  Zuckerindustrie 
der  übrigen  Länder  Europas,  so  zeigt  sich,  dafi  alle  Länder 
gezwungen  waren,  ihre  Rübenaussaat  zu  yerringern.  Infolge- 
dessen ging  natürlich  die  Zuckerausbeute  entsprechend  zurück. 

Von  1385  Fabriken,  die  in  der  Kampagne  1901/02  tätig 
waren,  arbeiteten  1903/04:  1322;  63  hatten  also  ihre  Tätig- 
keit einstellen  müssen.  Die  Rübenfläche  ganz  Europas,  die 
1901/02  1 691 783  Deßjatinen  betragen  hatte,  verminderte  sich 
auf  1482846  also  um  14%.  Im  einzelnen  ergibt  sich  für  die 
verschiedenen  Länder  folgendes  Bild*": 

Es  verringerte  sich  die 

Rabenfläche  q,  Zahl  der 

um  Deßjatinen  Fabriken  um: 


Holland 
Rußland 


59322  13,6  11 

51 473  15,5  1 


in  Frankreich  ....       63000  25,4  37 
„    Deutschland 
„    Österreich     .     . 

Belgien 11080  18,6  7 

6974  15,8  3 

37 181  3,3  3 

Den  absolut  und  relativ  größten  Rückgang  hatte  Frank* 
reich  aufzuweisen,  wo  die  offenen  und  versteckten  Prämien 
die  der  anderen  Ländern  bei  weitem  übertrafen.  Daher  wurde 
Frankreichs  Zuckerindustrie  durch  die  Bestimmungen  der 
Brüsseler  Konferenz  am  härtesten  getroffen. 

In  der  Tabelle  Nr.  16,  S.  109,  sind  die  wichtigsten  Angaben 
über  die  Lage  der  Zuckerindustrie  in  Europa  in  der  ersten 
und  dritten  Kampagne  nach  der  Brüsseler  Konferenz  zusammen- 
gestellt. 

Auch  auf  die  Ausfuhr  der  größten  Zucker  exportierenden 
Länder  übte  die  Konvention  einen  merklichen  Einfluß  aus. 
In  Deutschland  und  Österreich  ging  die  Ausfuhr  um  19 
und  14  Millionen  Pud  zurück;  in  Frankreich  hatte  sie  sich 
schon  im  letzten  Jahre  vor  der  Wirkung  der  Konvention  um 
17  Millionen  verringert,  um  sodann  konstant  zu  bleiben.  Nach 
Verlauf  von  zwei  Jahren  hatten  die  Industrien  andere  Absatz- 
markte  gefunden,  so  daß  in  der  Kampagne  1905/06  die  Aus- 
fuhr durchgehends   größer  war  als   im  letzten  Jahre  vor  der 


Kohmaterials  —  7,5  Pud  Rüben  für  ein  Pud  Zucker  gerechnet  (oder  6,5  Pfd. 
Zucker  auf  ein  Pud  KübenX  bei  einem  Preis  von  1  Mark  auf  den  Zentner 
(=  16—17  Kopeken  pro  Pud)  —  1,25  Rubel.  Dazu  die  Produktionskosten 
in  Deutschland  mit  15  Kopeken  auf  den  Zentner  RQben  macht  87  Kopeken. 
Femer  12  Kopeken  Fracht  bis  London  ergibt  wie  oben  1,74;  dazu  ist 
der  Rohrzucker  sofort  zum  Gebrauch  fertig,  der  Rabensandzucker  er- 
fordert aber  noch  eine  Ausgabe  von  16  Kopeken  pro  Pud  zur  Fertige 
Stellung  zum  Gebrauch. 

''  Nach  Angaben  im  BtcTHHRi  «VHaucoirfc,  1905,  Nr.  40. 
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Tabelle  Nr.  16. 
Die  Zackerindustrie  in  ganz  Europa  für  die  Kampagne  lOOa/04*^^ 


Zahl 

der 

Fabriken 


Rüben- 

fläche 

Daß- 

jatinen 


Rüben- 
ernte von 
1  Deßjat. 
Pud 


Ver- 
arbeitete 
Rüben 
Pud 


Zucker- 

ausbeute 

Pud 


Frankreich  . 
Deutschland 
Österreich 
Belgien  . 
Holland  . 
Schweden 
Dänemark 
Ru&land  . 


296 

384 

215 

100 

29 

16 

7 

275 


205311 

377374 

280769 

52656 

36944 

26311 

13461 

490020 


1913 
2035 
1700 
1792 
1547 
1731 
1756 
952 


392931500 

767 174450 

474305500 

94306000 

57083800 

45554800 

23546000 

470259840 


Summa 


1322        1482846 


1679"  2325161890 


42723180 
104163417 

63843210 

10936080 
6763680 
5840262 
2635200 

63391786 


300625263 


Fflr  die  Kampacrne  ISOo/OB.'« 


284 

376 

206 

93 

28 

19 

7 

277 


225896 

1927 

424698 

1979 

340201 

1985 

62848 

2031 

44395 

1757 

25047 

1788 

13919 

1814 

481651 

959 

492776300 

936045000 

590541000 

141398000 

87260500 

50142000 

81232000 

482877760 


53268980 

116108010 

72742500 

17392320 

10381570 

6461730 

3499875 

54294488 


1290        1618650       1779  »•  2811772560  334144488 


Frankreich  . 
Deutschland 
Österreich 
Belgien     . 
Holland    . 
Schweden 
Dänemark 
Rußland  .    

Summa 

Konvention.  .Eine  merkwürdige  Erscheinung  ist,  daß  in 
Deutschland,  Österreich  und  Frankreich  im  zweiten  Jahre  der 
Konvention  der  innere  Verbrauch  beträchtlich  zurückging ;  im 
einzelnen  sind  die  Zahlen  folgende: 

Tabelle  Nn  17.« 
Innerer  Yerbrancli  und  Ansfahr  der  rier  irröfiten  Zucker  produ- 
zierenden Länder  anf  die  internationalen  Märkte.     Millionen  Pnd. 


Rußland 

Deutschland 

Österreich 

Frankreich 

Kampagne 

Ter- 
branch 

Ans- 
fahr 

Ver- 
brauch 

Aus- 

Ver- 
branch 

Ans- 
fahr 

Ver- 
brauch 

Aus- 
fuhr 

1900-1901 
1901—1902 
1902—1903 

40,5 
46,0 
44,7 

7,8 

7,9 

14,7 

47,3 
45,5 
49,6 

69,6 

74,3 

72,0 

233 
25,5 

50,5 
50,0 

26,8 
26,4 
22,7 

42,0 
29,5 
12,9 

1903—1904 
1904—1905 
1905—1906 

46,6 
51,7 
54,0 

10,5 
6,0 
3,9 

69,4 
59,0 
68,2 

53,4 
46,8 
77,0 

31,0 
27,3 
32,1 

36,7 
29,7 
53,0 

42,7 
31,1 
35,6 

14,5 
14,7 
22,4 

'^  Nach  BicTHHiTB  «iraaHcoB'B,  1906,  Nr.  42. 

^^  Zusammengestellt  nach  Angaben  in  damrcRH,  1907^  S.  192. 

^*  Durchschnitt  der  8  Länder. 
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2.    Der  Beitritt  Rußlands  zur  Konvention  des 

Jahres  1907. 

Am  24.  Mai  1907  erklärte  der  englische  Staatssekretär  des 
Auswärtigen  Sir  E.  Grey  im  Unterhause  auf  die  Frage  eines 
Abgeordneten,  daß  die  englische  Regierung  allen  Beteiligten 
der  Brüsseler  Konvention,  sowie  im  Besonderen  der  belgischen 
Regierung  mitgeteilt  habe,  irgend  welche  Beschränkung  in 
der  Versorgung  Englands  mit  Zucker  durch  Einfuhrverbote 
oder  andere  hemmende  Vorschriften  stehe  in  direktem  Wider- 
spruch mit  der  ganzen  Richtung  der  englischen  Politik  und 
lasse  sich  mit  den  Interessen  der  englischen  Konsumenteb  und 
Fabrikanten  nicht  in  Einklang  bringen  ^.  Infolgedessen  sei  es 
für  England  unmöglich,  sich  auch  weiterhin  den  Vorschriften 
der  Konvention  zu  unterwerfen,  durch  welche  Zusatzzölle  auf 
prämiierten  Zucker  erhoben  würden.  Die  englische  Regierung 
sei  ebenso  weit  davon  entfernt,  selbst  Prämien  zu  geben,  wie 
auch  davon,  sich  mit  der  Wiedereinführung  von  Prämien  in 
andern  Ländern  zu  befreunden.  Sie  habe  gleichzeitig  alle 
Beteiligten  benachrichtigt,  wenn  nach  ihrer  Ansicht  die  Wünsche 
Englands  nur  durch  dessen  Austritt  aus  der  Konvention  erfüllt 


^  Der  volle  Wortlaut  der  vom  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amts 
an  den  englischen  Vertreter  in  der  ständigen  Brüsseler  Kommission  ge- 
richteten Note  lautet  nach  der  russischen  Wiedergabe  (B.  c.  np.,  1907,  I, 
S.  815)  folgendermaßen: 

„In  der  Erwägung  der  Fra^,  welche  Maßnahmen  hinsichtlich  der 
Teilnahme  des  Vereinigten  Königreichs  an  der  Zuckerkonvention  mit 
dem  Herannahen  des  Taffes  zu  ergreifen  sind,  an  dem,  entsprechend 
dem  genauen  Sinne  der  ]Nr.  10  der  genannten  Konvention,  jedem  der 
beteiligten  Staaten  das  Recht  zusteht,  seinen  Austritt  aus  der  Konvention 
anzukündigen,  hat  sich  die  Königliche  Regierung  in  erster  Linie  durch 
die  Interessen  der  Konsumenten  und  Produzenten  des  Vereinigten  König- 
reichs und  der  britischen  Kolonien  leiten  lassen.  Aber  neben  dieser 
grundlegenden  £rwägung  ist  die  Regierung  auch  von  dem  Wunsche  aus* 
gegangen,  den  Wünschen  der  anderen  an  der  Konvention  beteiligten 
Staaten  entgegen  zu  kommen. 

„Hierbei  ist  die  Königliche  Regierung  zu  dem  bestimmten  Schlaft 
gekommen,  daß  eine  Begrenzung  in  der  Auswahl  der  Quellen  zur  Ver- 
sorgung Englands  mit  Zucker,  wie  sie  jetzt  durch  Einfuhrverbote  oder 
Zuschlagszölle  geschieht,  durchaus  unvereinbar  ist  mit  der  bestehenden 
Politik  und  den  Interessen  der  britischen  Konsumenten  sowie  der  Pro- 
duzenten, die  in  ihrer  Produktion  Zucker  verwenden.  Daher  kann  die 
Königliche  Regierung  sich  in  Zukunft  nicht  mehr  den  Bestimmungen  der 
Konvention  unterwerfen,  durch  die  sie  verpflichtet  wird,  einen  besonderen 
Zuschlagszoll  auf  Zucker  zu  legen,  welcher  von  der  beständigen  Brüsseler 
Kommission  als  prämiierter  bezeichnet  wird. 

„Anderseits  wünscht  die  Königliche  Regierung  auch  nicht  die 
Wiedereinführung  der  Zuckerausfuhrprämien  und  der  Zuckersyndikate, 
die  nur  als  eine  Folge  der  hohen  Schutzzölle  erscheinen  und  die  durch 
die  jetzt  bestehende  Konvention  verboten  sind.  Ebensowenig  wie  die 
Köni^l.  Regierung  dieses  wünscht,  beabsichtigt  sie  auch  nicht,  irgendwelche 
Prämien  für  die  Produktion  oder  die  Ausfunr  von  Zucker  innerhalb  des 
Vereinigten  Königreichs  und  der  Zucker  produzierenden  Kolonien  ein- 
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werden  könnten,  so  werde  es  den  durch  die  Konvention  selbst 
vorgesehenen  nfichsten  Zeitpunkt  benutzen,  um  seinen  Austritt 
anzumelden.  Des  weiteren  habe  die  Regierung  zur  Kenntnis 
gegeben,  England  werde  nicht  ausscheiden,  wenn  die  übrigen, 
an  der  Konvention  beteiligten  Mächte  es  vorzögen,  durch  ein 
Zusatzprotokoll  England  von  der  Erhebung  der  Zuschlagzölle 
zu  befreien. 

Diese  durch  den  Telegraphen  sofort  überallhin  verbreitete 
Rede  Qreys  rief  in  den  Kreisen  der  Zuckerindustriellen  der 
beteiligten  Länder  das  größte  Erstaunen,  ja  sogar  Bestürzung 
wach.  War  doch  die  Brüsseler  Konvention  trotz  des  Wider- 
standes Deutschlands,  Frankreichs  und  Österreichs  durch  die 
Initiative  der  englischen  Regierung  zu  Stande  gekommen  und 
galt  als  ein  großer  diplomatischer  Erfolg  der  letzteren.  Und 
nun  ging  von  Englana  selbst  der  Anstoß  zur  Aufhebung  des 
erst  vier  Jahre  bestehenden  Vertrages  aus!  Allerdings  war 
inzwischen  die  damalige  Opposition  ans  Ruder  gekommen, 
die  1902  das  Brüsseler  Abkommen  auf  das  heftigste  bekämpft 
hatte. 


zuführen.  Aach  wird  sie  die  Einfuhr  von  Rohr-  oder  Kolonialzucker 
ffegenCiber  der  von  Rübenzucker  oder  solchem  aus  den  Konventions- 
ländem  stammenden  durch  keine  Vorteile  erleichtern. 

„Da  der  Vorsitzende  der  ständigen  internationalen  Zuckeiv 
kommission  dem  britischen  Vertreter  die  guten  Dienste  der  Belgischen 
Regierung  angeboten  hat  hinsichtlich  etwaiger  Verhandlungen  über  die 
Fortsetzung  oder  das  Ende  der  Konvention,  hielt  ich  es  für  wünschens- 
wert, mich  an  Sie  mit  der  Bitte  zu  wenden,  unverzüglich  der  Belgischen 
Regierung  meine  obigen  Ausführungen  mitzuteilen,  damit  sie  den  Re- 
gierungen der  an  der  Konvention  beteiligten  Staaten  übermittelt  werden 
können. 

„Sollten  die  Regierunsen  der  andern  Staaten  die  Ansicht  aus- 
drücken, dafl  eine  Verwirklichung  der  Absichten  der  englischen  Regierung 
nur  möglich  sei  durch  den  völligen  Austritt  des  Vereinigten  Königreichs 
aus  der  Konvention,  so  beabsichtigt  die  Regierung[  die  hierzu  erforder- 
liche Ankündigung  zum  nächsten  möglichen  Termin  ergehen  zu  lassen« 

„Aber  es  ist  die  Möglithkeit  vorhanden,  daB  die  besonderen  Be- 
dingungen des  gegebenen  Falls  die  an  der  Konvention  beteiligten  Staaten 
veranlassen,  durch  ein  Zusatzprotokoll  zur  Konvention  das  Vereinigte 
Königreich  von  der  Verpflichtunjr  zu  befreien,  Zuschlagszölle  zu  erheben. 
Wahrscheinlich  wird  dieser  Ausweg  um  so  eher  vorgezogen  werden,  als 
eine  solche  Sonderbestimmung  zum  Nutzen  des  Vereinigten  Königreichs 
in  keiner  Weise  nachteilig  auf  den  Zuckerexport  der  an  der  Konvention 
beteiligten  Staaten  einwirken  kann.  Bei  dieser  Gelegenheit  stelle  ich 
anbeim,  darauf  hinzuweisen,  da£  es  auch  schon  früher  als  wünschenswert 
anerkannt  worden  ist,  einzelne  der  beteiligten  Staaten  von  gewissen  Be- 
stimmungen der  Konvention  auszunehmen.  So  wurden  für  Italien, 
Schweden  und  die  Schweiz  einzelne  Ausnahmen  zugelassen,  soweit  es 
infolge  der  besonderen  Verhältnisse  des  Handels  in  diesen  Ländern  er- 
forderlich  war. 

,Jn  diesem  Falle,  d.  h.  wenn  die  beteiligten  Staaten  einverstanden 
sein  sollten,  die  Frage  im  angeregten  Sinne  zu  lösen,  würde  die  König- 
liche Regierung  im  gegebenen  Zeitpunkt  von  der  Ankündigung  Abstand 
nehmen.    Im  entgegengesetzten  Falle  hält  sie  sich  aber  für  verpflichtet, 
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Die  konservativen  Blätter  erklärten  sich  natürlicfa  gegen 
die  Regierung.  So  meinte  die  „Times**':  «Die  an  der  Konven- 
tion beteiligten  Mächte  werden  wohl  kaum  mit  der  „platonischen 
Teilnahme"  Englands  einverstanden  sein/  Schärfer  drtickte 
sich  der  „Standard**'  aus:  „Es  besteht  kein  Zweifel,  daß 
Deutschland,  Österreich,  Frankreich  und  Belgien  niemals  En^'> 
land  in  der  Konvention  lassen  werden,  ohne  die  Verpflicbtung, 
Zusatzzölle  zu  erheben.  Wahrscheinlich  löst  sich  mit  dem 
Austritt  Englands  die  ganze  Konvention  auf,  und  dann  treten 
in  den  zuckerproduzierenden  Ländern  wieder  die  Ausfuhr* 
prämien  und  Kartelle  ins  Leben,  was  die  verderblichste 
Wirkung  auf  die  Interessen  der  westindischen  und  übrigen 
kolonialen  Zuckerindustrien  ausüben  wird.** 

In  den  andern  Ländern  verursachte  die  englische  Er- 
klärung in  Interessentenkreisen  teilweise  die  größte  Errej;;iing. 

Die  französische  Zeitschrift  „La  sucrerie  indigene  t^t 
coloniale**  ^  sieht  die  Zukunft  der  französischen  Zuckerindus  tri  c* 
durch  den  bevorstehenden  Austritt  Englands  aus  der  Konven- 
tion auf  das  schwerste  gefährdet  und  meint,  die  ganze  fran- 
zösische Ausfuhr  werde  im  Laufe  auch  nur  eines  Jahrea  ver- 
nichtet sein.  Weiter  wird  eine  abwartende  Haltung  empfohlen, 
in  Hinsicht  darauf,  daß  es  die  französische  Zuckerindustrie 
mit  England  zu  tun  habe,  dessen  bekannte  „Treulosigkeit"  zu 
besonderer  Vorsicht  ermahne. 

Das  „Journal  des  fabricants  de  sucre"^  ist  der  Ansicht, 
daß  England  im  Grunde  genommen  sich  nur  der  mit  der  K«.  r^- 
vention  übernommenen  Verpflichtungen  zu  entledigen  wtlnschf:, 
im  übrigen  aber  die  Vorteile  dieser  internationalen  VerabrxxluL^ 
genießen  wolle.  Da  infolge  der  Befreiung  Englands  von  dt^r 
Erhebung  der  Zuschlagszölle  der  englische  Harkt  sof.Tt 
mit  prämiiertem  Zucker  aus  Rußlapd,  Spanien,  Argentinien 
und  anderen  Länder  überschwemmt  werden  würde,  ftlr  den  er 
augenblicklich  verschlossen  sei,  so  könne  der  Vorschlag  Er.ir- 
lands  von  den  kontinentalen  zuckerproduzierenden  Staat^^n 
nicht  angenommen  werden.  Auch  diese  Zeitschrift  erwant  t 
von  dem  Schritte  Englands  als  Folge  das  völlige  Aufbore  i» 
des  französischen  Exports  und  das  Wiederaufleben  der  deutsch«* n 


am  1.  September  den  Austritt  des  Vereinigten  Königreichs  aas  der  Koü> 
vention  anzuzeigen, 

.Im  Falle  die  Belgische  Regierung  geneigt  sein  sollte,  wi^iterhin 
ihre  Dienste  zur  Verfügung  zu  stellen,  möchte  ich  nocii  hinzufn^rp. 
daß  es  in  Hinblick  auf  di«  in  den  nächsten  Tagen  erfolgende  Wtedtr^ 
eröifnuugder  Kommis&ion>8itzungen  wünschenswert  erscheint,  daft  dtt^  et:> 
sprechenden  Benachrichtigungen  den  Regierungen  der  an  der  Kunvvntioi. 
beteiligten  Staaten  unverzüglich  zugehen." 

«  26.  Mai  1907. 

«  Nr.  25,  vom  2:3.  Juni  1907. 

*  Nr.  26,  vom  26.  Juni  1907. 
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und  österreichischen  Kartelle.  Charakteristisch  ist  der  Schluß 
des  Artikels:  „Die  unerwartete  Kündigung  widerspricht  dem 
Interesse  der  englischen  Fabrikanten  und  wird  auch  durch 
das  der  Konsumenten  in  keiner  Weise  gerechtfertigt.  Daher 
werden  unsere  Freunde,  die  Engländer,  durch  ihren  Schritt 
die  an  sich  schon  verwickelte  und  schwierige  Zuckerfrage 
noch  unübersichtlicher  gestalten  —  besonders  von  unserem 
Standpunkt  aus  betrachtet  Im  Hinblick  auf  die  bestehende 
„entente  cordiale**  war  die  französische  Zuckerindustrie  wohl 
berechtigt,  von  England  eine  andere  Handlungsweise  zu  er- 
warten." 

Ebenso  ernst,  wenn  auch  mit  mehr  Zuversicht  auf  die 
eigene  Kraft  wird  die  durch  die  Ankündigung  Englands  neu 
geschaffene  Lage  in  Österreich  beurteilt.  Die  „Wochenschrift 
des  Zentralvereins  für  Rübenzuckerindustrie  in  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie**^  hält  den  Fortbestand  der 
Konvention  ohne  England  Air  unmöglich  und  ist  der  Ansicht, 
daß  mit  diesem  auch  Österreich  aus  der  Konvention  aus- 
treten müsse,  um  sodann  die  fiskalische  und  zollpolitische 
Regelung  der  Zuckerfrage  völlig  frei  im  eigenen  Interesse 
vorzunehmen. 

„Die  deutsche  Zuckerindustrie"  ^  bezeichnet  das  Ansinnen 
Englands  für  die  andern  an  der  Konvention  beteiligten  Staaten 
einfach  für  unannehmbar.  Es  wird  des  längeren  ausgeführt, 
welche  Opfer  das  Zustandekommen  der  Konvention  auf  Seiten 
der  kontinentalen  Staaten  erforderte,  Opfer,  für  welche  die 
Verpflichtung  Englands,  dem  prämiierten  Zucker  seinen  Markt 
zu  verschließen,  nur  ein  geringes  Äquivalent  darstellten.  Wenn 
nun  England  ohne  jeden  ernsten  Grund,  nur  aus  Erwägungen 
rein  prinzipiellen  Charakters,  zur  Durchführung  seines  doktri- 
nären Freifaandelsprogramms,  die  Forderung  aufstelle,  von  der 
Erhebung  der  Zuschlagszölle  befreit  zu  werden,  so  bleibe  den 
andern  Staaten  nur  übrig,  in  Nachahmung  Englands,  einer  der- 
artigen Forderung  auch  Betrachtungen  allgemeinen  Charakters 
entgegen  zu  stellen,  um  zu  beweisen,  daß  es  ihnen  unmög- 
lich sei,  der  Forderung  Englands  nachzugeben.  Denn  durch 
deren  Erfüllung  würde  die  gleichmäßige  Verteilung  der  Rechte 
und  Pflichten  auf  alle  an  der  Konvention  beteiligten  Länder 
zerstört.  Außer  diesen  theoretischen  Gründen  sei  aber  noch 
eine  ganze  Reihe  rein  praktischer  zu  berücksichtigen.  Im 
Falle  der  Annahme  des  englischen  Vorschlages  würde  die 
nächste  Folge  sein,  daß  der  deutsche  Zucker  auf  dem  englischen 
Markte  mit  prämiiertem  zu  konkurrieren  habe.  Infolge  des 
niedrigen  Preises  des  letzteren  und  der  dadurch  verursachten 
Preissenkung   würden    sodann    die    in    England    hergestellten 

»  Nr.  25,  vom  19.  Juni  1907. 
«  Nr.  26,  vom  30.  Juni  1907. 

Forschungen  185.  —  Preyer.  8 
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Zuckerwaren,  wie  Marmeladen  und  Biskuits ,  durch  ihre  fi^e- 
ringen  Produktionskosten  die  Produkte  der  anderen  Länder 
von  den  internationalen  Märkten  verdrängen,  während  die  an 
der  Konvention  beteiligten  Staaten,  durch  die  Verträge  gebunden, 
einer  solchen  Wendung  der  Dinge  nichts  entgegen  stellen 
könnten.  Emphatisch  schliefit  daher  das  Blatt :  „Der  englische 
Vorschlag  muß  unbedingt  von  den  andern  an  der  Konvention 
beteiligten  Staaten  abgelehnt  werden!" 

So  war  die  Stimmung  in  den  Interessentenkreisen  der 
drei  in  erster  Linie  in  Betracht  kommenden  zuckerproduzieren- 
den Länder.  —  Nun  erhebt  sich  aber  die  Frage:  waren  es 
wirklich  nur  Qründe  doktrinärer  Natur,  die  England  zu 
dem,  auf  den  ersten  Blick  verblüffenden,  Schritt  veranlaßten, 
die  von  ihm  selbst  ins  Leben  gerufene  Zuckerkonvention  zum 
ersten  nur  möglichen  Termin  zu  kündigen?  Sollten  nicht 
in  erster  Linie,  gewichtige  praktische  Gründe  rein  wirtschaft- 
licher Natur  den  Ausschlag  gegeben  haben?  Daß  schließlich 
englische  Staatsmänner  die  Politik  ihres  Landes  so  lenken, 
wie  es  nach  ihrer  Überzeugung  am  vorteilhaftesten  ist,  kann 
ihnen  niemand  verübeln.  Die  tiefer  liegenden  Motive  der 
Haltung  Englands  sind  hier  des  näheren  darzulegen. 

Die  Brüsseler  Konvention  war  von  England  ins  Leben 
gerufen  worden,  weil  der  Kolonialminister  Chamberlain  die  Er* 
kenntnis  gewonnen  hatte,  daß  bei  dem  kontinentalen  Prämien- 
sjstem  der  koloniale  Rohrzucker  mit  dem  europäischen  Rüben- 
zucker nicht  konkurrieren  konnte,  daß  sogar  die  Gefahr 
des  völligen  Ruins  die  koloniale  Zuckerindustrie  bedrohte, 
wenn  der  Weltmarktpreis  auf  dem  bisherigen  niedrigen  Stande 
blieb.  Deshalb  mußten  in  erster  Linie  die  Prämien  völlig 
abgeschafft  werden;  dabei  sollte  aber  den  autonomen  Kolonien 
ihre  Handlungsfreiheit  gewahrt  bleiben.  Nach  beiden  Richtungen 
erlangte  England  einen  vollen  Erfolg.  Man  hoffte  damals, 
daß  der  koloniale  Zucker  den  europäischen  völlig  verdrängen 
würde,  und  war  sogar  geneigt,  dafür  eine  vorübergehende 
Preissteigerung  für  die  Konsumenten  in  den  Kauf  zu  nehmen. 
Die  kontinentalen  Staaten  dagegen  hatten  das  größte  Inter- 
esse, sich  den  englischen  Markt  mit  seiner  gewaltigen  Nach- 
frage offen  zu  halten,  und  verzichteten  auf  ihr  bisheriges 
Prämiensystem,  um  nicht  von  England  ausgeschlossen  zu 
werden.  Die  hervorragendste  Stelle  unter  den  kontinentalen 
Staaten  nahm  Deutschland  ein^. 

Die  erste  Folge  der  Konvention  für  England  zeigte  sich 
darin,  daß  die  Preise  beträchtlich  stiegen,  und  zwar  nicht  nur 

''Die  Gesamtausfuhr  Deutschlands  in  Rohzucker  und  Raffinade 
betrug  1906:  12172520  metrische  Zentner.  Von  diesen  fingen  mehr  als 
75 ^/o  nach  England.    Im  gleichen  Jahr  führte  Frankreich  nach  England 

1625000  und  Österreich  1444700  metrische  Zentner  aus.   B.  c.  np.,  1907, 
II,  S.  35. 
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vorübergehend;  dies  war  die  natürliche  Konsequenz  der  Ab- 
schaiFung  der  europäiseben  Ausfuhrprämien.  Früher  kaufte 
man  in  England  Zucker  zu  einem  Preise,  der  unter  den  Pro- 
duktionskosten stand,  jetzt  verdoppelte  er  sich,  und  von  Kon- 
sumenten sowie  Industriellen  wurde  das  Handelsministerium 
mit  Gesuchen  überschüttet,  von  der  Konvention  zurückzutreten. 
Auch  die  Hoffnung  auf  eine  starke  und  andauernde  Steigerung 
der  Einfuhr  von  Kolonialzucker  hatte  sich  als  trügerisch  er- 
wiesen, wie  die  folgende  Tabelle  zeigt,  die  im  April  1907  von 
der  internationalen  Zuckerkommission  in  Brüssel  veröffent- 
licht worden  ist. 

Tabelle  Nr.  18. 
Zackereinfuhr  In  Grofibritannlen  in  Tonnen. 


Vom 

Rohzucker 

Raffinade 
(fast  aus- 
schließlich 

euro- 
päischer 

Her- 
stellung) 

Einfuhr 
von  Rüben- 
zucker 
(Summe 
von  Rubrik 
2  und  4) 

Gesamt- 
einfuhr 

1.  Januar 
bis 
81.  Dezbr. 

Rüben- 
zucker 

Rohr- 
zucker 

1 

2 

3         1         4 

5 

6 

1902 
1903 

480271 
448878 

191602 
193886 

933270 
944617 

1 413  541 
1  393  495 

1  605  143 
1  587  381 

1904 
1905 
1906 

451711 
415  788 
558  568 

294478 
329015 
216  787 

894  654 
746792 
919  587 

1346  365 
1 162  580 
1 478 155 

1640843 
1 491 595 
1 694  942 

Aus  dieser  Tabelle  geht  hervor,  daß  vor  dem  Inkraft- 
treten der  Brüsseler  Konvention  in  den  Jahren  1902  und  1903 
die  Einfuhr  von  Rohrzucker  etwa  11 — 12®/o  der  Gesamt- 
einfuhr ausmachte.  In  den  Jahren  1904  und  1905  stieg  das 
Verhältnis  auf  18  bez.  22®/o,  um  im  Jahre  1906  wieder  auf 
12^lo  zu  fallen.  Diese  geringe  Einfuhr  ist  um  so  auffälliger, 
als  die  Preise  beträchtlich  stiegen,  und  daher  den  Kolonial- 
zucker besonders  hätten  anlocken  müssen.  Während  1901  der 
cwt.  auf  6  s.  zu  stehen  kam,  stiegen  die  Preise  in  den  nächsten 
Jahren  beinahe  auf  das  Doppelte,  wie  aus  der  kleinen  Tabelle 
Nr.  19,  S.  116,  ersichtlich  ist. 

Wenn  eine  derartige  Preissteigerung  die  Einfuhr  von 
Rohrzucker  von  1902 — 1906  nur  um  25000  Tonnen  steigerte®, 
nämlich  von  191602  auf  216787,  so  kann  der  Grund  dafür 
nur  darin   liegen,    daß    der   Rohrzucker   aus   den   englischen 


^  Das  Jahr  1905  muß  außer  Betracht  bleiben,  da  es  sich  in  ganz 
Westeuropa  durch  eine  besonders  schlechte  Rübenernte  auszeichnete. 

8* 
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TabeUe  Nr.  10. 
DnrohgchBlttsprels  für  Bohzaeker  fai  London.* 


Jahr 

1    CWt.  f.   0. 

b. 

Hamburg 

8. 

d. 

.      1902 

6 

7Vi 

1903 

8 

3 

1904 

10 

•/4 

1905 

11 

5V9 

1906 

11 

1^/8 

Kolonien  einen  günstigeren  Markt  in  Amerika,  Kanada  und 
dem  fernen  Osten  fand,  als  in  England  selbst.  Die  Erwartung, 
daß  der  koloniale  Zucker  den  europäischen  verdrängen  würde, 
war  also  hinfkllig  geworden.  Dagegen  zeigte  sich  in  den 
Jahren  1902—1906,  daß  England  den  kontinentalen  Rüben- 
zucker nicht  entbehren  kann.  Die  Einfuhr  war  von  1902 
bis  1906  um  65000  Tonnen  gestiegen  und  betrug  im  Durch- 
schnitt —  das  Jahr  1905  wieder  außer  Betracht  gelassen  — 
1400000  Tonnen  jährlich,  beinahe  70  Millionen  Pud,  das 
8 — 10  fache  der  Einfuhr  aus  den  Kolonien.  Es  war  klar,  daß 
England  noch  auf  viele  Jahre  hinaus  auf  den  europäischen 
Zucker  angewiesen  war,  ehe  sich  auch  nur  die  geringste 
Möglichkeit  zeigen  würde,  den  Zuckerbedarf  aus  den  Kolonien 
zu  decken.  Während  die  Brüsseler  Konvention  für  die  kon- 
tinentalen Staaten  von  wohltuendstem  Einfluß  gewesen  war, 
insofern,  als  die  Prämien  völlig  verschwanden,  und  der  aus- 
geführte Zucker  einen  höheren  Preis  erzielte  als  früher,  war 
das  Gegenteil  für  England  eingetreten:  der  Zuckerpreis  hatte 
sich  beinahe  verdoppelt,  und  es  war  keine  Aussicht  vorhanden, 
daß  beim  Fortbestehen  der  Konvention  in  der  Gestalt,  wie 
sie  1902  abgeschlossen  war,  die  Sachlage  sich  ändern  würde. 
Es  lag  also  für  England  nichts  näher,  als  zum  ersten  nur 
möglichen  Termin  die  Konvention  zu  kündigen.  Ganz  be- 
sonders kam  hierbei  zustatten,  daß  dieser  Schritt  von  der 
liberalen  Regierung  unternommen  wurde,  da  sie  ihn  durch 
ihre  prinzipiellen  freihändlerischen  Gründe  völlig  begründen 
konnte,  ohne  dabei  den  einzigen  wirklichen  Beweggrund  auch 
nur  zu  nennen. 

Wurde  England  von  Punkt  4  der  Konvention  befreit,  so 
erhielt  es  volle  Handlungsfreiheit  und  konnte  Rohrzucker  aus 
seinen  Kolonien  ohne  jeden  Zusatzzoll  importieren,  selbst  wenn 
die  letzteren  Ausfuhrprämien  einführen  sollten.    Es  war  nicht 
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unwahrscheinlich,  daß  die  Kolonien  dieses  Mittel  anwenden 
würden,  um  ihre  Zuckerindustrie  weiter  zu  entwickeln  und 
um  die  Ausfuhr  nach  England  zu  steigern.  Vielleicht  hatte 
England  aber  auch  die  Entwicklung  der  russischen  Zucker^ 
Industrie  seit  der  Konvention  nicht  ohne  Interesse  verfolgt. 
Bis  zu  dieser  war  der  russische  Zucker  auf  dem  englischen 
Markt  ein  gern  gesehener  Gast;  durch  sie  wurde  er  von 
England  ausgeschlossen.  Wie  im  allgemeinen  die  Konvention 
auf  die  rassische  Ausfuhr  gewirkt  hat,  ist  im  vorigen  Ab- 
schnitt dargestellt.  Auf  russischer  Seite  wurde  die  Be- 
rechnung aufgestellt^®,  daß  am  1.  September  1907  die  unver- 
käuflichen Rückstände  19  Millionen  ^^  Pud  betragen  würden, 
am  1.  September  1908  wahrscheinlich  30-— 35  Millionen.  Im 
Falle  der  Erfüllung  des  englischen  Wunsches  oder  der  völligen 
Auflösung  der  Konvention  stand  vom  1.  September  1908  der 
englische  Markt  für  den  russischen  Zucker  wieder  offen,  und  das 
plötzliche  Angebot  einer  solchen  gewaltigen  Menge  Zuckers, 
vielleicht  noch  verstärkt  durch  Ausfuhr  aus  anderen  der  Kon- 
vention nicht  angehörenden  Ländern,  mußte  sofort  den  Welt- 
marktpreis beträchtlich  drücken.  Hierdurch  wäre  die  englische 
Preissteigerung  aufgehoben  und  zugleich  eins  der  schwersten 
Übel  der  russischen  Zuckerindustrie  beseitigt  worden. 

Rußland  hatte  also  an  der  weiteren  Entwicklung  des 
Schicksals  der  Konvention  ein  ganz  hervorragendes  Interesse 
und  entsandte  daher  Vertreter  zu  den  neuen  Verhandlungen, 
die  in  Brüssel  geführt  wurden.  Die  Möglichkeiten,  die  dir 
Rußland  in  Betracht  kommen  konnten,  waren  die  folgenden. 

Durch  die  Ankündigung  Englands  war  für  Rußland  mit 
dem  1.  September  1908  eine  völlig  neue  Lage  geschaffen.  In 
beiden  zunächst  denkbaren  Fällen,  nämlich:  Erfüllung  des 
englischen  Wunsches  hinsichtlich  Punkt  4  der  Konvention 
oder  Austritt  Englands  aus  ihr,  wurde  der  englische  Markt 
dem  russischen  Zucker  wieder  geöffnet.  Die  Frage  spitzte 
sich  ietzt  darauf  zu,  welchen  Preis  der  russische  Zucker  dort 
erzielen  könne.  Dies  hing  wieder  davon  ab,  wie  die  übrigen, 
an  der  Konvention  beteiligten  Mächte  sich  der  neuen  Lage 
gegenüber  verhalten  würden. 

Wenn  trotz  des  Austritts  Englands  die  Konvention  in 
Kraft  blieb,  selbst  mit  einzelnen  Änderungen,  so  mußte  auf 
jeden  Fall  der  Preis  auf  dem  englischen  Markte  infolge  des 
größeren  Angebots  sinken,  konnte  aber  mangels  der  Prämien 
nie  den  Tiefstand  erreichen,  den  er  vor  Abschluß  der  Kon- 
vention  inne  hatte.     Die  Möglichkeit,   die  kolossalen  Vorräte 


>«  B.  c.  np.,  1907,  II,  S.  67  (vom  22.  Juli). 

'*  Der  wirkliche  Rückstand  Übertraf  diese  Berechnung  am  ein  Be- 
deutendes; er  betrag:  28402631  Päd. 
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abzustoßen,  selbst  mit  geringem  Verluste,  konnte  für  die 
russische  Zuckerindustrie  nur  wünschenswert  sein.  Denn  die 
Vorräte,  die  immer  größer  zu  werden  drohten,  belasteten 
den  Markt  erheblich  und  konnten  in  der  Zukunft  die  ver- 
derblichsten Folgen  zeitigen. 

Blieb  aber  die  Konvention  nicht  bestehen,  und  kehrten 
die  anderen  kontinentalen  Staaten  zum  alten  Prämiensystem 
zurück,  so  änderte  sich  die  Sachlage  sehr  zu  Ungunsten  Ruß- 
lands. Denn  der .  englische  Marktpreis  mußte  dann  infolge 
der  Prämien  derartig  sinken,  daß  die  Einfuhr  nicht  prämiierten 
Zuckers  absolut  unmöglich  wurde.  Wenn  auch,  wie  oben 
dargestellt,  durch  die  russische  Zuckergesetzgebung  eine  ver- 
steckte Ausfuhrprämie  gegeben  wurde  ^^  so  hatte  sich  doch 
die  russische  Regierung  aus  fiskalischen  Gründen  direkten 
Prämien  gegenüber  stets  sehr  ablehnend  verhalten,  und  für  die 
Zukunft  war  bei  der  augenblicklichen  Finanzlage  in  der  Richtung 
auch  nichts  zu  hoffen.  Daher  erschien  in  diesem  Falle  der 
ganze  Ausfuhrhandel  von  Grund  aus  bedroht,  und  die  Industrie 
konnte  die  mit  Sicherheit  zu  erwartende  Krisis,  die  gefahr- 
licher erschien  als  alle  vergangenen,  ohne  eine  völlige  Änderung 
der  bestehenden  Zuckergesetzgebung  nicht  überstehen.  Denn 
diese  regelte  ja  nur  die  Verhältnisse  auf  dem  inneren  Markte, 
schützte  das  Interesse  der  Produzenten  durch  die  Regulierung 
des  Angebots  und  die  Unmöglichkeit  einer  Überfüllung  des 
Marktes  und  das  Interesse  der  Konsumenten  durch  die  Fest- 
setzung der  Grenzpreise  und  Vermehrung  des  Angebots  aus  dem 
unantastbaren  Vorrate  —  aber  über  die  russische  Grenze  hinaus 
erstreckte  sich  ihre  Wirkung  nicht  Wenn  auch  vom  national- 
ökonomischen Standpunkte  aus  die  Steigerung  der  Zucker- 
produktion nur  eine  erwünschte  Erscheinung  sein  kann,  im 
Sinne  der  Schaffung  neuer  Werte  und  vermehrter  Aus- 
nutzung der  natürlichen  Hilfsquellen,  so  verlieren  die  neuen 
Werte  doch  den  Charakter  eines  nützlichen  Produkts,  wenn 
sie  keinen  Markt  finden,  wo  sie  wieder  in  Kapital  verwandelt 
werden  können  oder  nur  Preise  erzielen,  die  noch  nicht  die 
Produktionskosten  decken.  In  diesem  Falle  bilden  sie  eine 
Quelle  stetig  wachsender  Verluste  für  den  Produzenten  und 
müssen  bei  steigender  Aufhäufung  die  Industrie  zu  einer 
Krisis  und  sodann  zum  Ruin  führen.  In  solcher  Lage  be- 
fand sich  die  russische  Zuckerindustrie.  Die  weit  über  den 
inneren  Bedarf  hinaus  gewachsene  Produktion  vermehrte 
alljährlich  die  Zuckervorräte,  die  auf  den  nächst  gelegenen, 
sogenannten  „natürlichen"  Märkten,  bei  deren  beschränkter 
Aufnahmefkhigkeit    keine    entsprechende    Nachfrage    fanden. 


^'  Eine  Ansicht,  die  in  der  russischen  Spezi  all  iteratur  überall  auf 
das  heftigste  bekämpft  wird,  allerdings  mit  wenig  glücklichem  Erfolge. 
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Von  der  Möglichkeit,  diese  Vorräte  abzustoßen;  hing  in  ge- 
wissem Grade  die  Zukunft  der  ganzen  Industrie  ab.  Nun 
handelte  es  sich  aber  um  den  zu  erzielenden  Preis.  Von 
russischen  Produzenten  wurde  folgende  Berechnung  auf- 
gestellt^^: bei  einfachem  Austritt  Englands  und  Fortsetzung 
der  Konvention  in  veränderter  Gestalt  werden  die  Preise  auf 
dem  englischen  Markt  durch  das  vermehrte  Angebot  sinken, 
aber  nicht  auf  den  niedrigen  Standpunkt  vor  der  Konvention 
(6—7  s.  für  1  cwt.  =  1,20  Rb.  für  1  Pud),  sondern  wahr- 
scheinlich auf  1,45 — 1,55  Rb.  für  1  Pud.  Nach  Abzug  der 
Transportkosten,  Kommissionsgebühren  und  anderen  Auslagen 
entfallen  von  dieser  Summe  für  den  Produzenten  des  mittleren 
Rayons  etwa  1,10 — 1,20  Rb.  Dies  stellt  zwar  einen  Verlust 
von  00 — 70  Kopeken  gegenüber  den  Produktionskosten  dar, 
fällt  aber  bei  dem  zu  völlig  ausreichenden  Preisen  gesicherten 
Absatz  im  Innern  kaum  ins  Gewicht,  befreit  dagegen  den 
Produzenten  von  den  bei  ihm  lagernden  Vorräten.  Fällt 
aber  infolge  des  Austritts  Englands  die  Konvention  ganz 
weg  und  die  anderen  kontinentalen  Staaten  kehren  zum 
Prämiensystem  zurück,  so  wird  der  Preis  in  London  auf  5  s. 
für  1  cwt.  oder  80  Kopeken  für  1  Pud  sinken,  von  denen 
der  Produzent  40 — 45  Kopeken  erhält.  Dies  bedeutet  für  ihn 
einen  Verlust  von  1,40 — 1,30  Rb.  pro  Pud  und  kann  natürlich 
durch  den  auf  dem  innern  Markt  erzielten  Gewinn  nicht  aus- 
geglichen werden.  Die  Unterstützung,  die  in  diesem  Falle 
von  der  Regierung  verlangt  wurde,  war  die  Erteilung  direkter 
Ausfuhrprämien  und  die  Verringerung  der  inneren  Steuer. 

Aus  diesen  Erwägungen  geht  hervor,  daß  Rußland  ein 
großes  Interesse  daran  hatte,  den  englischen  Markt  sich  wieder 
zu  öffnen,  gleichzeitig  aber  die  Konvention  nicht  in  die 
Brüche  gehen  zu  lassen.  Nun  fragte  es  sich  aber:  war  auch 
nur  die  geringste  Wahrscheinlichkeit  dafür  vorhanden,  daß 
die  anderen  kontinentalen  Mächte  nach  dem  Austritt  Englands 
aus  der  Konvention,  diese,  wenn  auch  unter  veränderter  Ge- 
stalt, beibehalten  würden.  Bei  der  Entscheidung  dieser  Frage 
mußte  die  russische  Regierung  eine  wichtige  Rolle  spielen. 
Denn  einmal  war  die  russische  Zuckerindustrie  zu  Achtung 
gebietender  Größe  emporgewachsen :  in  Ausdehnung  des  Rüben- 
baues nahm  sie  die  erste  Stelle  in  Europa  ein ,  hinsichtlich 
der  erzielten  Zuckerquantität  die  zweite.  Weiter  aber  —  und 
dies  war  das  Wichtigste  —  der  immense  russische  Zucker- 
vorrat hatte  eine  besondere  Bedeutung  für  di6  anderen  Staaten, 
da  er  ein  höchst  gefährlicher  Konkurrent  auf  dem  englischen 
Markte  zu  werden  drohte.  Konnte  also  überhaupt  von  einer 
Fortsetzung  der  Konvention  die  Rede  sein,  so  war  das  nur 
unter   der   Bedingung   möglich,    daß   Rußland   sich    anschloß; 


'»  B.  c.  np.,  1907,  II,  S.  70. 
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denn  die  übrigen  beteiligten  Staaten  hätten  nie  zugegeben, 
daß  Rußland  außerhalb  der  Konvention  bliebe,  auf  diese  Weise 
alle  Vorteile  aus  ihr  ziehend ,  ohne  irgendeine  Verpflichtung 
zu  tragen.  Rußland  stellte  für  die  anderen  auf  dem  nun  ftir 
alle  Teile  offenen  englischen  Markte  einen  viel  geßihrlicheren 
Konkurrenten  dar  als  die  englischen  Kolonien,  zumal  bei  der 
Aufnahmefähigkeit  des  englischen  Marktes  und  der  zunächst 
noch  unbeschränkten  Ausdehnungsmöglichkeit  der  russischen 
Zuckerindustrie. 

Wie  wünschenswert  und  nützlich  auch  für  Rußland  der 
Beitritt  zur  Konvention  erschien:  deren  Fortbestehen  war 
anderseits  vom  Anschlüsse  Rußlands  abhängig.  Wenn  dieses 
auch  zu  gewissen  kleinen  Opfern  bereit  war,  so  erschien  doch 
als  conditio  sine  qua  non:  unveränderte  Beibehaltung  der 
inneren  Zuckergesetzgebung,  die  nunmehr  seit  12  Jahren  einen 
durchweg  günstigen  Einfluß  auf  die  Entwicklung  der  Industrie 
ausgeübt  hatte. 

Um  das  Ausgeführte  kurz  zusammenzufassen,  waren  also 
für  Kußland  durch  die  englische  Erklärung  folgende  ver- 
schiedene Lagen  möglich  geworden: 

1.  Der  Wunsch  Englands  wird  erfüllt,  d.  h.  es  wird  von 
Punkt  4  der  Konvention  befreit,  diese  selbst  bleibt  aber  he- 
stehen,  so  ist  die  Folge: 

a)  Der  englische  Marktpreis  sinkt,  aber  nicht  so  tief  wie 
vor  der  Konvention,  und  der  russische  Zucker  hat  gleichen 
Zutritt  auf  den  englischen  Markt  wie  der  andere  europäische. 

b)  Die  autonomen  Kolonien  Englands  und  Ostindiens 
werden  vielleicht  ein  Prämiensystem  einführen,  und  die  Ein- 
fuhr von  Rohrzucker  nach  England  wird  etwas  steigen,  ohne 
aber  für  die  europäische  Einfuhr  gefährlich  zu  werden. 

c)  Die  neue  Konvention  ist  aber  nur  mit  Einschluß  Ruß- 
lands möglich;  dessen  Teilnahme  erscheint  für  die  russische 
Zuckerindustrie  wünschenswert  und  nützlich. 

2.  Der  Wunsch  Englands  wird  nicht  erfLtUt,  es  tritt  aus 
der  Konvention  aus,  und  diese  fällt  völlig  zusammen ;  dann  ist 
die  Folge: 

a)  In  den  kontinentalen  Staaten  werden  wahrscheinlich 
die  Kartelle  und  Ausfuhrprämien  wieder  ins  Leben  treten,  und 
der  Marktpreis  in  England  sinkt  tiefer  als  vor  der  Kon- 
vention. 

b)  Die  autonomen  Kolonien  Englands  und  Ostindien 
werden  trotz  etwaiger  Ausfuhrprämien  gegenüber  dem  prä- 
miierten Rübenzucker  auf  dem  englischen  Markt  nicht  kon- 
kurrenzfähig bleiben,  und  ihre  Einfuhr  wird  durch  die  euro- 
päische völlig  verdrängt  werden. 

c)  Eine  russische  Ausfuhr  nach  England  ist  unmöoflich, 
da  bei  den  zu   erwartenden  Preisen  höchstens  ein  Drittel  der 
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Produktionskosten  gedeckt  wird,  wenn  nicht  die  russische 
Regierung  sich  zur  Bezahlung  direkter  Prämien  für  die  Aus- 
fuhr nach  Westeuropa  entschließt. 

3.  England  tritt  aus  der  Konvention  aus  und  diese  wird 
von  den  anderen  Staaten  in  veränderter  Form  beibehalten. 
Diese  neue  Gruppierung  ist  nur  mit  der  Teilnahme  Rußlands 
denkbar  y  und  davon  kann  die  russische  Zuckerindustrie  nur 
gewinnen. 

Alles  in  allem  genommen,  befand  sich  also  Rußland  bei 
der  durch  England  verursachten  Änderung  der  Lage  in  einer 
recht  günstigen  Situation. 


Nach  Bekanntwerden  der  englischen  Note  traten  in  Brüssel 
Bevollmächtigte  der  beteiligten  Staaten  zusammen,  um  über  die 
Fortsetzung  der  Konvention  zu  beraten.  Die  Forderung  Eng- 
lands erschien  zunächst  mit  den  Interessen  der  meisten  zucker- 
E reduzierenden  Staaten  nicht  vereinbar;  nach  langen  Ver- 
andlungen einigten  sich  aber  die  an  der  ersten  Konvention 
beteiligten  Länder  am  28.  August  1907  zu  folgendem  Zusatz- 
protokoll ^* : 

1.  Die  vertragschließenden  Staaten  verpflichten  sich,  die 
Brüsseler  Konvention  für  weitere  fünf  Jahre  vom  1.  September 
1908  ab  in  Geltung  zu  belassen. 

Jeder  von  den  Teilnehmenden  kann,  vom  1.  September 
1911  ab,  auf  die  weitere  Teilnahme  an  der  Konvention  ver- 
zichten, wenn  er  über  seinen  Austritt  im  Jahre  vorher  An« 
zeige  erstattet,  unter  der  Bedingung,  daß  die  ständige  Kommission 
in  ihrer  letzten  Sitzung  vor  dem  1.  September  1910  mit  Stimmen- 
mehrheit erklärt,  daß  der  am  Vertrage  Beteiligte  mit  Hinsicht 
auf  die  bestehenden  Umstände  tatsächlich  dieses  Recht  be- 
anspruchen kann. 

Im  übrigen  bleiben  die  in  Nr.  10  der  Konvention  vom 
5.  März  1902  aufgestellten  Bedingungen  hinsichtlich  des  Aus- 
tritts aus  der  Konvention  in  Kraft. 

2.  In  Abänderung  von  Nr.  1  wird  Großbritannien  vom 
1.  September  1908  ab  von  den  Verpflichtungen  befreit,  die 
in  Nr.  4  der  Konvention  enthalten  sind.  Jedoch  können  von 
diesem  Zeitpunkte  an,  zwecks  Ausnutzung  der  Vorteile  der 
Konvention,  die  an  ihr  beteiligten  Staaten  verlangen,  daß  der 
innerhalb  der  Grenzen  des  Vereinigten  Königreichs  raffinierte 
und  ausgeführte  Zucker  mit  Ausfuhrzertifikaten  versehen 
werde,  aus  denen  hervorgeht,  daß  auch  nicht  der  geringste 
Teil  dieses  Zuckers   aus  Ländern   entstammt,    in  denen  nach 


^*  Nach  dem  russischen  Text,  veröffentlicht  im  B.  c.  np.,  1907,  II,  S.  355. 
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Festsetzung  der  ständigen  Kommission  Prämien  fUr  die  Pro* 
duktion  oder  die  Ausfuhr  bestehen. 

3.  Dieses  ZusatzprotokoU  ist  zu  ratifizieren,  und  die  Rati- 
fikationen sollen  so  bald  wie  möglich,  auf  jeden  Fall  vor  den^ 
1.  Februar  1908,  dem  Ministerium  des  Äußeren  in  Brüssel 
übersandt  werden.  Es  erhält  verbindliche  Kraft  nur  dann, 
wenn  es  wenigstens  von  all  den  Mächten  ratifiziert  wird,  die 
in  Nr.  6  der  Konvention  nicht  erwähnt  sind. 

Durch  dieses  Zusatzprotokoll  war  das  Schicksal  der 
Konvention  in  ein  völlig  neues  Stadium  getreten,  und  es  hieß 
in  Rußland,  sich  darüber  Klarheit  zu  verschafi^en,  welchen 
Einfluß  dieser  neue  Vertrag  auf  die  Zuckerindustrie  ausüben 
werde  und  welche  Schritte  zu  ergreifen  sein  würden.  Wäre 
das  Zusatzprotokoll  in  der  obigen  Gestalt  sofort  für  die  be- 
teiligten Staaten  verbindlich  geworden,  so  hätte  Rußland  sich 
gar  nichts  Besseres  wünschen  können:  es  hätte  so  alle  Vor- 
teile aus  der  Konvention  gezogen,  ohne  auch  nur  die  geringste 
Verpflichtung  zu  übernehmen.  Es  war  aber  klar,  daß  die 
anderen  Staaten  ohne  Beteiligung  Rußlands  das  ZusatzprotokoU 
nicht  ratifizieren  würden,  und  dann  wäre  die  ganze  Konvention 
auseinandergefallen.  An  deren  Fortsetzung  hatte  Rußland 
aber,  wie  oben  auseinandergesetzt,  das  lebhafteste  Interesse. 
Es  mußte  also  auf  irgend  eine  Weise  sich  den  anderen 
Staaten  anschließen.  Besonders,  da  Deutschland  bei  der  Unter- 
zeichnung des  Zusatzprotokolls  die  ausdrückliche  Erklärung 
abgegeben  hatte,  daß  es  sich  hinsichtlich  der  Ratifizierung 
völlig  freie  Hand  für  den  Fall  vorbehalte,  daß  Rußland  der 
Konvention  nicht  unter  annehmbaren  Bedingungen  beiträte. 
Deren  Schicksal  lag  also  ganz  in  Rußlands  Händen. 

Die  russische  Regierung  sandte  zunächst  ein  Memorandum 
an  die  belgische,  in  der  sie  sich  einverstanden  erklärte,  den 
Einfuhrzoll  für  Sandzucker  auf  4  Rubel  zu  ermäßigen.  In 
der  Motivierung  dieses  Vorschlags  ging  die  Regierung  von  der 
Erwägung  aus,  daß  der  Teil  des  russischen  Zuckers,  welcher 
auf  den  Weltmarkt  ausgeführt  werde,  in  den  ökonomischen 
Bedingungen  der  Konkurrenz  mit  dem  fremden  Zucker  gleich- 
gestellt werden  müsse,  —  und  das  sei  der  Zucker  des  freien 
Vorrats.  Für  den  Fall  des  Verkaufs  dieses  Zuckers  auf  dem 
Innern  Markte  sei  für  ihn  eine  Verbrauchssteuer  von  3,50  Rubel 

{)ro  Pud  zu  bezahlen.  Dieser  Satz  müsse  also  den  Verhand- 
ungen zugrunde  gelegt  werden.  Füge  man  zu  diesen  3,50  Rubel 
noch  die  von  der  Brüsseler  Konvention  erlaubte  Erhöhung 
von  6  Franks  pro  100  kg  hinzu,  die  als  Ausnahme  für  Ruß- 
land auf  8  Franks  zu  erhöhen  sei,  so  ergäbe  das  gerade 
50  Kopeken  pro  Pud,  also  die  oben  vorgeschlagene  Norm 
von  4  Rubel.  Im  übrigen  erklärte  sich  die  russische  Regierung 
bereit,  jeden  Vorschlag  der  andern  Mächte  in  Erwägung  zu 
ziehen. 
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Die  Beweisflihrung  der  russischen  Regierung  ist  natür- 
lich völlig  unhaltbar.  Der  Sinn  der  Bestimmung  der  Brüsseler 
Konvention  ist  der^  daß  die  innere  Steuer  auf  den  im  Lande 
verbrauchten  Zucker  höchstens  6  Franks  pro  100  kg  niedriger 
sein  soll,  als  der  Zoll  auf  eingeführten.  Auf  dem  inneren 
Markte  Rußlands  wird  selbstverständlich  bei  einer  Steuer  von 
3,50  Rubel  nie  Zucker  aus  dem  freien  Vorrat  verkauft.  Die 
Steuer  ist  mit  Absicht  so  hoch  festgesetzt,  um  den  Zucker 
dem  Markt  fernzuhalten,  das  Angebot  zu  beschränken,  den 
Verbrauch  also  zu  verringern.  Wird  vom  Ministerium  bei  einer 
Preissteigerung  aus  dem  freien  Vorrat  Zucker  auf  den  Markt 
gebracht,  so  heißt  es  jedesmal  ausdrücklich:  mit  Bezahlung 
van  nur  1,75  Rubel  Steuer.  Wird  er  aber  ausgeführt,  so 
braucht  gar  keine  Steuer  für  ihn  bezahlt  zu  werden.  Wollte 
Rußland  sich  also  dieser  Bestimmung  der  Konvention  fügen, 
so  war  der  Satz  von  1,75  Rubel  pro  Pud  zugrunde  zu  legen. 
In  russische  Werte  umgerechnet,  ergeben  6  fcs  auf  100  kg  — 
37,5;  5  fcs  —  33,5  Kop.  pro  Pud.  Addiert  man  zu  Rubel  1,75 
diese  33,5  und  37,5  Kopeken,  so  ergibt  das  2,08  Rubel  Zoll 
auf  Sandzucker  und  2,12  Rubel  auf  Raffinade.  Eine  solche 
Ermäßigung  war  unmöglich,  wie  schon  oben  S.  103  ausein- 
ander gesetzt  worden  ist.  Es  wurde  als  äußerstes  Zugeständnis 
eine  Erniedrigung  des  Zolls  auf  5  Rubel  für  Raffinade  und 
4  Rubel  für  Sandzucker  als  tunlich  erachtet;  denn  bei  einem 
solchen  Zoll  war  keine  Einfuhr  zu  erwarten.  Die  russische 
Regierung  erklärte  der  belgischen  also  ihr  prinzipielles  Ein- 
verständnis, sich  der  Konvention  anzuschließen,  mit  der  Ver- 
pflichtung, den  Zoll  auf  die  genannte  Höhe  zu  ermäßigen. 

Aber  schon  in  der  ersten  Beratung  der  Kommission  zeigte 
sich  sofort,  daß  die  von  Rußland  zugestandene  geringe  Zoll- 
ermäßigung den  Teilnehmern  an  der  Konvention  als  absolut 
einflußlos  auf  die  Sachlage  erschien.  Da  unbedingt  durch  die 
russische  Zuckergesetzgebung  eine  versteckte  Prämie  gegeben 
wird,  erschien  der  Beitritt  Rußlands  zur  Konvention  nur  mög- 
lich bei  Kontingentierung  der  Ausfuhr.  Die  russische  Re- 
gierung erklärte  sich  bereit,  diesen  Vorschlag  in  Erwägung 
zu  ziehen,  unter  der  Bedingung,  daß  die  Ausfuhr  nach  Finn- 
land, Nordpersien,  Afghanistan  und  auf  dem  Landwege  nach 
China  nicht  in  das  Kontingent  falle,  da  diese  Märkte,  auf 
denen  keine  ausländische  Konkurrenz  bestehe,  als  natürliche 
russische  Ausfuhrmärkte  zu  betrachten  seien  und  der  russischen 
Industrie  daher  völlig  geöffnet  bleiben  müßten  *^  Nur  der  auf 
andere  Märkte  entsandte  Zucker  könne  der  Kontingentierung 
unterliegen. 

Um  die  folgende  Darstellung  klarer  zu  gestalten,  sei 
zunächst    die    im   vorigen   Abschnitt    dargestellte   Ausfuhr  in 

"  B.  c.  iip.,  1907,  II,  S.  787. 
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anderer  Gruppierung  wiederholt,  nämlich  die  auf  die  „natür- 
lichen **  Märkte  und  ebenso  die  auf  die  anderen,  in  je  eine 
Rubrik  zusammengezogen : 

TabeUe  Nr.  20. 


Kampagne '® 

Gesamt- 
ausfuhr 

Ausfuhr 

nach 

Finnland, 

Nordpersien, 

Afganistan 

und  China 

Ausfuhr 

nach 
anderen 
Ländern 

1 

2 

3 

4 

1894—1895 

5  218  505 

1806  937 

3411568 

1895-1896 

13  606  014 

2  018  769 

11  587  245 

1896—1897 

8  189  145 

3018  677 

5 170  468 

1897    1898 

7  293  875 

3366  758 

3  927117 

1898—1899 

7  757  364 

4005  533 

3  751 831 

1899—1900 

12  529  282 

4  959  422 

7  569  860 

1900-1901 

7  828  928 

4  762  139 

3  066  789 

1901    1902 

7  991 909 

5  429  835 

2  562  074 

1902—1903 

14  673  815 

5  746  337 

8  927  478 

1903-1904 

10  555  108 

5198  243 

5  356  865 

1904-1905 

6  028  522 

5  382  716 

645806 

1905    1906 

3  896  372 

2869  812 

1026  560 

1894—1900 

54  594  185 

19  176  096 

35418  089 

Jährlicher  E 

durchschnitt : 

9  099  030 

3 196  016 

5906845 

1900—1906 

50  974  654 

29  389  082 

21 585  572 

Jährlicher  D 

durchschnitt: 

8  495  776 

4  898 180 

8597  505 

Zur  Festsetzung  des  Kontingents  wurde  von  den  Ver- 
tretern der  anderen  Mächte  vorgeschlagen,  die  Durchschnitts- 
höhe der  letzten  sechs  Jahre:  3,6  Millionen  Pud  als  Ansatz 
zu  nehmen. 

Dies  wurde  von  Rußland  als  unannehmbar  erklärt.  Mit 
Recht  wiesen  seine  Vertreter  darauf  hin ,  daß  in  den  letzten 
Jahren  durch  die  Wirkung  der  Konvention  die  russische  Aus- 
fuhr künstlich  zurückgeschraubt  worden  sei.  Es  sei  min- 
destens die  Durchschnittsausfuhr  der  vorhergehenden  sechs 
Jahre  zugrunde  zu  legen,  nämlich  6  Millionen.  Außerdem 
müsse  berücksichtigt  werden,  daß  die  Zuckerindustrie  seit  1895 
gewaltige   Fortschritte   gemacht   habe;    die    Anbaufläche    ftir 


1«  Die  Kampagne  1906/1907  bleibt  hier  natürlich  aufkr  Betracht, 
da  sie  bei  den  Verhandlungen  nicht  berücksichtigt  werden  konnte. 
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Rüben  und  die  Zuckerausbeute  habe  sich  verdoppelte^  und  dazu 
komme  noch  der  außerordentlich  hohe  Rückstand.  Das  Kon- 
tingent sei  also  mindestens  auf  11  Millionen  Pud  jährlich,  oder 
im  Ganzen  auf  55  Millionen  für  die  Dauer  der  Konvention  fest- 
zusetzen.    Hier  entstand  aber  eine  neue  Schwierigkeit. 

Da  der  tatsächliche  Beitritt  Rußlands  zur  Konvention  erst 
am  1.  September  1908  geschehen  konnte,  so  war  voraus- 
zusehen, daß  die  russischen  Exporteure  schon  im  Laufe  des 
letzten  Jahres  erhebliche  Mengen  Zuckers  ausführen  und 
in  einem  Freihafen  (Hamburg  oder  Antwerpen)  bis  zum 
1.  September  1908  lagern  lassen  würden.  Die  dann  sofort 
nach  dem  Termin  erfolgende  Einführung  großer  Mengen 
russischen  Zuckers  in  England  würde  dem  Sinne  der  Kon- 
tingentierung zuwiderlaufen  und  außerdem  eine  beträchtliche 
Preissenkung  in  London  hervorrufen.  Daher  mußte  die  russische 
Ausfuhr  der  Kampagne  1907 — 1908  in  das  Kontingent  ein- 
geschlossen werden.  Der  Richtigkeit  dieser  Bedenken  konnte 
sich  Rußland  nicht  verschließen,  und  da  ein  Preissturz  in  London 
ungünstig  auf  die  Interessen  der  ganzen  Industrie  eingewirkt 
haben  würde,  erklärte  es  sich  mit  dem  Verlangen  einverstanden, 
doch  nur,  wenn  das  Kontingent  entsprechend  erhöht  würde, 
da  es  ja  nicht  für  fünf,  sondern  für  sechs  Kampagnen  Gültig- 
keit haben  solle.  Auf  dem  Wege  gegenseitiger  Zugeständnisse 
einigte  man  sich  dann  auf  61  Millionen  Pud  oder  1  Million 
Tonnen,  wobei  bestimmt  wurde,  daß  in  den  ersten  beiden 
Jahren  bis  zum  1.  Dezember  1909  nicht  mehr  als  18,3  Millionen 
Pud  (300000  Tonnen)  und  in  den  folgenden  höchstens  je 
12,2  Millionen  Pud  (200000  Tonnen)  ausgeführt  werden  dürften. 
Auf  diese  Weise  wollte  man  einer  plötzlichen  Überschwemmung 
des  Londoner  Marktes  durch  russischen  Zucker  vorbeugen.  — 
Der  Text  des  Protokolls,  in  dem  Rußland  seinen  Beitritt  er- 
klärte, lautet  folgendermaßen^®: 

1 .  Rußland  tritt  der  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902 
und  dem  Zusatzprotokoll  vom  28.  August  1907  bei,  mit  allen 
aus  ihnen  sich  ergebenden  Rechten  und  Pflichten  mit  Aus- 
nahme der  in  folgenden  Artikeln  aufgezählten  Vorbehalte. 

2.  Rußland  behält  seine  zur  Zeit  bestehende  zucker- 
fiskalische und  Zollgesetzgebung,  verpflichtet  sich  aber,  die 
Vorteile  nicht  zu  vergrößern,  welche  die  Produzenten 
aus  der  Festsetzung  der  Maximalgrenze  für  den  Preis  auf  dem 
inneren  Markte  ziehen. 

3.  In  Hinblick  auf  die  durch  den  vorigen  Artikel  erfolgte 
Anerkennung   der  besonderen  Gesetzgebung   verpflichtet  sich 

i''  1895  :'318  034  Deßjatinen ;  1906 :  535  989  Deßjatinen ;  1895 :  42,4  Mül. 
Pud;  1906:84,9  Mill.  Pud. 

^^  Veröffentlicht  in  xoproBo-npoMBUiueHHaff  rasera,  Nr.  265,  vom 
23.  November  1907. 
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RoBland  im  Laufe  von  sechs  Jahren,  nämlich  vom  1.  Sep- 
tember 1907  bis  31.  August  1913  höchstens  1  Million  Tonnen 
mit  Rückzahlung  der  inneren  Steuer  auszuführen.  Diese 
Gesamtmenge  wird  auf  die  einzelnen  Kampagnen  verteil^  ent- 
sprechend den  Anforderungen  des  Handels,  mit  der  Bedingung 

jedoch,  dafi  nicht  mehr  ausgeführt  werden  darf  als: 

Tonnen 

vom  1.  September  1907  bis  31.  August  1909  .  .  300000 

„     1.  „  1909  „    31.        „        1910  .  .  200000 

„     1.  „  1910  „    31.        „        1911  .  .  200000 

„1.  „  1911  „    31.        „        1912  .  .  200000 

„1.  „  1912  „      1.  Sptbr.     1913  .  .  200000 

Die  in  diesem  Artikel  ausgeführten  Bestimmungen  finden 
keine  Anwendung  auf  die  Ausfuhr : 

a)  nach  Finnland; 

b)  nach  Persien.  Hierunter  wird  die  Ausfuhr  über  das 
kaspische  Meer  und  auf  dem  Landwege  verstanden;  aus- 
geschlossen ist  die  Ausfuhr  über  Häfen  des  persischen  Meer- 
busens ; 

c)  nach  den  übrigen  benachbarten  asiatischen  Ländern, 
soweit  die  Ausfuhr  auf  dem  Landwege  geschieht,  mit  Aus- 
nahme der  asiatischen  Türkei. 

4.  Der  Beitritt  Rußlands  zur  Konvention  geschieht  am 
1.  September  1908. 

Die  ständige  Kommission  setzt  in  ihrer  letzten  Sitzung 
vor  dem  1.  September  1912  einstimmig  die  zuckerfiskalische 
und  Zollgesetzgebung  fest,  die  in  Rußland  eingeführt  werden 
soll,  für  den  Fall,  daß  es  auch  nach  dem  1.  September  1913 
an  der  Konvention  teilzunehmen  wünscht.  Sollte  es  der  Kom- 
mission nicht  gelingen,  zu  einer  derartigen  Übereinstimmung 
zu  gelangen,  so  wird  angenommen  werden,  daß  Rußland  mit 
dem  1.  September  1913  aus  der  Konvention  ausscheidet. 

5.  Dieses  Protokoll  unterliegt  der  Ratifizierung  der  be- 
teiligten Staaten.  Die  Ratifikationsurkunden  sollen  so  bald 
wie  möglich,  spätestens  aber  bis  zum  1.  Februar  1908  an  das 
Ministerium  des  Äußeren  in  Brüssel  gesandt  werden.  — 

Hierzu  ist  noch  zu  bemerken,  daß  die  Gesamtausfuhr  bis 
1913  nur  1  Million  Tonnen  betragen  darf,  obwohl  die  Summe 
der  fünf  Kontingente  1,1  Million  ergibt.  Wenn  also  bis  zum 
1.  September  1912  die  vorgesehene  Menge  ausgeführt  ist, 
bleiben  für  die  letzte  Kampagne  nur  noch  100000  Tonnen  zur 
Verfügung.  Wenn  umgekehrt  in  einem  früheren  Jahre  das 
erlaubte  Maximum  nicht  erreicht  wird,  darf  der  Restbetrag 
nicht  zum  nächstjährigen  Kontingent  zugeschlagen  werden. 
Wenn  z,  B.  bis  zum  1.  September  1912  im  Ganzen  nur 
700000  Tonnen  ausgeführt  worden  sind,  so  dürfen  in  der 
letzten  Kampagne  nur  200000  —  nicht   etwa  300000  —  ex- 
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portiert  werden.    Die  nicht  in  das  Kontingent  eingeschlossene 
Ausfuhr  bleibt  hier  natürlich  außer  Betracht. 

Zur  Erläuterung  der  Nr.  2  dieser  Bestimmungen  ist  noch 
folgendes  hinzuzufügen:  Bei  den  Beratungen  der  ständigen 
Kommission  war  von  einzelnen  Staaten*  die  Befürchtung 
laut  geworden,  dafi  Rußland  die  inneren  Zuckerpreise  erhöhen 
könnte^  auf  diese  Weise  den  durch  die  Ausfuhr  etwa  ent- 
stehenden Verlust  wieder  einbrächte  und  die  Ausfuhr  selbst 
übermäßig  steigerte*®.  Deshalb  wurde  verlangt,  Rußland  solle 
sich  verpflichten,  während  der  Dauer  der  Wirksamkeit  der 
Konvention  „seine  Grenzpreise  auf  dem  inneren  Markte  nicht 
zu  erhöhen".  Hierauf  konnte  Rußland  nicht  eingehen;  denn 
es  war  zu  berücksichtigen,  daß  neue  Steuern  auf  Zucker 
eingeführt  werden  konnten  oder  andere  Änderungen  in  den 
ökonomischen  Bedingungen  der  Zuckerproduktion  unabweislich 
«ine  Erhöhung  der  Zuckerpreise  erheischten.  Deshalb  wurde 
die  allgemeine  Formel  gewählt:  „Die  Vorteile  der  Produzenten 
nicht  zu  erhöhen."  Es  dürfen  also  bis  zum  1.  September  1913 
bei  Beibehaltung  der  Steuer  von  1,75  Rubel  keine  höheren 
Orenzpreise  als  4,15  und  4,30  Rubel  festgesetzt  werden.  In 
Wirklichkeit  ist  wohl  das  Gegenteil  zu  erwarten.  Die  Ten- 
denz der  Gesetzgebung  und  die  dauernd  vom  Finanzministerium 
befolgte  Praxis  zeigen,  daß  die  Preise  fortgesetzt  erniedrigt 
wurden.  Wenn  nach  völliger  politischer  Beruhigung  des 
Landes  wieder  gleichmäßigere  und  günstigere  Bedingungen 
für  das  wirtschaftliche  Leben  eintreten,  wird  sicher  auch  in 
der  begonnenen  Richtung  fortgefahren  werden.  — 

Zum  Schlüsse  drängt  sich  von  selbst  die  Frage  auf:  wie 
sind  die  Bedingungen  für  den  Beitritt  Rußlands  zur  Konvention 
vom  russischen  Standpunkt  aus  zu  beurteilen?  Und  da  gibt 
es  nur  eine  Antwort:  günstiger  konnte  es  für  Rußland  gar 
nicht  ausfallen.  Denn  es  behält  seine  ganze  Zuckergesetz- 
gebung und  seine  hohen  Zolltarife.  Der  innere  Markt  bleibt 
also  absolut  geschützt  und  die  Industrie,  auf  welche  die  Ge- 
setze nur  günstig  eingewirkt  hatten,  vor  jeder  auswärtigen 
Konkurrenz  bewahrt. 

Auch  die  Kontingentierung  des  Exports  ist  sehr  günstig. 
Rechnen  wir  für  die  Ausfuhr  auf  die  „natürlichen"  Märkte  eine 
Steigerung  auf  nur  6V2  Millionen  Pud  jährlich,  was  wohl 
nicht  zu  hoch  gegriffen  ist,  da  der  Durchschnitt  der  letzten 
Jahre  über  5  Millionen  beträgt,  so  macht  dies  für  sechs  Jahre 
39  Millionen.  Dazu  die  61  Millionen  auf  die  anderen  Märkte, 
ergibt  im  ganzen  100  Millionen  Pud  möglicher  Ausfuhr  für 
sechs  Jahre.  Die  Ausfuhr  in  den  beiden  letzten  sechs  Jahren 
betrug  dagegen  (s.  Tabelle  Nr.  20)  nur  54,5  bez.  50,9  Millionen. 


1»  B.  c.  irp..  1907,  II,  S.  788. 
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Auf  die  einzelnen  Jahre  berechnet ,  können  bis  zum  1.  Sep- 
tember 1909  ausgeführt  werden:  18,3  Millionen  Pud  (=  300000 
Tonnen)  +  2  x  0,5  =  31,3  Millionen  Pud.  Da  nach  den  vor- 
sichtigsten Schätzungen  (s.  oben  S.  117)  am  1.  September  1908 
der  unverkäufliche  Überschuß  wahrscheinlich  30  Millionen 
erreichen  wird,  ist  somit  Rußland  die  Möglichkeit  gegeben, 
diesen  Vorrat  ganz  oder  wenigstens  zu  einem  beträchtlichen 
Teil  abzustoßen.  Es  ist  anzunehmen,  daß  die  russischen 
Zuckerindustriellen  die  allergrößten  Anstrengungen  machen 
werden,  ihn  um  jeden  Preis  auszuführen.  In  den  letzten 
vier  Jahren  der  Konvention  können  jährlich  ausgeführt 
werden:  12,2  Millionen  Pud  (=200000  Tonnen)  +  6,5  = 
18,7  Millionen  Pud.  Die  Durchschnittsausfuhr  in  den  Jahren 
1895 — 1900  betrug  9,2  Millionen;  in  den  Jahren  vor  und 
während  der  Wirkung  der  Konvention  immerhin  noch  8  Millionen. 
Die  einmal  1903  erzielte  Ausfuhr  von  beinahe  15  Millionen 
hatte  ihren  Grund  in  der  außerordentlichen  Überproduktion 
der  Kampagne  1902/03,  hervorgerufen  durch  eine  besonders 
reiche  Ernte  und  den  hohen  Zuckergehalt  der  Rüben. 

Die  für  die  nächsten  Jahre  vorhandene  Möglichkeit  der 
Ausfuhr  übertrifft  also  bei  weitem  die  bisher  erreichten  Ziffern. 
Sie  gestattet  das  Abstoßen  der  jetzt  unverkäuflichen  Vorräte^ 
zugleich  aber  eine  weitere  Entwicklung  und  Vergrößerung 
der  Industrie,  die  wieder  eine  Verbilligung  des  gerade  für 
Rußland  so  ungemein  wichtigen  Nahrungsmittels  als  wahr- 
scheinlich in  Aussicht  stellt. 


lY.  Die  Kartellverabredung  der  Raffinerien  vom  Jabre  1903.' 

Die  fast  chronisch  werdende  Überproduktion  und  die  Er- 
wartung der  Verkürzung  der  bisherigen  Ausfuhr  als  Folge 
der  Wirkung  der  Brüsseler  Konferenz  veranlaßten  im  Sommer 
1903  einen  der  größten  Raffineriebesitzer  L.  I.  Brodzky  eine 
auf  Produktionsbeschränkung  hinzielende  Verabredung  der 
Raffinerien  in  Anregung  zu  bringen.  Er  hatte  hiermit 
auch  Erfolg.  Zunächst  trat  der  größte  Teil,  später  alle  be- 
stehenden Raffinerien,  der  Vereinbarung  bei.  Diese  hatte  nicht 
die  straffe  Organisation  eines  Syndikats  mit  hohen  Geldstrafen 
für  Nichtbefolgung  der  Bestimmungen,  sondern  trug  den 
Charakter  eines  „agreement  among  gentlemen^,  indem  die 
Teilnehmer   nur  moralisch  durch  ihr  Versprechen  verpflichtet 

^  Über  diese  Kartellverabredung  existieren  keine  Yeröffentlichangen. 
Das  Material  habe  ich  teils  erhalten  durch  mündliche  Angaben  von 
Herrn  Hugo  Marc,  Direktor  der  Moskauer  Zuckerraffinerie,  teils  ist  es 
aus  den  Sitzungsprotokollen  der  Eaffineure  entnommen,  die  mir  Herr 
Marc  zur  Verfügung  gestellt  hat.  Für  beides  spreche  ich  ihm  auch  hier 
meinen  verbindlichsten  Dank  aus. 
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waren,  und  bei  etwaigem  Nichteinhalten  der  Verabredungen 
sich  keine  materielle  Nachteile  für  sie  ergaben.  Es  ist  ver- 
ständlich, daß  eine  solche  Verabredung  bedeutend  schwerer 
durchzuführen  ist,  als  eine  straffe  Organisation,  da  die  Ver- 
suchung, bei  günstiger  Marktlage  von  den  Bestimmungen  ab- 
zuweichen, natürlich  eine  viel  größere  ist.  Die  Verabredung, 
die  man  wegen  ihrer  überaus  lockeren  Organisation  weder 
Syndikat  noch  Kartell  nennen  kann,  besteht  heute  noch,  war 
aber  während  der  Zeit  ihrer  Existenz  einmal  dem  völligen 
Scheitern  nahe.  Indessen  sahen  die  Raffineure  ein,  daß  sie 
nur  günstig  gewirkt  hatte  und  vermieden  daher  eine  völlige 
Auflösung. 

Die  Hauptbestimmungen  dieser  im  September  1903  zu- 
stande gekommenen  Verabredung  sind  die  folgenden: 

1.  Um  die  fortgesetzt  wachsende  Überproduktion  zu  be- 
seitigen, das  Angebot  der  Nachfrage  anzupassen  und  die 
Preise  für  Raffinade  auf  dem  Innern  Markte  möglichst  stetig 
zu  gestalten,  erscheint  eine  Beschränkung  der  Raffinade- 
produktion dringend  geboten. 

2.  Zur  Erreichung  dieses  Zieles  soll  auf  jeder  Raffinerie 
für  die  Kampagne  1903—04  eine  Verringerung  der  Produktion 
eintreten,  derart,  daß  die  Produktion  der  Kampagne  1901—02 
zugrunde  gelegt  und  von  dieser  ein  bestimmter  Prozentsatz 
(20®/o)  abgezogen  wird. 

3.  Für  neu  gegründete  oder  noch  zu  gründende  Raffinerien 
wird  die  Produktion  festgesetzt  als  das  Produkt  aus  ihrer 
Arbeitsfähigkeit  in  24  Stunden  und  der  Durchschnittszahl 
der  Arbeitstage  aller  Raffinerien  des  Reichs*;  von  dieser  so 
erhaltenen  Summe  sind  20  ^/o  abzuziehen. 

4.  Erreicht  eine  Fabrik  die  ihr  erteilte  Produktionsnorm 
nicht,  so  kann  sie  den  nicht  hergestellten  Rest  zur  Produktion 
des  nächsten  Jahres  hinzurechnen^. 

5.  Die  Raffinerien  wählen  ein  Komitee,  bestehend  aus  elf 
Mitgliedern,  das  statistische  Angaben  über  Raffinadeproduktion 
und  -verkauf  sammelt,  die  Preisbewegung  auf  dem  Markt  ver- 
folgt, die  jährlichen  Versammlungen  der  Raffineure  beruft, 
die  Produktion  für  die  einzelnen  Fabriken  sowie  die  Verkaufs- 
preise auf  den  Hauptmärkten  festsetzt  und  überhaupt  alle 
auf  die  Raffinadeproauktion  und  den  Handel  bezüglichen  An- 
gelegenheiten erforscht. 

6.  Diese  Bestimmungen  haben  Gültigkeit  für  die  Kampagne 
1903/04.  Zur  Beschlussfassung  über  eine  etwaige  Verlängerung 
und  die  jedesmal  erforderliche  neue  Festsetzung  der  Produk- 
tionsnorm unter  Berücksichtigung  der  zu  erwartenden  Steigerung 


■  Entsprechend  der  Bestimmung  des  Artikels  V  des  Gesetzes  vom 
12.  Mai  1908. 

"  Diese  Erlaubnis  wurde  1907  aufgehoben. 
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der  Nachfrage  und  der  Produktionsfähigkeit  der  einzelnen 
Fabriken  finden  allgemeine  Veraainmlungen  der  Raffineure  in 
Kiew  statt.  Die  der  allgemeinen  Versammlung  vorzulegenden 
Beschlüsse   sind  vorher  in  Komiteesitzungen   durchzuberaten. 

7.  Zur  Deckung  der  dem  K^omitee  erwachsenden  Kosten 
wird  ein  Fonds  gebildet,  zu  dem  alle  Raffinerien  einen  ihrer 
Produktion  entsprechenden  Beitrag  zu  leisten  haben. 

Wie  aus  diesen  Bestimmungen  ersichtlich  ist,  Hegt  die 
einzige  Verpflichtung  der  Teilhaber  an  der  Verabredung  in  der 
Beschränkung  ihrer  Produktion.  Diese  ist  allerdings  recht  be- 
trächtlich. Dagegen  fehlen  irgendwelche  Straf  bestimm  ungen 
und  Kontrollmaßregeln ;  die  Erfüllung  der  übernommenen  Ver- 
bindlichkeit steht  völlig  im  Belieben  des  einzelnen  und  hängt 
nur  von  seiner  Ehrlichkeit  ab.  Vorgreifend  sei  hier  bemerkt, 
dass  im  grofien  ganzen  alle  Teilhaber  während  der  Dauer  des 
Bestehens  der  Verabredung  die  übernommenen  Verpflichtungen 
gewissenhaft  ei*füllt  haben  und  nur  selten  Überschreitungen 
der  den  einzelnen  zugeteilten  Norm  vorgekommen  sind. 

Es  beteiligten  sich  zunächst  nur  die  russischen  Raffinerien ; 
die  in  Polen  gelegenen  traten  der  Vereinbarung  erst  1906  bei. 
Im  ersten  Jahre  ihres  Bestehens  trug  die  Verabredung  die  ge- 
wünschten Früchte.  Die  Produktion  wurde  entsprechend  be- 
schränkt, die  Preise  befestigten  sich  und  erreichten  eine  an- 
gemessene Höhe. 

Aber  schon  in  der  Kampagne  1904 — 05  ergaben  sich 
Schwierigkeiten.  Während  die  großen  und  schon  lange  be- 
stehenden Fabriken  ihre  Produktion  im  Interesse  des  Ganzen 
verringert  hatten,  zeigte  sich  bei  den  mittleren  und  kleinen  die 
Tendenz,  ihre  Produktion  zu  vergrössern.  Außerdem  wurde 
durch  die  gute  Marktlage  das  Kapital  angelockt  und  es  ent- 
standen mehrere  Neugründungen,  so  u.  a.  eine  Raffinerie  in 
Odessa  mit  einer  Produktionsfkhigkeit  von  1  Million  Pud. 
Man  war  den  kleinen  Fabriken,  so  weit  dies  möglich  erschien, 
im  Interesse  freundschaftlicher  Einigung  entgegen  gekommen ; 
gab  man  ihnen  aber  zu  sehr  nach,  so  entstand  die  Gefahr  einer 
abermaligen  Überproduktion  und  man  war  genau  auf  derselben 
Stelle,  wie  vor  der  Verabredung.  Auch  wollten  die  großen 
Fabriken  nicht  durch  ihre  Opfer  die  kleinen  stärken,  und  es 
war  von  ihnen  kaum  zu  verlangen,  lediglich  zum  Vorteil  der 
andern,  sich  eine  Beschränkung  aufzuerlegen. 

Verschiedene  von  den  großen  Fabriken  waren  daher  zu- 
nächst mit  einer  Verlängerung  der  Verabredung  nicht  ein- 
verstanden. Aber  den  wenigen  Gründen,  die  gegen  die  Ver- 
abredung sprachen,  standen  gewichtigere  entgegen:  Es  war 
tatsächlich  ein  Gleichgewicht  zwischen  Nachfrage  und  Angebot 
hergestellt  worden,  das  aber  nur  bei  Fortsetzung  der  Ver- 
einbarung weiter  gewährleistet  erschien.     Bei  deren  Authören 
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wäre  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  sofort  wieder  eine  starke 
Überproduktion  eingetreten,  und  alle  aufgewandten  Opfer  wären 
umsonst  gebracht  worden.  Dies  würde  von  höchst  verderb- 
lichem Einfluß  auf  die  Sandzuckerfabriken  und  auf  die  Land- 
wirtschaft gewesen  sein,  Bei  der  bestehenden  Fähigkeit  der 
Raffinerien,  ihre  Fabrikation  zu  vergrößern,  konnte  dies  ein- 
treten, wenn  ein  übermäßig  großer  Vorrat  Sand  in  Raffinade 
umgearbeitet  war,  der  keine  Nachfrage  mehr  fand  und  so  auf 
den  Markt  drückte. 

Die  großen  Fabriken  hatten  in  den  beiden  ersten  Jahren 
der  Vereinbarung  ihre  Produktion  um  5  347  600  Pud  ver- 
ringert, die  kleinen  und  mittleren  dagegen  um  4910660  ver- 
größert, wozu  noch  eine  Produktion  der  Neugründungen  mit 
1550000  kam.  Für  die  Kampagne  1905/06  wurde  daher  den 
Fabriken,  die  im  Verhältnis  zu  der  Grundnorm  1901 — 02  ihre 
Produktion  verringert  hatten,  als  Kompensation  eine  5%ige  Ver- 
mehrung gestattet.  Doch  sollten  diese  5®/o  nur  mit  Erlaubnis 
des  Komitees  auf  den  Markt  gebracht  werden.  Die  anderen 
Fabriken,  deren  Produktion  vergrößert  worden  war,  hatten 
5  ^/o  von  ihrer  Norm  zurückzuhalten,  die  gleichfalls  nur  mit 
Genehmigung  des  Komitees  verkauft  werden  durften. 

Die   Summen   aller  Normen  für  die  Kampagne 

1905/06  betrug  nach  der  Berechnung    .    39838028 

Dazu  kam   nicht  hergestellter  Rest  der  letzten 

Kampagne.    .     . 859000 

Rückstand  am  1.  September  1905 2170330 

42  867  358 
Hierzu  die  5  ^/o  ige  Vermehrung  des  Kontingents 
der  großen  Fabriken,   das   auf  etwa  25 
Millionen  anzusetzen  ist 1 250  000 

44117  358 
Die  Nachfrage  betrug  1904/05     .     .     37  348  573 
Berechnete  Zunahme  der  Nachfrage      2  000  000 

Daher  erwartete  Nachfrage  1905/06    39348573 

Die  Zunahme  der  Nachfrage  betrug  in  den  vorhergehenden 
Kampagnen : 

1902—1903 1151963 

1903—1904 1042452 

1904—1905 2050000 

Es  war  also  zum  1.  September  1906  ein  Rückstand  von 
4768785  Pud  zu  erwarten. 

Die  Produktion  und  der  Verkauf  von  Raffinade  in  der 
Kampagne  1905/06  gestaltete  sich  in  Wirklichkeit  folgender- 
maßen : 

9* 
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TabeUe  Nr.  21. 


Rück- 
stand 


Pro- 
duktion 
in  der 
Kam- 
pagne 
1905/06 


Summe      Verkauf  '    Vorrat 
der  vor-    bis  1.  des;  am  1.  des 


handenen 
Raffinade 


folgenden 
Monats 


folgenden 
Monats 


1.  September  1905  . 
1.  Oktober  1905  .  . 
1.  November  1905  . 
1.  Dezember  1905  . 
1.  Januar  1906 
1.  Februar  1906 
1.  März  1906  . 
I.April  1906  . 
1.  Mai  1906 .  . 
1.  Juni  1906  . 
1.  Juli  1906  .  . 
1.  August  1906 


2  102  413 
2102413 
2 102  413 
2  102  413 
2  102  413 
2  093  785 
2  093  785 
2  093  785 
2  094  059 
2  094  059 
2  092  458 
2  092  458 


41  346  543 
41346  543 
41346  543 
41346  543 
41  676  543 
40  078  813 
40  078  813 
40  078  813 
40 177  357 
40177  357 
39  346  197 
39  346  197 


43  448  956 
43  448  956 
43448956 
43  448  956 
43  778  956 
42  172  598 
42 172  598 
42  172  598 
42271416 
42  271416 
41438655 
41  438  655 


2  306  332 
2440079 
3 162  318 
2614349 
4  073  369 
4  104  716 
4  020  788 

3  009  768 
3  199  876 
3  598  251 
3  592251 
2840817 


41  142  624 

38  702  545 

35  526353 

32912  004 

29  173  683 

23427407 

19  384463 

16  401  256 

13  285  578 

9  687  267 

6095  016 

3253  798 


Die  vorstehende  Tabelle  gibt  ein  Bild  des  Verbrauchs 
an  Raffinade,  der  am  stärksten  von  Januar  bis  März  ist,  um 
von  da  ab  mit  kleinen  Schwankungen  bis  zum  Oktober  zu 
fallen.  Von  Oktober  bis  Januar  steigt  der  Verbrauch  dann 
wieder  an. 

Die  vom  Komitee  festgesetzten  Normen  wurden  nicht  genau 
eingehalten:  die  zu  Beginn  der  Kampagne  auf  41346543  Pud 
festgesetzte  Produktion  war  in  Wirklichkeit  um  2  Millionen 
geringer,  nämlich  39346197.  Infolgedessen  betrug  die  Ge- 
samtsumme der  zur  Verfügung  stehenden  Raffinade  einschließ- 
lich des  am  1.  September  1905  vorhandenen  Rückstandes 
41438655  Pud.  Von  diesem  Vorrat  wurden  während  der  Kam- 
pagne 38184857  Pud  verkauft,  was  gegen  die  erwartete  Nach- 
frage um  1,2  Millionen  zurückblieb.  Der  in  die  neue  Kampagne 
zu  übernehmende  Rückstand  betrug  3253798  Pud,  1,5  Mil- 
lionen weniger  als  man  erwartet  hatte. 

Der  Gesamtverbrauch  an  Raffinade  seit  dem  der  Ver- 
abredung vorhergehenden  Jahre  ist  folgender: 

1901—1902 33118900 

1902—1903 34260776 

1903—1904 35303279 

1904—1905 37437  329 

1905—1906 38184857 

1906—1907 39305835 

Die  Steigerung  der  Nachfrage  betrug  also  von  1901/02—1906/07 
6186935  Pud  oder  etwa  1,25  Millionen  jährlich.  In  Erwartung 
einer  Steigerung  von  1  Va — 2  Millionen  hätten  für  die  Kampagne 
1907 — 08   41,5  Millionen  Pud   als  Nachfrage  erwartet  werden 
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können.  Dies  hätte  mit  dem  als  normal  zu  betrachtenden  Rück- 
stand von  4  Millionen  am  1.  September  1908,  45,5  Millionen 
Pud  für  die  Kampagne  1907 — 08  ergeben.  Von  einer  großen 
Anzahl  Fabriken  war  aber  eine  bedeutende  Vermehrung  der 
Norm  verlangt  worden,  sodaß  bei  deren  Erfüllung  die  Summe 
der  Raffinade  für  die  Kampagne  50,25  Millionen  erreicht  hätte. 
Außer  dem  normalen  Rückstand  hätte  also  noch  ein  Rest  von 
4^/2  Millionen  den  Markt  belastet.  Dies  mußte  unbedingt  ver- 
mieden werden,  denn  es  hätte  einen  außerordentlichen  Preis- 
sturz verursacht.  Die  Verringerung  der  Produktion  war 
daher  auf  irgend  eine  Weise  zu  verteilen.  Am  einfachsten 
wäre  eine  prozentual  verhältnismäßige  Verringerung  gewesen ; 
damit  waren  aber  aus  den  schon  angeführten  Gründen  die  großen 
Fabriken  nicht  einverstanden.  Daß  tatsächlich  die  letzteren 
für  die  kleinen  Fabriken  Opfer  gebracht  hatten,  geht  aus 
folgenden  Zusammenstellungen  hervor. 

I«  Terringernngr  d^i*  Produktion  der  größten  Raffinadefabriken« 


Name  der 

1901-1902 

1902-1908 

190S-1904 

1904-1906 1905-1906 

1906-1907 

Fabrik 

Smjelan  .    . 

1317995 

1252096 

1252096 

1252096 

1252096 

1352096 

TscherkaB   . 

2005487 

1905225 

1905225 

1905225 

1905225 

1905225 

Kiew   .    .    . 

2038732 

1936796 

1936796 

1936796 

1936796 

1999796 

Schityn    .    . 

515272 

489502 

4S9502 

489502 

489502 

489502 

Odessaer 

Gesellschaft 

1046345 

— . 

— . 

— 

— 

994028 

Pawlow  .    . 

3002516'  2852391 

2852391 

2852391 

2852391 

2852391 

Charkow .    . 

2052312  i  1949700 

1949700 

1949700 

1949700 

1949700 

Tula    .    .    . 

1350587 

1283058 

1283058     1283058 

1283058 

1283058 

Moskau  .    . 

1045850 

993559 

993559 

993559 

993559 

993559 

Hener .    .    . 

865051 

821798 

821798 

821798 

821798 

821798 

König .    .    . 

1234963 

1173215 

1173215 

1173215 

1 173215 

1 173215 

Ljebedin .    . 

1949422 

515000 

— 

1046369 

1514749 

1800000 

Trostjanetz . 

1097594 

1042715 

1042715 

1042715 

1042715 

1042715 

Sobsky    .    . 

154438 

146717 

146717 ,     146717 

146717 

146717 

Summa 

19656544 

16361772 

15746772 

17228141 

17361521 

18803751 

II.  TergrOfiemniir  d^r  Produktion  anf  den  zur  Gruppe  der  ^grOfiten^ 

gehörigen  Bafflnadefabrlken. 


Name  der 
Fabrik 


1901-1902 


1902-1906 


1906-1904 


1904-1005 


1905-1906 


1906-1907 


Gniwan  » 
Michailow 
Odessa  . 
Korjukow 
Timaschew 
Danilow  . 


1353646 
1173937 
2434524 
1587503 
1064750 
1035345 


1500000 
1115241 
2856449 
2000000 
1064750 
1035345 


1600000 
1115241 
3118380 
1984497 
875000 
1035000 


1600000 
1 115241 
3118380 
1508128 
1200000 
1200000 


1612429 
1115241 
2650000 
1508128 
1200000 
1200000 


1700000 
1765241 
2650000 
2058128 
1200000 
1200000 


Summa   8649705    9571785  i  9728463    9741749    9285798    10573369 
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in.    TerprSflemngr  der  Produktion  aaf  den  schon  bestehenden 

Bflbenzncker-Bafflnerien. 


Name  der 
Raffinerien 

1901-1002 

1902-1908 

190S-1904 1904-1905  1905-190g|i906-19D7 

1 

Bogotow.    . 

228894 

300000 

380000 

380000 

380000 

530000 

Grigorow 

360000 

530000 

656000 

656355 

807500 

807500 

Schepetow  . 

291 776 

350000 

274000 

315000 

315000 

586750 

Uladow   .    . 

53289 

— 

50000 

380000 

450000 

Sobolew  .    . 

235041 

350000 

480000 

770000 

800000 

900000 

Lewad     .    . 

159244 

159244 

181 182 

151 182 

207860 

207860 

Kissilew  .    . 

422637 

400000 

490000 

546985 

712500 

712500 

Chodorkow . 

764378 

1067000 

1020000 

1070000 

1070000 

1070000 

Ramon     .    . 

66448 

91300 

81000 

173000  ! 

200000 

200000 

Marin .    .    . 

526400 

500000 

703238 

703238 

807500 

807500 

Jaltuschkow 

516439 

515000 

517750 

517750 

600000 

780000 

Derjugin.    . 

21421 

100000 

250000 

250000 

237500 

237500 

Semetschin . 

37689 

76000 

76000 

76000 

76000 

Die  in  Polen  ge- 

1                1 

legenen  su- 

, 

sammen- 
genommen.    . 

3596883 

3:335000 

3300000 

3620000 

4200000. 

4600000 

Summa 

7179039 

7697544 

8379170 

9279510 

10793800, 

11865610 

IT.  Produktion  und  deren  Zanahme  auf  den  nen  (gegründeten 

Bafflnadefabriken. 


Name  der 
Fabrik 

1901-1902 

1902-1903 

1908-1904 

1904-1905 

1905-1906 

1906-1907 

Kaschperow 
Bjelokolodjes 
Buryn.    .    . 

KOTVZ  .     .     . 

Berditschew 

Januschpol . 

Gesellschaft 

Pawlow 

— 

150000 
500000 
750000 
150000 

285000 
712500 
850000 
142500 

885000 
712500 
807500 
142500 
675000 
600000 

275000 

Summa 



1 

1550000 

1990000 

3547500 

Aus  diesen  Zusammenstellungen  ergibt  sich,  dafi  die 
Raflfinadeproduktion  von  der  Kampagne  1901/02 — 1906/07  von 
35,5  auf  44,5  Millionen  Pud,  im  ganzen  also  um  9  Millionen 
gestiegen  war.  Zieht  man  hierbei  aber  in  Betracht,  dafi  die 
Gruppe  der  größten  Fabriken  ihre  Produktton  im  Vergleich 
mit  der  Ausgangsnorm  der  Kampagne  1901 — 02  jährlich  ver- 
kürzt hatte  und  zwar  durchschnittlich  um  1,3  Millionen,  so 
ergibt  sich  eine  Produktionssteigerung  von  10  Millionen  zu- 
gunsten der  kleineren,  und  weniger  großen  Fabriken,  sowie  der 
Jiaffinerien.     Im   einzelnen  stellt  sich  die  Zunahme  wie  folgt: 
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Bei  den  Rübenzuckerraffinerien 4586571 

Bei  den  neugegründeten  Fabriken 3  547  500 

Bei  den  großen  Fabriken 1923664 


Summa  10057  735 

Während  für  die  früheren  Kampagnen  stets  eine  mehr 
oder  weniger  alle  Teilnehmer  zufriedenstellende  Einigung  ge- 
funden worden  war,  drohten  die  Verhandlungen  für  die  Norm 
des  Jahres  1907 — 08,  die  ganze  Vereinigung  in  die  Brüche 
gehen  zu  lassen. 

Unter  Zugrundelegung  des  Verbrauches  von  1906 — 07 
und  unter  Berücksichtigung  der  zu  erwartenden  Zunahme 
konnte  auf  einen  Absatz  von  41,5  Millionen  Pud  gerechnet 
werden.  Da  am  1.  September  1907  ein  Rückstand  von  5,75 
Millionen  Pud  vorhanden  war,  so  hätten  in  der  neuen  Kampagne 
nur  39,75  Millionen  produziert  werden  dürfen.  Ein  Rück- 
stand von  4  Millionen  wurde  als  normal  erachtet,  außerdem 
für  nötig  gehalten,  um  bei  unvorhergesehenen  Zufällen  einen 
Vorrat  zur  Verfügung  zu  haben,  besonders  um  bei  etwaigen 
Preistreibereien  als  Regulator  zu  dienen.  Es  wurde  daher 
vorgeschlagen,  die  Produktion  der  letzten  Kampagne  um  10  ^/o 
zu  verkürzen;  außerdem  sollten  Garantien  geschaffen  werden, 
die  das  Innehalten  der  Norm  seitens  der  einzelnen  Teilhaber 
gewährleisteten.  Eine  Reihe  von  Fabriken  erklärte  sich  aber 
mit  der  Verkürzung  nicht  einverstanden,  einzelne  verlangten 
sogar  eine  Erhöhung  ihrer  Produktionsnorm.  Die  dafür  nötig 
werdende  Verringerung  wollten  wiederum  die  anderen  Fabriken 
nicht  auf  sich  nehmen,  und  so  schien  es,  als  ob  im  Oktober 
1907  die  Vereinbarung  der  Raffinerien  zu  einem  Ende  kommen 
sollte.  Auf  dem  Wege  gegenseitiger  Zugeständnisse  einigte 
man  sich  aber  später  und  verlängerte  sogar  gleichzeitig  die 
Gültigkeit  der  bestehenden  Vereinbarung  bis  zum  Schlüsse 
der  Kampagne  1908/09. 

Dies  ist  in  kurzem  die  Geschichte  der  Kartell  Verabredung 
der  Raffinerien,  soweit  sie  nach  dem  vorhandenen  Material 
dargestellt  werden  konnte.  Ein  Eingehen  auf  Einzelheiten 
ist  dabei  vermieden  worden,  namentlich  auf  die  in  den  Pro- 
tokollen stets  wiederkehrenden  Gesuche  einzelner  Teilhaber, 
ihre  Produktion  vergrößern  zu  dürfen.  Nach  Möglichkeit 
wurde  solchen  Gesuchen  entsprochen,  da  stets  die  Gefahr  vor- 
lag, dass  die  ganze  Verabredung  hinfkllig  werden  könne. 

Zur  Beurteilung  der  Vereinbarung  ist  noch  folgendes 
hinzuzufügen:  Es  ist  wohl  die  einzige  Erscheinung  im  wirt* 
schaftlichen  Leben  der  Neuzeit,  daß  eine  derartig  lose  Ver- 
einigung sämtliche  Produzenten  eines  bestimmten  Produk- 
tionszweiges umfaßt.     Weiter  überrascht  das  Fehlen  jeglicher 
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Zwangsmaßregeln    und    Garantieen,    wie    sie    sonst    bei    den 
Kartellen  angewandt  zu  werden  pflegen*. 

Es  kam  aber  dieser  Vereinbarung  zu  statten,  dafi  die 
gesamte  Zuckerindustrie  des  Reichs  in  ein  Zwangskarteil 
zusammengefaßt  ist.  Ohne  das  Vorhandensein  der  staatlichen 
Regulierung  wäre  die  Vereinbarung  nur  auf  Versprechen  hin 
nicht  haltbar  gewesen,  wie  schon  die  Geschichte  des  privaten 
Syndikats  beweist. 

Was  die  Preispolitik  der  Raffinerien  betrifft,  so  war  zu- 
gestandenermaßen der  Hauptzweck  der  Verabredung  gewesen, 
die  Preise  zu  festigen  und  auf  gewinnbringender  Höhe  zu  er- 
halten. Dies  wurde  auch  durch  die  Beschränkung  der  Produktion 
erreicht.  Aber  die  Raffinerien  hatten  aus  der  Vergangenheit 
gelernt  und  die  Preise  erreichten  niemals  eine  solche  Höhe, 
welche  den  gerechten  Unwillen  der  Konsumenten  erregt  hätte. 
Der  Vorsitzende  des  Komitees,  L.  J.  Brodzkj,  auf  dessen 
Initiative  die  ganze  Vereinbarung  zurückzuführen  war,  be- 
tonte verschiedentlich  auf  den  Versammlungen,  daß  der  Zweck 
der  Verabredung  nicht  nur  das  Interesse  der  Produzenten  sei, 
auch  das  der  Konsumenten  sei  stets  zu  berücksichtigen.  Als 
allgemeine  Norm  wurde  aufgestellt,  daß  der  Preis  für  Raffinade 
den  für  Sandzucker  um  1  Rubel  pro  Pud  übersteigen  müsse. 
Dies  konnte  im  allgemeinen  auch  durchgeführt  werden,  nur 
in  der  letzten  Zeit  wurde  die  Differenz  eine  größere^. 

Eine  auffällige  Erscheinung  bei  dieser  Kar  teil  Verabredung 
ist,  daß  die  Fabriken  mit  kleiner  und  mittlerer  Produktion 
den  Hauptnutzen  von  ihr  hatten.  Dies  geht  klar  aus  den 
oben  gebrachten  Ziffern  über  die  Produktionsvermehrung  und 
-Verminderung  hervor.  Im  allgemeinen  ziehen  sonst  aus  solchen 
Vereinbarungen  den  Hauptvorteil  die  großen  und  größten  Unter- 
nehmungen, welche  oft  die  kleineren  völlig  aufsaugen.  In  diesem 
Falle  mag  der  Grund  der  sein,  daß  die  Verabredung  so  lose 
war.  Man  hatte  stets  zu  befürchten,  sie  werde  völlig  aufhören ; 
und  der  jetzige  Zustand  war  einem  solchen  ohne  Vereinbarung 
auf  jeden  Fall  vorzuziehen.  Ferner  hatten  die  großen  Fabriken 
durch  die  Stetigkeit  des  Preises  eine  genügende  Sicherung  ihres 
Gewinns  erzielt,  so  daß  sie  leichter  zum  Entgegenkommen 
geneigt  waren. 

Vorläufig  ist  die  Vereinbarung  bis  zum  1.  September  1909 
verlängert.     Ob  sie  dann  noch   weiter  bestehen  wird,   kann 


^  Erst  im  Februar  1908  wurde  dadurch  eine  Garantie  geschaffen, 
dafs  die  einzelnen  Raffinerien  sich  gegenseitiff  verpflichteten,  etwaige  über 
die  Norm  hinaus  produzierte  Raffinade  ihrem  Gegenkontrahenten  zu 
3,50  Rubel  das  Pud,  mindestens  aber  1,25  unter  dem  Börsenpreis,  zur 
Verfügung  zu  stellen. 

'^  Infolge  des  aufserordentlichen  Tiefstandes  des  Sandsuckerpreises. 
Hierüber  siehe  unten  Y.  3. 
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mit  einiger  Sicherheit  natürlich  nicht  vorausgesagt  werden. 
Wie  dies  sich  aber  entscheiden  möge  —  das  Jahr  1912  mit 
seiner  von  der  Brüsseler  Kommission  über  die  russische  Zucker- 
gesetzgebung zu  treffenden  Entscheidung  wird  auch  für  das 
Schicksal  der  Raffinerien  und  ihrer  Rartellverabredung  von 
Ausschlag  gebender  Bedeutung  sein. 


Y.  Die  Zackerindastrle  im  Yolks--  ond  Staatshaushalt. 

1.    Die  Zuckerindustrie    und   die   Landwirtschaft. 

Nach  all'  diesen  Ausführungen  erhebt  sich  die  Frage  nach 
den  Gründen,  welche  die  Regierung  veranlaßt  haben,  der 
Zuckerindustrie  eine  so  große  Fürsorge  zu  Teil  werden  zu 
lassen.  —  Als  die  ersten  Beratungen  über  eine  Regulierung 
stattfanden,  bemerkte  ein  Regierungsvertreter,  wenn  man  die 
Zuckerindustrie  durch  Gesetze  regele,  so  könne  man  dasselbe 
später  der  Eisen-,  Textil-  oder  einer  sonstigen  Industrie  nicht 
verweigern.  Trotz  dieses  scheinbar  stichhaltigen  Grundes 
wurden  die  Gesuche  der  Zuckerindustriellen  erfüllt.  Rein 
fiskalische  Beweggründe,  die  für  die  Unterstützung  der  Zucker- 
industrie sprachen,  da  die  Steuer  ansehnliche  Summen  ergab, 
standen  in  zweiter  Linie.  Das  Wichtigste  war  die  enge  Ver- 
bindung, in  der  gerade  diese  Industrie  mit  der  Landwirt- 
schaft steht.  Da  der  bei  weitem  größte  Teil  der  Bevölkerung 
in  Rußland  von  landwirtschaftlicher  Tätigkeit  lebt,  die  Bewirt- 
schaftung aber  noch  höchst  primitiv  und  demzufolge  die 
wirtschaftliche  Lage  äußerst  schlecht  ist,  bemüht  sich  die 
Regierung,  die  Lage  der  Landwirtschaft  mit  allen  Mitteln 
zu  heben.  Der  Übergang  zur  Rübenkultur  bedeutet  einen 
großen  Fortschritt,  da  sie  die  Ertragsfähigkeit  des  Bodens 
steigert.  In  großem  Umfange  ist  erst  durch  sie  der  Über- 
gang zur  rationellen  Fruchtwechselwirtschaft  ermöglicht 
worden;  in  den  von  den  Zentren  weiter  entfernten  Gegenden 
behauptet  sich  aber,  selbst  in  größeren  Betrieben,  immer  noch 
das  Dreifeldersystem. 

Die  Zuckerrübe  gedeiht  in  Europa  am  besten  zwischen 
dem  47.  und  54.  Grad  nördlicher  Breite.  Bei  ozeanischem 
Ellima,  mit  starken  athmosphärischen  Niederschlägen,  wenig 
Licht  und  Wärme,  wie  z.  B.  in  England,  wächst  sie  wohl, 
ist  aber  äußerst  arm  an  Zuckergehalt.  Die  Wachstumsperiode 
der  Rübe  schwankt  in  Rußland  zwischen  6  und  4V2  Monaten, 
ist  am  längsten  im  Westen  und  verringert  sich  beim  Fort- 
schreiten nach  Osten.  Den  günstigsten  Boden  bietet  für  sie 
die  sogenannte  Schwarzerde*.  Dort  findet  die  Pflanze  in 
reichem  Maße  alles,   was   sie   an  Nährmaterial  bedarf:   Kalk, 


^  IltzaHOBCKiH,  S.  6. 
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Kali  und  Phosphorsäure.  Außerdem  zeichnet  sich  die  Schwarz- 
erde durch  eine  aufierordentlich  günstige  Verteilung  dieser 
einzelnen  Bestandteile  aus,  sowie  durch  Lockerheit  und  dunkle 
Farbe,  welche  die  Wärme  der  Sonnenstrahlen  leicht,  aufsaugt. 
In  den  letzten  Jahren  ist  man  davon  abgekommen,  Rüben 
mehrere  Fruchtziehungsperioden  hintereinander  zu  bauen,  was 
früher  vielfach  geschah.  Gewöhnlich  folgt  ihre  Aussaat  jetzt 
dem  Wintergetreide  (Weizen  oder  Roggen),  dem  Brache  mit 
starker  Düngung  vorhergeht.  Rübensaat  nach  dem  Sommer- 
getreide hat  sich  als  unvorteilhaft  herausgestellt,  wird  aber 
doch  gelegentlich  angewendet,  z.  B.  in  den  südwestlichen 
Gouvernements.  Dagegen  gibt  nach  einer  Rübensaat  Sommer- 
getreide fast  stets  eine  besonders  gute  Ernte.  In  den  wenigen 
Gegenden,  wo  man  zu  intensiverem  Landbau  übergegangen 
ist,  findet  auch  schon  Kali-  und  Phosphordttngung  Anwendung. 
Wie  gering  aber  noch  die  Verwendung  künstlichen  Düngers 
ist,  zeigt  die  folgende  Tabelle^,  die  zugleich  einen  Vergleich 
mit   einigen    westeuropäischen  Ländern  gibt: 

Tabelle  ISr.  22. 
Kalidttnger  wurde  auf  den  Quadratkilometer  yerwendet  in  KUo^arain. 


In  den 
Ländern : 


Im  Jahr: 

1805 

189B 

1897 

1888 

1890 

1900 

0,2 

0,3 

0,3 

0,5 

0,5 

0,8 

171,0 

214,8 

254,8 

273,9 

306,0 

834,4 

13,4 

15,7 

19,4 

17,4 

23,4 

21,9 

6,6 

6,5 

7.3 

8,8 

12,2 

12.9 

136,0 

126,6 

133,6 

146,9 

159,0 

170,8 

1901 


Rußland     .    .    . 
Deutschland  .    . 
Frankreich    .    . 
Österreich-Ungarn 
Belgien.    .    .    . 


1.1 
391,9 

163 

19,0 

297,7 

Entsprechend  der  gewaltigen  Steigerung  der  Zuckerproduktion 
hat  der  Rübenbau  in  den  letzten  Jahren  in  Rufiland  eine  be- 
deutende Steigerung  erfahren.  Die  mit  Rüben  bestandene 
Fläche  ist  gröfier  als  in  irgend  einem  anderen  europäischen 
Staate,  wie  aus  folgender  Tabelle  hervorgeht: 

Tabelle  Nr.  28. 

In  der  Kampagne  1906 — 1907  waren  mit  Rüben  bebaut: 


in 
Rußland  .  .  .  . 
Deutschland .  .  . 
Österreich-Ungarn 
Frankreich  .  .  . 
Belgien  .  .  .  . 
Holland    .    .    .    . 

Italien 

Spanien  .  .  .  . 
Schweden.  .  .  . 
Dänemark     .    .    . 


Deßjatinen 

532789 

402  911 

813  022 

174  125 

54  735 

40829 

84318 

80611 

27  725 

13  908 


"  Ibidem,  S.  13. 
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Die  Hauptrüben knltur  ist  in  Rußland  geographisch  auf  drei 
Stellen  konzentriert:  l.in  den  Gouvernements  Kiew,  Wolhynien, 
Podolien,  Bessarabien,  dem  sogenannten  südwestlichen  Kreis; 
2.  in  den  Gouvernements  Poltawa,  Charkow,  Tschernigow, 
Samara,  Woronesch,  Orlow,  Tambow,  Tula  und  Kur:  den 
Gouvernements  der  mittleren  Schwarzerde  und  3.  in  Polen. 
In  zuckerindustrieller  Hinsicht  ist  der  bedeutendste  der  süd- 
westliche Kreis  mit  der  Zuckerbörse  in  Kiew,  dem  Zentrum 
des  russischen  Zuckerhandels,  dem  deutschen  Magdeburg  ver- 
gleichbar. In  diesem  Kreise  liegt  die  Hälfte  aller  Fabriken 
und  mehr  als  die  Hälfte  aller  Rübenfelder.  An  der  Steigerung 
des  Rübenbaus  hat  die  Landwirtschaft  den  größereu  Anteil, 
wie  die  folgende  Tabelle  zeigt: 

Tabelle  Nr.  24.    Rübenbau  In  Bufiland. 


Kampagne 

Mit 

Rüben 

bebaute 

Fläche. 

Deßjat. 

Hiervon 

den 

Fabriken 

gehörige 

Deßjat. 

«/o  der 
Gesamt- 
fläche 

Von 
Land- 
wirten 
bebaute 
Deßjat. 

^lo  der 
Gesamt- 
fläche 

Auf 

eine  den 

Fabriken 

gehörige 

Defsiatme 

entfällt  Ton 

Landwirten 

bebaut 

1 

2 

3               4 

5               6 

7 

1895—1896 
1896-1897 
1897    1898 
1898—1899 
1899-1900 
1900—1901 
1901—1902 
1902—1903 
1903—1904 
1904r-1905 
1905—1906 
1906—1907 
1907—1908 

318034 
367  800 
372  501 
408  539 
460  682 
499408 
539  598 
547  374 
501817 
438159 
493 171 
535  989 
568326 

131  666 
144545 
133  355 
138494 
153407 
160809 
163498 
175  707 
169  112 
150288 
167184 
182364 
191784 

41,4 
39.3 
35,8 
33.9 
33,3 
32,2 
30,3 
32,1 
33,7 
34,3 
33.9 
33,8 
32,1 

186  368 
223  255 
239  146 
270  045 
307  275 
338599 
376  100 
371  667 
332  705 
287  288 
325  987 
350425 
376  542 

58,6 

60,7 

64,2 

66,1 

66,7 

67,8 

69,7 

67,9 

66,3, 

65,7 

66,1 

66,2 

67,9 

1.4 
1,5 
1,8 
1,9 
2,0 

2,1 
2,3 

2,1 
2,0 

1,9 
1,9 
1,8 
2,1 

Aus  dieser  Tabelle  geht  hervor  daß  nur  ungefähr  Vs  der 
ganzen  bebauten  Fläche  von  den  Fabriken  bestellt  wird,  sowie, 
daß  die  Größe  dieser  Fläche  nur  geringen  Schwankungen 
unterworfen  ist.  Die  Steigerung  des  Rübenbaues  in  den  Jahren 
1895 — 1903  ist  fast  ausschließlich  bei  den  rübenbauenden  Land- 
wirten vor  sich  gegangen ;  ebenso  fällt  die  Abnahme  von  1903 
bis  1905  größtenteils  auf  ihr  Konto,  und  ebenso  die  1906 
wieder  einsetzende  Steigerung. 

Fast  alle  Zuckerfabriken  verarbeiten  teils  eigene,  teils  ge- 
kaufte Rüben.  Und  zwar  kaufen  sie  sowohl  von  den  in  der 
Nähe  ihrer  Fabriken  ansäßigen  Gutsbesitzern  als  auch  von 
kleineren  Bauern.  Um  die  Qualität  der  Rüben  zu  erhöhen, 
lassen  sie  vielfach  vom  Ausland  Rübensamen  bester  Sorte  kommen 
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und  verteilen  ihn  unentgeltlich  an  die  Rübenpflanzer ;  dafür  be- 
halten sie  sich  aber  die  Kontrolle  über  den»  Anoau  vor,  sowie  über 
die  Anwendung  der  ausbedungenen  Kultur,  Zeit  der  Ernte  usw. 
Die  von  den  einzelnen  Fabriken  bebaute  Rübenfläche  weist 
beträchtliche  Unterschiede  auf.  Sie  stellt  sich  für  die  Jahre 
1894—1903  in  folgender  Tabelle  dar: 

Rübenbau  t^      v      •  i 

:  Fabriken 

m 

Deßjatinen     1894   1895   1896   1797   1898    1899   1900   1901   1902   190:3' 

unter  1000  66  68  70  55  49  52  43  49  44  H 

1000—2000  137  134  133  129  128  149  144  125  116  137 

2000—3000  21  20  24  45  52  50  63  84  91  70 

über  3000  4  8  8  9  14  17  23  -22  25  22 

Sa.  d.  Fabriken  228     230     235     238     243    268     573     277      276    273 

Die  Zahl  der  Fabriken,  die  weniger  als  1000  Deßjatinen 
bebauten,  ist  in  diesem  Jahrzehnt  von  66  auf  44,  also  um 
33,3 ®/o  zurückgegangen;  die  zweite  Gruppe  ist,  von  geringen 
Schwankungen  abgesehen,  gleich  geblieben.  In  der  dritten  und 
vierten  Gruppe  zusammen  entfällt  die  Steigerung  des  Rübenareals 
auf  67  Fabriken.  Zu  diesen  gehören  die  im  Laufe  des  Jahr- 
zehnts erfolgten  45  Neugründungen  und  die  22  Fabriken,  die 
aus  der  ersten  Gruppe  ausschieden.  Von  diesen  traten  vielleicht 
einige  in  die  zweite  Gruppe  ein ,  und  dafür  aus  der  zweiten 
andere  in  die  dritte.  Wie  schon  im  vorigen  Abschnitt  aufier 
der  Konzentration  der  Betriebe  nachgewiesen  wurde,  daß  die 
Neugründungen  stets  der  größten  Produktionsgruppe  angehörten, 
so  ist  auch  hier  ersichtlich,  daß  alle  neu  entstandenen  Fabriken 
sofort  Rübenbau  in  größtem  Maßstabe  betrieben.  Trotzdem  ver- 
wenden die  allerwenigsten  nur  eigene  Rüben  zur  Fabrikation, 
die  meisten  selbst  gebaute  und  gekaufte.  Die  Zahl  Fabriken, 
die  nur  gekauftes  Rohmaterial  verwenden,  hält  die  Mitte  ein. 

Im  einzelnen  verteilen  sich  in  dieser  Hinsicht  die  Fabriken 
folgendermaßen : 

Es  verarbeiteten  Rüben: 
Kreis:  nur  eigene  nur  gekaufte         eigene  u.  gekaufte 

01/02  02/03  03/04      01/02  02/03  03/04    01/02  02/03  03/04« 


südwestlicher   . 

— 

1 

50 

41 

41 

93 

103 

101 

mittlere 

Schwarzerde 

2 

2 

5 

7 

6 

59 

59 

58 

östlicher  .    .    . 

4 

3 

5 

13 

14 

11 

Weichsel .    .    . 

— 

— 

28 

25 

23 

23 

24 

25 

Sa.  der  Fabrik 

6 

3 

8 

83 

73 

70 

188 

200 

195 

In  den  drei  Hauptzentren  des  Rübenbaus  stellt  sich  das 
Verhältnis  zwischen  den  von  den  Fabriken  und  von  Land* 
Wirten  bebauten  Rübenflächen  durchaus  verschieden.    In  Polen 


Eine  Statistik  jüngeren  Datums  ist  noch  nicht  vorhanden. 
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ist  das  den  Fabriken  gehörende  Terrain  verschwindend  ge- 
ring, es  werden  fast  ausschließlich  gekaufte  Rüben  verwendet. 
Diese  Erscheinung  wird  ihren  Grund  wohl  darin  haben,  dafi 
die  polnische  Landwirtschaft  unverhältnismäßig  höher  steht 
als  aie  innerrussische.  Im  Schwarzerdekreis  liegt  die  Sache 
gerade  umgekehrt,  während  die  südwestlichen  Gouvernements 
etwa  in  der  Mitte  stehen.  Hierbei  macht  sich  aber  bei  beiden 
das  Streben  bemerkbar,  mehr  und  mehr  mit  gekaufter  Rübe 
zu  arbeiten.  Dies  erklärt  sich  aus  der  fortgesetzten  Ver- 
größerung der  industriellen  Unternehmungen  und  dem  damit 
steigenden  Bedarf  an  Rohmaterial.  Da  die  Fabriken  gewöhn- 
lich kein  großes  Areal  besitzen,  sind  sie  gezwungen,  entweder 
Land  zu  pachten,  oder  Rüben  zu  kaufen. 

In  einer  recht  wenig  zufriedenstellenden  Lage  befinden 
sich  die  rüben  pflanzen  den  Bauern.  Das  von  Bauern  bearbeitete 
Land  beträgt  allerdings  91  800  Deßjatinen  (in  der  Kampagne 
1905/06),  aber  sie  arbeiten  mit  den  allerprimitivsten  Mitteln. 
Ausschließlich  wenden  sie  noch  die  Dreifelderwirtschaft  an: 
Brache,  Winter-,  Sommersaat.  Die  Rübe  müßte  im  Sommer 
feld  gebaut  werden ;  da  das  Sommergetreide  früh  geerntet  wird, 
die  Rübe  aber  bis  September  im  Felde  bleiben  muß,  ergibt 
sich  für  den  Bauer  folgende  Lage:  entweder  kann  er  sein 
Vieh  nicht  auf  das  abgeerntete  Sommerfeld  treiben,  was  für 
ihn  unbedingt  erforderlich  ist,  oder  es  frißt  ihm  die  Rüben 
weg.  Außerdem  liegen  die  einzelnen  dem  Bauer  gehörigen 
bezw.  ihm  in  der  Feldgemeinschaft  (oöu^iia)  zugeteilten  Stücke 
in  einer  derartigen  Gemengelage,  daß  eine  rationelle  Kultur 
schon  dadurch  auf  das  äußerste  erschwert  wird.  Eine  wirk- 
lich gedeihliche  Entwicklung  nicht  nur  des  bäuerlichen  Rüben- 
baus, sondern  überhaupt  seiner  ganzen  Lage  ist  nur  denkbar 
mit  einer  grundstürzenden  Änderung  der  ganzen  Bauernwirt- 
schaft, vor  allem  der  Abschaffung  der  Feldgemeinschaft  Darauf 
näher  einzugehen,  würde  aber  außerhalb  des  Themas  liegen. 
Hier  sei  nur  noch  bemerkt,  daß  in  der  Kampagne  1904/05 
auf  den  von  Fabriken  oder  Großgrundbesitzern  bewirtschafteten 
Feldern  im  Durchschnitt  von  der  Deßjatine  267 — 1765  Pud  ge- 
erntet wurden ;  von  bäuerlichen  Feldern  dagegen  nur  216 — 1489. 
Für  die  folgende  Kampagne  stellen  sich  die  Ziffern  entsprechend 
auf:  423—2043  und  129—1490.  Hier  zeigt  sich  die  bedeutende 
Überlegenheit  des  rationell  wirtschaftenden  Großbesitzers  über 
den  kleinen  nach  unwirtschaftlichen  Methoden  verfahrenden 
Bauern. 

Es  ist  ersichtlich,  eine  wie  große  Bedeutung  die  Zucker- 
industrie für  die  russische  Landwirtschaft  hat,  und  daher  die 
Fürsorge  der  Regierung  für  sie  durchaus  verständlich.  — 

Die  Zuckerrüben  kultur  hat  auf  das  System  des  russischen 
Landbaues  nachhaltig  eingewirkt.  Wenn  auch,  allerdings  nur 
vereinzelt,    das  Dreifeldersystem  noch  besteht,   so   ist  das  ge- 
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wohnlich  nur  die  Folge  rechtlicher  Verhältnisse,  nämlich  be- 
stehender Servituten  und  Gemengelage  der  einzelnen  Grund- 
stücke. Aber  selbst  hier  sucht  man  die  £rträge  dadurch  zu 
steigern,  dafi  man  die  Rübensaat  abwechselnd  im  Sommer-  and 
Winterfeld  vornimmt.  Im  allgemeinen  ist  durch  die  Zucker- 
rübe die  Fruchtwechselwirtschaft  in  Aufnahme  gekommen,  die 
freilich  in  den  mannigfaltigsten  Formen  erscheint.  Sehr  be- 
trächtlich ist  die  Ausdehnung  der  brach  liegenden  Felder. 
Man  hält  es  für  ungünstig  für  die  Qualität  der  Zuckerrübe, 
sie  auf  gedüngter  Brache  zu  säen ;  anderseits  wird  es  für  not- 
wendig erachtet,  der  Rüben aussaat  Brache  vorhergehen  zu 
lassen,  zum  Zweck  der  Ansammlung  von  Feuchtigkeit  und  der 
besseren  Auflockerung  des  Bodens.  Daraus  ergibt  sich  für  die 
Fruchtwechsel  Wirtschaft  die  Notwendigkeit,  stets  mindestens 
zwei  Felder  brach  zu  halten,  eins  zur  Düngung  und  eins  zur 
Vorbereitung  für  den  Rübenbau.  Sehr  häufig  ist  in  der  Frucht- 
wechselwirtschaft Grasaussaat  enthalten,  wobei  am  häufigsten 
Klee,  Luzerne,  Esparcette^  und  Wicke  vorkommen.  Gewöhn- 
lich wird  die  Aussaat  der  letztgenannten  Gewächse  auf  ein 
Jahr  vorgenommen,  zuweilen  auf  zwei ;  in  diesem  Falle  ist  die 
Ernte  einmal  für  Heu,  das  andere  Mal  zur  Gewinnung  von 
Samen  bestimmt.  Das  folgende  Acht-Feldersystem  kann,  da  es 
allgemein  verbreitet  ist,  geradezu  als  typisch  angesehen  werden: 

1.  Gedüngte  Brache, 

2.  Wintergetreide, 

3.  Zuckerrübe, 

4.  Sommergetreide  mit  Kleesaat, 

5.  Klee, 

(5.  Brache, 

7.  Zuckerrübe, 

8.  Sommergetreide. 

In  den  am  Dnjepr  gelegenen  Kreisen  kommt  häufig  folgen- 
des Fruchtwechselsystem  vor: 

1.  Gedüngte  Brache, 

2.  Winterweizen, 

3.  Brache, 

4.  Zuckerrübe, 

5.  Sommergetreide, 

ö.  Brache  mit  halber  Düngung, 
7.  Winter  Weizen. 

Dieses  System  f^Ut  durch  besonders  ausgedehnte  An- 
wendung der  Brache  auf.  Im  Gegensatz  hierzu  sei  noch 
folgendes  Zehn-Feldersystem  angeführt,  das  schon  den  Über- 
gang zu  intensiver  Bewirtschaftung  darstellt: 


*  Onobrychis  sativa. 
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1.  Gedüngte  Brache, 

2.  Winterraps, 

3.  Winterweizen, 

4.  Zuckerrübe, 

5.  Sommergetreide, 

6.  Klee, 

7.  Kleefeld  als  Weide  mit  Umpflügung, 

8.  Winterweizen, 

9.  Zuckerrübe, 
10.  Hafer. 

Aus  diesen  verschiedenen  Fruchtwechselsystemen  ist  er- 
sichtlich, daß  die  Landwirte,  welche  Rübenkultur  betreiben,  außer 
der  Rübe  hauptsächlich  nur  Wintergetreide,  Hafer  und  Klee  an- 
bauen. Zuweilen  erscheinen  andere  Pflanzen,  aber  nur  da, 
wo  die  Rübenkultur  einen  geringeren  Umfang  einnimmt.  Diese 
gestaltet  also  die  Fruchtwechselwirtschaft  ziemlich  einförmig; 
andere  Wurzelfrüchte,  sowie  Handelsgewächse  werden  gar 
nicht  angebaut.  Das  ganze  Fruchtwechselsjstem  ist  darauf 
angelegt,  für  die  Zuckerrübe  die  günstigsten  Bedingungen  zu 
erzielen,  sie  dominiert  in  jedem  System.  Winterweizen  wird 
angebaut,  um  den  Rest  der  Frühjahrsdüngung  aufzunehmen; 
Hafer  und  Klee  —  die  der  Rübe  folgende  Aussaat  — ,  um  die 
zwischen  zwei  Rübenbauten  erforderliche  Zwischenzeit  zu 
schafi^en  und  als  Futter  für  das  zur  Bearbeitung  der  Rüben- 
felder erforderliche  Vieh  zu  dienen.  Die  Rübenzuckerkultur 
erscheint  hier  als  Basis  des  ganzen  Betriebs:  Die  gewaltigen 
Mengen   Düngematerials ^,   totes   und   lebendes  Inventar*,  die 


^  Gewöhnlich  wird  auf  1  Delsjatine  2567  Pud  DUnger  gerechnet; 
jährlich  werden  etwa  13,8%  der  gesamten  unter  dem  Pflug  befindlichen 
Erde  gedüngt. 

*  Der  Wert  des  toten  Inventars  berechnet  im  Durchschnitt  von 
200000  Defejatinen,  beträgt  pro  Delsjatine  8,85,  auf  die  unter  dem  Pfluge 
befindliche  Fläche  berechnet,  13,90  und  schwankt  im  ganzen  von  7,36  bis 
26,18  Rubel.  — Viehzucht,  als  selbständiger  Zweig  des  landwirtschaftlichen 
Betriebs,  besteht  bei  diesen  Gütern  nicht;  die  Bearbeitung  der  Rüben- 
felder erfordert  aber  eine  grofee  Menge  Dung  und  Arbeitskraft,  und  nur 
aus  diesen  beiden  Gründen  wird  überall  Vieh  f^ehalten;  wie  gering  die 
Anwendung  künstlichen  Düngers  in  Rußland  ist,  war  schon  oben  ge- 
zeigt. Zur  Ausführung  der  Arbeiten  werden  durchweg  Pferde  und 
Ochsen  verwendet,  wobei  auf  100  Pferde  gewöhnlich  180  Ochsen  ent- 
fallen. Die  Verwendung  von  Ochsen  ist  billiger,  da  die  Fütterung 
weniger  Kosten  verursacht,  der  Anspann  einfacher  ist  und  beim  schliefe- 
lichen  Verkauf  der  Ochsen  gewöhnlich  noch  ein  kleiner  Gewinn  erzielt 
wird.  Endlich  versteht  die  Bauernbevölkerung  besser  mit  Ochsen  um- 
zugehen. Das  reichliche  Vorhandensein  groben  Futters,  der  Mangel  an 
Heu  und  der  Überfluß  an  P'abrikabfällen  läßt  gleichfalls  das  vermehrte 
Halten  von  Ochsen  vorteilhafter  erscheinen.  Im  Durchschnitt  entfällt 
ein  Pferd  auf  16  Deßjatinen  unter  dem  Pflug,  ein  Ochse  aui  9,7,  ein 
Arbeitstier  überhaupt  auf  5,9.  Die  ungünstigsten  Verhältnisse  waren  27,2 
und  11,2  Deßjatinen;  die  günstigsten  5,6  oezw.  4,8.  Hinsichtlich  des 
Rübenbaues  hat  die  Erfahrung  gezeigt,  daß  durchschnittlich  1  Arbeitstier 
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Anzahl  der  Arbeiter',  die  Brache,  das  Fruchtwechselsyateiny 
die  Kultur  der  anderen  Pflanzen  und  ihr  Platz  in  der  Frucht- 
wechselwirtschaft —  alles  dies  ist  abhängig  vom  Rtibenbau. 
Interessant  ist  ein  Vergleich  der  Produktionskosten  für 
Zuckerrüben,  Wint^weizen  und  Hafer,  auf  eine  Deßjatine  im 
Durchschnitt  für  zehn  Jahre  berechnet^: 


auf  1  Deßjatine  entfällt,  und  je  größer  das  prozentuale  Verhältnis  der 
KQbenfläche  zum  gesamten  Areal  des  Gutes  ist,  um  so  größer  ist  auch 
die  Zahl  der  Arbeitstiere.  Dies  geht  aus  Fragebogen  hervor,  die  das 
Ackerbauministerium  für  das  Jahr  1902  (jüngere  Daten  standen  nicht 
zur  Verfügung)  veröffentlicht  hat: 


Anbaufläche 
der  Zuckerrübe 
*/o  der  bebauten 
Flächen 


Unter  dem 

Pflug  auf 

1  Pferd 

Deßjatinen 


Unter  dem 
Pflug  auf 
1  Ochsen 

Deßjatinen 


Im  Durch- 
schnitt auf 
1  Arbeitstier 


Es  Terh&It  sieh 
die  Ton  1  Ochsen 

fepflfkgte 
Fliehe  sa  der 
1  Pferd 


Ton 


bis  10  «/o 

zwischen  10  u.  20®/o 

über  20^/0 


14,5 
17,4 
14,3 


10,4 

10,1 

8.2 


6,0 
6,4 
5,2 


1 : 1,39 
1:1.72 
1 :  1,74 


Mit  der  Zunahme  der  Rübenfläche  steigert  sich  also  die  Zahl  der 
Arbeitstiere,  die  der  Ochsen  indessen  stärker;  die  Bedeutung  der  Pferde 
als  Arbeitstiere  nimmt  bei  mehr  als  20  ^/o  Rübenfläche  ab. 

Der  Wert  des  lebenden  Inventars  beträgt  auf  die  Deßjatine  unter 
dem  Pfluge  etwa  13,85  Rubel ;  mit  der  Steigerung  der  Rübenfläche  erhöht 
sich  auch  dieser  Wert  beträchtlich,  stellenweise  bis  zu  32,40.  Die  Unter- 
haltungskosten für  einen  Ochsen  betragen  im  Durchschnitt  jährlich  48,84, 
für  ein  Pferd  80,91.  Die  Schwankungen  sind  hier  merkwürdig  große, 
die  Grenzen  betragen  für  einen  Ochsen:  17,79  bis  73,50;  für  ein  Pferd 
53,85  bis  112,14. 

"^  Nach  landwirtschaftlichen  Angaben:  ^junneHKo,  oiwcauie  Mom- 
iioropoAHmeHCKaro  HMtHiA,  sind  im  Durchschnitt  für  1  Deßjatine  43,5  Arbeits- 
tage erforderlich;  ihre  Anzahl  bewegt  sich  ungefähr  proportional  der 
Ausdehnung  des  Rübenbaues.  54®/o  der  Arbeit  wird  von  Tagelöhnern 
geleistet,  der  Rest  von  einem  Stamm  stets  auf  den  Gütern  befindlicher 
Arbeiter  und  von  solchen,  welche  für  die  Saison  gemietet  werden.  1902 
betrug  der  Arbeitslohn  jährlich  95,  monatlich  8  Rubel ;  der  Tagelohn  im 
Durchschnitt  in  Kopeken: 

Männer         Frauen 
Frühling    ....  36   .  35 

Sommer     ....  45,5  38 

Herbst 30  27 

Winter 26  21 

Der  Arbeitslohn  war  also  ein  außerordentlich  geringer.  In  den 
letzten  Jahren  ist  er  indessen,  besonders  infolge  von  Streiks  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  gestiegen. 

'  Diese  Zahlen  sind  entnommen  aus  TecjieHKO,  icyji&Typa  caxapHOK 
CBCKjioBHixBi  BT»  ^acTHOBJiaAtyiLqccKHZ'L  zo8«HCTBax'B  H)ro-3aDaxBaro  Kpajc.  XosfffiirK, 
1902,  S.  1108  f.  Die  hier  für  den  Rübenbau  angegebenen  Zahlen  sind 
beträchtlich  höher  als  die  oben  angefahrten.  Die  letzteren  enthalten  aber 
auch  nur  den  Arbeitslohn,  wUirend  hier  die  Gesamtkosten  angegeben 
sind.  —  Der  Vergleich  beschränkt  sich  deshalb  auf  diese  beiden  Getreide- 
arten, weil  sie  die  typischsten  Vertreter  des  Winter-  und  Sommergetreides 
sind  und  die  einzigen  neben  der  Rübenkultur  in  großem  Umfange  an- 
gebauten Pflanzen. 


185. 


145 


Tabelle  Nr.  25. 


I 


Zuckerrübe 


Winter- 
weizen 


Hafer 


Düngung,  Material  u.Arbeits^n 

Umpflügen 

Samen 

Aussaat 

Behandlung  u.  a 

Ausgraben 

Transport 

Ernte 

Mahlen 

Bewachung  usw 

Allgemeine  Ausgaben   .    .    .    . 

Summa 


9,59 
12,27 
11,02 

3,21 
19,59 
13,91 
18,80 


15,00 


8,02 
8,72 
6,67 
2,10 


9,22 

4,76 

1,44 

13,80 


4,16 
6,77 
2,90 


6,00 
4,37 
0,65 
9,70 


103,39 


54,73 


34,55 


Die  Produktionskosten  der  drei  Pflanzen  verhalten  sich 
also  wie  3 : 1,6 : 1.  Die  Zuckerrübe  vergilt  aber  die  ftir  sie 
aufgewendeten  Kosten  durch   einen   besonders  hohen  Ertrag: 


Ernte.     .     .  . 

Einnahmen  .  . 

Ausgaben     .  . 

Gewinn  .     .  . 


Zuckerrübe   Winterweizen        Hafer 

1017  Pud    95,4    Pud  80,5    Pud 

132,50  Rub.   68,91  Rub.  40,70  Rub, 

103,39     „       54,73     „  34,55 
29,11     „       14,18     „         6,15 


» 


Die  Gewinne  verhalten  sich  wie  5,6 : 2,8 : 1.  Die  Zucker- 
rübe liefert  also  im  Verhältnis  zu  den  aufgewendeten  Kosten 
einen  viel  reichlicheren  Ertrag  als  der  Körnerbau.  Ist  die 
Rübenemte  auch  gewissen  Schwankungen  ausgesetzt,  wie  aus 
den  Tabellen  S.  25  und  89  hervorgeht,  so  ist  sie  doch  im  all- 
gemeinen viel  beständiger  und  regelmäßiger  als  die  der  Korn- 
früchte. Während  beim  Weizen  z.  B.  in  den  einzelnen  Jahren 
Gewinn  und  Verlust  abwechseln,  ist  der  Rübenbau  bis  jetzt 
noch  nicht  verlustbringend  gewesen,  sondern  hat  stets  einen 
gewissen  Gewinn  geliefert.  — 

Die  weitere  Untersuchung  wird  sich  auf  den  südwestlichen 
Kreis  beschränken,  weil  dieser  hinsichtlich  der  Rübenernte  un- 
gefähr die  Mitte  zwischen  den  beiden  anderen  hauptsächlich 
rübenbauenden  Kreisen,  Polen  und-  Zentralrußland,  einhält 
und  außerdem  für  172  Güter  dieses  Kreises  mit  insgesamt 
921998  Deßjatinen  reichliche  statistische  Angaben  vorhanden 
sind,  allerdings  die  letzten  aus  dem  Jahre  1902^. 

Im  Jahre  1900  betrug  die  im  südwestlichen  Kreise  mit 
Rüben  bebaute  Fläche:  227696  Deßjatinen.  In  den  letzten 
vier  Jahrfbnften  war  sie  in  folgender  Weise  gewachs^i: 


ntecTFL. 

Forschung«!!  185.  ~  Frey  er. 
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1880—1885      1886—1890     1891—1895     1895-1900 
Rtibenfläche.     149086        140361         156783        227696 
In  ö/o^«    .     .       10,1  7,8  11,2  13,9 

Mit  Ausnahme  des  zweiten  Jahrfünfts,  in  das  die  schwere, 
der  Syndikatsbildung  vorhergehende  Erisis  fiel  (s.  Abschnitt  II), 
ist  die  Rübenfläche  andauernd  sowohl  absolut  gewachsen  wie 
im  Verhältnis  zum  Anbau  anderer  Pflanzen.  Aus  den  statistischen 
Angaben  geht  hervor,  daß  mit  steigender  Größe  der  Güter 
das  unter  dem  Pfluge  befindliche  Areal  und  damit  die  Rüben- 
fläche zwar  absolut  steigt,  prozentual  aber  geringer  wird,  und 
daß  anderseits  bei  den  kleineren  Gütern  das  prozentuale  Ver- 
hältnis der  Rübenfläche  größer  ist: 

Größe  der  Güter  ^^^^'^  ^^/^  P^"«     ^*^^^  Rübenfl&che 

unter  2000  Deßjatinen  .     .        69,5  19,9 

2000—5000         „  .     .        69,3  17,8 

über  5000  „  .     .        51,2  16,7 

Die  Ausdehnung  des  Anbaues  von  Winterweizen  steht  in 
einem  gewissen  Zusammenhange  mit  dem  Rübenbau,  wie  aus 
folgender  Zusammenstellung^^  hervorgeht: 

Rabenfläche  Winterweizen 

0 29,0 

10 20,5 

15 17,8 

20 18,1 

25 19,2 

über  25 24,7 

Wo  wenig  oder  gar  keine  Rüben  gebaut  werden,  ist  das 
Prozentverhältnis  des  Winterweizens  sehr  groß.  Wo  aber  der 
Rübenbau  überhaupt  von  Bedeutung  ist,  wächst  mit  ihm 
auch  die  Weizenfläcne  und  —  wie  noch  weiterhin  auszuführen 
bleibt  —  die  Ernte  von  der  Flächeneinheit. 

Die  Ausdehnung  des  Rübenbaues  steht  femer  in  gewisser 
Abhängigkeit  von  der  Bevölkerungsdichtigkeit: 

Südwestlicher  Kreis  in  T>«i^««fla/.i»« 

4  Gruppen  nach  abnehmender  KüDenüacne 

Bevölkerungsdichtigkeit " 

1 18,9 

2 19,8 

3 16,5 

4 •  8,4 

^^  Die  Prozentzahl  drückt  hier  und  im  weiteren  das  Verhältnis  der 
Bübenfläche  zur  Gesamtfläche  des  bebauten  Bodens  aus. 

^^  Diese  und  die  nächsten  Zahlen  aus  Xosiihhih  S.  1140. 

^^  Die  absolute  Bevölkerungsdichtigkeit  für  die  vier  Gruppen  war 
in  der  Quelle,  Xosaiih^  S.  1142  nicht  angegeben. 
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Es  geht  hieraus  also  hervor,  dafi  mit  der  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung  der  Rübenbau  entsprechend  zunimmt.  In  Ab- 
hängigkeit davon  und  von  der  Oröfie  der  Ernte  steht  femer 
die  absolute  Zunahme  des  Rübenbaues.  Auch  zeigt  sich  eine 
gewisse  Tendenz  zur  rascheren  Ausdehnung  des  Rübenbaues  auf 
den  größeren  Gütern.  Setzen  wir  für  das  Jahrfünft  1891—1895 
die  Rübenfläche  =  100,  so  ist  sie  in  Abhängigkeit  von  den 
drei  genannten  Faktoren  im  Jahrfünft  1896 — 1900  in  folgender 
Weise  gewachsen: 

SüdwestlUher  Kreis  in  Zunahme  der 

nach  abnehmender  Ernte  Rübenfläche 

1 168,5 

2 162,7 

3 150,2 

4 148,9 

Dasselbe  nach  abnehmender 
Bevölkerungsdichtigkeit 

1 189,5 

2 150,7 

3 148,9 

4 141,6 

Dasselbe  nach  abnehmender 
Größe  der  Guter 

1 163,6 

2  ..,,...    .  147,6 

3 150,5 

4 169,1 

Die  GrOfie  der  Rübenfläche  steht  weiter  in  gewissem  Zu- 
sammenhange mit  der  Ernte;  und  zwar  steht  die  Ernte  von 
Winterweizen  und  Hafer  im  direkten,  die  der  Zuckerroben  — 
mit  einer  Ausnahme  —  auffallenderweise  im  umgekehrten 
Verhältnis  zur  Ausdehnung  des  Rübenbaues.  Für  das  Jahr 
1902  ergeben  sich  folgende  Zahlen: 

Südwestlicher  Kreis  ti    »  i->  »■  ^l-     /n    i        ^  \ 

in  4  Gruppen  nach  ^"^^^^  ^«"^  «^"^^  Deßjatme  (Berkowetz) 

^^Rübenbau'"  ''^*"  Zuckerrübe  Winterweizen  Hafer 

1  .    .  .  30,3  96,7              75,5  67,8 

2  .    .  .  18,1  100,5              71,8  67,5 

3  .     .  .  11,1  103,7              71,5  60,6 

4  .     .  .  4,2  94,3              67,0  54,2 

Der  Unterschied  im  Rübenareal  der  Fabriken  und  der 
Pflanzer  war  bereits  hervorgehoben,  die  für  die  letzten  Jahre 
gültigen  Zahlen  waren  auf  S.  138  angeführt  worden.  Der  hier 
bestehende  Unterschied  bedarf  noch  einer  näheren  Untersuchung. 


^"  Siehe  Anmerkung  10. 
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Zu  der  Gruppe  Rübenbau  durch  die  Fabrik  gehört  der 
Anbau,  der  von  den  Fabrikbesitzern  selbst  betrieben  wird. 
Dies  ist  hauptsächlich  da  der  Fall,  wo  die  Fabriken,  im 
Eigentum  des  Großgrundbesitzers  befindlich,  auf  dessen  Boden 
stehen  und  sowohl  die  Landwirtschaft,  wie  die  Zuckergewinn un^ 
von  dem  Besitzer  selbst  betrieben  wird.  Umgekehrt  dort, 
wo  die  Zuckerfabriken  Aktiengesellschaften  oder  anderen  Ge- 
nossenschaften gehören,  tritt  der  Anbau  seitens  der  Fabriken 
zurück  und  der  durch  Landwirte  (ILiaHTaTopu- Pflanzer) 
überwiegt.  Der  durch  die  letzteren  betriebene  Anbau  ist 
ausserordentlich  stark  gewachsen  (s.  Tabelle  24,  S.  138), 
während  der  erstere  sich  ziemlich  gleich  geblieben  ist.  Die 
Steigerung  des  Rübenbaues  durch  Landwirte  scheint  haupt- 
sächlich daran  zu  liegen,  dass  die  Zuckerproduktion  immer 
mehr  in  die  Hände  von  Aktiengesellschaften  übergeht.  ^^  Dass 
tatsächlich  diese  Beziehung  besteht,  ergibt  sich  für  den  süd- 
westlichen Kreis  aus  der  folgenden  Zusammenstellung: 

4  Gruppen  (in  abnehmender  Zahl)  G-xgge  ^er  Landwirten  irehöriiren 

^^lUr^n^rdÄ^^^^^^^  ffinflSe'  Ä^^^ 

'  ''tn'dliäen  =  ÄetÄ  ^^^"^^^^^^^  =  ^^  «-«^^^^ 

1.  333,3  365,0 

2.  190,9  280,0 

3.  83,3  278,2 

4.  67,3  240,4 

Diese,,  Zahlen  beweisen  die  oben  genannte  Beziehung : 
mit  dem  Überwiegen  der  Aktienform  wächst  auch  der  Anteil 
der  Landwirte  am  Rübenbau. 

Gleichzeitig  mit  dem  absoluten  Anwachsen  der  Rüben- 
fläche sinkt  die  in  den  einzelnen  Jahrfünften  erzielte  Durch- 
schnittsernte pro  Deßjatine. 

Durchschnittsernte 

1881—1885 974 

1886—1890 1102 

1891—1895 1042 

1896—1900 963 

1901—1905 958 

Diese  mit  den  obigen  Zahlen  übereinstimmende  Erschei- 
nung hat  bisher  noch  keine  genügende  Erklärung  gefunden. 
Die  davon  betroffenen  landwirtschaftlichen  Kreise  suchen  den 
Grund  ^^   in   der   einseitigen  Auswahl   und  Zusammenstellung 

1«  1895/96  waren  von  den  231  bestehenden  Zuckerfabriken  117 
Aktiengesellschaften  mit  einem  Grundkapital  von  50  und  einem  Hilfskapital 
Ton  85  Hill.  Rubel,  also  einem  Gesamtkapital  von  85  Mill.  1904/05  waren 
*U  aller  Fabriken  Aktiengesellschaften  odjer  Genossenschaften  in  anderen 
Formen. 

><^  XosumfL,  S.  1144. 
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des  Samens,  welche  nur  auf  die  gröfitmögliche  Steigerung 
des  Zuckergehalts  der  Rüben  gerichtet  seien.  Diese  Er- 
klärung  ist  aber  mit  der  Erfahrung  nicht  in  Einklang  zu 
bringen,  daß  bei  besonders  guten  Ernten,  wie  z.  B.  in 
den  Jahren  1893  und  1906,  auch  der  Zuckergehalt  außer- 
gewöhnlich hoch  war.  Dagegen  hat,  wie  schon  erwähnt  ist, 
die  Rflbenkultur  die  Fruchtbarkeit  des  Weizen-  und  Hafer- 
baues beträchtlich  gesteigert.  Ist  nun  auch  die  Rübenernte 
zurückgegangen,  so  hat  die  Zuckerausbeute,  als  solche  auf 
die  Dessjatine  gerechnet,  trotzdem  eine  Steigerung  erfahren 
(s.  Tabelle  S.  89).  Den  Vorteil  hieraus  ziehen  aber  nur  die 
Fabrikanten,  denn  der  Durchschnittspreis  der  Rüben  ist  in 
den  letzten  20  Jahren  sehr  geringen  Schwankungen  unter- 
worfen gewesen.  Infolgedessen  geht  die  Einnahme  vom 
Rübenbau  entsprechend  der  Verringerung  der  Ernte  stets 
etwas  zurück;  denn  die  Produktionskosten  sind  sich  während 
der  ganzen  Zeit  ungefähr  gleich  geblieben.  Die  Erklärung 
für  diese  beiden  Erscheinungen:  Zunahme  des  Rübenbaues 
mit  gleichzeitiger  Verringerung  seines  Ertrages  liegt  wahr- 
scheinlich in  der  immer  wachsenden  Abhängigkeit  der 
Pflanzer  von  den  Fabriken.  Es  war  schon  erwähnt  worden, 
wie  weit  diese  Abhängigkeit  geht,  daß  nämlich  die  Fabriken 
häufig  an  die  Pflanzer  den  Samen  verteilen  und  den  ganzen 
Anbau  unter  ihrer  Kontrolle  behalten.  —  Ziehen  wir  aus  den 
vorstehenden  Ausführungen  und  Zahlen  einen  allgemeinen 
Schluss,  so  kann  der  Einfluß,  den  die  russische  Zucker- 
industrie auf  die  Landwirtschaft  ausgeübt  hat,  folgendermaßen 
charakterisiert  werden : 

Die  Zuckerrübenkultur  wirkt  außerordentlich  vielseitig 
auf  die  Landwirtschaft  ein;  denn  sie  verursacht  eine  Ver- 
größerung des  unter  dem  Pfluge  befindlichen  Areals  und  führt 
zur  Intensivierung  des  Betriebes,  indem  die  Dreifelderwirtschaft 
verlassen  wird  und  verschiedenartige  Fruchtwechselsysteme  an 
deren  Stelle  treten.  Sie  befördert  weiter  die  Verwendung  künst- 
lichen Düngers,  steigert  gleichzeitig  die  Fruchtbarkeit  der 
anderen  angebauten  Pflanzen  und  hebt  damit  allgemein  die 
Erträge  der  Landwirtschaft  Anderseits  ist  als  Nachteil  hervor- 
zuheben, daß  stets  ein  großer  Prozentsatz  Brache  vorhanden 
sein  muß.  In  den  Wirtschaften  mit  Zuckerrübenkultur  wird 
infolge  Ankaufs  natürlichen  Düngers  von  den  Bauern  sowie 
Verwendung  der  Abfälle  der  Fabrikation  die  Düngung  des 
Bodens  und  damit  seine  Nährkraft  gesteigert.  Daher  erhöht 
sich  durch  den  Rübenbau  auch  der  Wert  des  Grund  und 
Bodens.  Hingegen  muss  ein  landwirtschaftlicher  Betrieb  mit 
Rübenkultur  sich  völlig  auf  die  letztere  einrichten:  alles 
andere  wird  dieser  Pflanze  angepaßt  und  das,  was  ihrer  Kultur 
entgegensteht,  oder  sie  nicht  fördert,  entfernt.  Infolgedessen 
entsteht  ein  etwas  einseitiger  Fruchtwechsel,   andere  Wurzel- 
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fruchte  und  Handelsgewächse  müssen  völlig  ausscheiden.  Die 
schon  erwähnte  Ausdehnung  der  Brache  und  die  für  den 
Rübenbau  erforderliche  vers^rkte  Bearbeitung  des  Bodens  ist 
für  dessen  Nährkraft  sehr  förderlich.  Die  mit  dem  Rübenbau 
in  Verbindung  stehende  Steigerung  des  Ertrages  der  Körner- 
früchte kann  gleichfalls  aus  der  verstärkten  Düngung 
hergeleitet  werden.  Dagegen  übt  der  Rübenbau  auf  die  Vieh- 
zucht einen  ungünstigen  Einfluß  aus,  und  diese  tritt  daher 
völlig  zurück.  Der  Grund  hierfür  liegt  in  dem  Mangel  ge- 
nügender Weideplätze  und  in  der  Eonzentrierung  des  gesamten 
Kapitals  auf  die  Rübenkultur.  Für  diese  war,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  das  Halten  einer  großen  Menge  von  Arbeits- 
tieren, besonders  Ochsen,  geboten.  Den  erforderlichen  Bedarf 
müssen  die  Rübenpflanzer  aus  den  Viehzucht  treibenden  Gou- 
vernements decken  und  begeben  sich  daher  in  Abhängigkeit 
von  den  dort  bestehenden  Viehpreisen. 

Aus  all'  diesem  geht  hervor,  daß  der  Zuckerrübenbau  in 
günstiger  und  ungünstiger  Weise  die  Landwirtschaft  beeinflußt 
hat,  allein  der  günstige  Einfluß  ist  der  bei  weitem  über- 
wiegende. Eine  weitere  Entwicklung  der  Rübenkultur,  für 
die  ofTensichtlich  eine  Tendenz  vorhanden  ist,  kann  daher  nur 
als  im  Interesse  der  russischen  Landwirtschaft  liegend  begrüßt 
werden,  weil  sie  zur  Hebung  der  Lage  der  Landwirtschaft 
treibenden  Bevölkerung  erheblich  beiträgt. 

2.  Die   Arbeiterfrage. 

Eine  Arbeiterfrage,  im  Sinne  der  Leutenot,  die  in  Deutsch- 
land Landwirten,  Industriellen,  Politikern  und  National- 
ökonomen so  viel  Kopfzerbrechen  bereitet,  existiert  in  Rußland 
nicht.  Arbeitermangel  ist  noch  nirgends  hervorgetreten. 
Anderseits  hat  sich  auch  sehr  wenig  rein  fabrikstädtisches 
Proletariat  mit  ausgesprochenem  Klassenbewußtsein  gebildet, 
sondern  der  Bauer  arbeitet  während  der  Monate,  in  denen 
er  durch  die  klimatischen  Verhältnisse  zum  Feiern  in  seiner 
Wirtschaft  gezwungen  ist,  in  der  Fabrik,  um  diese  zum  Früh- 
jahr wieder  zu  verlassen  ^  Mit  der  allmählichen  Ausbildung 
der  Industrie  verschwindet  dieser  Arbeitertypus;  in  der  Eisen- 
industrie ist  er  z.  B.  kaum  noch  vorhanden. 

Auf  den  Zuckerfabriken  dagegen  ist  der  ländliche  Arbeiter 
noch  in  der  Mehrzahl  zu  finden;  die  meisten  von  ihnen  sind 
Bauern  aus  der  Umgegend,  einen  geringen  Prozentsatz  nur  stellen, 
Zugewanderte  aus  anderen  Gouvernements.  Die  Produktions- 
periode auf  den  Zuckerfabriken  und  damit  die  Hauptnachfrage 
nach  Arbeitskräften  fällt  auf  den  Herbst  und  Winter,  eine 
Zeit,  zu  der  die  Bauern  ihre  Ernte  eingebracht  haben  und  froh 
sind,  durch  den  Arbeitsverdienst  auf  den  Fabriken   ihr  kärg- 


>  S.  V.  Schultze-Gävernitz,  a.  a.  0.  8.  20  ff. 
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liches  Einkommen  um  ein  geringes  erhöhen  zu  können.  Die 
kurze  Dauer  der  Arbeit  läßt  sie  auch  nicht  den  Charakter 
des  Bauern,  meist  des  kleinen  Eigenbesitzers ,  verlieren'. 
Außer  diesen  Bauern,  die  nur  3 — 4  Monate  in  den  Fabriken 
arbeiten,  gibt  es  einen  kleinen,  aber  festen  Stamm  von 
gelerntem  technischem  Personal,  das  dauernd  dort  tätig,  während 
der  Zuckergewinnung,  sowie  in  den  Zeiten  zwischen  den 
Produktionsperioden ,  mit  Reparatur-  und  Instandsetzungs- 
arbeiten an  den  Maschinen  beschäftigt  ist. 

Die  Gesamtzahl  der  auf  allen  Zuckerfabriken  beschäftigten 
Arbeiter  geht  aus  der  Tabelle  auf  S.  152  hervor. 

Darnach  betrug  die  Zahl  aller  auf  den  Zuckerfabriken 
des  Reiches  befindlichen  Arbeiter  in  der  Kampagne  1905/06: 
167428;  von  diesen  waren  14831  gelernte  und  152597  un- 
gelernte. Sowohl  Männer  wie  Frauen  und  Jugendliche  finden 
auf  den  Zuckerfabriken  Arbeit :  die  Haupttätigkeit  der  Frauen 
besteht  in  Reinigungsarbeiten,  sowie  dem  Waschen  der  für 
die  Filtrierpressen  gebrauchten  Leinwand ,  die  Jugendlichen 
finden  Verwendung  zur  Beaufsichtigung  automatischer  Maschinen 
und  zu  Handreichungen  bei  kleineren  Arbeiten.  Ein  erfreu- 
liches Zeichen  ist,  daß  die  Frauen  und  Jugendlichen  nur  einen 
geringen  Teil  der  Arbeiter  ausmachen,  nämlich  22  345  (14,5  ®/o) 
und  5235  (3,3<>/o)  auf  125017  Männer. 

Die  den  Arbeitern  auf  den  Zuckerfabriken  gezahlten 
Löhne  sind,  an  europäischem  Maßstabe  gemessen,  minimale. 
Hier  ist  indessen  zu  berücksichtigen,  daß  die  zugewanderten 
Arbeiter  fast  durchweg  in  Arbeiterkasernen  untergebracht 
sind,  die  aus  der  Umgegend  stammenden  in  ihrer  dörflichen 
Wohnung  bleiben,  also  Wohnungsmiete,  gänzlich  wegfällt. 
Vielfach  erhalten  beide  Kategorien  von  Arbeitern  volle  Ver- 
pflegung von  der  Fabrik.  Weiter  bleibt  die  Familie  größten- 
teils auf  dem  Dorfe  zurück,  die  Preise  für  Lebensmittel  sind 
auf  dem  Lande  in  Russland  sehr  gering  und  der  Lohn  der 
Arbeiter  bedeutet  nur  einen  Zuschuß  zu  ihrem  landwirtschaft- 
lichen Erwerbe. 

Der  tägliche  Lohn  betrug  in  der  Kampagne  1904/05  auf 
der  Mehrz^l  der  Fabriken®: 

für  ungelernte  Arbeiter: 

Männer 30—60  Kop. 

Frauen 20—35     „ 

Jugendliche 20—32     „ 

für  gelernte  Arbeiter     .     .  55  Kop.  —  1,67  Rub. 

In  der  Kampagne  1905/06  dehnte  sich  das  allgemeine 
Streikfieber  auch  auf  die  Zuckerfabriken  aus.    Durch  Massen- 


^  üixanoBCRiH,  S.  18. 
>  Ibidem,  S.  30. 
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ausstände   wurden   die  Unternehmer  gezwungen,   die  Arbeits- 
löhne etwas  zu  erhöhen^,  so  dafi  sie  nunmehr  betrugen: 

für  ungelernte  Arbeiter: 

Männer 40—75  Kop. 

Frauen 30—40     „ 

Jugendliche 25 — 35     „ 

für  gelernte  Arbeiter     .     .  65  Kop.  — 1,75  Rub. 

Diese  Lohnerhöhung  steigerte  die  Produktionskosten  für 
ein  Pud  Zucker  um  4,5 — 10,5  Kop. 

Die  auf  den  einzelnen  Arbeiter  entfallende  Menge  der 
Produktion  hat  sich  mit  der  Einführung  von  Maschinen  er- 
heblich gesteigert.  Im  Jahre  der  Bauernbefreiung  wurden 
auf  einen  Arbeiter  33,5  Pud  erzielt,  1881/82  bereits  223,4; 
1898/99  steigerte  sich  das  Arbeitsprodukt  auf  465,5,  um  in 
der  Kampagne  1905/06  500  Pud  zu  überschreiten®.  — 

Auffallend  hoch  ist  die  Zahl  der  erkrankten  Arbeiter:  4080 
mußten  nach  der  obigen  Tabelle  in  das  Lazarett  aufgenommen 
werden,  und  181348  standen  in  ärztlicher  Behandlung.  Auf 
167428  Arbeiter  kommen  also  185428  Erkrankungen,  oder 
1,1  Krankenfall  auf  1  Arbeiter,  eine  erschreckend  hohe 
Zahl.  Wenn  auch  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  daß  die  un- 
gelernten Arbeiter,  fast  durchweg  Analphabeten,  in  ihrer  Un- 
geschicklichkeit sich  leichter  Verletzungen  zuziehen  als  gelernte, 
so  liegt  der  wahre  Qrund  solch  einer  Krankenstatistik  wohl 
tiefer.  Bis  in  die  neueste  Zeit  geschah  in  Rußland  im  Inter- 
esse und  zum  Schutze  der  Arbeiter  —  nichts. 

Eine  Einmischung  des  Staates  in  das  wirtschaftliche  Leben 
im  Interesse  der  Arbeiter  erfolgte  erst  am  2.  Juni  1903.  An 
diesem  Tage  wurde  ein  Gesetz  erlassen,  das  den  Arbeiter  vor 
den  Folgen  von  Beschädigungen  schützt,  die  er  durch  den 
Betrieb  der  Fabrik  selbst  erlitten  hat.  Diesem  Gesetz  liegt 
der  Gedanke  der  „beruflichen"  Gefahr  zugrunde,  und  daher 
trifft  fast  in  allen  solchen  Fällen  die  materielle  Verantwortung 
den  Unternehmer.  Infolge  dieses  Gesetzes  wurde  die  Zahl 
der  UnglücksfUIle  auf  den  Fabriken  etwas  verringert,  trotz- 
dem ist  sie  im  Vergleich  mit  europäischen  Verhältnissen  un- 
glaublich hoch. 

Bis  zum  Ende  der  90  er  Jahre  gab  es  überhaupt  keine 
amtliche  Statistik  der  UnglücksfkUe,  und  man  ist  in  dieser  Hin- 
sicht völlig  auf  private  Arbeiten  angewiesen,  die  zwar  unvoll- 
ständig sind  und  nur  einen  kleinen  Ausschnitt  aus  der  ganzen  In- 
dustrie geben,  aber  doch  einigermaßen  einen  Einblick  verschaffen. 
Im  Jahre  1891  litten  z.  B.  17—20^/0  aller  in  den  Lazaretten 

^  Der  Verband  polnischer  Zuckerfabrikanten  erklärte  in  einem 
Zirkular  vom  27.  I.  1907,  daß  er  allen  „Neueinführungen  der  Arbeiter" 
vom  letzten  Jahre  ein  Ende  bereiten  werde.    CsATJioBCKiH,  S.  328. 

*  IlixaHOBCKiu,  S.  32. 
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behandelten  Arbeiter  an  traumatischen  Verletzungen,  S^lo  an 
Verbrennungen;  dies  sind  zusammen  also  etwa  25 ^/o  oder  Vi 
aller  Krankheitsfälle  ^^  Diese  auffällige  Erscheinung  veranlaBte 
nähere  Erhebungen  über  die  Gründe,  die  diese  Verletzungen 
hervorrufen  konnten.  Man  beschränkte  sich  aber  hierbei  auf 
die  Gouvernements  Kiew  und  Podolien.  In  erster  Linie  waren 
es  nicht  genügende  Schutzvorrichtungen  bei  den  Maschinen 
und  die  Unbehilflichkeit  sowie  das  Fehlen  jeglicher,  auch 
der  elementarsten  Kenntnisse  auf  Seiten  der  Arbeiter.  Im 
Jahre  1898  wurde  unter  Kontrolle  der  Fabrikinspektionen  die 
erste  genaue  Statistik  begonnen  und  1904  veröffentlicht.  Die 
Veröffentlichung  beschränkt  sich  aber  auf  die  blosse  Auf- 
zählung der  vorgekommenen  Unglücksfalle,  nach  den  ver- 
schiedenen Produktionsarten  gruppiert;  irgend  eine  Bearbeitung^ 
des  an  Zahlen  reichen  Materials  fehlt  leider  vollständig  und 
so  ist  diese  Veröffentlichung  wenig  nutzbringend.  Die  letzte 
erschien  im  Februar  1908  und  reicht  bis  zum  Jahre  1904 
einschließlich. 

Infolge  des  oben  erwähnten  Gesetzes  wurde  im  Mai  1904 
bei  der  Kiewer  Abteilung  der  Kaiserlich  Russischen  Technischen 
Gesellschaft  eine  besondere  Kommission  gebildet,  um  Mittel 
aufzufinden,  die  Zahl  der  Unglücksfälle  auf  den  Zuckerfabriken 
zu  verringern.  Die  Hauptarbeit  dieser  Kommission  bestand 
zunächst  darin,  die  Gründe  der  Verletzungen  zu  erforschen 
und  dann  entsprechende  Gegenanordnungen  zu  treffen.  Außer 
den  natürlicherweise  verhängnisvoll  wirkenden  Ursachen,  wie 
technisch  fehlerhafte  Konstruktion  und  unrationelle  Aufstellung 
der  Maschinen,  Mangel  jeglicher  Sicherheitsvorrichtungen, 
Fehlen  von  Instruktionen  über  Handhabung  der  verschiedenen 
Maschinen,  geringe  oder  gar  keine  Disziplin  unter  den  Arbeitern, 
erscheint  als  wichtigstes  und  wird  am  meisten  betont:  das 
Fehlen  des  Elementarunterrichts.  Wie  es  damit  be- 
stellt ist,  sei  an  einem  Beispiel  ausgeführt. 

In  einer  großen  Raffinadefabrik  habe  ich  das  aus  neben- 
stehender Tabelle  ersichtliche  Verhältnis  festgestellt. 

Nicht  weniger  also,  als  6S^lo  aller  auf  der  Fabrik  be- 
schäftigten sind  Analphabeten.  Was  nützen  also  alle  etwa 
angeschlagenen  Verhaltungsmaßregeln  und  die  Verteilung  von 
Heften  mit  besonderen  Instruktionen,  wie  beides  vielfach 
gehandhabt  wird  —  und  es  auch  auf  dieser  Fabrik  der 
Fall  war  —  wenn  der  bei  weitem  größte  Teil  nicht  lesen 
kann?  Von  dem  technischen  Personal  ist  noch  zu  bemerken, 
daß  aus  der  Zahl  110  auch  nicht  einer  die  unterste  technische 
oder  eine  städtische  vierklassige  Schule  absolviert  hatte; 
der  Bildungsgang  der  meisten  war  die  kirchliche  oder  dörf- 
liche  Elementarschule,    einige    —    ausschließlich    Polen    und 


^^  CyjuMa,  Hec^acTHue  ciy^aM,  S.  64. 
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Juden  —  hatten  Unterricht  zu  Hause  erhalten.  In  die  Gruppe 
„technisches  Personal^  sind  z.  B.  eingerechnet:  die  an  den 
Dampfkesseln  Beschäftigten,  die  ältesten  Schlosser,  Monteure, 
die  Leute,  welche  kleinere  Abteilungen  der  Fabrik  zu  be- 
aufsichtigen haben  und  andere  Personen  in  mehr  oder  weniger 
verantwortlicher  Stellung. 

Es  ist  klar,  daß  der  Mangel  jeglicher  Schulbildung  der 
weiteren  Entwicklung  des  Denkvermögens  des  Menschen  die 
größten  Schwierigkeiten  entgegensetzt  und  auch  der  Aus- 
bildung der  praktischen  Tätigkeit  sehr  enge  Grenzen  zieht. 
Denn  es  mangelt  die  Fähigkeit  sich  in  der  Umgebung  zu  orien- 
tieren und  im  Speziellen  bei  der  Zuckerindustrie  den  chemischen 
Prozessen  und  Erscheinungen  der  Produktion  das  geringste 
Verständnis  entgegen  zu  bringen.  Irgend  eine  weitere  Aus- 
bildung der  Arbeiter  ist  natürlich  unmöglich,  da  das  gedruckte 
Wort  —  dieser  mächtige  Hebel  des  Fortschritts  —  jeder 
Wirkung  beraubt  ist. 

Wie  auf  allen  Gebieten  des  russischen  Lebens  zeigt  sich 
auch  bei  der  Zuckerindustrie  als  das  Wichtigste  zur  Förderung 
und  Hebung  der  Arbeitermassen :  Verbreitung  der  Elementar- 
bildung. Dem  hat  die  Regierung  aber  bis  jetzt  die  größten 
Schwierigkeiten  entgegengesetzt,  und  ob  in  dieser  Beziehung 
grundlegende  Reformen  eintreten  werden,  erscheint  immerhin 
sehr  zweifelhaft. 

In  Erkenntnis  dieses  Umstandes,  und  um  dem  Übel  ab- 
zuhelfen, wurden  in  den  letzten  Jahren  von  «inzelnen  Fabriken 
Schulen  errichtet.  Allgemeine  Schulpflicht  besteht  in  Rußland 
noch  nicht,  und  wie  unglaublich  hoch  die  Zahl  der  Analpha- 
beten im  Reich  ist,  wurde  bereits  erwähnt  ^^  An  dem 
Unterricht  in  den  bei  den  Zuckerfabriken  errichteten  Schulen, 
in  denen  natürlich  nur  die  allereinfachsten  Grundlagen  des 
menschlichen  Wissens  gelehrt  werden,  nahmen  in  der  Kampagne 
1905/06  8260  Schüler  teil".  In  erster  Linie  die  5235  Jugend- 
lichen, daneben  also  etwa  noch  3000  Erwachsene.  Während 
im  Durchschnitt  auf  jeder  Fabrik  ungeßlhr  500  Arbeiter  tätig 
sind,  beträgt  der  Durchschnitt  der  Schulbesucher  pro  Fabrik 
gegen  30^^.  Da  man  den  oben  für  die  Raffinadefabrik  ge- 
fundenen Prozentsatz  an  Analphabeten  ohne  großen  Fehler 
auf  den  Durchschnitt  aller  Fabriken  übertragen  kann,  ergibt 
dies  bei  500  Arbeitern  315 ,  d.  h.  weniger  als  10  ®/o  der  An- 
alphabeten nehmen  überhaupt  an  dem  Unterricht  teil;  ein 
Zeichen,  wie  stumpf  noch  aie  große  Masse  dahinlebt,  ohne 
jedes  Streben  nach  Verbesserung  ihres  Zustandes. 

Daß  unter  diesen  Bedingungen:  hauptsächlich  bäuerliche 


11  g^  g^  12. 

'2  S.'  Tabelle  S.  151. 

"  üiiaHOBCKiK,  S.  30. 
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Arbeitskräfte  und  Mangel  jeglicher  Schulbildung ,  sich  unter 
den  Arbeitern  der  Zuckerindustrie  noch  kein  GefUhl  der  Soli- 
darität und  des  Klassenbewußtseins  hat  ausbilden  können, 
bedarf  keiner  näheren  Auseinandersetzung.  Dementsprechend 
finden  sich  in  der  Zuckerindustrie  erst  die  allergeringsten  An- 
sätze zu  Gewerkvereinen.  Ohne  auf  die  russische  Ge- 
werkvereinsbewegung  im  Allgemeinen  näher  einzugehen,  da 
sie  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit  liegt,  seien  in  Kürze 
nur  folgende  Angaben  nach  den  neuesten  Veröffentlichungen  ^^ 
gemacht : 

Ende  der  70  er  Jahre  bildeten  sich  die  ersten  Gewerk- 
vereine, denen  die  Regierung  sehr  mißtrauisch  gegenüber 
stand,  weil  sich  mit  ihnen  zugleich  eine  starke  sozialdemo- 
kratische Agitation  verband.  Es  entstanden  immerhin  mehrere 
größere  Vereinigungen,  wie  der  nordrussische  und  der  süd- 
russische Arbeiterverband  u.  a.  m. ,  die  aber  keine  großen 
Erfolge  aufzuweisen  hatten,  da  die  energischeren  unter  den 
Führern  gewöhnlich  nach  kurzer  Zeit  arretiert  und  dann 
verschickt  wurden.  Die  mit  dem  Tode  Alexanders  IL  ein- 
setzende Reaktion  -erstickte  alle  Anfänge  einer  Entwicklung 
der  Gewerkvereine;  rücksichtslos  wurden  alle  Arbeiter- 
organisationen aufgelöst.  Von  Beginn  der  90  er  Jahre  ab 
traten  allmählich  wieder  mehrere  Verbände  ins  Leben,  die 
durch  eine  Reihe  von  Streiks  die  materielle  Lage  der  Arbeiter 
zu  heben  suchten.  Der  „allrussische  Ausstand*'  ^^  im  Oktober 
1905  zeigte  den  Arbeitern  die  Macht,  die  in  einer  geschlossenen 
Organisation  liegt  und  trug  wesentlich  dazu  bei,  ihr  Selbst- 
bewußtsein zu  heben  und  die  Gewerkvereinsbewegung  zu 
fördern. 

Am  1.  Juli  1907  bestanden  in  102  Produktionsgruppen 
643  Gewerkvereine  mit  rund  246000  Mitgliedern.  Diese  643 
waren  offiziell  von  den  Behörden  erlaubt  worden;  187  konnten 
die  Registrierung  nicht  erlangen  und  31  wurden  aufgelöst. 
Die  letzteren  218  haben  ihre  Tätigkeit  aber  nicht  aufgegeben, 
sondern  bestehen  als  „nichtl egalisierte"  fort;  die  Zahl  ihrer 
Mitglieder  beträgt  etwa  90—100000.  Genaue  statistische 
Angaben  können  natürlich  nur  von  den  Organisationen  selbst 
gemacht  werden,  die  aber  jetzt  für  solche  Tätigkeit  keine 
Kräfte  und  Zeit  verwenden  können.  Von  den  643  legalisierten 
Gewerkvereinen  entfallen  auf  die  Zuckerindustrie,  die  im  ganzen 
167428  Arbeiter  beschäftigt,  nur  —  drei^«.  Es  gelang  nicht 
festzustellen,  wieviel  Arbeiter  sich  in  diesen  drei  Gewerk- 
vereinen  befinden   und   wie   hoch   sich  ihr  Vermögen  beläuft. 


1*  CBHTJOBCKiä,  S.  9, 168,  172,  176. 
^^  „Bceo6imifl  3a6acTOBKa.^ 

1*   CBHTJIOBCKiH,   S.  177. 
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3.  Produktionskosten,  Organisation  des  Kredits, 

Ministerielle  Preispolitik. 

Zum  SchluBS  unserer  Ausführungen  sind  noch  einige  weitere 
Fragen  zu  erörtern  über  die  Zusammenhänge  der  Zucker- 
industrie mit  der  Volkswirtschaft. 

Zunächst  einige  Bemerkungen  über  die  Produktionskosten, 
denen  eine  Darstellung  der  Kreditorganisation  folgen  soll, 
die  f[ir  die  russische  Zuckerindustrie  eine  ganz  eigenartige 
ist.  Sodann  noch  eine  Beurteilung  der  ministeriellen  Pi'eis- 
politik. 

Für  den  russischen  Zuckerfabrikanten  ist  die  Frage  der 
Produktionskosten  besonders  wichtig,  da  die  Menge 
seines  Angebots  auf  dem  inneren  Markte  sowie  die  erzielten 
Preise  durch  Verfügungen  der  Regierung  festgesetzt  werden, 
fflr  ihn  also  eine  feste,  gegebene  Qrösse  darstellen,  auf  die  er 
keinen  Einfluß  hat,  die  er  vielmehr  in  seine  kaufmännische 
Berechnung  als  solche  aufnehmen   muß.     Da  die  Regierungs- 

Solitik  darauf  ausgeht,  den  Zucker  durch  Verringerung  der 
[arktpreise  fortgesetzt  zu  verbilligen,  so  muß  das  Bestreben 
der  Fabrikanten  parallel  mit  dieser  Preisbewegung  darauf 
gerichtet  sein,  die  Produktionskosten  zu  verringern.  Die 
Produktionskosten  der  Zuckerindustrie  bestehen  in  dem  Preise 
des  Rohmaterials  und  den  Kosten  der  Umarbeitung  in  das 
zum  Verkauf  fertige  Produkt.  Der  Preis  des  Rohprodukts 
bestimmt  sich  hauptsächlich  durch  die  Quantität  der  Ernte 
und  die  Qualität  der  Rübe.  Was  die  Quantität  der  Ernte 
betrifft,  so  steht  Rußland  in  dieser  Hinsicht  noch  weit 
zurück;  die  Schwankungen  der  Erträge  sind  verhältnis- 
mäßig sehr  groß,  und  die  besten  Erntejahre  erreichen  noch 
nicht  den  Durchschnitt  der  in  Westeuropa  erzielten.  Die 
Qualität  der  Rübe  ist  auch  in  den  einzelnen  Jahren  recht 
wechselnd.  Von  einem  allgemein  giltigen  Durchschnittswert 
der  Rüben  für  alle  zuckerproduzierenden  Fabriken  als  Grund- 
lage der  Berechnung  der  Produktionskosten  kann  daher  keine 
Rede  sein. 

In  der  Kampagne  1904—1905  kostete  der  Berkowetz 
Rüben  im  Gouvernement  Warschau  1,67—1,91,  in  Kaiisch 
1,50—1,76,  in  Kur  1,40—1,49,  in  Tula  1,45—1,58,  in  Podolien 
1,23—1,88,  in  Tschernigow  1,30—1,87.  Es  sind  im  ganzen  also 
Schwankungen  von  1,23 — 1,91  zu  verzeichnen.  In  der 
folgenden  Kampagne  verteuerte  sich  das  Rohmaterial  merklich 
infolge  der  durch  Landarbeiterstreiks  hervorgerufenen  Steige- 
rung der  Arbeitslöhne.  Diese  Erhöhung  betrug  nach  Angaben 
von  Fabrikanten  in  den 
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Gouvemementa*  Kop. 

Kiew 6—25 

Wolhynien 5,5—23 

Podolien 6—30 

Kur  und   Charkow     .     .  5 — 44 

Tschernigow       ....  12—30 
Orlow           ungefähr  .     .         14 
Woronesch         „          .     .  30 

Polen 6—13 

Rechnen  wir  —  aus  Vorsicht  —  etwas  weniger  als  den 
Durchschnitt  zu  den  oberen  Daten  hinzu,  so  kann  man  ohne 
großen  Fehler  den  Preis  des  Berkowetz  in  der  Kampagne 
1905—1906  auf  1,45—2  Rubel  annehmen.  — 

Die  Praxis  der  Zuckerfabriken  hat  durch  eine  langjährige 
Erfahrung  gezeigt,  daß  die  Kosten  für  die  Umarbeitung  der  Rübe 
in  Zucker  ungefähr  die  gleichen  sind,  wie  die  für  das  Roh- 
material*. Um  daher  festzustellen,  wieviel  die  Fabrik  die 
Herstellung  eines  Puds  Zuckers  kostet,  ist  es  nötig  zu  wissen, 
welche  Zuckermenge  sie  aus  einem  Berkowetz  gewinnt. 
Nehmen  wir  an,  es  seien  40  Pfund  oder  1  Pud,  und  der  Preis 
für  Rohmaterial  1,20,  so  ergäbe  dies  2,40  Produktionskosten. 
Bei  50  Pfund  stellen  sie  sich  auf  1,92,  bei  60  auf  1,60.  Je 
mehr  Zucker  aus  einer  gegebenen  Menge  Rüben  gewonnen 
wird,  um  so  geringer  sind  die  Produktionskosten  und  um  so 
größer  der  Gewinn  der  Fabrikanten.  Die  fortgesetzte  Steige- 
rung der  Zuckerausbeute  durch  Verbesserung  des  technischen 
Verfahrens  der  Zuckergewinnung  ist  daher  das  Hauptstreben 
in  der  Produktionsleitung. 

Hierin  sind  auch  im  Laufe  der  letzten  25  Jahre  beträcht- 
liche Fortschritte  gemacht  (s.  Tabellen  S.  25  und  89). 
1881/82  wurden  29,7,  1903/04  54,0  Pfund  Zucker  aus 
einem  Berkowetz  gewonnen,  d.  h.  man  versteht  jetzt  35 — 45®/o 
mehr  Zucker  aus  der  gleichen  Menge  Rüben  herzustellen  als 
früher.  Wenden  wir  uns  zu  der  Ausbeute  der  einzelnen 
Fabriken,  so  ist  zu  bemerken,  daß  deren  Zahlen  auch  in 
großem  Umfange  schwanken.  Es  erzielte  z.  B.  in  der  Kampagne 
1904/05  bei  einer  Durchschnittsausbeute  von  52,5  Pfund  für  das 
ganze  Reich  eine  Fabrik  im  Kiewer  Gouvernement  nur  38,7 
(das  niedrigste  Ergebnis  im  Reich),  eine  in  Charkow  dagegen 
72,1  Pfund.  Selbst  innerhalb  eines  Gouvernements  sind  die 
Unterschiede  häufig  recht  beträchtlich:  46,2  und  62,5  Pfund 
im  Gouvernement  Polen;  38,7  und  58,6:  zwei  nur  40  Werst 
voneinander  entfernt  liegende  Fabriken  im  Gouvernement  Kiew. 

Es  ergibt  sich  aus  diesen  Ziffern,  daß  einheitlich  für  alle 
Fabriken  giltige   Produktionskosten   nicht  festgestellt  werden 

^  ll,ixanoBCKiu,  S.  26. 
2  ibidem,  S.  30. 
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können,  da  sie  von  vielen  veränderlichen  und  Schwankungen 
unterworfenen  Faktoren  abhängig  sind.  Im  Jahre  1895  ver- 
öffentlichte das  Finanzministerium  eine  Berechnung,  daß  nach 
den  Angaben  der  von  ihm  zum  Zwecke  dieser  Feststellung 
auf  die  Zuckerfabriken  kommandierten  Sachverständigen  die 
Produktionskosten  zwischen  1,73  und  3,15  schwankten  und 
im  Durchschnitt,  ohne  innere  Steuer,  2,20  betrügen.  Rechnen 
wir  die  Steuer  mit  1,75  hinzu,  so  ergibt  das  bei  den  Grenz- 
preisen  von  4,75  und  5,00  einen  Verdienst  von  0,80  und  1,05 
auf  das  Pud.  1904/05  bewegten  sich  die  Schwankungen 
immerhin  noch  zwischen  1,35  und  2,30;  der  Durchschnitt  war 
1,75.  Durch  die  für  die  Fabrikanten  ungünstige  Gestaltung 
der  Wirtschaftslage:  Verteuerung  des  Rohmaterials,  der 
Kohlen,  des  Kalks,  der  Leinwand,  der  Arbeitskräfte  und  auch 
des  Kredits,  erhöhten  sich  die  Produktionskosten  1905/06  um 
32 — 35  Kopeken  pro  Pud.  Am  schlimmsten  wirkte  die  Ver- 
kürzung des  Kredits  und  die  Höhe  des  Bankdiskonts,  der  8  ^h^ 
ja  sogar  lO^/o  erreichte;  hierdurch  wurden  besonders  die  kleinen 
Fabriken  empfindlich  betroffen. 

Vergleichen  wir  kurz  die  Produktionsbedingungen  Ruß- 
lands mit  denen  Westeuropas,  so  muß  unbedingt  zugegeben 
werden,  daß  sie  in  Rußland  ungünstiger  sind.  Das  erste  und 
wichtigste  ist  der  Unterschied  in  der  Ernte.  So  wurden  in 
Deutschland  —  um  nur  ein  Beispiel  anzuführen '  —  1903/04 : 
1070  Pud,  1905/06:  1020  Pud  mehr  von  einer  Deßjatine  ge- 
erntet als  in  Rußland.  Obwohl  in  diesen  Kampagnen  in  Ruß- 
land 113000  und  60000  Deßjatinen  mehr  als  in  Deutschland 
bestellt  waren,  betrug  die  Ausbeute  in  Deutschland  39  und 
62  Millionen  Pud  mehr  als  in  Rußland. 

Verteuernd  wirkt  in  Rußland  ferner  die  durchschnittlich 
sehr  große  Entfernung  der  Fabriken  von  den  nächsten  Eisen- 
bahnstationen,  die  manchmal  zwei  Tagemärsche  beträgt^. 
Dieser  Umstand,  sowie  die  Verstreutheit  der  Fabriken  in  dem 
riesigen  Territorium  des  Reiches  bedingen  die  Notwendigkeit, 
alle  zur  Produktion  notwendigen  Materialien  lange  vor  dem 
Anfang  der  Produktionsperiode  nach  den  Fabriken  zu  schaffen. 
Denn  wollte  man  sich  bei  der  rühmlichst  bekannten  allseitigen 
Zuverlässigkeit  auf  die  Herbeischaffung  während  der  Pro- 
duktion verlassen,  so  könnten  die  Fabriken  mehr  feiern  als 
arbeiten.  Deshalb  sind  die  Unternehmer  auch  gezwungen, 
bei  den  Fabriken  völlig  ausgerüstete,  mechanische  Werkstätten 
mit  einer  beträchtlichen  Anzahl  ständigen  technischen  Personals 
dauernd  zu  unterhalten. 

Weiter  verteuert  der  Umstand  die  Produktion ,  daß  nach 
den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  die  Fabriken  die 


«  S.  Tabellen  S.  109. 
«  S.  Anhang  III. 
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volle  Steuer  beim  Verlassen  des  Zuckers  zu  entrichten,  oder 
bei  Ratenzahlung  durch  Pfand  sicherzustellen  haben,  während 
der  Verkauf  des  Zuckers  gewöhnlich  nicht  gegen  Barzahlung, 
sondern  gegen  Drei-  oder  Sechsmonatswechsel  geschieht.  Er- 
hebliche Summen  werden  erfordert  durch  die  Notwendigkeit, 
den  Bübenpflanzern  Vorschüsse  zu  leisten^  für  die  Aussaat, 
die  Ernte  und  den  Transport  der  Rüben,  sowie  durch  die  recht- 
zeitige Bereitstellung  der  Hilfsmaterialien.  Für  alle  diese  Zwecke 
sind  große  umlaufende  Kapitalien  erforderlich,  die  bei  den 
russischen  Rreditverhältnissen  dem  Fabrikanten  teurer  zu  stehen 
kommen  als  in  Westeuropa.  Schließlich  ist  noch  zu  berück- 
sichtigen, daß  bei  allen  Fabriken  der  unantastbare  Vorrat 
lagert,  der  ein  ziemliches  Kapital  repräsentiert,  das  während 
der  Kampagne  nicht  verwertet  werden  kann ;  denn  Lagerhaus- 
und Warrantwesen  ist  im  Zuckerhandel  kaum  vorhanden. 

Alles  in  allem  genommen  sind  die  Produktionsverhältnisse 
erheblich  schlechter  als  in  Westeuropa  und  besonders  in 
Deutschland. 

Zu  den  Produktionskosten  im  weiteren  Sinne  sind  noch 
die  Auslagen  für  den  Transport  zu  rechnen,  die  bei  den 
außerordentlich  großen  Entfernungen  in  Rußland  beträchtlich 
ins  Gewicht  fallen. 

Wie  für  alle  Waren,  sind  auch  fUr  Zucker  die  Eisenbahn- 
tarife in  Rußland  „differentielle",  d.  h.  mit  der  Vergrößerung 
der  Entfernung  verringert  sich  die  Fracht  pro  Werst  und 
Pud.  Bei  kurzen  Entfernungen  —  bis  zu  900  Werst  —  beträgt 
der  Anfangssatz  Vis  Kopeke  für  Sandzucker  und  ^/i2  für 
Raffinade.  Diese  Verschiedenheit  im  Tarife  stammt  aus 
einer  Zeit,  als  ihre  Festsetzung  völlig  im  Belieben  der  im 
privaten  Eigentum  befindlichen  Eisenbahnen  stand.  Als  ge- 
legentlich der  Eisenbahnverstaatlichung  die  Zuckertarife  im 
Jahre  1892  einer  Revision  unterzogen  werden  sollten,  wurde 
es  als  prinzipiell  wünschenswert  anerkannt,  fUr  Sand  und 
Raffinade  einen  Einheitstarif  festzusetzen.  Dies  geschah  aber 
nicht,  um  den  Handel,  der  sich  nun  einmal  auf  diese  Ver- 
schiedenheit eingerichtet  hatte,  nicht  durch  eine  zu  plötzliche 
Abänderung  in  Verwirrung  zu  bringen.  Die  alten  Tarife 
blieben  also  bestehen,  wurden  aber  1904  um  8  *^/o  erhöht,  in- 
folge der  durch  den  japanischen  Krieg  hervorgerufenen  Ver- 
schlechterung der  Finanzlage  des  Reichs.  Diese  Erhöhung 
wurde  aber  ausdrücklich  als  eine  nur  zeitige  Maßregel  be- 
zeichnet und  wird  bei  Wiederkehr  völligen  Gleichgewichts  im 
Budget  verschwinden.  Daher  wird  der  weiteren  Ausführung 
der  Tarif  von  Via  und  Via  Kopeke  zugrunde  gelegt  werden. 

Gerechtfertigt  wird  der  Unterschied  durch  die  Erwägung, 
daß  nach  Möglichkeit  die    Produktionsbedingungen   der  Raf- 

6  S.  S.  69. 
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finerien  im  Zentrum  des  Reiches,  die  den  Sandzucker  von 
weither  kaufen  müssen,  denen  der  im  Süden  gelegenen  Fabriken 
gleichgestellt  weiiden  sollen.  Letztere  stellen  den  Sandzucker 
selbst  her,  oder  erhalten  ihn  von  benachbarten  Zuckerfabriken. 
Trotzdem  sind  im  allgemeinen  die  Tarife  zu  hoch,  besonders 
deshalb,  weil  die  Zuckererzeugung  auf  verhältnismäßig  wenige 
Stellen  konzentriert  ist,  die  von  den  Hauptmärkten  sehr  weit 
entfernt  sind.  Die  Transportkosten  machen  sich  bei  der 
Bildung  des  Marktpreises  sehr  bemerkbar.  Bei  Herstellungs- 
kosten von  1,80-2,00  Rubel  pro  Pud  kostet  der  Transport 
von  den  Stationen  der  Südwestbahn  bis  Petersburg  55  Kopeken, 
also  mehr  als  25®/o  des  Wertes  der  Ware.  Bei  den  großen 
Entfernungen  im  russischen  Reiche  steigern  sich  die  Transport- 
kosten zuweilen  fast  bis  zum  Betrage  der  Produktionskosten. 
So  betragen  z.  B.  die  Frachten  in  Kopeken  für  ein  Pud: 


von  Kiew 

von  Charko 

1. 

Bis  Tscheljabinsk  .     .     . 

80,72 

74,7(5 

2. 

„     BlagowjeschtscheDsk 

124,07 

119,93 

3. 

„     Charbin       .... 

134,26 

130,12 

4. 

„     Irkutsk       .... 

142,17 

133,80 

5. 

„     Ssretensk    .... 

171,15 

1Ü2.81 

Eine  derartige  Verteuerung  durch  den  Transport  muß 
natürlich  sehr  hemmend  auf  die  Entwicklung  und  Ausdehnung 
des  Zuckerverbrauchs  einwirken*. 

Neben  diesem  allgemeinen  Tarif  bestehen  jedoch  18  Aus- 
nahmetarife. Diese  sind  alle  geringer  als  der  normale;  sie 
werden  für  einzelne  Produktionsgebiete,  oft  sogar  für  einzelne 
Fabriken  gewährt,  hauptsächlich  zur  Sicherung  bestimmter 
Märkte. 

Um  die  Ausfuhr  zu  erleichtern,  ist  die  Fracht  für  Trans- 

f)orte  nach  der  Grenze  wesentlich  niedriger.  Sie  ist  einheit- 
ich  für  Sand  und  Raffinade  festgesetzt  und  sinkt  von  ^/is  Kop. 
pro  Pud  und  Werst  bis  auf  ^/»o.  Der  billigste  Satz  wird  aber 
sehr  selten  erreicht,  da  er  nur  auf  Entfernungen  von  über 
1000  Werst  zur  Anwendung  kommt,  die  Entfernung  der  haupt- 
sächlich Zucker  ausführenden  Gebiete  vom  nächsten  Hafen, 
Odessa,  aber  unter  1000  Werst  beträgt  nämlich  Kiew  614, 
Charkow  823.  Zu  diesen  Kosten  kommt  sodann  noch  die  ver- 
hältnismäßig sehr  teure  Seefracht:  von  Odessa  bis  Wladiwostoek 
z.  B.  43  Kopeken   pro   Pud.     Da  die  Fracht   von  Hambui^ 


*  An  eine  Verbilligung  der  Eisenbahntarife  ist  aber  z.  Z.  nicht  zu 
denken.  Im  Budgetentwurf  für  1908  sind  die  Einnahmen  der  Eisen- 
bahnen auf  530,7  Mill.  veranschlagt,  die  Ausgaben  auf  517,1.  Es  ergibt 
sich  also  ein  Einnahmeüberschuß  von  13,6  Mill.  Tatsächlich  besteht 
aber  ein  Defizit,  da  die  Zinsen  für  die  Eisenbahnanleihen  nicht  in 
diesen  Ausgaben  enthalten  sind.  Im  Jahre  1905  ergab  sich  mit  Berück- 
sichtigung  dieser  Zinsen  ein  Defizit  von  90  Millionen  Rubel. 
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bis  Wladiwostock  auf  deutschen  Dampfern  etwas  geringer  als 
die  Hälfte  ist,  wird  dem  russischen  Zucker  von  dem  deutschen 
im  fernen  Osten  erfolgreiche  Konkurrenz  gemacht.  — 

Durch  den  fortgesetzten  Ausbau  der  Eisenbahnen  ist  wie 
für  andere  Waren,  so  auch  für  Zucker  ein  vergrößertes  Ab- 
nahmegebiet geschaffen  worden.  Wie  der  Verbrauch  im 
ganzen,  so  ist  auch  der  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ent- 
fallende im  letzten  Jahrzehnt  entsprechend  gestiegen.  Die  Zu- 
nahme ist  aus  folgender  Tabelle  ersichtlich: 

Tabelle  Nr.  28  ^ 


Verbrauch  auf 

T^ 

Einwohnerzahl 

den  Kopf 
der  Bevölkerung 

Jährliche  Zunahme 

Kampagne 

Millionen 

Pfund 

Pfund 

lg95— 96 

125,5 

8,71 

1896-97 

127,4 

9,70 

0,99 

1897—98 

129,3 

10,70 

1,00 

1898-99 

131,2 

11,25 

0,55 

1899--00 

133,1 

11,79 

0,54 

1900-01 

135,0 

12,75 

0,96 

1901—02 

137,0 

14,03 

1,28 

1902    03 

139,0 

14,49 

0,46 

190a— 04 

141,0 

14,25 

—  0,24 

1904—05 

143,0 

14,76 

0,51 

1905-06 

145,0 

15,05 

0,29 

Im  Verhältnis  zu  den  anderen  Ländern  Europas  stellt 
dieser  Verbrauch  noch  eine  recht  geringe  Größe  dar.  —  Bei 
15  Pfund  Verbrauch  jährlich  entfallen  auf  den  Kopf  67  Ko- 
peken Zuckersteuer,  was  bei  der  verschwindend  kleinen  Kauf- 
kraft der  großen  Masse  der  Bevölkerung  schon  fühlbar  ins 
Gewicht  fällt. 

Der  Verbrauch  in  den  einzelnen  Gouvernements  schwankt 
beträchtlich  und  entspricht  in  seiner  Höhe  der  Prozentzahl 
der  städtischen  Bevölkerung.  Am  geringsten  ist  er  im  Gou- 
vernement Wjätka,  wo  nur  l^h^lo  der  Bevölkerung  in  Städten 
wohnt,  nämlich  3  Pfund  auf  den  Kopf;  östlich  des  Baikalsees 
6,8  Pfund;  im  Gouvernement  Jenissei  7,2;  Grodno  11,4  usw. 
Die  höchste  Verbrauchsziffer  wird  im  Gouvernement  Moskau 
mit  54,7  und  Petersburg  mit  79,3  Pfund  erreicht;  in  beiden 
Gouvernements  beträgt  die  städtische  Bevölkerung  65  und  47  ^lo. 

Vergleichen  wir  mit  dem  russischen  Verbrauch  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  den  in  Frankreich  mit  26,82,  in  Deutschland 
mit  32,15,  in  Holland  mit  34,72.  in  der  Schweiz  mit  71,4  Pfund  », 
so  steht  der  erstere  noch  im  Anfangsstadium  seiner  Entwicklung. 


■^  Nach  UixaHOBCKifi,  S.  60. 

»  Während  der  Kampagne  1904—1905. 
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Der  Industrie  bleibt  also  noch  ein  großes  Feld  der  Ausdehnung 
vorbehalten;  zu  wünschen  ist  allerdings,  daß  der  Zucker  be- 
trächtlich verbilligt  werde,  denn  flir  die  große  Masse  der  Be- 
völkerung ist  er  noch  viel  zu  teuer.  Zu  diesem  Zwecke  ist 
schon  verschiedentlich  von  Interessentenkreisen  vorgeschlagen 
worden,  die  innere  Steuer  zu  erniedrigen,  wobei  sofort  ein 
Herabgehen  auf  85  Kopeken,  also  die  Hälfte  der  bestehenden, 
verlangt  wurde.  Einen  solchen  Schritt  wird  die  Regierung 
aber  schwerlich  tun;  denn  der  dadurch  entstehende  Ausfall 
an  Steuereinnahmen  würde  zu  gross  sein  und  auch  nur 
im  Laufe  vieler  Jahre  durch  den  Mehrverbrauch  eingebracht 
werden.  Oangbar  wäre  ein  anderer  Weg:  mit  fortschreitender 
Herabsetzung  der  Grenzpreise  auch  die  Steuer  entsprechend 
allmählich  zu  verringern.  Die  Verringerung  der  Steuer- 
einnahme würde  zunächst  unbedeutend  sein  und  durch  den 
mit  Sicherheit  zu  erwarteten  Mehrverbrauch  ausgeglichen, 
vielleicht  sogar  ttbertroflFen  werden.  Schon  bisher  hat  sich  ja 
als  Folge  der  ministeriellen  Preispolitik  eine  fortgesetzte  Ver- 
mehrung des  Verbrauchs  gezeigt.  Ob  aber  die  Regierung 
diesen  Weg  betreten  wird,  ist  einstweilen  zweifelhaft;  jeden- 
falls nicht  eher,  als  wieder  völlige  Ruhe  und  Ordnung  im 
Lande  herrschen  und  damit  auch  das  wirtschaftliche  Leben 
wieder  ins  Gleichgewicht  gebracht  ist. 

Die  inneren  Unruhen,  Streiks  und  die  Unsicherheit  alles 
Bestehenden  nach  dem  Japanischen  Kriege  hatten  auf  das 
wirtschaftliche  Leben  senr  ungünstig  eingewirkt.  Eine  der 
Hauptfolgen  war  eine  merkbare  Kontraktion  des  Kredits, 
der  nicht  völlig  sicheren  Unternehmungen  überhaupt  ver- 
weigert, anderen  nur  bei  Bezahlung  außerordentlich  hoher 
Prozente  gewährt  wurde.  Die  Zuckerindustrie  hat  von  je- 
her den  Kredit  zur  Ergänzung  ihrer  umlaufenden  Mittel  in 
reichlichem  Maße  in  Anspruch  genommen,  wobei  der  Haupt- 
geldbedarf in  die  Zeit  von  Anfang  Februar  bis  zur  Beendigung 
der  Kampagne  fällt.  Im  Februar  findet  eine  Messe,  der  so- 
genannte „Kontrakt-Jahrmarkt*',  in  Kiew  statt,  wo  die  fUr  die 
laufende  Kampagne  auf  Kredit  angeschafften  technischen  und 
chemischen  Artikel,  Säcke,  Kohlen,  Rübensamen  usw.  bezahlt, 
und  Kontrakte  für  die  neue  Kampagne  abgeschlossen  werden. 
Im  März  sind  den  Pflanzern  für  die  zukünftige  Ernte  ent- 
sprechende Vorschüsse  zu  leisten,  die  recht  hoch  sind:  sie 
figurieren  durchschnittlich  mit  75  ^/o  im  Debitorenkonto  der 
Fabriken.  Im  Mai  ist  sodann  das  erste  Drittel  der  Verbrauchs- 
abgabe zu  bezahlen.  Die  meisten  Fabriken  machen  von  der 
Erleichterung  Gebrauch,  die  Steuer  in  drei  Raten  abzuführen 
unter  gleichzeitiger  Sicherstellung  des  Restes  durch  Pfand; 
nur  wenige  entrichten  den  vollen  Betrag  im  voraus.  Am 
1.  September  muss  das  zweite,  und  am  1.  Dezember,  d.  h. 
vier  Monate  nach  Ablauf  der  Kampagne,   wo  die  volle  Pro- 
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duktion  und  der  Gesamtverkauf  übersehen  werden  können,  das 
letzte  Drittel  entrichtet  werden.  Vom  Frühjahr  ab  finden  die 
Feldbestellungsarbeiten  statt,  welche  die  Fabriken  gleichfalls  in 
die  Notwendigkeit  versetzen,  bedeutendes  umlaufendes  Kapital 
bereit  zu  halten,  da  die  meisten  Vs  des  ganzen  Bedarfs  auf 
eigenen  Feldern  bauen,  '/s  sich  durch  Ankauf  von  Landwirten 
verschaffen.  Die  Ausgaben  für  die  Bearbeitung  einer  Deßjatine 
schwanken  zwischen  60  und  100  Rubel.  Auf  den  meisten 
Fabriken  wird  der  Durchschnitt  mit  unge&hr  70  Rubeln  er- 
reicht; er  beträgt: 

Düngung* 2,65 

Umpflügen 2,— 

Aussaat — ,75 

Ausstecken  der  Rüben 2,27 

Durchgraben 8,02 

Aufofiügen  zwischen  den  Rüben      .     .  1,05 

Einbringen  der  Ernte  (1270  Pud)  .     .  16,— 

Transport 38, — 

70,74^0 

Da  rund  560000  Defijatinen  in  der  lautenden  Kampagne 
bebaut  wurden,  ergibt  das  einen  Arbeitsverdienst  von  etwa 
40,20  Millionen  Rubeln,  von  denen  ein  Drittel,  also  13,90 
Millionen  von  den  Fabriken  aufzubringen  ist. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  die  Sandzuckerfabriken 
für  alle  diese  Bedürfnisse  reichlichen  Kredit  in  Anspruch 
nehmen  müssen,  da  sie  nicht  über  derartig  hohe  umlaufende 
Mittel  verfügen.  Für  die  Erlangung  des  erforderlichen  Geldes 
stehen  den  Sandzuckerfabriken  zwei  Quellen  offen:  Bank- 
kredit und  Vorschüsse  von  den  Raffinerien  ^^. 

Der  Bankkredit  ist  wiederum  in  zwei  Formen  möglich. 
Die  Bank  kauft  auf  Spekulation  im  Februar  oder  noch  früher 
den  Sandzucker  zum  1.  September  und  gibt  den  Fabriken 
einen  Vorschuß  von  1 — 2  Rubeln  pro  Pud  je  nach  deren 
Leistungsfähigkeit  und  Kreditwürdigkeit.  Gegen  diese  Vor- 
schüsse haben   die  Fabriken  Wechsel  zu  hinterlegen,   die  am 

^  Diese  Zahlen  nach  Angaben  der  Gräflich  Bobrinskyschen  Fabrik. 
Angeführt  von  UtxaHOBCKiH,  S.  19. 

^^  Sucrerie  indigäne,  1907  Nr.  1.  berechnet  die  Bearbeitungskosten 
einer  gleich  großen  Fläche  in  Deutschland  auf  440  Mk.  ^=  202,4.  Rh. 
Die  landwirtschaftlichen  Kosten  sind  also  in  Deutschland  sehr  viel 
höher,  dafür  die  Ernte  aber  entsprechend  größer;  der  eigentliche  Pro- 
duktionsprozeß ist  aber  in  Rußland  viel  teurer  als  bei  uns,  so  daß  die 
Summe  der  Herstellungskosten  des  fertigen  Produktes  bei  uns  beträcht- 
lich geringer  ist. 

^'  Die  Angaben  über  die  Kreditorganisation  habe  ich  in  mehreren 
Besprechungen  erhalten  von  Herrn  Adolf  Forstetter,  Direktor  der 
Moskauer  Filiale  der  Petersburger  internationalen  Handelsbank  und 
gleichzeitig  Direktionsmitglied  einer  Zuckerraffinerie,  dem  ich  für  seine 
Auskunft  zu  lebhaftem  Danke  verpflichtet  bin. 
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1.  September  fkUig  werden.  Die  Fabriken  selbst  sind  zum 
größten  Teil  Aktiengesellschaften,  meistens  in  der  Form 
unserer  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien ,  da  gewöhnlich 
ein  oder  zwei  Teilhaber^'  mit  beträchtlichen  Summen  beteiligt 
sind.  Die  Gesellschaft  als  solche  stellt  den  Wechsel  aus,  und 
der  Komplementär  giriert  ihn.  Die  Zinsen  für  die  Vorschüsse 
bewegen  sich  um  ein  geringes  unter  dem  Reichsbankdiskont, 
sind  also  sehr  hoch,  da  der  Diskont  in  den  letzten  Jahren 
8 — 10  ^/ü  erreicht  hat.  Die  Fabrik  ist  unter  allen  Um- 
ständen verpflichtet,  zum  1.  September  zu  liefern;  besondere 
Kommissionsgebühren  werden  nicht  berechnet,  etwaiger  Kon- 
junkturgewinn fkllt  der  Bank  zu. 

Einzelne  Fabriken,  besonders  solide  und  gut  fundierte, 
bedienen  sich  einer  anderen  Art  des  Kredits.  Sie  erhalten 
gleichfalls  gegen  Wechsel  und  entsprechende  Zinsen  Vor- 
schüsse von  1 — 2  Rubeln  auf  das  Pud  und  müssen  zum 
1.  September  eine  bestimmte  Menge  Sandzucker  liefern. 
Außer  den  Zinsen  verpflichten  sie  sich  aber,  eine  Verkaufs- 
kommissionsgebühr  von  fünf  Kopeken  pro  Pud  zu  entrichten, 
und  erhalten  dafür  die  Berechtigung,  am  1.  September  vom 
Vertrage  zurückzutreten,  wenn  ihnen  dies,  entsprechend  den 
Marktverhältnissen,  günstiger  erscheint.  Dann  haben  sie  nur 
den  Vorschuß  mit  Zinsen  und  die  Kommissionsgebühr  an  die 
Bank  abzuführen. 

Auf  diese  Weise  wird  der  Kredit  von  den  Privatbanken 
gegeben.  Was  die  Reichsbank  betrifft,  so  erteilt  sie  Darlehn 
auf  Wechsel  mit  mindestens  zwei  guten  Unterschriften,  an  die 
Zuckerfabriken,  ebenso  wie  an  andere  gewerbliche  Unter- 
nehmungen zum  üblichen  Diskontsatz  auf  3 — 6,  manchmal 
sogar  auf  9  Monate.  Dieser  Kredit  auf  Wechsel  ist  aber 
beschränkt  und  schwer  beweglich,  da  sehr  strenge  Vorschriften 
hinsichtlich  der  Prüfung  der  Güte  der  Unterschriften  bestehen. 
Für  die  Zuckerindustrie  ist  aber  ein  mehr  beweglicher  Kredit 
erforderlich.  Die  Kiewer  Filiale  der  Reichsbank  hat  daher, 
als  im  Zentrum  der  Zuckerproduktion  und  des  Zuckerhandels 
befindlich,  eine  neue  Art  der  Kreditgewährung  eingeführt. 
Diese  Art  der  Kreditgewährung,  von  dem  dortigen  Leiter  der 
Filiale,  Afanassijeff,  zuerst  angewendet,  hat  sich  bisher  gut 
bewährt.  Während  bei  der  sonstigen  Kreditgewährung  die 
Wechsel  von  den  Reichsbankfilialen  diskontiert  werden,  und 
daher  die  Prüfung  der  Kreditwürdigkeit  sich  auf  beide 
Unterschriften  erstrecken  muß,  kauft  Afanassijeff  die  ihm 
vorgelegten  Wechsel,  kann  sich  also  auf  die  rrüfung  der 
Unterschrift  des  Ausstellers  beschränken.  Infolgedessen  ist  es 
der  Spekulation  möglich  geworden,  große  Umschläge  zu  er- 
zielen, ohne  selbst  bedeutende  Mittel  zur  Verfügung  zu  haben, 

^'  .FjiaBUbiH  naibipiKX.'' 
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indem  sie  solche  Wechsel  der  Reichsbank  verkauft.  Dieses 
Verfahren  wird  indessen  nur  bei  Raffinerien  angewendet.  Da 
diese  alle  auf  Zeit  verkaufen,  sind  sie  auch  gezwungen,  auf 
Termin  zu  kaufen,  gewöhnlich  auf  6  Monate,  und  daher  findet 
bei  ihnen  diese  besondere  Kreditgewährung  statt.  Die  einzige 
Ausnahme  in  ganz  Rußland  ist  die  Firma  L.  Königs  Erben 
in  Petersburg,  die  stets  gegen  bar  kauft  und  daher  die  Zinsen 
verdient.  Ein  solches  Verfahren  ist  aber  nur  bei  einem  der- 
artigen Riesenhause  möglich,  das  selbst  über  fast  unbegrenztes 
umlaufendes  Kapital  verfügt. 

Die  zweite  Quelle  des  Kredits  für  die  Sandzuckerfabriken 
sind  die  Raffinerien.  Diese  gewähren  den  Fabriken  gleich- 
falls Vorschüsse,  aber  nur  unter  der  Bedingung,  daß  die 
Fabriken  ihnen  den  Sand  zur  Umarbeitung  in  Raffinade  ver- 
kaufen. Natürlich  berechnen  sich  die  Raffinerien  die  Kosten 
der  Umarbeitung  möglichst  hoch;  sie  betragen  im  Durchschnitt 
70  Kopeken  bis  1  Rubel.  Da  die  Raffinerien  von  der 
Marktlage  abhängen,  auch  die  Preise  je  nach  der  örtlichen 
Lage  sehr  verschieden  sind,  tritt  hier  ein  Element  der 
Spekulation  hinzu,  dem  sich  die  Sandzuckerfabriken  unterwerfen 
müssen.  Das  Schicksal  beider  ist  also  miteinander  verknüpft, 
die  Spekulation  verbindet  sie.  Denn  die  vom  Ministerium 
festgesetzten  Qrenzpreise  beziehen  sich  nur  auf  Sandzucker; 
bei  Raffinade  treten  die  allgemein  giltigen  Gesetze  der  Preis- 
bildung durch  Angebot  und  Nachfrage  nicht  so  völlig  in  den 
Hintergrund.     Es  sei  dies  an  einem  Beispiel  erläutert. 

Die   Raffinadekampagne   läuft    wie  die    der    Sandzucker- 

Eroduktion  vom  1.  September  jedes  Jahres  ab.  Die  Raffinerie 
auft  im  Februar  von  der  Sandzuckerfabrik  auf  1.  Oktober 
oder  1.  November  Sandzucker  zum  erwarteten  Raffineriepreis 
abzüglich  80  oder  90  Kopeken  Umarbeitungskosten.  Der 
Durchschnittspreis  für  Rafhnade  in  den  letzten  Jahren  war 
5,20.  Die  Raffinerie  kauft  also  1  Pud  für  5,20—80=  4,40 
und  bezahlt  sofort  bei  Erhalt  des  Sandzuckers  4 — 4,30  an  die 
Sandfabrik.  In  Kiew  sind  es  stets  4  Rubel,  in  Tula  gewöhnlich 
4,30;  in  anderen  Gouvernements  ist  es  verschieden.  Steigt  der 
Preis  für  Raffinade  auf  5,40,  so  erhält  die  Sandfabrik  4,(30  und  am 
Ende  der  Kampagne  hat  die  Raffinerie,  wenn  sie  anfänglich 
4,30  gab,  noch  30  Kopeken  nachzuzahlen.  Sinkt  umgekehrt 
die  Raffinade  auf  5,00,  so  muß  die  Sandfabrik,  wenn  sie  4,30 
erhalten  hatte,  10  Kopeken  pro  Pud,  bei  Berechnung  von  80 
Kopeken  für  die  Umarbeitung,  20  bei  90  an  die  Raffinerie 
zurückzahlen.  Die  Sandzuckerfabrik  begibt  sich  also  hierbei 
in  Abhängigkeit  von  der  Gestaltung  des  Raffinademarktes,  die 
sie  vorher  nicht  genau  übersehen  kann.  Diese  Art  des  Kredits 
wird  nur  von  schwächeren  Fabriken  gewählt,  die  über  um- 
laufende Mittel  selbst  nur  in  geringem  Maße  verfügen;  der 
von  den  Banken   gegebene  Kredit   ist  vorzuziehen.     Die  vor- 
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läufige  Bezahlung  der  4  —  4,30  Rubel  seitens  der  Raffinerien 
geschieht  bar  oder  durch  Wechsel.  Diese  werden  sodann  von 
Privatbanken  diskontiert  oder  auf  die  geschilderte  Weise 
an  die  Reichsbank  verkauft.  Häufig  schiebt  sich  zwischen 
die  Raffinerie  und  die  Zuckerfabrik  noch  eine  Bank  als 
Vermittlerin  ein  **. 


^^  Ein  Beispiel  für  diese  Art  von  Kredit  ist  in  folgendem  Kontrakt 
enthalten,  abgeschlossen  von  der  Kiewer  Raffinadefabrik  (Aktiengesell- 
schaft) und  der  Moskauer  Filiale  der  Petersburger  internationalen 
Handelsbank. 

Schreiben  der  Raffinerie. 

Kiew,  28.  M&rz  1907. 

Hiermit  haben  wir  die  Ehre,  Ihnen  zu  bestätigen,  daA  wir  von 
Ihnen  100000  (hunderttausend)  Pud  weißen,  erstklassigen  Sandzuckers, 
der  zur  Umarbeitung  in  Raffinade  tauglich  sein  muß,  gekauft  haben. 

Der  Preis  für  ein  Pud  wird  festgesetzt  auf  76  Kopeken  weniger, 
als  der  allgemeine,  mittlere,  reine  Preis  unserer  Raffinade  beträgt,  der 
für  die  im  Laufe  der  Campagne  vom  1.  IX.  1907  —  1.  IX.  1908  ver- 
kaufte und  auf  den  Markt  gebrachte  Raffinade  erzielt  wird,  und 
dessen  Höhe  aus  dem  Bericht  über  das  Geschäftsjahr  hervorgehen 
wird.  Bei  Herstellung  dieses  Berichts  im  November  1908  erfolgt  auch 
die  definitive  Abrechnung.  Zur  Berechnung  des  oben  genannten, 
mittleren,  reinen  Preises  wird  die  gesamte  von  uns  im  Laufe  der 
Kampagne  auf  den  Markt  gebrachte  Raffinade  in  Ansatz  gebracht  und 
von  der  für  diese  erzielten  Einnahme  abgezogen :  alle  Yerkanfsspesen, 
Zinsen  für  etwaigen  Verkauf  auf  Zeit,  berechnet  nach  dem  Reichs- 
bankdiskont, Kosten  für  Transport  und  Versicherung,  Verbrauchssteuer 
und  etwa  neu  eingeführte  andere  Steuern.  Auf  diese  Weise  ergibt 
sich  der  mittlere  reine  Preis  für  Raffinade  per  Kassa  auf  unserer  Fabrik. 

Die  Lieferung  der  genannten  100000  Pud  haben  Sie  zu  deichen 
Teilen  im  Oktober,  November,  December  1907  und  Januar  190ö  zu  be- 
werkstelligen, wobei  es  Ihnen  anheimgestellt  wird,  die  auf  Januar  ent- 
fallende Lieferung  schon  im  Dezember  vorzunehmen,  in  diesem  Falle 
geschieht  jedoch  unsere  Gegenleistung  erst  am  10.  I.  1908. 

Bis  zur  endgültigen  Verrechnung  zahlen  wir  Ihnen  bei  Empfang 
jeder  Sendung  pro  Pud  4  Rubel  in  bar  oder  nach  unserm  Belieben 
in  Wechseln  auf  2—6  Monate  unter  Hinzurechnung  von  Zinsen,  deren 
Höhe  nach  dem,  am  Tage  des  Empfangs  bei  der  Kiewer  Filiale  der 
Reichsbank  bestehenden,  Zinssatze  für  die  entsprechenden  Fristen  be- 
rechnet wird.  Hierbei  gilt  als  ausgemacht,  daß,  wenn  bei  der 
definitiven  Abrechnung  sich  ein  Saldo  zu  unseren  Gunsten  ergibt,  Sie 
diesen  sofort  nach  Empfang  unserer  Berechnung  zu  begleichen  haben; 
im  umgekehrten  Falle  vollziehen  wir  die  Bezahlung  bei  Übersendung 
der  Abrechnung.  In  beiden  Fällen  werden  6^/o  jährliche  Zinsen  be- 
rechnet, und  zwar  für  die  Zeit  vom  mittleren  Lieferungstage  des  Sand- 
zuckers  bis  zum  Tage  der  definitiven  Abrechnung. 

Der  Zucker  ist  von  Ihnen  in  neuen  und  haltbaren  Säcken  zu 
liefern,  die  in  unser  Eigentum  übergehen. 

Im  Falle  Sie  unsere  Wechsel  weiter  indossieren,  haben  Sie  uns 
mitzuteilen,  an  welche  Bank  Sie  sie  begeben  haben,  zur  Vermeidung 
irgendwie  möglicher  späterer  Mißverständnisse. 

Eine  Abtretung  aieser  Bedingungen  ohne  unsere  Zustimmung  ist 
unzulässig. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 
usw. 
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Dieses  sind  die  Formen  des  periodischen  Kredits.  Da- 
neben werden  zuweilen  Neugründungen  von  Banken  finanziert, 
die  dann  dauernd  eine  Kontrolle  über  die  Fabrik  ausüben. 
So  hat  die  Moskauer  Filiale  der  Petersburger  internationalen 
Handelsbank  eine  Raffinerie  mit  einem  Grundkapital  von 
300000  Rubel  gegründet.  In  solchen  Fällen  besteht  gewöhn- 
lich eine  Art  von  Personalunion:  ein  oder  zwei  Mitglieder 
des  Bankdirektoriums  gehören  zur  Leitung  oder  zum  Auf- 
sichtsrat der  gewöhnlich  —  in  den  letzten  Jahren  stets  — 
als  Aktiengesellschaften  gegründeten  Fabriken. 

Auf  die  Organisation  des  Kredits  hat  die  Regulierung  des 
Jahres  1895  sehr  günstig  eingewirkt.  In  noch  höherem  Maße, 
als  das  Privatsyndikat  es  vermochte,  wurden  die  Preise  auf 
gleichmäßiger  Höhe  gehalten,  und  Schwankungen,  wie  sie  1872, 
1875,  1881  und  1882  vorkamen,  sind  absolut  unmöglich  ge- 
worden. Die  Lage  der  Fabrikanten  ist  gegenüber  der  Speku- 
lation gestärkt;  auch  für  die  Banken  ist  das  Risiko  vermindert, 
und  ihnen  daher  erleichtert,  Kredit  zu  gewähren.  Trotzdem 
ist  die  Spekulation  nicht  völlig  verschwunden;  nur  muß  sie 
jetzt  mit  einem  Gewinn  von  */2 — 1  Kopeke  pro  Pud  zufrieden 
sein.  Dagegen  sucht  sie  durch  die  Menge  des  Umschlages 
den  Qewinn  zu  erhöhen:  der  auf  der  Kiewer  Börse  ge- 
handelte Zucker  erreicht  einen  Umfang  im  Verhältnis  zum 
wirklich  vorhandenen,  wie  der  auf  der  Hamburger  Kaffeebörse 
gehandelte  Kaffee  zu  dessen  Weltproduktion.  — 

Hinsichtlich  der  ministeriellen  Preispolitik  ist  zu  be- 
merken, daß  das  Ministerium  vom  Beginn  der  „Normirowka'' 
an  höchst  sorgfältig  und  gewissenhaft  die  Preisbewegung  für 
Zucker  an  der  Börse  verfolgt  hat  und  sich  zu  Nachschüssen 
auf  den  Markt  stets  etwas  zögernd  entschloß,  gewöhnlich 
erst  dann,  wenn  tatsächlich  die  vorgeschriebenen  Grenzpreise 
überschritten  waren.  Es  wurden  daher  oft  Klagen  laut,  das 
Interesse  der  Fabrikanten  werde  einseitig  vom  Ministerium 
bevorzugt,  und  für  die  Konsumenten  sei  der  Zucker  zu  teuer. 

In  der  letzten  Kampagne  1906/07  wurde  zum  ersten  Male 
von  dieser  vorsichtigen  Politik  abgewichen.  Denn  im  Oktober 
und  Dezember  1906  wurden  sechs  Millionen  Pud  Nachschuß 
auf  den  Markt  gebracht,  ohne  daß  die  Börsenpreise  den 
Grenzpreis  erreicht  hätten.  Dies  geschah  aus  folgender  Ver- 
anlassung. 

Wie  im  III.  Abschnitt  auseinandergesetzt  ist,  befindet  sich 
auf  jeder  Fabrik  Zucker  in  drei  Lagern:  der  freie  Zucker, 
zum  Verkauf  auf  den  inneren  Markt  bestimmt,  bei  einer 
Steuer  von  1,75  pro  Pud;  der  unantastbare  Vorrat,  und  der 
freie  Vorrat,  welcn  letzterer  hauptsächlich  zur  Ausfuhr  gedacht 
ist.  Wegen  der  Höhe  der  Transportkosten  kann  aber  nicht 
jede  Fabrik  Zucker  aus  dem  freien  Vorrat  bei  dem  auf  dem 
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Weltmarkt  herrschenden  Preis  ausfuhren,  da  der  Verlust  ein 
zu  großer  sein  würde.  Eine  Ausfuhr  ist  nur  solchen  Fabriken 
möglich,  die  nicht  zu  entfernt  von  den  Häfen  liegen,  wie  die  des 
südlichen  Kreises  bei  Odessa,  die  polnischen  bei  Libau.  Um 
diesem  Übelstand  abzuhelfen,  haben  die  Fabriken  das  Institut 
der  „Übertragung"  ^^  eingeführt,  für  die  Scheine  ausgestellt 
werden,  die  ähnlich  den  Ausfuhrzertifikaten  einen  Börsenpreis 
haben  und  starken  Schwankungen  unterworfen  sind.  Das 
Wesen  der  Übertragung  sei  an  folgendem  Beispiel  erläutert. 
Eine  Fabrik  in  Odessa,  A.  und  eine  im  Zentrum  des  Reiches, 
B.  haben  je  100000  Pud  inneres  Kontingent  und  70000 
freien  Vorrat.  B.  wünscht  30000  Pud  auszuführen  und  er- 
sucht A.  von  seinem  inneren  Kontingent  diese  Menge  aus- 
zuführen, wofür  er  aus  seinem  freien  Vorrat  30000  Pud  mit 
einfacher  Steuer  auf  den  innern  Markt  bringt.  Natürlich 
muß  er  dafür  der  exportierenden  Fabrik  pro  Pud  eine  be- 
stimmte Summe  zahlen,  die  gleich  ist  der  Differenz  aus  dem 
innern  Preis  weniger  Verbrauchsabgabe  und  dem  Weltmarkt- 
preis. Bei  einem  inneien  Preise  von  4,30  und  einem  Welt- 
marktpreise von  1,55  stellen  sich  die  Kosten  für  die  Über- 
tragung auf  einen  Rubel.  Die  äufiersten  Schwankungen 
waren  bisher  0,30 — 1,70.  Höher  kann  die  Übertragung  nicht 
steigen,  da  die  innere  Steuer  1,75  beträgt;  würde  diese  Höhe 
erreicht  werden,  so  ergäbe  sich  kein  Vorteil  aus  dem  Ge- 
schäft. Am  1.  3.  1908  war  der  Börsenpreis  der  Übertragung 
0,90  Rubel.  —  Im  Herbst  1906  hatte  nun  eine  Gruppe  von 
einigen  der  größten  Fabrikbesitzer  infolge  einer  überall  außer- 
ordentlich günstigen  Ernte  eine  noch  nicht  dagewesene  Masse 
freien  Vorrats  erzielt.  Ihre  Erwägungen  gingen  dahin,  durch 
einen  großen  Nachschuß  auf  den  innern  Markt  den  Preis  der 
Übertragung,  der  im  Oktober  1906  eine  beträchtliche  Höhe 
erreicht  hatte,  zu  drücken.  Auf  diese  Weise  wären  sie  in  den 
Stand  gesetzt  worden,  bedeutende  Mengen  von  anderen  Fabriken 
ausführen  zu  lassen  und  dann  selbst  das  entsprechende  Quantum 
auf  dem  inneren  Markte  abzusetzen.  Zu  diesem  Zwecke  trieben 
sie  zunächst  durch  Börsenmanöver  den  Preis  nach  Möglichkeit 
in  die  Höhe,  ohne  aber  eine  Überschreitung  der  Orenzpreise 
zu  erreichen.  Darauf  beantragten  sie  beim  Finanzministerium 
einen  Nachschuß,  unter  Hinweis  darauf,  daß  die  Preise  steigende 
Tendenz  zeigten  und  es  gut  sei,  rechtzeitig  vorzubeugen. 
Der  Finanzminister  gab  diesem  Gesuche  gern  nach,  denn  die 
Verbrauchsabgabe  wird  nur  für  den  auf  den  inneren  Markt 
gebrachten  Zucker  bezahlt.  In  diesem  Falle  war  ihm  ein 
Nachschuß  sehr  erwünscht;  denn  das  Finanzjahr  war  ein 
schlechtes  und  durch  den  Nachschuss  von  6  Millionen  konnte 


^*  IlcpoqHc^eHie^. 
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er  allein   an  Verbrauehsabgabe   10,5   Millionen  Einnahme   für 
den  Fiskus  erzielen. 

Die  Erwartungen  der  Zuekerfabrikanten  schlugen  aber 
völlig  fehl.  Auf  der  ganzen  Welt  war  die  Rübenernte  eine 
gute  gewesen,  die  Ausbeute  daher  reichlich,  und  durch  das 
gesteigerte  Angebot  der  Weltmarktpreis  äußerst  schwach. 
Die  Kosten  der  Übertragung  gingen  daher  nicht  zurück, 
sondern  blieben  auf  ihrer  Höhe.  Die  Folge  davon  war,  daß 
der  Export  nicht  gesteigert  wurde,  und  die  ganze  Menge, 
größtenteils  unverkäuflichen,  Zuckers  auf  den  inneren  Markt 
drückte.  Der  Erfolg  war  also  eine  Entwertung  der  eigenen 
Waren.  Es  kam  aber  noch  etwas  hinzu,  was  die  Lage  ver- 
schärfte. Während  die  Rübenernte  eine  allseitig  gute  war, 
blieb  die  der  Brotfrucht  weit  hinter  den  Erwartungen  zurück. 
Die  Kaufkraft  der  Bauern,  die,  wie  bereits  erwähnt,  völlig 
vom  Ausfall  der  Ernte  abhängt,  verringerte  sich  dadurch, 
und  die  Nachfrage  nach  Zucker  ging  in  der  Kampagne 
1900/07  bedeutend  zurück.  Es  ist  kein  Zweifel,  daß  durch 
den  unvorsichtigen  Nachschuß  von  6  Millionen  im  Jahre  1906 
die  Industrie  in  eine  höchst  bedenkliche  Lage  gebracht 
wurde,  da  die  Marktpreise  so  tief  unter  den  Grenzpreis 
sanken,  wie  noch  nie  zuvor  (s.  Diagramm).  Im  März  1908 
notierte  Sandzucker  40  Kopeken  unter  dem  Grenzpreis  von 
4,30,  nämlich  3,90.  Um  diesen  verderblichen  Einfluß,  der 
solange  nachwirkte,  zu  beseitigen,  beschloß  die  Generalversamm- 
lung des  Verbandes  der  Zuckerindustriellen  im  Frühjahr  1908, 
beim  Finanzministerium  dahin  vorstellig  zu  werden ,  für  die 
Kampagne  1908.09*  als  inneres  Kontingent  50  Millionen  Pud 
festzusetzen,  gegenüber  53  Millionen  der  laufenden  Kampagne, 
unter  Beibehaltung  der  jetzigen  Grenzpreise.  Ob  das  Finanz- 
ministerium diesem  Gesuch  stattgeben  wird,  ist  fraglich.  Zur 
Kräftigung  der  jetzt  sehr  erschütterten  Lage  der  Zucker- 
industrie würde  es  zweifellos  beitragen;  anderseits  fallen  fis- 
kalische Erwägungen  ins  Gewicht  und  solche  rein  prinzipieller 
Natur.  Denn  es  würde  der  erste  Fall  seit  der  staatlichen 
Regulierung  sein,  daß  das  Angebot  im  Vergleich  zur  vorher- 
gehenden Campagne  verringert  und  damit  —  bei  gleich- 
bleibenden Grenzpreisen  —  der  Marktpreis  erhöht  würde. 
Dies  stünde  aber  im  Gegensatz  zu  der  bisherigen  Preispolitik 
und  darf  daher  kaum  erwartet  werden. 

4.    Der   ZuckerhandeP. 

Von  dem  durch  das  Finanzministerium  festgesetzten,  zum 
Verkauf  auf  dem  inneren  Markt  bestimmten  Kontingent,  zu- 
züglich der  einzelnen  Nachschüsse,   blieb   immer   ein  gewisser 


^  Als  Quellen   f&r  dieses  Kapitel  dienten:   „Handelsbulletins  der 
Kiewer  Börse*'    für    die   einzelnen  Jahre,   und  „Zusammenstellung  der 
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Prozentsatz  auf  den  Fabriken  bezw.  in  den  Niederlagen  der 
Händler  zurück.  Der  wirkliche  Verkauf  von  Zucker  aut 
dem  inneren  Markt  ist  aus  der  folgenden  Tabelle  ersichtlich: 


Tabelle  Nr.  29. 

Terkanf  Ton  Zucker  auf  dem  inneren  Markt  Ton  der  Kampainie 

1894/95  bis  190a/04. 


1          1        2 

1       3 

1        4 

1    5 

6 

7 

1        8 

Inneres 

Best  am 

Kontingent 

und 

NaohsohuA 

1000  Pud 

Gesamt- 

Daten 

Sand- 

ICnde der 

Kampagne 

verkauf 
1000  Pud 

Raffinade 
1000  Pud 

0/0 

zucker 
1000  Pud 

0/0 

Kampagne 
1000  Pud 

1894—1895 

37  504 

19850 

72 

7  654 

28 

2096 

1895    1896 

27  500« 

27  831 

20848 

75 

6983 

25 

2452 

1896—1897 

80  500 

30521 

21434 

70 

9  087 

30 

2  589 

1897    1898 

83  000 

32  726 

24158 

74 

8368 

26 

2886 

1898—1899 

35  500 

35481 

25125 

71 

10  356 

29 

3212 

1899—1900 

36  500 

36393 

25  830 

71 

10  563 

29 

2194 

1900—1901 

40500 

40478 

27  696 

68 

12782 

32 

2581 

1901     1902 

46  000« 

45678 

29382 

64 

16  296 

36 

5405 

1902    1903 

430002 

42  555 

30445 

72 

12110 

28 

3459 

1903—1904 

45000 

44718 

31770 

71 

12948 

29 

1610 

Aus  dieser  Zusammenstellung  geht  hervor,  daß  der  un- 
verkäufliche Rest  in  den  zehn  Perioden  zwischen  1,5  und 
5,5  Millionen  Pud  geschwankt  hat.  Dieser  Rest  ist  nicht  zu 
verwechseln  mit  dem  Produktionsüberschuß,  der  in  der  letzten 
Spalte  der  Tabelle  S.  89  angegeben  ist;  in  diesem  ist  der 
erstere  nicht  enthalten.  Der  Produktionsüberschuss  gehört  in 
den  freien  Vorrat,  der  andere  Rest  in  das  innere  Kontingent 
Es  ist  erstaunlich,  wie  genau  das  Finanzministerium  in  dieser 
Zeit  den  Bedarf  beurteilte:  der  wirklich  verkaufte  Zucker 
bleibt  stets  hinter  der  Grenze  des  festgesetzten  Angebots  nur 
um  ein  Geringes  zurück. 

Der  Haupthandel  für  Zucker  konzentriert  sich  auf  der 
Kiewer  Börse,  wie  auch  im  Kiewer  Gouvernement  der  größte 
Teil  alles  Zuckers  produziert  wird.  Die  Darstellung  des 
Handels   wird   sich   daher  auf  den  an   der  Kiewer  Börse  be- 


Warenpreise^  auf  den  Hauptmärkten  RuBlands^,  herausgegeben  vom 
Finanzministerium,  Abteilung  f&r  Handel  und  Industrie.  Femer: 
.Statistik  der,  einer  Verbrauchsabgabe  unterliegenden,  Produktionszweige 
für  das  Jahr  1904*^,  herausgegeben  von  der  Hauptverwaltung  der 
indirekten  Steuern,  Petersburg  1907.  Ein  sehr  starker  Band  statistischer 
Angaben,  mir  auf  ein  Gesuch  von  der  Hauptverwaltunff  der  indirekten 
Steuern  liebenswürdigerweise  nach  Moskau  übersandt.  Statistische 
Daten  für  die  neuere  Zeit  sind  noch  nicht  erschienen.  Deshalb  ist  in 
besonderer  Ausführlichkeit  das  Jahr  1904  behandelt  worden,  um  einen 
Überblick  über  die  in  einem  Jahre  erzielten  Handelsnmschläge  zu  gewinnen. 
^  In  diesen  drei  Campagnen  fand  kein  Nachschuß  statt. 
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schränken.  Bevor  aber  darauf  näher  eingegangen  wird,  sei 
in  den  beiden  folgenden  Tabellen  ein  ßild  der  Preisbewegung 
für  Sand  und  Raffinade  in  den  Jahren  1903  und  1904  auf  den 
wichtigsten  russischen  Märkten  gegeben,  damit  die  Verschieden- 
heit der  Preise  in  den  einzelnen  Teilen  des  Reiches  klarer 
hervortrete. 

Tabelle  Nr.  80. 

Preise  für  Sandiacker  In  Bübel  anf  den  wichtigsten  Märkten 

Rnfilands  fttr  1903  und  1904.  • 


u 


u 

a 

d 
a 


u 

Vi 

u 

u 

^ 

V 

u 

« 

a> 

CS 

2 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

09 

a 

a 
< 

CO 

0) 

o 

M 
O 

Novemb 

Dezemb 

s 
s- 

SS 


1903 
1904 

1903 

1908 

1904 

1904 

1903 
1904 

1903 
1904 

1903 
1904 

1903 
1904 

1903 
1904 

1903 
1904 


Kiew 

IFOr  inneren 
Verbrauch 
Export 
Ffir  inneren 
Verbrauch 
Export 

Warschau 


Petersburg 

Rostow  a./D, 

Moskau 

Saratow 

Riga 


4,40 
4,31 

4,48 

1,28 

4,48 

1,33 

4,50 
4,49 

4,84 
4,91 

4,65 
4,61 

4,66 
4,70 

4,79 

4,70 

4,83 
4,83 


4,28'4,26 
4,27'4.19 

4,51  4,51 

1,33  1,36 


4,44 

1,33 

4,54 
4,52 

4,95 
4,90 

4,68 
4,63 

4,71 
4,71 

4,78 

4,78 

4,90 
4,85 


4,49 

1,40 

4,66 
4,58 

4,96 
4,91 

4,66 
4,63 

4,73 
4,73 

4,78 
4,83 

4,93 
4,88 


4,28 
4,24 

4,51 

1,36 

4,49 

1,48 

4,79 
4,68 

4,94 
4,94 

4,67 
4,70 


4,23 
4,22 

4,61 

1,35 

4,49 


4,27 
4,31 

4,61 

1,31 

4,53 


1,4811,57 


4,79 
4,67 

4,97 
4,92 

4,73 

4,69 

4,7414,76 

4,83,4,82 

4,804,88 

4,85;4,88 

4,95  5.00 
4,90  4,90 


4,81 
4,62 

4,96 
4,90 

4,75 
4,66 

4,78 
4,82 

4,92 
4,90 

5,03 
4,90 


4,25 
4,35 

4,68 

1,28 

4,55 

1,63 

4,89 
4,58 

4,91 
4,89 

4,83 
4,66 

4,75 

4,84 

4,95 
4,93 

5,03 
4,90 


4,21 
4,25 

4,45 

1,28 


4,88 
4,65 

4,85 
5,11 

4,66 
4,79 

4,62 
4,93 

4,98 
4,93 

5,03 
4,90 


4,17 
4,24 

4,36 


4,08 
4,26 

4,34 


1,29,1,31 
4,80;4,45 
1,6911,80 


4,47 
4,60 

4,80 
5,10 

4,45 
4,73 

4,48 
4,72 

4,80 
4,90 

4,85 
4,75 


4,40 
4,52 

4,75 
4,84 

4,43 
4,73 

4,49 
4,69 

4,70 
4,78 

4,68 

4,78 


4,14 
4,20 

4,34 

1,27 

4,50 

2.05 

4,44 
4,52 

4,73 
4,84 

4,50 
4,73 

4,51 
4,71 

4,67 
4,81 

4,68 
4,80 


4,21 
4,22 

4,34 

1,29 

4,49 

2,12 

4,45 
4,53 

4,79 
4,85 

4,55 

4,68 

4,57 
4,72 

4,68 
4,83 

4,75 

4,80 


4,30 
4,27 

4,48 

1,31 

4,52 

1,49 

4,64 
4,58 

4,87 
4,93 

4,63 
4,69 

4,65 

4,77 

4,81 
4,84 

4,89 
4,86 


Die  Preise  fUr  das  Jahr  1904  sind  außer  in  Warschau 
und  Riga  fast  durchweg  höher  als  im  Jahre  1903;  ferner  ist 
mit  Ausnahme  von  Kiew  beinahe  auf  allen  Märkten  die  schon 
erwähnte  Tendenz  festzustellen,  daß  von  Januar  ab  die  Preise 
steigen,  um  im  August  ihren  Höhepunkt  zu  erreichen;  von 
da  ab  fallen  sie  bis  zum  Ende  des  Jahres. 

Die  Preise  für  Raffinade  waren,  der  Steigerung  für  Sand- 
zucker und  der  erhöhten  Nachfrage  entsprechend,  im  Jahre 
1904  überall  höher  als  1903,  mit  einziger  Ausnahme  von 
Warschau.  Auch  die  Schwankungen  waren  stärker  als  in 
der  vorhergehenden  Campagne.     * 


^  Die  Preise  für  den  inneren  Verbrauch  sind  mit  der  Steuer  an- 
gegeben, für  den  Export  ohne  diese. 
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Tabelle  Nr.  81. 

Preis  für  Raffinade  auf  den  wichtigsten  Märkten  Bnßlands  im 

Kalendeijahre  1908  und  1904. 


1903 

1904 

Markt 

Raffinadesorte 

Durch- 
schnitt 

Schwan- 
kungen 

Durch-'     Schwan- 
schnitt      kungen 

Kiew 

in  Hüten 

5,39 

5,30-5,50 

5,44     5,30-^5,50 

Warschau  l 

in  Haten 
gesägt 

5,48 
5,45 

5,00—6,25 
5,05—6,13 

5,33     5,10-5,75 
5,27     5,08—5,67 

Petersburg  | 

in  Hüten  König  la 

"l903  Kiewer"        1 
1904  Ukrainer      j 

5,66 
5,61 

5,78 

5,45—5,85 
5,40-5,80 

5,3.^-5,85 

5,85 
5,80 

5,79 

5,70—6,00 
5,65—5,95 

5,60—5,90 

1 

in  Hüten  Moskauer  1 
Gesellschaft        j 

5,38 

5,25—5,50 

5,59 

5,40-^,70 

Moskau    l 

in  Hüten  Danilowski 
„        Gener  &  Co. 
„  Tereschtschenko 

5,36 
5,30 
5,37 

5,20-5,50 
5,20—5,45 
5,20  -5,50 

5,69     5,35-5,70 
5,59  '  5,35-5,70 
5,59     5,35—5,70 

Rostow  a./D. 

5,42 
5,63 

5,20-^,65 

5,68 

5,40—5,75 

Saratow 

5,50-^,80 

5,83 

5,50-^,95 

Riga      { 

in  Hüten 
gesägt 

5,78 
4,98 

5,35—5,85 
4,80—5,10 

5,81 
4,98 

5,45—5,90 
4,90-5,05 

Odessa 

in  Hüten 

5,33 

5,15—5,55 

5,52 

5,30—5,65 

Hinsichtlich  aller  HaDdelsabschlüsse  idt  vorweg  zu  be- 
merken, dafi  die  per  Kassa  abgeschlossenen  Geschäfte  die  in 
der  jeweiligen  Zeit  an  der  Kiewer  Börse  notierten  Preise  er- 
zielten, während  die  auf  Zeit  natürlich  einer  gewissen  Speku- 
lation unterlagen,  da  der  in  drei  oder  sechs  Monaten  giltige 
Preis  nicht  genau  vorher  zu  berechnen  war.  Immerhin  be- 
wegte sich  die  Spekulation  stets  in  sehr  engen  Grenzen,  wie 
schon  ausgeführt  wurde. 

Der  Handel  mit  Sandzucker  an  der  Kiewer  Börse  er- 
reichte von  1900  ab  folgenden  Umfang: 


Kampagne 

Zucker- 
umsatz 
1000  Pud 

Erzielte 

Summe 

1000  Rb. 

Preis  1 

Durch- 
schnitt 

tir  1  Pud 
Schwankungen 

1899-00 
1900-01 
1901—02 
1902—03 
190)3—04 

20140 
14  689 
18301 
13  591 
10  381 

91699 
65  577 
79  457 

81680 
44007 

4,55 
4,46 
4,34 
4,39 
4,24 

4,17—5,30 
4,15-^,15 
4,17—5,20 
4,08—5,02 
4,00—5,00 

Für   die    Preisbewegung   der    einzelnen   Monate    in    dem 
ganzen  Zeitabschnitt  gibt  das  Diagramm  ein  klares  Bild.    Im 
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Durchschnittspreis  macht  sich  eine  allmähliche  Senkung  geltend, 
die  nur  in  der  letzten  Kampagne,  etwas  sprunghaft,  sich  um 
15  Kopeken  vergrößert. 

Im  Jahre  1904  wird,  wie  stets,  Zucker  aus  drei  Kampagnen 
an  der  Börse  gehandelt.  Zunächst  solcher  aus  der  bis  zum 
1.  IX.  1904  laufenden,  dann  in  den  letzten  vier  Monaten  der 
der  neuen  Kampagne  1904 — 1905  und  spekulativ  sogar  solcher 
aus  der  nächsten  1905 — 1906.  Die  letzteren  Geschäfte  können 
natürlich  frühestens  nach  einem  Jahre  realisiert  werden,  die 
Spekulation  ist  also  eine  merkwürdig  langfristige. 

Tabelle  Nr.  82. 
Handel  mit  Sandzncker  ans  der  Produktion  1908/04. 


Kassageschäft 

Zeitgeschäft 

Monat 

Umnatz 
1000 
Pud 

Sa. 

1000 

Rubel 

Preif 

] 

Durch- 
schnitt 

1  pro  Pud 
lubel 

Schwan- 
kungen 

Umsatz      Sa. 
1000    '    1000 
Pud      Rubel 

Preis 

] 

Durch- 
schnitt 

pro  Pud 
äubel 

Schwan- 
kungen 

Januar 

20 

86 

4,25 

4,25-4,25 

792 

3414 

4,31 

4,12—4,84 

Februar 

3 

13 

4,24 

4,24-4,24 

138 

570 

4,27 

4,21--4,50 

März 

77 

326 

4,23 

4,23-4,26 

769 

3357 

4,36 

4,24—4,94 

April 

14 

61 

4,27 

4,26--4.29 

375 

1630 

4,34 

4,25—5,00 

Mai 

20 

87 

4,29 

4,26-4,32 

134 

580 

4,32 

4,25—4,50 

Juni 

68 

290 

4,25 

4,22-4,30 

118 

549 

4,65 

4,24—4,80 

Juli 

48 

202 

4,25 

4,24-4,28 

95 

402 

4,25 

4,20    4,38 

August 

135 

582 

4,31 

4,24-4,35 

122 

530 

4,33 

4,25—4,42 

Sa. 

385 

1647 

4,28 

4,22—4,35 

2543 

11052 

4,85 

4,12    5,00 

Zur  Beurteilung  ist  zunächst  noch  eine  Übersicht  über 
den  Handel  mit  Zucker  aus  den  beiden  nächsten  Kampagnen 
hinzuzufügen  und  sodann  sind  alle  drei  zu  vereinigen.  Dies 
ergibt  ein  Bild  des  gesamten  Zuckerhandels  für  das  Kalender- 
jahr 1904  an  der  Kiewer  Börse.    S.  die  Tabelle  auf  S.  175* 

Die  Bedeutung  von  Kiew  als  Zuckerhandelsplatz  bedarf 
nach  diesen  Tabellen  keiner  besonderen  Hervorhebung  mehr. 
Wie  aus  der  letzten  Zusammenstellung  ersichtlich,  drängt  sieh 
der  Haupthandel  in  die  ersten  vier  Monate  jeder  Kampagne 
zusammen:  5,2  Millionen  Pud,  fast  die  Hälfte  des  ganzen 
Umsatzes  werden  in  den  vier  Monaten  September  bis  Dezember 
gehandelt.  Von  11,4  Millionen  Pud  werden  10,9  Millionen  im 
Zeitgeschäft  umgesetzt  und  nur  0,5  gegen  Kasse.  Entsprechend 
dem  Gesamtumsätze  finden  auch  die  meisten  Zeitgeschäfte  in 
den  letzten  Monaten  des  Kalenderjahres  statt.     Fast  der  ge- 
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Tabelle  Nr.  88. 
Handel  mit  Sandzncker  ans  der  Prodnktlon  1904/05  nnd 


Kassageschäft 

Zeitgeschäft 

Monat 

UmBAtz 

Summe 

Preis  fOr  1  Pud 

UmsÄtz  Summej    ^*~*"^jj,  ^** 

1000 

1000 

Durch- 

SohwAn- 

1000 

1    1000      Durch-I    Sehwam- 

Pud 

Rubel 

schnitt 

kungen 

Pud    ,  Rubel  1  schnitt!     kungen 

Januar 

1 
1 

1 

Februar 

1 
1 

71       283 

4,01     4,00-4,02 

März 

— 

206 

829 

4,03  ,4,00-4,06 

April 
Mai 

— 

— 

379 

1572 

4,15  '4,00-4,60 

— 

— 

— 

355 

1465 

4,12     4,02—4,20 

Juni 

— 

—    1     — 

540 

2238 

4,15     4,02-430 

Juli 

— — 

— 

— 

— 

749 

8107 

4,14  14,05-4,65 

August 

— 

— 

— 

1066 

4481 

4,17   1  4,05— 4,67 

September 

23 

96 

4,12 

4,10-4,15 

1096 

4657 

4,25     4,10—4,72 

Oktober 

16 

65 

4,15 

4,14-4,18 

1637 

6  973 

4,26 

4.14—4,85 

November 

13 

56 

4,20 

4,19-4,21 

911 

3875 

4,25 

4,14-4^ 

Dezember 

— 

— 

— 

— 

1021 

4353 

4,26 

4,15—4,43 

Sa. 

52 

217 

4,16 

4,10-4,21 

8  031 ,33  803 

4,21 

4,00—4,85 

Handel  mit  Sandzncker  ans  der  Prodnktlon  1806/€6. 


Oktober* 
November 
Dezember 


Sa. 


360  1462 
84  344 
30   122 


474   I  1928 


4,06  4,05-4,09 
4,09  .4,08—4,10 
4,08  14,07— 4,0B 


4,07     4,05-4,10 


Tabelle  Nr.  84« 
Gesamtnmsatz  Ton  Sandzncker  Im  Jahre  1904  an  der  Kiewer  B9rse« 


Monat 

Umsatz 

Summe 

Preis  für  ein  Pud 

1000  Pud 

1000  Rubel 

Durchschnitt 

Schwankungen 

Januar 

812 

3500 

431 

4,12—4,83 

Februar 

212 

885 

4,17 

4,00-4,50 

März 

1052 

4512 

4,29 

4,00-4,90 

April 
Mai 

768 

3262 

4,25 

4,00—5,00 

510 

2133 

4,18 

4,02—430 

Juni 

726 

3077 

4,24 

4,02-4,80 

Juli 

891 

3  711 

4,17 

4,aS-4,65 

August 

1324 

5564 

4,20 

4,05-4,67 

September 

1119 

4  753 

4,25 

4,10—4,72 

Oktober 

2012 

8  500 

4,22 

4,05—4,85 

November 

1008 

4  275 

4,24 

4,02    4,50 

Dezember 

1051 

4  475 

4,26 

4,07-4,43 

Sa. 

11485 

48  647 

4,24 

4,00—5,00 

*  Zucker  der   Produktionsperiode    1905,Y)6  wurde  nur  im    letzten 
Vierteljahr  1904  gehandelt 
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samte  Bedarf  an  Sandzucker  für  das  Reich  wird  in  Kiew  ge- 
handelt: in  der  Campagne  1903/04  betrug  die  Nachfrage  im 
Reich  an  Sandzucker  12,9  Millionen  Pud^  von  denen  durch 
Kiew  10,3  gingen.  Für  Raffinade  hat  neben  dem  Kiewer 
der  Moskauer  Markt  die  wichtigste  Bedeutung. 

Für  den  Export  kommt  Kiew  weniger  in  Betracht  als 
der  Hafenplatz  Odessa.  Der  Zucker,  der  zur  Ausfuhr  in 
Kiew  gehandelt  wurde,  war  in  den  Campagnen  1899/00—1903/04 
folgender: 


Kampagne 

Ausgef. 

Zucker 

1000  Pud 

Summe 
1000  Rubel 

Preis  für  ein  Pud 
Durchschnitt  Schwankungen 

1899—1900 
1900—1901 
1901-1902 
1902—1903 
1903—1904 

2419 
966 
396 
490 
682 

3121 

1255 

401 

579 

787 

1,54 
1,46 
1,28 
1,18 
1,16 

1,20-2,02 
1,20    1,95 
1,25—1,31 
0,99    1,25 
0,97—1,40 

Schon  aus  diesen  wenigen  Zahlen  geht  hervor,  eine  wie 
geringe  Rolle  Kiew  für  den  Export  spielt. 

Für  den  letzten  Zweig  des  Zuckerhandels  tritt  Kiew  aber 
noch  bedeutend  hervor,  nämlich  fUr  die  in  No.  3  besprochene 
Übertragung  des  Rechts,  auf  dem  inneren  Markt  Zucker  über 
das  erlaubte  Kontingent  abzusetzen.  Der  Umfang  dieser 
Übertragungen  belief  sich  im  ganzen  in  den 

Kampagnen  in  1000  Pud  auf: 

1899—1900 5340 

1900—1901 6  210 

1901—1902 7  294 

1902—1903 8137 

1903—1904 8312 

Die  Übertragungen  erreichen  also  eine  beträchtliche 
Höhe,  im  Durchschnitt  15 — 20^/o  des  ganzen  Angebots  auf 
dem  inneren  Markt.  Von  den  8312000  Pud  der  Kampagne 
1903—1904  wurden  von  dem  südwestlichen  Kreis  5687000 
(68<*/o)  übertragen,  von  dem  mittleren  1933000  Pud  (23®/o) 
und  der  Rest  von  dem  Weichselkreis.  Von  der  gesamten 
Summe  des  übertragenen  Zuckers  brachte  der  mittlere 
Kreis  55®/o  auf  den  Markt,  41  ®/o  der  südwestliche  und  i^lo 
der  Weichselkreis.  Hauptsächlich  beteiligt  an  dieser  Über- 
tragung sind  also  der  südwestliche  und  der  mittlere  Kreis; 
der  erstere  aktiv,  d.  h,  er  überträgt  das  Recht,  Zucker  auf 
den  Markt  zu  bringen,  der  letztere  passiv:  er  übernimmt  es, 
für  den  von   anderen  Fabriken  aus   dem  inneren  Kontingent 

Forschungen  185.  —  Preyer.  12 
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exportierten  Zucker  die  entsprechende  Menge  auf  dem  inneren 
Markt  abzusetzen.  Von  dem  gesamten  im  Reiche  übertragenen 
Zucker  entfallen  auf  Kiew: 


Über- 

Kosten  der 

Kosten  der  Übertragung  für 

Kampagne 

tragener 
Zucker 

Übertragung 

ein  Pud  in  Rubel 

1000  Pud 

1000  Rubel 

Durchschnitt  j  Schwankungen 

1899-1900 

4247 

5840 

1,38 

1,25—1,50 

1900—1901 

1558 

1962 

1,26 

0,80-1,45 

1901—1902 

2034 

2819 

1,39 

1,20-1,67 

1902—1903 

3677 

5384 

1,46 

1,26—1.70 

1903—1904 

4  606 

6091 

1,32 

030-1,42 

Im  Kalenderjahre  1904  verteilen  sich  die  Übertragungen 
an  der  Kiewer  Börse  auf  die  einzelnen  Monate  folgendermaßen : 


TabeUe  Vr.  85. 


Über- 

Kosten der 

Kosten  der  Übertragung  für 

Monat 

tragener 
Zucker 

Übertragung 

ein  Pnd  in  Rubel 

1000  Pud 

1000  Rubel 

Durchschnitt   Schwankungen 

Januar   .... 

218 

307 

1,41 

1,40-1,42 

Februar . 

247 

318 

1,29 

1,25—1,39 

März   .   . 

854 

1108 

1,29 

1,24-1,37 

April  .   . 

743 

926 

1,25 

1,20-134 

Mai.   .   . 

354 

410 

1,16 

1,12—1,24 

Juni.   .   . 

139 

156 

1,12 

1,00-1,20 

Juli .... 

833 

834 

0,86 

0,80-1,15 

August  . 

85 

86 

1,00 

1,00—1,05 

September . 

235 

203 

0,86 

0,75- 1,00 

Oktober.   . 

319 

279 

0,87 

0,50-0,99 

November  . 

231 

149 

0,65 

0,25-0,79 

Dezember  . 

290 

164 

0,57 

0,25—0,70 

4548 

4  935 

1,09 

0,25—1,42 

Es  gibt  also  in  Rußland  drei  verschiedene  Hauptzweige 
des  Zuckerhandcls : 

1.  Handel  mit  Zucker  für  den  inneren  Verbrauch  zwischen 
Produzenten  und  Konsumenten. 

2.  Handel  mit  Zucker  für  die  Ausfuhr  zwischen  Pro- 
duzenten und  Exporteuren. 

3.  Handel  mit  Zucker  flir  die  Übertragung  eines  Teils 
des  inneren  Kontingents  zwischen  Produzenten,  deren  Fabriken 
nahe  der  Grenze  liegen  und  solchen  im  Zentrum   des  Reichs. 
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Natürlich  schieben  sich  bei  allen  drei  Arten  des  Handels 
die  Banken  als  Vermittler  und  Kreditgeber  dazwischen. 

Während  für  die  Ausfuhr  Odessa  und  daneben  Baku  die 
wichtigere  Rolle  spielen,  konzentriert  sich  der  größte  Teil 
der  beiden  anderen  Handelszweige  auf  Kiew. 

Da  durch  die  staatliche  Regulierung  Preistreibereien  von 
Seiten  der  Fabrikanten  ausgeschlossen  sind,  und  die  letzteren, 
selbst  wenn  sie  Zuckervorrftte  zurückhalten,  geringen  Einfluß 
auf  die  Preisbildung  ausüben,  da  femer  die  Kartellverabredung 
der  Raffinadefabrikanten  die  Preise  nicht  bedeutend  erhöhte, 
hat  sich  im  Handel  bis  jetzt  noch  nicht  das  Bedürfnis  fühlbar 
gemacht,  durch  ein  „Hand  1er kartelP  etwaigen  Ausschreitungen 
entgegenzutreten.  Irgendwelche  Verabredungen  solcher  Art, 
wie  sie  in  Deutschland  zahlreich  bestehen^,  existieren  in 
Rußland,  wenigstens  für  den  Zuckerhandel,  nicht;  er  ist  in 
keiner  Weise  organisiert,  sondern  wird  durchaus  individuell 
betrieben. 


*  Siehe  Bonikowsky,  Der  EinfluB  der  indufitriellen  Kartelle  auf  den 
Handel  in  Deutschland,  1907. 
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Anhang. 

1.  Exkurs  zum  zweiten  Abschnitt. 


Gsscblcbts  der  russischen  Zuckersteaer. ' 

1. 

Von  der  Gründung  der  ersten  Zuckerfabriken  an,  bis  zum 
Ende  der  40  er  Jahre  des  letzten  Jahrhunderts  war  die  Zucker- 
industrie von  jeder  Abgabe  befreit  und  außerdem  noch  gegen 
die  Einfuhr  von  Eolonialzucker  durch  hohe  Zölle  geschützt. 
In  der  Mitte  der  20  er  Jahre  tauchten  in  Regierungskreisen 
die  ersten  Ideen  über  Besteuerung  der  Zuckerproduktion  aui^ 
trotz  des  verschwindend  geringen  Quantums,  das  produziert 
wurde;  es  betrug  durchschnittlich  150000  Pud  im  Jahre, 
während  zu  derselben  Zeit  in  Frankreich  schon  3,4  und  in 
Deutschland  etwa  0,6  Millionen  Pud  jährlich  erzeugt  wurden. 
Es  dauerte  aber  noch  20  Jahre  bis  dieser  Plan  greifbare 
Gestalt  erhielt.  Es  wurde,  wie  stets,  eine  Kommission  ein- 
gesetzt, um  alle  einschlägigen  Verhältnisse  im  Innern  Rußlands 
und  im  westlichen  Europa  eingehend  zu  studieren,  und  im 
Jahre  1847  wurde  zuerst  die  einheimische  Produktion  einer 
mäßigen  Steuer  auf  Rohzucker  unterworfen. 

Der  Bestimmung  der  Steuer  wurden  zugrunde  gelegt: 
Zahl  und  Art  der  Maschinen,  Arbeitstage  der  Fabrik  und 
Menge  der  verarbeiteten  Rüben.  Hieraus  wurde  unter  An- 
nahme einer  Norm  von  3  V  Zuckergewinnung  aus  den  Rüben 
die  Menge  des  Kristallzuckers  bestimmt,  für  den  Steuer  zu 
bezahlen  war.  Die  gesamte  Summe  der  Zuckersteuer  mußte 
von  allen  Fabriken  jedesmal  bis  zum  1.  April  bezahlt  sein. 
Für  jeden  Monat,  den  die  Fabrikanten  früher  bezahlten,  er- 
hielten sie  eine  Ermäßigung  von  ^/2  ^/o  als  Prämie.    Die  Steuer- 


^  Angaben  f&r  die  ältere  Zeit  aus :  aBmnuonexH^ecRiu  cjioBapB,  Band  57, 
Artikel:  „CxaTHCTifKa  CBCKJiocazapHOH  npoMunueHHocTH.''  von  Ocioiofl  and 
.aKiui8i.  Ba  cazaprL^  von  H.  O-vh,  Die  gesetzgeberischen  Eingriffe  der 
letzten  Jahre,  namentlich  die  Bestimmungen  über  VerpfiUidung  der  Fabrik- 
gebäude usw.  I  aus  dem  Jahresberichte  des  Zentralbureaus  der  Zucker- 
industriellen für  die  Kampagne  1905/06,  veröffentlicht  im  B.  c.  np.  1907, 
I,  S.  171  ff. 
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Sätze  waren  aufierordentlich  mäßig:  von  1848 — 1854  wuchsen 
sie  nur  von  30  auf  60  Kopeken,  für  Fabriken  mit  Produktion 
bis  zu  500  Pud  waren  sie  noch  geringer.  Da  der  Umfang  der 
Gesamtproduktion  sich  in  sehr  engen  Grenzen  bewegte,  und 
daher  aie  Summe  der  an  den  Staat  abzuführenden  Steuer 
keine  große  war  und  da  die  Zuckerfabrikanten  fast  aus- 
schließh'ch  aus  wohlhabenden  Grundbesitzern  bestanden, 
gab  es  für  den  Staat  keine  Notwendigkeit,  besondere 
Garantien  für  die  Steuerzahlung  zu  verlangen.  Nach  dem 
1.  April  hatte  der  Staat  aber  das  Recht,  zur  Bezahlung  der 
Steuer  die  Hand  auf  die  Fabrikgebäude,  Maschinen  und  das 
sonstige  Inventar  zu  legen;  außerdem  mußte  der  Fabrikant 
cdne  Strafe  zahlen:  bis  zum  1.  Juli  monatlich  ^h,  von  da  ab 
2®/o  der  geschuldeten  Summe.  Ferner  erhielt  er  erst  nach 
Abtragung  der  ganzen  Schuld  wieder  die  Erlaubnis,  die 
Fabrikation  weiter  zu  betreiben. 

In  den  ersten  zehn  Jahren  nach  Inkrafttreten  der  neuen 
Steuer  wuchs  die  Zuckerindustrie  ausserordentlich.  Die  Zahl 
der  Fabriken  stieg  von  340  im  Jahre  1848/49  auf  432  im  Jahre 
1859/60,  die  Produktion  dehnte  sich  von  270000  auf  1,2  Milli- 
onen Pud  im  gleichen  Zeitraum  aus.  Im  Laufe  derselben  Zeit 
wurde  die  Technik  der  Zuckergewinnung  erheblich  gesteigert 
und  ließ  die  gesetzlich  festgestellte  Norm  von  3^/o  Ertrag 
weit  hinter  sich  zurück.  Anstatt  12  Pfund  Zucker  aus 
1  Berkowetz  zu  erzielen,  wie  das  Gesetz  es  annahm,  produzierte 
die  Mehrzahl  der  Fabriken  bereits  20,  einige  mit  besonders 
guten  Maschinen  ausgerüstete  bis  zu  30  Pfund,  so  daß  eine 
große  Menge  des  erzielten  Produktes  sich  zum  Schaden  des 
Fiskus  der  Steuerzahlung  entzog.  Anderseits  ging  infolge  der 
Deckung  des  Zuckerbedarfs  durch  die  eigene  Produktion  und 
des  hohen  Zollschutzes  die  Einfuhr  von  Kolonialzucker  be- 
deutend zurück,  was  einen  fühlbaren  Ausfall  in  den  Erträgen 
der  Zölle  veranlaßte :  sie  fielen  von  8,0  Millionen  Rubel  im  Jahre 
1848  auf  2,8  im  Jahre  1859.  Infolgedessen  sann  die  Regierung 
auf  Mittel,  um  die  Ausfälle  der  Einkünfte  aus  den  Zuckerzöllen 
auf  andere  Weise  von  der  Zuckerindustrie  zu  decken.  Es 
wurden  in  dieser  Richtung  eine  Reihe  von  verschiedenen  Ex- 
perimenten am  Ende  der  50  er  und  im  Beginn  der  60  er  Jahre 
gemacht,  die  schließlich  zur  Einführung  neuer  Gesetze  hin- 
sichtlich der  Zuckersteuer  führten,  die  dann  im  Jahre  1863  in 
Kraft  traten. 

Obwohl  eine  mehr  als  zehnjährige  Erfahrung  gezeigt 
hatte,  daß  das  bestehende  System  der  Berechnung  der  Steuer 
nach  dem  verbrauchten  Rohmaterial  keine  geni&gende  Grund- 
lage für  eine  gerechte  und  gleichmäßige  Besteuerung  der 
Produktion  bot  und  nicht  imstande  war,  dem  Fiskus  einen 
bestimmten  Steuerertrag  zu  garantieren,  wurden  dennoch  in 
den   neuen   Vorschriften    die    Grundlagen    des  alten   Systems 


182  135. 

beibehalten.  Man  führte  nur  einige  teilweise  Änderungen  ein, 
die  durch  die  veränderten  Bedingungen  der  Zuckergewinnang 
hervorgerufen  waren.  Die  Norm  des  Zuckerertrages  wurde 
auf  4^/2  und  6^/0  heraufgesetzt,  je  nach  der  technischen  Aus- 
rüstung der  Fabrik  und  den  landwirtschaftlichen  und  Tempe- 
ratur-Verhältnissen. Etwas  gründlicher  aber  wurden  die  Be- 
stimmungen über  Bezahlung  und  Sicherstellung  der  Steuer 
umgestaltet.  Man  erniedrigte  zwar  die  Steuer  pro  Pud  auf 
20  Kopeken  —  vom  1.  August  1866  ab  wurde  sie  wieder  auf 
30  erhöht  —  entzog  dafür  aber  den  Fabrikanten  die  sonstigen 
ihnen  gewährten  Vorteile,  unter  anderem  auch  die  Befugnis 
der  abgabefreien  Branntweinbrennerei  (siehe  oben  Seite  20). 
Wenn  daneben  dem  Fabrikbesitzer  anheimgestellt  blieb,  die 
ganze  Steuer  zum  1.  Mai  zu  bezahlen,  unter  Beibehalt  der 
Vergünstigung  von  ^h^lo  monatlicher  Prämie  für  vorzeitige 
Zahlung,  so  wurde  dagegen  seine  vermögensrechtliche  Haftung 
gegenüber  dem  Fiskus  erheblich  verschärft.  Nach  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  von  1863  diente  die  dem  Besitzer 
gehörige  Fabrik  nicht  nur  zur  Bürgschaft  der  Zuckersteuer 
im  Falle  des  Nichtinnehaltens  der  Frist  der  Steuerzahlung 
vom  1.  Mai  ab,  sondern  war  überhaupt  dauernd  eine 
Garantie  für  die  Steuer  und  alle  aus  der  Zuckerfabrikation 
sonst  sich  ergebenden  Verbindlichkeiten  gegenüber  dem  Fiskus. 
Bis  zur  vollen  Bezahlung  der  Steuer  befand  sich  die  Fabrik 
sozusagen  unter  „Administration^  und  ein  etwaiger  Verkauf 
oder  eine  Verpfändung  galten  als  rechtsunwirksam.  Die  Strafe 
von  V2 — 2^lo  monatlich  auf  Versäumnis  der  Frist  war  bei- 
behalten worden,  aber  nur  bis  zur  Höchstdauer  von  einem 
Jahre.  War  die  Zuckersteuer  bis  zum  1.  Mai  des  folgenden 
Jahres  nicht  bezahlt,  so  unterlag  die  Fabrik  mit  allen 
Baulichkeiten  der  Zwangsversteigerung  zur  Beft*iedigung  der 
Forderungen  des  Fiskus.  Die  Einführung  dieser  strengen 
Regeln  hatte  einen  doppelten  Grund.  Man  wollte  einmal  die 
Zuckerindustrie  in  eine  Lage  bringen,  die  dem  Staate 
garantierte,  auch  die  Gesamtsumme  der  aufgelegten  Steuern 
zu  erhalten.  Des  weiteren  waren  mit  der  grundlegenden 
Änderung  des  wirtschaftlichen  Lebens',  hervorgerufen  durch 
die  Bauernbefreiung,  die  Interessen  des  Fiskus,  die  sich  bis- 
her in  beträchtlichem  Maße  auf  das  Vertrauen  in  die  persön- 
liche Zuverlässigkeit  und  Kreditfähigkeit  der  Grundbesitzer 
gründeten ,  auf  eine  etwas  schwankende  und  unsichere  Basis 
gestellt.  Die  hier  geschilderten  Grundsätze  blieben  eine  Reihe 
von  Jahren  in  Giltigkeit. 

Die  Unvollkommenheit  des  im  Gesetze  von  1863  befolgten 
Systems,  die  Steuer  vom  Rohmaterial  zu  berechnen,  zeigten 
sich  jedoch  sehr  bald.  Trotz  aller  Anstrengungen  des  Finanz- 
ministeriums, durch  Erhöhung  der  Norm  und  Steuer  auf  50^ 
70    und    80   Kopeken    pro   Pud,    mit    den    Fortschritten    der 
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Zuckertechnik  Schritt  zu  halten,  erwiesen  sich  diese  Be- 
mühungen als  nutzlos.  Infolge  der  fortgesetzten  Vervoll- 
kommnung der  Technik  übertraf  die  wirkliche  Produktions- 
fähigkeit die  angenommene  um  das  doppelte,  manchmal  um 
das  dreifache.  Umgekehrt  verhielt  es  sich  natürlich  mit  den 
Steuererträgen  des  Fiskus:  die  nominelle  Steuer  von  80 
Kopeken  auf  das  Pud  betrug  bald  nur  noch  40  und  sank 
Ende  der  70  er  Jahre  sogar  auf  25.  Bei  einer  solchen  Sach- 
lage war  es  klar,  daß  die  wirklichen  Erfolge  der  Zuckertechnik 
immer  einen  Vorsprung  behalten  würden,  so  oft  man  auch 
die  Ertragsfilhigkeit  der  Maschinen  neu  bestimmte  und  die 
Ertragsnormen  und  Steuersätze  in  die  Höhe  schraubtet  Um 
eine  den  Interessen  des  Fiskus  besser  entsprechende  Oaran* 
tierung  der  Steuer,  sowie  größere  Gerechtigkeit  hinsichtlich 
der  Steuerzahler  zu  erzielen,  mußte  eine  grundlegende  Reform 
eingeführt  werden.  Als  eine  solche,  die  sowohl  diesen  Forde- 
rungen entsprach,  als  auch  in  der  Praxis  bequem  und  leicht 
durchzuführen  war,  erwies  sich  die  Berechnung  der  Steuer 
nach  dem  fertigen  Produkt.  So  wurde  das  nunmehr  über  30 
Jahre  bestehende,  höchst  mangelhafte  System  der  Besteuerung 


'  Wie  kompliziert  die  Bestimmungen  über  die  Zuckersteuer  waren, 
sei  an  dem  Beispiel  der  Yerfügunsen  des  Jahres  1872  dargelegt,  welche  die 
Zuckersteuer  auf  70  Kopeken  erhöhten,  mit  der  Maßgabe  einer  weiteren 
Erhöhung  auf  90,  wenn  die  Gesamtsumme  von  Steuer  und  Zoll  auf 
fremden  Zucker  6^/s  Millionen  Rubel  nicht  erreichte. 

Die  „Norm''  wurde  auf  folgende  Weise  ermittelt:  alle  bestehenden 
Fabriken  wurden  in  drei  Rayons  eingeteilt. 

Zum  ersten  Rayon  gehörten  die  Gouvernements:  Kiew,  Podolien, 
Wolhynien,  Bessarabien  und  das  Königreich  Polen. 

Zum  zweiten  gehörten  die  Gouvernements:  Poltawa,  Charkow, 
Woronesch,  Kursk  und  der  Teil  von  Tschernigow,  der  am  linken  Ufer 
der  Desnja  liegt. 

Zum  dritten  Rayon  gehörten  alle  übrigen. 

Die  Fabriken  selbst  zerfielen  in  industrielle  und  landwirtschaftliche 
und  bei  beiden  unterschied  man  wieder  solche,  welche  verbesserte  Apparate 
zur  Gewinnung  und  Verdampfung  des  Zuckersaftes  brauchten  (a)  von 
denen,  die  solche  Apparate  nicht  hatten  (b). 

Die  Norm  für  Berechnung  der  Steuer  wurde  wie  folgt  festgesetzt: 

1.  7V«®/o  vom  Gewicht  der  Rüben: 

für  industrielle  Fabriken  a  des  ersten  Rayons. 

2.  7®/o  vom  Gewicht  der  Rüben: 

für   landwirtschaftliche  Fabriken  a  des  ersten  Rayons,   und 
industrielle  a  des  zweiten  Rayons. 

3.  6V8<>/o  vom  Gewicht  der  Rüben: 

für  landwirtschaftliche  Fabriken  b  des  ersten  und  zweiten  Rayons, 
für  industrielle  Fabriken  a  des  dritten  Rayons. 

4.  6®/o  vom  Gewicht  der  Rüben: 

für  landwirtschaftliche  Fabriken  a  des  dritten  Rayons, 
für  alle  Fabriken  a  des  zweiten  Rayons,  deren  Apparate  nur 
zur  Verdampfung  gebraucht  wurden. 

5.  5V»®/o  vom  Gewicht  der  Rüben,  die  niedrigste  Norm: 

für  alle  Fabriken  b  des  dritten  Rayons. 
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nach  dem  Rohmaterial  aufgegeben,  und  durch  Gesetz  vom 
3.  Februar  1881®  die  Steuer  auf  das  fertige  Produkt  gele^ 
ein  Fortschritt  in  der  Zuckerbesteuerung,  mit  dem  Rußland 
den  anderen  europäischen,  Zucker  produzierenden,  Staaten 
voranging. 

2. 

Um  den  Übergang  zur  neuen  Art  möglichst  zu  erleichtem, 
wurde  die  Steuer  zunächst  sehr  niedrig  angesetzt:  auf  50 
Kopeken  vom  1.  August  1881  und  auf  65  vom  1.  August  1883 
an.  Der  einheitliche  Endtermin  zur  Bezahlung  war  der  31. 
August.  Die  Steuer  wurde  1886  auf  85  Kopeken  und  1889 
auf  einen  Rubel  erhöht,  gleichzeitig  mit  der  letzten  Erhöhung 
den  Fabrikanten  zur  Ratenzahlung  der  Steuer  drei  Fristen 
gesetzt,  nämlich  der  I.Juni,  1.  September  und  1.  Dezember.  1892 
wurde  Raffinade  mit  einer  Zusatzsteuer  von  40  Kopeken  be- 
legt, diese  aber  schon  nach  zwei  Jahren  abgeschafft,  und  daftir 
eine  neue  allgemeine  von  1,75  auf  allen  Zucker  eingeführt, 
die  auch  heute  noch  besteht.  Diese  beträchtliche  Erhöhung 
geschah  deshalb,  weil  der  Staat  allgemein  eine  Vergrößerung 
seiner  Einkünfte  brauchte  und  hierzu  unter  anderem  auch  der 
Zucker  herangezogen  werden  sollte.  Hierbei  war  die  Frage 
zu  regeln,  wie  die  Zahlung  der  Steuer  zu  sichern  sei  im  Falle 
der  Liquidierung  einer  Fabrik.  Eine  solche  z.  B.,  welche  ihre 
Produktion  schon  im  November  beendete,  konnte  eventuell 
ihren  ganzen  Zucker  bis  zum  1.  Dezember  auf  den  Markt 
bringen,  und  das  hätte  bei  dem  neuen  Steuersatz  von  1,75 
einen  bedeutenden  Ausfall  verursacht.  Da  man  die  Fabrik- 
gebäude für  eine  ungenügende  Sicherung  der  Zahlung  dieser 
Summe  hielt,  wurde,  als  eine  zunächst  nur  vorläufige  Mafi- 
regel,  die  Bestimmung  getroffen,  dafi  die  Fabrikanten  beim 
Verlassen  des  Zuckers  aus  der  Fabrik  einen  Teil  der  Steuer, 
75  Kopeken,  sofort  vorläufig  zahlen  mufiten.  Die  Fabriken 
mit  altem  Inventar  dienten  also  nur  als  Bürgschaft  für  die 
Steuer  bis  zu  einem  Rubel. 

Bei  der  Beratung  des  Gesetzes  vom  20.  November  1895 
wurde  auch  die  Frage  besprochen,  ob  nicht  alle  Erleichterungen 
bei  Bezahlung  der  Steuer  aufzuheben,  und  auch  auf  die  Zucker* 
industrie  die  allgemeinen  Bestimmungen  über.  Bezahlung  der 
Steuern  anzuwenden  seien.  Trotzdem  erstreckte  sich  eine 
neue  Verfügung  in  diesem  Sinne  vom  Jahre  1896  über  die 
vorläufige  Bezahlung  der  Steuer  bzw.  ihre  Sicherstellung  nur 
auf  neu  gegründete  Fabriken,  und  solche,  welche  ihre  Tätigkeit 
unterbrochen  hatten  und  wieder  neu  auihahmen.  Man  wollte 
hierdurch  die  Gründung  von  Unternehmungen  verhindern,  die 
nicht  über  genügende  umlaufende  Mittel  verfügten.    Die  Ein- 

»  Gesetzsammlung,  2.  Reihe,  Band  LV,  Nr.  61830. 
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kUnfte  aus  der  Zuckersteuer  warfen  dem  Staate  ansehnliche 
Beträge  ab.    Die  Steuer  brachte  in  den 

Jahren  Rubel 

1891  20857442 

1892  27  702635 

1893  30340330 

1894  41228270 

1895  47686524 

1896  42669775 

1897  55476776 

Erst  im  Jahre  1899  wurde  von  einer  gemischten  Kom- 
mission, die  aus  Beamten  des  Finanzministeriums  und  Ver- 
tretern des  Zentralbureaus  der  Zuckerindustriellen  bestand, 
ein  Gesetzentwurf  ausgearbeitet,  um  den  allmählichen  Über- 
gang aller  Zuckerfabriken  zur  allgemeinen  Art  der  Bezahlung 
der  Verbrauchssteuern  herbeizuführen.  Schliefilich  wurde 
auch  durch  das  Gesetz  vom  5.  Juni  1900*  von  allen  Zucker- 
fabriken die  Zahlung  der  Steuer  oder  ihre  Sicherstellung  im 
voraus  und  im  ganzen  Betrage  verlangt,  mit  der  Erleichterung 
allerdings,  daß  von  der  Kampagne  1901/02  ab  jährlich  je  20 
Kopeken  mehr  von  vornherein  zu  bezahlen  waren,  so  daß  erst 
von  der  Kampagne  1905/06  ab  das  Gesetz  im  vollen  Umfange 
in  Kraft  trat.  Die  Fabrikgebäude  selbst  kamen  also  hierbei 
als  Bürgschaft  nur  in  stetig  sich  verringerndem  Maße  in  Be- 
tracht und  wären  vom  1.  September  1905  ab  in  dieser  Hinsicht 
gar  nicht  mehr  zu  verwenden  gewesen. 

Das  ZentralburjBau  der  Zuckerindustriellen  wandte  sich 
deshalb  schon  im  Jahre  1902  an  das  Finanzministerium  mit 
dem  Antrag,  bei  der  vorläufigen  Sicherstellung  der  Steuern 
die  Fabrikgebäude  als  Pfand  ansehen  zu  wollen,  da  dies  die 
umlaufenden  Mittel  der  Fabrikbesitzer  bedeutend  verstärken 
und  ihnen  so  eine  große  Erleichterung  gewähren  werde.  Das 
Finanzministerium  erwiderte  aber,  daß  die  Annahme  von 
Fabrikgebäuden  als  Pfand  nur  mit  besonderer  Erlaubnis  des 
Ministers  geschehen  könne,  wobei  jedesmal  der  Wert  neu 
festzusetzen  sei,  da  dieser  von  zu  vielen  verschiedenartigen 
Bedingungen  abhänge,  um  allgemeine,  für  alle  Fabriken  giltige 
Regeln  aufstellen  zu  können.  Indessen  wurde  vom  Minister- 
Komitee  später  die  Bestimmung  getroffen,  daß  die  Zucker- 
fabriken entsprechend  den  Bestimmungen  zur  Sicherstellung  der 
Steuer  für  die  Tabakindustrie  als  Pfand  angenommen  werden 
könnten ,  d.  h.  ihre  steinernen  Baulichkeiten  bis  zu  ^U  des 
Wertes  der  un  verbrenn  baren  Materialien  mit  Ausschluß  der 
Maschinen  und  Instrumente.  Da  aber  bei  den  Zuckerfabriken 
der  Wert  gerade  der  Maschinen  ein  viel  größerer  war,  als  der 

^  Gesetzsammlung,  3.  Reibe,  Band  XX,  Nr.  18744. 
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der  steinernen  Wände,  innerhalb  derer  sie  untergebracht 
waren  (siehe  oben  Seite  69),  erwies  sieh  diese  Erleichterang; 
als  illusorisch  und  erhielt  auch  keine  praktische  Bedeutung. 
Das  Zentralbureau  der  Zuckerindustriellen  erneuerte  seine 
Anträge,  dahingehend,  daß  nicht  nur  die  steinernen  Baulich- 
keiten, sondern  auch  Maschinen  und  Ausrüstung  für  die  Sicher- 
Stellung  der  Bezahlung  der  Steuer  als  Pfand  bestellt  werden 
könnten,  in  den  Jahren  1903,  1904  und  1905,  allein  ohne 
Erfolg. 

Die  politischen  und  wirtschaftlichen  Unruhen  am  Ende 
des  Jahres  1905,  besonders  die  zeitweise  völlige  Unterbrechung 
des  Eisenbahnverkehrs,  blieben  nicht  ohne  Einfluß  auf  die 
Zuckerindustrie,  besonders,  da  noch  in  diesem  Jahre  außer- 
gewöhnlich ungünstige  Witterungs-  und  Emteverhältnisse 
geherrscht  hatten,  so  daß  die  Lage  vieler  Zuckerfabriken 
ernstlich  erschüttert  war,  und  man  eine  allgemeine  Krisia  fbr 
unvermeidlich  hielt.  Ende  Dezember  1905  wurde  den  Zucker- 
fabrikanten die  so  oft  erbetene  Erlaubnis  gewährt,  ihre  Fabriken 
mit  Maschinen  und  Inventar  als  Pfand  für  die  richtige 
Steuerzahlung  zu  bestellen,  und  zwar  bis  zu  60  ^/o  des  Ver- 
sicherungswertes. Diese  Erlaubnis  war  aber  zunächst  nur 
eine  zeitweilige  Maßregel,  insofern  sie  auf  acht  Monate  gegeben 
war.  Indessen  vor  Ablauf  dieser  Frist  brachte  das  Zentral- 
bureau  einen  neuen  Antrag  beim  Finanzministerium  ein, 
und  die  Erleichterung  wurde  bis  auf  weiteres  in  Gültigkeit 
belassen,  bis  zu  einer  endgültigen  gesetzlichen  Regelung  der 
Angelegenheit.  Eine  solche  ist  aber  in  der  Zwischenzeit  noch 
nicht  erfolgt. 

Die  russische  Zuckersteuer  erweist  sich  als  ein  beträcht- 
licher Posten  im  Staatshaushalt  und  die  Bemühungen  der 
Regierung,  die  ökonomischen  Bedingungen  für  die  Zucker- 
industrie so  günstig  wie  möglich  zu  gestalten,  sind  zum  großen 
Teil  durch  fiskalische  Interessen  verursacht  worden.  Außer 
der  Verbrauchsabgabe  von  1,75  pro  Pud  hat  die  Zucker- 
industrie noch  folgende  Lasten  zu  tragen :  sogenannte  Patent- 
Steuer^,  5^/o  Steuer  vom  Reineinkommen^,  eine  Steuer  auf 
die  Dampfkessel,  entsprechend  deren  Größe  und  Leistungs- 
filhigkeit   und   schließlich  noch   Abgaben   an   die   Semstwos^. 


^  „Patentsteuer''  bedeutet  eine  Steuer  für  die  allj&hrlich  neu  ein- 
zuholende Erlaubnis,  Handel  oder  Produktion  zu  betreiben.  Sie  beträgt 
in  der  Zuckerindustrie  5  Rubel  auf  je  1000  erzielte  Pnd  Sandzucker 
oder  Raffinade,    cboax  ycTaBos'B  oöi)  aKUHSHBixi  c6üpaxx  843  und  844. 

'  Sogenannte  .Industriesteuer'*.  Im  Budgetentwurf  für  1908,  S.  43, 
ist  für  das  laufende  Jahr  die  Einnahme  aus  dieser  Steuer  Ton  der 
ganzen  russischen  Industrie  auf  90,7  Millionen  veranschlagt.  Bei  einer 
Gesamteinnahme  von  2  Milliarden,  318  Millionen,  ergeben  die  direkten 
Steuern  die  lächerlich  geringe  Summe  von  173  Millionen.  Eine  all- 
gemeine Einkommensteuer  gibt  es  in  Rußland  noch  nicht. 

*  Aufgezählt  in:  BanncKH,  XXXV,  1905,  S.  518. 
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Für   jede    Übertretung    der   Bestimmungen    hinsichtlich    der 
Verbrauchsabgaben  werden  hohe  Geldstrafen  erhoben. 

Die   Staatseinnahme    nur    aus  der  Zuckersteuer    in   den 
letzten  sechs  Kampagnen'^  wäre  folgende  gewesen: 

TabeUe  Nr,  86. 


Kampagne 

Innerer  Verbrauch 
Millionen  Pud 

Bei  Yerbrauchs- 
abgabe  von  1,75  pro 
Pud  erzielterErtrag 

Millionen  Eubel 

1901—1902 

46,0 

80,500 

1902    1903 

44,7 

75,250 

1903^1904 

45,0 

78,750 

1904-1905 

53,5 

93,635 

1905—1906 

54,0 

94,500 

1906—1907 

58,0 

101,500 

In  Wirklichkeit  beliefen  sich  die  Einnahmen  auf: 


1 

2 

3 

4 

5 

Kampagne 

Verbrauchs- 
abgabe 
Rubel 

Patentsteuer 
Rubel 

Geldstrafen 
Rubel 

Gesamtsumme 

Spalte  2—4 

Rubel 

1901-1902 

80  768  000 

463000 

46  000 

81 277  000 

1902-1903 

75046000 

484000 

12  000 

75  542000 

1903—1904 

78  304  000 

489000 

24000 

78  817  000 

1904- 1905 

78  272  000. 

449  000 

13  000 

78734000 

1905—1906 

108  317  000 

459  000 

183000 

108  959  000 

1906—1907 

101500000 

448000 

16  000 

101 964  000 

Der  große  Unterschied  in  den  Einnahmen  der  Jahre 
1906  und  1907  gegenüber  der  in  den  Kampagnen  1904 
und  1905  erklärt  sich  dadurch ,  daß  den  Fabrikanten  die 
im  Dezember  1905  fällige  Rate,  im  Betrage  von  15,7 
Millionen  Rubel,  bis  zum  1.  September  1906  gestundet  wurde. 
Infolgedessen  kamen  nur  78,3  Millionen  ein  anstatt  der  er- 
warteten 93,6.  Im  folgenden  Jahre  waren  zu  den  94,5  Milli- 
onen diese  15,7  zu  zahlen,  was  im  ganzen  110,2  ergeben 
hätte.  Es  lieien  aber  nur  108,3  ein,  also  1,9  Millionen  weniger. 
Der   Qrund    hierfür  ist,    daß   in   der  Campagne   1905/06  ein 


^  Für  die  Kampagne  1908  im  Budgetentwurf  S.  28  veranschlagt  auf 
93236  000.  Diese  Summe,  berechnet  auf  das  innere  Kontingent  von 
53  Millionen  Pud,  ist  viel  zu  niedrig  aneesetzt,  da  in  der  vorhergehenden 
Kampagne  der  innere  Verbrauch  58  Millionen  betrug  und  ein  derartiger 
Rückgang  nicht  zu  erwarten  ist. 
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Teil  des  für  den  inneren  Verbrauch  bestimmten  Zuckers 
ausgeführt  wurde®.  Auf  Präsentation  der  Ausfuhrcertifikate 
wurde  dann  die  schon  bezahlte  Verbrauchsabgabe  zurück- 
erstattet, so  daß  sich  die  genannte  Differenz  ergab. 

Die  Geschichte  der  russischen  Zuckersteuer  zeigt  ein 
ähnliches  Bild  wie  die  der  meisten  anderen  Staaten.  Im 
Anfang  wird  die  Steuer  vom  verarbeiteten  Rohmaterial  ge- 
nommen. Aber  durch  Vervollkommnung  der  Technik  entzieht 
sich  allmählich  ein  immer  größer  werdender  Teil  des  Zuckera 
der  Besteuerung.  Früher  als  in  den  meisten  westlichen 
Ländern  geht  Rußland  dazu  über,  die  Steuer  nach  dem  fertigen 
Produkt  zu  erheben,  der  einzig  rationellen  und  gerechten 
Art.  Die  Höhe  der  Steuer  ist  anfangs  mäßig  und  wird  auch 
nur  allmählich  gesteigert.  Die  aber  jetzt  in  Giltigkeit  be- 
findliche, am  1.  September  1894  eingeführte  von  1,75  Rubel 
auf  das  Pud,  oder  22,70  M.  auf  100  kg,  darf  wohl  als  eine 
recht  hohe  bezeichnet  werden,  zumal  da  sie  unterschiedslos 
von  allem  Zucker,  Raffinade  und  Sand  genommen  wird,  und 
nur  der  für  Viehfütterung  bestimmte,  denaturierte  Zucker 
frei  ist. 


Geschichte  des  ZnckerzoUes. 

Der  erste  Zuckerzoll  wurde,  wie  bereits  erwähnt  ist,  in 
Höhe  von  75  Kopeken  im  Jahre  1819  eingeführt,  um  sodann, 
allmählich  steigend,  im  Jahre  1841  die  Höhe  von  3,80  zu  er- 
reichen. Trotz  dieser  fortgesetzten  Erhöhung  und  der  Zu- 
nahme der  inneren  Produktion  blieb  bis  zum  Jahre  1841  die 
Einfuhr  ziemlich  groß: 

TabeUe  Nr.  87.' 


Zuckereinfuhr 

Summe  des 

Jahr 

in  Pud 

Zolls 

1831 

1 453  650 

3  706  800 

1832 

1 357  700 

3462  200 

18:^ 

1537  720 

4920  600 

1884 

1  574 100 

5066100 

1835 

1 375  540 

4465  700 

1836 

1 367  780 

4455600 

1837 

1798300 

5846  200 

1838 

1634940 

5292  400 

1839 

1594  200 

5047  200 

1840 

1  799  740 

5  778400 

»  B.  c  np.,  1907,  I,  S.  469. 
*  Nach  ntxaHOBCKiM,  S.  53. 


135. 


189 


Für  die  damalige  Zeit  bedeuten  diese  Einkünfte  einen 
erheblichen  Teil  des  Budgets.  Die  Entwicklung  der  eigenen 
Zuckerindustrie,  die  bis  dahin  gar  keine  Abgabe  zu  zahlen 
hatte,  rief  ernste  Befürchtungen  ilir  die  Beständigkeit  dieser 
Einnahmen  wach  und  ließ  daher  den  Gedanken  einer  mäßigen 
Besteuerung  der  inneren  Produktion  festen  Fuß  fassen.  Ein 
Jahr  nach  Einführung  der  inneren  Steuer,  1848,  betrug 
die  Zolleinnahme  aus  Zucker  8  Millionen  Rubel,  fing  aber  von 
der  Zeit  an,  beträchtlich  zu  fallen.  Um  die  Einfuhr  zu  be- 
fbrdern,  wurde  1856  der  Zoll  auf  3  Rubel  ermäßigt,  trotzdem 
betrug  die  Gesamteinfuhr  1859  nur  957000  Pud,  was  2,8 
Millionen  Rubel  an  Zoll  ergab.  Infolge  der  Gesuche  von 
Zuckerindustriellen,  die  sich  bereit  erklärten,  lieber  eine  etwas 
höhere  Steuer  zu  zahlen,  wurde  dieser  Zollsatz  bis  zum  Jahre 
1871  beibehalten ,  da  die  in  der  Zuckerindustrie  investierten 
Kapitalien  bedeutende  waren,  und  man  durch  Erniedrigung 
des  Zolls  eine  gefährliche  Lage  herbeizuführen  fürchtete,  ins- 
besondere zur  Zeit  der  großen  wirtschaftlichen  Veränderungen, 
die  durch  die  Bauernbefreiung  hervorgerufen  worden   waren. 

Die  Bewegung  der  Zollsätze  von  1871  an  ist  aus  der 
folgenden  Tabelle  ersichtlich: 

Tabelle  Nr.  88. 


Zoll  auf 

Jahr 

Sandzucker 

Raffinade 

1871 

8.- 

4- 

1872 

2,50 

4,- 

1873 

2,50 

3,50 

1874 

2,40 

3,40 

1875 

2,30 

3,30 

1876 

2,20 

3,20 

1877« 

2,10 

3,10 

1878—1880 

2- 

3- 

1881    1885 

2,20 

3,30 

1886-1889 

2,- 

2,90 

1890 

3- 

3,90 

1891-1901 

3,- 

4,- 

1902—1905 

4,- 

5,- 

1906 

4,50 

6,- 

Die  Einfuhr  und  die   durch   diese  erzielte   Zolleinnahme 
sind  von  1871  ab  folgende: 


*  In  diesem  Jahre  wurde  die  Bestimmung  erlassen,  daß  die  Zölle 
in  Gold  zu  zahlen  seien;  die  scheinbare  Erniedrigung  bedeutete  also 
tatsächlich  eine  Erhöhung;  s.  oben  S.  23. 
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TabeUe  Nr. 

89. 

1   1 

2    1 

S   1 

4    1 

5    1 

6    1 

7 

Jahr 

Ein- 
geführter 
Sand- 
zucker 
Pud 

ZoU- 

einnahme 

Rubel 

Ein- 
geführte 
Raffinade 

Pud 

ZoU- 

einnahme 

Rubel 

Oeaamt- 

einfuhr 

Pud 

Geaamt- 

zoU- 
einnähme 

Babel 

1871 

4419 

13  257 

26 

104 

4445 

13361 

1872 

494466 

1  236  135 

3413 

13  652 

497  879 

1249  787 

1873 

119  871 

299  677 

927 

3  708 

120  798 

303  285 

1874 

341796 

820  310 

923 

3  220 

342  719 

823  5:30 

1875 

1428440 

2  325  412 

5611 

18  516 

1 434  051 

2343  928 

1876 

494  158 

1  087  147 

1157 

3  818 

495  315 

1090965 

1877 

1102 

2  314 

404 

1252 

1506 

3  566 

1878 

618 

1236 

33 

99 

651 

13^5 

1879 

528 

1056 

112 

336 

640 

1392 

1880 

1201 

2402 

124 

372 

1325 

2  774 

1881 

987 

2171 

18 

59 

1005 

2230 

1882 

32  334 

71134 

38 

125 

32  372 

71  259 

1883 

49  760 

109  472 

25  382 

8:^760 

75142 

193  232 

1884 

1196 

2  631 

13  560 

44  748 

14756 

47  379 

1885 

2193 

4  824 

4  883 

16113 

7  076 

20  937 

1886 

1429 

2  858 

3  396 

9848 

4  825 

12  706 

1887 

2  858 

5  716 

2  417 

7  009 

5  275 

12  725 

1888 

1045 

2090 

2826 

8195 

1871 

10  285 

1889 

1789 

3  578 

2  769 

8  030 

4  558 

11608 

1890 

32  204 

96  612 

5189 

20  237 

37  393 

116  848 

1891 

2  920 

8  760 

5  640 

22  560 

8  560 

31320 

1892 

1578 

4  734 

5  812 

23  248 

7  390 

27  982 

1893 

1  686  876 

6  628 

5180 

20  720 

1  692  056 

27  348 

1894 

960 

2  880 

4664 

18  656 

5  624 

21536 

1895 

732 

2196 

9  778 

39112 

10  510 

41308 

1896 

991 

2  973 

19  205 

76  820 

20196 

79  793 

1897 

1182 

3  546 

32  812 

131248 

33  994 

134  7i^ 

1898 

2  337 

704 

35  609 

142436 

37  946 

149  447 

1899 

476 

1428 

33  222 

132  888 

33  698 

134  316 

1900 

2  317 

6  951 

16  957 

67  828 

19  274 

74  779 

1901 

1838 

5  514 

7  486 

29  944 

9  324 

35  458 

1902 

6  842 

27  368 

6  989 

34  945 

13831 

62  313 

1903 

22  335 

89  340 

8  560 

42  800 

80  895 

132140 

1904 

16  550 

66  200 

22054 

110  270 

38  604 

176  870 

1905 

20  998 

83  992 

57  057 

285  285 

78  055 

369  277 

Die  letaste  Tabelle  zeigt,  wie  außerordentlich  gering  die 
Einnahmen  aus  dem  Zuckerzoll  im  Vergleich  zu  denen 
aus  der  Zuckersteuer  sind.  Die  Regierung  hat  also  kein 
Interesse  daran,  die  Zuckereinfuhr  gesteigert  zu  sehen,  im 
Gegenteil:  je  weniger  eingeführt  wird,  um  so  sicherer  also  die 
Lage  der  Zuckerindustrie  ist,  desto  größer  wird  das  Ein- 
komnqen  aus  der  inneren  Steuer.  Neben  den  Gründen,  die  eigene 
Industrie  zu  schützen,  sprechen  also  auch  rein  fiskalische  Über- 
legungen dafür,  fremden  Zucker  möglichst  fem  zu  halten.  Bis 
1877  ist  der  Zollschutz  ein  verhältnismäßig  geringer,  wird  sogar 
von  3  Rubel  auf  2,20  ermäßigt.  1877  tritt  eine  wesentliche 
Erhöhung   ein,    der   Zoll   erreicht  die   Produktionskosten    im 
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eigenen  Lande,  die  Einfuhr  sinkt  daher  von  beinahe  Va 
Million  auf  1000  Pud.  Von  diesem  Zeitpunkt  ab  wird  der 
Zoll  fortgesetzt  erhöht,  hält  sich  1891  noch  unter  dem  Verkaufs- 

freis  nach  Abzug  der  Steuer,  ist  aber  immer  höher  als  die 
roduktionskosten.  Mit  der  Einführung  der  Goldwährung 
übersteigt  er  bei  weitem  den  Verkaufspreis  nach  Abzug 
der  Steuer,  erhält  also  den  Charakter  eines  Einfuhrverbots, 
bis  er  1902  sogar  teilweise  die  Höhe  des  Börsenpreises  er- 
reicht. Erstaunlich  ist,  daß  überhaupt  seit  dieser  Zeit  noch 
Zucker  eingeführt  worden  ist. 

Die  Höhe  der  Einfuhr  selbst  ist  ungefähr  parallel  der 
Preisbewegung  auf  dem  inneren  Markte.  Vergleicnen  wir  die 
letzte  Tabelle  mit  dem  Diagramm  der  Preisbewegung  an  der 
Eiewer  Börse,  so  ist  nach  der  gewaltigen  Preissteigerung  1872 
und  1874  eine  entsprechende  Steigerung  der  Einfuhr  zu  be- 
obachten. Nach  1877  ist  die  Einfuhr  sehr  gering,  im  Ver- 
gleich zum  inneren  Verbrauch  verschwindend  zu  nennen,  um 
1882  und  1883  eine  geringe  Steigerung  aufzuweisen  nach  den 
Höhepunkten  der  Preisbewegung  auf  7,70  Rubel  im  Juni  1882 
und  Januar  1883.  Mit  dem  abermaligen  Sinken  der  Preise 
fkllt  auch  die  Einfuhr  bis  auf  ein  Minimum.  Das  Jahr  1893 
bringt  die  eigenartige  Maßnahme  der  regierungsseitigen  Ein- 
fuhr. In  der  Folgezeit  ist  die  Einfuhr  wieder  sehr  gering 
und  erhebt  sich  nur  in  den  letzten  Jahren  auf  38000  und 
77000  Pud,  die  aber  bei  dem  inneren  Verbrauch  gar  keine 
Rolle  spielen. 

Die  Bedeutung,  welche  die  Zuckerindustrie  für  den  Staats- 
haushalt des  russischen  Reiches  hat,  geht  aus  unseren  Aus- 
führungen deutlich  hervor.  Durch  kluge  Gesetzgebung  hat 
es  die  Regierung  verstanden,  die  Industrie  vor  äußerer  Kon- 
kurrenz und  inneren  Krisen  zu  schützen  und  ihr  so  die 
Möglichkeit  gegeben,  sich  zu  einer  Achtung  gebietenden 
Größe  zu  entwickeln.  Anderseits  trägt  die  Industrie  einen 
großen  Teil  zum  Staatseinkommen  bei,  der  aber  nur  dann 
gesichert  erscheint,  wenn  ihre  Weiterentwicklung  in  gleichen 
Bahnen  verläuft.  Von  besonderer  Bedeutung  wird  hierfür  die 
im  Jahre  1912  zu  treffende  Entscheidung  der  ständigen 
Brüsseler  Kommission  sein. 
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III.  Alphabetisches  Verzeichnis  sämtlicher  in 
der  Kampagne  1907/08  in  Betrieb  befindlichen 

Zuckerfabriken.  ^ 


Mit  Angaben  über  die  Entfernung  zur  nächstgelegenen  Eisen- 
bahnstation,   sowie   der   Produktion   der   Kampagne    1906/07, 
der   von  den  Fabriken  selbst  bebauten  llübenflächen  und  der 
Produktionsfähigkeit  fUr  die  Kampagne  1907/08. 


• 

Entfernung  von 

3r  Fabrik 
ehörende 
ibenfläche 
Deßj. 

TS 

a 

3 

Name  der  Fabrik 
Gouvernement 

der  nächsten 
Eisenbahnstation 

a  08 1« 
o  cao 

•^  Sa 

o  cS 

es 

Werst 

2  ^- 

O**« 

1 

A  lexander-Katharine 
Kiew 

Fundeklejewa 
Va  W. 

178  716 

2003 

183  273 

2 

Alexejew 
Kur 

Nijeschegol 
5  W. 

550  591 

4600 

583890 

3 

Andruschkow 
Kiew 

Popeljna 
16  W. 

315  041 

1515 

365882 

4 

AndruBchew 
Wolhynien 

Browskn 
16  W. 

890914 

2966 

413  014 

5 

Babin 
Kiew 

Oratowo 
8  W. 

246829 

1885 

257 107 

6 

Balaklejew 
Kiew 

Wladimirowka 
7  W. 

155027 

1060 

157  674 

7 

Bar 
Podolien 

Bar 
4  W. 

212  213 

2495 

213330 

8 

Berditschew 
Kiew 

Berditschew 
1  W. 

244438 

1780 

239  49» 

9 

Berscbad 
Podolien 

Berschad 

(Schmalspurbahn 

Ton  der  Fabrik) 

350850 

8141 

372  291 

10 

Blagodatin 
Kur 

Rylok 
8  W. 

289437 

2269 

242  17& 

11 

Bogerodiz 
Tula 

Schdanka 

177  149 

2000 

184495 

V9  W. 

12 

Bobrowitza 
Tschernigow 

Bobrowitza 
3  W. 

199  257 

1779 

21482a 

13 

BolBche-Griba- 

nowka 

Tambow 

Gribanowka 
2  W. 

182  869 

1709 

203270 

14 

Borin 
Woronesch 

Lipezk 
22  W. 

152  912 

1420 

152912 

15 

Borow 
Podolien 

Wapujarka 
35  W. 

234463 

1465 

247  649 

16 

BorowitBch 
Plotzk 

Kutno 
49  W. 

287  807 

1400 

301241 

^  Nach:   IlixaHOBCRLH «  ;ionojnieHie  ki»  cÖopHincy  ysaKoueiiiu  no  aKmoy 
c-L  caxapa  ii  MtpaMT  ypery^JoipoBaHiA  cazapnou  npoMLmueBHOCTH  1907,  S.  128  ff. 
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Entfernung  von 

0  & 

ja      22 

e 

0 

Name  der  Fabrik 
Gouvernement 

der  nächsten 
Eisenbahnstation 

5  *t- 

.2  Ä^ 

Xi  0x0    . 

o  ^  S 

es 

Werst 

2fe 

p^S 

17 

Botschetschan 
Kur 

Konotop 
18  W. 

158  276 

1801 

158  276 

18 

Branilow 
Podolien 

Branilow 
2V9  W. 

277  712 

2173 

289413 

19 

Brest-Kujaw 

Warschau 

(RQbenzuckerrafif.) 

Wlotzlawsk 
14  W. 

460360 

1795 

488743 

20 

Brodetz 
Kiew 

Kasatni 
12  W. 

394  989 

3309 

420339 

21 

Bugajew 
Kiew 

Oratowo 
20  W. 

301 106 

2000 

322429 

22 

Buschan 
Kiew 

Swenigorodka 
35  W. 

191061 

1662 

195336 

28 

Buryn 
Kur 

Putiwl 

1/4   W. 

313440 

2323 

325  998 

24 

Buntzew 
Podolien 

Deraschna 
4  W. 

175  096 

1564 

180  624 

25 

Bjelij-Kolodesj 
Charkow 

Bjelij-Kolodesj 
V«  W. 

395  525 

4854 

395  525 

26 

Walentinow 

Warschau 

(Rübenzuckerrafif.) 

Pnewo 
2Vi  W. 

161158 

862 

172434 

27 

Weliko-Bereskow 
Tschernigow 

Sernowo 
16  W. 

67  891 

620 

80  000 

28 

Weliko-Bobruksk 
Charkow 

Syrowatka 
12  W. 

141  017 

1204 

147  382 

29 

Weliko-Pritz- 

kowskij 

Kiew 

Mironowka 
35   W. 

132652 

1556 

156  620 

30 

Wendytschani 
Poaolien 

Wendytschani 

402354 

3920 

423411 

1  W. 

31 

Wepriksk 
Poitawa 

Gadjatsch 

183  603 

1609 

200993 

12  W. 

32 

Werchnatschskij 
Kiew 

Christinowka 
6  W. 

390978 

3030 

400929 

33 

Wischnewtschi- 
kowskg 
Podolien 

Proskurow 
65  W. 

159240 

814 

159240 

34 

Woitowetzko- 

Lewaschowskij 

Podolien 

Semki 
V«  W. 

346  702 

3737 

361989 

85 

Woronesch 
Tschernigow 

Tereschtschensk 
IVa  W. 

190129 

1405 

191657 

86 

Woronowitzk 
Podolien 

Winnitza 
26  W. 

177  913 

1415 

185534 

37 

Woßkresjenow 
Kur 

Station  174  der 

S.-O.-Bahn 

Vi  W. 

322200 

2318 

345426 
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• 

Entfernung  von 

•2  a 

^  »'S 

4«S 

-§ 

Name  der  Fabrik 

der  nächsten 

S  o8t« 

'   .2.5g 

tZ  **  1-^ 

d 

B 
c8 

Gouvernement 

Eisenbahnstation 
Werst 

-^  So 

38 

Wyscheoltsche- 

daiew 

Podolien 

Kotjuschani 
10  W. 

419  423 

3285 

444961 

39 

Wjerinsk 
Charkow 

Wiry 
8  W. 

597  014 

4067 

648862 

40 

Gaisyn 
Podolien 

Gaisyn 
Va  W. 

325 161 

3266 

329  527 

41 

Georgiew 
Kur 

Dmitriew 
40  W. 

155  513 

1100 

155  513 

42 

Germanow 

Warschau 

(RQbenzuckerraff.) 

Tersin 
5  W. 

172  509 

1410 

189  428 

43 

Gniwan 
Podolien 

Gniwan 
Va  W. 

562  816 

5597 

588821 

44 

Golowtschin 
Kur 

Kasatscha-Lopan 
35  W. 

279  665 

2280 

291920 

45 

Gonorow 
Podolien 

Wapnjorka 
45  W. 

243124 

1730 

253135 

46 

Gorodische-Pusto- 

wartow 

Kiew 

Bjelaja-Zerkow 
25  W. 

214041 

2048 

217  946 

47 

Gorodak 
Podolien 

Proskurow 
45  W. 

355430 

1441 

371659 

48 

Grebenikow 
Charkow 

Syrowatka 
12  W. 

176  974 

1300 

188  824 

49 

Grifforow 

Kiew 

(Rübenzuckerraff.) 

Wassiljkow 
38  W. 

300858 

3317 

361  511 

50 

Gruschew 
Kiew 

Kamenka 
7  W. 

101847 

666 

98490 

51 

Gruschkow 
Podolien 

Gruschki 
an  der  Station 

290  595 

2200 

305  280 

52 

Grjasnan 
Charkow 

Krassnopolje 
an  der  Station 

166  784 

851 

178855 

53 

Gusow 

Warschau 

(Rübenzuckerraff.) 

Ruda-Gusow 
10  W. 

167  058 

1400 

180258 

54 

Gutjan 

Guty 
4Va  W. 

467  055 

2824 

510655 

Charkow 

55 

Gutzvn 
Lomschina 

Gutzyn 

91484 

500 

93  276 

56 

Dengofow-Dubro- 
wetz 
Kiew 

Oratowo 
85  W. 

321651 

2275 

322316 

57 

Debretschin 
Podolien 

Rachny 
10  W. 

262847 

2650 

262  322 

58 

Derjugino 

Kur 

(Rübenzuckerraff.) 

Derjugino 

148523 

1110 

151960 

m 

r ' 


2460 
1480 


1501 
1071 


1437 
2700 
1533 


251 151 
250345 
160000 

161  eis 

450504 
154948 
244  667 
21»  546 

293170 

80000 
229548 


278  670 
177  562 
305439 
235701 
321300 
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kl 

Entfernung  von 

0  S 

4> 

'TS 

Name  der  Fabrik 
Gouvernement 

der  nächbten 
Eisenbahnstation 

duktioii 
Kampa: 
1906/07 

r  Fabri 

hörend 

benfläc 

Deßj. 

duktioi 
:keit  in 
p.  1907 

08 

Werst 

2  ^ 

2-- s 

82 

Kamenka 
Kiew 

Kamenka 
2  W. 

121052 

728 

117  378 

83 

Kapitanow 
Kiew 

Slatopol 
15  W. 

159811 

1104 

154  726 

84 

Kapujtjan 
Podolien 

Wapnjorka 

336027 

1646 

344968 

a5 

Karwitze 
Wolhynien 

Misotsch 
Vs  W. 

275  571 

2600 

297  913 

86 

Karlowka 
Poltawa 

Karlowka 
2V9  W. 

162963 

1916 

173083 

87 

Kautschin 
Mittel-Asien 

Taschkent 
2V2  W. 

192050 

2432 

350000 

88 

Kaschperow 
Kiew 

Pogrebischtsche 
28  W. 

224429 

1474 

236853 

89 

Kekin 
Charkow 

Golowaschewka 
12  W. 

128933 

750 

133  964 

90 

Kirnasowka 
Podolien 

Kirnasowka 
IVa  W. 

211099 

1641 

221362 

91 

Kisselewka 

Kiew 

(Rübenzuckerraff.) 

Kisselewka 
8  W. 

336262 

2600 

365571 

92 

Kißlin 
Kiew 

Potasch 
28  W. 

198789 

1650 

199166 

93 

Kijanitz 
C:harkow 

Sumy 
25  W. 

401871 

2200 

447  949 

94 

Klembow 

Schepetowka 

28  W. 

191645 

1012 

203  505 

Wolhynien 

95 

Klemensow 

Lublin 

(Rübenzuckerraff.) 

Rejowetz 
70  W. 

159 161 

997 

180894 

96 

Kowalewsko 
Podolien 

Nemirow 
5  W. 

235822 

1962 

244897 

97 

Koschanka 
Kiew 

Koschanka 
2  W. 

231283 

2518 

240002 

98 

Kordelew 
Podolien 

Kalinowka 
7  W. 

269  761 

2102 

283547 

99 

Koretzky 

Schepetowka 
68  W. 

139188 

1035 

163985 

Wolhynien 

100 

Kornina 
Kiew 

Popeliya 
15  W. 

267  690 

2140 

328212 

101 

Korowinetzk 
Wolhynien 

Michailenki 
2  W. 

392130 

2875 

408305 

102 

Korjukow 
Tschemigow 

Niskowka 
16  W. 

469  684 

2724 

498  678 

103 

Kostobobr 
Tschernigow 

Kostobohr 
6  W. 

58  737 

590 

80000 

104 

Krassilow 

Proßkurow 

270199 

2195 

281965 

Wolhynien 

30  W. 

135. 


207 


u 

Entfernung  von 

9 

a 

9 

vi 

Name  der  Fabrik 
Gouvernement 

der  nächsten 
Eisenbahnstation 

0)  v^ 

o  go 

«8 

Werst 

2fe 

Q^« 

105 

Krassinetzk 

Plotzk 

(Rübenzuckerraff.) 

Zechanow 
30  W. 

191  956 

1300 

267  258 

106 

Kraßkoselkowsk 
Podolien 

Genrichowka 
Schmalspurbahn 
von  der  Fabrik 

306272 

2838 

315  813 

107 

Kraßnaja-Jaruga 
Kur 

Kraßni^a-Jaruga 
2  W. 

411384 

2780 

433460 

108 

Krementschuk 
Wolhynien 

Schepetowka 
46  W. 

235  872 

1415 

242  556 

109 

Krupetzk 
Kur 

Krupetzk 

362  610 

3950 

363  733 

2Vir  W. 

110 

Kurilowetz 
Podolien 

Kotjuschani 
22  W. 

195840 

1604 

199  371 

111 

Kretow 
Orlow 

•— 

7  074 

859 

80000 

112 

Kutno 

Warschau 

(Rabenzuckerraff.) 

Kutno 
2  W. 

277  072 

1455 

290236 

113 

Kujanow 
Charkow 

Bjelopolje 
10  W. 

182365 

1231 

194089 

114 

Lauen 
Warschau 

Kroßnewitze 
11  W. 

177  210 

1098 

185084 

115 

Lebjaschew 
Charkow 

Grakowo 
8  W. 

303  763 

2033 

311249 

116 

Lewadskij 

Podolien 

(Rübenzuckerraff.) 

Proßkurow 
65  W. 

243  665 

2280 

256  270 

117 

Leßmersch 

Kaiisch 

(Rübenzuckerraff.) 

Kutno 
28  W. 

275  741 

1261 

289  622 

118 

Linowitzy 
Poltawa 

Linowitzy 
Va  W.    , 

327  384 

2810 

342  879 

119 

Losnano-Litinzky 
Podolien 

Komorowzy 
18  W. 

143  001 

1604 

160000 

120 

Lopandin 
Orlow 

Komaritschi 

169  532 

1720 

169  931 

5  W. 

121 

Lubnow 

Kjeletz 

(Rübenzuckerraff.) 

^echow 
35  W. 

211682 

1195 

227  688 

122 

Lugan 
Orlow 

Komaritschi 
25  W. 

111661 

1258 

125  602 

123 

Lukow 
Lomschin 

Gonsozin 
19  W. 

119  652 

760 

127  201 

124 

Lotschan 
Kiew 

Olschanitza 
26  W. 

190384 

1700 

198  904 

125 

Lgow 
Kur 

Lgow 
Vi  W. 

296  698 

8360 

297148 

208 


135. 


• 

u 

Entfernung  von 

ö  g 

a 

1^ 

Name  der  Fabrik 
Gouvernement 

der  nächsten 

Eisenbahnstation 

Werst 

.2  o^ 

lli 

2  ^- 

o  ag 
••<*  ***  ^b 
•**•** -2 

3  *  V 

O.SPE 

126 

Lyschkowitz 

Warschau 

(Rübenzuckerraff.) 

Lowitsch 
15  W. 

169  018 

1239 

177  909 

127 

Lnbimow 
Kur 

Lukaschewka 
19  W. 

394309 

8678 

409929 

128 

Lublin 

Lublin 

(Rübenzuckerraff.) 

Lublin 
1  W. 

404316 

2900 

423881 

129 

Ludwikow 

Lublin 

Lublin 

18  W. 

aiifter  Betrieb 

(Rübenzuckerraff.) 

130 

Maidanetz 
Kiew 

Talnoe 
7  W. 

227  541 

1631 

231282 

131 

Maloweiskij 

Plotzk 

(Rübenzuckerraff.) 

Georgijewsk 
42  W. 

137  154 

800 

139469 

182 

Malowißkow 
Chcrson 

Taschlyck 
22  W. 

611933 

8000 

688698 

133 

Malo-lsstoropsk^ 
Charkow 

Baromla 
7  W. 

316 197 

2424 

337102 

134 

Martyuow 

Tagautscha 
15  W. 

137455 

1582 

166105 

Kiew 

135 

Marinski 
Kiew 

Worontzowo 
Va  W. 

362  067 

2570 

384244 

136 

Marinski 

Kur 

(Rübenzuckerraff.) 

Lukaschewka 
7  W. 

516  417 

4967 

514588 

137 

Matussow 
Kiew 

Signajewka 
3  W. 

228134 

2630 

239  795 

138 

Macharinetz 
Kiew 

Kasatni 
8  W. 

320098 

2500 

328491 

139 

Mesenow 
Charkow 

Kraßnopolje 
15  W. 

296408 

1420 

293270 

140 

Mironowka 
Kiew 

Mironowka 
2Va  W. 

254277 

2268 

265  916 

141 

Mirtschensky 
Lublin 

Cholen 
76  W. 

186451 

800 

198  975 

142 

Michailow 

Warschau 

(Rübenzuckerraff.) 

Blone 
6  W. 

140708 

1041 

147  042 

143 

Miodseschinski 

Warschau 

(Rübenzuckerraff.) 

Sochatschew 
13  W. 

223184 

1510 

240175 

144 

Mlynow 
Ka  isch 

Pnewo 
22  W. 

135247 

733 

141253 

145 

Mogilnjan 
Podolien 

Moschtschenaju 
3  W\ 

349351 

2500 

379088 

146 

Model 
Warschau 

Pnewo 
11  W. 

120522 

900 

160000 

1759 
1331 


■     i    SÄ^@*^..5.        ;4iußer  Betrieb 


2750 

333943 

1220 

136  597 

2040 

228481 

1500 

265  664 

1537 
1812 
2217 

1590 


1375 
3407 


195  58» 
811449 

213802 
165  342 

172  445 
558124 
175982 


210 


1:35. 


Nr. 

Entfernung  von 

r^  m  £ 

0) 

a 
9 

Name  der  Fabrik 
Gouvernement 

der  nächsten 
Eisenbahnstation 

duktion 
Kampa) 
1906/07 

r  Fabri 
hörendi 
benfiäcl 
Deßj. 

duktion 
[keit  in 
p.  1907 

o8 

Werst 

2  ^ 

2-s  B 

170 

Orlowsky 
Tschemigow 

Pirogowka 
28  W. 

144  689 

1000 

148  131 

171 

Ossipow 
Podolien 

Choschtschewato 
8  W. 

301  299 

2200 

;  308  743 

172 

Ostrowsky 
Warschau 

Kroßnowitze 
IV2  W. 

378  020 

2394 

395  695 

173 

Ostrowitzky 
Plotzk 

Wlotzlawsk 
56  W. 

205  858 

1145 

219  23;^ 

1 

174 

Pawlow 
Poltawa 

Skorochodowo 

Vi  W. 

219  037 

,     2940 

1  219656 

175 

Paraphiew 
Tschernigow 

Plißky 
35  W. 

442  723 

'     3703 

457  884 

176 

Parchomow 
Charkow 

Achtvrka 
20  \V. 

428  720 

3290 

572  4:^7 

1 

177 

Perewersiew 
Kur 

Sudßcha 
34  W. 

237  506 

1875 

'  245  5a3 

1 

178 

Petrow 
Woronesch 

Podgornoe 
55  W. 

außer  Betrieb 

179 

Piwetz 
Kiew 

Mironowka 
30  W. 

78327 

1464 

142040 

180 

Pijew 
Kiew 

Mironowka 
25  W. 

73  739 

1572 

146  216 

181 

Plißkowo-Andru- 
schew 
Kiew 

Plißkowo 
8  W. 

197  753 

2241 

202  941 

182 

Pogrebischtsche 
Kiew 

Roß 
5  W. 

407  690 

1 

3494 

417  403 

183 

Potaschnjan 
Kiew 

Tagantscha 
8  W. 

114220 

1320 

140449 

184 

Potruschni 
Lublin 

Cholm 
86  W. 

238409 

1133 

245379 

185 

Potschapin 
Kiew 

Korßun 
35  W. 

151  503 

1600 

154  676 

186 

Proßkurow 
Podolien 

Proßkurow 
2  W. 

229  988 

1822 

236880 

187 

Raigorod 
Kiew 

Raigorod 
2  W. 

279  647 

3309 

284863 

188 

Rakitnaja 
Kur 

Rakitnaja 
7  W. 

471865  . 

3851 

485  238 

189 

Ramon 

Woronesch 

(Rübenzuckerraff.) 

Ramon 

IV4  w. 

172  431 

2056 

1 

156107 

190 

Reiobetz 
Lublin 

Reiobetz 
5  W. 

185100 

1315 

187  171 

191 

Rschabskij 
Kur 

Kleinmichelowo 
7  W. 

452309  i 

3350 

478209 

192 

Rschewo-Pawlow 
Kur             1 

Njeschegol 
12  W. 

307  494 

2200 

328458 

135. 
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• 

Entfernung  von 

2^      « 

•'S  »^ 

C 
CS 

Name  der  Fabrik 
Gouvernement 

der  nächsten 

Eisenbahnstation 

Werst 

»rJ  »^  r-i 

o  äS 

193 

Rschischtschewsky 
Kiew 

Mironowka 
35  W. 

99  258 

1865 

141202 

194 

Rogosnjan 
Charkow 

Golowaschewka 
8  W. 

193  872 

1200 

196451 

195 

Rubeschan 
Charkow 

Woltschansk 
17  W. 

293136 

2380 

307  336 

196 

Rybnitza 
Podolien 

Rybnitza 
IV»  W, 

264  358 

2388 

264828 

197 

Rytwansk 
Radom 

Oßtrowtz 

169  003 

1068 

180  292 

55  W. 

(Rübenzuckerraff.) 

198 

Ssablino-  Snamenski 
Cherson 

Snamenka 
8  W. 

547  204 

5400 

591 816 

199 

Ssadow 
Woronesch 

Anna 
8  W. 

177  533 

2127 

182  052 

200 

Ssaliwonkow 
Kiew 

Ußtinowka 
11  W. 

401524 

3363 

407  747 

201 

Ssanniksk 

Warschau 

(Rübenzuckerraff.) 

Lobutsch 
20  W. 

^  V  ▼         * 

248391 

1888 

263150 

202 

Ssatanow 
Podolien 

Woitowzy 
30  W. 

239845 

1144 

245184 

203 

Sswijessa 

Sswijessa 
1  W. 

157  339 

1348 

157  339 

Tfichernigow 

204 

Sswatopolsk 
Kiew 

Ulman 
30  W. 

356  550 

1757 

409244 

205 

Ssewerinow 
Podolien 

Mateikow 
1  W. 

164  716 

1348 

171 142 

206 

Sselischtschensk 
Kiew 

Korssun 
16  W. 

124  619 

955 

126  546 

207 

Ssidorow 
Kiew 

Korssun 
25  W. 

76030 

1272 

104214 

208 

Ssilnitsch 

Petrokow 

(Rübenzuckerraff.) 

Radomsk 
32  W. 

78698 

375 

80  000 

209 

Ssinjaw 
Kiew 

Rakitno 
4  W. 

307  605 

2487 

325  006 

210 

Ssitkowzy 
Kiew 

Ssitkowzy 

8/4  W. 

188  310 

2000 

192  390 

211 

Sskomorosch 
Kiew 

Pogrebischtsche 
15  W. 

324198 

2900 

333  871 

212 

Ssiawgorod 
Charkow 

Kraßnopolje 
20  W. 

217  754 

1913 

227  664 

213 

Ssnejelan 
Kiew 

Bobrinskaja 
4  W. 

271479 

1729 

276164 

214 

Ssoboljew 

Podolien 

(Rübenzuckerraff.) 

Gubnik 
11  W. 

375  648 

2800 

406492 

14 


212 


135. 
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u 

Entfernung  von 

a 

SS 

Name  der  Fabrik 
Gouvernement 

der  nächsten 

Eisenbahnstation 

Werst 

9    *^ 

.2  c^^ 

O   CO 

a  *  ^ 

215 

Ssoisky 
Warschau 

Kutno 
6  W. 

147  367 

760 

150105 

216 

Ssokolow 
Podolien 

Kryschopol 
15  W. 

183980 

1220 

243231 

217 

Ssoßnowetz 
Podolien 

Jaroschenko 
22  W. 

216  333 

1799 

221455 

218 

Ssotnitzyno 
Tambow 

Ssotnitzyno 
1  W. 

119  171 

1234 

130 154 

219 

Sspitschinetz 
Kiew 

Pogrebischtsche 
9  W. 

261840 

2600 

267354 

220 

Sstarinsky 
Poltawa 

Borispol 
25  W. 

78  323 

1668 

1 

169985 

221 

Sstaro-Konstan- 

tinow 

Wolhynien 

Proßkurow 
45  W. 

199  577 

1739 

204749 

222 

Sstaro-Ossotjan 
Kiew 

Fundeklejewka 
8  W. 

199  961 

2053 

214772 

223 

Sstaro-Ssinjaw 
Podolien 

Ssemki 
20  W. 

289  046 

2796 

299  913 

224 

Ssteblew 
Kiew 

Korßun 
18  W. 

131  oa5 

— 

165431 

225 

Sstepanetz 
Kiew 

Mironowka 

168  877 

1578 

174527 

25  W. 

226 

Sstenanow 
Podolien 

Woronowitzy 

341499 

2739 

354128 

1  W. 

227 

Sstrischischow 
Lublin 

Cholm 
40  W. 

273  501 

1350     ' 

289891 

228 

Sstrscheletz 
Warschau 

Kutno 
10  W. 

128  222 

591 

133  525 

229 

Sstrichowetz 
Podolien 

Proskurow 
45  W. 

157444 

1152 

157  444 

230 

Sstrjelkow 
Charkow 

Solotnitzky 
12  W. 

150119 

1500 

154830 

231 

Ssumsko-  Sstepanow 
Charkow 

Golowaschewka 
6  W. 

424057 

3284 

464037 

232 

Ssuprunow 
Charkow 

Woroschba 
20  W. 

354  765 

2765 

377  333 

2:33 

Talnow 
Kiew 

Talnoe 
3  W. 

340455 

2797 

362  502 

234 

Ternow 
Charkow 

Woroschba 
30  W. 

324  732 

2400 

343289 

235 

Tetkino 
Kur 

Tetkino 
Va  W. 

686  332 

4400 

719368 

286 

Towarkow 
Tula 

Bogorodiz 
Va  W. 

155  290 

2000 

155290 

237 

Tomaschpol 

Wapnjarka 

254157 

2290 

267  076 

Podolien 

135. 
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Entfernung  von 

•s| 

:3  <oM 

TS 

a 

es 

Name  der  Fabrik 
Gouvernement 

der  nächsten 

Eisenbahnstation 

Werst 

Produktion 

der  Kampa 

1906/07 

Der  Fabr 
gehörend 
Rübeniläc 
Deßj. 

Produktioi 

fähigkeit  in 

Kamp.  1901 

238 

Tomtschin 
Warschau 

Pnewo 
9  W. 

104579 

478 

106  708 

239 

Toporow 
Kiew 

Sorudnitzy 
8  W. 

448507 

3786 

470  399 

240 

Trawniki 
Lublin 

Trawniki 
Va  W. 

248979 

1420 

264192 

241 

Trostjanetz 
Podolien 

Trostjanetz 
Va  W. 

733 150 

5761 

769840 

242 

Trostjanetz 
Charkow 

Ssmorodino 
IVt  W. 

597  414 

3767 

644998 

243 

Troschtschin 
Kiew 

Mironowka 
40  W. 

134767 

2000 

165  980 

244 

Trubeschtschinsk 

Lebedjan 
30  W. 

104674 

835 

104688 

Tambow 

245 

Turbow 
Kiew 

Kalinowka 
18  W. 

305  639 

2420 

310  294 

'246 

ügroied 
Charkow 

Kraßnopo^e 

429  767 

2090 

468  578 

247 

ügytsch 
Kiew 

Roükoschewka 
22  W. 

354  995 

2972 

367194 

248 

Usin 
Kiew 

Ssucholjessy 
12  W. 

310190 

2700 

310918 

249 

Uladowka 
Podolien 

Uladowka 

»/4    W. 

276  777 

2117 

288  993 

250 

üstjan 

Ustje 
3  W. 

280066 

1980 

292049 

Podolien 

251 

Chmelinetz 
Orlow 

Eljetz 
35  W. 

34779 

611 

160  000 

252 

Chelmitz 
Plotzk 

Wlotzlawsk 
8  W. 

163049 

835 

169  099 

253 

Chodorkow 

Kiew 

(Rabenzuckerraff.) 

Popelnja 
20  W. 

230422 

1865 

277  145 

254 

Chrenowetzk 
Podolien 

Kotuschaui 
6  W. 

251  921 

2450 

262  820 

255 

Zieglerow 
Poltawa 

Kegitschewka 

101452 

1831 

216  212 

12  W. 

256 

Zybulew 
Kiew 

Monastyrischtsche 
1-2  W. 

508  250 

3800 

532  642 

257 

Zelzew 
Kaiisch 

Sserjadz 
an  der  Station 

134209 

908 

139  875 

258 

Zechanow 
Plotzk 

Zechanow 
1  W. 

274  858 

1728 

313  847 

259 

Tscharnominsk 

Popeluchi 
3  W. 

320  303 

2219 

342205 

Podolien 

260 

Tschenstoziz 

Radom 

(Rübenzuckerraff.) 

Ostrowetz 
2Va  W. 

335188 

1910 

354  736 

•5ä 


mt 


PS: 


II. 
11' 


^■K 


•  ^238 
^2425 


^2140 

JS1760 
^7  770 
^686 

^689 
^0162 


2600 

215  976 

1755 

278214 

1317 

181848 

19«0 

202  296 

1376 

212  «08 

4640 

482  768 

1200 

194  76S 

1954 

163441 

1987 

162  0Ö2 

1585     :  161864 


1965       221  »82 


9309        309543 


135. 
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Entfernung  von 

•^  0 

•r^  -S  -fl 

flu 

:3 

Name  der  Fabrik 
Gouvernement 

der  nächsten 
Eisenbahnstation 

9  *5r 

H  k^  OS 

fit    03  ^T 

g  öS 

c8 

Werst 

Ö    Im 

ö^S 

ö  .^^  H 

a"^   * 

^ä« 

281 

Jaropowitsch 
Kiew 

Browki 

198 146 

1450 

205  554 

18  W. 

282 

Jaroschew 

Schpola 
28  W. 

195  323 

1812 

195  323 

Kiew 

R 

affinadefabri 

iken. 

1 

Bogatow 
Samara 

Bogatoe 
IV2  W. 

2 

Hener  &  Co. 
Moskau 

Moskau 

— 

3 

Gniwan 
Podolien 

Gniwan 
V2  W. 

4 

Danilow 
Moskau 

Moskau 

— — 

5 

Schityn 
Wolhynien 

Robnju 
7  W. 

— 

-— 

— 

6 

König 
Petersburg 

Petersburg 

— — 

— — 

7 

Kiew 
Kiew 

Kiew 

^^ 

—^ 

8 

Korjukow 
Tschemigow 

Korjukowka 
1  W. 

— 

— - 

9 

Lebedjew 
Kiew 

Slatopol 

-^ 

— — 

10 

Michailow 
Tschemigow 

Michailowo 
Vi  W. 

— 

11 

Moskau 
Moskau 

Moskau 

— 

12 

Odessa  (Gesellsch. 

Alexejew) 

Cherson 

Odessa 

^^ 

"  ■ 

" 

13 
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